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VORWORT. 


Dies  Buch  ist  eine  etwas  ausführlichere  Bearbeitung  von  Vor- 
trägen, die  ich  auf  der  hiesigen  Universität  gehalten  habe. 

Es  könnte  sein,  dass  man  meine  Arbeit  nicht  vollständig,  sy- 
stematisch und  gelehrt  genug  findet.  Zu  meiner  Entschuldigung 
vermag  ich  nur  anzuführen ,  dass  ich  nicht  auf  dem  gewöhnlichen 
Wege  Universitätslehrer  geworden  bin.  Mein  Weg  vom  Gymnasium 
zur  Universität  ging  durch  das  Comtoir  und  erst  im  Schwabenalter 
bestieg  ich  das  Katheder.  Andrerseits  habe  ich  aber  freilich  auch 
als  Begierungsmitglied  in  verschiedenen  Gegenden ,  an  der  Havel, 
der  Weichsel,  der  Mosel,  dem  Bhein,'  der  Aa,  der  Oder,  im  Laufe 
mehrerer  Decennien  Gelegenheit  gehabt,  manche  Beobachtungen 
und  Erfahrungen  zu  machen. 

Darüber,  dass  ich  bei  meinem  Thema  die  politische  Seite  nicht 
übergangen  habe,  glaube  ich,  wird  es  nicht  nöthig  sein,  dass  ich 
mich  besonders  rechtfertige.  Adam  Smith,  John  Stuart  Mill ,  Fr6- 
däric  Bastiat.  und  J.  G.  Hofimann  gehören  ja  auch  nicht  zu  den  un- 
politischen Schriftstellern. 

Wenn  ich  femer  bei  einzelnen  Materien  auch  Staatsrechtliches 
hervorheben  zu  müssen  geglaubt  habe,  so  wird  man  dies  bei  mir 
hoffentlich  um  so  weniger  missbilligen,  als  ich  der  erste  war,  wel- 
cher eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Preussischen  Staats- 
rechts, im  Jahre  1838,  geliefert  hat. 

Zur  Begründung  meiner  Ansichten  schien  es  mir  nothwendig, 
auf  die  Finanzeinrichtungen  der  einzelnen  Länder  einzugehen.  Da 
ich  den  Preussischen  Staat  besser  als  andere  Staaten  kenne,  so  habe 
ich  ihn  natürlich  vorzugsweise  ins  Auge  gefasst.  Ausserdem  habe 
ich  besonders  die  Verhältnisse  Englands  hervorgehoben ,  weil  diese 
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mir  am  lehrreichsten  zu  sein  scheinen.  Und  ich  denke  auch ,  man 
wird  wohl  Cavour  beitreten  können,  welcher  sagte: 

Von  Petersburg  bis  Madrid,  in  Deutschland  wie  in  Italien,  be- 
trachten die  Feinde  des  Fortschritts  und  die  Anhänger  politischer 
Umwälzungen  in  gleichem  Maasse  England  als  ihren  furchtbarsten 
Gegner.  Die  Einen  klagen  es  an,  der  Herd,  wo  alle  Revolutionen 
reifen,  der  sichere  ZuiSuchtsort,  so  zu  sagen  die  Gitadelle  der  Pro- 
pagandisten und  Gleichheitsmänner  zu  sein.  Die  Anderen  betrach- 
ten im  Gegentheil,  und  vielleicht  mit  mehr  Recht,  die  Englische 
Aristokratie  als  den  Schlussstein  des  socialen  Europäischen  Bannes 
und  als  das  grösste  Hindemiss  fär  ihre  demokratischen  Absichten. 
Dieser  Hass,  den  England  den  extremen  Parteien  einflösst,  sollte 
es  den  Mittelparteien ,  den  Freunden  des  gemässigten  Fortschritts, 
der  graduellen  und  geregelten  Entwickelung  der  Menschheit  theuer 
machen,  kurz  allen  denen,  welche  aus  Princip  den  gewaltthätigen 
Umwälzungen  wie  der  Unbeweglichkeit  der  Gesellschaft  gleich  feind- 
lich sind. 

Breslau  im  Juni  1865. 


Dass  diese  zweite  Auflage  eine  sehr  verbesserte  und  vervoll- 
ständigte der  ersten  ist ,  wird  man  aus  einer  Vergleichung  beider 
sehr  bald  ersehen. 

Berlin,  Mitte  September  1871. 
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Die  Finanzwissenschaft  pflegt  in  den  Lektionskatalogen  Dentscher 
Universitäten  noch  unter  der  Bubrik  der  Staats-  und  Eameralwissen- 
Schäften  aufgeführt  zu  werden.  Das  Wort  Kameralwissenschaft  lässt 
sich  nur  aus  der  Geschichte  des  Eammerwesens  erklären.  Seit  dem 
£nde  des  Mittelalters  findet  sich  nämlich  in  vielen  Deutschen  Läadern 
eine  Behörde,  Kammer  genannt,  welche  besonders  mit  der  Verwaltung 
der  Domänen  und  Begalien  betraut  war.  Oesterreich  hatte  einst  so 
viel  Finanzverfassungen  wie  Erblande,  aber  neben  den  Ausgaben  für 
die  einzelnen  Länder  waren  auch  Ausgaben  für  deren  Gesammtheit  zu 
machen.  Max  I  errichtete  daher  für  seine  Altösterreichischen  Besitzun- 
gen des  Alpenlandes  unter  dem  Namen  fiofkammer  eine  gemeinsame 
höchste  Finanzbehörde.  Böhmen  und  Ungarn  aber  brachten,  als  sie 
unter  Ferdinand  I  den  Altösterreichischen  Ländern  zugefugt  wurden, 
ihre  höchsten  Finanzbehörden  mit,  und  Tyrol  und  Steyermark,  welche 
1565  bei  der  Theilung  des  Landes  unter  die  drei  Söhne  Ferdinand's  I 
zugleich  mit  den  besonderen  Fürsten  besondere  Hofkammem  erhalten 
hatten,  bewahrten  dieselben  auch  dann,  als  sie  1665  wiederum  ein 
Bestandtheil  des  Habsburgischen  Gesammtbesitzthums  wurden.  Die  Hof- 
kammer in  Wien  war  daher  gegen  den  Willen  ihres  Ghründers  zur  Fi- 
nanzbehörde eines  einzelnen  Erblandes  hinabgesunken ,  aber  das  auch 
zu  Leopold's  I  Zeit  gefühlte  Bedürfhiss  nach  grösserer  Einheit  in  den 
Finanzen  föhrte  dahin,  dass  zunächst  die  Hofkammem  von  Tyrol  und 
Steyermark,  dann  auch  die  oberste  Finanzleitung  Böhmens  und  Mäh- 
rens der  Wiener  Hofkammer  überwiesen  wurden.  Bei  Carrs  VI  Kegie- 
rungsantritt  besass  demnach  das  Deutsch  -  Böhmische  Oesterreich  in  der 
Hofkammer  eine  Art  gemeinsames,  aber  sehr  mangelhaft  organisirtes 
Finanzministerium.  Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  die 
Finanzmacht  Gesammtpsterreichs  aus  der  Kontribution ,  d.  h.  dem  von 
den  Ständen  bewilligten  Steuerbeitrag  der  einzelnen  Erblande  und  den 
Kameraleinkünften ,   d.  h.  den  von  ständischer  Bewilligung  unabhängi- 
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gen  Einnahmen,  namentlich  Eegalien  und  indirekten  Steuern,  gebildet. 
Die  ständischen  Eechte  wurden  allmälig,  besonders  unter  Joseph  11  be- 
seitigt und  alle  wichtigen  Angelegenheiten  gingen  von  den  Centralstel- 
len  in  Wien  und  von  den  landesfiirstlichen  Kammern  der  betreffenden 
Erblande  aus*).  Noch  bis  1848  hiess  der  Finanzminister  in  Oester- 
reich  Hofkammerpräsident;  der  Oberstkämmerer  in  Ungarn  war  der 
Präsident  der  Ungarischen  Kammer. 

Was  den  Brandenburgisch -Preussischen  Staat  betrifft,  so  waren 
die  Kurfürstlichen  allgemeinen  Kassen,  welche  man  zu  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  nebeneinander  bestehend  vorfindet,  die  Kammer,  wel- 
che ein  Kämmerer  oder  Kammersekretär ,  und  die  Hofrenthei ,  welche 
ein  Hofrentmeister  verwaltete.  Von  diesen  beiden  Kassen  ist  -  „Sei- 
ner Churfürstlichen  Durchlaucht  Cammer"  die  uralte  Verwaltungsstelle 
aller  landesherrlichen  Geldeinkünfte,  von  der  die  Hofrenthei  erst  im 
16.  Jahrhundert  abgezweigt  wurde.  Demnächst  erscheint  die  Kammer 
gewissermassen  als  eine  Privatkasse  des  Kurfürsten,  wogegen  die  Hof- 
renthei mehr  als  eine  Staatskasse  erscheint.  Die  Einkünfte  der  letzte- 
ren bestanden  ursprünglich  nur  in  den  alten  Kurmärkischen  dem  Unter- 
halt des  landesherrlichen  Hofes  gewidmeten  Einkünften  an  Urbeden, 
Biergeldern ,  Ziesen ,  Zöllen  und  Schleusengeldern ,  Lehnwaaren ,  Land- 
steuern und  dergleichen ;  so  wie  in  den  Ueberschüssen  aus  den  Kurmär- 
kischen Aemtem  und  der  Neumärkischen  Landrenthei.  Denn  fiir  die 
Kurmark  vertrat  von  altersher  die  Hofrenthei  zugleich  die  Stelle  der 
für  andere  Amtskammerbezirke  bestehenden  Land-  oder  Kammer -Reu- 
theien.  Bei  der  16^  bewirkten  Beorganisation  des  1605  von  Joachim 
Friedrich  errichteten  Geheimen  oder  Staatsraths  wurde  nun  gleiclisam 
eine  eigene  Abtheilung  für  das  Finanzwesen  gebildet,  und  1675  ein  Ge- 
neralkommissarius  der  Verwaltung  aller  auf  das  Heerwesen  bezüglichen 
Einkünfte  und  Ausgaben  vorgesetzt,  dem  1678,  mit  dem  Titel  eines 
Hofkammerpräaidenten ,  die  Leitung  der  Domänenverwaltung  und  des 
sonstigen  Kammerwesens  zufiel.  Dann  wurde  ein  besonderer  General- 
kriegskommissarius  bestellt.  So  wurde  die  Finanzverwaltung  in  zwei 
Abtheilungen  zerlegt,  die  man  als  Domänen-  und  Steuerverwaltung 
betrachten  konnte,  aber  gewöhnlich  als  Hofkammer-  und  als  Kriegsde- 
partement bezeichnete.  Es  bestand  auch  eine  getrennte  Kassenverwul- 
tung,  indem  für  die  Zwecke  des  Heerwesens,  die  Kriegseinkünfte  und 
Kriegsausgaben  1674  als  Generalkriegskasse  eine  eigene  Generalkasse 
errichtet  wurde.  Für  seine  persönlichen,  so  wie  für  Hof-  und  Civil- 
aujsgaben  behielt  Friedrich  Wilhelm  (1640  — 1688)  die  Kammer,  für 
welche   die  Bezeichnung  Chatulle  üblich   wurde,    und  die  Hofrenthei, 

1)  C  J.  Perthes,  Politische  Ziutfinde  und  Personen  in  den  Deutschen  LSndern 
de»  H&uses  Oesterreich  von  Carl  VI  bis  Metternich    1869.     S.  18  ff.    99  ff. 
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welche  die  Landeakasse  für  die  Knnnark  blieb,  und  dem  Hofkammer^ 
Präsidenten  speziell  untergeordnet  wurde,  bei.  Zu  den  Bomanenreye- 
nüen  gehörten  indessen  nicht  bloss  die  aus  den  grundherrlichen  Rechten 
des  Staatsoberhauptes  fliessenden  Einkünfte,  sondern  auch  die  Einkünfte 
aas  Regalien,  namentlich  aus  dem  Sal£*  und  Postregal.  Der  Bedeu- 
tung, worin  der  Ausdruck  Domäneneinkünfte  in  der  Preussischen  Fi^ 
nanzverwaltong  gebraucht  wurde,  lag  ursprünglich  nur  das  praktische 
Bedürfhiss  zum  Grande,  ein  bezeichnendes  Wort  zu  finden  für  die  zu 
Hof-  und  Ci^ilzwecken  bestimmten  Staatseinkünfte  zu  deren  IJntersohei- 
dong  Ton  den  zu  Militarzwecken  gewidmeten  Einkünften,  die  man  mit 
einem  Worte  Kriegsgefalle  oder  Kriegarevenüen  nannte.  Früher  war 
der  Eriegsaofwand  der  Kurfürsten  nur  von  periodischen  Bewilligungen 
durch  die  Landstände  abhängig  gewesen.  Für  -das  Sterbejahr  des  gros- 
sen Kurfürsten  waren  die  Staatseinnahmen  etwa  2,500,000  Thlr. ,  wo- 
von auf  die  Domäneneinnahmen  -^  und  auf  die  Kriegsgefalle  -f  kamen. 
Aus  letzteren  wurden  auch  die  Ausgaben  für  den  diplomatischen  Ver- 
kehr mit  dem  Auslande  bestritten ,  sowie  einige  andere  nicht  militäri- 
sche Ausgaben.  Zur  Generalkriegskasse  flössen  auch  die  Subsidien, 
welche  yon  fremden  Mächten  gezahlt  wurden ,  und  die  Kontributionen, 
welche  aus  fremden  Ländern  eingingen,  zusammen  allein  während  der 
Jahre  1674  bis  1688  2,863,282  Thlr. 

Während  der  ßegierang  König  Friedrioh's  I  (1688 — 1713),  wo  eine 
geordnete  Etatseiniichtung  begann  und  das  Rechnungswesen  yerroll- 
kommnet  wurde,  hatte  die  Generalkriegskasse  14  Millionen  Thaler  wirk- 
lich eingezahlte  Subsidien  in  Einnahme  zu  stellen  und  für  die  Bestrei- 
tung des  regelmässigen  Militäraufwandes  mit  zu  yerwenden.  Andere 
Einnahmen  dieser  Kasse  waren  namentlich  Kopfsteuern,  Stempelabga- 
beu,  Accise  in  den  Städten,  Kontribution  auf  dem  Lande. 

Friedrich  Wilhehn  I  (f  1740)  hatte  schon  1713  an  Stelle  der  Ge- 
heimen Hofkammer  und  des  General- Ober -Chatüll-Direktorioms,  so 
wie  der  sonstigen  noch  für  DomänengeßUle  bestehenden  Immediatbehör- 
den  eine  koUegialisch  organisirte  Behörde  unter  dem  Namen  des  Gene- 
ral-Finanz-Direktoriums gesetzt  und  dadurch  die  Domänenyerwaltung 
yereinfacht.  Dieser  Behörde  stand  das  General -Kriegs -Kommissariat 
mit  der  diesem  anyertrauten  Yerwaltang  der  gesammten  für  Militärzwe- 
cke bestimmten  Steuern  gegenüber.  Weiter  wurde  nun  1722  die  Fi- 
naiizyerwaltang  yereinfacht,  indem  an  Stelle  dieser  beiden  Gentralbe- 
hörden  eine  einzige  Aufsichtsbehörde  für  beide  zeither  getrennte  Zweige 
des  Finanzwesens,  das  General- Ober- Finanz -Kriegs-  und  Domänen - 
Direktorium,  trat,  ein  umfiängreiches  Kollegium,  zu  dessen  Präsiden- 
tuT  sich  der  König  erklärte,  welches  in  fünf  Departements,  die  theils 
Froyinzial-,    theils  Realdepartements  waren  und  in  deren  jedem  ein  di- 
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rigirender  Mildster  als  Yicepräsident,  von  ihm  sugeordneten  Bäthen 
unterstützt,  die  Geschäfte  leitete.  Alle  wichtigeren  Angelegenheiten 
sollten  in  Flenarsitzangen  entschieden  werden.  Der  in  der  obersten 
Sphäre  getroffenen  Organisation  gemäss  wurde  auch  1723  die  Froyin- 
zialyerwaltung  überall  eingerichtet.  Die  bis  dahin  neben  einander  be- 
standenen Amtskammem  imd  Eriegskommissariate  gingen  danach  in 
Kriegs-  und  Domänenkammem  über.  In  Betreff  der  Kasseneinrichtnng 
wurde  jedoch  die  alte  vom  grossen  Kurförsten  begründete  Trennung 
zwischen  Domänen  -  und  Eriegskassen ,  sowohl  bei  den  ProvinzialkoUe- 
gien,  wie  bei  dem  Gencraldirektorio  beibehalten.  Auch  bHeb  es  bei 
den  alten  Namen  der  Landrentheien  und  Obersteuerkassen,  die  sie  in 
mehreren  Provinzen  führten  und  die  erst  seit  1773  allgemein  Domä- 
nenkassen und  Eriegskassen  genannt  wurden.  Für  die  Kasseneinrich- 
tung hatte  die  Organisation  von  17 ü  keine  weitere  Folge,  als  dass  die 
Generalfinanzkasse  ihre  frühere  Bezeichnung  Generaldomänenkasse  wie- 
der erhielt.  In  die  beiden  beibehaltenen  Generalkassen,  die  G^neral- 
kriegskasse  und  die  Generaldomänenkasse ,  mussten  nun  alle  Einkünfte 
zusammenfliessen ,  die  für  MUitär-  oder  für  Oivilausgaben  bestimmt 
waren.  Alle  bis  dahin  bestandenen  Nebenkassen  wurden  daher  auch 
lediglich  auf  die  Erhebung  von  Einkünften  beschränkt  und  hatten  diese, 
nach  Bestreitung  der  Erhebungskosten,  an  eine  der  gedachten  General- 
kassen abzuführen.  Die  Beyision  aller  Kechnungen  des  Staatshaushalts 
übertrug  der  König  einer  im  Jahre  1723  eigens  dazu  errichteten  Be- 
hörde, der  General- Rechen -Kammer. 

Von  dieser  verbesserten  formalen  Einrichtung  der  Finanzverwal- 
tung  ist  wohl  nicht  mit  Unrecht  gesagt  worden ,  dass  ihr  eine  EinfEu^h- 
heit  eigen  gewesen  sei ,  wie  sie  niemals  wieder  erreicht  worden.  Durch 
die  komplicirten  Finanz  -  und  Kasseneinrichtungen ,  die  Friedrich  11 
(t  1786)  gründete,  hatte  nämlich  die  Verwaltung  jene  Einfachheit  und 
Uebersiohtlichkeit  eingebüsst. 

Friedrich  Wilhelm  11  (f  1797)  sorgte  zunächst  für  eine  Verbesse- 
rung des  Kassen-  und  Bechnungswesens  und  gab  der  Ober-Bechenkam- 
mer  auch  in  so  fem  einen  erweiterten  Wirkungskreis ,  als  allmälig  wie- 
der die  Bechnungen  aller  Kassen,  welche  dieser  Kontrole  entzogen 
worden  waren,  ihrer  Beyision  unterwoifen  wurden.  Er  versuchte  auch 
eine  Beform  des  Generaldirektorii ,  indem  er  alle  Zweige  des  Finanz- 
wesens wieder  unter  demselben  vereinigen  wollte.  Deshalb  sollten  die 
bis  dahin  in  abgesonderten  Departements  behandelten  Kommerzien-  und 
Manu&ktursachen ,  so  wie  die  Beigwerks-  und  Hüttenangelegenheiten, 
wenn  die  daför  errichteten  besonderen  Departements  auch  aufrecht  er^ 
halten  blieben,  doch  unter  Zuziehung  der  betreffenden  Provinzialdepar- 
tements  bearbeitet  und  in  ihren ,   das  Finanzinteresse  des  Staats  betref- 
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fenden  Hauptpunkten,  im  Plenum  des  Generaldirektoriums  gemeinschaft- 
lich entschieden  werden.  Dasselbe  galt  von  den  Münzsachen,  för  wel- 
che das  frühere  Münzdepartement  des  Generaldirektorii  hergestellt  wurde. 
Die  abgesonderte  Verwaltung  des  Salzwesens  wurde  mit  dem  Bergwerks- 
und Hüttendepartement  verbunden.  Femer  hob  der  König  die  1766 
eingerichtete  Begie  der  Accisen  und  Zölle  auf,  entliess  auch  die  dabei 
noch  beschäftigten  französischen  Beamten  und  übertrug  die  Beaufsichti- 
gung der  Accise-  und  Zollangelegenheiten  einer  neuorganisirten  Gene- 
ral- Accise-  und  Zolladministration,  welche  ein  Departement  des  Gene- 
raldirektorii bilden  sollte.  In  den  Provinzen  wurden  jedoch  die  von 
der  Regie  eingeführten ,  von  den  Kriegs  -  und  Domänenkammem  abge- 
sondert bestehenden  Accise  -  und  Zolldirektionen  damals  noch  beibehal- 
ten, bis  endlich  1805  ihre  Verbindung  mit  den  Kriegs-  und  Domänen- 
kammern angeordnet  wurde.  Die  General -Accise-  und  Zolladministra- 
tion wurde  1787  mit  der  Generalverwaltung  der  Handels-  und  Manu- 
faktursachen zu  einem  „General  -  Fabriken  -  und  Commercial-,  wie  auch 
Accise-  und  Zoll-Departement^'  vereinigt. 

Bald  nach  Antritt  seiner  Begierung  setzte  Friedrich  Wilhelm  m 
(t  1840)  eine  besondere  Kommission  der  Finanzen  ein,  um  zeitgemäs- 
sige  Reformen  und  Verbesserungen  in  Vorschlag  zu  bringen.  Erhebli- 
ches kam  nicht  zu  Stande,  wenn  man  auch  schon  damals  —  wie  heute 
—  die  Absicht  aussprach,  die  „Vielschreiberei"  wenigstens  einzuschrän- 
ken ,  was  freilich  ohne  starke  Verminderung  der  Zahl  der  Behörden  und 
Beamten,  die  ja  Analphabeten  nicht  sein  sollen,  unmöglich  ist.  Der 
König  erweiterte  den  VTirkungskreis  der  Ober -Rechenkammer,  errich- 
tete eine  Generalkontrole  der  Finanzen,  die  bis  1807  bestand,  und  er- 
nannte einen  Generalkontroleur ,  welcher  Mitglied  des  Generaldirektorii 
ohne  Departement  war  und  die  Etats  mit  zu  zeichnen  hatte.  Dem  Ge- 
neraldirektorio  wurde  eine  regelmässige  Abhaltung  von  Plenarsitzungen 
wieder  zur  Pflicht  gemacht,  wozu  die  sieben  Minister,  welche  den  ein- 
zelnen Finanzdepartements  damals  präsidirten,  sich  mit  ihren  Räthen 
pünktlich  zu  versammeln  hatten,  auch  von  Neuem  eingeschärft,  dass 
jeder  Minister  mit  seinen  Räthen  allein,  nur  Angelegenheiten  abfertigen 
dürfe,  welche  auch  sein  Departement  allein  angingen.  Zugleich  wur- 
den alle  mit  dem  Generaldirektorio  noch  nicht  verbundenen  oder  in  sei- 
nen Plenarsitzungen  noch  nicht  vertretenen  Provinzial-  und  Realdepar- 
tements ,  so  wie  die  sonstigen  Immediatverwaltungen ,  welche  noch  eine 
abgesonderte  Stellung  behalten  hatten,  mit  dem  Generaldirektorium  ver- 
bunden, namentlich  1799  die  Bank,  Lotterie  und  Post.  Dabei  war 
auch  die  Absicht,  die  in  einer  gewissen  Unabhängigkeit  dastehenden 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Provinzen,  der  Fränkischen  Fürsten- 
thümer  und  der  ehemals  Polnischen  Provinzen ,  unter  gleichen  Verhalt- 
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nissen,  wie  die  übrigen  alteren  Provinzialdepartemenls ,  dem  General- 
direktorio  einzuverleiben.  Das  Fränkische  Landesministerium  wurde 
daher  1798  aufgehoben  und  als  Fränkisches  Provinzialdepartemeni  un- 
ier gleichen  Rechten  und  Pflichten ,  wie  andere  Prorinzialdepartements 
dem  Generaldirektorio  einverleibt.  Dasselbe  geschah  1799  mit  dem 
Provinzialdepartement  von  Südpreussen  und  Neuostpreussen.  Neuost- 
preussen  verblieb  dabei  unter  der  Leitung  des  Ministers,  der  zugleich 
das  Altpreussisohe  Departement  verwaltete.  Südpreussen  dagegen  wurde 
dem  Chef  des  Neumärkisch  -  Pommerschen  Departements  mit  untergeord* 
net,  der  Sitz  seiner  Verwaltung  dadurch  von  Breslau  nach  Berlin  ver- 
legt und  der  frühere  Zusammenhang  derselben  mit  dem  Schlesischen 
Provinziahninisterium  aufgehoben.  Die  letztere  Behörde  war  hiernach 
die  einzige  Immediatbehörde ,  die  ohne  Verbindung  mit  dem  Generaldi- 
rektorio blieb.     Letzteres  hat  noch  bis  1807  fortbestanden^). 

Nach  dem  Publikandum,  betreffend  die  veränderte  Verfassung  der 
obersten  Staatsbehörden  in  Beziehung  auf  die  innere  und  Finanzver- 
waltung,   d.  d.  Königsberg  den  16.  December  1808  hatte  der  König  be- 
schlossen,  den  obersten  Verwaltungsbehörden  für  das  Innere  und  die 
Finanzen  eine  verbesserte,  den  Fortschritten  des  Zeitgeistes,  der  durch 
äussere  Verhältnisse  veränderten  Lage  des  Staats  und  den  jetzigen  Be- 
dürfiiissen  desselben,    angemessene  Geschäftseinrichtung  zu  geben,  und 
hob  daher  die  in  dieser  Hinsicht  bestandenen  Einrichtungen  auf.     „Die 
neue  Verfassung  bezweckt,   der  Geschäftsverwaltung  die  grösstmöglich- 
ste  Einheit,    Sjraft  und  Begsamkeit  zu  geben,    sie  in  einen  obersten 
Punkt  zusammenzufassen,    und  die  Geisteskräfte  der  Nation  und  des 
Einzelnen  auf  die  zweckmässigste  Art  für  solche  in  Anspruch  zu  neh- 
men.    Die  Begierungsverwaltung  geht  zu  dem  Ende  künftig  von  einem, 
dem  Oberhaupt  des  Staats  unmittelbar  untergeordneten  obersten  Stand- 
punkt aus.     Es  wird  von  demselben  nicht  allein  das  Ganze  übersehen; 
sondern  auch  zugleich  unmittelbar  auf  die  Administration  gewirkt.    Eine 
möglichst  kleine  Zahl  oberster  Staatsdiener  steht  an  der  Spitze  einfeuib 
organisirter,    nach   Hauptverwaltungszweigen   abgegrenzter  Behörden; 
im  genauesten  Zusammenhang  mit  dem  Begenten  leiten  sie  die  öffent- 
lichen Geschäfte  nach   dessen   unmittelbar  ihnen   ertheüten  Befehlen, 
selbstständig  und  selbstthätig  mit  votier  Feraniivorth'ckkeit ,   und  wir- 
ken so  auf  die  Administration  der  untergeordneten,   in  gleicher  Art  ge- 
bildeten Behörden  kräftig  ein."     Die    oberste  allgemeine  Leitung  der 
ganzen  Staatsverwaltung  sollte  sich  in  dem  Staatsrath  vereinigen.     Die 
über  dessen  Organisation  damals  noch  vorbehaltenen  Bestimmungen  sind 
zwar  später  ergangen,   aber  bedeutungslos  geworden,  da  der  Staatsrath 

1)  Vergl.  A.  F,  Riedd^  der  Braudenburgisch  Preussische  Staatshaushalt  in  den 
beiden  letzten  Jahrhunderten.     1866. 
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faktisch  zu  existiren  aufgehört  hat,  auch  die  Yeifassungsurkuude  ihn 
ignorirt  ^).  „Bas  Ministerium  der  Finanzen  leitet  und  verwaltet  die  ^e- 
sammle  Staatseinnahmen^  —  also  ohne  Ausnahme  und  nicht  etwa  bloss  die 
Nettoeinnahmen.  »^Die  Staatsausgaben  rcssortiren  nur  in  so  weit  von  die- 
sem Departement,  als  sie  durch  die  Finanzverwaltung  selbst  Teranlasst 
werden.  Die  Bedüi&isse  der  übrigen  Yerwaltungszweige  weiset  der  Mi- 
Bister  der  Finanzen  den  betreffenden  Departementsche£s  nach  einer  ge- 
meinschaftlich mit  solchen  Torgenommenen  Ausmittelung  des  Bedarfs  in 
Toller  Summe  an  und  diese,  so  wie  die  ihnen  untergeordneten  Sektio- 
nen- haben  nachher  die  weiteren  Dispositionen  darüber.  Es  gehört  hin- 
gegen Tor  das  Finanzministerium  die  Verwaltung  der  Uebersohüsse,  die 
Leitung  des  Staatsschuldenwesens  und  der  unmittelbaren  Geldinstitute 
des  Staats,  namentlich  der  Bank  und  der  Seehandlung,  wenn  gleich 
deren  Fonds  aus  PriTatvermögen  besteht.''  Das  Ministerium  theilte  sich 
in  1)  die  Sektion  des  Generalkassen-,  Bank-,  Seehandlung-  und  Lotte- 
liewesens;  2)  die  Sektion  für  die  Domänen  und  Forsten  und  3)  die  Sek- 
tion der  direkten  und  indirekten  Abgaben.  Zum  Bessert  der  ersten 
Sektion  „gehört  die  Verwaltung  der  üeberschüsse  des  haaren  Staatsver- 
mögens,  die  Bearbeitung  des  Staatsschuldenwesens,  die  Leitung  sämmt- 
licher  Geldinstitute  des  Staats.  Sie  hat  die  Kuratel  über  die  G^neral- 
staatskasse  und  die  Anweisung  aller  ausserordentlichen  Zahlungen.  Das 
ganze  Fensionswesen  gehört  für  solche,  insoweit  nicht  einer  oder  der 
andern  Partie  ein  eigner  Pensionsfonds  zur  Verwaltung  überlassen  wird. 
Die  Stifter  ressortiren,  insoweit  eine  königliche  Disposition  über  solche 
eintritt,  yon  dieser  Sektion.  Bei  solcher  wird  eine  Staatskassen -Buch- 
halterei  unter  der  Leitung  eines  Staatsraths  geführt.  Ihr  sind  unmit- 
telbar untergeordnet:  1)  die  Generalstaatskasse,  in  welche  sich  sämmt- 
liche  bisher  stattgefnndene  Generalkassen  yereinigen,  und  yerschiedene 
Ausgabekassen  a)  für  die  Militärausgaben ,  b)  für  die  auf  die  Givilliste 
Bezug  habende  Ausgaben,  c)  für  alle  auf  das  Staatsschuldenwesen  Be- 
zug habende  Ausgaben;  2)  die  Bank;  3)  die  Seehandlung;  4)  die  Lot- 
terie, bei  welcher  ein  Gleiches  stattfindet.''  „Die  Ober- Brechenkammer 
steht  künftig  unter  dem  gesammten  Staatsrath  und  Torerst  unter  den 
gesammten  Ministerien.  Dir  Zweck  und  Bessert  ist  bekannt.  Sie  er- 
hält eine  neue  Organisation  und  Instruktion,  wobei  sie  Bücksichts  des 
Materiellen  ihrer  Geschäftsführung  möglichst  selbstständig  und  unabhän- 
gig werden  soll.  Sie  bleibt  in  Ansehung  derselben  nur  Uns  unmittelbar 
▼erantwortlich  und  erhält  auch  yon  Uns  unmittelbar  die  erforderlichen 
Befehle.  Nur  in  Absicht  des  formalen  Geschäftsbetriebes  wird  sie  dem 
Staatsrath  untergeordnet  und  muss  demselben  darüber  Bechenschaft  ab- 

- 

1)  Vorschlftge  Aber   die  Wiedereinsetsnng  eines  Staatsraths  findet  man  in  der 
Seilrift  eines  Ungenannten:  Die  fieform  der  Prenssischen  Verfassung  1870  S.  242  sqq. 
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legen/^  „Zu  mehrerer  Belebung  des  Gesehäftsganges  in  den  Proyinzen'^ 
sollten  Oberpräsidenten  angesetzt  werden ,  einer  für  die  Provinzen  Ost- 
preussen,  Littbauen  und  Westpreussen,  einer  für  die  Eurmark,  Neu- 
mark und  Pommern,  einer  för  Schlesien. 

Am  23.  ej.  erging  eine  Instruktion  für  die  Oberpräsidenten  und 
am  26.  ej.  wurden  eine  Verordnung  wegen  verbesserter  Einrichtung  der 
Provinzial-,  Polizei-  und  Finanzbehörden,  so  wie  eine  Geschäfbsinstruk- 
tion  für  die  Eegierungen  erlassen  —  Yorschriften,   die  zwar  im  Laufe 
der  Jahre  Abänderungen,  aber  nicht  eben  Verbesserungen  erfahren  haben, 
so  dass  seit  1 808  eine  weitere  wirkliche  Beform  der  Verwaltung  in  Preus- 
sen  nicht  stattgefunden  hat.    Die  Kriegs-  und  Domänenkammern,  welche 
den  Namen  Begierungen  erhielten,   sollten  Bücksichts  der  ihrem  Wir- 
kungskreise anvertrauten  Distrikte  den  Vereinigungspunkt  der  gesamm- 
ten  innem  Staatsverwaltung  in  Beziehung  auf  die  Polizei-,  Finanz-  und 
Landesangelegenheiten  bilden.     Daher  wurde  auch  in  Aussicht  gestellt, 
die  Oberbergämter  mit  ihnen  zu  vereinigen.     Die  Domänenkammem  zu 
Königswusterhausen  und  Schwedt  wurden  mit  der  Begierung  in  Pots- 
dam ,   welche  aus  der  bisherigen  Kurmärkischen  Kriegs  -  und  Domänen- 
kammer in  Berlin  entstand,  vereinigt.    Bei  jeder  Begierung  soUte  künf- 
tig nur  Eine  Hauptkasse  sein,   in  welcher  „sich  sämmüiche  Domänen - 
und  landesherrliche,  folglich  auch  die  Accise-  und  ZoUrevenüen,  so  wie 
sämmtUche  daraus  zu  bestreitende  Ausgaben  vereinigen."    Bei  den  Etats 
waren  „sämmtliche  Steuern  von  den  Domänen-  und  grundherrlichen  Be- 
venüen  genau  abzusondern,  jene  sowohl  als  diese  in  besondem  Etats 
zusammenzu&ssen ,   und  die  Steuern  nach  direkten  und  indirekten  von 
einander  zu  unterscheiden  und  aufzuführen ,   alsdann  natürlich  auch  die 
Accise-  und  ZoUrevenüen  auf  den  Steueretat  kommen.''     Die  den  X&m- 
mem  bis  dahin  übertragen  gewesene  Bechtspflege  sollte  zu  den  Gerich- 
ten übergehen  und  die  Kammerjustizdeputationen  wurden  daher  aufge- 
hoben.    ),Die  kompetenten  Gerichte  erhalten  die  ungetheilte  Verwal- 
tung des  richterlichen  Amtes  in  Bücksicht  sämmtlicher  Angelegenheiten 
des  Kameralressorts  ohne  Ausnahme,   sie  mögen  dazu  schon  gehört  ha- 
ben,   oder  jetzt  erst  gelegt  werden,    es  mag  dabei  auf  Entscheidung 
eines  Civilanspruchs,   oder  einer  Kontravention  ankommen,  Fiskus  bei 
der  Sache  interessirt  sein  oder  nicht."     Gleichzeitig  erhielten  die  Lan- 
desjustizkollegien,   die  bis  dahin  Begierungen  hiessen  oder  auch  andere 
Namen  geführt  hatten,   mit  Ausschluss  des  Kammergerichts,   welches 
diesen  Namen  noch  hat,  den  Titel  Oberlandesgerichte,  welcher  1849  in 
die  Bezeichnung  AppeUationsgerichte  umgewandelt  wurde. 

Die  gegenwärtig  bestehende  Hofkammer  der  königlichen  Familien- 
güter ist  wohl  nicht  eine  Behörde  des  Staats,  sondern  ressortirt  von  dem 
Minister  des  königlichen  Hauses  v.  Schleinitz,  welcher  nicht  Mitglied 
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des  Staatsministeriums,  auch  überhaupt  nicht  Staatsdiener,  sondern  Die- 
ner des  Königs,  dennoch  aber  wie  jeder  Staatsbeamte  an  die  Yei&ssung, 
die  er  gegengezeichnet  und  beschworen  hat,  gebunden  ist.  — 

Von  den  Männern,  welche  im  siebenzehnten  Jahrhundert  über  £a- 
meralsachen  schrieben,  wurde  zwar  darauf  gedrungen,  dass  neben  der 
fiskalischen  Seite  auch  die  wirthschaftspolizeiliche  der  Kammern  gepflegt 
werde.  Indessen  war  die  fiskalische  Seite  doch  immer  überwiegend, 
und  das  Interesse  der  absoluten  Fürstenmacht  £EUid  in  den  Kammern 
ihr  eigenes,  von  ständischer  Einmischung  nicht  gehindertes  Werkzeug. 
Es  wurde  nun  auch  nöthig,  dass  die  Männer,  welche  im  Kameral&ch 
angestellt  werden  wollten,  sich  darauf  besonders  Torbereiteten,  da  die 
Juristerei  allein  dazu  doch  nicht  mehr  ausreichen  wollte.  So  kam  eine 
eigene  Doktrin  auf,  und  in  dieser  Hinsicht  that  König  Friedrich  Wil- 
helm I  Ton  Preussen  einen  grossen  Schritt,  indem  er  1727  eigene  Pro- 
fessuren der  Oekonomie  und  Kameralwissenschaft  auf  den  Uniyersitäten 
Halle  und  Frankfurt  errichtete.  Danach  bildete  sich  dann  auf  den  Deut- 
schen IJniyersitäten  eine  förmliche  Schule  von  Kameralisten.  Das  Wort 
Kameralwissenschaft  wurde  indessen  in  sehr  verschiedenem  ümfisuige  ge- 
braucht. Doch  hat  sich  in  Deutschland  die  Yolkswirthschaftslehre  aus 
der  Kameralwissenschaft  herausbilden  müssen,  während  sie  in  Italien 
und  England  Torzugsweise  von  Betrachtung  der  Münzpolitik  und  des 
auswärtigen  Handels  ausgegangen  ist.  Sie  ist  dem  Worte  und  der 
Sache  nach  den  Itaüenem,  Engländern  und  Franzosen  fremd,  die  daför 
wohl  nur  den  Ausdruck  Finanzwissenschaft  gebrauchen  könnten.  Diese 
wird  von  ihnen  i^  der  Hegel  als  ein  Theil  der  politischen  Oekonomie 
behandelt,  und  besonders  kommt  die  Lehre  von  der  Besteuerung  in  Be- 
tracht, wenig  oder  gar  nicht  aber  die  Lehre  yon  den  Domänen  und  Re- 
galien —  und  ganz  natürlich,  da  Domänen  und  EegaLien  beinahe  nur 
noch  in  Deutschland  vorkommen ;  in  England  und  Frankreich  hat  sich 
davon  wenig  erhalten. 

Auch  in  Deutschland  sind  die  Einkünfte  aus  Domänen  und  Bega- 
lien  längst  nicht  mehr  ausreichend ,  um  die  öffentlichen  Bedürfhisse  da- 
raus zu  bestreiten.  Allenthalben  erlangten  die  Steuern  grössere  Wich- 
tigkeit. Die  Staatskassen  wollte  man  immer  voll  haben.  Es  wurde 
also  nöthig,  dass  die  Staatsmänner  sich  damit  beschäftigten,  unter  wel- 
chen umständen  und  Bedingungen  recht  Viel  aus  Steuern  gezogen  wer- 
den könnte.  Sie  mussten  also  auf  Mittel  denken ,  damit  die  Üntertha- 
nen  reich  werden,  um  im  prästationsföhigen  Zustande  zu  sein,  d.  h. 
recht  viel  Steuern  zahlen  zu  können.  Die  Staatsmänner  mussten  auch 
ndt  der  Wissenschaft  bekannt  sein,  welche  Engländer,  Franzosen  und 
andere  Völker  politische  Oekonomie  nennen,  die  wir  jetzt  häufig  ebenso, 
oder  auch  Yolkswirthschaftslehre  nennen,  und  die  man  weniger  passend 
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Nationalökonomie  oder  Staatswirthschaft  genannt  hat  —  denn  mit  der 
Nationalität  hat  sie  nichts  zu  scliaffen  und  unter  Staatswirthschafb  könnte 
man  eher  die  Pinanzwissenschaft  yerstehen.  Das  Studium  der  Yolks- 
wirthschaftslehre  ist  nun  immer  wichtiger  geworden,  je  weniger  die 
Künste  und  Kunststücke  der  Kameralisten ,  aus  Domänen  und  Begaüen 
Geld  herauszuschlagen  y  ausreichten.  Die  Zeit  jener  alten  Kameralisten 
ist  überhaupt  vorbei.  Sie  waren  allerdings  hauptsächlich  Finanzmän- 
ner.  Auch  jetzt  ist  es  nützlich,  wenn  solche  Kenntnisse  Ton  der  Land- 
und  Porstwirthschaft,  vom  Bergbau,  von  Gewerben  und  vom  Handel 
haben.  Doch  müssen  sie  ausserdem  und  ganz  besonders  Oekonomisten 
oder  Volkswirthe  sein  —  was  übrigens  keineswegs  bloss  von  denjeni- 
gen, welche  sich  dem  Verwaltungsdienst  widmen  wollen,  gilt,  sondern 
überhaupt  von  Allen,  welche  ein  Wirken  im  Öffentlichen  Leben  beab- 
sichtigen, sei  es  nun  als  Staatsdiener  überhaupt,  oder  als  Advokat,  oder 
in  dem  immer  wichtiger  werdenden  Beruf  als  Gemeindebeamter,  oder 
endlich  als  Volksvertreter  oder  als  Gemeindevertreter. 

Im  März  1805  schrieb  Leopold  Krug  in  der  Vorrede  zu  seinen  Be- 
trachtungen über  den  Nationalreichthum  des  Preussischen  Staats  und 
über  den  Wohlstand  seiner  Bewohner:  „Viele  Menschen,  die  ihre  Un- 
fähigkeit zu  wissenschaftlichen  Untersuchungen  selbst  fühlen,  glauben 
sich  doch  weise  genug,  staatswirthschaftliche  Anordnungen  der  Kegie- 
rung  beurtheilen  und  neue  Gesetze  und  Einrichtungen  vorschlagen  zu 
können.  Aber  es  ist  auch  ein  Erfiüirungssatz,  den  wir  oft  bestätigt  fin- 
den: dass  das  Studium  dieser  für  alle  Menschen  interessanten  Wissen- 
schaft bei  der  Bildung  unserer  Geschäftsmänner,  die. man  Kameralisten 
nennt,  gar  sehr  vernachlässigt  wird.  Es  ist  wirklich  auf  Universitäten 
zum  Sprichwort  geworden ,  von  einem  Menschen ,  der  nichts  lernt  und 
nichts  lernen  wiU,  zu  sagen:  er  studire  Kameralwissensehaften.  An 
diesem  Missbrauche  des  Worts  Kameralwissenschaft,  welche  doch  nach 
der  selbst  geäusserten  Meinung  ihrer  Lelirer  die  Staatswirthschaft  in 
sich  begreifen  soll,  sind  unsere  gewöhnlichen  Systeme  und  Lehrbücher 
der  Kameralwissenschaft  selbst  Schuld;  sie  lehren  den  Anschlag  einer 
Branntweinbrennerei,  einer  Theerhütte  und  einer  Grützmühle  machen; 
sie  lehren,  wie  viele  Fäden  die  Leinwand  und  der  Taft  im  Aufzuge  und 
Einschlage  haben  müsse,  aber  —  was  Zirkulation  und  Nationalreich- 
thum sei,  das  ist  bei  ihnen  nicht  zu  finden;  sie  lehren,  wie  Käse  ge- 
macht und  wie  Eisen  geschmolzen  wird,  aber  sie  lehren  nicht,  wie  der 
Ackerbau,  der  Handel  und  alle  Gewerbe  Einfluss  auf  den  Wohlstand 
des  Staats  und  seiner  Bewohner  haben;  sie  lehren,  durch  welche  Mit- 
tel man  die  Maikäfer  vertreiben  kann ,  aber  sie  lehren  nicht  das  für  den 
Zweck  der  Staatswirthschaft  wohlthätigste  Verhältniss  aller  einzelnen 
Klassen  im  Staate.     Kurz  —  sie  lehren  das,  was  dem  Kameralisten  in 
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einzelnen  Fällen  nützlich  »ein  kaun^  aber  nicht  das,  was  ihm  in  allen 
FSUen  nicht  bloss  nützlich  sondern  unentbehrlich  ist."  Wenn  auch 
gegenwärtig  diese  Studien  auf  Freussischen  Universitäten  nicht  sehr  eif- 
rig betrieben  werden^),  so  kommt  dies  vielleicht  daher,  dass  sie  wenig 
Förderung  erfahren  ')  und  dass  ihr  Nutzen  den  Studirenden  der  Rechte 
nicht  in  die  Augen  fiült.  Die  einträglichen  Verwaltungsstellen ,  sogar 
die  höchsten,  werden  —  in  Mecklenburg  —  &st  ausschliesslich  mit 
Fachjuristen  besetzt.  Ein  „tüchtiger  Jurist"  gilt  dort  für  das  nou  plus 
ultra  aller  Weisheit  und  eignet  sich  nach  Altmecklenburgischer  An- 
flchauung  för  alles,  sogar  für  die  schwierigsten,  ihm  völlig  unbekann- 
ten Yerwaltungsfächer  ^).  Und  mit  der  Altmecklenburgischen  An- 
schauung steht  auch  wohl  die  Neupreussische  im  Einklang.  Wenigstens 
stellte  der  Minister  des  Innern  6r.  Eulenburg  in  der  Sitzung  des  Abge- 
ordnetenhauses vom  4.  December  1866  als  Gegensatz  eines  nicht  vorge- 
bildeten, vielleicht  veifolgungssüchtigen  oder  sonst  unbefahigten  Beam- 


1)  Als  ich  in  Berlin  stadirte,  war  es  nicht  angewöhnlich,  auch  noch  andere 
als  Brodkollegia  so  hören;  als  ich  in  Breslau  lehrte,  wurden  von  den  Studiren- 
den  der  Rechte  in  der  Regel  nur  Brodkollegia  angenommen,  auch  diese,  wie  be- 
kannt, von  den  meisten  nicht  regelmässig  besucht,  da  Einpanken  üblich ,  die  Prü- 
fungen also  nicht  strenge  waren. 

2)  In  der  Zeitschrift  des  K.  P.  statistischen  Bureaus  1865  S.  272  heisst  es  im 
Briefkasten:  „Ihre  Anfrage,  wie  es  möglich  sei,  dass  der  Ordinarius  für  Staats - 
und  Eameralwissenschaften  an  der  Hochschule  einer  der  grossten  Provinzen  des 
Staats  (ohne  dass  ein  Ersatz  für  ihn  vorgesehen)  die  ihm  anvertrauten  Lehrfächer 
nun  schon  Jahre  lang  ungelesen  lasse,  dessen  ungeachtet  aber  den  Universitätsge- 
halt fortbeziehe,  obschon  er  100  Meilen  entfernt  von  seinem  eigentlichen  Domicil 
zu  seinem  Privatvergnügen  eine  „ungelesene^'  (?  Red.)  Privatzeitschrift  redigire,  — 
können  wir,  hn  Hinblick  auf  die  Richtigkeit  der  Thatsache,  lediglich  dahin  beant- 
worten, dass  es  eben  möglich  ist*^  —  An  einer  andern  Hochschule  ist  seit  18ff 
der  Ordinarius  nur  im  Sommer  anwesend;  ein  Privatdocent  wurde,  ohne  dass  er 
selbst  einen  Antrag  deshalb  gestellt  hatte,  1861  zum  Extraordinarius  ernannt,  und 
nahm,  nachdem  er  länger  als  sieben  Jahre  ohne  Gehalt  gewesen  war,  den  Abschied. 
—  Die  Jahrbücher  der  Oesellschafls •  und  Staatswissenschaften,  herausgegeben  von 
Dr.  J.  C.  Glaser,  „Professor  der  Staats-  und  Kameralwissenschaften** ,  1866.  Juni 
S.  561  hoben  „die  politische  Gefährlichkeit  der  volkswirthschaftlichen  und  Handwer- 
kervereine  in  Preussen**  hervor.  —  Dem  Präsidenten  des  Revisionskollegiums  in 
Berlin,  Lette  (f  1868)  soll  1865  der  Urlaub  zum  Besuche  des  Kongresses  der  Deut- 
schen Volkswirthe  in  Nürnberg  verweigert  worden  sein. 

8)  M.  Wiggeriy  die  Finanzverhältnisse  des  Grossherzog^hums  Mecklenburg - 
Schwerin.  1866  S.  VII.  —  Im  siebenzehnten  Jahrhundert  bemerkte  der  Holländer 
Peter  de  la  Court,  Tuohwirker  in  Leiden  und  Magister  beider  Rechte,  über  die 
Regierung  und  die  Behörden,  dass  erfahrene  Kaufleute  im  Allgemeinen  befähigter 
sind  zur  Leitung  öfifentlicher  Angelegenheiten ,  als  einseitig  gebildete  Juristen ,  die 
alles  nach  den  Grundsätzen  des  Römischen  Rechts  behandeln  wollen  und  sich  ein- 
bilden, ohne  ihre  Vorsorge  müsse  Alles  schief  gehen.  Vergl.  Vierteljabrsschrift 
flir  Volkswirthschaft  und  Kulturgeschichte    1866.    Bd.  IV.  S.  95— 99. 
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ten  nur  einen  Juristen  auf.  Im  August  1 846  hatte  Yarnhagen  geschrie- 
ben: „Gestern  kam  Weiher  und  meldete,  dass  Herr  y.  Düesberg  Fi- 
nanzminister geworden;  mir  sehr  gleichgültig;  immer  aus  dem  alten 
E[reis  unselbstständiger,  abgerichteter  Beamten ,  die  aber,  wo  die  Ab- 
richtung nicht  ausreicht,  sogleich  rathlos  sind.  Der  yiele  Personen- 
wechsel in  den  Staatsämtern  macht  seine  Nachtheile  fühlbar;  hier  und 
in  den  Provinzen  klagt  man  über  Missgriffe  in  den  Geschäften,  Stok- 
kungen,  Verschleppungen  aUer  Art.  So  ein  Staat  ist  wirklich  ein 
Wunderwerk ,  mit  allen  Gebrechen  und  Leiden  besteht  er  doch  und  lebt 
so  weiter;  es  ist  freilich  auch  danach!''  —  Als  Düesberg,  vorher  ledig- 
lich als  Jurist  bekannt,  Finanzminister  war,  wurde  die  Bankordnung 
erlassen ,  es  fand  eine  Erhöhung  der  Schutzzölle  von  Baumwollengam, 
Leinengarn  und  Leinengeweben  statt,  es  wurde  ein  Ausgangszoll  auf 
Getreide,  Hülsenfrüchte  und  Mehl  gelegt,  es  wurden  Steuern  auf  Wild- 
pret  eingeföhrt,  es  wurde  die  Kartoffelausfuhr  und  die  Verwendung  von 
Kartoffeln,  Getreide  und  anderen  mehligen  Stoffen  zur  Bereitung  von 
Brantwein  verboten  —  aber  welche  Beformen  im  Finanzwesen  hatte  er 
gemacht,  als  er  im  März  1848  abging? 

Wer  die  letzte  Prüfung  zu  hohem  Verwaltungsämtem ,  sogar  „mit 
Auszeichnung" ,  bestanden  hat ,  kann  in  der  Justiz  nicht  angestellt  wer- 
den, aber  sehr  vielen  Justizbeamten,  welche  für  die  Verwaltung  nicht 
geprüft  sind,  ist  es  gelungen,  in  dieselbe  hinein  zu  kommen,  und  zwar 
sowohl  in  die  Staatsverwaltung  als  auch  in  die  Gemeindeverwaltung. 
Ob  dies  für  die  Justiz  ein  Verlust  oder  ein  Gewinn  war,  weiss  ich  nicht. 
Ich  glaube  aber  nicht ,  'dass  es  ein  Gewinn  für  die  Verwaltung  ist,  zu- 
mal nach  den  Zeugnissen,  welche  den  jetzigen  Juristen  von  Praktikern 
und  Theoretikern  ausgestellt  worden  sind.  In  der  Sitzung  des  Abge- 
ordnetenhauses vom  30.  November  1866  beschrieb  Lasker,  „wie  die 
Richter  in  Preussen  entstehen";  Waldeck  (f  1870)  hob  hervor,  wie  die 
Staatsanwälte  „in  neuerer  Zeit  so  begünstigt  worden  beim  Avancement, 
auch  in  die  richterlichen  Stellen,  dass  das  ganze  Streben  der  jungen 
Leute,  die  man  Streber  nennen  kann,  daliin  geht,  in  die  Staatsanwalt- 
schaft zu  kommen" ;  und  Lesse  wies  darauf  hin ,  wie  viele  Juristen  von 
vornherein  den  Bichterstand  nur  als  eine  Durchgangsstufe,  um  durch 
dieselbe  zur  Advokatur  zu  gelangen,  betrachteten,  während  das  richti- 
gere Verhältniss  doch  das  umgekehrte  sein  würde.  H.  A.  Zachariä  hat 
sich  dahin  ausgesprochen,  dass  viele  Juristen  von  staatsrechtlichen 
Doktrinen  überhaupt  nicht  viel  wissen  und  sich  unter  einem  durchaus 
civilistisch  begrenzten  Horizont  bewegen  *).     Nicht  milder  urtheilt  ein 


1)  Zeitschrift  fttr  die  gesammte  Staatswissenscbaft.    1863.   S.  614. 
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anderer  *  angesehener  Eechtslehrer,  R.  Gneist^),  indem  er  sagt:  ,,Die 
Kegel  ist,  dass  der  Preussische  Jurist  ohne  alle  staatsrechtlichen  Kennt- 
nisse in  die  Gerichtshöfe  eintritt.  Als  Anscnltator  und  Eeferendarius 
wird  er  von  seinen  Meistern  in  der  Meinung  bestärkt,  dass  er  sich  stets 
an  das  zu  halten  habe,  was  er  unmittelbar  braucht,  das  Allg.  Landr. 
Th.  I  und  den  täglichen  Prozessgang.  Dies  nennen  sie  praktisch ;  alles 
Andere  ist  „Theorie".  Der  Schlüssel  zu  vielen  EÄthseln  für  den  aus- 
ländischen Juristen,  der  mit  ihnen  in  Diskussion  geräth,  liegt  darin,  dass 
die  Theorie  Alles  umfasst ,  was  Preussischen  Juristen  in  ihrer  täglichen 
Arbeit  nicht  vorkommt.  Die  „Theorie"  fangt  also  stets  da  an,  wo  ihr 
Wissen  aufhört,  und  für  die  Würdenträger  der  Justiz  erweitert  sich  das 
Gebiet  der  Theorie  öfker  noch  durch  das ,  was  sie  in  ihrer  langen  Lauf- 
bahn vergessen  haben."  Ob  und  welche  Verbesserung  etwa  aus  dem 
neuen  Gesetze  über  die  juristischen  Prüfungen  und  die  Vorbereitung 
zum  höheren  Justizdienste  vom  6.  Mai  1869  im  Laufe  der  Jahre  hervor- 
gehen wird,  musB  erst  abgewartet  werden. 

Während  unter  Bichtern ,  Advokaten,  Ministerial-  und  Regierungs- 
räthen  die  Zahl  der  Adligen  und  Geadelten  noch  nicht  eben  unverhalt- 
nissmässig  gross  erscheint,  sind,  wie  unter  den  am  besten  bezalilten 
Militärpersonen  und  Diplomaten^),  auch  unter  den  hoch  besoldeten 
Oberpräsidenten  und  Regierungspräsidenten  und  unter  den  Landräthen, 
trotz  Art.  4  und  44  der  beschwomen  Verfassung  vom  31.  Januar  1860, 
Bürgerliche  nur  Ausnahmen.  Die  Anforderungen  an  diejenigen,  welche 
in  den  Verwaltungsdienst  treten  wollen,  waren  1808  und  auch  noch 
1817  höher,  als  sie  es  jetzt  sind.  Ln  Jahre  1838,  als  der  v.  Rochow 
—  welcher  allerdings  nicht  als  ein  Mann  der  Wissenschaft  einen  Namen 
hinterlassen  hat  —  Minister  des  Innern  und  der  Polizei  war,  erliess 
das  Staatsministerium  ein  Regulativ  über  die  Prüfung  der  Landraths- 
amtskandidaten ,  gegen  welches  der  König  „nichts  tw.  erinnern"  hatte. 
Danach  ist  es  nicht  nothwendig,  dass  ein  Landrath  geprüft  ist  oder  sich 
über  eine  wissenschaftliche  Bildung  oder  den  Besuch  einer  Universität 
oder  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  ausweist.  Und  dabei 
„rangiren"  jetzt  noch  alle  Landräthe  mit  den  wirklichen  Regierungs- 
und  Appellationsgerichtsräthen.  Nach  dem  vom  Könige  am  27.  Fe- 
bruar 1846  genehmigten  Regulativ  über  die  Befähigung  zu  den  hohem 

1)  Freie  Advokatar^  die  erste  Reform  aller  Justizreform  in  Preussen.  1867 
S.  29. 

2)  Am  6.  November  1853  schrieb  Varnhagen :  „Die  Höfe ,  so  fem  sie  Adekne- 
jster  sind,  die  Diplomaten,  der  Adel,  halten  zusammen,  ohne  Unterschied  der  Län- 
der, der  Nationen,  der  Sprache,  ja  meist  anch  der  Keligion.  Die  Aristokratien 
stehen  im  engsten  Zusanmienhang ,  halten  zusammen,  wirken  vereint;  die  Demo- 
kratien entbehren  dieses  Vortheils  noch  beinahe  ganz ,  sie  müssen  daher  alles  auf- 
bieten ,  ihn  zu  erringen.*^ 
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Aemtern  der  Yerwaltang  mass  derjenige,  welcher  RegierungsreflBTenda- 
ritLs  werden  will,  durch  eine  bei  einer  Begiening  mit  ihm  vorzuneh- 
mende bloss  mündliche  Prüfung  darthun,  dass  er  sich  y,mit  den  Staats- 
wissenschaften vertraut  gemacht,  die  Hauptgrundsätze  der  National- 
ökonomie, der  Polizei-  und  der  Pinanzwissenschaft  sich  anfeeignet  und 
wenigstens  allgemeine  Bekanntschaft  mit  den  kameralistischen  Hülfs- 
wissenschaften ,  insbesondere  auch  der  Landwirthschaftslehre  erlangt 
habe/'  Später  muss  er  sich  von  der  Oberexaminationskommission  zu 
höhern  Yerwaltungsämtern ,  welche  in  Berlin  ihren  Sitz  hat  und  aus 
einem  Vorsitzenden  und  aus  vier  Mitgliedern  als  ordentlichen  Exami- 
natoren —  davon  einer  „för  alle  Zweige  der  Eechtswissenschaffc,  das 
gesammte  Öffentüche  Eecht  eingeschlossen''  —  besteht,  schriftlich  und 
mündlich  prüfen  lassen.  Zu  der  schriftlichen  Prüfung  gehören  eine  Ab- 
handlung über  einen  staatswissenschaftlichen  Gegenstand,  eine  Ausar- 
beitung über  einen  polizeilichen  und  eine  über  einen  finanziellen  Gegen- 
stand, wozu  die  Themata  von  der  Oberexaminationskommission  gegeben 
werden.  Wer  sich  bei  dieser  „Prüfung  als  fähig  ausgewiesen  und  des- 
halb als  Begierungsassessor'  angestellt  worden",  kann  demnächst  zu 
einer  Anstellung  als  „Bath  in  einer  Begierung  oder  bei  einer  andern 
gleichgestellten  Provinzial- Verwaltungsbehörde  in  Vorschlag"  gebracht 
werden.  —  Von  den  jetzt  fiingirenden  Beamten,  welche  sich  einem  As- 
sessorexamen oder  überhaupt  einem  Examen  unterzogen  haben,  hat 
wohl  nur  ein  kleiner  Theil  der  Landräthe,  vielleicht  noch  nicht  ein 
Drittel  der  TJnterstaatssekretäre ,  Ministerialdirektoren,  Ministexialräthe, 
Oberpräsidenten,  Begierungspräsidenten,  Begierungsvicepräsidenten,  Pro- 
vinzialsteuerdirektoren ,  Intendanten,  Oberpostdirektoren  und  Oberre- 
gierungsräthe ,  und  wahrscheinlich  nicht  viel  mehr  als  die  Hälfte  der 
Bäthe  bei  den  Begierungen  und  den  andern  gleichgestellten  Provinzial - 
Verwaltungsbehörden  das  B^gierungsassessorexamen  abgelegt. 

In  England  wird  auf  Prüfungen  der  Beaqiten  wenig  Werth  gelegt. 
Die  Anstellung  derselben  geschieht  im  WesentJichen  durch  Patronage, 
ein  Unwesen ,  worüber  allerdings  auch  dort  geklagt  wird.  Wird  aber 
das  Englische  Volk  mit  den  verhältnissmässig  wenig  Beamten  etwa 
schlechter  regiert,  als  mit  viel  mehr  Beamten  das  Preussische?  Wer 
nach  dreijährigen  üniversitätsstudien  nicht  eine  ernste  Prüfung  über 
Staatswissenschaften,  Volkswirthschaftslehre ,  Finanz  Wissenschaft,  Po- 
lizeiwissenschaft und  aUe  Zweige  der  Bechtswissenschaft,  das  gesammte 
öffentliche  Becht  eingeschlossen,  bestehen  kann,  sollte  zum-  höheren 
Staatsdienst  nicht  zugelassen  werden.  Diese  Prüfong  sollte  in  der  Haupt- 
stadt des  Landes,  wo  die  Begierung  gegen  gute  Bezahlung  immer  eine 
Auswahl  unter  tüchtigen  Examinatoren  haben  kann,  jedesmal  öffentlich, 
aber  durch  uutervierzigjährige,  niemals  durch  ältere  Herren  abgehalten 
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Verden.  Nur  wer  dieselbe  gut  bestanden  hat,  müsste  Advokat,  oder 
lÜchter,  oder  Staatsanwalt  werden,  oder  ein  höheres  Yerwaltungsamt 
bekleiden,  oder  auch  nur  yoriibergehend  als  Landrath  oder  in  einer  di- 
plomatischen Stelle  fnngiren  dürfen.  Glaubt  man  überhaupt  noch  einer 
Prüfung  einen  praktischen  Nutzen  beilegen  zu  müssen,  so  sei  sie  wenig- 
stens eine  strenge,  aber  Eine  Prüfung  möge  genügen. 

Im  Preussischen  Staate  waren  es  besonders  zwei  Männer,  welche 
sich  um  das  Studium  der  ökonomischen  Wissenschaft  grosse  Verdienste 
erworben  haben:  Kraus  und  Hoffwann.  Beide  haben,  so  lange  sie  lehr- 
ten, wenig  durch  Schriften  gewirkt,  viel  dagegen  durch  ihre  Vorlesun- 
gen, die  nicht  bloss  zahlreich  von  den  Studiren  den,  sondern  auch  von 
.älteren  Männern  besucht  wurden.  Ihren  Schülern  hat  die  Preussische 
Gesetzgebung  Vieles  zu  danken.  Namentlich  an  der  sogenannten  Stein- 
Hardenbei^schen  Gesetzgebung  haben  ehemalige  Zuhörer  von  Kraus 
mitgewirkt.  Noch  ein  anderer  Mann,  der  dieser  Gesetzgebung  vorar- 
beitete, doch  nicht  als  Universitätslehrer,  war  der  schon  erwähnte  Krugy 
der  eigentliche  Anreger  und  Begründer  des  statistischen  Bureaus  (f  1 843). 
Noch  jetzt  brauchbar  ist  sein  1808  herausgegebener  Abriss  der  Staats- 
Ökonomie  oder  Staatswirthschaftslehre.  Er  sagt  darin:  ,J)ie  Staatsöko- 
nomie, Staatswirthschaftslehre  oder  Staatsfinanzwissenschaft  giebt  die 
Art  und  Weise  an:  wie  das  Staatseinkommen  und  Staatsvermögen  — 
öffentlichüs  Einkommen  und  Vermögen  —  auf  die  dem  Wohlstande  der 
Nation  am  wenigsten  schädliche  Art  zusammengebracht,  und  zu  den  öf- 
fentlichen Zwecken  auf  die  dem  Nationalwohlstande  zuträglichste  Art 
verwendet  werden  müsse.'' 

Christian  Jakob  Kraus,  geboren  1753  in  Osterode,  lehrte  von  1781 
an  bis  zu  seinem  Tode  1807  in  Königsberg,  war  also  ein  Kollege  und 
auch  ein  Freund  Kant's.  Nach  Kraus  setzt  sich  die  Staatswirthschaft 
zwei  besondere  Zwecke  vor:  erstens  der  Nation  reichliches  Einkommen 
zu  verschaffen,  oder  sie  vielmehr  in  den  Stand  zu  setzen,  dass  sie  es 
sich  selbst  verschaffe,  und  zweitens  die  Eegierung  mit  hinlänglichen 
Einkünften  zur  Bestreitung  der  öffentlichen  Bedürfnisse  zu  versorgen; 
sie  setzt  sich  vor,  die  Nation  sowohl  als  die  Begierung,  d.  h.  den  Staat 
zu  bereichem.  Nach  diesem  doppelten  Zweck,  worauf  die  Staatswirth- 
schaft gerichtet  ist,  zerfallt  sie  in  zwei  Theile.  Den  ersten,  welcher 
die  Bereicherung  der  Nation  zur  Absicht  hat,  nennt  Kraus  Staatswirth- 
schaft im  engeren  Sinne,  den  andern  Theil,  der  sich  auf  die  Bedürfnisse 
der  Begierung  bezieht,  nennt  er  Finanzwissensoliaft.  Er  las  nament- 
lich Staatswirthschaft,  Einanzwissenschaft,  Handlungswissenschaft,  Land- 
wiithschaft,  Technologie.  Nach  seinem  Tode  wurde  seine  Staatswirth- 
schaft in  fünf  Bänden  1808  — 11  von  Hans  v.  Auerswald,  geheimem 
Ober-Einauzrathe  und  Kurator  der  Universität  (f  1 833),  herausgegeben. 
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Johann  Gottfried  Hoffmann,  geboren  in  Breslau,  lehrte  1807 — 8 
in  Königsberg  und  1821  —  35  in  Berlin.  Er  war  der  erste,  welcher 
zum  Direktor  des  statistischen  Bureaus  1810  ernannt  wurde  (f  1847, 
82  Jahr  alt).  In  den  von  ihm  veröffentlichten  Nachrichten  von  dem 
Zweck  und  der  Anordnung  seiner  Vorträge  spricht  er  sich  in  folgender 
Weise  aus.  Seitdem  die  ehemaligen  Kriegs-  und  Domänenkammem 
(Eegierungen)  wirkliche  Landes-Yerwaltungsbehörden  geworden,  hätten 
ihre  Mitglieder  längst  aufgehört,  nur  höhere  Wirthschaftsbeamte,  Ka- 
meralisten im  eigentlichen  Sinne  des  Worts  zu  sein ;  und  wenn  auch 
einige  derselben  sich  noch  ferner  besonders  mit  der  Domänenverwaltung 
beschäftigten ,  so  würde  doch  auch  bei  dieser  Outswirthschaft  das  all- 
gemeine Landesintcresse  von  Amts  wegen  yon  ihnen  wahrgenommen. 
Politische  Büdung  hätten  sie  daher  auch  nöthig.  Sowohl  die  künftigen 
Verwaltungsbeamten ,  als  auch  die  Studirenden  der  Rechte  im  Allgemei- 
nen dürften  aber  ihre  politische  Bildung,  neben  der  juristischen,  nicht 
von  bloss  zufälliger  Belehrung  abhängen  lassen.  Es  wäre  ein  folgenrei- 
cher Irrthum,  dass  die  wissenschaftliche  Kenntniss  der  Mittel,  wodurch 
Völker  und  Regierungen  den  Aufwand  für  ihre  Bedürfiiisse  bestreiten, 
und  der  Gründe,  worauf  die  Polizeigesetze  beruhen,  in  der  Regel  nur 
für  ein  ausschliessliches  Bcdürfniss  der  sogenannten  Kameralisten  geach- 
tet würde;  es  wäre  vielmehr  diejenige  Stellung,  welche  Rechtsgelehrte 
im  Geschäftsleben  einnehmen,  höchst  selten  ohne  gründliches  Stu- 
dium der  vorgedachten  Kenntnisse  zu  behaupten.  „Es  ist  ein  allgemei- 
nes Standesinteresse  der  Rechtsgelehrten  selbst,  dass  ihre  einflussreiche 
Laufbahn  nicht  ohne  politische  Bildung  neben  der  rein  juristischen  an- 
getreten werde.  Haben  Regierungen,  welche  weit  von  dem  Gedanken 
entfernt  sind ,  das  Recht  beugen  und  die  Rechtspflege  verkümmern  zu 
woUen,  sich  durch  Gründe  der  allgemeinen  Wohlfahrt  bewogen  finden 
können,  die  Entscheidung  strittiger  Fälle  gewisser  Art,  namentlich  in 
Einanz-  und  Landespolizeisachen,  auch  da,  wo  Privatrechte  davon  be- 
rührt werden,  durch  besondere  Verordnungen  dem  förmlichen  richter- 
lichen Erkenntnisse  zu  entziehen ,  und  der  Beurtheilung  aus  sogenann- 
ten BiUigkeitsgründen  vor  den  Verwaltungsbehörden  anheim  zu.  stellen : 
so  dürfte  nur  die  Wahrnehmung  dazu  Anlass  gegeben  haben,  dass  die 
bestehenden  Gesetze  und  rechtlichen  Geschäftsformen  unzureichend  sind, 
Eälle  dieser  Art  sicher,  schnell  und  angemessen  zu  entscheiden.  Die- 
ser Unzulänglichkeit,  scheint  es,  müsste  abgeholfen  werden  können, 
ohne  den  Wirkungskreis  des  Richters  zu  beschränken,  wenn  die  Re- 
gierungskunst mit  der  Rechtspflege  überall  einig  wäre.  Man  darf  aber 
nicht  zweifeln,  dass  jede  Uneinigkeit  zwischen  beiden  nur  auf  Inv 
thume  beruhe:  da  die  Regierung  nie  verkennen  kann,  wie  sehr  sie  es 
sich  selbst  schuldig  ist,    die  Kraft  und  Unverletzlichkeit  der  Rechts- 
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pflege  za  stärkexi  und  zu  ehren;  und  jeder  Pfleger  des  BechtB  sich  be- 
wuast  Bein  muss,  dass  er  nur  im  Namen  und  Aufkrage  der  Regierung 
sein  heiliges  Amt  yerwaltet.  Welches  aber  auch  die  Veranlassung  zu 
solehem  Irrthume  sein  könne,  und  auf  welcher  Seite  er  immer  liege: 
so  scheint  die  Aufklärung  desselben  nur  yon  der  Verbindung  politi- 
scher Kenntnisse  mit  juristischen  ausgehen  zu  können.  Die  lebendige 
und  gründliche  Kenntniss  des  Bechts  muss  die  verwaltenden  Behörden, 
die  gleiche  Kenntniss  der  Grundlagen  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  und 
der  ersten  Bedingungen  des  Bestehens  und  Gedeihens  der  Staaten  die 
richterlichen  Behörden  durchdringen.  Die  Verpflichtung  derjenigen, 
welche  Eathsstellen  in  den  ProTinzial-  und  Landes -Verwaltungskolle- 
gien suchen ,  sich  zunächst  durch  ein  yollständiges  Studium  der  Kechts- 
wissenschafk  und  selbst  durch  praktische  Arbeiten  als  Auskultatoren  bei 
Gerichtshöfen  dazu  vorzubereiten,  ist  im  Preussischen  Staate  formlich 
festgestellt,  und  auch  sonst  in  Deutschen  Landen  anerkannt.  Mit  ehren- 
dem Vertrauen  bleibt  es  dagegen  bis  jetzt  (1823)  denjenigen,  welche 
sich  ausschliesslich  dem  Bichteramte,  oder  dem  Geschäfte  eines  Anwalts 
widmen,  überlassen,  sich  neben  der  B.echt8kenntniss,  wovon  sie  Pro- 
ben ablegen  müssen,  auch  diejenige  Kenntniss  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung des  Staats  zu  verschaffen,  welche  wesentlich  geeignet  ist,  ihre 
Amtsführung  wirksamer  und  erfolgreicher  zu  machen,  auch  ausser  den 
förmlichen  Amtsverrichtungen  ihrem  wohlbegriindeten  Ansehn  und  Ein- 
flüsse eine  wohlthätige  Bichtung  zu  geben,  und  überhaupt  ihr  öffentii- 
ches  Leben  mit  einer  hohem  Gemeinnützigkeit  zu  bereichem.*'  —  „Al- 
lerdings wird  Niemand  ein  Staatsmann  durch  die  Anhörung  einiger 
staatswissenschaftlicher  Vorlesungen.  Aber  der  akademische  Vortrag 
wird  viel  genützt  haben ,  wenn  er  das  Flittergold  von  den  politischen 
Spielwerken  abstreift,  womit  die  TJnerfiEÜirenheit  sich  über  die  wichtig- 
sten Verhältnisse  der  Staaten  täuscht.  Auf  dem  Felde  der  Begierungs- 
kunst ist  von  Anbeginn  so  viel  als  unumstösslich  und  entscheidend  be- 
hauptet worden,  was  schon  die  nächste  Folgezeit,  wo  nicht  widerlegt, 
doch  wenigstens  sehr  gemildert  und  beschränkt  hat,  dass  es  dem  redli- 
chen Forscher  nicht  verargt  werden  mag,  wenn  er  ebensowohl  an  der 
Zulänglichkeit  seiner  Kenntnisse,  als  an  seiner  eignen  ünbe^genheit 
zweifelt.  Der  akademische  Vortrag  wird  viel  genützt  haben,  wenn  er 
das  vermeinte  Wissen  in  ruhiges  Forschen  verwandelt,  und  den  reifern 
Jahren,  dem  erstarkten  Vermögen  zu  prüfen,  dem  Beichthume  an  sichern 
Thatsachen,  die  XJrtheile  vorbehält,  welche  so  gern  zu  früh  auf  einen 
ärmlichen  Vorrath  flüchtiger  Wahrnehmungen  gegründet  werden.  Auch 
hier  lernt  der  Student  nur  studiren,  d.  h.  ein  kurzes  Leben  für  ein  gren- 
zenloses Forschen  möglichst  wirksam  benutzen." 

Die  Lehre  von  den  Steuern  als  Anleitung  zu  gründlichen  XJrtheileu 

BcTftiu« ,  FinauzwiM«n«cli.    2.  Aiifl.  2 


lg  EINLEITUNG. 

Über  das  Steuerwesen  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  Freussischen 
Staat,  welche  Hoffmann  im  Jahre  1840,  also  nachdem  er  sein  Lehramt 
aufgegeben  hatte,  herausgab,  ist  noch  heute  werthyoU,  und  gilt  in 
manchen  Punkten  noch  als  eine  Autorität.  Die  Kauptkollegia  Hoff- 
mann's ,  welche  er  in  regelmässiger  Eolge  las ,  waren  über  Statistik  des 
Freussischen  Staats,  Staatswirthschaft ,  Finanzwissenschaft  und  die 
Grundsätze  der  Folizeigesetzgebung.  In  seinen  Vorlesungen  über  die 
Finanzwissenschaft  bezweckte  er,  seine  Zuhörer  auch  mit  denjenigen 
Thatsachen  bekannt  zu  machen,  worauf  die  ürtheüe  über  die  Finanz- 
verhaltnisse der  Regierungen  gegründet  werden  müjssen.  Er  gab  da- 
her eine  wissenschaftlich  geordnete  Uebendcht  der  Mittel,  welcher  sich 
die  Begierungen  der  gebildeten  Länder  unserer  Zeit  bedienen ,  um  Ein- 
kommen zu  erlangen;  der  Gründe,  welche  sie  darin  zu  leiten  scheinen; 
der  Erfolge,  die  aus  dem*  Gebrauch  dieser  Mittel  hervoi^ehen;  der 
Schwierigkeiten,  welche  sich  dabei  zeigen ;  und  der  Hoffnungen,  welche 
man  vemünftiger  Weise  hegen  könnte ,  durch  Annahme  anderer  Grund- 
sätze oder  eines  andern  Yerfieüirens  diese  Schwierigkeiten  zu  yermindem. 
La  ähnlicher  Weise  beabsichtige  ich  nun  die  Finanzwissenschaft  unter 
Yorzugsweiser  Bezugnahme  auf  den  FreuBsischen  Staat  und  zwar,  wie 
Hoffmann  in  seiner  Lehre  von  den  Steuern  sich  vorsetzte,  „von  allen 
Formen  der  Schule  entkleidet''  hier  zu  behandeln. 


ERSTES  KAPITEL. 

ÖFFENTUGHE  AUSGASEN  UND  ÖFFENTUGHE  EINN. 

ÜBERHAUPT. 
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§.  1.     AUSGABEN  UND  VERANTWORTLICHKEIT. 

Mit  den  öffentlichen  Ausgaben  beschäftigt  sich  die  Einanzwissen- 
Bchaft  weniger,  als  mit  den  öffentlichen  Einnahmen.  Da  aber  öffent- 
liche Einnahmen  zu  keinem  anderen  Zweck  erforderlich  sind,  als  um 
die  Aufgaben  des  Gemeinwesens  zu  bestreiten,  so  lasst  sich  die  Frage, 
welche  Ausgaben  nothwendig  sind,  nicht  umgehen.  Man  könnte  sie 
überhaupt  in  notHwendige ,  nützliche  und  schädliche  eintheilen.  Dar- 
über, welche  Ausgaben  nützlich  oder  schädlich  sind,  möchte  mehr  Mei- 
nungsverschiedenheit bestehen ,  als  darüber ,  welche  nothwendig  sind. 
Die  nothwendigen  öffentlichen  Ausgaben  werden  dies  wohl  beinahe  al- 
lenthalben und  allezeit  sein,  während  andere  Ausgaben  in  einem  Lande 
nützlich  und  in  einem  anderen  schädlich  sein  können.  Möglich  ist  es 
auch,  dass  in  demselben  Lande  eine  gewisse  Ausgabe  zu  einer  Zeit  für 
nützhch  und  zu  einer  andern  für  schädlich  gehalten  wird.  Danach  wer- 
den hier  vorzugsweise  die  nothwendigen  öffentlichen  Ausgaben  zu  be- 
trachten sein,  wenn  auch  über  die  Nothwendigkeit  mitunter  einige  Mei- 
nungsverschiedenheiten obwalten  mögen. 

Die  Frage,  ob  sich  der  Gesammtbetrag  der  öffentlichen  Ausgaben 
auf  den  Gesammtbetrag  der  öffentlichen  Einnahmen  beschränken  muss, 
läfist  sich  ebenso  wenig  unbedingt  bejahen,  als  die  Frage,  ob  der  Ge- 
sammtbetrag der  öffentlichen  Einnahmen  mit  dem  Gesammtbetrag  der 
öffentlichen  Ausgaben  gleich  gemacht  werden  muss.  Dem  Preussischen 
Abgeordnetenhause  sagte  am  14.  December  1866  der  damalige  Finanz- 
minister Frhr.  v.  d.  Heydt:  „Wenn  einerseits  zugegeben  ist,  dass  mit 
der  zunehmenden  Bevölkerung,  mit  dem  wachsenden  Wohlstande  die 
Einnahmen  jährlich  wachsen  müssen ,  so  ist  auf  der  andern  Seite  eben 
so  gewiss ,  dass  mit  der  wachsenden  Bevölkerung  und  dem  wachsenden 
Wohlstande  die  Ansprüche  sich  steigern.  So  lange  dies  der  Fall  ist, 
wird  man  mit  den  Einnahmen  aus  den  Steuern  nicht  einen  Stillstand 
machen  können.     In  dem  Maasse,  als  die  Bedür&isse  wachsen,  müssen 

2* 


20       ERSTES  KAPITEL.     ÖFFENTLICHE  AUSGABEN  UND  EINNAHMEN. 

auch  die  Einnahmeu  wachsen ;  sonst  würde  die  Finanzyerwaltang  eine 
sehr  ungenügende  sein/'  Wenn  nun  füi  die  Schwere  der  Steuerlast 
lediglich  die  „Ansprüche"  und  die  „Bedürfiiisse" ,  und  zwar  nach  der 
Auffassung  der  Regierung,  d.  h.  der  jeweiligen  Minister,  entscheiden 
sollten,  auch  die  Behauptung,  dass  das  —  durch  die  „nach  Anhörung 
Unserer  zum  Vereinigten  Landtage  yersammelten  getreuen  Stände,  auf 
den  Antrag  Unseres  Staatsministeriums"  am  5.  April  1848  erlassene 
Verordnung  über  einige  Grundlagen  der  künftigen  Preossischen  Verfes- 
sung  —  den  Vertretern  des  Volks  eingeräumte  Steuerbewilligungsrecht, 
welches  ihnen  durch  die  Verfassung  selbst  doch  gewiss  nicht  wieder  hat 
genommen  werden  können  oder  sollen,  bestritten  würde,  so  stände  es 
schlimm  um  das  Volk,  die  Steuerzahler^;.  Mehr  darf  man  durchaus 
nicht  zugestehen,  als  dass  der  Gesammtbetrag  der  öffentlichen  Einnah- 
men mit  dem  Gesammtbetrag  der  nothwendigen  öffentlichen  Ausgaben 
gleich  gehalten  werden  muss.  Ein  Gemeinwesen,  wo  dies  nicht  aus- 
föhrbar  ist,  würde  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  können.  Die  Ge- 
schichte aller  Zeiten  berichtet  ja  von  der  Unterjochung  und  dem  aUmä- 
ligen  Verfall  und  Untergang  vieler  einst  selbstständiger  Staaten,  z.  B. 
des  Kirchenstaats.  Auch  in  Deutschland  giebt  es  heute  noch  Staaten, 
die  nur  dem  Namen  nach  selbstständig  sind. 

Leichter  ausführbar  ist  in  der  Regel  eine  Verminderung  der  öffent- 
lichen Einnahmen,  als  der  öffentlichen  Ausgaben.  Die  Frage,  ob  ausser 
den  nothwendigen  öffentlichen  Ausgaben  auch  noch  nützliche  öffentliche 
Ausgaben  gemacht  werden  dürfen,  sollte  übrigens  gar  nicht  eher  in 
Erwägung  kommen ,  als  bis  nach  Bezahlung  der  etwa  vorhandenen  öf- 
fentlichen Schulden  der  Gesammtbetrag  der  öffentlichen  Einnahmen  den 
Gesammtbetrag  der  nothwendigen  öffentlichen  Ausgaben  während  einer 
Reihe  von  Jahren  bedeutend   überstiegen  hat,    auch  schlechte  Steuern 


1)  Der  Herr  Finaozminister  —  sagte  am  1.  Februar  1867  der  damalige  Abge- 
ordnete, jetzige  Geheime  Regiernngsrath  O.  Michaelis  —  wird  uds  gestatten,  zu  be- 
denken, dass  die  Zukunft  verschiedene  Hinister  bringen  wird,  von  denen  wir  nicht 
wissen ,  ob  sie  nicht  die  Bequemlichkeit  der  Erhebung  der  bestehenden  Salzabgabe 
der  Unbequemlichkeit,  für  AusfXUe  neue  Steucrquellen  finden  zu  müssen,  vorzie- 
hen. Der  Herr  Finanzminister  hat  gesagt,  es  fanden  sich  mit  der  Zunahme  der 
Steuern  auch  in  der  Regel  zunehmende  Bedurfnisse.  Das  gebe  ich  zu,  aber  mit 
der  Zunahme  des  Ertrages  der  Steuern  ergeben  sich  auch  in  höherem  Maasse  die 
Möglichkeiten ,  die  Steuern  zu  reformiren  und  durch  Beformirung  und  Erleichterung 
der  Steuern  grössere  Erträge  herbeizuführen.  Ich  denke,  dass,  nachdem  ein  gros- 
ser Theil  unseres  indirekten  Steuersystems  und  das  gesammte  Zollsystem  aus  den 
Fesseln  der  internationalen  Verträge  gelöst  und  einer  einheitlichen  staatlichen  Ge- 
setzgebung unterworfen  sein  wird ,  ich  hoffe ,  dass  sich  dann  Finanzminister  auch 
bei  uns  finden  werden,  welche  es  verstehen,  wie  die  Englischen,  mit  einer  un- 
gleich geringeren  Belastung  des  Volkes,  mit  Heranziehung  einer  ungleich  geringe- 
ren Quote  des  Volkseinkommens  grössere  Einnahmen  zu  erzielen. 
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nicht  mehr  abzuschaffen  und  an  sich  unverwerfliche  Steuern  nicht  wohl 
noch  zu  ermässigen  sind.  Es  erwachsen  dem  Volke  in  der  Regel  durch 
Verminderung  der  Einnahmen  der  Regierung  grössere  Vortheile,  als 
durch  neue  Ausgaben ,  welche  von  der  Partei ,  welche  zur  Zeit  die  Ma- 
jorität hat  und  sich  am  Ruder  befindet,  gewünscht  und  für  nützlich  er- 
klärt werden.  Ein  Volk,  dessen  Regierung  nur  knappe  Einnahmen 
hat  und  daher  auch  nur  massige  Ausgaben  zu  machen  im  Stande  ist, 
kann  reicher  und  freier  sein ,  als  ein  anderes ,  dessen  Regierung  grosse 
Einnahmen  hat  und  daher  höchstwahrscheinlich  eben  so  grosse  Ausga- 
ben machen  wird,  da  nicht  eben  darauf  zu  rechnen  ist,  dass  die  Re- 
gierung für  das  Volk  stärker  sparen  wird,  als  der  Einzelne  im  Volk 
für  sich  selbst  spart.  Ueberhaupt  sollten  alle  öffentlichen  Ausgaben  im- 
mer möglichst  erschwert  sein.  Je  mehr  die  Ausgaben  der  Regierung 
steigen,  um  desto  schwieriger  wird  die  Aufbringung  entsprechend  grös- 
serer Einnahmen ,  und  mit  dem  Wachsen  dieser  Schwierigkeit  dürften 
Reichthum  und  Freiheit  schwerUch  zunehmen.  Ein  Volk  ist,  wie  John 
Stuart  Mill  sagt,  zuweilen  frei  geworden,  weil  es  zuerst  reich  gewor- 
den war;  oder  reich,  weil  es  zuerst  frei  geworden.  Der  Ungar  Gr. 
Stefan  Szecsenyi  (f  1860)  hatte  die  Devise:  Erst  reich  werden,  dann 
ist  die  Nation  schon  von  selbst  frei. 

Alle  diejenigen,  welche  öffentliche  Einnahmen  und  öffentliches 
Vermögen  unter  Händen  haben ,  sind  Verwalter  fremden  Gutes ,  woraus 
schon  von  selbst  folgt,  dass  sie  für  redliche  und  zweckmässige  Verwal- 
tung überhaupt,  so  wie  für  jede  einzelne  Ausgabe  oder  unterlassene 
Vereinnahmung  nicht  bloss  moralisch,  sondern  auch  rechtlich  verant- 
wortlich sind. 

In  Preussen  ist  die  Verantwortlichkeit  aller  Beamten  längst  gesetzlich 
anerkannt  und  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  insbesondere  wurde, 
wie  schon  S.  6  erwähnt,  im  Jahre  1 808  ausdrücklich  ausgesprochen.  Das 
1794  publicirte  Allgemeine  Landrecht  für  die  Preussischen  Staaten  y^- 
ordnet  im  Theil  11  Titel  10  von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Diener  des 
Staats :  Wer  ein  Amt  übernimmt ,  muss  auf  die  pfliohtmässige  Führung 
desselben  die  genaueste  Aufmerksamkeit  wenden.  Jedes  dabei  begangene 
Versehen ,  welches  bei  gehöriger  Aufmerksamkeit  und  nach  den  Kennt- 
nissen, die  bei  Verwaltung  des  Amts  erforderlich  werd^,  hätte  vermie- 
den werden  können  und  sollen,  muss  er  vertreten.  Vorgesetzte,  welche 
durch  vorschriftsmässige  Aufmerksamkeit  die  Amtsvergehen  ihrer  Un- 
tergebenen hätten  hindern  können,  sind  für  den  aus  Vernachlässigung 
dessen  entstehenden  Schaden ,  sowohl  dem  Staate ,  als  einzelnen  Privat- 
personen,  welche  darunter  leiden,  verhaftet.  Doch  findet  in  solchen 
Eallen  die  Vertretung  nur  alsdann  statt,  wenn  kein  anderes  gesetzli- 
ches Mittel ,  wodurch  den  nachtheiligen  Polgen  eines  solchen  Versehens 
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abgeholfen  werden  könnte,  mehr  übrig  ist.  Diese  übrigens  in  der  Na- 
tur der  Sache  begründeten  Vorschriften  gelten  auch  für  die  Landes- 
theile,  für  welche  das  A.  L.B.  nicht  verkündigt  ist,  da  schon  die  als 
Gesetz  verkündigte  Eabinetsordre  vom  6.  März  1821  den  Grundsatz 
anerkannt  hat,  dass  „in  Meiner  Monarchie  nur  Ein  inneres  Staatsrecht 
gelten  könne."  In  Betreff  der  Kollegien  der  Beamten  ist  vorgeschrie- 
ben, dass  Gegenstände,  welche  zur  Behandlung  des  EoUegii  gehören, 
nach  der  Mehrheit  der  Stimmen  entschieden  und  dass  Geschäfbe,  wel-* 
che  dem  ganzen  EoUegio  obliegen,  von  allen  Mitgliedern  desselben  ver- 
treten werden  müssen.  Doch  sind  Mitglieder  eines  Eollegii  zur  Ver- 
tretung nicht  gehalten,  wenn  sie  mit  Vorwissen  und  Genehmigung  des 
Vorgesetzten  abwesend  waren,  wenn  sie  durch  Krankheit  der  Ver- 
sammlung des  Eollegii  beizuwohnen  verhindert,  endlich  wenn  sie  über- 
stimmt worden  und  ihr  Votum  schriftlich ,  unter  Anßihrung  der  Gründe, 
zu  den  Akten  gebracht  haben.  Auch  die  Erben  der  Mitglieder  haften 
für  den  dem  Erblasser  obliegenden  Ersatz,  ebenso,  wie  für  andere  Schul- 
den desselben. 

Praktisch  ist  übrigens  die  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  we- 
nigstens von  Verwaltungskollegien  nicht  von  höherem  Werth  als  die 
Verantwortlichkeit  deijenigen  Beamten ,  die  nicht  in  ein  Eollegium  zu- 
sammengezogen sind.     In  den  Preussischen  Eegierungskollegien  werden 
auch  nur  die  wenigsten,   und  nicht  eben  die  wichtigsten  Sachen  vorge- 
tragen,  und  über  die  wenigsten  von  diesen  findet  eine  wirkliche,  na- 
mentliche Abstimmung  statt.      Hinsichtlich  der  Rechtspflege  ist,   was 
insbesondere  Strafsachen    betrifft,    zu  beachten,    dass,    während   man 
in  Preussen  ebenso  wie  in  Frankreich,   von  einem  nicht  einstimmigen 
Geschwornengericht  verurtheilt  werden  kann,    die  Einstimmigkeit  der 
Geschwornen  sowohl  in  England  als  auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
Bedingung   der  Verurtheilung  ist.  —     Wie   die  Amerikaner  über  die 
Verantwortlichkeit  denken ,   hat  Ed.  Laboulaye  in  seinem  Buche  „Paris 
in  Amerika'' ,  welches  nach  der  siebzehnten  Auflage  des  Originals  1 868 
deutsch  herauskam,  (S.  259 — 261)  geschildert:   „Als  ich  sah,    in  wel- 
cher raschen  und  sicheren  Weise  Humbug  in  jedem  Fall  untersuchte 
und  aburtheilte,   als  ich  namentlich  sah,    wie  der  Verurtheilte  ohne 
Murren  eine  verhängte  Strafe  annahm ,    begann  ich  mich  mit  der  Ame- 
rikanischen Procedur  auszusöhnen.     Die  Oeffentlichkeit   der  Untersu- 
chung in  Strafsachen  ist  vielleicht  unter  die  modernen  Entdeckungen  zu 
zählen,    welche  die  Zeit  auf  ein  Minimum  reduciren.     Der  Amerika- 
nische Eichter  erfasst  die  Worte  aller  Parteien  im  ersten  Moment,   an- 
statt sie  auf  ein  Papier  zu  fixiren ,   das  weder  den  Ton ,  noch  den  Sinn 
wiedergiebt;   er  stellt  Ankläger,  Zeugen,  Advokaten  einander  unmittel- 
bar gegenüber  und  verdichtet  gewissermassen  in  wenigen  Augenblicken 
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di«  Wahrheit ,    die  sich  bei  uns  iu  den  tausend  Eitnalen ,   durch  die  wir 
sie  abkühlen  wollen ,   nur  zu  leicht  verflüchtigt.     £ine  gute  und  rasche 
Rechtspflege  ohne  Eingriffe  in  die  Freiheit,   dieses  Problem  haben  die 
Yankees  gelöst.     Uns  hat  die  Wissenschaft  irre  gefuhrt,  sie  hat  der  Zu- 
&1I  auf  den  rechten  Weg  gebracht.     Ueber  einen  Punkt  blieb  mir  je- 
doch  noch  ein  Bedenken.     Ich  fragte  Humbug,    ob  er  nicht  selbst  über 
«eine  Gewalt  erschrecke.     Das  Vezmögen,    die  Ehre  und  die  Freiheit 
so  vieler  Angeklagten  in  saüien  Händen  haben  und  allein  darüber  ent- 
scheiden,  bringt  «ine  furchtbare  Verantwortlichkeit  mit  sich:    wäre  es 
aifikt  besser,  sie,isu  theilen?  —     Nein,   erwiederte  Humbug,   dem  wi- 
dersetzt sich  das  Interesse  der  Gerechtigkeit.     Die  Bildung  eines  Ge- 
richtshofes Yon  drei  oder  vier  Bichtern  ist  keine  Vervielfältig^ung,  son- 
dern eine  Theilung  der  Verantwortlichkeit;   der  Angeklagte  verliert  da- 
bei seine  wirksamste  Garantie.     Stehe  ich  allein  vor  den  Blicken  des 
Publikums,    so  ist  es  mir,   wie  wenn  Gottes  Auge  mich  betrachtet ;   ich 
fahle  die  volle  Heiligkeit  meiner  Pflicht     Je  mehr  ich  Kollegen  hätte, 
um  so  weniger  würde  ich  mich  persönlich  für  betheiligt  halten.     Was 
bedeutet  ein  Drittheil,  ein  Fünftheil,  ein  Zehntheil  Verantwortlichkeit .> 
Und  an  wen  soll  sich  die  öffentliche  Meinung  halten ,    wenn  das  Urtheil 
unbillig  oder  grausam  ist?  —     Indess,  versetzte  ich,  sehen  Sie  nur  die 
Jury.  —     Dieses  Beispiel  wollte  ich  Ihnen  eben  anführen ,   antwortete 
er.     In  unserm  Lande  ist  die  Majorität  souverän;   die  Mehrzahl  giebt 
in  allen  Dingen  die  Entscheidung.     Die  Bechtspflege  allein  macht  eine 
Ausnahme.     Die  Uebereinstimmung  vop  elf  Geschwomen  kann  einem 
Angeklagten  weder  Leben  noch  Ehre  absprechen;  der  Widerspruch  eines 
eimdgen  Mannes  genügt,  ihren  Wahrspruch  aufzuhalten.     Woher  kommt 
das  ?     Daher,  dass  hier  eine  moralische  Frage  und  kein  Bechenezempel 
vorliegt,  und  dass  die  Stimme,  die  freispricht,  vielleicht  mehr  Gewicht 
hat,    als  die  elf  Stimmen,    welche  vemrtheilen.     Darum  verlangt  auch 
der  Gesetzgeber  nicht  Mehrheit,  sondern  Einmüthigkeit.     Er  wiU  nicht 
eine  in  zwölf  Theile  getheilte  Verantwortlichkeit,    sondern  eine  zwölf- 
&che  Verantwortlichkeit.     Sie   sehen  daraus,    dass  hier  nicht  einmal 
scheinbar  eine  Ausnahme  vorliegt;    es  ist  vielmehr  derselbe  nur  noch 
verstärkte  Grundsatz:     Einheit  des  Bichteramts  mit  voller   und  unge- 
thoilter  Verantwortlichkeit.    Diese  Auseinandersetzung  überraschte  mich. 
Ich  hatte  immer  geglaubt,    daas  die  Einmüthigkeit  der  Jury  ein  alter 
Best  feudaler  Barbarei  sei,  über  die  wir  uns  auf  Kosten  Englands  lustig 
machen,   und  die  uns  unsere  eigene  Ueberlegenheit  nur  noch  stärker 
fühlen  lässt.    Humbugs  Worte  störten  die  Heiterkeit  meiner  Anschauung. 
Vergebens  rief  ich  mir  die  weisen  Worte  von  Montaigne  ins  Gedächt- 
niss :     0 ,  was  für  ein  sanftes ,    weiches  und  frommes  Buhekissen  sind 
Unwissenheit  und  Theilnahmlosigkeit  für  einen  gut  gebauten  Kopf!    Der 
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Zweifel  ist  wie  der  Beg^en,  kein  Reisender  entgeht  ihm.  Franzosen! 
Wollt  ihr  den  gerechten  Stolz ,  die  wohlberechtigte  Selbstzufriedenheit, 
die  eure  Kraft  und  eure  Freude  ausmachen,  bewahren,  so  dürft  ihr 
nie  euren  Kirohthum  aus  den  Augen  verlieren!" 

In  Bezug  auf  die  Haushaltung  des  Staats  yerordnet  die  Preussische 
Verfassung,  dass  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats  für  jedes 
Jahr  im  Voraus^)  yeranschlagt  und  auf  den  Staatshaushaltsetat,  wel- 
cher jährlich  durch  ein  Gesetz  festgestellt  werden  soll ,  gebracht  werden 
müssen.  Steuern  und  Abgaben  für  die  Staatskasse  dürfen  nur,  soweit 
sie  in  den  Staatshaushaltsetat  aufgenommen  oder  durch  besondere  Ge- 
setze angeordnet  sind,  erhoben  werden.  Zu  Etatsüberschreitungen  ist 
die  nachträgliche  Genehmigung  der  Kammern  erforderlich.  Die  Per- 
son des  Königs  ist  unverletzlich.  Die  Minister  des  Königs  sind  rerant- 
wortlich.  Alle  Regierungsakte  des  Königs  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Gegenzeichnung  eines  Ministers,  welcher  dadurch  die  Yerantwort- 
lichkeit  übernimmt.  Die  Minister  können  durch  Beschluss  einer  Kam- 
mer wegen  des  Verbrechens  der  Verfassungsverletzung ,  der  Bestechung 
und  des  Verraths  angeklagt  werden.  Ueber  solche  Anklage  entschei- 
det der  oberste  Gerichtshof  der  Monarchie  in  vereinigten  Senaten.  Die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Fälle  der  Verantwortlichkeit,  über  das 
Verfahren  und  über  die  Strafen  sind  einem  besonderen  Gesetze  vorbe- 
halten. Das  vorbehaltene  Ministerverantwortlichkeitsgesetz  ist  zwar 
noch  immer  nicht  zu  Stande  gebracht  worden,  und  es  lässt  sich  daher 
jetzt  eigentlich  nicht  angeben,  wie  in  Preussen  ein  Minister  wegen  Ver- 
fassungsverletzung, Bestechung  oder  Verrath  zur  Strafe  gezogen  wer- 
den kann.  Dennoch  bleiben  alle  Mitglieder  eines  Ministeriums,  unter 
welchem  ohne  die  verfassungsmässig  erforderliche  Genehmigung  der 
Volksvertretung  irgend  welche  Ausgaben  gemacht  worden  sind,  so  wie 
auch  ihre  Erben,  dem  Gemeinwesen  für  den  Ersatz  dieser  Ausgaben 
nebst  Zinsen  und  Kosten  mit  ihrem  gesammten  Vermögen  verhaftet, 
und  können  deshalb  jederzeit  bis  zum  Ablauf  der  Verjährungszeit,  also 
innerhalb  vierundvierzig  Jahren,  von  irgend  einem  späteren  Ministe- 
rium —  welches  sich,  auch  auf  Grund  der  Konfliktsgesetze  vom  8.  April 
1847  und  13.  Februar  1854,  nicht  berufen  findet,  das  Vermögen  von 
Amtfivorgängem  oder  deren  Erben  zu  wahren  —  im  Wege  des  Oivil- 
prozesses  NTamens  des  Fiskus ,  welcher  Vorrechte  im  Konkurse  hat,  in 
Anspruch  genommen  werden  *).     Schon  unter  Friedrich  VTilhelm  I  wa- 


1)  Dieser  Vorschrift  wurde  sfuertt  durch  das  Gesets,  betreffend  die  Feststel- 
lung des  StaatsliauBhaltsetats  fUr  das  Jahr  1867 ,  welches  am  28.  December  1866 
ToUxogen  wurde,  Genüge  geleistet. 

2)  A.  L.R.  I.  6.  §.  54.  55.  I.  9.  §.  629  sqq.  DeklaraUon  TOtn  Sl.HXra  1838 
ad  2.     Verordnung  Tom  15.  April  1849. 
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Ten  alle  Minister  für  alle  C^schäfte  in  allen  Landschaften  yerantwort- 
lioh  ^).  Dass  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  eine  solidarische  ist, 
hat,  so  viel  ich  weiss,  auch  in  neuerer  Zeit  noch  keine  Partei,  kein 
Minister  and  kein  Exminister  bestritten.  In  der  Sitzung  des  Abgeordne- 
tenhauses vom  1 6.  März  1  d65  sagte  vielmehr  der  Exminister  Gr.  y.  Schwe- 
rin: „Es  ist  unzweifelhaft,  dass  das  Ministerium,  was  damals  am  Eu- 
der  war,  die  Solidarität  der  Verantwortlichkeit  auch  för  diese  Massre- 
gel zu  übernehmen  hat,  und  wir  werden  die  solidarische  Verantwort- 
lichkeit dafür  ebenso  wenig  ablehnen ,  wie  für  irgend  etwas  Anderes, 
was  geschehen  ist/'  In  dem  yom  21.  Februar  1B66  datirten  Vorbericht 
der  Kommission  des  Hauses  der  Abgeordneten  zur  Prüfung  des  Staats- 
haushalts über  den  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Feststellung  des  Staats- 
haushalts für  das  Jahr  1866  —  welcher,  weil  der  am  15.  Januar  eröff- 
nete Landtag  schon  am  28.  Februar  wieder  geschlossen  wurde,  nicht 
zur  Berathung  kam,  auch  damals,  wie  in  der  Sitzung  yom  14.  August 
zur  Sprache  gebracht  wurde,  nicht  ausgegeben  worden  war  —  heisst 
es:  „Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  in  Beziehung  auf  das  Etats- 
gesetz ist  eine  doppelte:  a)  eine  ciyilrechÜiche ,  insofern  sie  mit  ihrem 
Vermögen  und  ihrer  Person  für  diejenigen  Summen  haften,  welche  sie 
auflseretatsmässig  oder  ohne  Etatsgesetz  yerausgabt  haben ,  und  für  wel- 
che ihnen  nicht  durch  nachträgliche  Genehmigung  der  beiden  Häuser 
des  Landtags  die  Entlastung  zu  Theil  wird,  b)  eine  strafrechtliche,  in- 
sofern sie  sich  durch  eigenmächtige  Verwaltung  ohne  Etatsgesetz  des 
Verbrechens  der  Verfassungsyerletzung  schuldig  machen.''  In  der  auch 
schon  ohne  Ministeryerantwortlichkeitsgesetz  bestehenden  ciyilrechtli- 
chen  solidarischen  Verantwortlichkeit  der  Minister  liegt,  dass  sie  und 
ihre  Erben  bis  zum  Ablauf  der  Verjährungszeit  mit  ihrem  ganzen  Ver- 
mögen für  den  Ersatz  aller  ohne  Genehmigung  der  Volksyertretung  yer- 
fügten  oder  zugelassenen  Ausgaben  haften,  was,  insbesondere  wenn 
Hunderttausendthalermenschen  oder  gar  Millionäre  betroffen  werden,  für 
das  steuereahlende  Volk  praktisch  yon  grösserem  Werth  ist,  als  wenn 
Minister  oder  Ezminister  Freiheits  -  oder  Todesstrafe  erleiden.  Auf  die 
neuerlich  ausgesprochene  Meinung,  dem  Landtage  oder  dem  Abgeord- 
netenhause fehle  die  Aktiylegitimation,  pekuniäre  Eechte  des  Fiskus  im 
Wege  der  Klage  yor  Gericht  geltend  zu  machen ,  sowie  die  Macht,  eine 
zur  Klagerhebung  Namens  des  Fiskus  legitimirte  Behörde  zur  Anstellung 
der  Schadensersatzklage  zu  nöthigen  ') ,  ist  nicht  yiel  Gewicht  zu  legen : 
weil  thatsächlich  —  wie  z.  B.  die  Gesetze  yom  14.  September  1866,  be- 
treffend die  Ertheilung  der  Indemnität  in  Bezug  auf  die  Führung  des 

1)  F,  V,  Baumer  j  HbtorUches  Taschen Imch.    1836.    8.  403. 

2)  P.  Lahandy  das  Badgetrecht  nach  den  Bestimmiingen  der  Preossischen  Ver- 
fassnngsnrkande.     1871.    8.  74. 
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Staatshaushalts  yom  Jahr  1 862  ah  und  die  Ermächtigung  zu  den  Staats-- 
auBgahen  für  das  Jahr  1866,  sowie  yom  27  ej.,  hetreffend  die  Erthei- 
lung  der  Indemnität  in  Bezug  auf  den  Erlass  der  Verordnung  yom  1 8.  Mai 
1866  tiher  die  Gründung  öffentlicher  Darlehnskassen ,  die  Scliliessung 
der  Darlehnskassen,  die  Liquidation  der  Geschäfte  derselben  und  die 
Einziehung  der  Darlehüdassenscheiney  beweisen  —  die  Herren  Minister 
selbst  natürlich  schon  in  ihn»  eigenen ,  persönlichen  und  pekuniären 
Interesse  eifrig  bestrebt  sind ,  sich  in  mller  Form  Sicherheit  dagegen  zu 
yerschaffen,  dass  ihr  und  ihrer  Erben  YconB^an  nicht  44  Jahre  lang 
yon  fiskalischen  Ansprüchen  bedroht  bleibt. 

Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  yom  24.  Juni  1867  be- 
stimmt im  Artikel  17:  ,yDem  Präsidium  steht  die  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung der  Bundesgesetze  und  die  Ueberwachung  der  Ausführung 
derselben  zu.  Die  Anordnungen  und  Verfögungen  des  Bundespräsidinms 
werden  im  Namen  des  Bundes  erlassen  und  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Gegenzeichnung  des  Bundeskanzlers,  welcher  dadurch  die  Verant- 
wortlichkeit übernimmt.''  Und  ferner  im  Artikel  72:  „Ueber  die  Ver- 
wendung aller  Einnahmen  des  Bundes  ist  yon  dem  Präsidium  dem  Bun- 
desrathe  und  dem  Eeichstage  zur  Entlastung  jährlich  Beohnung  zu  le- 
gen.'' Da  die  VerfEUssung  des  Norddeutschen  Bundes  die  Verantwort- 
lichkeit der  Beamten  überhaupt  und  der  Minister  insbesondere  offenbar 
nicht  hat  auflieben  oder  yermindem  wollen,  so  haften  alle  Minister  ohne 
Zweifel  auch  femer  wie  bisher  solidarisch,  müssen  folglich  für  alle  yon 
ihnen  angewiesenen  oder  zugelassenen  nicht  genehmigten  Ausgaben,  so- 
wie für  alle  dem  Gemeinwesen  mit  Unrecht  nicht  zugeführten  Einnah- 
men aufkommen,  wenn  gleich  die  Schuld  zunächst  nur  einen  einzelnen 
yon  ihnen  treffen  soUte,  sei  es  nun  in  seinem  Hauptamte  oder  in  einem 
Nebenamte,  z.  B.  als  Marineminister,  als  Chef  der  Preussischen  Bank, 
als  Bundeskanzler,  als  Minister  für  Lauenburg  ^). 

Wie  es  in  Prankreioh  unter  dem  letzten  Bonaparte  mit  der  Verant- 
wortlichkeit der  Ministerund  Beamten  stand,  lässt  sich  aus  den  Ver- 
handlungen, welche  im  Juli  1867  im  gesetzgebenden  Körper  über  das 
Budget  in  Bezug  auf  die  Mexikanische  Expedition  stattfanden,  entneh- 
men, wobei  Thiers  sagte:  „Die  Lehre  dieser  traurigen  Expedition  ist, 
dass  das  Land  einer  Eontrole  und  eines  Widerstandes  bedarf!  Die  Ex- 
pedition nach  Mexiko  wurde  yon  Niemandem  in  Erankreioh  gebilligt  und 


1)  In  der  BeichstogssitzuDg  yom  16.  April  1869  sagte  Gr.  v.  Bismtrck,.  der 
Bundeskanzler  sei  nur  Polizeibeamter ,  er  habe  die  Verantwortung  fGr  alle  Handlun- 
gen des  Präsidiums.  Seine  Mitwirkung  bei  der  Legislative  sei  gleich  null.  In  der 
Legislative  wirke  er  nur  als  Preussischer  BevoUmSchtigter  zum  Bnndesrathe  mit  und 
führe  dort  Preussiche  Stimmen.  Diese  Preussischen  Stimmen  würden  unter  Verant- 
wortung des  Preussischen  Ministeriums  abgegeben. 
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dennoch  ausgeführt.  Sie  hat  sechs  Jahre  gedauert.  Es  giebt  zwei  Ar- 
ten, die  Monarchie  aufzufetssen.  Die  erste  derselben  ist,  der  Fürst,  wel- 
cher mit  Ministem  regiert,  die  unter  sich  nicht  solidarisch  sind  und  die 
Befehle  ausführen,  welche  sie  erhalten.  Die  zweite  Art  ist,  ein  Fürst, 
welcher  mit  verantwortlichen  und  solidarischen  Ministem  regiert,  die 
ihre  Ansicht  yor  dem  Staatsoberhaupte  unterbreiten  und  sich  nöthigen- 
fiills,  um  ihm  Widerstand  zu  leisten,  auf  eine  Versammlung  stützen, 
die  ihrerseits  wieder  ihnen  Widerstand  leistet,  indem  sie  sich  alle  von 
der  Öffentlichen  Meinung  leiten  lassen.  Dies  ist  die  Form  der  Monar- 
chie, welcher  man  zuschreiten  müsste,  und  zwar  sehr  schnell,  im  In- 
teresse der  Segierung  und  des  Landes.*' 

Wenn  man  die  grossen  Summen  anstaunt,  welche  das  Britische  Eeich 
schuldet  und  welche  dem  Volke  jährlich  als  Steuern  abgenommen  wer- 
den, so  darf  man  doch  keinesweges  übersehen ,  dass  in  dem  letzten  Men- 
schenalter Schuld  und  Steuern  dort  sehr  bedeutend  vermindert  worden 
sind,  wahrend  in  den  anderen  gnx>ssen  Staaten  Europa's  das  Gegen theil 
stattgefunden  hat.  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist  also  doch 
Tbn  grossem  praktischen  Werth.  In  England  bilden ,  wie  Macaulay  sagt, 
die  ersten  Diener  der  Krone  einen  Gesammtkörper.  Man  setzt  voraus, 
dass  sie  unter  einander  auf  dem  Fusse  freundschaftlichen  Vertrauens  ste- 
hen und  über  die  Hauptgrundsätze  übereinstimmen,  nach  welchen  die 
auszuführende  Verwaltung  zu  leiten  sei.  Wenn  eine  leichte  Meinungs- 
verschiedenheit unter  ihnen  entsteht,  so  wird  sie  ohne  Mühe  ausgegli- 
chen; wenn  aber  Einer  in  einem  Lebenspunkte  von  den  übrigen  abweicht, 
so  ist  es  seine  Pflicht  auszutreten.  So  lange  er  sein  Amt  behält,  wird 
er  selbst  für  Massregeln  verantwortlich  gehalten ,  von  denen  er  seinen 
EoUegen  abzurathen  versucht  hat.  Wenn  Fischel  meint,  dass  die  per- 
sonliche Verantwortlichkeit  der  Minister  illusorich  geworden  sei,  so  setzt 
er  doch  hinzu:  „wohlgemerkt  nur  in  Betreff  der  politischen  Acte  des 
Ministeriums'';  von  der  civilrechtlichen  Verantwortlichkeit  spricht  er 
nicht.  „Es  ist  jedoch  nöthig",  sagt  er,  „unsere  kontinentalen  und 
Deutschen  Leser  wiederholentlich  darauf  aufinerksam  zu  machen,  dass 
Thaten,  wie  sie  Minister  unter  den  Stuarts  vornahmen,  in  England  nicht 
mehr  möglich  sind,  dass  die  Magna  Charta,  die  Petition  of  Rights,  jetzt 
nicht  ungestraft  von  einzelnen  Beamten  der  Erone,  und  ständen  sie 
noch  so  hoch,  verletzt  werden  dürfen.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  eine  nicht 
bewilligte  Steuer  sollte  erhoben  werden.  Nun  dann  würde  das  Parla- 
ment die  Beamten ,  welche  unbewilligte  Steuern  eintreiben ,  ohne  Wei- 
teres wegen  Privilegienbruch  einstecken  lassen.  Jeder  mit  dem  Bechte 
seines  Landes  vertraute  Engländer  würde  solche  Beamten  nöthigenfiEdls 
mit  Gewalt  aus  dem  Hause  jagen ,  und  sie  wegen  „Trespass"  (gewaltsa- 
men Eindringens)  vor  den  Gerichten  zur  Verantwortung  ziehen.     Auch 
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würden  die  ganz  unabhängigen  Friedensrichter  auf  solche  Beamte  fahn- 
den und  sie  nöthigen,  Friedensbörgschaften  zu  bestellen.  Dann  wür- 
den Bills  of  Attainder  und  Impeachment  gegen  die  Minister,  welche  sol- 
che Steuer  ausgeschrieben ,  wieder  aufleben.  Wo  es  sich  um  die  Ver- 
letzung von  Rechten  der  Einzelnen  und  des  Parlaments  handelte,  da 
würde  der  Satz  Brougham's ,  dass  die  Minister  nicht  bloss  für  die  Le- 
galität, sondern  auch  für  die  EonstitutionaHtät  ihrer  Handlungen  verant« 
wortlich  sind,  zur  Wahrheit  werden.''  Minister  übrigens,  die  der  Mehr- 
heit des  Unterhauses  sicher  waren,  haben  viel  auf  sich  genommen.  So 
bewilligte  Pitt  1797  ohne  Kenntniss  und  Wissen  der  Gemeinen  dem 
Deutschen  Kaiser  1,200,000  £  und  dem  Prinzen  von  Cond^  200,000  £. 
Eine  grosse  Mehrheit  des  Unterhauses  sanktionirte  aber  später  diese  un- 
konstitutionelle Handlung  als  durch  dringende  Nothwendigkeit  geboten. 
Ebenso  hat  das  Parlament  yon  1 859  mehrere  Millionen  Ueberschreitungen 
des  Budgets  yon  1857  sanktionirt  ^ ) 

Nicht  alle  Staatsausgaben  werden  übrigens  in  England  jährlich  durch 
das  Parlament  bewilligt.  Damit  hat  es  folgende  Bewandniss.  AUe  An- 
leihen ,  die  aufgenommen  waren ,  waren  durch  Exeirung  von  Taxen  si- 
cher gestellt  worden,  deren  Ertrag  dafür  angewiesen  wurde,  und  an- 
dere waren  noch  aufgelegt  zur  Deckung  der  steigenden  öffentlichen  Aus- 
gaben. Mehrere  unter  diesen  Taxen ,  obgleich  die  Art  der  Einführung 
derselben  verschieden  war,  lasteten  auf  denselben  Artikeln,  die  für  die 
allgemeinen  Bedürfnisse  schon  nach  dem  Werthe  besteuert  waren ,  noch 
nach  dem  Gewicht  für  eine  Anleihe,  nach  dem  Volumen  für  eine  andere, 
zu  so  viel  Procent,  als  sie  schon  für  eine  dritte  belastet  waren.  Bei 
den  Zöllen  allein  zählte  man  acht  und  sechzig  Arten  Taxen  und  eine 
Menge  von  Gegenständen  waren  vierzehn  verschiedenen  Abgaben  unter- 
worfen. Dieselbe  Kon^sion  und  dieselben  Begellosigkeiten  fanden  sich 
auch  bei  dem  Stempel  und  der  Accise,  wenn  auch  in  geringerem  Grade. 
Frühere  Ministerien  hatten  diesen  Uebelständen  abzuhelfen  gesucht,  wa- 
ren aber  davor  zurückgeschreckt  aus  Besorgniss ,  das  P&nd  der  Staats- 
gläubiger zu  beeinträchtigen ,  und  wegen  der  Schwierigkeiten ,  die  dar- 
aus entstehen  könnten.  Pitt  war  kühner.  Er  meinte,  die  einfachste 
Lösung  würde  sein,  alle  Zölle,  Accisen  und  Stempel  abzuschaffen  und 
sie  durch  eine  einzige  Abgabe  von  jedem  Artikel  zu  ersetzen,  die  so 
hoch  angesetzt  würde,  dass  sie  so  viel  brächte,  als  früher  davon  auf- 
kam. Der  ganze  Ertrag  davon  sollte  den  sogenannten  konsolidirten 
Ponds  für  die  öffentliche  Schuld  bilden;  wenn  davon  ein  Ueberschuss 
bliebe,  so  würde  dieser  fiir  die  laufenden  Ausgaben  dienen,  und  falls  er 
sich  dazu  nicht  genügend  erwiese ,   so  müssten  zu  diesem  Behuf  Gelder 


1)  E.  FüehOy  Die  Verfassimg  England's.    2.  Aufl.  1864.    S.  454.  464.  498—494. 
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b^inlligt  werdeu.  Demgemäss  legte  er  den  Gemeinen  eine  lange  Beihe 
Ton  Eesolutionen  vor  und  gab  über  jede  die  erforderliche  Auskunft,  und 
1787  wurde  die  Konsolidationsbill  in  beiden  Häusern  ohne  irgend  eine 
Einwendung  gegen  das  Princip  angenommen.  Die  Steuern,  deren  Er- 
trag den  konsolidirten  fonds  bilden ,  wurden  permanent  erklärt  und  wa- 
ren demgemäss  von  der  jährlichen  Bewilligung  des  Parlaments  ausge- 
schlossen. Die  Ausgaben  sollten  bestehen  in  den  Zinsen  der  öffentlichen 
Schuld,  der  CÜTilliste  und  einigen  anderen  Posten.  Die  übrigen  ordentr 
liehen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  —  fUr  die  Armee,  die  Flotte, 
die  Befestigungswerke,  die  Artillerie,  yerschiedene  mit  dem  Namen 
Snpplies  bezeichnete  Ausgaben  —  wurden  fortwährend  jährlich  bewil- 
ligt, ebenso  die  Wege  und  Mittel  (Ways  and  Means) ,  die  zu  ihrer  Dek- 
kung  bestimmt  sind ,  einschliesslich  der  Malztaxe ,  der  Landtaze  und  an- 
derer Taxen ,  die  unter  der  Bezeichnung  der  additionellen  Taxen  au%e- 
föhrt  werden.  So  wurde  in  England  von  der  jährlichen  Bewilligung  der 
konsolidirte  Ponds  ausgenommen,  welcher  für  die  früheren  Zusagen  auf 
Treu  und  Glauben,  worauf  die  yerschiedenen  Anleihen  abgeschlossen 
waren,  eine  spezielle  und  unTeräusserliche  Garantie  bietet;  in  Folge  des- 
sen wurde  dieselbe  Ausnahme  auf  die  öffentliche  Schuld,  eine  nicht  bloss 
obligatorische,  sondern  auch  geheiligte  Last,  welche  die  Englische  Na- 
tion, eifersüchtig  auf  ihren  Kredit  haltend,  sich  zur  Ehre  rechnet,  ge- 
wissenhaft zu  bewahren,  ausgedehnt^). 

Was  vor  hundert  Jahren  Junius  ^)  über  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister  sagte,  yerdient  noch  jetzt  beherzigt  zu  werden.  So  schrieb 
er  den  18.  März  1769  an  den  Herzog  yon  Grafkon:  „Ehe  Sie  an  die 
Spitze  der  Geschäfte  gestellt  wurden ,  war  es  eine  Maxime  der  Engli- 
schen Begierung,  der  das  Volk  gern  seine  Zustimmung  gab,  dass  jede 
harte  oder  strenge  Ausübung  der  königlichen  Macht  auf  Bechnung  der 
Minister  zu  setzen  wäre ;  aber  so  oft  ein  Act  der  Gnade  und  des  Wohl* 
wollens  ausgeführt  wurde,  das  ganze  Verdienst  dayon  dem  Herrscher 
selbst  zugeschrieben  werden  sollte.  Es  war  dies  eine  weise  Lehre,  My- 
lord,  sie  war  eben  so  nützlich  für  den  König,  als  für  seine  Unterthanen ; 
denn  während  sie  die  ai^wöhnische  Aufinerksamkeit  festhielt,  womit  das 
Volk  immer  das  Betragen  der  Minister  prüfen  sollte,  trug  sie  zu  glei- 
cher Zeit  dazu  bei ,  seine  Anhänglichkeit  an  die  Person  seines  Königs 
eher  zu  yermehren,  als  zu  yermindern.''  Femer  heisst  es  in  dem  Briefe 
yom  3.  Apnl  1770:  „Es  war  in  diesem  Lande,  wenigstens  seit  den  Ta- 
gen Carrs  I 'nicht  Gebrauch,  den  König  persönlich  mit  seinen  Untertha- 
nen yeruneinigt  und  gradezu  in  einen  Streit  yerwickelt  zu  sehen.  Hand- 
lungen der  Ghiade  und  Vergebung  sind  ihm  weislich  yorbehalten  und 

1)  Sevue  des  deux  mondes  vom  15.  Mai  1864.     S.  401—408. 

2)  y«nn»8'  Briefe.     Oeatscb  von  A.  Buge.     3.  Aufl.  1867.   S.  48.    178  —  175. 
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sollten  beharrlich  nur  von  ihm  ausgeübt  werden.  Nie  sollte  er  seinen 
ünterthanen  anders,  als  in  einem  liebenswürdigen  Lichte  erscheinen. 
Selbst  in  Frankreich,  so  lange  man  es  noch  der  Mühe  werth  hielt,  ir- 
gend eine  Idee  von  einer  beschrankten  Monarchie  beizubehalten,  war 
es  Maxime ,  dass  Niemand  die  königliche  Gegenwart  unbefriedigt  yerlas- 
sen  dürfe.  Frankreich  hat  die  gemässigten  Grundsätze  seiner  Begierung 
yerloren  oder  Verzicht  darauf  geleistet;  und  wenn  jetst  seine  Parlamente 
eine  Vorstellung  wagen,  so  tritt  der  Tyrann  hervor  und  antwortet  mit 
absoluter  Willkür.  Der  Geist  seiner  jetzigen  Ver&ssung  erfordert  es, 
dass  der  König  geförchtet  sei,  und  das  Princip,  denke  ich,  wird  so  ziem- 
lich durch  die  Thatsache  bewahrt.  Aber  in  unaerm  politischen  System 
ist  die  Theorie  mit  der  Praxis  in  Streit,  denn  der  König  müsste  beliebt 
sein.  Massregeln  ron  grösserer  Strenge  mögen  freilich  unter  gewissen 
Umständen  nothwendig  sein:  aber  der  Minister,  der  den  Bath  dazu  giebt, 
müsste  auch  die  Ausführung  und  den  Hass  dayon  ganz  allein  auf  sich 
nehmen.  Er  yerräth  nicht  nur  seinen  Herrn,  sondern  yerletzt  auch  den 
Geist  der  Englischen  Konstitution,  wenn  er  den  ersten  Beamten  des 
Staats  dem  persönlichen  Hass  und  der  Verachtung  seiner  Ünterthanen 
aussetzt.  Wenn  wir  yon  der  Festigkeit  einer  Begierung  sprechen,  so 
meinen  wir  ein  gleichförmiges  System  yon  Massregeln,  welches  yon  den 
Dienern  der  Krone  mit  Ueberlegung  angenommen  und  mit  Entschlossen- 
heit aufrecht  erhalten  wird,  nicht  eine  eigensinnige  Härte  in  der  Sprache 
und  dem  Betragen  des  Königs.  Die  Begierung  eines  schwachen,  unent- 
schlossenen Monarchen  kann  weise,  gemässigt  und  fest  sein,  die  eines 
störrigen,  launenhaften  Fürsten  im  Gegentheil  schwach,  unentschlossen 
und  schlaff.  Der  Buf  öffentlicher  Massregeln  hängt  yon  dem  Minister 
ab,  der  yerantworÜich  ist^  nicht  yon  dem  König,  dessen  Priyatmeinung 
dem  Bathe  seines  Conseils  gegenüber  kein  Gewicht  haben  und  dessen 
persönliche  Autorität  deswegen  in  öffentliche  Apgelegenheiten  niemals 
eingreifen  sollte.  Dies  halte  ich  für  die  richtige  konstitutionelle  Ansicht 
—  Mein  Eifer  für  die  wahre  Ehre  Sr.  Majestät  drängt  mich  zu  der  Be- 
hauptung, dass  es  zu  sehr  System  der  gegenwärtigen  Begierung  war, 
ihn  persönlich  einzuführen,  um  für  seine  Diener  zu  handeln  oder  sie  zu 
yertheidigeu.  Sie  überreden  ihn  zu  thun ,  was  eigentlich  ihr  Geschäft 
ist  und  yerlassen  ihn  mitten  darin.  Und  doch  ist  dies  eine  Unbequem- 
lichkeit, welcher  er  immer  ausgesetzt  bleiben  muss,  so  lange  er  ein  Mi- 
nisterium behält,  welches  in  sich  selbst  zerfallen  oder  der  grossen  Auf- 
gabe, welche  es  unternommen  hat,  durch  sein  Ansehen  und  seine  Ge- 
schicklichkeit nicht  gewachsen  ist.  Anstatt  die  Einmischung  der  König- 
lichen Person  als  letztes  Hülfsmittel  der  Begierung  aufzusparen,  nöthigt 
ihre  Schwäche  sie,  diese  bei  jeder  Gelegenheit  anzuwenden  und  de  in 
der  Meinung  des  Volks  wohlfeil  und  gemein  zu  machen.     Statt  ihren 
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Heim  zu  unterstütsen ,  erwarten  sie  Unterstützung  von  ihm ,  und  für 
den  £rtrag  eines  Tages,  den  sie  länger  im  Amte  bleiben,  machen  sie 
sich  nichts  daraus,  wie  sehr  sein  geheiligter  Charakter  bloss  gestellt  und 
entehrt  wird." 

•  Je  rücksichtsYoller  Ton  der  Volksvertretung  immer  die  Person  des 
Souyeräns  behandelt  wird,  einer  um  desto  rücksichtsloseren  und  schär- 
feren Kritik  müssen  natürlich  die  Minister  ausgesetzt  sein,  wenn  ihr 
Verhalten  Tadel  verdient.  In  England  hatten,  ehe  im  September  1841 
Peel  ans  Buder  kam,  lange  schwache  und  wenig  befähigte  Whig -Mini- 
ster regiert  und  Grund  genug  zur  Unzufriedenheit  gegeben.  *  So  hatte 
z.  B.  das  Ministerium  Melbourne  1 837  noch  unter  Wilhelm  IV  im  Ober- 
hause eine  bittere  Bede  höhnischer  Vorwürfe  von  Seiten  Lord  Lynd- 
hurst's  aushalten  müssen,  welche,  da  sie  im  Wesentlichen  Wahres  ent- 
hielt, sich  nicht  mit  einer  höhnischen  Erwiederung  zurückweisen  Hess: 
„Niemals  befand  sich  der  Stand  der  Geschäfte  in  dem  andern  Hause  in 
einer  solchen  Lage,  wie  jetzt  —  niemals  vernachlässigte  eine  Begierung 
einen  so  wichtigen  Theü  ihrer  Pflicht,  den,  welchen  sie  im  Parlament 
zu  verrichten  hat,  so  sehr,  wie  es  die  Begierung  während  der  letzten 
fünf  Monate  gethan  hat.  Der  edle  Viscount  und  seine  Kollegen  wären 
äusserst  machtlos.  Sie  wären  gleich  machtlos  in  diesem  und  in  dem  an- 
deren Hause:  sie  wären  äusserst  kraftlos  und  unfähig  als  Diener  der 
Krone;  und  so  müsste  er  hinzufügen,  sie  wären  gleich  machtlos,  un- 
tüchtig und  kraftlos  in  Bezug  auf  das  Volk.  ...  Er  könne  nur  sagen, 
dass  beinahe  jeder  mögliche  und  vernünftige  Mensch  nur  Eine  Meinung 
hätte ;  —  nur  Einen  Gedanken  hätte  man  über  ihr  Benehmen.  Dasselbe 
riefe  das  Bedauern  ihrer  Freunde  hervor  und  errege  den  Hohn  und  Spott 
der  Feinde  ihres  Landes.  Er  gäbe  ihnen  ein  Bild  der  Gegenwart  —  er 
habe  ihnen  auch  ein  Bild  der  Vergangenheit  gegeben.  Was  wären  denn 
nun  ihre  Hoffnungen  für  die  Zukunft^)?" 
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Unter  den  öffentlichen  Ausgaben  stehen  die  Ausgaben,  welche  die 
Vertheidigung  des  Landes  erfordert,  oben  an.  Die  erste  Pflicht  einer 
Begierung  besteht  darin,  die  Unterthanen  gegen  die  Angriffe  anderer 
Staaten  zu  schützen.  Es  bedarf  also  einer  Kriegsmacht  und  diese  erfor- 
dert, sogar  schon  im  Frieden,  sehr  bedeutende  Kosten.  Das  Milizsy- 
stem ist  weniger  kostbar,  als  das  System  der  stehenden  Heere,  wo  näm- 
lich jeder  Soldat,  nicht  bloss  zeitweise,  sondern  fortwährend  Soldat  ist 

i)  Harriet  JiartmeoMf  G^eschichte  England'«  während  des  dreissigjfthrigen  Frie- 
dens von  iai6.  bis  1846.  Aus  dekn  Englischen  Obersetst  von  C.  J.  Bergiut,  Bd.  III. 
1853.    S.  198. 
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und  nichts  als  Soldat,  und  also  nicht  bloss  die  Woche  oder  des  Monats 
einmal,  sondern  fortwährend  in  den  Waffen  geübt  wird.  Wenn  gleich 
dieser  Unterschied  bei  der  neuern  Kriegskunst  von  geringerer  Bedeu- 
tuug  sein  mag,  als  er  bei  der  alten  war,  so  zeigt  doch,  wie  Ad.  Smith 
sagte ,  „die  anerkannte  XJeberlegenheit  der  Preussi  sehen  Heere  über  die 
anderen  Europäischen,  die,  wie  jedermann  sagt,  yon  ihrer  grösseren 
Vollkommenheit  in  den  WafFenübungen  herkommt,  dass  noch  bis  auf 
den  heutigen  Tag  auf  diesen  Vorzug  im  Kriege  viel  ankommt. '*  Uebri- 
gens  wird  eine  Miliz,  die  mehrere  Jahre  hinter  einander  im  Felde  Dienste 
thut,  in  jeder  Rücksicht  zu  einer  stehenden  Armee.  „Dauert  derEjrieg 
in  Amerika  noch  einen  Feldzug,  so  kann  die  Amerikanische  Landmiliz 
vielleicht  es  mit  dem  ganzen  stehenden  Heere  au&ehmen ,  welches  im 
letzten  Kriege  (dem  Kriege  von  1756  bis  62)  den  Veteranen  der  Fran- 
zösischen und  Spanischen  Armeen  die  Spitze  geboten  hat.'^  Schon  lange 
sind  in  £uropa  auch  für  die  grösseren  Staaten  blosse  Milizen  nicht  mehr 
ausreichend  und  stehende  Heere  unentbehrlich,  wenn  sie  auch  sehr  kost- 
spielig sind,  und  mit  der  Vervollkommnung  der  Waffen  und  der  Kriegs- 
kunst immer  kostspieliger  werden.  Soldaten  einer  stehenden  Armee, 
wenn  sie  auch  noch  nie  einen  Feind  gesehen  hatten ,  haben  doch  schon 
bei  ihrem  ersten  Erscheinen  im  Felde  gegen  den  Angriff  solcher  Truppen 
ausgehalten,  die  unter  den  Waffen  grau  geworden  waren.  „Als  im 
Jahre  1756  die  Eussische  Armee  in  die  Preussischen  Staaten  einfiel,  so 
schienen  die  Russischen  Soldaten  den  Preussischen  an  Muth  nichts  nach- 
zugeben, obgleich  diese  damals  für  die  erfahrensten  und  zum  Kriege  ge- 
wöhntesten Veteranen  von  Europa  gehalten  wurden.  Als  1739  der 
Krieg  zwischen  Spanien  und  England  ausbrach,  hatte  letzteres  Land 
acht  und  zwanzig  Jahre  im  tiefsten  Frieden  gelebt.  Gleichwohl  war 
der  Muth  seiner  Soldaten  so  wenig  durch  einen  so  langen  Frieden  ge- 
schwächt worden,  dass  er  sich  vielmehr  nie  so  ausgezeichnet  hat,  als 
bei  dem  Angriffe  auf  Oarthagena,  der  ersten  unglücklichen  Unterneh- 
mung dieses  unglücklichen  Krieges.  Die  Generale  können  zuweilen  in 
einem  langen  Frieden  die  Kunst,  ein  Heer  anzuführen,  vergessen:  aber 
die  Soldaten  einer  wohleingerichteten  Armee  vergessen  nie  den  Muth, 
mit  welchem  sie  fechten  sollen."  Alle  grösseren  Staaten  halten  es  ge- 
genwärtig für  nöthig,  auch  in  Friedenszeiten  mit  grossen  Kosten  eine 
Armee  zu  haben  —  ob  sie  freilich ,  wenn  sie  zur  Verwendung  kommt, 
von  guten  Generalen  und  glücklich  gefuhrt  werden  wird,  kann  man  nie 
vorher  sagen.  „Männer  von  republikanischen  Grundsätzen  sind  immer 
gegen  stehende  Armeen  argwöhnisch  gewesen  und  haben  sie  als  der  Ftei- 
heit  gefahrlich  betrachtet«  Das  sind  sie  auch  in  der  That,  wenn  das 
Interesse  des  Generals  und  der  vornehmsteh  Offiziere  nicht  an  die  Auf- 
rechthaltuug  der  Staatsvorfassung  geknüpft  ist." 
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Yon  der  Englischen  Armee  sagte  Macanlay,  indem  er  die  Geschichte 
der  ersten  Meutereibill  erzählte :  Vielleicht  eben  ireil  die  Armee  so  all- 
mäUg  und  so  anmerklich  eine  der  Institutionen  Englands  geworden  ist, 
ist  es  gekommen,  dass  sie  in  so  vollkommenem  Einklang  mit  alle  den 
anderen  Institutionen  gehandelt  hat,  nicht  einmal  in  einhundert  und 
sechzig  Jahren  dem  Throne  untreu  und  oder  dem  Gesetze  ungehorsam 
g^eworden  ist,  nicht  einmal  den  Gerichtshöfen  Trotz  geboten,  oder  die 
Wahlkörper  eingeschüchtert  hat.  Bis  auf  diesen  Tag  jedoch  fahren  die 
Stände  des  Reiches  fort,  zu  gemessenen  Zeiten ,  mit  lobenswerther  Yor- 
sieht,  einen  Markstein  an  der  Grenze  zu  setzen,  welche  zur  Zeit  der 
Revolution  gezogen  worden.  Jedes  Jahr  sprechen  sie  feierlich  den  Grund- 
satz von  Neuem  aus,  der  in  der  Erklärung  der  Rechte  niedergelegt  wor- 
den (dass  das  Werben  und  Unterhalten  eines  stehenden  Heeres,  inner- 
halb des  Königreichs,  zur  Friedenszeit,  wenn  es  nicht  mit  Bewilligung 
des  Parlaments  geschieht,  gegen  das  Gesetz  ist)  und  dann  verwilligen 
sie  dem  Souverain  eine  ausserordentliche  Vollmacht,  während  weiterer 
zwölf  Monate  eine  bestimmte  Anzahl  Soldaten  nach  bestimmten  Regeln 
zu  regieren.  Die  Meutereibill  von  1868  bestimmt,  dass  kein  Ejriegsge- 
licht  femer  für  irgend  ein  zu  seiner  Kompetenz  gehöriges  Vergehen  in 
Friedenszeiten  in  den  Gebieten  der  Königin  einen  Soldaten  zu  körperli- 
cher Bestrafting  verurtheilen  darf. 

Im  April  1866  sagte  Johnson  in  seiner  Proklamation:  „In  Erwä- 
g;ung,  dass  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  zu  verschiedenenma- 
len  in  den  Jahren  1861  und  1862  mehrere  Staaten  im  Aufstande  befind- 
lich erklärte,  und  dass  der  Kongress  im  Juli  1861  Resolutionen  fiuiste, 
dahin  lautend,  dass  der  Krieg  lediglich  geführt  werde,  um  die  Oberge- 
walt der  Verfkssung  aufrecht  zu  erhalten  und  die  Union  mit  der  Würde 
und  den  Rechten  der  Staaten  unverletzt  zu  bewahren,  und  dass,  sobald 
diese  Ziele  erreicht,  der  Krieg  aufzuhören  habe,  —  in  Erwägung,  dass 
stehende  He.ere,  militärische  Besetzung,  Kriegsrecht,  Militärgerichte 
und  Suspendirung  der  Habeas-corpus-Akte  in  Friedenszeiten  der  öffent- 
lichen Freiheit  gefahrlich,  mit  den  Rechten  der  Personen  unverträglich, 
dem  Geiste  der  Amerikanischen  Institutionen  ganz  und  gar  entgegen  ist, 
und  daher  nur  in  Fällen  der  Noth  zur  Zurückweisung  feindlicher  Ein- 
falle oder  Unterdrückung  von  Empörungen  eingeführt,  gerechtfertigt 
werden  kann  —  aus  allen  diesen  Gründen  erkläre  ich  den  Aufstand  in 
Georgia,  Nord- und  Südcarolina,  Virginia,  Tennessee,  Alabama,  Loui- 
siana, Arcansas,  Mississippi  und  Florida  als  beendet  und  als  fortan  so 
zu  betrachten."  Die  Vereinigten  Staaten,  welche  im  Frieden  nur  ein 
kleines  Heer  und  daför  massige  Ausgaben  hatten,  konnten  daher  im 
Kriege  eine  grosse  Kraft  entwickeln.  „Den  Sklaven  ist  die  Freiheit  ge- 
geben,  die  Union  hat  über  den  Partikularismus  gesiegt;   Institutionen, 

Bcrciot,  FiaaazwisMiuch.    Ü.  Aufl.  3 
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welche  dem  Genius  der  Europäischeu  Völker  nicht  zusagen,  haben  auf 
dem  Boden ,  auf  welchem  sie  erwachsen ,  eine  oft  bezweifelte  Kraft  be- 
währt; der  Störung  der  Arbeit,  der  Unterbrechung  des  Handels,  der 
Vernichtung  unermesslicher  Werthe  ungeachtet  sind  die  Zahlungsmittel 
für  einen  Kostenaufwand,  der  in  einem  so  kurzen  Zeitraum  ohne  Bei- 
spiel ist,  beschafft  worden,  und  die  Begierung,  welche  die  materiellen 
Mittel  fand,  in  vier  Jahren  zwei  und  eine  halbe  Million  Soldaten  in  das 
Feld  zu  stellen,  hat  die  Kraft  gefühlt,  in  etwa  eben  so  viel  Monaten 
das  Heer  bis  auf  ein  Fünftel  zu  entlassen.  So  ist  es  geschehen,  was 
allgemein  gewünscht  und  anderes,  was  nicht  überall  erwartet  wurde." 
(K.  P.  Staatsanzeiger  vom  4.  Januar  1866). 

Der  jährliche  Betrag  der  Militär-  und  Marinebudgets  £uTopa's 
wurde  vor  1870  auf  811,870,122  Thlr.  und  die  jährlichen  Interessen  des 
im  Militär-  und  Marinewesen  angelegten  Kapitals  auf  206,992,000  Thlr. 
angegeben,  zu  welcher  beträchtlichen  Summe  noch  die  des  Arbeitsyer- 
yerlustes  des  Militärs  kommen,  die  auf  898,789,265  Thlr.  pro  Jahr  ge- 
schätzt sind,  zusammen  also  auf  mehr  als  1917  Millionen  Thaler /tfiir- 
lich!^)  In  Europa  haben  grosse  Heere  die  Finanzen  grosser  Staaten 
fortwährend,  in  Amerika  nur  zeitweise  verschlechtert;  und  in  Asien 
scheinen  sogar  grosse  Reiche  wie  China  und  Japan,  so  lange  christliche 
Völker  Berührungen  mit  ihnen  nicht  erstrebten,  kaum  Armeen  gehal- 
ten zu  haben.  Heere  und  Kriegsflotten  sind  nun  aber  nur  Mittel  zu  dem 
Zweck,  das  Land  zu  schützen  und  zu  yertheidigen.  Wenn  das  Mittel 
aber  so  viel  Opfer  kostet,  dass  das  Volk  dabei  verarmt,  oder  seinen 
Wohlstand  nur  noch  schwach  vermehren  kann,  uud  die  Bevölkerungs- 
zunahme ^)  daher  schwächer  wird  oder  aufhört,  so  sind  Zweck  und  Mit^ 
tel  verwechselt  —  die  Armee  ist  für  das  Volk  da,  das  Volk  ist  nicht  für 
cGe  Armee  da  —  und  es  ist  hohe  Zeit  zur  Umkehr,  so  wohl  für  die  Be- 
gierung als  auch  för  die  Volksvertretung.  Bei  der  Armee  würde  die 
Begierung,  wenn  sie  nur  gezwungen  wäre,  sich  mit  beschränkten  Mit- 
teln zu  behelfen,   gewiss  bedeutend  sparen.      Bei  Festungen,    Kriegs- 


1)  Zeitschrift  des  K.  P.  sUtistischen  Bureaus  1869.    S.  330. 

2)  In  einem  Aufsata  über  Preussens  Erstarkung  (Deutsche  Jahrbücher.  1863. 
September  S.  462  —  470)  hatte  ich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  auf  100  Preus- 
sen  im  Jahre  1816  291  Franzosen  und  1861  nur  noch  802  Franzosen  kamen,  dass 
Prensson  Terhültnissmässig  mehr  Männer  hat  vie  Frankreich,  dass  in  Preussen  von 
1882  bis  1861  die  Gesammtbevölkening  von  100  auf  169,  die  Anzahl  der  zwanzig- 
jährigen Männer  aber  von  100  auf  242  stieg,  und  dass  von  1820  bis  1862  die 
Bevölkerung  überhaupt  stärker  zugenommen  liat,  als  in  den  übrigen  grossen  8taa> 
ten  des  Europäischen  Kontinents,  welche  grössere  Armeen  unterhielten  und  mehr 
Schulden  machten.  Später  sind  auch  Andere,  selbst  Franzosen,  zu  ähnlichen  Schlüs- 
sen gekommen.  Vergl.  Zeitschrift  des  K.  Pr.  statist.  Bureaus  1866.  S.  128.  1S9. 
1867.  S.  78. 
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schiffen  und  Zubehör  lassen  sich  yielleicht  auch  im  Frieden  Ersparungen 
nicht  in  gleichem  Masse  anwenden.  Den  Eestungen  darf  man  aber  so 
grosse  Wichtigkeit  nicht  mehr  beilegen.  In  Preussen  haben  sie  ja  1806 
nicht  gehindert,  dass  die  Franzosen  das  Land  untexjochten,  und  1813 
wurden  die  Franzosen  aus  dem  Lande  vertrieben,  obgleich  sie  darin 
viele  Festungen  inne  hatten.  Femer  haben  1848  die  theuren  Befesti- 
gungen von  Paris  Louis  Philipp  nichts  geholfen.  Und  weichen  Nutzen 
brachten  1 866  den  Oesterreichem  ihre  Festungen  in  Böhmen  und  Mäh- 
ren, sowie  das  vielgerühmte  Festungsviereck  in  Yenetien,  worauf  lange 
Jahre  so  ungeheure  Summen  verwendet  und  verschwendet  worden  wa- 
ren? Auch  als  der  1870  unter  dem  letzten  Bonaparte  gewagte  gottlose 
Angriffskrieg  gegen  Preussen  sich  sogleich  in  einen  Yertheidigungskrieg 
für  Frankreich  umgestaltete,  wurde  dasselbe  durch  seine  Festungen, 
welche  den  Krieg  nur  länger  und  die  Menschenopfer  durch  Waffen,  Feu^r, 
Hunger  und  Krankheiten  für  beide  Theile  nur  grässlicher  machten,  nicht 
gerettet.  .  Uebrig^ns  sind  Festungen  keineswegs  allein  durch  ihre  An- 
lage und  Unterhaltung  so  kostbar  und  England  und  die  Vereinigten 
Staaten  sind  daher  glücklich,  dass  sie  eigentliche  Festungsstädte  nicht 
haben.  Bort  können  sich  auch  die  grössten  Städte  noch  weiter  ausdeh- 
nen, soweit  die  Natur  es  nicht  etwa  hindert.  Ja  Preussen  dagegen  gab 
es  bis  1866  12  Städte  mit  mehr  als  50,000  Einwohnern  jede,  davon 
die  Hälfte  Festungen,  und  in  den  östlichen  Provinzen  nur  zwei,  die 
nicht  Festungen  sind.  Das  blosse  Vorhandensein  von  Festungen  macht 
natürlich  eine  grössere  Armee  erforderlich,  als  sonst  nöthig'  sein  würde. 
Ende  1864  hatten  die  Festungsstädte  Königsberg,  Danzig,  PoseUi  Stet- 
tin, Magdeburg  und  Köln  eine  GesammtbevÖlkerung  von  508,292,  da- 
runter Militärbevölkerung  45,454  oder  nicht  weniger  als  9^,  wogegen 
die  nicht  befestigten  Städte  Berlin,  Breslau,  Krefeld,  Elbesfeld,  Barmen 
und  Aachen  bei  einer  GesammtbevÖlkerung  von  1,032,452  eine  Militar- 
bevölkerung  von  31,713  oder  nur  3-^  hatten. 

Für  die  Flotten  Hollands  und  Englands  kamen  einst  Seelenverkäu- 
ferei  und  Matrosenpressen  in  Anwendung.  In  Junius'  Briefen  hiess 
es  am  5.  Oktober  1771:  „Ich  beklage  die  unglückliche  Nothwendigkeit, 
wo  sie  immer  bestehen  mag,  für  die  Sicherheit  des  Staats  durch  einen 
zeitweilen  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit  der  Bürger  zu  seilen. 
Wollte  Gott,  es  wäre  möglich,  diese  zwei  wichtigen  Zwecke  in  jeder 
Lage  der  Öffentlichen  Angelegenheiten  zu  vereinigen.  Ich  achte  die  ge- 
setEÜche  Freiheit  des  geringsten  Mannes  in  Britannien  so  sehr  als  meine 
eigene,  und  würde  sie  mit  demselben  Eifer  vertheidigen.  Ich  weiss, 
wir  müssen  zusananen  stehen  oder  feUen.  Aber  ich  kann  nicht  danua 
zweifeln,  dass  die  Gesellschaft  eben  so  gut  ein  Recht  hat,  die  Dienste 
ihrer  Mitglieder  zu  befehlen  als  sie  zu  kaufen.     Ich  finde  dieses  Eecht 
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uTspiünglich  auf  einer  Nothwendigkeit  begründet,  welche  gar  keines 
Beweises  bedarf.  loh  sehe  es  durch  unvordenkliches  Herkommen  fest- 
gestellt und  durch  mehr  als  eine  stillschweigende  Zustimmung  der  Ge- 
setzgebung zugelassen.  Ich  schliesse  also,  es  giebt  in  der  Katur  der 
Sache  kein  Mittel  gegen  den  üebelstand,  über  den  wir  uns  beklagen, 
denn  wenn  es  eins  gäbe,  müsste  er  längst  abgestellt  sein.  Es  boten 
sich  unzählige  Gelegenheiten  dar,  die  öffentliche  Freiheit  wesentlich  zu 
fördern,  aber  nie  wurde  ein  glücklicher  Versuch  gemacht,  in  dieser  Hin- 
sicht den  ünterthan  zu  entlasten.  Dennoch  ist  der  IJebelstand  geföhlt 
und  beklagt  worden,  so  lange  England  eine  Flotte  hat.  Die  Bedingun- 
gen, welche  dieses  Recht  hervorbringen,  müssen  zusammengenommen 
werden.  Einzeln  haben  sie  wenig  Gewicht.  Es  ist  nicht  richtig,  von 
einem  Missbrauch  in  der  Ausführung  auf  die  Ungerechtigkeit  der  Gewalt 
zu  schUessen ,  Aooh  weniger  kann  man  von  der  Motte  auf  die  Landar- 
mee schliessen.  Ein  Seemann  kann  nie  anders  als  gegen  die  Feinde 
seines  Vaterlandes  angewendet  werden.  Der  einzige  Fall,  in  welchem 
der  König  das  Eecht  haben  kann,  seine  Unterthanen  im  Ganzen  zu  be- 
waffnen, ist,  wenn  eine  fremde  Macht  wirklich  an  unserer  Küste  ge- 
landet wäre.  Wenn  dieser  Fall  wirklich  eintreten  sollte,  so  wird  kein 
wahrer  Engländer  fragen,  ob  das  Recht  des  Königs  ihn  zur  Vertheidi- 
gong  seines  Vaterlandes  zu  zwingen  in  der  Sitte  von  England  oder  auf 
einer  Bewilligung  der  Legislatur  beruht.  Wenn  nun  aber  das  üebel 
nicht  zu  heilen  ist,  so  folgt  für  die  Matrosenpresse  noch  nicht,  dass  die 
Symptome  nicht  gemildert  werden  könnten.  Man  erhöhe  das  Handgeld, 
so  weit  es  der  öffentliche  Beutel  verträgt.  Aber  es  hat  seine  Grenze; 
und  wenn  jeder  vernünftige  Aufwand  gemacht  wurde,  so  wird  man 
durch  die  That  bewiesen  finden,  dass  der  Sporn  der  Matrosenpresse  nö- 
thig  ist,  damit  das  Handwerk  wirken  könne.''  —  Die  Massregel  des  Fres- 
sens konnte  übrigens  doch  nicht  einmal  ganz  zweckmässig  sein,  da  sie 
natürlich  ein  Flüchten  der  Mannschalten  und  dadurch  eine  Steigerung 
des  Lohns  herbeiführen  musste.  Thatsächlioh  wird  das  Fressen  jetzt 
durch  freiwillige  Anwerbung  ersetzt. 

In  Spanien  bringen  die  von  Philipp  V  eingeführten  sogenannten 
Matriculaa  eine  Klasse  Bürger  in  eine  Art  Knechtschaft,  da  Jeder,  der 
ein  Geschäft  auf  Schiffen  hat,  gezwungen  wird,  sich  einjsuschreiben  und 
der  Regierung  für  die  Flotte  zur  Verfügung  zu  stellen.  Dennoch  aber 
nutzte  es  Carl  m  nichts,  dass  er  ungeheure  Summen  für  die  Schöpfung 
der  zahlreichsten  Flotte  in  der  Welt  opferte,  da  er  sich  durch  das  un- 
gerechte und  schimpfliche  System  dieser  Einschreibungen  zum  Seedienst 
ohne  Matrosen  feuid  und  seine  achtzig  Linienschiffe  nicht  bemannen 
konnte.  Fünfzig  Schiffe  ankerten  bei  Algesiras,  aber  sie  konnten  ein 
Dutzend  Englische  Schiffe  nicht  daran  hindern,  Gibraltar  zu  Hülfe  zu 
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kommen,  weil  sie  nicht  bemannt  waren.  Als  die  Kriegsflotte  fast  auf 
nichts  heruntergebracht  war,  genossen  die  Immatrikulirten  ihren  Vor- 
theily  ohne  dafür  etwas  zu  leisten;  jetzt  aber,  da  die  Kriegsflotte  be- 
dentend  ist,  zieht  die  junge  Mannschaft  an  den  Küsten  andere  Beschäf- 
ftigangen  dem  Seedienst  vor,  weil  der  Dienst  auf  der  Kriegsflotte  sehr 
hart  ist,  nnd  zugleich  sehr  schlecht  bezahlt  wird.  Die  Spanische  Re- 
gierung trug,  den  Offizieren  gegenüber,  der  yerhältnissmässigen  Entwer- 
thung  des  Geldes  Rechnung  und  vermehrte  ihren  Sold ,  behielt  aber  den 
der  Soldaten  und  Matrosen  bei,  wie  er  im  Torigen  Jahrhundert  gewe- 
sen war.  Die  Matrosen  der  Spanischen  Handelsflotte  sollen  ebenso  g^t 
und  sogar  noch  besser  bezahlt  sein  als  die  am  günstigsten  gestellten 
in  Europa;  und  doch  macht  sich  der  Mangel  an  Matrosen  für  beide 
Flotten,  Handels-  und  Kriegsflotte,  fühlbar.  Wenn  die  Regierung  den 
Sold  Terdoppelte,  das  System  der  Einschreibungen  aufgäbe  und  den  See- 
dienst frei  liesse,  wenn  sie  mit  einem  Worte  dem  Französischen  das 
Englische  System  entgegensetzte,  so  würde  sie,  wird  behauptet,  die 
Zahl  der  Matrosen  sehr  bald  zu  der  Höhe  des  Bedaifs  erheben  ^). 

Die  Französische  Marine-Inskription  besteht  darin,  dass  die  Arbei- 
ter aller  Industriezweige,  die  das  Meer  zum  Element  ihrer  Thätigkeit 
haben,  bei  einer  bestimmten  Behörde  sich  einschreiben  müssen,  wo- 
durch sie,  um  diese  Art  des  Erwerbes  ausüben  und  einige  weitere  Yor- 
tibeüe  gemessen  zu  können,  die  Verpflichtung  übernehmen,  für  eine  ge- 
wisse Zeit  ihres  Lebens  dem  Staate  zur  Disposition  zu  stehen.  Die  In- 
skription erstreckt  sich  auf  Alle,  die  auf  hoher  See  oder  an  der  Küste 
—  80  weit  Ebbe  und  Fluth  und  SeesohifPe  gehen  —  Fischfling  oder 
Schiffahrt  treiben.  Sie  erstreckt  sich  femer  auf  alle  beim  Bau  oder  bei 
der  Ausrüstung  von  Seeschiffen  in  irgend  einer  Weise  beschäftigten  Ar- 
beiter, also  nicht  bloss  auf  Matrosen,  sondern  auch  auf  die  Schiffszim- 
merleute, Kalfbterer,  Mechaniker,  Tau-  und  Segelmacher  u.  s.  w.  Die 
ersten  drei  Jahre  nach  der  Inskription  hat  der  Matrose  behufs  seemän- 
niseher  Ausbildung  im  aktiven  Dienst  zu  verbringen.  Nach  dieser  Frist 
tritt  er,  falls  keine  besondere  Veranlassung  erhöhten  Präsenzstand  er- 
heischt, in  Urlaub  zurück,  bleibt  aber  bis  zum  fönfzigsten  Jahre  gleich- 
wohl verpflichtet,  auf  den  Schiffen  oder  in  den  Arsenalen  des  Staats  zu 
dienen,  so  oft  er  von  diesem  hierzu  au^erufen  wird.  Jeder  Seemann 
hat  das  Rechte  unter  VerzichÜeistung  auf  maritimen  Erwerb,  aus  der  In- 
skiiptionsliste  sich  wieder  ausstreichen  zu  lassen,  wofern  er  ein  Jahr 
vorher  seinen  Austritt  erklärt.  Wird  er  nach  vollzogenem  Austritt  doch 
noch  bei  Fischfang  oder  Schiffahrt  betroffen ,    so  hat  dies  sofort  wieder 


1)  Fiemando  Oarrido^  dfts  heutige  Spanien,  seine  geistige  nnd  ftosserliche  Ent- 
wickelang im  19.  Jalirhandert.     Deutsch  ven  A.  Buge.    1863.    S.  7.  863—265. 
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die  Einreihung  zur  Folge.     Und  dabei  veriLommt  die  Französische  Hau- 
delsmariae  ^). 

England  hat  eine  starke  Handelsflotte  und  eine  starke  Kriegsflotte, 
aber  nur  ein  massiges  Landheer;  Preussen  oder  Norddeatschland  hat  ein 
starkes  Landheer,  eine  massige  Kriegsflotte  und  daher  auch  noch  eine 
ansehnliche  Handelsflotte;  Frankreich  dagegen  hatte  bis  1870  ein  star- 
kes Landheer  und  auch  eine  starke  Kriegsflotte,  aber  eine  schwache 
Handelsflotte  und  —  von  den  genannten  Ländern  die  sohlechtesten  Fi- 
nanzen. Künftig  wird  die  Regierung  des  durch  Deutsche  Landheere  be- 
siegten und  verarmten  Frankreichs  die  Kriegsflotte  in  ihrem  seithm- 
gen  Umfange  zu  erhalten  gar  nicht  im  Stande  sein,  sie  vielmehr  ver- 
ÜBÜlen  und  immer  mehr  verkommen  lassen  müssen,  so  dass  sie  für  Deutsch- 
land nicht  furchtbar  sein  wird. 

Obgleich  die  Brandenburgisoh-Freussische  Kriegsflotte  des  grossen 
Kurfürsten  —  die  nur  Steuern  und  Schulden  herbeiführte  *)  —  laugst 
vergessen  war,  und  obgleich  Friedrich  der  Grosse,  dessen  Land  von 
der  Ostsee  und  auch  von  der  Nordsee  bespült  wurde,  eine  Kriegsflotte 
nicht  für  erforderlich  gehalten  zu  haben  scheint,  so  wurde  eine  solche 
für  uns  doch  für  nützlich,  nöthig  und  ausführbar  erachtet,  auch  wirk- 
lich für  5,000,000  Thlr.  angeschafft,  aber  für  900,000  Thlr.  wieder  ver- 
kauft. Auch  danach  beschäftigte  der  Gedanke  einer  grossen  deutschen 
Elriegsflotte  noch  patriotische  Männer,  deren  Literesse  dafür  aber  wohl 
etwas  abnehmen  dürfte,  wenn  einst  Jedem  von  ihnen  jährlich  als  Flot- 
tensteuer in  irgend  einer  Form  einige  Procente  von  seinem  Vermögen 
und  Einkommen  würden  abgefordert  werden  müssen.  La  der  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  26.  März  1857  hatte  der  alte  Kühne  ge- 
warnt:  „Man  möge  doch  auch  ja  erwägen,   in  wie  weit  denn  unsere 


1)  Ph.  Geyer  f  Frankreich  anter  Napoleon  III,  politisch  -  ökonomische  Skizzen. 
1865.  S.  ISO  sqq.  190.  Baudot j  lieber  die  mögliche  Grösse  Frankreichs,  aus  dem 
Franzl^sischen  fibersetzt  von  C.  J.  Bergiut.  1852.  S.  72  —  86.  Die  Flotte,  sagte 
Bandot,  der  anter  der  zweiten  Repablik  schrieb,  soU  dem  Gedeihen  unserer  Han- 
delsmarine zu  Hfilfe  kommen,  aber  wie  kommt  es,  dass,  je  mehr  wir  ffir  die 
Schifbarmee  ausgeben,  sich  unsere  Handelsmarine  um  so  weniger  entwickelt?  Je 
mehr  Seelente  der  Flotte  wir  haben,  desto  weniger  haben  wir  Handelsmatrosen. 
Hatte  die  Handelsmarine  Oesterreichs,  welche  in  16  Jahren  um  die  Hälfte  zugenom- 
men hat,  Griechenlands,  welche  in  10  Jahren  ihre  Tonnenzahl  sich  verdreifachen  sah, 
Hollands,  welche  sich  in  18  Jahren  viel  mehr  als  verdoppelt  hat,  grosse  Geschwa- 
der zur  See,  um  ihre  Entwickelnng  zu  unterst&tzen?  Hat  die  Karine  Norddeutsch- 
lands ,  die  sogar  nicht  ein  einziges  Kriegsschiff  hatte ,  sich  nicht  in  10  Jahren  am 
70^  vermelurt,  und  ist  sie  nicht  bedeutender  geworden,  als  die  von  ganz  Frank- 
reich? Sollten  diese  Tliatsachen  uns  nicht  zum  Nachdenken  Über  den  Nutzen  und 
die  Wirksamkeit  unserer  ungeheuren  Ausgaben  ffir  die  Militftrmarine  führen? 

2)  Riedel,  der  Brandenborgisch - Preussische  Staatshaashalt.  S.  24.  25.  88. 
44.  45. 
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hinreichen,  um  neben  einer  über  die  Verhältnisse  der  grös- 
seren Staaten  im  Vergleich  gegen  nnsere  materiellen  Hülfsmittel  hinaus- 
gehenden  Landmacht  auch  diese  Seemacht  zu  unterhalten  und  sie  nur 
auf  den  Punkt  zu  bringen,  der  erforderlich  ist,  um  sie  als  eine  Seemacht 
weiten  Banges  hinstellen  zu  können;   man  möge  doch  ja  erwägen,    ob 
die  Marinestation,   die  wir  in  der  Nordsee  begründen  wollen,    wirklich 
zu  begründen  ist,   ob  der  Grund  und  Boden  da  ist,   worauf  wir  bauen 
können,  und  ich  glaube,  dass  eine  ganz  vollständige  und  genügende  Bar- 
stellung des  eigentlichen  Zustandes  unserer  Marine  und  desjenigen,  was 
denn  durch  die  bisherigen  Aufwendungen  mit  den  ebenfalls  Air  unsere 
Kräfte  nicht  unbedeutenden  Mitteln  beschafft  worden  ist,    dazu  beitra- 
gen würde,    desfallsige  Zweifel,   die  ich  recht  dringend  hege,  zu  besei- 
tigen/'    Eine  warnende  Stimme  aus  dem  ersten  Deutschen  Seehandels- 
platze  -verdient  auch  gehört  zu  werden.     ,  J)er  Deutsche  Handel  und  die 
beabsichtigte  Deutsche  Kriegsflotte  Ton  N.  D.  Wichmann,  Hamburg  1 867'' 
ist  der  Titel  einer  Schrift,  aus  welcher  ich  hier  Auszüge  folgen  lasse. 
„£s  unteriiegt  für  mich  gar  keinem  Zweifel,    dass  der  grossartige 
Aufschwung,  den  die  HanseatiBche  Khederei  in  den  letzten  zwanzig  Jah- 
ren genommen  hat,    nicht  sowohl  trotz  des  Mangels  einer  Deutschen 
Kriegsflotte,  sondern  eben  wegen  desselben  möglich  geworden  ist.    Denn 
eben,    weil  unsere  über  die  ganze  Welt  zerstreuten  jungen  Kaufleute 
und  Schiffskapitäne,   wenn  sie  nicht  in  Schaden  kommen  wollen,   vor- 
sichtig in  der  Wahl  der  Verbindungen,  die  sie  eingehen,  und  gewissen- 
haft in  Erfüllung  der  Verpflichtungen,    die  sie  übernehmen,   sein  müs- 
sen, eben  deshalb  sind  sie  allerorten  unbestritten  die  angesehensten  und 
gesuchtesten  und  werden  unsere  Schiffe,  bei  im  üebrigen  gleichen  Ver- 
hältnissen, stets  denen  aller  anderen  Nationen  vorgezogen.     Wenn,  was 
ich  nicht  in  Abrede  stellen  will ,   mitunter  bei  entstandenen  Konflikten 
im  Auslande,    Deutsche  gegen  die  Angehörigen  anderer  Nationen   im 
Nachtheil  geblieben  sind,   so  wird,   meiner  festen  Ueberzeugung  nach, 
in  den  meisten  Fällen,  mehr  Schwäche  und  Unfähigkeit  des  betreffenden 
Konsuls,  als  der  Mangel  einer  Deutschen  Kriegsflotte,  schuld  daran  ge- 
wesen sein.    Wird  bei  der  Wahl  der  ersteren'auf  tüchtige,  entschiedene 
und  in  ihren  Kreisen  geachtete  Männer  gesehen  —  und  an  solchen  fehlt 
es  bei  den  Deutschen  im  Auslande  nicht  —   so  wird  der  Mangel  kaum 
je  empfunden  werden.     Eine  grosse  Deutsche  Kriegsflotte  würde,   weil 
wir  keine  Kolonien  haben,   gar  keine  regelmässige  Verwendung  finden, 
wohl  aber  zu  Konflikten  Veranlassung  geben  und  ausser  anderen  wirth- 
schaftlichen  Naohtheilen  zunächst  auch  den  im  Gefolge  haben ,   dass  sie 
den  besten  Theil  der  dem  Seedienst  sich  widmenden  jungen  Leuten  der 
Handelsmarine  entzöge.  —    Ich  habe  die  eifrige  Förderung,  welche  der 
Französische  Kaiser  eine  Zeitlang  der  Kriegsmarine  angedeihen  liess,  stets 
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für  einen  grossen  Fehler  gehalten  und  bin  fest  überzeugt,  dass  die  Zeit 
nicht  fem  ist,  wo  diese  Ansicht  allgemein  getheilt  werden  wird.  Wenn 
aber  eine  Deutsche  Kriegsflotte  den  Deutschen  Handelsinteressen  nicht 
förderlich,  wohl  aber  nachtheilig  sein  kann,  wenn  sie  yoraussichtüch 
nur  Gelegenheit  zu  Konflikten  bieten  und  von  keinerlei  wahrhaftem  Nu- 
tzen sein  wird,  so  werden  wir  uns  doch  nicht,  nur  aus  Sucht  nach 
einer  Machtstellung,  die  wir  nicht  bedürfen,  eine  Last  aufladen  wollen, 
die  neben  den  allseitig  verurtheilten  stehenden  Heeren  doch  wahrlich 
mehr  als  bedenklich  ist!  —  Eine  grosse  Kriegsflotte  ist  die  kostspie- 
ligste Institution,  welche  eine  Nation  sich  schaffen  kann.  Sollte  Deutsch- 
land, neben  der  schweren  Last,  die  ihm  durch  Unterhaltung  seines 
grossen  stehenden  Heeres  schon  aufgebürdet  ist,  auch  noch  eine  grosse 
Kriegsflotte  unterhalten  müssen,  so  würde  es  dadurch  in  wirthschaftli- 
cher  Beziehung  unberechenbar  zu  leiden  haben,  indem  die  Entwiekelung 
seiner  Landwirthschaft ,  seiner  Gewerbe,  seiner  Industrie  und  seines 
Handels  unfehlbar  in  bedauerlichster  Weise  dadurch  beeinträchtigt  wer- 
den würde.  Möge  die  Erkenntniss,  dass  dem  so  ist,  doch  noch  zeitig 
genug  beim  Deutschen  Volke,  und  zunächst  in  massgebenden  Kreisen, 
Eingang  finden!  Es  erübrigt  mir  noch,  in  Kürze  darauf  hinzuweisen, 
wie  eine  grosse  Kriegsflotte  die  Interessen  des  Deutschen  Handels  und 
der  Deutschen  Schiffahrt  auch  dadurch  in  der  empflndlichsten  Weise 
yerletzen  würde,  dass  sie  sicher  den  besten  Theil  der  sich  dem  See^ 
dienste  widmenden  jungen  Leute  der  Handelsmarine  entzöge.  Wenn 
schon  jetzt  die  Auswanderung  yon  in  dienstpflichtigem  Alter  stehenden 
jungen  Leuten,  die  sich  dem  Dienste  im  Landheere  entziehen  wollen, 
eine  sehr  bedenkliche  Höhe  erreicht  hat,  und  der  Schade,  der  dadurch 
schon  jetzt  dem  Deutschen  Yaterlande  erwächst ,  gar  nicht  hoch  genug 
angeschlagen  werden  kann,  was  haben  wir  dann  erst  zu  befürchten, 
wenn  die  Bewohner  der  Küsten  der  Nordsee  und  der  Friesischen  Inseln, 
aus  denen  sich  die  hanseatische  Handelsmarine  bis  jetzt  vorzugsweise 
rekrutirte,  so  wie  unsere  eigenen  jungen  Leute  zum  Dienste  auf  der 
Kriegsflotte  ausgehoben  werden  sollen?  Bis  jetzt  waren  Letztere  bei 
uns  Yom  Militärdienste  frei ,  wenn  sie  gewisse  Jahre  auf  Hambnrgischen 
Schiffen  ge^BÜiren  hatten  und  war  doch  nur  der  Verlust  derjenigen  zu 
beklagen,  die  sich  nicht  der  Schiffahrt  gewidmet  hatten,  und  sich  dem 
Militärdienst  durch  Auswanderung  entzogen.  Schon  jetzt  wird  den  Deut- 
schen Handelsschiffen  ein  Mangel  an  geeigneter  Bemannung,  die  be- 
kanntlich nur  yon  den  Küstenbewohnem  geliefert  werden  kann,  häufig 
fühlbar.  Würden  Umstände  eintreten ,  die  geeignet  wären,  diesen  Man- 
gel noch  wesentlich  zu.  steigern ,  so  würde  die  Bückwirkung  dayon  nur 
yon  höchst  bedenklichen  Folgen  sein.  Denn,  wohl  zu  beachten  dürfte 
sein,    dass  unsere  jungen  Seeleute,   die  sich  dem  gezwungenen  Dienste 
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anf  der  Beutsohen  Flotte  durch  Auswanderung  entzögen ,  fast  ohne  Aus- 
nahme auf  die  Schiffe  der  Nordamerikauer  —  unserer  rührigsten  Riva* 
ien  —  ühertreten  würden,  was  für  die  Deutsche  Rhederei  den  doppel- 
ten Naohthei]  hätte,  dass  diese  sie  entbehren  müsste,  während  ihre 
Kräfte  der  konkorrirenden  Nordamerikanischen  Rhederei  zu  Nutze  käme. 
Aber  auch  ganz  abgesehen  von  der  zu  beförchtenden  Auswanderung  un- 
serer jungen  Seeleute,  würde  die  für  eine  grosse  Kriegsflotte  erforder- 
liche Bemannung,  die  der  Handelsmarine  entzogen  würde,  an  und  für 
sich  schon  nachtheilig  genug  auf  letztere  einwirken.  Denn,  die  für 
diese  nachbleibende  Mannschaft  würde  eine  nicht  nur  an  Quantität,  son- 
dern eben&lls  auch  an  Qualität  geringere  werden,  weil  mit  Qewissheit 
anzunehmen  wäre,  dass  besonders  strebsame,  gebildete  junge  Männer 
die  anscheinend  glänzendere  Karriere  auf  Kriegsschiffen  der  bescheiden 
neren  auf  Handelsschiffen  yorziehen  würden.  Der  Nachtheil,  den  da- 
durch die  Deutsche  Rhederei  zu  erleiden  haben  würde,  ist  ein  unbere- 
chenbarer, kann  aber  in  seinen  Folgen  schwerlich  überschätzt  werden. 
Denn,  fiist  nicht  minder,  als  seinen  Kaufleuten,  yerdankt  der  Deutsche 
Handel  seinen  Flor  der  anerkannten  Tüchtigkeit  seiner  Schiffskapitäne. 
Ihrer  Sachkunde,  Umsicht  und  Zuverlässigkeit,  verbunden  mit  verstän- 
digem Auftreten  in  fremden  Ländern  und  angemessenem  Benehmen,  ver- 
dankt die  Deutsche  Rhederei  die  bevorzugte  Stellung,  welche  sie  in  der 
ganzen  Welt  einnimmt  und  die  für  die  Interessen  des  Deutschen  Han- 
dels von  so  überaus  grosser  Wichtigkeit  ist.  und  dass  dem  so  ist,  das 
ist  wieder  so  leicht  zu  erklären.  H^eü  wir  Deutschen  keine  grosse 
Kriegsflotte  hatten ,  welche  die  besten  Kräfte  der  Handelsmarine  entzie- 
hen konnte,  so  kam  die  Intelligenz  und  Tüchtigkeit  aller  unserer  jungen 
Angehörigen,  die  sich  der  Schiffahrt  widmeten,  unserer  Handelsmarine 
zu  Gute ,  und  weil  sie  wussten ,  dass  sie  sich  im  Auslande  nicht  auf  den 
Schutz  einer  grossen  Flotte  verlassen  konnten,  mussten  unsere  jungen 
Seeleute ,  ebenso  wie  unsere  jungen  Kaufleute ,  sich  bemühen ,  sich  die- 
jenigen Eigenschaften  zu  erwerben,  deren  man  bedarf,  wenn  man  in 
fremdem  Lande,  auf  sich  selbst  angewiesen,  nicht  zu  Schaden  kommen 
will.  Das  ist  die  einfache  Erklärung  der  anerkannten  Thatsache,  dass 
die  Deutschen  Schiffe  zur  Zeit  in  der  ganzen  Welt  bevorzugt  sind.  — 
Jedeniklls  glaube  ich  in  vorliegender  Schrift  klar  und  deutlich  genug  be- 
wiesen SU  haben,  dass  eine  grosse  Deutsche  Kriegsflotte  den  Interessen 
des  Deutschen  Handels  und  der  Deutschen  Schiffahrt  nicht  forderlich  sein 
wärde,  sondern  Beiden  sicher  nur  zum  grossten  Nachtheile  gereichen 
könnte,** 

Ob  überhaupt  in  künftigen  Ejriegen  zwischen  den  christlichen  Staaten 
Europas  Kriegsflotten  etwas  entscheiden  werden,  darf  man  bezweifeln.  Im 
Orientalischen  Kriege  zerstörte  zwar  die  Russische  Kriegsflotte  die  Türki- 


d*h 
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sehe.  Eine  Englisch-Französische  Flotte  bombardirte  aber  dann  Odessa, 
ohne  grossen  Schaden  zu  thun;  auch  griffen  die  Westmächte  mit  ihren 
Flotten  alle  Küsten  des  Russischen  Beichs  an,  die  ihnen  durch  das  Meer 
zugänglich  waren ,  allein  sie  richteten  wenig  aus.  In  der  Ostsee  wagte 
eine  grosse  Englische  Flotte  nicht,  Kronstadt  anzugreifen,  beschrankte 
sich  yielmehr  auf  das  Wegfangen  von  Eussischen  Handelsschiffen  und 
auf  die  Verbrennung  Ton  Holz-  und  Heervorräthen  an  den  Finnischen 
Küsten ;  und  auch  die  Franzosen  hatten  bei  den  Alandsinseln  keine  wei- 
teren Erfolge,  als  dass  sie  eine  befestigte  Elaseme  einnahmen  und  zer- 
störten. Bei  Sebastopol  wurde  die  Russische  Kriegsflotte  von  den  Rus- 
sen selbst  versenkt  und  bei  dem  Bombardement  richteten  die  Flotten 
der  Verbündeten  nichts  aus.  Was  sie  überhaupt  in  der  Ostaee,  dem 
Asowschen  Meere  und  sonstwo  thaten,  nahmen  und  zerstörten,  war 
nicht  entscheidend  för  die  Wendung  des  Krieges.  In  dem  Kriege  Ton 
18^,  in  dem  das  yon  Frankreich  angegriffene  Preussen  sich  zu  yer* 
theidigen  hatte,  hat  es  Französische  Handelsschiffe  nicht  genommen. 
Auf  die  friedlichen  und  yiel  zahlreicheren  Deutschen  Handelsschiffe  zu 
fahnden,  auch  Seeräuberei  zu  treiben,  verschmähten  dagegen  die  Fran- 
zösischen Kriegsschiffe  nicht,  fanden  es  jedoch  mit  Grund  nicht  gera- 
then ,  gegen  die  Deutschen  Küsten  einen  Angriff  zu  versuchen.  Aber 
auch  unsere  Kriegsflotte ,  trotz  ihrer  gewaltigen  und  kostbaren  Panzer- 
schiffe, hat  die  Franzosen  nirgends  erhebUoh  geschädigt.  Der  Nord- 
deutsche Bund  war  1867  zu  Stande  gekommen  und  sein  Reichstag  hatte 
sich  beeilt,  noch  in  demselben  Jahre  die  Aufnahme  einer  Schuld  zu  ge- 
nehmigen —  zur  Erweiterung  der  Bundeskriegsmarine  und  der  Herstel- 
lung der  Küstenvertheidigung.  Diese  Schuld  muss  verzinst  und  abge- 
zahlt werden,  was  natürlich  nicht  ohne  Erhöhung  der  Steuerlast  des 
Deutschen  Volkes  möglich  ist.  So  wie  die  Brandenburgisch-Preussische 
Kriegsflotte  des  grossen  Kurfürsten  nur  Steuern  und  Schulden  herbei- 
führte, so  wird  es  auch  mit  der  Deutschen  Kriegsflotte  —  die  doch 
nicht  dazu  bestimmt  sein  kann,  Seeschlachten  gegen  Engländer  oder 
Amerikaner  zu  Uefem  —  ergehen,  wenn  nicht  etwa,  was  zu  wünschen, 
der  Reichstag,  zumal  der  aus  den  Süddeutschen  Staaten  verstärkte,  in 
Bewilligung  von  Flottenausgaben  sich  fortwährend  äusserst  zähe  erwei- 
sen sollte.  Dem  vielfftch  geschmähten  Deutschen  Bundestage,  obgleich 
durch  eine  Volksvertretung  nicht  genirt,  gereichte  es  zur  Ehre,  dass 
er  Deutschland  wenigstens  Schulden  nicht  aufgebürdet  hatte. 

Man  darf  übrigens  nicht  vergessen,  dass  die  gesammten  Geldaus- 
gaben des  Militär-  und  Marinedepartements,  sowie  auch  die  auf  das  Mi- 
litär bezüglichen  Geld  -  und  Naturalleistungen  und  sonstigen  Lasten  der 
Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden  doch  nur  einen  Theil  der  Opfer  bil- 
den, welche  das  Volk  bringt.     Wenn  die  besten  Arbeitskräfte  dafür  ver- 
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wendet  werden,  so  leiden  die  übrig  bleibenden  schwächeren,  welche 
am  80  mehr  angestrengt  nnd  daher  um  so  schwächer  werden  müssen, 
als  sie  sich  selbst  und  daneben  noch  die  stärksten  zu  ernähren  haben, 
während  sonst  letztere  nicht  bloss  sich  selbst,  sondern  auch  noch  an- 
dere ernähren  und  daneben  noch  Kapital  erzeugen ,  also  den  Beichthum 
des  Landes  Termehren  könnten  und  würden.  Ferner  kommt  der  Ver- 
last in  Betracht,  den  das  (Gemeinwesen  dadurch  hat,  dass  die  Mann- 
sohaflen  nach  ihrer  Entlassung  noch  einige  Zeit  nicht  mit  ToUer  Kraft 
arbeiten  können,  weil  sie  nicht  sogleich  die  geeigneteste  Gelegenheit  dazu 
finden,  überdies  davon  entwöhnt  sind  und  yieles  yerlemt,  wenigstens 
in  ihrem  Beruf  sich  nicht  weiter  ausgebildet  haben.  Die  Ernährung 
des  Volks  erfolgt  nun  hauptsächlich  durch  die  Arbeit  der  Personen  männ- 
lichen Gfesefaleehts,  die  nicht  Kinder  und  Greise  sind.  Freussen  hatte 
1664  eine  BevoUcerang  Ton  19,254,649,  davon  6,811,511  Personen 
männlichen  Geschlechts  von  über  15  bis  65  Jahren.  Je  mehr  von  die- 
sen die  kräftigsten  ausgesucht  und  zu  Soldaten  gemacht  werden,  desto 
weniger  bleiben,  um  die  übrigen  zu  ernähren.  Die  Zahl  und  Stärke 
der  Ernährer  des  ganzen  Volks  muss  mit  jeder  Vermehrung  der  Soldaten 
abnehmen,  und  nicht  bloss  in  dem  Verhältniss  der  Vermehrung  der 
Soldaten,  sondern  in  einem  progressiv  steigenden  Verhältniss.  Wenn 
jeder  Soldat  dem  Volke  jährlich  nur  400  Thlr.  ^)  kostet  und  das  Volk 
überhaupt  5,811,511  Ernährer  hat,  so  kosten 

Thlr.  Sgr.  Pf. 

100,000  Kann  den  5,711,511  Ernährern  40,000,000  Thlr.  oder  Jedem     7  —  — 

«00,000      „        „     5,611,511           „          80,000,000     „         „          „1*  7  6 

400,000      „        „     5,411,611          „        160,000,000     „         „          „       29  17  — 

800,000      „       „     5,011,511           „        820,000,000     „         „         „       68  25  7. 

Für  jeden  Ernährer  im  Durchschnitt  steigt  also  die  Last  bei  einer  Ver- 
doppelnng  der  Armee  von  100  auf  203,  bei  einer  Vervierfeushung  aber 
von  100  auf  422,  endlich  bei  einer  Veraohtfachung  von  100  auf  912. 
Noch  im  vorigen  Jahrhundert  hatte  Leopold  Krug  eine  Abhandlung 
„über  das  Preussisehe  Soldatenwesen''  geschrieben,  zu  deren  Druck  er 
aber  keine  Erlaabniss  erhalten  konnte.  Leider  hat  ein  erheblicher  Theil 
des  Manuskripts  nicht  wieder  aufgefunden  werden  können.  Lidem  Erug 
aogiebti  dass  der  Preussisehe  Staat  bei  einer  Bevölkerung  von  8,450,000 
Menschen  und  einer  Staatseinnahme  von  ungefähr  32  Mill.  Thalem  eine 
Armee  von  229,700  Mann  zu  seiner  äusseren  Vertheidigung  habe,  wel- 
che jährlich  13  Mill.  Thaler  zu  erhalten  koste,  sagt  er:    „Man  kann  mit 


1)  Diese  Annahme  ist  nicht  übennäasig.  Zar  Besfareitong  des  Aufwandes  fOr 
des  Heer  des  Norddeatsehen  Bandes  wird  im  Frieden  8S5  Thlr.  pro  Kopf  bloss  aas 
der  Staatskasse  gefordert,  and  ein  Soldat  wfirde,  wenn  er  dies  nicht  wäre,  zu  sei- 
nem und  Anderer  Unterhalt  und  zur  £rhohnng  des  Kapitals  des  Landes  jfthrUeh 
doch  wohl  einen  durchschnittlichen  Werth  von  175  Thlr.  prodaeiren. 
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112,000  sicheren,  mit  ihrer  Lage  zufriedenen,  an  Körper  und  Geist 
hrauchharen  Männern,  die,  an  ihr  Vaterland  fest  geknüpft,  dasselbe 
in  unglücklichen  Umständen  nicht  yerlassen,  die  von  ihrem  Zweck  und 
ihrem  Werth  überzeugt  sind,  und  nicht  mit  Mangel  zu  kämpfen  haben, 
wenigstens  dieselbe  Wirkung,  wo  nicht  noch  mehr  erwarten,  als  von 
229,700  Menschen ,  wie  sie  jetzt  sind.  ^)."  Nach  neueren  Angaben  *) 
belief  sich  die  ganze  reine  Staatseinnahme  der  Rechnungsjahre  179^ 
und  179|-  durchschnittlich  nur  auf  etwa  21  Mill.  Thlr.  und  der  ganze  Mi- 
litäraufwand des  Jahres,  in  welchem  Friedrich  Wilhelm  11  starb,  auf 
14,606,325  Thlr.,  wobei  aber  Beurlaubungen  in  grossem  IJm&nge  statt- 
fanden. Friedrich  Wilhelm  IH  sprach  sich  schon  1798  für  die  Noth^ 
wendigkeit  aus,  den  Soldaten  eine  bessere,  ihnen  wenigstens  nothdürf- 
tig  den  Lebensbedarf  gewährende  Verpflegung  zu  Theil  werden  zu  las- 
sen, da  es  unmöglich  sei,  mit  8  Ggr.  Löhnung,  welche  für  je  5  Tage 
gereicht  wurden,  auszukommen.  Mindestens  müssten  Ünterofficiere  und 
Gemeine  zu  diesem  Solde  die  1^  Ffünd  Brod,  welche  sie  im  Kriege  täg- 
lich erhielten ,  auch  in  Friedenszeiten  zu  gemessen  haben.  Die  Dtirf^ 
tigkeit  der  Soldaten  und  ihr  abgemagertes,  yerhungertes  Aussehen  war 
längst  ein  Gegenstand  des  Mitleides  im  Inlande  und  der  Verwunderung 
im  Auslande.  Die  Verstärkung  des  Heeres,  stellte  man  dem  Könige 
yor,  sei  in  der  letzten  Eegierungsperiode  so  übertrieben  worden,  dass 
nicht  allein  seine  Verpflegung,  sondern  auch  seine  Bekrutirung,  welche 
nur  durch  umfangreiche  ausländische  Werbung  noch  möglich  zu  machen 
sei ,  die  grössten  Schwierigkeiten  flnde :  eine  Verminderung  der  Armee 
zu  besserer  Verpfleg^ung  des  XJeberrestes ,  sei  daher  gewiss  räthlich.  Im 
Oktober  1806  belief  sich  die  Stärke  der  Armee,  ohne  Trainsoldaten  und 
Liraliden,  auf  etwa  250,000  Mann.  Im  Jahre  IdOf  steigerte  sich  die 
Ausgabe  für  Militärzwecke  auf  17,185,112  Thlr.  und  die  Gesammtein- 
nahme  des  Staats  belief  sich  auf  27  Mill.  Thlr. 

Nach  einer  Konvention  mit  Frankreich  vom  Jahre  1808  durfte 
Preussen,  welches  damals  4,653,000  Einwohner  hatte,  keine  grössere 
Armee  als  von  42,000  Mann,  d.h.  0,90^  der  Bevölkerung,  halten. 
Nachdem  die  Armee  im  Jahre  1816  1,25^  der  Bevölkerung  betragen 
hatte  und  bis  1823  allmälig  auf  1,09  f,  femer  18||  auf  1^  vermin- 
dert worden  war,  betrug  sie  1841  bis  1859  nur  zwischen  0,89 -J  und 
0,79^.     Preussen  hatte  also  19  Jahre  lang  eine  Armee,    die  verhält- 


1)  Ein  Preiusbcher  Publicist  von  1797  über  das  Preossische  Militirbudget 
(Deutsche  Jahrbücher  1862.  November  S.  194—210).  —  Sollte  irgend  Jemand,  sei 
er  vom  Milit&r-  oder  Civilstande ,  über  den  Verbleib  des  fehlenden  Theils  des  Krug- 
sehen  Manoskripts  etwas  wissen  oder  erfahren,  so  sei  er  hiennit  dringend  gebeten, 
Mittheilang  darüber  an  mich  gelangen  sn  lassen. 

2)  Biedel  a.  a.  O.  S.  184  ff. 
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nisBrnÜBsig  kleiner  war,  als  die  gröBste,  die  es  nach  der  Konvention 
Ton  1808  nur  halten  durfte  ^).  Zorn  Schutz  des  Landes  ist  es  natür- 
lich nicht  erforderlich,  dass  die  Armee  in  demselben  Masse  vermehrt 
wird,  wie  die  Bevölkerung  wächst.  Prenssen,  welches  seit  1866  bes- 
ser arrondirt  ist,  als  je  vorher,  Kolonien  weder  hat,  noch  danach  ver- 
langt, keinen  Anlass  haben  kann,  seine  Nachbaren  anzugreifen  oder 
sich  in  Asiatische  oder  Amerikanische  Händel  einzulassen  oder  in  Afrika 
wieder  bei  den  Riffpiraten  Lorbeeren  zu  suchen,  braucht  im  Frieden 
nicht  eine  ähnliche  Sjnegsmacht,  wie  Frankreich  hielt*). 

1)  Zar  finanaiellen  Seite  der  Militftrfrage.    1868.    S.  8. 

2)  Saudot  sagte :  „Wenn  England  seit  einem  halben  Jahrhundert  die  Konskrip- 
tion and  die  Kationalgarde  gehabt  hfttte,  so  wire  es  lange  darch  schreckliche  Re- 
YofaitioBen  serrfittet.**  „Wie  Tiele  Monvalears  sind  jetat  in  der  Armee!  Zonftchst 
sieht  man  wenigstens  20,000  Soldaten  figoriren,  die  in  der  Wirklichkeit  nichts  als 
Handwerker  sind:  Bftcker,  Schneider,  Schuhmacher,  Sattler,  Hatmacher,  Stellma- 
cher, KrankenwSrtergehülfen.  Welche  Nothwendigkeit ,  so  viel  jange  Leute  ihren 
Familien  su  entreissen,  um  ihnen  die  Pflicht  aufzulegen,  das  zu  thun,  was  die  Pri- 
vatindnstrie  wenigstens  ebenso  gut  und  billiger  thun  würde?*'  „Bei  dem  gegen- 
wfirtigen  Stand  der  Dinge  «rsehSpfen  die  Nonyalenrs  den  Schatz  ohne  Nutien ,  yer- 
mindem  unsere  Annee  am  mehr  als  ^.  Auf  400,000  Soldaten  sind  kaum  S00,000 
disponibel  und  stellen  eine  wirkliche  Macht  dar.  Denken  wir  uns  dagegen  eine  Ar- 
mee ohne  Handwerker,  mit  Ausnahme  solcher,  die  zu  Reparaturen  unentbehrlich 
sind;  wo  jeder  aus  Neigung  and  Wahl  Soldat  ist,  z.  B.  15  Jahre  lang;  ist  es  nicht 
klar,  dass  nicht  nur  die  Verlflste  and  die  Konvaleurs  so  gering  wie  möglich  wären, 
sondern  dass  sie  in  allen  Beziehongen  auch  yorzflglicher  wIre?  Wflrden  6000  Sol- 
daten dieser  Armee  nicht  wenigstens  eine  ebenso  starke,  wenn  nicht  eine  yorzOgli- 
ehere  Macht  sein ,  als  8000  Mann  der  gegenwärtigen  Armee  ?  Ich  frage  jeden  Ofli- 
der,  jeden  erfahrnen  und  yerstftndigen  Blann.  Ihr  meint,  dass  Frankreich  einer 
Armee  von  400,000  Mann  bedarf,  die  so  zusammengesetzt  ibt,  wie  die  gegenwär- 
tige; doch  eine  Armee  yon  nur  250,000  Mann,  gebildet  aus  alten  freiwilligen  Sol- 
daten, wfirde  fttr  das  Innere  and  das  Aenssere  stärker  sein,  als  Eare  Armee  von 
400,000  Konskribirten**  a.  s.  w.  —  Wie  viel  Procent  von  dem  Personal  des  Land- 
heeres and  der  Kriegsmarine  des  Deutschen  Reichs  sind  Nonvaleurs?  Wenn  bei 
Militär-  oder  Marine-  oder  Civilbehörden  Gemeine,  Unterofficiere  oder  Officiere  zu 
Schreiber-  oder  zu  irgend  welchen  anderen  Diensten,  zu  welchen  besondere  Kör- 
perkraft und  militärische  Tüchtigkeit  nicht  erforderlich  ist,  verwendet  werden,  so 
kann  dies  fUr  die  Staatskasse  vielleicht  etwas  Oeldersparung ,  auch  den  betreifenden 
Personen ,  selbst  bei  geringen  militärischen  Strapazen ,  vielleicht  noch  etwas  Neben- 
einnähme  bringen.  Dem  Gemeinwesen  nutzt  es  aber  nichts,  sondern  beweist  nur, 
dass  mehr  Leute  zum  Militärzwangsdienst  eingezogen  werden ,  als  im  Frieden  erfor- 
derlich ist,  und  dass  im  Kriege  ältere  Jahrgänge  der  Landwehr  herangezogen  werden 
müssen,  als  sonst  nothwendig  wäre.  Der  Ortsverein  der  Schneider  zu  Danzig  hat, 
wie  im  September  1870  gemeldet  wurde,  in  Verbindung  mit  der  dortigen  Innung 
ans  Anlass  der  gegenwärtigen  Nothlage  auch  des  Schneidergewerks  eine  Petition  an 
das  Bundeskanzleramt  verfasst,  worin  dasselbe  ersucht  wird,  bei  dem  Preussischen 
Staatsministeriom  dahin  zu  wirken,  dass  für  die  Folge  die  Anfertigung  der  Militär- 
bekleidungsstttcke  den  Civilhandwerkern  übergeben  würde.  In  der  Motivirung  hiess 
es:    Noch  erlauben  wir  uns  anzudeuten,  dass  bei  der  jetzigen  Einrichtung  zu  Mili- 
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Eb  ist  vielleicht  nützlich ,  weun  ich  hier  auBZogsweise  meines  Va- 
ters, Johann  Carl  Bergius  (f  1829),  damals  unbesoldeten  Stadtraths, 
Beitrag  zu  dem  Zeitungsbericht  des  Berliner  Magistrats  für  den  Monat 
Oktober  1817  —  flir  die  Bubirik  „Stimmung'^  —  folgen  lasse: 

fyDei  Zustand,  in  dem  wir  uns  nach  Y ollbringung  der  grossen  Opfer  im 
Kampfe  gegen  fremde  Unterdrückung  befinden,  entspricht  keinesweges 
den  Erwartungen,  die  uns  dazu  vermochten.  Wir  Unterthanen  und  Biu> 
ger  (denn  mit  den  königlichen  Officianten  mag  es  anders  sein)  tragen, 
wie  eine  Berechnung  leicht  beweisen  kann ,  weit  grössere  und  unaus- 
stehlichere Lasten,  als  nicht  nur  vor  dem  Jahre  1806;  sondern  selbst 
in  den  Jahren  der  feindlichen  Unterdrückung  von  1807  bis  1813  fühl- 
ten wir  uns  frei  von  dem,  was  uns  jetzt  am  tie&ten  niederbeugt.  Das 
geringste  ist  indess  noch ,  dass  die  Steuern  selbst  erhöht  und  vermehrt 
sind;  dass  so  viele  vom  Staate  gegebene  Versprechungen  nicht  gehalten 
werden,  dass  die  grosse  Vermehrung  der  Beamten  in  so  vielföliiger  Hin- 
sicht zur  grossen  Belastung  und  Beschwerde  der  Unterthanen  gereicht; 
dass  die  höchst  lästigen  und  kostspieligen  Servis-  und  Einquartierungs- 
Anordnungen  den  höheren  Ertrag  unserer  Grundstücke  so  gänzlich  hin- 
wegnehmen, dass  ihr  reiner  Ertrag,  wenn  der  Brutto -Ertrag  selbst  um 
^  erhöht  wäre,  doch  noch  nicht  den  reinen  Ertrag  vor  1 806  erreicht,  ob- 
gleich durch  das  Entziehen  der  Arbeiter  im  jetzigen  Militärdienst  das 
Arbeitslohn  und  mithin  der  Preis  des  Häuserbauens  so  erhöhet  ist,  dass 
ein  weit  höherer  reiner  Ertrag  der  Grundstücke  stattfinden  müsste.  Am 
lästigsten  sind  indess  die  persönlichen  Dienste.  Nun  tritt  eine  Militär- 
verpflichtung hinzu,  die  keine  Vertretung  gestattet,  die  unter  dem  Na- 
men des  stehenden  Heeres  alle  unsere  Jünglinge  meistens  für  3,  in  we- 
nigen Fällen  für  1  Jahr  zum  Soldatenstande  verpflichtet,  alle  Männer 
unter  dem  Namen  der  Landwehr  1.  und  2.  Aufgebots,  und  deutlich  ge- 
nug sich  ausspricht,  auch  unter  dem  Namen  Landsturm  alles  bis  zum 
höchsten  Ghreisesalter  in  Reihe  und  Glied  stellen  zu  wollen.  Spürt  man 
sorgfaltig  der  Gedankenfolge  nach,  aus  welcher  die  HofEnung  zur  Abän- 
derung dieser  Massregeln  entspringt,  so  ist  es  nicht  bloss  der  Wunsch 
darnach,  sondern  die  allgemeine  Ueberzeugung  der  Nothwendigkeit  und 
die  Betrachtung ,  dass  die  allgemeine  Bildung  der  Jünglinge  durch  den 
1  -  oder  3jährigen  Soldatendienst  höchst  nachtheilig  unterbrochen  wird, 
dass  mancher  Beruf  im  Leben  dabei  gar  nicht  erreicht  werden  kann, 
dass  viele  Jünglinge  und  Männer  gerade  dann  dem  Staate  auch  selbst 
zum  Kriege  nur  nützlich  sind,  wenn  sie  stets  vom  Soldatendienst  frei- 
bleiben,  dass  die  Armee  bei  konsequenter  Durchführung  des  Gesetzes 

tärhandwerkern  auch  Maniiflcliaften  eingesogen  werden,  welche,  wenn  sie  nicht  Schnei* 
der  oder  Schohmacher  wftren,  ihrer  Körperkonstitation  nach  nie  OÜdg  wiKren,  Sol- 
dat zu  sein  u.  s.  w. 
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stet»  grösser  sein  würde,  als  die  Finanzen  des  Staats  es  erlauben,  wie 
ein  politiBch-aritlimetisches  Exempel  leicht  lehre ;  dass  der  Militärdienst 
von  1  Jahr  bei  den  wichtigsten  Waffenarten,  bei  Artillerie  und  Ka- 
vallerie, den  Zweck  nicht  erreiche,  dass  aber  bei  den  Waffenarten,  wo 
er  in  dieser  Zeit  erreicht  werden  könne,  bei  der  Infemterie,  es  eines 
im  Frieden  so  lästigen  Zwangsgesetzes  nicht  bedürfe,  wie  im  letzten 
Kriege  die  so  schnell  gebildete  Landwehr  bewiese;  dass  hauptsächlich 
aber  die  Kegierung  doch  endlich  einsehen  würde ,  dass  der  Zweck ,  Yer- 
stärkxmg  der  Macht  gegen  andere  Staaten ,  dadurch  nicht  erreicht  wer- 
den könnte.  Es  lässt  sich  dagegen  kein  haltbarer  Orund  anführen ,  wa- 
rum unsere  jetzigen  Massregeln  zur  Verstärkung  der  Kriegsmacht  nicht 
auch  andere  Staaten  ausführen  könnten.  Wollte  man  sagen,  die  Eussi- 
sche,  Oesterreichische ,  Französische  Nation  wäre  nicht  zur  Ausführung 
dieser  Massregeln  zu  bringen,  so  ist  dies  offenbar  falsch.  Wenn  anno 
1813  und  1814  diese  Massregeln  auf  kurze  Zeit  mit  £rfolg  ausgeführt 
werden  konnten,  so  hatte  dies  bloss  in  dem  Wunsch,  sich  von  einem 
7  Jahr  getragenen  Joch  schnell  zu  befreien,  seinen  Grund,  und  mit 
dem  Grunde  fallt  der  jetzt  zu  hoffende  Erfolg  weg.  Wenn  aber  die  an- 
deren Staaten  dieselben  Mittel  anwenden ,  so  bleibt  das  Yerhältniss  der 
Macht  dasselbe.  Die  gepriesene  Gerechtigkeit,  die  in  der  Massregel, 
dass  alle  Individuen  zum  Soldatendienste  verpflichtet  werden,  liegen  soll, 
ist  nur  scheinbar.  Nicht  gleich  ist  die  Last,  denn  relativ  ist  sie  schwer 
und  leicht.  Für  den  Landmann  ist  sie  leichter  als  für  den  Städter,  für 
den  künftigen  Künstler,  Staatsmann,  Kaufinann,  Fabrikuntemehmer, 
Gelehrten  ist  sie  unendlich  drückender  als  für  jeden ,  der  bloss  mit  kör- 
perlicher Anstrengung  seinen  Beruf  treibt.  Aber  zum  Kriegführen  ge- 
hört auch  mehr  als  bloss  geübte  Soldaten.  Es  gehören  Finanzmittel 
dazu.-  Diese  können  nur  im  Frieden  durch  angestrengten  ungestörten 
Fleiss  der  Unterthanen  erworb'en  werden.  Je  mehr  im  Frieden  der  ün- 
terihan  ungestört  bleibt,  desto  mehr  Kraft  hat  man  im  Kriege.  Je  we- 
niger selbst  im  Ejnege  Störungen  der  Gewerbe  statthaben,  desto  günsti- 
ger, mit  desto  mehr  Ausdauer  kann  der  Krieg  geführt  werden.  Wie 
sehr  stehen  hiermit  unsere  militärischen  Einrichtungen  im  Widerspruch 
und  sagen  unsere  Ohnmacht  im  Kriege  vorher!  Das  Geheinmiss,  wel- 
ches über  alle  unsere  öffentliche  Staatsverwaltungszweige  beobachtet 
wird,  die  noch  nicht  regulirten  Verhältnisse  so  vieler  öffentlichen  Fi- 
nanztheile,  die  imbefriedigten  Eückstände  so  mancher  Art,  während  des 
Zoströmens  so  bedeutender  französischer  Kontributionen;  die  öfteren 
Geldveriegenheiten  der  Finanzbehörden,  die  zu  10  und  14-^  sich  Geld 
zu  verschaffen  suchen  und,  wenn  ein  Geschäft  der  Art  zu  Stande  ge- 
kommen, immer  ein  neues  ähnlichep  Art  wieder  einleiten;  die  Dunkel- 
heit,   die  die  Grösse  unserer  Staatsschuld  umschwebt  —   lassen  nur  zu 
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sehr  fürchten,  dass  der  militärische  Aufwand  im  Frieden  keinen  wirk- 
lichen An  wachs  der  Kraft  znlässt/' 

IKe  Freussische  Armee  betrag  1817  1,23^,  1818  1,21^,  1819 
1,21^  und  1820  immer  noch  1,16^  der  Einwohnerzahl  des  Landes, 
was  im  Frieden  offenbar  zu  yiel  war.  Im  letztgedachten  Jahre  schrieb 
Yamhagen,  4.  Juli:  ,,In  der  Staatshaushaltungskommission  hat  Herr 
von  Yincke  gewagt,  offen  hervorzutreten  und  zu  erklären,  der  Freussi- 
sche Staat  stehe  in  einer  falschen  Aufgabe,  der  Fehler  liege  darin,  dass 
er  sich  den  ersten  Mächten  beizähle,  welches  er  seinen  Kräften  nach 
nicht  sein  könne;  wolle  man  aufrichtig  sein,  so  müsse  man  herunter- 
steigen, und  lieber  der  erste  Staat  unter  denen  des  zweiten  Banges  sein 
wollen,  50,000  Mann  Truppen  weniger  haiton  u.  s.  w.,  dann  würde 
gleich  geholfen  sein ,  auch  in  der  Verwaltung  sei  unnützer  Frunk  und 
Last,  z.  B.  die  Stellen  der  Oberpräsidenten,  die  alle,  die  seinige  mit- 
gerechnet, überflüssig  wären."  8.  Juli:  „Ueber  Herrn  von  Vincke  sagt 
die  Umgebung  des  Königs,  jetzt  habe  er  auch  den  letzten  Best,  den 
man  ihm  an  Verstand  und  Einsicht  noch  zutraue,  vollkommen  zu  Schan- 
den gemacht;  er  habe  gänzliche  ünkunde  und  Verrücktheit  bewiesen! 
(Weil  er  seine  Ueberzeugung  ausspricht,  weil  er  auf  die  Sache  geht, 
und  nicht  lauter  Fersönlichkeiten  im  Auge  hat!!)"  — 

Wenn  Jeder  vom  zwanzigsten  Jahre  ab  dienstpflichtig  ist,  so  ist 
das  Volk  nicht,  im  Stande,  dauernd  eine  so  grosse  Kriegsmacht  zu  un- 
terhalten ^).  Aber  wenn  sogar  die  Gerechtigkeit  es  erforderte,  dass  Alle 
nicht  bloss  Steuern  zahlen,  sondern  auch  persönlich  dienen,  und  wenn 
letzteres  im  Frieden  und  im  Kriege  wirklich  geschähe,    so  könnte  es 


1)  Die  Zahl  der  Freilooser  stieg  nach  1815  wfthrend  der  langen  Friedensperiode 
dergestalt,  dass  von  den  brauchbar  beftindenen  40  g  der  jungen  Mftnner  sich  noch 
14}  freiloosen  konnten,  mithin  nur  26 j(  aller  Wehrpflichtigen  die  eigentlich  Allen 
obliegende  Last  zu  tragen  hatten.  Von  ungefähr  90  %  derjenigen ,  welche  als  sum 
eii^ährigen  Freiwilligendienst  berechtig^  anerkannt  sind,  macht  die  Armee  keinen 
Gebrauch,  besonders  wegen  ihrer  physischen  Dienstunf&higkeit.  Zeitschrift  des  K. 
P.  statistischen  Bureaus  1864.  S.  81.  1869.  S.  248.  Im  Mai  1866  wurde  von  den 
Fabrikbesitzern  Borsig  in  Berlin  und  Krupp  in  Essen  berichtet,  dass  ersterer  zu  den 
Fahnen  einberufen  sei,  aber  auf  seine  Erklärung,  dass  seine  Abwesenheit  im  Kriegs* 
dienste  den  Stillstand  seiner  Fabrik  und  die  Entlassung  von  5000  Arbeitern  zur 
Folge  haben  miisste,  von  seiner  Einberufung  wieder  Abstand  genommen  worden,  und 
dass  von  den  Arbeitern  der  Gussstahlfabrik  des  letztem  nicht  weniger  als  1500  zur 
Fahne  einberufen,  ihm  jedoch  danach  mitgetheilt  sei,  dass  von  seinen  Technikern 
und  Arbeitern  die  zur  Kanonenfabrikation  unentbehrlichen  nicht  eingezogen  werden 
sollten,  während  die  zu  anderen  Fabrikationszweigen  verwandten,  der  EinbemfliDg 
gemäss  sich  gestellen  mussten.  So  zweclunässig  man  diese  Begünstigungen  auch  fin- 
den mag,  so  sind  sie  doch  mit  dem  Prineip  der  allgemeinen  Dienstpflicht  ebenso 
wenig  im  Einklang,  als  z.  B.  dass  die  katholischen  nnd  evangelischeu  Theologen 
die  Muskete  nicht  tragen. 
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cfoeh  nicht  wirthschaftüch  sein.  J.  8.  Mill  hat,  unter  Berofong  auf 
Bahhage,  mit  Recht  die  Vortheile  der  wirthschafüicheren  Vertheilung 
der  Arbeiter  hervorgehoben,  dass  nämlich  diejenigen,  welche  Geschick- 
lichkeit genug  für  die  schwierigsten  oder  Stärke  genug  flu*  die  schwer- 
sten Theile  der  Arbeit  haben,  weit  mehr  nützen,  wenn  sie  allein  in 
diesen  beschäftigt  werden,  indem  solche  Verrichtungen,  deren  minder 
tüchtige  Arbeiter  fähig  sind,  denjenigen  überlassen  bleiben,  die  zu  kei- 
nen anderen  Beschäftigungen  geeignet  sind.  Danach  lässt  sich  auch  be- 
haupten, dass,  wenn  ein  Soldat  dem  Gemeinwesen  400  Thlr.  jährlich 
kostet,  es  nicht  wirthschaftlich  sein  kann,  sondern  eine  Vergeudung 
ist,  Personen,  die  mehr  als  400  Thlr.  jährlich  yerdienen,  zum  Bienen 
^u  zwingen,  so  lange  noch  eine  hinreichende  Zahl  dienstfähiger  Perso- 
nen,  die  weniger  als  400  Thlr.  jährlich  yerdienen,  vorhanden  und  zum 
Dienen  bereit  ist.  Femer  kommt  noch  in  Betracht,  dass  Deutschland, 
wenn  hier  jeder  Wehrföhige  während  der  sieben  arbeitsfÜldgsten  Jahre 
seines  Lebens  dem  stehenden  Heere  angehört,  in  industrieller  Bezie- 
hung mit  anderen  Ländern ,  wo  ein  solcher  Zwangsdienst  nicht  besteht, 
wo  also  Jeder  seine  Zeit  und  Arbeit  fortwährend  auf  die  ihm  einträg- 
lichste Weise  im  Inlande  oder  im  Auslande  verwerthen  darf,  doch  nur 
schwer  konknrriren  ^)  kann. 


1)  Schweiserische  Fabrikanten  schickten  regelmftsaig  BaumwoUenzeng  in  Elsas- 
tische Dmckereien ,  Hessen  es  dort  bedrucken  nnd  führten  es  dann  nach  England 
und  den  überseeischen  PUtsen ,  welche  für  diese  Fabrikate  den  Hauptmarkt  bilden, 
ans.  Ein-  und  AnsfVihr  war  zollfrei,  aber  nur  bis  Anfangs  1870,  weshalb  man  er- 
wartete ,  dass  die  Elsasser  Fabrikanten ,  welche  bis  dahin  von  dem  Schweiaser  Ge- 
BCbSft  lebten,  mit  iliren  Maschinen  und  geübten  Arbeitskräften  nach  der  Schweiz 
übersiedeln  würden,  nnd  so  der  FranzSsische  Fabrikant  die  Schweizerische  Konkur- 
renz auf  allen  Überseeischen  Mflrkten  antreffen  und  so  wenig  wie  zuvor  im  Stande 
sein  würde,  sie  zu  bestehen.  „Es  ist  nicht  richtig, '^  schrieb  man  aus  Bern  am 
17.  Januar,  „dass  in  der  Schweiz  die  Arbeitslöhne  im  Allgemeinen  tiefer  standen 
als  in  Frankreich ;  die  Schweizer  Industrie  liefert  nicht  sowohl  wohlfeilere,  als  viel- 
mehr bessere  Zeuge  als  die  Französischen  Fabrikanten,  und  sie  kann  es,  weil  in 
den  Schweizerischen  Spinnereien  und  Webereien  mehr  männliche  Arbeitskräfte  ver- 
wendet werden  als  in  Frankreich,  wo  die  Konskription  die  tüchtigsten  Klassen  männ- 
licher Arbeitskräfte  der  produktiven  Verwendung  entzieht.  Einzig  diese  besseren 
Stoffe  aber ,  wie  die  Webereien  der  Schweiz  sie  herstellen ,  eignen  sich  zur  Anwen- 
dung eines  ziemlich  kostspieligen  Druckes  und  zum  Überseeischen  Absatz.  —  So 
binden  und  bedingen  in  unserer  Zeit  alle  Interessen  sich  gegenseitig,  und  von  die- 
sem Omnd-  und  Krebsübel  der  Zeit,  dem  Militarismus,  stammen  auch  die  kleinen 
Leiden  der  einzelnen  Industriezweige  her.  Ein  merkantilistisches  Handels-  und  In- 
dustrie-System, welches  im  Innern  des  Staates  die  Feindseligkeit  unter  den  einzel- 
nen Geseilschaflsklassen  und  nach  Aussen  hin  den  Interessenkrieg  von  Staat  zu  Staat 
zeugte,  bedurfte  der  Konskription  und  der  stehenden  Heere,  um  seinen  Zwang  durch- 
zusetzen ;  beides  gehört  zusammen ,  und  die  Freiheit  der  Industrie  und  des  Handels 
zu  proklamiren,  daneben  aber  die  Konskription  beizubehalten,  ist  ein  Widerspruch  ** 
Bergius,  FinanzwiMeiuch.    2.  Aufl.  4 
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Die  Britische  Herrschaft,  welche  sich  in  fünf  Welttheilen  über 
weit  mehr  als  200  Millionea  Menschen  erstreckt,  bedurfte  bisher  keines 
Zwangsdienstes  und  als  am  16.  Februar  1871  im  Unterhause  der  Kriegs- 
minister einen  Armeeorganisationsplan  vorlegte,  erklärte  er,  es  werde 
nicht  beabsichtigt^  zur  Einführung  allgemeiner  Wehrt>flicht  zu  schreiten, 
indessen  werde  seine  Vorlage  eine  Bestimmung  enthalten ,  unter  der  es 
möglich  sei,  im  Fall  der  Noth,  die  Wehrpflicht  aufzulegen.  Ist  der 
Zwangsdienst  für  Freussen  in  derThat  unbedingt  nothwendig?  Würden 
wir  —  namentlich  in  Eriegszeiten,  bei  stockendem  Verkehr,  wo  auch 
kräftige  Hände  ihre  Arbeit  yergeblich  anbieten  —  bei  hinreichender 
Besoldung,  so  wie  bei  guter  Verpflegung  and  anständiger  Behandlung, 
auch  Gewährung  eines  Anspruchs  (nicht  auf  ein  Giyilamt,  sondern)  auf 
eine  massige  Leibrente  nach  einer  bestimmten  Zahl  Ton  Dienstjahreu 
und  auf  eine  höhere  Leibrente  im  Fall  früherer  Inyalidität,  nicht  auch 
jetzt  noch  unsere  Armee  und  Flotte  aus  Freiwilligen  bilden  können,  zu- 
mal ja  auch  das  grosse  Heer  der,  zum  Theil  nicht  einmal  besoldeten, 
Civilbeemten  sich  bisher  immer  ohne  Schwierigkeit  durch  Freiwillige 
hat  rekrutiren  lassen  ?  Wegen  der  grösseren  Ausgaben  für  die  Staats- 
kasse würde  ein  Freiwilligenheer  noch  nicht  unausführbar  sein,  da  die- 
selben Yon  Allen  verhältnissmässig  getragen  werden  würden:  denn  keine 
öffentliche  Last  lässt  sich  gerechter  vertheilen  als  eine  Geldlast  ^).     Die 


1)  Bekanntlich  gilt  die  Vorschrift,  dais  ein  Beamter,  der  sogleich  Lieutenant 
ist,  nicht  etwa  beide  GehAlter  erhält,  sondern  nur  das  höhere,  jedoch  so,  dass  die 
gezahlte  Summe  nicht  unter  800  Thlr.  betragen  darf.  Ein  Kreisrichter  z.  B.,  der 
so  glficklich  ist,  schon  die  Gehaltsstufe  der  800  Thlr.  erklommen  zu  haben  und 
nebenbei  Landwehrpremierlieutenant  ist,  wofUr  er  reines  Gehalt  nur  360  Thlr.  jfthr- 
lieh  bezieht,  muss  somit  dieses  letztere  Gehalt  regelmässig  an  Justisfiskus  zahlen, 
was  an  sich  tttr  Familienylter  ziemlich  hart.  Nun  ist  aber  zwischen  beiden  Ge- 
haltszahlungen der  Unterschied,  dass  das  Richtergehalt  vierte^fihrlich  und  das  Lien- 
tenantsgehalt  monatlich  pränumerando  bezahlt  wird.  Die  Mobilmachung  fand  in  der 
S.  Hälfte  Juli  statt,  nachdem  jeder  Kreisrichter  sein  Quartalsgehalt  bereits  bekom- 
men hatte.  Am  1.  Oktober  muss  daher  den  mobilgemachten  Bichtern  mit  Becht 
das  inzwischen  erhaltene  Lieutenantsgehalt  filr  die  2^  Monat  abgerechnet  werden. 
Was  thaten  aber  die  Kassenbeamten  in  einzelnen  (yielleicht  auch  allen)  Appella- 
tionsgerichtsbezirken? Sie  zogen  am  1.  Oktober  auch  gleich  pränumerando  das 
Lieutenantsgehalt  fUr  das  nächste  Quartal  ab,  obschon  kein  Mensch  im  Voraus  wis- 
sen konnte,  ob  die  betreffenden  Lieutenants -Kreisrichter  noch  bis  zum  ersten  Ja- 
nuar mobil  sind,  ob  &berhaupt  der  Krieg  so  lange  dauert  oder  dexgleichen.  So 
kommt  es  also  vor,  dass  ein  Kreisrichter,  der  rundgerechnet  seit  dem  20.  Juli  mo- 
bil war  und  dafür  im  vorigen  Quartal  70  Thlr.  Offiziersgehalt  bekommen  hat,  die 
er  an  Justizfiskns  erstatten  muss,  die  Freude  geniesst,  dass  ihm  ausserdem  noch 
90  Thlr.  Offiziersgehalt  im  Voraus  vom  Justizfiskns  abgezogen  werden,  obschon  er 
im  Oktober  deren  nur  30  erhielt ,  so  dass  statt  der  200  Thlr.  Gehalt  seiner  Frau 
gerade  bloss  40  Thlr.  ausgezahlt  werden.  -^  Wenn  im  vorstehenden  Zeitungsartikel 
aus  dem  Oktober  1870  die  als  Laudwehrpremierlientenants  eingezogenen  Kreisrieb- 


g.  S.    AUSGABEN  FÜR  DIE  VEBTHEIDIOUNO.  51 

Frage,  ob  Jemand  dienstfähig  ist,  wird  von  Militärärzten  entschieden, 
die  2var  in  der  Kegel  ^)  nicht  su  bestechen  sind,  and  nach  bester  Ein- 
sicht ihren  Aussprach  thon,  aber  anch  irren  können,  da  die  Entschei- 
dung nicht  in  allen  Fällen  leicht  ist  XJebermässige  Strenge  ist  tadelns- 
werÜi  and  übermässige  Milde  mit  der  Gerechtigkeit  nicht  im  Einklänge. 
Bestände  kein  Zwangsdienst,  sondern  nur  Freiwilligendienst,  so  wären 
sicherer  alle  diejenigen  dem  Heere  fem  zu  halten,  welche  nicht  ganz 
entschieden  und  unzweifelhaft  vollständig  diensttiichtig  sind.  Jetzt  ist 
die  Zahl  der  wirklich  freiwillig  Dienenden  nur  gering.  Denn  diejenigen, 
welche  einjährig  Freiwillige  heissen,  sind  solche,  die,  wenn  es  ihnen 
möglich  ist,  natürlich  lieber  nur  Ein  Jahr  als  drei  Jahre  dienen,  weil 
sie  doch  dienen  müssen;  aber  an  und  für  sich  fireiwiUig  dienen  sie  nicht 
Wirklich  freiwillig  Dienende  sind  aber  doch  gewiss  werthyoUere  Solda- 
ten, als  zwangsweise  dienende,  und  da  ein  Eid  doch  als  bedeutungslos 
nicht  angesehen  werden  darf,  so  ist  einem  freiwillig  geleisteten  Fahnen- 
eide gewiss  ein  grosserer  Werth  beizulegen,  als  einem  gezwungen  ge- 
leisteten. 

Wenn  vorstehende  Ansichten  Vielen  jetzt  noch  als  ketzerisch  er- 
scheinen mögen,  so  darf  man  doch  auch  die  Geschichte,  zumal  die  Preus- 
sische,  nicht  unbeachtet  lassen.  Der  grosse  Kurfürst  legte  den  Ghnind 
zu  Freusaens  Kriegsmacht.  Sein  stehendes  Heer  bestand  aus  geworbe- 
nen und  besoldeten  Trappen.  Die  Rückkehr  zu  der  alten ,  wenn  auch 
lange  nicht  ausgeübten,  doch  nicht  abgegebenen  Berechtigung  des  Lan- 
desherm,  die  Bitterschaft  zum  Bossdienst,  sowie  alle  waffenSüiigen 
Bewohner  des  platten  Landes  und  die  3tädte  zu  allgemeiner  Heeresfolge 
aofimbieten,  erschien  als  eine  Masaregel,  die  bei  der  empfindlichsten 
Btörung  aller  Gewerbs-  und  Nahrungsverhältnisse  der  ünterthanen, 
gleichwohl  zu  kriegstüchtiger,  in  den  Waffen  geübter  Heeresmacht  nicht 
hinführen  könnte.  An  fast  allen  bedeutenden  Kriegsuntemehmungen, 
welche  Europa  während  seines  Sohnes   Begierung   bewegten,   waren 

ter  bedauert  werden,  so  sind  doch  —  wie  auch  die  AnhXnger  des  Prinzips  der  all- 
gemeinen Webrpflleht  niefat  in  Abrede  stellen  können  —  die  meisten  als  Reserve 
oder  Landwehr  eingesogenen  Niebtbeaaiten ,  die  sich  als  Landwirthe,  Handelsleute, 
Handwerker  u.  s.  w. ,  sei  es  als  Unternehmer ,  sei  es  als  G^ftlfen ,  emllhrt  hatten 
und  ein  Gehalt  aus  der  Staatskasse  natürlich  gar  nicht  in  Anspruch  nehmen,  offen- 
bar noch  sehr  viel  mehr  zu  bedauern,  und  nicht  wenige  sehen  ihre  künftige  Exi- 
stenz in  Frage  gestellt,  wenngleich  sie  im  Fall  der  Bedürftigkeit  für  ihre  Familien 
auf  eine  geringe  Kreisunterstützung,  ein  Almosen,  einstweilen  angewiesen  sind  — 
so  lange  nSmlich  überhaupt  noch  die  nicht  selbst  zum  Militärdienst  eingezogenen 
Einwohner  des  betreffenden  Kreises  dies  Almosen  aufzubringen  im  Stande  sind. 

1)  I»  Jahre  1869  meldeten  offenüiehe  Blätter,  dass  wegen  Befreiung  militär- 
pftichtSger  junger  Leute  vom  Militärdienat  einige  zwanzig  Militärärzte  verhaftet  wor- 
den seien.  Wie  viele  von  diesen  verurtheilt  und  bestraft  oder  begnadigt,  oder 
freigeaprocheB  worden  sind,  itft  mir  nicht  bekannt  geworden. 

4  * 
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Brandenbiirgische  Heereskräfte  mitbeschäfti^  und  mitentscheidend.  Ein 
bedeutender  Theil  derselben  stand  fortwährend  im  Felde.  Mochten  die 
Kriege,  an  denen  Brandenbnrgische  Trappen  Theil  nahmen,  auch  nicht 
immer  die  Interessen  des  eigenen  Staats  unmittelbar  mitberiihrcn,  so 
waren  diese  Trappen  auch  nur  angeworbene  Söldner  and  kein  Volksheer 
nach  heutiger  Zusammensetzung  der  Armee.  Es  führte  aber  diese  be- 
ständige Kriegsübung  zum  Besitz  eines  Heers  hin,  das  auf  allen  Schlacht- 
feldern, die  es  betrat,  in  England  wie  in  Italien,  in  Ungarn  wie  am 
Rhein ,  seltene  Tüchtigkeit  bewährte  und  reichen  Kriegsrahm  sich  er^ 
warb  ^).  Friedrich  der  Grosse  hat  die  Werbung  Ton  Soldaten  nicht  Ter- 
schmäht  und  alle  Preussischen  Könige  bis  einschliesslich  Friedrich  Wil- 
helm in  hatten  einst  auch  geworbene  Soldaten. 

Ferner  wolle  man  auch  nicht  übersehen ,  was  jenseits  des  Atlan- 
tischen Oceans  zu  unserer  Zeit  geschehen  ist.  In  dem  1865  beendeten 
langen  und  schweren  Kriege  hatten  zwar  die  Eebellenstaaten  ein  Kon- 
skriptionswesen zum  Gesetz  erhoben  und  durchgeführt,  in  den  TJnions- 
treuen  Staaten  stiess  dagegen  der  wiederholte  Versuch,  dasselbe  einzu- 
führen ,  bei  der  allgemeinen  Abneigung  gegen  den  Kriegsdienst  auf  Hin- 
demisse und  Widerstand,  weshalb  man  thatsächlich  stets  an  dem  System 
der  freiwilligen  Werbung  festhielt  und  doch  die  Bebellion  besiegte'). 
Fortwährend  wächst  nun  die  Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten  durch 
Deutsche  Einwanderung,  und  was  Deutschland  dadurch  verliert,  gewin- 
nen die  Vereinigten  Staaten.  Ob  die  blosse  Aufhebung  des  Militär- 
zwangsdienstes bei  uns  das  Auswandern  erheblich  schwächen  würde, 
lässt  sich  nicht  vorhersagen ,  aber  wohl  annehmen ,  dass  dann  der  An- 
reiz dazu  doch  weiiigstens  etwas  geringer  werden  dürfte.  In  Freussen 
erschwerte  sonst  die  Gesetzgebung  das  Einwandern  nicht,  indem  man 
sich  in  Freussen  ziemlich  ungehindert  niederlassen  konnte  wo  man  wollte. 
Der  Wohnsitz  innerhalb  des  Freussischen  Staats  begründete  für  sich 
allein  die  Eigenschaft  als  Freusse,  und  dieser  Eigenschaft  konnte  man 
rechtlich  nicht  verlustig  gehen,  wenn  man  sich  auch  während  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  ausserhalb  des  Freussischen  Staates  aufgehal- 
ten hatte.  Dies  änderte  das  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Ver- 
lust der  Eigenschaft  als  Freussischer  TJnterthan,  vom  31.  December 
1 842  ').     Offenbar  ziehen  Viele  nach  Amerika  oder  nach  England  oder 


1)  BUddy  a.  a.  O.  S.  29.  46. 

2)  H.  Blankenburg ,  die  inneren  K£mpfe  der  Nordamerikanischen  Union  bis  cur 
Priteidentenwahl  von  1868.  1869.     S.  76.  77.   123.  146. 

8)  F.  OerttäebeTf  Neue  Reisen  dorch  die  Vereini^n  Staaten,  n.  s.  w.  Bd.  III. 
1869.  S.  401.  meint,  es  sei  „eben  so  komisch  als  unbegreiflich,  dass  Deutsehe  Be- 
gierungen  die  Auswanderung  aus  ihren  Ländern  gewissennassen  als  eine  persönliche 
Beleidigung   betrachteten.     Sie   scheinen   darin   die  Erklärung   cu  sehen,    dass   der 
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Englischen  Kolonien,  weil  sie  ihre  besten  Arbeitsjahre  ganz  für  sich 
selbst  ausnatzen  und  nicht  lange  Jahre  hindurch  reserre-  und  landwehr- 
oder  seedienstpflichtig  und  fortwährend  gewärtig  sein  wollen,  zu  einer 
XJebung  oder  Mobilmachung  berufen  zu  werden  und  dadurch  ihren  fried- 
lichen Erwerb  yoriibergehend  oder  dauernd  zu  verlieren  ^). 

Nach  der  Zählung  Ende  1816  hatte  der  Preussische  Staat 

Einwohner 10,349,031 

Es  sind  1817   bis  einschliesslich  1834  mehr  geboren  als 

gestorben 2,592,103 

Dazu  Lichtenberg 35,256 

Es  hätten  also  1834  sein  müssen 12,976,390 

Es  wurden  gezählt 13,509,927 

In  den  18  Jahren  1817  — 1834  müssen  also     ....  533,537 

mehr  ein-,  als  ausgewandert  sein. 

Es  waren  Ende  1834 13,509,927 

1835  bis  1840  sind  mehr  geboren  als  gestorben    .     .     .  933,533 

Es  hätten  also  Ende  1840  sein  müssen 14,443,460 

Es  wurden  gezählt 14,928,501 

In  den  6  Jahren  1835 — 1840  müssen  also 485,041 

mehr  ein-,  als  ausgewandert  sein. 

Es  waren  Ende  1840 14,928,501 

1841  — 1849  sind  mehr  geboren  als  gestorben  ....  1,410,665 
Es  hätten  also  Ende  1849  sein  müssen 16,339,166 

Auswanderer  mit  ihrer  väterlichen  Fürsorge  für  sein  Wohl  nicht  zufrieden  —  also  un- 
verschämt  sei,  und  wollten  von  einem  so  undankbaren  Menschen  nichts  weiter  wissen.** 
1)  Fanny  Leicald,  England  und  Schottland,  Beisetagebuch.  Bd.  II  1858  S.  583 
erz&hlt  Folgendes:  Unter  den  Arbeitern  der  Anstalt  fand  ich  einen  Deutschen,  der 
frfther  lange  in  einer  Berliner  Fabrik  gewesen ,  und  der  nun  seit  Jahren  hier  bei 
Herrn  8.  angestellt  ist.  Er  war  mit  seiner  Lage  durchaus  zufrieden  und  nannte  die 
Verhältnisse  des  Englischen  Arbeiters  im  Vergleich  mit  denen  des  Deutschen  benei- 
denswerUi!  Man  hat  Ruhe  im  Lande  und  wird  doch  hier  respektirt  von  Oross 
und  Klein!  Darauf  kam  er  imm^  wieder  znrfick,  als  auf  die  Hauptsache,  wenn 
er  mir  die  materiellen  Vortheile  auseinandergesetzt  hatte,  welche  England  dem  Ar- 
heiter  bietet  Er  zeig^  keine  Neigung  nach  Deutschland  zurückzukehren ,  wo  doch 
nichts  Vernünftiges  herauskommen  werde,  so  lange  die  Konstitutionen  nicht  respek- 
tirt würden.  Der  Arbeiter  müsse  sich  dort  für  die  Konstitutionen  herumschlagen, 
Brod  und  Zeit  daran  setzen,  und  wenn  er  den  Weg  gebahnt  habe,  so  verständen 
die  andern  nicht  weiter  darauf  fortzugehen,  es  sei  gleich  wieder  die  alte  Wirth- 
schAft  da,  und  der  Arbeiter  leide  Noth,  komme  nie  zur  Ruhe.  Heute  solle  er  sich 
gegen  die  Regierung  schlagen,  und  morgen  werde  er  in  die  Landwehr  gesteckt, 
sieh  für  die  Regierung  zu  schlagen  —  und  gestern  wie  heute  und  morgen,  sei  er 
es,  dem  man  nach  wie  vor  die  Abgaben  abfordere,  während  man  ihm  nicht  Ruhe 
lasse,  seinem  Erwerbe  nachzugehen.  Ich  wundere  mich  nur,  dass  nicht  viel  mehr 
Leute  ausser  Landes  gehen ,  schloss  er ,  da  in  England  und  Amerika  noch  Arbeit 
genug  zu  bekommen  ist. 
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XJebertrag  16,339,166 

Es  wurden  gezählt 16,331,187 

In  den  9  Jahren  1841 — 1849  müssen  also 7,979 

mehr  ans-,  als  eingewandert  sein. 

Es  waren  Ende  1849 16,331,187 

1850  — 1855  sind  mehr  geboren  als  gestorben.     .     .     .  923,796 

Dazu  Kohenzollem  und  Jadegebiet 63,543 

Es  hätten  also  Ende  1856  sein  müssen 17,318,526 

Es  wurden  gezählt 17,202,831 

In  den  6  Jahren  1850 — 1855  müssen  also 115,695 

mehr  aus-,  als  eingewandert  sein. 

Es  waren  Ende  1855 17,202,831 

1856 — 1858  sind  mehr  geboren  als  gestorben  ....  539,760 

Es  hätten  also  Ende  1858  sein  müssen 17,742,591 

Es  wurden  gezahlt 17,739,913 

In  den  3  Jahren  1856 — 1868  müssen  also 2,678 

mehr  aus-,  als  eingewandert  sein. 

Es  waren  Ende  1858 17,739,918 

1859 — 1861  sind  mehr  geboren  als  gestorben  ....  748,087 

Es  hätten  also  Ende  1861   sein  müssen 1 8,488,000 

Es  wurden  gezählt 18,491,220 

In  den  3  Jahren  1859 — 1861  müssen  also 3,220 

mehr  ein-,  als  ausgewandert  sein. 

Es  waren  Ende  1861 18,491,220 

1862 — 1864  sind  mehr  geboren  als  gestorben  ....  776,519 

Es  hätten  also  Ende  1864  sein  müssen 19,267,739 

Es  wurden  gezählt 19,255,139 

In  den  3  Jahren  1862 — 1864  müssen  also 12,600 

mehr  aus-,  als  eingewandert  sein. 

Nach   der  Bilanz   der  Bevölkerung  des  Preussischen 

Staats  alten  Bestandes^)  waren  gezählt  ^nde  1864    .     .  19,255,139 

1865  — 1867  sind  mehr  geboren  als  gestorben  ....  560,067 

Es  hätten  aLso  Ende  1867  sein  müssen 19,815,206 

Es  wurden  gezählt 19,690,582 

In  den  3  Jahren  1865 — 1867  müssen  also 124,624 

mehr  aus-,  als  eingewandert  sein. 

Hiernach  hat  Feussen  durch  Einwanderungen  und  Auswanderungen 
an  Menschen  jährlich  im  Durchschnitt 

1816  —  1834      29,641   ) 

1835  —  1840      80,840  f  ««sonnen 


1)  Zeitschrift  des  K.  P.  statistuchen  Boreaus.    1869.   S.  S14.  816. 
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1841  —  1849     886 

1850  —  1855  19,282  J  verloren 

1856  —  1858  893 

1859  — 1861  1,073       gewonnen 

1862  —  1864  4,200  ) 

1865-1867  41,541  j   ^""^'''^- 

Man  sieht  aus  diesen  Zahlen ,  dass  die  Zeiten  vorbei  sind ,  wo  der 
PreoBsische  Staat  eine  grosse  Anziehungskraft  hatte.  Der  Krieg,  den 
Preussen  im  Jahre  1 866  führte ,  war  nur  von  kurzer  Dauer  und  sieg- 
reich. Dennoch  lastete  er  schwer  auf  dem  Volke,  so  dass  noch  im  Jahre 
1869  in  der  Sitzung  des  Reichstags  Tom  24.  April  der  Abgeordnete  Frhr. 
T.  Horerbeck  sagen  konnte,  die  einzigen  Oewerbe,  welche  fiorirten, 
das  seien  die  Waffen&brikation  und  die  transatlantische  Schiffahrt,  so 
weit  sie  dazu  bestimmt  ist,  die  Auswanderer  nach  Amerika  zu  führen. 
Und  wenn  Preussen  sich  1 870  gegen  Frankreich  yertheidigen  musste,  auch 
siegreich  war,  da  alle  anderen  Deutschen  Regierungen  sich  ihm  anschlös- 
sen ,  so  wird  das  Volk ,  MIb  das  Deutsche  Reich ,  welches  irgend  woher 
einen  Angriff  jetzt  nicht  mehr  zu  erwarten  hat,  dem  Beispiel  der  Vereinig- 
ten Staaten  —  die  sogleich  nach  Beendigung  ihres  letzten  gewaltigen  Krie- 
ges in  grossartigster  Weise  (S.  34)  eine  Entwaffnung  zu  Lande  und  zur 
See  vornahmen  und  aufe  Eifrigste  an  Abzahlen  ihrer  Schulden  arbeiteten 
—  nieht  folgt,  doch  in  seiner  freiheitlichen  und  materiellen  Entwicke- 
lung  sehr  aufgehalten  werden  und  zurückbleiben,  wobei  der  Umstand, 
dass  das  Französische  Volk  noch  mehr  verkommt  und  verarmt,  nur  ein 
schlechter  Trost  ist,  weil  ein  reicher  Nachbar  fortwährend  viel  mehr 
Nutzen  bringt  als  ein  armer.  Wird  nun  die  während  des  Krieges  unter- 
brochene oder  doch  erschwerte  Auswanderung  nicht  nachher  um  so 
mehr  zunehmen?  Und  werden,  wenn  in  ganz  Deutschland  der  allge- 
meine Militärzwangsdienst  vollständig  besteht,  davon  nicht  vielleicht  die 
Nichtdeutschen  Länder,  welche  Deutsche  Einwanderer  zu  schätzen  wis- 
sen, den  HAuptgewinn  ziehen? 


§.  8.     AüSOABEN  FÜB  RECHTSPFLEGE  UND  HANDEL. 

Die  zweite  Pflicht  einer  Regierung  besteht,  nach  Ad.  Smith,  darin, 
jeden  Unterthan  gegen  Gewalt  und  Unrecht  von  Seiten  seiner  Mitunter- 
thanen  zu  schützen.  Diese  Pflicht  einer  unparteiischen  Rechtspflege  er- 
fordert auch  einen  Staatsaufwand,  der  aber  in  verschiedenen  Zeiten  und 
Ländern  sehr  verschieden  ist.  Bei  Jägervölkem,  wo  eigenüioh  Alle 
gleich  sind,  ist  in  der  That  von  einer  Regierung  und  Rechtspflege  nicht 
die  Rede.  Bei  Nomadenvölkem  sind  die  grössten  Heerdenbesitzer  die 
Herrscher,  und  bei  Landbauvölkem ,   Anfangs,  die  grössten  Landbesi- 
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tzer.     Diese  schützen  die  Schwachen  gegen  die  Angriffe  der  Stärkeren. 
Reichthmn  und  Geburt,  mit  ererbtem  Beiohthum,  schaffen  eine  Art  rich- 
terliche Gewalt,  und  eine  Art  bürgerlicher  Regierung.     Für  einen  Ober- 
herm  oder  Fürsten  macht  aber  lange  Zeit  die  Ausübung  der  richterli- 
chen Gewalt  keine  Unkosten,   ist  Tielmehr  eine  Quelle  Ton  Einkünften. 
Wer  Recht  sucht,   giebt  dem  König  Geschenke ,  um  von  ihm  zu  seinem 
Recht  verholfen  zu  werden.     Wer  schuldig  befanden  wird,   muss  ausser 
der  Genugthuung  für  den  beleidigten  Theil,   für  den  Bruch  des  Land- 
friedens auch  noch  eine  Busse  an  den  Landesherrn  zahlen.     So  war  die 
Rechtspflege  für  diesen  eine  Einnahmequelle.    Ursprünglich  war  der  Kö- 
nig selbst  Richter  und  Hess  sich  von  beiden  Parteien  bezahlen.     Nach- 
her bestellte  er  dafür  Stellvertreter.     Die  herumreisenden  Richter  in 
England,  die  Heinrich  11  1176  bestellte,  waren  auch  eine  Art  Ton  Ein- 
nehmern,  die  gewisse  mit  der  Rechtspflege  verbundene  Gefalle  für  den 
König  erheben  mussten :  und  dieses  Einkommen  scheint  auch  einer  der 
Hauptzwecke  gewesen  zu  sein,   den  man  sich  bei  jener  Yervraltung  vor- 
setzte.     Die  Handhabung  der  Gerechtigkeit  mochte  dabei  mangelhaft 
genug  sein,  wenn  der  Richter  von  beiden  Theilen  Geld  erhob;  aber  der 
Zustand  war  doch  besser,  als  wenn  der  König  selbst  Richter  war:  denn 
der  König  konnte  doch  vielleicht  zuweilen  dahin  gebracht  werden,  einen 
ungerechten  Richter  zu  bestrafen.     Wenn  der  Richter  aber  zum  Vor- 
theü  des  Königs  selbst  ungerecht  war,   so  gab  es  keinen  Schutz.     Bei 
solchen  rohen  Zuständen,   wo  der  grösste  Grundbesitzer  das  Staatsober- 
haupt, der  Landesherr  ist,  lebt  er  von  seinem  Landbesitz  und  seine  TJn- 
terthanen  tragen  in  der  Regel  nichts  zu  seinem  Unterhalt  bei ;  nur  wenn 
sie  seinen  Schutz  und  Beistand  suchen,   geben  sie  ilim  Geschenke,   und 
dies  pflegen  seine  einzigen  Einkünfte  zu  sein.     Wenn  bei  Homer  Aga- 
memnon dem  Achilles  die  Oberherrschaft  über  sieben  Griechische  Städte 
anbietet:  so  ist  der  einzige  Yortheil,  welchen  er  ihn  davon  hoffen  lässt, 
der,    dass  das  Yoilk  ihn  durch  Darbringung  reicher  Geschenke  ehren 
wird.     So  lange  als  solche  Geschenke  oder  das,   was  man  Gerichtsspor- 
teln  nennen  könnte,   die  einzigen  Einkünfte  waren,   welche  das  Staats- 
oberhaupt von  seiner  Würde  zog,   konnte  man  billigerweise  nicht  ver- 
langen, dass  er  sie  ganz  aufgeben  sollte.     Man  konnte  nur  fordern,  dass 
feste  Sätze  dafür  bestimmt  wurden.     Aber  wie  war  die  Ueberschreitung 
dieser  Sätze  zu  hindern? 

Nachdem  nun  durch  verschiedene  Ursachen  die  Kosten,  welche  die 
Yertheidigung  des  Landes  erfordert,  so  gestiegen  waren,  dass  sie  aus 
dem  Einkommen  von  dem  Frivateigenthum  des  Landesherm  nicht  ganz 
bestritten  werden  konnten,  und  nachdem  dann  die  Unterthanen  zur  Be- 
streitung der  Kosten  anfingen  Abgaben  zu  zahlen,  schien  es  Regel  zu 
werden,   dass  für  die  Handhabung  des  Rechts  weder  von  dem  obersten 
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Kichter,  von  dem  Regenten  selbst,  noch  ron  seinem  Stellvertreter  Ge- 
schenke genommen  werden  durften.  Um  nun  den  Bichtem  den  Verlust 
zu  ersetzen,  den  sie  durch  den  Verlust  ihrer  früheren  Einnahmen  erlit- 
ten, muBsten  ihnen  feste  Gehalte  ausgesetzt  werden.  Und  nun  sagte 
man,  dass  die  Gerechtigkeit  unentgeltlich  verwaltet  wurde.  Das  ist  aber 
eigentlich  in  keinem  Lande  wirklich  geschehen.  Die  Rechtsgelehrten 
und  Sachwalter  wurden  immer  von  den  Parteien  bezahlt,  und  ihre  Ge- 
bühren betragen  wohl  mehr,  als  die  Gehalte  der  Richter.  Dadurch, 
daiis  letztere  von  der  Krone  bezahlt  verden,  vermindern  sich  die  Kosten 
der  Prozesse  nirgends  sehr  merklich.  Aber  die  Rechtspflege  wird  bes- 
ser, wenn  die  Richter  Geschenke  oder  Sportein  von  den  Parteien  nicht 
nehmen  dürfen.  Das  Ajnt  eines  Richters  ist  so  ehrenvoll,  dass  es  sehr 
gesucht  wird.  In  England  ist  das  Amt  eines  Friedensrichters  nur  ein  un- 
tergeordnetes Richteramt;  obgleich  es  keinen  Gehalt  bringt,  bewirbt  sich 
doch  der  grössere  Theil  der  Gutsbesitzer  darum.  In  allen  civilisirten 
Ländern  betragen  alle  Richtergehalte  und  Kosten  der  Justizverwaltung 
doch  nur  einen  verhältnissmässig  geringen  Theil  sämmtlicher  Staatsaus- 
gaben. Und  dieser  ganze  Aufwand  würde  allenfalls  auch  durch  Gerichts- 
sportein  aUein  bestritten  werden  können. 

Die  Absonderung  der  richterlichen  Funktionen  von  der  Regierung 
oder  Verwaltung  überhaupt  scheint  ursprünglich  daher  entstanden  zu 
sein,  dass  mit  dem  wachsenden  Reichthum  des  Landes  die  Geschäfte 
beider  Zweige  zugleich  wuchsen.  Die  Gerechtigkeitspflege  erforderte 
ein  besonderes  Personal.  Wer  die  ausübende  Gewalt  hatte,  wählte  sich 
also  einen  Stellvertreter  für  die  Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten 
der  Privatleute.  Als  z.  B.  Rom  anfing,  ein  grosser  und  mächtiger 
Staat  zu  werden ,  bekamen  die  Konsuln  so  viel  mit  den  politischen  Ge- 
schäften zu  thun,  dass  ihnen  für  Anderes  wenig  Zeit  übrig  blieb.  Es 
wurde  dafür  ein  besonderer  Beamter  bestellt,  der  Prätor.  So  lange  die 
richterlichen  und  politischen  Funktionen  in  Einer  Hand  sind,  wird  die 
Gerechtigkeit  der  Politik  leicht  geopfert.  „Die  mit  den  grossen  Angele- 
genheiten des  Staats  beschäftigten  Personen  können  selbst,  ohne  dass 
ihre  Leidenschaften  sich  einmischen,  es  oft  für  nothwendig  halten,  die- 
sem grösseren  Interesse  das  kleinere  der  Privatleute  und  ihrer  Rechte 
nachzusetzen.  Aber  diese  Berechnung  ist  immer  sehr  unrichtig.  Auf 
der  unparteiischen  Verwaltung  der  Justiz  beruht  die  bürgerliche  Freiheit, 
beruht  das  Bewnsstsein,  da.s  billigerweise  jeder  Mensch  von  seiner  Si- 
cherheit haben  soll.  —  Um  jedem  Bürger  im  Staate  dieses  Bewusstsein 
der  Sicherheit  in  Absicht  aller  seiner  Rechte  zu  geben,  ist  es  daher 
nothwendig,  nicht  nur,  dass  die  richterliche  Gewalt  von  der  ausübenden 
abgesondert  werde,  sondern  auch,  dass  sie  von  derselben,  so  viel  als 
möglich,  unabhängig  sei.    Dazu  gehört,  dass  die  ausübende  Gewalt  nicht 
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nach  ihrom  Gefallen  die  Eichter  ihres  Amtes  entsetzen  könne;  and  dass 
die  Gehalte  der  Eichter  weder  yon  dem  guten  Willen,  noch  selbst  von 
der  g;uten  Wirthschdft;  jener  Maoht  abhängen.'' 

Die  dt'äte  Pflicht,  die  der  Begierong  obliegt^  ist  die  Errichtong  und 
Unterhaltnng  der  öffentlichen  Anstalten  und  Werke,  die  einer  grossen 
Gesellschaft  äusserst  nützlich  sind,  aber  von  einer  einzelnen  Person  oder 
einer  kleinen  Anzahl  von  Personen  nicht  errichtet  und  unterhalten  wer- 
den können,  weil  fiir  diese  der  Aufwand,  den  sie  erfordern,  niemals 
durch  den  Yortheil,  den  sie  bringen,  vergütet  wird.  Die  Erfüllung  die- 
ser Pflicht  erfordert  natürlich  zu  verschiedenen  Zeiten  und  in  verschie- 
denen Ländern  einen  sehr  verschiedenen  Aufwand.  Nächst  der  Yerthei- 
digung  des  Staats  und  nächst  der  Eechtspflege  sind  der  Handel  und  der 
öffentliche  Unterricht  die  beiden  hauptsächlichsten  Gegenstände,  für 
welche  Werke  und  Anstalten  nöthig  sind.  Die  XJnterrichtsanstalten  sind 
von  zwoi&cher  Art;  entweder  für  die  Erziehung  der  Jugend,  oder  für 
den  Unterricht  der  Erwachsenen. 

Als  öffentliche  Anstalten  und  Werke,  welche  dem  Handel  eines 
Landes  gewidmet  sind,  können  angeführt  werden:  gute  Landstrassen, 
Brücken ,  schiffbare  Kanäle ,  Häfen  u.  s.  w.  Natürlich  ist  ihr  Aufveand 
sehr  verschieden.  Die  Landstrassen  müssen  sich  vervielfältigen  und  kost- 
barer werden,  wenn  die  Anzahl  und  das  Gewicht  der  Erzeugnisse  des 
Landes  zunimmt,  die  auf  diesen  Strassen  hin  und  her  geföhrt  werden 
sollen.  Eerner  müssen  die  Brücken  stärker  und  dauerhafter  gebaut^  die 
schiffbaren  Elanäle  und  die  Häfen  vertieft  und  erweitert  werden  u.  s.  w. 
Nothwendig  erscheint  es  jedoch  nicht,  dass  die  Kosten  der  Anlage  und 
Unterhaltung  solcher  Öffentlichen  Werke  aus  der  eigentlichen  Staatskasse, 
d.  h.  aus  denjenigen  Einkünften  bestritten  werden,  deren  Hebung  und 
Anwendung  der  eigentlichen  Staatsregierung  überbusen  ist.  Aub  vielen 
dieser  Werke  selbst  lassen  sich  gewisse  Einkünfte  ziehen  und  mit  ihnen 
der  Aufwand,  welchen  sie  erfordern,  bestreiten,  ohne  dass  die  Kasse, 
wohin  die  allgemeinen  Staatseinkünfte  fliessen,  damit  beschwert  wird. 
Eine  Landstrasse ,  eine  Brücke ,  ein  Kanal  kann  hänflg  durch  das  Ein- 
kommen eines  kleinen  Zolls,  der  von  allem  darauf  fahrenden  Fuhrwerk 
gefordert  wird,  gebaut  und  unterhalten  werden.  Ein  geringer  Hafen- 
zoll von  jeder  Tonne  oder  jedem  Centner,  den  jedes  Schiff,  das  in  dem 
Hafen  ein-  oder  ausladet,  bezahlt,  kann  für  den  Bau  und  die  Unterhal- 
tung des  Hafens  ausreichen.  Aehnlich  ist  es  mit  dem  Geldprägen.  Yon 
den  Einkünften  der  Kunze  sind  mitunter  nicht  bloss  die  Unkosten  der- 
selben bestritten  worden,  sondern  die  Landesherren  haben  sich  sogar 
noch  einen  Ueberschuss  verschafft,  der  unter  dem  Namen  des  Schlag« 
Schatzes  bekannt  ist.  Die  Posteinrichtungen  und  in  neuester  Zeit  auch 
die  Telegraphen  bringen  in  manchen  Ländern  der  Staatskasse  Ueber* 
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Bchüsse,  statt  bloss  die  Kosten  zu  decken.  Müssen  die  Wagen  und 
Schiffe  nach  Yerhältniss  ihrer  Belastung  und  ihres  Gewicht«  Zoll  zahlen, 
so  tragen  sie  für  die  Unterhaltung  in  demselben  Yerhältniss  bei ,  als  sie 
eine  Abnutzung  herbeiführen.  Der  Zoll  wird  von  dem  Zahler  vorge- 
schossen y  zuletzt  aber  vom  Yerzehrer  der  Waare  im  Yerkaufspreis  mit 
erstattet.  Gute  Strassen  und  Kanäle  rermindem  die  Transportkosten 
sehr,  und  trotz  des  Zolls  kommen  die  Waaren  dem  Yerzehrer  doch  bil- 
liger zu  stehen,  als  er  sie  ausserdem  kaufen  würde.  Gewiss  würde  man 
von  der  Odersohiffahrt  gern  einen  massigen  Zoll  zahlen,  wenn  die  Oder 
nur  regelmässig  beffthren  werden  könnte.  Billigere  und  vernünftigere 
Abgaben  scheint  es  keine  zu  geben.  Wenn  der  Bau  der  Landstrassen, 
Brücken  u.  s.  w.  auf  diese  Weise  auf  Kosten  desjenigen  Handels  geschieht, 
welcher  auf  denselben  und  vermittelst  ihrer  getrieben  wird:  so  findet 
er  nur  da  statt,  wo  dieser  Handel  vorhanden  ist;  und  es  wird  kein  an- 
derer Bau  dieser  Art  vorgenommen,  als  der  wirklich  nützlich  und  ange- 
messen ist.  Auch  wird  dann  die  Grösse  und  Kostbarkeit  dieser  Bauten 
immer  den  HülfsqueUen  entsprechen,  die  der  Handel  dazu  herzugeben 
vermag.  Wo  aber  Strassen,  Brücken  und  Kanäle  nicht  aus  solchen 
ZoUen,  sondern  aus  den  allgemeinen  Einkünften  des  Staats  angelegt 
werden,  da  kommt  es  leicht  vor,  dass  sie  da  angelegt  werden,  wo  sie 
weniger  nothwendig  für  den  Handel  sind,  und  dass  verschwenderi- 
sche Frachtbauten  gemacht  werden,  der  Handel  also  weniger  geför- 
dert, als  gehemmt  und  belastet  wird.  In  manchen  Ländern  ist  der  Zoll 
oder  das  Schleusengeld,  das  auf  den  Kanälen  gezahlt  wird,  das  Eigen- 
thum  von  Privatpersonen,  die  dagegen  gehalten  sind,  und  so  auch  durch 
eigenen  Yortheil  getrieben  werden,  die  Kanäle  zu  unterhalten:  denn, 
wenn  sie  nicht  im  Stande  sind,  so  hört  die  Schiffahrt  auf  und  damit  die 
Zolleinnahme.  Würde  der  Zoll  von  Beamten  erhoben,  die  keinen  An- 
theil  daran  haben,  so  würden  sie  auf  die  Unterhaltung  der  Werke  we- 
niger Sorg&lt  wenden.  Der  Kanal  von  Languedoc  kostete  dem  Könige 
von  Frankreich  und  der  Provinz,  worin  er  liegt,  ausserordentliche  Sum- 
men. Als  er  aber  vollendet  war,  wusste  man  die  Unterhaltung  nicht 
besser  sicherzuHtellen  als  dadurch,  dass  man  die  Zolleinnahme  davon 
dem  Ingenieur  Biquet,  der  den  Plan  dazu  gemacht  und  die  Ausführung 
geleitet  hatte,  überliess.  Biese  ZöUe  machten  später  ansehnliche  Erb- 
stücke für  mehrere  Zweige  der  Pamilie  desselben  aus,  und  so  musste  der 
Familie  die  gehörige  Instandhaltung  sehr  am  Herzen  liegen.  Letztere 
wäre  sehr  viel  weniger  sichergestellt  gewesen ,  wenn  Beamten  des  Kö- 
nigs die  Zölle  zu  erheben  gehabt  hätten.  Heerstrassen  können  gegen 
eine  Zollerhebung  einem  Privaten  nicht  wohl  als  Eigenthum  überwiesen 
werden,  weil  die  Zollerhebung  gar  nicht  ins  Stecken  kommt,  wenn  die 
Unterhaltung  der  Strasse  auch  sehr  vemachläsBigt  wird.     Die  Strasse 
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bleibt  immer  einigermassen  passabel ;  ein  Kanal  mit  Schleusen  aber  wird 
unbrauchbar,  wenn  die  Unterhaltung  .vernachlässigt  wird.  Zur  Unter- 
haltung von  Strassen  können  WegezöUe  erhoben  werden,  es  müssen 
aber  dabei  besondere  Beamten  oder  Aufseher  angestellt  werden.  Wenn 
die  Zölle  aber  höher  sind,  als  die  Unterhaltung  der  Strassen  erfordert, 
so  sind  die  Strassen  nicht  mehr  zum  Yortheil  des  Handels,  sondern  sie 
werden,  ihrem  ursprünglichen  Zweck  entgegen,  dazu  benutzt,  um  dem 
Handel  Schaden  zu  bringen  und  ihn  durch  Steuern  zu  bedrücken.  Yiel- 
feuih  mussten  sonst  die  gemeinen  Landleute  zu  Unterhaltung  der  Strassen 
Handdienste  und  Fuhren  leisten.  Mittelst  dieser  unentgeltlichen  Dienste, 
Corv^es ,  wurden  im  alten  Frankreich  die  grossen  Strassen ,  die  der  Hof 
und  der  Adel  benutzte,  ziemlich  im  Stande  gehalten;  die  Nebenwege 
wurden  aber  vernachlässigt.  In  China  wurden  schon  vor  sehr  langer 
Zeit  die  Landstrassen  und  Kanäle  gelobt  Dort,  wie  in  anderen  Asia- 
tischen Ländern,  zieht  der  Landesherr  seine  Haupteinkünfte  von  Län- 
dereien, als  einer  Art  Landrente.  Diese  steigt  mit  dem  Ertrag  der 
Ländereien;  er  hat  also  ein  Interesse,  diese  Erträge  durch  Instandhal- 
tung guter  Strassen  zu  erhöhen.  In  Europa  haben  die  Landesherren 
hierbei  gewöhnlich  nicht  ein  so  nahes  Interesse.  Selbst  diejenigen  öf- 
fenüichen  Werke,  welche  kein  solches  Einkommen  verschaffen,  woraus 
sie  unterhalten  werden  könnten,  deren  Nutzen  aber  bloss  auf  einen  ge- 
wissen Bezirk  oder  Ort  eingeschränkt  ist,  werden  gewöhnlich  besser  aus 
den  besonderen  Einkünften  des  Orts  oder  der  Provinz ,  unter  der  Ver- 
waltung von  lokalen  oder  provinzialen  Obrigkeiten,  als  aus  den  allge- 
meinen Staatseinkünften  unterhalten;  in  welchem  Falle  auch  die  Ver- 
waltung der  eigentlichen  Staatsregierung,  der  Centralverwaltung,  an- 
heimfallt. „Die  Missbräuche,  die  sich  zuweilen  in  die  Verwaltung  sol- 
cher Einkünfte  einschleichen,  welche  in  einem  besonderen  Orte  oder 
Bezirke  erhoben  werden,  und  unter  der  Aufsicht  von  Orts-  oder  Be- 
zirksobrigkeiten stehen,  mögen  noch  so  ungeheuer  scheinen:  sie  sind 
doch  in  der  That  wahre  Kleinigkeiten  gegen  diejenigen  Missbräuche, 
welche  fast  immer  in  der  Verwendung  der  Einkünfte  eines  grossen  Bei- 
ches  statthaben.     Sie  lassen  sich  überdies  leichter  abstellen.^' 

Der  Endzweck  der  bisher  betrachteten  Werke  und  Anstalten  ist, 
dem  Handel  im  Allgemeinen  Erleichterungen  zu  verschaffen.  Aber  um 
einzelne  Zweige  desselben  zu  unterstützen,  können  auch  besondere  An- 
stalten nothwendig  sein,  die  auch  wieder  eigenen  Aufwand  erfordern. 
Diejenigen  Zweige  des  Handels  z.  B. ,  die  mit  wilden  Völkerschaften  ge- 
führt werden,  wollen  auf  eine  besondere  Art  geschützt  sein.  Blosse 
Waarenbehältnisse  und  Oomtoire  würden  den  Kaufleuten ,  die  nach  den 
Westküsten  von  Afrika  handeln  wollten,  nicht  genügende  Sicherheit  für 
ihre  Güter  verschafft  haben.     Um  diese  gegen  die  barbarischen  Einge- 
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bomen  zu.  reitheidigeiiy  mussten  die  Plätze,  wo  sie  aufbehalten  wurden, 
auf  eine  oder  die  andere  Art  befestigt  werden.  In  Ostindien  schien  eine 
ahnliche  Vorsicht  unentbehrlich.  Wenigstens  geschah  es  unter  dem 
Vorwande,  Menschen  und  Waaren  vor  Gewaltthätigkeiten  zu  sichern, 
dags  einst  die  Pranzösische  sowohl,  als  auch  die  Englische  Handelsge- 
sellschaft Erlaubniss  erhielt,  Eestungen  in  diesen  Ländern  anzulegen. 
Bei  andern  Nationen,  deren  kraftvollere  Begierung  Fremden  nie  erlau- 
ben würde,  Festungen  auf  ihrem  Gebiete  zu  bauen  ^),  kann  es  vielleicht 
zur  Unterstützung  des  Buandels  mit  ihnen  nothwendig  sein,  einen  Ge- 
sandten oder  Konsul  zu  unterhalten,  der  theils  die  Streitigkeiten  unter 
seinen  eigenen  Landsleuten  nac8  ihren  Gesetzen  und  Gewohnheiten  ent- 
scheiden ,  theils  in  ihren  Streitigkeiten  mit  den  Eingebomen ,  als  eine 
öffentliche  Person,  mit  mehr  Ansehen  auftreten,  und  nachdrücklicher 
als  es  von  einer  blossen  Privatperson  geschehen  kann,  ihre  Kechte  ver^ 
theidigen  könne.  Das  Handelsinteresse  hat  es  oft  nöthig  gemacht,  Ge- 
sandte an  Höfe  zu  schicken,  die  wegen  sonstiger  politischer  Verbindun- 
gen keine  solche  Au^erksamkeit  erfordert  hätten.  Wahrscheinlich 
kommt  überhaupt  die  Gewohnheit  der  Europäischen  Staaten,  bei  andern 
Staaten  immerwährende  Gesandtschaften  zu  unterhalten,  davon  her,  dass 
der  Handel  das  Literesse  der  Einwohner  so  mannigfaltig  verwickelt  hat. 
Die  vielen  Konsuln  in  fremden  Handelsstädten  und  Hafen  werden  aus 
der  allgemeinen  Staatskasse  in  der  Begel  nicht  bezahlt,  sondern  bezie- 
hen meist  nur  Gebühren  für  die  besonderen  Dienste,  die. sie  den  Unter- 
thanen  —  KaufLeuten,  Schiffern  u.  s.  w.  —  des  Pursten,  der  sie  ange- 
stellt hat,  leisten.  Häu£g  sind  sie  selbst  nicht  TJnterthan  dieses  Für- 
sten. Was  die  Gesandten  betrifft,  die  nicht  auch  Konsuln  sind,  so  kann 
man  jetzt  wohl  im  Allgemeinen  sagen ,  dass,  je  mehr  eine  diplomatische 
Person  im  Handelsinteresse  ihres  Vaterlandes  und  ihrer  Landsleute  wirkt, 
sie  überhaupt  desto  nützlicher  wirkt  —  und  wenn  sie  in  dieser  Bezie- 
hung nicht  nützlich  wirkt,  so  ist  ihre  kostbare  Unterhaltung  wahrschein- 
lich überhaupt  entbehrlich. 

Eine  Beform  des  Englischen  Konsularwesens  wurde  vor  Ganning  be- 
gonnen, indem  er  an  die  Stelle  des  ausschliesslichen  Sportelbezuges  feste 
Besoldungen  setzte  und  die  Handelskonauln  durch  Fachkonsuln  zu  erset- 
zen bemüht  war,  welche  selbst  Handelsgeschäfte  nicht  treiben  >).  Nach  * 
Art  56  der  VerÜGtssung  des  Korddeutschen  Bundes  vom  24.  Juni  1867 
steht  das  gesammte  Norddeutsche  Konsulatwesen  unter  der  Aufsicht  des 
Bundespräsidiums,  welches  die  Konsuln  anstellt.    In  dam  Amtsbezirk  der 


1)  Nach  dem  Vertrage   mit  Japan  von  1861  können  Preussen  dort  Befestigun- 
gen oder  Festangswerke  nicht  anlegen. 

2)  A.  Lammerty   über  Deutsches  Konsnlarwesen ,   in  den  Preussischen  Jahrbü- 
chern vom  Juni  1865  S.  660-- 682. 
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Bundeskonsuln  dürfen  neue  Landeakonsnlate  nicht  enichtet  werden.  Die 
Bundeskonsnln  üben  für  die  in  ihrem  Bezii^  nicht  vertretenen  Bundes- 
staaten die  Punktionen  eines  Landeskonsuls  aus.  Die  sämmtlichen  be- 
stehenden Landeskonsulate  werden  aufgehoben,  sobald  die  Organisation 
der  Bundeskonsulate  dergestalt  vollendet  ist,  dass  die  Yertretong  der 
£inzelinteressen  aller  Bundesstaaten  als  durch  Bundeskonsulate  gesichert 
von  dem  Bundesrathe  anerkannt  wird.  Nach  dem  Gesetz  vom  8.  JSTovem- 
ber  ej.,  betreffend  die  Bundeskonsulate,  so  wie  die  Amtsrechte  und 
Pflichten  der  Bundeskonsuln,  werden  die  Berufskonsuln  (consules  missi) 
aus  Bundesmitteln  besoldet  und  dürfen  keine  kaufmännischen  Geschäfte 
betreiben.  Zu  Wahlkonsuln  (consules  %lecti)  sollen  vorzugsweise  Kauf- 
leute ernannt  werden,  welchen  das  Bundesindigenat  zusteht.  Sie  be- 
ziehen die  zu  erhebenden  Gebühren  für  sich.  Die  Konsuln  können  kon- 
sularische Frivatbevollmächtigte  (Konsidaragenten)  bestellen,  welchen 
die  Gebühren  ganz  oder  theilweise  belassen  werden  können.  Ein  pro- 
visorischer Gebührentaxif  für  die  Konsuln  des  Norddeutschen  Bundes 
wurde  am  15.  März  1868  bekannt  gemacht. 

£s  scheint  nicht  unbillig,  dass  der  besondere  Schutz  und  Beistaady 
den  ein  gewisser  einzelner  Handelszweig  vom  Staate  verlangt,  auch  durch 
eine  Abgabe,  die  auf  diesen  besonderen  Zweig  allein  gelegt  wird,  bezahlt 
werde;  so  z.  B.  dass  bestimmte  Prooente  von  dem  "Werthe  der  betreffen- 
den ein-  und  ausgeföhrten  Waaren  bezahlt  werden.  Die  Zolle  über- 
haupt mögen  dadurch  aufgekommen  sein,  dass  man  für  die  Unkosten, 
die  erfordert  wurden,  den  Handel  gegen  Seeräuber  oder  Baubritter  zu 
beschützen,  einen  Ersatz  verlangt  hat.  Wenn  es  nun  für  billig  gilt, 
dem  Handel  überhaupt  eine  Abgabe  aufzulegen,  weil  die  Beschützung 
desselben  Kosten  verursachte:  so  konnte  es  auch  nicht  unbillig  scheinen^ 
einem  besonderen  Handelszweige,  der  einen  eignen  Schutz  verlangt, 
auch  zur  Ersetzung  der  Kosten,  die  dieser  Schutz  verursacht,  eine  eigene 
Abgabe  auf25ulegen.  Die  Beschützung  des  Handels  überhaupt  wurde 
immer  als  ein  Theil  der  Yertheidigung  des  ganzen  Staats  und  also  als 
eine  Pflicht  der  Staatsregierung  angesehen.  Daher  wurde  es  ihr  auch 
überlassen,  Handelszölle  zu  erheben  und  zu  verwenden.  Indessoi  hat- 
ten in  den  meisten  handeltreibenden  Ländern  Europa's  die  Handelsge- 
sellschaften, welche  gewisse  Zweige  des  Handels  ausschUessend  betrie- 
ben, die  Gesetzgebung  dahin  gebracht,  dass  auch  die  Sorge  für  den 
Schutz  dieser  Zweige,  welcher  eigentlich  dem  Staate  zukommt,  ihnen 
mit  aller  der  Gewalt,  welche  dazu  erfordert  wird,  überlassen  werden 
müsse.  Die  Zeit  solcher  monopolisirten  Handlungsgesellsohaften  ist  in- 
dessen vorbei. 
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Die  Anstalten  zur  Erziehung  der  Jugend  können  so  eingerichtet 
werden,  dass  sie  selbst  einen  hinreichenden  Fonds  zu  ihrer  TJnterhal- 
tang  abwerfen.  Bas  Schulgeld  oder  Honorar,  welches  der  Lehrling  sei- 
nem Lehrer  zahlt,  bringt  natürlicher  Weise  einen  solchen  Fonds  hervor. 
Selbst  da,  wo  die  Belohnung  des  Lehrers  nicht  aus  dieser  natürlichen 
Quelle  fliesst,  braucht  sie  nicht  nothwendig  aus  den  allgemeinen  Staats- 
einkünften genommen  zu  werden.  Li  vielen  Ländern  fallt  der  Staats- 
kasse die  Unterhaltung  der  Schulen  und  Universitäten  entweder  gar 
nioht,  oder  doch  sehr  wenig  zur  Last.  Sie  wird  aus  gewissen  örtlichen 
oder  Provinzialeinkünften  oder  aus  dem  Ertrag  von  Landgutem  oder 
Zinsen  von  Kapitalien  bestritten,  die  vom  Landesherrn  oder  von  Privat- 
personen geschenkt  sind.  Es  ist  aber  zweifelhaft,  ob  hierdurch  der 
Zweck  am  besten  erreicht  wird.  Die  Dotirung  der  Schulen  und  Univer- 
sitäten hat  unvermeidlich  dazu  beigetragen,  die  Nothwendigkeit  des 
Fleisses  bei  den  Lehrern  zu  vermindern.  Wo  das  Einkommen  der  Leh- 
rer weniger  von  ihrem  Gehalt  als  ihrem  Honorar  M>hängt,  müssen  sie 
sich  mehr  anstrengen.  Auf  der  Universität  Oxford  haben,  wie  A.  Smith 
berichtet,  seit  vielen  Jahren  die  meisten  öffentlichen  Professoren  auch 
den  Vorsatz  ausgeben,  Vorlesungen  zu  halten.  La  England  sind  die 
Schulen  weit  weniger  verdorben,  als  die  Universitäten.  Auf  letzteren 
findet  die  Jugend  oft  keine  Oelegenheit  in  den  Wissenschaften  unter- 
richtet zu  werden,  zu  deren  Unterrichte  diese  gelehrten  Körperschaften 
eigentlich  bestimmt  sind.  Das  Einkommen  eines  Schullehrers  hängt 
meist  nur  von  dem  ab,  was  er  von  seinen  Schülern  erhält,  und  die 
Schulen  haben  keine  Privilegien.  Aber  trotz  aller  Bevorzugungen  sind 
die  reichsten  Uniyersitäten  am  langsamisten  gewesen,  Verbesserungen 
vorzunehmen  und  haben  sich  einer  Veränderung  der  Methode  des  Untere 
richts  am  meisten  widersetzt.  Auf  ärmeren  Universitäten  waren  die 
Lehrer,  weil  ihre  Einnahme  von  dem  Bufe  ihrer  Brauchbarkeit  abhän- 
gig war,  weit  mehr  genöthigt,  sich  den  Anforderungen  der  Zeit  zu  be- 
quemen. Gäbe  es  nun  keine  öffentlichen  Lehranstalten,  so  würde  keine 
Wissenschaft  geldbxt  werden,  wonach  nicht  eine  I^achfrage  vorhanden 
ist)  d.  h.  deren  Erleomung  nicht  nach  den  Umständen  und  dem  Geist  der 
Zeit  nothwendig  oder  Mode  wäre.  Soll  aber  der  Staat  um  die  Erziehung 
seiner  Biliar  sich  gar  nicht  kümmern?  Oder,  wenn  er  es  soll,  für  wel- 
chen Unterricht  soll  er  sorgen?  und  für  welche  Volksklassen?  In  eini- 
gen Fällen  setzt  der  Zustand  der  Gesellsohaft  den  grössten  Theil  der 
Glieder  von  selbst  in  solche  Lagen,  wodurch  ohne  alles  Zuthun  der  Be- 
gierung  alle  diejenigen  Talente  und  Tugenden  in  ihnen  ausgebildet  wer- 
den,  welche  dieser  Zustand  erfordert,    oder  auch  nur  erlaubt.     In  an- 
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dereu  Fällen  giebt  der  Zustand  der  Gesellschaft  überhaupt  den  einzelnen 
Gliedern  derselben  diese  völlige  Bildung  nicht;  und  die  Sorge  der  Ke- 
gierung  muss  hinzutreten,  um  eine  Töllige  Verwilderung  des  grossen 
Haufens  zu  verhindern. 

Bei  der  Erwäg^ung  der  Frage  über  die  Besoldung  eines  sogenannten 
gelehrten  Standes  sagt  J.  S.  Mill :  ,yln  einigen  Ländern  sind  Akademien 
der  Wissenschaften,  Antiquitäten,  Geschichte  u.  s.  w.  gebildet,  mit  Ge- 
halten verbunden.  Der  wirksamste  und  am  wenigsten  dem  Misstrauen 
ausgesetzte  Plan  scheint  der  zu  sein,  Professuren  zu  ertheilen  mit  der 
Verbindlichkeit  zu  gleichzeitigen  Lehrvorträgen.  Die  Beschäftigung, 
einen  Wissenszweig,  wenigstens  in  seinen  höhereu  Stadien,  zu  lehren, 
ist  eher  eine  Hülfe  als  ein  Hemmniss  systematischer  Ausbildung  in  dem 
betre£Penden  Fache.  Die  Pflichten  einer  Professur  lassen  fast  immer 
genug  Zeit  zum  Forschen,  und  die  grössten  Fortschritte  in  den  Wis- 
senschaften ,  in  den  moralischen  wie  physischen ,  sind  ausgegangen  von 
öffentlichen  Lehrern  derselben,  von  Aristoteles  und  Plato  herab  bis  auf 
die  grossen  Namen  der  Schottischen,  Französischen  und  Deutschen  Uni- 
versitäten. Ich  nenne  nicht  die  Englischen,  da  ihre  Professuren  kaum 
mehr  als  nominell  sind."  Das  wissenschaftliche  Wirken  der  Englischen 
Universitäten  wird  hiernach  nicht  hochgestellt,  das  der  Deutschen  aber 
anerkannt.  Wenn  man  indessen  besondere  Bau-,  Berg-,  Land-  und 
ForstwirthschaftUche  Akademien,  sowie  Polytechnika  oder  ähnliche  An- 
stalten, ferner  besondere  Erziehungs-  uud  Bildungsanstalten  für  Geist- 
liche, Militärs  und  Militärärzte  noch  neben  den  Universitäten  errichtet 
oder  beibehält,  so  vermindert  man  die  Zahl  der  Studirenden  und  die 
Einkünfte  der  Universitätslehrer,  entmuthigt  dieselben  also,  vermehrt 
aber  die  Staatsausgaben  überhaupt,  und  vermindert  gewiss  das  Ansehen 
und  den  Nutzen  der  Universitäten,  auf  welche  Deutschland  immer  stolz 
war.  Für  eine  stark  besuchte  Universität  lassen  sich,  ohne  erhebliche 
Vermehrung  der  Staatsausgaben,  die  besten  Lehrkräfte  gewinnen,  und 
abgesehen  von  der  pekuniären  Seite  wird  ein  Mann ,  der  hundert  Zuhö- 
rer hat,  sich  wahrscheinlich  mehr  anstrengen,  als  wenn  er  nicht  auf 
zehn  rechnen  kann.  Alles  was  dergleichen  besondere  Anstalten  leisten 
sollten,  könnten,  wenn  sie  nur  bald  wieder  aufgehoben  würden,  die 
Universitäten  eben  so  gut  und  besser  leisten,  und  gewiss  mit  im  Ghmzen 
geringeren  Kosten  tär  das  Gemeinwesen.  An  den  Preussischen  Univer^ 
sitäten  waren  1866  23  ausserordentliche  Professoren,  welchen  der  Un- 
terrichtsminister kein  Gehalt  zahlen  wollte  oder  konnte.  Da  in  Bres- 
lau und  Bonn  auch  katholisch -theologische  Fakultäten  bestehen,  so 
scheint  das  Fortbestehen  der  Akademie  zu  Münster  und  der  ähnlichen 
Anstalt  in  Braunsberg  nicht  erforderlich  zu  sein.     Die  jetzige  Zahl  der 
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Universitäten  in  Freussen,  sowie  in  Deutschland^)  überhaupt,  über- 
schreitet aber  das  Bedürfiiiss.  Daher  dürfte  es  wohl  gerathen  sein,  wenn 
die  Universitäten  zu  Greifswald,  welche  gewöhnlich  nur  schwach  be- 
sucht ist,  und  zu  Halle,  wo  hauptsächlich  nur  Theologen  studiren,  so- 
wie auch  die  Neupreussischen  Universitäten  Kiel  und  llarburg  mit  ihren 
Fonds  mit  anderen  Univ^sitäten  vereinigt  würden.  Dass  dies  im  Wege 
der  Gesetzgebung  ausfuhrbar  wäre ,  lässt  sich  nicht  bezweifeln ,  wie  ja 
auch  die  Universitäten  in  Erfiirt  1816  und  in  Duisburg  1818  aufgeho- 
ben wurden ,  die  Universität  in  Wittenberg  mit  der  in  Halle  vereinigt, 
sowie  aus  der  Frankfurter  Universität  und  der  Breslauer  Jesuitenanstalt 
die  Universität  Breslau  gemacht  worden  ist.  Für  das  Preussische  Volk 
dürften  in  der  That  fünf  Universitäten  in  Berlin,  Königsberg,  Breslau, 
Bonn  und  Göttingen  vollkommen  ausreichen. 

Im  Januar  1868  sagte  der  Abgeordnete  Karsten,  „dass  eigentlich 
die  meisten  Ministerien  noch  ein  kleines  Unterrichtsministerium  unter 
sich  haben.  Da  hat  der  Herr  Handelsminister  eine  sehr  erhebliche  Zahl 
von  entweder  subventionirten  oder  geradezu  aus  den  Staatsfonds  erhalte- 
nen Schulanstalten  und  höheren  Lehranstalten ;  da  ist  in  dem  landwirth- 
schaftlichen  Ministerium  eine  Reihe  von  Schulanstalten,  Ackerbauschu- 
len und  landwirthschaftlichen  Lehranstalten;  da  ist  vor  allen  Dingen 
der  Herr  Kriegsminister,  der  eine  sehr  grosse  Zahl  von  allgemeinen 
Schulen  hat,  gegen  welche  auch  früher  schon  in  den  Verhandlungen 
dieses  Hauses  Bemerkungen  gerichtet  waren.  Nun,  wenn  man  sagt, 
das  sind  ja  aber  Fachschulen,  die  in  diesen  Ministerien  gehalten  und 
unterstützt  werden,  so  könnte  man  allerdings  über  diese  Frage  diskuti- 
ren,  in  wie  fem  es  zweckmässig  ist,  Fachschulen  unter  einzelnen  Mi- 
nisterien entsprechend  dem  Bereiche  ihrer  Thätigkeit  zu  erhalten.  Ich 
bin  freilich  auch  der  Ansicht  und  würde  diese  nöthigenfalls  in  vielen 
Beispielen  beweisen  können,  dass  es  sich  sehr  wohl  thun  lässt,  auch 
diese  Fachschulen  an  die  allgemeinen  wissenschaftlichen  Unterrichtsan- 
stalten anzuschliessen ,  und  dass  ein  Zusammenfassen  in  diesem  Sinne 
ausserordentlich  nützlich  und  kräftig  hebend  auf  die  Volksbildung  wir- 
ken müsste  in  dem  Stcuite,  aber  ich  will  das  einstweilen  unentschieden 
lassen;  jedenfalls  aber  steht  schon  so  viel  fest,  dass  auch  in  den  übri- 
gen genannten  Ministerien  eine  grosse  Zahl  allgemeiner  Bildungs-  und 
Unterrichtsanstalten  allmälig  geschaffen  worden  sind  und  als  Vorberei- 
tungsanstalt^n  dienen  für  die  letzten  Klassen  dieser  Schulen,  oder  die 
letzte  Ausbildung  in  diesen  Schulen,  in  welchen  alsdann  die  eigentliche 
Fachschule  erst  zum  Vorschein  kommt.     Diese  Schulen  absorbiren  erst- 


1)  Die  Jährlichen  Ausgaben   der  Universität  Rostock,   wo  auf  jeden  Docenten 
etwa   Tier   Studenten   kommen ,   betragen   50,000  Thlr.  ^    und  jeder  Student  kostet 
jährlich  etwa  370  Thlr.     Wiffger»,  die  Finanzverhältnisse  von  Mecklenburg.    S.  141. 
Berfias,  FlnMizwissentch.    2.  Aofl.  g 
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lieh  nicht  unerhebliche  Geldmittel,  sie  absorbiren  di&nn  auch  Menschen- 
kräfte: die  Lehrer,  die  dort  angestellt  sein  müssen,  und  es  entstehen 
daraus  mancherlei  andere  Nachtheile,  die  ich  nachher  noch  etwas  näher 
angeben  werde.  Man  hat  nun  zur  Rechtfertigung  dieser  Erscheinung 
angegeben,  das  yntenichtsministerium  könne  uns  solche  Schuleiniich- 
tungen  nicht  so  geben ,  dass  sie  für  den  Beruf  der  verschiedenen  Men- 
schen ausreichend  sind,  also  müssen  wir  uns  solche  besondere  Y  orberei - 
tungsanstalten  verschaffen.  Damit  ist,  wenn  ich  nicht  sehr  irre,  früher 
die  Erklärung  von  dem  Herrn  Handelsminister  gegeben  worden  för  die 
Gewerbeschulen,  damit  werden  erklärt  die  Yorbereitungsklassen  der 
Ackerbauschulen  u.  s.  w.  Dieses  Argument  ist  meiner  Ansicht  nicht 
zutreffend.  Sehen  wir  uns  alle  diese  Hülfsanstalten  in  den  übrigen  Mi- 
nisterien an,  so  finden  wir  ein  Gemeinsames  bei  ihnen:  es  sind  allemal 
solche  Anstalten,  die  auf  die  stärkere,  kräftigere  Unterweisung  in  den 
Naturwissenschaften  und  in  der  Mathematik  hinauslaufen ,  die  also  vor- 
bereiten sollen  für  das,  was  man  mit  dem  gemeinsamen  Namen  eines 
technischen  Berufes  zusammen£Ei.sBen  könnte.  Aber  ein  technischer  Be- 
ruf ist  heutzutage  ein  solcher,  der,  ich  möchte  beinahe  sagen,  ^  des 
Volkes  umfftsst,  von  dem  Landmann  an,  dessen  Beruf  auch  ein  techni- 
scher ist,  denn  er  bezieht  sich  spezifisch  auf  die  Thätigkeit,  zu  deren 
Vorbereitung  jetzt  die  Naturwissenschaften  dienen.  Dann  der  Handel- 
treibende, der  Industrielle  im  Allgemeinen,  auch  der  Militär  hat  einen 
technischen  Beruf,  denn  das  Militärwesen  wird  man  in  dieser  Richtung 
nicht  anders,  als  eine  technische  Disciplin  bezeichnen  können.  Also 
würde  ich  die  umgekehrte  Folgerung  machen,  nicht  dass  es  nothwendig 
ist,  verschiedene  Schulen  in  den  verschiedenen  Ministerien  zu  errichten, 
die  eine  eigenthümliche  Organisation  erhalten,  um  eine  allgemeine  für 
einen  besonderen  Beruf  passende  Bildung  herbeizuföhren ,  sondern  dass 
die  Schulen,  die  unter  dem  Unterrichtsministerium  stehen,  nicht  mehr  so 
organisirt  sind,  dass  sie  den  Bedürfnissen  der  Zeit  entsprechen.  —  Man 
klagt  so  ausserordentlich  über  den  Materialismus  dieser  Zeit,  aber  man  be- 
fordert diesen  Materialismus  in  einer  ganz  erschreckenden  Weise.  Indem 
an  den  höchsten  technischen  Ajostalten  die  jungen  Leute  in  vielen  Disci- 
plinen  ganz  genau  dasselbe  betreiben,  was  der  Student  an  der  Universität 
betreibt,  könnten  sie  gemeinschaftliche  Vorträge  hören,  während  ihnen 
jetzt  alle  die  Bildungsmittel  vorenthalten  werden,  die  dem  Studenten  auf 
der  Universität  zugänglich  sind.  Bedenken  Sie,  dass  die  Fälle  gar  nicht 
selten  sind,  wo  dieselben  Lehrkräfte  verwendet  werden,  um  dem  Studen- 
ten an  einer  der  höheren  Lehranstalten  ein  Kolleg  zu  lesen,  dass  ein  sol- 
cher Lehrer  dann  an  ein  anderes  Lehrinstitut  gehen  muss,  um  dort  die- 
selbe Vorlesung  zu  halten,  und  dass  er  dann  vielleicht  noch  an  eine  dritte 
Lehranstalt  geht,  wie  wir  dies  z.  B.  in  Berlin  erlebt  haben,  um  dort  die- 
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selbe  Yorlesong  zum  dritten  Mal  zu  halten.    Da  ergiebt  sich  denn,  welche 
rersckwenduiig  von  Menschenkräften  und  Geldmitteln  in  einer  solchen  Zer- 
splitterung der  Lehrkräfte  Hegt,  da  zeigt  es  sich»  wie  nothwendig  es  ist, 
diese  verschiedenen  Lehranstalten  zusammenzufassen  und  auf  der  andern 
Seite  die  Schüler  der  technischen  Lehranstalten  zugleich  Theil  nehmen  zu 
lassen  an  der  allgemeinen  humanistischen  Bildung,  wie  sie  den  Studiren- 
den  der  Universität  geboten  wird.  —  Man  sagte,   dass  die  Zöglinge  der 
landwirthschaftlichen  Akademien  nicht  zweckmässig  mit  den  Studenten 
vermischt  Vorlesungen  hören  könnten,   der  Bildungszustand  wäre  nicht 
derselbe,   die  Vorlesungen  müssten  anders  eingerichtet  werden,   kurz 
dieselben  Dinge.     Ich  meine  aber,   die  Dinge  haben  sich  seit  der  Zeit 
sehr  geändert,  es  ist  ein  grosser  Irrthum,  dass  der  Bildungszustand  der 
jungen  Leute,    welche  technische  Lehranstalten  besuchen,   ein  geringe- 
rer sei,   als  der  der  Studirenden;    sie  sind  speziell  vorbereitet  fü.r  ihren 
Beruf,   und  für  ihren  Beruf  vielleicht  besser  vorbereitet,   als  es  bei  den 
Studirenden  durchschnittlich  der  Fall  ist  für  ihren  Beruft).     Sie  sind 
femer  in  einem  Lebensalter,  nachdem  sie  eine  praktische  Thätigkeit  aus- 
geübt haben,   in  welchem  bei  ihnen  schon  eine  grosse  Verstandesreife 
sich  eingestellt  hat,  ein  bestimmtes  Bewusstsein,  was  sie  erstreben  wol- 
len im  Leben,   und  es  sind  erfahrungsmässig  derartige  Studirende  sehr 
gute  Mitglieder  der  Universitäten.  —  Es  wird  keinem  Menschen  einfal- 
len ,  zu  sagen ,  ebenso ,  wie  es  in  jeder  Fakultät  eine  gewisse  Beihe  von 
fixirten  Professuren  giebt,   so  wird  man  Universitäten  gründen  müssen, 
an  denen  nun  alle  technischen  Zweige  in  bestimmten  Nebeninstituten 
angeknüpft  sind;   sondern  ^s  soU  dieser  Antrag,   wenn  ich  ihn  in  mei- 
nem Sinn  richtig  interpretiren  darf,    nur  bedeuten:   es  ist  angemessen, 
an  die  Universitäten  die  höchsten  technischen  Lehranstalten  anzuschlies- 
sen,  je  nach  den  Bedürfnissen,  die  sich  bei  einer  bestimmten  Universität 
ergeben  für  eine  bestimmte  technische  Ausbildung.     Also  bei  uns  z.  B., 
wo  das  Land  beruht  auf  der  landwirthschaftlichen  Kultur,    ist  es  ange- 
messen,   eine  landwirthschaftüche  Lehranstalt  an  die  Universität  anzu- 
schliessen.     Dasselbe  gilt,    wie  schon  im  vorigen  Jahre  bei  diesem  An- 
trage debattirt'  worden  ist,   für  Preussen  und  Schlesien.     Femer  würde 
man  sagen:  da,   wo  hervorragende  Lidustrie  getrieben  wird,   würde  es 
angemessen  sein,  eine  höhere  Gewerbeschule  der  Universität  anzuschlies- 
sen,   und  ich  muss  sagen,   ich  habe  es  sehr  bedauert,   dass  nicht  eine 
höhere  polTtechnische  Schule  am  Ehein  mit  der  Universität  Bonn  in  Ver- 


1)  In  Betreff  der  heutigen  Studenten  änsserte  sich  ein  Regierangskommissar 
nicht  eben  schmeichelhaft,  indem  er  sagte:  f,Es  ninmit  immer  mehr  und  mehr  un- 
ter den  Studenten  die  schlimme  Sitte  Überhand,  des  Btteherkaufens  sich  an  enthal- 
ten und  ihre  Galdmittel  in  anderen,  am  Allerwenigsten  zu  wissenschaftlichen  Zwek- 
ken  zu  yerwenden/' 
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bindung  gesetzt  worden  ist,  wo,  meiner  Ansicht  nach,  diese  polytechni- 
sche Schule  einen  ausserordentlichen  Aufschwung  genommen  haben  würde 
unter  Benutzung  der  vorzüglichen  Lehrkräfte  und  Apparate  der  Univer- 
sität, wobei  dann  der  Zweck  erreicht  sein  würde,  den  ich  schon  gestern 
als  einen  sehr  wesentlichen  angegeben  habe,  dass  nämlich  die  Techni- 
ker in  Verbindung  gekommen  wären  mit  den  Studenten,  dass  der  Ge- 
gensatz der  sogenannten  materialistischen  gegen  die  ideale  Sichtung, 
wenn  man  es  so  nennen  will,  oder  besser,  der  Gegensatz  der  klassischen 
und  technischen  Studien  sich  ausgeglichen  hätte."  — 

Die  Erziehung  des  gemeinen  Mannes  verdient  weit  mehr  die  Auf- 
merksamkeit der  Regierung,  als  die  Erziehung  des  vornehmen.  Die  we- 
sentlichsten Theile  alles  Unterrichts,  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen, 
können  auch  den  Kindern  der  Aermsten  beigebracht  werden,  und  es 
kostet  dem  Gemeinwesen  oder  dem  Staat  auch  nur  einen  verhältnissmäs- 
sig  geringen  Aufwand,  wenn  er  hierbei  mithilft.  Die  Errichtung  von 
Elementarschulen  im  ganzen  Lande  ist  nothwendig  und  ausfuhrbar,  wenn 
die  Lehrer  zum  Theil  besoldet  werden.  Wenn  aber  die  Lehrer  vom 
Schulgelde  ganz  unabhängig  sind  und  bloss  vom  Gehalt  leben  können,  so 
ist  zu  besorgen,  dass  sie  ihren  Beruf  vernachlässigen.  So  kann  und  soll 
das  Gemeinwesen  die  nöthigen  Opfer  bringen ,  um  guten  Unterricht  in 
den  Elementarschulen  einzufuhren.  Und  Ausgaben  dieser  Art  bringen 
nicht  bloss  den  ärmeren  Yolksklassen,  sondern  auch  dem  Staat  überhaupt 
grossen  Nutzen.  Zunächst  nehmen  die  Verbrechen  ab,  die  Rechtspflege 
kann  also  billiger  werden.  Demnächst  ist  ein  verständiges  und  unter- 
richtetes Volk  leichter  zu  regieren.  Namentlich  in  Ländern,  wo  die 
Sicherheit  der  Regierung  sehr  von  dem  günstigen  Urtheil  abhängt,  wel- 
ches das  Volk  über  ihr  Verfahren  fallt,  ist  es  von  der  äujBsersten  "Wich- 
tigkeit, dass  das  Volk  nicht  übereilt  oder  nach  blossen  Launen  zu  ur- 
theilen  sich  gewöhne. 

Der  Unterricht  fiir  die  Erwachsenen ,  oder  fiir  Personen  jedes  Al- 
ters in  einer  Nation,  ist  grösstentheils  kein  anderer,  als  der  Religions- 
unterricht. Dieser  Unterricht  hat  nicht  sowohl  den  Zweck,  die  Men- 
schen zu  guten  Bürgern  in  diesem  Leben  zu  machen,  als  sie  für  eine 
andere  und  bessere  Welt,  nach  demselben,  vorzubereiten.  Die  Lehrer, 
welche  diesen  Unterricht  ertheilen,  können,  ebenso  wie  jeder  andere 
Lehrer,  ihren  Unterhalt  entweder  von  den  freiwilligen  und  veränderli- 
chen Beiträgen  ihrer  Zuhörer,  oder  aus  einem  unveränderlichen  Fonds 
erhalten;  es  bestehe  nun  dieser  in  Ländereien,  in  einem  Zehnten,  oder 
einer  Auflage  auf  Ländereien,  oder  in  einem  festen  Gehalte.  In  der  er- 
sten Lage  werden  sie  wahrscheinlich  sich  mehr  anstrengen,  mehr  Eifer 
und  grösseren  Fleiss  beweisen,  als  in  der  letzteren.  Deshalb  haben  die 
Lehrer  neuer  Religionen  bei  ihren  Angriffen  gegen  die  alten  Systeme  so 
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grosse  y ortheile,  weil  die  Lehrer,  welche  diese  yertheidigen  sollen,  auf 
ihre  Pfründen  sich  verlassend,  es  gewöhnlich  yersäumt  haben,  den  Glau- 
ben und  die  Andacht  des  Volks  in  einer  gewissen  Inbrunst  zu  unterhal- 
ten ;  und  dann,  weil  sie  zugleich  aus  Liebe  zur  Bequemlichkeit  und  zum 
Wohlleben  alle  die  Kenntnisse  und  Geistesübungen  yemachlässigt  haben, 
die  zu  einem  kräftigen  Widerstände  gegen  ihre  Gegner  nothwendig  wä- 
ren.   Die  gut  situirte  Geistlichkeit  einer  Staatskirche  pflegt  sich  yerthei- 
digiingslos  zu  fühlen,    wenn  sie  von  einem  Haufen  kühner  und  beim 
Yolke  beliebter,  wenn  auch  unwissender  Schwärmer  angegriffen  wird. 
Solche  Geistlichkeit  weiss  sich  nicht  anders  zu  helfen,   als  dass  sie  den 
weltlichen  Arm  zu  Hülfe  ruft.     So  machte  es  die  katholische  Geistlich- 
keit, um  die  Protestanten,  und  die  anglikanische,   um  die  Dissenter  zu 
verfolgen;   und  so  lehrt  überhaupt  die  Geschichte,    dass  jede  Eeligions- 
partei ,  wenn  sie  1  —  200  Jahre  lang  die  Sicherheit  einer  durch  Gesetze 
befestigten  Herrschaft  genossen  hat,    unfähig  geworden  ist,    sich  gegen 
eine  neu  entstehende  Sekte,   die  ihren  Lehrbegriff  oder  ihre  Kirchen- 
zucht angriff,  mit  Muth  und  Kraft  zu  yertheidigen.    Die  alte,  herrschende 
Partei  kann  dabei  die  gelehrtere  sein,  aber  in  der  Kunst,  die  Gemüther 
des  Volks  zu  gewinnen,   in  den  Künsten,    welche  Proselyten  machen, 
werden  ihre  Gegner  immer  die  Oberhand  haben.     Li  der  katholischen 
Kirche  wird  der  Eifer  und  Fleiss  der  niederen  Geistlichkeit  durch  die 
machtigen  Beweggründe  des  Eigennutzes,   mehr  als  yielleicht  in  irgend 
einer  protestantischen  Landeskirche,  aufrecht  erhalten.     Die  Guratgeist- 
lichen  erhalten  gewöhnlich  einen  beträchtlichen  Theil  ihrer  Einnahmen 
durch  freiwillige  Opfer  ihrer  Pfieurkinder,  und  die  Bettelorden  erwarten 
ihren  Unterhalt  einzig  und  allein  yon  solchen  Opfern.     „Sie  befinden 
sich  in  der  Lage,   wie  die  Husaren  und  leichte  Lifanterie  bei  gewissen 
Kriegsheeren:  wenn  sie  keine  Beute  machen,    so  haben  sie  auch  keinen 
Sold.     Die  P&rrer  sind  denjenigen  Schul-  und  Umyersitätslehrem  ähn- 
lich, die  zum  Theil  yon  festen  Besoldungen,  zum  Theil  yon  dem  Ehren^ 
lohne  leben,  den  ihnen  ihre  Schüler  und  Zuhörer  zahlen:  einem  Lohne, 
der  immer  mehr  oder  weniger  yon  ihrem  Meisse  und  ihrem  Kufe  ab- 
hängt.   Die  Bettelmönche  sind  den  Lehrern  ähnlich,  welche  ganz  allein 
yon  ihren  Schülern  bezahlt  werden.     Sie  sind  also  zur  Anwendung  je- 
des Mittels  genöthigt,  welches  das  Feuer  der  Andacht  bei  dem  gemei- 
nen Mann  anfachen  kann.''     Die  Franziskaner  und  Dominikaner  haben 
im  13.  und  14.  Jahrhundert  den  schwach  werdenden  Glauben  und  die 
erkaltete  Andacht  der  katholischen  Kirche  wieder  belebt  und  erwärmt. 
Die  Mönche  und  die  ärmeren  Pf&rrer  sind  es,    welche  die  Volksandacht 
fast  ganz  allein  unterhalten.     Die  Prälaten  und  die  übrige  hohe  Geist- 
lichkeit,  wenn  sie  auch  gelehrt  und  in  jeder  Beziehung  achtungswerth 
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sindi  geben  sich  doch  selbst  mit  der  Unterweisung  des  Volks  gewöhnlich 
wenig  ab. 

Man  könnte  yielleioht  meinen,  dass  der  Stand  der  Geistlichen  aller 
Sarchen  ebenso  behandelt  werden  könnte,   wie  z.  B.  Aerzte  und  Sach- 
walter,  so  dass  die  Freigebigkeit  und  Dankbarkeit  der  einzelnen  Perso- 
nen ihnen  genügen  sollte,    die  ihrer  Lehre  anhängen  und  durch  ihre 
geistlichen  Arbeiten  erbaut  und  getröstet  werden.     Indessen  wird  doch 
ein  solcher  auf  Eigennutz  gegründeter  Eifer  der  Geistlichen  Ton  man- 
chem Gesetzgeber  lieber  yerhütet  werden.    Ein  solcher  geistlicher  Prak- 
tiker würde,  um  sich  selbst  seinen  Anhängern  theuer  und  in  den  Augen 
derselben  geheiligter  zu  machen,    sie  mit  dem  grossten  Abscheu  gegen 
alle  anderen  Sekten  erfüllen,   und  durch  immer  neue  Erfindungen  die 
ermattende  Andacht  seiner  Zuhörer  zu  beleben  suchen.     So  kann  denn 
die  Staatsregiemng  am  Ende  finden,  dass  sie  die  Ersparung  sehr  theuer 
bezahlt,    welche  sie  zu  machen  glaubte,   als  sie  den  Geistlichen  ein  fe- 
stes Gehalt  yersagte.     Und  sie  kann  nun  glauben,  ein  gutes  Geschäft  zu 
machen,  wenn  sie  durch  Aussetzung  fester  Gehalte  die  Lauigkeit  dieser 
geistlichen  Führer  in  ihrem  Amte  erkauft,    und  so  die  Verfolgung  yer- 
hindert  oder  wenigstens  mässigt.     Und  in  dieser  Weise  werden  geistliche 
Stiftungen  und  Eirchengüter,  ob  sie  gleich  zuerst  in  bloss  celigiösen  Ab- 
sichten der  Geistlichkeit  übergeben  worden  sind,   zuletzt  auch  dem  po- 
litischen Interesse  der  Gesellschaft  nützlich.     Indessen,   Zeiten  heftiger 
Beligionsstreitigkeiten  sind  gewöhnlich  auch  Zeiten  heftigen  Parteikam- 
pfes im  Staate,   und  in   solchen  Zeiten  findet  jede  politische  Partei  es 
nützlich,   sich  mit  einer  oder  der  anderen  mit  einander  streitenden  Be- 
Ugionssekte  zu  verbinden.     Wenn  aber  die  Politik  niemals  die  BeUgion 
zu  Hülfe  gerufen,  wenn  die  siegende  Staatspartei,  nicht  schon  während 
ihres  Streits  mit  ihren  Gegnern,    sich  mit  einer  der  kirchlichen  Sekten 
yerbunden  hätte:  so  würde  sie  auch  nach  ihrem  Siege  gegen  alle  Sekten 
gleichgültig  oder  unparteiisch  gewesen  sein,   und  jedem  Menschen  er- 
laubt haben,   seine  Beligion  und  seinen  Geistlichen  nach  Belieben  zu 
wählen.     In  diesem  Fall  würde  es  ohne  Zweifel  eine  grosse  Menge  yon 
Sekten  gegeben  haben.     Wo  nun  die  Lehrer  einer  Beligionspartei  yor 
denen  anderer  EeUgionsparteien  nicht  begünstigt  werden,   da  wäre  es 
auch  nicht  nothwendig,   die  Lehrer  yon  irgend  einer  in  eine  besondere 
Abhängigkeit  yon  dem  Landesherm  zu  bringen,   und  sich  in  die  Er- 
nennung oder  Entlassung  derselben  yon  Staatswegen  einzumischen.    Die 
Regierung  hätte  sich  gar  nicht  weiter  um  sie  zu  kümmern,    als  in- 
sofern sie  sich  um  alle  ihre  XJnterthanen  überhaupt  kümmert,    nämlich 
um  den  Frieden  unter  ihnen  zu  erhalten,   und  jeden  insbesondere  yon 
der  Beleidigung,  Verfolgung  und  Unterdrückung  der  übrigen  abzuhalten. 
Aber  ganz  anders  ist  es  in  einem  Lande,   wo  es  eine  Staatskirche  und 
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eine  herrschende  Beligion  giebt.  Selbst  in  den  am  meisten  despotischen 
Reichen  hat  der  Geistliche ,  der  bei  seiner  eignen  Klasse  in  gatem  An- 
sehen steht,  weniger  für  seine  persönliche  Sicherheit,  oder  für  seine 
Eechte  nnd  FriTÜegien  zu  fürchten,  als  irgend  ein  anderer  Unterthan 
des  Staats  Ton  gleichem  Bange.  Obgleich  aber  der  geistliche  Stand  mit 
Gewalt  nirgends  leicht  gezwungen  werden  kann :  so  kann  er  doch  so 
leicht  wie  ein  anderer,  durch  geheimen  EinfLuss  regiert  werden,  und 
von  den  Mitteln,  die  der  Landesherr  dazu  in  Händen  hat,  hängt  seine 
Sicherheit  und  die  öffentliche  Ruhe  in  grossem  Masse  ab.  Diese  Mittel 
bestehen  yomehmlich  in  den  Beförderungen  zu  höheren  und  einträgli- 
chen Aemtem,  die  der  Landesherr  vergiebt. 

Li  demjenigen  Zustande,  welchen  die  Dinge  fast  in  ganz  Europa 
etwa  vom  10.  bis  zum  13.  Jahrhundert  hatten,  sagt  A.  Smith,  konnte  die 
Verfassung  der  Bömischen  Kirche  als  das  fürchterlichste  Bündniss  angese- 
hen werden,  das  jemals  gegen  das  Ansehen  und  die  Sicherheit  der  bürger- 
lichen Regierung  geschlossen  worden  ist,  ein  Bündniss,  das  zugleich  eine 
Yerschwörung  gegen  die  Vernunft,  die  Ereiheit  und  da«  Glück  der  Völker 
war:  weil  alle  diese  Vorzüge  nirgends  gedeihen  können,  wo  nicht  die 
bürgerliche  Obrigkeit  mächtig  genug  ist,  sie  zu  beschützen.  Wäre  aber 
die  Hierarchie  nie  von  anderen  Eeinden  als  durch  die  schwachen  Waf- 
fen der  Vernunft  angegriffen  worden :  so  hätte  sie  Yon  ewiger  Dauer  sein 
können.  Die  allmäligen  Eortschritte  in  Manufakturen,  Künsten  und 
Handel  zerstörten  die  weltliche  Macht  der  Geistlichkeit^  durch  den  grös- 
seren Theil  von  Europa,  auf  eben  die  Weise,  wie  sie  die  Macht  des 
hohen  Adels  zerstört  hatten.  Li  den  Erzeugnissen  und  Waaren,  welche 
dadurch  geliefert  wurden,  fand  die  Geistlichkeit,  wie  der  Adel,  Gegen- 
stände, die  sie  gegen  ihr  überflüssiges  rohes  Erzeugniss  eintauschen 
konnten;  und  dadurch  &nden  sie  zuerst  Mittel,  ihre  grossen  Einkünfte 
auf  ihre  eigenen  Personen  zu  verwenden,  ohne  andere  Leute  an  dem 
GenuBse  derselben  einen  beträchtlichen  Antheil  nehmen  zu  lassen.  Dire 
Mildthätigkeit  wurde  allmälig  weniger  ausgebreitet,  ihre  Gastfreiheit 
weniger  yerschwenderisch.  Dire  Anhänger  und  die  yon  ihr  Abhängi- 
gen wurden  also  weniger  zahlreich,  und  schwanden  nach  und  nach  völ- 
lig hinweg.  Nun  wünschte  auch  die  Geistlichkeit,  wie  die  weltlichen 
Gutsbesitzer,  von  ihren  Ländereien  höhere  Renten  zu  ziehen,  um  den 
neuen  Zusatz  auf  gleiche  Weise,  wie  ihre  bisherigen  Einkünfte,  auf  die 
Befriedigung  ihrer  persönlichen  Eitelkeit  und  Sinnlichkeit  wenden  zu 
können.  Aber  diese  Erhöhung  fand  nur  statt,  wenn  sie  ihren  Unter- 
sassen die  Ländereien  auf  lange  Zeit  in  Pacht  gaben;  und  hierdurch  wur- 
den diese  grossentheils  von  ihnen  unabhängig,  die  Bande  des  Literesse, 
welche  die  unteren  Volksklassen  bis  dahin  an  die  Klerisei  geknüpft  hat- 
ten, rissen  auf  diese  Weise,  oder  lösten  sich  auf.     Sie  rissen  und  lösten 
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sich  sogar  eher,  als  die  ähnlichen  Bande,  durch  welche  diese  Yolksklas- 
sen  an  den  weltlichen  Baronen  hingen.  Denn  da  die  kirchlichen  Pfirün- 
den  grösatentheils  kleiner  als  die  Güter  des  hohen  Adels  waren:  so  war 
der  Inhaher  einer  Pfründe  noch  weit  eher  im  Stande,  das  ganze  Ein- 
kommen derselben  auf  seine  eigne  Person  zu  wenden.  Im  14.  und  15. 
Jahrhundert  war  in  den  meisten  Ländern  die  Macht  des  hohen  Adels 
noch  auf  ihrem  Gipfel.  Aber  die  weltliche  Macht  der  Geistlichkeit,  die 
unumschränkte  Herrschaft,  welche  sie  sonst  über  den  grossen  Haufen 
des  Volks  ausgeübt  hatte,  war  schon  sehr  im  Verfall.  Schon  damals 
war  ihre  Macht  fEist  nur  auf  ihr  geistliches  Ansehen  eingeschränkt;  und 
selbst  dieses  geistliche  Ansehen  fiel  sehr,  da  es  nicht  mehr  durch  Gast- 
freiheit und  Mildthätigkeit  unterstützt  wurde.  Die  untren  Volksklassen 
sahen  nun  nicht  mehr  auf  den  geistlichen  Stand  als  ihren  Helfer  in  der 
Noth  und  den  wohlthätigen  Versorger  ihrer  Dürftigkeit.  Im  Gegen- 
theil  wurden  sie  nun  durch  die  Eitelkeit,  das  Wohlleben  und  den  Auf- 
wand der  reicheren  Geistlichkeit  beleidigt,  die  das  auf  ihr  eignes  Ver- 
gnügen zu  wenden  schien,  was  zuvor  als  das  Erbtheil  der  Armuth  war 
angesehen  worden.  Dann  kam  die  Reformation.  Unter  den  in  allen 
Ländern  Europa's  zerstreuten  Anhängern  derselben  gab  es  kein  höchstes 
Tribunal,  wie  der  Römische  Hof  für  die  katholische  Kirche  war;  keine 
allgemeine  Eirchenversammlung,  welche  die  unter  ihnen  entstehenden 
Streitigkeiten  hätte  schlichten,  und  die  genaue  Grenze  der  Bechtgläubig- 
keit  mit  verbindlichem  Ansehen  für  alle  hätte  bestimmen  können.  Wenn 
daher  die  Anhänger  der  Reformation  in  dem  einen  Lande  mit  ihren  Brü- 
dern in  andern  Ländern  über  Glaubenspunkte  uneins  wurden:  so  konnte 
der  Streit  aus  Mangel  eines  gemeinschaftlichen  Richters,  unter  ihnen 
nicht  beigelegt  werden;  und  Streitigkeiten  der  Art  entstanden  unter 
ihnen  wirklich.  Die  für  den  Frieden  und  die  Wohlfahrt  der  Länder  wich- 
tigste Streitigkeit  war  nun  wieder  die,  welche  das  Eirchenregiment  und 
das  Recht,  die  geistlichen  Aemter  zu  vergeben,  betrifft.  -  Sie  gab  auch 
zu  der  Trennung  der  beiden  Hauptparteien  unter  den  Protestanten 
Anlass. 

Das  Einkommen  aller  in  den  verschiedenen  Ländern  herrschenden 
Kirchen  ist,  wenn  man  die  von  Privatpersonen  ihr  geschenkten  Lände- 
reien ausnimmt,  ein  Zweig  der  öffentlichen  Staatseinkünfte,  der  auf  diese 
Weise  zu  einem  ganz  anderen ,  als  ihrem  eigentlichen  Endzwecke ,  der 
Vertheidigung  und  Verwaltung  des  Staats,  angewandt  worden  ist.  Der 
Kirchenzehnte  z.  B.  ist  eine  wahre  Grundsteuer,  die  es  den  Gutsbesi- 
tzern unmöglich  macht,  zu  den  Bedürfnissen  des  Staats  so  viel  beizu- 
tragen, als  sie  sonst  wohl  thun  könnten.  Je  mehr  also  von  dieser  Quelle 
auf  die  Kirche  abgeleitet  wird,  desto  weniger  kann  dem  Staate  zuflies- 
sen.     Es  kann  also  als  sicher  angenommen  werden,  dass,  je  reicher  die 
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Kirche  ist,  desto  ärmer  entweder  der  Landesherr  auf  der  einen,  oder  das 
Volk  auf  der  anderen  Seite,  in  allen  Fallen  aber  der  Staat  weniger  fähig 
sein  muss,  sich  zu  yertheidigen. 

In  den  Yereinigten  Staaten  ist  der  Elementarunterricht  eine  Sache 
der  Gemeinde  (town,  township)  und  in  den  öffentlichen  Schulen  ist  der 
Unterricht  för  Alle  ficei.  Zu  den  ünterrichtsgegenständen  gehört  aber 
nicht  die  Eeligion.  Es  ist  dem  Lehrer  strenge  yerboten ,  die  Dogmen 
irgend  einer  positiyen  Religion  zu  erwähnen.  Das  einzige  Gebet,  wel- 
ches er  sprechen  könnte,  ist  das  Gebet  des  Herrn.  Er  soll  nur  das  mo- 
ralische Gefühl  pflegen,  indem  er  sich  auf  die  Principien  der  natürli- 
chen Religion,  welche  die  Basis  desselben  bilden,  stützt.  Wenn  gleich 
die  Schule  in  den  Vereinigten  Staaten  strenge  weltlich  ist,  so  ist  doch 
nirgends  das  religiöse  Gefühl  allgemeiner,  tiefer  und  überhaupt  frucht- 
barer in  Werken.  Man  ist  sehr  geneigt,  die  Kraft  dieser  Gefühle  nach 
den  Geldopfem,  die  gebracht  werden,  zu  messen.  Man  schätzt,  dass 
sich  die  freiwilligen  Beiträge  der  Gläubigen  für  die  Besoldung  der  Geist- 
lichen auf  130  Millionen  belaufen,  d.  h.  auf  das  dreifsuihe  des  Budgets 
des  Kultus  iQ  Frankreich.  Den  Gesammtwerth  der  yorhandenen  48,000 
Tempel  rechnet  man  auf  600  Mill.  und  jährlich  baut  man  1200  Kirchen, 
die  40  bis  50  Mill.  kosten.  Fügt  man  dazu  noch  40  Mill.  für  milde  Stif- 
tungen aller  Art,  so  kommt  man  auf  ein  Total  yon  mehr  als  210  Mill., 
oder  7  Francs  pro  Kopf,  welche  freiwillig  den  Interessen  des  Kultus 
gewidmet  werden.  Nirgend  sonst,  selbst  nicht  in  England,  kommt  man 
auf  solche  Resultate.  So  also  geben  die  yollständige  Trennung  der  Kirche 
und  des  Staats  und  die  radikale  Verweltlichung  der  Schule,  statt  der  Re- 
ligion zu  schaden,  ihr  im  Gegentheil  eine  neue  Kraft,  weil  sie  dieselbe 
der  spontanen  Entwicklung  des  indiyiduellen  Gewissens  inmitten  der  ab- 
soluten Freiheit  beigesellen.  Wenn  man  nun  die  Organisation  des  Un- 
terrichts in  den  Vereinigten  Staaten  in  ihrer  Gesammtheit  betrachtet,  so 
wird  man  überrascht  sein  zu  sehen,  wie  sie  yon  den  in  Europa  herr- 
schenden Systemen  abweicht.  Anstatt  in  ihrem  Amte  gealterte  Lehrer, 
tagt  allenthalben  junge  Mädchen  yon  achtzehn  bis  fünfundzwanzig  Jah- 
ren, das  lehrende  Personal  durchschnittlich  alle  fünf  Jahre  erneuert, 
statt  für  beide  Geschlechter  getrennte  Schulen,  Knaben  und  Mädchen 
in  denselben  Klassen  yereinigt,  keine  Hierarchie,  kein  Wirken  der  Cen- 
tralgewalt,  als  treibendes  Element  nur  die  öffentliche  Diskussion  und 
der  Druck  der  öffentlichen  Meinung;  die  Kosten  des  Unterrichts  beson- 
ders, direkt  und  firei  bewilligt  durch  diejenigen  selbst,  welche  sich  das 
Opfer  auflegen  soUen ,  der  höhere  und  der  mittlere  Unterricht  der  indi- 
yiduellen Initiatiye  überlassen,  der  Elementarunterricht  dagegen  freige- 
big bezahlt  durch  alle  öffentlichen  Gewalten,  der  Unterricht  in  der  Re- 
ligion systematisch  yon  dem  Programm  ausgeschlossen,  das  sind  die  Züge, 
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welche  das  Amerikanische  System  auszeichnen  und  damit  das  Gegen- 
stück unserer  Unterrichtseinriohtungen  bilden.  Könnte  auf  unserm  Kon- 
tinent ein  Land  dies  System  mit  Yortheil  adoptiren?  Damit  das  Unter- 
richten bei  dem  unaufhörlichen  Wechsel  der  Personen  nicht  ins  Stocken 
geriethe,  müssten  alle  Bürger  die  Wichtigkeit  desselben  begreifen;  aber 
das  Grundprincip,  worauf  alles  Uebrige  beruht,  sollte  allenthalben  nach- 
geahmt werden.  Von  ihrem  Ursprünge  an  haben  die  Neuenglandstaaten 
die  Erziehung  des  Volkes  als  einen  grossen  öffentlichen  Dienst  angese- 
hen, wie  eine  Schuld  des  Gemeinwesens  an  alle  seine  Mitglieder.  Zu 
belehren,  Aufklärung  zu  yerbreiten,  das  ist  die  hauptsächlichste  Funktion 
der  öffentlichen  Gewalten«  und  ihre  hauptsächlichste  Ausgabe  gewesen. 
Während  andere  die  Millionen  der  Steuerzahler  yergeudeten,  um  mäch- 
tige Flotten  zu  schaffen,  unzählige  Heere  zu  unterhalten  oder  Haupt- 
städte zu  yerschönem,  legten  sie  die  ihrigen  zurück,  um  Schulen  zu 
bauen  und  Lehrer  zu  bezahlen  ^). 

Im  Australischen  Parlamente  scheint  das  System  der  Unterstützung 
für  die  yerschiedenen  BeHgionsgenossenschaften  1 869  den  Todesstoss  er- 
halten zu  haben.  Bisher  waren  in  dem  Budget  der  Kolonie  50,000  £ 
zu  diesem  Zwecke  angewiesen,  yon  denen  die  yerschiedenen  Gemein- 
schaften, einschiesslich  der  Juden,  ihren  Antheil  erhielten.  Seit  jedoch 
die  Chinesische  Beyölkerung  bedeutend  an  Zahl  gewonnen  hat  —  die- 
selbe beläuft  sich  gegenwärtig  auf  25,000  Seelen  —  stellt  sich  insofern 
eine  Schwierigkeit  heraus,  dass  die  Söhne  des  himmlischen  Beiches, 
welche  für  die  Gottesyerehrung  der  übrigen  Konfessionen  in  ihren  Steuer- 
beiträgen mitzugehen  haben ,  auch  einen  entsprechenden  Zuschuss  yer- 
langen.  Da  man  sich  nicht  entschliessen  konnte,  für  den  Chinesischen 
Kultus  mitzusorgen,  so  beschloss  die  Regierung  den  Zuschuss  an  die  yer- 
schiedenen Konfessionen  allmalig  zu  yerringern  und  schliesslich  ganz 
eingehen  zu  lassen. 

In  Spanien  haben  die  Cortes  im  April  1 869  ein  yon  F.  Gkurrido  ein- 
gebrachtes Amendement,  wonach  die  Kosten  für  den  katholischen  Kul- 
tus durch  eine  ausschliesslich  yon  den  Katholiken'  zu  zahlende  Auflage 
aufgebracht  werden  sollten,  abgelehnt.  Die  Bede,  welche  Gkirrido  zur 
Begründung  seines  Amendements  hielt,  yerdient  Beachtung.  £r  wies 
nach,  dass,  je  zahlreicher  in  Spanien  der  Klerus,  desto  beträchtlicher 
die  Abnahme  der  Beyölkerung,  dass,  je  reicher  die  GeisÜiohkeit,  desto 
grösser  die  Armuth  des  Volkes  gewesen  sei.  Die  Organisation  des  Kle- 
rus sei  die  yoUkommenste  Organisation  des  Absolutismus.  Diejenigen 
Nationen,  welche  sich  am  meisten  yon  dem  Einflüsse  des  Bömischen  Ho- 
fes frei  zu  machen  yerstanden  hätten,  seien  die  fortgeschrittensten,  freir 

2)  Vergl.   Emüe  de   Laveleye,    de    l'instmction    da   penple    an   diz  -  neuTi^me 
siöcle,  in  der  Be^ue  de  deaz  mondes,  vom  15.  November  1865. 
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Bten  and  gebildetsten ;  man  brauche  bloss  Italien  und  Spanien  einerseits 
mit  England,  Holland  und  Deutschland  andererseits  zu  vergleichen.  Vor 
einem  Jahrhundert  habe  Spanien  weder  Wissenschaft  und  Künste,  son- 
dern nur  Theologen  und  Ffsurrer  gehabt.  Unter  Carl  IT,  wo  der  wahre 
SouTerain  Spaniens  der  Beichtvater  des  Königs  gewesen,-  habe  Spanien 
9000  Klöster,  90,000  Mönche,  34,000  Nonnen,  168,000  Weltpriester 
und  nur  7  Mill.  Einwohner  gezählt.  Je  mehr  die  Zahl  der  Klöster  und 
Geistlichen  abgenommen,  um  so  stärker  habe  die  Bevölkerung  sich  ver- 
mehrt; der  Reichthum  des  Klerus  und  der  Wohlstand  der  Nation  habe 
stets  im  umgekehrten  Yerhaltniss  gestanden.  Der  Klerus  habe  keinerlei 
Ansprach  auf  Entschädigung,  weil  die  Güter,  von  denen  er  behaupte, 
dass  sie  ihm  gehört  hätten,  das  Patrimonium  der  Spanischen  Katholiken, 
weil  die  Geistlichen  nur  die  Verwalter  dieser  Güter  gewesen  seien.  Weil 
der  Klerus  schlecht  gewirthschaftet  habe,  habe  man  ihm  die  Verwaltung 
entzogen.  Das  Volk  sei  in  Elend  und  Hunger  verkommen,  während 
der  Erzbischof  von  Toledo  für  sich  allein  eine  Rente  von  1 1  MiU.  Rea- 
len zu  verzehren  hatte.  Beim  Beginn  dieses  Jahrhunderts  hätten  die 
jährlichen  Einkünfte  des  IQerus  150  MiU.  Realen  betragen,  d.  h.  die 
Hülfsqaellen  des  Landes  vöUig  absorbirt. 

lieber  die  Schulen  in  Portugal,  sagte  der  Portugiese  Garvalho  1863 
auf  dem  Berliner  statistischen  Kongress :  Ghez  nous  Tinstituteur  est  un 
fonctionaire  de  l'J^tat.  C'est  k  lui  seul  qu'ü  rend  compte,  par  Tinter- 
m^aire  des  inspecteurs  primaires,  de  l'aocomplissement  de  ses  devoirs. 
Entre  l'^ghse  et  T^cole  il  y  a  une  compl^te  Separation. 

In  Preussen  stehen  alle  öffentlichen  und  Privatunterrichts-  und  Er- 
Ziehungsanstalten  unter  der  Aufsicht  vom  Staate  ernannter  Behörden. 
Die  öffentlichen  Lehrer  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der  Staatsdiener. 
Den  religiösen  Unterricht  in  der  Volksschule  leiten  die  betreffenden  Re- 
ügionsgeseUschaften.  Für  Schulen,  welche  nicht  öffentliche  Volksschu- 
len sind,  wie  Gymnasien  und  Realschulen,  irgend  etwas  beizutragen, 
haben  die  Gemeinden  keine  Verpflichtung.  Diejenigen,  welche  ihren 
Kindern  einen  andern  oder  bessern  Unterricht  angedeihen  lassen  kön- 
nen oder  wollen,  als  die  öffentliche  Volksschule  bietet,  dürfen  dazu 
Beisteuern  von  ihren,  zumal  ärmeren,  Mitbürgern  nicht  beanspruchen, 
sondern  haben  alle  dadurch  erwachsenden  Kosten  allein  zu  tragen,  wo- 
bei sie  allerdings  nicht  gehindert  werden  dürfen ,  der  Anstalt  einen  be- 
liebigen konfessionellen  Charakter  zu  geben.  Die  oktroprte  Verfassung 
hatte  konfessionelle  Schulen  nicht  angeordnet.  Die  revidirte  dagegen 
schreibt  vor,  dass  bei  der  Errichtung  der  öffentlichen  Volksschulen  die 
konfessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  berücksichtigen  sind,  verbie- 
tet aber  auch  nicht  öffentliche  Volksschulen,  welche  jeder  Religions- 
gesellsohaft  zugänglich  sind.     Xn  wirthschaftlicher  Beziehung  muss  man 
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konfessionelle  Schulen  als  Fergeudungen  verwerfen,  da  es  offenbar 
dem  Gemeinwesen  weniger  kostet,  für  hundert  Kinder  Eine,  Allen  of- 
fenstehende, Schule  als  mehrere  Schulen,  und  zwar  fiir  jede  Eonfession 
eine  besondere,  anzulegen  und  zu  unterhalten. 


§.  5.     ALLGEMEINE  GRUNDSÄTZE. 

Ausser  denjenigen  Staatsausgaben,  welche  der  Landesherr  machen 
muss,  wenn  er  die  verschiedenen  Fliehten  seines  Berufs  erfüllen  will, 
giebt  es  noch  andere,  welche  die  Würde  seiner  Person  aufrecht  zu  er- 
halten dienen.  Dieser  Aufwand  ändert  sich,  so  wie  die  Staaten  auf  ver- 
schiedenen Stufen  der  Kultur  stehen ,  oder  so  wie  sie  verschiedene  Re- 
gierungsformen annehmen.  In  einer  reichen  und  aufblühenden  Oesell- 
schaft,  wo  alle  Klassen  ihren  Aufwand  in  Bezug  auf  Gebäude,  Hausge- 
räth,  Tafel,  Kleidung,  Fuhrwerk  fortwahrend  erhöhen,  wäre  es  unna- 
türlich, wenn  nicht  der  Aufwand  des  Landesherm  damit  gleichen  Schritt 
halten  sollte.  Sein  Aufwand  ist  also  natürlicher,  oder  vielmehr  noth- 
wendiger,  Weise  in  allen  diesen  Punkten  grösser,  als  der  Aufwand  ir- 
gend eines  Privatmanns.  Und  selbst  seine  Würde  scheint  zu  erfordern, 
dass  er  es  sei.  Weil  ein  erblicher  Monarch  an  Würde  über  seine  TJnter- 
thanen  mehr  erhaben  ist,  als  die  höchste  Obrigkeit  irgend  einer  Bepu- 
blik  über  ihre  Mitbürger,  so  wird  auch  zur  Unterstützung  jener  hohem 
Würde  ein  grösserer  Aufwand  erfordert.  Wir  erwarten  natürlich  am 
Hofe  eines  Königs  mehr  Pracht,  als  in  der  Wohnung  des  Komsuls,  Pro- 
tektors oder  Präsidenten  einer  ^publik. 

Am  Schlüsse  seines  Kapitels  von  den  Ausgaben  des  Staats  oder 
des  Landesherrn  hat  Ad.  Smith  folgende  allgemeine  Grundsätze  auf- 
gestellt: 

1)  Die  beiden  Arten  von  Ausgaben,  welche  zur  Beschützung  oder 
Yertheidigung  des  Staats  und  zur  Auf  rechthaltung  der  Würde  des  Lan- 
desherm gehören,  haben  das  Wohl  der  ganzen  Gesellschafk  zur  Absicht. 
Daher  ist  es  billig,  dass  auch  alle  Gesellschaftsglieder  zur  Bestreitung 
derselben  beitragen,  und  zv^r  in  dem  möglichst  genauen  Yerhältniss 
mit  ihrem  Vermögen. 

2)  Die  Ausgaben  für  die  Eechtspflege  lassen  sich  auch  als  solche 
ansehen,  welche  das  allgemeine  Beste  zum  Zwecke  haben  —  und  es 
wäre  deshalb  nicht  unbillig,  sie  durch  Beiträge  von  aUen  MitgUedem 
des  Gemeinwesens  zu  bestreiten.  Indessen  sind  es  doch  besonders  die 
bei  den  Gerichten  Hülfe  oder  Schutz  suchenden  Personen,  von  welchen 
diese  Ausgaben  veranlasst,  und  gemeiniglich  durch  Ungerechtigkeiten 
der  einen  oder  der  andern  Art  veranlasst  werden.  Und  eben  diese  Per- 
sonen,  wenn  sie  durch  die  Gerichte  im  Besitz  ihrer  Eeohte  erhalten, 
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oder  in  dieselben  wieder  eingesetzt  worden  sind,  haben  vorzugsweise 
den  y ortheil,  der  durch  jene  Ausgaben  beabsichtigt  wird.  Es  erscheint 
also  noch  angemessener,  dass  der  Aufwand  der  Rechtspflege  grössten- 
theüs  von  denjenigen  Personen,  welchen  sie  besonders  zu  Oute  kommt, 
d.  h.  Yon  den  prozessfUhrend'en  Personen,  durch  die  Gerichtssporteln  be- 
zahlt werde,  und  dass  die  allgemeinen  Beiträge  der  Gesellschaft  in  der 
Regel  nur  bei  Kriminalprozessen  zu  Hülfe  gerufen  werden,  wenn  die 
Verbrecher  nicht  hinreichendes  eignes  Vermögen  haben,  alle  Kosten  zu 
decken. 

3)  Eine  Ausgabe,  die  lediglich  zum  Vortheil  einer  einzelnen  Ort- 
schaft, eines  Kreises  oder  einer  Proyinz  gemacht  wird,  z.B.  was  Poli- 
zeianstalten einer  Stadt  oder  eines  besonderen  Bezirks  kosten,  sollte 
auch  aus  den  Einkünften  der  betreffenden  OerÜichkeit  bestritten  und 
nicht  der  allgemeinen  Staatskasse  aufgebürdet  werden.  Unbillig  wäre 
es,  wenn  die  ganze  Gesellschaft  zu  einer  Ausgabe  beisteuerte,  deren 
Nutzen  sich  nur  auf  einen  Theil  der  Gesellschaft  beschränkt. 

4)  Die  Ausgaben,  welche  auf  gute  Strassen  und  überhaupt  auf  eine 
leichtere  Verbindung  der  yerschiedenen  Theile  des  Staats  gewendet  wer- 
den, befördern  ohne  Zweifel  den  Nutzen  der  ganzen  Gesellschaft:  und 
daher  ist  es  nicht  angerecht,  dass  alle  ihre  Mitglieder  Beisteuern  dazu 
geben.  Indessen  ist  doch  die  unmittelbarste  Wirkung  dieses  Aufwan- 
des nur  eigentlich  eine  Wohlthat  für  diejenigen,  welche  von  einem 
Orte  zum  andern  reisen  oder  Waaren  verführen,  und  für  diejenigen, 
welche  diese  "Waaren  verbrauchen.  Wenn  also  für  das  Benutzen  und 
Passiren  der  Lydstrassen  Wegezölle  oder  Chauseegelder  erhoben  wer- 
den, so  fallen  öie  Ausgaben  hauptsächlich  denen  zur  Last,  welche  den 
Vortheil  davon  haben,  und  die  allgemeine  Staatskasse  kann  davon  frei 
bleiben. 

5)  Auch  derjenige  Aufwand,  welcher  der  Erziehung  der  Jugend 
und  dem  Religionsunterricht  gewidmet  ist,  erstreckt  seinen  Nutzen  auf 
die  ganze  Gesellschaft,  und  kann  also  billig  die  Beiträge  der  ganzen  Ge- 
sellschaft fordern.  Indessen  ist  es  vielleicht  eben  so  passend,  und  in 
mancher  Beziehung  noch  vortheilhafter,  dass  diejenigen  die  Kosten  die- 
ses Unterrichts  allein  bezahlen,  die  unmittelbar  die  wohlthätigen  Wir- 
kungen davon  erfahren,  d.  h.  dass  diese  Kosten  durch  freiwillige  Bei- 
träge der  Schüler,  welche  einen  Lehrer  der  Wissenschaften,  oder  der 
Kirchkinder,  welche  einen  Religionslehrer  nöthig  haben,  aufgebracht 
werden.  Der  nützlichste  und  nothwendigste  Unterricht  ist  der  Elemen- 
tarunterricht. Dennoch  kann  es  nicht  sehr  gerathen  sein,  die  ganzen 
desfEÜlsigen  Kosten  der  allgemeinen  Staatskasse  aufzubürden.  Die  Ko- 
sten müssen  vielmehr  zunächst  von  den  Eltern  der  Kinder  aufgebracht 
werden,    da  diese  den  Hauptnutzen  davon  haben.     Sollten  einzelne  so 
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arm  sein,  dass  sie  das  erforderliche  Schulgeld  nicht  ganz  aufbringen 
können,  so  ist  es  Sache  ihrer  Verwandten  und  Nachbarn,  ihnen  zu  Hülfe 
zu  kommen,  oder  auch  der  Gemeinde,  in  welcher  sie  wohnen. 

6)  Wenn  diejenigen  öffentlichen  Anstalten  oder  Werke,  welche  für 
die  ganze  Gesellschaft  wohlthätig  sind,  nicht  durch  die  besonderen  Bei- 
träge der  sie  unmittelbar  benutzenden  Glieder  der  Gesellschaft  erhalten 
werden  können,  so  ist  es  natürlich  die  allgemeine  Beisteuer  der  ganzen 
Gesellschaft,  welche  das  Fehlende  zuschiessen  muss.  Diese  allgemeinen 
Einkünfte  des  Staats  sind  in  der  That  dazu  bestimmt,  ausser  den  Kosten 
der  öffentlichen  Yertheidigung  und  denjenigen  Kosten ,  welche  die  Auf- 
rechthaltung der  Würde  des  Landesherm  erfordert  —  zwei  Aufgaben, 
die  daraus  allein  bestritten  werden,  —  auch  das  Deficit  vieler  besonde- 
ren und  zu  beschränkteren  Zwecken  bestimmten  Kassen  zu  decken. 

In  so  weit  für  Zwecke  des  Gemeinwesens  Abgaben  in  Gelde  erho- 
ben werden,  können  sie  nach  dem  Yerhältniss  des  Vermögens  ziem- 
lich gerecht  umgelegt  werden.  Andere  öffentliche  Lasten  dagegen,  wie 
Naturalleistungen  und  Lieferungen  und  persönliche  Dienste  (S.  50)  eini- 
germassen  gerecht  zu  yertheilen,  ist  viel  schwieriger.  So  wie  daher  die 
Geldwirthschaft  an  die  Stelle  der  Naturalwirthschaft  tritt,  werden  Natu- 
ralleistungen aller  Art  inuner  allgemeiner  in  Geldabgaben  umgewandelt, 
wenn  auch  wohl  Gemeinden  und  Korporationen  um  so  mehr  davon  bei- 
behalten haben,  je  näher  Empfanger  und  Geber,  Ablieferung  und  Ver- 
brauch in  ihnen  neben  einander  stehen. 

Nach  dem  Haushaltsetat  des  Norddeutschen  Bundes  war  für  die  Mili- 
tär- und  Marineverwaltung  1870  mehr  als  75^MilL  Thaler  auszugeben. 
Wenn  nun  der  Norddeutsche  Bund  30  Mill.  Einwohner  hat  und  davon 
auf  Preussen  24  Mill.  kommen,  so  hat  das  Preussische  Volk  im  Frieden 
bloss  für  Armee  und  Kriegsflotte  in  Gelde  etwa  65j^  MiU.  Thaler  oder 
2,74  Thlr.  pro  Kopf  zu  steuern.  Dafür  war  im  Etat  für  1861,  wo  Preus- 
sen nicht  ganz  18^  Millionen  Einwohner  hatte,  42-^  Mill.  Thaler  ange- 
setzt, oder  pro  Kopf  nur  2,30  Thlr.  Das  Ministerium  der  geistlichen, 
Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  hatte  1870  im  Ganzen  noch 
nicht  7  Mill.  auszugeben.  Die  Kosten,  welche  bloss  ein  zeitgemässer 
Elementarunterricht  dem  Preussischen  Volke  jährlich  kosten  würde,  hatte 
Hoffmann  dreissig  Jahre  früher,  wo  PreusseYi  noch  nicht  15  Mill.  Ein- 
wohner liatte,  auf  mehr  als  41^  Mill.  Thaler  berechnet^). 
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Im  Februar  1849   veröffentlichte  Frideric  Bastiat  (f  ISaO)  eine 
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Miigschnft  unter  dem  Titel:  Paiz  et  libert^  ou  le  budget  r^publicain. 
Wenn  ich  hier  Einiges  daraus  folgen  lasse,  so  geschieht  es,  um  zu  zei- 
gen, dass  man  auf  so  gute  Ansichten,  als  Ad.  Smith  schon  im  yorigeu 
Jahrhundert  in  England  ausgesprochen  hatte,  in  diesem  auch  in  Frank- 
reich gekommen  ist. 

„Zeigt  mir  ein  Volk,  welches  ungerechte  Ideen  von  auswärtiger 
Herrschaft,  von  missbräuchli ehern  Einfluss,  von  Präponderanz ,  von 
Präpotenz  hegt;  welches  sich  in  die  Angelegenheiten  benachbarter  üTa- 
tionen  einmischt,  unaufhörlich  drohend  oder  bedroht,  und  ich  werde 
Euch  ein  Volk  zeigen,  welches  von  Steuern  bedrückt  ist.  Zeigt  mir 
ein  Volk,  welches  sich  Institutionen  solcher  Natur  gegeben  hat,  dass 
die  Bürger  nicht  denken,  schreiben,  drucken,  unterrichten,  arbeiten, 
tauschen,  sich  Tersammeln  können,  ohne  dass  eine  Schaar  Ton  Beamten 
ihre  Bewegungen  hemmt,  und  ich  werde  Euch  ein  Volk  zeigen,  welches 
von  Steuern  bedrückt  ist  Denn  ich  sehe  wohl  ein,  wie  es  mich  nichts 
kostet,  mit  aller  Welt  in  Frieden  zu  leben.  Aber  ich  kann  nicht  begrei- 
fen, wie  ich  es  an£B.ngen  müsste,  um  mich  fortwährenden  Streitigkeiten 
auszusetzen,  ohne  mich  ungeheuren  Kosten  zu  unterwerfen,  sei  es  zum 
Angreifen,  sei  es  zur  Yertheidigung.  XJnd  ich  sehe  wohl  ein,  wie  es 
mich  nichts  kostet,  frei  zu  sein,  aber  ich  kann  nicht  begreifen ,  wie  der 
Staat  auf  eine  für  meine  Freiheit  yerderbUche  Weise  auf  mich  einwirken 
kann,  wenn  ich  nicht  damit  angefangen  habe,  kostbare  Werkzeuge  der 
Bedrückung,  und  auf  meine  eignen  Kosten ^  in  seine  Hände  zu  legen. 
Suchen  wir  also  Sparsamkeit.  Suchen  wir  sie,  weil  sie  das-  einzige  Mit- 
tel ist,  das  Volk  zufrieden  zu  stellen,  es  die  Bepublik  lieben  zu  machen, 
durch  die  Sympathie  der  Massen  den  Geist  der  Unruhe  und  der  Beyolu- 
tion  im  Schach  zu  halten.  Suchen  wir  die  Sparsamkeit:  Frieden  und 
Freiheit  werden  uns  als  Zugabe  gegeben  werden.  —  Wenn  man  die  Aus- 
gaben yermindem  kann,  so  giebt  es  Grenzen  für  diese  Einschränkungen. 
Man  darf  nicht  so  weit  gehen,  die  Verwaltung  zu  zerrütten,  denn  das 
würde  auch  Eeyolutionen  entstehen  lassen  durch  die  andere  üebertreibung 
des  finanziellen  Gesichtspunktes.  Was  muss  also  geschehen  ?  Hier  ist 
meine  Ansicht.  Ich  formulire  sie  in  ihrer  ganzen  Naivität,  auf  die  Ge- 
fedir  hin ,  das«  allen  Finanzmännem  und  Praktikern  die  Haare  zu  Berge 
stehen  werden:  Die  Steuern  vermindern;  die  Ausgaben  in  einem  noch 
stärkeren  Ferhältniss  vermindern,  XJnd  um  diese  finanzielle  Ansicht  mit 
ihrer  politischen  Formel  zu  versehen,  füge  ich  hinzu:  Freiheit  im  In- 
nern; Friede  nach  Aussen.  Das  ist  das  ganze  Programm.  Ihr  schreit 
darüber  laut  auf!  „Es  ist  eben  so  voll  Widerspruch,''  sagt  Ihr,  „wie 
das  Manifest  des  Berges;  es  schliesst  einen  fehlerhaften  Kreis  in  sich, 
der  wenigstens  eben  so  klar  ist,  als  diejenigen,  welche  Du  vorher  bei 
den  andern  Systemen  bezeichnet  hast/'     Ich  leugne  das,  ich  gebe  nur 
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ZU,  dass  der  Versuch  kühn  ist.  Aber  wenn  der  Ernst  der  Lage  einer- 
seits anerkannt,  wenn  anderseits  erwiesen  ist,  dass  die  herkömmlichen 
Mittel  uns  nicht  daraus  herausziehen  werden,  so  scheint  es  mir,  dass 
meine  Ansicht  wenigstens  einigen  Anspruch  auf  die  Beachtung  meiner 
Kollegen  hat.  —  Das  Budget  ist  die  ganze  Politik,  Es  schwillt  an  oder 
nimmt  ab ,  je  nachdem  die  öffentliche  Meinung  mehr  oder  weniger  yon 
dem  Staat  verlangt.  Wozu  würde  es  nützen ,  darzuthun ,  dass  die  Un- 
terdrückung dieses  oder  jenes  Dienstes  der  Regierung  diese  oder  jene  be- 
deutende Ersparung  mit  sich  fuhrt,  wenn  die  Steuerpflichtigen  selbst 
den  Dienst  der  Ersparung  vorziehen  ?  Es  giebt  Eeformen,  welchen  lange 
Erörterungen,  eine  lange  Durcharbeitung  der  Öffentlichen  Meinung  vor- 
hergehen muss;  und  ich  sehe  nicht  ein,  warum  ich  mich  auf  einen  Weg 
begeben  soll,  wo  es  gewiss  ist,  dass  man  mir  nicht  folgen  würde.  Selbst 
heute  noch  hat  die  Nationalversammlung  entschieden,  das  erste  repu|)li- 
kanische  Budget  aufzustellen.  Sie  hat  für  diese  Arbeit  nur  eine  be- 
schränkte und  kurze  Zeit.  Um  eine  unmittelbar  ausführbare  Eeform 
anzugeben ,  muss  ich  mich  auf  allgemeine  und  philosophische  Betrach- 
tungen einlassen,  die  ich  gleich  anfangs  im  Sinn  hatte,  dem  Leser  vor- 
zulegen. Ich  will  mich  darauf  beschränken,  sie  anzudeuten.  Was  noch 
in  einer  entfernten  Zukunft  jeder  gründlichen  finanziellen  Reform  ent- 
gegensteht, ist,  dass  man  in  Frankreich  die  Freiheit  nicht  liebt;  man 
liebt  es  nicht,  sich  vor  sich  selbst  verantwortlich  zu  fühlen,  man  hat 
nicht  Vertrauen  auf  die  eigene  Kraft,  man  hat  nur  etwas  Muth,  wenn  man 
auf  allen  Seiten  die  Empfindung  von  dem  Oängelbande  der  Regierung  spürt 
—  und  dies  Gängelband  ist  es  gerade,  was  theuer  zu  stehen  kommt. 
Wenn  man  z.  B.  Glauben  an  die  Freiheit  des  Unterrichts  hätte,  was  würde 
man  anders  zu  thun  haben,  als  das  Budget  des  öffentlichen  Unterrichts  ab- 
zuschaffen ?  Wenn  man  es  wahrhaft  mit  der  Gewissensfreiheit  hielte,  wie 
könnte  man  sie  anders  verwirklichen,  als  durch  die  Unterdrückung  des 
Budgets  des  Kultus  ?  Wenn  man  begriffe,  dass  die  Landwirthschaft  sich 
durch  die  Landwirthe  und  der  Handel  durch  die  Handelsleute  vervollkomm- 
net, so  würde  man  zu  dem  Schluss  kommen,  dass  das  Budget  der  Land- 
wirthschaft und  des  Handels  eine  Superfotation  ist,  von  welcher  die  am 
weitesten  fortgeschrittenen  Völker  Sorge  tragen,  dass  sie  ihnen  nicht  als 
Strafe  aufgelegt  wird.  Selbst  wenn  der  Staat  in  einzelnen  Punkten,  wie 
zur  Ueberwachung,  in  Angelegenheiten  des  Unterrichts,  des  Kultus,  des 
Handels  nothwendig  einzuschreiten  hat,  so  würde  dazu  eine  Abtheilung 
mehr  bei  dem  Ministerium  des  Innern  ausreichen,  man  bedarf  dazu  nicht 
drei  Ministerien.  So  ist  die  Freiheit  die  erste  und  fruchtbarste  Quelle 
der  Ersparungen.  —  Wenn  wir  unsere  Ausgaben  nicht  vermindern  kön- 
nen, so  dürfen  wir  die  Steuern  nicht  ermassigen,  es  ist  sogar  unsere 
Pflicht,  sie  zu  erhöhen,  da  die  Budgets  jedes  Jahr  mit  einem  Deficit  ab- 
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schüesBen.  Wenn  wir  unsere  Steuern  erhöhen,  so  giebt  es  etwas,  wofiir 
wir  keine  Sicherheit  haben,  nämlich  für  das  Wachsen  unserer  Einnah- 
men; aber  es  giebt  etwas  Anderes,  worüber  kein  Zweifel  möglich  ist, 
nämlich,  dass  wir  in  diesem  Lande  Unzufriedenheit,  Hass,  Widerstand 
hervorrufen  und  die  äussere  Sicherheit  nur  auf  Kosten  der  inneren  er- 
langen würden.  —  Man  bedarf,  sagt  man,  eine  mächtige  Marine,  um 
unserm  Handel  neue  Wege  zu  eröffnen  und  die  entfernten  Märkte  zu  be- 
herrschen. Wahrlich,  das  Benehmen  der  Regierung  gegen  den  Handel 
ist  sonderbar.  Sie  föngt  damit  an ,  ihn  zu  hemmen ,  ihn  zu  drücken, 
ihn  zu  beschränken ,  ihn  zu  ersticken ,  und  zwar  mit  grossen  Kosten. 
Wenn  dayon  ein  Stückchen  yerloren  geht,  dann  ist  sie  toII  zärtlicher 
Sorge  um  diese  Brocken,  denen  es  gelungen  ist,  bei  den  Zollhäusern 
Torbeizukommen.  Ich  will  die  Handelsleute  beschützen,  sagt  sie,  und 
deshalb  will  ich  dem  Publikum  noch  150  MiUionen  (abnehmen,  um  die 
Meere  mit  Schiffen  und  Kanonen  zu  bedecken.  Nun  finden  aber  *®/ioo 
unseres  Handels  mit  Ländern  statt,  wo  unsere  Flagge  niemals  sich  zeigte 
oder  zeigen  wird.  Haben  wir  Stationen  in  England,  in  den  Vereinig- 
ten Staaten,  in  Spanien,  im  ZoUyerein,  in  Hussland?  Es  handelt  sich 
also  Ton  Mayotte  und  Nossibe.  d.  h.  man  nimmt  uns  durch  Steuern  mehr 
Francs  ab,  als  uns  Centimen  durch  den  Handel  wieder  eingehen.  —  Die 
Politik  der  Nichtinteryention ,  welcher  unsere  Väter  1789  beistimmten, 
zu  welcher  Lamartine  unter  dem  Druck  yon  Umständen ,  die  stärker  wie 
er  waren ,  sich  bekannte ,  welche  Gayaignac  stoLs  war  zu  yerwirklichen, 
diese  Politik  zieht  eine  Unterdrückung  aller  Gesandtschaftsposten  nach 
sich.  Das  ist  in  finanzieller  Beziehung  wenig.  Es  ist  yiel  in  politischer 
und  moralischer  Beziehung." 

Auf  dasselbe  Thema  kam  Bastiat  bei  einer  Eede,  die  er  am  12.  De* 
cember  1849  in  der  gesetzgebenden  Versammlung  hielt: 

„Ich  behaupte,  dass  nach  der  Reyolution ,  die  sich  begeben  hat, 
Ihr  Euch  mit  der  politischen  Lage,  in  der  Frankreich  ist,  beschäftigen 
müBst,  und  dass  diese  Lage,  erlaubt  mir  das  Wort,  jämmerlich  ist;  ich 
schiebe  dies  nicht  auf  die  Männer,  die  heute  regieren,  dies  reicht  weit. 
Seht  Ihr  nicht,  dass  in  Frankreich  eine  Bureaukratie,  welche  eine  Ari- 
stokratie geworden  ist,  das  Land  aufssehrt?  Die  Industrie  yerkommt,  das 
Volk  leidet.  Ich  weiss  wohl,  dass  es  Hülfe  in  tollen  Utopien  sucht;  aber 
darin  liegt  kein  Verstand^  ihnen  dadurch  den  Weg  zu  öffnen,  dass  man 
schreiende  Ungerechtigkeiten,  wie  ich  auf  dieser  Trübüne  andeute,  fort- 
bestehen lässt.  Ich  glaube,  dass  man  nicht  genug  den  Zustand  des  Lei- 
dens, in  welchem  sich  das  Land  befindet,  und  die  Ursachen,  welche 
diesen  Zustand  herbeigeführt  haben,  berücksichtigt.  Diese  Ursachen 
liegen  in  den  1500  Millionen,  die  einem  Lande  aufgelegt  sind,  welches 
dieselben  nicht  bezahlen  kann.     Ich  bitte  Euch,  eine  Betrachtung  an- 
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zustellen,   die  sehr  einfach  ist,   die  ich  aber  doch  häufig  anstelle.     Ich 
frage  mich,  was  ist  aus  meinen  Jugendfreunden  und  Schulkameraden  ge- 
worden?    Und  wiflst  Ihr,    welches  die  Antwort  ist?     Von  zwanzigen 
sind  fönfzehn  Beamte;  und  ich  bin  überzeugt,  wenn  Ihr  dieselbe  Bech- 
nung  anstellt,  so  werdet  Ihr  zu  demselben  Kesultate  gelangen.    Ich  lege 
mir  noch  eine  andere  Frage  Tor,  und  es  ist  diese:   Wenn  ich  einen  um 
den  andern  mit  gutem  Gewissen  vornehme,  leisten  sie  dem  Lande  wahre 
Dienste,   die  dem  entsprechen,    was  das  Land  ihnen  zahlt?     Und  bei- 
nahe immer  bin  ich  genöthigt  zu  antworten :  Das  ist  nicht  der  Fall.    Ist 
es  nicht  bejammernswürdig,    dass  diese  ungeheuere  Masse  von  Arbeit, 
von  Kenntnissen,  der  wahren  Produktion  des  Landes  entzogen  wird,  um 
unnöthige  und  beinahe  immer  schädliche  Beamten  zu  versorgen  ?     Denn 
in  Sachen  der  Öffentlichen  Beamten  giebt  es  keine  Neutralität:  wenn  sie 
nicht  sehr  nützlich  sind ,  so  sind  sie  schädlich ;  wenn  sie  nicht  die  Frei- 
heit der  Bürger  aufrecht  erhalten,  so  unterdrücken  sie  dieselbe.  —  loh 
habe  das  Wort  eines  sehr  berühmten  Staatsmanns,  Herrn  Guizot,  gele- 
sen, welcher  sagt:   Die  Freiheit  ist  ein  zu  edles  Gut,   als  dass  ein  Volk 
darum  feilschen  sollte.     Kun  habe  ich,    als  ich  diesen  Ausspruch  vor 
langer  Zeit  las,  mir  gesagt:  Wenn  dieser  Mann  jemals  das  Land  regiert, 
so  wird  er  nicht  allein  die  Finanzen,    sondern  auch  die  Freiheit  Frank- 
reichs zu  Grunde  richten.     Und  wahrlich,    ich  bitte  Euch,    darauf  zu 
achten,   dass  die  öffentlichen  Beamten  niemals  neutral  sind;   wenn  sie 
nicht  noth wendig  sind,    so  sind  sie  schädlich.     Ich  sage,   dass  eine  ra- 
dikale Unvereinbarkeit  zwischen  einer  übermässigen  Besteuerung  und 
der  Freiheit  besteht.    Das  Maximum  der  Auflage  ist  die  Sklaverei,  denn 
der  Sklave  ist  ein  Mensch,    dem  man  Alles  nimmt,    selbst  die  Freiheit 
seiner  Arme  und  seiner  Kräfte.     Nun  wohl ,   wenn  der  Staat  nicht  auf 
unsere  Kosten  z.  B.  einen  Kultus  bezahlt,  würden  wir  nicht  die  Freiheit 
des  Kultus  haben  ?     Wenn  der  Staat  nicht  auf  unsere  Kosten  die  Uni- 
versität bezahlte,  würden  wir  nicht  die  Freiheit  des  öffentlichen  Unter- 
richts haben  ?     Wenn  der  Staat  nicht  auf  unsere  Kosten  eine  sehr  zahl- 
reiche Bureaukratie  bezahlte,  würden  wir  nicht  die  Gemeinde-  und  De- 
partemental- Freiheit  haben?     Wenn  der  Staat  nicht  auf  unsere  Kosten 
Zollbeamte  bezahlte,  würden  wir  nicht  die  Handelsfreiheit  haben  ?    Denn 
was  fehlt  den  Menschen  dieses  Landes  am  meisten?     Etwas  Vertrauen 
zu  sich  selbst,    das  Gefühl  ihrer  Verantwortlichkeit.     Es  ist  nicht  sehr 
zu  verwundem,    dass  sie  es  verloren  haben,   man  hat  sie  durch  vieles 
Regieren  gewöhnt,  es  zu  verlieren.    Das  Land  wird  zu  viel  regiert,  das 
ist  das  Uebel.    Das  Gegentheil  ist,  dass  es  lernt,  sich  selbst  zu  regieren, 
dass  es  lernt  zu  unterscheiden  zwischen  den  wesentlichen  Attributioneu 
des  Staats  und  denen ,    die  er  auf  unsere  Kosten  hinsichtlich  der  Privat- 
thätigkeit  an  sich  gerissen  hat.    Darin  liegt  die  ganze  Aufgabe.    Ich  mei- 
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nerseits  sage  nun:  Die  Zahl  der  Dinge,  welche  zu  den  wesentlichen  At- 
tributionen  der  Regierung  gehören,  ist  sehr  beschränkt:  die  Ordnung, 
die  Sicherheit  walten  zu  lassen,  jeden  innerhalb  des  Rechts  zu  halten, 
d.  h.  Vergehen  und  Verbrechen  zu  steuern,  und  einige  grosse  Arbeiten 
zum  Öffentlichen  Vortheil,  zum  Vortheil  der  Nation  auszuföhren,  das, 
glaube  ich,  sind  die  wesentlichen  Attributionen,  und  wir  werden  nur 
dann  Frieden,  Ruhe  und  Geldmittel  haben,  wir  werden  die  Hyder  der 
Revolutionen  nur  dann  niedergekämpft  haben,  wenn  wir  durch  Mittel  des 
Fortschritts,  wenn  Ihr  woUt,  zu  dem  System  zurückgekehrt  sein  wer* 
den,  zu  welchem  wir  uns  hinwenden  müssen." 
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John  Shiart  Milly  der  seine  Grundsätze  der  politischen  Oekouomie 
weder  kurz  nach,  noch  kurz  vor  einer  Revolution  in  seinem  Vaterlande 
schrieb,   sagt  darin,   dass  eine  ungebührliche  Ausdehnung  des  Gebiets 
der  Regierung,   in  der  Theorie  sowohl  als  in  der  Praxis,  besonders  in 
den  Staaten  des  Kontinents  zur  Geltung  gekommen  sei,  während  in  Eng- 
land das  entgegengesetzte  System  entschieden  vorherrsche.     Er  theilt 
nun  die  Funktionen  der  Regierung  in  solche,  die  nothwendig  sind,  und 
solche,   die  dies  nicht  sind,   und  die  er  daher  optionale  nennt.     Nach- 
dem er  die  ersteren  erörtert  und  dann  von  der  auf  irrthümlichen  Grund- 
sätzen beruhenden  Einmischung  der  Regierung  gehandelt,    auch  von 
den  hauptsächlichsten^  Gründen  allgemeiner  Art  für  die  möglichst  enge 
Beschränkung  der  Einmischung  der  Staatsgewalt  in  die  Angelegenheiten 
des  Gemeinwesens  gesprochen  hat,  stellt  er  in  Bezug  auf  die  nicht  noth- 
wendigen  Regiemngsftmktionen  den  Satz  auf,   dass  in  jedem  einzelnen 
Falle  die  Beweislast  nicht  denen  obliege,  die  sich  gegen  die  Regierungs- 
einmischung  wehren ,  sondern  denen ,  welche  sie  empfehlen.     Hinzuge- 
fügt wird  indessen ,   dass  die  Einmischung  der  Regierung  in  der  Praxis 
nicht  immer  die  Grenze  einhalten  könne,  welche  die  ihrem  Wesen  nach 
dafür  geeigneten  Fälle  absondert.     In  den  besonderen  Umständen  einer 
gegebenen  Zeit  und  Nation  gebe  es  kaum  irgend  einen  für  die  gemein- 
samen Interessen  wirklich  wichtigen  Gegenstand,   bei  welchem  es  nicht 
als  wünschenswerth  und  nothwendig  erscheinen  könnte,   dass  sich  die 
Regierung  damit  befasse,   „nicht  weil  die  Privatleute  die  Sache  nicht 
wirksam  unternehmen  könnten,   sondern  weil  sie  es  nicht  wollen.     An 
gewissen  Oiten  und  zu  gewissen  Zeiten  wird  es  keine  Strassen,   Docks, 
Häfen,   Kanäle,   Bewässerungswerke,  Hospitäler,  Schulen,  Universitä- 
ten, Druckereien  geben,  wenn  die  Regierung  sie  nicht  gründet;  indem 
da«  Publikum  entweder  zu  arm  ist,    um  über  die  nothwendigen  Mittel 
zu  gebieten,  oder  zu  wenig  in  der  Bildung  fortgeschritten,  um  den  Nu- 
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izen  einzusehen,  oder  auch  nicht  hinlänglich  im  gemeinsamen  Wirken 
geübt,  um  zu  der  Vornahme  fähig  zu  sein.  Dies  gilt  mehr  oder  weni- 
ger für  alle  an  Despotismus  gewöhnten  Länder  und  besonders  für  die, 
wo  ein  grosser  Abstand  in  der  Ciyilisation  zwischen  den  Begierten  und 
Eegierenden  ist,  wie  namentlich  bei  den  Yölkem,  die  erobert  sind  und 
durch  eine  energischere  und  civilisirtere  Nation  in  der  Unterjochung  er- 
halten werden.  —  Die  Begierungsunterstützung,  welche  lediglich  in 
Ermangelung  von  Frivatuntemehmungen  geleistet  wird,  soUte  so  einge- 
richtet sein,  dass  sie  so  viel  wie  möglich  för  das  Volk  ein  Lehrkursus 
in  der  Kunst  sei,  grosse  Aufgaben  durch  individuelle  Thätigkeit  und 
freiwilliges  Zusammenwirken  zu  erfüllen.'*  —  Nach  solchen  Grundsätzen 
scheint  England  gegenwärtig  in  Lidien  zu  regieren^). 

Der  stärkste  Grund  für  Beschränkung  der  Einmischung  der  Begie- 
rung,   sagt  Hill  in  seiner  späteren  Schrift  über  die  Freiheit  (Kap.  Y), 
ist  das  grosse  Uebel,   ihre  Macht  unnöthigerweise  zu  vermehren.     Jede 
Funktion,   welche  den  von  der  Begierung  ausgeübten  noch  hinzugefugt 
wird,  macht  ihren  Einfluss  auf  Hoffnungen  und  Befürchtungen  noch  weit 
ausgedehnter  und  verwandelt  den  thätigen  und  ehrgeizigen  Theil  des 
Volks  mehr  und  mehr  in  Anhänger  der  Begierung  oder  einer  Partei, 
.  welche  dahin  strebt,  die  Begierung  zu  werden.    Wenn  die  Landstrassen, 
die  Eisenbahnen,   die  Banken,    die  Versicherungsanstalten ,   die  grossen 
Aktiengesellschaften,  die  Universitäten  und  die  öffentlichen  milden  Stif- 
tungen   sämmÜich  Zweige  4er  Begierung  wären;    wenn    daneben   die 
städtischen  Korporationen  und  LokalverwaLtungen  mit  aUem,  was  daran 
hängt,  Geschäftskreise  der  Centralverwaltung  würden;  wenn  die  Beam- 
ten   aller   dieser   verschiedenen   Unternehmungen    von    der   Begierung 
ernannt  und  bezahlt  würden  und  für  jedes  Vorwärtskommen  im  Leben 
auf  die  Begierung   blickten:   so   würden   alle  Freiheit  der  Fresse  und 
populäre  Verfassung  der  Legislatur  dieses  oder  irgend  ein  anderes  Land 
in  keiner  anderen  Weise  als  dem  Namen  nach  frei  machen.     Und  das 
Uebel  würde  um  so  grösser  sein,   je  wirksamer  und  wissenschaftlicher 
die  Verwaltungsmaschinerie  konstruirt  wäre,    je  geschickter  die  Ein- 
richtungen wären,   um  die  befähigtsten  Hände  und  Köpfe  zu  erlangen, 
um  sie  in  Bewegung  zu  setzen.     Li  England  kam  neuerlich  in  Vor- 
schlag,  alle  Mitglieder  des  Civildienstes  der  Begierung  durch  Konkur- 
renzprüfung  (S.  15)   zu  wählen,   um  für  diese  Stellen  die  intelligen- 
testen und  onterrichtetsten  Fersonen,   die  man  finden  kann,   zu  gewin- 
nen ;    und  viel  ist  für  und  gegen  diesen  Vorschlag  gesagt  uhd  geschrie- 
ben worden.     Eins  von  den  Argumenten,   worauf  sich  die  Gegner  am 
meisten  stützen,   ist,    daas  der  Beruf  eines  permanenten  Staatsdieners 

1)  Vergl.  C,  J,  BergnUf  Die  Fortschritte  des  Britischen  Indiens,  in  den  Deut- 
schen Jahrbttchem,  Bd.  18  (1864)  S.  297^816. 
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nicht  genügende  Auflsichten  auf  Einkommen  und  Ansehen  böte,  um  die 
höchsten  Talente  anzuziehen,    da  diese  immer  im  Stande  sein  würden, 
eine  lockendere  Laufbahn  in  den  Gewerben  oder  in  dem  Dienste  von  Ge- 
sellschaiten  oder  anderen  Öffentlichen  Körperschaften  zu  finden.     Man 
würde  nicht  verwundert  sein,   wenn  dies  Argument  von  den  Freunden 
des  Vorschlages  gebraucht  worden  wäre,    als  eine  Antwort  auf  seine 
Hauptschwierigkeit.     Von  den  Gegnern  ausgehend  ist  es  ziemlich  selt- 
sam.    Was  als  eine  Einwendung  geltend  gemacht  wird,   ist  das  Sicher- 
heitsTentil   des  Torgeschlagenen  Systems.     Wenn  wirklich  jedes  hohe 
Talent  des  Landes  in  den  Dienst  der  Regierung  gezogen  werden  könnte, 
80  möchte  ein  Vorschlag,  der  dies  Resultat  bezweckt,   wohl  Unruhe  er- 
regen.    Wenn  jeder  Theirdes  Geschäfts  der  Gesellschaft,  welcher  orga- 
nisirtes  Zusammenstimmen  oder  umfusende  Gesichtspunkte  erforderte, 
in  den  Händen  der  Regierung  wäre,  und  wenn  die  Regierungsämter  all- 
gemein Ton  den  geschicktesten  Männern  ausgefüllt  wären,  so  würde  jede 
ausgedehnte  Bildung  und  praktische  Einsicht  im  Lande,  mit  Ausnahme 
der   rein   spekulativen,   in  einer  zahlreichen  Bureaukratie   concentrirt 
sein ,   auf  die  allein  der  Rest  des  Gemeinwesens  für  alle  Dinge  blicken 
würde:   die  Menge  um  Leitung  und  Geheiss  für  alles,   was  sie  zu  thun 
hat;    die  Fähigen  und  Strebsamen  für  persönliche  Beförderung.     In  die 
Reihen  dieser  Bureaukratie  zugelassen  zu  werden  und,  wenn  zugelassen, 
darin  aufzusteigen,    würden  die  einzigen  Ziele  des  Ehrgeizes  sein.     Un- 
ter diesem  Regime  ist  nicht  allein  das  übrige  Volk  aus  Mangel  an  prak- 
tischer Erfahrung  schlecht  beföhigt,  die  Operationsweise  der  Bureaukra- 
tie zu  beurtheilen  oder  zu  hemmen,    sondern  es  kann  sogar,   wenn  die 
Zufalle  despotischer  oder  das  natürliche  Wirken  populärer  Institutionen 
gelegentlich  Herrscher  mit  ITeigung  zu  Reformen  ans  Ruder  bringen, 
keine  Reform,  welche  dem  Interesse  der  Bureaukratie  entgegen  ist,  aus- 
geführt werden.     Das  ist  die  traurige  Lage  des  Russischen  Reiches, 
wie  sich  aus  den  Berichten  deijenigen  ergiebt,  welche  hinreichende  Ge- 
legenheit zu  Beobachtungen  hatten.     Der  Czar  selbst  ist  machtlos  ge- 
gen die  bureaukratische  Körperschaft ;    er  kann  jeden  davon  nach  Sibi- 
rien schicken,   aber  er  kann  nicht  ohne  sie  und  gegen  ihren  Willen  re- 
gieren.    Gegen  jedes  seiner  Dekrete  hat  sie  dadurch  ein  stilles  Veto, 
dass  sie  sich  bloss  enthält,    es  in  Wirksamkeit  zu  setzen.     In  Ländern 
weiter  vorgeschrittener  Civilisation  oder  insurrektionäreren  Charakters 
halt  die  Bevölkerung,   gewöhnt  zu  erwarten,    dass  alles  für  sie  durch 
den  Staat  gethan  wird,    oder  wenigstens  nichts  für  sich  zu  thun,   ohne 
vom  Staat  nicht  allein  Erlaubniss  zu  erbitten,    es  zu  thun,    sondern  so- 
gar wie  es  gethan  werden  soU,  den  Staat  natürlich  für  jedes  Uebel,  wel- 
ches ihr  zustösst,   verantwortlich,    und  wenn  das  Uebel  ihr  Mass  von 
Geduld  übersteigt,  erhebt  sie  sich  gegen  die  Regierung  und  macht,  was 
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mau  eine  BeTolution  nennt;    worauf  denn  irgend  ein  Andrer  mit  oder 
ohne  legitime  Autorität  Seitens  der  Nation,  sich  auf  den  Thron  schwingt, 
seine  Befehle  an  die  Bureaukratie  erlässt,    und  Alles  so  fort  geht,   wie 
vorher,   indem  die  Bureaukratie  unverändert  bleibt  und  Niemand  sonst 
im  Stande  ist,  ihre  Stelle  einzunehmen.     Ein  sehr  verschiedenes  Schau- 
spiel bietet  sich  bei  einem  Yolke  dar,   welches  daran  gewöhnt  ist,  .sein 
eigenes  Geschäft  zu  treiben.     In  Frankreich,   wo  ein  grosser  Theil  des 
Volks  im  Militär  gedient  hat,  und  viele  wenigstens  den  Bang  von  ünter- 
officieren  gehabt  hatten,    giebt  es  bei  jeder  Insurrektion  des  Yolks  ver- 
schiedene Personen,    die  im  Stande  sind,    die  Leitung  zu  übernehmen^ 
und  irgend  einen  leidlichen  Operationsplan  zu  improvisireu.     Was  die 
Franzosen  in  militärischen  Angelegenheiten  sind,    das  sind  die  Ameri- 
kaner  in  jeder  Art  von  Civilgeschäften ;   man  lasse  sie  ohne  eine  Begie- 
rung  sein,   jeder  Haufe  von  Amerikanern  ist  fähig,    eine  solche  zu  im- 
provisireu, und  sie  oder  jedes  andere  öffentliche  Geschäft  mit  einem  ge- 
nügenden Mass  von  Intelligenz,    Ordnung  und  Festigkeit  fortzuführen. 
So  muss  jedes  freie  Volk  sein:  und  ein  Volk,   welches  hierzu  fähig  ist^ 
ist  sicher,    frei  zu  sein;    es  wird  sich  niemals  zu  Sklaven  machen  lassen 
durch  irgend   einen  Menschen  oder  eine  Yereinigung  von  Menschen, 
weil  diese  fähig  sind,   die  Zügel  der  Centralverwaltung  zu  ergreifen  und 
an  sich  zu  ziehen.     Keine  Bureaukratie  kann  hoffen,   ein  solches  Yolk 
dahin  zu  bringen,   dass  es  etwas  thut  oder  erträgt,    was  ihm  nicht  zu- 
sagt.    Wo  aber  Alles  durch  die  Bureaukratie  geschieht,    da  kann  über- 
haupt nichts   geschehen,    was  der  bureaukratie  wirklich  zuwider  ist 
Die  YerfEtösung  solcher  Länder  ist  eine  Organisation  der  Erfahrung  und 
praktischen  Tüchtigkeit  der  Nation  zu  einem  disciplinirten  Körper  für 
den  Zweck ,    die  übrigen  zu  regieren ;   und  je  vollkommener  diese  Orga- 
nisation in  sich  ist,    desto  erfolgreicher  ist  sie,   die  Personen  von  der 
grössten  Fähigkeit  aus  allen  Klassen  des  Gemeinwesens  an  sich  zu  zie- 
hen und  für  sich  zu  erziehen,    desto  vollständiger  ist  die  Ejiechtschaft 
Aller,    einschliesslich  der  Mitglieder  der  Bureaukratie.     Denn  die  Be- 
gierer sind  ebensosehr  die  Sklaven  ihrer  Organisation  und  Discipün,  wie 
die  Begierten  die  Sklaven  der  Begierung  sind.     Ein  Chinesischer  Man- 
darin ist  ebenso  sehr  das  Werkzeug  und  Geschöpf  eines  Despotismus 
wie  der  geringste  Bauer.     Ein  einzelner  Jesuit  ist  bis  zum  äussersten 
Grade  der  Erniedrigung  der  Sklave  seines  Ordens,    obgleich  der  Orden 
selbst  für  die  kollektive  Macht  und  Wichtigkeit  seiner  Mitglieder  besteht. 
Man  muss  auch  nicht  vergessen,   dass  die  Absorbirung  jedes  ersten  Ta- 
lentes des  Landes  durch  den  regierenden  Körper  für  die  geistige  Thätig- 
keit  und  den  Fortschritt  des  Körpers  selbst  früher  oder  später  verderb- 
lich wird.     Yerbunden  wie  er  ist  —  arbeitend  nach  einem  Systeme, 
welches  wie  alle  Systeme,    nothwendig  in  grossem  Masse  nach  festen 
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Regeln  verfahrt  —  steht  der  Beamtenkörper  unter  fortwahrender  Ver- 
sQchimg,  in  träge  Routine  zu  versinken,  oder,  wenn  er  dann  und  wann 
jene  Mühlenpferdrunde  verlässt,  sich  auf  irgend  ein  halbgeprüftes  Un- 
verdaute, welches  die  Phantasie  eines  leitenden  Mitgliedes  des  Körpers 
ergriffen  hat,  zu  stürzen:  und  der  einzige  Einhalt  gegen  diese  eng  ver- 
bundenen, wenn  gleich  anscheinend  entgegengesetzten,  Tendenzen,  der 
einzige  Sporn,  welcher  die  Fähigkeit  der  Körperschaft  selbst  auf  einem 
hohen  Standpunkt  erhalten  kann ,  ist  ein  Ausgesetztsein  der  wachsamen 
Kritik  von  Seiten  einer  gleichen  Fähigkeit  ausserhalb  der  Körperschaft. 
£s  ist  daher  unerläaslich,  dass,  von  der  Regierung  unabhängig,  Mittel 
ezjstiren,  um  solche  Fähigkeit  zu  bilden  und  sie  mit  den  Gelegenheiten 
und  der  für  ein  richtiges  XJrtheil  in  grossen  praktischen  Geschäften  noth- 
wendigen  Erfahrung  auszurüsten.  Wenn  wir  beständig  eine  geschickte 
und  wirksame  Körperschaft  von  Beamten  besitzen  wollen  —  vor  allen 
Dingen  eine  solche,  die  Verbesserungen  zu  schaffen  fähig  und  zu  adop- 
tiren  bereitwillig  ist;  wenn  wir  unsere  Bureaukratie  nicht  in  eine  Fe- 
dantokratie  ausarten  lassen  wollen,  so  muss  diese  Körperschaft  sich  nicht 
aller  der  Beschäftigungen,  welche  die  für  die  Regierung  der  Menschen 
geforderten  Eigenschaften  heranbilden  und  üben,  bemächtigen. 

Stellenjägerei  ist,  wie  MiU  in  seiner  noch  späteren  Schrift  über 
RepräsentivverfiMsung  (Kap.  lY)  sagt,  eine  Art  Ehrgeiz,  dem  die  Eng- 
länder, als  -Nation  betrachtet,  fremd  sind.  Wenn  wir  die  wenigen  Fa- 
milien und  Kreise,  denen  amtliche  Beschäftigungen  auf  dem  Wege  lie- 
gen, ausnehmen,  schlagen  die  Ansichten  des  Engländers  von  Fortkom- 
men im  Leben  eine  durchaus  verschiedene  Richtung  ein,  nämlich  die 
auf  Erfolg  in  Geschäften  oder  in  einer  Fertigkeit.  Er  hat  den  stärksten 
Ekel  gegen  einen  reinen  Krieg  um  Amtssessel  zwischen  politischen  Män- 
nern und  Parteien :  und  es  giebt  wenige  Dinge ,  gegen  welche  er  einen 
grösseren  Widerwillen  hegt,  als  die  Yermehnmg  der  öffentlichen  Stel- 
len, eine  Sache,  die  immer  beliebt  war  bei  den  Schreibstuben  -  regier- 
ten Nationen  des  Festlandes,  welche  lieber  hohe  Abgaben  bezahlen  als 
durch  die  geringste  Herabsetzung  derselben  ihre  persönlichen  Aussich- 
ten für  sich  und  ihre  Anverwandten  auf  eine  Stelle  verringern  und  un- 
ter denen  ein  Schrei  nach  Ersparnissen  niemals  Abschaffung  von  Aem- 
tem  meint,  sondern  Heruntersetzung  derjenigen  Gehalte,  die  so  hoch 
sind,  dass  die  gewöhnlichen  Bürger  keine  Aussicht  haben,  dergleichen 
zu  erlangen. 


§.  8.     DEUTSCHES  VIELREGIEREN. 

Es  lässt  sieh  nicht  bestreiten,    dass  das  Britische  Reich  und  die 
Vereinigten  Staaten  leidlich  gut  regiert  werden,    ohne  dass  dort  Ober« 
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Präsidenten,  Begierungen,  Konsistorieu,  ProvinziaL-SchulkoUegien,  Ober- 
bergämter ,  Landräthe  u.  s.  w.  yon  der  Staatsregierang  bestellt  und  vom 
Staat,  d.  h.  den  Steuerzahlern,  unterhalten  werden.  Femer  wird  sich 
auch  schwerlich  beweisen  lassen,  dass  die  Yölker  in  den  Landern  mit 
der  grÖssten  Eegierungsmaschinerie  die  glücklichsten  und  zufriedensten 
sind.  In  dem  Freussischen  Abg^ordnetenhause  sagte  am  16.  December 
1867  ein  Eegierungskommissar :  „Bei  den  jetzt  yorhandenen  B^gienm- 
gen  ist  die  Anzahl  der  Bäthe  267,  und  ihnen  gegeniLber  stehen  261 
Assessoren.  Dieses  Yerhältniss  scheint  der  Begierung  auf  die  Dauer 
nicht  haltbar,  dass  die  SLälfte  aller  Arbeiten  von  ausseretatsmässigen 
Arbeitern  geleistet  wird,  und  dass  jetzt  ein  Yerwaltungsbeamter ,  der 
eine  verhältnissmässig  sehr  kostspielige  Laufbahn  hinter  sich  hat,  vier- 
zig und  einige  Jahre  alt  werden  muss,  ehe  er  zu  einer  etatsmässigen 
Anstellung  gelangt.  Die  Begierung  glaubt  nicht,  dass  die  Freudigkeit 
bei  der  Arbeit  im  Beamtenstande ,  und  damit  eine  zweckmässige  Erledi* 
gung  der  Geschäfte  gewinnt,  wenn  in  dieser  Weise  mit  der  etatsmässi- 
gen Anstellung  kärglich  yerfGÜiren  wird.  Je  mehr  Sie  etatsmässig  an- 
stellen, desto  weniger  brauchen  Sie  Hilfsarbeiter  zu  haben.  Das  sind 
die  Gründe,  weshalb  die  Staatsregierung  die  mehrgeforderten  Stellen  für 
Schleswig -Holstein  gleich  nach  dem  wirklich  dauernden  Bedüifiiiss  er- 
messen hat,  und  zwar  etwas  höher, ^  als  die  gleichen  Stellen  bei  den 
alten  Begierungen.  Wenn  Sie  mit  der  königlichen  Begierung  der  Mei- 
nung sind,  dass  die  Schreiberei  nicht  die  Hauptsache  ist  bei  den  Be- 
gierungen, so  lassen  Sie  es  bei  zwei  Begierungen  in  Schleswig-Holstein, 
und  wenn  Sie  wollen,  dass  die  einzelnen  Beamten  mit  jenem  klaren 
Kopf  arbeiten  und  mit  jener  Freudigkeit,  die  sie  für  ihren  Beruf  nötbig 
haben,  dann  statten  Sie  diese  beiden  Begierungen  auch  mit  der  nöthigen 
Zahl  yon  Bathsstellen  aus."  Wenn  die  Zahl  der  Behörden  yermehrt 
wird,  so  wird  die  Schreiberei  (S.  5)  im  Ganzen  erfiihrungsmässig 
und  nothwendig  in  noch  höherem  Masse  yermehrt ,  und  wenn  man  auf 
Kosten  des  steuerzahlenden  Yolks  die  Beamtenstellen  deshalb  yermehrt, 
um  die  Laufbahn  der  Beamten  schneller  und  ihre  Einnahmen  grösser 
zu  machen,  so  giebt  es  am  Ende  kaum  eine  Grenze  mehr  für  Yergrös- 
serung  des  Heeres  der  Yerwaltungsbeamten,  des  Heeres  der  Justiz- 
beamten,  des  Heeres  der  Offiziere,  des  Heeres  der  Funktionäre  für  die 
Slriegsmaiine. 

Wohl  keinem  Lande  des  Europäischen  Kontinents  ist  das  Yielregie* 
ren  mehr  eigen,  als  Deutschland  überhaupt.  Denn  hier  gab  es  gegen 
Ende  des  yorigen  Jahrhunderts  etwa  300  staatsähnliche  Gebilde,  und 
der  Deutsche  Bund  hatte  1815  noch  39  Mitglieder.  Die  Zahl  yermin- 
derte  sich  allerdings,  aber  doch  nicht  derart,  daas  das  Deutsche  Yolk 
schon  so  glücklich  wäre,   wie  das  Italienische,   das  Englische  und  das 
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Russische ,  welche  nur  für  je  eine  Begenien  -  Familie  und  nicht  für  den 
Unterhalt  vieler  Höfe  und  der  Ton  diesen  abhängigen  Schaaren  Ton  un- 
produktiven Konsumenten  adligen  und  bürgerlichen  Standes  zu  arbeiten 
und  2U  steuern  haben.  Noch  im  Frühjahr  1 866  konnte  gesagt  werden, 
dass  Deutschland  allein  gegen  150  Minister  und  180  Gesandte  habe  und 
Frankreich  ein  yerhältnissmassig  kleineres  Beamtenheer  wie  Deutschland 
unterhielte  ^}.  Besonders  durch  die  Deutsche  Klein-  und  Mittelstaaterei 
ward  der  Yielregiererei  Vorschub  geleistet.  So  meldete  man  aus  Wies- 
baden yom  29.  April  1 866 :  „Gestern  fand  eine  neun  Stunden  dauernde 
Sitsung  der  Ständeyersammlung  statt,  welche  eigenthümliche  Schlag- 
lichter auf  unsere  Zustände  warf.  Die  Stände  mahnen  immer  dringlicher 
auf  die  Erfüllung  des  Versprechens  der  Beduktion  des  zahllosen  ^^ste- 
henden Heeres  Ton  Beamten",  welches  Versprechen  die  Begierung  1859 
in  feierlichster  und  bindendster  Form  gegeben  hat,  um  Ton  dem  Land- 
tage eine  allgemeine  bedeutende  Aufbesserung  sämmtlicher  Staatsdiener- 
Gehälter  zu  erzielen.  Sie  erreichte  damals  auch  dieses  Ziel ,  hat  aber 
in  den  seitdem  yerflossenen  sieben  Jahren,  statt  der  übernommenen 
Verpflichtung  zu  genügen,  die  Zahl  der  Beamten  —  namentlich  unter 
Werren  —  noch  bedeutend  erhöht  Unter  Berufung  auf  diesen  Sach- 
yerhalt  warf  der  Abgeordnete  Braun  der  Begierung  „Vertragsbruch'^ 
▼or,  gegen  welchen  die  Stände  die  geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen 
hätten..  Nach  seiner  Darstellung  betragen,  abgesehen  yon  den  in  dem 
Einnahme-Etat  unter  dem  Titel  „Erhebungskosten''  yerrechneten  Posten, 
femer  yon  den  Pensionen  und  Buhegehalten ,  yon  den  Kosten  der  Uni- 
formirung  für  Subalterne  etc.  etc.,  allein  die  regelmässigen  Gehälter 
der  aktiyen  Ciyilbeamten  in  Nassau  stark  über  eine  Million  Gulden ,  so 
dass  bei  460,000  Einwohnern  auf  den  Kopf  der  Beyölkerung  beinahe 
zwei  und  ein  halber  Gulden  Kosten  för  das  stehende  Heer  d6r  Beamten 
kommen.  Nach  der  yon  der  Begierung  als  richtig  zugegebenen  Angabe 
des  yon  dem  Abgeordneten  Born  erstatteten  Ausschuss  -  Berichtes  bezie- 
hen sämmtüche  Polizei-Beamte  in  Wiesbaden,  neben  d^m  regelmässigen 
Gehalte  aus  der  Staatskasse,  alljährlich  bedeutende  Summen  aus  den 
Mitteln  der  Spielhöllen ,  wonach  es  denn  erklärlich  sei ,  dass  sie  die 
Zwecke  der  Spielgesellschaft  nach  Kräften  zu  fördern  suchten.  Die 
Stände  ersuchten  dringlichst  die  Begierung  um  Beseitigung  dieser  und 
einer  grossen  Beihe  sonstiger  Missstände.  Ob's  wohl  etwas  helfen 
wird?"  —  Und  aus  Thüringen  wurde  am  21.  September  1867  geschrie- 
ben: „Das  Grossherzogthum  Sachsen- Weimar  mit  280,000  Einwohnern 
hat  ein  Ministerium  yon  yier  Wirklichen  Geheimenräthen  und  einen 
Hofstaat  yon  elf  höheren  Hofchargen ,  darunter  über  \  Dutzend  Excel- 
lenzen. Das  Herzogthum  Sachsen-Altenburg  mit  140,000  Einwohnern 
1)   W.  Keüner,  Handbuch  der  StaaUkunde.  1866.  8.  81.  82. 
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hat  im  Ministerium  drei  Wirkliche  Geheimeuräthe  und  einen  Hoüstaat 
▼on  sechs  höchsten  Hofchargen.  Sachsen  -  Meiningen  mit  178,000  Ein> 
wohnern  hat  im  Ministeriam  vier  Wirkliche  Geheimenräthe  und  fünf 
höhere  Hofchargen.  Herzogthum  Sachsen- Coburg- Gotha  mit  164,000 
Einwohnern  im  Ministerium  drei  Geh.  Staatsräthe  und  fünf  Geh.  Regie- 
rungsräthe  und  einen  Hofstaat  von  neun  höchsten  Hofchargen.  Försten- 
thum  Schwarzburg -Eudolstadt  mit  72,000  Einwohnern  sogar  ein  Mini* 
sterium  yon  vier  Wirklichen  Geheimenräthen  und  Staatsräthen  und  einen 
Hofstaat  von  einer  Person,  was  auch  ToUkommen  genügend  und  den  an- 
deren Kleinstaaten  zur  Nachahmung  anzuempfehlen  sein  dürfte.  Schwarz- 
burg-Sondershausen mit  68,000  Einwohnern  ein  Ministerium  von  drei 
Geheimenräthen  und  Staatsräthen  und  einen  Hofstaat  Ton  vier  höchsten 
Hofchargen.  Fürstenthum  Reufis- Greiz  mit  43,000  Einwohnern  ein 
Ministerium  von  zwei  Wirklichen  Mitgliedern  und  einen  Hofstaat  Ton 
drei  höchsten  Chargen.  Fürstenthum  Beuas-Schleiz- Lobenstein  mit 
84,000  Einwohnern  ein  Ministerium  von  drei  Geheimenräthen  und  lobensr 
werther  Weise  ebenfalls  nur  einen  höheren  Hofbeamten.  Man  sieht, 
es  kommen  bei  allen  diesen  acht  thüringischen  Kleinstaaten,  die  zusam- 
men noch  keine  Million  Einwohner  haben,  immerhin  schon  einige 
Dutzend  Excellenzen  herauB,  und  wenn  man  deren  Zahl  allmälig  bedeu- 
tend reduciren  würde,  so  dürfte  es  für  die  Gesammtheit  wohl  kein  allzu 
grosser  Nachtheil  sein.  Wahrscheinlich  wird  dies  und  wohl  noch  manche 
andere  Veränderungen  eine  nothgedrungene  Folge  des  Eintrittes  in  den 
Norddeutschen  Bund  sein." 

Auch  in  Freussen  giebt  es  mehr  Beamte  als  nothwendig  ist,  wenn 
ihre  Anzahl  in  früheren  Zeiten  verhältnissmässig  auch  noch  grösser  ge- 
wesen sein  mag,  da  1807  aus  dem  Herzogthum  Warschau  Yon  der 
Sächsischeil  Regierung  über  7000  ehemals  PreussiBohe  Beamten  mit 
ihren  Familien  erbarmungslos  haben  fortgejagt  werden  können  ^).  Nach 
dem  Publikandum  vom  16.  December  1808  (S.  6)  sollten  nur  fünf 
Ministerien  —  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Auswärtigen,  des  Krieges, 
der  Justiz  —  sein.  Dem  Ministerium  des  Innern  fielen  auch  die  Ge- 
schäfte zu ,  welche  jetzt  von  den  drei  besonderen  Ministerien  der  geist- 
lichen, Unterrichts-  und  Medicinal- Angelegenheiten,  für  Handel,  Ge* 
werbe  und  Öffentliche  Arbeiten,  und  fiir  landwirthschafÜiche  Angelegen« 
heiten  ressortiren.  Eine  Vermehrung  der  Ministor  ist  der  Sparsam- 
keit nicht  forderlich,  sondern  führt  unvermeidlich  zu  einer  Yermehrung 
der  Staatsausgaben.  Im  Jahre  1842  waren  nicht  weniger  als  vierzehn 
Minister,  in  den  Jahren  1858  bis  1861  zehn  und  seit  1862  besteht  das 
Staatsmuiisterium  aus  acht  Ministem  ').     Dass  es  viel  entbehrliche  Be- 

1)  TVrte,  Leben  Steiii's.  Bd.  II.  S.  91. 

2)  Die  Vereinigten  Staaten  haben  weder  ein  Kultoftministerium ,    noch   ein  Mi- 
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amten  giebt,  lädst  sich  schon  daraus  eutuehmen ,  dass  alle  Jahre,  na- 
mentlich in  der  angenehmen  Jahreszeit,  ziemlich  yiele  Beamte,  und 
nicht  etwa  bloss  unbesoldete,  sondern  auch  hochbesoldete  yerreisen  und 
also  durch  andere  vertreten  werden  können,  und  dass  1866,  1870  und 
1871  sehr  yiele  Ciyilbeamten  als  Militärs  dienten,  ohne  dass  dadurch  die 
Justiz  oder  die  Verwaltung  ins  Stocken  gerathen  wäre.  Auch  konnten 
die  Beamten ,  welche  im  Abgeordnetenhause ,  im  Herrenhause  und  im 
Reichstag  sassen ,  in  ihren  Aemtem  immer  yertreten  werden.  Im  Ab- 
geordnetenhaus allein  waren  unter  den  Mitgliedern  desselben  in  den 
Jahren  1849  und  1864  bis  1866  zwar  weniger  als  30-^  Beamte,  in  man- 
chen Jahren  aber  auch  mehr  als  40  ^.  Wie  mächtig  daher  das  Beamten- 
interesse im  Abgeordnetenhause  ist,  beweist,  dass  am  30.  Januar  1871 
der  Antrag  Hagen's,  betreffend  die  Aufhebung  der  Bevorzugungen  von 
Beamten  u.  s.  w.  hinsichtlich  ihrer  Theilnahme  an  den  Kommunal-, 
Kreis-  und  ähnlichen  Abgaben,  nicht  durchzubringen  war.  TJebrigens 
sind  in  Preussen  die  Gehälter  der  Beamten,  zumal  der  höhereu  Civil- 
beamten  und  Militärs,  m.  E.  gar  nicht  zu  niedrig;  sonst  müsste  sich 
dies  ja  durch  einen  Mangel  an  Bewerbern  zeigen!  Wenn  aber  auch 
ein  solcher  Mangel  bewiese ,  dass  die  amtlichen  rechtmässigen  Einnah- 
men gewisser  Beamten  wirklich  zu  gering  sind,  so  sollten  ihre  Ausgaben 
doch  nicht  auf  Kosten  der  Gemeinden  oder  Kreise  vermindert  sein.  Die 
in  Bede  stehenden  Steuerbevorzugungen  sind  einem  Almosen  zu  ver- 
gleichen, welches  den  Beamten  von  den  Nichtbeamten  gereicht  wird. 
Je  weniger  Steuern  den  Beamten  abverlangt  werden,  um  desto  mehr 
müssen  nothwendig  die  Nichtbeamton  zahlen.  Es  gab  im  Freussischen 
Staate,  welcher  1849  16,331,187,  1852  16,935,420,  1855  17,202,831, 
1858  17,739,913  und  1861  18,491,220  Einwohner  hatte,  abgesehen 
von  den  Kommunalbeamten,  Givilbeamten  in  Staatsdiensten,  mit  Aus- 
nahme des  geistlichen.  Lehr-,  ärztlichen  und  wundärztlichen  Personals, 
bei  der  Justiz  und  bei  der  Yerwaltung  zusammen  1849  39,186,  1852 
45,614,  1855  49,407,  1858  53,228  und  1861  64,031,  woraus  sich  er- 
giebt,  dass  die  Beamten  stärker  zugenommen  haben,  als  die  Bevölkerung 
überhaupt.  Es  war  das  Yerhältniss  der  Vermehrung  bei  den 
Menschen  überhaupt  wie  1000  —  1024  —  1053  —  1086  —  1132 
bei  den  Beamten  wie  1000  —  1164  —  1261  —  1358  —  1634. 
Für  spätere  Jahre  habe  ich  entsprechende  Zahlen  nicht  erhalten ,  aber 
auch  keinen  Ghnind  fbden  können,  um  anzunehmen,  dass  ein  anderes 
und  günstigeres  Yerhältniss  eingetreten  wäre. 


nisteriam  des  Unterrichts,  des  Handels,  des  Ackerbaues  oder  der  öffentlichen  Arbei- 
ten ,  und  für  Frankreich  wollte  Bastiat  (S.  80)  die  Ahtchaffung  der  Budgets  des 
öffentlichen  Unterrichts,  des  Kultus,  der  Landwirthschaft  und  des  Handels. 
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In  der  Sitzung  vom  13.  Januar  1B6B  äusserte  der  Abgeordnete 
Twesten  (f  1870):  dass  es  im  Preussischen  Staat  nicht  mehr  möglich 
sein  wird,  eine  auskömmliche  Stellung  der  Beamten,  namentlich  auch 
in  der  Justiz  herbeizufuhren,  wenn  man  fortfahrt,  die  Stellen  in  der 
Weise  zu  yermehren ,  wie  es  in  der  letzten  Zeit  geschehen  ist.  „Es  ist 
nicht  möglich,  einer  so  enormen  Zahl  von  Beamten  ein  ausreichen« 
des  Einkommen  zu  gewähren  und  das  Wesentliche,  worauf  hingewirkt 
werden  muss,  ist  die  Herabminderung  der  Beamtenstellen.  Das  eine 
scheint  mir  bei  jeder  neuen  Gerichtsorganisation  eintreten  zu  müssen. 
Es  würde  auch  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  eine  bedeutende  Be- 
schränkung der  Appellationsgerichte  eintreten  können  und  darauf  sind 
auch  früher  in  diesem  Hause  wiederholte  Anträge  gestellt.  Hierbei 
können  wir  auf  Hannover  hinweisen.  In  Hannover  ist  ein  Appellations- 
gericht; für  jede  Provinz  des  alten  Staats  würde  auch  ein  AppeUations- 
gericht  ausreichend  sein,  wenn  man  namentlich  die  Eriminalsachen 
zweiter  Instanz  an  die  Ereisgerichte  überträgt.  Bei  den  Gerichten 
erster  Instanz  würde  aber,  wenn  die  nicht  richterlichen  Geschäfte  von 
den  wirklich  richterlichen  getrennt  würden  und  auf  der  andern  Sejte 
eine  Erhöhung  der  Summen  stattfindet,  für  welche  die  Kompetenz  der 
Einzelrichter  eintritt,  eine  erhebliche  Yerminderung  des  Richterperso- 
nals herbeizuführen  sein.  Da  wird  besonders  auf  die  Organisation  der 
Gerichte  in  der  Rheinprovinz  hinzuweisen  sein.  Wenn  dort  auf  i  1  bis 
12,000  Einwohner  ein  richterlicher  Beamter  kommt,  so  ist  es  gewiss, 
dass  auch  in  den  übrigen  Provinzen  einschliesslich  Hannovers  künftig 
eine  weit  geringere  Zahl  von  richterlichen  Beamten,  als  bis  jetzt  vor- 
handen ist,  ausreichend  sein  wird.  Der  Herr  Justizminister  hat  uns 
eine  neue  Gerichtsorganisation  für  die  nächste  Zeit  in  Aussicht  gestellt, 
wir  dürfen  erwarten ,  dass  eine  solche  in  3  —  4  Jahren  eintreten  wird ; 
bis  dahin  werden  die  Beamten,  die  so  lange  eine  unzukömmliche  Stel- 
lung sich  haben  gefallen  lassen  müssen ,  sich  bescheiden  müssen ,  dass 
auch  ihren  gerechten  Ansprüchen  nicht  vollständig  Rechnung  getragen 
werden  kann.  Am  Rhein  ist  es  vor  Allem  durch  die  freie  Advokatur 
und  die  dadurch  hervorgerufene  geringere  Arbeit  der  Gerichte  ermöglicht» 
die  richterlichen  Behörden  und  Beamten  auf  ein  im  Yergleich  mit  den 
übrigen  Provinzen  sehr  geringes  Mass  zurückzufuhren;  die  freie  Advo- 
katur wird  auch  bei  uns  das  Hauptmittel  sein,  die  Gerichte  zu  entlasten 
und  die  Zahl  der  richterlichen  Beamtenstellen  zu  vermindern.  Es  wird 
nicht  möglich  sein,  eine  ausreichende  Verbesserung  aller  unzulänglichen 
Gehälter  eintreten  zu  lassen,  so  lange  wir  mit  einer  so  ungeheuren 
Armee  von  Richtern  und  anderen  Justizbeamten  zu  thun  haben.''  Wie 
viele  Richter  und  Subaltembeamten  müssen  schon  bei  den  Stadtge- 
richten in  Berlin,   Breslau,   Königsberg  u.  s.  w.   und  bei   den  Kreis- 
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gerichten  Tom  1.  Juli  1870  ab,   wo  die  Grossjahrigkeit  nicht  mehr  mit 
24,  sondern  schon  mit  21  Jahren  beginnt,  entbehrlich  geworden  sein! 

Femer  sagte  der  Abgeordnete  y.  Werdek  am  28.  ej.,  er  habe  in 
den  AuslasBongen  des  Regiemngskommissars  vergeblich  eine  Erklärung 
erwartet,  weshalb  eine  so  ungeheure  Yermehrung  der  Beamten  bei  der 
Verwaltung  der  indirekten  Steuern  nothwendig  geworden  sei.  „Es  sind 
nämlich  ganz  ausser  YerhSltniss  mit  der  Zahl  der  Einwohner  in  den 
neuen  Provinzen  hinzugetreten  drei  Proyinzial -Steuerdirektoren.  Bis- 
her waren  für  19  Millionen  Freussen  8  Proyinzial -Steuerdirektoren  für 
genügend  erachtet;  zur  Verwaltung  der  Interessen  einer  Bevölkerung 
von  3  Millionen  sind  3  Froyinzial-Steuerdirektoren  für  nöthig  befunden. 
Ebenso  liegt  die  Sache  in  den  unteren  Kegionen;  es  ist  bisher  die  Ein- 
nahme der  indirekten  Steuerpartie  im  Innern  des  Landes  yon  1600  Un- 
tersteuerbeamten besorgt.  Es  sind  hinzugetreten  vierhundert  und  einige 
faafzig  neue,  das  macht  pro  MiUion  Einwohner  gegen  120;  in  den 
alten  Froyinzen  besorgen  80  Steuerau&eher  diese  Angelegenheit.  Wenn 
man  nun  von  den  Einnahmen  der  indirekten  Steuern  die  Zölle  und  die 
Stempelabgaben  abzieht,  so  bleiben  überhaupt  für  die  neuen  Froyinzen 
an  indirekten  Steuern  nur  etwas  über  2  Millionen  Einnahmen  und  das 
macht,  dass  ein  Steuerbeamter  nothwendig  ist,  um  in  den  neuen 
Froyinzen  5400  Thlr.  einzuziehen.  In  den  alten  Froyinzen  zieht  er 
13,000  Thlr.  ein.  Ich  kann  daher  nur  den  Wunsch  aussprechen,  dass 
in  der  Folge  auch  darauf  Bedacht  genommen  werden  möge,  diese  Schaar 
yon  Beamten  zu  yermindem."  Hunderte  von  Steuerbeamten  würden 
noch  entbehrlich  werden,  wenn  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  aufgeho- 
ben und  mit  der  Schutzzöllnerei  endlich  ganz  gebrochen  würde. 

Nach  meinen  Wahrnehmungen  im  Osten  und  im  Westen  (wäh- 
rend der  vierzig  Jahre,  die  ich  in  sechs  verschiedenen  Begierungen 
sass)  ist  bei  den  Begierungen  (und  yielleicht  auch  bei  den  Appellations- 
gerichtshöfen) die  Zahl  der  Mitglieder,  Subaltern-  und  Unterbeamten 
grösser  als  nöthig  ist.  Man  könnte  daher  bei  denselben  die  Zahl  der 
Beamten  z.  B.  um  20  ^  und  den  Gesammtbetrag  ihrer  Besoldungen  um 
10^  vermindern.  Durch  solche  Massregel  würde  die  Staatskasse  sparen, 
während  die  bleibenden  Beamten  für  mehr  Gehalt  nur  etwas  stärker  zu 
arbeiten  hätten,  „ —  dann  Wir  sie  dayor  bezahlen,  dass  sie  arbeiten 
soUen"  —  sagte  Friedlich  Wilhelm  I  am  20.  December  1722  in  seiner 
Instruktion  für  das  Generaldirektorium.  Anzunehmen,  dass  die  Beamten 
bei  andern  Verwaltungsbehörden  im  Durchschnitt  angestrengter  zu  ar- 
beiten hätten,  als  bei  den  Regierungen,  habe  ich  durchaus  keinen  Grund, 
und  sehe  daher  nicht  ein,  weshalb  nicht  auch  das  Beamtenpersonal  der 
Ministerien,  der  übrigen  Provinzial-  und  Bezirksverwaltungsbehörden, 
so   wie  der  Kreis-  und  Lokalverwaltung  vermindert  werden    könnte. 
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Freilich  könnte  vielleicht  eine  solche  BeamtenTerminderong  Klagen  ein- 
zelner Beamten  wegen  Geschäftsüberbürdung  hervorrufen.  Aber  die- 
jenigen, welche  über  zu  grosse  Arbeitslast  am  meisten  zu  klagen  pfle- 
gen, sind  nach  meiner  Erfahrung  nicht  eben  die  tüchtigsten  Beamten. 
Ermittelungen,  „ob  nicht  und  zwar  vorzüglich  durch  Verminderung 
der  Behörden  und  Beamten,  oder  sonst  bei  den  Militär-  und  Givil-Yer- 
waltungszweigen'^  noch  Ersparnisse  gemacht  werden  können,  hatte 
übrigens  schon  Friedrich  Wilhelm  III  am  17.  Januar  1820  dem  Staats- 
ministerium anbefohlen.  Die  Zalil  und  MannigMtigkeit  der  Behörden 
ist  aber  nur  grösser  geworden,  üeberhaupt  hat  die  Preussische  Ver- 
waltung seit  Steines  "Wirken  eine  wesentliche  Verbesserung  oder  auch  nur 
eine  erhebliche  Vereinfachung  nicht  erfahren.  Die  Abschaffung  der 
Begieruugen  unter  Beibehaltung  der  Oberpräsidenten  und  eine  starke 
Verminderung  der  Zahl  der  Landräthe  ist  von  mir  schon  vor  Jahren 
vorgeschlagen  worden^).  Mit  sehr  grosser  Majorität  beschloss  das  Ab- 
geordnetenhaus am  20.  Januar  1868:  die  königliche  Staatsregierung 
zur  Vereinfachung  der  Lokal -Verwaltungsstellen  im  Regierungsbezirke 
Wiesbaden  und  zur  Verminderung  des  Personals  und  der  Kosten  daför 
au£sufordern ;  ferner  die  Erwartung  auszusprechen,  die  königliche  Staats- 
regierung werde  dafür  Sorge  tragen,  dass  durch  Verminderung  der  Zahl 
der  Staatsbeamten  in  der  Provinz  Hannover  die  Kosten  der  Verwaltung 
derselben  allmaUg  verringert  werden.  Diese  Beschlüsse  wurden  am 
1 5.  Februar  wiederholt ,  und  ferner  beschlossen :  die  königliche  Staats- 
regierung aufzufordern,  eine  vollständige  Reorganisation  der  gesammten 
innem  Verwaltung,  insoweit  sie  gegenwärtig  zum  Geschäftskreise  der 
Regierungen  gehört,  in  XJebereinstimmung  mit  den  für  die  neue  Ord- 
nung der  Gemeinde  - ,  Kreis  -  und  Provinzialordnungen  zu  erlassenden 
und  bereits  theilweise    in   Aussicht  gestellten  Gesetzen   baldmögUchst 


1)  Ueber  Verwaltnns^reformen ,  in  den  Deutschen  Jahrbüchern.  1862.  S.  29. 
B7  —  43.  In  Bezug  auf  die  Landrftthe  sagte  der  Abgeordnete  von  Bockum-Dolffs 
am  18.  Januar  1868:  „Es  erschien  das  Disciplinargesetz,  und  der  damalige  Minister 
▼.  Westphalen  handhabte  dasselbe  nach  dem  Princip:  Wer  nicht  für  mich  ist,  der 
ist  wider  mich.  Es  war  bedauerlich  zu  sehen ,  wie  auf  das  gegebene  Zeichen  des 
Herrn  Ministers  auf  diesen  B&nken  70  Landräthe  emporschiessen  mussten,  sobald 
es  der  Wille  des  Ministers  verlangte.  Der  Landrath,  der  in  seinem  Kreise  einen 
nicht  konservativen  Abgeordneten  hervorgehen  sah,  oder  der,  wenn  ein  solcher  sich 
nicht  fand,  nicht  selbst  gewählt  worden  war,  hatte  sich  dadurch  das  entschiedenste 
Misstrauensvotum  gegeben;  man  nahm  an,  er  habe  nicht  den  nSthigen  Einfluss  in 
seinem  Kreise,  und  seine  Leistungen  wurden  von  hier  aus  sehr  ungern  wahrgenom- 
men. Diese  Zustände  haben  sich  nicht  geändert;  noch  jetzt  schwebt  das  Schwert 
des  Damokles  über  dem  Haupte  des  Landraths  in  der  Gestalt  der  Disciplinar- 
Untersuchung ,  und  genugsam  sehen  wir  namentlich  in  den  Provinzen,  in  welchen 
die  Bureaukratie  mehr  als  in  anderen  besteht  und  herrscht,  dass  gerade  von  dort 
aus   die  häufigsten  Anlässe   zu  Wahlprotesten   und   zu   Vemichtungen   Ton   Wahlen 
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herbeunoföhren  und  in  der  nächsten  Sitzungsperiode  des  Landtages  die 
desfallfligen  Gesetze  yorzulegen.'  Am  Tage  vorher  waren  die  Ausgaben 
fiir  die  Verwaltung  von  Schleswig -Holstein  zur  Berathung  gekommen. 
Für  dies  Land,  für  welches  schon  eine  besondere  Proyinzialsteuerdirek- 
tion  eingerichtet  war»  und  wo  überdies  die  Domänen  und  Forsten  un- 
erheblich sind  —  welches  kleiner  ist  und  weniger  Einwohner  hat,  als 
eine  der  acht  alten  Provinzen,  auch  kleiner  ist  als  die  Begierungsbezirke 
Königsberg,  Marienwerder,  Potsdam,  Frankfurt,  und  noch  nicht  eine 
Million  Einwohner  hat,  also  weniger  als  die  Regierungsbezirke  Königs- 
berg, Potsdam,  Frankfurt,  Breslau,  Oppeln,  Düsseldorf  —  wollte  die 
Staatsregierung  nicht  bloss  einen  besondem  Oberpräsidenten  anstellen, 
sondern  daneben  auch  noch  zwei  Regierungen  mit  je  drei  Abtheilungen 
einrichten.  Bei  dieser  Gelegenheit  sagte  Twesten:  „Ich  gehe  von  dem 
Grundsätze  aus,  dass  es  sowohl  für  das  Land,  wie  für  dier betreffenden 
Beamten,  wie  für  das  Ministerium  des  Linem  ein  Yortheil  ist,  bereits 
eine  definitive  Bewilligung  zu  haben,  damit  nicht  die  ganze  Organisation 
noch  weiter  im  Ungewissen  bleibe.  Ich  meine  aber,  dass  wir  daran 
festhalten  müssen,  bei  einer  definitiven  Bewilligung  auf  keinen  Fall  zu- 
zugeben, dass  die  Menge  der  Beamten  und  Behörden  noch  über  das  ge- 
wöhnliche Mass  hinauswachse.  Das  ist  in  der  That  nicht  bloss  eine 
Frage  des  Geldes  und  eine  Frage  der  erhöhten  Patronage  für  die  Re- 
gierung, sondern  es  ist  auch  eine  Frage  der  staatlichen  Organisation 
überhaupt,  dass  nicht  durch  die  vermehrte  Zahl  der  Behörden  und  Be- 
amtenstellen  die  Schreiberei  und  das  System  der  Einmischung  noch 
weiter  wachse.  Dem  entgegenzutreten  ist  die  erste  Bedingung  für  eine 
neue  Yerwaltungsorganisation  in  unserem  Staate.''  Das  Abgeordneten- 
haus beschloss :  zu  erklären,  daas  fax  die  Herzogthümer  Holstein  und 
Schleswig  nur  eine  gemeinschaftliche  Regierung  zu  errichten,   und  die 


erfolgen.  Nach  meinem  Dafürhalten  muss  der  Landrath  ein  'selbstständiger  Beamter 
sein,  nnd  noch  obendrein,  tirie  uns  schon  der  Abgeordnete  für  Minden  auseinander- 
gesetzt hat,  das  Landrathsamt  muss  ein  Ehrenamt  sein,  bei  welchem  das  Gehalt 
Nebensache  bleibt.  Uns  hat  zwar  der  Herr  Minister  des  Innern  noch  gestern  ge- 
sagt, dass  er  die  Berechtigung  der  liberalen  Parteien  anerkenne,  indess,  die  Regie- 
rung thut  Alles,  um  deren  Wahl  zu  hintertreiben  und  nirgends  es  zu  einer  solchen 
kommen  zu  lassen.  Sehen  Sie,  wie  schon  unter  Herrn  v.  Westphalen,  so  bestehen 
auch  noch  jetzt  die  schreiendsten  Widersprüche,  und  ehe  diese  nicht  beseitigt  sind, 
eher  fühle  ich  mich  nicht  veranlasst,  das  Gehalt  des  Landratbs  zu  erhöhen  und 
dadurch  jungen  M&nnem  Anreiz  zu  geben,  sich  in  ein  Amt  zu  drftngen,  welches 
sie  sonst  wohl  nicht  wählen  würden.  Wenn  der  Herr  Minister  des  Innern  bezwei- 
felt, dass  sich  noch  Leute  zu  einem  solchen  Amte  als  Ehrenamt  freiwillig  finden 
würden,  so  muss  ich  ihm  entschieden  widersprechen.  Mag  nur  der  Landrath  als  ein 
Ehrenmann  behand^t  werden,  so  werden  sich  stets  noch  Mfinner  finden,  die  es  sich 
zum  Böhme  anrechnen,  Qeimeinnfitzigkeit  für  das  Vaterland  an  den  Tag  zu  legen 
und  in  diesem  Ehrenumt  wirksam  au  sein.** 
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königliche  Staatsregierang  aufziif ordern,  in  der  nächsten  Session  und 
spätestens  gleichzeitig  mit  der  Vorlage  des  Budgets  fär  das  Jahr  1 869 
eine  Vorlage  üher  die  Organisation  der  höheren  Verwaltangshehörden 
in  den  Provinzen  Hannover  und  Schleswig -Holstein  dem  Landtage  zu 
machen.  —  Uehrigens  wäre  ein  in  Altona  wohnender  Oberpräsident, 
oder  Eine  Regierung  ebendaselbst,  die,  wie  die  Regierungen  in  Potsdam 
und  Frankfurt  a.  d.  0.,  füglich  auch  die  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  besorgen  könnte,  für  die  Verwaltung  von  Holstein  und  Schles- 
wig, sowie  auch  für  Lauenburg,  welches  für  Einen  landräthlichen  Kreis 
nicht  zu  gross  wäre ,  ausreichend.  Nicht  Kiel  oder  gar  Schleswig  ist 
die  wirkliche  Hauptstadt  dieser  drei  Länder,  sondern  Hamburg -Altena^ 
von  welcher  Einen  Stadt  nur  der  kleinere,  Altona  heissende,  Theil 
Preussisch  geworden  ist. 

Am  4.  December  1868  beschloss  nun  das  Abgeordnetenhaus:  die 
königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  eine  vollständige  Reorganisation 
der  gesammten  inneren  Verwaltung,  insoweit  sie  gegenwärtig  zum  Ge- 
Bchäfbskreis  der  Regierungen  gehört,  in  üebereinstimmung  mit  den  för 
eine  neue  Ordnung  der  Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinzial  -  Verfassungen 
zu  erlassenden  und  bereits  theilweise  in  Aussicht  gestellten  Gesetzen 
baldmöglichst  herbeizuführen  und  in  der  nächsten  Sitzungsperiode  des 
Landtages  die  desfaUsigen  Gesetze  vorzulegen.  —  Noch  immer  hat 
der  dermalige  Minister  des  Linem  Gr.  Eulenburg  nicht  bewiesen,  dass 
er  das  hierzu  erforderliche  organisatorische  Talent  besitzt  und  den 
Preussischen  Staatmännem  von  1 808  zu  vergleichen  ist,  welche  damals 
ohne  jahrelange  Vorbereitungen  die  Verwaltung  zvl  organisiren,  auch 
eine  Städteordnung,  besser  als  alle  späteren,  die  sich  in  Krieg  und 
Frieden  bewährt  hat,  zu  schaffen  verstanden. 

Von  grossem  Segen  für  das  Gemeinwesen  würde  es  femer  sein, 
wenn  die  Regierung  endlich  genöthigt  würde,  die  schon  1808  und  1820 
zur  Befriedigung  der  Staatsgläubiger  befohlene  Veräusserung  nicht  bloss 
der  Domänen,  sondern  auch  der  Forsten  vollständig  auszuführen,  sowie 
die  vielen  industriellen  Unternehmungen  und  Speculationen,  welche  die 
Minister  für  Staatsrechnung,  d.  h.  auf  Gefahr  der  Steuerzahler,  betreiben 
und  betreiben  lassen  —  in  Eisenbahn-,  Bank-,  Seehandlungs -  nebst 
Müllerei-,  Fabrik-  und  Pfandleih-,  Berg-  und  Salzwerks-,  Hütten-, 
Eisengiesserei-,  Porzellan-  und  Druckereigeschäften  u.  s.  w.  —  sämmtlich 
aufzugeben  und  das  darin  steckende  sehr  bedeutende  Kapital  durch 
schleunige  Veräusserungen  zur  Abtragung  von  Staatsschulden,  deren 
Gesammtbetrag  in  den  letzten  beiden  Decennien  keineswegs  kleiner, 
sondern  viel  grösser  geworden  ist,  zu  verwenden  —  was  eine  dauernde 
erhebliche  Verminderung  der  Staatsausgaben  herbeiführen  würde,  die 
ohne  allen  Zweifel  viel  nützlicher  ist,    als  eine  Vermehrung  der  Staats- 


§.  8.     DEUTSCHES  VIELBEGIEBEK.  97 

einnahnien.  Hierdurch  würden  Tausende  von  Staatsbeamten  entbehr- 
lich werden.  Je  weniger  Regierungs-Gewerbebetrieb ,  desto  mehr  Pri- 
vat-Gewerbebetrieb ,  und  je  weniger  Beamten  und .  SLriegsleute  oder 
Steuerverzehrer,  desto  mehr  Steuerzahler  —  und  unabhängige  Wähler, 
und  das  ist  gewiss  ein  Punkt  von  grösster  Bedeutung  in  Preussen ,  wel- 
ches seit  dem  Jahre  1850  aufgehört  hat,  eine  absolute  Monarchie  zu  sein ; 
in  der  seitdem  yerflossenen  Zeit  haben  zwei  Könige,  zwar  noch  immer 
nicht  die  grossjährigen  Prinzen  des  königlichen  Hauses  als  Herrenhaus- 
Mitglieder,  aber  doch  in  jedem  Jahre  Tausende  yon  Beamten  und  seit 
dem  1.  Oktober  1867  fernere  Tausende  in  den  1866  erworbenen  neuen 
Ländern  den  Eid  auf  die  Verfassung  geschworen.  Wenn  schon  in  Eng- 
land, wo  die  Regierung  doch  yerhältnissmässig  wenig  Beamte  anzustellen 
hat,  über  das  Unwesen  der  Patronage  geklagt  wird,  so  wird  zu  solchen 
Klagen  in  Preussen  immer  um  so  mehr  Grund  sein,  je  weniger  das  Ab- 
geordnetenhaus die  Staatsregierung  hindert,  die  seitherige  Zahl  der  Be- 
hörden und  Beamten,  Hülfsarbeiter,  Hülfsrichter  u.  s.  w.  mit  Gehalt, 
Wartegeld,  Diäten,  Bemuneration  u.  s.  w.  beizubehalten  oder  gar  noch 
zu  vermehren. 

Ist  nun  aber  irgend  ein  Staatsamt  nicht  mehr  zeitgemäss  oder  noth- 
wendig,  so  sollte  es  sogleich,  und  nicht  etwa  erst  mit  dem  Tode  oder 
der  Invalidität  des  Inhabers  abgeschafft  werden.  Der  Inhaber  darf  je- 
doch deshalb  nicht  brotlos  gemacht  werden.  Die  geringen  Wartegelder, 
welche  die  K.-0.  vom  14.  Juni  und  24.  Oktober  1848  entbehrlich  wer- 
denden Beamten  in  Aussicht  stellen,  erschweren  die  Abschaffung  un- 
nützer Stellen  und  somit  gründliche  Beformen  ausserordentlich.  Verliert 
ein  Beamter,  auf  dem  kein  Makel  haftet,  lediglich  deshalb  sein  Amt, 
weil  dasselbe  als  entbehrlich  erkannt  wird,  so  sollte  ihm  bis  zu  seinem 
Tode  eine  ausreichende  Leibrente  als  Pension  gewährt  werden,  oder 
auch  ein  Kapital.  Manchem  wird  der  Bezug  einer  Pension  weniger 
wünschenswerth  sein,  als  der  Emp£Eing  eines  nach  Massgabe  seiner 
wahrscheinlichen  Lebensdauer  berechneten  Kapitals,  und  die  Staatskasse 
zahlt  in  der  That  gleich  viel,  ob  sie  jährlich  eine  Leibrente  oder  einmal 
ein  dieser  entsprechendes  Kapital  zahlt.  Zur  Berechnung  der  wahr- 
scheinlichen Lebensdauer  müssen  sich  die  Grundlagen  in  den  Erfahrun- 
gen der  Civil-  und  Miütärwittwenkassen  finden  lassen  ^).     Uebrigens 


1)  Nach  dem  Pensionskommutationsgesetz  der  Englischen  Flotte  von  1869 
kann  jeder  Pensionfir  sich  an  Stelle  der  Pension  ein  gewisses  festgesetates  Kapital 
auszahlen  lassen.  Für  jedes  £  z.B.,  welches  Jemand  als  Pension  bezieht ,  kann 
er  als  Kapital  erhalten:  im  14.  Lebensjahre  14  £.  17  s.  (etwa  100  Thlr.);  im 
40.  Lebensjahre  13  £.  7  s.  9  d. ;  im  50.  Lebensjahre  11  £.  9  s.;  im  60.  9  £.  8  s. 
11  d.;  im  66.  7  £.  17  s.  11  d.  Darüber  hinaus  wird  kein  Kapital  mehr  ausge- 
zahlt. 

Ber^iaB.  FinanzwissonBch.    2.  Aufl.  ^ 
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liegt  in  der  Gewährong  einer  guten  Pension  durchaus  keine  Begünsti- 
gung för  den  seitherigen  Inhaber  einer  entbehrlichen  Stelle ,  da  üun  ja 
jede  Aussicht,  künftig  einmal  in  Folge  yon  Anciennität,  Verdienst  oder 
Berorzugung  ein  höheres  Amtseinkommen  z\x  erlangen,  genommen 
wird,  er  auch  selten  noch  im  Stande  ist,  einen  andern  Lebensberuf  zu 
ergreifen. 

So  wie  die  ziemlich  zahlreichen  grossentheils  nicht  reichen  Adels- 
feunilien,  welche  wohl  weniger  durch  Gewerbsbetrieb,  als  durch  Gehälter 
und  Pensionen  ihren  Unterhalt  haben,  einem  Ministerium,  welches  z.  B. 
die  Offizierstellen  verminderte,  nicht  freundlich  gesinnt  sein  würden  — 
in  ähnlicher  Weise  würde  freilich  auch  in  Beamtenkreisen  und  Beamteu- 
familien  eine  Verminderung  der  Beamtenstellen  nicht  sehr  enthusiastisch 
begrüsst  werden,  vielmehr  statt  bereitwilliger  Förderung ,  direkten  oder 
wenigstens  indirekten  Hinderungen  begegnen  ^).  Um  daher  den  betref- 
fenden Beamten  selbst  ihre  sofortige  Entlassung  wünschenswerth  zu 
machen,  würde  ein  gut  rechnender  Finanzminister,  dem  es  an  Muth 
und  konsequenter  Beharrlichkeit  nicht  fehlt  und  der  sich  das  Vertrauen 
des  Abgeordnetenhauses  erworben  hat,  mithin  auf  dessen  Unterstützung 
rechnen  darf,  es  wohl  durchsetzen  können,  dass  die  pensionsberechtig- 
ten Inhaber  aller  entbehrlichen  Stellen,  welche  Käthe  erster,  zweiter 
oder  dritter  Klasse  sind,  oder  nach  §.  87  ad  2  des  Disciplinargesetzes 
vom  21.  Juli  1852  jederzeit  mit  halbem  Gehalt  auf  Wartegeld  gesetzt 
werden  können,  75^,  und  die  übrigen  95^  desjenigen  etatsmässigen 
Jahrgehaltes,  welches  sie  während  mindestens  dreier  Kalenderjahre 
bezogen  haben ,  als  jährliche  Leibrente  erhielten.  Um  grosse  jährliche 
Ausgaben  künftig  für  immer  zu  ersparen,  kann  man  die  Ausgaben  zeit- 
weise wohl  erhöhen.  Diese  Erhöhung  der  Ausgaben  würde  überdies  nur 
für  eine  massige  Zeit  erforderlich  sein.  Der  Gesammtbetrag  der  an  die 
Stelle  der  Besoldungen  tretenden  Pensionen  muss  nämlich  sehr  bald  be- 
deutend kleiner  werden,  da  die  am  höchsten  besoldeten  Beamten  ge- 
wöhnlich doch  die  älteren  sind ,  und  daher  in  der  Begel  zuerst  sterben, 
auch  die  Zalil  der  absterbenden  mit  jedem  Jahre  stärker  steigen  muss,  so 
dass  die  Staatskasse  vor  Ablauf  eines  Menschenalters  von  allen  Zahlun- 
gen von  Gehältern  und  Pensionen  für  entbehrliche  Beamten  für  immer 
befreit  wird.  In  der  schleunigen  Abschaffung  aller  unnöthigen  Stellen 
liegt  also  offenbar  ein  grosser  Gewinn  für  die  Finanzen  und  das  steuer- 
zahlende Volk. 

Wenn  es  einst  keine  andere  als  nothwendige  Stelleu  mehr  giebt^ 


\ 


1)  Durch  die  vielen  Universitäten  mit  ihren  Stipendien,  Freitischen,  Honorar- 
standungen  u.  8.  w.,  die  zu  zahlreichen  Gymnasien  und  die  Kadetten» Anstalten  wer- 
den auf  Kosten  der  Steuerzahler,  besonders  in  Beamten-  und  Ofiiziersdhnen,  geradezu 
Staatsdienst- Aspiranten ,  an  denen  es  doch  noch  nicht  gefehlt  hat ,  aufgezogen. 
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80  kann  auch  Vorsorge  getroffen  werden,  dass  die  Beamten  in  ihren 
alten  Tagen  nicht  zu  ungewohnten  Einschränkungen  genöthigt  werden 
oder  gar  Mangel  leiden.  Nach  dem  Pensions-Reglement  vom  30.  Apri] 
1825  hatten  die  Ciyilbeamten  jährlich  von  ihrem  Gehalt,  nach  Mass- 
gabe der  Höhe  desselben,  1  bis  5^  als  Zuschuss  zum  Pensionsfonds  zu 
entrichten  und  erst  nach  50  Dienstjahren,  falls  sie  dann  ab  dienstunfähig 
erachtet  werden,  Anspruch  auf  eine  Pension  von  f  ihres  letzten  Dienst- 
einkommens.  Mit  Anfang  des  Jahres  1 868  hat  aber  —  wofür  den  Herren 
Ministem  bisher  durch  ein  Gesetz  Indemnität  nicht  gewährt  worden  ist 
—  die  Erhebung  der  Pensionsbeiträge  aufgehört,  wodurch  das  Gehalt 
der  am  höchsten  besoldeten  Beamten  um  nicht  weniger  als  5-^,  das  Ge- 
halt der  am  niedrigsten  besoldeten  dagegen  um  1  ^  erhöht  worden  ist 
„ —  Ludwig  der  Vierzehnte  stand  auf  dem  Höhepunkte  seiner 
Macht»  als  ich  wieder  nach  Europa  zurückgeführt  wurde.  Allenthalben 
waren  grosse  Monarchien  und  umfassende  Administrationen  errichtet. 
Ich  glaubte  wieder  im  Orient  zu  sein.  Getäuschte  Pursten,  übermüthige 
Statthalter,  stumme  Völker,  grosse  öffentliche  Arbeiten,  schwere  Steuern, 
zahlreiche  Armeen  —  kurz:  es  war  ganz  derselbe  Anblick,  den  ich 
soeben  in  Asien  yerlassen.  Allenthalben  ausschweifende  Pracht  der 
Höfe  und  tiefstes  Elend  des  Landvolkes,  überall  Schweigen  auferlegt 
und  das  Denken  verfolgt  Deutschland  im  Schlafe,  Italien  am  Sterben, 
Spanien  ertödtet  und  Frankreich  erschöpft.  Lebend  waren  nur  zwei 
Nationen:  England,  das  soeben  einen  König  veijagt,  und  Holland,  das 
hinter  seinen  Sümpfen  den  Geächteten  aller  Kirchen  und  aller  Länder 
eine  Preistätte  erschlossen  hatte.  Ein  halbes  Jahrhundert  hindurch  irrte 
ich  in  Europa  umher,  dann  trieb  mich  das  Geschick  in  Amerika's  Ur- 
wälder. Da  sah  ich  das  Leben  beginnen.  Männer,  welche  Tyrannei 
oder  der  eigene  Wille  in's  Exil  getrieben  und  die  von  dem  Vaterlande 
vergessen  oder  verachtet  waren ,  hatten  mitten  in  den  Wälder^  kleine 
Gesellschaften  gegründet,  die  sich  selbst  regierten,  ohne  König,  ohne 
Geistlichkeit  und  ohne  Adel.  Jeder  Bürger  war  abwechselnd  Soldat, 
Richter  und  Magistrat.  Hier  keimte  eine  neue  Civilisation,  darüber 
konnte  ich  keinen  Augenblick  im  Zweifel  sein.  —  Dies,  mein  Sohn,  ist 
die  Geschichte  der  Welt.  Mit  der  Freiheit  beginnen  die  Völker,  mit 
der  Administration  enden  sie.  Bei  ihrem  ersten  Auftreten  wohnt  ihnen 
die  ganze  wuchernde  Ueberflille  und  das  wilde  Ungestüm,  aber  auch  das 
edle  Peuer  und  die  reiche  Lebenskraft  der  Jugend  inne ;  späterliib  wer- 
den sie  ängstlich,  berechnend  und  selbstsüchtig  wie  die  Greise.  Jedes 
Geräusch  flösst  ihnen  Furcht  ein,  selbst  das  des  Denkens;  jede  Bewe- 
gung versetzt  sie  in  Schrecken,  der  Frost  erfasst  sie,  der  Tod  rückt 
heran.  Es  kommt  ein  Ejrieg  und  ihr  Beioh  bricht  zusammen,  die  Macht 
entföUt  ihren  Händen  und  geht  auf  diejenigen  über,   die  Vertrauen  in 
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die  Zukunft  haben."     So  spricht  Ahasverus,  der  ewige  Jude,  im  „Prinz 
Pudel«,  von  Eduard  Laboulaye.    (1868,  8.262.) 


§.  9.     FINANZMINISTER. 

Wenn  gleich  die  Finanzminister  häufig  weniger  darauf  bedacht  sind, 
die  öffentlichen  Ausgaben  zu  yermindern,  als  die  öffentlichen  Einnah- 
men zu  yermehren,  so  ist  es  doch  von  grosser  Wichtigkeit,  dass  sie  sich 
darüber  klar  sind ,  dass  sie  auch  jede  Ausgabe  der  Regierung  gehörig  zu 
rechtfertigen  haben.  Ein  Finanzminister  darf  es  daher  keinesweges 
bloss  als  seine  Aufgabe  betrachten,  Gelder  au&utreiben,  damit  seine 
Kollegen  Ausgaben,  die  irgend  einem  von  ihnen  gutdiinken,  machen 
können;  würdig  wird  er  seine  Stellung  vielmehr  nur  dann  ausfüllen, 
wenn  er  alle  unnützen  oder  schädlichen  Ausgaben  seiner  Kollegen  ver- 
hindert, auch  nicht  etwa  von  dem  Kriegsminister,  der  von  allen  Mini- 
nistern am  meisten  verausgabt,  abhängig  wird  (vergl.  oben  S.  7). 

In  seinem  im  Januar  1781  gedruckten  Compte  rendu  au  Roi  sagte 
Necker:  „Die  letzte  vortheilhafte  Folge,  die  aujs  der  Beziehung  ent- 
springt, die  Ew.  Majestät  zwischen  den  Schatzmeistern  und  dem  Fi- 
nanzminister eingeführt  haben,  ist,  dass  das  Detail  der  Ausgaben  ihm 
nicht  mehr  verborgen  bleibt.  Und  kann  man  wohl  verkennen,  dass 
diese  Einrichtung  nach  der  allgemeinen  Regel  nicht  heilsam  sein  sollte? 
Zum  Dienste  Ew.  Majestät  ist  es  sehr  nothwendig,  dass  die  Chefs  der 
grossen  Departements  von  dem  wahren  Zustande  der  Finanzen  unter- 
richtet seien.  Es  ist  gleichfalls  nützlich,  dass  der  Finanzminister  eine 
gründliche  Kenntniss  von  den  Ausgaben  habe ,  und  nur  aus  dem  Y er- 
hältnisse  und  der  Yergleichung  aller  dieser  Theile  entstehen  die  Gedan- 
ken der  Staatsmänner.''  Und  Frhr.  v.  Patow,  welcher  von  April  bis 
Juni  1848  als  Handelsminister  ftmgirt  hatte,  sagte  im  März  1857,  ehe 
er  selbst  Finanzminister  war,  im  Abgeordnetenhause:  „Die  Hauptstüt- 
zen für  die  Ersparnisse  werden  wir  bei  der  Staatsregierung  immer  nur 
in  dem  Herrn  Finanzminister  erblicken  können;  dessen  Lage  ist  nun 
unfehlbar  schon  eine  sehr  schwierige,  wenn  er  allen  seinen  Kollegen, 
die  für  ihr  Ressort  besser  sorgen  wollen,  und  dazu  Geld  brauchen,  im- 
mer von  seinem  Standpunkt  aus  entgegentreten  muss.  Findet  nun  der 
Herr  Finanzminister  an  der  Landesvertretung  eine  Stütze,  dann  wird  er 
zu  weit  gehenden  Anforderungen  mit  Erfolg  widerstehen  können ;  muss 
er  sich  aber  von  seinen  Kollegen  sagen  lassen:  Diejenigen,  welche  zu- 
letzt über  den  Beutel  des  Landes  zu  disponiren  haben,  sind  doch  die 
Vertreter  des  Landes;  wenn  diese  nun  die  Mehrausgaben  wollen,  warum 
will  der  Finanzminister  widersprechen  ?  Wir  wollen  es  wenigstens  auf 
einen  Versuch  ankommen  lassen!     und  wenn  der  Finanzminister  nach- 


§.  9.     FINANZMINISTER.  IQj 

giebt,  wenn  die  Sache  vor  uns  kommt,  und  wenn  wir  dann  ohne  Prü- 
fong  im  blinden  Yertranen  unser  Jawort  geben,  dann  kann  nicht  Ton 
Ersparnissen  die  Rede  sein.  —  Ich  gebe  vollständig  zu,  dass  es  leichter 
ist,  zu  neuen  Steuern  als  zu  Ersparnissen  seine  Zuflucht  zu  nehmen. 
Wenn  daher  nach  wie  vor  mit  grosser  Leichtigkeit  neue  Steuern  bewil- 
ligt werden,  wenn  von  Seiten  der  Landesyertretung  auf  Ersparnisse 
nickt  mit  mehr  Energie  als  bisher  hingewirkt  wird,  dann  werden  wir 
freilich  nicht  zu  Ersparnissen  gelangen.  Kommt  aber  auf  dem  einen 
oder  anderen  Wege  das  eiserne  Muss  hinzu  ^  dann  iverden  sich  Erspar^ 
nisse  machen  lassen ,  das  ist  meine  feste  Ueberzeugung/* 

Der  Kriegsminister  ist  in  England  ^)  ein  reiner  Yerwaltungsbeam- 
ter  und  hat  mit  militärisch  technischen  Dingen  und  Personalien  direkt 
nichts,  mehr  aber  mit  dem  Finanz-  und  Justizwesen  der  Armee  zu  thun. 
Sein  Ajnt  wird  gewöhnlich  yon  einem  CiTiHsten  bekleidet.  So  z.  B.  war 
Sir  Comewall  Lewis  (f  1863)  nach  einander  Schatzkanzler,  Minister  des 
Linem  und  Kriegsminister.  Der  alte  Streit,  der  bald  in  der  Stille  bald 
ziemHch  offen  zwischen  dem  Kriegsminis ferium  und  dem  General- Kom- 
mando,  an  dessen  Spitze  bekanntlich  der  Herzog  yon  Cambridge  steht, 
ausgefochten  wurde,  hat  im  Frühjahr  1870  einen  Abschluss  gefunden 
in  einer  Yerfägung  des  Geheimen  Itaths ,  welche  die  Königliche  Geneh- 
migung erhalten  hat.  Es  wird  darin  die  Stellung  und  die  Hachtsphäre 
des  Oberbefehlshabers  näher  bestimmt,  und  damit  für  die  Folge  die 
Möglichkeit  abgewendet,  dass  dieser  Offizier,  wie  es  wirklich  yorgekom- 
men  ist,  dem  SLnegsminister  anzeigt,  er  protestire  pflichtgemäss  gegen 
diesen  oder  jenen  Schritt  des  letzteren  und  dabei  durchblicken  lässt,  als 
habe  der  dem  Parlament  yerantwortUche  Minister  ihm  eigentlich  nichts  zu 
befehlen ,  sondern  stelle  nur  eine  Art  Hülfs  -  und  Yermittlungsbeamten 
dar.  In  der  neuen  YerfÜgung  sind  Disciplin  der  Armee  und  Beförde- 
rung in  den  unteren  Offizierstellen  dem  Höchstkommandirenden  als  Wir- 
kungskreise angewiesen.  Er  erscheint  als  Haupt  einer  der  drei  grossen 
Departements  oder  TJnterabtheilungen  des  Heerwesens,  und  alle  seine 
amtlichen  Schritte  sind  in  Zukunft  der  Bestätigung  des  Kriegsministers 
unterworfen.  Allerdings  war  schon  bisher  der  Oberbefehlshaber  in  der 
Theorie  der  Untergebene  des  Kriegsministers,  er  war  indessen  ein  so 
unfolgsamer  Untergebener,  dass  eine  Yerfügung  wie  die  yorliegende 
durchaus  nothwendig  war,  zumal  da  die  Reorganisation  des  Heerwesens 
yor  allen  Dingen  einen  sicheren  Boden  für  das  Yorgehen  der  obersten 
Behörden  yoraussetzt.  Wenn  gleich  der  Kriegsminister  in  Preussen  seit- 
her noch  immer  ein  Offizier  gewesen  ist,  so  muss  derselbe  doch,  ebenso 
wie  die  übrigen  Minister  und  alle  Staatsbeamten,    so  wie  die  Militärs, 


1)  Fi$chd,  die  Verfassung  Englands.     S.  141.  157.  165.  500. 
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welche  Mitglieder  des  Herrenhauaes  oder  des  Abgeordnetenhauses  wer- 
den, die  Verfassung  beschwören.  Er  kann  daher  niemals  einen  gegen 
die  Verfassung  gerichteten  Befehl  an  die  Armee  ausführen,  gegenzeich- 
nen oder  erlassen.  Und  dies  ist  um  so  wichtiger,  als  nach  der  —  yon 
Gr.  T.  Brandenburg,  v.  Ladenberg,  v.  ManteufFel,  v.  Strotha,  v.  d.  Hejdt, 
y.  Babe,  Simons,  y.  Schleinitz  gegengezeichneten  —  revidirten  Ver&s- 
sung  eine  „Vereidung  des  Heers  (d.  h.  des  Landheeres)  auf  die  Verfas- 
sung'' nicht  stattfindet.  Am  Schluss  der  K.  0.  an  die  Deputirten  der 
Städte  Breslau  und  Liegnitz  vom  22.  März  1848  hatte  Eriedridi  Wil- 
helm rV  —  unter  Gegenzeichnung  von  Qr,  Arnim,  Bohr,  Gr.  Schwerin, 
Arnim,  Kühne  —  gesagt:  „Ausserdem  werde  Ich  demnächst  das  ste- 
hende Heer  auf  die  neue  Verfassung  vereiden  lassen.''  Koch  acht  Mo- 
nate später,  in  dem  —  von  Gr.  v.  Brandenburg,  v.  Ladenbei^,  r.  Man- 
teuffel,  V.  Strotha,  Bintelen,  v.  d.  Heydt  gegengezeichneten  —  Patent 
Tom  5.  December  hatte  er  versprochen,  dass  er  unmittelbar  nach  erfolg- 
ter Bevision  der  oktroyirten  Verfassung  die  von  ihm  „verheissene  Ver- 
eidung des  Heeres  auf  die  Verfassung"  veranlassen  würde.  Der  Kriegs- 
minister  kann  in  Abwesenheits-  und  Krankheitsfallen  zwar  von  einem 
anderen  Minister  vertreten  werden.  Ist  es  aber  rechtlich  zulässig,  dass 
eine  Person,  welche  einen  militärischen  Bang  hat  und  aus  dem  Heere 
nicht  definitiv  entlassen  ist,  und  auch  nicht  etwa  in  der  Eigenschaft  als 
Staatsbeamter  oder  als  Volksvertreter  die  Ver£etösung  beschworen  hat, 
den  Kriegsminister  vertritt,  oder  auch  nur  zu  einer  vorläufigen  oder 
vorübergehenden  Verwaltung  einer  Stelle  im  Kriegsministerium  oder  in 
der  Militärverwaltung  oder  im  Bessert  irgend  eines  Ministeriums  zuge- 
lassen wird? 

in  England  ist  die  Bedeutung  des  Finanzministers  ^)  vollständig  an- 
erkannt. Das  Exchequer,  die  einzige  feste  Oentralbehörde  unter  den 
Normannischen  Königen,  war  ein  Finanzgerichtshof,  wo  Streitigkeiten 
in  Staats-  und  Bechnungssachen  entschieden  wurden,  und  wo  die  She- 
riffs,  die  auch  Führer  der  Miliz  waren,  persönlich  Bechnung  legen  muss- 
ten.  Da  die  ganze  Verwaltung  des  Staats  ihren  Schwerpunkt  in  den 
Staatsfinanzen  hat  und  die  gleiche  Besteuerung  aller  Klassen  in  England 
schon  früh  eingeführt  war,  so  musste  das  Amt  des  Schatzmeisters,  Trea- 
snrer,  eins  der  wichtigsten  im  Beiohe  werden.  Seitdem  das  Haus  Han- 
nover den  Thron  bestieg,  werden  sämmtliche  Funktionen  des  Schatzamts 
durch  eine  Kommission,  the  Lord  Oommissioners  of  the  Treasury,   ver^ 


1)  Eine  volkswirthschaftliche  Autorität,  Miss  Martineau,  Geschichte  England's, 
Bd.  II  S.  290  sqq.  sagte  in  Bezug  auf  Lord  Althorp,  den  schwachen  Schatzkanzler 
der  liberalen  Kabinette  der  Lords  Grey  und  Melbourne  vom  November  1880  bis  De- 
cember 1834,  dass  es  vielleicht  kein  Amt  der  Regierung  gäbe,  welches  so  schwierig 
gut  auszufällen  sei ,  als  das  des  Kanzlers  der  Schatzkammer.  ^ 
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waltet.  Der  erste  von  ihnen,  the  fbrst  Lord  of  the  Treasory,  ist  jetzt 
Chef  des  Kabinets,  d.  h.  Premierminister ,  welcher  das  Ministerium  bil- 
det and  die  Portefeuilles  yertheilt.  Der  zweite  ist  der  eigentliche  Pi- 
nanzminister,  the  Chancellor  of  the  Exchequer.  Der  Schatzkanzler  ist 
stets  Mitglied  des  Eabinets  und  gilt  als  Under-Treasurer.  Das  Amt  ist 
erst  in  neuerer  Zeit  von  dem  des  first  Lord  definitiv  getrennt  worden 
und  ist  noch  zuweilen,  wie  z.  B.  1 844,  mit  dem  des  Premier  yerbunden 
gewesen.  Da  der  Kanzler  der  Schatzkammer  das  Budget  dem  Parla- 
mente Torzuschlagen  hat  und  dies  nur  im  ünterhause  geschehen  kann, 
so  muss  dies  Amt  stets  durch  einen  Commoner  verwaltet  werden.  So- 
dann bilden  noch  3  junior  Lords,  welche  mit  dem  Kabinet  wechseln 
(einer  für  jedes  Königreich) ,  die  aber  dem  Kabinet  selbst  nicht  angehö- 
ren, die  Kommission  der  Treasury.  Mit  dem  Ministerium  wechseln  auch 
die  2  Joint  secretaries  (Unterstaatssekretäre).  Der  Premier  nimmt  an 
den  Berathungen  des  Kollegiums  selten  Theil.  Di^igentlichen  Geschäfte 
besorgen  die  Unterstaatssekretäre,  ein  permanenter  Law  Clerk  und  ein 
Assistant  Secretary,  der  nicht  im  Parlament  sitzen  darf,  unkoUegialisch 
in  den  verschiedenen  Departements.  Das  Schatzgericht,  the  Court  of 
Exchequer,  ist  jetzt  vollständig  von  der  Finanz  Verwaltung  abgelöst.  — 
Der  Finanzminister  hat  in  Preussen  eine  solche  Bedeutung  noch  nicht 
und  doch  dürfte  es  wohl  för  das  Volk  besser  sein,  wenn  der  Einanzmi- 
nister,  und  nicht  etwa  der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
oder  der  Kriegsminister  wieder  als  Premierminister  fiingirte. 

Für  den  Frieden  der  Welt  könnte  es  forderlich  sein,  wenn  ein 
Kriegsminister  immer  ein  Finanzmann  ist,  da  ein  solcher  schwerlich 
eine  kriegerische  Politik  fördern  würde.  Auch  könnte  es  vielleicht  rath- 
kam  sein,  einen  General  zum  Finanzminister  zu  machen.  Denn  wenn 
er  von  den  Finanzen  wenig  versteht,  wird  er  seine  kriegerischen  Kol- 
legen nicht  unterstützen  können,  und  wenn  er  etwas  davon  versteht,  es 
wahrscheinlich  nicht  wollen.    Uebrigens  hat  es  auch  schon  Generale  ge- 

• 

geben,  welche  von  dem  Finanzwesen  mehr  Einsicht  hatten,  als  manche 
Finanzminister.  Die  einzige  Schrift,  welche  der  Französische  General 
Yauban  selbst,  wenige  Monate  vor  seinem  Tode  (f  1707),  herausgab, 
war  eine  finanzielle  ^).     Femer  scheint  schon  der  Oesterreichische  Ge- 

1)  Projet  d'une  dime  royale.  Dies  Werk  fand  grossen  Beifall  —  mais  ce  livre 
avait  an  grand  d^faut.  II  donnait,  k  la  vdriU,  au  roi  plus  qu'il  tirait  par  les  voies 
jusqu'  alors  pratiqu^es;  11  sauvait  aussi  les  peuples  des  raines  et  des  vexations,  et 
les  enrichait  en  leor  laissant  tout  ce  qui  n'entre  point  dans  les  coffres  da  roi,  k 
pea  de  choses  pres;  mal  il  rainait  une  arm^e  de  financiers,  de  commis,  d'employ^ 
de  toute  esp^ce;  il  les  räduisait  k  chercher  k  vivre  k  leurs  d^pens,  et  non  plus  k 
ceux  du  public,  et  il  sapait  par  les  fondements  les  fortanes  immenses  qu'on  voit 
naitre  en  si  pea  de  temp».  C'^tait  d^a  de  qaoi  öchouer.  Vergl.  Dictionnaire  de 
riconomie  poUtiqae.    1854.   Bd.  U.  S.  818  —  820. 
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neral  Montecuculi  (f  167^)  wie  Fox^)  gedacht  zu  haben ,  da  er  gesagt 
haben  soll,  dass  Kriegfuhren  Geld,  Geld  und  abermals  Geld  kostet.  Den- 
selben Gedanken  hat  auch  der  General  Erhr.  y.  Moltke  als  Beichstags- 
abgeordneter  am  3.  April  1867  ausgesprochen:  Wir  waren  nach  der 
Schlacht  von  Königgratz  stärker  als  yorher,  und  als  der  Friede  geschlos- 
sen wurde,  standen  wir  mit  664,000  Mann  unter  Waffen.  Solche  For- 
mationen finden  ihre  Grenze  weit  früher  in  einer  andern  Richtung.  Be- 
denken Sie,  was  es  finanziell  heisst,  eine  Armee  yon  700,000  oder,  wie 
gefordert,  900,000  Hann  unter  den  Waffen  zu  erhalten!     (Vergl.  oben 

8.  43). 

Was  die  Leitung  der  Preussischen  Finanzyerwaltung  seit  dem  Til- 
siter Frieden  betrifft,  so  kam  Stein  —  welcher  im  Oktober  1804  als 
Chef  des  Accise-,  Zoll-,  Fabriken-  und  Kommerzialdepartements  ins 
Ministerium  berufen,  am  4.  Januar  1807  aber  in  Ungnade  entlassen  wor- 
den war  —  wieder  an*Buder,  indem  ihm  am  4.  Oktober  1807  die  Lei- 
tung aller  Ciyilangelegenheiten  des  Staats  übertragen  wurde.  Damit 
trat  er  auch  an  die  Spitze  der  Finanzyerwaltung.  Schon  am  24.  No- 
yember  1808  wurde  er  jedoch  abermals  entlassen  und  y.  Altenstein') 
wurde  zum  Finanzminister  ernannt.  Nachdem  Hardenberg  (f  1822) 
Staatskanzler  geworden,  wurden  ihm  am  27.  Oktober  1810  die  Ministe- 


1)  It  was  tmly  said  by  1fr.  Fox  that  our  military  policy  has  neyer  been  to 
raifle  great  bodies  of  men  from  onr  own  comparatiTely  small  and  commercial  popu- 
lation.  We  have  not  relied  on  our  own  numbers;  we  bave  relied  on  ihe  civilisa- 
tion  whic^  gaye  ns  skilful  generals  and  vast  pecunlary  sesources.  The  Qnarterly 
Review.     Octob.  1866.    S.  542. 

2)  Johannes  Seherr,  Blficher,  seine  Zeit  und  sein  Leben,  2.  Aufl.  Bd.  II  S.  272 
erzfthlt,  Altenstein,  gegenüber  der  ewigen  Presserei  Napoleons  um  die  Bezahlung 
der  rückständigen  Kriegskontribution  rathlos,  hätte  den  Vorschlag  gemacht,  auch 
noch  Schlesien  an  den  Franzosenkaiser  abzutreten.  i,Das  war  dem  Könige  denn 
doch  zu  viel.  Das  Ministerium  ward  entlassen  und  —  nach  eingeholter  Erlaubnbs 
Napoleons  —  Hardenberg  mit  dem  Titel  eines  Staatskanzlers  mit  der  PremierschaA 
betrautf  7.  Juni  1810.  Der  also  'an  die  Spitze  der  Preussischen  Staatsgeschäfte  zu- 
rückberufene Hannoversche  Freiherr  kam  mit  der  festen  Absicht,  das  Steinsche  Re- 
formwerk der  Junkerei  zum  Trotz  wieder  aufzunehmen  und  fortzusetzen.  Er  dachte 
und  rieth  sogar  alles  Ernstes,  die  Umgestaltung  des  alten  Staatswesens  mit  der  Ein- 
fühnmg  einer  Volksvertretung  zu  krönen;  allein  zu  so  kühnen  Würfen  kam  es 
nicht  und  Hardenberg,  dessen  ganze  Sorge  bald  davon  in  Anspruch  genonunen 
wurde,  das  ni)r  nothdürftig  kalfaterte  und  betakelte  Preussische.  Staatsschiff  auf  der 
stürmischen  See  der  auswärtigen  Politik  kümmerlich  oben  zu  halten,  musste  sich 
begnügen,  wenigstens  die  im  Sinne  der  Steinschen  Reform  gehaltene  und  am  28.  Ok- 
tober 1810  verkündigte  Steuergesetzgebung  durchgesetzt  zu  haben.*'  —  Dass  Schle- 
sien Übrigens  nicht  zu  irgend  einer  Zeit  an  Frankreich  abgetreten  worden  ist,  soll 
das  Verdienst  HerckePs  (f  1846)  sein.  Näheres  darüber  wird  vielleicht  noch  be- 
kannt werden,  wenn  aus  HerckeFs  hinterlassenen  Papieren  einst  noch  etwas  ans 
Tageslicht  gebracht  werden  sollte. 
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rien  des  Lmem  und  der  Pinanzen  übertragen.'  Das  iFinanzministerium 
ipnirde  indessen  am  24.  April  ]  812  in  drei  Departemente  abgetheilt,  näm- 
lich 1,  für  die  Einkünfte  des  Staats  —  unter  v.  Heydebreok  —  2,  für 
die  Generalkassen,  der  Verwaltung  der  TJeberschüsse  derselben,  und 
des  Öffentlichen  Schatzes  und  der  Buchhalterei  über  solche,  wie  auch 
für  das  Etatswesen  —  unter  y.  Geissen  —  und  3,  das  EinanzkoUegium, 
welchem  die  Geldinstitute  des  Staats,  das  Schuldenwesen,  die  Lotterie, 
das  Münzwesen,  die  Salzadministration  mit  Ausschluss  der  Salzfobrika- 
üon,  femer,  insoweit  der  Staat  dabei  konkurrirt,  die  Geldinstitute  der 
Provinzen,  Korporationen  und  Gemeinden,  mithin  auch  der  landschaft- 
lichen Kreditsysteme,  die  Operationen  wegen  der  Staatspapiere  und  des 
Papiergeldes  überwiesen  wurden  —  unter  Stägemann,  v.  Beguelin  und 
T.  Bülow.  Dies  Einanzkollegium  und  die  besonderen  Departements  für 
die  öffentlichen  Einkünfte  und  für  die  Generalkassen  wurden  am  26.  No- 
Tember  1813  wieder  aufgehoben  und  y.  Bülow  zum  Finanzminister  er- 
nannt. Ihm  folgte  in  dieser  Eigenschaft  im  December  1817  y.  Klewitz. 
Im  Juni  1825  erhielt  y.  Motz  das  Finanzministerium;  im  August  1830 
Maassen;  im  Januar  1835  Gr.  y.  Alyensleben;  im  März  1842  Ernst  y. 
Bodelschwingh  (f  1854);  im  Mai  1844  Flottwell;  im  August  1846 
y.  Duesberg  (S.  12);  im  März  1848  Hansemann  (f  1864);  im  September 
y.  Bonin;  im  Noyember  Kühne  (f  1863),  der  aber  zum  „Minister''  nicht 
ernannt  wurde;  im  März  1849  wurde  y.  Babe  Finanzminister  und  im 
August  1851  Carl  y.  Bodelschwingh.  Nach  dem  Eintritt  der  Regent- 
schaft wurde  im  Noyember  1858  Frhr.  y.  Patow  zum  Finanzminister 
ernannt.  Ihm  folgte  in  dieser  Eigenschaft  im  März  1862  y.  d.  Heydt, 
der  yon  März  1848  bis  dahin  Handelsminister  gewesen  war.  Im  Okto- 
ber 1862  wurde  y.  Bodelschwingh  abermals  Finanzminister,  aber  im 
Juni  1866  durch  den  inzwischen  Freiherr  gewordenen  y.  d.  Heydt  er- 
setzt, welchem  am  26.  Oktober  1869  der  bisherige  Chef  der  Seehand- 
lung, 0.  Camphausen,  folgte.  Der  yorletzte  war  zwar  ein  dauerhafter 
aber  yon  allen  seitherigen  Preussischen  Ministem  wohl  der  theuerste, 
denn  als  solcher  hatte  er  1849  — 1869  Gesetze,  welche  die  E^gierung 
zur  Au&ahme  yerzinsHcher  Anleihen  im  Gesammtbetrage  yon  200  bis 
300  Millionen  Thaler  ermächtigten,  gegengezeichnet  —  nicht  zu  ge- 
denken der  Gesetze,  durch  welche  dem  Staate  und  zwar  ohne  Aussicht 
auf  eigenen  Gewinn,  zum  Yortheil  inländischer  und  auch  ausländischer 
Eisenbahnspekulanten  Garantien  yon  bedeutendem  Betrage  aufgebürdet 
worden  sind.  Am  Tage  seines  Ausscheidens  wurden  die  Preussischen 
dreiprocentigen  Staatsschuldscheine  —  welche  im  Jahre  1848  Anfangs 
März  81,  Anfkngs  April  64,  Ende  December  19^  und  am  14.  Oktober 
1869  77-J  gestanden  hatten  —  mit  78|^,  die  Yiereinhalbprocentigen  mit 
93  und  die  fünfprocentigen  mit  lOlj-  bezahlt.     Anfangs  1871  während 
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des  Krieges  standen  die  Dreiprocentigen  77^,   Yierprocentigen  89-2-  ^^^^ 
Fünfprocentigen  98^. 
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So  schwierig  es  auch  ist,  die  Einnahmen  und  die  Ausgaben  aller 
einzelnen  Einwohner  eines  Landes  zu  ermitteln,  so  leicht  könnte  es 
doch  scheinen,  wenigstens  die  Gesammtbeträge  aller  öffentlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  zu  schätzen.  Indessen  nicht  alle  Kinnahmen 
und  Ausgaben,  die  nicht  Staatseinnahmen  sind,  darf  man  als  Einnahmen 
und  Ausgaben  von  Privatpersonen  ansehen.  Es  giebt  öffentliche  Ein- 
nahmen und  Ausgaben ,  die  nicht  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats 
sind.  Auch  giebt  es  Vermögen,  welches  nicht  Priyatvermögen,  aber 
auch  nicht  Staatsyermögen,  jedoch  öffentliches  Vermögen  ist;  ebenso 
wie  es  öffentliche  Schulden  giebt,  die  nicht  Staatsschulden  sind.  Bei- 
läufig mag  hier  auch  noch  angeführt  werden,  dass  das  Vermögen  der 
Staaten,  aus  welchen  der  Norddeutsche  Bund  besteht,  mit  dem  Vermö- 
gen des  letzteren  nicht  identisch  ist.  Um  Irrthümer  zu  yermeiden,  darf 
man  das  Vermögen  und  Einkommen  des  Staats  mit  dem  des  Fürsten; 
femer  mit  dem  der  Gemeinden,  Kirchspiele,  Lokalyerbände,  Kreise, 
Provinzen;  endlich  mit  dem  Öffentlicher  Anstalten,  Institute  und  Stif- 
tungen nicht  verwechseln. 

In  Preussen  ist  der  Ausdruck  Aerarium  nicht  üblich.  Nach  dem 
A.  L.  K.  n.  14.  §.  1  werden  „alle  Arten  der  Staatseinkünfte,  welche 
aus  dem  Besteuerungsrechte,  aus  dem  besondem  Staatseigenthume,  den 
nutzbaren  Eegaüen  und  andern  Staatsabgaben  fliessen,  unter  der  Benen- 
nung des  Fiskus  begriffen."  So  wie  man  z.  B.  von  einem  DomänenfLs- 
kus,  Militärfiskus,  Steuerfiskus  spricht,  kann  man  auch  von  einem  Eisen- 
bahnfiskus,  Seehandlungsfiskus,  PorzelLanfiskus  sprechen,  um  verschie- 
dene fiskalische  Verwaltungen  zu  bezeichnen.  Bechtlich  giebt  es  aber 
nur  Einen  Preussischen  Fiskus  ^).  Daher  muss  nach  A.  G.  0.  I.  7.  §.  28, 
I.  35.  §.  12,  Anh.  §.  57.  240  bei  einer  Klage  gegen  den  Fiskus  „die 
Vorladung  an  das  eigentlich  Beklagtens  Stelle  vertretende  Amt,  die  Kasse, 
oder  sonstige  fiskalische  Station"  erlassen  werden.     Wenn  gleich  der 

1)  Die  juristbche  Persönlichkeit  wurde  aach  im  Römischen  Recht  nur  dem  Fis- 
kus »Is  Gänsen  zugfeschrieben ,  keinesweges  den  einseinen  fiskalischen  Sjusen,  und 
wenn  die  Kompensation  zwischen  denselben  verboten  wird,  so  beruht  dies  lediglich 
auf  administrativen  Rücksichten.  Vergl.  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft 
1867.  S.  546.  Mit  1.  1.  Cod.  de  comp,  ist  A.  L.  R.  I.  16.  §.  368.  369  in  Ueber- 
einstimmung.  Was  dem  Preussischen  Fiskus  als  MilitSrfiskus  gehörte,  ist  nicht  ipso 
jure  Eigenthum  des  Norddeutschen  Bundes  geworden.  Das  Wort  ,, Bundesfiskus** 
finde  ich  zuerst  im  §.  2  des  Bundesgesetzea  über  die  Abgaben  von  der  Flösserei 
vom  1.  Juni  1870. 
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Prenssische  Piskus  von  gewissen  Staatssteuem,  z.  B.  duroli  das  StempeL- 
gesetz  vom  7.  März  1822  §.  2  L  und  das  Grundsteuergeseiz  vom  21.  Mai 
1861  §.  4.  a.,  aasdrüoklicli  befreit  ist,  so  folgt  daraus  noch  nicht  ohne 
Weiteres,  dass  er  auch  von  anderen  Staatssteuem  oder  Ton  allen  ande- 
ren Abgaben,  namentlich  Gemeinde-  oder  sonstigen  Lokalabgaben  jeder 
Art,  sowie  yon  den  Steuern  des  Norddeutschen  Bundes,  z.  B.  Salzab- 
gaben, Zöllen,  rechtlich  frei  wäre. 

Im  Mittelalter  bildeten  sich  die  Gutsherrlichkeiten.  Yon  den  Guts- 
herren hingen  die  Gutsunterthanen  ab,  die  Leibeignen  und  Hörigen. 
Einen  öffentlichen  Aufwand  und  öffentliche  Einnahmen  gab  es  eigentlich 
nicht.  Nicht  wie  der  Fürst  um  des  Volkes  willen  ist,  war  der  Gutsherr 
der  Gutsunterthanen  wegen  da.  Diese  arbeiteten  nicht  für  sich,  son- 
dern für  ihn.  Er  hatte  für  sie  kein  anderes  Literesse,  als  dass  sie  nur 
zu  seinem  Yortheil  im  arbeitsfähigen  Stande  blieben;  und  wenn  er  ge- 
wisse nützliche  Anstalten  errichtete  oder  unterhielt,  so  that  er  dies  doch 
wesentlich  in  seinem  eigenen  Literesse,  wenn  auch  die  ünterthanen  mit- 
telbar Yortheil  davon  haben  mochten.  Aus  der  Gutsherrlichkeit  ent- 
wickelte sich  allmäUg  die  Landesherrlichkeit.  Aber  die  Landesherren 
blieben  daneben  doch  noch  Gutsherren.  Aus  ihrem  Yermögen,  aus  Do- 
mänen und  BegaUen  bestritten  sie  auch  den  öffentlichen  Aufwand.  Erst 
wenn  diese  Einkünfte  hierzu  nicht  ausreichten,  Hessen  sich  die  Stände, 
die  ihnen  untergeordneten  Gutsherren  und  Yasallen,  zuweilen,  später 
auch  regelmässig,  bestimmen,  Steuern  zu  bewilligen.  So  konnte  es 
mitunter  zweifelhaft  werden,  welche  Einnahmen  öffentliche  oder  Staats- 
einnahmen  waren ,  und  was  davon  zum  öffentlichen  Aufwand  zu  ver- 
wenden war,  und  was  der  Eüist  für  sieh  verwenden  durfte.  An  Strei- 
tigkeiten solcher  Art,  welche  die  Pursten  bei  ihren  ünterthanen  ver- 
hasst  machen  mussten,  hat  es  auch  im  gegenwärtigen  Jahrhundert  in 
den  mittleren  und  kleinen  Deutschen  Ländern  nicht  gefehlt.  In  Meck- 
lenburg-Schwerin ist  die  grossherzogliche  Kasse  keine  Sfaatsküß&e.  Aus 
derselben  sind  zwar  die  öffentlichen  Ausgaben  zu  bestreiten,  aber  sie 
ist  zugleich  auch  Privatchatoulle  des  Grossherzogs,  von  welchem  allein 
die  Verwendung  abhängt.  Weder  über  die  Einnahmen  noch  über  die 
Ausgaben  findet  eine  ständische  Kontrole  statt.  „Wir  haben  ja  so  we- 
nig eine  Staatskasse,  als  ein  Staatsbudget  ^)  In  der  Beichstagssitzung 
vom  19.  Mai  1870  sagte  M.  Wiggers,  das  Geld,  welches  für  Aufhebung 
des  ElbzoUes  als  Entschädigung  in  die  grossherzogliche  Kasse  flösse,  ver- 
wende der  Grossherzog  wie  er  wolle  und  die  Bevölkerung  erhalte  nichts 
davon,  müsse  im  Gegentheil  noch  zur  Unterhaltung  der  Elbe  zusteuern. 
Der  Grodsherzog  habe  überhaupt  die  Verwaltung  in  Entreprise  und'  was 


1)  If.    Wiggers,  die  FinansverhJUtnisse  Mecklenburgs.     8.  39. 
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er  spare,  sei  sein.  Leopold  der  alte  Dessauer  brachte  alles  nur  begeh- 
renswerthe  Besitzthum  mit  Güte  und  Gewalt  in  seinen  Privatbesitz.  Im 
Lande  Dessau  giebt  es  kein  Eittergut  mehr  in  Priyathänden ;  allein  nicht 
bloss  den  Adel  vertrieb  Leopold;  als  dessen  Güter  angekauft  waren, 
machte  er  sich  an  die  Bauerngüter  und  rentable  Mühlen,  ja  selbst  Kir- 
chenbesitzthum  suchte  er  gewaltsam  und  mit  Erfolg  an  sich  zu  bringen. 
Auf  diese  Weise  legte  er  seine  im  Kriege  erworbenen  Schätze  an.  Schon 
damals  entgegnete  ihm  der  Minister  Grumbkow,  als  der  Herzog  dem 
Könige  Friedrich  Wilhelm  I  sein  System  einleuchtend  machen  wollte, 
was  dieser  schon  gar  nicht  übel  &nd,  dass  der  Fürst  zuletzt  der  ein- 
zige Herr  von  seinem  Lande  sein  würde,  in  dem  er  über  nichts  aLs  Ju« 
den  und  Bettler  zu  gebieten  hätte.  Noch  heute  ist  im  Lande  Dessau 
die  HeQfte  des  Bodenareals  und  zwar  die  bei  weitem  bessere  fürstliches 
Kammergut,  und  in  den  jetzt  vereinigten  Anhaltinischen  Ländern  ist 
das  Privateigenthum  des  Herzogs  von  dem  Staatseigenthum  gar  nicht  ge- 
trennt, und  er  auch  bis  jetzt  nicht  Willens  gewesen,  seinem  Volke  da- 
rin irgend  eine  Konzession  zu  machen;  so  zahlt  nicht  das  Volk  dem 
Fürsten ,  sondern  der  Fürst  dem  Volke.  Zur  Bestreitung  der  Landesre- 
gierung zahlt  der  Fürst  ein  für  alle  Mal  220,000  Thlr.  aus  den  Domä- 
neneinnahmen, daher  hat  die  Landschaft  auch  nichts  zu  thun  mit  Rech- 
nungsabnahme und  Prüfung  der  Staatseinnahmen  u.  s.  w.  ^)  In  Sach- 
sen -  Meiningen  stritten  sich  der  Herzog  und  seine  Verwandten  mit  den 
Vertretern  des  Volks  über  eine  Vermögensmasse  von  30  MilL  Gulden  •). 
Zur  Beseitigung  von  dergleichen  Streitigkeiten  haben  die  Fürsten  ihre 
Domänen  mitunter  zu  Staatseigenthum  erklärt  und  sich  dagegen  aus  der 
Staatskasse  eine  bestimmte  jährliche  Summe  aussetzen  lassen,  welche 
in  den  Ländern ,  wo  sie  von  ständischer  Zustimmung  oder  von  Zustim- 
mung der  Volksvertretung  abhängig  ist,  CiviUiste  genannt  zu  wer- 
den pflegt.  Mit  dieser  Bezeichnung  hat  es  eine  eigenthümliche  Be- 
wandtniss. 

Wie  Macaulay  erzählt,  war  in  England  das  ordentliche  Einkommen, 
womit  die  Regierung  vor  der  Revolution  erhalten  worden  war,  theils 
erblich  gewesen,  theils  aus  jedem  Souverain  auf  Lebenszeit  bewilligten 
Steuern  gezogen  worden.  •  Das  erbliche  Einkommen  war  mit  der  Krone 
auf  Wilhelm  m  und  Maria  übergegangen.  Es  floss  aus  den  Renten 
der  königlichen  Domänen,'  aus  Sportein,  aus  Geldbussen,  aus  Wein- 
Hcenzen,  aus  den  ersten  Früchten  und  Zehnten  von  Pfründen,  aus  den 
Einnahmen  des  Postamts  und  aus  demjenigen  Theil  der  Accise,  der  un- 
mittelbar nach  der  Restauration  Carl  II  und  seinen  Nachfolgern  für 

1)  Vergl.  Vicrteljalursschrift  für  Volkswirthschaft.    186&.    IV.  S.  1  —  37. 

2)  A,  L.  Retscker^  der  Meinin^sche  DomXnenstreit  und  das  patrimoniale  Prin- 
zip ,  in  der  AUg.  Zeitung  vom  6.  Februar  1866. 
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immer,  statt  der  den  alten  Englischen  Königen  zukommenden  Lehns- 
dienste ,  bewilligt  worden  war.  Das  Einkommen  aus  allen  diesen  Quel- 
len wnrde  auf  4  —  500,000  £  geschätzt.  Diejenigen  Accise-  und  Zoll- 
gebühren, welche  Jacob  IT  auf  Lebenszeit  bewilligt  worden  waren, 
hatten  am  Schluss  seiner  Regierung  etwa  900,000  £  betragen.  Wil- 
helm wünschte  dies  Einkommen  auf  dieselben  Bedingungen  zu  haben, 
unter  denen  sein  Oheim  es  genossen  hatte ,  und  seine  Minister  thaten 
ihr  Bestes,  seine  Wünsche  zu  befriedigen.  Nach  vielem  Streit  kam  es 
1690  zu  einem  Abkommen.  Jenen  AntheU  der  Accise,  der  Jacob  auf 
Lebenszeit  angewiesen  worden  war,  und  auf  300,000  £  geschätzt  wurde, 
erhielten  Wilhelm  und  Maria  für  ihr  Leben  angewiesen.  Es  wurde  an- 
genommen, dass  sie  mit  dem  erblichen  Einkommen  und  mit  300,000  £ 
jährlich  aus  der  Accise  unabhängig  yon  parlamentarischer  Kontrole 
zwischen  7  und  800,000  £  jährlich  haben  würden.  Aus  diesem  Ein- 
kommen war  der  Aufwand  sowohl  des  königlichen  Hofstaates,  als  jener 
CimTdmter  zu  bestreiten,  von  denen  eine  Liste  dem  Hause  der  Gemeinen 
vorgelegt  worden  war.  Dies  Einkommen  wurde  daher  die  Civilliste  ge- 
nannt. Die  Kosten  des  königlichen  Hofstaats  sind  jetzt  gänzlich  von 
den  Kosten  der  Civilregierung  getrennt;  aber  mittelst  einer  wunder- 
lichen Verdrehung  ist  der  Name  demjenigen  Theile  des  Einkommens 
geblieben,  der  zu  den  Kosten  des  königlichen  Hofstaats  bestimmt  ist. 
Noch  seltsamer  ist  es,  dass  mehrere  andere  Nationen-  diesen  nichts- 
sagendsten aller  Namen  der  Entlehnung  wertb  geachtet  haben.  Jene 
Zollgebühren ,  welche  Carl  und  Jacob  nach  einander  auf  Lebenszeit  an- 
gewiesen worden  waren  und  in  dem  Jahre  vor  der  Revolution  600,000  £ 
abgeworfen  hatten,  wurden  der  Krone  nur  für  einen  Termin  von  vier 
Jahren  bewilligt.  Lm  Jahre  1698  wurde  ein  anderes  Arrangement  ge- 
troffen und  dem  Könige  ein  bestimmtes  Einkommen  ausgesetzt,  welches 
700,000  £  betrug.  Die  Civilliste  George's  m  wurde  1777  auf  900,000  £ 
festgesetzt,  und  gingen  von  da  an  die  Erbeinkünfte  der  E[rone  in  die 
allgemeine  Staatskasse.  Dem  König  lag  noch  immer  die  Last  ob,  die 
Bichter  und  Gesandten  und  andere  höhere  Beamten  zu  besolden,  unter 
Wilhelm  lY  wurde  die  CiviUiste  von  manchen  Lasten  befreit  und  auf 
510,000  £  festgesetzt.  Seit  39  u.  40  Geo.  m  c.  88  hat  es  Pitt  durch- 
gesetzt, dass  der  König  wieder  Privatvermögen  haben  darf  (private  and 
separate  estate).  Die  Acte  1  u.  2  Yict.  o.  2  bestimmt,  dass  alle  Kron- 
revenüen,  so  lange  die  Königin  lebt ,  einen  Theil  des  Consolidated  Fund 
(S.  28)  bilden,  daher  Staatseinnahmen  sein  sollen,  wofür  der  Königin  eine 
OiviUiste  ausgesetzt  wnrde.  Kein  Staatsbeamter  erhält  jetzt  noch  aus  der 
Civilliste  sein  Gehalt.  Ferner  bestimmte  25  u.  26  Yict.  c.  37,  dass  die- 
jenigen Grundstücke,  welche  die  Königin  aus  den  ihr  für  ihren  persön- 
lichen Gebrauch  bestimmten  60,000  £  erwirbt,   ihrer  freien  Yerfügung 
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unterliegen  sollen.  Sie  kann  über  dieselben  testamentariscb  yeifögen, 
masfl  aber  alle  Staats-  und  Gemeindelasten  für  dieselben  entrichten. 
Juwelen,  Schatz  und  Vieh  gehen  auf  den  Thronfolger  über.  Der  König 
kann  darüber  wahrend  seines  Lebens,  aber  nicht  durch  Testament  ver- 
fügen. Bei  Yerheirathung  von  Prinzen  und  Prinzessinnen  trifft  das 
Parlament  in  der  Hegel  Vorsorge,  dieselben  gebührend  auszustatten. 

Die  Bezeichnung  GiyiUiste  kommt  in  Republiken  wohl  nicht  Tor. 
In  der  Schweiz  hat  der  Bundespräsident  eine  Besoldung  von  nur  8700 
Francs.  Die  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  haben  jährlich  — 
von  Washington  bis  Grant  —  nur  25,000  Dollars  bezogen.  In  Frank- 
reich hatte  nach  Art.  62  der  Verfassung  yom  4.  November  1848  der 
Bürger  Louis  Napoleon  Bonaparte,  nachdem  er  zum  Präsidenten  der 
Hepublik  für  die  Zeit  bis  zweiten  Sonntag  des  Monats  Mai  1852  pro- 
klamirt  worden  und  nach  geschehener  Abschaffung  aller  politischen  Eide 
er  allein  den  im  Art.  48  vorgeschriebenen  Eid:  de  rester  fid&le  a  la 
R^publiqne  d^mocratique ,  une  et  indivisible,  et  de  remplir  touB  les  de- 
voirs  que  m'impose  la  Constitution,  am  20.  December  1848  feierlich  ge- 
schworen hatte,  nur  eine  Wohnung  auf  Kosten  der  Republik  und  ein 
„Traitemenf'  von  600,000  Frcs.  zu  fordern.  Ehe  der  zweite  Kaiser 
Kriegsgefangener  wurde  und  die  dritte  Republik  kam,  war  die  Franzö- 
sische Civilliste  viel  grösser  als  die  Englische.  Dem  alten  Frankreich 
hat  die  königliche  Familie  auch  viel  gekostet.  Unter  den  Ausgaben, 
die  von  der  königlichen  Schatzkammer  gezahlt  werden,  führte  Necker 
1781  auf:  Ganzer  Aufwand  der  Privat -Hofhaltung  des  Königs,  der 
Königin,  der  Prinzessin  Tochter  des  Königs,  der  Madame  EUsabeth, 
Mesdames  der  königlichen  Muhmen,  die  Gebäude,  die  Besoldungen  der 
Hofstellen,  die  Gehalte  und  verschiedenen  Traktamente  der  zum  Hofe 
gehörigen  Personen  darunter  begriffen,  25,700,000  Livres;  femer  Sum- 
men, die  der  König  für  die  Hofhaltung  von  Monsieur  und  Madame,  wie 
auch  des  Grafen  und  der  Gräfin  von  Artois  bewilligt  hat,  8,040,000 
Livres. 

In  PreuBsen  ^)  ist  das  Staatsvermögen  entweder  gemeines  oder  be- 
sonderes Eigenthum  des  Staats.  Zu  dem  gemeinen  Eigenthum  gehören 
die  Land-  und  Heerstrassen,  die  von  Natur  schiffbaren  Ströme,  die 
TJfer  des  Meeres  und  die  Häfen ;  das  Recht,  gewisse  Arten  von  herren- 
losen Sachen  in  Besitz  zu  nehmen  und  Abzugsgelder  zu  fordern.  Die 
Nutzungsrechte  vorstehender  Arten  des  Staatseigenthums  sind  die  niede- 
ren Regalien,  AUes  übrige  Staatsvermögen  ist  besonderes  Eigenthum 
des  Staats.     Hierzu  gehören  auch  die  Domänen.     Darunter  werden  ver- 


1)  (7.  J.  Bergius,    Prettssen   in   staatsrechtlicher  Beziehang.     2te  Aus);.     184S. 
8.  83  sqq. 
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standen  einzelne  Grandstiioke ,  Gefälle  und  Rechte,  deren  besonderes 
Eigenthnm  dem  Staate  und  die  aussohliessliche  Benutzung  dem  Ober- 
haupte dessdben  zukommt.  Auch  diejenigen  Güter,  deren  Einkünfte 
zum  Unterhalte  der  Familie  des  Landesherm  gewidmet  worden,  sind 
als  Domänengüter  anzusehen.  Immobilien,  welche  der  Landesherr 
selbst  aus  eigenen  Ersparnissen,  oder  durch  irgend  eine  andere  auch  bei 
FriTatpersonen  stattfindende  Erwerbungsart  an  sich  gebracht  und  wor- 
über er  weder  unter  Lebendigen,  noch  von  Todeswegen  reilÜgt  hat, 
desgleichen  die  anheimgefallenen  Lehne  wachsen  den  Domänen  zu.  Ob 
und  welche,  im  Inlande  und  im  Auslande  gelegenen ,  Güter  bei  dem  am 
2.  Januar  1861  eifolgten  Tode  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  lY  den 
Domänen  rechtlich  zugefallen  sind,  ist  mir  nicht  bekannt.  Friedrich 
Wilhelm  I  hatte  durch  ein  Edikt  vom  1 3.  August  1713  die  Unyeräusser- 
lichkeit  der  Domänen  für  immerwährende  Zeiten  (!)  festgesetzt.  Fried- 
rich Wilhelm  HE  bestimmte  dagegen  durch  das  Edikt  und  Hausgesetz 
Tom  17.  December  1808,  dass  die  Domänen  des  Staats,  deren  Ertrag 
zu  den  Öffentlichen  Ausgaben  bestimmt  ist,  yeräussert  werden  können, 
und  1810  sagte  er:  „Wir  haben  die  landesväterliche  Absicht,  Unsere 
Domänen  zur  Tilgung  der  Staatsschulden  (§.  29)  zu  bestimmen.  Femer 
haben  Wir  beschlossen,  die  geistlichen  Güter  (§.  12)  zu  säkularisiren 
und  verkaufen  zu  lassen,  das  Aufkommen  dayon  aber  gleichfalls  dem 
Staatsschulden -Abtrage  zu  widmen.''  Die  Verordnung  wegen  der  Be- 
handlung des  gesammten  Staatsschuldenwesens  yom  17.  Januar  1820 
garanürte  für  die  Staatsschulden  und  deren  Sicherheit,  insoweit  letztere 
nicht  schon  durch  Spezial- Hypotheken  gewährt  war,  mit  dem  gesamm- 
teff  Vermögen  und  Eigenthum  des  Staats,  insbesondere  mit  den  sämmt- 
lichen  Domänen,  Forsten  und  säkularisirten  Gütern  im  ganzen  Umfange 
der  Monarchie  „mit  Ausschluss  derer,  welche  zur  Atkfbringung  des  jähr- 
lichen Bedarfs  von  2,500,000  Thlr.  für  den  Unterhalt  Unserer  könig- 
lichen Familie,  Unseren  Hofstaat  und  sämmtliche  Frinzliche  Hofstaaten, 
sowie  auch  für  alle  dahin  gehörige  Institute  u.  s.  w.  erforderlich  sind.'' 
Da  demnächst,  wie  schon  (S.  22)  erwähnt,  am  6.  März  1821  gesetzlich 
anerkannt  wurde,  dass  in  der  Freussischen  Monarchie  nur  Ein  inneres 
Staatsrecht  gelten  kann  und  ein  späteres  Gesetz  diesen  Grundsatz  nicht 
ausdrücklich  ausser  Geltung  gesetzt  hat  (A.  L.  B.  Einl.  §.  59),  so  haben 
die  Gläubiger  des  Freussischen  Staats  auch  jetzt  noch  eine  Garantie  an 
dem  gesammten  Vermögen  und  Eigenthum  des  Staats,  insbesondere  an 
den  sämmtlichen  Domänen,  Forsten  und  säkularisirten  Gütern  im  ganzen 
UmfEuige  der  Monarchie.  Der  Art.  59  der  Ver&ssung  sagt:  „Dem 
JEüTonfideikommissfonds  yerbleibt  die  durch  das  Gesetz  yom  17.  Januar 
1820  auf  die  Einkünfte  der  Domänen  und  Forsten  angewiesene  Beute." 
Der  Staatshaushaltsetat  für  1821  führte  in  der  Einnahme  auf:  „Aus  der 
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Yerwaltung  der  Domänen  und  Forsten,  nach  Abzug  des  Ertrages  der 
zum  Kronfideikommiss  gehörenden  Domänen  5,604,650  Thlr."  Der 
Etat  für  1829:  „Aus  der  Verwaltung  der  Domänen  und  Porsten,  nach 
Abzug  des  davon  dem  Kronfideikommiss  yorbehaltenen  Beyenüenantheils 
4,524,000  Thlr."  Desgleichen  die  Etats  für  1832  4,280,000  Thlr., 
1835  4,212,000  Thlr.,  1838  4,083,000  Thlr.,  1841  4,020,000  Thlr. 
Der  Etat  für  1844  führt  auf: 

„Aus  der  Verwaltung  der  Domänen  und  Forsten         9,924,541  Thlr. 
Davon  ab: 

a.  an  Yerwaltungskosten,  Lasten  und  Abgaben  etc. 

3,261,279  Thlr. 

b.  der  dem  Kronfideikommiss  vorbe- 
haltene Revenüenantheil,  einschliess- 
lich 73,099  Thlr.  Agio  von  548,240 

Thlr.  Gold 2,573,099      - 

5,834,378      - 

Ueberschuss 4,090,163  Thlr." 

In  ähnlicher  Form,  wenn  auch  specificirter,  weist  der  Etat  für  1847 
einen  Nettoüberschuss  aus  den  Domänen  und  Forsten  nach  von  4,294,883 
Thlr.  In  den  Etats  für  1849,  1850  und  1851  steht  unter  dem  Aus- 
gabekapitel „Dotationen'^  die  Ausgabe  an  das  Kronfideikommiss  mit 
2,573,099  Thlr.  aufgeführt.  Diese  Summe  ist  in  den  späteren  Etats 
nicht  mehr  in  einem  Ausgabekapitel  aufgeführt,  sondern  steht  wieder 
in  den  Einnahmekapiteln  als  ein  Abzug  von  der  Bruttoeinnahme  der 
Domänen  und  Forsten.  Nach  dem  während  der  Begentschafb  erlas- 
senen Gesetze  vom  30.  April  1859  wird  an  den  Kronfideikommissfonds 
ausser  der  durch  Artikel  UI  der  Verordnung  wegen  Behandlung  des 
StaatsschuldenwesMs  vom  17.  Januar  1820  auf  die  Einkünfte  der  Do- 
mänen  und  Forsten  angewiesenen  B^nte  von  2,573,098  f  Thlr.  noch 
eine  jährliche  Beute  von  500,000  Thlr.  vom  1.  Januar  1859  an  aus 
anderen  Staatseinkünften  und  nach  dem  Gesetz  vom  27.  Januar  1868 
eine  weitere  jährliche  Beute  von  1,000,000  Thlr.  vom  1.  Januar  1868 
ab  aus  der  Staatskasse  gezahlt  Dem  zuletzt  gedachten  Gesetze  ist  eine 
Nachweisung  von  Schlössern  nebst  Gärten  und  Parks  beigefügt,  welche 
der  ausschliesslichen  Benutzung  des  Königs,  unter  XJebemahme  der  XJn- 
terhaltungslast  auf  den  Kronfideikommissfonds,  vorbehalten  sind.  Der 
Ausdruck  CiviUiste  wurde  im  Jahre  1808  (S.  7)  zwar  gebraucht»  ist  aber 
nicht  üblich  geworden.  Sie  beträgt  nach  Obigem  gegenwärtig  haar 
4,073,098 1  Thlr.  jährlich. 

Ob  es  übrigens  für  die  Völker  und  ihre  Fürsten  nützlich  ist,  dass 
letztere  grosses  Vermögen  und  Einkommen  haben,  lässt  sich  bezweifeln. 
Der  Grossherzog  von  Weimar  soll  280,000  Thlr.,  der  Fürst  von  Schwarz- 
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bnrg-BudoLBtadt  160,000  Ghilden,  der  Fürst  yon  Renss-Gera  370,138  Thlr. 
CiTilliste  haben.     Der  Herzog  von  Coburg-Gotha  bezieht  eine  CiviUiste 
Ton  lOOyOOO  Thlr.  und   ausserdem  von  der  HiÜfte  des  TJeberschusses 
Tom  Domänengate  ungeföhr  70,000  Thlr.     Der  Herzog  Ton  Meiningen 
erhält  eine  feste  CiviUlste  von  225,000  Golden  und  ausserdem  die  Hälfte 
der  geflammten  üeberschüsse  des  Domaniums  von  ungefähr  30,000  Thlr. 
Der  Herzog  von  Altenburg  bezieht  eine  CiTÜliste  yon  158,000  Thlr.,  so 
dass  der  Landeskasse  yon  den  Intraden  des  gesammten  Eammerguts  nur 
gegen  70,000  Thlr.  zufliessen.     Das  EtLrstenthum  Schwarzburg-Sonders- 
haosen  bringt  dem  Fürsten  eine  Domänenrente  auf  yon  155,000  Thlr. 
Der  Herzog  yon  Anhalt  bezieht  eine  CiyiUiste  yon  80,000  Thlr.  und 
eine  Domänenrente  yon  170,300  Thlr.;    ausserdem  hat  das  Land  noch 
eine  Beute  yon  20,970  Thlr.  an  die  yerwittwete  Herzogin  yon  Anhalt- 
Bemburg  zu  zahlen.     Der  Grossherzog  yon  Meklenburg*  Schwerin  ge- 
hört notorisch  zu  den  reichsten  Begenten  Europas,    aber  durch  Aus^ 
Wanderungen  hat  er  schon  yiele  XJnterthanen  yerloren  und  doch  könnten 
in  seinem  Lande  ohne  Zweifel  doppelt  so  yiel  Menschen  leben  als  jetzt 
der  FaU  ist.     Ein  Land,   dessen  Fürst  sehr  reich  ist,  könnte  eben  da- 
durch einen  andern  Fürsten  yerlocken ,  dasselbe  anzugreifen ,  um  es  zu 
erobern  und  das  Vermögen  des  Fürsten  und  des  Staats  —  welches  kei- 
neswegs immer  weder  unbestritten,    noch  yon  dem  Yermögen  der  fürst- 
lichen Familie  genau  geschieden  ist  —  sich  anzueignen.     Der  Beich- 
thum  des  schlauen,  haushälterischen,  auch  wohl  geizigen  Louis  Philipp 
nützte  ihm  nichts,    auch  nicht  seinen  Kindern,   welchen  er  am  Vor- 
abende seiner  Thronbesteigung  durch  eine  Schenkung  unter  Lebenden 
in  aller  Form  sein  FriyatyermÖgen  zu  sichern  suchte.     Bald  nach  dem 
Staatsstreiche  yom  2.December  1851,  schon  am  22.  Januar  1852,  konfis- 
drte  Louis  Napoleon  den  grössten  Theil  der  Güter  des  Hauses  Orleans, 
um  diesem  die  Mittel  zu  entziehen,  mit  denen  es  ihm  gefährlich  werden 
könnte  —  aber  durch  diese  Konfiskation  wurde  seine  Herrschaft  nicht 
gesichert.     Was  half  den  Neapolitanischen  Bourbons  ihr  Beichthum? 
Ihr  Thron  stürzte  um,  als  Gfaribaldi  mit  einer  kleinen  Macht  kam.    Kicht 
besser  ging  es  trotz  aller  Schätze  1868  der  Königin  yon  Spanien. 

Ln  Jahre  1866  meldete  man  am  12.  Juli  aus  Berlin,  dass  der 
Oesterreichische  General  y.  C^blenz  yor  seinem  Abzüge  aus  Holstein 
alles  Mögliche  gethan  habe,  die  Herzogthümer  yoUständig  auszurauben. 
So  hat  er  aus  der  Staatskasse  zu  Bendsburg,  trotz  des  Protestes  der 
Landesregierung,  welche  erklärte,  dass  das  Geld  zur  Abtragung  der 
Schulden  an  Dänemark  nothwendig  sei,  449,500  Thlr.  Dänische  Beichs- 
münze  entnommen ,  ohne  dass  yon  freiwilliger  Bückgabe  die  Bede  sein 
könnte.  Und  wenn  nicht  Preussen  noch  einen  energischen  Protest  bei 
der  Norddeutschen  Bank  in  Hamburg  eingelegt  hätte,    so  würde  Herr 

Berlins,  Finanzwissensch.    8.  Aufl.  g 
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Gablenz  anch  noch  eine  Million  mitgenommen  haben ,  die  Yeifligangen 
dazu  waren  schon  erlassen.     XJeberhaupt  haben  die  aus  ihrem  Lande 
geflüchteten  Herrscher  der  von  Freussen  besetzten  Länder  dieselben 
stark  angegriffen;   dass   die  Hansschätze  aus   Hannover ,    Kassel   und 
Dresden  abgeführt  worden  sind,  ist  bekannt,  aber  damit  haben  sie  sich 
nicht  begnügt.     Der  Kurfürst  von  Hessen  hat  bekanntlich  grosse  An- 
strengungen gemacht,  um  die  Landeskasse  sich  aüsantworten  zu  lassen, 
und  aus  Hannover  sind  nach  den  Büchern  der  General-Staatskasse  noch 
1,200,000  Thlr.  vom  Landesvermögen,  ausser  dem  Frivatvermögen,  nach 
London  geschafft.  —     Am  25.  ej.  wurde  ferner  gemeldet,  dass  mehrere 
Deutsche  Begentenfamilien  grosse  Summen  Geld   nach  St.  Gallen  ge- 
flüchtet hätten.     Der  Darmstädter  Staatsschatz  wurde,  wie  man  berich- 
tete, nach  der  Festung  Ulm  gebracht.     In  demselben  Monat  waren  191 
Fässer  Bheinwein  aus  dem  herzoglich  Nassauischen  Keller  nach  Stras- 
burg gebracht  worden ,  worüber  dann  ein  Akt  angenommen  wurde.  — 
Eine  in  Hannover  am  11.  August  erlassene  Bekanntmachung  sagt,   dass 
einige  Tage  vor  Besetzung  von  Hannover  durch  die  Freussischen  Truppen 
aus  den  Beständen  der  Generalkasse  bez.  des  Domanialablösungs-  und  Yer- 
äusserungsfonds,   ausser  einem  haaren  Geldbetrage  von  1,743,897  Thlr. 
9  Ggr.^  Ff.  an  verzinslichen  Werthpapieren  1 8,634,179  Thlr.  25  Ggr.  5  Ff. 
(einschliesslich  1,438,889  Thlr.  in  Golde)  und  800,000  fl.  ausgeführt  und 
nach  England  geschafft  worden.  —  Am  1 3.  ej.  berichtete  man  aus  Dresden : 
Die  Finanzlage  Sachsens  ist  nicht  ungünstig.  Die  Einnahmen  sind  für  1 864 
bis  1866  auf  13,227,924  Thlr.  veranschlagt     In  dieser  Summe  beflndet 
sich  ein  Betrag  von  2,192,178  Thlr.  aus  den  verfügbaren  Beständen  des 
beweglichen  Staatsvermögens.   Die  Staatskasse  ist  nämlich  im  Besitz  von 
wenigstens  lOMilL  zinstragender  Fapiere  und  hat  ausserdem  7 — 8  Mill. 
auf  Zinsen  in  Unternehmungen  angelegt.     Dazu  kommt  der  Fond  des 
Sächsischen  Staatsschatzes ,   welcher  im  Betrage  von  mindesten  1 5  MilL 
baaren  Geldes  nach  München  geschafft  wurde.      Ausserdem  konnten 
4,650,000  Thlr.,  welche  als  Extraordinarium  von  dem  letzten  Landtage 
für  die  Mobilmachung  der  Truppen  und  deren  Unterhaltung  auf  einige 
Monate  bewilligt  waren,   aus  den  Betriebsfonds  und  anderen  Beständen 
gezogen  und  haar  nach  Böhmen  gefuhrt  werden.     Da  wahrscheinlich 
auch  jene  zinstragenden  Fapiere  von  Herrn  v.  Beust  nach  Böhmen  ge- 
schafft sind,  so  hat  die  hier  cirkulirende  Behauptung,  dass  Herr  v.  Beust 
30  Mül.  Thaler  aus  dem  Lande  geschafft  habe,   ihren  guten  Grund.  — 
Aus  Hannover  wurde  am  18.  ej.  gemeldet:  Ueber  die  neuen  Verhältnisse 
des  Fürsten  ist  bekannt,   dass  ausser  der  Bedarfsumme  von  jährlich  no- 
minell 600,000  Thlr.,  die  aber  durch  die  Art  der  Domänen-Ausscheidung 
in  Wirklichkeit  zwischen  7-  und  800,000  Thlr.  betrug,   demselben  der 
Zinsengenuss  von  dem  in  den  Englischen  dreiprocentigen  Stocks  beleg- 
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teiiy  auB  Emnahmen  der  konischen  Kammer  erwaehaenen  Kapital  Ton 
600,000  £  zturtebt.  Wie  den  „Hamb.  Nacbr.^  Ton  hier  berichtet  wird, 
tragen  die  Bankdirektoren  in  London  Bedenken ,  die  Zinsen  dieses  Kar 
pitalfl,  also  18,000  £  oder  etwa  120,000  Thlr.,  dem  Könige  zu  yerabfol- 
gen,  da  in  der  Stifhmgs-Uikimde  gesagt  sei,  dass  die  Zinsen  denjenigen 
Erben  Oeorg's  lU  angehören  sollen,  die  Konige  Ton  Hannorer  seien. 
Wenn  Georg  Y  das  zu  sein  aufhört,  so  wfirde  sein  Nachfolger  wieder 
nicht  zn  den  Erben  Georg's  III  gehören;  es  wird  also  dieses  Kapitals 
wegen  eine  Anseinandersetsnng  aneilässlich  sein.  Ansser  diesem  in 
England  bellten  Kapital  geniesst  der  König  bekanntlich  noch  die  2n- 
sen  eines  Schatollkassen* Kapitals,  das  nach  einer  Mittheilnng  ans  den 
dreissiger  Jahren  sich  aof  2,400,000  Thlr.  Konyentionsmünze  beliefl  — 
Am  24.  September  meldete  man  ans  München,  der  Sächsische  Haos- 
sehatz  im  Werthe  yon  37  MilL  Onlden  befände  sich  noch  immer  dort; 
die  Sächsischen  Beamten,  die  ihn  dorthin  gebracht,  erwarteten  seit  acht 
Tagen  den  Befehl  zar  Heimbringong  des  Schatzes.  —  Dass  übrigens 
nach  Sachsen,  welches  1814  ganz  mit  der  Preossischen  Monarchie  hatte 
yereinigt  werden  sollen,  der  König  Johann  —  dessen  Oheim,  seit  1806 
Yon  Napoleon's  I  Gnaden  König  nnd  seit  1807  aof  Prenssens  Kosten 
auch  Herzog  yon  Warschan,  nachdem  in  der  Leipziger  Schlacht  ^)  seine 
Armee  ihm  ontren  geworden,  geftuigen  nnd  nach  Berlin  transportirt 
und  in  Eriedrichsfelde  erst  im  Eebmar  1815  entlassen,  zuletzt  doch 
wieder  eingesetzt  wurde  —  nach  der  Schlacht  yon  Königgrätz  auf  den 
Wunsch  des  Oesterreichischen  Kaisers  wieder  hat  znriickkehren  dürfen : 
daför  schuldete  er  den  Bank  doch  lediglich  der  Gnade  des  Prenssischen 
Wilhelms  des  Eroberers  ^). 

Sind  nach  1 866  in  Preossen  die  Staats  -  nnd  Gemeindelasten  ge- 
ringer geworden,  als  sie  yorher  waren?  Alles  in  den  yon  Prenssen 
eroberten  Ländern  yorhandene  Staatsyermögen,  welches  yon  der  Prens- 
sischen Regierung  sogleich  in  Besitz  genommen  werden  mosste,  ist  zur 
Erleichterung  der  Prenssischen  XJnterthanen  nicht  yerwendet  worden. 
Zwar  wnrde  in  den  eroberten  Ländern  die  Preossische  Yei&Bsung  nicht 


1)  Anf  die  Nachricht  Tom  Ans&U  dar  SchUcht  schrieb  HArdenberg  seinem 
Könige:  ,rAiis  der  Ffille  meiner  Seele  wünsche  ich  E.  H.  Glfiek  in  dem  grossen 
Siege,  der  unter  Ihnen  yon  dem  tapferen  Heere  erfochten  ist.  Die  einbrechende 
Nacht  hindert  mich,  Ihnen  meine  Gedanken  hierüber  firfiher  als  morgen  lu  Fttssen 
SU  legen,  doch  begrüsse  ich  Sie  schon  als  König  von  Sachsen  nnd  Grosshersog 
▼on  Posen."     E.  Arndt,  Hardenberges  Leben  nnd  Wirken.    1864.    S.  Sil. 

8)  In  dem  am  1.  September  1866  erstatteten  Bericht  der  Kommission  des  Ab- 
geordnetenhanses  snr  Vorberathnng  des  Gesetsentwurfes,  betreffend  die  Vereinigung 
▼on  Hannover,  Karhessen,  Nassau  nnd  Frankfurt  mit  der  Prenssischen  Monarchie, 
heiast  es:  „Der  Herr  Ministerpräsident  nahm  das  seiner  Ansicht  nach  volkerrechtlich 
anerkannte  Recht  der  Eroberung  mit  vollster  Wirkung  für  Prenssen  in  Anspruch.** 

8* 
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sogleich  in  Kraft  gesetzt,  nichts  desto  weniger  aber  haften  natürlich  die 
Preussisohen  Minister  dafür,  dass  der  Frenssische  Staatsbesitz  nicht 
verzettelt  und  ohne  Genehmigung  der  Freossisohen  Yolksyertretang 
nichts  dayon  den  Exfiirsten  überlassen  oder  als  ein  sogenanntes  Pro- 
yinzialyermögen  an  die  neuen  Froyinzen  yersohenkt  wird.  Diese  haben 
ja  dadurch,  dass  sie  Freussische  Froyinzen  geworden  sind,  ohne  eigenes 
Verdienst  schon  genug  gewonnen  und  bedürfen  kein  besonderes  Froyin- 
zialyermögen.  XJeberdies  fehlt  es  wahrlich  auch  an  jedem  Bechts-  oder 
BiUigkeitsgninde ,  um  durch  Geschenke  die  neuen  Froyinzen  yor  den 
alten  Freussischen  Froyinzen  zu  begünstigen,  welchen  Geschenke  nicht 
gemacht  werden  können  —  wenigstens  nicht,  ohne  deshalb  neue  Staats- 
schulden zu  kontrahiren  und  die  Steuern  zu  erhöhen  —  und  welche 
noch  ^ir  alte  oder  neue  Schulden  zu  steuern  und  zu  zahlen  haben  ^). 
Als  das  Grossherzogthum  Berg  und  das  Königreich  Westphalen  erobert^ 
und  ersteres  ganz ,  sowie  Theile  des  letzteren  mit  der  Freussischen  Mo- 
narchie yereinigt  wurden,  hat  Freussen,  so  yiel  bekannt,  dem  Exkönige 
und  dem  Exgrossherzoge  irgend  ein  Yermögen  nicht  herausgegeben. 
Auch  die  Bonapartes  haben  niemals  eine  solche  sentimentale  Milde 
gegen  ihre  Feinde  gezeigt  Der  letzte  nahm,  wie  schon  erwähnt,  das 
Yermögen  Louis  Fhilipp's  und  seiner  Familie.     Und  wie  yerfuhr  der 

1)  Der  Oberprftsident  v.  Merckel(S.  104)  rechnete  es  sich  mit  Recht  zam  Verdienst 
an,  dass  die  Provinz  Schlesien  keine  Kriegsschulden  gemacht  hatte.  SpSter,  als  der 
V.  Schldnitz  (f  1869)  Oberpr&sident  war,  entstanden  IV^densschulden.  Es  errich- 
teten nämlich  1853  die  Stände  der  Provinz  Schlesien  „za  dem  Zwecke,  gemein- 
nützige Anlagen  and  Anstalten,  G^meindebanten ,  Tilgung  von  Gtemeindeschulden, 
Grandverbesserungen  und  gewerbliche  Unternehmungen  durch  Darlehne  za  erleich- 
tern, den  Geldverkehr  überhaupt  imd  das  heilsame  Sparkassenwesen  zu  fSrdem*', 
eine  Provinzialhfllfskasse  in  Breslau  und  die  Stände  der  Preussischen  Oberlausitz 
eine  HiUfftkasse  in  Görlitz.  Aus  Staatskassen  erhielt  mit  dem  Vorbehalt  der  Zn- 
rückziehung  erstere  85,000  Thlr.  und  letztere  5000  Thlr. ,  und  ausserdem  noch  in 
Staatsschuldscheinen  erstere  840,000  Thlr.  und  letztere  20,000  Thlr.  Durch  die  am 
5.  December  1854  genehmigte  Errichtung  einer  ständischen  Darlehnslcasse  für  die 
Provinz  Schlesien  entstanden  für  letztere  weitere  Provinzialschulden.  Denn  für 
diese  Kasse  wurden  nicht  allein  600,000  Thlr.  durch  Extrasteuem  aufgebracht,  son- 
dern auch  1,500,000  Thlr.  Provinzialobligationen  und  500,000  Thlr.  Provinzial- 
darlehnskassenschelne  aasgegeben.  Ende  1867  standen  nnter  den  Passivis  dieser 
Provinzialdarlehnskasse  noch  484,550  Thlr.  Provinzialobligationen  und  500,000  Thlr. 
Provinzialdarlehnskassenscheine  aufgeführt.  Durch  Aufhebung  dieser  drei  Kassen, 
deren  Errichtung  gar  nicht  nothwendig  war,  würde  der  grossen  Mehrheit  der  Ein- 
wohner Schlesiens  gar  kein  Nachtheil  erwachsen.  Das  der  Provinz  Schlesien  durch 
das  Gesetz  vom  20.  März  1869  überwiesene  Vermdgen  ist  zur  Abzahlung  der  Pro- 
vinzialschulden nicht  bestimmt.  Ein  von  dem  Minister  des  Innern  Gr.  Eulenburg 
gegengezeichneter  Allerhöchster  Erlass  vom  1.  November  ej.  handelt  von  der  Ver- 
waltung des  „provinzialständischen  Vermögens'*  in  der  Provinz  Schlesien.  Ein  Ge- 
setz, welches  einen  rechtlichen  Unterschied  zwischen  Provinzialvermögen  und  pro- 
vinzialständischem  Vermögen  gemacht  hat,  existirt  übrigens  nicht. 
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erste  gegen  Preossen?  Yemiohten  konnte  er  es  doch  nicht,  sondern 
mnsste  mit  ihm  einen  förmlichen  Vertrag  schliessen.  Aber  selbst  in 
dem  Tilsiter  EiiedensTertrage  yon  1807  war  nicht  bestimmt,  dass  in 
den  Territorien ,  welche  der  König  von  Freussen  abtrat,  zwischen  dem 
Yermögen  des  Staats  und  dem  Vermögen  des  Königs  ein  Unterschied 
gemacht  würde.  Napoleon  nahm  Alles  und  gab  dem  Könige,  so  yiel 
bekannt,  nichts  zurück,  yeifügte  sogar  noch  über  Vermögen,  welches 
weder  Vermögen  des  Staats,  noch  Vermögen  des  Königs,  vielmehr  aas« 
diücklich  yon  der  Konfiskation  oder  Beschlagnahme  ausgeschlossen  war. 
Da  nun  die  Bathgeber  der  Krone,  welche  doch  niemals  die  Verantwort- 
lichkeit für  ihr  Handeln  oder  Bathgeben  ablehnen  können,  eine  XJeber- 
lassung  yon  Kapital  oder  Einkünften  aua  dem  Eigenthum  oder  Besitz 
des  Preussischen  Staats  an  die  1866  depossedirten  Fürsten  und  erober- 
ten Provinzen  angerathen  haben ,  so  entsteht  die  natürliche  Frage :  Hat 
denn  das  tapfere  Volk  der  Altpreussischen  Provinzen  es  verdient,  dass 
ihm  deshalb  Steuererleichterungen  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  in 
dem  ümfEuige  zu  Theil  werden  können,  als  es  sonst  möglich  sein 
würde? 

Durch  die  Gesetze  vom  20.  September  und  24.  December  1866 
wurden  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  die  freie  Stadt  Frankfurt,  Hol- 
stein und  Schleswig  in  Gemässheit  des  Art.  2  der  Verfassungsurkunde 
mit  der  Preussischen  Monarchie  vereinigt  und  die  Preussische  Verfas- 
sung trat  in  diesen  Landestheilen  am  1.  Oktober  1867  in  Kraft.  Ebenso 
wie  die  Schulden  dieser  ehemaligen  Staaten  Preussische  Staatsschulden 
wurden,  wurde  gleichzeitig  das  dort  vorhandene  Vermögen,  welches 
nicht  Privat-,  Gemeinde-  oder  Institutsyermögen  ist,  Vermögen  des 
Preussischen  Fiskus.  Und  daher  konnte  auch  die  königliche  Verord- 
nung vom  5.  Juli  1867  bestimmen:  „Die  Verwaltung  der  in  den  neu- 
erworbenen Landestheüen  vorhandenen,  zum  Staatseigenthum  gehörigen 
Aktivkapitalienfonds,  soweit  sie  nicht  für  specieUe  Verwaltungszwecke 
bestimmt  sind,  geht  an  die  Generalstaatskasse  in  Berlin  über.  Für  die 
Verwaltung  und  Verwendung  der  Bestände  und  der  Aufkünfte  dieser 
Fonds  gelten  fortan  lediglich  diejenigen  allgemeinen  Bestimmungen  und 
Gbrundsätze,  welche  überhaupt  für  die  Verwaltung  und  Verwendung  yon 
Staatsgeldem  massgebend  sind.  Die  in  Gesetzen  und  Verordnungen 
der  neu  erworbenen  Landestheüe  vorhandenen  Bestimmungen,  welche 
dieser  Verordnung  zuwiderlaufen,  werden  hiermit  aufgehoben.  Der 
Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieser  Verordnung  beauftragt.'' 
Wenn  aber  mit  Bezug  auf  diese  Verordnung  vom  5,  Juli  1 867  ,  betref- 
fend die  in  den  neu  erworbenen  Landestheilen  yorhandenen,  zum  Staats- 
eigenthum gehörigen  Aktivkapitalienfonds,  durch  den  Allerhöchsten 
Erlass  vom  16.  September  ej.,  betreffend  die  XJeberweisung  des  vormals 
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Kurhessisohen  Staatsschatzes  an  den  kommunalständisohen  Yerband  des 
Begierongsbezirks  Kassel,  und  wenn  femer  dnroh  die  königliobe  Yer- 
ordnung,  betreffend  die  Yerwaltong  des  yormals  koifürstliob  Hessisoben 
Hansschatzes  ^),  vom  22.  ej.  über  den  Tormals  Enrhessisohen  Staats« 
schätz  und  über  den  yormals  kurfürstlich  Hessischen  Hausschatz  anders 
als  zum  Nutzen  des  Preussischen  Staats  yerfügt  worden  ist«  in  dessen 
Vermögen  und  Eigenthum  die  in  Bede  stehenden  beiden  Schätze  über- 
gegangen waren,  so  bleiben  die  Minister,  welche  den  Erlass  und  die 
Verordnung  gegengezeichnet  haben,  wenn  sie  nicht  nachträglich  Indem- 
nität nachsuchen  und  yon  der  Volksyertretong  erhalten,  dafür  naoh 
Art.  44  und  99  der  yon  ihnen  beschworenen  Preussischen  Ver&ssung 
yerantworÜich  und  ihr  und  ihrer  Erben  Vermögen  kann  bis  zum  Ab- 
lauf der  Verjährung  deshalb  yon  Seiten  des  Preussischen  Fiskus  solida- 
risch in  Anspruch  genommen  werden. 

Das  Gesetz  yom  7.  März  1868,  wonach  dem  proyinzialständisohen 
Verbände  der  Proyinz  Hannover  zu  eigener  Verwaltung  die  Summe  yon 
jährlich  500,000  Thlr.  aus  den  Staatshaushaltseinnahmen  eigenthümlioh 
überwiesen  wurde,  war  im  Abgeordnetenhause  am  7.  Eebruar  ej.  mit  200 
gegen  168  Stimmen  und  im  Herrenhause  am  18.  ej.  mit  grosser  Majori- 
tät angenommen  worden.  Das  Gesetz,  dahin  lautend:  „Die  Bestreitung 
der  an  den  König  Georg  mit  16,000,000  Thlr.  und  an  den  Herzog 
Adolph  zu  Nassau  mit  8,892,110  Thlr.  1  Sgr.  6  Pf.  gewährten  Aus- 
gleichungssummen aus  dem  durch  das  Gesetz  yom  28.  September  1866, 
betreffend  den  ausserordentlichen  Geldbedarf  der  Militär-  und  Marine- 
yerwaltung  und  die  Dotirung  des  Staatsschatzes,  eröffiieten  Kredit  wird 


1)  In  Bemug  auf  den  yormals  Karhessisehen  HaoMchats  beantragte  Virohow: 
„das  Haas  der  Abgeordneten  wolle  besehliessen  su  erUftren:  Jede  definitive  Ver- 
ffignng  bezüglich  des  karfürstlich  Hessischen  Familienfideikommisses  bedarf  der  Zu- 
stimmung des  Prenssischen  Landtages."  Ein  Regierungskommissar  sagte  am  88.  Fe- 
bruar 1868:  „Die  Staatsregierung  muss  bitten,  den  Antrag,  der  die  Unterschrift 
des  Herrn  Abgeordneten  Dr.  Virehow  trigt,  abzulehnen.  Derselbe  erhfilt  sachlich 
eine  Verwahrung  dagegen,  dass  die  Staatsregierung  die  verfassungsmSssige  Grenze 
ihrer  Disposition  Überschreiten  könnte,  wozu  in  dem  bisherigen  Ver&hren  der  Staats- 
regierung kein  Anlass  gegeben  ist.  Zudem  basirt  dieser  Antrag  auf  einer  Voraussetzung, 
die  als  unumstosslich  nicht  bezeichnet  werden  kann,  nXmlich  auf  der  Voraus- 
setzung, dass  das  Kurhessische  Fideikommiss- Vermögen  inkontestabler  Theil  des 
Preussischen  Staatsvermögens  geworden  sei.  Die  Frage  fiber  die  rechtliche  Natur 
dieses  Vermögens  ist,  wie  zugegeben  werden  muss,  zweifelhaft.  Jedenfalls  kontrovers, 
indem  die  Agnaten  das  Hessische  Fideikommiss  -  Vermögen  als  Privateigenthum  der 
Familie  in  Anspruch  nehmen.  Die  Staatsregierung  hat  sich  freilich  dieser  Auffas« 
sung  nicht  angeschlossen ,  sie  hat  aber  eingehende  Erörterungen  ftber  die  Rechts- 
frage veranlasst,  welche  bisher  nicht  zum  Abschluss  gediehen  sind.'*  Mit  sehwacher 
Minorität  wurde  der  Virchowsche  Antrag  abgelehnt,  dadurch  aber  die  Verordnung 
vom  %%.  September  1867  nicht  genehmigt 
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auf  Grand  der  Vertrage  yom  18.  und  27.  September  1867  genehmigt^ 
Yorbehaltlioh  der  Zunümmong  des  Landtages  zu  den  im  §.  4  des  mit 
dem  JSlönig  Oeorg  abgeschlossenen  Vertrages  yorgesehenen  besonderen 
Anordnungen  und  definitiven  Vereinbarangen'%  hat  das  Abgeordneten* 
haus  am  1.  ej.  mit  264  gegen  113  Stimmen  and  das  Herrenhans  am 
18  ej.  einstimmig  angenommen.  Der  König  hat  es  am  28.  ej.  ToUzogen, 
and  es  worde  gleichzeitig  mit  einer  oktroyirten  —  yon  der  Volksyertre- 
tang  aber  1869  genehmigten  —  königlichen  Verordnung ,  betreffend 
die  Beschlagnahme  des  Vermögens  des  Königs  Georg,  vom  2.  März  1 868 
publicirt  Die  Wiederaufhebung  dieser  Beschlagnahme  kann  nach  dem 
Gesetz  vom  15.  Pebruar  1869  dritten  gutgläubigen  Erwerbern  und  Ces- 
sionarien  gegenüber  durch  königliche  Anordnung,  in  allen  übrigen  Fäl- 
len nur  durch  Gesetz  erfolgen.  An  dem  zuletzt  genannten  Tage  erging 
aach  ein  Gesetz,  betreffend  die  Beschlagnahme  des  Vermögens  des  ehe- 
maligen Kurfürsten  yon  Hessen  ^). 
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Das  Gemeindeyermögen  ist  eigentlich  nur  da  mit  dem  Staatsyermö- 
gen  identisch,  wo  der  Staat  ans  Einer  Stadt,  wenn  auch  mit  einigen  an- 
deren noch  dazu  gehörigen  kleineren  Ortschaften  und  Gehöften  besteht, 
wie  einst  das  alte  Kom  und  gegenwärtig  noch  Lübeck,  Hamburg  imd 
Bremen,  femer  Frankfurt  a.  Main  bis  1866^),  Danzig  1466  bis  1798 
und  1807  bis  1814,  Thom  1466  bis  1793,  Krakau  1815  bis  1846.    Es 

1)  In  einem  Schreiben  de»  Staatsministerinms  sn  den  Piiteidenten  des  Abgeord- 
netenhaoses  rem  10.  I>eeember  1869  heiast  es:  „Ueber  die  Venrendong  der  in  Be* 
schlag   genommenen  Gelder,   sowohl  des  Königs  Georg,   als   des  ehemaligen  Kur- 
Arsten  Ton  Hessen,  ^obt  dagegen  die  Staats  -  Segierong  bot  Rechnongalegnng  an 
den  Landtag  nicht  verpflichtet  sn  sein,   indem  die  Einnahmen  nnd  Aasgaben  nicht 
Ar  Bechnnng  der  Staats  •  Kasse ,  sondern  der  depossedirten  Fürsten  erfolgen.     Was 
insbesondere  die  Aasgaben  betriflt,    so  würde  die  Verwendang  derjenigen  Snmmen, 
welche  der  politischen  Ueberwachong  der  gegen  Prenssen  gerichteten  Umtriebe  ge- 
widmet sind,   sich    ihrer  Beschaffenheit   nach    der  Veroffentlichang  entliehen.    Die 
Staatsragierang  glanbte  aber  die  allgemeine  Hittheilang  machen  la  sollen,  dass  sich 
der  Ton  ihr  bei  den  Verhandlangen  ftber  die  Beschlagnahmegesetse  geiasserten  Er- 
wartong  gemäss  solche  Ausgaben,  welche  Termdge  ihrer  Bestimmang  ivr  anmittel- 
baren oder  mittelbaren  Abwehr  feindlicher  Untemehmongen   in  die  Kategorien  der 
^  $.  S  der  Verordnang  vom  S.  Min  1868  nnd  des  Gesetses  vom  15.  Febroar  1869 
fiülen,  in  den  neu  erworbenen  Landestheilen  aahlreich  genag  ergeben  haben,  nm  es 
nicht  aar  Ansammlang  Ton  Bestinden  aas   den  Bevenfien  der  seqaestrirten  Vermd- 
f"^"«»^"  kommen  an  lassen.     Eaer  Hochwohlgeboren  ersuchen  wir  gans  ergebenst, 
den  Inhalt  dieses  unseres  Sehreibens  geflUligst  aar  Kenntniss  des  Haosea  der  Abg«. 
ordneten  su  bringen." 

9)  VergL  GeseU,  betreffmd  die  Aoseinandersetsong  swisehea  Staat  und  Stadt 
in  Frankfurt  a.  H.,  Tom  5.  Min  1869. 
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wird  in  solchen  Pällen  eine  strenge  Sonderang  zwischen  StaatsvermcH 
gen  und  Gemeindeyermögen  thatsächlich  nicht,  bestehen.  Anf  die  Fi- 
nanzen des  Staats  hat  die  Selbstständigkeit  der  Gemeinden  Einfluss.  Je 
mehr  lokale  Angelegenheiten  und  Ausgaben  (§.  5)  den  lokalen  Autori- 
täten und  Yerbänden,  Gemeinden,  Kreisen  zugewiesen  sind,  desto  ge- 
ringer ist  der  Umfang  und  die  Yerantwortliohkeit  der  Eegierong  und 
desto  weniger  Anlass  zur  Unzufriedenheit  kann  letztere  geben.  Das 
Volk  muss  freilich  immer  alle  Kosten  der  Begierung  tragen.  Aber  es 
kommt  darauf  an,  ob  der  Staat  oder  die  Gemeinde  besser  und  billiger 
verwaltet,  und  letzteren  Falls  sollte  den  Gemeinden  möglichst  yiel  über- 
lassen sein.  Was  die  Ueberwachung  der  Gemeindeverwaltung  durch  Or- 
gane der  Staatsgewalt  betrifft,  so  kann  man  wohl  sagen,  dass,  je  weiter 
sie  geht,  sie  desto  kostbarer  ^)  und  unwirksamer  wird  und  sich  endlich  in 
ein  blosses  Formen-  und  Intriguenwesen  auflöst,  was  mehr  schadet  als 
nützt.  Bis  eine  Gemeinde  ihre  Angelegenheiten  selbst  gut  yerwalten 
lernt,  kann  sie  Lehrgeld  zu  zahlen  haben.  Das  ist  unvermeidlich,  auch 
nützlich.  Können  über  örtliche  Angelegenheiten  die  Einwohner  selbst- 
ständig  entscheiden,  so  erwächst  ein  Interesse  dafür,  was  mehr  wirkt, 
als  alle  Staatsaufsicht,  und  zuletzt  zu  einer  guten  und  billigen  Verwal- 
tung führen  kann.  In  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  findet 
eine  eigentliche  Beaufsichtigung  der  örtlichen  Verwaltung  durch  Cen- 
tral-, Provinzial-,  Bezirks-  oder  Sjreisverwaltungsbehörden  nicht  statt 
In  der  Begel  kümmert  sich  nur  der  Civil-  oder  Strafrichter  um  die  Ge- 
meindeverwaltung, wenn  nämlich  ein  Kläger  auftritt.  Ob  die  viel&ch 
durch  Organe  der  Staatsregierung  kontroHrte,  geleitete  und  gemassre- 
gelte  Verwaltung  der  Gemeinden  in  Frankreich  deshalb  besser  oder  bil- 
liger ist,  darf  bezweifelt  werden. 


1)  La  Tille  de  Bmxelles  avait  k  construire  ane  promenade.  Elle  s*adressa  k 
des  ingtoiears,  des  architectes,  des  entreprennenrs ,  et  k  eile  senle,  eile  troava  k 
faire  nn  marchä  poor  775,000  fr. ;  mais  il  fallait  qne  son  projet  fftt  appronv4  par 
le  gouvemement.  Le  gouvemement,  qai  est  un  chef  de  division  qnelconque ,  troava 
qne  la  commone  avait  mal  g^r^  ses  int^rdts  et  la  for^  k  adopter  des  changements. 
La  promenade  devait  dtre  faite,  d'apr&s  nn  eontrat  sign^  par  ane  maison  paissante, 
en  dix-hait  mois.  L'Etat  exigea  qne  la  yUle  fit  elle-m^e  ces  travanx,  parce  qae 
c'est  plos  ^conomiqae  et  qne  c^est  mieox  sorveill^.  Voilk  cinq  ans  qn'on  travaille 
k  cette  promenade;  eile  coftte  k  pea  pr^s  2^  mUlions  et  eile  n'est  pas  achev^e.  Je 
crois  qae  lorsqu'elle  sera  faite,  eile  aora  coütö  plos  de  3  millions.  Voos  Toas 
imaginei  qn'elle  sera  plas  belle.  Mais  non,  il  est  reconna  midntenant  par  toat 
le  monde  qa'elle  est  beanconp  moins  belle  qn'elle  n'aarait  ^t^,  si  Ton  avait  ex^« 
eat^  le  contrat  primitif.  Voilk  nn  exemple  de  ce  qne  vaat  l'intervention  des  gou- 
▼emements  et  notez  bien  qae  cela  n'entre  pas  dans  le  compte  des  808  millions 
qne  nons  payons.  Cette  Intervention  nons  fait  d^penser  de  Targent  qai  n'entre  pas 
dans  le  badget  de  TEtat.  Vergl.  Association  international  poar  la  sappression  des 
doaanes.     Annöe  1866.     Dibats  du  congr^s  d' Amsterdam.     BrnxeUes,  1865. 
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Der  Aufwand  der  Gemeinden  kann  aus  den  Einkünften  von  ihrem 
Yermögen  oder  durch  Beiträge  ihrer  Mitglieder,  Abgaben,  bestritten 
werden. 

Gemeinden  können  zinsbar  angelegte  Kapitalien  besitzen,  Forde* 
rangen  an  Friyate,  an  den  Staat,  Eisenbahnaktien  u.  s.  w.  An  sich 
kann  dies  nützlich  sein,  da  solches  Yermögen  sich  zur  Bestreitung  aus- 
serordentlicher Ausgaben  verwenden  lässt.  Ausstehende  Forderungen 
zu  besitzen  und  gleichzeitig  Schulden  zu  haben,  wird  sich  selten,  wenn 
jemals,  empfehlen,  wenn  dabei  auch  zuweilen  ein  kleiner  Zinsgewinn 
stattfände.  Die  Aktiva  zur  Beseitigung  der  Fassiva  zu  verwenden,  ist 
viel  sicherer  und  erspart  überdies  Yerwaltungskosten.  Nicht  selten  be* 
sitzen  Gemeinden  städtisches  oder  auch  ländliches  Grundeigenthum.  In 
den  Händen  von  Frivaten  pflegt  Grundbesitz  höheren  Ertrag  zu  bringen. 
Gemeinden  mögen  vielleicht  besser  als  der  Staat,  können  aber  doch  nicht 
so  unbe&ngen  und  ungehindert  und  so  erfolgreich  wirthschaften ,  wie 
Frivateigenthümer.  Auch  Forsten,  Bergwerke,  femer  Mühlen,  Ziege- 
leien oder  sonstige  gewerbliche  Anlagen  befinden  sich  zuweilen  in  dem 
Besitz  von  Gemeinden.  In  der  Kegel  würden  dieselben  aber  besser  thun, 
solchen  Besitz  zu  veräussem,  namentlich  dann,  wenn  der  Ertrag  steigt, 
da  in  solcher  Zeit  der  höchste  Freis  zu  erlangen  ist.  Dieser  kann  nicht 
besser  als  zur  Abtragung  der  Gemeindeschulden  verwendet  werden. 
Wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  so  werden  die  Gemeindesteuern  er- 
mässigt  oder  zeitweise  erlassen  werden  können.  Und  wenn  auch  der- 
gleichen nicht  wären,  so  wird  eine  gute  Yerwendung  in  der  Begel  doch 
möglich  sein,  wodurch  die  Einwohnerschaft  wenigstens  mittelbar  ge- 
winnt,- z.  B.  durch  Yerbesserung  der  Gemeindeschulen  und  Yerminde- 
rong  oder  auch  Abschaffung  des  Schulgeldes  in  den  Elementarschulen 
(8.  75).  Manche  Gemeinden  mögen  ihre  Güter  und  Forsten  aus  Eitel- 
keit oder  aus  Irrthum,  indem  sie  nicht  gehörig  rechnen,  beibehalten; 
oder  auch  in  dem  Glauben,  dass  sie  ihnen  bei  Kalamitäten  oder  in  Eriegs- 
zeiten  Hülfsquellen  bieten  könnten.  Doch  ist  dies  eine  Täuschung,  da 
dann  gerade  der  Ertrag  geringer  wird  oder  aufhört  und  daneben  die  nö- 
thigen  Aufwendungen  grösser  werden,  Kauflustige  aber,  die  einen  gu- 
ten Eau^reis  zahlen  würden ,  sicher  nicht  da  sind  ^).  Da  Grundbesitz 
in  Händen  von  Frivaten  einen  höheren  Ertrag  zu  bringen  pflegt,  als  in 

1)  Je  mehr  die  Gemeinden  in  friedlichen,  gedeihlichen  Zeiten  ihr  Finanzwesen 
ordnen  und  vereinfachen,  desto  weniger  kommen  sie  sogleich  bei  dem  Beginn  krie- 
gerischer Zeiten  in  Noth  und  Verlegenheiten.  Ich  lasse  hier  zwei  beachtenswerthe 
Zeitnngsartikel  aus  dem  Jahre  1866  folgen.  Patschkau,  2.  Juni.  Wenn  irgend  eine 
Stadt  Schlesiens  von  dem  Wunsche  durchdrungen  sein  muss,  dass  der  Frieden  zwi- 
schen Prenssen  und  Oesterreich  erhalten  werden  möge,  so  steht  in  Bficksicht  auf 
Lage  und  kommerzielle  Beziehung  Patschkau  mit  obep  an.  Das  Hauptbesitzthum 
der  Stadt,    ein  Forst   von  circa  7000  Morgen,*  der  eine  jährliche  Revenue  von  10 
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Händen  der  Gemeinden,  so  könnte  es  vortiieilhafk  ersoheinen,  das  Grand- 
yermögen  der  Gemeinden  einfach  unter  die  Gemeindemitglieder  zu  rer- 
theilen.  Der  §.17  der  Gemeinheitstheilnngsordnong  Tom  7.  Jnni  1821 
—  wonach  bei  Grandstücken ,  deren  Eigenthum  einer  Stadt-  oder  Dorf- 
gemeinde zusteht,   deren  Nutzungen  aber  den  einzelnen  angesessenen 


bis  12,000  Thlr.  abwirft,  liegt  gänalich  im  Oesterreiehisehea  Staatsgebiete.  Das  sa- 
nächst  von  der  Oesterreichischen  BehSrde  erlassene  Verbot  der  Ausfuhr  von  Getreide, 
Mebl,  Heu  und  Stroh  rief  hierorts  insofern  einen  panischen  Schrecken  hervor,  als 
die  Befürchtung  nahe  lag,  dass  diesem  wohl  alsbald  auch  ein  dergleichen  auf  Hols 
und  andere  Waldprodukte  nachfolgen  würde.  Eine  in  dieser  Beziehung  erlassene 
Bekanntmachung  des  hiesigen  Hagistrats  hatte  sur  Folge,  dass  die  Forstverwaltnng 
um  die  Verabfolgung  von  sog.  Hau8>  und  Kaufholi  fSrmlich  bestürmt  wurde.  Alle 
Bespannungen  der  Nachbarschaft  wurden  requirirt,  um  die  vorhandenen  Bestände 
eiligst  hierher  su  schaffen.  Nachdem  dies  geschehen  und  die  Oesterreichische  Be- 
hörde  inzwischen  dieses  Verbot  bis  auf  die  Ausfuhr  von  Hafer  zurückgenommen  hat, 
ist  wieder  eine  gewisse  Buhe  eingetreten.  Auch  der  hiesigen  Kommune  werden  aus 
der  Kündigung  und  resp.  Bückzahlung  von  Sparkassen  •Einlagen  und  namentlich 
dadurch,  dass  Zahlungen,  speziell  Ackerpachten,  nicht  eingehen  (Beste  über  6000  Thlr.) 
mannichfache  Verlegenheiten  bereitet.  Es  ist  deshalb  von  der  Verwaltung  bereits 
der  Antrag  gestellt  worden,  ein  Kapital  von  10  — 12,000  Thlr.  aufzunehmen  und 
6f  Zinsen  zu  offeriren.  Wenn  wir  erwfigen,  dass  erst  unlängst  in  einer  Stadtver- 
ordneten-Sitzung von  mehreren  Stadtverordneten  der  Antrag  gestellt  wurde,  die 
hiesige  Stadt  m5ge  sich  bei  dem  Baue  einer  Eisenbahn  von  Neisse  über  Patsohkan 
nach  Frankenstein  mit  einem  Aktien -Kapital  von  100  bis  150,000  betheiligen,  so 
lässt  sich  wohl  erwarten,  dass  jene  Antragsteller  auch  jetzt  Mittel  und  Wege  finden 
werden,  um  gegenwärtig  eine  Anleihe  von  etwa  nur  10  — 12,000  Thlr.  zu  dem 
zeitherigen  landesüblichen  Zinsfusse  zu  beschaffen.  Es  werden  Anstrengungen  ge- 
macht werden  müssen,  um  über  die  hiesigen  Einwohner  nicht  das  Gespenst  einer 
möglichen  Kommunabteuer  herauf  zu  beschwören.  Die  bereits  ausgeschrieben^  Kreis- 
Kommunalsteuem  in  Höhe  von  84,000  Thlr.,  woran  die  hiesige  Kommune  mit  ca. 
1500  Thlr.  participirt,  berühren  manche  Gemeinden  ohne  Kommunal -Einkommen 
bereits  sehr  empfindlich.  Und  da,  wie  wir  erfahren,  bereits  wieder  eine  neue  Aus- 
schreibung in  Höhe  von  16,000  Thr.  bevorstehen  soll,  so  dürfte  es,  um  nicht  den 
Ruin  mancher  Haushaltungen  herbeizuführen,  wohl  geboten  erscheinen,  ein  Elreis- 
Darlehn  aufzunehmen  und  alle  nicht  absolut  nothwendigen  Ausgaben ,  namentlich 
für  Kreis -Chausseebauten,  möglichst  au  beschränken.  Oppeln,  8.  Jnni.  In  unserer 
städtischen  Kasse  ist  durch  die  bedeutenden  Anforderungen,  welche  an  sie  durch 
die  Kriegslasten  herantreten ,  eine  Ebbe  eingetreten ,  die  auf  sonst  üblichen  Wegen 
nicht  gut  beseitigt  werden  kann,  da  weder  an  eine  Kündigung  von  Hypotheken, 
noch  an  einen  Verkauf  von  Staatspapieren  gegenwärtig  gedacht  werden  kann.  Um 
nun  die  erforderlichen  Geldmittel  aufbringen  zu  können,  proponirte  der  Magistrat 
in  der  gestrigen  Sitzung  der  Stadtverordneten- Versammlung  eine  Erhöhung  der  Kom- 
mnnalbeiträge,  womit  sich  die  Versammlung  aber  nicht  einverstanden  erklärte,  da 
sie  von  der  gewiss  richtigen  (?)  Ansicht  ausging,  dass  die  Erhöhung  der  Steuern  bei 
der  herrschenden  Geschäflsstille  und  überhandnehmenden  Erwerbslosigkeit  eine  zu 
drückende  Last  wäre.  Im  Einverständniss  mit  dem  Magistrat  wählten  die  Stadtver- 
ordneten eine  Kommission,  welche  Anstalten  wegen  Aufbringung  einer  Anleihe  von 
10,000  Thalem,  die  event.  mit  10^  verzinst  wird,  trefibn  soll. 
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Mitgliedern  derselben  gebühren ,  jedes  zur  Benutzung  berechtigte  Mit- 
glied der  Gemeinde  für  die  seinem  Grundbesitz  anhängenden  Theilneh- 
mungsreehte  auf  Auseinandersetzung  anzutragen  berechtigt  ist  —  und 
die  Deklaration  dazu  Tom  26.  Juli  1847  —  welche  Eämmereiyermögen 
und  Biirgeryermögen  in  FriTat^ermögen  der  Gemeindegüeder  zu  ver- 
wandeln verbot  —  scheinen  aber  solche  Massregel  nicht  mehr  zu  gestat- 
ten. Auf  der  linken  Rhein  weite  werden  die  Gemeinden,  welche  ihre 
Güter  schon  verkauft  und  den  £aufschilling  nützlich  verwendet  hatten, 
sich  sehr  gefreut  haben,  als  das  Pranzösische  Gesetz  vom  20.  März  1813 
erschien,  das  den  Verkauf  der  Gemeindegüter  zum  Besten  der  Französi- 
schen Amortisationskasse  anordnete  und  nur  die  Zahlung  der  Zinsen  von 
dem  Kau^lde  an  die  Gemeinden  versprach. 

Hat  eine  Gemeinde  keine  Einkünfte  aus  eigenem  Vermögen  oder 
muss  sie  diese  Einkünfte  zur  Verzinsung  ihrer  Schulden  verwenden,  so 
wird  sie  ihre  Bedürfioisse  durch  Abgaben  decken  müssen.  Dies  ist  der 
gewöhnliche  Fall  und  in  den  meisten  Gemeinden  haben  die  Einwohner, 
neben  den  Steuern  für  den  Staat,  auch  Steuern  für  die  Gemeinde  zu 
zahlen.  Die  Gemeindesteuern  können  in  verschiedener  Weise  erhoben 
werden.  Diejenigen,  welche  sich  am  bequemsten  erheben  lassen,  sind 
aber  die  gefahrlichsten.  Wenn  die  Gemeindeabgaben  durch  direkte  Bei- 
träge der  Individuen  aufgebracht  werden,  so  wird  ihre  Einführung  oder 
Erhöhung  gewöhnlich  Unzufriedenheit  und  Widerstreben  hervorrufen  und 
darin  kann  eine  Nöthigung  für  die  Verwaltung  liegen,  Ausgaben,  die  nicht 
nothwendig  sind,  zu  unterlassen.  Wenn  aber  Gegenstände,  die  für  das 
Leben  nothwendig  sind,  besteuert  und  also  vertheuert  werden,  so  ist  ein 
Widerstand  gegen  Zahlung  solcher  Steuern  praktisch  nicht  ausführbar 
—  wer  nicht  verhungern  will,  muss  das  um  den  Betrag  der  Steuer  und 
noch  mehr  vertheuerte  Brod  bezahlen.  Wo  daher  Verbrauchssteuern 
überhaupt  zulässig  sind,  da  fehlt  es  den  Gemeinden  an  einem  Sporn  zur 
Sparsamkeit  und  erfifthrungsmässig  ist  dann  die  Verwaltung  mehr  oder 
wenig  verschwenderisch  und  Gemeindesteuern  und  Gemeindeschulden 
wachsen.  Dies  zeigt  sich  sowohl  bei  den  Octrois  in  Frankreich  als  auch 
bei  den  Gemeindezuschlägen  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  Freussen. 
Beschönigt  werden  gewöhnlich  solche  Steuern  durch  ihre  angebliche  Un- 
merklichkeit —  als  ob  der,  welchem  jedes  Jahr  Einmal  unter  Gewalt- 
androhung 865  Thlr.  abgenommen  werden,  mehr  opferte,  als  der,  wel- 
cher sich  täglich  den  Werth  eines  Thalers  stehlen  lässt!  Aus  Frank- 
reich wurde  im  Februar  1868  gemeldet,  dass  die  Schulden,  welche  die 
Departements  und  die  Städte  seit  1852  gemacht  haben,  sich  auf  meh- 
rere Milliarden  belaufen.  Die  Ausgaben  für  die  Schuld  der  Stadt  Faris, 
welche  1852  10  Mill.  Francs  betrugen,  beliefen  sich  für  1869  auf  62  Mill. 
„Es  ist  ein  Drittel  mehr,  als  die  Summe,  welche  die  Staatsschuld  Frank- 
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reichs  beim  Sturz  des  ersten  Kaiserreichs  erforderte."  Jährlich  im  Durch- 
schnitt kommen  auf  1000  Einwohner  in  London  36,2  Geburten  und 
24,8  Todesfälle,  in  Paris  nur  80,5  Geburten  und  nicht  weniger  als 
26,4  Todesfalle.  Aber  freilich  unterliegen  dem  Pariser  Octroi  Wein 
und  Bier,  Gider  und  Essig,  Gel  und  Brantwein,  Fleisch  und  fische, 
Butter  und  Eier,  Cokes  und  Holz,  alle  nothwendigen  LebensbedürMsse 
sind  hoch  besteuert,  sogar  Getreide  und  Mehl  nicht  mehr  ausgenommen. 
Die  Steuer  „ist  nicht  nur  antidemokratisch,  weü  sie  die  nothwendigsten 
Bedürfnisse  des  Arbeiters  trifft,  sie  ist  auch  höchst  ungerecht,  parteiisch ; 
sie  ist  eine  im  umgekehrten  Yerhaltniss  progressive  Steuer,  denn  sie 
trifft  für  einen  gleichen  Betrag  des  Aufwandes  den  Armen  weit  härter, 
als  den  reichen  oder  wohlhabenden  Mann.''  Jede  Familie  hat  zu  dem 
Gctroi  durchschnitÜioh  200  Francs  beizutragen.  Dennoch  ist  die  Stadt 
„genöthigt,  Jahr  für  Jahr  noch  150  Millionen  anderswo  aufzutreiben! 
Ungeachtet  ihres  ausserordentlichen  hohen  Einnahmebuc^ts,  des  yer- 
hältnissmässig  grössten,  über  welches  irgend  ein  Gemeinwesen  in  Europa 
verfugt,  ist  die  Verwaltung  im  permanenten  Deficit  und  erhält  sich  nur 
durch  Schuldenmachen  fiott.  Die  sich  alle  2  bis  3  Jahre  wiederholen- 
den gesetzmässigen  Anleihen  reichen  nicht  mehr  aus;  sie  wechseln  mit 
anderen  eben  so  verderblichen,  als  gesetzwidrigen  Finanzoperationen, 
die  der  Bechnungshof  nicht  minder  streng  verurtheilt,  als  die  unabhän- 
gige öffentliche  Meinung.  Man  kann  nicht  weiter  vorwärts,  wenn  man 
auch  wollte;  leider  scheint  das  Zurückgehen  eben  so  unmöglich  —  ohne 
gründlichen  Systemwechsel."  ^)  Ueber  die  Schulden  der  Städte,  Kirch- 
spiele und  Grafschaften  in  England,  wo  den  Französischen  Octrois  ähnliche 
Auflagen  nicht  vorkommen,  habe  ich  Nachrichten  nicht  auffinden  kön- 
nen, und  möchte  daraus  schliessen,  dass  dergleichen  wenig  vorhanden 
sind.  Es  scheint  auch  dort  den  Lokalverwaltungen  das  Schuldenmachen, 
wenn  überhaupt  Neigung  dazu  vorhanden  wäre,  nicht  so  leicht  zu  sein. 
So  fand  man  es  zur  Zeit  der  grossen  BaumwoUennoth  erforderlich,  un- 
term 1.  August  1862  ein  besonderes  Gesetz  zu  erlassen,  wonach,  wenn 
in  der  Zeit  bis  zum  1.  März  1863  in  einem  Kirchspiele  der  Englischen 
Baumwollendistrikte  die  Armensteuer  über  3  s.  per  £,  d.  h.  über  15^ 
von  dem  für  die  Armensteuer  eingeschätzten  jährlichen  Einkommen  steigt^ 
dasselbe  ein  Därlehn  aufnehmen  kann,  welches  es  vermittelst  seiher  Ar- 
mensteuer nicht  bloss  verzinsen,  sondern  auch  längstens  in  7  Jahren 
zurückzahlen  muss. 

In  den  beiden  grössten  Städten  des  Preussischen  Staats,  welche  ihre 
aus  den  Befreiungskriegen  sich  herschreibenden  Schulden  noch  nicht 

1)  J,  E.  Homy  die  Fiiuuislage  von  Paris.  1869.  Vergl.  auch  Blenck^  die  Fi- 
nanzlage der  Franzotiiiichen  Gemeinden  nnter  dem  Kaiserreich  in  den  Jahren  1862 
und  1868,  in  der  Zeitschrift  des  K.  P.  stat.  Bureaus,  1870.    S.  270  sqq. 


§11.     6EHEINDEVEBMÖGEN.  125 

einmal  ganz  abgezahlt  hatten,  unternahmen  in  dem  noch  friedlichen 
Theile  des  Jahres  1866  die  Magisträte  zur  Bestreitnng  von  mancherlei 
Anlagen  nnd  Einrichtongen ,  die  sie  im  Lanfe  einer  Reihe  von  Jaltren 
ausfuhren  wollten,  ein  grossartiges  Schuldenmachen  ins  Werk  zu  setzen. 
Der  Berliner  Magistrat  beantragte  nämlich  die  Genehmigung  zur  Kon- 
trahirung  einer  Anleihe  von  nicht  weniger  als  6^  Mill.  Thaler  und  die 
StadtrerordnetenTersammlung  ging  auch  auf  diesen  Antrag  insoweit  ein, 
dass  sie  am  14.  April  für  die  städtische  Gasanstalt*)  eine  Anleihe  yon 
1^  und  für  das  Bathhans  1  Mill.  Thaler  bewilligte.  Einige  Monate  fHi- 
her  hatte  der  Magistrat  in  Breslau  die  Kontrahirung  einer  Anleihe  yon 
3^  MiU.  Thaler  beantragt  und  wirklich  für  den  gesammten  Betrag  die 
Zustimmung  der  Stadtyerordnetenyersammlung  erhalten  ').  Da  die  Stadt- 
yerordneten  auf  sechs  Jahre  gewählt  werden  mit  der  Massgabe,  dass  jähr- 
lich ein  Drittel  ausscheidet  und  durch  neue  Wahlen  ersetzt  wird,  so  fragt 
es  sich,  ob  und  in  wie  weit  die  Stadtyerordnetenyersammlung  yon  1866 
die  Stadtyerordnetenyersammlung  yon  1873  oder  1874  rechtlich  binden, 
und  Aasgaben,  welche  erst  später  als  in  den  Jahren  1866  oder  1867 
gemacht  werden  soUen,  genehmigen  kann.  Diese  Fragen  soUeu  zwar  hier 
nicht  weiter  erörtert,  aber  es  soll  doch  daran  erinnert  werden,  dass 
eine  Yermehrung  der  Schulden  nicht  ohne  Vermehrung  der  Ausgaben 
für  Zinsen,  also  nicht  ohne  Erhöhung  der  Steuern  —  oder,  was  doch 
eigentlich  dasselbe  ist,  nicht  ohne  Yerhinderung  der  sonst  möglich  gewe- 
senen Heruntersetzung  der  Steuern  —  ausführbar  ist,  und  dass  die  Steuer- 
erhöhung nicht  bloss  eine  yorübergehende,  sondern  eine  dauernde  und 
80  bedeutende  sein  muss,  dass  damit  auch  die  Schuld  abgezahlt  wer- 
den kann.  Wenn  eine  Extraausgabe  durch  eine  Anleihe  bestritten  wird, 
so  sind  Extrasteuerm  nicht  bloss  zur  Zurückzahlung  der  Anleihe,  son- 
dern auch  zur  Zahlung  der  Zinsen  nothwendig.  Extrasteuem  zur  Zah- 
lung der  Zinsen  finden  dagegen  gar  nicht  statt,  wenn  die  Extraausga- 
ben  durch  Extrasteuem  bestritten  werden.     Wer  eine  dauernde  Erhö- 


1)  Wenn  diese  in  dem  Geschfiftsjahr  18f)  von  dem  Anlagekapital  li^i  Reiner- 
trag gebracht  hat,  also  viel  mehr  als  gewöhnliehe  Zinsen,  so  liegt  dies  darin,  dass  in 
dem  Preise  des  Gases  aach  eine  Steaer  geiahlt  wird.  Eine  Gemeindeabgabe  von 
Gas  ist  aber  ebenso  wenig  zu  rechtfertigen,  als  eine  Staatsabgabe  von  Petroleum. 
Kein  Licht  darf  menschlichen  Geschöpfen  verkümmert  werden,  auch  nicht  durch 
Steaem. 

8)  Die  Schulden  Berlin's  betrugen  am  1.  Februar  1815  4,808,558  Thlr. ,  am 
1.  Januar  1828  3,966,620  Thlr. ,  Ende  1867  7,936,712  Thlr.  und  Ende  1868 
7,644,6lä  Thlr.  Breslau  hatte  1722  831,363  Thlr.  und  1742  714,710  Thlr.  Schul- 
den. Der  siebenjährige  Krieg  hatte  die  Schulden  nicht  vermehrt.  Im  Jahre  1784 
betrugen  sie  695,535  Thlr.  und  1822  1,323,553  Thlr.  FQr  die  Zeit  von  1850  giebt 
sie  M.  V.  Y$t€Utem,  Lokal  -  Statistik  der  Stadt  Breslau,  1866.  S.  724.,  jedoch  ohne 
die  Kautions-  und  Hypothekenschulden,  zu  2,932,702  Thlr.  an. 
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hnng  der  Steueiiast  zu  Terhüten  wünscht ,  musB  also  gegen  das  jetzt 
auch  in  Preussen  Mode  gewordene  Schuldenmachen  einen  Wamangsmf 
oder  vielmehr  einen  sehr  lanten  und  weit  Behauenden  WamongsBchrei 
erlassen. 

Sehr  weise  hatte  weder  das  A.  L.  B. ,  noch  die  alte  Städteordnnng 
den  Gemeinden  das  Hecht  yerliehen ,  Y erbranohssteaem  oder  andere  in- 
direkte Stenern  zn  erheben.  Anf  dem  Lande  sind  die  Geldausgaben  in 
der  Begel  nach  dem  Yerhältniss  der  landesherrlichen  Steuern  auÜEubiin- 
gen,  unangesessene  Dorfseinwohner  aber  zu  solchen  Gemeindelasten, 
wovon  bloss  die  angesessenen  Wirthe  Yortheil  haben,  beizutragen  nicht 
schuldig.  In  den  Stä^n  hatten  Bürger  und  Sohutzverwandte  zu  den 
städtischen  Bedürfnissen  aus  ihrem  Yermögen  die  nöthigen  Beiträge 
zu  leisten.  Die  Stadtverordneten  hatten  die  Kothwendigkeit  der  Ge- 
meindegeldbedürfiiisse  zu  prüfen  und  „lediglich  die  Bedarfssumme"  zu 
bestimmen.  Die  K.  0.  vom  23.  Juni  1814  verordnete,  da^s  die  Accise 
von  Bier,  Branntwein,  Eleisch,  Getreide,  Mehl  und  sonstigen  Mühlen- 
£Ekbrikaten  för  die  nächsten  zwei  Jahre  erhöht  werden  und  dass  aus  die- 
ser Erhöhung,  deren  Betrag  auf  ungefähr  900,000  Thlr.  pro  anno  be- 
rechnet worden,  ein  eigner  Fonds  gebildet  werden  sollte,  um  daraus  die- 
jenigen städtischen  Kommunen,  welche  einer  Beihtilfe  besonders  bedürf- 
tig sind,  zu  unterstützen.  Dabei  wurde  noch  ausdrücklich  ausgespro- 
chen, dass  aus  diesen  Bewilligungen  keiner  Kommune  ein  i/f direktes  Be- 
steuerungsrecht, so  wie  Ansprüche  auf  Zuschüsse  aus  Staatskassen  er- 
wüchsen. Der  Zweck  dieser  sogenannten  Kommunalaecise ,  deren  fer- 
nere Erhebung  die  K  0.  vom  8.  August  1816  gestattete,  bestand  darin, 
den  Städten  eine  Beihülfe  zur  Abtragung  ihrer  Kriegsschulden  zu  ge- 
währen. Erst  1820  hörte  sie  auf  und  es  traten  an  ihre  Stelle  die  Ge- 
meindezuschläge zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer.  Wenn  diese  Zuschläge 
fortwährend  ausschliesslich  zur  Abzahlung  jener  Schulden  verwendet, 
und  nicht  auch  Friedensschulden  gemacht  worden  wären,  so  würden  die 
Stadtgemeinden  wahrscheinlich  längst  schuldenfrei  sein. 

Je  mehr  Kapitalien  von  Gemeinden,  Kreisen  u.  s.  w.  angeliehen 
werden  und  je  mehr  dieselben  an  Steuern  erheben,  um  desto  schwerer 
muss  es  natürlich  der  Begierung  werden,  für  den  Staat  Anleihen  und 
Steuern  zu  erhalten.  Ein  tüchtiger  Finanzminister  würde  daher  das 
grösste  Interesse  haben  und  bethätigen,  dass  Gemeinden  und  Kreise  gut 
wirthschaften,  mithin  alte  Schulden  abtragen  und  nicht  neue  machen, 
auch  Steuern  nur  zur  Bestreitung  wirklich  nothwendiger  Ausgaben  er- 
heben, und  dass  die  Erhebung  von  Yerbrauchssteuem  dem  Staate  aus- 
schliesslich verbleibt,  da,  wenn  mit  denselben  auch  Gemeindezuschläge 
erhoben  werden,  durch  die  vermehrte  Yertheuerung  der  Yerbrauch,  also 
der  Ertrag  für  die  Staatskasse,  nothwendig  geringer  werden  muss.     Zur 
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Anfaahme  von  Anleihen  Seitens  der  Gemeinden  war  eine  Begierongsge- 
nehxnigong  weder  nach  dem  A.  L.  R.  noch  nach  der  alten  Städteordnong 
enforderlich.  Dennoch  sind  auch  in  der  Franjzosenzeit  und  den  sogenann- 
ten Freiheitskriegen  ^)  mehr  Schulden,  als  unvermeidlich  war,  schwer- 
lich aufgenommen  worden;  und  Vieles  davon  wurde  hald  nach  1815  ab- 
gezahlt Seitdem  zur  Aufnahme  von  Gemeindeschulden  eine  Genehmi- 
gung der  Begierung  erforderlich,  letztere  also  für  alles  Schuldenmachen 
der  Gemeinden  die  Yerantwortüchkeit  auf  sich  genommen  hat,  haben 
vielleicht  die  Städte  im  Frieden  verhältnissmässig  mehr  Schulden  gemacht, 
als  sie  früher  in  schweren  Kriegszeiten  gemacht  hatten.  Die  Kreise, 
welche  in  Kriegsjahren  sich  genöthigt  sahen,  Kapitalien  aufzunehmen, 
machten  sich  nach  1815  meistens  eifrig  an  die  Abtragung  ihrer  Schul- 
den. Neuerlich  haben  sich  viele  Kreise  zu  Chaussee-  und  Fisenbahn- 
bauten,  sowie  zu  andern  für  nützlich  erachteten  Anstalten  in  Schulden 
gestürzt.  Der  erste  Anlass  hierzu  mag  in  den  in  den  Jahren  1841  bis 
1846  erlassenen  Königlichen  Verordnungen  über  das  Becht  der  Kreis- 
stande, Ausgaben  zu  beschlieasen  und  die  ffreüeingesessenen  dadurch  zu 
verpflichten,  liegen.  Dass  übrigens  durch  Beschlüsse  der  Kreisstände 
auch  NieAtangesessene  besteuert  werden  können,  ist  in  diesen  Yerord- 
nnngen  nicht  ausgesprochen,  auch  nicht  anzunehmen,  weil  auf  den 
Kreistagen  Nichtangesessene  Ziilass  und  Stimmrecht  nicht  haben.  Das 
Gesetz  vom  24.  Juli  1848  hob  die  in  Bede  stehenden  Verordnungen  zwar 
sämmtlich  auf,  doch  wurden  sie  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1853, 
betreffend  die  Aufhebung  der  Gemeindeordnung,  sowie  der  Ejreis-,  Be- 
zirks- und  Provinzialordnung  vom  11.  März  1850  wieder  in  Kraft  ge- 
setzt. Den  Kommunallandtagen  und  den  ProvinziaUandtagen  ist  übri- 
gens durch  das  allgemeine  Gesetz  wegen  Anordnung  der  Provinzialstände 
vom  5.  Juni  1823,  oder  durch  die  Verfassung,  oder  ein  späteres  Gesetz, 
die  Befugniss,  Steuern  oder  Anleihen  oder  Gharantien  zu  bewilligen,  nicht 
eingeräumt. 

Wenn  zur  Bestreitung  einer  Ausgabe,  die  von  der  Partei,  welche 
eben  die  Majorität  hat,  für  nöthig  oder  auch  nur  für  nützlich  erachtet 
ist,  eine  Gemeindevertretung  oder  ein  Kreistag,  anstatt  eine  direkte 
Steuer  auf  den  Grundbesitz  zu  legen,   Schulden  zu  machen  beschliesst, 

1)  Ans  L.  Kruü^i  huidschriftlichem  Nachlass,  der  sich  wohl  jetzt  grösstentheib 
im  BesiU  des  statutischen  Bureans  befindet,  habe  ich  veröffentlicht:  Geschichte  der 
Kommnnalscholden  in  der  Proyini  I^reusten  im  ersten  Viertel  dieses  Jahrhunderts, 
in  den  Preossischen  Provinsialblftttem ,  Jahrgang  1864;  desgl.  Provins  JSchietienj 
in  den  Schlesischen  ProTinsialbl&tteni)  Jahrg.  1867;  desgl.  Provinz  Sachsen,  in  der 
Zettsehrift  für  Prenssische  Geschichte  und  Landeskunde ,  Jahrg.  1866 ,  desgl.  Ber- 
Im,  in  den  Deutschen  Jahrbfichem,  Jahrg.  1863,  Februar;  desgl.  Provinz  BraU' 
denburg  und  Mhemland-  Weiiphalen ,  ebenfalls  in  der  Zeitschr.  für  Pr.  Gesch.  und 
Landesk.   Jahrg.  1868  und  1869. 
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also  die  Yerzinsung  und  Abzahlung ,  oder  auch  die  ewige  Verzinsung 
derselben  Kindern  und  Enkeln,  die  für  ihre  eignen  Bedürfnisse  gewiss 
schon  tüchtig  werden  zahlen  müssen,  als  eine  —  schlechte  —  Erbschaft 
hinterlässt,  so  muss  ein  solches  Yerfediren,  je  leichter  ausfiihrbar  es 
sich  erweist,  um  desto  unverantwortlicher  erscheinen.  Kreis-  und  Ge- 
meindeanleihen lassen  sich  höchstens  dann  rechtfertigen,  wenn  sie  wirk- 
lich unvermeidlich  sind  und  also  nur  zu  höchst  ungünstigen  Bedingun- 
gen abgeschlossen  werden  können  —  denn  in  einer  Zeit,  wo  sie  zu  gün- 
stigen Bedingungen  abgeschlossen  werden  könnten,  würde  die  Ausgabe, 
die  gemacht  werden  soll,  sich  auch  wohl  durch  Steuern  decken  lassen. 
Und  ist  letzteres  nicht  möglich,  so  wird  es  in  der  Regel  auch  möglich 
sein,  die  Ausgabe  zu  unterlassen  oder  zu  verschieben.  Da  die  Verhand- 
lungen der  Gemeindevertretung  öffentlich  sind,  so  kann  es  nicht  wohl 
unbekannt  bleiben,  welche  Mitglieder  derselben  für  unnöthige  Ausgaben, 
oder  für  Ausgaben,  welche  dem  Staate  obliegen,  wie  für  die  Müitär- 
oder  die  Justizverwaltung,  oder  für  ganz  oder  theilweise  geschenkweise 
üeberlassung  von  Gemeindeeigenthum  z.  B.  fiir  Staatseisenbahnspekula- 
tionen oder  an  Eisenbahngesellschaften  gestimmt,  oder  sonstige  Geschenke 
oder  Ausgaben  für  PesÜichkeiten  aus  dem  Gemeindesäckel  zugelassen 
haben  ^).     Wenn  die  Wähler  später  solche  Personen  wiederwählen,  und 

1)  Am  19.  März  1868  schrieb  Vamhagen:  der  Magistrat  von  Berlin  hat  für  die 
Vermfthlangsfeierlichkeiten  60,000  Thlr.  sn  verwenden  gehabt ,  aber  diese  Snmme 
weit  fiberschritten,  und  fnr  das  Mehr  muss  nun  Rath  geschafft  werden.  £a  fehlt 
nicht  an  Stimmen  der  Empörung  fiber  diese  augendienerische  Verschwendung,  die 
nichts  nutzt  und  bedeutet,  als  dass  sie  den  Vorständen  des  Magistrats  vielleicht, 
und  nur  vielleicht,  einige  gn&dige  Blicke  zuwendet.  Die  Stadt  hat  Schulden,  legt 
drückende  Abgaben  auf  die  Einwohner,  kann  fQr  die  Armen  nicht  das  Nöthige  auf- 
bringen, und  verfibt  solche  Ausgaben!  —  Der  festliche  Empfang  der  aus  demFeldznge 
von  1866  heimkehrenden  und  in  Berlin  einziehenden  Truppen  hat  nach  der  vom  Ha- 
gistrat 1869  aufgestellten  Nachweisung  einen  Kostenaufwand  von  164,373  Thlr. 
18  Sgr.  1  Pf.  verursacht.  Da  man  nicht  behaupten  kann,  dass  der  Krieg  auch  diese 
Ausgaben  noihtoendig  gemacht  hatte,  so  hätte  den  Steuerzahlern  von  Berlin  eben  so 
viel  an  Steuern  erlassen  werden  können,  was  eine  würdigere  Friedensfeier  gewesen 
wäre.  Und  war  e&  denn  gar  nicht  möglich,  dass  in  der  ersten  Stadt  der  Monarchie 
die  Reichen  allein  jene  Summen  durch  freiwillige  Beiträge  aufbrachten?  —  Im 
zweiten  französischen  Kaiserreich  waren  Festivitäten  auf  Begimentsnnkosten  nichts 
Ungewöhnliches.  So  stellte  im  Oktober  1867  der  ^,Progr%s  du  Nord**  von  Lille 
eine  Berechnung  der  Kosten  auf,  welche  der  Besuch  des  Kaisers  und  der  Kaiserin 
dem  Nord -Departement  verursacht  hat,  und  gelangt  dabei  zu  ziemlich  hohen  Sum- 
men. Die  Stadt  Lille  hat  vorab  einen  Kredit  von  280,000  Fr.,  wovon  143,000  Fr. 
fQr  den  grossen  Ball  im  Stadthause,  ausgeworfen.  Der  Generalrath  des  Departe- 
ments hatte  seinerseits  68,965  Fr.  bewilligt,  um  das  Präfektur-Qebäude  im  Aeussem 
und  im  Innern  zum  Empfange  der  hohen  Gäste  wflrdig  herzurichten.  Die  Möbel 
der  beiden  Icaiserlichen  Schlafzimmer  kosteten  18,166  Fr. ,  ausserdem  wurden  f&r 
das  Miethen  und  die  Reparatur  von  Mobiliar  26,800  Fr.  ausgegeben.  Nun  wird 
nachträglich   noch  ein  Supplementär  -  Kredit  von  60,000  BV.  gefordert.     Trotz  einer 
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dann  mit  Steuern  überlastet  sind,  so  haben  sie  selbst  keinen  Gfrand,  sich 
darüber  zu  beklagen,  müssen  aber  darauf  geÜEisst  sein,  dass  die  Nicht- 
wahler  sich  wegen  Steuerdrucks  zuletzt  über  die  Wähler  beklagen. 

Sollen  überhaupt  unnütze  Ausgaben  unterbleiben  und  soll  mit  Ernst 
und  Erfolg  auf  Ersparungen  hingearbeitet  werden,  so  dürfen  der  Ver- 
waltung immer  nur  knappe  Geldmittel  zur  Disposition  stehen.  Eine  öf- 
fentliche —  sei  es  staatliche  oder  nichtstaatliche  —  Verwaltung,  die 
über  reichliche  Geldmittel  verfugen  kann,  wird  diese,  wie  die  Er&hrung 
zeigt,  auszugeben  geneigt  und  im  Stande  sein.  Was  die  Bewilligung 
Yon  Steuern  insbesondere  betrifft,  so  sagte  in  der  Sitzung  vom  16.  März 
1865  der  Abgeordnete  Gh'af  Wartensleben:  „Ja,  meine  Herren,  wenn 
wir  in  den  Finanzen  vorsichtig  waren  —  und  ich  gestehe ,  es  wäre  dies 
mein  ganzer  Sinn  —  so  würde  ich  bei  jeder  neuen  Steuer ,  die  ich  be- 
willigen sollte,  nur  für  Ein  Jahr  bewilligen,  und  nicht  so  leichtsinniger 
Weise  auf  Jahre  weggeben ,  wie  es  in  firüherer  Zeit  geschehen  ist.''  Es 
sollte  als  allgemeiner  Grundsatz  gesetzlich  anerkannt  sein,  dass  die  Be- 
willigung wenigstens  von  Gemeinde  -  und  Eireissteuern  nicht  länger  als 
Ein  Jahr  für  die  Steuerzahler  Geltung  hat.  Dadurch  würde  eine  wieder- 
holte Prüfung  der  Nothwendigkeit  herbeigeführt  werden«  Wenn  näm- 
lich eine  solche  nicht  von  Zeit  zu  Zeit  erfolgt^  so  wird  eine  Steuer  leicht 
eine  fortdauernde  und  eine  Ermässigung  oder  Abscha£^g  derselben  ist 
kaum  jemals  zu  hoffen ,  da  die  Vorausgebung  doch  nur  aufhören  wird, 
wenn  die  Vereinnehmung  thatsächlich  aufgehört  hat.  Massige  Steuern 
darf  man  übrigens  nur  da  erwarten ,  wo  der  Begriff  von  nothwendigen 
Ausgaben  (S.  19)  sehr  eng  gefasst  wird,  wo  also  dazu  nicht  Ausgaben  ge- 
rechnet werden,  die  man  nur  als  nützlich  anerkennen  kann,  und  wo 
die  Vorsorge  für  alle  bloss  nützliche  Einrichtungen  und  Anstalten  der 
Privatindustrie  und  dem  gemeinnützigen  Wirken  und  den  freiwilligen 
Opfern  der  Wohlhabenden  und  reich  gewordenen  Einwohner  überlassen 
bleibt 

Da  die  Mitglieder  der  Kreistage  ausschliesslich  und  die  Mitglieder 
d«r  Gemeindevertretungen   grösseren  ^)  Theils  Grundbesitzer  sind,    so 


lebliaften  Opposition,  welche  die  AngelegeDheit  einer  Kommission  fiberweisen  wollte, 
wurde  diese  Summe  sofort  von  der  Minorität  des  StadtraÖies  von  Lille  bewilligt. 
Es  ergiebt  sich  hiermit  fiir  die  Stadt  Lille  und  das  Departement  eine  Ausgabe  von 
nahe  an  400,000  Fr. ,  ungerechnet  die  Summen ,  welche  die  St&dte  Boubaix ,  Tour- 
coing  and  Dünkirchen ,  sowie  die  kleineren  Gemeinden  für  Empfangsfeierlichkeiten 
und  Deputationen  bewilligt  hatten.  Auf  die  Anfrage  eines  Mitgliedes  des  Gemein- 
derathes,  welche  materiellen  Vortheile  die  Kaiserreise  der  Stadt  Lille  verschafft 
habe,  glaubte  der  Bfirgermeistcr  keine  Antwort  ertheilen  zu  dfirfen. 

1)  In  Breslau   wurde  1811    eine  Realkommunalsteuer  eingeführt,   die  bis  1847 
mit  10 f   vom  Beinertrag   der  Gebäude,    von   welchem   aber  ^   in  Abrechnung   ge- 
braeht  wurde,  von  da  ab  aber  mit  5}  vom  Bruttoertrage  erhoben  wurde  und  1864 
Bergltis,  FinsnziriNensch.    i.  Anfl.  9 
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sollten  Kreistage  niemals  und  Gemeindevertretungen  in  der  Regel  andere 
Kreis-  und  Gemeindesteuern  als  solche ,  welche  auf  den  Grundbesitz  in- 
nerhalb des  Kreises  und  Gemeindebezirks  fallen,  nicht  ausschreiben. 
Wenn  die  Grundbesitzer  dann  auch  ihre  Gläubiger  mitzahlen  lassen  — 
so  dass  z.  B.  wenn  die  Steuer  yon  einem  zur  Hälfte  verschuldeten  Grund- 
stück 100  Thlr.  beträgt,  der  Eigenthümer  davon  für  sich  50  Thlr.  ent- 
richtet, 50  Thlr.  aber  fixr  seine  Gläubiger  vorschiesst  und  sich  dafür  be- 
zahlt macht,  indem  er  jenen  50  Thlr.  weniger  Zinsen  zahlt  —  so  wür- 
den auch  die  verschuldeten  Grundbesitzer  nicht  überbürdet  und  ihre 
Pfiindbriefs-  und  Hypothekengläubiger  nicht  begünstigt  werden.  Wo 
sich  viel  der  todten  Hand ,  dem  Norddeutschen  Bunde  oder  dem  Preus- 
sischen  Piskus  gehörige  Immobilien  befinden,  empfiehlt  es  sich  ganz  be- 
sonders, die  Bedürfnisse  der  Gemeinden  und  der  Kreise  durch  Besteue- 
rung der  Immobilien  zu  bestreiten.  Dem  Norddeutschen  Bunde  ist  irgend 
eine  Steuerbefreiung  oder  Steuerbegünstigung  nicht  eingeräumt  worden 
und  die  Besteuerung  der  Grundstücke  des  Piskus  und  der  todten  Hand  ist 
den  Kreistagen  durch  die  Kreisordnungen  ebenso  wenig  verboten,  als  sie 
den  Gemeinden  durch  das  A.  L.  E.  oder  die  alte  Städteordnung  verbo- 
ten war.  Würde  auf  Grund  von  Gesetzen  oder  Verordnungen  irgend- 
wo eine  gänzliche  oder  theilweise  Preiheit  solcher  Immobilien  von  Kreis- 
oder Gemeindesteuern  beansprucht,  so  wäre  Legislative  oder  Executive 
mit  dem  Sinn  der  Art.  99  und  101  der  beschwornen  Verfassung  nicht 
im  Einklang.  Wenn  Piskus  von  seinen  Immobilien  nicht  in  gleicher 
Weise  Kreis-  und  Gemeindesteuern  zahlt,  wie  alle  anderen  Eigenthümer 
von  Immobilien  in  demselben  Kreise  und  derselben  Gemeinde,    so  sind 

153,680  Thlr.  brachte.  Statt  ihrer  wurde  von  1865  ab  aur  Gebäudesteuer  ein  6e- 
meindezuschlag  von  50 }  erhoben ,  der  auf  60,000  Thlr.  veranschlagt  wurde :  der 
Aa.sfaU  sollte  aus  der  Personalkommunalsteuer  gedeckt  werden.  Yergl.  v.  Ystdittm^ 
a.  a.  O.  S.  696.  Die  Grundbesitzer  sind  also  entlastet  und  die  Nichtangesessenen 
belastet,  oder  wenigstens  nicht'  ebenfalls  entlastet.  Die  Besitzer  der  Gebäude  in 
Breslau  haben  zur  gegenseitigen  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  einen  Vertrag 
mit  einander  niemals  abgeschlossen.  Es  ist  auch  nie  ein  Gesetz  publieirt,  wodurch 
eine  Gegenseitigkeitsfeuersocietät  der  Breslauer  Gebäudebesitzer  rechtlich  begründet 
worden  wäre.  Ein  Gebäudebesitzer ,  welcher  zur  Zahlung  von  Beiträgen  sich  hätte 
anhalten  lassen  und  dann  Brandschaden  erlitten  hätte ,  könnte  deshalb  Entschädi-^ 
gungsansprüche  nicht  gegen  einen  oder  alle  Gebäudebesitzer  einklagen,  sondern 
sich  lediglich  an  die  Stadtgemeinde  halten,  weil  nur  diese  nach  A.  L.  R.  II.  8. 
§.  1934  als  Versicherer  angesehen  werden  kann.  Die  Feuerversicherung  der  Ge- 
bäude ist  lediglich  zum  vermeintlichen  Vortheil  der  Grundbesitzer,  also  der  Hin- 
derzahl der  Einwohner,  gefährdet  aber  ohne  Zweifel  die  Mehrzahl,  die  Häuser 
nicht  haben.  Uebrigens  spekulirt  die  Breslauer  Gemeindeverwaltung  auf  Gefahr 
und  Kosten  der  Einwohner  nicht  bloss  im  Feuerversicherungsgeschäft,  sondern  sie 
betreibt  auch  Pfandleih  - ,  Sparkassen  - ,  Zettelbank  -  und  Gasfabrikationsgeschäfte, 
hat  sich  bei  Theater-  und  Eisenbahuspekulationen  bethejligt,  und  hatte  sich  früher- 
hia  auch  mit  Holzhandel  befasst. 
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zwar  die  Ausgaben  des  Staats  eben  so  viel  kleiner,  als  die  Einnahmen 
der  Kreise  und  Gemeinden.  Wenn  aber  die  Begierong  im  Staatshaus- 
haltsetat die  Ausgaben  des  Staats  kleiner,  oder  was  auf  dasselbe  hinaus- 
läuft, die  Einnahmen  desselben  grösser  erscheinen  lässt^  so  thut  sie  dies 
doch  nur  auf  Kosten  der  Kreise  und  Gemeinden,  auf  deren  Schultern 
sie  die  Last  ganz  unbilligerweise  abwälzt. 

Nach  der  Ton  y.  Manteuffel  und  y.  Westphalen  gegengezeichneten 
Städteordnung  für  die  sechs  östlichen  Proyinzen  yom  30.  Mai  1853  dürfen 
zwar  sowohl  physische  als  auch  juristische  Personen  nach  ihrem  Grund- 
besitz im  Gemeindebezirke  yon  der  Gemeinde  mit  Abgaben  belegt  wer- 
den.    Von  diesem  Grundsatz  abweichend,    können  jedoch  in  Bezug  auf 
Waldungen  Steuerbegünstigungen  stattfinden.     Gewisse  ertragsunfiihige 
oder  zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche  bestimmte  Grund- 
stucke, welche  dem  Staate,  den  Kreisen  oder  Gemeinden  gehören,  dürfen 
zu  Gemeindeabgaben  nur  in  dem  Masse  herangezogen  werden,   als  dies 
schon  yor  dem   B.  Juni   1834  geschehen  war.     Besitzer  neu  bebauter 
Grundstücke  können  zeitweilig  yon  Gemeindeabgaben  freigelassen  wer- 
den.    Geistliche,  Kirchendiener  und  Elementarschullehrer  sind  in  Bezug 
auf  ihre  Dienstgrundstücke    yon   Gemeindeabgaben   fortwährend   frei; 
auch  sind  sie  yon  direkten  persönlichen  Gemeindeabgaben  hinsichtlich 
ihres  Diensteinkommens  unter  gewissen  Voraussetzungen  ganz  frei.   Pur 
Militärärzte  finden  in  Bezug  auf  direkte  Gemeindeabgaben,    die  nicht 
nach  dem  Grundbesitz  erhoben  werden,    Begünstigungen  statt;    andere 
seryisberechtigte  Militärpersonen  des  Dienststandes  sind  dayon  ganz  frei. 
Das  Diensteinkommen  der  unmittelbaren  und  mittelbaren  Staatsdiener 
darf  yon  den  Gemeinden   nur  dann  besteuert  werden ,   wenn  auch  der 
Beitrag  der  übrigen  Einwohner  des  Orts  in  der  Form  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer  erhoben  wird,  und  darf  übrigens  in  diesem  Fall  immer 
nur  mit  der  Hälfte  seines  Betrages  zur  Quotisirung  gebracht  werden. 
Ciyil-  und  Militärbeamte ,  sowie  Empfanger  yon  Wartegeldern  und  Pen- 
sionen ,    werden  im  Allgemeinen  nach  gleichen  Grundsätzen  behandelt. 
Alle  diese  Steuerfreiheiten  und  Steuerbegünstigungen  sind  ledigHch  auf 
Kosten  der  Gemeinden  bewilligt.     Sie  soUten  nicht  noch  weiter  aus- 
gedehnt,   yielmehr  baldmöglichst  ganz  aufgehoben  werden,   wenn  die 
Gemeinden,  welchen  die  Hülfsquellen  abgeschnitten  werden,  nicht  fort- 
während in  ihrer  Entwicklung  ausserordentlich  gehemmt  und,  ähnlich 
wie  der  Preussische  Staat,   immer  mehr  in  Schulden  gerathen  aollen. 
MuBs  man  nicht  anerkennen,    dass  die  im  §.  26,  32,  33,  44,  56,  58 
der  Ordnung  für  sämmtliche  Städte  der  Preussi  sehen  Monarchie  yom 
19.  Noyember  1808,  welche  den  Namen  Stein  an  sich  trägt>  ausgespro- 
chenen Grundsätze  mit  der  Gerechtigkeit  mehr  im  Einklang  sind,  da  sie 
Steuerbefreiungen  und  Begünstigungen  nicht  statuiren  ?  und  glaubt  man, 

9* 
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dasB  neue  Gemeindeordnnngen  für  Stadt  und  Land  Segen  bringen  kön- 
nen, wenn  sie  anstatt  nach  Steinschen,  nach  den  Ideen  von  Manteoffel, 
Westphalen  und  Compagnie  ausgediftelt  werden?  (Yergl.  auch  oben 
S.  91). 

Wie  hoch  sich  die  Gemeinde-  und  Kreisschulden  im  ganzen  Staat 
belaufen,  lässt  sich  schon  deshalb  nicht  sicher  angeben,  weil  es  in  den 
östlichen  Provinzen  ausserhalb  der  Städte  noch  grosse  Flächen  giebt, 
die  zu  keinem  Gemeindebezirk  gerechnet  werden,  z.  B.  Staatsforsten 
und  was  man  in  neuerer  Zeit  zuweilen  als  selbstständige  Gutsbezirke 
bezeichnet  und  was  namentlich  in  Schlesien  das  Dominiale  hiess  und 
auch  wohl  noch  heisst  und  bis  Ende  1864  an  Grundsteuer  einen  niedri- 
geren Procentsatz  zahlte  als  das  sogenannte  Kusticale  ^).  Es  ist  auch 
nicht  bekannt,  ob  und  um  wie  yiel  die  Gesammtsumme  dieser  Schulden 
in  jedem  Jahre  gefallen  oder  gestiegen  ist.  Nach  dem  Gesetze  yom 
17.  Juni  1833  giebt  die  Gesetzsammlung  nur  in  so  weit  Auskunft,  als 
Privilegien  wegen  Ausfertigung  auf  den  Inhaber  lautender  Schuldver- 
schreibungen ertheilt  sind.  Solche  Privilegien  sind  ertheilt  worden 
nach  der  Gesetzsammlung  für 

Thir.  Thlr. 

1864  8  für  Städte  über      610,000  und  14  für  Kreise  über  1,104,000 

1865  11  -  -  -  1,206,500  -  24  -  -  -  1,545,500 

1866  17  -  -  -  9,060,000  -  29  -  -  -  2,612,100 

1867  17  -  -  -  3,212,000  -  13  -  -  -  998,600 

1868  12  -  -  -  4,315,000  -  41  -  -  -  3,379,850 

1869  17  -  -  -  7,693,200  -  27  -  -  -  2,192,800 

1)  In  den  Tabellen  und  amtlichen  Nachrichten  Ober  den  Preussischen  Staat  fSr 
das  Jahr  1849  Bd.  IV  S.  421—429  finden  sich  folgende  Nachrichten,  die  aber  nicht 
vollständig  sind: 

Betrag  des 
Gemeindever- 
mögens  in       Betrag  der 
Grundbesitz      Gemeinde- 
nnd  sonstigem     schulden 
Eigentham  im 
Geldwerth 

Thlr.  Thlr. 

in  den  60  einzelnen  Stfidten,  welche  mehr  als  10,000 

Ciyileinwohner  haben 36,439,845       16,622,915 

in  den  248  Stiidten,  welche  zwischen  3500  bis  10,000 

X   Civileinwohner  haben 26,711,809        3,842,839 

in   den   667  Städten  mit  weniger   als   3500  Civilein- 

wohnern 19,887,952        2,397,799 

in  den  Kreisen  des  platten  Landes,  von  welchen  Nach- 
richten angegeben  worden  sind 41,988,142         3,184,935 

Vergl.  auch  Boeckh^    Gutachten,    die  statistischen  Aufnahmen  über  die  Provinzial-, 
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Das  Yermögen  öffentlicher  Anstalten,  Institute  und  Stiftungen  kann 
als  Vermögen  des  Staats  nicht  angesehen  werden ,   wenn  es  auch  Öffent- 
liches Yermögen  ist.     Hierher  sind  z.  B.  zu  rechnen  Kirchen,   Schulen, 
Hospitäler,    Armenstiftungen.     Wenn  dieselben  eigenes  Yermögen  oder 
eigene  Einkünfte  haben,    so  könnten  die  Einnahmen  des  Gemeinwesens 
yielleicht  um  so  geringer  sein.     Die  Sache  ist  also  finanziell  yon  Wich- 
tigkeit,   da  der  Staat  an  Ausgaben  sparen  könnte.     Ohne  Bedenken  ist 
sie  aber  auch  nicht.     Das  Yermögen  könnte  grösser  werden ,  als  nöthig 
und  nützlich  ist.     Die  reich  dotirten  Englischen  Universitäten  leisten 
deshalb  nicht  eben  mehr  als  die  Deutschen  und  die  reich  dotirten  geist- 
lichen Stellen  in  England  sind  mitunter  Sinekuren.    Nöthig  ist  es  nicht, 
dass  eine  Kirche  reich  sei.    Es  ist  auch  nicht  g^t,  dass  die  Geistlichkeit 
irgend  einer  Kirche  durch  Beichthum  und  namentlich  durch  Grundbesitz 
mächtig  und  yon  der  Staatsgewalt  unabhängig  wird.     Für  den  Staats- 
kredit Preussens  würde  ein  Gesetz  empfehlenswerth  sein,   dass  Kirchen 
und  kirchliche  Anstalten ,  sowie  Beligions-,  Kirchen-  und  geistliche  Ge- 
sellschafben aller  Art  anderes  Eigenthum  als  Preussische  Staatsschuld- 
Terschreibimgen  künftig  rechtlich  nicht  mehr  durch  letztwillige  Yerord- 
nung  oder  Schenkung  oder  Kauf  oder  Pfiuidrecht  erwerben  können.     Es 
giebt    auch    Anstalten    zum    öffentlichen   Gebrauch,    die   Privateigen- 
thum  sein  könnten.     Chausseen,  Kanäle,  Brücken,  Eisenbahnen  können 
Eigenthum  yon  Gemeinden,    Gesellschaften  oder  Privatpersonen    sein. 
Wenn  diese  sie  mit  ihren  Kapitalien  angelegt  haben,    so  beziehen  sie 
auch  die  Einkünfte  davon.     Pur  das   Gemeinwesen  empfiehlt  es  sich, 
dass  solche  Anstalten  nicht  Staatsanstalten  sind.    Denn  die  Pinanzen  des 
Staats  werden  dann  nicht  ohne  Noth  verwickelt,  der  Staat,  d.  h.  die  Steuer- 
zahler, bleibt  von  Bisiko  frei,  die  Begierung  hat  weniger  Macht  und  weni- 
ger zu  verantworten,  und  kann  mit  grösserer  Unbefangenheit  und  Unpartei- 
lichkeit die  Interessen  der  einzelnen  Individuen  und  des  gesammtenYolks 
gegen  die  Eigenthümer    dieser  Anstalten   wahrnehmen   und  schützen. 
In  Preussen  hat  das  A.  L.  B.  ü.  6.  §.  25,  74,  189  sqq.  ausdrücklich  an- 
erkannt, dass  die  Bechte  der  Korporationen  nur  solchen  vom  Staate  ge- 
nehmigten Gesellschaften  zukommen,   die  sich  zu  einem  fortdauernden 
gemeinnützigen  Zwecke  verbunden  haben;    dass  bei  veränderten  Um- 
ständen der  Staat,  nach  dem  Ableben  des  Stifters,  der  Stiftung  eine  an- 
dere Richtung  geben  kann;    dass  er  auch,   wenn  der  im  Grundvertrage 
vorgeschriebene  Zweck  einer  Korporation  oder    Gemeine  nicht  femer 

Kreis-  und  Gemetndeabgaben  betreffend,  in  der  Zeitschrift  des  K.  P.  stat.  Bureaus, 
1863.  S.  i  sqq. 
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erreicht  werden  kann,  oder  gänzlich  hinwegfallt,  oder  wenn  dieser 
Zweck,  wegen  veränderter  Umstände,  dem  gemeinen  Wohl  offenbar 
schädlich  wird,  berechtigt  ist,  sie  ganz  aufzuheben,  worauf  —  wenn 
fiir  diesen  Fall  über  das  gemeinschaftliche  Vermögen  einer  öffentlichen 
Gesellschaft  keine  anderweitigen  Bestimmungen  in  ihren  Stiftungs- 
gesetzen Yorgeschrieben  sind  —  das  Vermögen  dem  Staate  zur  ander- 
weiten Verfügung  für  das  gemeine  Wohl  anheimfällt. 

Dass  das  Vermögen,  welches  in  die  todte  Hand  gelangt  ist,  der 
Staatsgewalt  unter  allen  Umständen  unzugänglich  wäre,  hat  die  Ge- 
schichte nicht  erwiesen,  wiewohl  die  Regierung  des  Osmanischen  Beichs 
zur  Verbesserung  ihrer  Finanzen  das  Gut  der  Moscheen  und  milden 
Stiftungen  u.  s.  w.,  das  Wakuf,  noch  nicht  angegriffen  zu  haben  scheint. 
Auch  in  andern  heidnischen  Ländern  scheint  sich  immer  noch  grosser 
Besitz  in  den  Händen  der  Priester  eu  befinden  ^).  Im  Komischen  Beiche 
wurden  in  der  christlichen  Periode  die  Güter  der  heidnischen  Tempel 
und  Priesterkorporationen  wenigstens  zum  Theil  dem  Vermögen  des 
Kaisers  zugeschlagen  ').  Im  Kirchenstaat  besitzt  einen  guten  Theil  des 
Grundeigenthums  der  Adel,  den  besseren  aber  die  Geistlichkeit  deren 
Grundbesitz  im  alten  Kirchenstaat  auf  195  Millionen  Scudi  Werth  berech- 
net wurde;  sie  ist  die  Erbin  der  Latifundien  ,  für  welche  schon  zur  Alt- 
römischen Zeit  der  kleine  Bauernstand  ausgekauft  wurde.  An  den  36  Q  M. 
des  Agro  Eomano  haben,  ausser  113  Familien,  64  Kongregationen  Eigen- 
thum.  Es  giebt  da  Pachtungen  von  300 — 200  Hektaren,  das  Pachtgut 
von  Campo-Marto  in  der  Provinz  Velletii  mit  86  □  Kilom.  gehört  einer 

1)  Unter  Wakf  versteht  man  die  mittelst  Schenkung  in  den  Besitz  der  Mo- 
scheen, Imamzadehs  und  Kadrasses  gekommenen  und  von  diesen  Instituten  verwal- 
teten Liegenschaften.  Im  Laufe  der  Zeit  war  das  Besitsthum  der  todten  Hand  aus- 
serordentlich angewachsen,  was  um  so  nachtheiligere  Folgen  hatte,  als  ein  grosser 
Theil  der  daraus  fliessenden  BevenQen  in  den  Tempel  zu  Kerbeiah,  die  vermeint- 
liche Qrabstitte  Ali's ,  also  auf  Türkisches  Gebiet  hinüberwanderte.  Nadir  -  Schah 
sah  sich  endlich  veranlasst,  einen  Theil  der  Wakf-Grundstücke  einzuziehen  und  die 
Sendungen  nach  Kerbeiah  abzuschaffen,  wogegen  den  Seiden,  den  Nachkommen  des 
Propheten,  aus  den  Einnahmen  von  Ispahan  eine  jährliche  Summe  von  40,000  Du- 
katen zugewiesen  wurde.  Seitdem  vermehren  sich  aber  die  Wakfs  wieder  von  Tag 
zu  Tage,  nicht  nur  durch  fromme  Stiftungen  und  VermJlchtnisse,  sondern  auch  durch 
Abtretungen  aus  weltlichen  Gründen.  Wenn  nämlich  ein  Würdenträger  in  Ungna- 
den zu  fallen  und  seine  Güter  konfiscirt  zu  sehen  fürchtet,  so  tritt  er  letztere  schnell 
der  Geistlichkeit  ab  mit  dem  geheimen  Vorbehalt,  dass  eine  Quote  des  Ertrags  sei- 
ner Familie  verbleibt  und  al^ährlich  von  der  Verwaltung  ausgezahlt  wird.  Obgleich 
ein  eigener  Minister  (vezirmaukufiit)  über  die  Wakfs  gesetzt  ist,  werden  sie  doch 
von  habgierigen  Priestern  nach  Willkühr  ausgebeutet,  und  es  wftre  daher  im  In- 
teresse der  Landeskultur  eine  abermalige  Einschränkung  derselben  dringend  zu 
wünschen.     J.  E.  JMaky   Persien,   das   Land  und   seine  Bewohner.    Bd.  n.    1865. 

S.  in. 

S)  Zeitschr.  für  die  ges.  Staatswisseoschaft.  1867.  S.  542. 
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Kirche  ^).  Welches  christliche  Land  übrigens  schlechter  als  der  Edr- 
chenstaat  regiert  war,  yermag  ich  nicht  anzugeben.  Wenn  in  einigen 
protestantischen  Ländern  Kirchengüter  von  den  Pursten  und  Regierun- 
gen eingezogen  worden  sind ,  so  ist  ein  Gleiches  auch  in  grossen  katho- 
lischen Ländern  geschehen.  In  Frankreich  wurden  1789  die  geistlichen 
Gtlter  für  Kationalgüter  erklärt  und  ihr  Verkauf  zum  Yortheil  des  Staats 
verordnet,  und  ähnli^e  Gesetze  ergingen  auch  für  die  Länder,  welche 
später  unter  Französische  Botmässigkeit  kamen.  Wenn  auch  Preussen 
Ton  den  Kaufgeldern  in  den  Gebieten,  die  es  1814/15  auf  der  linken 
Rheinseite  yon  Frankreich  erhielt^  nicht  mehr  viel  bezogen  hat,  so  war 
doch  den  Bewohnern  der  Rhein-  und  Moselgegenden  durch  den  Verkauf 
der  geistlichen  Güter  Seitens  der  Französischen  Regierung  die  vorher 
fiist  ganz  fehlende  Möglichkeit  gegeben  worden ,  sich  durch  den  Ankauf 
von  Grundeigenthum  allmälig  zu  mehr  oder  weniger  Wohlhabenheit 
emporzuarbeiten.  Schon  früher  hatte  der  R«ichsdeputationshauptschluss 
vom  25.  Februar  1803  (§.  35  sqq.  42.  61  sqq.)  alle  Güter  der  fundirten 
Stifter,  Abteien  und  Klöster,  katholischer  sowohl  als  A.  G.  Verwandten, 
Mittelbarer  sowohl  als  Unmittelbarer,  der  freien  und  vollen  Bisposition 
der  respektiven  Landesherren,  sowohl  zum  Behufe  des  Aufwandes  für 
Gottesdienst,  Unterrichts-  und  andere  gemeinnützige  Anstalten,  als  zur 
Erleichterung  ihrer  Finanzen  überlassen ,  auch  die  Aufnahme  von  Novi- 
zen von  der  Einwüligung  des  Landesherm  abhängig  gemacht.  Personen, 
welche  damals  schon  Klostergeistliche  waren  und  als  solche  Pensions- 
ansprüche  erlangt  haben,  werden  jetzt  schwerlich  noch  am  Leben  sein. 
Schon  das  zweite  Stück  der  neuen  Gesetzsammlung  für  die  könig- 
lich Preussischen  Staaten  enthielt  nicht  allein  das,  von  Hardenberg 
gegengezeichnete,  Edikt  über  die  Finanzen  des  Staats  vom  27.  Okto- 
ber 1810,  wonach  der  König  beschlossen  hatte,  die  geistlichen  Güter  in 
der  Monarchie  saknlarisiren  und  Behufs  Abzahlung  der  Staatsschulden 
verkaufen  zu  lassen  (S.  111),  sondern  zugleich  auch  das,  von  Harden- 
berg ebenfedls  gegengezeichnete,  Edikt  über  die  Einziehung  sämmtiicher 
geistlichen  Güter  in  der  Monarchie  vom  80.  ej.:   „In  Erwägung,   dass 

a.  die  Zwecke,  wozu  geistliche  Stifter  und  Klöster  bisher  errichtet 
wurden ,  theils  mit  den  Ansichten  und  Bedürfhissen  der  Zeit  nicht  ver- 
einbar sind,  theils  auf  veränderte  Weise  besser  erreicht  werden  können; 

b.  dass  alle  benachbarte  Staaten  die  gleichen  Massregeln  ergriffen  haben ; 
c  dass  die  pünktliche  Abzahlung  der  Kontribution  an  Frankreich  nur 
dadurch  möglich  wird;  d.  dass  Wir  dadurch  die  ohnedies  sehr  grossen 
Anforderungen  an  das  Privatvermögen  Unserer  getreuen  Unterthanen 
erroässigen,  verordnen  Wir  wie  folgt:  §.  1.  Alle  Klöster,  Dom-  und  an- 


1)  KOlner,  Handbuch  f&r  Staatskunde.  S.  899. 
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dere  Stifter,  Balleyen  und Commenden,  sie  mög^en  zur  katholischen  oder 
protestantischen  Beligion  gehören ,  werden  von  jetzt  an  als  Staatsgüter 
hetrachtet.  §.  2.  Alle  Klöster,  Dom-  und  andere  Stifter,  Balleyen  und 
Commenden  soUen  nach  und  nach  eingezogen  und  für  Entscliädigung 
der  Benutzer  und  Berechtigten  soll  gesorgt  werden.  §.  3.  Vom  Tage 
dieses  Edikts  an,  dürfen  a.  keine  Anwartschaften  ertheilt,  keine  Novi- 
zen aufgenommen  und  Niemand  in  den  Besitz  einer  Stelle  gesetzt  wer- 
den; b.  ohne  Unsere  Genehmigung  keine  Yeränderung  der  Substanz  vor- 
genommen werden;  c.  keine  Kapitalien  eingezogen,  keine  Schulden 
kontrahirt)  oder  die  Inventarien  yeraussert  werden ;  d.  keine  neue  Pacht- 
kontrakte ohne  Unsere  Genehmigung  geschlossen,  keine  ältere  verlän- 
gert werden.  Alle  gegen  diese  Vorschriften  unternommenen  Hand- 
lungen sind  nichtig.  §.  4.  Wir  werden  für  hinreichende  Belohnung  der 
obersten  geistlichen  Behörden  und  mit  demEathe  derselben  fiir  reichliche 
Dotirung  der  P&tnreien ,  Schulen ,  milden  Stiftungen  und  selbst  deijeni- 
gen  Klöster  sorgen,  welche  sich  mit  der  Erziehung  der  Jugend  und  der 
Sjrankenpflege  beschäftigen  und  welche  durch  obige  Vorschriften  ent- 
weder an  ihren  bisherigen  Einnahmen  leiden  oder  deren  durchaus  neue 
Eundirung  nöthig  erscheinen  dürfte/' 

In  der,  von  Hardenberg  gegengezeichneten,  Urkunde  über  die  Er- 
richtung des  königlich  Preussischen  Johanniterordens  vom  23.  Mai  1812 
sagte  der  König:  Wir  bestätigen  —  die  „gänzliche  Auflösung  und  Er- 
löschung der  Balley  Brandenburg  des  Johanniterordens,  des  Herren- 
meisterthums  und  der  Kommenden  derselben,  sowie  die  Einziehung  der 
sämmtlichen  Güter  des  Herrenmeisterthums  und  der  Kommenden  dieser 
Balley,  als  Staatsgüter;  wollen  und  verordnen,  dass  es  bei  dieser  gänz- 
lichen Auflösung,  Erlöschung  und  Einziehung,  in  allen  Eolgezeiten  ver- 
bleiben soll/'  In  dem  „Allerhöchsten  Erlass",  betreffend  die  Beorgani- 
sation  des  Johanniter-Ordens,  vom  15.  Oktober  1852,  den  v.  Manteuffel 
gegengezeichnet  hat  und  der  nach  Art.  62  und  63  der  Verfassung  ein 
„Gesetz"  oder  eine  „Verordnung"  nicht  ist,  heisst  es :  „Die  Balley  Bran- 
denburg des  evangelischen  St.  Johanniter-Ordens  ist,  unbeschadet  der 
durch  das  Edikt  vom  30.  Oktober  1810  erfolgten  Einziehung  der  Güter 
derselben  als  Staatsgüter,  wieder  hergestellt."  Im  Abgeordnetenhause 
kam  am  6.  December  1866  zur  Sprache,  dass  in  Betreff  der  evangeli- 
schen Stifter  Brandenburg,  Naumburg,  Merseburg  und  Zeitz  in  den 
Jahren  1817,  1845  und  1847  besondere  Elabinetsordres,  die  aber  nicht 
als  Gesetze  verkündigt  sind,  erlassen  worden,  und  das  Abgeordneten- 
haus beschloBs:  die  königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  das  durch 
den  Priedensvertrag  mit  Sachsen  vom  21.  Oktober  (Art.  20)  ihr  unbe- 
schränkt überlassene  jus  reformandi  auf  die  Stifter  Merseburg,  Naum- 
burg und  Zeitz  dahin  anzuwenden,  dass:    1,  keine  neue  Anwartschaften 
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erüieilt»  und  Niemand  in  den  Besitz  einer  Stelle  gesetzt  werde  (Kabinets- 
ordre  yom  30.  Oktober  1810  §.  3);  2,  die  Einkünfte  der  genannten  Stif- 
ter fortan  ausschliesslich  zu  kirchlichen  und  ünterrichtszwecken  ver- 
wendet werden  (Eabinetsordre  yom  28.  Februar  1845). 

Das  Edikt  von  1810  ist  übrigens  nach  A.  L.  R.  Einl.  §.  59  noch  in 
Kraft,  weü  es  durch  kein  späteres  Gesetz  ausdrücklich  wieder  aufgeho- 
ben ist.  Ohne  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Gewalt  können  neue 
Klöster  nach  den  durch  die  Verfassung  nicht  angehobenen  Bestimmun- 
gen des  A.  L.  E.  ü.  6.  §.  25  sqq.  IE.  11.  §.  939,  940  rechtlich  nicht  zu 
Stande  kommen.  Dass  gedachtes  Edikt  für  die  Territorien,  welche 
später  dem  Könige  yon  Preussen  unterworfen  worden  sind,  nicht  beson- 
ders publicirtist,  auch  nicht  bis  zum  1.  Oktober  1867  für  die  Gebiete, 
welche  er  1866  erworben  hat,  ist  auffallend.  Unbekannt  konnte  ja 
auch  dem  Finanzminister  und  allen  anderen  Ministem  die  Existenz 
z.  B.  der  yier  adeligen  Klöster  in  Schleswig -Holstein  nicht  sein,  welche 
zur  Versorgung  yon  81  adligen  Mädchen  dienen,  aber  als  Eigenthum 
der  Bitterschaft  als  solcher  niemals  anerkannt  worden  sind,  yielmehr 
gleich  jeder  andern  Stiftung  dem  stets  gegen  sie  geübten  jus  superiori- 
tatis  des  Staats  und  folgeweise  dem  daraus  entfliessenden  Eechte  sie 
aufzuheben,  wenn  ihre  Bestimmung  den  yeränderten  Bedürfiiissen  der 
Zeit  widerspricht,  unterliegen.  Es  war  der  Regierung  angerathen  wor- 
den, dieselben  ganz  einzuziehen  und  ihre  Güter  zum  Nutzen  des  Ge- 
meinwesens zu  yerwenden,  um  so  mehr,  als  die  Herzogthümer  der  Preus- 
sischen  Monarchie  eine  Schuldenlast  yon  mehr  als  60,000,000  Thlr.  Pr. 
und  ein  unbedeutendes  Aktiyyermögen  an  Domänen  zugebracht  haben  ^). 
Im  Jahre  1869  soll  es  im  Preussischen  Staate  14  Jesuitenklöster  und 
123  Jesuiten  mit  10  Noyizen,  im  Ganzen  746  Klöster  mit  5086  Kloster- 
brüdern und  Frauen  und  861  Noyizen  und  Laien  gegeben  haben.  Da 
unmöglich  die  Preussische  Eegierung  Klöster  heut  „mit  den  Ansichten 
und  Bedürfnissen  der  Zeit  yereinbar"  und  gegenwärtig  eine  Verminde- 
rung der  Staatsschulden  für  schädlich  hält,  so  wäre  ihr  dringend  zu 
empfehlen,  endlich  ohne  Verzug  alle  faktisch  yorhandenen  Kloster- 
Anstalten  mit  anhängendem  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen 
jeder  Art  in  Beschlag  zu  nehmen  —  was  natürlich  ohne  irgend  eine 
yorherige  Andeutung  und  zu  derselben  Stunde  im  ganzen  Lande  uner- 
wartet ausführen  zu  lassen  ein  Finanzminister  den  Muth  haben  müsste 
—  um  dies  Vermögen  zur  Abzahlung  yon  Staatsschulden  zu  yerwenden, 
wobei  es  sich  yon  selbst  yersteht,  dass  diejenigen  physischen  oder  juri- 
stischen Personen,   welche  sich  durch  diese  Massregel  etwa  in  ihren 


1)  Da»  Klosterrecht  der  Schleswig  -  Holsteinischen  Ritterschaft,   in   den  Grens- 
boten  vom  24.  Hai  1867.  S.  355—858. 
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Rechten  gekränkt  halten  möchten ,  nicht  gehindert  werden  dürfen,  den 
Fiskus  im  Wege  Eechtens  in  Ansprach  zu  nehmen. 

Im  Königreich  Italien  bleihen  die  geistlichen  Güter  trotz  des  Wi- 
derspruchs des  Papstes  in  seiner  Allokution  vom  20.  September  1867 
nicht  uneingezogen  und  unverkauft. 

Was  Spanien^)  betrifft,  so  wurde  1868  die  Aufhebung  der  Klöster 
und  religiösen  Kongregationen,  welche  seit  dem  Jahre  1835  ins  Leben 
gerufen  waren,  verfügt  und  die  Güter  derselben  für  Staatseigenthum 
erklärt.  Ben  Jesuitenorden  hob  folgendes  Dekret  auf:  Ich  verordne 
die  Aufhebung  des  regulären  Ordens,  genannt  die  „Gesellschaft  Jesu" 
für  die  Halbinsel  und  die  benachbarten  Inseln.  Alle  ihre  Seminarien 
und  Kollegien  sind  binnen  drei  Tagen  zu  schüessen.  Zu  diesem  Ende 
werden  von  der  zuständigen  Behörde  die  specieUen  Befehle  an  die  Auto- 
ritäten der  Provinzen,  in  denen  sich  jene  Institute  befinden,  erlassen 
werden.  In  die  genannten  Institute  sind  inbegriffen:  alle  Güter  und 
Effekten  mobilierer  und  immobilierer  Ordnung,  Gebäude  wie  Einkünfte, 
welche  einen  Theil  der  Nationalgüter  ausmachen  werden,  gemäss  der 
Verfügung  des  K.  Dekrets  vom  4.  Juli  1835.  Die  Mitglieder  des  auf- 
gehobenen Ordens  dürfen  sich  nicht  mehr  in  Gemeinschaft  vereinigen, 
ihre  Ordenstracht  nicht  anlegen,  noch  in  irgend  einer  Weise  von  den 
Oberen  der  Gesellschaft,  mögen  sich  dieselben  innerhalb  oder  ausserhalb 
Spaniens  befinden,  abhängig  sein.  Diejenigen  Mitglieder,  welche  die 
Ordination  noch  nicht  emp&ngen  haben  sollten,  bleiben  durchaus  der 
gewöhnlichen  Giviljurisdiktion  unterworfen.  Ich  beauftrage  die  hoch- 
ehrwürdigsten Erzbischöfe  und  die  hochwürdigen  Bischöfe,  sowie  alle 
diejenigen,  welche  die  Civil-  oder  geistliche  Jurisdiktion  ausüben,  Jeden« 
so  weit  es  ihn  betrifft,  mit  der  pünktlichen  Ausführung  der  gegenwär- 
tigen Verfügung,  gemäss  der  pragmatischen  Sanktion  vom  2.  April  1767 
und  dem  Sr.  Heiligkeit  vom  21.  Juli  1773.  Madrid,  den  12.  Oktober 
1868.     Der  Minister  der  Gnaden  und  der  Justiz  Antonio  Romero  Ortiz. 

Nicht  bloss  in  Europa  wird  das  Vermögen  des  reichen  Klerus  von 
der  Staatsgewalt  eingezogen  und  zur  Veräusserung  gebracht.  Wie  bitter 
Erzherzog  Max  (f  19.  Juni  1867)  —  schrieb  man  von  Wien  im  Septem- 
bei  1867  —  in  seinen  Erwartungen  getäuscht,  wie  schwer  er  von  der 
Mexikanischen  Geistlichkeit  und  der  Römischen  Kurie  betrogen  wurde, 
darüber  giebt  ein  in  Paris  bei  Amyot  erschienenes  Buch;  „La  Cour  de 
Rome  et  TEmpereur  Maximilien"  ebenso  merkwürdige  als  traurige  Auf- 
schlüsse. Auf  die  hier  gesammelten  Dokumente  gestützt,  kann  man 
die  Ansicht  aussprechen,  Maximilian  sei  nicht  dem  Siimpfe  mit  den 
Republikanern,    seinen    offenen   und    ehrlichen  Feinden,    sondern   der 


1)  Vergl.  auch  Ctarrido,  Das  heutige  Spanien.  Kap.  X. 
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Hartnäckigkeit  des  Kömischen  Hofes  nnd  den  schleichenden  Intrigaen 
der  Mexikanischen  Geistlichkeit,  den  Bänken  seiner  angehlichen  Freunde 
erlegen.  In  den  ehen  so  frommen  als  tief  demoralisirten  Nenspanischen 
Republiken  konzentrirt  sieh  fast  aller  Reichthum  in  den  Händen  der 
Geistlichkeit.  So  war  es  auch  bis  vor  wenigen  Jahren  in  Mexiko,  wo 
man  das  EirchenTermögen  auf  mindestens  fünfhundert  Millionen  Prancs 
schätzte.  Diese  Annahme  ist  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  gegriffen, 
denn  der  Reichthum  der  einzelnen  Klöster  war  ungeheuer.  —  Im  Jahre 
1858  fasste  Präsident  Comonfort  auf  Anrathen  seines  Freundes  Zuloaga 
den  Entschluss,  die  geistlichen  Güter  zu  säkularisiren ,  oder,  wie  man 
sich  in  Mexiko  nicht  unpassend  ausdrückte,  die  Nationalisation  des  Kir- 
cbenvermögens  vorzunehmen.  Der  Widerstand,  auf  den  die  nothwen- 
dige  Massregel  stiess,  war  natürlich  ungeheuer.  Comonfort's  Sturz 
war  theilweise  durch  die  Geistlichkeit  herbeigeführt ,  allein  Zuloaga 
setzte  das  einmal  begonnene  Werk  fort  und  Juarez  erliess  1861  die  be- 
rühmten Reformgesetze,  welche  den  Verkauf  der  Eirchengüter  unter 
Temünftigen,  für  beide  Theile  billigen  Beding^ungen  regelten,  die  Geist- 
lichkeit aber  zu  dem  Entschlüsse  brachten,  lieber  ihr  Vaterland  an  die 
Fremden  zu  yerrathen,  als  etwas  Ton  ihrem  Reichthum  zu  opfern.  — 
Dass  der  Klerus  in  Mexiko  das  Kaiserthum  ebenso  benöthigte ,  wie  das 
Kaiserthum  ihn,  sah  man  weder  in  Rom  noch  in  Mexiko  ein.  Die 
Geistlichkeit,  welche  die  Republik  yerrathen,  um  ihre  Schätze  zu  sichern, 
verrieth  aus  demselben  Beweggrunde  den  Kaiser.  Sie  hat  ihren  vollen 
Antheil  an  der  Katastrophe  von  Queretaro,  aber  auch  bereits  ihre  Strafe 
für  die  doppelte  Treulosigkeit.  Die  liberale  Fahne  weht  hoch,  der  Ver- 
kauf der  Kirchengüter  wird  bis  zum  letzten  Grundstück  fortgesetzt,  die 
Klöster  werden  geschlossen,  Mönche  und  Nonnen  vertrieben,  die  Herr- 
schaft der  Geistlichkeit  in  Mexiko  ist  für  immer  gebrochen.  Es  ist  ein 
gerechtes  Gericht,  das  nun  über  sie  ergeht:  an  ihrer  Haltung  aber  und 
dem  Benehmen  der  Römischen  Kurie  gegen  den  armen  Kaiser  Maxi- 
milian mögen  sich  die  katholischen  Mächte  Europas,  möge  sich  Oester- 
reich  ein  warnendes  Beispiel  nehmen! 

Allerdings  ist  die  Priesterpartei  in  Mexiko  immer  noch  eine  sehr 
gefahrliche,  weil  sie  eben  im  Stillen  bohrt  und  treibt  und  in  dem  Sturz 
der  jetzigen  Regierung  die  einzige  Hoffnung  sieht,  wieder  zu  Macht  zu 
kommen.  Aber  auch  diese  Hoffnung  ist  eine  verlorne ,  denn  keine  Re- 
gierung der  Welt  könnte  das  Edikt,  welches  die  Kirchengüter  konfiscirte, 
zu  einer  Zeit  aufheben,  wo  schon  der  grösste  Theil  derselben  meist  aus- 
schliesslich in  die  Hände  von  Fremden  übergegangen  ist,  die  sich  vor 
der  gedrohten  Exkommunikation  beim  Ankauf  nicht  besonders  fürchten  i). 

1)  F.  Oerstäcker,   Neue  Reisen  durch  die  Vereinigten  Staaten,  Mexiko  u.  s.  w. 
Bd.  U,  1868.  8.  269. 
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Seinen  in  der  yorgelegten  Bill  enthaltenen  Plan  über  die  Absohaf- 
fimg  der  proteBtantischen  Staatskirche  in  Irland  entwickelte  Gladstone 
in  der  Sitzung  des  ünterhaases  rom  1.  März  1869.  Was  insbesondere 
die  Kirchengüter  und  den  Frozess  der  Einziehung  betrifft,  so  sollte  eine 
neu  zu  ernennende  Kommission  das  Einkommen  des  einzelnen  Pfründen- 
Inhabers  feststellen,  davon  seine  Kosten  für  Hülfsgeistliche  (curates)  ab- 
ziehen und  ihm  dem  Nettobetrag  auszahlen,  so  lange  er  seine  Amts- 
pflichten erfülle.  Es  würde  ihm  freigestellt  bleiben,  statt  dessen  die 
Umwandlung  dieser  Einkünfte  in  eine  Lebenrente  nachzusuchen.  Be- 
züglich der  Hülfsgeistlichen  würde  nach  demselben  Prinzip  yerfeihren. 
PriTatschenkungen  an  Kapitalien  bis  zum  Jahre  1660  zurück  würden 
der  Kirche  unversehrt  verbleiben.  In  Betreff  der  Kirchen  würde  eben 
ein  Gleiches  geschehen,  wenn  sich  die  Gemeinde  verbindlich  mache, 
die  Erhaltungskosten  zu  tragen.  Die  St.  Patrick's  Kathedrale  in  Du- 
blin dagegen  und  etwa  ein  Dutzend  andrer,  namentlich  aufgeführten 
Kirchen  sollen  als  nationale  Baudenkmaler  auf  Staatskosten  im  Stande 
gehalten  werden.  Die  Pfarrerwohnungen  ferner  würden  unter  dersel- 
ben Bedingung  wie  die  Kirchen  den  Gemeinden ,  oder  vielmehr  der  die 
Gesammtheit  derselben  vertretenden  Versammlung  übergeben  werden 
und  die  Priedhöfe  würden  mit  Yorbehalt  aller  bestehenden  Hechte  bei 
den  Kirchen  bleiben.  Auch  waren  den  Gemeinden  gegen  ein  Billiges 
Ländereien  zum  Gebrauche  der  Geistlichen  kauflich  zu  überlassen.  Die 
presbjterianischen  Geistlichen  wie  die  katholischen,  welche  auf  Kosten 
des  regium  donum  und  der  Dotation  für  das  Seminar  in  Maynooth  an- 
gestellt sind,  würden  in  derselben  Weise  abgefunden  wie  diejenigen  der 
Staatskirche  und  es  soll  der  vierzehnfache  Betrag  der  verschiedenen  Ge- 
hälter kapitalisirt  den  genannten  Eeligionsgenossenschaften  ein  für  alle- 
mal zugewiesen  werden,  um  die  Härte  des  plötzlichen  Ueberganges  zu 
mildem.  Die  jetzt  bestehende  Pachtabgabe,  welche  aus  dem  früheren 
Zehnten  umgewandelt,  einen  Haupttheil  der  Kircheinkünfte,  kapitalisirt 
etwa  9,000,000  £,  darstellt,  geht  mit  der  Zeit  ganz  ein,  und  zwar  so, 
dass  die  Landwirthe  sie  entweder  um  das  22-}-fache  des  jährlichen  Be- 
trages ablösen,  oder  aber  in  25  Jahren  in  jährlichen  Abschlagszahlungen 
wie  eine  gleichzeitig  zu  verzinsende  und  zu  tilgende  Anleihe  abtragen. 
Neben  den  aus  der  Pachtabgabe  erzielten  9,000,000  £  beläuft  sich  d^ 
übrige  Besitz  der  Kirche  noch  auf  7,000,000  £.  Die  Hälfte  des  Ge- 
sammtbetrages  würde  auf  Entschädigungen,  Abfindungen,  Abzahlungen 
von  Hypotheken  und  die  Kosten  der  Liquidation  zu  verwenden  sein 
(4,900,000  £  für  die  Geistlichen,  800,000  £  für  Hülfsgeistliche,  Ent- 
schädigung für  Laien  900,000  £,  Hypotheken  250,000  £,  Abfindung 
der  Presbyterianer  1,000,000  £).  In  der  Präge,  was  soll  mit  den  übrig 
bleibenden  800,000  £  geschehen,   gipfelte  sich  Gladstone's  Rede,    und 
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erhöhte  noch  die  erwartende  Spannung  seiner  Ztihörer,  als  er  eine  Reihe 
von  Vorschlägen,  die  von  andrer  Seite  gemacht  worden  waren,  nach 
der  Reihe  abfertigte ,  beror  er  erklärte ,  er  wolle  diese  Summe  zur  Lin- 
derung unvermeidlicher  Unglückszustände  und  Leiden,  die  zunächst 
nicht  in  den  Bereich  der  Armengesetze  fallen,  verwenden.  Im  einzel- 
nen bestimmte  er  dann  185,000  £  jährlich  für  Lrenhäuser,  20,000  £ 
für  Zufluchtshäuser  für  Blödsinnige,  30,000  £  fUr  Taubstummen-  und 
Blindenanstalten,  15,000  £  für  die  Heranbildung  von  Krankenwärterin- 
nen, 10,000  £  Üir  Besserungsanstalten  und  51,000  £  für  Grafschafts- 
krankenhäuser —  im  Ganzen  311,500  £  jährlich.  Gladstone  endete 
seine  Rede  mit  einem  an  das  Haus  gerichteten ,  von  lautem  Beifall  be- 
gleiteten Schlüsse,  in  welchem  er  die  Bill  als  folgenschwer  und  bedeu- 
tend, als  einigermassen  hart  ftir  den  Irischen  Klerus,  aber  doch  als 
müde  und  gerecht  charakterisirte  und  trotz  des  bedeutenden  ümfanges 
dieser  Angelegenheit  ihr  doch  eine  baldige  Erledigung  vorhersagte.  — 
Und  am  26.  Juli  ej.  geschah  im  Oberhause  die  Yorlesung  der  königli- 
chen Sanktion  zu  dem  Gesetze,  welches  die  Entstaatlichung  und  Ent- 
pfründung  der  Irischen  Kirche  ausspricht. 


§.  IS.     UBTHEILEN  ÜBER  FINANZEN. 

Die  bisherigen  Betrachtungen  werden  ergeben,  dass  nach  Angaben 
über  die  Einnahme  und  Ausgabe  eines  Staats  ein  Urtheil  über  den  wirth- 
schaftlichen  Zustand  eines  Volks  noch  nicht  gebildet  werden  kann.  Die 
nicht  selten  danach  aufgestellten  Berechnungen  über  den  Betrag  der 
Steuern  pro  Kopf  haben  wenig  Werth,  und  muss  man  sich  hüten,  da- 
nach allein  Yergleichungen  zwischen  verschiedenen  Ländern  anzustel- 
len. Es  kann  sich  ein  anscheinend  geringer  Steuerbetrag  pro  Kopf  im 
Durchschnitt  berechnen  und  dennoch  können  die  Steuern  sehr  drückend 
sem ,  wenn  sie  ungerecht  vertheüt  sind.  Der  Steuerbetrag  kann  auch 
sehr  hoch  erscheinen,  wenn  man  von  dem  Gesammtbetrag  der  öffentli- 
chen Einnahmen  diejenigen  nicht  abzieht,  welche  nicht  aus  Steuern 
kommen.  Endlich  kommt  noch  in  Betracht,  ob  die  Angaben  über  die 
öffentlichen  Einnahmen  sich  auf  den  Bruttoertrag  beziehen  oder  auf  den 
Ertrag  nach  Abzug  der  Erhebungskosten.  Zwei  Staaten  von  ähnlicher 
Grösse  und  Bevölkerung  und  ähnlichen  natürlichen  Verhältnissen  kön- 
nen bei  gleichen  Einnahmen  und  Ausgaben  doch  sehr  verschieden  sein. 
Es  kommt  dabei  immer  noch  darauf  an ,  was  aus  den  Einnahmen  des 
Staats  zu  bestreiten  ist,  und  was  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen  ausser- 
dem ftir  sich  aufbringen  und  leisten  müssen ;  ob  Klerus  und  Schule  vom 
Staat,  von  Gemeinden,  oder  von  Stiftungen  erhalten  werden ;  ob  Chaus- 
seen,  Kanäle,   Eisenbahnen,   Telegraphen  auf  Kosten  und  Gefahr  des 
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Staats  oder  yon  Gesellschaften  angelegt  und  erhalten  werden;  ob  für 
Hospitäler  und  Armenanstalten  viel  Yermögen  von  Friyaten  geschenkt 
ist;  und  was  überhaupt  der  Friyatindustrie  und  der  Wohlthätigkeit  der 
Individuen  anheimfallt.  Vergleicht  man  verschiedene  Länder,  so  darf 
man  auch  nicht  unbeachtet  lassen ,  auf  welche  Zeit  sich  die  zu  verglei- 
chenden Nachrichten  beziehen,  da  man  verschiedene  Länder  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  nicht  wohl  wird  vergleichen  wollen.  Fast  allenthal- 
ben beziehen  sich  die  Angaben  auf  den  Zeitraum  eines  Jahres,  aber 
nicht  eben  des  Kalenderjahrs.  Das  Bechnungs-  oder  Finanzjahr  beginnt 
in  England  mit  dem  1.  April;  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  dem 
1 .  Juli ;  in  Freussen  begann  es  sonst  mit  dem  1 .  Juni ,  doch  seit  dem 
1.  Januar  1815  ist  das  Kalendeijahr  auch  das  Rechnungsjahr.  Den  An- 
trag, die  Staatsregierung  aufisufordern,  dass  sie  die  nöthigen  Vorberei- 
tungen treffen  möge,  um  das  Etatsjahr  künftig  auf  die  Feriode  vom 
1 .  Juli  des  einen  bis  30.  Juni  des  folgenden  Jahres  zu  verlegen  und  den 
Etat  jährlich  mindestens  vier  Monate  vor  Anfang  der  Etatsperiode  vor- 
zulegen, hat  das  Abgeordnetenhaus  am  25.  Januar  1867  abgelehnt 

Nicht  in  allen  Ländern  kommen  die  Besultate  der  FinanzverwaL- 
tung  regelmässig  und  vollständig  ans  Tageslicht;  auch  ist  darüber  nicht 
in  allen  Ländern  die  Begierung  selbst  im  Klaren.  So  war  in  Deutsch- 
land mitunter  das  Kassen wesen  so  verwickelt,  dass  man  den  gesammten 
Betrag  der  Staatseinkünfte  nicht  zu  ermitteln  wusste.  Es  hatte  sich 
vom  Mittelalter  her  eine  Unterscheidung  zwischen  Kammerkasse  und 
Steuerkasse  erhalten.  In  Freussen  hörte  die  ständische  Steuerbewilli- 
gung unter  Friedrich  Wilhelm  I  zwar  auf.  Er  behielt  aber  die  Tren- 
nung zwischen  Kammerkasse,  die  den  Namen  Domänenkasse  führte, 
und  Steuerkasse ,  die  Kriegskasse  hiess,  sowohl  bei  den  FrovinzialkoUe- 
gien,  wie  bei  dem  Generaldirektorium  bei,  und  erst  nach  1806  wurden 
diese  Verhältnisse  geändert  (S.  6 — 8).  Dass  das  Bechnungswesen  nach 
einem  festen  System  geordnet  und  nach  bestimmten  Grundsätzen  ge- 
handhabt wird ,  ist  von  grosser  Wichtigkeit  und  gewiss  könnten  die  Be- 
gierungsleute in  dieser  Beziehung  von  den  Kaufleuten  noch  viel  lernen. 
Schon  am  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  schlug  Simon  Sterin  aus 
Brügge  die  Einführung  der  doppelten 'Buchhaltung  in  die  Staatsreoh- 
nungen  dem  Statthalter  der  Niederlande  Moritz  von  Nassau  und  dem 
Minister  Sully  in  Frankreich  vor.  Durch  ersteren  wurde  der  Antrag 
wirklich  angenommen,  letzterer  lehnte  ihn  jedoch  ab.  Auch  1716 
machte  der  damalige  Finanzminister  Herzog  von  NoaiUes  einen  Versuch 
der  Einführung  dieser  Buchhaltungsmethode ,  allein  die  damaligen  Ele- 
mente des  Staatshaushalts  Frankreichs  waren  nicht  der  Art,  dass  eine 
geordnete  und  strenge  Buchführung  hätte  auf  sie  angewendet  werden 
können.     Jetzt  werden  in  Frankreich  alle  Bücher  der  Hauptrechnungs- 
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leger  nach  der  doppelten  Bachhaltung  mit  thunliohBter  Beibehaltung  der 
im  Budget  enthaltenen  Einnahme-  und  Ausgaberubriken  geföhrt.  Jeder 
Artikel  des  Joumab  erscheint  unter  passend  gewählten  Eubriken  dop* 
pelty  unter  den  Einnahmen  und  unter  den  Ausgaben  eingetragen,  so 
dass  stets  jede  Eintragung  sich  selbst  kontrolirt.  Danach  ersieht  man 
dann  deutlich,  was  für  jeden  einzelnen  Gegenstand,  z.B.  für  einen  be- 
stimmten Bau,  im  Finanzgesetze  veranschlagt,  liquidirt,  zur  Zahlung 
angewiesen,  wirklich  ausgezahlt  worden  ist»  welche  Summen  jedem  ein- 
zelnen Bechnungsleger  ursprünglich  zur  Last  geschrieben  waren,  welche 
aUmälig  zugewachsen,  abgeschrieben,  getilgt  worden  sind,  wie  hoch 
sich  also  seine  Schuldigkeit  am  Jahresschlüsse  stellt.  Als  festes  — 
auch  in  Preussen  1808  (S.  7)  aufgestelltes,  aber  nicht  immer  strenge 
befolgtes  —  Princip  gilt  übrigens,  dass  alle  Einnahmen  ohne  Unter- 
schied in  das  Ressort  des  Finanzministers  gehören,  und  dass  demnach 
kein  Minister  über  Einnahmesummen,  die  unabhängig  yon  den  ihm  be- 
willigten Krediten  bei  einzelnen  der  ihm  unterstehenden  Bienstzweigen 
sich  ergeben  könnten,  yerfügen  kann.  Aus  diesen  Gründen  werden 
z.  B.  die  Einnahmen  von  forti£katorischen  Gründen ,  von  landwirth- 
scbaftüchen  Instituten,  von  den  ^coles  des  arts  et  m^tiers,  von  Militär- 
erziehungshäusem  und  dergleichen,  dann  von  unbrauchbar  gewordenen 
Materialien  bei  den  Finanzkassen  eingehoben  und  verrechnet,  und  nicht 
etwa  bei  Müitärkassen  ^).  So  viele  gute  Seiten  die  Französische  Fi- 
nanzverwaltung nun  auch  haben  mag,  so  dürfte  sie  doch  gegen  die 
Englische  in  der  Beziehung  zurückstehen,  dass  letztere  die  Resultate 
ihrer  Verwaltung  sehr  schnell  der  Welt  bekannt  zu  machen  im  Stande 
ist  Schon  in  den  ersten  Tagen  jedes  Monats  oder  wenigstens  jeden 
Quartals  berichten  alle  grossen  Englischen  Zeitungen  vollständig,  was 
die  Haupteinnahm^rubriken  im  ebenverflossenen  Monat,  Quartal  und 
Jahr  eingebracht  haben,  und  wie  der  Ertrag  gegen  die  vorjährige  Periode 
gestiegen  oder  gefallen  ist. 

Behörden  zur  Eontrole  der  Rechnungen  hat  es  in  Preussen  schon 
im  vorigen  Jahrhundert  gegeben  (S.  4).  Im  Jahre  1817  ordnete  Fried- 
rich Wilhelm  III  wieder  eine  GeneraJkontrole  der  Finanzen  für  das 
gesammte  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  an,  verbunden  mit  einer 
Staatflbuchhaltung,  welche  über  den  Zustand  der  Finanzen  genaue  ITeber- 
sichten  fuhren  sollte.  Die  am  1 8.  December  1 824  von  ihm  erlassene 
Instruktion  für  die  Oberrechnungskammer  ist  nicht  durch  die  Gesetz- 
sammlung, auch  nicht  durch  die  Amtsblätter  aller  Regierungen,  und 
nur  im  Auszuge  publicirt.  Die  Generalkontrole  wurde  1826  wieder 
aufgehoben  und  dafür  die  Staatsbuchhalterei  errichtet.     Letztere  hörte 

1)  Yergl.   V,  Hoch^j  FinAnzverwaltong  Frankreichs,   1857.  S.  9isqq.     Oamierj 
TniU  de  Finances.  p.  320.  321.  432. 
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1844  auf,  und  ihre  Funktionen  sollten  auf  das  EinanzminiBteriam  über- 
gehen. Die  Preussischen  Kassen-  und  Eechnungseinrichtungen  haben 
sich  zeitgemäss  nicht  so  ausgebildet,  als  zu  wünschen  wäre  ^).  Von 
der  Eegel ,  dass  dem  Einanzminister  die  Erhebung  der  Staatseinnahmen 
obliegt,  giebt  es  Ausnahmen.  Bei  aUen  Ministerien  kommen  Einnahmen 
Tor.  So  erhebt  der  Handelsminister  die  Einnahmen  der  Porzellanmanu- 
faktur, der  Bergwerke,  der  Hütten,  der  Salinen,  der  Eisenbahnen,  und 
bevor  die  Post-  und  Telegrapheneinnahmen  dem  ^Norddeutschen  Bunde 
überlassen  wurden,  auch  diese.  Der  Justizminister  erhebt  bedeutende 
Steuern  unter  dem  Namen  Gerichtskosten.  Lauge  Zeit  waren  die  Bank 
xmd  die  Seehandlung,  1835  bis  1848  auch  die  Domänen-  und  Forstrer- 
waltung  von  dem  Finanzministerium  unabhängig,  und  sogar  mit  dem 
Staatsschuldenwesen  hatte  der  Finanzminister  als  solcher  in  den  dreissig 
Jahren  von  1820  bis  1850  fast  nichts  zu  thun.' 

Es  ergiebt  sich  aus  dem  bisher  Dargestellten,  dass  man  mit  der 
ganzen  Organisation  der  Begierung  eines  Landes  vertraut  sein  muss, 
wenn  man  über  die  wirthschaftliche  und  finanzielle  Lage  desselben  ein 
begründetes  Urtheil  aussprechen  will.  Je  mehr  übrigens  alle  Schichten 
des  Volks  selbst  damit  vertraut  sind,  je  mehr  die  Begierung  also  dafür 
sorgt,  dass  Jedermann  sich  über  alle  öffentliche  Angelegenheiten  unter- 
richten kann,  desto  weniger  hat  sie  zu  förchten,  dass  das  Volk  Unzu- 
friedenheit über  sie  äussert  oder  empfindet.     Abgaben  und  Lasten,  wor- 


1)  Untenn  15.  Juni  1866  empfahl  das  Kriogsministeriain  einen  wichtigen  Theil 
der  Krankenpflege  im  Kriege,  die  Reservelazarethe  im  Innern  des  Landes,  „der 
hilfsbereiten  Humanität  nnd  dem  opferwilligen  Patriotismas"  und  gestand  selbst  zu, 
falls  den  Reservelazaretheinrichtungen  in  Folge  kriegerischer  Operationen  eine  noch 
grössere  Ausdehnung  gegeben  werden  müsste,  dann  dürfte  die  Hilitfirverwaltang 
kaum  im  Stande  sein,  für  die  Verwaltung  dieser  Lazarethe 'sachkundiges  Personal 
in  ausreichender  Zahl  zu  erlangen,  ,,da  es  seine  Schwierigkeit  hat,  sich  in  das  mit 
der  Verwaltung  von  Staatsanstalten  der  Kontrole  wegen  nothwendig  verbundene, 
mitunter  komplicirte  Rechnungswesen  noch  dazu  im  Drange  der  Umstände  leicht 
hineinzufinden.'*  In  den  Motiven  zu  dem  Gesetz  vom  31.  Mai  1867  wegen  Ausfüh- 
rung des  Gesetzes  vom  28.  September  1866 ,  betreffend  den  durch  den  Krieg  von 
1866  hervorgerufenen  ausserordentlichen  Geldbedarf,  heisst  es,  es  würde  ein  Ver> 
such,  die  Kosten  des  Kriegs  annähernd  zu  ermitteln  und  nachzuweisen,  kaum  ein 
mehr  zuverlässiges  Ergebniss  liefern  wie  die  Kostenüberschläge,  welche  bei  Gele- 
genheit der  Berathung  des  Gesetzes  vom  28.  September  1866  aufgestellt  und  in 
ihrem  Resultat  mitgetheilt  worden  sind.  Jedenfalls  würde  eine  solche  Ermittelung 
als  eine  Rechenschaftsablegung ,  wie  das  Gesetz  sie  verlangt,  nicht  angesehen  wer> 
den  können,  und  es  würde  daher  Billigung  finden,  dass  die  Staatsregierung  von 
einer  derartigen  Aufstellung  Abstand  genommen  habe.  Was  die  Mittel  zur  Deckung 
der  Kriegskosten  betrifft,  so  liege  es  auf  der  Hand,  dass  erst  nach  geschehener 
Feststellung  der  letztern  über  die  Beschaffung  der  Mittel  Rechenschaft  gegeben 
werden  könne,  indem  die  Höhe  der  Mittel  durch  die  Höhe  der  Ausgaben  bedingt 
würde. 


§.  13      ÜRTHEILEN  UBEB  FINANZEN.  145 

über,  sei  es  mit  Recht  oder  Unrecht,  geklagt  wird,  sind  übrigens  häufig 
nicht  Staatsabgaben ,  sondern  Abgaben  für  Kreis  und  Gemeinde ,  wobei 
man  nicht  die  Staatsregierung,  sondern  Kreisyertretung  und  Gemeinde- 
yertretung  anklagen  sollte.  Endlich  darf  man  bei  dem  Urtheileu  über 
einen  Staat  nicht  ausser  Betracht  lassen,  welche  öffentliche  Lasten  den 
Bürgern  obliegen ,  die  nicht  in  Gelde ,  oder  die  zwangsweise  und  ohne 
ToUständige  Geldyergütigung  geleistet  werden ,  wie  namentlich  der  Mi- 
litärdienst (§.  2).  üeber  das  Finanzwesen  des  Freussischen  Staats  ins- 
besondere zu  urtheilen,  wird  jetzt  um  so  schwieriger,  als  dasselbe  mit 
demjenigen  des  Norddeutschen  Bundes  sehr  in  einander  geht. 

Das  Finanzedikt  yom  27.  Oktober  1810  yerhiess  die  gänzliche 
Abschaffung  mehrerer  drückenden  Einrichtungen.  „Diesem  nach  soll 
künftig  die  Natural-,  Brod«,  Korn-  und  Fouragelieferung  für  die  Armee 
aufhören  und  der  Bedarf  aus  den  öffentlichen  Einkünften  für  Geld  an- 
geschafft  werden.  Der  bisher  yon  den  sogenannten  Pflichtigen  Land- 
bewohnern gestellte  Vorspann  soll  in  Friedenszeiten  wegfallen,  und 
fernerhin  für  das  Ciyil,  und  einzelne  Militärpersonen  gar  keiner,  für 
das  Militär  in  Friedenszeiten  aber  yon  einem  jeden,  der  Anspann  hält, 
Luxuspferde  allein  ausgenommen,  weil  diese  einer  besondem  Steuer 
unterworfen  sein  sollen,  gegen  yoUe  Bezahlung  aus  den  öffentlichen 
Einkünften  gestellt  werden.  Mit  dem  Seryiswesen  soll  eine  Einrichtung 
getroffen  werden,  nach  welcher  die  Last  theils  gleichtheilig  yon  allen 
Städtebewohnem,  theils  aus  den  allgemeinen  Fonds  zu  tragen  sein  wird.'' 
Am  28.  ej.  erschien  das  Edikt  wegen  Aufhebung  des  Vorspanns,  wonach 
für  den  bleibenden  Vorspann  im  Frieden  auf  die  Meile  6  Ggr.  für  jedes 
gestellte  Pferd  aus  der  Staatskasse  gezahlt  werden  soll;  femer  am 
29.  Mai  1816  das  Begulatiy  wegen  der  Verpflichtung  zur  Vorspann- 
leistung, wonach  die  Eigenthümer  derjenigen  Pferde,  für  welche  sonst, 
nach  dem  Edikt  yom  28.  Oktober  1810  über  die  neuen  Konsumtions*  und 
Luxussteuem,  Luxussteuer  entrichtet  wurde,  yon  der  Theilnahme  an  der 
Gestellung  zum  Vorspann  befreit  bleiben ,  wenn  sie  fax  diese  Befreiung 
für  jedes  Pferd  jährlich  3  Thlr.  an  die  Kommunalkasse  ihres  Wohnorts 
zahlen.  Demnächst  stellte  das  allgemeine  Abgabengesetz  yom  30.  Mai 
1820  das  gänzliche  Aufhören  des  Naturalquartiers  des  gamisonirendeu 
Militärs  in  den  Bürgerhäusern  in  Aussicht.  Im  Abgeordnetenhause 
kam  der  Erlass  eines  Gesetzes  wegen  der  Naturalleistungen  für  die  be- 
waffnete Macht  und  deren  Vergütung  während  des  Friedensstandes,  in 
Anregung  und  wurde  der  betreffende  Antrag  nebst  den  yon  yerschiede- 
nen  Städten  eingegangenen  Petitionen  und  mit  dem  yorgelegten  Gesetz- 
entwurf der  Staatsregierung  mit  der  Aufforderung  überwiesen,  Behufs 
der  dringend  erforderlichen  gesetzlichen  Begelung  des  darin  behandelten 
Gegenstandes  jedenfalls  dem  nächsten  Landtage  die  zweckentsprechende 

Bcrgiut,  Finanznl8sen8ch.    2.  Aufl.  \  Q 
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•  Vorlage  zu  machen.  In  der  Sitzung  yom  9.  Juli  1865,  wo  die  Sache 
yerhandelt  wurde,  bemerkte  der  Abgeordnete  Hoppe ,  ohne  Widerspruch 
zu  erfahren,  dass  man  gewiss  dazu  kommen  würde,  5  bis  6  Mill.  Thlr. 
als  die  bis  jetzt  in  keinem  Etat,  in  keinem  Budget  stehenden  Kosten 
für  die  Naturalquartierung  der  Städte  nicht  för  zu  hoch  zu  halten. 

Die  in  den  Provinzen  rechts  der  Elbe  am  T.April  1809  den  Bür- 
gern aufgelegte  Verpflichtung,  die  Garnison  beim  Wachtdienst  derart 
zu  unterstützen,  dass  der  Soldat  in  jeder  Woche  nur  einmal  auf  die 
Wacht  ziehen  darf,  wurde  durch  die  K.  0.  yom  11.  Juli  1829  auch  auf 
alle  übrigen  damaligen  Landestheile  ausgedehnt.  Die  Verpflegung  der 
invaliden  Soldaten  als  sogenannte  Landarme  ist  eine  Proyinziallaat>  und 
dass  TJnterofflziere ,  die  freiwillig  eine  bestimmte  Beihe  von  Jahren  ge- 
dient haben ,  als  Gemeindeunterbeamten  versorgt  werden  müssen ,  eine 
Gemeindelast.  Die  Gestellung  der  Pferde  zu  den  üebungen  der  Land- 
wehr-Kavallerie erfolgt  in  Natura  und  die  Aufbringung  der  Kosten  ist 
nach  der  K.  O.  vom  17.  September  1831  eine  KreiskommunaUafit.  So 
sind  den  Provinzen,  den  Kreisen,  den  Gemeinden  auch  im  Erieden 
grosse  Lasten  aufgebürdet.  Femer  sollen  nach  dem  Gesetze  vom 
27.  Februar  18öO  die  Beserve-  und  Landwehrmänner,  sobald  sie  zum 
Kriege  oder  wegen  ausserordentlicher  Zusammenziehung  der  Beserve 
oder  der  Landwehr  einberufen  werden,  für  ihre  Familien,  im  Fall  des 
Bedür&isses,  eine  Unterstützung,  wofür  bestimmte  Minimalsätze  im  Ge- 
setze selbst  festgesetzt  sind,  erhalten,  und  zwar  von  den  Kreisen  oder  den 
Städten,  welche  nicht  zu  einem  landräthlichen  Kreise  gehören  (S.  51). 
„Zur  Beseitigung  aller  Zweifel  über  die  Verpflichtung  der  TJnterthanen, 
bei  einer  Mobilmachung  der  Armee  die  zum  Kriegsdienst  geeigneten 
Pferde  herzugeben'',  wurde  am  24.  Februar  1834  eine  besondere  Ver- 
ordnung über  das  Verfahren  bei  eintretender  Mobilmaohung  der  Armee 
zur  Herbeischaffung  der  Pferde  durch  Landlieferung  erlassen.  In  Be- 
treff der  Kriegsleistungen  und  deren  Vergütung  wurde  am  12.  Novem- 
ber 1850  eine  Verordnung  oktroyirt,  welche  nachher  das  Gesetz  vom 
11.  Mai  1851  beseitigt  hat.  Von  dem  Tage  an,  an  welchem  die  Armee 
mobil  gemacht  wird,  tritt  die  Verpflichtung  des  Landes  zu  allen  Leistun- 
gen für  Kriegszwecke  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ein. 
Diese  Leistungen  sollen  nur  in  so  weit,  als  die  Beschaffung  der  Bedürf- 
nisse nicht  durch  freien  Ankauf  und  Baarzahlung  erfolgen  kann,  in 
Anspruch  genommen  und  mit  Ausnahme  deijenigen  speziell  angeführten 
Leistungen,  welche  unentgeltlich  geschehen  müssen,  aus  Staatsfonds 
nach  bestimmten  Sätzen  vergütet  werden,  üeber^e  „zu  gewährenden 
Vergütungen  stellt  der  Staat  Anerkenntnisse  aus,  welche  vom  ersten 
Tage  des  auf  die  Lieferung  folgenden  Monats  mit  4  -^  jährlich  verzinst 
werden.    Die  festgesetzte  Vergütung  wird  kreisweise  gewährt  und  bleibt 
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es  den  Kreisen  und  resp.  Gemeinden  überlassen,  die  Ausgleichung  unter 
den  Eingesessenen  zu  bewirken."  Weshalb  die  YergUtangs- Anerkennt- 
nisse nicht  Ton  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden,  sondern  nach 
einer  Instruktion  der  Minister  des  Innern ,  der  Finanzen  und  des  Krie- 
ges vom  8.  Januar  1854  yon  den  Eegierungen  ausgestellt  werden,  weiss 
ich  nicht. 

AUe  Bedürfiiisse  des  Staats  sollten  vollständig  bezahlt  und  die  Mit- 
tel dazu  durch  die  ordentlichen  oder  durch  ausserordentliche  Steuern, 
nöihigenfalls  auch  durch  freiwillige  Anleihen  aufgebracht  werden.  Un- 
billig und  hart  ist  es,  wenn  die  Begierung  von  ihren  Ünterthanen,  zu- 
mal in  den  Gegenden ,  welche  durch  den  Krieg  besonders  bedroht  und 
betroffen  sind,  Leistungen  und  Lieferungen  verlangt,  ohne  ihnen  diese 
sofort  zum  vollen  derzeitigen  Werth  zu  bezahlen.  Gerechter  und  für 
das  ganze  Yolk  wahrscheinlich  auch  wohlfeiler  würde  es  sein,  wenn  die 
Lieferungen  und  Leistungen  wo  möglich  nicht  zwangsweise,  sondern 
freiwillig  durch  Mindestfordernde  geschähen.  Die  Besorgniss  vor  Zwangs- 
lieferungen wird  die  vorhandenen  Yorräthe  wahrscheinlich  schnell  aus 
der  Gegend  vertreiben,  wahrend  auch  in  einem  längeren  Kriege  die  si- 
chere Aussicht  auf  sofortige  gute  Bezahlung  Yorräthe  aus  allen  anderen 
Gegenden  herbeiziehen  und  die  Konkurrenz  der  Lieferungslustigen  die 
Preise  fortwährend  so  niedrig  wie  möglich  halten  würde.  Wenn  die 
Regierung,  anstatt  die  Lieferungen  und  Leistungen  sofort  nach  dem 
durch  die  Konkurrenz  festgestellten  Werth  zu  bezahlen,  die  Zahlung 
schuldig  bleibt  und  nur  Zahlungsversprechungen  mit  Anspruch  auf,  für 
Kriegszeiten  sehr  niedrige,  Zinsen  ausstellt,  deren  Werth  überdies,  wie 
die  Geschichte  der  Preussischen  Lieferungsscheine  gezeigt  hat,  sich  nicht 
auf  dem  Nominalbetrag  halten  kann,  so  werden  in  der  That  nichts  an- 
deres als  Zwangsanleihen  gemacht,  die  den  noch  vorhandenen  Kredit 
vermindern  müssen. 

Auf  eine  Interpellation  des  Abgeordneten  v.  Bonin  erwiederte  der 
Minister  des  Innern  Graf  Eulenburg  am  13.  Januar  1868:  ,J>a  in  Be- 
antwortung der  Interpellation  vielfach  spezielle  Data  anzuführen  sind, 
so  werde  ich  mir  der  Kürze  halber  erlauben,  die  Erklärung,  welche  die 
königliche  Staatsregierung  in  dieser  Angelegenheit  abzugeben  hat,  zu 
veilesen:  Durch  die  YerfEtösung  des  Norddeutschen  Bundes,  insbeson- 
dere durch  Art.  61  der  Yerfässungsurkunde  vom  26.  Juli  1867,  welcher 
die  sofortige  Einführung  der  gesammten  Preussischen  Militärgesetzge- 
bung mit  Einschluss  der  dazu  ergangenen  Yerwaltungsvorschriften  in 
dem  gesammten  Bundesgebiete  und  demnächst  resp.  nach  gleichmässiger 
Durchfuhrung  der  Bundes -Kriegsorganisation  die  Yorlegung  eines  um- 
fassenden Bundes-Militärgesetzes  bei  dem  Keichstage  vorschreibt,  ist  der 
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Zweig  der  Gesetzgebung,  auf  welchen  die  Interpellation  Bezug  hat,  der 
Kompetenz  des  Bundes  überwiesen.  Die  Staatsregierung  ist  hiernach 
nicht  mehr  in  der  Lage,  der  Landesvertretung  eine  Vorlage  über  den  Ge- 
genstand zu  machen,  vielmehr  ist  derselbe  von  Bundeswegen  und  bei 
dem  Beichstage  zu  verfolgen.  Dies  vorausgeschickt,  bemerke  ich  pro 
informatione :  dass  durch  die  Bundes  -  Präsidial  Verordnung  vom  7.  No- 
vember 1867  zur  Ausführung  des  Art.  61  der  Verfassung  das  Gesetz 
wegen  der  Kriegsleistungen  vom  11.  Mai  1851:  Die  Verordnung  wegen 
der  Beschaffung  der  Mobilmachungspferde  vom  24.  Eebruar  1834  inkl. 
des  Gesetzes  vom  12.  September  1855,  endlich  das  Landwehr  -  Unter- 
Stützungsgesetz  vom  27.  Februar  1850  —  ebenso  von  der  Gesetzgebung 
über  die  Friedensleistungen:  Das  Servisgesetz  vom  17.  März  1810,  nebst 
den  später  dazu  ergangenen  Vorschriften,  das  Vorspann -Edikt  vom 
28.  Oktober  1810,  endlich  die  in  Preussen  geltenden  Vorschriften  über 
die  Verabreichung  von  Mundverpflogung  und  Fourage  an  marschirende 
Truppen  —  für  das  gesammte  Bundesgebiet  eingeführt  sind.  Gleichzei- 
tig aber  ist  auch  die  Revision  dieser  Gesetzesvorschriften  in  Aussicht 
genommen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  ein  Gesetzentwurf  über  das  Einquar- 
tierungswesen und  die  Servisvergütung  bereits  ausgearbeitet,  durch  wel- 
ches die  Einquartierung  nach  billigen  Grundsätzen  vertheilt,  der  Servis 
für  Unteroffiziere  und  Gemeine  beträchtlich  erhöht  wird.  Das  Gesetz 
ist  zur  Vorlage  in  der  nächsten  Eeichstagssession  bestimmt,  die  darin  nor- 
mirten  höheren  Servissätze  werden  provisorisch  schon  am  1.  Januar 
d.  J.  gezahlt.  Zum  Zwecke  einer  Revision  der  Kriegsleistungs  -  Gesetze 
ist  die  Berichtserstattung  der  Frovinzial-  und  Lokalbehörden  über  die 
während  des  Krieges  von  1 866  auf  diesem  Felde  gesammelte  Erfahrung 
erfordert;  es  ist  in  Bezug  auf  denselben  Gegenstand  namentlich  ins  Auge 
gefasst,  die  Verpflichtung  der  Kreise  zur  unentgeltlichen  Hergabe  der 
Pferde  für  die  Landwehr  ganz  aufzuheben,  auch  sonstige  wichtige  Er- 
leichterungen iinbeschadet  des  Princips  eintreten  zu  lassen,  dass  die 
Kräfte  des  Landes  zur  Vertheidigung  des  heimatlilichen  Bodens  in  aus- 
gedehntester Weise  in  Anspruch  zu  nehmen  sind.  Die  Zwecke,  welche 
die  Interpellation  verfolgt,  gehen  hiemach  der  Erfüllung  im  Wege  der 
Bundes -Gesetzgebung  in  kürzester  Frist  entgegen." 

Unterm  25.  Juni  1868  wurde  ein  Gesetz,  betreffend  die  Quartier- 
leistung für  die  bewaffnete  Macht  während  des  Friedenszustandes,  für 
den  Norddeutschen  Bund  erlassen.  Als  eine  neue  Gemeindelast  muBs 
man  es  aber  ansehen,  dass  eine  Königliche  Verordnung  vom  23.  Sep- 
tember 1867  in  den  neu  erworbenen  Landestheilen  das  Militär  von  al- 
len direkten  Kommunalauflagen  vollständig  befreit  hat  und  dass  dies 
Privilegium    fieiktisch    durch    eine    Bundes  -  Präsidial  -  Verordnung    vom 
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22.  December  1868  im  ganzen  Gebiet  des  Norddeutschen  Bandes  einge- 
führt ist  *). 

Vergleicht  man  nun  Preussen  z.  B.  mit  England,  so  haben  die 
Englischen  TJnterthanen  an  Staatssteuern,  sowie  an,  hauptsächlich  auf 
dem  Grundbesitz  lastenden,  Lokalabgaben  einschliesslich  Armensteuer 
wahrscheinlich  mehr  zu  zahlen  als  die  Preussischen.  Aber  da  sie  rei- 
cher sein  mögen  und  andere  Lasten  als  Geldabgaben  kaum  haben,  so 
glaube  ich,  dass  die  öffentlichen  Lasten  in  England  überhaupt  jetzt 
leichter  getragen  werden  als  in  Preussen  —  wo  übrigens  kein  Etat  an- 
giebt.  oder  auch  nur  ahnen  lässt,  wie  hoch  sich  der  Geldwerth  aller  Lei- 
stungen und  Lasten ,  welche  nicht  Geldabgaben  sind ,  für  das  Volk  im 
Ganzen  belauft.  Ueberdies  hat  die  Englische  Regierung  eigentlich  keine 
andere  Einnahmen  als  aus  Steuern.  Aber  sie  hat  dieselben  in  den  letz- 
ten Decennien  derart  yerbessert,  dass  sie  für  das  Yolk  weniger  drückend 
and  doch  einträglicher  geworden  sind,  indem  sie  sich  jetzt  mehr  als 
firüherhin  nach  dem  Maass  des  Vermögens  der  Einzelnen  vertheilen.  In 
dieser  Beziehung  ist  Preussen  zurückgeblieben.  An  der  Spitze  seiner 
Regierung  hat  freilich  noch  kein  Peel  und  kein  Gladstone  gestanden. 
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Die  Eintheilung  der  öffentlichen  Einnahmen  in  Naturaleinnahmen 
und  Geldeinnahmen  ist  nicht  mehr  von  grosser  praktischer  Bedeutung, 
da  Naturaldienste,  welche  die  TJnterthanen  unentgeltlich  oder  zwangs- 
weise für  das  Gemeinwesen  leisten  müssen,  z.  B.  der  Militärdienst,  die 
Blut^teuer,  den  öffentlichen  Einnahmen  nicht  beigezählt  und  ihrem 
Werthe  nach  in  den  Rechnungen  nicht  gebucht  zu  werden  pflegen,  und 
^Naturalabgaben  neben  den  Geldabgaben  in  den  civilisirteren  Ländern 
Europa's  in  gewöhnlichen  Zeiten  wohl  nur  noch  wenig  yorkommen.  Da- 
gegen lassen  sich  die  öffentlichen  Einnahmen  in  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche eintheilen.  Zu  den  ersteren  sind  diejenigen  zu  rechnen, 
welche  alle  Jahre  ziemlich  regelmässig  fliessen,  wie  Steuern  und  Domänen- 
einkünfte. Die  ausserordentlichen  und  mehr  zufalligen  sind  gewöhnlich 
von  verhältnissmässig  geringem  Betrage.  Während  im  Britischen  Reiche 
ordentliche  und  ausserordentliche  Einkünfte  unterschieden  werden,  ma- 
chen der  Preussischo  Staatshaushaltsetat  und  der  Haushaltsetat  des  Nord- 
deutschen Bundes  eine  solche  Unterscheidung  bei  den  Einnahmen  nicht, 


1)  „Alles  was  der  Hof,  der  Staat,  das  Heer,  die  Flotte  bedarf,  unterliegt  der 
Ver/ollnng  ebenso,  wie  der  Bedarf  der  Privaten.  Es  ist  charakteristisch,  dass  die 
betreffenden  Verordnungen  für  das  Heer  gerade  von  dem  gewaltigsten  aller  Kric- 
gerfdrsten  ausgingen;  er  duldete  keine  Exemtionen  des  Militärs  von  den  Finanzge- 
setzen."     Hockj  a.  a.  O.  S.  296. 
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obgleich  sie  die  Ausgaben  in  fortdauernde  Ausgaben  und  in  einmalige 
und  ausserordentliche  Ausgaben  theilen.  Die  Quellen  der  öffentlichen 
Einnahmen  sind  nun  entweder  äussere  Quellen  oder  innere.  Unter  den 
ersteren  sind  diejenigen  zu  verstehen,  welche  dem  Staate  von  aussen 
zuJfliessen,  wahrend  die  inneren  diejenigen  sind,  welche  aus  dem  Lande 
selbst  kommen.  Sowohl  die  äusseren  als  auch  die  inneren  lassen  sich 
in  ordentliche  und  in  ausserordentliche  eintheilen. 

Unter  den  äusseren  Quellen  des  Öffentlichen  Einkommens  sind  hier 
zunächst  die  ausserordentlichen  anzuführen. 

1.    FREIWILLIGE  UHTERWERFIING. 

Wenn  sich  ganze  Territorien  einer  fremden  Herrschaft  unterwerfen, 
so  kann  dies  natürlich  auch  finanziell  nicht  ohne  Bedeutung  sein.  So 
unterwarf  sich  Neufchatel  1707  dem  Könige  von  Freussen,  (welcher 
aber,  nach  Biedel,  mehr  als  300,000  Thlr.  deshalb  gemachte  Schulden 
nachher  zu  decken  hatte);  dieser  verlor  es  aber  1806,  erhielt  es  1814 
wieder  und  verlor  es  abermals  1848,  wo  es  Eepublik  wurde,  worauf  er 
endlich  1857  darauf  verzichtete. 

2.    BESITZERGREIFUNG 

herrenloser  oder  für  herrenlos  gehaltener  Länder  oder  unbewohnter,  so- 
wie auch  neu  entdeckter  oder  neu  entstandener  Inseln  im  offenen  Meere. 

3.    ER\?ERB11UGEN  AtS  VERTRÄGEN.  , 

Durch  Erbschafts-,  Lohns-  und  andere  Verträge  sind  die  heutigen 
Staaten  Europa's  grossentheüs  zusammengekommen  und  auch  für  die 
Zukunft  ist  dies  noch  eine  Quelle  für  öffentliche  Einkünfte,  da  meistens 
Primogenitur  und  Untheilbarkeit  der  Staaten  besteht,  auch  Weiber  in 
den  meisten  Ländern  nicht  successionsberechügt  sind.  So  kann  im  Laufe 
der  Zeit  manches  Fürstenhaus  aussterben  und  die  Zahl  namentlich  der 
Deutschen  Monarchien  sich  in  friedlicher  Weise  vermindern,  wie  dies 
z.  B.  am  24.  März  1866  mit  Hessen -Homburg  geschehen  war. 

4.    KAUF  UND  TAUSCH. 

Für  400,000  Gfulden  gelangte  die  Mark  Brandenburg  an  die  Hohen- 
zollem,  und  so  entstand  der  Brandenburgisch-Preussische  Staat.  „Wie 
viel  in  neuerem  Geld,  in  wirklicher  Kaufkraft,  diese  400,000  Ungarische 
Goldgulden  eigentlich  seien,  danach  habe  ich  mich  an  passenden  Stel- 
len vergebens  erkundigt,  und  es  ist  wahrscheinlich,  es  weiss  es  Nie- 
mand genau.  Der  späteste  vorhandene  Vertreter  des  alten  Goldguldens 
ist  der  Dukaten.  Nach  dem  Fusse  von  diesem  wäre  der  Betrag  etwa 
eine  und  eineviertel  Million  Thaler  und  der  Leser  kann  sich  dessen  als 
eine  Gedächtnissnotiz  von  dem  Kau&chilling  von  Brandenburg  mit  all 
seinen  Landen,  Ehren  und  Gerechtsamen  bedienen,  —  indem  er  die 
Summe  noch  mit  etwa  vier  oder  sechs  multiplicirt,  um  deren  Kraftwerth 
in  heutigem  Gelde  herzustellen.    Spottwohlfeil  freilich,  in  Betracht  vou 
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Grösse  and  Fähigkeit;  aber  im  wüstesten  Zustande,  yoll  Meuterei,  Ge- 
waltsamkeit, Anarchie  und  Strassenraub ;  ein  Kauf,  der  einem  Andern, 
als  Barggraf  Friedrich,  hätte  theuer  genug  zu  stehen  kommen  können/'^) 
Tauschrerträge  hat  Freussen  melirfach  geschlossen.  So  iiberliess 
es  1815  Hildesheim,  Goslar,  Ostfiieslaud  und  Lingen  an  Hannover  und 
erhielt  dafür  Lauenburg  und  Anderes.  Demnächst  trat  es  Laueuburg 
an  den  König  yon  Dänemark  ab,  zahlte  ihm  auch  noch  600,000  Schwed. 
Bankothaler  und  2,000,000  Thaler  Freuss.  Cour.,  und  erhielt  dagegen 
Schwedisch  Fommem  und  Bügen.  Von  Sachsen -Kobiirg- Gotha  erwarb 
es  1834  gegen  eine  Jahresrente  von  80,000  Thlr.  das  Fürstenthum  Lich- 
tenberg, jetzt  Kreis  St.  Wendel,  Eegierungsbezirks  Trier.  Ferner  er- 
warb es  durch  Vertrag  vom  7.  December  1849  von  den  Fürsten  von 
Hohenzollem  -  Siegmaringen  und  Hohenzollem  -  Hechingen  deren  ge- 
sammte  Staaten,  ebenfalls  gegen  Beuten,  und  durch  Vertrag  vom 
**"'"*'     1853  wurde  von  Oldenburg«)  für  500,000  Thlr.  das  Jadege- 


1.  December 

biet  gekauft.  Erst  nachdem  die  Verträge  von  der  Volksvertretung 
genehmigt  worden,  fand  die  Besitzergreifting  statt.  Durch  den  Wiener 
Friedenstraktat  vom  30.  Oktober  1 864  hatte  der  König  von  Dänemark  al- 
len seinen  Bechten  auf  die  Herzogthümer  Schleswig,  Holstein  und  Lauen- 
bu]^  zu  Gunsten  des  Königs  von  Freussen  und  des  Kaisers  von  Oester- 
reich  entsagt  und  sich  verpflichtet,  die  Dispositionen  anzuerkennen, 
welche  die  genannten  Majestäten  in  Bezug  auf  diese  Herzogthümer  tref- 
fen würden,  worauf  in  der  Gasteiner  Konvention  vom  14.  August  1865 
der  Kaiser  von  Oesterreich  gegen  Zahlung  von  2^  Millionen  Dan.  Beichs- 
Uialer  seine  im  Wiener  Friedensvertrage  erworbenen  Bechte  auf  das 
Herzogthum  Lauenburg  an  den  König  von  Freussen  überliess,  welcher 
davon  am  15.  September  1865  durch  den  Exmiuister  Grafen  Arnim- 
Boytzenburg  Besitz  ergreifen  Hess.  Das  Abgeordnetenhaus  erklärte 
am  3.  Februur  1866  mit  251  gegen  44  Stimmen  die  Vereinigung  des 
Herzogthums  Lauenburg  mit  der  Krone  Freussen  für  rechtsungültig,  so 
lange  nicht  die  verfassungsmässige  Zustimmung  beider  Häuser  des  Land- 
tags erfolgt  sei,  und  forderte  am  20.  December  ej.  die  Staatsregierung 
auf,  dem  Landtage  bei  seinem  nächsten  Zusammentreten  einen  Gesetz- 
entwurf, betreffend  die  Vereinigung  des  Herzogthums  Lauenburg  mit 
dem  Freussischen  Staatsgebiete  in  Gemässheit  des  Art  2  der  Verfassung 
vorzulegen.    Bereits  im  August  ej.  war  aus  Batzeburg  gemeldet  worden, 


1)  Thomat  CarlyUj  Geschichte  Friedrich's  II  von  Preassen  genannt  Friedrich 
der  Grosse,  Bd.  I.    1858.    S.  196. 

2)  Nach  dem  Vertrage^  vom  27.  September  1866  entsagte  Oldenburg  zu  Gun- 
sten Preussens  allen  Ansprüchen  auf  Schleswig  and  Holstein ,  erhielt  einige  Terri- 
torien and  Rechte  und  1,000,000  Thlr. ,  welche  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Januar 
1867  aas  den  Staatseinnahmen  des  Jahres  1867  zu  berichtigen  sind. 
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dass  zum  Ersätze  für  die  aus  dem  Krontresor  für  Lauenburg  an  Oester- 
reich  gezahlten  Entschädigung  und  zur  Deckung  der  laut  des  Kopenha- 
gener SchlusBprotokolls  an  die  früheren  Beamten  zu  zahlenden  Pensio- 
nen eine  4procentige  Anleihe  aufgenommen  würde  und  dass  zur  Sicher- 
heit die  herzoglichen  Domänen  verpfändet  würden;  die  Bewilligung  der 
Anleihe  würde  bei  der  Bitterschaft  beantragt.  Und  am  2.  Januar  1867 
schrieb  man  aus  Batzeburg:  Das  Gesetz  über  die  Domanialanleihe  Ton 
1,700,000  Thaler  L.  M.  ist  jetzt  veröffentlicht  worden.  Die  Anleihe  ist 
bekanntlich  bestimmt  zum  Ersatz  der  Summe,  welche  nach  der  (rastei- 
ner  Konvention  für  die  an  den  König  von  Preussen  erfolgten  XJebertra- 
gung  der  von  dem  Kaiser  von  Oesterreich  aus  dem  Wiener  Friedensver- 
trage von  1864  erworbenen  Bechte  auf  das  Herzogthum  Lauenburg  ge- 
zahlt worden,  sowie  zur  Deckung  der  nach  den  Auseinandersetzungen  mit 
der  Dänischen  Begierung  aus  der  Pensionirung  der  früher  gemeinschaftli- 
chen Beamten  auf  das  Herzogthum  Lauenburg  gefallenen  Abfindungsquote. 
Die  Ausgabe  der  betreffenden  Pfandbriefe  erfolgt  vom  1.  April  1867  an. 
Nach  dem  Etat  für  Lauenburg  für  das  Finanzjahr  vom  1.  April  1866 
bis  31.  März  1867  betrug  die  Einnahme  (darunter  Forsten  149,085  Thlr.) 
400,1 86  Thlr.,  Ausgaben  242,847  Thlr.,  Ueberschuss  1 57,339  Thlr.  *). 
Die  Yereinigten  Staaten  kauften  1803  von  Frankreich  das  ganze 
Louisiana,  welches  letzterem  1800  von  Spanien  abgetreten  worden  war, 
für  15  Mill.,  1819  von  Spanien  Florida  für  5  Mill.  Doli.,  später  auch 
einen  Theil  von  Mexico,  und  ferner  1867  von  Bussland  dessen  bis  da- 
hin werthlose  Amerikanische  Besitzungen  für  7  Mill. 

5.    SCHENKUNGEN  CND  SUBSIDIEN. 

Zu  dem  Kriege  gegen  Frankreich  erhielt  1813  Preussen  Subsidien 
von  England.  In  dem  Befreiungskriege  der  Griechen  kamen  ihnen  fast 
aus  allen  civilisirten  Ländern  Geschenke  zu.  In  den  Jahren  18^  er- 
hielt Schleswig -Holstein  an  Geschenken  und  Unterstützungen  aus  dem 
Auslände  1^  MiU.  Mark^),  und  1864  vielleicht  einen  ähnlichen  Betrag. 
Es  kommt  auch  wohl  vor,  dass  ein  im  Auslande  Beichgewordener  seinem 
Yaterlande  zur  Errichtung  gemeinnütziger  Anstalten  etwas  schenkt  oder 
vermacht.  Auch  Schenkungen  von  Land  und  Leuten  sind  vorgekommen; 
Napoleon  I  hat  mehrmals  einem  Staate  etwas  genommen  und  es  einem 
andern  zugelegt;  England  überliess  1864  die  Ionischen  Inseln  an  (Grie- 
chenland.    Auch  die  Peterspfennige,   welche  sich  der  Landesherr  des 


1)  Dieser  Ueberschuss  wird  fortwShrend  durch  die  Zinsen  der  Anleihe  um 
68,000  Thlr. ,  also  auf  89,339  Thlr.  vermindert.  Vortheilhafter  wäre  es  wohl  ge- 
wesen, für  1,700,000  Thlr.  Domänen  und  Forsten  zu  verkaufen.  Denn  wenn  diese 
sogar  4j^  reinen  Ertrag  eingebracht  hätten,  was  nicht  wahrscheinlich,  so  würde 
doch  fortwährend  an  Verwaltungsausgaben  gespart  werden  können. 

2)  Archiv  der  politischen  Oekonomie.    1861.    8.  322. 
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ehemaligen  Kirchenstaats  aus  allen  Ländern  schenken  liess,  gehören 
hierher. 

6.    BENÜTZÜNO  DES  KREDITS  IM  AFSLAHDE 

wird  man  auch  hierher  rechnen  können,  indem  eine  Kegierung  im  Aus* 
lande  eine  Anleihe  macht.  So  machte  die  Preussische  Regierung  1817 
und  1822  Anleihen  in  England,  jedoch  unter  Bedingungen,  die  man  da- 
mals nicht  für  günstig  erachtete. 

7.    KRIEOSKOSTRIBrTIONE!«. 

Frankreich  hatte  Freussen  1 808  eine  Kriegskontribution  von  1 20  Mill. 
Francs  aufgelegt.  Dagegen  legte  man  1815  dem  besiegten  Frankreich 
500  Mill.  Francs  auf,  wovon  Preussen  145  Mill.  zufielen.  Was  die  Kriegs- 
kontributionen von  1866  betrifft,  so  ergeben  die  Verhandlungen  des  Abge- 
ordnetenhauses vom  20.  December  ej.  und  22.  Januar  1 867,  dass  Preussen 
von  Oestorreich  20  Mill.  und  von  Sachsen  9  Mill.  Thaler.,  von  Würtem- 
berg  8  Mill.,  von  Baden  6  MiU.,  von  Hessen  -  Darmstadt  3  Mill.  und 
von  Baiem  30  Mill.  Gulden,  endlich  von  Frankfurt  a.  M.  3,230,000  Thlr. 
oder  5,700,000  Gulden,  in  Summa  55|^  Mill.  Thaler  erhalten  hat.  Nach 
der  Konvention  vom  28.  December  1870  hatte  die  Stadt  Paris  200  MiU. 
Francs  Gemeindekriegssteuer  zu  zahlen  und  nach  den  Friedensprälimi- 
narien vom  26.  Februar  1871  sollte  Frankreich  dem  Deutschen  Kaiser 
5000  Mill.  Francs  zahlen. 

8.    EROBERUNG  UlfD  WEGNAHME  PlUCH  GEWALT. 

Preussen  hatte  im  Tilsiter  Frieden  den  König  von  Westphalen  und 
den  Grossherzog  von  Berg  anerkannt.  Was  von  ihren  Ländern  später 
an  Preussen  gelangte,  haben  sie  nicht  mittelst  Vertrages  an  Preussen 
abgetreten.  Die  Erwerbung  von  Seiten  Preussens  geschah  vielmehr  im 
Wege  der  Eroberung,  sowie  1866  Hannover,  Kurhessen,  Nassau  und 
Frankfurt  a.  M.  von  Preussen  ebenfalls  erobert  wurden  (S.  115).  Ob  und 
in  wie  weit  eine  Regierung  in  Kriegszeiton  in  fremden  Ländern  Steuern 
und  Kontributionen  erheben,  Requisitionen  und  Lieferungen  ausschreiben, 
das  Vermögen  und  die  Forderungen  des  feindlichen  Staats  und  Staatsober- 
hauptes mit  Beschlag  belegen  und  konfisciren,  ob  sie  in  dem  eigenen  Lande 
und  den  eigenen  Häfen  feindlichen  Staaten  und  deren  TJnterthanen  ge- 
hörige Waaren  und  Schiffe  wegnehmen  kann ,  wie  sie  auf  der  See  das 
Privateigenthom  der  TJnterthanen  zu  behandeln  und  wie  sie  sich  in  Be- 
zug auf  Beute,  Kaperei  und  Prisen  zu  verhalten  hat,  ist  nach  dem  Staats- 
und Völkerrecht  zu  beurtheilen  *);  hier  nur  darauf  aufinerksam  zu 
machen,    dass  alles  dies  in  finanzieller  Beziehung  von  Wichtigkeit  ist. 

1)  Vergl.  A.  L.  R,  I.  9.  §.  193  —  219;  II.  8.  §.  2034  sqq.  .  Verordnung  vom 
12.  Jan]1856  in  Betreff  der  Seerechtsdeklaration  vom  16.  April  1856.  Wtthrend 
des  Scbleswigschen  Krieges  brachte  die  Ge»etzsammlang  einen  Allerhöchsten  Erlass 
vom  20.  Jani  1864,  betreffend   die   Oenehmigang   eines  Prisen -Reglements,   sowie 


154    ERSTES  KAPITEL.     ÖFFENTLICHE  AUSGABEN  UND  EINNAHMEN. 

So  wurde  im  Oktober  1866  die  Zahl  der  erbeuteten  Eunoneu  auf  486 
angegeben,  woyon  208  auf  den  Schlachtfeldern  erobert,  52  durch  Ka- 
pitulation gewonnen  und  226  in  den  feindlichen  Waffen-  und  Eüsten- 
plätzen  oder  in  den  Zeughäusern  der  okkupirten  feindlichen  Städte  ge- 
linden worden  sind.  Ausserdem  sollen  120,000  Stück  neue  Gewehre  in 
Preussische  Hände  gefallen  sein  und  der  Gesammtwerth  der  Beute  inkl. 
des  umfangreichen  Materials  an  Fuhrwerken ,  Pontontrains  vu  s.  w.  soll 
4  —  6  Hill.  Thaler  betragen  haben.  Was  Deutschland  18|^  von  Frank- 
reich erbeutete,  ist  beispiellos,  üeber  Yereinnehmung  und  Yeraosge- 
bung  solcher  Actira  ist  der  YolksTertretung  yollständige  Bechnung  2u 
legen.     Endlich  sind 

9.    EHnVANDERUSrOEN 

ZU  erwähnen.  In  Preussen  wanderten  unter  dem  grossen  Kurfürsten 
Hugenotten  aus  Frankreich  ein,  später  aus  Salzburg  geflüchtete  Prote- 
stanten. Ihres  Glaubens  wegen  yerfolgt,  fanden  sie  in  Preussen  eine 
neue  Heimath.  Im  vorigen  Jahrhundert  suchte  man  auch  durch  besondere 
Begünstigungen  Ausländer  nach  Preussen  zu  ziehen.  Viel  nützlicher 
sind,  auch  in  finanzieller  Beziehung,  die  freiwilligen  Einwanderungen, 
die  ohne  alle  staatliche  Beihülle  stattfinden.  Die  grösseren,  gut  regier- 
ten, Länder  haben  eine  natürliche  Anziehungskralt.  So  kommen  aus 
den  kleineren  Deutschen  Staaten  Viele,  besonders  junge  Leute  in  den 
kräftigsten  Lebensjahren,  zu  ihrer  Ausbildung  nach  Preussen,  nament- 
lich nach  den  grösseren  Städten,  und  kehren  nicht  wieder  in  ihre  Hei- 
math zurück.  Dadurch  hat  Preussen  einst  einen  bedeutenden  Zuwachs 
von  tüchtigen  Ausländem  erhalten,  die  dem  Preussischen  Yolk  keine 
Aufziehungskosten  verursacht  hatten  und  sonach  grossen  Yortheil  brach- 
ten. Seit  1844  hat  man  über  die  Eingewanderten  und  Ausgewan- 
derton Notizen  gesammelt  Danach  sind  18^  aus  PreoBsen  beinahe 
180,000  Personen  nach  den  Yereinigten  Staaten  ausgewandert  und  En- 
gel ^)  meint,  für  deren  Erhaltung  und  Erziehung  bis  zu  der  Zeit^  wo  sie 
auswanderten,  hätten  ihre  Angehörigen  vieUeicht  ein  Kapital  von  1 50  Mill. 
Thaler  aufgewendet,  was  für  immer  der  heimischen  Erde  entrückt  worden 
sei.  Uebrigens  unterliegt  es  gar  keinem  Zweifel,  dass  im  Preussischen 
Staat  Einwanderungen  ')  durchaus  zulässig  und  sehr  viel  wünschenswer- 

die  Bestimmangen  ttber  das  Verfahren  in  Prisensachen,  welchen  aber  das  Abgeordnet 
tenbaas  am  12.  Juni  1866  mit  103  gegen  100  Stimmen  fKr  reehtsungUtig  erkllrt  hat. 

1)  Zeitsehrift  des  K.  P.  statist.  Bureaus  1861.    S.  70.  81. 

8)  Beachtenswerth  ist  folgender  Artikel  aus  Westpreussen ,  den  die  Schlesische 
Landwirthschaftliche  Zeitung  vom  82.  Mfirs  1866  brachte:  „Deutsche  Auswanderer, 
die  Lust  ffihlten,  ihre  Heimath  lu  veHLnd^m,  würden  sicher  ihr  GlQck  hier  in 
Westpreussen  finden,  namentlich  im  Carthauser,  Behrendter,  Konitaer  und  Tuche- 
1er  Kreise.  Diese  Landstriche  sind  nfimlich  stark  mit  Waldungen  bedeckt,  in  wel> 
chen  aber  viele  Quadratmeilen  nur  mit  Gestrüpp  von  Eichen  und  Buchen  bewach- 
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iher  sind,  als  Auswanderungen,  die  schon  sehr  bedeutend  geworden  sind 
(S.  55).  Seither  hat  noch  kein  Land  so  viel  durch  Einwanderungen  gewon- 
nen, als  die  Vereinigten  Staaten,  deren  Census  yon  1860  31,445,080  Ein- 
wohner ergab.  Nach  den  Mittheilungen,  welche  1 863  S.  B.  Euggles  a\if 
dem  Berliner  statistischen  Eongress  machte,  kamen  dort  18^^  2,707,624 
und  18|^  nicht  weniger  als  5,062,414  Menschen  an,  darunter  2,750,784 
aus  Grossbritannien  und  Irland  und  1,546,976  aus  Preussen,  und  von 
allen  diesen  Einwanderungen  sind  wahrscheinlich  nicht  über  1  Million 
wieder  fortgezogen.  Der  Census  der  Vereinigten  Staaten  yon  1870  er- 
gab eine  Bevölkerung  von  38,585,153  Seelen,  üeber  die  Einwanderun- 
gen in  England,  die  nicht  unbedeutend  sind,  habe  ich  keine  Nachrichten, 
üeber  die  Auswanderungen  von  dort  sagte  auf  dem  gedachten  Eongpress 
W.  Earr:  Die  registnrten  Auswanderer  von  unsem  Küsten,  Englischer 
Herkunft,   beliefen  sich  in  den  Jahren   1851  bis  1861  auf  2,054,823. 

seil  sind,  woraus  wohl  niemals  ein  Wald  erwachsen  dürfte ,  wenn  man  nicht  den 
Warzelsehlag  ausrodet  und  den  Boden  neu  bepflanzt.  Dann  wären  aber  die  Aus- 
rodnngskosten  nebst  Zinsen  der  Anpflanzung  bis  zur  Fällbarkeit  des  neugepflanzten 
Holzes  grösser,  als  der  Werth  des  Grund  und  Bodens  sammt  dem  Holzbestande. 
Die  liederliehe  Wirthschaft  unter  Polnischer  Oberhoheit  und  Mangel  an  hinreichen- 
der  Aufsicht  haben  diese  Waldungen  total  ruinirt,  und  es  ist  ein  wahrhaft  trauri- 
ger Anblick,  weite  Flächen  meilenlang  nur  mit  Gestrüpp  bedeckt  zu  sehen  und 
zwar  so  dicht  verwachsen,  dass  unter  ihnen  das  Vieh  die  spärlichste  Nahrung  fin- 
det Doch  zeigt  die  Art  des  Laubholzes,  dass  der  Boden  gute  Bestandtheile  hat 
und  ein  äusserst  fruchtbares  Ackerland  liefern  müsste.  Hier  wäre  Raum  genug  für 
ganze  Kolonien  von  Auswanderern,  und  es  ist  auffallend,  dass  die  Waldbehörden 
nicht  solchen  Auswanderungslustigen  längst  diese  unbenutzten  Waldstrecken  ange- 
tragen haben.  Hier  fUnden  sie  ein  lohnenderes  Feld  ihrer  Thätigkeit,  als  iti  dem 
fernen  Amerika,  dessen  Intriguen  und  Betrügereien  sie  nicht  kennen  ^nd  bei  ihrer 
Deutschen  Ehrlichkeit  auch  gar  nicht  zu  durchschauen  vermögen.  Und  selbst  wenn 
diese  vom  Staate  nicht  benutzten  Flächen  noch  nicht  zur  Befriedigung  Deutscher 
Auswanderer  dienen  sollten,  so  scheint  es  doch  wünschenswerth ,  sie  wenigstens 
nutzbar  zu  machen  und  irgend  welche  Ansiedler  dafür  zu  gewinnen,  damit  sie  doch 
etwas  einbringen.  Tausende  von  Bauerdörfern  hätten  hier  Platz,  und  daher  sollte 
man  ernstlich  daran  denken,  diese  wüsten  Landstriche  aus  der  sonst  so  blühenden 
Provinz  fortzuschaffen  und  in  fruchtbare  Fluren  au  verwandeln,  wie  sie  zur  Freude 
jedes  Beisenden  die  benachbarte  Gegend  von  Danzig  zeigt.**  —  Aus  Kattowitz  in 
Oberschlesien  meldete  man  vom  22.  Juli  1865 :  „Heute  rückten  Ulanen  -  Patrouillen 
an  die  Grenze,  um  solche  zu  besetzen.  So  stehen  in  Kamin  30  Mann  mit  einem 
Offizier.  Als  Grund  davon  wird  angegeben,  dass  in  Polen  die  Rekruten  -  Aushe- 
bung (Branka)  ins  Werk  gesetzt  werden  soll.  Uns  Grenzbewohnern  ist  diese  freund- 
schaftlich-nachbarliche Gefälligkeit  seitens  unserer  Behörde  unerklärlich,  da  Han- 
del und  Wandel  durch  die  fortdauernde  Grenzsperre  und  durch  die  mit  Willkür 
verbundene  Passplackerei  unausgesetzt  leiden  und  auf  eine  Erleichterung  derselben  als 
Revanche  von  Seiten  Rnsslands  gewiss  nicht  zu  hoffen  ist.  Ueberdies  werden  die 
Ueberlänfer  in  unserer  industriereichen  Gegend,  wo  es  an  Arbeitern  fehlt,  als  in  der 
Regel  sehr  zuverlässige  Leute  nur  gern  gesehen.  Die  letzte  mit  Russland,  durch  v.  Man- 
teuffel,  abgeschlossene  Kartelkonvention  vom  8.  August  1857  ist  endlich  abgelaufen. 
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Beinahe  7  ^  verliessen  Eugland ,  um  sich  in  andern  Ländern  niederzu- 
lassen, wo  sie  den  Grund  zu  neuen  Gemeinwesen  legen.  Diese  Aus- 
wanderung hatte  ihr  Maximum  im  Jahre  1852  und  geschah  nach  dem 
Verhältniss  von  1000  per  Tag  (368,764),  doch  hat  sie  seit  1855  abge- 
nommen und  wurde  durch  121,214  Seelen  im  Jahr  1862  vertreten.  Die 
Auswanderung  wird  durch  einen  gewissen  Aufwand  bewirkt  und  ist  that- 
sächlich  eine  üebertragung  lebenden  Kapitals  von  einem  Lande  nach 
einem  anderen.  Wie  dies  in  Irland  bewerkstelligt  worden,  ist  erwäh- 
nenswerth.  Einige  Jahre  lang  hatte  Irland  offenbar  eine  grössere  Bevöl- 
kerung, als  seine  Industrie  und  Geschicklichkeit  unterhalten  konnte.  Das 
Volk  von  Irland  fand  nun  selbst  Hülfe.  Die  jungen  Männer  segelten 
in  den  wohlfeilsten  Fahrzeugen  über  den  Atlantischen  Ocean;  dort  ar- 
beiteten sie  mit  Erfolg  und  sparten  einen  Tlieil  ihres  Erwerbes ,  den  sie 
nach  Hause  schickten,  mit  jener  Familienanhänglichkeit,  welche  die 
Celtische  Ea^e  charakterisirt,  und  Hessen  ihre  Väter,  Mütter  und  Schwe- 
stern nach  Orten  nachkommen,  wo  Beschäftigung  und  ünterhaltsmittel 
reichlich  waren. 

Zu  den  ordentlichen  äussern  Quellen  des  öffentlichen  Einkommens 
lässt  sich  rechnen: 

1.    BLEIBENDES  EINKOMMEN  DURCH  VERTRÄGE. 

Dahin  gehören  z.  B.  die  Jahresrenten,  welche  Mecklenburg-Schwe- 
rin aus  der  Kheinschiffahrtsoktroi  nach  dem  Keichsdeputationshaupt- 
schluss  von  1803  erhielt,  femer  auch  die  schon  (S.  151)  erwähnte  Rente, 
welche  Sachsen  -  Koburg  -  Gotha  von  Preussen  bezieht,  endlich  auch  die 
vertragsmässigen  Tribute ,  welche  einst  an  die  Afrikanischen  Baubstaa- 
ten  gezahlt  wurden. 

2.    BLEIBENDES  EINKOMMEN  OHNE  TERTRXGE. 

Es  kann  ein  Staat  im  Gebiet  eines  andern  Staats  Grundbesitz  ha- 
ben. So  besass  einst  Preussen  einige  Domänen  oder  Domänenrenten 
im  Hannoverschen. 

3.    EINKOMMEN  AUS  NATÜRLICHEN  MONOPOLEN. 

Wenn  ein  Land  ein  Erzeugniss  ausschliesslich  oder  beinahe  aus- 
schliesslich besitzt,  so  kann  es  den  Preis  ziemlich  willkürlich  bestimmen 
und  einen  hohen  Ausfuhrzoll  davon  erheben,  der  dann  besonders  dem 
Auslande  zur  Last  fäUt.  So  war  es  ehemals  mit  dem  Gewürzhandel  der 
Holländer,  bis  zwischen  1774  und  1784  die  Franzosen  und  Engländer 
diese  Gewürze  auch  in  ihren  Besitzungen  anpflanzten.  Von  der  Aus- 
fuhr der  edlen  Metalle  aus  Amerika  konnten  einst  Spanien  und  Portugal 
einen  hohen  Ausfuhrzoll  erheben,  da  noch  Anfangs  dieses  Jahrhunderts 
f  alles  Goldes  und  W  alles  Silbers  aus  den  Portugiesischen  und  Spani^ 
sehen  Besitzungen  in  Amerika  kam. 
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4.    PASSAGE-  UND  TRANSITZÖLLE. 

Hierunter  werden  Zölle  verstanden,  welche  von  Waaren,  oft  auch 
Transportmitteln,  wie  Schiffe  und  Wagen,  und  zuweilen  selbst  von 
Personen,  wie  einst  der  Judenleibzoll  ^),  entrichtet  werden  müssen, 
wenn  sie  an  einer  bestimmten  Hebungsstelle  vorbeikommen.  Sie  wer- 
den nicht,  wie  Chaussee-,  Brücken-  oder  Schleusengelder,  für  die 
Unterhaltung  der  Land-  und  Wasserstrassen  gezahlt,  sondern  sind  we- 
sentlich eine  Frucht  der  Macht,  die  Vorüberziehenden  zur  Zahlung 
zu  nöthigen.  So  erhebt  die  Türkei  Dardanellenzölle.  Ein  anderes 
Beispiel  ist  der  Sundzoll,  welcher  mit  dem  1.  April  1857  aufgehört  hat. 
PreuBsen  verpflichtete  sich  an  Dänemark  ein  Ablösungskapital  von 
3,330,020-}-  Thaler  Preussisoh  zu  zahlen,  und  zwar  bis  zum  1.  April 
1877  halbjährlich  121,731  Thlr.  nebst  Zinsen,  behielt  sich  aber  das 
Recht  vor,  die  ganze  Summe  auch  früher  abzutragen.  Dem  Sundzoll 
ähnlich  war  der  Stader  oder  Brunshauser  Zoll,  welchen  Hannover  bis 
1861  erhob,  und  sich  dann  verpflichtete,  wie  bisher  und  in  dem  Um- 
fange der  bestehenden  Verbindlichkeiten  für  die  Erhaltung  der  zur  un- 
gehinderten Ausübung  der  Schiffahrt  auf  der  Elbe  erforderlichen  Anla- 
gen Sorge  zu  tragen,  jedoch  keine  Auflage  irgend  welcher  Art  unter 
dem  Titel  einer  Vergütigung  für  die  durch  Erfiillung  der  vorerwähnten 
Verpflichtung  erwachsenden  Ausgaben  an  Stelle  des  ZoUes  einzuführen. 
Die  Entschädigung  Hannover  s  betrug  nach  dem  Vertrage  vom  22.  Juni 
1861  2,857,338|  Thlr.,  wovon  34,489  Thlr.  auf  Preussen  fiel.  Im  Mit- 
telalter hielten  sich  die  Grundherren  für  berechtigt,  Alles,  was  ihr  Ge- 
biet durchzog,  mit  einer  Abgabe  zu  belegen,  deren  Höhe  nur  von  der 
Möglichkeit  einer  [nachhaltigen  Hebung  abhing.  Auf  Landstrassen  wa- 
ren diese  kleinen  und  zerstreuten  Gebiete  meist  leicht  zu  umgehen,  und 
die  Passagezölle  mussten  daher  massig  bleiben.  Die  Stromschiffahrt 
konnte  sich  dagegen  den  Besitzern  der  Ufer  nicht  entziehen ;  die  Pas- 
sagezölle auf  Strömen  wurdeil  daher  so  erhöht,  dass  es  endlich  wohlfei- 
ler wurde,  den  grössten  Theil  der  Waaren  zu  Lande  zu  transportiren. 
So  verödete  die  Pahrt  auf  dem  Ehein,  dem  Main,  der  Weser  und  der 
Elbe,  indem  jeder  Beichsstand,  der  daran  Besitzungen  hatte,  die  Vor- 
bei&hrenden  zur  Zahlung  eines  Zolles  nöthigte.  Erst  als  die  Grenze 
Frankreichs  bis  an  den  Bhein  reichte,  wurde  die  Zahl  der  Passagezölle 
auf  demselben  vermindert,  und  ein  massigerer  gleichförmiger  Tarif  da- 
für eingeführt.  Demnächst  wurde  auf  dem  Wiener  Eongress  bestimmt, 
dass  auf  allen  Elüssen,   welche  schiffbar  mehr  als  Ein  Staatsgebiet  be- 

1)  Er  wurde  in  Preussen  1787  abgeschafft.  Die  Leibmauth  in  Wien,  eine  Ab- 
gabe y  welche  alle  jüdischen  Reisenden  an  der  Linie  zahlen  massten ,  ehe  sie  die 
Stadt  betraten,  ermässigte  Kaiser  Joseph  nur,  hob  sie  aber  nicht  auf.  A.  Springer, 
Geschichte  Oesterreich's.  •  Bd.  I.    S.  163. 
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rühren ,  an  einer  massigen  Anzahl  von  Hehestellen  Passagezölle  nach 
einem  gemeinschaftlich  festzustellenden  Tarif  dergestalt  erhohen  werden 
sollen,  dass  der  Antheil  jedes  TJfcrhesitzers  durch  das  Yerhaltniss  der 
Länge  seiner  TJfer  zu  der  Länge  des  ganzen  schifiharen  Theils  des  Stro- 
mes bestimmt  wird.  Besondere  Konventionen  über  die  Schiffahrt  auf 
den  genannten  vier  Strömen  wurden  abgeschlossen ,  auch  die  Zölle  all- 
mälig  heruntergesetzt.  Endlich  ist  nach  dem  Gesetz  vom  24.  December 
1866  die  Erhebung  der  Schiffahrtsabgaben  auf  dem  Eheine,  soweit  sie 
seither  für  Eechnung  Preussen's  erfolgt  war,  und  zwar  söVohl  der 
Schiffsgebühr,  als  auch  des  Zolls  von  der  Ladung,  und  nach  der  K.  O. 
von  demselben  Tage  die  Erhebung  der  Schiffahrtsabgaben,  welche  för 
Eechnung  Eurhessens  auf  dem  Maine  und  för  Eechnung  Nassau's  auf 
dem  Eheine  und  Maine  bisher  erfolgt  war,  und  zwar  sowohl  der  Schif- 
fahrtsgebühr als  auch  des  ZolLs  von  der  Ladung  vom  1.  Januar  1867  ab 
völlig  eingestellt  worden.  Die  Erhebung  der  ElbzöUe  sollte  nach  dem 
Bundesgesetze  vom  I.Juni  1870  spätestens  am  I.Juli  ej.  aufhören,  wo- 
für aus  den  Mitteln  des  Bundes  Abfindungen  von  1,000,000  Thlr.  an 
Meklenburg- Schwerin  (S.  110)  und  von  85,000  Thlr.  an  Anhalt  zugesi- 
chert wurden.  Die  Burchgangsabgaben  oder  Transitzölle  werden  an  der 
Grenze  des  Landes  von  den  Waaren  erhoben,  die  durch  das  Land  durch- 
geführt werden ,  um  in  einem  anderen  Lande  verbraucht  zu  werden. 
Bas  Land,  welches  sie  erhebt,  will  damit  das  Ausland  besteuern.  Bei 
zu  hohen  Sätzen  nimmt  die  Burchfuhr  ab  und  die  Abgabe  bringt  dann 
wenig  ein.  Bie  Burchfuhr  kann  übrigens  dem  Lande  keinen  Nachtheil, 
sondern  nur  Yortheil  bringen.  Bie  Zeit  der  BurchfuhrzöUe  ist  aber 
vorbei.  Auch  in  PreuBsen  und  im  Zollverein  haben  sie  im  Jahre  1861 
au4^ehört. 

6.    BESTEtJERUNO  DER  AUSLÄNDER. 

Wenn  dieselben  Grundbesitz  im  Lande  haben  oder  Gewerbe  treiben, 
so  ist  es  billig,  dass  sie  davon  gleiche  Abgaben  zahlen,  wie  die  Inlän- 
der, selbst  wenn  sie  sich  im  Inlande  nicht  beständig  aufhalten.  Wenn 
sie  sich  im  Inlande  aufhalten,  so  können  sie  von  Yerbraachssteuern 
nicht  frei  bleiben,  auch  wohl  nicht  von  anderen  indirekten  Steuern. 
Sie  zu  allen  direkten  Steuern  heranzuziehen  dürfte  aber  weder  nöthig 
noch  nützlich  sein.  Preussen  kann  einen  reellen  finanziellen  GBwinn 
schwerlich  davon  haben,  dass  nach  dem  Gesetze  vom  1.  Mai  1851  un- 
ter gewissen  Umständen  einige  Nichtpreussen  zur  Slassensteuer  oder  zur 
Einkommensteuer  herangezogen  werden.  Freilassung  von  diesen  Steuern 
würde  mehr  Ausländer  zum  dauernden  Aufenthalt  in  Preussen  ver- 
anlassen, wo  sie  dann  durch  Zahlung  von  Verbrauchssteuern  sich  dem 
Preussischen  Fiskus  nützlich  machen  würden. 
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§.  15.  INNERE  QUELLEN  DES  ÖFFENTLICHEN  EINKOMMENS. 

Von  den  Quellen  des  öBfentliclien  Einkommens  im  Innern  des  Staats 
sind  zunächst  die  ausserordentlichen  zu  erwähnen.     Dahin  gehören: 

1.     ANFALLE  VOU  VORBEHALTENEM  ElOENTHTJM. 

Anheimgefallene  Lehne  hahen  das  Staatsvermögen  Öfters  yermehrt 
und  die  Staatseinnahmen  erhöht.  Auch  für  die  Aufhebung  des  Lehns- 
nezus  sind  mitunter  Kapitalien  gezahlt  oder  Renten  übernommen  wor- 
den. Für  die  Zukunft  ist  auf  solche  Einnahmen  in  Preussen  nicht  yiel 
mehr  zu  rechnen. 

8.    KAUF. 

In  alten  Zeiten  kam  es  wohl  vor,  das  die  Landesherren  Domänen 
ankauften  und  dadurch  ihre  Einkünfte  erhöhten.  Zuweilen  mag  es  zwei- 
felhaft sein ,  ob  der  Ankauf  aus  dem  Privatvermögen  der  Pursten  oder 
wenigstens  zum  Theil  aus  dem  Staatsyermögen  geschehen  war.  In 
Preussen  können  ersteren  Falls  die  Domänen  zunehmen  (S.  111). 

S.    GESCHENKE  UND  VERMÄCHTNISSE, 

welche  Privatpersonen  zur  Bestreitung  öffentlicher  Bedüifiiisse  oder 
gemeinnütziger  Anstalten  machen.  Auf  dergleichen  darf  ein  Staat 
nicht  bauen.  Die  ordentlichen  Abgaben  sind  immer  die  Hauptquel- 
len des  Staatseinkommens  und  in  vielen  Ländern  sind  die  Pfennige 
des  armen  Mannes  beinahe  noch  das  wichtigste.  Zu  wünschen  wäre, 
dasB  es  in  allen  Ständen  als  eine  Ehrensache  gälte,  bereitwillig  die  Ab- 
gaben in  Tollem  Masse  zu  zahlen.  Wer  eine  Staatskasse  beraubt,  steht 
moralisch  doch  wohl  kaum  tiefer,  als  wer  ihr  einen  Theil  des  ihr  Ge- 
bührenden vorenthält,  also  mit  Bewusstsein  und  Absicht  weniger  Ab- 
gaben zahlt,  als  er  nach  dem  Gesetz  offenbar  zahlen  sollte.  Wenn 
so  strenge  Ansichten  allgemein  herrschten,  'so  würde  Fiskus  mehr 
einnehmen,  als  gegenwärtig.  Eine  K.  O.  vom  25.  April  1848  geneh- 
migte, dass  „die  zur  Bestreitung  des  Staatsbedarfs  eingehenden  frei- 
willigen Beiträge'^  als  eine  Schuld  des  Staats  angenommen  und  mit  5  f 
verzinst  werden  sollten.  So  kamen  15  Millionen  auf,  doch  konnte  von 
einem  eigentlichen  Schenken  oder  Opfer  dabei  wohl  kaum  die  Bede 
sein.  Nach  dem  Gesetz  vom  13.  Mai  1833  muss  von  gewissen  Schen- 
kungen Anzeige  gemacht  und  Staatsgenehmigung  eingeholt  werden. 
Seitdem  waren  bis  1848  für  Kirchen,  Schulen,  Armen-,  Kranken-  und 
Waisenanstalten  und  andere  gemeinnützige  Zwecke  an  8  Millionen  ge- 
schenkt worden;  wobei  gewisse  geringere  Summen  nicht  in  Anschlag  ge- 
bracht sind.  In  den  Yereinigten  Staaten,  insbesondere  in  Neuengland, 
kommen  grossartige  Schenkungen  zu  öffentlichen  Zwecken  der  Mild- 
thätigkeit  und  der  Erziehung  vor,   und  Mill  fuhrt  an,   dass  in  dreissig 
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Jahren  die  im  Staate  Massachusetts,  der  1860  noch  nicht  2  Mill.  Ein- 
wohner hatte ,  vorgekommenen  derartigen  Schenkungen  sich  auf  nicht 
weniger  als  auf  6  Mill.  Doli,  helaufen  hahen.  Femer  sind  während  des 
Jahres  1868  an  Amerikanische  Schulen  und  Bildungsanstalten  ausser- 
ordentlich reiche  Schenkungen  gemacht  worden.  CorneU  XJniversity  in 
Newyork  erhielt  760,000  DoU.,  Harvard  TJniversity  bei  Boston  400,000 
Doli.,  Tuft's  CoUege,  Massachusetts,  300,000  Doli.,  Yale  College  in 
New  Haven  206,000  Doli.,  Baldwin  TJniversity  in  Ohio  103,000  Doli., 
Dickinson  College,  Pensylvanien ,  100,000  Doli.,  Chicago  TJniversity 
100,000  Doli.,  Washington  TJniversity  in  St.  Louis,  Missouri,  100,000 
Doli.  Dies  sind  Beispiele  zur  Nachahmung  für  unsere  Vornehmen  und 
Reichen.  Ferner  werden  zu  den  ausserordentlichen  innern  OueUen  der 
Staatseinnahmen  noch 

4.    AFSSERORDENTLICHE  STEUER» 

gerechnet  werden  können.  Durch  zeitweise  Erhöhung  der  Einkommen- 
steuer hat  England  jetzt  das  Mittel ,  ohne  besondere  Schwierigkeit  aus- 
serordentliche Aü^sgaben  bestreiten  zu  können.  Ein  eben  so  angemesse- 
nes und  erfolgreiches  Mittel  bietet  die  Preussische  Einkommensteuer 
nicht.  Daher  wurden  vom  5.  August  1854  bis  Ende  1856,  so  wie  vom 
1.  Juli  1859  bis  Ende  Juni  1862  25^  Zuschläge  nicht  bloss  zur  Ein- 
kommensteuer, sondern  auch  zur  Elassensteuer^und  sogar  zur  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  erhoben.  Eine  ausserordentliche  Steuer  war  auch 
der  Zuschlag  zu  den  Gerichtskosten  von  6  Sgr.  von  jedem  vollen  Thaler, 
d.h.  20^,  welchen  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1851  mit  dem  Zusatz  ein- 
führte, dass  die  Ermässigung  oder  Aufhebung  desselben  eintreten  sollte, 
„sobald  das  Yerhältniss  der  Staatseinnahmen  es  gestattet''.  Erst  im 
Jahre  1 869  hatte  der  Zuschlag  in  Polge  des  Gesetzes  vom  22.  December 
1 866  ganz  aufgehört.  Die  Volksvertretung  sollte  keine  Steuer  auf  un- 
bestimmte Zeit  (S.  1 29)  bewilligen,  am  allerwenigsten  eine  ausserordent- 
liche. Die  Englische  Einkommensteuer  ist  bisher  immer  nur  auf  be- 
stimmte Jahre  bewilligt  worden.  Auch  der  sogenannten  Prinzessinn- 
steuer  mag  als  ausserordentliche  Steuer  hier  gedacht  werden.  Das 
Hecht  der  Stände,  bei  allen  Geldangelegenheiten  eine  wichtige  Stimme 
abzugeben  und  entscheidend  einzugreifen,  erstreckte  sich  einst  nicht 
allein  auf  Steuerbewilligungen,  sondern  auch  auf  den  Verkauf  von  Do- 
mänen und  landesherrlichen  Bechten ,  so  wie  auf  die  Prinzessinnsteuem 
oder  die  Ausstattungssumme  bei  Verheirathung  nicht  nur  der  Töchter 
der  Brandenburgischen  Kurfürsten,  sondern  auch  anderer  Verwandten. 
Die  Sitte  dieser  Mitgift  geht  in  die  ältesten  Zeiten  zurück,  so  dass  der 
TJrsprung  nicht  mehr  nachzuweisen  ist.  Doch  scheinen  die  Stände  die 
Verpflichtung  hierzu  fast  immer  anerkannt  zu  haben.  Im  15.  Jahr- 
hundert betrug  diese  Aussteuer  10,000,  im  16.  Jahrhundert  20,000  Gul- 
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den;  seit  dem  Jahre  1719  ist  sie  jedoch  nie  yon  dem  Lande  gefor- 
dert worden,  obgleich  bei  allen  dergleichen  Gelegenheiten  die  Könige 
das  Eecht  dieser  Einforderung  sich  aosdriicklich  vorbehalten  haben  ^). 
Dass  eine  Prinzessinnsteuer  jetzt  noch  rechtlich  gefordert  werden  könnte, 
ist,  seitdem,  wie  schon  (S.  111)  erwähnt,  die  Krone  sich  schon  im  Jahre 
1820  eine  Civilliste  ausgesetzt  hat,  zu  bezweifeln,  zumal  eine  solche 
seitdem  auch  nicht  mehr  gefordert,  wohl  aber  öfters  erlassen  worden 
ist,  jedoch  nicht  ohne  Vorbehalt,  der  eine  Bedeutung  indessen  nicht  zu 
haben  scheint.  In  einer  K.  0.  an  den  Staatskanzler  vom  18.  Juli  1822 
sagte  f  riedrich  Wilhelm  III :  „Die  Yermahlung  der  Prinzessinn  Alexan- 
drine  mit  dem  Erbgrossherzoge  yon  Mecklenburg -Schwerin  habe  Anlass 
zu  der  Frage  gegeben :  „ob  die ,  bei  Yermählungen  von  Prinzessinnen 
Meines  Königlichen  Hauses  herkömmlichen  Prinzessinnensteuem  aus- 
zuschreiben seien".  Ich  habe  beschlossen,  ganz  so  wie  es  bei  der  Ver- 
mahlung Meiner  Tochter,  der  Prinzessinn  Charlotte  yon  Preussen  (1817), 
und  Meiner  Nichte,  der  Prinzessinn  Eriederike  von  Preussen  (1818) 
von  Mir  angeordnet  worden  ist,  aus  Gnade  und  Milde,  jedoch  ohne 
Konsequenz  für  die  Zukunft  und  ohne  Meinen  Nachkommen  in  der  Krone 
dadurch  etwas  zu  vergeben.  Meine  getreuen  Unterthanen  für  dieses 
Mal  mit  solchem  Beitrag  zu  verschonen,  in  der  Gnädigsten  Zuversicht, 
sie  werden  dieses  Merkmal  Meiner  landesväterlichen  Huld  und  Gnade 
mit  Dank  erkennen.  Sie  haben  diesen  Meinen  Beschluss  in  den  Pro- 
vinzen und  Landestheilen,  in  welchen  Sie  solches  für  angemessen  er- 
achten, zur  Kenutniss  der  Regierungen  zu  bringen,  damit  diese  densel- 
ben gehörig  bekannt  machen  mögen."  In  ähnlicher  Weise  ist  die  Prin- 
zessinnsteuer mehrmals  ausdrücklich  erlassen  worden ,  unter  Yorbehalt 
des  Hechts  für  künftige  Falle,  auch  noch  nach  der  Beschwörung  der 
Yerfeussung  und  noch  am  13.  November  1865.  Die  Verfassung  spricht 
im  Art.  100  von  Steuern  und  Abgaben  für  die  Staatskasse.  Eine  Prin- 
zessinnsteuer ist  nun  zwar  keine  Abgabe  für  die  Staatskasse.  Aber 
dennoch  ist  nicht  zu  ersehen,  weshalb  diese  Steuer  ausdrücklich  erlas- 
sen ist,  da  die  Krone  das  Recht  zur  Erhebung  einer  Prinzessinnsteuer 
durch  die  Verfassung  nicht  wieder  erlangt  hat^). 


1)  JF.  Voigt,  Geschichte  des  Brandenbnrgisch-Preussischen  Staats.  1860.  S.  322. 

2)  Besondere  Prinzensteuern  kommen  in  Prenssen  nicht  vor.  Nach  dem  Ver- 
trage zwischen  der  Königin  Victoria  und  dem  Könige  Friedrich  Wilhelm  IV  in 
Betreff  des  Ehebfindnisses  I.  K.  H.  der  Prinzess  Royal  mit  S.  K  H.  dem  Prinzen 
Friedrich  Wilhelm  von  Preussen  vom  18.  December  1857  werden  die  Kosten  der 
gemeinschaftlichen  Hofhaltung  Ihrer  K.  Hoheiten  auf  die  Apanage  des  Prinzen  über- 
nommen, welche  vom  Könige  auf  jährlich  92,000  Thlr.  festgesetzt  ist.  Die  Königin 
gab  der  Prinzessin  eine  Mitgift  von  40,000  £  und  versprach  ihr  bis  zum  Ableben 
derselben  eine  jährliche  Summe  von  8000  £  zu  gewähren.     Der  König  verpflichtete 

Bcrgiiis,  Ffnanxwissensch.    2.  Aufl.  \  | 
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Die  ordenüichen  Einnahmen  aus  dem  Innern  des  Staats  sind  allent- 
halben die  Haupteinnahmen.  Sie  lassen  sich  eintheilen  in  Steuern  und 
andere  Einnahmen,  namentlich  Eegalien  und  Domänen.  Was  unter 
Eegalien  und  Domänen  zu  verstehen  ist,  lässt  sich  im  Allgemeinen 
schon  aus  den  Worten  entnehmen,  indem  Einkünfte  aus  Hegalien  auf 
landesherrlichem,  und  Einkünfte  aus  Domänen  auf  Eigenthumsrechte 
beruhen.  In  einem  ganz  autokratisch  regierten  Lande  würden  die 
Steuern  lediglich  von  dem  Willen  des  Landesherm  abhängig  sein;  sie 
könnten  dann  zu  den  Eegalien  gerechnet  werden,  und  es  gäbe  danach 
ein  SteuerregaL  Nach  älterem  Herkommen  in  Deutschland  waren  Steuern 
aber  nur  subsidiarisch  yon  den  Ständen  zu  fordern,  wenn  nämlich  die 
Domänen  und  Eegalien  nicht  ausreichten;  ein  Steuerregal  lässt  sich 
historisch  nicht  nachweisen.  Davon  verschieden  ist  das  Zollregal  oder 
die  Zollgerechtigkeit,  welche  zu  den  niederen  Eegalien  gerechnet  wird 
und  wovon  das  A.  L.  E.  II.  15.  §.  88 — 140  in  dem  Titel  von  den  Hech- 
ten und  Eegalien  des  Staats  in  Ansehung  der  Landstrassen,  Ströme, 
Häfen  und  Meeresufer  handelt.  Danach  ist  die  Zollgerechtigkeit  das 
Eechty  von  denjenigen,  welche  sich  der  Häfen,  Ströme,  Wege,  Brücken 
und  Eähren  bedienen,  eine  gewisse  bestimmte  Abgabe  zu  fordern. 
Der  eigentliche  Zoll  wird  von  Sachen  und  Waaren;  Brücken  - ,  Eähr- 
und  Wegegeld  aber  nur  von  den  Personen ,  dem  Yiehe  und  den  Fuhr- 
werken, welche  die  Brücke,  die  Eähre  oder  den  Weg  passiren,  erhoben. 
Zoll,  Brücken-  und  Wegegeld  darf  Niemand  erheben,  als  dem  das  Eecht 
dazu  vom  Staate  verliehen  oder  aufgetragen  worden.  Nur  allein  der 
Staat  kann  die  Zollabgaben,  das  Hafen-,  Wege-  und  Brückengeld  bestim- 
men und  den  Tarif  darüber  vorschreiben.  AUe  grösseren  Staaten  und 
beinahe  alle  Staaten  haben  jetzt  ihre  Haupteinnahmen  aus  Steuern. 

In  den  Schlussbemerkungen  seiner  Lehre  von  den  Steuern  machte 
Hofimann  darauf  aufmerksam ,  wie  sich  mit  der  fortschreitenden  Yer- 
besserung  des  geselligen  Zustandes  der  Menschen,  welche  sich  aus  der 
Zunahme  an  Bevölkerung,  Kenntnissen,  Sittlichkeit  und  Wohlstand  ent- 
wickelt^ auch  zum  Theil  sehr  beträchtliche  Einkünfte  aus  der  Benutzung 
von  Anstalten  zur  Beförderung  des  Verkehrs,  deren  erster  Einrichtung 
durchaus  keine  Eücksicht  auf  Erlangung  eines  Einkommens  zum  Ghninde 
lag,  ergäben.  So  würde  eine  Stadtwaage  aufgestellt,  um  den  Einwoh- 
nern die  Bequemlichkeit  zu  schaffen,  dieselbe  gegen  Entrichtung  eines 
Waagegeldes  zu  benutzen,  welches  nothdürfdg  zur  Unterhaltung  dieser 
gemeinnützigen  Anstalt  hinreicht  Wenn  sich  im  Lauf  der  Zeit  der 
Gebrauch  derselben  verzehnfacht,  so  verzehn&chen  sich  doch  nicht  die 
Unterhaltungskosten ,   sie  verdoppeln  sich  vielleicht  kaum  und  es  bleibt 

sich  anch,  der  Prinzessixm,  im  Fall  sie  Wlttwe  würde,  ein  entsprechendes  Witthom 
zu  gew&hren. 


§.  15.     INNERE  QUELLEN  DES  ÖFFENTLICHEN  EINKOMMENS.     163 

dann  schon  ein  erheblicher  Beingewinn  aus  den  Waagegeldern  übrig. 
Eine  bedeutende  Herabsetzung  derselben  yermehrt  die  Benutzung.  In- 
dem die  Stadt  ein  bedeutender  Handelsplatz  wird ,  begründen  Anstalten 
zur  Bestimmung  der  Gewichte,  der  Maasse  und  der  Beschaffenheit  der 
Waaren  ein  sehr  beträchtliches  städtisches  Einkommen ,  daraus  erwach- 
send, dass  ein  yielumfassender  Verkehr  fax  solche  Dienstleistungen 
etwas  mehr  bezahlt,  als  eben  nur  zur  Unterhaltung  der  dazu  erforder- 
lichen Anstalten  hinreicht.  Die  Briefposten  ergeben  das  auffiillendste 
Beispiel  eines  so  entstehenden  Einkommens.  „Was  auf  solchem  Wege 
von  den  mannig&ltigen  Anstalten  zur  Erleichterung  des  Yerkehrs  an 
reinem  Ueberschusse,  nach  Abzug  der  Verzinsung  des  Anlagekapitals, 
der  Unterhaltungs-  und  Yerwaltungskosten  übrig  bleibt,  ist  in  der  That 
nichts  anders  als  eine  Steuer  yom  Verkehr,  welcher  um  ebehsoyiel  wohl- 
feiler sein  könnte,  als  dieser  Ueberschuss  beträgt,  wenn  die  Begierung 
oder  die  Gemeinden  nur  so  viel  nähmen,  als  zur  yollständigen  Entschädi- 
gung für  deren  Anlage  und  Unterhaltung  hinreicht.  In  den  bei  wei- 
tem meisten  Fällen  scheint  es  unzweifelhaft,  dass  eine  Herabsetzung 
der  Preise  für  die  Benutzung  solcher  Anstalten  den  Verkehr  selbst  sehr 
erleichtem  xmd  vermehren  würde.  «Unter  diesen  Umständen  könnte  der 
geringere  Satz  wohl  ebensoviel  reinen  Ueberschuss  gewähren  als  vor- 
mals der  höhere.  Diesen  Gedanken  hat  die  Begierung  Grossbritanniens 
jetzt  aufgefeisst,  und  es  tritt  in  ihrem  Machtgebiet  gegenwärtig  —  im 
Jahre  1840  —  eine  sehr  grosse  Verminderung  und  Vereinfachung  des 
Briefportos  ein.  Wenn  aber  auch  das  unmittelbare  Einkommen  aus  der 
Benutzung  solcher  Anstalten  sich  in  Folge  grosser  Preisemiedrigun- 
gen  vermindern,  selbst  sogar  ganz  verschwinden  sollte:  so  scheint  es 
doch  noch  sehr  möglich,  dass  die  Begierung  für  solche  Verluste  voll- 
kommen entschädigt  werden  könnte  durch  den  höhern  Ertrag  anderer 
Steuern,  welcher  aus  der  vermehrten  Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  her- 
vorgeht. Die  Begierung  kann  nicht  übersehen,  wie  viel  sie  dem  Ver- 
kehr dadurch  schadet,  dass  sie  denselben  durch  hohes  Porto  auf  Briefe 
und  Sachen,  durch  Erhöhung  der  Beisekosten  vermöge  eines  Allein- 
rechts stationsweise  mit  untergelegten  Pferden  zu  befördern,  durch  hohe 
Kanal-,  Schleusen-,  Brücken-  und  Wegegelder,  durch  beträchtliche 
Tonnengelder  in  den  Seehäfen,  und  durch  hohe  Sätze  für  die  Benutzung 
der  Waage-,  Mess-,  Brack-  und  Schauanstalten  vertheuert,  oder  durch 
die  Gemeinden  vertheuem  lässt.  Ortsgemeinden  sind  ohnehin  von 
ihrem  beschränkten  Standpunkte  aus  nur  zu  sehr  geneigt,  sich  auf 
solchem  Wege,  anscheinend  auf  Kosten  Fremder,  Einkommen  zu  ver- 
schaffen. Um  so  mehr  ist  es  als  ein  Beweis  der  Fortschritte  in  staats- 
wirthschafÜicher  Bildung  anzusehen,  dass  sich  namentlich  in  den  gros- 
sen Handelsstaaten  immer  klarer  und  wirksamer  das  Bestreben  zeigte 


164    ERSTES  KAPITEL.     ÖFFENTLICHE  AUSGABEN  UND  EINNAHMEN. 

solchen  zweifelhaften  Einkünften,  wo  nicht  ganz  zu  entsagen ,  so  doch 
immer  engere  Schranken  zu  setzen.  In  einer  nicht  sehr  fernen  Zeit 
galt  es  für  ein  untrügliches  Kennzeichen  einer  weisen  FinanzTerwaltang, 
wenn  dieselbe  sich  unermüdlich  darin  zeigte,  jede  Aeusserung  mensch- 
licher Thätigkeit  mit  kleinen  Abgaben  zu  verfolgen,  um  hierdurch  an- 
scheinend unmerklich  ein  unerwartet  beträchtliches  Einkommen  zusam- 
menzubringen. Bas  aber  ist  nicht  der  Weg,  den  Eegiemngen  Achtung 
und  Ansehen  zu  verschaffen;  und  diese  kleinliche  Politik  hat  vielleicht 
das  Meiste  zur  Entweihung  des  Heiligthums  der  Staatsgewalt  beigetra- 
gen :  verständiger  Unterricht  und  wahre  Gerechtigkeit  mögen  den  Men- 
schen belehren,  wie  viel  er  dem  Staate  verdankt;  und  das  Bewusstsein, 
dass  er  auch  seinerseits  nach  Kräften  zur  Unterhaltung  dieser  wohlthä- 
tigen  Anstalt  beitrage,  wird  ihn  dann  nicht  belasten,  sondern  adeln." 


§.  16.     BRITISCHE  FINANZEN. 

Die  Geschichte  der  Finanzen  des  Britischen  Reiches  ist  sehr  lehr- 
reich und  verdient  ein  ernstes  Studium.  Im  vorigen  und  noch  im  ersten 
Viertel  dieses  Jahrhunderts  sehen  wir  Verschwendung,  Vermehrung  der 
Schulden  und  Erhöhung  der  Steuerlast.  Zwar  finden  wir  auch  ein 
Streben,  die  Schulden  zu  vermindem.  Doch  das  einfache  und  allein 
praktische  Mittel,  durch  Ersparongen  die  Abzahlung  zu  ermöglichen, 
kam  erst  später  in  Anwendung,  während  gleichzeitig  Reformen  in  den 
Steuern  dieselben  einträglicher,  und  doch  weniger  drückend  machten. 
Es  ist  von  Interesse  daran  zu  erinnern,  wie  sich  Junius  am  21.  Januar 
1769  aussprach:  „Die  Finanzen  einer  üTation,  welche  unter  der  Last 
ihrer  Schulden  und  Ausgaben  erliegt^  sind  einem  jungen  Manne  aus  der 
Noblesse,  der  schon  durchs  Spiel  zu  Ghninde  gerichtet  ist  (dem  Herzog 
V.  Grafton),  anvertraut.  Eingeführt,  um  unter  den  Auspicien  Lord 
Chatam's  zu  fungiren,  und  an  der  Spitze  der  Geschäfte  durch  den  Aus- 
tritt dieses  Mannes  zurückgelassen,  wurde  er  durch  Zufall  Minister. 
Doch  er  hat  die  Grandsätze  und  Zusagen  verrathen,  welche  ihm  eine 
augenblickliche  Popularität  verschafften;  und  wir  sehen  ihn  wissentlich 
abgeMlen  von  jeder  ehrenhaften  Verpflichtung  gegen  das  Volk.  In 
den  Geschäften  kennt  die  Welt  bis  jetzt  noch  nichts  von  seinen  Talen- 
ten oder  von  seinem  Charakter;  es  müsste  denn  sein,  dass  launenhafte, 
schaukelnde  Unbeständigkeit  ein  Zeichen  von  Geist,  und  Eigensinn  ein 
Beweis  von  Muth  wäre.  Vielleicht  kann  man  sagen,  dass  es  in  der 
Stellung  seiner  ExceUenz  liegt,  wie  es  sicher  seine  Leidenschaft  ist^  die 
öffentlichen  Gelder  viel  mehr  auszutheilen,  als  zusammenzuhalten,  und 
dass,  während  Lord  North  Kanzler  der  Schatzkammer  ist,  der  erste 
Lord  des  Schatzes  so  gedankenlos  und  verschwenderisch  sein  kann,   als 
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er  immer  will.  Ich  hoffe  jedoch,  er  wird  sich  nicht  zu.  sehr  auf  Lord 
North's  Erfindaogsgeist  im  Finanzwesen  verlassen.  Seine  Lordschaft 
soll  uns  noch  die  erste  Probe  seiner  Geschicklichkeit  ablegen.  Es  lässt 
sich  Tielleicht  ohne  Arg  annehmen,  dass  er  seine  Talente  bisher  geflis- 
sentlich verborgen  hat,  in  der  Absicht,  die  Welt,  wenn  sie  es  am  wenig- 
sten erwartet,  mit  einer  Kenntniss  des  Handels,  einer  Wahl  von  Mass- 
regeln  und  einer  Tiefe  der  Hülfsquellen ,  die  den  Bedürfhissen  des  Lan- 
des entsprechen  und  seine  Hoffnungen  weit  übertreffen,  in  Erstaunen 
zu  setzen.  Er  muss  jetzt  seine  ganze  Eraft  anstrengen,  wenn  wir  ver- 
gessen sollen,  dass,  seitdem  er  im  Amte  ist,  kein  Plan  gefosst,  kein 
System  befolgt,  noch  irgend  eine  wichtige  Massregel  ergriffen  worden 
ist,  um  dem  Öffentlichen  Kredit  aufzuhelfen.  Wenn  sein  Plan  für  den 
Dienst  des  laufenden  Jahres  noch  nicht  unwiderruflich  festgesetzt  ist,  so 
will  ich  ihn  erinnAm,  erBÜich  an  die  Folgen  zu  denken,  eh'  er  es  wagt, 
die  öffentliche  Schuld  zu  vergrössem.  Wir  sind  misshandelt  und  unter- 
drückt, es  ist  wahr,  aber  die  Nation  wird  es  nicht  ertragen,  nach  einem 
sechsjährigen  Frieden,  ohne  eine  mögliche  Yerminderung  der  Schuld 
oder  eine  Erleichterung  der  Verzinsung,  neue  Millionen  geborgt  zu 
sehen.  Der  Versuch  könnte  einen  Geist  der  Entrüstung  hervorrufen, 
welcher  über  den  Sturz  eines  Ministers  hinaufreichte." 

Wie  ein  Amerikaner  ^)  meinte,  könnte  man  von  England  mit  Eecht 
sagen,  dass,  während  es  sich  enorme  Schulden  aufbürdete,  es  die  kost- 
barste und  verschwenderischeste  Eegierung  beibehielt.  Obgleich  die 
Zinsen  seiner  Schuld  die  Entwickelung  der  Hülfisquellen  des  Volks  hin- 
derten, und  die  Armee,  die  Flotte,  die  Kirche  und  die  Justiz  alle  seine 
Geldarterien  austrockneten,  verschwendete  es  doch  jährlich  ungeheure 
Summen  in  der  Form  von  Pensionen  und  Sinekuren  an  Militärs  und 
Civilbeamte,  an  Generale,  Admirale,  gewesene  Kanzler,  Eichter  und 
Diplomaten ,  an  heruntergekommene  Adlige  und  deren  zahlreichen  Train 
von  Verwandten  und  Anhängern ,  und  in  der  That  an  jede  sonstige  Art 
von  Anspmchmachem ,  die  Einfluss  oder  Literesse  hatten  bei  jeder 
Partei,  die  nach  einander  ans  Buder  kam.  Seitdem  nun  Sparkassen 
und  ähnliche  Anstalten  ihre  Fonds  in  der  Staatsschuld  angelegt  haben, 
giebt  es  2,000,000  Staatsgläubiger,  von  denen  ^  den  mittleren  und  un- 
teren Klassen  angehören.  Wenn  ihre  Anzahl  sich  auf  2 — 300,000  ver- 
minderte, so  könnten  die  enorme  Schuld,  die  Ungeheuern  jährlichen 
Ausgaben  und  die  damit  in  Verhältniss  stehenden  Steuern  das  anregende 
Element  bei  einem  Umsturz  der  Regierung  abgeben.  Die  drei  bedeu- 
tendsten politischen  Eevolutionen  der  neueren  Zeit,  Englands  von  1644, 
Amerika's  von  1775  und  Frankreichs  von  1789,  ereigneten  sich  sämmt- 


1)  H,  B.  Stantortj  Beforms  and  Reformers  of  England.  London  1853.  S.  233^239. 
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lieh  bei  dem  YeTsuche,  dem  Volke  Taxen  aufzulegen,  um  solche  Lasten 
der  Staatskasse  abzunehmen.  Wenn  England  jemals  wieder  yon  einer 
Beyolution  erschüttert  werden  sollte ,  so  ist  es  sehr  möglich ,  dass  dies 
durch  übermässige  Besteuerung  geschieht.  Aber  der  grosse  Unterschied 
zwischen  dem  jetzigen  England  und  dem  England  yon  1644  oder  Amerika 
und  Frankreich  yon  1775  und  1789  liegt  darin,  dass,  so  sehr  das  Volk 
jetzt  auch  socialen  und  politischen  Fortschritt  und  Beschränkung  der 
Ausgaben  erstrebt,  die  grosse  Masse  desselben  doch  zufrieden  ist,  dass 
sie  unter  einer  freieren,  glücklicheren  und  besser  kontrolirten  Begierung 
lebt  als  irgend  ein  anderes  Yolk  in  der  Welt.  Auf  das  alte  Steuer- 
und  Ausgabensystem  hat  die  Parlamentsreform  eingewirkt,  aber  noth- 
wendig  allmaUg,  Schritt  yor  Schritt.  Jedes  Jahr  wurde  die  alte  Pen- 
sionsliste kürzer,  und  wenig  wurde  neu  darauf  gesetzt,  ausser  unter  all- 
gemeiner Zustimmung.  Viele  unnütze  Stellen  wurden*abgeschafft^  wenn 
auch  der  yoUe  Yortheil  dayon  sich  yerzögerte,  da  den  Inhabern  Euhe- 
gehalte  gewährt  wurden.  Neue  Principien  der  Sparsamkeit  kamen  in 
das  ganze  Eegierungssystem.  Aber  noch  mehr  liegt  es  in  der  neuen 
Politik  der  Besteuerung,  dass  das  Yolk  die  direkten  Früchte  der  Beform 
erntet.  Der  Freihandel  hat  schon  die  Preise  einiger  der  wesentlichsten 
Lebensnothwendigkeiten  heruntergebracht.  Durch  die  bedeutende  Er- 
mässigung der  Steuern  yon  anderen  sind  dieselben  einer  so  yiel  grosse- 
ren Masse  der  Beyölkerung  zugänglich  geworden,  dass  der  Ertrag  durch 
die  Heruntersetzung  wenig  Einbusse  erlitten  hat;  während  bei  der  An- 
wendung der  Einkommensteuer  imd  anderer  neuen  Einnahmequellen 
die  arbeitenden  Elassen  dayon  beinahe  ganz  freigeblieben  sind.  Die 
ganze  Gesetzgebung  der  neueren  Jahre  strebte  nach  Yerminderung  der 
Lasten  der  Armen;  und  mitten  im  Frieden,  im  Gedeihen  und  in  der 
yoUkommnen  Freiheit,  die  das  Yolk  in  den  letzten  Jahren  genossen  hat, 
während  fast  jedes  Land  auf  dem  Kontinent  yon  Europa  yon  politischem 
Streit ,  Beyolution  und  blutigem  Bürgerkrieg  erschüttert  wurde ,  gab  es 
gewiss  wenige ,  selbst  unter  den  ärmsten  Einwohnern  Englands ,  die  das 
Geld  nicht  für  gut  angelegt  hielten ,  welches  ausgegeben  wird  zur  Auf- 
rechthaltung der  Listitutionen  eines  Landes,  in  welchem  sie  alle  Festig- 
keit einer  monarchischen  Begierung,  mit  allem  freien  Einfluss  der  öffent- 
lichen Meinung  und  der  Kontrole  eines  weise  geleiteten  YolkswiUens 
gemessen,  wie  dies  republikanische  Institutionen  ihnen  nur  sichern 
könnten.  Der  wahre  Elampfplatz  für  weitere  Siege  erscheint  jetzt  in 
Betreff  finanzieller  Beform  und  der  Durchsetzung  einer  weisen  und 
liberalen  Sparsamkeit  in  jedem  Departement  des  Staats.  Nach  dieser 
Auffassung  der  Sache  haben  die  Beformer  Englands  das  Uebel  an  der 
Wurzel  angeg^ffen ;  und  in  dem  Departement  der  Finanzen  und  Steuern 
dich  besonders  auf  das  Werk  beschränkt,   die  Begierungsausgaben  zu 
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Termindem  und  die  Steuern  derartig  einzurichten ,  dass  ihre  Zahlung  in 
gerechterer  Weise  sich  yertheilt,  und  alle  Hemmungen  der  freien  Aub- 
dehnong  des  Verkehrs  und  HandeLs  zu  heseitigen. 

Im  Jahre  1847  hatte  ein  Franzose,  Bastiat,  gesagt:  In  welcher 
Weise  man  auch  üher  die  Politik  Englands  und  die  EoUe ,  welche  es  in 
der  Welt  übernommen  hat ,  urtheilt,  es  ist  unmöglich,  nicht  zuzugeste- 
hen, dass  es  in  Allem,  was  Handel,  Industrie,  Finanzen  und  Steuern 
betrifft,  Yersuche  durchgemacht  hat,  welche  die  anderen  Nationen  mit 
Nutzen  för  sich  selbst  studiren  könnten  und  sollten.  Man  hat  mit 
Recht  gesagt,  dass  die  ErÜEihrung  die  strengste  Lehrerin  ist;  und  wenn 
das  Beispiel  Anderer  uns  yor  einigen  Fehlem  bewahren  kann,  warum 
soUten  wir  nicht  versuchen,  die  Versuche  und  Proben,  die  anderswo 
gemacht  worden  sind,  unserer  nationalen  Instruktion  zu  Gute  kommen 
zu  lassen? 

Aber  in  England  selbst  weiss  man  auch  die  lange  segensreiche  Re- 
gierung der  jetzigen  Königin  zu  schätzen.  Es  war  niemals  in  irgend 
einem  Lande  oder  in  irgend  einer  Zeit  eine  Nation  glücklicher  oder  ein- 
trächtiger regiert  —  im  Genuss  eines  grösseren  Masses  von  Freiheit  — 
schneller  fortschreitend  in  Wissen,  Eeichthum  und  Macht  —  oder  eifri- 
ger suchend  und  anwendend  ein  Mittel  gegen  jede  Form  von  Ifebel, 
welches  heilbar  ist,  als  England  unter  der  Herrschaft  der  Königin 
Victoria.  Ihre  Majestät  hatte  das  Glück  gerade  zu  der  Zeit  den  Thron 
zu  besteigen,  als  der  grosse  Sturm  der  vorhergehenden  Regierung  sich 
beruhigte  und  die  Nation  hoffnungsvoll  auf  die  Früchte  dieser  heftigen 
Kämpfe  blicken  konnte.  Sie  schenkte  ihr  Vertrauen  ohne  die  geringste 
Bedenklichkeit  oder  Zurückhaltung  den  Ministem ,  welche  jener  grossen 
Krisis  erfolgreich  die  Spitze  geboten  hatten;  und  obgleich,  einige  Jahre 
nachher,  die  andere  grosse  Partei  im  Staate,  welche  eine  konservativere 
Politik  beanspruchte,  sich  unter  der  Führung  eines  grossen  Staats- 
manns zur  Macht  erhob,  zeigte  es  sich  bald,  dass  die  Reformprincipien 
selbst  über  ihre  Gegner  obgesiegt  hatten  und  dass  Sir  Robert  Peel  selbst 
darauf  bedacht  war  zu  zeigen,  dass  er  sie  auch  auf  die  HandeLspolitik 
des  Landes,  auf  die  Finanzen  und  auf  die  Interessen  der  niederen  Klas- 
sen der  Gesellschaft  zur  Anwendung  bringen  könn\e.  So  kann  man  mit 
Wahrheit  sagen,  dass  während  dieser  ganzen  wohlthätigen  Regierung 
das  Hauptstreben  dieser  Parteien  dahin  gegangen  ist,  welche  von  ihnen 
am  besten  das  Wohlsein  der  grössten  Zahl  fördern  könnte.  Deshalb 
sagte  ein  berühmter  fremder  Staatsmann  vor  nicht  langer  Zeit,  indem 
er  von  der  Lage  Englands  sprach,  England  biete  das  einzige  Schauspiel 
eines  Landes,  welches  nicht  bloss  gut  regiert  würde,  sondern  auch  selbst 
glaube,  dass  es  gut  regiert  würde.  Es  wäre  lästig,  die  lange  Reihe  von 
Massregeln  au&uführen,   welchen  diese  Resultate  zuzuschreiben  sind. 
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Der  ganze  Lauf  der  Gesetzgebung,  wahrend  der  letzten  fünfundzwanzig 
Jahre  besonders,  ging  dahin ,  die  Steuern ,  welche  am  härtesten  die  In- 
dustrie, die  Bedürfiiisse  und  selbst  die  Luxusgegenstände  des  Yolks 
trafen,  abzuschaffen  oder  herunterzusetzen  und  dafür  mehr  direkte  imd 
in  einigen  Fallen  härtere  Lasten  auf  das  Eigenthum  zu  legen.  Ohne 
Zweifel  können  die  Mitglieder  des  Hauses  der  Gemeinen  es  als  einen 
Beweis  ihrer  Hingebung  an  die  Yolksinteressen  anfuhren :  in  jedem  FaU, 
wo  eine  Wahl  möglich  war,  haben  sie  nicht  angestanden,  die  Besteue- 
rung, welche  am  schwersten  auf  die  Massen  drückte,  zu  ermässigen, 
selbst  wenn  es  nothwendig  war,  weitere  Lasten  den  Klassen  aufeulegen^ 
durch  welche  sie  gewählt  waren  und  welchen  sie  angehören.  Niemals 
war  eine  Versammlung  weniger  durch  EHasseninteressen  getrieben,  oder 
mehr  bereit  die  Literessen  des  zahlreichsten  und  am  wenigsten  begün- 
stigten Theil  der  Gesellschaft  an  die  Spitze  zu  stellen.  Wir  wollen  nur 
auf  zehn  Jahre  zurückblicken,  obgleich,  wenn  wir  noch  weiter  zurück- 
blickten, wir  dieselben  Principien  wirkend  finden  würden.  Der  Fort- 
gang der  Steuerermässigungen  wurde  gewaltsam  unterbrochen  durch 
die  Erfordernisse  des  Krimkrieges.  Die  Ausgaben  des  Staats  betrugen 
1854  51  MiU.,  1855  65  Mill.,  1856  88  Hill,  und  1857  75  MiU.  In 
diesen  Jahren  wurden  dem  Lande  15  MilL  Eriegssteuem  aufgelegt. 
Mit  der  Bückkehr  des  Friedens  im  Jahre  1856  fingen  die  Ermässigun- 
gen an,  nämlich: 

£  £ 

1856  Zölle  ....  3,475  1 862  ZöUe  und  Accise  .  348,671 
Malzkriegstaze   .  2,200,000  Hopfenzoll     und 

2,203,475  Stempel  .     .     .  5,000 

1857  Zölle  ....  1,628,582  353,671 
Einkommensteuer  9,125,000      1863  ZöUe     .     .     .     .1,896,319 

10,753,582  Einkommensteuer  2,750,000 

1858  Einkommensteuer  2,100,000  4^46,319 

1859  Zölle  (aufgehoben)     981,250  1864  Zölle  (Zucker-)   .  1,744,384 

1860  Zölle  (ermässigt)    1,895,681  Accise,     Stempel, 
Hopfen-  u.  andere  Versicherungs- 

Steuem    .     . '  .      245,000  steuer      .     .     .      312,000 

3,085,931  Einkommensteuer  1,230,000 

1861  Zölle  ....  279,558  3,286,384 
Papiersteuer  .  .  1,350,000  1865  Zölle  (Thee-).  .  1,868,000 
Einkommensteuer  1,060,000  Einkommensteuer 

2,689,558  für  ein  halbes  Jahr  650,000 

Yersicherungs- 
steuer      .     .     .      260,000 

3,778,000 
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In  einigten  dieser  Jahre  worden  bei  anderen  Einnahmezweigen  er- 
höhte Taxen  aufgelegt,  1858  zum  Belauf  von  456,780  £,  1859  577,904  £, 
1860  2,680,904  £,  1862  252,500  £.  Doch  der  Betrag  der  Herunter- 
Setzung  übersteigt  den  Betrag  der  Erhöhung  um  etwa  Vierzehn  Millionen 
(mehr  als  90  Hill.  Thaler!). 

Bei  weitem  der  grösste  Theil  der  abgeschafften  oder  heruntergesetz- 
ten Steuern  waren  solche,  welche  die  Industrie  des  Landes  oder  die 
Bedürfiiisse  oder  Luxusartikel  der  arbeitenden  Klassen  treffen.  Der 
Theezoll  kam  allmählich  yon  2  s.  auf  6  d.  das  Pfiind  herunter,  der 
Zuckerzoll  von  1  £  auf  12  s.  10  d.  der  Gentner.  Die  Hopfenauflage 
wurde  aufgehoben.  Die  Zölle  von  Wein  und  Spiritus  sind  ermässigt, 
bis  Wein  ein  Artikel  gewohnheitsmässigen  Gebrauchs  für  eine  viel  grös- 
sere Elasse  des  Volks  werden  kann  und  hoffentlich  werden  wird.  Und 
dabei  hat  die  Einnahme  nicht  wesentlich  abgenommen  und  Übersteigt 
die  grossen  Ausgaben  des  Landes.  Vorsorge  ist  getroffen  worden  für 
den  öffentlichen  Dienst  durch  die  Beibehaltung  der  Einkommensteuer 
und  die  Auflegung  der  Erbschaftssteuer  —  Abgaben ,  welche  dauernde 
Belastungen  des  Ghrundeigenthums  geworden  sind,  weil  das  Ministerium 
und  das  Haus  der  Gemeinen  ^)  lieber  diese  Lasten  dauernd  machten, 
als  den  Fortgang  von  Ermässigungen,  durch  welche  der  ganzen  Nation 
und  ganz  besonders  den  armem  Elassen  reicher  Vortheil  erwächst,  zu 
unterbrechen.  Doch  ist  das  Ende  dieser  Ermässigungen  noch  keines- 
wegs erreicht.  Im  Gegentheil,  mit  jedem  Grunde  ist  zu  hoffen,  dass 
der  Friede  bewahrt  bleiben  wird,  und  dass  die  kostbare  Eekonstruktion 
der  Flotte  und  die  Errichtung  von  Befestigungen  bald  einen  Punkt  er- 
reicht haben  werden,  bei  dem  wir  uns  in  Sicherheit  beruhigen  und  den 
weitem  Fortschritt  der  militärischen  Wissenschaften  abwarten  können ; 
wir  hoffen,  dass  die  Staatsausgaben  auf  eine  Summe  werden  herunter- 
gebracht werden,  die  derjenigen  sich  nähert,  welche  zur  Befriedigung 
unserer  Bedürfnisse  vor  dem  Erimkriege  hinreichte.     Es  ist  nicht  aU- 

1)  Die  Macht  des  Oberhauses  in  Finanzsachen  ist  gering.  An  einer  Geldbill 
kann  es  nichts  amendiren,  wohl  aber  sie  verwerfen.  Im  Jahre  1860  verwarf  es 
die  Bill  wegen  Abschaffung  der  Papierstener,  worauf  das  Unterhaus  auf  Palmerston's 
Antrag  fast  einstimmig  die  Resolutionen  annahm:  Dass  das  Becht,  Geld  der  Krone 
zu  bewilligen,  den  Gemeinen  allein  zustehe;  dass,  obgleich  die  Lords  zuweilen  das 
Recht  ausgeübt  haben,  Bills  verschiedener  Gattung  zu  verwerfen,  doch  die  Aus- 
übung dieser  Befugniss  stets  von  diesem  (dem  Unter-)  Hause  mit  besonderer  Eifer- 
sucht als  das  Recht  der  Gemeinen,  Geld  zu  bewilligen  und  für  die  Mittel  und  Wege 
f3r  den  jihrlichen  Staatsbedarf  zu  sorgen,  berUhrend,  angesehen  worden  sei;  dass 
dieses  Haus  in  seiner  eigenen  Hand  die  Macht  habe,  Steuergesetze  zu  verbessern, 
zu  verfassen ,  Steuern  zu  erlassen ,  und  dass  das  Recht  der  Gemeinen,  was  die  Be- 
schaffenheit,  Grosse,  den  Umfang,  das  Bedürfniss  einer  Steuer  anbetrifft,  selbst- 
stSndig  festzusetzen ,  unverletzt  bleiben  solle.  FUchd ,  die  Verfassung  Englands. 
S.  458. 
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gemein  bekannt^  dass  der  Gesammtbetrag  der  Civilliste  und  der  CiTilaas' 
gaben  aller  Art  für  die  Eegienmg  dieses  Landes  zehn  Millionen  bebrägt 
oder  ein  Siebentel  der  Einnahme  des  Königreichs  —  eine  Summe,  welche 
sehr  günstig  mit  der  Aasgabe  verschiedener  fremder  Staaten  kontrastiri. 
Abgesehen  von  den  Zinsen  der  Staatsschuld,  welche  sich  auf  sechsund- 
zwanzig  Millionen  belaufen ,  und  den  Kosten  der  Kriegsmacht,  welche 
dieselbe  Summe  betragen,  können  wir  stolz  darauf  sein,  dass  kein  Land 
jemals  mit  einem  geringeren  Aufwände  im  Yerhältniss  zu  seinem  Eeich- 
thum  regiert  worden  ist,  als  jetzt  das  Yereinigte  Königreich.  Jeder 
andere  Staat  in  Europa  hat,  trotz  einer  Jangen  Periode  beinahe  unge- 
störten Friedens  und  grossen  Gedeihens,  die  Besteuerung  bis  zu  ihrem 
letzten  Punkt  ausgedehnt  und  eine  Jahr  für  Jahr  steigende  Schuld  an- 
gehäuft. England  allein  verminderte  seine  Schuld  um  achtzehn  Millio- 
nen in  den  letzten  wenigen  Jahren,  und  erleichterte  die  Nation  von 
einer  ungeheueren  Masse  Steuern^). 

Am  11.  April  1870  legte  der  Schatzkanzler  in  Gladstone's  (geb. 
1809)  Kabinet,  Lowe,  dem  TJnterhause  das  Budget  vor.  Wie  er  aus- 
einandersetzte, waren  die  Staatseinnahmen  fax  1869  —  70  ursprünglich 
auf  72,855,000  angeschlagen  worden,  doch  stellte  sich  die  Summe  durch 
den  veränderten  Modus  der  Steuererhebung  auf  76,205,000  £.  Dagegen 
waren  die  Ausgaben  mit  68,223,000  £  angesetzt,  und  es  blieb  mithin 
ein  TJeberschuss  von  7,982,000  £.  Von  letzterem  wurden  4,600,000 
zur  Tilgung  von  falligen  Kostenrechnungen  für  den  Abyssinischen  Feld- 
zug und  2,940,000  £  für  Eeduktion  der  Besteuerung  bewilligt  und  der 
Netto-TJeberschuss  sollte  442,000  £  betragen.  üTach  Annahme  der  vor- 
geschlagenen Steuerverminderungen  wurden  dann  schliesslich  die  Ein- 
nahmen auf  73,515,000  £  veranschlagt.  In  Wirklichkeit  liefen  jedoch 
75,334,000  £  ein,  die  höchste  Einnahme  seit  den  drei  letzten  Jahren 
des  Französischen  Krieges,  eine  Einnahme,  die  trotz  der  erwähnten 
Steuemachlässe  die  Einkünfte  des  Jahres  vorher  um  2,742,000  £  über- 
ragte. Zu  den  einzelnen  Punkten  der  Einnahmen  übergehend  zeigte 
der  Minister,  dass  namentlich  der  Ertrag  der  Accise  ungemein  bedeu- 
tend gewesen  sei  und  dass  ein  scheinbarer  Aus&ll  unter  den  Zöllen  sich 
mit  Eücksicht  auf  die  seit  längerer  Zeit  regen  Erwartungen  über  ZoU- 
ermässigungen  und  die  damit  im  Zusammenhange  stehende  Geschäfts- 
stille der  letzten  Zeit  auf  mehreren  Produktenmärkten  sattsam  erkläre. 
Als  Hauptgründe  för  die  Mehreinnahmen  seien  besonders  die  niedrigen 
Brodfruchtpreise  und  die  Pränumerandoerhebung  der  Steuern  hervorzu- 
heben. Letztere  habe  dem  Staatsschatze  4,450,000  £  zugeführt  und 
nur  etwa  38,000  £  gekostet,  und  gegenüber  so  günstigen  Ergebnissen 
habe  sich  die  E^gierung  entschlossen ,    einen  Schritt  weiter  in  derselben 

1)  Edinburgh  Beview.   Juli  1865.    S.  285->288. 
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Richtung  zu  thnn  und  den  Best  der  Steuer,  der  heute  noch  yon  Eirch- 
spielheamten  eingenommen  werde,  durch  ihr  eigenes  Steuerpersonal 
einziehen  zu  lassen. 

EUnsiohtlich  der  Staatsausgaben  für  das  zurückgelegte  Finanzjahr 
wurde  im  weiteren  Verlauf  der  Bede  auseinandergesetzt,  dass  dieselhen 
durch  Ersparnisse  in  Terschiedenen  Departements  im  Ganzen  903,000  £ 
geringer  als  die  der  Yoransohläge  ausgefallen  seien  und  sich  demnach  auf 
67,554,000  £  stellen,  dass  mithin  der  wirkliche  XJeberschuss  7,870,000  £ 
betrage.  Von  dieser  Summe  seien  4,300,000  £  für  Beste  der  Abyssini- 
sehen  Siiegskosten  verwendet  worden.  Eine  weitere  Million  habe  zur 
Einlösung  eines  Schatzbons,  ebenfalls  yon  der  Abyssinischen  Expedition 
herrührend,  gedient,  und  134,000  £  seien  zum  Ankauf  von  Schatz- 
scheinen Terausgabt  worden.  Dadurch  habe  sich  das  Outhaben  des 
Schatzes  bei  der  Bank  am  31.  März  1870  gegen  dasselbe  Datum  des 
Jahres  Torher  mit  8,606,000  £  gegen  4,707,000  £  beziffert,  ein  Betrag, 
der,  wie  der  Minister  bemerkte,  zu  gross  allerdings,  aber  doch  immer 
noch  zu  bewältigen  sei.  Die  Kriegskosten  für  Abyssinien  betragen ,  so 
weit  sich  bis  jetzt  feststellen  lässt,  8,800,000  £  und  8,300,000  £  sind 
von  dieser  Summe  bereits  abgetragen.  Ebenso  sind  yon  den  6,750,000 
für  den  Ankauf  der  Telegraphen  nur  mehr  422,000  £  zu  decken.  Die 
gemachten  Zahlungen  wurden  durch  7,000,000  £  neue  Consols  ermög- 
licht, yon  denen  die  Kommissare  der  Nationalschuld  4,000,000  £  über- 
nahmen und  der  Best,  um  mit  den  einigermassen  selbstgefälligen  Wor- 
ten des  Ministers  zu  sprechen,  so  still  und  yorsichtig  auf  den  Markt 
gebracht  wurde,  dass  ausser  den  bei  der  Operation  BetheiHgten  Nie- 
mand, selbst  nicht  die  Zeitungen  merkten,  was  yorging.  In  Betreff  der 
Nationalschuld  wurde  bei  dieser  Gelegenheit  bemerkt,  dass  sie  im  yer- 
gangenen  Jahre  um  7,884,000  £  yerringert  worden  sei  und  dass  gleich- 
zeitig die  schwebende  Schuld  im  Betrage  yon  6,761,000  £  geringer  sei, 
als  seit  Menschengedenken.  Wenn  man  bis  1857  zurückgehe,  so  finde 
man,  dass  trotz  mächtiger  Nebenausgaben,  wie  7,000,000  £  für  den 
AbyBsinischen  Krieg,  5,000,000  £  für  Befestigungen  und  7,000,000  £ 
für  Telegraphen,  38,000,000  £  (260  Mill.  Thaler!)  an  der  Staatsschuld 
getilgt  worden  seien. 

Damit  war  der  Theil  des  Budgets,  der  sich  mit  der  Vergangenheit 
beschäftigt,  erledigt  und  der  Best  handelte  yon  der  Zukunft.  Die  Atis- 
gaben  für  1870  —  71  werden  auf  67,113,000  £  —  1,713,000  £  weniger 
als  im  yorigen  Jahre  —  angeschlagen.  Die  bedeutendsten  Ersparnisse 
kommen  auf  Heer  und  Flotte,  nämlich  1,256,000  £  und  746,000  £. 
Der  Oiyildienst  ist  dem  Anscheine  nach  um  100,000  £  schwerer  belastet; 
da  jedoch  diesem  Departement  neue  Ausgaben  im  Betrage  yon  650,000  £ 
aufgebürdet  worden  sind,  so  sind  in  Wirklichkeit  hier  ebenfalls  550,000  £ 
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gespart  worden.  Die  Staatseinnahmen  für  1870 — 71  sind  auf  den  Vor- 
anschlägen mit  71,450,000  £  angesetzt,  so  dass  sich  gegen  die  Ausgaben 
ein  XJeberschuss  von  4,337,000  £  herausstellen  würde.  Die  Neugierde 
der  Zuhörer  über  die  Verwendung  dieses  Ueberschusses  wurde  noch 
mehr  gespannt,  als  der  Minister  statt  sich  auf  diesen  Punkt  einzulassen, 
zunächst  noch  von  einem  kleinen  Plane  zur  Vermehrung  desselben  be- 
gann. Es  handelt  sich  um  eine  Umwandlung  der  bisherigen  Jagdscheine 
in  WafiPenscheine  und  Erhöhung  des  Betrages,  so  dass  Jedermann,  der 
in  Zukunft  mit  Feuerwaffen  einhergeht,  1  £  für  jeden  Erlaubnissschein 
zahlen  muss,  was  die  Einnahme  um  1 50,000  £  erhöhen  und  den  üeber- 
schuss  voraussichtlich  auf  4,487,000  £  bringen  würde. 

Bei  Besprechung  der  yerschiedenen  Zwecke,  die  för  Ferivendung 
eines  Ueberschusses  in  Vorschlag  gebracht  werden ,  kam  zuerst  die  Na- 
tionalschuld an  die  Beihe  und  der  Schatzkanzler  theilte  mit,  er  beabsich- 
tige die  7,000,000  £  Consols,  welche  gegenwärtig  in  den  Händen  der 
Sparkassen  sind,  durch  endliche  Jahresrenten  bis  zum  Jahre  1885  zu 
tilgen  und  dafür  in  dem  laufenden  Jahre  190,000  £  anzuweisen.  An 
der  Malzsteuer  bedauerte  er  vorderhand  noch  keine  Beduktion  in  Aus- 
sicht stellen  zu  können,  verhiess  aber  den  Landwirthen  eine  kleine  Eon- 
zession för  die  als  Viehftitter  kultivirte  und  gebrauchte  Gerste.  Als- 
dann wurde  eine  Beihe  kleiner  Stempel  und  Konzessionssteuem  heraus- 
gezogen, die  schwer  und  kostspielig  zu  erheben  sind  und  sehr  wenig 
einbringen  und  aus  diesen  Gründen  abgeschafft  werden  sollen.  Zu  be- 
merken ist  darunter  nur  eine  Veränderung  in  dem  Stempel  für  auslän- 
dische Wechsel,  die  letztere  auf  dieselbe  Skala  bringt  wie  heimische 
und  nebenbei  auch  etwas  weniger  kostspielig  ist.  Die  Abschaffung 
dieser  verschiedenen  Steuern ,  für  welche  eine  Konsolidirung  der  Stem- 
pelgesetze nÖthig  ist,  wird  die  Einnahme  im  Ganzen  nur  um  50,000  £ 
schmälern.  Weitere  155,000  £  werden  durch  Herabsetzung  des  Zei- 
tungsportos für  6  Unzen  auf  |-  Benny,  sowie  Herabsetzung  des  Portos 
für  andere  Drucksachen  bei  2-^  Unze  auf  das  gleiche  Minimum  ausfallen. 
Femer  werden  die  Eisenbahnen  um  107,000  £  entlastet,  indem  statt  5-|- 
von  den  Personeneinnahmen  in  Zukunft  1  £  per  Cent  von  der  ganzen 
Bruttoeinnahme  erhoben  wird.  Weitere  3^  Millionen  etwa  schlug  der 
Minister  vor,  zwischen  Einkommensteuer  und  Eingangszölle  zu  verthei- 
len  und  erstere  um  1  d.  p.  £  und  die  ZuckerzöUe  aber  um  die  Hälfte 
herabzusetzen  und  so  gleichmässig  die  Steuerbürde  zu  erleichtem,  ohne 
die  Steuerkraft  des  Landes  für  vorkommende  Gelegenheiten  zu  schwä- 
chen. Als  Best  des  Ueberschusses  werden  dann  noch  331,000  £  in  der 
Hand  der  Begierung  bleiben.  Die  Bede  hatte  voUe  zwei  und  eine  halbe 
Stunde  in  Anspruch  genommen  und  der  Minister  schloss  sie,  indem  er 
das  Haus  ernstlich  anging,   die  Begierung  in  ihrer  Sparsamkeitspolitik 
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sa  unterstützen ,  und  dem  Vorsitzenden  die  z\jx  Ausfölirang  der  vorge- 
schlagenen Hassregeln  nöthigen  Eesolationen  einhändigte. 

Die  Erörterung  ging  namentlich  über  die  Zucker  zolle ,  zog  aber 
ziemlich  das  ganze  Budget  in  ihren  Bereich,  doch  war  Niemand  geneigt, 
die  Yerminderung  dieser  Zölle  ernstlich  zu  beanstanden  und  gegen  Mit- 
ternacht wurde  die  betreffende  Resolution  genehmigt, 

Nach  den  Englischen  Staatsrechnungseinrichtungen  .enthielten,  wie 
hier  noch  angeführt  werden  mag,  bis  zum  Jahre  1855  einschliesslich 
die  Einnahmen  die  reine,  yon  1856  an  entsprechend  der  im  Budget 
Torgenommenen  Veränderung,  die  rohe  Einnahme;  die  Ausgaben  ent- 
halten bis  1855  keine  Einanzverwaltungsausgaben ,  yon  1856  sind  sie 
in  der  fiauptsumme  enthalten,  ohne  jedoch  speziell  aufgeführt  zu  sein  ^). 
Hier  möge  ein  Beispiel  der  dortigen  EechnungsauÜBtellung  folgen. 
National  Eeyenue  and  Ezpenditure  —  The  subjoined  Tables  show  the 
Gross  Public  Eeyenue  and  Expenditure  of  the  TJnited  Kingdom  in 
the  Einancial  Year  ended  the  dlst  of  March,  1870:  — 
Sources  of  Eeyenue:  —  £  ».    rf. 

Customs 21,529,000     0     0 

Excise 21,763,000     0     0 

Stamps        9,248  000     0     0 

Taxes  (Land  and  Assessed) 4,500,000     0     0 

Property  Tax 10,044,000     0     0 

Post  Office 4,670,000     0     0 

Telegraph  Seryice 100,000     0     0 

Crown  Lands  (Net) 375,000     0     0 

Military  and  Nayal  extra  Eeceipts,  and  Proceeds 

of  Old  Stores  sold 1,034,509  13     6 

Amount  receiyed  from  the  Eeyenues  of  Lidia  on 

acoount  of  British  Troops 717,000     0     0 

Allowance  out  of  Profits  of  Bank  of  England  138,578     0     0 

Miscellaneous  Eeceipts 1,315,164  17     0 

Total  Gross  Income     75,434,252  10     6 

Brauches  of  Expenditure:  —  £  «.      d 

Literest  and  Management  of  the  Permanent  Debt     22,434,760  16     8 

Terminable  Annuities 4,365,848     8     2 

Interest  of  Exchequer  Bonds 89,750     0     0 

Literest  of  Exchequer  Bills 149,098  12     7 

Literest  of  Adyances  for  Deficiency    .     .     .     .  8,874  12  10 

Interest  of  Adyances  in  aid  of  Ways  and  Means  5,227     7     9 

Consolidated  Fund  Charges:  — 

Ciyü  List  . 405,941     4     6 

1)   W.  Vocie,  Geschichte  der  Steuern  des  Britischen  Reichs.    1866.    S.  126. 
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Annuities  and  Pensions 290,405  3  10 

Salaries  and  AJIowances 141,711  4  5 

Diplomatie  Salaries  and  Pensions 56,096  9  5 

Courts  of  Justice 645,398  5  0 

Miscellaneous  Charges  .     .' 190,580  18  3 

Supply  Services:  — 

Army     .     .' 13,565,400  0  0 

Navy 9,757,290  0  0 

Abyssinian  Expedition 1,300,000  0  0 

Miscellaneous  Civil  Services 9,303,013  16  6 

Salaries,  Superannuation6,&c.ofCustons&InLBev.  2,557,802  9  8 

Ditto                ditto                  Post  Office     .     .  2,316,000  0  0 

Telegraph  Service 60,000  0  0 

Post  Office  Packet  Service 1,221,552  9  11 

Total  Ordinary  Expenditure  68,864,751  19  6 

Expenses  of  Fortifications 200,000  0  0 

Total  Expenditure.     .     .     .  69,064,751  19  6 

Excess  of  Income  over  Expenditure 6,369,500  11  0 

Wenn  man  die  Budgets  des  Britischen  Beiches  mit  denen  anderer 
Europäischer  Staaten  vergleicht,  so  darf  man  nicht  ausser  Acht  lassen, 
dass  in  Bezug  auf  Armee  und  Flotte  die  anderen  Budgets  viel  weniger 
vollständig  sind.  In  Bezug  auf  Frankreich  hat  dies  I.  £.  Hom  ^)  vor 
dem  Jahre  1870  in  Zahlen  dargethan.  „In  den  letzten  Finanzdebatten 
hat  man  die  Eriegsbudgets  Englands  und  Frankreichs  oft  mit  einander 
verglichen.  Man  könnte  vielleicht  geltend  machen,  dass  Grossbritan- 
nien  150,000,000  nichtenglischer  Unterthanen  zu  bändigen  und  mehr 
oder  weniger  eroberte  Länder  zu  vertheidigen  hat;  man  könnte  femer 
auf  den  nicht  geringen  Unterschied  im  Werthe  des  Geldes  in  beiden 
Ländern  hinweisen.  Fünfundzwanzig  Francs  gelten  diesseits  des  Kanals 
La  Manche  weit  mehr  als  eine  Guinee  jenseits,  obgleich  der  Werth 
arithmetisch  fisust  vollkommen  gleich  ist.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort, 
diese  vergleichende  Studie  fortzusetzen.  Wir  wollen  nur  hervorheben, 
dass  unter  der  Voraussetzung  sonst  gleicher  Verhältnisse  ein  enormer 
Unterschied  stattfindet:  in  England  drückt  die  im  Budget  aufgeführte 
Ausgabe  die  Gesammtheit  der  Lasten  aus,  die  das  Defensivsystem  dem 
Lande  auflegt,  denn  sie  umfasst  auch  den  Preis  des  Ankaufs  (der  Wer- 
bung) sämmtlicher  Soldaten.  Anders  ist's  in  Frankreich,  wo  die  Be- 
völkerung, ausser  den  für  die  Armee  geforderten  Summen,  auch  diese 
Armee  selbst  durch  Konskription  herbeizuschaffen  hat.     Der  Geldbetrag 

1)  Die  dritte  Milliarde  I    Zweite  Studie  Aber  Frankreichs  Finanslage.     1868. 
S.  30—38. 
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dieser  XJeberlastang  ist  nicht  sehr  schwer  festzustellen.  Ich  bemerke 
ausdrücklich,  dass  ich  nicht  von  dem  unberechenbaren  Verlust  spreche, 
den  das  Gemeinwesen  dadurch  erleidet,  dass  Jahr  für  Jahr  die  kräftig- 
sten, blühendsten  jungen,  Leute  ihrem  häuslichen  Heerde,  ihren  Arbei- 
ten ,  ihren  Studien  entrissen  werden.  Ich  beabsichtige  nur  die  unmit- 
telbare XJeberlastung,  die  den  von  der  Eonskription  betroffenen  EamiHen 
aufgebürdet  wird,  in  Zahlen  auszudrücken.  Der  Preis  des  Stellvertre- 
ters ist  Tor  mehreren  Jahren  officieU  auf  2500  Francs  festgesetzt  und 
seitdem  in  dieser  Höhe  erhalten  worden ;  es  ist  das  Aequivalent  des  von 
jedem  Konskribirten  zu  leistenden  Dienstes,  den  Einige  mit  Geld,  An- 
dere, die  minder  wohlhabend  sind ,  in  Natura  leisten.  Nach  den  jähr- 
lich zu  stellenden  100,000  Rekruten  berechnet,  beträgt  diese  neue  Be- 
lastung, Ton  welcher  im  Budget  keine  Spur  zu  finden  ist,  jährlich 
250,00ö;000  Fr.  Wir  wollen,  um  jedem  Verdacht  einseitiger  Partei- 
nahme zuvorzukommen,  die  Durchschnittszahl  (10,000)  der  nach  Art.  14 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1832  befreiten  Konskribirten  auf  das  Doppelte 
erhöhen.  Es  bleiben  80,000  dienstpflichtige  Eekruten.  Der  Verlust 
oder  die  Mehrleistung  beträgt  somit,  in  Geld  ausgedrückt,  jährlich 
200,000,000  Fr.''  Hörn  rechnete,  dass  das  Kaiserreich  zum  aUerminde- 
ßten  drei  Milliarden  jährlich  kostet  und  dass  auf  jede  Familie  durch- 
schnittlich eine  Steuerlast  von  300  Fr.  kommt. 
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In  den  vier  letzten  Beilagen  der  Eiedel'schen  Schriffc  über  den  Bran- 
denburgisch-Freussischen  Staatshaushalt  findet  man  folgende  Nachrichten : 

£innahme  der  königlichen  Dispositionskasse  in  der  Begierungszeit  der 
Könige  Friedrich  Wilhelm  n  und  Friedrich  Wilhehn  JH  von  1 7  87  bis  1 806. 

Bechnungsjahr 

1786—88  1804—6 

Thlr.         Ggr.    Pf.  Thlr.         Ogr.    K. 

Einnahme   nach  Abrechnung  der 

bloss   durchgegangenen  Posten  9,004,348  16     6   11,555,085     9     4 
Davon  kommen  in  Abzug: 
Der  jedes  Mal  mit  in  Einnahme 

gebrachte    Kassenbestand     aus 

dem  Vorjahre 212,172   17     1     2,230,024     8     8 

Tresor  -  Gelder  aus  der  General- 
domänenkasse u.  aus  Schlesien, 

Zuschüsse  aus  dem  Tresor,    so 

wie  eingezogene  u.  angeliehene 

Kapitalien 1,972,000 917,967     4  — 

Zuschüsse  aus  der  Generaldomä- 
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Eechnangsjahr 
1786—88  1804—6 

Thlr.  Off.    Pf.  Thlr.  Ofr.    Pf. 

nenkasse  nnd  von  dieser  Kasse 
ausgegebene,  zu  d.  Dispositions- 
kasso  wieder  eingezogenen  Gel- 
der       8,440  10     6        354,826     8  10 

Zuschüsse  aus  der  Generalkriegs- 
kasse und  Yon  dieser  Kasse  wie- 
der eingezogene  Gelder       .     .  1,962,895     9     5     1,792,586  18  11 

Bleibt  Best  eigenthümlicher,  nicht 
Ton  anderen  Generalkassen 
schon  berechneter  Einnahme 
der  Dispositionskasse      .     .     .  4,848,840     3     6     6,259,680  16   11 

Ausgabe  der  königlichen  Dispositionskasse  unter  der  Eegierung  der 

Könige  Friedrich  Wilhelm  IE  und  Friedrich  Wilhelm  m  ron  1787  bis 

1806. 

Eechnungsjahr 

1786—88  1804—6 

Thlr.  OgT     Pf.  Thlr.  Ogr.    Pf. 

1 .  Ganze  Ausgabe  abzüglich  bloss 

durchgegangener  Posten      .     .  8,343,140     4     3     8,392,024  23     4 

2.  Zum  Tresor  und  für  dessen  Rech- 
nung, so  wie  zu  Darlehen  oder 

zur  Abtragung  von  Schulden.  3,160,000 2,115,320  13     9 

3.  Davon  an  die  Generalkriegskasse 

Zuschuss  und  für  Ausfalle   .     .  2,131,516     2     2        194,693  21     9 

4.  Sonst  zu  Militärzwecken     .     .      596,568     9     9     1,438,923  21     4 

5.  Best    für   Hof-    und    sonstige 

Civilzwecke 2,455,055  16     4     4,643,086   14     6 

Uebersicht  des  gesammten  reinen  Einkommens  der  darin  benannten 
Kassen  unter  der  Begierung  der  Könige  Friedrich  Wilhelm  U  und  Fried- 
rich Wilhelm  m  von  1787  bis  1806. 

Bechnungsjahr 

1787—88  1805—6 

Thlr.  Ogr.    Pf.  Thlr.  Or-    Pf. 

1.  Ganze  Einnahme  der  General- 
domänenkasse  ohne  Bestand  vom 

Vorjahre 5,107,269   14     5     6,423,198  23     2 

2.  Davon    ab   Zuschuss    aus    der 

Dispositionskasse — 88,879  15     2 

8.  üeberrest  der  Generaldomänen- 
kasseneinnahme      5,107,269   14     5     6,334,319     8  — 
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Bechntuigsjahr 
1787—88  1805—6 

Ttdr.  Ocr.     Pf.  Thlr.  Qv-    H. 

4.  Ganze  Eiimahme  der  Gene- 
Talkriegskasse  ohne  Bestand 

vom  Yorjahre 10,089,650     3     8     16,436,876  21     4 

Dayon  ab: 

5.  ZuschoBB  aus  der  General- 

domänenkasse 2,894,425  17     9       3,775,619     3     4 

6.  Zuschoss  aas   der  Disposi- 
tionskasse    2,131,516     2     2  194,693  21     9 

7.  Ueberrest  der  Genecalkriegs- 

ka»seneinnahme    ....     5,063,708     7     9     12,466,562  20     3 

8.  Einnahme  der  Dispositions- 
kasse       4,848,840     3     6       6,259,680   16   11 

9.  Kinnahme  der  Schlesischen 

Provinzialkassen  ....     3,222,866  15     1  — 

10.  Zasammensteliong     .     .     .   18,242,678  16     9     25,060,562  21     2 
Aasgaben  für  Müitärzwecke  anter  der  Hegierong  der  Könige  Fried- 
rieh Wilhelm  II  und  Friedrich  Wilhelm  HI  von  1787  bis  1806. 

BechnungBijahr 

1787—88  1805—6 

TUr.  Oft.    Pf.  TUr.  Ggr.    Pf- 

Aosgabe  der  Generalkriegskasse  10,085,887   19  10     16,448,285  21     4 

Davon     zur    Dispositionskasse 

wieder  eingezogen.     .     .     .     1,312,935  18     6  731,872     5     2 

Best  der  für  Militärzwecke  zur 
Verwendung  gekommenen 
Ausgabe  der  Generalkriegs- 
kasae 8,772,952     1     4     15,716,413  16     2 

Ausser  den  Zuschüssen  und  son- 
stigen Zahlungen  an  die  Ge- 
neralkriegskasse für  Militär- 
zwecke gemachte  Ausgaben 
der 

Dispositionskasse 596,568     9     9        1,438,923  21     4 

GeneraLdomänen-\md  Ho&taats- 

kasse 63,234   19     5  29,774   12  — 

Schlesischen  Provinzialkassen       2,506,866  15     1  — 

Gesammter  Betrag     ....  11,939,621  21     7     17,185,112     1     6 

Nach  einer  an  das  Staatsminist^um  gerichteten  £.  0.  vom  17.  Ja- 
nuar 1820  hatte  Friedrich  Wilhelm  lU  bei  der  Entwerfung  des  Projekts 

Bergiu,  Finanzwiasenach.    8.  Aufl.  2<2 


178     ERSTES  KAPITEL.     ÖFFENTLICHE  AUSGABEN  UND  EINNAHMEN. 

zum  Hanptfinanzetat  pro  1820  einen  yerminderten  Bedarf  von  50,863,150 
Thlr.  als  Ausgabe  annehmen  lassen.  ,,Die  yorstehend  von  Mir  als  Bedarf 
bei  der  laufenden  Yerwaltung  angenommene  Summe  darf  unter  keiner  Be- 
dingung erhöht  werden.  Die  Chefs  der  einzelnen  Verwaltungen  sind  Mir 
dafür  persönlich  und  das  gesammte  Staatsministerium  insbesondere  um 
so  mehr  rerantwortlich ,  als  die  Ton  Mir  bewilligte  Summe  im  Gan- 
zen zu  den  in  den  bisherigen  Etats-Nachweisungen  angegebenen  Zwecken 
ausreichen  wird."  —  ,,Damit  Jedermann  von  dem  wahren  Zustande  der 
Finanzen  des  Staats  roUständig  unterrichtet  werde,  und  sich  überzeuge, 
dass  nicht  mehr  an  Abgaben  gefordert  werde,  als  das  dringende  Bedürf- 
niss  für  die  innere  und  äussere  Sicherheit,  so  wie  zur  Erfüllung  der  zum 
wahren  Yortheile  und  zur  Erhaltung  des  Staats  eingegangenen  Ter- 
pflichtungen  unumgänglich  nöthig  macht,  so  soll  der  bereits  erwähnte 
Hauptfinanzetat  nach  erfolgter  Prüfung  und  Feststellung,  ebenMls  zur 
öffentlichen  Kenntniss  kommen,  und  auch  mit  dieser  Kundmachung  Ton 
3  zu  8  Jahren  fortgefahren  werden. '^  Der  „allgemeine  Etat  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  für  den  gewöhnlichen  Staatsbedarf  in  dem  Jahre 
1821"  wurde  am  7.  Juni  vollzogen  und  am  16.  ej.  veröffentlicht^). 
Danach  betrug  die  Nettoeinnahme  „aus  der  Steuer-  und  Abgabenverwal- 
tung'' 35,857,850  Thlr.  Die  verheissene  regelmässige  Publicirung  der 
Etats  erfolgte  jedoch  erst  nach  einer  Petition  des  zweiten  Schlesischen 
Provinziallandtags  wegen  öffentlicher  Kundmachung  des  Staatshaushalts 
für  die  nächste  Yerwaltungsperiode.  Der  „allgemeine  Etat  der  Staats- 
einnahmen und  Ausgaben  für  das  Jahr  1829''  wurde  nun  bekannt  ge- 
macht ,  worin  die  Einnahme  „aus  der  Steuer-  und  Abgabenverwaltung" 
auf  37,067,000  Thlr.  angegeben  war.  Demnächst  wurden  auch  für  die 
Jahre  1832,  1835,  1838,  1841,  1844,  1847  und  1849  Etats  veröffent- 
licht. Uebrigens  sind  die  Etats  mehr  oder  weniger  unvollständig.  Die 
älteren  bis  1841,  welche  nur  zwei  nicht  übermässig  bedruckte  Quart- 
seiten umfassen,  führen  bloss  die  reinen  Einnahmen  ohne  Angabe  der  £r- 
hebungs- und  Verwaltungskosten  auf.  Der  Etat  für  1844  (67,67  7, 194  Thlr.) 
summirt  zwar  auch  nur  die  reinen  Einnahmen,  giebt  aber  doch  bei  den 
einzelnen  Einnahmezweigen  die  Bruttoeininahme ,  sowie  die  Erhebungs- 
kosten an.     In  dem  Etat  für  1847  (64,083,697  Thlr.)  ist  im  Ganzen  die 

1)  In  demselben  Jahre  schrieb  Varnhagen,  am  18.  Juni:  Das  erschienene  Badget 
▼on  1821  erregt  im  Publikum  nicht  die  geringste  Aufinerksamkeit;  man  hftlt  die 
Positionen  insgesammt  für  willkührlioh,  imaginair  oder  trfiglich.  Selbst  angesehene 
Beamten  aus  der  Finanzparthie  verlAugnen  diese  Meinung  nicht.  ,)Wir  haben  doppelte 
Bechnung**,  heisst  es,  ,, einmal  wie  es  wirklich  ist,  sweitens  wie  es  nach  dem  Budget 
gestellt  werden  muss."  Ferner  am  26.  c(|. :  Unser  sogenanntes  Budget  ist  fortwäh- 
rend ein  Gegenstand  des  Zweifels  und  Misstrauens ,  ja  sogar  des  Spottes.  Das 
Defizit,  das  versteckt  wird,  soll  dieses  Jahr,  so  behaupten  manche ,  gegen  10  Mill. 
betragen. 
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AnordnOBg  des  Etats  f&r  1844  beibehalten,  doch  sind  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  mehr  spezialisirt.  Die  grössere  Gesammtsmnme  kommt 
nun  Theil  daher,  dass  für  1847  die  Einnahme  anch  die  Gerichtssporteln 
enthält,  während  froher  die  Ausgaben  für  das  Justizministerium  nur 
so  weit  ausgeworfen  waren,  als  sie  durch  die  Gerichtssporteln  nicht  ge- 
deckt wurden.  Dass  der  Etat  für  1849  eine  noch  bedeutend  höhere 
Gesammtsumme  aufweist,  hat  seinen  Grund  besonders  darin,  dass  die 
Einnahmen  ohne  Abzug  der  Betriebs-,  Erhebungs-  und  Verwaltungs- 
kosten  der  einzelnen  Einnahmezweige  aufgeführt  sind  und  diese  Kosten 
als  Ausgaben  erscheinen.  Sie  beliefen  sich  bei  einer  Gesammteinnahme 
Ton  94,174,380  Thlr.  auf  22,488,589  Thlr.  oder  auf  23  {.  Die  Etats 
fOr  1850  bis  1861  einschliesslich  sind  yon  der  Volksvertretung  geneh- 
nigt,  desgleichen  der  Etat  für  1867.  Der  Etat  für  1850  war  der  erste, 
in  welchem  Ausgabe  und  Einnahme  nicht  gleich  war.  Letztere  war 
am  4,561,158  Thlr.  geringer  als  erstere.  Auch  die  Etats  für  1851, 
1852,  1853  und  1861  schlössen  mit  Deficits  ab.  In  den  Jahren  1862 
bis  1866  einschliesslich  wurde  Preussen  ohne  Etats  regiert. 

Eine  rollständige  üebersicht  über  den  gesammten  Staatshaushalt 
gewähren  übrigens  die  Etats  schon  deshalb  nicht,  weil  z.  B.  weder  die 
BinnftliTnftrnr.katgndft  aus  den  Vorjahren,  noch  die  am  Anfange  des  Jah- 
res im  Staatsschatz,    in  der  Generalstaatskasse,   bei  der  Seehandlung 
und  allen  anderen  Staatskassen  Torhandenen  Bestände,   noch  die  Be- 
triebsfonds aller  einzelnen  Verwaltungen,  noch  das  Guthaben  des  Staats 
bei  der  Preussischen  Bank,  noch  der  Werth  aller  dem  Staate  gehörigen 
Effekten,  Aktivforderungen,  Waaren  und  Vorräthe  einschliesslich  Ejiegs- 
beute  veranschlagt  sind.     Die  Ausgaben  sind  entweder  als  fortlaufende 
Ausgaben  oder  als  einmalige  und  ausserordentliche  Ausgaben  aufgeführt. 
Für  einmalige  und  ausserordentliche  Einnahmen  ist  dagegen  eine  beson- 
dere Bubrik  nicht  vorhanden  und  daher  z.  B.  nicht  zu  ersehen,   wie 
hoch  sich  die  Einnahmen  des  Staatsschatzes  und  die  Einnahmen  aus 
Staateanleihen  für  das  betreffende  Jahr  belaufen ,   was  die  Begierung  an 
Gehaltem  von  vakanten  Stellen  und  aus  Anlass  von  Beurlaubungen  über 
eine  gewisse  Zeit  hinaus  (für  welche  den  Inhabern  der  Stelle  die  Hälfte 
des  Gehalts  nur  in  bestimmten  Fällen  nicht  entzogen  werden  soll)  von 
Civilbeamten  aller  Art,  einschliesslich  von  diplomatischen,  so  wie  auch 
von  Militärbeamten  und  Ofücieren  aller  Art  erübrigt,  obgleich  doch  nach 
der  Verfassung  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats  für  jedes  Jahr 
im  Voraus  veranschlagt  und  auf  den  Staatshaushaltsetat  gebracht  wer- 
den sollen.     In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  25.  Septem- 
ber 1866  sagte  Twesten:   „Ich  mache  darauf  aufinerksam,  welche  un- 
geheuren Mittel  die  Begierung  im  gegenwärtigen  Kriege  zur  Disposition 
hatte  neben  dem  Staatsschätze.     Der  Herr  Eommissahus  des  Finanzmi- 

12* 
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nisteriums  hat  den  früheren  Referenten  der  Kommission  dar&ber  Mit- 
theilungen gemacht.     Danach  waren  ausser  dem  Staatsschatz  disponibel 
und  sind  im  Kriege  verwendet  worden  oder  standen  wenigstens  zur  Be- 
reitschaft 7  Millionen  Betriebsfonds  der  Staatskasse,    7,500,000  Thlr. 
Bestände  der  E^stverwaltung,  13,800,000  Thlr.  Steuerkredite,   welche 
diskontirt  wurden,    10  Millionen  aus  Eisenbahnanleihen,  macht  zusam- 
men reichlich  38  Millionen.    Dazu  sind  an  Landlieferungen  6  Millionen 
gekommen,   die  Regierung  hatte  also  ausser  dem  Staatsschatze  disponi- 
bel 44  Millionen."     Sehr  zweckmässig  schreibt  die  Städteordnung  för 
die  sechs  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853  vor,  dass  der  Magistrat 
über  alle  Theile  des  Vermögens  der  Stadtgemeinde  ein  Lagerbuch  fuhren 
und  die  darin  vorkommenden  Veränderungen  den  Stadtverordneten  bei 
der  Rechnungsabnahme  zur  Erklärung  vorlegen  muss.    üeber  das  Staats- 
vermögen  sollten  nun  ebenfalls  derartige  Nachweisungen  gefuhrt  und 
von  der  Regierung  der  Volksvertretung  bei  der  Rechnungsabnahme  je- 
desmal vorgelegt  werden ,   damit  diese  in  den  Stand  gesetzt  wird,  über 
die  Lage  der  Pinanzen  sich  ein  begründetes  TJrtheil  zu  bilden.     Denn 
dazu  genügt  es  offenbar  nicht,    wenn  ihr  nach  der  Verfassung  mit  der 
Rechnung  lediglich  eine  XJebersicht  der  Staatsschulden  vorgelegt  wird 
—  zumal  die  Vorlegung  auch  einer  üebersicht  der  Staatsgarantien  nicht 
ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,   und  diese  in  Preussen  sehr  bedeutend, 
auch,  da  manche  davon  eigentlich  eine  bestimmte  Gbrenze  gar  nicht  ha- 
ben, in  der  That  nicht  weniger  gefahrlich  sind,    als  die  Staatsschulden. 
Als  das  Abgeordnetenhaus  am  4.  April  1857  die  allgemeine  Rech- 
nung für  das  Jahr  1 854  als  richtig  anerkannte  und  der  Staatsregierang 
darüber  Decharge  ertheilte,  dabei  aber  wiederholt  die  dringende  Erwar- 
tung aussprach,    dass  ein  Entwurf  zu  dem  im  Art.  104  der  Ver&ssung 
verheissenen  besonderen  Gesetze  über  die  Einrichtung  und  die  Befugnisse 
der  Oberrechnungskammer  werde  vorgelegt  werden  und  dass  die  nächste 
allgemeine  Rechnung  des  Staatshaushalts  in  Gemässheit  des  gedachten 
Verfassungsartikels  mit  den  darin  gedachten  Bemerkungen  der  Ober- 
rechnungskammer werde  vorgelegt  werden,  sagte  Kühne :  „Ich  woUte  nur 
zu  diesem  und  zu  dem  vorigen  Antrage  bemerken,   dass  dieselben  An- 
träge schon  zwei-  oder  dreimal  gestellt  und  dass  sie  jedesmal  mit  grosser 
Mehrheit  in  beiden  Hau'sem  angenommen  worden  sind,  ohne  dass  die- 
selben bisher  den  mindesten  Erfolg  gehabt  haben.    Mögen  wir  uns  doch 
endlich  bewusst  werden,    dass  eine  derartige  Rechnungsprüfling,    wie 
sie  jetzt  geschieht,   trotz  des  fleissigen  Berichts,   wie  er  auch  jetzt  uns 
vorliegt,   doch  nichts  weiter  als  —  nehmen  Sie  mir  den  Ausdruck  nicht 
übel ,  es  ist  der  einzige  richtige  —  weiter  nichts  als  ein  Gaukelspiel  ist, 
dass  wir  durchaus  nicht  in  das  Innere  der  Rechnung  eindringen  können, 
dass  wir  mit  derselben  nichts  weiter  thun  können,  als  sie  auf  Treu  und 
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Olsaben  za  attestireii.  Wir  können  in  der  Rechnung  niohts  findeii,  weil 
fULB  die  Organe  fahlen ,  die  etwanigen  Mängel  zu  entdecken.  Ich  bitte 
Sie  daher  dringend ^  diese  Anträge  wieder  anzunehmen,  und  wünsche 
noch  dringender  y  daas  auch  die  Regierung  dieee 'wiederholten  Anträge 
endlich  berücksichtigen  möge/'  Ist  dieser  Ausspruch  des  alten  Kühne, 
der  allen  Parteien  als  eine  Autorität  galt,  nicht  auch  heute  noch 
richtig? 

Das  Gesetz  Tom  14.  September  1866,  betreffend  die  Ertheilung  der 
Indemnität  in  Bezug  auf  die  Führung  des  Staatshaushalts  yom  Jahre  1 662 
ab  und  die  Ermächtigung  zu  den  Staatsausgaben  für  das  Jahr  1866, 
sagt:  Die  dem  gegenwärtigen  Gesetz  als  Anlagen  beigefügten  Uebersich- 
ten  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  sollen  für  die  Jahre  1862,  1863, 
1864  und  1865  statt  des  yerfiEtssungsmässigen  und  alljährlich  vor  Be- 
ginn des  Etatsjahres  zu  yereinbarenden  Staatshaushaltsgesetzes  als  Grund- 
lagen für  die  Rechnungslegung  dienen.     Der  Staatsregierang  wird  in 
Bezug  auf  die  seit  dem  Beginn  des  Jahres  1862  ohne  gesetzlich  festge- 
stellten Staatshaushaltsetat  geführte  Yerwaltung,   yorbehaltlich  der  Be- 
schlnssfassung  des  Landtages  über  die  Entlastung  der  Staatsregierung 
nach  Vorlegung  der  Jahresrechnüngen,   Indemnität  ertheilt,    dergestalt, 
dass  es  rücksiehtlioh  der  YerantworÜichkeit  der  Staatsregierung  so  ge- 
halten werden  soU,   wie  wenn  die  Yerwaltung  in  der  erwähnten  Zeit 
auf  Grund  gesetzlich  festgestellter  und  rechtzeitig  publicirter  Staatshaus- 
haltsetats geführt  worden  wäre.     Die  Staatsregierung  wird  für  das  Jahr 
1866  zu  den  Ausgaben  der  laufenden  Yerwaltung  bis  zur  Höhe  yon 
154  Millionen  Thaler  ermächtigt.     Die  Staatsregierung  ist  yerpflichtet» 
eine  Nachweisung  Über  die  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  des  Jahres 
1866  im  Laufe  des  Jahres  dem  Landtage  yorzulegen. 

Nachdem  der  Staatshaushaltsetat  für  1867  zu  Stande  gekommen 
war,  hat  das  Abgeordnetenhaus  am  28.  Januar  ej.  der  Staatsregierung 
in  Bezug  auf  die  allgemeinen  Rechnungen  über  den  Staatshaushalt  der 
Jahre  1859  bis  1863  einschliesslich,  auch  in  Bezug  auf  die  Yerwaltung 
des  Staatsschatzes  für  die  Jahre  1860  bis  einschliesslich  1863,  Deoharge 
ertheilt  und  am  folgenden  Tage  die  Staatsregierung  aufgefordert :  1)  dem 
Landtage  in  der  nächsten  Session  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Einrichtung  und  die  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  yorzulegen, 
und  2)  inzwischen  schon  jetzt  die  Instruktion  der  Oberrechnungskam- 
mer  yom  21.  Juni  1862  dahin  zu  erweitern,  dass  auch  die  Bemerkungen 
der  Oberrechnungskammer  über  diejenigen  erheblichen  Mängel  der  Yer- 
waltung, welche  aus  Yeranlassung  der  Prüfung  der  Rechnungen  ent- 
deckt werden,  sowie  diejenigen  Abweichungen  yon  den  gesetzlich  fest- 
gestellten Haushaltungsetats  und  yon  den  denselben  zu  Grunde  liegenden 
Etats  und  Nachweisungen,  welche  etwa  durch  Allerhöchste  Ordres  schon 
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Tor  der  Eechnungsrevigion  justificirt  worden  sind,  der  Landesvertretong 
mitzutheilen  seien.  Auch  für  spätere  Eeohnungen  wurde  der  Begierong 
Dechaxge  ertheüt,  was  jedoch  Ton  Seiten  des  Abgeordnetenhauses  fer- 
ner nicht  mehr  geschahen  sollte,  ehe  nicht  das  nach  der  Yer&ssung  in 
Aussicht  stehende  GesetK  über  die  Einrichtimg  und  die  Befugnisse  der 
Oberrechnungskammer  zu  Stande  gebracht  sein  wird.  Wahrscheinlich 
würden  die  Herren  Minister  für  das  Zustandekommen  dieses  Gesetzes 
ernstlich  Sorge  tragen,  wenn  sie  sähen,  dass  ihr  und  ihrer  Erben  Ver- 
mögen etwanigen  fiskalischen  Ansprüchen  bis  zum  Ablauf  der  Verjäh- 
rungszeit ausgesetzt  bleibt. 

Nach  den  dem  gedachten  Gesetze  yom  14.  September  1866  beige- 
fügten IJebersichten  war  in  den  Jahren 

1868  1868              1864  1866 

Thlr.  TUr.                 Thlr.  TUr. 

die  Gesammtansgabe  brutto  .     .  144,284,393  154,827,146  169,125,785  169,243,365 

die  Gesammteinnnahme  brutto  .   149,080,815  168,484,951  171,640,078  173,934,789 

davon  direkte  and  indirekte  Steu- 
ern brutto 66,786,848  66,681,104     66,784,936  71,820,191 

oder 44f  48}                39}  41} 

Betriebs-,  Erhebungs-  und  Ver- 
waltungskosten und  Lasten  der 

einseinen  Einnafameiweige     .     46,077,156  63»878,908     68,869,870  67,480,844 

oder  Ton  der  Bruttoeinnahme   .           31}  34}               38}  83} 

die  verwendbare  Nettoeinnahme 

stellt  sich  also  auf  ...     .   108,958,060  104,618,049  117,680,808  116,614,895 

davon  für  das  Kriegs-  und  Ma- 

rineministerium 41,658,660  44,378,158     56,583,083  46,799;547 

oder 40}  48}                48}  40} 

Nach  den  Staatshaushaltsetats  war  für  die  Jahre 

1821  1829  1841  1850  1861  1867 

Thlr.  Thlr.  Thlr.  Thlr.  Thlr.  Thlr. 

die  Oesammtansgabe  brutto .    .        —  —  —  95,899,606  189,897,837  168,989378 

die  Gettmmteiiuukhme  brutto   .         —  —  —  91,888,448  136,841,701  168,929,873 
daTon  direkte  and  indirekte  Stea- 

em  bratto —  —  —  49,511.104  68^550,614  70,525,285 

oder —  —  —  6401,,  46o|o  42o|q 

Betrlebtansgaben —  —  —  28.178,998  40,986,350  52,438,699 

oder  Ton  der  Brattoeinnahme  .         _  ~  _  85o|q  80o|q  9Lo\^ 

ilw  Tenrendbere  Nettoeiansluie  50,000.000  50^796,000  56,867,000  68,150.460  94,612.264  U6,491474 
dsTon  für  du  Krieg«-  und  Ma> 

rineminieterinm 22.804,800  22,166,000  28,791,000  27,206,735  42,475,032  62,629^6 

oder 46oto  44o|o  42o|o  400)^  46o]o  45o|o 

Es  scheint,  als  wenn  die  Ausgaben  des  Preussischen  Staats  immer 
weniger  durch  Steuern,  als  durch  andere  Mittel,  namentlich  durch  et- 
wanige  Gewinne  aus  industriellen  Unternehmungen  und  Spekulationen 
bestritten  werden.  Die  Betriebsausgaben  im  Ganzen  scheinen  zuzuneh- 
men, wenn  auch  die  Erhebung  der  direkten  und  indirekten  Steuern  Ter- 
hältnissmässig  billiger  geworden  sein  dürfte.  Aus  den  Zahlen  der  Etats 
lässt  sich  nicht  ersehen,  ob  und  in  wie  weit  die  ünterthanen  durch  Lei- 
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itungen  aller  Art,  die  nicht  in  Geldsahlnngen  an  die  Staatakasse  beste- 
hen, mehr  in  Anspruch  genommen  werden,  als  in  früherer  Zeit  der 
Fall  war,  da  der  jedesmalige  Werth  solcher  Leistungen,  wie  a.  B.  die 
Blutfiteuer,  nicht  su  Qelde  gesohätst  und  gebucht  wird.  Seit  1850  fehlt 
in  den  Begistem  der  Gesetssammlung  das  Wort  Staatsanleihe  nur  in 
wenigen  Jahrgängen. 

Wenn  man  bei  den  einzelnen  Verwaltungen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben mit  einander  ausgleicht,  so  werden  die  Etats  übersichtlicher  und 
mit  den  älteren  anders  aufgestellten  Etats  et?ras  yergleichbarer,  wie  fol- 
gende Zusammenstellung  seigt. 

1850  1867 

Ausgab«  Emnahme        Ausgabe       Einnahme 
Thir.  TUr.  Thir.  TUr. 

Botationen,  inkl.  Schuld       .     .  10,297,130                           17,061,160 

Staatsministerium 206,848                                 369,676 

IGiiisterlum  der  ausw.  Angel.    .  924,186                            1,167,870 

Jvstisministerium 8,946,861                              1,768,000 

Miniaterium  des  Innern     .     .     .  8,676,686                            4,948,461 

Ministerium  für  landw.  Angel.  .  612,646                             1,064,647 
Ministerium  der  geistl.  Unt.  und 

Med.  Angel 3,661,362                             6,062,885 

Kriegs-  und  Marineministerium  26,987,404                          51,371,821 

Handelamiaisterium      ....  6,798,806                                                  8,462,188 

Finanmministerium 62,483,658  79,847,881 

HohensoUem'sche  Lande .     .    .  262,867  262,867 

Summa 66,994,816  62,433,668     83,072,876     83,072,376 

Die  im  Jahre  1866  mit  dem  Preussischen  Staate  yereinigten  Län- 
der hatten  bis  Ende  1867  noch  besondere  Etats.  Erst  der  Etat  für 
1868  umfiuste  den  ganzen  Staat.  Er  weist  eine  Gesammteinnahme  von 
159,757,064  Thir.  na^ch.  Davon  absorbiren  Betriebs-,  Erhebungs- 
nnd  Yerwaltungskosten  und  Lasten  der  einzelnen  Einnahmezweige 
55,421,219  Thir.  oder  35f  und  es  bleiben  104,333,845  Thir.  zur  Ver- 
wendung übrig,  nämlich  für  Dotationen  inkl.  Öffentliche  Schuld 
26,748,130  Thir.,  Staatsyerwaltungsausgaben  71,288,201  Thir.,  die  Uo- 
henzoUemsche  Lande  216,514  Thir.  und  einmalige  und  ausserordentliche 
Ausgaben  6,083,000  Thir,  Dieser  Etat,  welcher  mit  einem  geringeren 
Gesammtbetrage  abschliesst,  als  der  für  1867,  lässt  sich,  eben  so  wie 
die  späteren  Etats,  mit  den  früheren  Etats  schon  deshalb  nicht  wohl  rer- 
gLeichen,  weil  yon  dem  Preussischen  Staatshaushaltsetat  Einnahmen  und 
Ausgaben  auf  den  Haushaltsetat  des  Norddeutschen  Bundes  gebracht 
worden  sind. 

Auf  den  Bericht  der  Budgetkommission  über  die  Etatsüberschrei- 
tungen  und  ausseretatsmässigen  Ausgaben  für  1866  und  1867  hat  das 
Abgeordnetenhaus  am  5.  März  1869   folgende  Anträge  angenommen: 
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I.  Die  Begierong  aa£sufordeni ,  in  der  nächsten  Session  ^en  Gesetz* 
enirwiuf  über  ^ne  Tsränderte  Organisation  der  Landgendarmerie  yom- 
legen,  in  \rBlolienx  insbesondere  Anstellung  und  Pensionirong  der  Qen- 
dannen  dem  Minister  des  Innern  zugewiesen  werden.  11.  Vorbehalt- 
lich der  bei  der  Prüfling  der  Rechnung  sich  etwa  noch  ergebenden  Eiv 
inneningen:  a)  die  Etats-XJeberschreitungen  für  1866  mit  5,248,369  Tblr. 

27  Sgr.  1  Pf.  b)  die  ausserordentlichen  Ausgaben  für  dassdbe  Jahr  mit 
89,745,754  Thir.  24  Sgr.  4  Pf.  nachtrügUeh  su  genehmigen,  m.  Di« 
Begiemng  aufieufordem,  dahin  zu  wirken,  dass  die  fnr  Erwerbung  der 
Telegraphen-Einrichtungen  im  Königreich  Sachsen  und  Grossheizogthum 
Hessen  gemachten  Ausgaben  Tom  Norddeutschen  Bunde  der  Preussi- 
sehen  Staatskasse  wiedereirstattet  werden.  lY.  Die  Verwendung  von 
478,168  Thlr.  7  Sgr.  1  Pf.  zur  Gründung  eines  Fonds  für  invalide  Ofü- 
ziere  und  Soldaten  der  Preussischen  Armee,  sowie  der  hinterbliebenen 
Wittwen  und  Waisen  der  im  Ejiege  Gefedlenen,  welcher  zur  Disposition 
Sr.  Majestät  des  Königs  steht,  nachträglich  zu  genehmigen,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  dieser  Fonds  Staatsfonds  bleibt.  V.  Vorbehaltlich 
der  bei  Prüfung  der  Bechnung  sich  noch  ergebenden  Erinnerungen  a)  die 
Etatsüberschreitungen  für  1867  mit  10,649,682  Thlr.  26  Sgr.  5  P£ 
b)  die  ausserordentlichen  Ausgaben  desselben  Jahres  mit  38,258,964  Thlr. 

28  Sgr.  3  Pf.  nacAträglicA  zu  genehmigen,  VI.  Das  Han«  wolle  be* 
Bchliessen,  im  gesetzlichen  Wege  baldigst  eine  Fermögens-jimeinander- 
Setzung  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  dem  Preussischen  Staate 
herbeizuföhren . 

In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  8.  Oktober  1 869  leg^ 
der  Knanzminister  Frhr.  t.  d.  Heydt  drei  Gesetzentwürfe  vor  und  sprach 
sich  über  das  Deficit  aus.  Um  die  Entstehung  desselben  klar  zu  legen, 
sei  eine  Zusammenstellung  der  Netto -Einnahmen  und  Ausgaben  nach 
dem  Etat  für  1868,  1869  und  1870  aufstellt,  wonach  seit  1868  Mehr- 
einnahmen bei  den  Domänen ,  den  direkten  Steuern ,  den  Eisenbahnen 
und  bei  den  Gerichtskosten  eingetreten  sind,  dagegen  die  einmaligen 
Einnahmen  aus  dem  Jahre  1867  wegfisdlen,  die  Einnahme  für  Wechsel- 
stempel an  den  Norddeutschen  Bund  übergegangen  und  der  Gewinnan- 
theü  der  Bank  zurückgegangen  ist,  dergestalt,  dass  seit  1868  im  Gan- 
zen nicht  nur  keine  Erhöhung  der  Einnahmen,  sondern  eine  Vermin- 
derung um  164,500  Thlr.  stattgefunden  hat.  Die  Ausgaben  seien  seit 
1868  im  Ganzen  xmi  5,235,500  Thlr.  erhöht  worden,  wovon  auf  die  öf- 
fentliche Schuld  1,112,500  Thlr.  und  auf  das  Verhältniss  zum  Korddeut- 
schen Bunde  2,660,800  Thlr.,  zusammen  3,753,300  Thlr.,  also  etwa  72^ 
der  gesammten  Mehrausgaben  fallen.  Das  Etatsdeficit  von  5,400,000  Thlr. 
habe  sich  hiemach  aus  einer  Mindereinnahme  von  164,500  Thlr.  und 
einer  Mehrausgabe  von  5,235,000  Thlr.  gebildet.    Hinsichtlich  der  Mehr- 
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leirtangen  an  den  Norddeutsohen  Btmd  dürfe  daran  erinnert  werden, 
dB08  die  Erhöhung  der  Matrikolarbeiträge  wesentlich  yon  Einnahme-Er- 
lassen, namentlich  yon  der  Ermässigung  der  Gfebühren  bei  der  Post-  und 
TdegraphenTerwaltong,  Ton  Erleichterongen  im  Verkehr  aus  dem  mit 
Oestretch  abgeschlossenen  Handelsyeitrage  und  yon  der  Aulhebung  des 
Salsmonopols  herrührt.  Die  yorhandenen  disponiblen  Aktiybestände 
seien  zur  Beseitigung  des  Deftdts  yon  1 8dS  unentbehrlich ;  neue  dauernde 
Steuern  in  Yorschlaig  zu  bringen,  habe  um  so  mehr  Anstand  genommen 
werden  müssen,  als  bei  dieser  Frage  yorzugsweise  die  dem  Freussischen 
Staat  nicht  mehr  angehdrigen  Einnahmequellen  in  Betracht  zu  ziehen 
w&ren.  Die  Amortisation  der  Staatsschulden  zu  unterbrechen,  sei  zum 
Theil  aus  rechtlichen  Gründen  unausführbar,  zum  Theil  mit  grossen 
Opfbm  yerknüpft  und  überdies  den  Freussischen  Traditionen  nicht  ent- 
sprechend. Unter  solchen  iTmBtänden  aber  seien  die  gegenwärtigen  Yer- 
häLtnisse  des  Geldmarktes  nicht  dazu  angethan,  mit  einer  solchen  s^hr 
zw^elhalten  Massregel  yorzugehen.  Eben  so  wenig  könne  eine  Yer- 
Sussetung  yon  Domänen  und  Forsten  in  grösserem  Umfuige  in  Aussicht 
genommen  werden.  Sie  würde  doch  dem  BedÜrMss  nicht  genügen  und 
bei  dem  wachsenden  Werth  der  Domänen  dem  Interesse  des  Staates 
nicht  entsprechen.  Ob  die  Beformen  in  der  Yerwaltung,  namentlich 
in  der  Justiz,  beträchttidie  Ersparungen  ergeben  werden,  sei  noch  nicht 
zu  übersehen,  jeden&Us  würde  dies  bei  der  Deckung  des  Defieits  in  Be- 
tracht gezogen  werden  können.  Die  Betriebsfonds  der  Kassenyerwal- 
tung  im  Betrage  yon  10  Millionen  seien  so  gering,  dass  sie  für  das  wirk- 
liche BedürGoiss  schon  jetzt  nicht  ausreichten  und  ihre  Yerminderung 
unter  keinen  Umständen  statthaft  erscheine.  So  bliebe  für  die  Regie- 
rung nur  £e  Bewilligang  eines  Zuschlages  yon  25-^  zur  Einkommen-, 
Elajssen-  und  Mahl-  und  Schlachtsteuer  yorzuschlagen  übrig,  der  an- 
nähernd den  Betrag  yon  6,400,000  Thlr.  erreichen  würde.  Der  zweite 
Gesetzentwurf  beträfe  die  Aufnahme  einer  Anleihe  yon  13  Millionen  zur 
Einlösung  yon  Schatzanweisungen  in-  demselben  Betrage.  Der  dritte 
beträfe  die  Uebersicht  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  yom  Jahre 
1868.  Die  Gesammtsumme  der  nicht  gedeckten  Ausgaben  belaufe  sich 
auf  13,407,400  Thlr. 

Am  26.  ej.  wurde  der  Finanzminister  entlassen  und  sein  Nachfol- 
ger Gamphausen  legte  schon  am  3.  des  folgenden  Monats  einen  Gesetz- 
entwurf yor,  wonach  die  Staatsausgaben  durch  Beschränkung  der  Schul- 
dentilgung yermindert  werden  sollten.  In  der  Sitzung  yom  13.  Decem- 
ber  sagte  der  Abgeordnete  E.  Bichter,  dass  er  überhaupt  nicht  an  das 
Deficit  glaube.  Das  gegenwärtige  Deficit  scheine  ihm  ebenso  ein  Bech- 
nungsdefidt  zu  sein,  wie  die  Defioits  yom  Mai  and  yom  Oktober  Bech- 
nungsdeficits  gewesen.     Es  müsse  schon  dem  schlichten  Bürgersmann 
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auf&dlen^  dass  alle  diese  Deficits  gerade  immer  so  gross  waren,  als  der 
finanzielle  £ffekt  der  Vorlagen,  die  in  Yerbindong  damit  erschienen. 
Im  Mai  sollten  wir  ein  Deficit  von  11-^  Millionen  haben  und  eine  gleiche 
Summe  sollten  die  damaligen  Steuervorlagen  ergeben.  Das  Oktoberde- 
ficit  wäre  gerade  so  g^ss  gewesen,  als  der  25procentige  Zuschlag  und 
das  gegenwärtige  Deficit  sei  yon  dem  jetzigen  Einanxminister  swar  klei- 
ner herausgereohnet,  aber  noch  gerade  so  gross  gelassen,  dass  die  Ein- 
nahmen aus  diesem  Eonsolidationsgesetz  zur  Deckung  desselben  nöthig 
seien.  Im  Herrenhause  sagte  am  18.  ej.  Herr  Gamphausen,  es  handele 
sich  bei  dem  Gesetze,  betreffend  die  Konsolidation  Preussisoher  Staats- 
anleihen, nicht  bloss  um  die  Beseitigung  des  Deficits  für  1870,  son- 
dern um  die  Beschaffung  dauernder  Mehreinnahmen  und  dauernder  Min- 
derausgaben. Nur  dadurch  könne  unseren  zurückgekommenen  Finanzen 
wieder  aufgeholfen  werden.  Durch  seinen  Vorschlag  würden  die  Staats- 
anleihen nicht  mehr  in  dem  bisherigen  Umfange  erfolgen  und  daTon 
hoffe  er,  dass  der  Gours  unserer  Anleihen  allmälig  steigen  würde. 

üeber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Preussischen  Staats  in  den 
Jahren  18|^,  sowie  des  Norddeutschen  Bundes  in  den  Jahren  18f^  sind 
neuerlich  von  Blenck  mühsame  Ermittelungen  angestellt  worden,  aus 
welchen  das  Nachstehende  entnommen  ist^). 

Im  Jahre  1860  betrugen  Soll  Ist 

I.    Alte  Landestheile,  exkl.  HohenzoUem      Thlr.  Thlr. 

1)  die  gesammten  Einnahmen     .     .     .     152,648,648     165,513,438*) 

2)  „            „           Ausgaben  ....     143,120,900     147,472,559 
Bleibt  Bestand 9,522,748       18,040,879 

3)  Davon  sind  bestimmungsmässig  für 

allgemeine  Zwecke  indisponible  .     .  —  1,343,109 

Mithin  ist  Bestand  der  allgemeinen 

Kassenverwaltung 9,522,738       16,697,771 

4)  Die  gesammten  Einnahmerückstände 

betragen —  1,886,078 

5)  Die  gesammten  Ausgabereste  betragen  —  10,198,367 
Mithin  übersteigen  die  Ausgabereste 

die  Einnahmerückstände  um  ...  —  8,362,294 

6)  Zur  Bestreitung  der  Ausgabereste, 
mit  Ausschluss  der  aus  den  sub  3 
gedachten  Beträgen  zu  berichtigen-^ 

den  Eestausgaben   sind  erforderlich  —  8,855,259 

1)  Jahrbuch  fOr  die  amtliche  Statistik  des  Preussischen  Staats.  III.  Jahrgang. 
1869.    S.  XII.    858  —  577. 

8)  Davon  direkte  Steuern  29,075,988  Thlr.,  indirekte  Steuern  36,074,087  Thlr., 
Salimonopol  9,018,189  Thlr.,  susammen  74,168,364  Thlr,  oder  45f 
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Bleibt  also  Ueberschofls  ....  9,522,748  7,842,512 
7)  Von  dem  TJebenchuss   gehören   an 

dem   Jahre    1859 —  3,867,840 

„         „1860 —  8,974,673 

EL    Hohenzollem 

1)  Die  gesammten  Einnahmen  betragen  288,076  283,700 

2)  „           „          AuBgaben  betragen  .  255,794  251,823 
Bleibt  Bestand 32,282  32,377 

3)  Die  gesammten  Kinnahmertickrtände 

betragen —  2,776 

Die  gesammten  Ansgabereste  betra- 
gen    —  10,452 

Mithin  übersteigen  die  Ausgabereste 

die  EinnahmerÜckstände  nm  ...  —  7,676 

4)  Znr  Bestreitang    der    Ansgabereste 

sind  erforderlich —  10,452 

Es  bleibt  also  ein  Yerwaltnngsüber- 

schoss   yon 32,282  21,924 

5)  Die  Yerwaltong  des  Yoijahres  sohloss 

mit  einem  üeberschnss  von  ...  —  29,714 
Die  Yerwaltong  des  laufenden  Jah- 
res hat  mithin  eines  Zuschusses  be- 
durft Ton —  7,790 

Im  Jahre  1868  betrugen  im  gesammten  Staate  in  seinem  derzeiti* 
gen  Um&nge  goU  Ist 

Thlr.  Thlr. 

Die  gesammten  Einnahmen    ....  189,953,117  236,335,792  ^) 

„            „           Ausgaben       ....  174,892,939  137,691,944 

Bleibt  Bestand 15,060,178  — 

Ergiebt  einen  Zuschussbedarf  von  —  1,356,152 
Mithin  ist  der  Bestand  der  allgemei- 
nen Kassenyer?raltung 15,060,178  — 

Die  gesammten  Einnahmerückstände  be- 
tragen        —  23,544,299 

Die  gesammten  Ausgabereste  betragen  —  9,863,434 

Mithin  übersteigen  die  Einnahmerück- 
stände die  Ausgabereste  um    ...  —  13,680,865 
Sowohl  die  Ausgaben  als  auch  die  Einnahmen  bei  dem  Norddeut- 
schen Bunde  im  Jahre  1868  betrugen  75,792,511  Thlr.  (provisorisches 
Ist).     Unter  den  ersteren  fallt  der  Hauptbetrag  auf  die  Militär-  und  Ma- 

1)  D«Ton  direkte  Steuern  82,046,510  Thlr.,  indirekte  Steuern  89,174,281  Thlr., 
Salxmonopol  9,277,478  Thlr. ,  zusammen  80,498,264  Thlr.  oder  nur  84}. 
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rineyerwaltang,  nämlich  nicht  weniger  als  75,076,539  Thlr.  Auch  ist 
ein  Znschuss  zu  den  laufenden  Ausgaben  der  Postrerwaltung  mit 
138,621  Thlr.  aufgeführt.  Unter  den  Einnahmen  stehen  Zölle  und  Ver- 
brauchssteuern mit  49,604,320  Thlr. ,  Ueberschuss  der  Telegraphenyer- 
waltung  mit  16,342  Thlr.,  Matrikularbeiträge  22,483,431  Thlr;  yon 
letzten  fallen  auf  Preussen  19,061,127  Thlr. 

Die  Lage  der  Finanzen  des  Preossischen  Staats  kann  man  allerdings 
noch  als  günstig  ansehen  —  wenn  man  sie  mU  der  Finanzlage  anderer 
grosser  Staaten  des  Kontinents ,  welche  mehr  Schulden  zu  rerzinsen  hie- 
ben und  überdies  mit  uneinlöslichem  und  daher  stark  enJbwerthetem  Pa- 
piergeld überschwemmt  sind,  vergleicht.  An  und  für  sich  steht  es  aber 
mit  den  Preussischen  Finanzen  nicht  so  gut,  wie  es  wohl  stehen  könnte. 
Durch  die  Ereignisse  seit  1866  sind  sie  ohne  Zweifel  verwickelter  ge- 
worden, und  noch  schwerer  zu  durchschauen,  als  frfiherhin,  aber  gün- 
stig erscheint  es  für  sie  doch  noch,  dass  die  Preussisohe  fünQ»rocentige 
Anleihe  vom  Jahre  1859  gewöhnlich  einen  höheren  Eiirs  behauptet,  als 
die  im  Sommer  1870  aufgenommene  grosse  fön^rocentige  Anleihe  des 
Norddeutschen  Bundes.  Als  es .  sich  im  Herbst  um  eine  zweite  grosse 
Anleihe  des  Norddeutschen  Bundes  handelte,  sprach  sich  in  der  Eeichs- 
tagssitzung  vom  25.  November  Herr. Camphausen  in  folgender  Weise 
aus:  Man  habe  auf  den  glänzenden  Zustand  der  Deutschen  Finanzen 
hingewiesen.  Yerstehe  man  darunter  das  günstige  Yerhältniss  des 
StaatsyermÖgens  zu  den  Staatsschulden,  so  könne  man  diesen  Satz  un- 
bedingt bejahen.  Wie  dieser  Krieg  und  wann  er  enden  würde,  läge 
in  Gottes  Hand,  aber  die  Hoffnung  würde  keine  vermessene  sein,  dam 
in  nicht  allzu  femer  Zukunft  ein  glücklicher  Friede  für  uns  würde  ge- 
schlossen werden.  Wenn  dieser  Moment  einträte,  so  würden  die  ver- 
bündeten Eegierungen  darauf  Bedacht  nehmen,  auch  die  finanziellen 
Yerhältnisse  zu  verbessern  und  auch  in  dieser  Beziehung  Ordnung  und 
Eegelmässigkeit  wieder  herzustellen ,  und  wenn  ein  Theil  der  Anleihe 
in  Form  von  Schatzanweisungen  aasgegeben  würde,  so  könne  das  nur 
eine  vorübergehende  Schuld  sein.  Besondere  Besorgnisse  sollten  sich 
an  den  Namen  der  Schatzanweisungen  nicht  knüpfen,  bis  jetzt  seien 
deren  nur  50,200,009  Thlr  emittirt  worden.  —  Mir  will  es  nicht  ein- 
leuchten, dass  ein  Finanzminister  wegen  des  Staatsvermögens  so  leicht 
über  die  Staatsschulden  sich  beruhigen  kann.  Je  später  ersteres  ver- 
äussert wird,  um  letztere  damit  abzuzahlen,  desto  schlimmer  muss  es  ja 
doch  offenbar  sein.  Ein  Land  mit  bedeutendem  Staatsvermögen  ist  fax 
den  kriegerischen  und  eroberungssüchtigen  Herrscher  eines  Nachbarstaats, 
der  seine  Generale  und  sonstigen  Günstlinge  zwar  reich,  aber  doch 
nicht  gern  direkt  auf  Kosten  seiner  steuerzahlenden  Unterthanen,  doti- 
ren  möchte,    ohne  Zweifel  immer  eine  besonders  lockende  Beute.     Im 
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Preossisclieii  Staate  giebt  es  leider  immer  noch  sehr  viel  disponibleB  und 
disponibel  zu  machendes  Staatsyermögen :  Immobilien,  als  Domänen  und 
Staatsforsten,  femer  Salinen,  Bergwerke  auf  Kohlen,  Eisen  u.  s.  w., 
Hüttenwerke,  Eisenbahnen,  sowie  andere  gewerbliche  Spekulationen 
der  Begierung  z.  B.  in  Seehandlungs-  und  Bankgeschäften.  In  Frank- 
reich ist  jetzt,  abgesehen  von  einigen  Staatsforsten,  nur  noch  wenig 
Staatsyermögen;  in  dieser  Beziehung  ist  es  gewiss  glücklicher,  da  ein 
Feind  ihm  nicht  yiel  nehmen  und  konflsoiren  kann.  Sichergestellt  auf 
immer  wird  für  Freussen  das  Staatsyermögen  nicht  eher  sein,  als  bis  es 
yeräussert,  und  der  ganze  Erlös,  so  weit  er  reicht,  zur  Abzahlung  der 
Staatsschulden  yerwendet,  dann  aber  auch  die  Lage  der  Finanzen  dauernd 
sehr  yerbessert  sein  wird.  —  Am  25.  März  1871  sagte  der  Oeneral- 
Mdmarschall  Frinz  Friedrich  Carl  einer  Deputation  der  städtischen  Be- 
hörden Berlins,  er  denke,  die  kriegerischen  Ereignisse  würden  nun  für 
lange  Zeit  zum  Abschluss  kommen,  die  Zustände  Frankreichs  schienen 
einen  langen  Frieden  zu  yerbürgen.  Jeder,  sei  er  nun  Ciyilist  oder  auch 
Militär,  welcher  S.  K.  H.  als  eine  militärische  Autorität  anerkennt,  selbst 
ebenso  denkt  und  einen  langen  Frieden  erwartet^  kann  m.  £.  mit  gutem 
Gewissen  eine  dauernde  sehr  starke  Yerminderung  der  Ausgaben  des 
Militär-  und  Marinedepartements  gleich  nach  dem  Definitiyfrieden  we- 
der direkt  noch  indirekt  bekämpfen:  nur  dadurch  wird  ja  eine  nach  dem 
schweren  Kriege  wahrlich  nöthige  Erleichterung  des  Volks,  namentlich 
der  Armen  und  der  Mittelklassen,  endlich  wenigstens  durch  eine  Auf- 
hebung oder  starke  Heruntersetzung  indirekter  Staatsabgaben  auf  lange 
moglieh. 


ZWEITES  KAPITEL. 

BEOALIEN  UND  DOMÄNEN. 


§.  18.     BEOBIFF  Vm>  ABTEN. 

Der  AuBcbmck  Regalten  ist  in  yerschiedener  Weise  anfgefiust  wor- 
den. Früherhin  hatte  man  wohl  sänuntUche  Rechte  der  Staatsgewalt 
mit  diesem  Namen  bezeichnet.  Dabei  &nd  man  es  aber  doch  nöthig, 
die  im  Wesen  des  Staats  begründeten  nothwendigen  Hoheitsrechte  als 
höhere  Begalien  von  denjenigen  zu  unterscheiden^  welche  nnr  in  ein- 
zelnen Ländern  zufolge  eines  besonderen  thatsltohliohen  Grandes  beste- 
hen und  sich  auf  die  Benutzung  gewisser  Einnahmequellen  beziehen. 
Diese  nutzbaren  oder  niederen  Hegalien  heissen  jetat  vorzugsweise  Rega- 
lien. Sie  entstanden  in  Deutschland  aus  mancheilei  Veranlassungen, 
yermehrten  sich  mit  der  Befestigung  der  Landeshoheit  und  ecitareckten 
sich,  je  nachdem  die  Landeshoheit  stärker  oder  schwftoher  war,  mehr 
oder  w^i^S^Gi^  weit.  Der  Umstand,  dass  sie  zu  den  !KamiBiereinkünften 
gezählt  wurden  und  daher  der  Einwirkung  und  Aufsicht  der  Landstande 
entzogen  waren,  trug  besonders  dazu  bei,  sie  bei  den  Fürsten,  die  nach 
unumschränkter  Regierung  strebten,  beliebt  zu  machen.  Zum  Wesen 
der  Regalien  gehört  zunächst  ein  Vorrecht  der  Regierung,  welches  keble 
Privatperson  ausüben  kann,  wenigstens  nicht  ohne  Erlaubniss  der  Re- 
gierung ;  und  femer  liegt  immer  eine  Anstalt  oder  Einrichtung  oder  An- 
ordnung zum  allgemeinen  Besten  zum  Ghrunde.  Je  mehr  nun  diese  An- 
stalt oder  Einrichtung  dem  Staate  nutzbar  ist,  d.  h.  Einkommen  bringt, 
desto  wichtiger  ist  sie  in  finanzieller  Beziehung.  Mitunter  ist  aber  bei 
einem  Regale  die  volkswirthschaftliche  oder  polizeiliche  Seite  wichtiger, 
als  die  finanzielle.  Uebrigens  sind  nicht  in  allen  Ländern,  auch  in  den- 
selben Ländern  nicht  zu  allen  Zeiten,  dieselben  Gegenstände  zu  den 
Regalien  gezählt  worden. 

In  Bezug  auf  Preussen  (S.  110)  giebt  Krug  Auskunft:  ,J)er  Be- 
griff Regal  ist  fut  überall  und  auch  in  der  Preussischen  Staatspraxis 
nicht  bestimmt  oder  begrenzt  genug,  und  es  wird  hier  mehr,  dort  we- 
niger zu  den  Regalien  gerechnet.     In  einigen  Provinzen  ist  es  gesetz- 
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lieh  bestinmity  was  für  Stüoke  zu  den  Regalien  gereolinet  werden  müs- 
■en,  in  andern  wird  es  oft  erst  bei  yorkommenden  Fallen,  zuweilen  auf 
dem.  Wege  des  ProzeBseSy  ausgemacht.  Es  werden  zwar  manche  Ab- 
gaben in  unserm  Staate  mit  dem  Namen  Begal  belegt;  indessen  glaube 
ich:  dass  nur  die  Nutzung  der  Bergwerke,  der  Jagden,  der  grossen  Ge- 
wässer, des  Münzwesens  und  des  Postwesens  mit  Beoht  dahin  gezählt 
werden  kann,  da  das  sogenannte  Salzregal,  das  Zollregal,  das  Stempel- 
regal u.  s..  w.  eigentlich  zu  den  Gewerb-  und  EonsomtionBsteuem  ge- 
rechnet werden  müssen.  Die  Nutzung  der  von  mir  angegebenen  fünf 
Zweige  der  Begalien  trägt  jetzt  eine  beträchtliche  Summe  zu  den  Staats- 
einkünften bei;  indessen  wirken  die  drei  beträchtlichsten:  das  Berg- 
werks-, das  Münz-  und  das  Fostregal  auf  das  Nationaleinkommen  ebenso, 
wie  die  Zirkolationssteuern,  und  nur  das  Jagd-  und  Wasserregal,  inso- 
fsm  letzteres  nicht  die  Besteuerung,  sondern  die  ökonomische  Benutzung 
der  Gewässer  betiifit,  sind  mit  der  Benutzung  der  Domänen  und  Staats- 
forsten in  eine.Elasse  zu  setzen;  die  Gh^nzen,  wie  hoch  diese  beiden 
Zweige  der  Staatseinkünfte  benutzt  werden  können,  sind  ihnen  von  der 
Natur  angewiesen,  und  die  einträglichste  Benutzungsart  ist  bei  den  Jag- 
den und  den  Fischereien,  die  dem  Staate  eigenthümlich  gehören,  ebenso 
die  Erbyerpaohtung,  als  sie  es  bei  den  übrigen  Grundstücken  ist.  Die 
Sinnahme  yon  denselben  kann  nicht  willkürlich  erhöht  werden,  denn  es 
ist  nicht  möglich,  den  Produkten  derselben  durch  Gesetze  einen  höheren 
Weith  zu  geben,  als  den  Produckten  solcher  Jagden  und  Fischereien 
zukommt)  welche  Priyatpersonen  besitzen ;  ein  Monopol  kann  hier  nicht 
stattfinden,  indem  sonst  die  Piiyatbesitzer  solcher  Nutzungen  grössere 
y ortheile  aus  denselben  ziehen  würden,  als  die  königlichen  Kassen. 
Eine  andere  Bewandtniss  hat  es  mit  den  drei  anderen  genannten  Bega- 
lien —  mit  dem  Bergwerks-,  Münz-  und  Postregal.  Sie  sind  einer  will- 
kürlichen Erhöhung  fähig  (obgleich  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen 
Grenze),  denn  sie  sind  ursprünglich  Monopole  der  Begierong,  deren 
Ausübung  und  Benutzung  keinem  Priyatmanne  zusteht.  £s  scheint  in 
manchen  Ländern  ein  eignes  Studium  der  Staatswirthe  zu  sein :  die  Be- 
nutzung dieser  Zweige  der  Staatseinkünfte  bis  zu  dem  höchstmöglichen 
Punkt  zu  bringen,  wo  der  Ertrag  derselben  durch  die  geringste  Erhö- 
hnng  sich  selbst  wieder  yermindem  würde.''  ^} 

In  seinem  öffentlichen  Beoht  des  Teutschen  Bundes  behandelt  EIü- 
ber  in  dem  Eapitd  yon  der  Finanzhoheit  noch:  Steuerregal,  Strassen - 
und  Geleit -Eegal,  Eommerz- Begal,  Industrie -Goncessions-Begal,  Lan- 
dessohutz- Begal,  Landesdienst -Begal,  Fiskal -Gewalt-  und  Domänen- 
recht;  and  in  besonderen  Kapiteln  handelt  er  ausserdem  yon  einem  Pii- 

1)  Betraohtangen  ftb«r  den  Nationftlreiefathum  etc.  Th.  II  8.  487.     Abriss   der 
Steatadkonomie  oder  Staatswirthflchamehre.    1808.   §.  167.  168.  816  —  283. 
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vilegieu-Eegal  und  voa  einem  Erziehungs*  und  Ünk^rriehts-Eegid.  Eau 
nimmt  ein  Begal  der  Glücksspiele  und  sogar  ein  Eisenbahn-  und  ein 
Telegraphenregal  an*  Dergleichen  Eegalien  haben  aber  seither  wenig* 
stens  in  Preussen  nicht  bestanden.  Die  Yei&ssnng  des  Norddeutschen 
Bundes  hat  weder  ein  Eisenbahnregal,  noch  ein  Telegxajdienregal  ge- 
schaffen ,  und  wenn  dieselbe  auch  Bestimmungen  über  das  Eisenbahn^ 
weseuy  das  Postwesen  und  das  Telegraphenwesen  enthält,  so  hat  sie 
doch  dadurch  ein  PostregaL  nicht  erst  neu  geschaffen  und  dem  Bunde 
ein  aussohliessUohes  Becht  zu  Eisenbalin-  und  Telegraphenspekulationen 
nicht  beigelegt.  Telegraphenunternehmungen  durch  PriTUte  oder  Ge- 
sellschaften sind  weder  verboten,  noch  bedürfen  sie  einer  obxigkeiili- 
chen  Erlaubniss  oder  Konzession.  Zu  einem  Eisenbahnuntemehmen  in 
Preussen  dagegen  war  schon  seit  1838  eine  landesherrliehfi  Genehmi- 
gung gesetzlich  erforderlich.  Die  Norddeutsche  Bundesy^c&ssung  hat 
die  BegaUen  mit  keinem  Worte  erwähnt.  Der  Tendene,  neue  Begaüen 
zu  schaffen,  oder  eine  schon  bestehende  Begalität  irgend  weiter  auszudeh- 
nen, als  sie  sich  in  früherer  Zeit  schon  entwickelt  hatte  und  Terfaseungs« 
massig  und  gesetzlich  ausdrücklich  anericannt  ist,  muss  man  entschieden 
entgegentreten,  wenn  man  das  Steuerbewüligungsrecht  der  Yolksyerire- 
tung  bewahren  und  nicht  die  Wiederherstellung  des  AbsolutiAmus  er- 
leichtem wilL  In  keinem  Lande  Europa's  ist  das  SteuerbewiUigungs^ 
recht  der  YolksTertretung  unbestrittener  als  in  England  und  doch  hat 
keine  Begierung  ausreichendere  Einnahm^i  als  die  EngUsohe,  bei  welcher 
Begalien  kaum  in  Betracht  kommen. 

Es  lassen  sich  folgende  Arten  von  Begalien  anfahren :  das  Eeeht 
des  Staats  auf  herrenlose  Sachen;  das  Becht  des  Staats  auf  Natureiseug- 
nisse,  die  nicht  Priyateigenthum  sein  können;  und  das  Becht  des  Staats, 
grosse  öffenÜiohe  Anstalten  anzulegen. 

Was  das  Recht  des  Staats  auf  herreHlose  Sacken  betrifft,  so  findet 
dasselbe  darin  seine  Begründung,  dass  es  ein  allgemeines  Interesse  und 
eine  Bedingung  der  CÜTilisation  ist,  dass  Alles,  was  einen  Herrn  hidbeai 
kann,  auch  einen  solchen  erhält.  Ohne  Anerkennung  des  Eigenthums 
giebt  es  kaum  eine  Cäyilisation.  Wenigstens  hat  die  Geschichte  noch 
kein  Beispiel  geboten,  dass  ein  auf  den  Kommunismus  begröndates  gros- 
ses Gemeinwesen  einen  dauernden  Bestand  gehabt  hätte.  Gemeingut 
pflegt  entweder  gar  nicht,  oder  schlecht  und  unzweckmässig  benutzt  zu 
werden.  Meistens  wird  es  erst  dann  besser  benutzt,  wenn  es  Bigen- 
thum  Einzelner  geworden,  wenn  es  also  getheilt  ist.  Wenn  nun  die 
Okkupation  nicht  durch  Gesetze  geregelt  wäre,  so  würde  eine  grosse 
Verwirrung  entstehen.  Der  Staat  muss  dah^  von  Beehts  wegen  Eigene 
thümer  sein,  wo  nicht  eine  PriTatperson,  eine  Gemeinde i   eine  Eorpo- 
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Tation  Eigenthumsrecht  hat  ^).  Es  lassen  sich  nun  verschiedene  Arten 
Ton  herrenlosen  Sachen  unterscheiden,  l)  Neu  entstehende  Sacken. 
Diese  sind  nicht  eben  von  Bedeutung.  Dahin  gehören  namentlich  Allu- 
yionen  und  neu  entstehende  Inseln.  Wo  nicht  besondere  Gesetze  das 
Eigenthum  daran  Anderen,  als  den  üferbesitzem,  zusprechen  und  ihnen 
dann  auch  wohl  Verpflichtungen  in  Bezug  darauf  auflegen,  wird  der 
Staat  Eigenthümer.  Dieser  bekommt  damit  aber  nicht  in  jedem  Eall 
einen  finanziellen  Yortheil;  er  kann  Verpflichtungen  damit  erlangen, 
die  dem  Gemeinwesen  Opfer  kosten.  Eallen  z.  B.  bei  grossen  Strömen 
die  AUuyionen  dem  Staate  zu,  so  können  die  im  Interesse  der  Schiffahrt 
nöthigen  Uferbefestigungen  grosse  Ausgaben  verursachen,  die  eine  Pri- 
vatperson, wenn  sie  Eigenthiimerin  würde,  vielleicht  nicht  tragen  könnte 
und  deshalb  ihr  Eigenthum  aufgeben  müsste ').  2)  Noch  nicht  in  Be^ 
sitz  genommene  Sachen,  Viele  Gegenstände  werden  deshalb  nicht  in 
Besitz  genommen,  weil  man  einen  Nutzen  davon  noch  nicht  zu  ziehen 
weiss.  Die  grössten  Naturschätze  lagen  Jahrhunderte  lang  offen  da, 
ohne  dass  Jemand  ihren  Werth  erkannt  und  sie  der  Benutzung  für  wür- 
dig gehalten  hätte.  Der  Guano  ist  ein  Beispiel.  Femer  kommt  auch 
Land,  welches  noch  nicht  okkupirt  ist,  in  Betracht,  namentlich  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Es  gilt  nicht  als  Eigenthum  des  Staats,  in  wel- 
chem es  liegt,  sondern  als  Eigenthum  der  Union.  Dergleichen  kommt 
in  älteren  Staaten  nicht  leicht  vor.  Hier  ist  meistens  alles  Land  schon 
okkupirt  und  der  Besitz  selbst  und  die  Benutzung  während  einer  be- 
stimmten Zeit  schützt  gegen  die  Ansprüche  des  Fiskus ;  wo  Privateigen- 
thum  anerkannt  ist,   wird  auch  ein  Becht  der  Veijährung  anerkannt. 

3)  Ferlorne  und  gefundene  Sachen.  Es  können  Sachen  einen  Eigenthümer 
gehabt  haben,  einen  solchen  aber  nicht  mehr  haben,  namentlich  Schätze  3). 

4)  Derelinquirte  Sachen,  Das  Becht,  unbewegliche  verlassene  Sachen 
in  Besitz  zu  nehmen ,  gut  als  ein  Becht  des  Staats.  In  Preussen  sollen 
Gebäude  in  den  Städten,  die  an  Strassen  oder  öffentliche  Plätze  stossen, 
wenn  sie  ohne  obrigkeitliche  Erlaubniss  zerstört  oder  vernichtet  oder 
auch  nur  bauMHg  werden,  unter  gewissen  Umständen  der  Eämmerei 
des  Orts  zugeschlagen  werden.  Dies  gilt  auch  von  solchen  städtischen 
Gebäuden,  die  durch  Feuer  oder  anderes  Unglück  zersört  sind.  In  Fäl- 
len, wo  städtische  Grundstücke  der  Kämmerei  zugeschlagen  werden,  fal- 
len Eustikalgründe  der  Obrigkeit  des  Orts  zur  anderweitigen  Besetzung 
oder  Vertheilung  anheim^).  5)  Durch  Tod  herrenlose  Sachen,  Elüber 
unterscheidet  das   fiskalische  Okkupations-  oder  HeimfEÜlsrecht  (droit 


1)  A.  L.B.  II.  16.  §.1—8. 

2)  A.  L.R  I.  9.  §.  225  sqq.  262.     II.  15.  §.  56.  57.  67. 

3)  A.  L.B.  I.  9.  §.  19  •- 106. 

4)  A.  L.B.  I.  9.  §.  15.  16.     IL  16.  §.  12  —  15.     I.  8.  §.  86—64. 

Bcrgios,  FUuuuwiMensch.    2.  Aafl.  ^3 
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d'^paye)  yon  dem  HeimfallBrecht  im  engeren  Sinn  (jus  albinagii,  droit 
d'aubaine)  und  Yersteht  unter  letzterem  das  Eecht»  nach  welchem  der 
ganze  inländische  ^achlass  der  im  Lande  verstorbenen  Fremden  dem 
Staatsfiskus  heimfallt,  mit  Ausschluss  aller  Testaments-  und  Vertragser- 
ben,  und  der  auswärtigen  (nicht  der  inländischen)  Intestaterben.  Dies 
Recht  haben  die  meisten  Staaten  durch  Verträge  gegenseitig  aufgehoben. 
In  Freussen  sind,  wenn  nicht  durch  Verträge  ein  Anderes  bestimmt  ist, 
Erbschaften  eines  Landeseinwohners,  welche  einem  auswärtigen  Unter- 
than  zufedlen,  wenn  sie  aus  dem  Lande  gehen,  der  !N^achsteuer  oder  dem 
AbschoBs  (gabella  hereditaria)  unterworfen.  Wenn  das  inländische  Ver- 
mögen eines  verstorbenen  Ausländers  einem  andern  Ausländer  durch 
Erbschaft  oder  Vermächtniss  zufäUt,  und  aus  dem  Lande  gezogen  wer- 
den soU,  so  ist  dasselbe  dem  Abschoss  nur  in  so  fern  unterworfen,  als 
der  Erblasser  selbst,  wenn  er  dergleichen  Vermögen  hätte  herausziehen 
wollen,  Abfahrtsgeld  davon  zu  entrichten  schuldig  gewesen  wäre.  Wo 
weder  Testaments-  noch  Intestaterben  vorhanden  sind,  wird  der  Staat 
Eigenthümer  des  Nachlasses.  Bas  Erbrecht  des  Staats  auf  erledigte  Ver- 
lassensohaften  kommt  moralischen  oder  anderen  Privatpersonen  nur  in 
so  fem  zu,  als  sie  dasselbe  vom  Staat  rechtsgültig  erworben  haben.  Auf 
den  eigenthümlichen  freien  Nachlass  solcher  Personen,  die  in  eine  öf- 
fentliche Anstalt  zur  unentgeltlichen  Verpflegung  aufgenommen  worden, 
und  in  dieser  Verpflegung  gestorben  sind,  hat  die  Anstalt  ein  gesetzH* 
ches  Erbrecht^).  MiU  halt  zwar  ein  Eecht  zu  Vermächtnissen  für  be- 
gründet; er  möchte  aber  ein  Intestaterbrecht  für  Eollateralen  als  ge- 
rechtfertigt nicht  ansehen  und  für  Descendenten  und  Ascendenten  nicht 
ohne  Beschränkung.  Er  will  dem  Staat  einen  Anspruch  auf  den  Nach- 
lass  einräumen,  wenn  ein  Testament  nicht  vorliegt,  und  auch  Ascen- 
denten und  Descendenten  nicht  vorhanden  sind.  Davon  erwartet  er  den 
Vortheil,  dass  der  übermässigen  Anhäufung  grosser  Vermögensmassen 
in  Händen  Weniger  würde  entgegen  gewirkt  werden. 

Zu  dem  Hechte  des  Staats  auf  Naturerzeugnisse,  die  nicht  Privat- 
eigenthum  sein  können  y  lässt  sich  rechnen  das  Wasserregal  (§.  19),  das 
Jagdregal  (§.  20)  und  das  Bergregal  (§.  21). 

Bei  dem  Rechte  des  Staats y  grosse  Öffentliche  Anstalten  anzulegen^ 
handelt  es  sich  von  solchen  Anstalten  und  Anlagen ,  die  ihrer  Wichtig- 
keit und  ihres  ümfanges  wegen  der  Privatindustrie  vielleicht  nicht  ganz 
überlassen  werden  können,  wie  Kommunikations-  und  Beglaubigungs- 
anstalten. Kommunikationsanstalten  sind  Landstrassen  (§.  22),  Eisen- 
bahnen (§.  23),   Telegraphen  (§.  24)  und  Posten  (§.  25).     Solche  An- 

1)  A.  LB.  IL  17.  §.161  sqq.  IL  16.  §.  16-~29.  IL  19.  §.  50  sqq.  Ffir 
1867  war  die  ganze  Staatseinnahme  aus  herrenlosen  Erbschaften  nor  auf  22,790  Thlr. 
veranschlagt. 


§.  18.     BEGRIFF  UND  ARTEN.  195 

stalten  bestehen  nicht  bloss  zum  YorÜieil  Einzelner,  sondern  im  Inter- 
esse der  Gesammtheit,  und  man  möchte  daher  meinen,  die  Anlage  und 
Unterhaltung  müsste  auch  auf  Kosten  der  Gesammtheit  erfolgen.  In- 
dessen könnte  manche  dieser  Anlagen  auch  yon  Privaten,  ausgehen,  wenn 
sie  einen  entsprechenden  Ertrag  yon  dem  aufgewendeten  Kapital  ge- 
währt. Ohne  alle  Eeihülfe  oder  Genehmigung  der  Staatsgewalt  werden 
dieselben  jedoch  nicht  leicht  entstehen.  Lassen  sich  die  Kosten  der  An* 
läge  und  der  Unterhaltung  dadurch  bestreiten,  dass  für  die  Benutzung 
eine  Abgabe  oder  Gebühr  erhoben  wird,  so  werden  Privatunternehmer 
für  die  Ausführung  sich  finden,  und  Anlage  und  Betrieb  braucht  nicht 
für  Staatsrechnung  zu  erfolgen.  Insoweit  Privatunternehmer  sich  nicht 
finden,  ist  es  doch  nicht  unbedingt  nothwendig,  dass  die  Anlage  auf 
Gefahr  und  Kosten  des  Staats  erfolgt.  Entweder  kann  dieselbe  noch 
aufgeschoben  werden,  bis  Private  sich  von  der  Uebernahme  Vortheil  ver- 
sprechen; oder,  wenn  es  sich  von  einer  Anstalt  handelt,  die  mehr  für 
eine  bestimmte  Gegend  als  für  das  ganze  Land  von  Vortheil  ist,  so  kann 
der  betreffende  Lokalverband,  Gemeinde,  Kreis  oder  Provinz  die  Kosten 
und  die  Gefahr  des  Unternehmens,  wenn  auch  vielleicht  mit  theilweiser 
pekuniärer  Unterstützung  Seitens  des  Staats,  übernehmen.  Pur  den 
Staat  werden  alle  dergleichen  Anstalten  nur  dann  einträglich  sein,  wenn 
die  für  die  Benutzung  zu  zahlende  Gebühr  hoch  gesetzt  wird.  Daher 
sollte  es  Begel  sein,  dass  sich  der  Staat  mit  der  Anlage  von  Kommuni- 
kationsanstalten nur  dann  befasst,  wenn  die  betreffende  Anstalt  für  das 
Land  wirklich  schon  unentbehrlich  ist,  und  sie  Privatunternehmern  oder 
Lokalverbänden  nicht  überwiesen  werden  kann.  Denn  hart  und  unbillig 
muss  es  doch  erscheinen,  wenn  z.  B.  die  Einwohner  von  Bügen,  Glatz, 
Saaiiouis  und  Memel  Steuern  deshalb  zahlen  sollen,  weil  die  Regierung 
eine  Chaussee  im  Magdeburgischen  oder  eine  Eisenbahn  in  Schleswig 
baut,  deshalb  Schulden  kontrahirt  und  davon  Zinsen  zahlen  muss. 

Zu  den  Beglaubigungsanslalten  können  gerechnet  werden :  die  Ju- 
stiz, sowie  Anstalten  zur  Beglaubigung  von  Maassen,  Gewichten  und 
Münzen.  Die  Justiz  ist  als  eine  Beglaubigungsanstalt  anzusehen.  Nicht 
Organe  der  Eegierung  sollen  die  Gerichte  sein ,  welche  ihr  Dienste  zu 
leisten  haben.  Ihre  Aufgabe  ist,  Urtheile  zu  sprechen  und  dadurch 
unparteiisch  zu  beglaubigen ,  was  Eechtens  ist.  Auch  die  sogenannte 
freiwillige  Gerichtsbarkeit,  so  wie  die  Notariats-  und  Hypothekenein- 
richtungen sind  Beglaubigungsanstalten.  Die  allgemeine  oder  höchste 
Gerichtsbarkeit  gebührt  nach  Preussischem  Becht  dem  Staatsoberhaupt 
und  ist  als  ein  Hoheitsrecht  unveräusserlich.  Die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit über  bestimmte  Distrikte,  Sachen,  Personen  oder  Hand- 
lungen heisst  Patrimonialgerichtsbarkeit.  Zur  Uebertragung  der  Juiis- 
diktionslasten  sind  den  Geiichtsbelehnteu  bestimmte  Rechte  und  Nutzun- 
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gen  beigelegt,   namentlich  Gerichtsgebiihxen,    Geldstrafen,   der  Ertrag 
konfiscirter  Gegenstände.     Diese  Nutzungen  gebühren  dem  Staate,    wo 
kein  Friyatinhaber  der  Gerichtsbarkeit  vorhanden  ist.     Alle  Gerichts- 
gebühren   und   dahin   gehörende  Einnahmen  der  Landesjustizkollegien 
sollen  dem  Staate  berechnet,    und  besonders  zu  den  bestimmten  Besol- 
dungen,   auch  andern  Nothdurften  der  Bechtspflege  angewandt  werden. 
Zu  den  dem  Staate  yorbehaltenen  Eechten  der  obersten  Gerichtsbarkeit 
gehören  auch  die  Abfahrtsgelder  yon  ausser  Landes  gehendem  Vermögen 
und  Erbschaften  (S.  194).     Wer  die  Erlaubniss  zum  Auswandern  er- 
langt hatte,    musste  von  seinem  inländischen  Vermögen  dem  Staate  in 
der  Regel  10^  ab  Abfahrtsgeld  entrichten,   falls  nicht  mit  auswärtigen 
Staaten  besondere  Verträge  oder  Observanzen  bestanden.     Erbschaften 
eines  Landeseinwohners,   welche  einem  auswärtigen  IJnterthanen  zufal- 
len, waren,  wenn  sie  ausser  Landes  gingen,  eben  so  auch  Brautschätze, 
Vermächtnisse  und  Schenkungen  ^Uer  Art,    die  von  einem  Inländer  an 
einen  Ausländer  gelangten,    dem  Abschoss  von  10^  unterworfen.     La- 
nerhalb  des  alten  deutschen  Bundes  fand  aber  weder  Abfahrtsgeld,  noch 
Abschoss  statt,  auch  nicht  bei  Auswanderungen  nach  den  Staaten,  in  wel- 
chen das  jus  detractus  nicht  mehr  zur  Anwendung  kommt;    eben  so  we- 
nig bei  Auswanderungen  aus  den  Landestheilen,    wo  das  A.  L.B.  nicht 
Gesetzeskraft   hat.     Seit   Verkündigung    der   Verfossungsurkunde   vom 
5.  December  1848  dürfen  Abzugsgelder  nicht  mehr   erhoben   werden. 
Die  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  hob  die  Privat-  und  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit auch  da,  wo  sie  ausserhalb  des  Bezirks  des  Appellations- 
gerichts zu  Köln  noch  bestand,    auf  und  bestimmte,    dass  die  Gerichts- 
barkeit überaU  nur  durch  vom  Staate  bestellte  Gerichtsbehörden  im  Ka- 
men des  Königs  ausgeübt  werden  soll.     Durch  die  Gesetze  vom  14.  Mai 
1852  und  26.  März  und  14.  April  1856  ist  indessen  etwas  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit (A.  L.E.  n.  17.  §.  61  sqq.)  unter  dem  I^amen  einer  mit 
ländlichen  Gütern  verbundenen    —   also  erblichen  und  käuflichen  — 
obrigkeitlichen  Gewalt  wieder  hergestellt  worden.    Die  Geriehtsgebühren 
(S.  56.  77)  sind  nicht  unbedingt  zu  verwerfen.     Wenn  aber  durch  Ge- 
richtsgebühren die  Kosten  der  Justiz  nicht  gedeckt  werden  können,    so 
muss  die  Gesammtheit  der  ünterthanen  das  Eehlende  aufbringen.    Denn 
von    einer  guten  Bechtspflege  haben  nicht  bloss  diejenigen  Vortheil, 
welche  die  Hülfe  der  Gerichte  anrufen,    sondern  noch  mehr  auch  alle 
Anderen,   welche  die  durch  die  Gesetze  und  Gerichte  gewährte  Sicher- 
heit vor  Unrecht  gemessen,   wenn  sie  Hülfe  der  Gerichte  nicht  anzuru- 
fen brauchen.     Was  insbesondere  die  StraQustiz  betrifft,  so  müssten  die 
Verbrecher  alle  Kosten  allein  tragen,    sowohl  die  Kosten  der  Untersu- 
chung, als  auch  der  Strafvollstreckung  und  der  Einrichtung  und  Unter- 
haltung der  Strafanstalten;   indessen  sind  sie  selten  zahlungsfähig.     Es 
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ist  nicht  nöthig,  hier  die  verschiedenen  in  Preussen  geltenden  Gesetze 
über  die  Gerichtsgebühren  anzuführen ,  aber  doch  darauf  aufinerksam 
zu  machen,  dass  das  oben  (S.  160)  erwähnte  Gesetz  die  Gerichtsgebüh- 
ren ohne  Rücksicht  anf  die  Kosten  der  Justiz  auf  eine  ganz  unbestimmt 
gelassene  Zeitdauer  erhöhte,  obgleich  dieselben  nach  den  landrechtliohen 
Yorschriften  vorzugsweise  für  die  Bedürfnisse  der  Rechtspflege  zu  ver- 
wenden sind.  Uebrigens  werden  die  Kosten  der  Justiz  aus  den  Einnah- 
men derselben  nicht  ganz  gedeckt  und  es  ist  ein  Zuschuss  dazu  aus  den 
allgemeinen  Steuern  erforderlich.     Die  Etats  führen  auf 

1850  1861  1867 

Thlr.  Thlr.  Thir. 

Gerichtskosten 5,131,957  9,161,780  10,024,970 

Strafen —  296,975  240,000 

sonstige  Einnahmen     ....        363,008  551,565  607,930 

Gesammteinnahmen  bei  dem  Ju- 
stizministerium     5,494,965  10,010,320  10,872,900 

Hypotheken-  und  Gerichtsschrei- 
bereigebühren               168,220  171,000  220,000 

Strafgelder   bei    den   indirekten 

Steuern 69,600  80,000  58,000 

Kosteneinnahmen  der  Auseinan- 

dersetzungsbehörden      .     .     .        964,569  959,358  616,715 

Einnahmen  für  die  Justiz  über- 
haupt      6,697,354  11,220,678  11,767,615 

Ausgaben  des  Justizministeriums     9,441,326  11,503,781  12,635,900 

Revisionskollegium  und  Ausein- 
andersetzungsbehörden      .     .     1,122,935  1,152,815  881,300 

Straf-,   Besserungs-  und  Gefan- 
genanstalten     684,857  1,615,127  1,362,792 

Ausgaben 11,249,118  14,271,723  14,829,992 

ab  die  Einnahmen  wie  oben     .     6,697,354  11,220,678  11,767,615 

erforderlicher  Zuschuss     .     .     .  ~4,551,764  3,051,045  3,062,377 

Im  Einnahmeetat  pro  1867  sind  beim  Justizministerium  für  Stra- 
fen nur  240,000  Thlr.  angesetzt.  Im  Abgeordnetenhause  wurde  am 
30.  November  1866  erwähnt,  dass  die  Strafen  von  1863  bis  1867  von 
285,328  Thlr.  auf  305,257  Thlr.  gestiegen  seien,  dass  aber  in  Folge  der 
Amnestie  nicht  weniger  als  56,000  Thlr.  in  Ausfall  kommen.  Bei  den 
indirekten  Steuern  sind  die  Strafen  nur  zu  58,000  Thlr.  veranschlagt.* 
Wie  Seitens  eines  Begierungskommissars  am  14.  December  1866  ange- 
geben wurde,  sind  unter  den  Einnahmen  der  allgemeinen  Kassenverwal- 
tung noch  Geldstrafen  im  Betrage  von  23,530  Thlr.,  welche  in  die  Be- 
gierungshauptkassen  fliessen,  enthalten.     Durch  die  Aufhebung  der  Fri- 
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yatgerichtsbarkeit  hatte  der  Fiskus  Anspruch  auf  alle  Geldstrafen  erlangt^ 
welche  bis  dahin  nach  dem  A.  L.E.  11.  17.  §.  114.  115.  119.  120  und 
nach  der  Kriminalordnung  §.576  den  Gerichtsherren  zufielen.  Später 
(S.  196)  wurde  den  Besitzern  gewisser  Güter  wieder  gestattet,  wegen 
Uebertretungen  Geldstrafen  bis  einschliesslich  5  Thlr.  vorläufig  festzu- 
setzen und,  wenn  gegen  diese  Pestsetzung  nicht  rechtzeitig  gerichtliche 
Entscheidung  beantragt  wird,  dieselben  für  sich  einzuziehen.  IJebri- 
gens  sollen  nach  A.  L.E.  IL  19.  §.  28  alle  Stra^elder,  welchen  nicht  in 
den  Strafgesetzen  selbst  besondere  Bestimmungen  angewiesen  sind,  zur 
Verpflegung  der  Armen  angewendet  werden.  Ln  Bereich  des  A.  L.B. 
scheint  der  Fiskus  daher  auf  sehr  yiele  Geldstrafen ,  wie  z.  B.  die  auf 
Grund  der  Disciplinargesetze  yom  7.  Mai  1851  und  yom  21.  Juli  1852 
festgesetzten,  rechtlich  keinen  Anspruch  zu  haben.  Im  finanziellen 
Interesse  könnte  man  es  ,für  wünschenswerth  halten,  das«  alle  Strafen 
Geldstrafen  ^)  wären.     Heut  zu  Tage  lassen  sich  aber  die  Staatskassen 

1)  ,,Unsere  alten  Angelsächsischen  Gesetze,  die  Sie  hart  finden,  und  die  ich  ge- 
recht und  mild  finde,  bemtlhen  sich  stets,  die  Freiheit  xn  schonen.  Abgesehen  von  den 
schwersten  Verbrechen,  halten  sie  sich  an  den  Qeldbeutel  und  nicht  an  die  Person  des 
Schuldigen.  Wenn  das  wahre  Mittel ,  einen  Menschen ,  den  die  Leidenschaft  fort- 
reisst,  anr  Besinnung  su  bringen,  darin  besteht,  dass  man  ihm  die  Verantwortlich- 
keit vor  Augen  hält,  die  ihn  erwartet,  dann  kommt  den  Geldstrafen  nichts  an  Werth 
gleich;  glauben  Sie  meiner  Erfahrung.  Es  giebt  Länder,  wo  der  Ehebruch  flir 
eine  noble  Beschäftigung  gilt,  wo  der  Treubruch  ein  erlaubtes  Spiel  ist,  wo  man  in 
dem  Duell  ein  Unternehmen  sieht,  das  dem  Thäter  noch  Ehre  macht.  Bei  uns 
nimmt  man  sich  in  Acht,  die  Frau  oder  Tochter  seines  Nachbars  zu  verführen, 
oder  die  Leute  f&r  eine  Beleidigung,  die  man  ihnen  zugefügt  hat,  umzubringen. 
Warum?  aus  dem  ganz  prosaischen  Grunde,  weil  man' jede  dieser  liebenswürdigen 
Thorheiten  mit  fünfzehn  oder  zwanzigtausend  Dollars  bezahlen  müsste.  Kein  Mensch 
will  sich  gern  ruiniren,  um  das  Stadtgespräch  zu  bilden  und  dabei  noch  die  Lacher 
gegen  sich  zu  haben.  So  ist  das  Gesetz ,  und  eine  Anwendung  von  zehn  Jahr- 
hunderten hat  seine  Kraft  und  Webheit  bestätigt  Aber  was  soll  man  thun,  wenn 
der  Vemrtheilte  nichts  hat?  Soll  man  den  Armen  ein  Privileg  auf  Straflosigkeit 
geben?  oder  soll  man  der  Gleichförmigkeit  die  Freiheit  ganz  zum  Opfer  bringen? 
Unsere  Vorfahren  haben  die  Frage  entschieden  und  uns  den  Grundsatz  hinterlassen  : 
Wer  nicht  aus  seiner  Tasche  bezahlen  kann ,  soll  mit  seiner  Haut  bezahlen ;  luat 
cum  eorio.  .  Bei  uns  ist  die  Geldstrafe  Regel,  die  Freiheitsstrafe  Ausnahme.  Warum  ? 
weil  uns  die  Freiheit  Princip  ist.  In  Wirklichkeit  ist  das  GefKngniss  nur  ein  Voll- 
streckungsmittel gegen  einen  zahlungsunfähigen  Schuldner.  Was  sehen  Sie  darin 
Ungerechtes  ?  —  Ich  vermisse  darin  die  Gleichheit,  antwortete  ich.  —  Nun,  Doctor, 
dann  sind  Sie  blind.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Gleichheit;  die  eine,  die  nicht  für 
die  menschliche  Gesellschaft  passt,  ist  jene  äusserliche  und  gewaltsame  Gleichheit, 
•die  weder  dem  Alter,  noch  dem  Sang,  noch  dem  Vermögen  Rechnung  trägt.  Die 
nämlichen  Strafen  in  ungleichen  Verhältnissen,  das  ist  absolute  Gleichheit,  aber 
höchste  Ungerechtigkeit.  Die  andere  Gleichheit  setzt  die  Strafe  in  Verhältniss  nicht 
zum  Begriff  des  Verbrechens,  denn  das  ist  nur  eine  Phrase ,  sondern  zur  Handlung 
und  zur  Person  des  Thäters.  Für  den  Reichen  eine  schwere  Geldstrafe ,  fttr  den 
Armen   eine  leichte  Geldstrafe,   und   in  Ermangelung   der  Bezahlung   wenige  Tage 
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dnrch  Geldstrafen  —  yon  welchen  Denunziantenantheile  nach  dem  Ge- 
setz Tom  28.  December  1868  nicht  mehr  gezahlt  werden  dürfen  —  eben 
so  wenig  als  durch  Konfiskationen  ausreichend  füllen.  Dazu  bedarf  es 
Yomehmlich  Steuern,  aber  nicht  etwa  Geldstrafen  ähnliche,  wie  die  von 
Brod  und  Fleisch,  welche  in  der  That  Strafen  dafür,  dass  man  sich  mit 
gesunder  Nahrung  sättigt,  gleichkommen.  Um  die  Strafen,  namentlich 
diejenigen  für  Steuerumgehungen  möglichst  wirksam  zu  machen ,  sollte 
man  den  Aermeren  zunächst  Geldstrafe,  Anderen  dagegen,  namentlich 
den  Einkommensteuerpfiichtigen,  jedesmal  Gefängnissstrafe,  daneben 
aber  auch  noch  Geldstrafe  auflegen. 

Das  Becht,  MaasSy  Gewicht  und  Münzen  zu  bestimmen,  gehört  nach 
A.  L.R.  n.  13.  §.  12  zu  den  Majestätsrechten.  Es  ist  aber  erforderlich, 
da«s  die  Begiemng  für  Anstalten  sorgt,  wo  die  Richtigkeit  der  für  den 
Verkehr  bestimmten  Maasse  und  Gewichte  geprüft  und  durch  Aufdrükung 
yon  Stempeln  beglaubigt  werden  kann.  Zur  Deckung  der  Kosten  dieser 
Anstalten  pflegen  von  den  Benutzenden  gewisse  Gebühren  erhoben  zu 
werden,  aus  welchen  die  Begiemng  aber  nur  dann  eine  Einnahme  hat^ 
wenn  dieselben  höher  sind,  als  zur  Deckung  der  Kosten  nöthig  ist, 
wenn  also  der  Verkehr  dadurch  nicht  erleichtert,  sondern  belästigt 
wird.  Nach  der  Maass*  und  Gewichtsordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  17.  August  1868  Art.  15.  18  sollen  die  für  die  Eichung  und 
Stempelung  zu  erhebenden  Gebühren  durch  eine  allgemeine  Taxe  gere- 
gelt werden.  Zwar  hat  die  Normal -Eichungskommission  des  Norddeut- 
schen Bundes  nicht  allein  am  16.  Juli  1869  eine  Eichordnung,  sondern 
auch  am  12.  December  ej.  eine  Eichgebühren -Taxe  bekanntgemaoht, 
dadurch  aber  natürlich  den  Art  102  der  Preussischen  Verfassung  nicht 
ändern  können,  welcher  bestimmt,  dass  Gebühren  yon  Staats-  oder  Kom- 
munalbeamten nur  auf  Grund  des  Gesetzes  erhoben  werden  können. 
Oeffentliche  Waage-  und  Schauanstalten  können  ebenfiEdls  nützlich  sein, 
wenn  die  Gebühren,  welche  die  Benutzer  zu  zahlen  haben,  nicht  höher 


ArreBt,  das  bt  ein  Verfahren,  bei  dem  die  Gtoreehtigkeit  und  die  ächte  Oleichheit 
Ihre  Bechnaog  eben  so  gut  finden  wie  die  Freiheit.  —  Paddy !  rief  ich  und  winkte 
den  Trunkenbold  herbei,  der  mich  mit  erstaunten  Augen  betrachtete;  nimm  diese 
zehn  Dollars,  bezahle  deine  Strafe  und  sündige  nicht  mehr.  —  Das  ist  meine  Ant- 
wort, setzte  ich  hinzu,  indem  ich  mich  gegen  Humbug  wandte;  das  ist  ein  Protest 
gegen  die  Unbilligkeit  Eurer  Gesetze.  —  Das  ist  gerade  der  beste  Beweis  für  ihre 
Vortrefflichkeit,  antwortete  er.  Wenn  wir  aus  Liebe  zur  Gleichheit  auf  Trunken- 
heit GtefSngnissstrafe  gesetzt  hätten ,  welche  Hülfe  hätten  Sie  dann  diesem  interes- 
santen Opfer  der  Justiz  gewähren  können?  Die  Geldstrafe  hat  im  Gegentheil  das 
grosse  Verdienst,  dass  zarte  Seelen  stets  die  Härte  unserer  Urtheile  mildem  können. 
Und ,  was  auch  die  Juristen ,  diese  herzlose  Ba^e ,  sagen  mögen ,  wenn  ein  Kampf 
zwischen  Mildthätigkeit  und  Gerechtigkeit  besteht,  so  ist  es  immer  gut,  wenn  die 
Mildthätigkeit  das  letzte  Wort  hat.''     LabotJaye,  Paris  in  Amerika.  S.  268—870. 
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sind,  als  die  ünterhaltang  der  Anstalt  erfordert.  Sind  sie  höher  oder 
besteht  gar  ein  Zwang,  solche  Anstalten,  die  übrigens  seltener  Staats-, 
als  Gemeindeanstalten  sind,  zu  benutzen,  so  sind  sie  schädlich,  da  sie 
nothwendig  nicht  sind.  Gold-  und  Silberprobirer  sollten  nach  dem 
Gewerbepolizeigesetz  vom  7.  September  1811  nur  sein,  die  ein  Gewerbe 
aus  dem  Probiren  machen  und  deren  Proben  öffentlicher  Glauben  bei- 
gemessen wird.  Die  Anordnung  einer  Aufsicht  über  den  Feingehalt 
der  Metalle,  welche  Goldschmiede  und  Silberarbeiter  verarbeiten,  wurde 
damals  yorbehalten ,  ist  aber  nicht  erlassen.  Auch  die  Bestimmung  des 
Münzgesetzes  vom  30.  September  1821,  dass  zur  Ueberwachung  der 
umlaufenden  inländischen  und  ausländischen  Münzen  von  der  Münz- 
verwaltung unabhängige  Münzwardeine  angeordnet  werden  sollten,  ist 
nicht  zur  Ausführung  gekommen,  ll^ach  der  Gewerbeordnung  vom 
17.  Januar  1845  §.  52  bedurften  diejenigen,  welche  den  Feingehalt 
edler  Metalle  feststellten,  einer  Eonzessionirung.  Für  diese  Personen 
können  nach  der  Gewerbeordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom 
21.  Juni  1868  Taxen  eingeführt  werden.  Zu  der  Preussischen  Münz- 
anstalt kann  Gold  und  Silber  gegen  Zahlung  von  Gebühren  zum  Probi- 
ren gebracht  werden.  Was  die  Regierung  von  allen  diesen  Beglaubi- 
gensanstalten  gewinnen  kann,  ist  nicht  von  Erheblichkeit  und  dasselbe 
gilt  auch  vom  Münzregal  (§.  26). 

Unter  Domänen  (S.  110)  kann  man  alles  Eigenthum  des  Staats,  das 
derselbe  mit  gleichen  Bechten  und  gleichen  Zwecken  wie  Privatleute 
besitzt,  verstehen.  Grundherrliche  Beohte,  Landgüter,  Forsten,  Häu- 
ser, Anstalten  zum  Gewerbsbetrieb  und  Aktivkapitalien  sind  Domänen, 
wenn  der  Staat  sie  wie  ein  Privateigenthümer  benutzt.  Begalien  dage- 
gen bestehen  in  Bechten,  deren  sich  Niemand,  ausser  im  besonderen 
Auftrage  der  Staatsgewalt,  bedienen  darf.  Einen  wesentlichen  Unter- 
schied zwischen  Domänen  und  Begalien  findet  Hoffmann  darin,  dass 
die  Staatsgewalt  sich  jener  nur  gegen  Vergütung  entäussert,  während 
sie  die  Yerpflichtimg  anerkennt,  diese  ganz  einfach  aufzuheben,  sobald 
ihre  Fortdauer  entbehrlich  wird.  Domänen,  sagt  er,  werden  nur  gegen 
volle  Vergütung  ihres  Werths  verkauft  und  vertauscht,  oder  als  ange- 
messene Belohnung  für  geleistete  Dienste  verliehen ;  wenn  aber  beispiels- 
weise die  postmässige  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  den  Ver- 
kehr weniger  erleichterte  als  belastete,  so  würde  die  Staatsgewalt  sich 
durch  ihr  eigenes  Interesse  gedrungen  fühlen,  diesem  Theil  des  Post- 
regals zu  entsagen,  selbst  wenn  damit  einiges  Einkommen  verloren 
würde.  Seitdem  der  Nachtheil  für  den  Verkehr  erkannt  ist,  welcher 
aus  der  Vermehrung  geringhaltiger  Münzen  über  deren  Anwendbarkeit 
als  Scheidemünze  hinaus  entsteht,   enthalten  sich  die  Regierungen  der* 
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selben,   und  verzichten  freiwillig  auf  Einkünfte,    welche  sie  sonst  aus 
dem  Münzregal  bezogen. 

Die  Perser  nahmen  ihre  Könige  immer  aus  dem  königlichen  Hause ; 
aus  diesem  erwählten  sie  einen  religiösen,  milden,  feingebildeten,  frei- 
gebigen, tapfem  und  edlen  Mann  und  legten  ihm  dann  die  Yerpüich- 
tung  auf,  neben  diesen  Tugenden  Gferechtigkeit  zu  üben,  kein  Grund- 
stiick  zu  erwerben  und  dadurch  seinen  Nachbarn  Schaden  zu  bringen, 
noch  Handel  zu  treiben  und  so  danach  streben  zu  müssen,  dass  die 
Preise  der  Waaren  hoch  stiegen ,  noch  endlich  sich  durch  Sklaven  be- 
dienen zu  lassen,  da  diese  zu  nichts  Gutem  riethen.  Wisse  aber,  dass 
des  Herrschers  Vermögen  nur  durch  die  Steuern  wächst,  und  dass  diese 
nur  durch  Gerechtigkeit  und  Eücksichtnahme  gegen  die  Besitzenden 
reichlich  gemacht  werden.  Denn  dadurch  bekommen  sie  Aussicht  auf 
Gewinn  und  fangen  mit  gutem  Muth  an ,  ihr  Vermögen  fruchtbringend 
anzulegen,  so  dass  der  Herrscher  grössere  Steuern  davon  einnimmt. 
Aber  andere  Unternehmungen  des  Herrschers,  sei  es  Handel  oder  Acker- 
bau, bringen  den  ünterthanen  bloss  schnellen  Schaden,  vermindern 
sehr  die  Steuern  und  thun  der  Kultur  Abbruch.  Das  sind  die  Worte 
Ibn  Chaldun's,  eines  Arabischen  Geschichtsschreibers,  welcher  in  der 
zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  lebte  ^).  Aehnliche  An- 
sichten hatte  auch  Ad.  Smith,  indem  er  allen  Einnahmequellen,  die 
nicht  Abgaben  der  ünterthanen  sind,  wenig  Gewicht  beilegte.  Er  meint, 
sie  beständen  entweder  in  Kapitalien  oder  in  Ländereien.  Von  den  Ka- 
pitalien, deren  Eigenthümer  der  Landesherr  ist,  könne  er  ebensowohl 
wie  jeder  Privatmann,  auf  eine  doppelte  Weise  Einkünfte  ziehen,  indem 
er  sie  selbst  anlegt,  oder  indem  er  sie  auf  Zinsen  an  andere  auBleiht. 
So  könnte  die  Eegierung  etwa  Bankgeschäfte  treiben  wollen ;  ob  aber 
einer  Eegierung,  wie  die  Englische,  „die,  was  auch  ihre  übrigen  Vor- 
züge sein  mögen,  doch  nie  wegen  ihrer  guten  Haushaltung  berühmt 
gewesen  ist,  die  in  Friedenszeiten  immer  mit  dem  Leichtsinn  und  der 
Soi^losigkeit  einer  Monarchie,  und  in  Kriegszeiten  mit  der  Schwärmerei 
und  der  Wuth  einer  Demokratie  verschwendet  hat/'  die  Betreibung 
eines  kaufmännischen  Unternehmens  mit  Sicherheit  anvertraut  werden 
könne,  wäre  zweifelhaft.  Fürsten  hätten  oft  sich  in  noch  viele  andere 
kaufmännische  Spekulationen  eingelassen ,  und  wie  Privatpersonen  ihre 
Umstände  durch  gewagte  Versuche  in  den  gewöhnlichen  Handlungs- 
zweigen verbessern  woUen;  es  sei  ihnen  aber  fast  immer  fehlgeschlagen. 
Was  die  Ländereien  betrifft,  so  würden  bei  dem  jetzigen  Zustande  des 
grössten  Theils  der  Europäischen  Monarchien  sämmtliche  Ländereien 
ihres  Gebiets,    wenn  sie  alle  so  schlecht  bewirthschäftet  wären,   als  sie 


1)  Deutsche  Jahrbficher,  Bd.  8  (1863)  S.  144. 
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es  wahrscheinlich  sein  würden,  wenn  sie  alle  Einem  Eigenthümer  zoge- 
hörten,  kaum  so  viel  Einkünfte  bringen,  als  jetzt  auch  in  Friedens- 
zeiten Yon  den  Ünterthanen  durch  Auflagen  erhoben  werden.  ,,Bie 
jetzigen  Ejronländer  Grossbritanniens  bringen  nicht  den  yierten  Theil 
von  dem,  was  wahrscheinlich  ihr  Ertrag  sein  würde,  wenn  sie  PriTat- 
personen  zugehörten.  Wären  diese  Kronländereien  yon  noch  grösserem 
Umfang,  so  würden  sie  wahrscheinlich  noch  schlechter  bewirthschaftet 
werden.  Obgleich  gegenwärtig  noch  kein  ciyilisirter  Staat  irgend  einer 
Art  in  Europa  ist,  worin  der  grösste  Theil  der  öffentlichen  Einkünfte 
aus  der  Rente  von  Ländereien  herkäme,  die  dem  Staate  gehörten,  so 
sind  doch  noch  in  allen  grösseren  Europäischen  Monarchien  grosse 
Strecken  Landes  das  Eigenthum  der  Kronen.  Sie  sind  grösstentheils 
Porsten,  und  zuweilen  Forsten,  wo  man  mehrere  Meilen  reisen  kann, 
ohne  einen  Baum  zu  finden;  —  blosses  wüstes  und  yerlomes  Land,  — 
verloren  sowohl  für  die  Bevölkerung,  als  för  den  Ackerbau."  Femer 
sagte  Neckor  in  seinem  B^chenschaftsbericht  von  1781:  „Die  Herr- 
schaften und  verschiedenen  in  liegenden  Gründen  bestehenden  E[ammer- 
guter,  in  welchen  vormals  die  vornehmsten  Einkünfte  der  Krone  be- 
standen, sind  nach  und  nach  zerstreuet  worden,  oder  doch  wenigstens 
sowohl  durch  Schenkungen  und  Einräumungen  zu  geringen  Preisen,  als 
durch  gemachte  Apanagen,  durch  schädliche  TJmtauschung  und  durch 
unrechtmässige  Besitznehmung  aus  des  Königs  Händen  gekommen;  der- 
gestalt, dass  Ew.  Majestät  jetzt  nicht  mehr,  als  1,500,000  Li vres  Beuten 
von  Gütern  dieser  Art,  unabhängig  von  dem  Ertrage  Dero  Waldungen, 
übrig  sind.  Die  Verwaltung  der  königlichen  Forsten  wird,  so  viel  Sorg- 
falt die  Begierung  auch  daraufwendet,  stets  unvollkommen  sein,  und 
zwar  aus  eben  den  Gründen ,  als  ich  von  den  Domänen  redete.  Es  ist 
unmöglich,  dass  eine  ausgebreitete  Verwaltung,  und  deren  einzige  Trieb- 
feder die  Pflicht  ist,  der  Besorgung  eines  Eigners  gleichkommen  könne, 
den  sein  eigner  Nutzen  ohne  TJnterlass  vrachsam  erliält,  und  der  nur  zu 
einer  seinen  Kräften  angemessenen  Oberaufsicht  verbunden  ist.  Die 
Verwaltung  der  königlichen  Forsten  wird  bei  jedem  System  diese  wich- 
tigen Umstände  stets  empfinden ;  allein  weil  man  darauf  nicht  Acht  hat, 
so  schiebt  man  die  Schuld  davon  einzig  auf  die  Oberaufseher  der  Was- 
ser und  Forsten,  und  nicht  selten  hört  man,  als  ein  entscheidendes 
Mittel,  den  Vorschlag  thun,  alle  die  Offizianten  abzuschaffen,  und  Be- 
gisseurs ,  oder  Beformatoren  dafür  einzusetzen ,  als  wenn  die  Verände- 
rung der  Namen,  oder  auch  selbst  der  Personen,  hinreichend  wäre, 
einem  XJebel  abzuhelfen,  das  triftigere  Ursachen  zum  Grunde  hat.''  Ein 
wichtiger  Theil  des  Staatsvermögens,  sagt  Klüber,  sind  die  Staats-Domä- 
nen, Krön-,  Staats-,  oder  Kammergüter,  Grundeigenthum  des  Staats, 
zum  Theil  verbunden  mit  grundherrlichen,   nutzbaren  Gerechtsamen, 
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dessen  Ertrag  zu  dem  Staatsaufwand  bestimmt  ist  Nach  Jakob  sind 
die  hauptsächlichsten  Domänen:  Landbaugüter  und  Waldungen,  sowie 
auch  Bergwerke  und  Salinen.  Im  Abgeordnetenhause  kam  am  3.  De- 
cember  1867  zur  Sprache,  dass  sich  gegenwärtig  unter  den  Domänen 
des  Freussischen  Staats  auch  die  Austenibänke  an  der  Schleswigschen 
Westküste  befinden,  welche  eine  jährliche  Facht  von  22,000  Thlr. 
geben. 

Es  sollen  nun  von  Domänen  hier  zunächst  Aktiykapitalien ,  Geld- 
bestände, Gebäude,  sowie  grundherrliche  Einkünfte,  und  demnächst 
land-  oder  forstwirthschafÜich  oder  anders  benutzte  oder  benutzbare 
Ländereien  (§.  27  —  29)  und  Gewerbe  für  Staatsrechnung  (§.  30  —  34) 
näher  betrachtet  werden. 

Dass  ein  Staat  ^ktivkapüalien  besitzt,  welche  dauernd  gegen  Zin- 
sen ausgeliehen  werden,  ist  weder  nöthig,  noch  nützUoh,  noch  häufig. 
Doch  soll  es  noch  in  einigem  Umfange  in  der  Schweiz  stattfinden,  so- 
wohl bei  der  Eidgenossenschaft,  als  auch  bei  einigen  Kantonen.  Schon 
Ad.  Smith  sprach  von  den  ansehnlichen  Einkünften,  die  der  Kanton 
Bern  yon  den  Kapitalien,  die  er  fremden  Staaten  geliehen,  d.  h.  in  den 
Fonds  der  yerschiedenen  verschuldeten  Staaten  Europa's,  besonders  den 
Französischen  und  Englischen  angelegt  hätte;  bemerkte  aber  dabei, 
dass  die  Sicherheit  dieser  Einkünfte  theils  von  der  Sicherheit  der  Fonds, 
worin  die  Kapitalien  angelegt  worden,  d.h.  von  Treu  und  Glauben  der 
Eegierung ,  welche  diese  Fonds  verwaltet,  und  theils  von  der  Gewissen- 
haftigkeit oder  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Friede  mit  der  Nation, 
welche  das  Geld  geborgt  hat,  fortdauern  wird,  abhängig  sei.  Ln  Fall 
eines  Krieges  Hesse  sich  sehr  wahrscheinlich  dies  als  die  erste  Hand- 
lung der  Feindseligkeit  von  Seiten  der  Nation,  welche  Schuldnerin  ist, 
erwarten,  dass  sie  die  Kapitalien  ihres  Gläubigers  einzieht.  Die  gros- 
sen Geldbeträge,  welche  die  Franzosen  in  den  Kassen  der  sparsamen 
aristokratischen  Regierung  Berns  gefunden  hatten,  sollen  für  die  Ex- 
pedition nach  Aegypten  von  wesentlichem  Nutzen  gewesen  sein^). 
Yiel  mehr  würde  es  sich  empfehlen,  für  die  etwa  vorhandenen  Kapita- 
lien inländische  Staatsfonds  anzukaufen,  wodurch  die  Schuld  durch  Con- 
fusion  aufgehoben  wird,  und  eine  neue  Schuld  nachher  dann  nur  im 
verfassungsmässigen  Wege  entstehen  könnte.  Wenn  z.  B.  eine  Freus- 
sische  Staatsbehörde,  in  Vertretung  des  Freussischen  Fiskus  (S.  106), 
Freussische  Staatsschuldscheine  kauft,  so  treffen  die  Rechte  des  Gläu- 
bigers und  die  Yerbindlichkeiten  des  Schuldners  in  Einer  Ferson,  nämlich 
dem  Freussischen  Fiskus,  zusammen  und  „werden  beide  durch  diese 
Vereinigung  aufgehoben'^  ^).     Wenn  die  dem  Staat  gehörigen  Kapitalien 

1)  1793  and  1853,  in  three  letters,  by  R,  Cobden^  Fifth  ed.  1853.  S.  106. 
8)  A.  LB.  I.  16.  §.  476. 
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an  die  eigenen  TTnierthanen  gegen  hohe  Zinsen  ausgeliehen  werden, 
so  ist  er  gefährdet.  Denn  zu  je  höheren  Zinsen  sich  ein  Schuldner  ver- 
stehen muss,  um  desto  unsicherer  erscheint  er.  Leiht  die  Keg^erung 
aber  gegen  massige  oder  niedrige  Zinsen  oder  gar  zinslos  aus,  so  be- 
günstigt sie  gewisse  Personen  oder  gewisse  Klassen  yon  Unterthanen, 
oder  scheint  wenigstens  dies  zu  thun  —  in  beiden  Eällen  wird  die  Mei- 
nung von  der  Unparteilichkeit  der  Eegierung  geschwächt.  So  war  es 
mit  dem  königlichen  Ejreditinstitut  für  Schlesien.  Nach  der,  von  Müh- 
ler, V.  Rochow  und  Bother  gegengezeichneten,  Verordnung  vom  8.  Juni 
1835  waren  dem  Könige  die  „drückenden  YermÖgensverhaltnisse  vieler 
Schlesischen  Gutsbesitzer^'  geschildert  worden,  und  dieses  Institut  sollte 
daher  Besitzern  Schlesischer  Bittergüter,  die  sich  weder  durch  Pfand- 
briefis-,  noch  durch  Privatkredit  im  Besitz  würden  erhalten  können, 
Darlehne  gewähren ,  und  erhielt  zu  diesem  Zweck  nicht  bloss  eine  lan- 
desherrliche Garantie  für  Kapital  und  Zinsen,  sondern  auch  mit  Bücksicht 
auf  diese  Garantie  „aus  einem ,  von  der  laufenden  Staatsverwaltung  un- 
abhängigen, disponibel  gewordenen  Fonds  einen  angemessenen  zins- 
freien Vorschuss  überwiesen."  Uebrigens  werden  E^apitalien,  welche 
die  Begierung  ausleihen  könnte ,  sich  nicht  leicht  bilden  können ,  wenn 
die  Yolksvertretung  nur  gehörig  darauf  hält,  dass  die  Einkünfte  des 
Staats  zu  keiner  Zeit  grösser  werden ,  als  die  nothwendigen  Ausgaben 
der  Begierung  (S.  20)  erfordern.  Sind  aber  dergleichen  einmal  vor- 
handen, so  ist  nichts  empfehlenswerther,  als  sie  zur  Abtragung  von 
Staatsschulden  zu  verwenden,  und  falls  dergleichen  nicht  existiren,  so 
sollten  durch  Steuerverminderungen  oder  zeitweise  Steuererlasse  die 
Lasten  des  Yolks  erleichtert  werden,  was,  wie  Bau  sagt,  wenigstens 
zum  Theil  eine  Yergrösserung  des  Kapitfds  im  Yolke,  also  der  Güter- 
erzeugung und  unmittelbar  wieder  des  Staatseinkommens  verursacht. 
Was  mit  den  zinsbar  ausgeliehenen  Kapitalien  eines  Staats,  welcher 
keine  Schulden  hat  und  dessen  TJnterthanen  keine  Steuern  zu  zahlen 
haben,  geschehen  soU  —  diese  Frage  wird  für  keinen  grossen  Staat 
Europas  bald  eine  praktische  werden. 

Yon  den  zur  zinsbaren  Anlegung  bestimmten  Kapitalien  müssen  die 
Geldhestände  unterschieden  werden,  welche  zur  Bestreitung  der  ver^ 
schiedenen  Ausgaben  in  grösseren  oder  geringeren  Beträgen  in  den  ver- 
schiedenen Staatskassen  vorhanden  sind.  Der  Gesammtbetrag  dieser 
Bestände  muss  in  einem  grossen  Staat  fortwährend  sehr  bedeutend  sein, 
würde  aber  erheblich  weniger  sein  können,  wenn  es,  statt  vieler  kleinen, 
wenige  grosse  Kassen  gäbe.  Es  könnte  vielleicht  räthlich  sein,  die  Be- 
stände so  viel  wie  möglich  Privatbanken,  natürlich  nur  für  geringe 
Zinsen,  gegen  kurze  Kündigung  zu  überlassen.  Aber  wenn  der  Preus- 
sische  Staat  von  seinen  Geldbeständen  auch  Zinsen  nicht  beziehen  könnte, 
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so  würden  doch  weniger  Yerwaltungskosten  vergeudet  werden,  wenn 
die  Staatskassen  theilweise  oder  ganz  durch  Privatbanken  vertreten 
würden.  Und  dass  solide  Privatbanken  durch  ihr  Yermögen  dem  Staate 
viel  grössere  Sicherheit  geben ,  als  die  Kautionen  der  Kassenrendanten 
gewähren,  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen.  England  hat  nicht  so 
viele  Staatskassen  wie  Preussen,  da  dort  die  von  der  Begierung  unab- 
hängige Bank  von  England  sehr  viele  Kassengeschäfte  für  die  Begie- 
rung besorgt.  Einnahmen  aus  Aktivkapitalien  des  Preussischen  Staats 
finden  sich  in  den  veröffentlichten  Staatshaushaltsetats  bis  1867  nicht, 
dagegen  stehen  in  den  Etats  von  1847  an,  ausser  den  Ausgaben  für  die 
öffentliche  Schuld,  noch  Ausgaben  für  Passiva  der  Generalstaatskasse 
aufgeführt.  Eemer  soll  nach  der  Verordnung  vom  5.  Jidi  1867  die 
Verwaltung  der  io  den  neuerworbenen  Landestheilen  vorhandenen,  zum 
Staatseigenthum  gehörigen  Aktivkapitalienfonds,  so  weit  sie  nicht  für 
spezielle  Verwaltungszwecke  bestimmt  sind,  an  die  Generalstaatskasse 
in  Berlin  übergehen.  Sonach  ist  im  Laufe  der  Zeit  die  Generalstaats- 
kasse auch  eine  besondere  Verwaltungsbehörde  geworden,  welche  für 
Passiva  des  Staats  Zahlungen  zu  leisten  und  Aktivkapitalien  des  Staats 
zu  verwalten  hat. 

Ein  grosser  Staat  bedarf  für  die  Zwecke  der  Begierung  mancherlei 
Gebäude ,  da  z.  B.  Kasernen,  Zuchthäuser,  Gerichtsgebäude  miethsweise 
nicht  leicht  zu  erlangen  sein  dürften.  Da  aber  die  Auftührung  und 
Unterhaltung  von  Gebäuden  dem  Staat  mehr  zu  kosten  pflegt,  als  Pri- 
vatpersonen, und  da  erfkhrungsmässig  die  Begierungen  nicht  selten 
durch  Vorschläge  Einzelner  in  Versuchung  geführt  werden,  grosse  Sum- 
men auf  unzweckmässige  oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden, 
so  sollte  an  dem  Princip  festgehalten  werden,  dass  der  Staat  nicht  mehr 
Gebäude  auffiihrt  oder  behält,  als  für  Begierungszwecke  wirklich  noth- 
wendig  und  miethsweise  nicht  zu  erlangen  ist.  Daher  kann  es  denn 
auch  nicht  vortheilhaft  sein ,  dass  die  Begierung  spekulationsweise  Ge- 
bäude, um  von  denselben  oder  von  Theüen  derselben  Miethen  zu  zie- 
hen, behält  oder  erwirbt  oder  selbst  baut,  da  die  zu  Wohnungen,  Läden 
oder  Gewerbslokalen  überhaupt  vermietheten  Gebäude  im  Verhältniss 
zu  ihrem  Ertrage  ihr  fortwährend  grosse  Unterhaltungskosten  zu  ver- 
ursachen pflegen  und  als  wirkliche  Nettoeinnahme  selten  Erhebliches 
übrig  bleibt,  wenn  nicht  gar  Verlust  erwächst.  Li  einzelnen  Oeiilich- 
keiten  mag  es  mitunter  unvermeidlich  seiu ,  Gebäude  zu  erwerben  oder 
beizubehalten,  um  Beamten  wie  Grenzaufsehem,  Eörstem  und  derglei- 
chen ein  Unterkommen  zu  verschaffen.  Ob  für  eine  Amtswohnung 
einem  Beamten  eine  dem  derzeitigen  Jahreswerthe  der  Wohnung  ent- 
sprechende Miethe  abgenommen  wird ,  oder  ob  er  ein  geringeres  Gehalt 
erhält,    als  ein  anderer  Beamter  gleicher  Art,   welcher  sich  selbst  eine 
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Wohnuug  Terschaffen  muss ,  kommt  zuletzt  auf  Eins  heraus.  Die  Be- 
amten sollten  immer  so  besoldet  sein,  dass  sie  im  Stand  sind,  sioh  ihre 
Wohnung  selbst  zu  besorgen.  In  diesem  Eall  hätten  diejenigen,  welche 
nicht  Wohnungsluxus  treiben  wollen ,  sich  nicht  zu  beklagen.  XJnaiis- 
führbar,  zumal  in  den  grösseren  Städten,  wird  es  wohl  nur  selten  sein, 
dass  in  gemietheten  Räumen  Beamte  wohnen  und  Behörden  fungiren. 
Dienen  hierzu  fiskalische  Gebäude ,  so  erwachsen  dadurch  dem  Gemein- 
wesen fortwährende  Opfer,  und  zwar  nicht  bloss  für  ünterhaltungs- 
und  sonstige  Kosten ,  sondern  auch  an  Zinsen  von  dem  möglichen  Ver- 
kaufspreise der  betreffenden  Grundstücke,  wenn  gleich  der  ZinsenyerluBt 
in  den  Jahresrechnungen  nicht  ersichtlich  gemacht  zu  werden  pflegt. 
Behufs  Verminderung  von  Fer^eudung  würde  es  sich  empfehlen,  alle 
fiskalischen  Grundstücke  mit  Gebäuden,  die  für  Begierungsbedürfioisse 
nicht  benutzt  werden,  und  die  für  Begierungsbedür£msse  zwar  benutzt 
werden ,  aber  durch  gemiethete  Bäume  ersetzt  werden  könnten ,  an  den 
Meistbietenden  zu  yeräussem  und  den  Kaufpreis  zur  sofortigen  Abzah- 
lung yon  Staatsschulden  zu  yerwenden  und  dadurch  die  Staatsau£gaben 
dauernd  zu  yermindern. 

Zu  den  grundhevrlichen  Einkünften  gehören  feste,  unyeiäuderliche 
Geldrenten,  die  in  bestimmten  Terminen,  meistens  in  jedem  Jahre  zu 
entrichten  sind;  auch  Abgaben  an  iN^aturaüen,  z.  B.  in  Getreide;  Dienste, 
die  in  Natura  zu  leisten  sind  oder  yielleicht  in  Geld  bezahlt  werden 
können;  femer  Erbpachtskanon  und  Zehnten  verschiedener  Art,  sowie 
Gefälle,  die  bei  besonderen  Veranlassungen  zu  zahlen  sind,  wie  Lau- 
demien  bei  dem  Besitzwechsel.  Alle  solche  Einkünfte  lassen  sich  in 
jetziger  Zeit  nicht  mehr  aufrecht  halten.  Den  Verpflichteten  wird  auch 
gewöhnlich  die  Ablösung  durch  Kapitalzahlung  oder  durch  Abtretung 
von  Land  gestattet.  Im  Preussischen  Staat  wird  diese  Art  von  Ein- 
nahmen durch  Ablösungen  immer  geringer,  da  nach  dem  Ablösungs- 
gesetz vom  2.  März  1850  §.64  die  Ablösung  jetzt  durch  Zahlung  des 
ISfachen  Jahreswerthes  erfolgen  kann.  Es  dürfte  rechtlich  zulässig, 
auch  wohl  mit  Vortheil  ausführbar  sein,  dass  der  Staat  das  Eecht  zur 
Erhebung  aller  dieser  Gefalle  von  Privatpersonen  oder  GeseÜBchaften, 
MLs  sich  solche  bildeten ,  verkauft.  Je  eher  das  dadurch  zu  erlangende 
bedeutende  Kapital  zur  Abtragung  von  Staatsschulden  verwendet  wird, 
desto  mehr  kann  auch  dauernd  an  Verwaltungsaufwand  überhaupt  er- 
spart wesden.  Der  Bruttoertrag  findet  sich  in  den  Etats  angegeben 
für  1847  an  grundherrlichen  Abgaben ,  an  Erbpachten  und  Erbzinsen 
4,057,513  Thlr.;  1853  gutsherrliche  Hebungen  und  für  veräusserte  Do- 
mänenobjekte 3,134,221  Thlr.;  1861  gutsherrliche  Hebungen  und  He- 
bungen yon  veräusserten  Domänenobjekten  2,695,342  Thlr.;    1867  des- 
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gleichen  591,138  Thlr.;  1868  desgleichen  2,084,470  Thlr.;  1869  des- 
gleichen 2,122,759  TWr. 

In  dem  gegenwärtigen  Kapitel  sind  nun  noch  diejenigen  Einnah- 
men abzuhandeln ,  welche  die  Regierung  aus  dem  Innern  des  Staats  be- 
zieht, jedoch  mit  Ausnahme  der  Steuern. 


§.  19.     WASSERREGAL. 

Das  Wasserregal  besteht  in  der  dem  Staate  yorbehaltenen  Benutzung 
des  Meers  und  der  im  Staate  belegenen  Seen,  Ströme  und  Flüsse.  Dies 
Kegal  theilt  sich  in  mehrere  Zweige,  indem  es  zum  Theil  die  Produkte 
betrifft,  welche  das  Wasser  liefert  —  Fisohereiregal,  Bemsteinregal, 
Strandrecht  —  zum  Theil  die  Nutzungen,  welche  von  dem  Wasser 
selbst  gezogen  werden  können  —  Miihlengerechtigkeit ,  Flössungsrecht. 
Am  besten  sorgt  man  für  das  Volk,  wenn  man  die  Gegenstände  dieses 
Eegals  so  weit  wie  möglich  der  Nutzung  der  Staatsbürger  gegen  eine 
durch  die  Konkurrenz  zu  bestimmende  Abgabe  oder  Fachtsumme  über- 
lässt;  so  weit  dies  aber  nicht  zulässig,  sie  mehr  zu  Gegenständen  all- 
gemeiner polizeilicher  Beaufsichtigung  fds  unmittelbarer  Einnahme  für 
äie  Staatskasse  macht.  Yom  Meere  kann  der  Staat  Einkünfte  nur  ha- 
ben, in  so  fem  er  das  Eigenthum  eines  Meeres  oder  wenigstens  die 
Souyeränetät  darüber  hat.  Spanien  und  Portugal  beanspruchten  einst 
das  Eigenthum  der  von  ihnen  entdeckten  Meere.  Grossbritannien  eig- 
nete sich  die  Souyeränetät  über  die  die  Britischen  Inseln  umschliessen- 
den  Meere  an ,  ohne  dass  jedoch  die  Grenzen  dieser  Fratension  jemals 
nach  allen  Seiten  genau  bestimmt  worden  sind.  Venedig  reklamirte  das 
Adriatische  Meer,  Genua  das  Ligurische.  Solche  Ansprüche  werden 
in  neuerer  Zeit  nicht  mehr  ernsÜich  behauptet.  Das  Staatseigenthum 
oder,  was  hier  gleichbedeutend  ist,  die  Souyeränetät  jedes  Landes  wird 
aber,  nach  Heffter,  noch  ausgedehnt:  1)  auf  die  darin  befindlichen 
Flussstrecken ;  2)  auf  Meerbusen,  Buchten,  Bheden  und  Häfen ,  welche 
sich  im  Schutz  des  Landes  befinden  und  yon  da  aus  anderen  Nationen 
durch  Yertheidigungsanstalten  yerschlossen  werden  können;  3)  auf  das 
ganze  Küstenmeer,  so  weit  es  yon  der  Küste  aus  oder  durch  stets  gegen- 
wärtige Seemacht  und  Yertheidig^ungsanstalten  in  einem  ausschliesslichen 
Besitz  gehalten  werden  kann.  Wie  weit  aber  die  Seegrenze  reicht,  ist 
nicht  allgemein  anerkannt,  ob  100  oder  60  Meilen  oder  auf  Kanonen- 
schussweite. Als  Zubehör  des  Landes  gelten :  1)  alle  Seeeinbrüche  in 
das  frühere  Landesgebiet,  so  lange  sie  in  einer  ausschliesslichen  Herr- 
schaft behalten  werden;  2)  alle  Häfen,  Buchten  und  Landungsplätze, 
sie  seien  künstliche  oder  natürliche ,  und  3)  die  yon  einem  oder  mehre- 
ren Staatsgebieten  yöUig  umschlossenen  Binnenmeere.     Das  kleine  und 
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das  grosse  Haff,  das  frische  Haff  und  das  Kurische  Haff  befinden  sich 
sonach  unter  Preussischer  Souyeranetät.  Was  im  freien  Meere  befind- 
lich ist,  steht  dem  freien  Genuss  und  der  Okkupation  Aller  offen.  Nur 
was  auf  den  Küsten  oder  den  mit  ihnen  noch  zusammenhängenden  Klip- 
pen und  Sandbänken  sich  darbietet,  gehört  noch  zum  Lande  und  dessen 
Oberherrschaft.  Ist  eine  solche  über  einen  Theil  des  Meeres  selbst  be- 
gründet, so  begreift  sie  in  sich  das  Becht  der  Gerichtsbarkeit,  Polizei 
und  Besteuerung,  so  wie  die  Aneignung  aller  Yortheile  des  Meeres, 
wenn  nicht  auch  anderen  Nationen  Bechte  der  Axt  zugestanden  sind. 
Flüsse ,  welche  sich  in  das  Meer  erg^essen ,  gehören  bis  zu  ihrer  Aub- 
mündung,  d.  h.  wo  sie  die  äusserste  Linie  zwischen  ihren  letzten  Ufer- 
punkten yerlassen,  zum  Gebiet  derjenigen  Staaten,  welche  sie  durch- 
fliessen.  Bildet  ein  solcher  Muss  die  Grenze  zweier  Staaten,  so  gilt  in 
der  Begel  die  Mittellinie  desselben  als  die  eigentliche  Grenze.  Sonst 
gehört  er  zum  Gebiet  jedes  Einzelstaates,  welchen  und  so  weit  er  ihn 
durchströmt.  Zweifelhafte  Punkte  und  Prägen  sind  meistens  durch  Ver- 
träge geregelt. 

Li  Preussen  gelten  die  Häfen  und  Meeresufer  und  was  auf  diese 
yon  der  See  angespült  wird,  als  Eigenthum  des  Staats.  Derselbe  be- 
giebt  sich  aber  des  —  in  England  schon  von  Bichard  I  1190  auf- 
gehobenen —  Strandrechts  zum  Besten  der  zur  See  Yerunglückten. 
Jedes  Orts  Obrigkeit  und  die  zur  Beobachtung  des  Strandes  angesetzten 
Beamten  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  gestrandete  Sachen  gerettet,  er- 
halten und  den  Eigenthümem  zurückgegeben  werden.  Auch  keine  Pri- 
yatperson  darf  solche  gestrandete  von  ihr  gefundene  Sache  sich  anmas- 
sen,  vielmehr  sind  darauf  die  Yorschrifben  von  gefundenen  Sachen  an- 
zuwenden. Die  Eigenthümer  der  gestrandeten  Sachen  sind  schuldig, 
ausser  den  aufgelaufenen  Kosten  ein  billiges  in  den  Strandungsordnun- 
gen jeder  Provinz  näher  bestimmtes  Bergelohn  zu  entrichten.  Gestran- 
dete Sachen,  zu  welchen  kein  Eigenthümer  sich  meldet,  gehören  dem 
Staate.  Gegen  fremde  Nationen,  welche  das  Strandrecht  noch  ausüben, 
behält  sich  der  Staat  eben  dies  Becht  zur  Schadloshaltung  seiner  ver- 
unglückten Unterthanen  ausdrücklich  vor  i).  An  der  Elbe  und  der  We- 
ser wurde  das  Strandrecht  erst  1821  und  1823  durch  die  Elb-  und 
die  Weserschiffahrtsakte  ausdrücklich  aufgehoben.  Das  Bemsteinregal, 
welches  nur  einen  geringen  Nettoertrag  bringt,  soUte  vom  Staat  ganz 
aufgegeben  werden. 

Die  Nutzungen  solcher  Ströme ,  die  von  Natur  schiffbar  sind ,  ge« 
hören  zu  den  Begalien  des  Staats,  und  dieser  ist  dagegen  verpflichtet, 
für  die  zur  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  der  Schiffahrt  nöthigen  An- 
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stalten  zu  sorgen.     Wenn  Fiivatflüsse  in  schiffbare  Ströme  yerwandelt 
werden  oder  wenn  der  Eigenthtuner  eines  PriTutflusses  genöthigt  wird, 
den  Gebrauch  desselben  zum  Holzfiössen  zu  gestatten ,   so  hat  der  Staat 
vollständige  Entschädigung  zu  gewähren.     Ohne  Staatserlaubniss  dürfen 
Wasserleitungen  aus  öffentlichen  Strömen  weder  geführt,    noch  Wasch- 
und  Badehäuser  daran  angelegt  werden.     Auf  schiffbaren  Strömen  un- 
Terhundenes  Holz  zu  flössen ,   ist  ein  Vorbehalt  des  Staats.     Das  Becht, 
auf  solchen  Strömen  Fähren  und  Prahmen  zum  Üebersetzen  für  Geld  zu 
halten,   gehört  zu  den  Eegalien  des  Staats.     Ohne  Staatserlaubniss  darf 
neue  Brücken  über  öffentliche  Ströme  auch  auf  eigenem  Grund  und  Bo- 
den Niemand  anlegen.     Die  Unterhaltung  der  Brücken  über  öffentliche 
Ströme  liegt  in  der  Eegel  demjenigen  ob,   welcher  daselbst  die  Nutzung 
des  Stroms  hat.     Die  Ufer  der  öffentlichen  Flüsse  gehören  der  Begel 
nach  den  Eigenthümern  der  unmittelbar  daran  stossenden  Grundstücke. 
Niemand  darf  an  seinem  TJfer  etwas  anlegen,   wodurch  der  Lauf  des 
Flusses  zum  Nachtheil  der  Schiffahrt  gehemmt,  eingeschränkt  oder  sonst 
yerändert  wird,  auch  nicht  an  oder  in  öffentlichen  Flüssen  ohne  Staats- 
genehmigung Wasserbaue  führen.     Ob  die  in  einem  öffentlichen  Fluss 
entstehenden  Inseln  dem  Staat  oder  den  TJferbesitzem  gehören,    wird 
nach  der  Observanz  oder  den  Proyinzialgesetzen  entschieden.     Je  nach- 
dem die  Inseln  dem  Staat  oder  den  üferbesitzem  gehören,    fallt  auch 
das  verlassene  Flussbett  jenem  oder  diesen  zu.     Hat  der  Staat  durch 
veranlasste  Durchstiche  dem  Strome  einen  andern  Lauf  angewiesen ,    so 
kann  er  über  das  verlassene  Bette  Verfügung  treffen;   muss  aber  die 
Anwohner  des  verlassenen  Kanals  und  diejenigen,   über  deren  Grund- 
stücke der  neue  Kanal  geführt  ist ,    entschädigen ,    so  wie  auch  die  Fi- 
schereiberechtigten,   wenn  der  verlassene  Kanal  von  ihnen  nicht  mehr 
befischt  werden  kann  und  der  neue  E[anal  nicht  eine  Fischerei  von  glei- 
cher Art  gewährt.     Der  Fischfang  in  öffentlichen  Strömen  gehört  zu 
den  Begalien.     Wem  die  Fischereigerechtigkeit  ohne  Bestimmung  ge- 
wisser Grenzen  vom  Staat  verliehen  ist,   kann  dieselbe  nur  soweit  aus- 
üben,   als  sein  Besitz  am  Ufer  sich  erstreckt  i).     So  weit  Jemand  mit 
der  Fischereigerechtigkeit  in  Strömen,   Seen  und  anderen  Gewässern 
versehen  ist,    hat  er  ein  ausschliessendes  Becht,  sich  alle  in  diesen  Ge- 
wässern lebende  Thiere  anzueignen.      Doch  gehört  der  Fang  solcher 
Thiere,  die  zugleich  im  Wasser  und  auf  dem  Lande  leben,  wenn  er  mit 
Schiessgewehr,   Fallen  oder  Schlageisen  geschieht,   femer  der  Fisch- 
ottern,   Biber  und  Wasservögel  zur  Jagd.     Insofern  jagdbare  Zugvögel 
ausser  der  Hegezeit  mit  Fischemetzen  unter  dem  Wasser  gefeuagen  wer- 
den können,   ist  solches  dem  Fischereiberechtigten  erlaubt.     Alle  ande- 
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ren  Wasserthiere  und  Amphibien,  welche  mit  Fischemetzen,  Angeln 
oder  mit  der  Hand  im  Wasser  geÜEUigen  werden,  gehören  dem  Fischerei- 
berechtigten  u.  s.  w.  ^). 

Bas  Becht,  Wasser-  und  Schiffsmühlen  an  und  in  öffentlichen 
Plüssen  anzulegen,  ist  ein  Yorbehalt  des  Staats.  Wer  yom  Staate  die 
Mühlengerechtigkeit  auf  einem  schiffbaren  Strom  yerliehen  erhalten 
hat,  muss  bei  der  Ausübung  seines  Eechis ,  nach  dem  Inhalt  seines  Pri- 
yilegii  und  der  yom  Staate  ertheilten  allgemeinen  oder  Proyinzial- Müh- 
lenordnungen sich  achten.  Will  er  yon  seinem  Hechte  durch  Anlegung 
einer  neuen,  bisher  noch  nicht  yorhanden  gewesenen  Mühle  Gebrauch 
machen ,  so  muss  er  sich  bei  der  Landespolizei-Instanz  melden  und  den 
Anweisungen  derselben  Folge  leisten.  Ein  Gleiches  findet  statt,  wenn 
eine  alte  eingegangene  Mühle  dieser  Art  wieder  aufgebaut  oder  in  der 
gegenwärtigen  Anlage  einer  wirklich  yorhandenen  etwas  yerändert  wer- 
den soll.  Das  Eecht,  Mühlen  an  Friyatflüssen  oder  Windmühlen  an- 
zulegen, ist  aber  als  ein  Vorbehalt  des  Staats  nicht  bezeichnet.  Aus 
dem  Hechte,  eine  Mühle  zu  haben,  folgte  aber  noch  nicht  der  Mühlen- 
oder Mahlzwang,  d.h.  die  Befiigniss,  Andere  zu  zwingen,  dass  sie  sich 
derselben  bedienen  müssen  ^).  Die  Mühlengerechtigkeit  und  der  Mahl- 
zwang wurden  in  Ostpreussen,  Litthauen,  Ermeland  und  dem  Marien- 
werderschen  Exeise  1808,  der  Mühlenzwang  wurde  1810  für  den  gan- 
zen damaligen  Umfang  des  Staats  und  endlich  1845  auch  in  den  Lan- 
destheilen,  wo  er  damals  noch  bestand,  au^ehoben.  Im  Norddeutschen 
Bunde  hört  spätestens  am  I.Januar  1873  der  Mahlzwang,  sowie  auch 
der  Branntweinzwang  und  der  Brauzwang,  auf  ^). 

Dass  das  Wasserregal  in  finanzieller  Beziehung  eine  irgend  erheb- 
liche Bedeutung  habe,  wird  wohl  Niemand  behaupten. 

Das  System,  welches  die  Yerbesserung  und  Unterhaltung  der  schiff- 
baren Flüsse  dem  Staat  zur  Last  legt,  hält  Haudot  für  gefahrlich  und 
ungerecht.  „Jeder  Theil  yon  Frankreich  bemüht  sich,  den  Staat  zu 
Yerbesserungsausgaben  zu  yermögen,  welche  oft  gar  nicht  im  Yerhält- 
niss  stehen  zum  Erfolge.  Ich  kenne  Flüsse,  welche  beträchtliche  Sum- 
men gekostet  haben,  und  der  Yortheil,  welchen  die  Schiffahrt  durch 
diese  Yerbesserungen  geniesst,  erreicht  nicht  den  zehnten  Theü  der 
Zinsen  des  ausgegebenen  Kapitals.  Das  ist  ein  Yerlust,  statt  einer  Yer- 
mehmng  des  Heichthums.  Ist  es  nicht  überdies  ein  sehr  ungerech- 
tes Yerfiskhren,  wenn  man  arme  Landschaften,  die  keine  schiffbaren 
Flüsse  haben,  zum  grossen  Theil  die  Yerbesserungen  der  schiffbaren 
Flüsse  bezahlen  lässt  und  so  den  Yerkehr  und  den  Heichthum  in  den 


1)  A.  L.E.  I.  9.  §.  170—192. 

2)  A.  L.B.  II.   15.  §.  229  sqq.     I.  28.  §.  23  sqq. 

3)  BandesgewerbeordnuDg  vom  21.  Jttni  1869  §.  7. 
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beTÖlkertsten  und  reichsten  Thälem  yermehrt?  Die  Natur  hat  nur 
wenigen  Orten  grosse  Plüsse  verliehen,  darum  müssen  die  Landschaften, 
welche  davon  Yortheil  haben ,  wenn  sie  diesen  noch  vermehren  wollen, 
dafür  mindestens  selbst  bezahlen.  Wenn  ein  Fluss  nur  in  einem  Depar- 
tement schifiTbar  ist ,  so  müsste  der  Departementsverwaltung  die  Sorge, 
ihn  zu  erhalten  und  zu  verbessern,  übertragen  werden  und  diese  dafür 
die  Schiffahrtsgefalle  beziehen ;  wenn  ein  Fluss  mehrere  Departements 
durchfliesst,  so  müsste  diese  Sorge  einer  besondem  Verwaltung  über- 
tragen werden,  deren  Mitglieder  von  den  betreffenden  Generalräthen  er- 
nannt würden.  Sie  müssten  ihren  Direktor,  ihre  Ingenieurs,  ihre  £iu- 
nehmer  wählen  und  alle  Arbeiten  anordnen.  Wenn  die  Verwaltung  je- 
des Flusses  örtlich  gemacht  wäre,  ohne  zerrissen  zu  sein,  so  würden 
die  Eeparaturen  und  die  Yerbesserungen  sich  mit  Schnelligkeit,  Spar- 
samkeit, mit  Einsicht  der  Bedüifhisse  und  vollkommener  Sachkenntniss 
bewerkstelligen  lassen.  Folglich  würde  durch  die  Vermehrung  der 
Wichtigkeit  der  Lokaladministrationen  und  durch  die  Freiheit,  die  sie 
genössen ,  der  Einsicht  und  den  Verbesserungen  der  Schwung  zurück- 
gegeben werden ;  jedes  Land  könnte  seine  Baumeister,  seine  Ligenieurs, 
seine  Künstler  haben.  Die  Gebäude  würden  ihren  Charakter  haben 
und  wären  nicht  mehr  zur  Einförmigkeit  verdammt.  Das  Talent  würde 
nicht  mehr  von  dem  Bath  der  Civügebäude  oder  dem  oberen  Bathe  der 
Bracken  und  Chauseen  auf  das  Bett  des  Frokustes  gelegt  werden.''  Die 
Kanäle  (S.  58  sqq.)  und  Handelshäfen,  ebenso  wie  auch  die  Eisenbahnen, 
möchte  Baudot  Oesellschaften  überlassen,  der  Staat  soU  sich  nicht  dn- 
mit  befassen.  „Ich  möchte  einen  Hafen  anfahren ,  wo  der  öffentliche 
Schatz  Millionen  ausgeben  wird,  im  Interesse  des  Handels,  wie  man 
sagt,  und  wenn  man  von  den  Handelsschiffen ,  die  in  diesen  Hafen  ein« 
laufen,  einen  so  hohen  Zoll  verlangen  wollte,  damit  das  ausgegebene 
Geld  nicht  5 ,  sondern  nur  1  ^  brächte ,  so  würden  die  Schiffe  sich  hü- 
ten, einzulaufen,  und  man  könnte  die  schönen  Arbeiten  der  Ingenieurs 
in  vollkommener  Einsamkeit  bewundem.  Wahrlich  treffliche  Pläne, 
und  wie  recht  ist  es ,  sie  als  bewundernswürdige  Fortschritte  anzufüh- 
ren !  Wenn  man  Gesellschaften  die  Sorge ,  diese  grossen  Arbeiten  auf 
ihre  Ge£Ethr  auszuführen,  überHesse,  so  könnten  sich  ohne  Zweifel  der- 
gleichen finden,  die  sich  in  ihren  Berechnungen  irrten;  aber  da  das 
Privatinteresse  immer  klarer  die  möglichen  Folgen  eiaes  Unternehmens 
erkennt,  als  die  Begierung,  die  aus  dem  öffentlichen  Schatze  schöpft,  da 
die  Gesellschaft  von  ihrem  persönlichen  Interesse  angetrieben,  mit  Spar- 
samkeit bauen  könnte,  und  darauf  denken  würde,  nur  im  Verhältniss 
zu  der  möglichen  Einnahme  auszugeben,  so  wäre  wohl  zu  glauben, 
dass  man  nur  selten  ein  schlechtes  Unternehmen  machte,  das  viel  kosten 
und  wenig  einbringen  würde.   TJnd  wenn  die  Sache  unglüoklich  ausfiele, 
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miissten  wenigstens  die  Steuerpflichtigen  nicht  die  Kosten  tragen,  und 
der  Staat  würde  davon  nicht  mehr  berührt,  als  von  dem  Falliment  jedes 
anderen  industriellen  oder  Handelsuntemehmens." 


§.  20.     JAGDBEGAL. 

Ein  Jagdregal  ist  weder  nothwendig,  noch  nützlich.  Es  besteht  nicht 
in  allen  Staaten  Europa's,  z.  B.  nicht  in  Norwegen,  wo  Jeder  jagen  kann, 
wenn  es  ihm  beliebt;  Ein  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ist 
eine  Beschränkung  des  Eigenthums,  welche  den  Ertrag  desselben  zum 
Schaden  desEigenthümers  vermindert.  In  England  ging  1829  ein  Gesetz, 
welches  den  Verkauf  von  Wild  freigeben  sollte,  im  TJnterhause  durch, 
wurde  aber  im  Oberhause,  wo  mehr  Jagdliebhaber  sitzen,  verworfen.  Bei 
dieser  Gelegenheit  kam  es  zur  Sprache,  dass  das  Wild  derart  geschont 
würde,  dass  der  Werth  an  Nahrungsmitteln,  welcher  dadurch  für  Men- 
schen verloren  ginge,  sich  auf  5  MiU.  £  jährlich  beliefe.  Nach  einigen 
Jahren  wurden  die  Jagdgesetze  wieder  angeregt,  als  Theuerung  herrschte, 
die  Wilddiebstahle  zunahmen  und  aus  Veranlassung  davon  Morde  vorka- 
men; um  1845  wurde  auf  Qinen  Antrag  Bright's  ein  parlamentarisches 
Commitee  zur  Untersuchung  der  Jagdgesetze  niedergesetzt.  Dies  stellte 
fest,  dass  die  direkte  Vernichtung  von  Nahrung  in  Folge  der  Verwü- 
stung von  Wild  dem  Betrage  der  Einkommensteuer  gleich  kam.  Zwi- 
schen 1833  und  1844  gab  es  41  Untersuchungen  wegen  getödteter  Wild- 
hüter und  in  26  von  diesen  Eällen  erfolgten  Verurtheilungen  wegen 
vorsätzlichen  Mordes.  Die  Verurtheilungen  wegen  Uebertretungen  der 
Jagdgesetze  beliefen  sich  in  England  und  Wales  in  dem  einen  Jahre 
1843  auf  4529.  Man  hatte  berechnet,  dass  der  Kostenaufwand,  wel- 
cher durch  die  Jagdgesetze  verursacht  wird,  ausser  der  Vernichtung 
von  Nahrung,  bedeutender  ist,  als  der  ganze  Aufwand  in  Folge  des 
Armengesetzes  ^).  Wenn  man  diese  Angaben  für  übertrieben  hält,  so 
möge  man  nur  berechnen ,  was  einem  starke  bevölkerten ,  fleissig  ange- 
bauten Lande  das  Wild  kostet.  Aus  Nassau  brachten  1864  die  öffent- 
lichen Blätter  darüber  Nachrichten  *).      Das  Wild  kostet  dem  Lande 


1)  Martmeau,  Geschichte  EngUnds,  Bd.  II  S.  64—65.  III  8.  296.  IV  8.  208— 2U. 

2)  Von  Hattersheim ,  Hofheim  und  Criftel  sind  Petitionen  wegen  der  Wieder- 
herstellung der  in  der  Reaktionsperiode  aufgehobenen  18i8r  und  1849r  Gesetze, 
insbesondere  des  Jagdgesetzes,  abgegangen.  Diese  Petitionen  enthalten  interessante 
Berechnungen  fiber  den  den  Grundeigenthttmem  durch  das  Hegen  des  Wildes  ent- 
standenen  Schaden.  Wir  entnehmen  der  desfallsigen  Darstellung  Folgendes:  Nach 
der  Einführung  des  Jagdgesetzes  von  1854  hat  der  Wildstand  besonders  im  Nas- 
sauischen Mainthal  auf  eine  fUr  den  Landwirth  höchst  schädliche  und  beunruhigende 
Weise  von  Jahr  zn  Jahr  zugenommen,  und  das  Nützlichste  für  ihn,  das  Baubzeug, 
wird   beinahe   ausgerottet.     Bei  Schlnss   der  Jagd   am  1.  Februar  d.  J.  konnte  man 
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viel  mehr,  als  es  einbringt.  Fleisch  und  Häute  der  zahmen  Thiere  sind 
sehr  -Tiel  wichtiger,  als  alle  Jagdnatziing.  Die  Jagd  muss  daher  dem 
Ackerbau  weichen  und  darf  nicht  auf  Kosten  desselben  floriren. 

In  England  gab  es  zur  Zeit  der  Eroberung  noch  ausgedehnte  Wald- 
strecken; gleichwohl  schuf  Wilhelm  einen  Theil  der  Seeküste  bei  Win- 
chester, ein  Gebiet  von  60  Kirchspielen,  zum  ungeheuren  Jagdrevier 
um  and  liess  alle  Kirchen  und  Dörfer  darin  niederbrennen.  Auf  die 
Erlegung  eines  Rehes  stand  Verlust  der  Augen.  Die  Jagd  wurde  ein 
BegaL  Der  König  ist  noch  heute  gesetzlich  der  einzige  Jagdberechtigte. 
Wer  Wild  tödten  will,  muss  eine  Berechtigung  dazu  von  der  Krone  er- 
langen. Seit  der  Eroberung  verliehen  die  Könige  vielfach  das  Jagdrecht 
an  die  Adligen  und  diese  konnten  es  in  umschlossenen  oder  offenen 
Jagdrevieren,  in  gewissen,  aber  nicht  häufigen  Fallen  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  ausüben.     So  kam  die  Jagd  allmalig  in  die  Hände 

mit  Gewissheit  annehmen,  dass  einer  jeden  der  Gemarkungen  des  Amtsbezirks  Höchst 
je  nach  Umfang  300  bis  600  Hasen  znr  Fortpflanzung  übrig  gelassen  waren,  deren 
EmShmng  den  Grundbesitzern  einzig  und  allein  zur  Last  fUlt.  Sind  z.  B.  in  einer 
Gemurkung  400  Hasen  und  rechnet  man  per  Stück  dieser  gefrassigen  Thiere  k  24  Stun- 
den  Dur  ^  Pfd.  Futter,  so  beträgt  dieses  vom  1.  Februar  bis  zum  1.  April  12,000  Pfd. 
zuginglich  der  Jungen  vom  1.  April  bis  zum  1.  Juli  (nur  600  Stück)  27,000  „ 
zugänglich  der  Jungen  vom  1.  Juli  bis  zum  1.  November  (nur  900  Stück)     67,500    „ 

vom  1.  November  bis  1.  Januar  (nur  500  Stück) 22,500    ,, 

also  per  Jahr  zusammen 129,000  Pfd. 

oder  1290  Centner!!  Das  Eingeweide  eines,  Morgens  frühe  geschossenen  Hasen 
wird  Jeden  fiberzeugen ,  dass  ein  Hase  täglich  mindestens  ^  Pfd.  Nahrung  bedarf. 
Ein  gezähmter  Feldhase  stirbt  am  Hunger,  wenn  ihm  täglich  nicht  mehr  als  }  Pfd. 
gutes  Futter  gereicht  wird.  Diese  Thiere  leben  im  Felde  nur  von  zarten,  von  1 
bis  5  Zoll  grossen  Kohl-,  Korn-,  Weizen-,  Gersten-,  Hafer-,  Klee-,  Erbsen-,  Runkel- 
rfibenpflanzen ,  nur  im  Herbste  gehen  sie  auch  an  Runkelrüben  und  pflücken  die 
Blumen  am  Inkarnatklee  ab.  Würde  ein  Landwirth  seine  sämmtlichen  Pflanzen  in 
der  erwähnten  €hrosse  (ausschliesslich  der  Runkelrüben)  ä  5  Fl.  verkaufen,  so  würde 
er  bald  ein  Bettler  sein.  Berechnen  die  Grundbesitzer  der  gedachten  Gemarkung 
die  von  den  Hasen  verzehrten  1290  Ctr.  nur  pro  Gentner  k  5  Fl. ,  so  bringen  sie 
dem  Jagdpächter  ein  Opfer  von  6450  Fl.  per  Jahr!!  während  ihnen  dafür  an  Wild- 
schjidenersatz  wahrscheinlich  nichts,  oder  höchstens  nur  wenige  Gulden  und  diese 
mit  vieler  Mühe,  Zeitaufwand  und  Unannehmlichkeiten  verschiedener  Art  bezahlt 
werden.  Beschädigungen  an  jungen  Bäumen,  sowie  an  der  Frucht,  die  in  den  Hal- 
men steht  und  von  den  Hasen  umgerannt  und  niedergetreten  wird,  ferner  die  vielen 
Ha»enpfade  (von  den  Jägern  Wechsel  genannt),  welche  durch  ganze  Fluren  in  Kreuz 
und  Quer  ziehen ,  worauf  die  Fruchthalme  an  der  Erde  abgebissen ,  sind  unstreitig 
auch  sehr  bedeutend  und  oben  nicht  mitgerechnet.  Diese  sehr  beklagenswerthen 
Verhältnisse  schmälern  dem  Landmann  seine  Einnahmen  auf  die  empfindlichste  Weise 
und  daher  verliert  auch  sein  Grundbesitz  an  Werth ,  sie  entmuthigen  ihn ,  er  ver- 
liert Lust  und  Fleiss,  der  allzu  grosse  Wildstand  reizt  zur  Wilderei  und  zur  De- 
moralisation ! !  Das  jetzt  bestehende  Jagdgesetz  steht  der  Entwicklung  des  Acker- 
baues schnurgerade  entgegen  und  von  dessen  schwerem  Druck  kann  uns  nur  die 
Wiedereinführung  des  Jagdgesetzes  vom  15.  Juli  1848  erlösen. 
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der  Landjunker.     Wer  nicht  ein  Freehold  von    100  £  Jahiesrente  be- 
sass,  durfte  nicht  einmal  auf  eigenem  Gbrond  und  Boden  jagen,     tlebri- 
gens  musste  man,  um  ein  Eebhuhn  zu  schiessen,  50mal  so  viel  Einkom- 
men wie  ein  Farlamentswahler,  ömal  bo  yiel  wie  ein  Geschwomer  haben. 
Das  Gesetz  1  und  2  Will.  lY  c.  32  hält  das  Jagdrecht  auf  fremdem  Ge- 
meindelande aufrecht ,    so  weit  es,   was  nur  selten  yorkommt,    speciell 
verliehen  worden  und  wo  es  der  Ejrone  in  ihren  Porsten  zusteht.     Sonst 
kann  Jeder  frei  auf  seinem  Grund  und  Boden  jagen,    der  einen  Jagd- 
schein löst.     Der  Besitzer  eingehegter  Ländereien  darf  seit  11  und  12 
Yict.  c.  29  auch  auf  seinem  eigenen  Grund  und  Boden,  ohne  dass  er  einen 
Jagdschein  zu  lösen  braucht,    Hasen  schiessen.     Das  neueste  Jagdpoli- 
zeigesetz ist  vom  Jahre    1862.     Nach  diesem  Gesetz  25  und  26  Yict. 
c.  114  können  Friedensrichter  und  Polizeidiener  bei  Leuten,   die  der 
Wilddieberei  verdächtig  sind,   Haussuchungen  halten,   und  Wild  und 
Waffen  konfisciren  ^).    Auf  die  Jagdscheine  war  schon  1783  eine  Steuer 
gelegt  und  1800  auf  Irland  ausgedehnt  worden.     Ihr  Ertrag  war  1863 
135,462  £.     Sie  betrug  nach  manchen  Yeranderungen  bis  zum  Jahre 
1860  nicht  weniger  als  8  £  1  s.  6  d.;   für  Wildheger  4  £  10  d.,    sofern 
sie  aber  sonst  besteuerte  Diener  waren ,    1  £  7  s.  6  d.     Seit  1 860  nur 
3  £  (halbjährig  2  £),  für  Wildheger  2  £.     Wer  ohne  Certifikat  jagt,  ver- 
fällt in  eine  Strafe  von  20  £  *).     Unter  den  Yorschlägen  des  Schatz- 
kanzlers von  1870  (S.  172)  befand  sich  auch  der,  den  seitherigen  Jagd- 
schein in  einen  Waffenschein  zu  verwandeln,  und  in  Zukunft  nicht  mehr 
das  Eecht  zur  Ausübung  der  Jagd ,    sondern  das  Eecht  Peuerwaffen  zu 
tragen  mit  einer  Steuer  einzuschränken.    Während  aber  die  neue  Steuer 
naturgemäss  ausser  den  Jägern  noch  eine  grosse  Anzahl  anderer  Perso- 
nen in  ihren  Bereich  gebracht  hätte,  soUte  sie  aus  naheliegenden  Grün- 
den auf  1  £  herabgesetzt  werden.     AUem  Anschein  nach  lag  in  dieser 
Yeränderung   eine   Eostenermässigung   für   berechtigte  Liebhaber   des 
Waidwerkes,   und  man  hätte  erwarten  dürfen,   dass  diese  Herren  den 
ministeriellen  Yorschlag  mit  Beifsdl  begrüssen  würden.     Statt  dessen 
trat  jedoch  das  gerade  Gegentheil  ein,    und  der  Schatzkanzler  hat  sich, 
wie  man  wohl  annehmen  darf,  nicht  ungern  bestimmen  lassen,  das  frü- 
here Yerhaltniss  mit  dem  neu  vorgeschlagenen  so  zu  verbinden,   dass 
der  Jagdschein  bestehen  bleibt  und  nach  wie  vor  mit  3  £  bezahlt  wird. 
Dafür  hat  der  Inhaber  indessen  auch  dass  allgemeine  Becht,  Peuerwaf- 
fen zu  tragen,   und  nur  wer  letzteres  Hecht  für  andere  Zwecke  als  die 
Jagd  sich  sichern  will,   kommt  mit  1  £  für  einen  Waffenschein  davon. 
Die  Ursache  des  Wiederstandes  gegen  die  Steuerermässigung  liegt  haupt- 
sächlich darin,    dass  die  Jagd  in  England  ein  ungemein  kostspieliges 

1)  JiYachel,  Verfassang  Englands.  S.  69. 

2)  Vocke,  Greschiehto  der  Steuern  des  Britischen  Reichs.  S.  252.  858. 
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Yergniigen  und  der  Wildstand  im  ganzen  Lande  ein  künstlich  erzeugter 
und  mit  starken  Ausgaben  gehegter  ist.  Jede  Schranke  daher,  die  der 
Menge  das  Führen  yon  Feuerwaffen  zu  Jagdzwecken  erschwert,  muss 
den  Jagdfreunden ,  welche  Fasanen  und  Bebhühner  hegen ,  willkommen 
Bein,  indem  jedes  jagdbare  Oeflügel,  faktisch  ihr  Eigenthum,  nach  alten, 
aus  der  Zeit  eines  freien  ungehegten  Wildstandes  hergenommenen  Rechts- 
ansichten  de  jure  Niemandes  Figenthum  ist. 

In  Frankreich  wurde  das  Jagdrecht  auf  fremdem  Chrund  und  Boden 
ohne  Entschädigung  im  August  1 7  89  aufgehoben.  Hierbei  verblieb  es 
auch  in  den  Preussischen  Landestheilen  auf  der  linken  Bheinseite,  in- 
dem die  Verordnung  vom  17.  April  1830  anerkannte,  dass  jeder  Grund- 
eigenthümer  das  ausschliessende  Becht  der  Jagd  auf  eigenem  Cbnind  und 
Boden  hat;  nur  die  Ausübung  dieses  Bechts  wurde  aus  Bücksichten  auf 
die  öffentliche  Sicherheit  Beschränkungen  unterworfen,  die  jedoch  dem 
Berechtigten  die  Nutzung  nicht  entziehen. 

Bas  Jagdregal  in  Deutschland,  welches  wie  G.  F.  Eichhorn  meinte, 
die  Juristen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  gemacht  haben,  wurde  da- 
durch besonders  praktisch,  dass  man  vermöge  der  Landespolizei  den 
niederen  Ständen  die  Jagd  zu  untersagen  sich  berechtigt  hielt.  Die  Be- 
galität  der  Jagdgerechtigkeit,  der  landesherrlichen  aussohliessenden  Be- 
fugniss,  jagdbare  wilde  Thiere  aufzusuchen  und  sich  anzueignen,  ist 
nach  Klüber  jetzt  in  flast  allen  deutschen  Bundesstaaten  ein  geltender 
Grundsatz  des  positiven  Staatsrechts. 

In  Freussen  wird  zwischen  dem  Thierfang  und  der  Jagdgerechtig- 
keit unterschieden.  Das  Becht  des  Thierfanges  erstreckt  sich  nur  auf 
solche  Thiere,  welche  noch  von  keinem  Menschen  gefangen  und  gebän- 
digt sind.  Doch  sind  auch^  eingefangene  und  zahm  gemachte  Thiere, 
wenn  sie  in  ihre  natürliche  Wildheit  zurückgekehrt  waren,  ein  Gegen- 
stand des  Thierfanges.  Thiere,  welche  zwar  frei  herumschweifen,  aber 
an  den  ihnen  bestimmten  Ort  zurückzukehren  pflegen,  gehören  nicht 
zum  Thierfange.  Sie  gehören  aber  dazu,  wenn  sie  die  Gewohnheit,  zu- 
rückzukehren, abgelegt  haben.  In  dem  betreffenden  Abschnitt  handelt 
das  A.  L.B.  dann  von  Tauben,  Insekten,  Bienen  und  von  der  Jagd  und 
Fischerei  (S.  209).  Jagdbare  wilde  Thiere  darf  nur  der,  welcher  die 
Jagdgerechtigkeit  hat,  unter  den  in  den  Folizeigesetzen  vorgeschriebe- 
nen Einschränkungen  schiessen,  hetzen,  beizen,  fangen  und  auf  andere 
Art  sich  zueignen.  Der  Merkwürdigkeit  wegen  mögen  hier  noch  einige 
Bestimmungen  wörtlich  folgen.  „Durch  Elappem,  aufgestellte  Schreck- 
bilder, oder  sogenannte  Scheusale,  durch  Zäune  und  durch  kleine  oder 
gemeine  Haushunde,  kann  jeder  das  Wild  von  seinen  Besitzungen  ab- 
halten. Doch  müssen  die  Zäune,  den  Folizeigesetzen  gemäss,  derge- 
stalt eingerichtet  sein,    dass  sie  nicht  zur  Beschädigung  des  Wildes  ge- 
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reichen.  Auch  darf  Niemand,  nnter  dem  Yorwande,  das  Wild  dadurch 
ahzuhalten,  gemeine  Hunde  ungeknüppelt  herumlaufen  lassen.  Wer 
hohes  Wild  auf  seinem  Beyiere  in  ungewöhnlicher  Menge  hegen  will, 
ist  schuldig,  solche  Yeranstaltungen  zu  treffen,  dass  die  angrenzenden 
hehauten  Ländereien  gegen  die  Beschädigungen  desselben  gesichert  wer« 
den.  Sind  keine  andern  Mittel  zur  Abwendung  solcher  Beschädigungen 
vorhanden,  so  können  die  Besitzer  der  angrenzenden  Ländereien  darauf 
antragen,  dass  der  Jagdberechtigte  auf  seine  Kosten  tüchtige  Wildzäune 
anlege  und  unterhalte.  Macht  sich  der  Jagdberechtigte  in  Anlegung 
oder  Unterhaltung  solcher  Yeranstaltungen  einer  Nachlässigkeit  schul- 
dig, so  haftet  er  für  allen  durch  das  Wild  in  der  Nachbarschaft  yerur* 
sachten  Schaden.  So  lange  der  Jagdberechtigte  sich  eines  Missbrauchs 
in  Hegung  des  Wildes  nicht  schuldig  macht,  sind  die  Besitzer  der  an- 
grenzenden Ländereien  schuldig  und  befugt,  die  nach  den  Jagd-  und 
Forstordnungen  der  Provinz  zulässigen  Mittel  zur  Anwendung  des  Wild- 
schadens selbst  vorzukehren.  Das  Wild,  welches  sich  in  Gärten,  Höfe, 
oder  andere  an  die  Wohngebäude  stossende  geschlossene  Plätze  einge- 
drungen hat,  kann  ein  Jeder  fangen  oder  tödt^n.  Er  darf  sich  aber 
dazu  keines  Schiessgewehrs  bedienen,  und  muss  das  gefangene  oder 
erlegte  Wild  dem  Jagdberechtigten  abliefern.  Der  Jagdberechtigte  ist 
schuldig,  das  gewöhnliche  Schiessgeld  daför  zu  bezahlen,  und  muss, 
wenn  er  dieses  nicht  will,  das  Wild  dem,  welcher  es  gefangen  oder  er- 
legt hat,  überlassen.  Wo  sich  Wölfe  aufhalten,  mag  jeder  Grundbesi- 
tzer an  abgelegenen  Orten  Wolfsgruben  anlegen.  Hat  sich  anderes 
jagdbares  Wild  in  diesen  Gruben  gefetngen,  so  muss  dasselbe  sofort  wie- 
der in  Preiheit  gesetzt  oder  dem  Jagdberechtigten  gegen  Erlegung  des 
Schussgeldes  ausgeliefert  werden.  Wird  Jemand  von  wilden  Thieren 
angefallen,  so  sind  ihm,  zur  Yertheidigung  seines  Lebens  und  seiner 
Gesundheit  alle  Mittel,  dieselben  von  sich  abzuhalten  oder  zu  tödten, 
erlaubt.  Wilde  oder  andere  reissende  Thiere  bleiben  demjenigen ,  wel- 
cher sie  bei  solcher  Gelegenheit  gefangen  oder  getödtet  hat^  eigen.  Sind 
aber  Hirsche,  Schweine  oder  anderes  dergleichen  Wild  bei  solchen  Ge- 
legenheiten gefangen  oder  getödtet  worden,  so  müssen  sie  dem  Jagdbe- 
rechtigten gegen  Ersatz  des  Schussgeldes  ausgeliefert  werden.''  Das 
Becht,  jagdbare  wilde  Thiere  aufzusuchen  und  sich  anzueignen,  heisst 
Jagdgerechtigkeit.  Was  zu  den  jagdbaren  Thieren  gehört  oder  Gegen- 
stand des  freien  Thierfanges  ist^  wird  in  den  Provinzialgesetzen  bestimmt. 
Ln  Mangel  anderer  Bestimmungen  gehören  vierfüssige  wilde  Thiere  und 
wildes  Geflügel,  in  so  fem  beide  zur  Speise  gebraucht  zu  werden  pfle- 
gen ,  zur  ausschliessenden  Jagdgerechtigkeit  Andere  wilde  Thiere  sind 
in  der  Regel  ein  Gegenstand  des  Thierfanges.  Dahin  gehören  Wölfe, 
Bären  und  andere  dergleichen  schädliche  Baubthiere.    Doch  dürfen  der- 
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gleichen  Thiere  in  Wäldern  und  Jagdrevieren  von  denjenigen,  denen 
dasd-bst  keine  Jagdgerechtigkeit  zukommt,  nicht  aufgesucht,  noch  we- 
niger  Jagden  darauf  angestellt  werden.  Zur  hohen  Jagd  werden  ge- 
wöhnlich nur  Hirsche,  wilde  Schweine,  Auerochsen,  Elennthiere,  Fa- 
sanen, Auerhähne  und  Hennen  gerechnet.  Wo  die  Proyinzialgesetze 
keine  mittlere  Jagd  bestimmen,  gehört  alles  übrige  Wild  zur  niederen 
Jagd.  Die  Jagdgerechtigkeit  gehört  zu  den  niederen  BegaHen  und  kann 
Ton  PriTatpersonen  nur,  wie  bei  Eegalien  überhaupt  verordnet,  erwor- 
ben und  ausgeübt  werden.  Unter  der  Jagdgerechtigkeit,  welche  den 
Rittergütern  gewöhnlich  beigelegt  ist,  wird  in  der  Begel  nur  die  nie- 
dere Jagd  verstanden.  Wer  nur  mit  der  Jagd  überhaupt  beliehen  ist, 
hat  nur  ein  Becht  zur  niedem  Jagd.  Wer  aber  mit  aUen  Jagden,  oder 
mit  allen  Arten  von  Jagden  in  der  mehrem  Zahl  beliehen  ist,  hat  auch 
auf  die  hohe  Jagd  Anspruch.  So  weit  als  Jemand  zur  Jagd  berechtigt 
ist,  kann  er  seine  Befugniss  auf  alle  an  sich  erlaubte  Arbeiten  das  Wild 
zu  jagen  oder  zu  üeingen,  ausüben  u.  s.  w.  ^). 

Nach  dem  Gesetz  vom  31.  Oktober  1848  ist  jedes  Jagdrecht  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  ohne  Entschädigung  aufgehoben,  auch  sind 
die  bisherigen  Abgaben  und  Gegenleistungen  des  Berechtigten  weggeM- 
len.  Eine  Trennung  des  Jagdrechts  vom  Grund  und  Boden  kann  als 
dingliches  Becht  künftig  nicht  stattfinden.  Die  Jagd  steht  jedem  Grund- 
besitzer auf  seinem  Grund  und  Boden  zu.  Er  darf  sie  in  jeder  erlaub- 
ten Art,  das  Wild  zu  jagen  und  zu  fangen,  ausüben.  Die  Grundbesi- 
tzer sind  in  der  Ausübung  der  Jagd  nur  beschränkt  durch  die  allgemei- 
nen und  die  besonderen  jagdpolizeilichen  Yorschriften ,  welche  den 
Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit  und  die  Schonung  der  Feldfrüchte  be- 
zwecken. Das  Becht  der  Jagdfolge  ist  aufgehoben.  Auch  wurden  alle 
dem  Gesetz  entgegenstehende  und  besondere  Bestimmungen,  namentlich 
die  schon  erwähnte  Verordnung  vom  17.  April  1830,  desgleichen  die 
jagdpolizeilichen  Yorschriften  über  die  Schon-,  Setz-  und  Hegezeit  des 
Wildes  aufgehoben,  also  auch  die  Verordnung  wegen  der  Strafen  für 
Verletzung  der  Schonzeit  des  Wildes  vom  9.  December  1842  und  das 
darauf  bezügliche  Staatsministerial-Publikandum  vom  7.  März  1843. 
Mit  271  gegen  69  Stimmen  hatte  die  Nationalversammlung  beschlossen, 
dass  jedes  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ohne  Entschädigung 
aufgehoben  werden  soll,  und  mit  285  gegen  nur  41  Stimmen  nahm  sie 
das  ganze  Gesetz  an.  Durch  das  JagdpoUzeigesetz  vom  7.  März  1850, 
welches  die  Verordnung  vom  9.  December  1842  und  das  Publikandum 
vom  7.  März  1843  wieder  in  Kraft  setzte,  wurde  die  Ausübung  des 
einem  jeden  Grundbesitzer  auf  seinem  Grund  und  Boden  zustehenden 


1)  A.  L.B.  II.  15.  §.30  —  68. 
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Jagdrechtfi  besonderen  BeBtimmongen  unterworfen.  Danach  hat  Jeder, 
welcher  die  Jagd  ausüben  will,  sich  einen  für  den  ganzen  Staat  gelten- 
den auf  ein  Jahr  und  auf  die  Person  lautenden  Jagdschein  vom  Landrath 
des  Kreises  seines  Wohnsitzes  ertheilen  zu  lassen,  woför  jedesmal  nur 
l  Thlr.  zu  zahlen  ist.  Die  eingehenden  Beträge  werden  nach  den  Be- 
schlüssen der  Elreisvertretung  verwendet. 

lieber  das  Jagdgesetz  hatte  die  Nationalversammlung  an  fünf  Tagen 
verhandelt.  Einiges  aus  diesen  Verhandlungen  verdient  erwähnt  zu 
werden.  Boroemann  (f  1864),  der  vom  April  bis  Juni  1848  Justizmi- 
nister gewesen  war,  sagte:  „Jeder  muss  Herr  seiner  Person  und  seines 
Grund  und  Bodens  sein,  er  muss  Freiherr  sein,  mag  er  ^  Morgen  oder 
1 00  Morgen  oder  1 000  Morgen  haben.  Es  kommt  nicht  darauf  an,  dass 
er  schiessen  darf,  sondern  nur  darauf,  dass  er  sagen  darf:  Mein  Grund 
und  Boden  soll  nicht  betreten  werden.  Die  Kultur  verdrängt  das  Wild. 
Die  Elennthiere  und  die  Auerochsen  sind  ganz  in  den  Osten  verdrängt, 
und  der  Wildstand  wäre  geringer,  wenn  die  Wildschadengesetze  besser 
gewesen  wären ,  so  wie  der  verewigte  König  in  einer  Kabinetsordre  von 
1827  wollte,  wo  er  sagt:  Ob  der  Wildstand  übermässig  ist  oder  nicht, 
doD  Landleuten  muss  Schutz  gewährt  werden,  und  da  es  auf  andere 
Weise  nicht  geschehen  kann ,  so  muss  ihnen  gestattet  werden,  das  Wild 
todtzuschiessen.  Leider  ist  dieser  Grundsatz  nur  in  kleinem  Umfange 
zur  Ausübung  gekommen.  Man  hat  das  Schiessen  der  wilden  Schweine 
ausserhalb  der  Schonzeit  unbeschränkt  erlaubt  und  die  Regierungen  er- 
mächtigt, den  Jagdbesitzern  zu  gestatten,  das  Both-  und  Dammwild 
bei  zu  grossem  Wildstand  auch  ausserhalb  der  Schonzeit  zu  schiessen. 
Also  das,  was  der  König  damals  wollte,  ist  nicht  geschehen.  Nur  diese 
Hindernisse  haben  die  Yerminderung  des  Wildes  in  dem  Maasse  nicht 
eintreten  lassen.  Wäre  aber  das  Wild  verringert  worden,  so  würde  die 
Zahl  der  Hausthiere  gewachsen  sein  und,  es  ist  ja  gleich,  ob  man  einen 
guten  Hammelbraten  oder  einen  Hasenbraten  isst.  Je  grösser  die  Frei- 
heit des  Eigenthums  ist,  desto  grösser  wird  und  muss  auch  der  Schutz 
desselben  sein,  während  nur  in  despotischen  Staaten  das  Eigenthum 
ungeschützt  ist.  Wenn  ich  nun  dennoch  mit  Modifikationen  für  die  un- 
entgeltliche Aufhebung  des  Jagdrechts  bin,  so  treiben  mich  andere  Gründe. 
Es  können  umstände  eintreten,  und  sie  waren  im  Jahre  1807  eingetre- 
ten, sie  sind  jetzt  wieder  eingetreten,  wo  ein  freiwilliges  Opfer  des 
Eigenthums  moralische  Pflicht  ist.  Solche  umstände  liegen  jetzt  vor. 
Mehrere  Grundbesitzer,  unter  Anderen  die  Fürsten  von  Solms  und  Neu- 
wied, haben  ihr  Jagdreoht  schon  ohne  Entschädig^ung  aufgegeben,  weil 
sie  fühlen,  es  bedarf  dieses  freiwilligen  Opfers,  und  ich  bin  überzeugt, 
dass  dies  alle  diejenigen  fühlen,  die  sich  der  gegenwärtigen  Zeitverhält- 
nisse  bewusst  werden.     Wir  aber  sind  berufen,   zu  urtheilen:   wo  ist 
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nach  der  gegenwärtigen  Stimmung  die  moralische  Pflicht ,    ein  freiwilli- 
ges Opfer  zu  bringen,  und  haben  dieser  Stimmung  den  gesetzlichen  Aus- 
druck zu  geben.     Ich  will  nicht  die  Wunden  und  Schäden  aufdecken, 
die  durch  das  Jagdrecht  entstanden  sind,   aber  die  Folge  dayou  ist  eine 
Kompensationspflicht,    dass  nämlich  Jeder  sich  moralisch  verpflichtet 
hält,   in  die  unentgeltliche  Aufhebung  zu  willigen,   nachdem  es  so  be- 
drückend gewirkt  hat.    Aber  ich  habe  noch  besondere  Gründe,  und  zwar 
dreierlei.     Der  erste  Grund  ist  der,    dass,   so  viel  ich  entnehmen  kann, 
die  Majorität  dieser  grossen  Versammlung  es  wünscht,    dass  das  JagcT- 
recht  sofort  oder  baldmöglichst  aufgehoben  werde.     Aber  mit  einer  so- 
fortigen Aufhebung  steht  jede  Ablösung  im  Widerspruch.     Eine  Ablö- 
sung setzt  Ereiwilligkeit  yoraus :  ich  kann  nicht  gezwungen  werden,  ab- 
zulösen.    Wenn  also  das  Jagdrecht  nothwendig  aufhören  soll,    so  kann 
nicht  von  einer  Ablösung  desselben  die  Eede  sein,  denn  diese  setzt  Frei- 
willigkeit yoraus,  zur  Ablösung  bedarf  es  der  Proyokation.     Der  zweite 
Punkt,   und  dieser  ist  mir  der  Hauptpunkt,  ist  der,  dass  ein  Aequiya- 
lent  für  das  Jagdrecht  sich  gar  nicht  finden  lässt.    Es  ist  äusserst  schwer, 
oder  yielmehr  kaum  möglich,  den  Werth,  den  ein  Jagdrecht  hat,   fest- 
zustellen.    Ich  spreche  hier  nicht  bloss  meine  Ideen  aus,   sondern  ich 
habe  die  Gesetzgebung  für  mich.     Im  Jahre  1830  haben  die  Eeyisoren 
des  Landrechts  eine  Ablösung  des  Jagdrechts  berathen;   in  den  Jahren 
1838  und  39  ist  gleichfsdls  darüber  berathen  worden.     Man  kam  aber 
dahin,    dass  Pnncipien  nicht  festzustellen  seien  über  die  Werthbestim- 
mung  des  Jagdrechts,   und  dass  am  Ende  nichts  übrig  bleibe,   als  das 
Vergnügen,  was  man  zu  taxiren  habe,  weil,  wenn  man  Alles,   was  die 
Jagd  direkt  und  indirekt  kostet,  zusammenrechne  und  in  Kompensation 
bringe  mit  dem,  was  sie  einbringt,  gerade  gar  nichts  übrig  bleibe.    Das 
ist  in  beiden  Berathungen  angenommen  worden.    Aber  selbst  wenn  man 
den  Werth  des  Jagdrechts  ermitteln  könnte,    so  würde  dennoch  drittens 
die  Ermittelung  keine  Bedeutung  haben,    denn  es  würde  eine  Ermitte- 
lung des  künstlich  erhaltenen  Wildstandes  sein.     Hätten  wir  ein  gutes 
Wildschadengesetz  gehabt,  so  würde  die  Jagd  unendKch  weniger  werth 
sein,   als  sie  jetzt  ist.     Ich  habe  aber  in  Betreff  der  Ausmittelung  des 
Jagdbetriebes  noch  eins  zu  bemerken.     Wenn  wir  die  Jagdberechtigung 
aufheben  wollten,  so  müssten  wir  yor  allen  Dingen  einen  unbestrittenen 
Zustand  der  Jagdberechtigung  haben.     Dieser  ist  jedoch  in  Westphalen 
nicht  yorhanden.     Wenn  in  Westphalen  die  Prozesse  nicht  gehemmt 
werden,  so  werden  Jahre  hingehen,  ehe  man  weiss,  wer  das  Eecht  der 
Jagd  hat,   weil  es  in  hundert  und  yi eileicht  tausend  Prozessen  streitig 
ist.     In  Betreff  der  Aeusserungen   der  Abgeordneten  Hüffer  und  Wal- 
deck wollte  ich  noch  eine  Bemerkung  machen,  welche  zeigt,  wie  eigen- 
thümlich  das  Jagdrecht  dort  entstanden  ist.     Es  ist  allerdings  im  Jahre 
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1814  von  dem  damaligen  Civilgouverneur  (v.  Vincke)  eingeführt  worden, 
aber  die  Yeranlassung  dazu  war  eine  sehr  zufällige,  nämlich  der  Land- 
sturm. Nach  dem  Französischen  Bechte  durfte  bekanntlich  Keiner  das 
Jagdrecht  ausüben,  der  nicht  einen  Jagdschein  für  30  Erancs  löste.  Als 
der  Landsturm  aufgeboten  wurde,  hörte  plötzlich  die  Möglichkeit^  Jagd- 
scheine auszugeben,  auf,  denn  ein  Jeder  konnte  sich  ein  Gewehr  an- 
schaffen, dadurch  kam  der  Ciyilgouyemeur  in  Verlegenheit,  und  er  gab 
den  Altberechtigten  das  Jagdrecht  wieder,  ohne  daran  zu  denken,  zu 
welchen  Konsequenzen  die  Wiedereinführung  dieses  Rechts,  bloss  weil 
der  sehr  entfernte  umstand  des  Landsturms  eingetreten  war,  fuhren 
würde.  Für  die  anderen  Landestheile  walten  solche  Streitigkeiten  nicht 
ob.  Wenn  man  aber  in  denselben  den  Werth  des  Jagdrechts  für  ganze 
Flächen  auch  ermitteln  könnte,  was  ich  nicht  für  möglich  halte,  so 
müsste  doch  auch  ausgemittelt  werden,  wie  Tiel  die  Jagd  auf  jedem  klei- 
nen Besitzthum  werth  ist,  und  das  ist  ganz  unmöglich,  da  auf  diesen 
Fleck  vielleicht  niemals  Wild  hinkommt.  Man  ist  also  bei  diesen  Er- 
mittelungen nur  auf  das  Arbiträre  angewiesen,  und  wie  arbiträr  diese 
Ermittelung  ist,  das  zeigt  das  Amendement,  welches  2  Groschen  pro 
Morgen  als  die  Ghrenze  aufstellt.  Allerdings  werden  manche  Jagdberech- 
tigte schweren  Schaden  erleiden,  ich  gebe  dies  zu,  aber  es  sind  nur 
Ausnahmen,  und  Ausnahmen  können  nie  eine  Kegel  vernichten.  Auch 
das  Finanzministerium  wird ,  wie  uns  in  einer  früheren  Sitzung  erklärt 
ist,  einen  Schaden  erleiden.  Aber,  meine  Herren,  ich  denke,  dass  der 
volkswirthschaftliohe  Yortheil,  den  wir  durch  die  Aufhebung  der  Jagd- 
berechtigung erreichen,  mehr  werth  ist,  als  der  Schaden,  den  das  Fi- 
nanzministerium erleiden  wird." 

Dem  Staate  bringt  die  Besteuerung  des  Jagdvergnügens  nichts  ein, 
während  in  England  (S.  214)  die  Staatskasse  davon  mehr  bezieht,  als 
in  Preussen  der  ganze  Nettoertrag  der  Jagden  in  den  Staatsforsten  be- 
trägt, welcher  für  1862  zu  34,448  Thlr.  angegeben  wurde.  Das  Jagd- 
gesetz von  1848  hat  zwar  der  Staatskasse  den  Verlust  einer  jahrlichen 
Beute  gebracht,  die  der  damalige  Finanzminister  v.  Benin  auf  80,000  Thlr. 
schätzte,  dennoch  ist  es  eins  der  wohlthätigsten  Gesetze,  welche  der 
Nationalversammlung  zu  danken  sind.  Eine  am  30.  März  1867  für  das 
ehemalige  Herzogthum  Nassau  octroyirte  Verordnung  gewährte  für  die 
Jagd  auf  fremdem  Grund  und  Boden  Entschädigung.  Ein  Gesetz  vom 
26.  Februar  1870  führte  für  den  ganzen  üm&ng  der  Monarchie,  mit 
Ausschluss  der  HohenzoUernschen  Lande,  Schonzeiten  des  Wildes  wie- 
der ein.  Nach  einem  andern  Gesetz  von  demselben  Tage  ist  in  der  Pro- 
vinz Hessen-Nassau  für  jede  Jagdkarte,  jeden  Jagdpass,  Jagdwaffenpass, 
Waffenschein  oder  Gewehrerlaubnissschein  eine  Abgabe  von  2|>  Thlr. 
jährlich  zu  entrichten. 
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§.  21.  BEBOBEGAL. 

Das  Bergregal  ist  nicht  in  allen  Ländern  yon  erheblicher  praktischer 
Bedeatong.  Dies  gut  namentlich  yon  England,  Die  Krone  hatte,  nach 
Yocke,  das  ausschliessliche  Becht,  auf  Gold  und  Silber  zu  graben.  Strei- 
tig war,  ob  dies  auf  jeden  Pund  an  Edelmetall,  auch  in  FriTatbergwer- 
ken  auszudehnen  wäre,  und  ob  alles  Gold  und  Silber,  das  in  Priyatgru- 
ben  gefhnden  wird,  dem  Könige  gehöre,  oder  nur  dann,  wenn  der 
Werth  des  edlen  Metalls  grösser  als  der  des  andern  Minerals  wäre,  bis 
unter  Wilhelm  in  der  Streit  dahin  geschlichtet  wurde,  dass  der  Ertrag 
der  Kupfer-,  Zinn-,  Eisen-  und  Bleigruben  dem  Eigenthümer  gehören 
solle ,  gleichviel ,  ob  yiel  oder  wenig  oder  kein  Edelmetall  darin  enthal- 
ten ist;  dass  aber  dem  Könige  und  seinen  Beamten  das  Becht  zustehe, 
das  gewonnene  Metall  um  einen  bestimmten  Preis  zu  kaufen  ohne  Bück- 
sicht auf  das  etwa  darin  enthaltene  Gold  oder  Silber.  Die  Monopolisi- 
rong  des  Bergbaues  auf  edle  Metalle  war  indessen  weniger  ein  Gewinn 
för  die  Krone,  als  ein  Hemmniss  für  die  Entwickelung  dieser  Industrie, 
während  Friyatbergwerke  anderer  Art  zu  hoher  Blüthe  gediehen.  Das 
unter  Wilhelm  III  eingeführte  Vorkaufsrecht  der  Begierung  erwies  sich 
als  zu  unpopulär,  um  durchgeführt  werden  zu  können,  und  diese  Ein- 
konunensquelle  ist,  da  zum  eigentlichen  Staatsgute  Bergwerke  längst 
nicht  mehr  gehören,  gänzlich  yersiegt.  Die  Britischen  Goldgruben  in 
Aostratien  werden  yon  Priyaten  ausgebeutet  und  die  Staatskasse  hat  kei- 
nen direkten  Gewinn  dayon. 

Nach  der  Abhandluag  über  den  Ursprung  des  Bergregals  in  Deutsch'- 
laad,  welche  0.  J.  B.  Karsten  1844  in  der  Akademie  der  Wissenschaf- 
ten in  Berlin  yorgelesen  hat,  kann  weder  im  Bömischen,  noch  im  alte- 
ren Deutschen  Bechte  die  Grundlage  zu  den  Bestimmungen  über  die 
Regalität  des  Bergbaues  geftinden  werden.  Im  Bömischen  Beich  gab  es 
Staatsbergwerke,  die  entweder  auf  Grund  und  Boden  des  Staats  betrie- 
ben wurden,  oder  durch  Eroberungen  dem  Staat  anheimgefallen  waren, 
und  Priyatbergwerke.  Die  ersten  wurden  in  der  Begel  verpachtet ;  die 
letzten  zahlten  eine  Abgabe  (yectigal  metallomm,  canon),  welche  in 
einer  bestimmten  Quote  des  gewonnenen  Produkts  oder  in  baarem  Gelde 
bestand.  Dem  Besitzer  der  Oberfläche  wurde  das  unterirdische  Eigen- 
tham  durch  den  Staat  niemals  streitig  gemacht.  Auch  in  Deutschland 
geschah  dies,  wenigstens  bis  zum  14.  Jahrhundert,  nicht.  Die  ältesten 
Nachrichten  über  den  Deutschen  Bergbau  sind  unsicher.  Erst  gegen 
Ende  des  9.  Jahrhunderts  scheint  im  Fichtelgebirge  ein  Bergbau  auf  Sil- 
ber stattgefunden  zu  haben;  im  10.  wurden  die  Bergwerke  im  Harz,  im 
12.  in  Sachsen  betrieben.  Aelter  war  der  Böhmische,  noch  älter  der 
Mährische,  und  noch  älter  yielleicht  der  Tyrolische,   dessen  blühendste 
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Periode  im  15.  Jahrhundert  begann  und  ein  volles  Jahrhundert  fort- 
dauerte. Die  Darstellung  des  (Stab-)  Eisens  war  aber  schon  älter;  die 
Eisenerzgruben  wurden  in  früherer  Zeit  als  Zubehör  des  Oberflächen- 
eigenthums  betrachtet.  Ein  Bergbau,  alter  als  der  Deutsche,  hatte  sich 
in  Niederungarn,  in  der  Gegend  yon  Schemnitz,  wahrscheinlich  schon 
im  8.  Jahrhundert  erhoben,  durch  Einwanderer  aus  Mähren.  Hier  bil- 
dete sich  eine  Bergwerksverfassung  aus,  und  die  Schemnitzer  Bergwerks- 
gebräuche verbreiteten  sich  in  Polen,  Schlesien,  Mähren,  Böhmen, 
Sachsen  und  mit  Modifikationen  über  ganz  Deutschland,  wurden  auch 
nachher  yon  den  Landesherren  bestätigt.  Diese  gewahrten  auch  den 
Ortschaften,  wo  Bergbau  aufkam,  nachher  besondere  Vorrechte  und 
PriTilegien,  Bergfreiheit  genannt.  Nach  dem  alten  Schemnitzer  Berg- 
recht hatte  Jedermann  das  Recht,  nach  Mineralien  zu  sucben;  und  wer 
dabei  vom  Glück  begünstigt  ward,  erhielt,  als  erster  Finder,  den  Lohn 
für  seine  Miihe  dadurch,  dass  ihm  ein  gewisser  Baum  (Grubenfeld)  nicht 
vorenthalten  werden  durfte,  innerhalb  dessen  Grenzen  nur  er  allein, 
oder  diejenigen,  welchen  er  sein  Recht  abtreten  oder  gemeinschaftlich 
mit  ihnen  ausüben  wollte,  berechtigt  waren,  das  gefundene  Mineral  zu 
gewinnen  und  zu  Tage  zu  bringen.  Das  Recht  des  Suchens  war  ein  Je- 
dermann zustehendes,  welches  in  den  ältesten  Bergwerksgebräuchen,  als 
sich  yon  selbst  verstehend,  vorausgesetzt  wird.  Auch  der  ältesten 
Deutschen  Bergwerksverfassung  liegen  wesentlich  das  Recht  des  Suchens 
nach  Mineralien  und  das  Recht  des  ersten  Finders  zum  Grunde.  War 
dem  ersten  Finder  sein  Recht  geworden,  so  konnte  nach  ihm  Jedermann 
auf  derselben  Erzlagerstätte  ein  Grubenfeld  begehren,  und  wer  es  zu- 
erst begehrte,  hatte  vor  den  folgenden  den  Vorzug.  Die  Grösse  des 
Grubenfeldes  war  nach  einem  besonderen  Masse  (mansus)  bestimmt,  wel- 
ches einem  Längenmasse  von  7  Klaftern  oder  Lachtern  entsprach.  Ein 
solches  Längenmass  ward  Laneus  genannt.  Die  Benennung  Laneus  für 
ein  gewisses  Mass  ist  slavischen  Ursprungs  und  von  dem  Polnischen 
Worte  Lan  abzuleiten,  welches  ein  abgemessenes  Stück  Landes  bezeich- 
net. Es  weist  also  auch  diese  Bestimmung  der  Grubenmasse  nach  La- 
neis,  auf  den  slavischen  Ursprung  der  Art  der  Begrenzung  der  Gruben- 
felder nach  alten  Deutschon  Bergwerksgebräuchen  hin.  Für  Laneus 
gebrauchte  man  in  der  Deutschen  Sprache  den  Namen  Len,  Lähen,  Lo- 
chen oder  auch  Lehn;  und  brachte,  wahrscheinlich  nur  durch  den 
Wortklang  geleitet,  die  Bestimmung  der  Grösse  der  Grubenfelder  nach 
Lehen,  auf  eine  ungeschickte  Weise  mit  dem  Lehnswesen  in  Verbin- 
dung, obgleich  dies  allerdings,  nach  den  Rechtszuständen  des  späteren 
Deutschen  Mittelalters ,  auch  auf  die  Rechtsverhältnisse  des  Bergbaus, 
nämlich  auf  die  Art  der  Uebertragung  des  EigenthumA,  seine  Anwen- 
dung finden  musste. 
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Die  Abgaben  yom  Bergbaubetriebe  haben  in  der  ältesten  Zeit  im- 
mer aus  einer  Quote  des  gewonnenen  Minerals  bestanden,  welche  XJrbura, 
Frohne ,   auch  Zehnt  genannt  wurden ,   wenn  sie  auch  nicht  immer  -^^ 
der  geförderten  Erze  betrugen.     Ausserdem  stand  dem  Landesherrn  das 
Recht  zu,  ein  bestimmtes  Grrubenfeld  für  seine  Rechnung  zu  bauen.    Bei 
der  Zutheilung  des  Grrubenfeldes  für  den  ersten  Finder  ward  der  Laneus 
regaÜs  sogleich  mit  abgegrenzt.     Der  Grundbesitzer,   wenn  auf  Frivat- 
eigenthum  gebaut  ward,    erhielt  entweder  einen  Antheil  an  der  urbar, 
oder  ein  ^ckertheilj  welches  er,  ebenso  wie  der  Landesherr,  auf  eigene 
Kosten  baute.     Aber  nicht  bloss  der  König,    oder  statt  seiner  der  Lan- 
desherr und  der  Grundherr,    sondern  auch  die  höchsten  Hofbeamten 
erhielten  zuweilen  den  Laneum  dominorum,   Herrenlehn,   welchen  sie 
für  ihre  Kechnung  zu  bauen  berechtigt  waren.    Dafür  mussten  der  Lan- 
desherr und  der  Grundbesitzer  das  Holz  für  die  Grube  den  Grubenbe- 
treibem  anföuglich  umsonst,  spater  gegen  eine  massige  Bezahlung,  yon 
ihren  Besitzungen  liefern;   obgleich  nicht  einmal  ein  Vorrecht  von  be- 
sonderer Bedeutung  darin  liegen  konnte,    dass  der  Landesherr  und  der 
Grundbesitzer,    gleich  allen  andern  Grubenbetreibem ,    ein  Grubenfeld 
für  eigene  Rechnung  mit  zu  bauen  berechtigt  waren.     Als  sich  später 
der  Werth  des  Grundes  und  Bodens  erhöhte  und  das  Holz  im  Freise 
stieg,  haben  die  Landesherren  den  Laneum  regalem  fallen  lassen  und 
sich  bloss  auf  die  Erhebung  der  Urbar  oder  des  Zehnten  beschränkt. 
Die  Bergbautreibenden,  sowohl  die  ersten  Finder,  als  diejenigen,  welche 
nach  .ihnen  auf  derselben  Erzlagerstätte  ein  Grubenfeld  yerlangten  und 
erhielten,  konnten,  wenn  ihre  eigenen  Kräfte  nicht  zureichten,  mit  an- 
deren  in  Verbindung  treten  und  auf  gemeinschaftliche  Kosten  Bergbau 
treiben.     Die  Genossenschaft  und  Gewerkschaft,  und  die  einzelnen  Mit- 
glieder derselben  wurden  Getverke  genannt.     Man  unterschied  die  ur- 
sprünglichen Gewerken   yon   der  später   sich  bildenden  Gewerkschaft. 
Nur  den  ersteren  ward  das  Grubenfeld  durch  den  dazu  beyollmächtigten 
Beamten  zugetheilt,  und  die  letzteren  konnten  ihr  Recht  als  Mitgewer- 
ken  nur  erweisen,   wenn  sie  sich  in  Gegenwart  jenes  Beamten  in  die 
Genossenschaft  aufiiehmen  liessen.    Die  Gewerken,  sowohl  die  ursprüng- 
hchen,   als  auch  die  später  durch  diese  zusammengebrachten  Gewerk- 
schaften,  konnten  ihr  Grubenfeld  auch  an  andere  Grubenbetreiber  yer- 
pachten,    also  ihr  Grubenfeld  durch  den  Fachtzins,   welchen  sie  dayon 
zogen,    nutzbar  machen,    oder  für  eigene  Rechnung- Bergbau  treiben. 
Die  Fächter  wurden  Lehnschafter  genannt,    sie  mochten  ihre  Gruben 
um  Lohn  bauen,  lassen,  oder  selbst  die  Bergarbeit  yerrichten.    Es  konn- 
ten nämlich  auch  gemischte  Verhältnisse  eintreten,  wenn  die  Bergarbei- 
ter selbst  zu  einer  Lehenschaft,   oder  gar  zu  einer  Gewerkschaft  gehör- 
ten.    Waren  die  ursprünglichen  Gewerken  Bergarbeiter,   die  ihre  Gru- 
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ben  selbst  bauten  und  nicht  um  Lohn  arbeiten  liesen^  so  nannte  man 
sie  Eigenlöhner.  Die  Lanei  regales  wurden  stets  durch  Lohnarbeit  be- 
trieben. Die  Zutheilung  eines  Grubenfeldes  konnte  der  erste  Einder 
nur  dann  als  ein  zustehendes  Eecht  begehren,  wenn  er  die  Bauwürdig- 
keit der  aufge^ndenen  Lagerstätte  nachgewiesen  hatte.  Die  Zuthei- 
lung des  unterirdischen  Eigenthums  erfolgte  durch  einen  landesherrli- 
chen Beamten,  Leiher  genannt,  der  in  der  Begel  zugleich  Bergmeister 
war,  um  den  Bergbautreibenden  auf  Begehren  Bath  und  Hülfe  ertheilen 
zu  können.  XJebrigens  war  der  Grubenbetrieb  selbst  den  Gewerken 
überlassen;  der  Bergmeister  hatte  nur  das  Schiedsrichteramt  bei  Strei- 
tigkeiten; so  wie  auch  die  Entscheidung,  ob  Grubenantheile  oder  auch 
ganze  Gruben  sich  verlegen  hatten  und  an  andere  Bergbaulustige  wieder 
ausgethan  werden  konnten,  indem  das  Unterlassen  der  Bergarbeit  in- 
nerhalb einer  gewissen  Zeit,  das  Yerliegen  zur  Folge  hatte. 

Den  Bergwerksgebräuchen  von  Schemnitz  sind  die  von  Iglau  in 
Mähren,  Beuthen  in  Oberschlesien,  Freiberg,  Goslar,  Tyrol  ähnlich. 
Aus  diesen,  bis  zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts  reichenden,  Bergwerks- 
gebräuchen und  Gewohnheitsrechten  ergiebt  sich,  dass  die  Regalität  dies 
Bergbaues,  in  dem  heutigen  Sinne,  ganz  unbekannt  war,  und  dass  das 
Bergwerksregal  damals  nichts  weiter,  als  eine  gewöhnliche  Steuer  yon 
dem  Bergbaubetriebe  gewesen  ist.  Diese  Steuer  wurde  yon  dem  unter 
Priyatgründen  betriebenen  gewerkschaftlichen  Bergbau  häufig  yon  dem 
Grundbesitzer  allein  erhoben,  bis  der  Landesherr,  entweder  durch  die 
Bedeutsamkeit  des  Bergbaues,  oder  durch  irgend  eine  andere  Veranlas- 
sung aufmerksam  gemacht,  sein  bergübliches  Besteuerungsrecht  gegen 
den  Grundbesitzer  geltend  zu  machen  suchte.  Dadurch  entstanden  auch 
zwischen  diesem  und  dem  Landesherm  Verträge  über  die  Theilung  oder 
über  die  gänzliche  üeberlassung  der  Abgaben ;  auch  wurden  wohl  die 
Grubenbetreiber  genöthigt,  die  Frohne  an  den  Landesherm  und  an  den 
Grundbesitzer  gleichzeitig  zu  entrichten.  Das  erste  in  Deutschland  er- 
lassene, aber  nicht  zur  Ausführung  gelangte,  vorzugsweise  für  Kutten- 
berg erlassene  Bergwerksgesetz:  Oonstitutiones  juris  metallici  Wenzes- 
lai  n  regia  Boemiae,  von  1280,  enthält  nichts  über  die  Begalität  des 
Bergbaues.  Für  die  Begalität  hat  man,  wiewohl  mit  Unrecht,  auch 
angeführt:  ein  Capitulare  Carls  des  Gr.  von  812,  die  Constitution  Fried- 
richs I  aus  Mailand  von  1158,  den  Sachsenspiegel  von  1219,  und 
Carls  IV  Goldene  Bulle  von  1356.  Damals  aber  wurde  in  Deutschland 
kein  Bergbau  ausschliesslich  fiir  landesherrliche  Bechnung  betrieben. 
Bergwerksgebräuche  räumten  dem  Landesherren  Bechte  ein;  die  Besi- 
tzer der  Oberfläche,  denen  das  Aufkommen  des  Bergbaues  auf  ihren 
Besitzungen  erwünscht  war,  weil  der  Absatz  ihrer  Bodenerzeugnisse 
zunahm,   liessen  sich  die  alten  Bergwerksgewohnheiten  ebenfi&lls  geM- 
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len.    Die  dargebotenen  Entschädigongen  waren  auch  dem  damaligen  ge- 
ringen Werth  der  Bodenerzengnisse  angemessen;   sie  konnten  sich  fer- 
ner bei  dem  Bergbau,    zu  dessen  Betreibung  sie  allein  selten  die  Mittel 
hatten,  mit  betheiligen,  ohne  dass  sie  Mühe  und  Kosten  auf  Aufsuchung 
der  Mineralien  zu  verwenden  brauchten;    der  Schürfer  musste  alle  Ko- 
sten allein  tragen,  und  der  Grundbesitzer  hatte  sich  erst,  wenn  der  Be- 
trieb  der  Gruben  wirklich  begann,   zu  erklären,    ob  er  sich  betheiligen 
wollte.    So  kam  durch  Gewohnheitsrechte  eine  gewisse  Norm  in  die  ab- 
gaben vom  Bergbau  f    die  sogar  von  den  Grundbesitzem  theilweise  oder 
ganz   an  die  Landesherren  übergingen.     Die  Entrichtung  einer  geregel- 
ten Abgabe  yon  dem  Bergwerksbetriebe  an  den  Landesherm  war  ein  er- 
ster Schritt  zur  Regalität.     Ein  Eigenthumsrecht  war  damit  aber  nicht 
eingeräumt;   die  unter  den  Kammergütem  und  unter  den  fiskalischen 
Ländereien  befindlichen  Erze  wurden  hinsichtlich  der  Aufisuchung  und 
der  Yertheihmg  der  Lehne  ebenso  behandelt,  alB  die  Erze,   welche  un- 
ter den  Frivatbesitzungen  aufgesucht  wurden.    Ein  unterirdisches  Eigen- 
thum  konnte  der  Landesherr  nicht  nach  Belieben  für  sich  behalten  oder 
an  widere  übertragen.    In  der  ersten  bekannten  Bergordnung,  die  für  ein 
ganzes  reichsständisches  Land  Geltung  hatte,   der  Salzburgischen  Berg- 
Ordnung  von  1477 ,   findet  sich  nichts,  was  auf  eine  Begalität  des  Berg- 
baues bezogen  werden  könnte ;  sie  setzt  die  Bechte  des  freien  Schüifens 
Toraos  und  enthält  keine  den  alten  Gewohnheitsrechten  widersprechende 
Bestimmungen.     Kaiser  Rudolph  II  musste  sogar  am  5.  Februar  1577 
eine  Verordnung  gegen  das  dem  herkömmlichen  Gebrauch  entgegenste- 
hende Verfahren  der  Schlesischen  Grundbesitzer  erlassen,  sich  dem  freien 
Schürfen  nicht  zu  widersetzen ;  und  dies  Verbot  durch  das  General-Man- 
dat Tom  26.  November  1606  erneuern.     Hier  waren  es  nicht  die  Für- 
sten, sondern  die  Gutsbesitzer,  welche  die  alten  bergnblichen  Gewohn- 
heitsrechte nicht  anerkennen  wollten,   und  die  kaiserlichen  Verordnun- 
gen lassen  sich  nicht  als  Zeugnisse  für  die  Regalität  des  Bergbaues  an- 
fuhren, sondern  hatten  nur  den  Zweck,  die  herkömmlichen  Rechte  auf- 
recht zu  erhalten.    Geradezu  ausgesprochen  findet  sich  die  Regalität  des 
Bergbaues  noch  nicht  in  den  im  16.  Jahrhundert  erlassenen  Bergordnun- 
gen.    Das  Recht  der  Grundbesitzer  erlitt  aber  Beschränkungen.     Man 
suchte  den  Bergbau  zu  begünstigen,  und  auf  Kosten  der  Grundbesitzer, 
aber  nicht  durch  Ermässigung  der  Abgaben  an  die  Staatskassen,  in  Auf- 
nahme zu  bringen.     Das  Eigenthumsrecht  selbst  hatten  die  Grundbesi- 
tzer durch  das  allgemein  anerkannte  Recht  des  Suchens  nach  Mineralien 
und  durch  das  Recht  des  ersten  Finders  längst  verloren.     Es  hätte  also 
wenigstens  die  Entschädigung  nicht  kärglicher,   sondern  reichlicher  als 
nach  den  alten  Bestimmungen  festgestellt,   oder  ihnen  ein  anderer,   der 
Entbehrung  ihres  natürlichen  Rechts  angemessener  Vorzug  eingeräumt 
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werden  sollen,  um  den  steigenden  Werth  des  Eigenthums  der  Ober- 
fläche mit  dem  Verlust  des  unterirdischen  Eigenthums  in  ein  richtigeres 
Yerhältniss  zu  bringen. 

Bestimmungen  über  die  Ferwaltung  der  Gruben  kamen  seit  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  auf,  namentlich  Massregeln  zur  Sicherstellung  des 
Besitztitels  durch  Einführung  der  Bergbücher.  Da  man  sich  aber  nicht 
darauf  beschränkte,  die  Lehne,  oder  die  Gesammtzahl  derselben,  welche 
als  eine  Ghrube  betrachtet  ward,  in  die  Bergbücher  einzutragen,  sondern 
auch  die  ideellen  Theile  einer  jeden  Grube,  deren  in  der  Begel  128, 
Kuxe,  vorgeschrieben  waren,  als  ein  unbewegliches  Gut  behandelte,  so 
ward  dadurch  die  Last  der  Verwaltung  des  Bergeigenthums  ausseror- 
dentlich durch  die  Staatsregierung  erhöht,  und  diese  Last  ist,  als  ein 
die  freie  Beweg^ung  des  Ghrubeneigenthums  hemmendes  und  erschwerendes 
Erbtheil,  bis  auf  unsere  Zeit  gekommen.  Nach  altem  Gebrauch  wur- 
den die  Früchte  von  der  Genossenschaft  einfach  in  der  Art  genossen, 
dass  das  gewonnene  Erz  nach  Verhältniss  der  Antheile,  die  jeder  Theil- 
nehmer  bei  den  Gruben  hatte,  vertheilt  wurde,  nachdem  der  Frohntheil 
in  Abzug  gebracht  war.  Bergordnungen  änderten  dies  nun  dahin,  dass 
die  Erze  för  gemeinschaftliche  Bechnung  yerschmolzen  und  die  gewon- 
nenen Metalle  für  die  Gesammtrechnung  der  Genossenschaft  Terkauft 
werden  mussten.  Der  üebersohuss  der  daraus  entspringenden  Einnahme 
über  die  Ausgaben,  zu  welchen  letzteren  der  Betrag  des  Zehnten  hin- 
zugefügt ward,  bildete  den  üeberschuss,  woraus  die  an  die  Gewerken, 
nach  Verhältniss  ihrer  ideellen  Antheile  zu  yertheilende  Ausbeute  ent- 
nommen ward.  Wenn  der  Bergbau  Zuschuss  erforderte ,  so  musste  je- 
der Theilnehmer  den  auf  seinen  ideellen  Antheü  fallenden  Betrag  als  Zu- 
busse  einzahlen.  Die  Bechnungsführung  erfolgte  unter  Aufsicht  der 
yerwaltenden  Behörde,  welche,  wegen  des  dem  Landesherm  zustehen- 
den Zehnten,  nicht  bloss  die  Befugniss,  sondern  die  Verpflichtung  hatte, 
jede  einzelne  Einnahme  und  Ausgabe  zu  prüfen.  Durch  dies  Eingreifen 
der  Behörden  in  die  B«ohnungslegung  wurden  die  Gewerkschaften  der- 
gestalt beschränkt,  dass  ihnen  die  Beftigniss:  die  gewonnenen  Produkte 
zu  yerkaufen  und  die  zum  Bergwerksbetriebe  erforderlichen  Materialien 
amnikaufen,  nicht  mehr  zustand,  wenn  die  Behörde  zu  den  Verkaoüs- 
und  Ankaufspreisen  nicht  die  Genehmigung  ertheilte  und  von  der  Be- 
schaffenheit der  angekauften  Materialien  zuvor  Kenntniss  genommen 
hatte,  üeberhaupt  wurde  der  Grubenbetrieb  ganz  durch  landesherrli- 
che Beamten  geleitet,  und  die  Staatsregierung  erhielt  somit  die  yoUstän- 
dige  Disposition  über  den  im  Bergbau  angelegten  Theü  des  Vermögens 
der  Gewerken ,  oder  betrieb  eigentlich  den  Bergbau  mit  fremdem  Gelde, 
ohne  sich  der  Gef&hr  eines  möglichen  Zuschusses  oder  Verlustes  auszu- 
setzen. 
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Biese  Bestimiuungen  mussten  dazu  beitragen ,   die  jimBtischen  An- 
sichten von  der  Begalität  des  Bergbaues  zn  verbreiten  and  zu  befesti- 
gen, nnd  solche  Ansichten  kamen  denn  anch  in  die  Bergordnungen  hin- 
ein.   Die  Eudolphinische  B.O.  für  Schlesien  vom  5.  Februar  1577  nahm 
Ton  dem  freien  Schürfen  und  Bauen  nach  Bergwerksgebrauch  das  Salz 
aus;   und  durch  die  Eudolphinische  B.O.  für  die  Ghrafsohaft  Glatz  wur- 
den Alaun,  Vitriol  und  Eisen  vom  freien  Aufsuchen  und  Gewinnen  aus- 
geschlossen,  und  deren  Gewinnung  einer  speciellen  Genehmigung  durch 
die  kaiserliche  Kammer  ausdrücklich   vorbehalten.      Die  Markgräflich 
Brandenburgische  B.O.  vom  1.  December  1619  gestattet  mit  Hinwei- 
sung  auf  kaiserliche  und  königliche  Preiheit  und  Konfirmation  ein  freies 
Buchen  und  Bauen,    und  dehnt  dies  Eecht  auf  alle  Mineralien,   „Schie- 
fer-, Mühl-  und  Eeuersteine  nicht  ausgenommen'^  ans,  setzt  aber  aus- 
drücklich fest,  dass  nur  allein  das  Eisenerz  dem  Grundherrn  verbleiben 
soll.     Die  Eegalität  lässt  sich  hier  zwar  nur  auf  die  Bergwerksabgaben 
und  auf  das  Bestätigungsrecht  beziehen ,   —  denn  weiter  hatte  der  Kai- 
ser nichts  verliehen,  weil  er  selbst  die  Eegalität  in  einem'  grösseren  Um- 
ÜEing  nicht  besass,    —  und  dann  wäre  die  Ausnahme  bei  dem  Eisenerz 
als  eine  landesherrliche  Gnade  zu  betrachten ,   indem  auf  den  Zehnten 
davon  Verzicht  geleistet  ward;   indessen  zeigt  gerade  diese  Ausnahme, 
dass  der  Markgraf,    ohne  es  ausdrücklich  auszusprechen,   ein  Eigen- 
thnms-  und  Dispositionsrecht  über  die  Mineralien  voraussetzte.     Die  im 
16.  Jahrhundert  vorbereitete  und  im  17.  weiter  verfolgte  Absicht,  nicht 
mehr  die  Abgaben  vom  Bergbau,  sondern  die  Mineralien  selbst  zum  Ge- 
genstand des  Bergregals  zu  erheben,   blickt  aus  allen  im  17.  Jahrhun- 
dert erlassenen  Bergordnungen  deutlich  hervor,   aber  in  keiner  dersel- 
ben findet  sie  sich  ausdrücklich  ausgesprochen.     Eine  offene  Sprache 
führte  zuerst  die  Bergresolution  vom  20.  August  1771,  welche  in  Eolge 
des  Bergpatents  für   das  Eichtelgebirge  vom  1.  Januar  1769  erlassen 
ward,  indem  bier  die  Mineralien  verzeichnet  sind,  welche  dem  Bergre- 
gal unterworfen,    und  welche  davon  ausgenommen  sein  sollen.     Die 
Uebereinstimmung  der  gesetzlichen  Vorschriften  mit  der  Bergwerksver- 
fassung,  wie  sie  sich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  unvermerkt  ausgebil- 
det hatte,   ward  durch  die  Beigordnungen  von  1766  für  Gleve,   Meurs 
und  die  Grafschaft  Mark,   von  1772  für  Magdeburg  und  Halberstadt, 
von  1769  für  Schlesien  und  Glatz,   und  später  durch  das  A.  L.E.  im 
Freussischen  Staate  hergestellt;   in  allen  andern  Deutschen  Ländern  ist 
aber  die  Eegalität,   obgleich  sie  faktisch  besteht,   noch  durch  kein  Ge- 
setz ausgesprochen.     Dass  eine  Uebereinstimmung  hinsichtlich  der  Ge- 
genstände des  Bergregals  in  den  verschiedenen  Bergordnungen  sich  nicht 
findet,   erklärt  sich  daraus,   dass  die  Gesetzgeber  bei  solchen  Bestim- 
mongen  lediglich  von  finanziellen  Eüoksiohten  geleitet  wurden,  und 
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diese  überhaupt  von  jeher  bei   der  Deutschen  Bergwerksgesetzgebung 
yorwaltend  und  leitend  gewesen  und  geblieben  sind. 

Wie  lange  die  Mineralien  ein  unbestrittenes  Zubehör  des  Grund 
und  Bodens  in  Deutschland  geblieben  sind,  lässt  sich  nicht  nachweisen; 
im  12.  Jahrhundert  waren  sie  schon  ein  Gemeingut,  welches  von  Je- 
dermann aufgesucht  und  innerhalb  gewisser  Greifen  erworben  werden 
konnte.  Die  yon  dem  Gewerbe  an  den  Landesherm  zu  entrichtenden, 
in  den  alten  Hechten  bestimmten  Abgaben,  waren  der  Gegenstand  des 
Regals;  und  dasselbe  besteht  auch  noch  in  Deutschland  gesetzlich  in 
dem  Eecht  der  Steuererhebung  und  der  landesherrlichen  Bestätigung  des 
unterirdischen  Besitzes,  wenn  gleich  es  sich  faktisch,  etwa  seit  dem 
Anfang  des  17.  Jahrhunderts,  als  ein  Eigenthums-  und  Dispositionsrecht 
des  Regenten  über  die  Mineralien  darstellt.  Die  Freierklärung  des  Berg- 
baues und  die  Bestimmungen  über  die  Finderrechte,  aus  welchen  die 
Bergregalität  abgeleitet  wird,  sind  nicht  durch  die  Regenten,  sondern 
durch  altes  Herkommen  erfolgt;  und  der  freierklärte  Bergbau  ist  Ton 
jeher  die  Form  gewesen  und  geblieben,  unter  welcher  der  Bergbau  in 
Deutschland  ausgeübt  worden  ist.  Die  den  Vasallen  durch  Schenkungen 
oder  Verleihungen  ertheilten  Privilegien  haben  nur  einen  frei  erklärten 
Bergbau,  folglich  die  Erhebung  der  davon  zu  entrichtenden  Steuern  und 
das  Bestätigungsrecht,  aber  nicht  ein  Ausschliessungsrecht  zur  Gewin- 
nung der  Mineralien  zum  Gegenstande,  wenn  der  VTortlaut  der  Urkun- 
den auch  eine  solche  Deutung  zulassen  sollte.  Urkunden,  welche  aus- 
drücklich ein  Ausschliessungsrecht,  mit  oder  ohne  TJeberlassung  der 
Bergwerkssteuem,  bewilligen,  sind  durch  den  Machtspruch  des  Lehn- 
herm,  der  bestehenden  gesetzlichen  Verfassung  zuwider,  ertheilt  worden. 

Nur  in  Preussen  ging  das  Bergregal  weiter,  aber  erst  in  Folge  der 
Gesetzgebung  des  vorigen  Jahrhunderts.  Nach  dem  A.  L.R.  Ü.  16. 
§§.  69  ff.  gehören  nämlich  alle  Fossilien,  woraus  Metalle  und  Halbme- 
talle gewonnen  werden  können,  in  Ermangelung  besonderer  Frovinzial- 
gesetze,  ausschliessend  zum  Bergwerksregal;  desgleichen  alle  Edelsteine 
und  andere  Steinarten,  wenn  sie  nicht,  wie  z.  B.  Marmor,  Porphyr, 
Granit,  Basalt,  Kalk,  Lehm,  ausgenommen  sind;  femer  alle  Salzarten 
mit  den  Salzquellen,  vorzüglich  Steinsalz,  Salpeter,  Vitriol  und  Alaun, 
so  wie  auch  Inflammabilien,  als  Schwefel,  Reissblei,  Stein-  und  Braun- 
kohlen. Andere  Fossilien  hingegen,  die  in  ihrer  natürlichen  Gestalt 
sogleich  zum  ökonomischen  Gebrauche,  bei  Künsten,  Handwerken  oder 
zum  Bauen  genutzt  zu  werden  pflegen ,  gehören  dem  Eigenthümer  des 
Grundes  und  Bodens,  oder  dem  Gutsherrn,  wenn  derselbe  nach  den 
Provinzialgesetzen  das  Vorrecht  darauf  hat.  üeber  die  Bestrafung  un- 
befugter Gewinnung  und  Aneignung  von  Mineralien  erging  unterm 
26.  März  1866  ein  besonderes  Strafgesetz,    üeber  den  Bergwerksbetrieb 
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galten  ausser  den  landrechtlichen  Yorschriften  noch  verschiedene  pro- 
Tinzielle  Gesetze  und  alte,  schon  lange  nicht  mehr  zeitgemässe  Bergord- 
nungen. Durch  die  K.O.  vom  29.  Juni  1861  wurden  die  königlichen 
Bergämter  anfgehohen,  und  ihre  Befugnisse  auf  die  Oberbergämter  über- 
tragen. Eine  Vereinigung  der  Oberbergämter  mit  den  Begierungen  war 
schon  1808  (S.  8)  in  Aussicht  gestellt. 

Was  die  Bergwerksabgaben  betrifft,    so  bestimmte  die  K.O.  vom 
30.  August  1820,   dass    sie   auf  der   linken  Eheinseite  in  ihrem  bis- 
herigen Betrage  von  b^  des  reinen  Ertrages  einer  Grube  nach  Mass- 
gabe der  Bechnungen  erhoben  werden  sollte.     Zur  Ausföhrung  dieser 
K.O.  erging  die  Verordnung  vom  21.  Januar  1857.     Für  alle  übrigen 
Landestheile  wurde  durch  ein  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  der  Bergzehent 
auf  den  Zwanzigsten  oder  5^  ermässigt  und  das  Bezessgeld  für  jedes 
vom  Staate  verliehene  Bergwerk  auf  1  Thlr.  jährlich  festgesetzt,   und 
24  andere  Staatsabgaben  von  Bergwerken  wurden  aufgehoben.    Zugleich 
wurde  eine  Aufsichtssteuer  von  1-^  eingeführt  von  dem  Erlöse,   bezie- 
hungsweise dem  Werthe  der  Produkte  des  Bergwerks  zur  Zeit  des  Ab- 
satzes der  letzteren.      Die  vom  Staate  abgeschlossenen  Verträge  über 
Bergwerksabgaben,  und  alle  sonst  auf  gesetzliche  Weise  hinsichtlich  der 
Bergwerksabgaben  erworbenen  Privatrechte  und  bestehenden  Befreiun- 
gen von  solchen  Abgaben  wurden  durch  dies  Gesetz  nicht  berührt.    Blei- 
und  Eisenstein -Bergwerke  sollten  bis  zum  Erscheinen  eines  allgemeinen 
Bergwerksgesetzes  den  Zwanzigsten  und  die  Au&ichtssteuer  nur  in  dem 
Eall  entrichten,   wenn  sich  am  Jahresschluss  ergiebt,  dass  -^  von  dem 
rechnungsmässigen  Werthe  der  im  Laufe  des  Jahres  fertig  gestellten  und 
von  der  Behörde  abgegebenen  Produkte  den  Betrag  der  rechnungsmässi- 
gen Ausgabe  desselben  Jahrs  übersteigen.    Nach  dem  Gesetz  vom  22.  Mai 
1861  sollte  der  Zwanzigste  vom  Ertrage  der  Bergwerke,  so  weit  er  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  in  Gelde  oder  in  Natura  zu  den  Staatskassen 
fliesst,    vom  1.  Januar  1862  ab  um  ^  oder  von  5  auf  4^,   und  sodann 
vom  1.  Januar  jedes  Jahres  ab,   in  dessen  Vorjahre  diese  Abgabe,   mit 
Hinzurechnung  der  Aufisichtssteuer,    die  Summe   von  1,000,000  Thlr. 
erreicht  hat,  um  ein  ferneres  Fünftheil  ermässigt  werden,   bis  er  auf  f 
seines  Betrages  für  1861  oder  auf  2  ^  des  Ertrages  herabgesetzt  ist.    Das 
Gesetz  vom  31.  Oktober  1862  bestimmte:  Die  bisher  von  Eisenerz-Berg- 
werken an  den  Staat  entrichteten  Abgaben  sind  von  1863  ab  im  ganzen 
Staat  aufgehoben;   desgleichen  von  1865  an  auch  das  Bezessgeld  von 
allen  übrigen  Bergwerken.     Von  1863  ab  werden  noch  gewisse  feste 
Staatsabgaben  von  Bergwerken  aufgehoben.     Die  in  den  rechtsrheini- 
schen Landestheilen  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Mai  1861  ausser  der  Auf- 
sichtssteuer von  dem  Bruttoertrage  der  Bergwerke  an  den  Staat  zu  ent- 
richtende Bergwerksabgabe  von  4^  wird  von  1863  an  auf  3^,  von  1864 


230  ZWEITES  KAPITEL.     REGALIEN  UND  DOMÄNEN. 

an  auf  2^  und  von  1865  an  auf  If  herabgesetzt.  Yon  1865  an  hören 
alle  seitherigen  Be&eiungen  von  der  Au&ichtssteuer  und  der  Bergwerks- 
abgabe auf,  soweit  dieselben  nicht  auf  priyatrechtlichen  Titehi  beruhen. 
Yon  demselben  Zeitpunkt  an  unterliegt  der  Betrieb  der  Hüttenwerke 
der  Gewerbesteuer.  In  den  linksrheinischen  Landestheilen  wird  von 
1865  ab,  statt  der  seitherigen  Bergwerkssteuem,  eine  Bergwerkssteuer 
von  2^  von  dem  Werthe  der  Produkte  des  Bergwerks  zur  Zeit  des  Ab- 
satzes der  letzteren,  ausschliesslich  der  Eisenerz -Bergwerke,  erhoben. 

An  die  Stelle  einer  Reihe  von  alten  Berggesetzen  ist  öss  allgemeine 
Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  zur  Geltung  gelangt.  Dasselbe  enthält 
zwölf  Titel:  allgemeine  Bestimmungen,  von  der  Erwerbung  des  Berg- 
werkseigenthums ,  von  dem  Bergwerkseigenthum,  von  den  Rechtsver- 
hältnissen der  Miteigenthümer  eines  Bergwerks,  von  den  Rechtsver- 
hältnissen zwischen  den  Bergbautreibenden  und  den  Gbomdbesitzem,  von 
der  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums,  von  den  Knappschaftsver- 
einen, von  den  Bergbehörden,  von  der  Bergpoüzei,  provinzialrechtliohe 
Bestimmungen,  XJebergangsbestimmimgen,  Schlussbestimmungen.  Da- 
nach sind  von  dem  Yerfügungsrecht  des  Grundeigenthümers  ausgeschlos- 
sen: Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Raseneisen- 
erze, Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Mangan,  An- 
timon und  Schwefel,  gediegen  und  als  Erze,  Alaun-  und  Yitriolerze, 
Steinkohle,  Braunkohle  und  Graphit,  Steinsalz  nebst  den  mit  demsel- 
ben  aaif  der  nämlichen  Lagerstätte  vorkommenden  Salzen  und  die  Sool- 
quellen.  Der  Erwerb  und  Betrieb  von  Bergwerken  fiir  Rechnung  des 
Staats  ist  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ebenfalls  unterworfen.  An 
den  Rechten  des  Staats  bezüglich  des  Salzhandels  wird  durch  dasselbe 
nichts  geändert.  Im  Bereich  des  Westpreussischen  Provinzialrechts  sind 
nur  Steinsalz  und  SoolqueUen  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes unterworfen,  doch  kommen  dort  auch  einige  Bestimmungen  des- 
selben in  Bezug  auf  den  Braunkohlenbergbau  in  Anwendung.  Yon  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  in  dem  Herzogthum  Schlesien  und 
der  Grafschaft  Glatz ,  in  Neuvorpommem  und  Rügen ,  sowie  in  den  Ho- 
henzollemschen  Landen  die  Eisenerze  ausgenommen.  Die  Besitz-  und 
Rechtsverhältnisse  bei  Stein-  und  Braunkohlen  in  Sachsen,  Lausitz 
u.  8.  w.  sollen  wie  bisher  aufrecht  erhalten  werden.  Li  den  linksrhei- 
nischen Landestheilen  bleiben  die  Dachschieferbrüche,  die  Trassbrüche 
und  die  unterirdisch  betriebenen  Mühlsteinbrüche  auch  femer  der  poli- 
zeilichen Beaufsichtigung  durch  die  Bergbaubehörde  unterworfen. 

Dass  die  Erhebung  der  Bergwerksabgaben  und  die  Bergpoüzei,  so 
wie  auch  die  Yerwaltung  der  Staats -Berg-  und  Hüttenwerke  von  dem 
Handelsministerium  ressortiren,  ist  nicht  nothwendig.  Wahrscheinlich 
ist  es  auch  nicht,  dass  dadurch  den  nichtstaatlichen  Werken  irgend  ein 
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Yortheil  erwächst.  Das  Ministerium  des  Innern  könnte,  wie  die  Eorst- 
polizei,  auch  die  Bergwerkspolizei  handhaben,  und  das  Finanzministe- 
xium  könnte,  neben  den  Staatsforsten ,  den  Domänen  und  den  indirek- 
ten und  direkten  Steuern,  einschliesslich  der  Gewerbesteuer  von  den 
Hüttenwerken,  auch  noch  alle  Bergwerksabgaben,  so  wie  die  Berg-  und 
Hüttenwerke  des  Staats  verwalten.  £s  wäre  besser,  meint  Bau,  die 
Beaufsichtigung  des  Priyatbergbaues  ebenso  wie  die  der  Frivatforstwirth- 
Schaft  unter  die,  zur  Yolkswirthschaftspflege  berufenen  Oberbehörden 
zu  stellen,  da  hierdurch  die  Versuchung,  die  Friyatuntemehmungen  zu 
Gunsten  der  Staatsbergwerke  zu  beengen  und  zu  belästigen,  beseitigt 
würde.  Die  Staatsbergwerke  werfen  im  Ganzen ,  wenn  auch  einzelne 
ziemlich  ergiebig  sein  mögen,  in  den  meisten  Ländern  einen  geringen 
Beinertrag  ab.  Den  Ghrund  hiervon  findet  Bau  in  den  grösseren  Kosten 
des  sowohl  zur  Verwaltung  einzelner  Werke  als  zur  höheren  Leitung 
bestellten  Fersonals ;  in  der  öfters  eintretenden  Versuchung  zu  unnöthi- 
gen  Bauten,  zur  Anstellung  unzweckmässiger  Versuche  und  zu  ähnlichen 
unwirthschaftlichen  Massregeln,  welche  in  einer  Friyatuntemehmung 
sorgfältiger  yermieden  werden;  endlich  in  der,  allerdings  sehr  irrigen, 
Meinung,  dass  man  aus  yolkswirthschafÜichen  Gründen  auch  einen  mit 
Verlust  (Zubusse)  verbundenen  Cbrubenbau  fortsetzen  müsse.  Nicht  alle 
Staaten  besitzen  Berg-  und  Hüttenwerke,  z.  B.  nicht  Frankreich  und 
GroBsbritannien.  Die  Beibehaltung  eines  solchen  Besitzes  für  Preussen 
ist  gewiss  nicht  nothwendig.  Ein  besonderer  Nutzen  davon  für  das  Volk 
läast  sich  nicht  absehen.  Daher  empfiehlt  sich  der  baldigstmögliche  Ver- 
kauf aller  Berg-  und  Hüttenwerke  des  Staats.  Die  Beibehaltung  von 
Staatswerken,  die  wemg  einbringen  oder  eigentlich  dem  Volke  mehr 
kosten,  als  sie  der  Staatskasse  netto  einbringen,  kann  als  vortheilhalt 
nicht  gelten.  Ganz  besonders  räthlich  ist  aber  die  Veräusserung  der  vor- 
zugsweise einträglichen  Werke,  denn  diese  würden,  wenn  die  Veräus- 
serung rechtzeitig  und  in  zweckmässiger  Weise  geleitet  wird,  die  höch- 
sten Xau^reise  bringen.  Weshalb  werden  aber  die  Staatswerke  nicht 
veräussert?  Ich  glaube,  es  geschieht  deshalb  nicht,  weil  eine  Menge 
Beamten  dagegen  sind,  die  besorgen,  entbehrlich  und  auf  ein  geringes 
Einkommen  gesetzt  zu  werden.  Aus  den  bereits  oben  (S.  97.  98)  an- 
geföhrten  Gründen  würden  daher  die  bei  der  Bergwerks-,  Hütten-  und 
Salinenverwaltung  entbehrlich  werdenden  Beamten  sogleich  mit  einer 
ihrem  Gehalt  nahe  kommenden  Pension  entlassen  werden  müssen. 

Es  ist  übrigens  sehr  schwer,  genau  zu  berechnen  und  anzugeben, 
was  die  Staatswerke  netto  einbringen.  Es  sind  für  1861  angegeben  ^) 
bei  den 


1)  Jahrbach  für  die  amtliche  Statbtik.  I.  Jahrg.  S.  429.  481. 
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Gruben        Hütten  Salinen        überhaupt 

Thlr.  Thir.  Thlr.  Thlr. 

die  Einnahmen     .     .     7,558,619     2,990,835     1,383,138     11,932,592 
die  Ausgaben  .     .     .     5,690,225     2,436,120        896,056       9,022,401 

bleibt     1,868,394         554^715        487,082       2,910,191 

Ausserdem  wurden  verwendet  zusammen 104,050 

also  Ertrag  der  fiskalischen  Werke ^,806,141 

Hierzu  bei  Einnahmen  Ausgaben 

Thlr.  Thlr. 

der  Ministerialabtheilung .     .     .     .  1,527  79,338 

den  Oberbergämtem 2,611  117,556 

den  Bergämtem ,  1,055,425  247,739 

zusammen  1,059,563  444,633 

ab  Ausgaben  444,633 


bleibt  614,930 

zusammen     3,421,071 

Hieraus  ergiebt  sich,   dass  yon  denjenigen  Einnahmen,   welche  nicht 
Ton  den  Staatswerken  kommen,  42  ^  durch  die  Ausgaben  absorbirt  wer- 
den.    Unter  der  Einnahmesumme  von  1,059,563  Thlm.  sind  1,023,616 
Thlr.  Bergwerksabgaben,   deren  Erhebung  gewiss  nicht  mehr  zu  kosten 
braucht  als  die  Erhebung  der  indirekten  Steuern,   welche  10  bis  15^ 
kostet     Man  wird  also  annehmen  müssen,  dass  von  den  444,633  Thlm. 
Ausgaben  ein  erheblicher  Betrag  nur  durch  die  Staatswerke  veranlasst 
wird,   so  dass  der  wirkliche  reine  Ertrag  von  denselben  bedeutend  ge* 
ringer  war  als  2,806,141  Thlr.    Wenn  alle  Staatswerke  in  PriTathänden 
wären,   so  würde  ihr  Ertrag  wahrscheinlich  grösser  sein  als  jetzt,  und 
sie  würden  dem  Staat  Abgaben  bringen.     Durch  den  Verkauf  würde  das 
Gebiet  der  PriTatindustrie   erweitert.     Der  Ertrag  aller  industriellen 
Unternehmungen  ist  wechselnd.    Der  reine  Ertrag  der  Staatswerke  steht 
in  den  Etats  aufgeführt  für  1850  mit   1,086,851  Thlr.,   für  1855  mit 
1,119,182  Thli:,,  für  1858  mit  2,605,228  TMr.,  für  1861  mit  2,062,137 
Thlr.,  für  1867  mit  3,931,511  Thlr.  Einnahmen,   welche  sich  so  wenig 
gleich  bleiben  und  welche  mit  der  Bevölkerung  nicht  steigen  können, 
sind  aber  nicht  die  wünschenswerthen  Staatseinnahmen.     Ein  Staat,  der 
aus  industriellen  Unternehmungen  einen  irgend  erheblichen  Theil  seiner 
Einnahmen  bezieht,   muss  die  Steuern  erhöhen,  wenn  der  Ertrag  der 
Staatsindustrien  weniger  steigt  als  die  Beyölkerung,   oder  wenn  diese 
Industrien,  statt  Gewinne,  Verluste  bringen. 

Diese  Ideen  machen  auf  Neuheit  keinen  Anspruch.  Schon  Tor 
1806  sprach  Krug  Aehnliches  aus.  „Wenn  man  die  Unentbehrlichkeit 
des  Eisens,  Kupfers  und  Bleis  zum  Gebrauch  nicht  in  Anschlag  bringt, 
sondern  bloss  auf  den  haaren  Vortheil  dieser  Metalle  sieht,  so  sind  einige 
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hundert  Morgen  gutes  Ackerland  ein  wichtigeres  Kapital  für  den  Staat, 
als  manches  sehr  bekannte  Bergwerk,  denn  der  Acker  ist  unerschöpfbar, 
aber  die  reichsten  Bergwerke  werden  erschöpft;  die  Eeproduktion  des 
Ackers  bleibt  sich  in  der  Regel  gleich,  die  der  Bergwerke  aber  ist  den 
grossten  Schwankungen  unterworfen,  und  es  würden  Tiele  Preussische 
Bergwerke  gar  keinen  Eaufwerth  haben ,  wenn  sie  zum  Verkauf  ausge- 
boten weiden  sollten.  Der  wahre  Werth  der  Bergwerke  würde  am 
besten  erkannt  werden ,  wenn  die  Regierung  die  Werke ,  die  yon  ihr 
administrirt  werden,  zum  Verkauf  ausstellen  wollte,  jedoch  ohne  das 
Recht  eines  Monopols  oder  einer  mit  dem  Verkauf  der  Bergwerkspro- 
dukte verbundenen  Abgabe ;  man  würde  dann  sich  überzeugen,  ob  dieses 
oder  jenes  Werk  auf  Kosten  des  Nationaleinkommens,  oder  ob  es  mit 
Nutzen  für  dasselbe  betrieben  wird.  Wenn  sich  kein  Käufer  zu  diesen 
Werken  findet,  der  mit  den  ausländischen  Preisen  der  Bergwerkspro- 
dukte die  Konkurrenz  aushalten  kann,  so  ist  auch  die  Betreibung  dieser 
Werke  dem  Nationaleinkommen  schädlich,  und  dem  Staate  wäre  besser 
gerathen ,  diese  Werke  unbebaut  liegen  zu  lassen  und  die  Kapitale  und 
Menschenkräfte  auf  andere  Nutzungen  zu  yerwenden,  welche  reinen 
Ertrag  bringen,  die  dann  mehr  eintragen  würden,  als  die  Quantität 
Be]^;werksprodukte  werth  ist ,  welche  wir  dann  von  Ausländem  kaufen 
müssten.  Wenn  der  Staat  die  Betreibung  der  Kupfer-,  Eisen-,  Blei- 
und  Salpeterwerke  auch  bei  wirklichem  Nationalyerlust  deswegen  für 
nothwendig  hält»  weil  sie  zum  Bedarf  der  Armee  unentbehrlich  sind,  so 
hat  dieses  zwar  einen  Schein  der  Wahrheit  für  sich ,  indessen  hat  uns 
doch  die  Erfahrung  häufig  gelehrt,  dass  auch  selbst  in  einem  Kriege 
für  Geld  und  andere  Waaren  diese  Produkte  Tom  Auslande  in  hinrei- 
chender Menge  zu  haben  sind,  und  dass  also  eine  Nation  nicht  nöthig 
hat,  in  Friedenszeiten  deswegen  ihr  reines  Einkommen  anzugreifen,  um 
einen  Ertrag  aus  Werken  zu  erzwingen,  welche  ein  wirthschafüicher 
Privatmann  so  lange  ungenutzt  liegen  lassen  wird,  bis  der  Weltpreis 
dieser  Produkte  so  hoch  steigt,  dass  bei  der  Gewinnung  derselben  reiner 
Profit  zu  erwarten  ist."  Krug  glaubte  mobi  weit  von  der  Wahrheit 
entfernt  zu  sein,  wenn  er  „den  Kapitalwerth  aUer  unserer  Bergwerke 
zu  7,500,000  Thlr."  annähme  i).  Der  Werth  der  Berg-  und  Hütten- 
werke und  Salinen  lässt  sich  natürlich  ohne  Rücksicht  auf  die  Preise 
der  Produkte  nicht  schätzen.  Sind  diese  Preise  auf  Kosten  der  Ver- 
braucher durch  Schutzzölle  oder  Einfuhrverbote  in  die  Höhe  getrieben, 
so  werden  auch  die  Bergwerke,  Hütten  und  Salinen  einen  höheren 
Werth  haben.  So  lange  nun  der  Staat  noch  Werke  besitzt,  hat  die 
Verwaltung  der  Staatswerke,  so  wie  auch  ihr  Chef,  der  HandeJ-sminister, 

1)  Betrachtungen  über  den  Nationalreichtfaum  des  Pr.  Staats,  Th.  I.   S.  198. 
S68  —  270. 
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an  Beibehaltang  der  Schutzzölle  dasselbe  Interesse  wie  die  Privatbesitser, 
wenn  ancb  der  Finanzminister  ein  entschiedener  Gegner  aller  Schutz- 
zöllnerei  wäre.  Dass  in  Freussen  und  im  Zollverein  für  Bergwerks- 
und  Hüttenerzeugnisse  Schutzzölle  bestehen,  zeigt  der  Zolltarif.  Wtuv 
den  die  Schutzzöllner  es  wohl  durchgesetzt  haben ,  dass  1 844  auf  Boh- 
eisen  ein  Eingangszoll  gelegt  wurde  und  die  Zölle  von  anderem  Eisen 
erhöht  wurden ,  wenn  der  Staat  Gruben  und  Hütten  nicht  besässe  ^)  ? 

Im  Verlag  der  Königlichen  Geheimen  Ober-Hofbuohdruckerei  er- 
schien 1862  eine  kleine  Schrift:  ,,üeber  die  Betriebs -Ergebnisse  der 
Staats  -  Hüttenwerke  in  den  Jahren  1853  bis  1860.  Nach  amtlichen 
Quellen.''  Darin  ist  gesagt,  dass  die  Verwaltung  der  Staatswerke  in 
einer  in  Berlin  im  Juli  1862  erschienenen  (mir  jedoch  nicht  zugänglich 
gewordenen)  Druckschrift:  ,,über  die  Betriebsergebnisse  der  Staatshütten- 
werke in  den  Jahren  1853  bis  1860"  angegriffen  worden  sei,  indem  in 
den  genannten  acht  Jahren  von  den  Staatshüttenwerken  ein  Ferlust 
von  2,332,142  Thlr.  19  Sgr.  8  Ff.  berechnet  und  behauptet  würde,  dass 
der  fiskalische  Betrieb  ein  Krebsschaden  im  Staate  sei.  Den  baaren 
Ueberschuss  von  den  königlichen  Hüttenwerken  giebt  die  offioielle  Schriit 
in  einer  Summe  von  435,550  Thlr.  1  Sgr.  5  Ff.  an.  „In  derselben  ist 
der  Antheil  des  Verwaltungsaufwandes  für  die  oberen  Bergbehörden,  so 
wie  der  Ausgaben  für  Unterstützungen  und  Anziehung  der  Beamten  und 
Arbeiter,  für  Zuschüsse  zu  Knappschaftakassen  tveggelassen ,  da  er  doch 
nur  zu  arbitriren  sein  würde  und  nicht  so  bedeutend  ist,  als  dass  da- 
durch das  Resultat  der  Nachweisung  erheblich  alterirt  werden  könnte." 
Das  Anlage-  und  Betriebskapital,  heisst  es  femer,  wäre  von  An&ng 
1853  bis  Ende  1860  Thir.       Sgr.   Pf. 

von 5,567,679  17     6 

auf 6,920,847     2     6 

also  um 1,353,167   15  — 

gestiegen,  welchem  in  Folge  einer  am  Schlüsse  des 
Jahres  1858  vorgenommenen  Eevision  und  Herab- 
setzung der  nach  den  früheren  Taxprincipien  er- 
mittelten Werthe  noch  hinzuträte 134,751   19     4 

so  dass  die  Vermögensvermehrung  betrüge.     .     .       1,487,919     4     4 

hierzu  obige 435,550     1     5 

ergiebt  einen  Gewinn  von 1,923,469     5     9 


1)  In  dem  Jahresberichte  der  Vorsteher  der  EAufmannschaft  in  Stettin  für  1867 
wurde  geklagt ,  dass  die  Oberschlesische  Eisenbahn  von  ausländischem  Eisen ,  wel- 
ches von  Stettin  nach  Breslau  und  Oberschlesien  geht,  höhere  Fracht  fordert,  als 
von  Schlesischem  Eisen ,  welches  nach  Stettin  geht ,  und  gebeten ,  da  der  Art.  45 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  die  möglichste  Gleichförmigkeit  und 
Herabsetzung  der  Tarife  and  für  Boheisen  den  Einpfennigtarif  ausichert,  die  König- 
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8o  berechnet  die  officielle  Schrift  einen  Gewinn  yon  1,923,469  Thlr., 
während  die  FriTatsohiift  einen  Verlust  von  2,332,142  Thlr.  berechnet 
Das  ergäbe  eine  Bechnongsdifferenz  Ton  4,256,611  Thlr.  für  acht  Jahre, 
oder  Yon  531,951  Thlr.  für  ein  Jahr.  Wer  hat  Recht?  Die  officielle 
Schrift  sagt,   daaa,   wenn  die  Frivatschrift  die  Geldeinnahme  in  acht 

Thlr.  Scr.     Pf. 

Jahren  zu 21,268  012  —  6 

angegeben  habe,  noch 1,276,406  21  6 

und 465,067  10  3 

hinjnurosetzen  seien.     Dies  ergiebt 23,009,486  2  3 

Femer,  wird  gesagt,  hätte  die  Friyatschrift  zu  Tiel  an  Yerwaltongs- 
kosten  für  die  Hüttenwerke  angesetzt.  Um  welche  Smnme  der  Ansatz 
zu  hoch  ist ,  giebt  die  offtcielle  Schrift  aber  nicht  an.  Einen  überzeu- 
genden Beweis  habe  ich  aus  der  officieUen  Schrift  nicht  erlangen  kön- 
nen. Denn  die  Angaben  derselben  über  Anlage-  und  Betriebskapital 
sind  doch  nichts  anders  als  Schätzungen  und  Behauptungen,  die  für  eine 
Ferson,  welche  die  Staatshüttenwerke  kaufen  möchte,  doch  nur  einen 
geringen  Werth  haben  könnten.  Denn  ein  Kauflustiger  wird  gewiss 
nicht  nach  einem  von  dem  Verkäufer  angegebenen  Werth  den  zu  er- 
wartenden Ertrag ,  sondern  umgekehrt  nach  dem  seitherigen  wirklichen 
reinen  Ertrag  den  Werth  schätzen ,  um  danach  den  Eau^reis  zu  be- 
stimmen, den  er  bieten  könnte.  Die  üeberschüsse  haben  in  acht  Jahren 
in  der  Wirklichkeit  weniger  als  435,550  Thlr.,  oder  jährlich  im  Durch- 
schnitt weniger  als  54,443  Thlr.  betragen.  Ein  Kauflustiger,  der  yon 
seinem  Kapital  einen  höheren  Ertrag  als  5^  nicht  yerlangen  wollte, 
müsste  also  den  Werth  auf  weniger  als  1,088,860  Thlr.  schätzen  — 
wenn  auch  die  Begierung  das  in  den  Staatshüttenwerken  steckende  An- 
lage- und  Betriebskapital  auf  6  —  7  Millionen  schätzt. 

Am  24.  März  1857  sagte  der  Abgeordnete  y.  Fatow,  dass,  sollte 
gegen  jede  Yeräusserung  yon  Domänen  und  Forsten  eine  so  unwider- 
stehliche Abneigung  yorhanden  sein,  man  dann  diese  Abneigung  gegen 
die  Yeräusserung  yon  gewerblichen  Etablissements  schwerlich  in  glei- 
chem Grade  haben  könne.  Er  habe  hier  yorzugsweise  die  umfangrei- 
chen Hüttenwerke  im  Auge,  welche  sich  in  fiskalischem  Besitz  befinden. 
Es  sei  yon  yielen  Seiten  die  Meinung  ausgesprochen  worden,  dass  es  in 
der  That  ernstlich  in  der  Absicht  gelegen  habe,  zur  Yeräusserung  dieser 
Hüttenwerke,  entweder  sämmtlicher  oder  doch  eines  grossen  Theils  der- 


licfae  IMrektion  der  Obenchlesischen  Eisenbahn  schleunigst  an  veranlassen ,  „ihren 
Tarif  für  Getreide  auf  der  Strecke  Breslau-Stettin  mit  dem  Tarif  der  Strecke  Bres- 
lau-Berlin in  Parität  zn  bringen  und  für  Boheisen  auf  ihrer  Strecke  in  der  Bich- 
tnng  Ton  Oberschlesien  nach  Stettin  und  in  umgekehrter  Bichtung  den  Einpfennig- 
tarif einzuführen/* 
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selben  zu  schreiten,  dass  aber  später  diese  Absicht  wieder  angegeben 
worden  sei.  Ware  das  letztere  der  Fall,  so  würde  er  dies  sehr  bedauern 
müssen.  Gerade  hier  liege  der  finanzielle  Yortheil  noch  viel  klarer  auf 
der  Hand,  als  bei  den  Domänen  und  Forsten,  und  alle  die  Bedenken, 
welche  man  einer  Domänen-  und  Forsten -Yeräusserung  entgegen  zu 
setzen  haben  könnte,  würden  hier  nicht  in  Betracht  kommen.  Er  glaube 
also,  dass  hier  in  der  That  ein  Mittel  nachgewiesen  sei,  welches  zu 
einer  ansehnlichen  Yerbesserung  unserer  Finanzlage  führen  könnte. 
In  neuerer  Zeit  scheint  auch  die  Begierung  zu  der  Ansicht  gelangt  zu 
sein,  dass  der  Verkauf  der  Hüttenwerke  nützlicher  als  ihre  Beibehal- 
tung ist.  Sie  hat  nämlich  das  Sayner-Hüttenwerk  verkauft  ^).  In  der 
Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  Tom  12.  December  1866  sagte  ein  Be- 
"gierungskommissar,  dass  nur  noch  wenig  Hüttenwerke  im  Besitz  des 
Staates  seien,  dass  auch  die  Begierung  nichts  gegen  den  Verkauf  der 
Eisenhüttenwerke  in  Schlesien  hätte.  Femer  theilte  am  27.  Januar 
1868  ein  Begierungskommissar  mit,  dass  die  beiden  Hüttenwerke,  Eisen- 
spalterei  und  Kupferhammer  bei. Neustadt-Eberswalde  veräussert  worden 
Qcien.  Die  Hüttenwerke  in  den  alten  Provinzen  reducirten  sich  daher 
auf  eine  sehr  geringe  Zahl,  nämlich  die  drei  Eisenhüttenwerke  in  Ober- 
schlesien, eine  Eisengiesserei  in  Berlin  und  eine  Blei-  und  Silberhütte 
in  Schlesien.  „Die  Eisenhüttenindustrie  ist  im  vorigen  Jahre  nicht 
glücklich  gewesen:   die  Beträge,    die  im  Etat  vorgesehen  waren,    sind 


1)  Im  Abgeordnetenhanse  sagte  am  11.  Mai  1865  ein  Begieningskommissar : 
„Das  Sayner  Hüttenwerk  hat  seit  einer  langen  Heike  von  Jahren  nur  ungünstige 
Resultate  gehabt,  und  erst,  seit  das  Werk  im  Jahre  1860  mit  bedeutenden  Kosten 
meliorirt  wurde,  sind  die  UeberschQsse  beträchtlicher  geworden.  Seit  vielen  Jahren 
war  der  Durchschnittsertrag  des  Werkes  40,000  Thlr.  Man  kann  allerdings ,  wenn 
man,  wie  der  Vorredner  gethan,  nur  einzelne  Zahlen  herausgreift  und  insbesondere 
dabei  nicht  den  sehr  wesentlichen  Unterschied  des  Ueberschusses  von  dem  Ertrage 
des  Werkes  berücksichtigt,  su  ganz  anderen  Resultaten  kommen,  die  aber  nicht 
die  thatsächlichen  sind.  Der  grösste  Theil  dieses  Durchschnittsertrages  von  40,000 
Thlr.  ,  nämlich  25,000  Thlr. ,  resultirte  aus  den  Lieferungen  von  Eisenmaterial  für 
das  ELriegsministerium  zur  Geschützgiesserei  in  Spandau.  Nun  ist  aber  das  Kriegs- 
ministerium in  der  Lage,  in  der  Folge  seine  Geschütze  ans  Qussstahl  fertigen  zu 
lassen.  Man  geht  allgemein  ab  von  dem  Bezug  des  Geschützmaterials  aus  Gnss- 
eisen,  die  bisherigen  Lieferungen  von  Roheisen  aus  der  Sayner  Hütte  nach  Spandan 
sind  daher  in  Zukunft  nicht  mehr  in  Aussicht,  und  damit  fallt  eine  Hauptertrags- 
quelle für  das  Werk  fort.  Da  ausserdem  das  Werk,  mit  Ausnahme  eines  im  Jahre 
1860  neugebauten  Hochofens  bei  Mühlhofen ,  aus  alten  und  unzweckmässig  eiuge- 
richteten  Anlagen  besteht,  für  deren  nöthigen  Umbau  eine  Summe  von  über  eine 
Million  hätte  beansprucht  werden  müssen,  die  in  den  nächsten  Jahren  im  Staats- 
haushaltsetat figurirt  hätte,  so  war  es  zweclunässig,  an  eine  Yeräusserung  des  Wer- 
kes zu  denken.^*  Wenn  die  Hüttenverwaltung  25,000  Thlr.  in  Einnahme  gebucht 
hat,  welche  in  den  Rechnungen  der  Militärverwaltung  als  Ausgaben  gebucht  sind, 
so  ist  dem  Fbkus  dadurch  natürlich  kein  Gewinn  erwachsen! 
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niclit  erreicht  worden ;  im  Yorliegenden  Etat  ist  daher  eine  Ermäsmgnng 
der  IJehersehüBse  herücksichtigt/'  Am  6.  Decemher  1869  erfhhr  das 
AbgeordnetenhaaSy  dass  das  Eisenhüttenwerk  Königshütte ,  auf  welches 
seit  1850  2  Millionen  verwendet  worden  und  dessen  Ertrag  for  1870 
auf  93,160  Thlr.  veranschlagt  war,  fdr  1,306,000  Thlr.  in  Privatbesitz 
überging. 

Der  Bergbau  auf  Eisen  und  besonders  auf  Kohlen ,  den  die  Begie- 
mng  betreibt,  ist  bedeutend.  So  lange  aber  Gruben  in  Oberschlesien 
sich  noch  in  ihren  Händen  befinden,  bleiben  sie  Lookspeisen  für  die 
beiden  östlichen  Nachbarn ,  eben  so  wie  die  dem  Staate  gehörigen  Koh- 
lengruben an  der  Saar  fortwährend  eine  Lockspeise  für  den  westlichen 
Nachbar  sind  ^).  Die  Sicherheit  für  Land  und  Yolk  wird  ohne  Zweifel 
erhöht,  wenn  die  Begierung  je  eher  je  lieber  alle  Gruben,  Hütten  und 
Salinen  durch  Yersteigerung  in  Privathände  bringt.  Und  wird  der  Er- 
lös sogleich  und  lediglich  zur  Abzahlung  von  Staatsschulden  verwendet, 
so  werden  die  Ausgaben  des  Staats  dauernd  vermindert,  während  auch 
die  Einnahmen  steigen ,  da  die  Erwerber  davon  Steuern  zahlen.  Also 
auch  finanziell  ist  die  Nichtveräusserung  dieser  Werke  nicht  zu  recht- 
fertigen. Was  die  Salzwerke  betrifft,  so  kann  die  Regierung  die  Pro- 
dukte derselben,  so  wie  auch  das  aus  dem  Auslande  eingeführte  Salz 
nicht  mehr  monopolsweise  verkaufen  lassen,  weil  das  Salzmonopol  (§.  32) 
aufgehört  hat.  Vorher  wurde  das  Salz  aus  den  Staatssalinen  der  Salz- 
monopolverwaltung zum  Verkauf  übergeben.  Was  diese  der  Salinen- 
verwaltung dafür  gutschrieb,  war  eigentlich  gleichgültig.  Je  höherer 
Gewinn  bei  der  Salinenverwaltung  gerechnet  wurde,  um  so  geringerer 
Gewinn  musste  bei  der  Salzmonopolverwaltung  herauskommen.  Es  wa- 
ren zwei  Staatssäckel,  die  ihre  Erträge  in  die  allgemeine  Staatskasse 
ausschütteten.  Je  weniger  der  eine  Säckel  lieferte,  desto  mehr  konnte 
aus  dem  andern  genommen  werden.  Die  Bergverwaltung  berechnete 
sich  in  den  letzten  Jahren  die  Selbstkosten  des  Kochsalzes  durchschnitt^ 
lieh  auf  15  Sgr.  |  Pf.,  die  des  Steinsalzes  auf  4  Sgr.  3,^  Pf.  pr.  Centner, 
das  macht  ujiter  Hinzufügung  von  5  {  Gewinn  beim  Verkauf,  pr.  Tonne 
von  37 8, g  Zollpfund  Kochsalz  59  Sgr.  9,^,  Pf.,  Steinsalz  17  Sgr.  2,33  Pf. 
Die  Preise  des  Englischen  Salzes  stellten  sich  in  den  Preussischen  Ost- 
seehäfen: weisses  Salz  31  Sgr.  die  Preussische  Tonne  oder  8  Sgr.  l^Pf. 
pr.  Centner,   Steinsalz  28  Sgr.  8  Pf.  die  Pr.  Tonne  oder  7  Sgr.  6  Pf.  ^r. 


1)  Im  August  1870  wollte  der  „Observer**  Kenntniu  erhalten  haben  von  den 
Friedensbedingangen,  die  Frankreich  f&r  den  Fall  des  Sieges  Prenssen  aofxuerlegen 
von  vom  herein  entschlossen  war.  Zu  denselben  gehörten  namentlich  die  Abtre- 
tung des  Kohlenreviers  von  Saarbrücken  und  Saarlouis  an  Frankreich,  Zahlung  der 
Kriegskosten  durch  Preussen,  Beducimng  Preussens  auf  die  Grenzen  von  1848  und 
Wiederherstellung  des  Bhei&bundes.     Vergl.  auch  oben  S.  189. 
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Oentner.  Der  Englische  Landwirth  hatte  das  refne  Salz  weit  unter  dem 
halben  Preise,  den  die  begünstigteren  Freussischen  Gewerbetreibenden 
für  das  schlechteste  Bteinsalz  in  Stassfort  bezahlen  mussten,  welches 
die  Begie,  wie  jedes  andere  für  den  Gewerbebetrieb  zn.  wohlfeileren 
Preisen  verabfolgte  Salz,  noch  obendrein  mit  allerhand  Stoffen  verunrei- 
nigen Hess ,  so  dass  der  Käufer  ein  Produkt  zur  Verwendung  erhielt, 
das  nur  zum  Theil  Salz  oder  ein  yöUig  anderer  Stoff,  z/B.  GlaabersaLz, 
war.  Obgleich  man  1863  in  Stassfoxt  nur  459,249  Tonnen,  in  Erfurt 
nur  20,134  Tonnen  Steinsalz,  in  der  ganzen  Monarchie  nur  1,058,510 
Tonnen  Salz  producirte,  war  doch  die  Monopolverwaltung  in  Verlegen- 
heit, wohin  sie  mit  dieser  kleinen  Menge  Sabs  soll.  Im  Inlande  hielt 
sie  den  Preis  desselben  so  hoch,  dass  der  Konsum  dadurch  auf  ein  Mi- 
nimum beschränkt  wurde;  einen  Absatz  in  die  benachbarten  Zollvereins- 
Staaten  hatte  sich  die  Regierung  selbst  beschränkt  durch  Verträge,  welche 
das  Salzmonopol  schützen  sollten,  und  so  hatte  sie  selbst  die  unermess- 
lichen  Schätze  Preussens  in  Salz  absolut  brach  gelegt.  Im  Jahre  1864 
hatte  sie  Versuche  gemacht,  ihrem  wohKeilen  Salze  in  Böhmen,  Hol- 
land, England,  Eussland  u.  s.  w.  Absatz  zu  verschaffen,  und  während 
die  eigenen  Staatsangehörigen  wegen  der  exorbitanten  Preise  Salznoth 
litten,  soüte  dem  Auslände  Gelegenheit  gegeben  werden,  mit  äusserst 
wohlfeilem  Preussischen  Salze  seinen  Wohlstand  zu  fördern  ^).  Der 
Preussische  Eiskus,  vertreten  durch  die  Bergwerks-  und  Salinenverwal- 
tung oder  durch  die  Seehandlung,  wenn  letztere  Salz  aus  dem  Auslande 
kommen  liess,  zahlte  an  sich  selbst,  in  so  fem  er  durch  die  Steuerver- 
waltung vertreten  war,  damals  natürlich  nichts.  Gegenwärtig  aber 
muss  Jedermann,  welcher  Salz  im  Inlande  producirt  oder  aus  dem  Aus- 
lande einföhrt,  davon  eine  hohe  Verbrauchssteuer  dem  Korddeutschen 
Bujid  zahlen  und  von  dieser  Steuerzahlimg  ist  der  Preussische  Fiskus 
nach  dem  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  vom  12.  Oktober  1B67 
nicht  befreit. 


§.  23.     LANDSTBASSEN. 

Die  Ehre,  die  ersten  systematischen  Landstrassenerbauer  gewesen 
zu  sein,  gebührt  den  Karthagern,  von  welchen  die  Römer  diese  Kunst 
erlernten ,  welche  nicht  weniger  als  die  Disciplin  ihrer  Legionen  dazu 
beitrug,  sie  zu  Herren  der  Welt  zu  machen.  Ihre  Strassenzüge  er- 
streckten sich  vom  Atlantischen  Meere  bis  zu  den  Ufern  des  Euphrat  und 
vom  Wall  des  Antoninus  bis  zu  der  äusserten  Kulturgrenze  in  A&ika. 
Die  Hauptstrassenzüge  wurden  meist  auf  Staatskosten  erbaut,   gewöhn- 


1)  8,0.  Kerst,  Das  Salzmonopol  In  seinen  Wirkungen  beleuchtet.  S.  Aufl.  1865. 
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lieh  durch  Unternehmer;  und  dann  immer  durch  die  Arbeit  Ton  Solda- 
ten oder  Yerbrechem,  oder  durch  Zwangsdienste,  in  einigen  Fällen 
durch  Steuern,  yon  den  Distrikten,  durch  welche  sie  gingen,  unterhal- 
ten. Zölle  zur  Unterhaltung  der  Landstrassen  scheinen  unbekannt,  oder 
doch  selten  in  Anwendung  gewesen  zu  sein.  Die  Ueberbleibsel  Römi- 
scher Strassen-  unter  barbarischen  Stämmen  werden  der  Weisheit  des 
Königs  Salomo'  oder  &belhaften  Heroen  zugeschrieben,  und  in  ciyilisir- 
ten  Ländern  blicken  die  Wissbegierigen  und  Gelehrten  mit  demselben 
Literesse  darauf,  wie  auf  die  fossilen  Reste  einer  entfernten  geologi- 
schen Epoche,  wo  die  Existenzbedingungen  von  den  ihrigen  verschieden 
waren.  Höchst  wahrscheinlich  hatten  Britannien  und  Gallien  die  ersten 
Strassen,  welche  diesen  Namen  verdienen,  den  Römern  zu  danken. 

Nach  dem  gemeinen  Rechte  Englands  war  die  Unterhaltung  der 
Landstrassen  nicht  von  dem  Belieben  der  Distrikte ,  wo  sie  sind ,  ab- 
hängig. Sie  sind  des  Königs  Landstrassen,  welche  zu  passiren  alle  seine 
Unterthanen  ein  Recht  haben,  und  da  die  Kirchspiele,  durch  welche  sie 
gehen,  verpflichtet  sind,  sie  zum  allgemeinen  Nutzen  zu  unterhalten, 
80  kann  Jedermann  das  Kirchspiel,  welches  diese  Pflicht  vernachlässigt, 
im  Wege  Rechtens  dazu  anhalten.  Diese  Verpflichtung  steht  derart  fest, 
dass ,  wo  eine  Strasse  selbst  seit  undenklicher  Zeit  von  einem  Stadtbe- 
zirk oder  einem  anderen  Theile  eines  Kirchspiels  mit  Hilfe  von  Zöllen 
oder  mit  andern  Mitteln  reparirt  worden  ist  und  nicht  das  Erforderliche 
for  die  Reparatur  geschieht,  die  ursprüngliche  Unterhaltungspflicht  des 
Kirchspiels,  die  immer  präsumirt  wird,  wieder  auflebt  Der  Oonstable 
des  Kirchspiels  hatte  nach  gemeinem  Recht  fiir  den  guten  Zustand  aller 
dortigen  Strassen  zu  sorgen  und  war  dafür  zunächst  verantwortlich.  Die 
Inhaber  von  Land  hatten  im  Allgemeinen  die  nöthigen  Reparaturen  aus- 
ztifuhren,  vermöge  ihrer  allgemeinen  Verpflichtung,  zur  Unterhaltung 
der  Wege,  der  Brücken  und  der  Vertheidig^ungswerke  beizutragen.  Als 
im  16.  Jahrhundert  die  Eisenfabrikation  einen  erheblichen  Aufschwung 
nahm,  wurde  den  Besitzern  von  Eisenwerken  die  Verpflichtung  ange- 
legt, an  und  auf  die  Strassen  eine  Quantität  Besserungsmaterial  im  Ver^ 
haltniss  zur  Zahl  und  zum  Gewicht  der  darauf  fortgeschafften  Ladungen 
Kohlen,  Mineral  oder  Eisen  zu  bringen,  oder  statt  solcher  Leistung  eine 
Geldzahlung  von  ihnen  gefordert.  Ein  Gesetz  von  1654  setzte  an  die 
Stelle  von  Zwangsarbeit  gedungene  Arbeit,  und  es  wurden  die  Land- 
strassenanfseher ,  die  nur  aus  den  grossen  Grundbesitzern  gewählt  wer- 
den sollten,  jetzt  zuerst  angewiesen,  eine  Strassensteuer  aufEulegen, 
in  der  Regel  aber  von  nicht  mehr  als  1  s  vom  £ ,  d.  h.  5  ^/^  vom  Er- 
trage des  Landes.  Unter  der  Regierung  Wilhelm's  lU  ging  die  Wahl 
der  Au&eher  von  den  Kirohspielsgenossen  auf  die  Friedensriohter  über, 
welche  auch  eine  höhere  Strassensteuer  ausschreiben  konnten.     Wichtig 
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war  die  Einfuhrang  von  WegezöUen.  Dies  geschah  zum  ersten  Mal  auf 
der  Strasse  von  London  nach  York.  Dabei  wurde  bestimmt ,  dass, 
wenn  die  Zölle  nicht  die  erforderliche  Summe  einbrächten,  die  Friedens- 
richter den  Kirchspielen  an  oder  nahe  der  Strasse,  so  weit  sie  davon 
Nutzen  hätten ,  so  viel  Steuern ,  als  sie  dienlich  erachten  würden ,  auf- 
legen soUten.  Bas  Gesetz  von  1835  bestimmt,  dass  zur  Besserung  der 
Landstrassen  die  Aufseher  eine  Steuer  auf  das  Eigenthum  der  Kirchs 
spielsgenossen  legen  sollen  und  schafft  auch  alle  früheren  Beschränkun- 
gen in  Bezug  auf  das  Gewicht  der  Ladungen ,  die  Breite  der  Bäder  und 
die  Zahl  der  Thiere ,  welche  nur  angespannt  werden  durften ,  ab.  Es 
hatte  för  die  Unterhaltung  der  Landstrassen  zwischen  der  Grafschaft 
und  dem  Kirchspiel  an  einer  Zwischenabtheilung  gefehlt,  welche,  wenn 
nöthig,  einen  Theil  der  Last  trüge,  auch  dafür  sorgte,  dass  die  Kirch- 
spiele ihre  Obliegenheiten  erfüllen.  Demzufolge  kam  1 862  die  Highway 
District  Act  zu  Stande.  Nach  einem  parlamentarischen  Bericht  vom 
20.  April  1863  war  dieselbe  in  30  von  den  40  Grafschaften  Englands  zur 
Ausföhrung  gekommen.  Von  90,000  Miles  Landstrassen,  die  mit  einem 
jährlichen  Kostenaufwande  von  1,000,000  £  unterhalten  wurden,  waren 
für  30,000  Miles  Distriktsbehörden  bestellt  und  für  6000  Miles  waren  sol- 
che vorbereitet.  Es  waren  211  Distrikte,  von  sehr  verschiedener  Grösse, 
constituirt,  an  die  Stelle  der  kleinen  Bezirke  von  mehr  als  5750  Kirch- 
spiele, Ortschafken  oder  andere  Abtheilungen  von  Kirchspielen. 

Li  Frankreich  wurden  die  Strassen  durch  Zwangsdienste,  Corv^s 
(S.  60) ,  unterhalten.  Turgot  milderte  zuerst  dies  ungerechte  System, 
welches  Frankreich  etwa  50,000  Miles  gepflasterte  oder  harte  Strassen 
verschafft,  aber  nicht  wenig  zu  der  grossen  Unzufriedenheit,  die  zur 
Bevolution  führte,  beigetragen  hat.  Man  hat  die  Kosten  dieser  Arbeits- 
taxe für  das  französische  Yolk  zu  schätzen  versucht.  Nach  den  niedrig- 
sten Berechnungen  betrugen  sie  480,000  £,  nach  Necker  nicht  weniger 
als  800,000  £  jährlich;  aber  die  anerkannte  Unwirksamkeit  der  Arbeit 
war  derart,  dass  Wenige  es  wagen,  den  Werth  der  gethanen  Arbeit  zu 
mehr  als  -J^,  und  Keiner  zu  mehr  als  -|  der  wirklichen  Kosten  zu  sehätzen. 
Die  Englischen  Wegezölle  brachten  zu  derselben  Zeit  600,000  £  jährlich 
ein,  und  hatten  wenigstens  den  Vorzug,  dass  sie  mehr  die  dabei  un- 
mittelbar interessirten  Personen  trafen,  oder  sich  durch  die  erhöhten 
Preise  der  Handelsartikel  auf  das  ganze  Volk  vertheilten.  Die  Corv^ 
wurden  1786  ganz  abgeschafft.  Die  mittelalterlichen  Zölle  hatten  schon 
lange  aufgehört.  Der  erste  Bonaparte  wollte  ein  System  von  Zöllen  zur 
Unterhaltung  der  Strassen  einfüliren,  aber  die  Idee  war  so  unpopulär, 
dass  sie  aufgegeben  wurde.  Nach  dem  Gesetz  von  1 836  giebt  es  che- 
mins  ruraux,  chemins  vicinauz,  chemins  vicinauz  de  giande  communi- 
cation  und  grands  chemins,   die  grossen  Strassenzüge  des  Landes,  wel- 
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che  auf  Staatskosten  unterhalten  werden  ^).  Baudot  meinte  dass  die 
Centralregierung  sich  nicht  mit  der  TJnterhaltang  Ton  Strassen  befassen 
sollte,  und  dass,  wenn  sie  nnter  der  Verwaltung  des  Departements  stän- 
den und  auf  dessen  Kosten  unterhalten  würden ,  sie  besser  und  wohl- 
feiler unterhalten  werden  würden. 

In  Freussen  werden  unter  Land-  oder  Heerstrassen  Wege  verstan- 
den ,  die  Ton  einer  Grenze  des  Landes  zu  einer  andern ,  oder  von  einer 
Stadt,  von  einem  Post-  oder  Zollamte,  entweder  zu  einem  andern,  oder 
zu  Meeren  und  Hauptströmen  fuhren.     Ohne  besondere  Erlaubniss  des 
Staats  darf  sich  Niemand  eine  Verfügung  über  solche  Strassen  anmaassen, 
auch  dann  nicht,  wenn  die  Verfügung  an  sich  dem  Gebrauche  der  Strasse 
für  die  Reisenden  unschädlich  wäre.     Dagegen  ist  der  Staat  berechtigt, 
die  Land-  und  Heerstrassen  zum  allgemeinen  Besten  zu  verändern  und 
zu  verlegen ,    und  zwar  unter  Entschädigung  der  dadurch  beschädigten 
Gmndeigenthümer.     Der  freie  Gebrauch  der  Land-  und  Heerstrassen 
ist  einem  Jeden  zum  Beisen  und  Fortbringen  seiner  Sachen  gestattet. 
Alle  anderen  Nutzungen  aber,    welche  von  solchen  Landstrassen  gezo- 
gen werden  können,    gehören  zu  den  niederen  Begalien.     Gegen  den 
Genuss  der  dem  Staate  von  den  Landstrassen  zukommenden  Nutzungen 
ist  er  verpflichtet ,  für  die  Unterhaltung  der  Sicherheit  und  Bequemlich- 
keit derselben  zu  sorgen.     Die  Einwohner  der  an  der  Strasse  liegenden 
Gegend  sind  zur  Arbeit  mit  Hand  -  und  Spanndiensten  bei  Unterhaltung 
und  Besserung  der  Wege  verbunden  und  diese  Verbindlichkeit  erstreckt 
sich  auf  alle  Einwohner,    durch  deren  Distrikt,   Exeis  oder  Kirchspiel 
dergleichen  Landstrasse  geht  und  die  zur  Gemeinarbeit  verpflichtet  sind, 
alles  unter  Vorbehalt  der  näheren  oder  anderen  Bestimmungen  der  Fro- 
vinzialgesetze  oder  besonderer  Verordnungen.   Auch  bei  Anlegung  neuer 
Wege  kann  der  Staat  von  den  zur  Wegearbeit  überhaupt  verpflichteten 
Einwohnern,   welche  von  einem  neuen  Wege  Vortheil  haben,    Hand- 
und   Spanndienste   fordern.      Bei    der  Anlegung   von  Chausseen   oder 
Dammstrassen,    statt  ordinärer  Landstrassen,   sind  die  zur  Wegearbeit 
verpflichteten  Einwohner  nur  nach  dem  Maasse  zu  helfen  schuldig,  nach 
welchem  sie  bei  Anlegung  einer  gewöhnlichen  Landstrasse  Dienste  thun 
mussten.     Den  zur  Anlegung,  Verbreitung  oder  geraden  Führung  einer 
solchen  Dammstrasse  erforderlichen  Boden,    ingleichen  die  dazu  nöthi- 
gen,  auf  den  benachbarten  Feldern  befindlichen  Materialien  ist  ein  Je- 
der dem  Staate  gegen  Entschädigung  zu  überlassen  verbunden.     Von 
der  gewöhnlichen  Unterhaltung  solcher  Strassen  gilt  alles,  was  von  der 
Unterhaltung  der  Wege  verordnet  ist;   zu  Hauptreparaturen  dagegen, 
die  ohne  Verschulden  der  zur  Wegearbeit  verpflichteten  Einwohner  ent- 


1)  The  History  of  Highways,  hn  Edinburgh  Review,  1864  April,  S.  340—368. 
Berfiiu,  Finanzwlssonscb.    2.  Aufl.  2^^ 
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standen  sind,  haben  dieselben  nur  in  dem  Maasse  wie  bei  der  Anlegung 
zu  helfen  ^).  Eine  Verpflichtung  der  Anwohner  zur  unentgelÜiohen 
Wegräumung  des  Schnees  von  den  Chausseen  wurde  1832  eingeführt, 
endlich  aber  1849  wieder  aufgehoben.  Es  giebt  Staats-,  Provinzial-, 
Bezirks-,  Kreis-,  Aktien-  und  Privatchausseen.  Nothwendig  sind 
Staatschausseen  in  Freussen  nicht.  AVenn  sie  im  Wege  der  Gesetzge- 
bung zu  Frovinzialchausseen  gemacht  würden,  so  würde  die  Verwaltung 
nicht  nothwendig  schlechter  und  theurer  sein,  wie  jetzt,  und  auch 
eine  strenge  und  sorgfaltige  Kontrole  der  Verwaltung  durch  die  Pro- 
vinzialyertretung  könnte  eintreten,  wenn  die  durch  die  Chaussee- 
gelder nicht  ganz  gedeckten  Anlage-  und  Unterhaltungskosten  durch 
direkte  Steuern  yon  den  Grundbesitzern  der  Provinz  angebracht  werden 
müssten.  Das  Chausseegeld  für  FrachtAihrwerk  pro  Pferd  und  Meile 
beträgt  nach  dem  Tarif  vom  21.  Mai  1822  2  Sgr. ,  nach  dem  vom 
15.  August  1824  2j — 3|Sgr.,  und  nach  dem  vom  28.  April  1828  und 
29.  Februar  1840  1  Sgr.  !N'ach  Artikel  22  des  ZoUvereinsyertrages  vom 
8.  Juli  1867  sind  die  Preussischen  Chausseegeldsätze  Ton  1828  in  der 
Eegel  die  höchsten  zulässigen.  Uebrigens  bringt  das  Landstrassen-  und 
Wegeregal  in  Preussen  keinen  Gewinn  für  den  Fiskus.  Aub  nicht  un- 
wichtigen Gründen  empfiehlt  Eau  die  Abschaffung  der  Chaussee-  und 
Wegegelder  und  die  Bestreitung  des  Strassenbaues  aus  den  allgemeinen 
Staatseinkünften.  Für  Baden  und  andere  Länder,  die  kleiner  als  eine 
Preussische  ProTuiz  sind,  mag  letzteres  zweckmässig  sein.  Ersteres 
wäre  räthlich,  wo  die  Meile  jährlich  nur  einige  hundert  Thaler  bringt, 
wo  also  die  Erhebungskosten  unyerhältnissmässig  hoch  sind,  weniger 
auf  den  sehr  frequenten  Strassen ,  wo  durch  Verpachtung  der  Chaussee- 
gelderhebung  an  den  Meistbietenden  die  Meile  durchschnittlich  einen 
reinen  Ertrag  yon  einigen  Tausenden  bringt. 


§.  23.     EISENBAHNEN. 

Der  Eisenbahnen  könnte  allenfalls  auch  bei  den  Domänen  gedacht 
werden;  doch  scheint  es  mir  zweckmässiger,  sie  hier  zu  behandeln. 
Ehe  es  mit  Lokomotiven  befahrene  Eisenbahnen  gab ,  hat  an  ein  Eisen- 
balinregal  (S.  192)  gewiss  Niemand  gedacht.  Ohne  irgend  eine  Mithilfe 
der  Eegierung  kann  eine  längere  Eisenbahn  nicht  leicht  zu  Stande  kom- 
men ,  da  die  Erwerbung  des  dazu  erforderlichen  Terrains  sich  nicht  im- 
mer ohne  jeden  Zwang  herbeifuhren  lässt.  Mit  einer  Chaussee  ist  es 
freilich  ähnlich.  Baut  aber  eine  Gesellschaft  eine  Chaussee,  so  gestattet 
sie  Jedem  die  Benutzung  zum  Transport  gegen  eine  Abgabe.     Wenn  je- 

1)  A.  L.R.  II.  16.  §.  1 — 37.     Feldsteine,  Sand  und  Kies  werden  znm  Chanssee- 
bau  unentgeltlich  in  Anspruch  genommen  auf  Ornnd  der  K.O.  vom  11.  Juni  1825. 
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doch  eine  Gesellschafk  eine  fiiaenbalm  baut,  so  besorgt  sie  auch  den 
Transport  selbst  gegen  Fracht.  So  ist  immer  eine  grosse  Yerwaltong 
nnd  ein  zahlreiches  Personal  unvermeidliclL  Die  Begiening  kann,  an- 
statt einer  Gesellschaft  die  Anlegung  einer  Eisenbahn  zu  gestatten,  den 
Bau  auch  auf  Staatskosten  übernehmen;  und  weil  die  Fortschaffung  auf 
einer  Eisenbahn  nicht  von  mehreren  Unternehmern  zugleich  betrieben 
werden  könne,  vielmehr  mit  dem  Eigenthum  ein  ausschliessliches  Be- 
triebsrecht verbunden  sei ,  so,  meint  Bau,  bestände  das,  sogenannte, 
Eisenbahnregal  aus  der  doppelten  Befugniss  der  Eegierung,  Eisenbah- 
nen anzulegen  und  aus  der  Benutzung  derselben  ^in  Einkommen  zu 
beziehen. 

In  einigen  Ländern  giebt  es  nur  Privat-,   in  anderen  nur  Staats- 
eisenbahnen,  in    noch  anderen  beiderlei  Eisenbahnen  nebeneinander. 
In  MekLenburg  scheinen  die  Eisenbahnen  Spekulationen  der  Grossher- 
zdge  zu  sein.     Manche  hallen  es  für  vortheilhafb,   dass  wenigstens  die 
Hauptbahnen  des  Landes  auf  Staatsrechnung  hergesteUt  werden ,   weil 
die  Eegierung  ihnen  dann  die  beste  Eichtung  geben  könne.     Indessen 
kann  man  ja  nicht  vorher  wissen,   in  welcher  Eichtung  künftig  einmal 
Bahnen  am  zweckmässigsten  gehen  werden.     Keine  Eegierung  ist  daher 
im  Stande,  einen  aUgemeinen  Plan  aufzustellen,   der  nach  dreissig  oder 
vierzig  Jahren  noch  als  ein  ganz  geeigneter  anerkannt  werden  wird. 
Eisenbahnanlagen  sind  spekulative  Unternehmungen ,  sie  mögen  nun  für 
Bechnung  des  Staats  oder  für  Eechnung  von  Gesellschaften  unternom- 
men werden,   und  ob  eine  Spekulation  gut  oder  schlecht  einschlagen 
wird,   kann  Niemand  voraussagen.     Daher  soUte  man  es  als  Prinzip 
festhalten,   dass  Eisenbahnspekulationen   lediglich   der  Privatindustrie 
zu  überlassen  sind,   dass  die  Staatsgewalt  dabei  aber  nicht  hemmend, 
sondern  fordernd  zu  wirken  hat.     Nur  in  wenig  civilisirten  Ländern, 
wo  inländische  oder  ausländische  Privatspekulanten  sich  gar  nicht  fin- 
den woUen,   kann  es  vielleicht  rathsam  sein,   dass  einige  Eisenbahn- 
strecken ,    die  offenbar  von  grossem  Nutzen  für  den  Verkehr  sein  wür- 
den ,  auf  Eechnung  des  Staats  gebaut  werden ,  wenn  dieser  nämlich  die 
Mittel  dazu  übrig  hat.     Nun  meint  man  zuweilen  wohl,    Eisenbahnen 
sollten  vom  Staate  nicht  deshalb  gebaut  werden ,  um  die  Staatseinkünfte 
zu  vermehren,    sondern  lediglich  zum  Yortheil  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs, und  es  käme  nur  darauf  an,  dass  das  darauf  verwendete  Eiipital 
die  gewöhnlichen  Zinsen  brächte.     Ohne  Anleihen  kann  der  Staat  je- 
doch eine  längere  Eisenbahn  schwerlich  anlegen.     Wenn   nun  durch 
einen  Ueberschuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  die  Zinsen  des 
angeliehenen  Kapitals  nicht  vollständig  gedeckt  werden,   oder  wenn  die 
Einnahmen  geringer  sind  als  die  Ausgaben,  so  müssen  die  Steuerpflich- 
tigen aUen  Veilust  aus  einer  ohne  ihre  Schuld  missglückten  Spekulation 
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bezahlen.  Bleibt  dagegen  bei  dem  Unternehmen  ein  Gewinn  übrig,  bo 
ist  dies  ein  Yortheil  für  die  Staatskasse ,  woraus  wenigstens  ein  Nach.- 
theil  anscheinend  nicht  erwächst.  Sieht  man  indessen  die  Staatseisen- 
bahnuntemehmungen  als  Spekulationen  nicht  an,  so  kann  ein  Gewinn 
daraus  doch  immer  nur  dadurch  erwachsen,  dass  die  Begierung  zu  hohe 
Frachten  nimmt,  dass  also  mit  der  Pracht  immer  zugleich  eine  Steuer, 
oder  eine  Geldstrafe,  für  die  Benutzung  der  Bahn  gezahlt  wird. 
Wenn  man  also  Staatseisenbahnunternehmungen  als  Spekulationen  für 
Rechnung  des  Staats,  d.  h.  der  Steuerpflichtigen,  yerwirft,  so  müssen 
die  Erachten  so  niedrig  gehalten  werden,  dass  die  Zinsen  des  ange- 
liehenen Kapitals  zwar  aufgebracht  werden,  dass  aber  ausserdem  ein 
Gewinn  nicht  bleibt.  Beachtung  verdient,  was  Baudot  sagt:  „Selbst 
wenn  der  Staat  Besitzer  der  besten  und  einträglichsten  Kanäle  und  Eisen- 
bahnen wäre,  so  würden  sie  baJd  unter  seinen  Händen  unfruchtbar  und 
verderblich  werden.  Der  Staat  ist  in  der  That  nicht  im  Stande,  renti- 
rende  Tarife  aufrecht  zu  halten.  Wenn  er  selbst  verwaltet,  wird  er 
unaufhörlich  belagert  sein  von  Bitten  um  Herabsetzung  der  Preise,  und 
selbst  wenn  er  die  Yerwaltung  Gesellschaften  in  Pacht  gäbe,  würde 
dies  bei  jeder  Erneuerung  der  Verpachtung  und  lange  vorher  der  Fall 
sein.  Wie  könnte  er  der  Bevölkerung  widerstehen,  die  ihm  sagen 
würde :  Deine  zu  hohen  Gebühren  schaden  unserm  Handel;  das  Inter- 
esse der  Massen,  die  Ernährung  des  Volkes,  die  Öffentliche  Sicherheit, 
verlangen  dringend  ihre  Herabsetzung?  Das  immer  thätige  Privat- 
interesse ,  welches  sich  besonders  in  Prankreich  nur  zu  oft  unter  dem 
falschen  Namen  allgemeinen  Interesses  versteckt,  wird  Deputationen 
sehr  bedeutender  Städte,  ganzer  Departements  und  B^präsentantenkoa- 
litionen  hervorrufen,  welche  die  Herabsetzung  der  Tarife  verlangen 
werden;  man  wird  wetteifern,  wer  unter  dem  Verwände  der  Vaterlands- 
liebe am  meisten  Eifer  zeigen  wird,  die  Finanzen  des  Staats  zu  plündern. 
Die  Begierung  wird  gewiss  nachgeben." 

Wenn  eine  Begierung  behauptet  und  dem  Volke  vorzurechnen  suchte 
dass  die  Staatseisenbahnen  reine  Gewinne  gebracht  haben,  so  wird  letz- 
teres darin  liegen , .  dass  das  Volk  zu  hohe  Frachten  hat  zahlen  müssen. 
Denn  dass  die  Begierung  billiger  verwaltet,  als  Privaten,  lässt  sich 
weder  präsumiren,  noch  beweisen.  Wenn  die  Eisenbahnen  Privatunter- 
nehmungen sind,  so  bringen  sie  der  Staatskasse  keinen  direkten  Vor- 
theil.  Aber  wenn  die  Frachten  auf  Privatbahnen  niedriger  als  auf 
Staatsbahnen  sind ,  so  kann  das  Volk  an  Staatssteuem  um  so  mehr  zah- 
len, als  es  an  Eisenbahnfrachten  weniger  zahlt.  Wo  übrigens  that- 
sächlich  die  Frachten  auf  Privatbahnen  nicht  niedriger  sind,  als  auf 
Staatsbahnen,  kann  dies  darin  liegen,  dass  erstere,  thatsächüch  oder 
gesetzlich,   monopolisirt  sind.     In  manchen  Ländern  ist  es  schon  aner- 
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kannt,  dass  die  Staataeiseabahnen  Yerluete  brachten;  so  z.  B.  in  Rass- 
land, denn  wenn  die  Warschau -Wiener  Staatsbahn  der  Staatskasse  nicht 
Yerlost  gebracht  hätte,  würde  die  Eegiemng  dieselbe  1858  schwerlich 
an  eine  Gesellschaft  verpachtet  haben.  In  Braunschweig  wurden  die 
Staatsbahnen  1870  verkauft.  In  Oesterreich,  wo  die  Eegierung  von 
1850  ab  mehrere  Priyatbahnen  an  sich  gebracht  hatte,  wurden  von 
1855  ab  Staatsbahnen  verkauft.  Auch  die  Italienische  Begierung  beab- 
sichtigte 1 864  den  Verkauf  von  Staatsbahnen.  Natürlich  werden  auch 
noch  in  anderen  Ländern,  deren  Eegierung  zu  viel  ausgiebt,  deshalb 
in  Geldnoth  kommt  und  sich  mit  Steuern  oder  Anleihen  nicht  mehr  hel- 
fen kann ,  die  Staatseisenbahnen  zum  Verkauf  gebracht  werden ,  wenn 
Domänen  und  sonstiges  Staatseigenthum  nicht  mehr  vorhanden  oder 
schwerer  verkäuflich  sind. 

Besser  als  nur  Staatsbahnen  ist  es  ohne  Zweifel,  wenn  neben  den 
Staatsbahnen  auch  Privatbahnen  vorhanden  sind  und  so  zum  Nutzen 
des  Publikums  wenigstens  einiger  Wetteifer  zwischen  den  Staats-  und 
den  Privatverwaltungen  herrscht.  Es  können  sowohl  Staatsbahnen  als 
auch  Privatbahnen  gut  und  schlecht  verwaltet  werden.  Dennoch  lässt 
sich  nicht  behaupten ,  dass  das  Publikum  in  der  Eegel  in  den  Ländern, 
wo  es  bloss  Staatsbahnen  giebt,  deshalb  besser  daran  ist  und  billiger 
bedient  wird ,  als  in  Ländern ,  wo  es  bloss  Privatbahnen  giebt  und  wo 
diese  nicht  ein  Monopol  haben.  Möglich  ist  es,  dass  die  Centralisirung 
der  Staatseisenbahnverwaltung  einige  Vortheile  bringt  —  aber  dieselben 
Vortheile  werden  sich  auch  erreichen  lassen,  wo  Privatbahnen  sind. 
Die  verschiedenen  Eisenbahngesellschaften  haben  längst  gefunden,  dass 
es  ihrem  eignen  Vortheil  entspricht,  wenn  sie  sich  in  Vereinen  und 
durch  Berathungen  zwischen  Abgeordneten  über  ihre  gemeinschaftlichen 
Interessen  informiren  und  im  Interesse  des  Publikums  verständigen. 
Wenn  eine  Gesellschaft  übrigens  Verluste  hat,  so  haben  die  Aktionäre, 
die  überdies  mehr  Eeiche  als  Arme  sind ,  sich  über  die  Eegierung  nicht 
zu  beklagen.  Sie  hatten  eine  schlechte  Spekulation  gemacht,  oder  die 
Verwaltung  war  schlecht;  und  im  letzteren  Fall  trifPt  der  Verlust  mit 
Eecht  die  Aktionäre,  die  tüchtigere  Verwalter  hätten  anstellen  und  sie 
gehörig  überwachen  sollen.  Anders  ist  es  bei  Staatseisenbahnen.  Wenn 
diese  Verlust  bringen,  so  haben  den  Verlust  nicht  mehr  vorzugsweise 
Eeiche,  sondern  alle  Steuerpflichtige  zu  tragen,  und  es  ist  ganz  natür- 
lich, dass  das  Volk  sich  über  die  Eegierung  beschwert  und  unzufrie- 
den wird.  So  wird  man  sich  denn  nicht  bloss  aus  finanziellen,  son- 
dem  auch  aus  politischen  Gründen  gegen  Staatseisenbahnen  erklären 
müssen. 

Kein  Land  hat  mehr  Eisenbahnen  als  die  Vereinigten  Staaten.    Sie 
sind  dort  in  der  Eegel  das  Werk  von  Gesellschaften.     Indessen  haben 
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eich  ab  und  zu.  auch  die  Eegierungen  einzelner  Staaten  unter  yerBchie- 
denen  Formen  mehr  oder  weniger  direkt  in  die  Ausführung  Ton  Eisen- 
bahnen eingemischt.     In  den  1830ger  Jahren,  wo  sich  die  Amerikaner 
überhaupt  mit  dem  kühnsten  Eifer  auf  grosse  ö£Pentliche  Arbeiten  war- 
fen,  hatten  rerschiedene  Staaten  den  von  den  Euenbahngesellschaften 
gemachten  Anleihen  Staatsgarantien  bewilligt,    namentlich  New  York, 
Indiana,    Ohio,    Michigan,   Illinois.     Dadurch  wurden  aber  die  lokalen 
Kräfte  bedeutend  überschritten.     So  wurde  denn  der  Eisenbahnbau  sehr 
unterbrochen;  'einige  Staaten,  die  ihren  Kredit  erschöpft  hatten,  waren 
genöthigt,    die  Bahnen,   die  ihnen  eine   Last  wurden,    neuen  Gesell- 
schaften zu  übereignen.     Allmalig  erholte  sich  die  Frivatindustrie  wie- 
der von  ihrem  Verfall;    aber  die  Methode,   Eisenbahnen  mit  mehr  oder 
weniger  direkter  Staatshülfe  auszuführen  und  Gesellschaften  zu  subyen- 
tioniren,   wurde  immer  mehr  aufgegeben.     Die  Gkirantie  der  Friyatan- 
leihen  wurde  sogar  in  ausdrücklicher  Weise  durch  Zusatzartikel  zur  Ver- 
fassung mehrerer  Staaten  yerboten.     Wie  der  Amerikaner  S.  B.  Euggles 
1863  auf  dem  Berliner  statistischen  Kongress  mittheilte,  wurden  wäh- 
rend des  1860  endenden  Decenniums  innerhalb  der  Gentralgruppe ,   be- 
kannt als  die  „Nahrung  ezportirenden  Staaten^',  413-^  Millionen  Dollars 
zur  Anlage  yon  11,212  Miles  Eisenbahnen,   um  sie  mit  der  Küste  des 
Atlantischen  Meeres  in  Verbindung  zu  bringen,    aufgewendet.     In  den 
zwanzig  Jahnen  yor  1 860  wurde  ein  Netzwerk  yon  Eisenbahnen  in  einer 
Länge  yon  31,196  Miles  gebaut,    die  den  Endpunkt  des  westlichsten 
Zweiges  am  Missouri  haben.     Die  Gesammtkosten  betrugen  1151  Mil- 
lionen Dollars,  woyon  861  Millionen  Dollars  zwischen  1850  und  1860 
yerausgabt  wurden.     Es  war  aber  yon  grosser  Wichtigkeit,  die  Staaten 
des  Atlantischen  Oceans  und  des  Mississippi  mit  dem  stillen  Ocean  eng 
zu  yerbinden,  und  am  1.  Juli  1862,  beinahe  fünfzehn  Monate  nach  dem 
Ausbruch  der  Insurrektion  und  trotz  der  Nothwendigkeit,  mehr  als  eine 
halbe  Million  Mann  ins  Feld  zu  rufen,    nahm  der  Kongress  die  Akte 
zur  Inkorporirung  der  Union  Faci£c  Bailway  Company  an  und  setzte 
66  Millionen  Dollars  in  den  Obligationen  der  Vereinigten  Staaten  aus, 
mit  der  Vorschrift,  dass  die  Bahn  am  I  OOsten  Längengrade  ange&ngen 
werde,  sich  aber  mit  yier  Zweigbahnen  ostwärts  nach  dem  Missouri  er- 
strecken solle.     Seit  1 869  besteht  Eisenbahnyerbindung  zwischen  San 
Francisco  und  New  York. 

In  England  hat  der  Staat  durch  Eisenbahnspekulationen  keinen 
Gewinn  und  die  Steuerpflichtigen  haben  dadurch  keinen  Verlust  gehabt. 
Die  Regierung  kam  nicht  in  die  Lage ,  sich  wegen  Eisenbahnspekulatio- 
nen zu  yerautworten ,  es  erwuchs  ihr  dadurch  keine  Opposition.  Eisen- 
bahnen haben  die  Englischen  Staatsschulden  nicht  yermehrt  und  Staats- 
garantien nicht  herbeigeführt     In  den  Jahren  1845,  1852,  1859  und 
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1866  hatten  im  Yereinigten  EÖnigreicli  die  Eisenbahnen  eine  Länge  von 
2243  Miles,  7337  Miles,  9883  Miles  und  13,424  Miles;  das  aufgewen- 
dete Kapital  belief  sich  aof  7  5,646,1 00  £,  248,093,520 £,  322,219,100£, 
446,746,800  £;  die  Einnahmen  betrugen  6,909,270  £,  15,543,610  £, 
26,576,100£,  37,415,927£;  von  dem  aufgewendeten  Kapital  also  9,13^, 
6,27  %y  7,94,-^,  8,37  ^;  die  Betriebskosten  und  Abgaben  waren  yon  der 
Eoheinnahme  40  ^,  45^,  48^,  '^B,8^;  und  der  Gewinn  war  durch- 
schnittlich 5,48  %,  3,44  g,  4,13  ^,  4,29  ^.  Die  Einnahmen  von  den 
14  Haupteisenbahnlinien  des  Vereinigten  Königreichs  betrugen  für  das 
Jahr  1866  auf  9189  Miles  30,729,935  £  und  für  1865  29,335,925  £ 
auf  9039  Miles,  woraus  sich  eine  Zunahme  von  1,394,010  £  ergiebt. 
Auf  4235  Miles  der  anderen  Linien  betrugen  die  Einnahmen  für  1866 
6,685,992  £  gegen  5,999,913  £  auf  3934  Miles  der  anderen  Linien  im 
Jahr  1865,  was  eine  Zunahme  yon  686,079  £  auf  diesen  Linien  zeigt. 
Die  gesammte  Zunahme  des  Verkehrs  im  Jahre  1866  war  also  gegen 
1865  2,080,089  £  oder  etwa  6  ^,  und  zwar  war  die  Zunahme  der  Ein- 
nahmen  auf  den   HaupÜinien    4,75  ^,    und   auf  den   anderen  Linien 

11,4  %. 

In  Preussen  ist  der  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  Gesell- 
schaften, auch  einzelnen  Personen  überlassen  worden;  femer  ist  Gesell- 
schaften Staatsgarantie  gewährt;  auch  sind  Staatsschulden  gemacht,  um 
Eisenbahnen  zu  bauen  und  PriTateisenbahnen,  z.  B.  die  Niederschlesisch- 
Märkische  1852 ,  anzukaufen.  Femer  hat  die  Regierung  sogar  die  Ver- 
waltung yon  Priyatbahnen  für  Rechnimg  der  Aktionäre  übernommen  ^). 
Verpachtet  oder  yerkauft  sind  Staatsbahnen  noch  nicht.  Innerhalb  der 
Grenzen  des  Preussischen  Staats^)  gab  es  im  Jahr  1866  1145  Meilen 
Schienenwege,  und  dayon  404  Meilen  oder  35^  Staatsbahnen  und  zwar 
in  den  Proyinzen 


1)  Wie  die  Denkschrift  ,,Ziir  Feier  des  fünfundzwansigsten  Jahrestages  der 
ErdflhuDg  des  Betriebes  auf  der  Oberschlesischen  Eisenbahn  den  22.  Mai  1867'* 
berichtet,  hat  die  Generalversammlung  vom  25.  August  1856  den  Betriebsüberlas- 
Bungsvertrag ,  welcher  die  unbeschränkte  Bau  -  und  Betriebsverwaltung  des  ganzen 
Unternehmens  der  Oberschlesischen  Eisenbahn  dem  Staate  fibertragen  und  dem  Ver- 
waltungsrathe  eine  in  Tarifsachen  entscheidende,  in  anderen  wichtigen  Fragen  be- 
gutachtende Mitwirkung  bei  der  Administration ,  sowie  die  allgemeine  Wahrnehmung 
der  Bechte  und  Interessen  der  Gesellschaft  gegenüber  der  königlichen  Direktion 
vorbehalten.  Darauf  trat  Fr.  Lewald  (f  1858),  welcher  seit  1841  Spezialdirektor 
war,  freiwillig  zurück.  Die  Aktien  Lit.  A.  standen  im  Jahre  1856  am  höchsten 
den  7.  Februar,  auf  224,  und  am  niedrigsten  am  26.  September,  auf  182.  Im 
Jahre  1842  hatten  sie  zwischen  85  und  92  geschwankt.  —  Ein  wunderbar  geringes 
Selbstvertranen  beweisen  Kapitalisten,  welche  wie  die  Aktioniüre  der  Oberschlesi- 
schen Eisenbahngesellschaft  freiwillig  auf  die  Verwaltung  ihres  eigenen  Vermögens 
versichten  und  dieselbe  der  Regierung  überlassen! 

2)  Zeitschrift  des  K.  P.  stat.  Bureaus  1866.    S.  271.  272. 


248  ZWEITES  KAPITEL.     REGALIEN  UND  DOMÄNEN. 

Meflea 

Freossen     .     .     84,6  Freussische  Meilen,   wovon     63,8  Staatsbahnen 

Posen      .     .     .     66,1  -  .  -         27,4 

Pommern     .     .     58,6  -  -  -  — 

Schlesien     ..  171,0  -  -  -         42,1 

Brandenburg    .  113,8  .  -  -         44^0 

Sachsen       ..  111,3  -  -  -  — 

Holstein  etc.    .     65,8  -  -  -  — 

Hannover    .     .  108,5  -  -  .       100,8 

Hessen  etc.       .  100,5  ...         65,3 

Westphalen      .   106,2  -  -  -         41,1 

Bheinland    .     .   168,8  -  -  .         19,4  . 

Zu  einer  Zeit,  wo  man  über  Eisenbahnen  noch  wenig  Erfedirungen 
hatte,  wurde,  wohl  etwas  yoreiüg,  das  Gesetz  über  die  Eisenbahnxmter- 
nehmungen  yom  3.  November  1838  erlassen.  Einige  Bestimmungen 
desselben  verdienen  hier  erwähnt  zu  werden.  Zunächst  ist  jedoch  zu 
bemerken,  dass  darin  der  Begierung  oder  einem  Minister  das  Eecht 
nicht  beigelegt  ist ,  die  Anlage  einer  Eisenbahn  in  irgend  einer  Rich- 
tung, z.  B.  wegen  angeblich  mangelnden  Bedürfiiisses,  unbedingt  zu 
verhindern.  Nach  §.25  ist  die  Gesellschaft  zum  Ersatz  verpflichtet  für 
allen  Schaden,  welcher  bei  der  Beförderung  auf  der  Bahn,  an  den  auf 
derselben  beforderten  Personen  und  Gütern,  oder  auch  an  anderen  Per- 
sonen oder  deren  Sachen,  entsteht  und  sie  kann  sich  von  dieser  Ver- 
pflichtung nur  durch  den  Beweis  befreien,  dass  der  Schade  entweder 
durch  die  eigene  Schuld  des  Beschädigten,  oder  durch  einen  unabwend- 
baren äusseren  Zufall  bewirkt  worden  ist  —  eine  Bestimmung,  deren 
Anwendung  die  Eisenbahnen  nach  dem  Gesetz  vom  3.  Mai  1 869  zu  ih- 
rem  Yortheil  durch  Verträge ,  mittelst  Eeglements  oder  durch  besondere 
IJebereinkunft,  im  Voraus  nicht  ausschliessen  oder  beschränken  können. 
§.33  bestimmt,  dass,  wenn  sich  an  Zinsen  und  Gewinn  ein  Beinertrag 
von  10  ^  des  in  dem  Unternehmen  angelegten  Kapitals  ergiebt,  die 
Euhrpreise  in  dem  Maasse  herabgesetzt  werden  sollen,  dass  der  Bein- 
ertrag diese  10  ^  nicht  überschreitet  —  eine  Bestimmung,  welche  that- 
sächlich  nicht  hindert,  dass  die  ALktionäre  mancher  Bahnen  viel  mehr  als 
10  •}  Dividende  jährlich  gezahlt  erhalten.  §.  36  legt  den  Gesellschaften 
zum  Vortheil  der  Postverwaltung  grosse  Lasten  auf,  z.  B.  den  unent- 
geltlichen Transport  der  Briefe,  Gelder  und  aller  anderen  dem  Post- 
zwange unterworfenen  Güter.  §.38  behält  die  Erhebung  einer  Abgabe 
vom  Gewinn  vor.  Nach  §.  42  bleibt  es  dem  Staate  vorbehalten,  das 
Eigeuthum  der  Bahn  mit  allem  Zubehör  gegen  vollständige  Entschädi- 
gung anzukaufen.  §.44  sagt:  Die  Anlage  einer  zweiten  Eisenbahn 
durch  andere  Unternehmer,    welche  neben  der  ersten  in  gleicher  Kich- 
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tong  auf  dieselben  Orte  mit  Beiührang  derselben  Hauptpunkte  fortlau- 
fen würde ,  soll  binnen  einem  Zeiträume  von  30  Jahren  nach  Eröffnung 
der  Bahn  nicht  zugelassen  werden,  anderweite  Verbesserungen  der  Kom- 
munikation zwischen  diesen  Orten  und  in  derselben  Eichtung  sind  je- 
doch hierdurch  nicht  beschränkt.  Die  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  von  1867  hob  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  bestehen- 
den Eisenbahnuntemehmungen  ein  Widerspruchsrecht  gegen  die  Anle- 
gung von  Parallel-  oder  Eonkurrenzbahnen  einräumen,  unbeschadet 
bereits  erworbener  Eechte,  für  das  ganze  Bundesgebiet  auf,  verbot 
auch  in  den  künftig  zu  ertheilenden  Konzessionen  ein  solches  Wider- 
spruchsrecht  weiter  zu  verleihen  ^).  Dem  Bunde  ist  zwar  eine  Eontrole 
über  das  Tarifwesen  zugewiesen,  doch  scheint  den  Eisenbahngesell- 
schaften  ein  niedrigerer  Tarif  als  der  Einpfennigtarif  nicht  aufgelegt 
werden  zu  dürfen ,  wodurch  ein  Privilegium  genommen  und  ein  anderes 

w 

gegeben  wird. 

Das  Eisenbahngesetz  von  1838  bewirkte  nun  nicht,  dass  Eisen- 
bahnen so  schnell  gebaut  wurden,  als  man  erwartete.  Man  hätte  den- 
ken können,  dass,  wo  die  Privatindustrie  sich  auf  Eisenbahnuntemeh- 
mungen nicht  einlassen  wollte,  sie  davon  einen  genügenden  Gewinn 
nicht  erwartete ,  dass  also  zur  Zeit  ein  Bedürfoiss  dazu  noch  nicht  vor- 
handen wäre.  Auch  aus  anderen  als  dto  Interessen  des  Handels  und 
Verkehrs  konnte  man  Eisenbahnen  wünschen,  z.  B.  aus  sogenannten 
strategischen  Bücksichten ;  hierüber  sind  aber  die  Ansichten  im  Lauf 
der  Jahre  nicht  immer  dieselben  geblieben.  Vielleicht  hat  man  auch 
geglaubt,  dass,  wo  nur  eine  Eisenbahn  vorhanden  wäre,  der  Verkehr 
von  selbst  nachfolgen  wurde.  Man  wollte  auch  auf  Kechnung  und  Oe- 
fahr  des  Staats  Eisenbahnen  bauen,  selbst  in  Bichtungen,  wo  auf  die 
gewöhnlichen  Zinsen  von  dem  Anlagekapital  nicht  zu  rechnen  war. 
Ohne  Anleihen  glaubte  man  Staatseisenbahnen  gar  nicht  bauen  zu  kön- 
nen. Nach  dem  Staatsschuldengesetze  vom  17.  Januar  1820  konnten 
aber  ohne  reichsständische  Genehmigung  Anleihen  nicht  gemacht  wer- 
den, und  eine  reichsständische  Versammlung  gab  es  nicht.  Nun  wurde 
den  nach  Berlin  berufenen  sogenannten  ständischen  Ausschüssen  im  Ok- 
tober 1842  eine  Denkschrift  über  die  Mittel  zur  Beförderung  einer  um- 

1)  Im  Jani  1870  wurde  lebhafte  Klage  geführt  gegen  den  Handelsminister 
Gr.  Itzenplitz ,  der  früher  einem  zuverlässigen  Unternehmer  die  Konzession  fQr  eine 
Eisenbahn  Haynau-Soran  und  jetzt  der  Freiburger  Eisenbahngesellschaft  die  Kon- 
zession für  die  Bahn  von  Breslau  nach  Sandten  verweigerte.  Die  gedachten  bei- 
den Bahnen  hätten  den  Weg  zwischen  Berlin  und  Breslau  abgekürzt ,  für  die  wich- 
tigsten Produkte  Oberschlesiens  Frachtermässigungen  und  für  die  ganze  Provinz 
noch  andere  Vortheile  im  Gefolge  gehabt,  —  aber,  sie  hätten  der  nlederschlesisch- 
märkischen  Bahn  Konkurrenz  gemacht,  und  da  diese  Bahn  in  den  Händen  des 
Staates  ist,  so — > 
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fassenden  Eisenbahnverbindung  zwischen  den  yersohiedenen  Provinzen 
unter  Beihülfe  aus  Staatsmitteln  vorgelegt ,  in  welcher  unter  näherer 
Bezeichnung  der  theils  für  nöthig ,  theils  für  wünschenswerth  erachte- 
ten neuen  Bahnen,  schon  von  der  Ansicht  ausgegangen  war,  dass  ohne 
einen  durch  den  Staat  zu  begründenden  Kredit  auf  die  Herstellung  der- 
selben in  nächster  Zeit  nicht  gerechnet  werden  könne.  Bei  den  von 
dem  Finanzminister  £.  v.  Bodelschwingh  geleiteten  Verhandlungen  der 
Ausschüsse  vmrde  die  Dringlichkeit  der  Ausföhrung  eines  Eisenbahn- 
netzes, welches  Berlin  mit  den  Provinzen  und  diese  unter  sich  verbin- 
den, auch  in  den  Hauptrichtungen  das  Ausland  berühren  sollte,  mit 
90  gegen  8  Stimmen  anerkannt.  Grössere  Meinungsverschiedenheit  trat 
in  Bezug  auf  die  Staatsbetheiligung  hervor,  indem,  gegenüber  dem  von 
der  Hegierung  befürworteten  Garantiesystem,  vielseitig  die  Ausführung 
und  der  Betrieb  durch  den  Staat  als  das  zweckmässigste  Mittel  empfoh- 
len wurde.  Erst  nachdem  der  Minister  es  als  feststehenden  Entschluss 
der  Regierung  bezeichnet  hatte,  jetzt  und  für  die  nächste  Zukunft  Eisen- 
bahnen förEeohnung  der  Staatskasse  nicht  zu  bauen,  auch  die  Versiche- 
rung ertheilte:  dass  eine  Bevision  des  Eisenbahngesetzes  von  1838  als 
erforderlich  anerkannt  werde  und  auch  bevorstehe,  weil  dasselbe  Spuren 
einer  den  Eisenbahnuntemehmungen  minder  günstigen  Tendenz  an  sich 
trage,  als  solche  mit  dem  lebhaften  Interesse  vereinbar  erscheine,  wel- 
ches jetzt  der  Staat  dafür  bekundet  —  erklärte  sich  eine  Majorität  von 
83  gegen  14  Stimmen  dafür:  dass  der  Staat  die  baldige  Herstellung  des 
bezeichneten  Eisenbahnnetzes  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
und  namentlich  auch  durch  XJebemahme  einer  Garantie  fax  die  Zinsen 
des  Anlagekapitals  herbeizuführen  suchen  möge.  Die  Elabinetsordre  an 
das  Staatsministerium  vom  22.  November  1 842  bestimmte  nun  in  IJeber- 
einstimmung  mit  dem  Gutachten  der  vereinigten  ständischen  Ausschüsse, 
dass  die  zur  Ausführung  solcher,  von  denselben  für  ein  dringendes  Be- 
dürfhiss  erachteten  Eisenbahnverbindungen  durch  die  dem  Staate  zu 
Gebote  stehenden  Mittel  und  insbesondere  auch  durch  üebernahme  einer 
Garantie  für  die  Zinsen  der  Anlagekapitalien  mit  Kraft  und  Nachdruck 
befördert  werden  soll,  und  wollte  der  König  darüber  von  dem  Pinanz- 
minister  baldmöglichst  nähere  Anträge  erwarten.  „Wenn  Ich  sonach 
in  die  Belastung  der  Staatskasse  mit  einer  neuen  fortlaufenden  Ausgabe, 
die  jedoch  den  Betrag  von  jährlich  2,000,000  Thlr.  nicht  übersteigen 
darf,  hierdurch  willige,  so  geschieht  dies  in  der  Hofi&iung,  dass  es  ^i 
steigender  Sparsamkeit  in  allen  Verwaltungszweigen,  die  loh  nach  wie 
vor  von  sämmtlichen  Departementschefs  erwarte,  möglich  sein  werde, 
jene  neue  Last,  selbst,  wenn  sie  äussersten  Palls  nach  und  nach  den 
vorbestimmten  höchsten  Betrag  erreichen  sollte ,  aus  den  Uebersohüssen 
des  Staatshaushalts  zu  decken.     Sollte  dies  aber  ungeachtet  Meiner  hier- 
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auf  gerichteten  Bestrebtmgen  nicht  gelingen  und  deshalb  zur  Aufrecht- 
haltung  des  Gleichgewichts  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staats  eine  Wiedererhöhung  der  Steuern  nöthig  werden,  die  Ich  fax 
diesen  Fall  unter  yerfasBungsmässigem  ständischen  Beirath  anzuordnen 
Mir  vorbehalte,  so  hege  Ich  zu  Meinen  getreuen  IJnterthanen  das, 
durch  die  Erklärungen  der  vereinigten  ständischen  Ausschüsse  noch 
mehr  in  Mir  befestigte  Vertrauen,  dass  sie  ein  solches,  für  einen  gros- 
sen nationalen  Zweck  gefordertes  Opfer  gern  und  willig  übernehmen 
werden." 

Es  sind  nun  zum  Yortheil  von  Preussischen  und  auch  fremden 
Kapitalisten  und  Spekulanten  —  da  bisher  die  Aktien  der  Preussischen 
Eisenbahngesellschaften  sämmtlich  auf  den  Inhaber  ausgestellt  worden 
sind  —  Staatsgarantien  in  bedeutendem  Umfange  gewährt,  auf  Grund 
derselben  seitens  der  Staatskasse  auch  Zahlungen  geleistet  worden.  Nach- 
dem femer  die  Regierung  grosse  Staatsbahnen  gebaut  hat  und  die  Ver- 
waltung und  Ueberwachung  und  Maassregelung  dieses  Industriezweiges 
immer  mehr  in  ihre  Hand  und  Gewalt  gelangt  ist ,  sind  Eisenbahngesell- 
schaften ,  die  Garantien  und  Unterstützungen  von  Seiten  des  Staats  nicht 
in  Anspruch  nahmen,  in  neuerer  Zeit  nur  noch  in  geringerem  Umfange 
zu  Stande  gekommen.  Das  Gesetz  vom  13.  März  1867  bewilligte  der 
Berlin -Stettiner  Eisenbahngesellschaft  behufs  Uebemahme  des  Baues 
und  Betriebes  einer  Eisenbahn  von  Cöslin  nach  Danzig  die  Garantie  des 
Staats  für  einen  jährlichen  Beinertrag  von  S^  ^  des  in  diesem  Unter- 
nehmen anzulegenden  Kapitals  bis  zur  Höhe  von  10,000,000  Thlr.  und 
bestimmte:  Eine  Abänderung  oder  Auflösung  des  vom  Staate  mit  der 
Berlin -Stettiner  Eisenbahngesellschaft  abgeschlossenen  Gkurantievertra- 
ges,  namentlich  eine  Veräusserung  der  aus  demselben  dem  Staate  zu- 
stehenden Ansprüche  auf  Einnahmen  oder  eines  Theils  derselben,  oder 
ein  Verzicht  des  Staats  auf  solche,  bedarf  zur  Eechtsgültigkeit  der  Zu- 
stimmung beider  Häuser  des  Landtags.  Nach  dem  Eisenbahnanleihege- 
setz vom  9.  März  1867  soll  der  zu  den  darin  bezeichneten  Anlagen  und 
Beschaffungen  erforderliche  Geldbedarf,  soweit  derselbe  nicht  aus  ander- 
weitig disponiblen  Staatsfonds  gedeckt  werden  kann,  bis  zur  Höhe  der 
veranschlagten  Summe  von  24,000^000  Thlr.  durch  eine  verzinsliche  An- 
leihe beschafft  werden,  welche  vom  Jahre  1867  an,  nach  Maassgabe 
der  für  die  einzelnen  Baujahre  erforderlichen  Geldmittel  allmälig  ^)  zu 


1)  Die  Begierung  lieh  schon  1868  die  ganse  Stimme  an  und  veranlasste  da- 
durch dem  Staate  Ausgaben ,  die  nicht  genehmigt  waren,  um  nun  das  Vermögen 
der  Herren  Minister  und  ihrer  Erben  gegen  künftige  Erstattungsansprüche  möglichst 
sicher  zu  stellen ,  fanden  entere  es  wieder  geratheu,  um  Indemnität  (S.  25)  zu  bit- 
ten und  durch  abermalige  Nachgiebigkeit  der  Volksvertretung  kam  das  Indemnitftts- 
gesetz  vom  2.  März  1871  zu  Stande. 
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realisiren  ist.  Jede  YerfÜgang  der  Staatsregierang  über  die  in  diesem 
Gesetz  bezeichneten  Eisenbahnen  resp.  fiisenbahntheile  dnrch  Yeräosse- 
ning  bedarf  zu  ihrer  Eechtsgültigkeit  der  Zustimmung  beider  Häuser 
des  Landtags. 

Unterm  30.  Mai  1853  erging  ein  Oesetz,  welches  sämmtlichen 
Eisenbahn -Aktiengesellschaften  eine  Abgabe  auflegte.  Wenn  der  Rein- 
ertrag von  dem  Aktienkapital  sich  auf  4  ^  oder  weniger  beläuft,  so  be- 
trägt die  Abgabe  ^  dieses  Ertrages.  Bei  einem  höheren  Eeinertrage 
ist  ausserdem  von  dem  Mehrbetrage  über  4  bis  5^  ^,  über  5  bis  6^ 
■^  und  über  6  ^  -j^  zu  bezahlen.  Der  Ertrag  dieser  Abgabe  sollte  Be- 
hufs Amortisation  der  in  dem  Eisenbahnuntemehmen  angelegten  Aktien- 
kapitalien in  der  Art  yerwendet  werden,  dass  mittelst  desselben  Stamm- 
aktien der  bezüglichen  Gesellschaft  im  Wege  des  freien  Yerkehrs  ange- 
^ kauft  und  die  Zinsen  und  Dividenden,  welche  auf  die  angekauften  Ak- 
tien fallen,  zu  gleichen  Zwecken  benutzt  werden.  Es  hätten  also  die 
Aktionäre  einen  Theil  ihres  Gewinns,  also  ihres  Eigenthums,  bloss  zu 
dem  Zweck  weggeben  müssen,  damit  die  Eegierung  damit  ihnen  einen 
anderen  Theil  ihres  Vermögens,  nämlich  ihre  Aktien,  abkaufen,  und 
zuletzt  die  PriTatbahn  in  eine  Staatsbahn  verwandeln  könnte.  Diese 
ganz  eigenthümliche  Bestimmung  wurde  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai 
1859  wieder  aufgehoben,  so  dass  die  Eisenbahnabgabe  zu  den  allgemei- 
nen Staatszwecken  verwendet  werden  kann.  Das  Gesetz  vom  16.  März 
1867  bestimmt,  dass  von  dem  Reinertrage  aller  für  den  öffentlichen 
Verkehr  benutzten  Eisenbahnen,  welche  sich  nicht  im  Besitze  des 
Staats  oder  inländischer  Eisenbahn -Aktiengesellschaften  befinden,  die 
Besitzer  der  Bahnen,  insoweit  nicht  Staatsverträge  ein  Anderes  bestim- 
men, eine  Abgabe  zu  entrichten  haben,  und  zwar  zuerst  im  Jahre  1868 
von  dem  Reinertrage  des  Betriebsjahros  1867.  Dieselbe  ist  so  hoch, 
wie  die  durch  das  Gesetz  von  1853  eingeföhrte. 

Zum  Vortheil  von  Spekulanten,  welche  von  dem  Bau  und  Besitz 
von  Eisenbahnen  ausserhalb  des  Freussischen  Staats  gewinnen  wollen, 
hat  die  Preussische  Volksvertretung  Garantien  zu  Lasten  des  Staats  seit- 
her nicht  bewilligt.  Dagegen  beweist  das  Bundesgesetz,  betreffend  die 
St.  Gotthard- Eisenbahn  vom  31.  Mai  1870,  dass  der  Reichstag  es  nö- 
thig  und  unbedenklich  fand,  dem  Norddeutschen  Bunde  zum  Vortheil 
von  Spekulanten  aus  aller  Herren  Ländern,  welche  von  einer  Eisen- 
bahn nicht  innerhalb,  sondern  ausserhalb  Deutschlands  Gewinn  suchen, 
eine  Ausgabe  aufzubürden,  welche  den  Steuerzahlern  im  Norddeutschen 
Bunde  zur  Last  fallt. 

Ob  und  welche  Grundsätze  übrigens  die  Praxis  der  Preussi  sehen 
Regierung  in  Bezug  auf  Eisenbahnen  eigentlich  leiten,  möge  man 
ersehen    aus    den    nachfolgenden    Aeusserungen    des   Handelsministers 
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Gr.  lizenplitz  vom  24.  September  1866,  bei  Gelegenheit  der  Berathung 
des  Gesetzentwarfs  wegen  Verkaufs  der  Westphalischen  Staataeisenbahn 
an  die  Bergiscb- Märkische  Eisenbahn -Gesellschaft:  ,,Es  ist  gesagt  wor- 
den ,  die  Staatsregiening  möge  einen  Plan  vorlegen  über  die  Y eräosse- 
mng  der  Staatsbahnen,  und  es  ist  von  anderer  Seite  gesagt,  die  gros- 
sen Nachtheile  der  Staatsbahnen  seien  abzuwenden,  und  man  wünsche 
dahin  zu  wirken.  Ich  glaube,  dass  das  System,  was  wir  haben,  gerade 
das  richtige  ist.  Dasjenige,  was  die  Eisenbahnen  kontrolirt,  ordnet 
and  dem  Publikum  nützlich  macht,  ist  die  Konkurrenz  jeder  Art,  die 
Konkurrenz  der  Eisenbahnen  durch  die  anderen ;  aber  auch  die  Konkur- 
renz der  Yerwaltungen,  sei  es  durch  den  Staat,  wo  die  Bahn  dem 
Staate  gehört,  sei  es  da,  wo  die  Bahn  den  Actionären  gehört,  sei  es 
durch  die  Gesellsohaftsbahnen.  Es  entwickelt  sich  da  dem  Publikum 
und  dem  Handel  eine  nützliche  Biyalität.  Die  Staatsbahnen  haben  das 
Unbequeme,  dass  sie  dem  Staate  Geld  kosten  und  dass  es  mitunter 
schwierig  ist^  die  Genehmigung  der  yerehrten  Herren  zur  Erbauung  der 
Bahn  zu  erhalten.  Wenn  es  aber  feststeht  —  und  das  kann  man  so 
ziemlich  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Handelsministeriums  beurtheilen  — , 
dass  die  Bahn  8  bis  9  ^  einbringen  wird,  und  der  Preussische  Staat  das 
Geld  billiger  haben  kann ,  so  ist  es  doch  für  den  Staat  kein  schlechtes 
Geschäft,  sondern  ein  gutes,  wenn  er  mehr  Zinsen  einnimmt,  als  er  da- 
für ausgiebt.  Für  das  Publikum  ist  es  aber  auch  sonst  in  vielen  PäUen 
ein  Glück,  wenn  es  eine  unbedingte  Staatsbahn  ist.  Ich  habe  das  schon 
in  früheren  Fällen  erlebt,  und  es  beruht  das  nicht  auf  der  Theorie,  son- 
dern auf  der  praktischen  Erfahrung,  die  ich  in  meiner  ja  erst  kurzen 
Verwaltung  selbst  erlebt  habe  und  vielleicht  in  diesem  Jahre  wieder  er- 
leben werde,  ja  sogar  in  diesem  Jahre  schon  erlebt  habe.  Wenn  irgend 
ein  Artikel  zu  hoch  tarifirt  ist,  und  es  sind  bedeutende  Staatsbahnen 
im  Lande,  so  habe  ich,  wenn  ich  zu  der  XJeberzeugung  gelangt  bin,  dass 
der  Tarif  heruntergesetzt  werden  muss,  die  Befugniss,  der  Staatsbahn 
das  zu  befehlen.  XJnd  wenn  ich  das  befohlen  habe,  und  der  Tarif  her- 
untergesetzt worden  ist,  so  können  vor  der  öffentlichen  Meinung  sehr 
oft  die  Gesellschaftsbahnen  nicht  umhin,  sie  müssen  auch  herunterse- 
tzen. Wenn  ich  mit  der  Staatsbahn  nicht  voranginge,  würde  es  mit 
dem  Heruntersetzen  lange  dauern  und  viele  Deliberationen  machen. 
Wenn  femer  ein  Nothstand  irgend  einer  Art  entsteht,  sei  es  auf  der 
rothen  Erde  Westphalens,  oder  auf  dem  schweren  Boden  Ostpreussens 
und  Litthauens,  wenn  da  die  Kartoffeln  missrathen  sind,  während  sie 
in  anderen  Gegenden  g^t  gerathen  sind,  so  habe  ich,  wo  ich  Staatsbah- 
nen habe,  die  Befugniss,  zu  sagen:  ihr  fahrt,  so  lange  es  mit  dem  Noth- 
stand  dauert,  die  Kartoffeln  zum  Pfennigtarif,  und  die  übrigen  Bahnen 
habe  ich  höflich  zu  ersuchen  und  meinen  Einfluss  geltend  zu  machen, 


254  ZWEITES  KAPITEL.     BEGALIEN  UND  DOMÄNEN. 

und  wenn  ich  dort  keinen  Pfennigtarif  bekomme,  so  kann  ich  yielleicht 
auf  1^  Pfennig  oder  auf  1|-  Pfennig  kommen.  Das  ist  xlie  Praxis  j  das 
ist,  was  dem  Publikum  nützt  oder  schadet,  je  nachdem  es  ausfallt. 
Also:  die  Staatsbahnen  haben  ja  auch  für  das  Publikum  und  für  das 
Land  ihr  grosses  Gute;  umgekehrt  aber,  man  konnte  sagen,  die  Staats- 
verwaltung muss  darauf  Bedacht  nehmen ,  in  ihre  Yerwaltung  alle  Ver- 
besserungen einzuführen.  Wenn  die  PriTatbahnen,  die  wir  haben,  eine 
Yerbesserung  einführen,  die  sich  wirklich  bewährt,  da  würden,  abge- 
sehen Yon  dem  Minister,  die  Eisenbahnbeamten  es  sich  zur  Schande 
rechnen,  wenn  sie  diese  Verbesserungen  nicht  auch  einführten.  Der 
Minister  wird  aber  auch  wohl  aufpassen  und  anbefehlen,  dass  sie  ohne 
Weiteres  ausgeführt  werden.  Es  lässt  sich  auch  nicht  sagen,  wie  er- 
wähnt worden  ist:  die  Verwaltung  einer  Bahn,  welche  Andern  gehört^ 
werde  schlecht  durch  den  Staat  ausgeföhrt.  Das  ist  auch  eine  Theorie, 
Praktisch  ist  die  Sache  die,  dass  die  rechten  Männer  da  sind,  welche 
der  Sache  vorstehen.  Die  Bergisch -Märkische  Bahn,  welche  als  von 
der  so  verderblich  geschilderten  Theorie  beeiniiusst  worden  ist,  blüht 
und  dehnt  sich  aus;  was  sich  ergiebt,  wenn  Sie  ihre  Geschichte  durch- 
gehen. Wo  an  einzelnen  Stellen  dies  weniger  geglückt  ist,  liegt  dies 
nicht  in  dieser  Theorie ,  sondern  an  anderen  Umständen,  die  ich  vorher 
angedeutet  habe.  Ich  kann  also  nur  wünschen,  dass  wir  bei  dem  jetzi- 
gen System  stehen  bleiben.  Ich  habe  der  Entwicklung  der  Privatindu- 
strie aof  den  Eisenbahnen,  so  lange  ich  hierbei  mitzureden  habe,  und 
Sie  werden  das  wissen,  die  allergrösste  Freiheit  gelassen  und  sie  ao 
viel  unterstützt  und  ihr  geholfen,  als  es  nur  immer  möglich  war.  Ich 
glaube  auch,  dass  es  nöthig  ist,  die  Privatindustrie  auf  diesem  Eelde 
immer  mehr  zu  fordern,  und  ich  wünsche,  dass  dies  Hohe  HauB  und 
der  Einanzminister  mir  Fonds  bewilligen,  wie  bei  den  Chausseen,  wo 
ich  Jedem  eine  bestimmte  Antwort  geben  und  sagen  kann:  Wenn  Du 
diese  oder  diese  Chaussee  baust,  so  gebe  ich  Dir  für  die  Meile  so  und 
so  viel.  Dies  hat  bei  den  Chausseeanlagen  eine  Wirkung  wie  eine  Zau- 
berformel gehabt  und  würde  sie  ebenso  bei  Eisenbahnen  haben.  Wir 
haben  viel  zu  wenig  Eisenbahnen  im  Lande.  Wir  können  nur  zu  meh- 
reren gelangen,  wenn  einerseits  die  Kräfte  des  Staats  und  andrerseits 
die  Kräfte  der  Privaten  gehörig  angestrengt  werden.  Dann  werden  wir 
dahin  kommen,  dass  die  Bahnen  nicht  mehr  12  oder  17^  einbringen, 
das  ist  auch  nicht  nöthig;  aber  dass  das  Publikum,  der  Handel  und  alle 
Einwohner  des  Landes  an  den  Wohlthaten  der  Eisenbahnanlagen  stei- 
genden Nutzen  haben  werden.  Ich  will  übrigens  nicht  sagen,  dass  wir 
nicht  eine  Staatsbahn  verkaufen  könnten,  auf  welche  die  obenerwähnten 
allgemeinen  Grundsätze  nicht  passten,  aber  für  jeden  vorliegenden  Fall 
muss  die  Sache  speziell  und  lokal  beurtheilt  werden.     Wenn  z.  B.  da- 
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Ton  die  Eede  ist ,  die  Saarbiücker  Bahn  zu  rerkaufen ,  so  mlisste  man 
die  Grriinde  pro  und  contra  ponderiren  und  der  Regierang  es  überlassen, 
daraus  ihren  Schluss  zu  ziehen.  Ich  will  also  nicht  sagen ,  dass  das  Mi- 
nisterium nicht  eine  Staatsbahn  verkaufen  könnte  ausser  dieser,  aber 
das  Princip ,  alle  Staatsbahnen  abzuschaffen ,  das  halte  ich  entschieden 
für  ein  unrichtiges.  Ein  geehrter  Herr  Eedner  hat  gesagt,  bei  dem  Ab- 
schluss  des  Vertrages  hätte  kein  Minister  daran  gedacht,  dass  es  viel- 
leicht bei  günstigem  Erfolge  möglich  wäre,  in  die  Hannoversche  Grenze 
hinein  zu  kommen.  Ja  ich  weiss  nicht,  wie  der  geehrte  Herr  die  Ge- 
danken der  Minister  erforscht  hat,  aber  es  lag  bei  dem  günstigen  Er- 
folge doch  sehr  nah ,  und  ich  möchte  doch  vielleicht  glauben ,  dass  der 
Gedanke  daran  schon  vorhanden  gewesen  ist.  Ein  anderer  geehrter  Herr 
Redner  hat  gesagt,  wir  schilderten  die  Bahn,  die  verkauft  werden  soll, 
jetzt  als  völlig  werthlos.  Das  ist  uns  niemals  eingefallen.  Sie  hat  ihren 
Werth,  aber  keinen  sehr  grossen,  und  kann  aber  wohl  noch  einen  hö- 
heren bekommen.  Ich  habe  das  schon  bei  der  Vorlage  des  Gesetzes 
Ihnen  gesagt,  und  werde  später  noch  darauf  zurückkommen,  in  wie 
fem  sich  die  Erwartungen  von  einem  Gewinn  unter  gewissen  Umstän- 
den neutralisiren  können;  aber  vor  AUem  muss  ich  bitten,  auf  die  heut 
eingebrachten  Amendements  keine  Rücksicht  zu  nehmen :  dass  ich  eine 
Theorie  aufstellen  soEte,  den  Preussischen  Staat  nach  einer  Schablone 
zu  behandeln  und  dabei  weder  die  Lokalitäten,  noch  die  Umstände,  noch 
die  Verhältnisse  der  verschiedenen  Provinzen  berücksichtigen  sollte. 
Ein  solches  Versprechen  kann  ich  Ihnen  nicht  geben  und  zxun  wenig- 
sten in  dieser  Zeit,  wo  ich  nahezu  150  Meilen  Staatseisenbahnea  mit 
den  neuen  Erwerbungen  zubekommen  habe,  und  es  rathsam  sein  dürfte, 
einige  dieser  Bahnen  zu  verkaufen,  andere  aber  wieder  auf  Kosten  des 
Staats  zu  bauen.  Das  sind  alles  Dinge ,  die  ich  heut  nicht  übersehen 
kann,  und  zur  Vorlegung  eines  solchen  Plans,  einer  solchen  Schablone, 
nach  denen  alle  Verhaltnisse  und  Theile  des  Staats  gestreckt  Urerden  sol- 
len, wie  in  der  bekannten  Bettstelle,  wo  man  entweder  gereckt  oder 
abgehauen  wurde ,  das  kann  ich  nicht  befürworten  und  also  auch  ein 
Versprechen  darüber  nicht  abgeben.''  Als  das  oben  (S.  251)  erwähnte 
Garantiegesetz  vom  13.  März  1867  vom  Abgeordnetenhause  am  29.  Ja- 
nuar berathen  und  dabei  ein  dem  Handelsminister  nicht  zusagender 
Antrag  gestellt  wurde,  äusserte  er,  die  Theorie  habe  ihr  Recht  und 
möge  vertheidigt  werden,  wo  es  am  Orte  ist,  dagegen  habe  er  nichts; 
schliesslich  erinnerte  er  daran,  „von  der  Theorie  wird  Niemand  satt  und 
Niemand  wohlhabend.''  Endlich  am  24.  Febroar  1 868  sprach  er  im  Ab- 
geordnetenhause seine  Meinung  bestimmt  aus:  „Das  liebste  sind  mir 
Staatsbahnen." 

Also  eine  um  desto  weitere  Ausdehnung  der  Patronage  (»S.  90  sqq.) 
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steht  bevor,  je  melir  die  Yolksyertretung  sich  in  Eisenbahnsachen  der 
Begiemng  fugsam  erweist.  Von  welcher  Bedeatong  dies  ist,  lässt  sich 
schon  daraus  entnehmen,  dass  auf  die  Länge  der  965  Meilen  für  1867 
in  Betracht  gezogenen  Eisenbahnen  sich  angegeben  findet  ^) 

1865  1867 

Summe  der  Beamten  und  Hülfsarbeiter ,    Fers.  28,722  35,242 

„         „  durchschnittlich  beschäftigten 

Arbeiter „  38,571  37,948 

Gehälter,  Tagegelder  und  sonstige  Emo- 

lumente Thlr.  13,574,367   17,042,646 

Welche  Resultate  haben  nun  die  Eisenbahnspekulationen  der  Ee- 
gierung  seither  gehabt?  Brachten  sie  dem  Volke,  den  Steuerzahlern, 
Gewinn  oder  Verlust?  Haben  sie  die  Steuerlast  ermässigt  oder  erhöht? 
oder  haben  sie  die  sonst  möglich  gewesene  Ermässigung  der  Steuerlast 
verhindert?  —  In  der  Sitzung  vom  12.  December  1866  sagte  der  da- 
malige Abgeordnete  Michaelis:  „Ich  hätte  mir  gern  Auskunft  erbeten 
über  die  Grundsätze  der  Buchführung,  welche  im  Eisenbahnetat  gelten. 
Ich  finde  zunächst  hier  Einnahmen  von  den  Staatsbahnen  und  dann  Ein- 
nahmen von  Privatbahnen ,  bei  denen  der  Staat  bei  heiligt  ist^  dann  aus- 
gaben für  die  Staatsbahnen  und  Ausgaben  ß}r  Privatbahnen  y  bei  denen 
der  Staat  betheiligt  ist,  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  zusammenge- 
rechnet, dann  sind  von  dem  XJeberschusse,  der  sich  ergiebt,  die  Zin- 
sen für  die  Staatseisenbahnanleihen  abgerechnet  und  ein  XJeberschuss  von 
1,370,000  Thlr.  herausgerechnet.  .Nun  meine  ich  doch,  dass  das  ver- 
schiedene Conti  sind;  die  Staatsbahnen,  die  der  Staat  gebaut  hat  und 
verwaltet  und  die  Privatbahnen',  aus  deren  Erträgen  er  vermöge  der  Ga- 
rantieverträge ein  Einkommen  hat,  und  wenn  wir  die  Bentabilität  der 
Staatsbahnen  selbst  feststellen  wollen,  so  müssen  wir  diese  doch  ge- 
sondert betrachten.  Da  habe  ich  mir  nun  folgende  Rechnung  gemacht. 
Die  Staatsbahnen  ergeben  eine  Einnahme  von  .     .     16,411,400  Thlr. 

die  Betriebskosten  betragen 9,986,616     „ 

die  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben,  von 
denen    man    100,000  Thlr.    als   Dispositionsfonds 

absetzen  muss,  betragen 1,514,746     „ 

also  die  Ausgaben  im  Ganzen 11,500,762    ^, 

der  Ueberschuss 5,110,638     „ 

die  Ausgaben  für  Eisenbahnanleihen  betragen    .     .       5,213,628     „ 
folglich  geben  die  Staatsbahnen  nicht  einen  XJeber- 
schuss  von  1,370,000  Thlr.,    sondern  ein  Deficit 
von 2,990  Thlr. 

1)  Jahrbach  fHr  die  amtliche  Statistik.    III.  Jahrg.    1869.    S.  306. 
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Auf  eine  Erwiederung  des  Eegierangskommissars,   welcher  gegen  diese 
Berechnung  „nichts  zu  erinnern''  fand,  entgegnete  Michaelis :  „Der  Herr 
Begierungskommissar  hat  mir  erwiedert,   erstens  ^    dass  die  einmaligen 
ausserordentlichen  Ausgaben  nicht  alle  Jahre  wiederkehren.    Ich  meine, 
mich  nur  auf  die  Torjahrigen  Etats  berufen  zu  können,   da  werden  sich 
die  Herren  überzeugen,   dass  solche  Ausgaben  alle  Jahre  wiederkehren. 
Zweitens  dass  dies  Kapitalanlagen  seien,  die  sonst  im  Wege  der  Anleihe 
bestritten  werden  müssten.     Da  muss  ich  Sie  doch  erinnern ,  dass  dann 
ein  sehr  bedeutendes  Zinsenkonto  in  den  Zinsausgaben  noohfeA/t;    sind 
das  Kapitalanlagen,    dann  müssen  die  Zinsen  aller  früheren  einmaligen 
und  ausserordentlichen  Ausgaben  und  auch  die  Zinsen  der  Ausgaben, 
welche  aus  dem  Eisenbahnfonds  für  den  Bau  von  Staatsbahnen  bestrit- 
ten sind,   hier  rechnungsmässig  erscheinen,   und  erst  wenn  wir  diese 
Zinsen  von  den  TJeberschüssen  abgezogen  hätten,   würde  ein  wirklicher 
Ueberschuss  zu  Tage  treten  können,    wenn  ein  solcher  da  wäre.     Fer- 
ner muss  ich  den  Herrn  Regierungskommissar  daran  erinnern,  dass  un- 
sere Staatsbahnen  ohne  Emeuerungsfonds  yerwaltet  werden,  und  dass 
diejenigen  Ausgaben,   welche  von  den  andern  Bahnen  aus  dem  Emeue- 
rungsfonds bestritten  werden,   häufig  auf  den  Titel  „Einmalige  ausser- 
ordentliche Ausgaben"  kommen,   wenigstens  haben  wir  früher,   wenn 
der  Gegenstand  zur  Berathung  kam,  dies  erfahren.    Es  fallt  mir  ja  nicht 
ein,   aus  diesen  Bemerkungen  einen  Vorwurf  für  die  Eisenbahnverwal- 
tungen herzuleiten,  ich  habe  mich  nur  für  yerpflichtet  gehalten,   den 
Etat  der  Staatsbahnen,  wie  er  sich  wirklich  stellt,   klar  hinzustellen, 
damit  wir  wissen,   was  wir  finanziell  haben,   und  ich  muss  mich  noch- 
mals dahin  aussprechen :  wir  haben  dabei  keine  IJeberschüsse."    Auf  die 
letzte  Entgegnung  des  Begierungskommissars,    welche  namentlich  her- 
Torhob,   dass  in  der  Begel  die  Einnahmen  sich  höher  und  die  Ausgaben 
geringer  als  nach  den  Etats  herausstellten,   schloss  Michaelis  mit  den 
Worten:  „Wenn  nun  der  Etat  anders  ist,   oder  vielmehr  die  Ergebnisse 
anders  ausfallen ,  als  der  Etat,   wenn  die  Ergebnisse  üeberschüsse  erge- 
ben, wo  der  Etat  ein  Deficit  nachweist,  so  beweist  das  nur,  worauf  ich 
überhaupt  habe  hinauskommen  wollen,    dass  der  Etat  der  Eisenbahnen 
einer  von  den  Etats  ist,  welche  die  königliche  Staatsregierung  unabhän- 
gf'g  von  diesem  Hause  stellen,   indem  er  üeberschüsse  ergiebt,   die  zu 
Etatsüberschreitungen  und  zu  andern  Dingen  verwendet  werden  können, 
wo  wir  im  Etat  ein  Deficit  zu  erwarten  glauben."     Femer  sagte  am 
27.  Januar  1868  der  Abgeordnete  Hammacher:   „Wir  werden  niemals 
aus  dem  Eisenbahn -Etat  dasjenige  Moment  herausdrängen  können,  was 
eine  grosse  staatsrechtliche  Unsicherheit  in  der  Ausübung  unseres  Etats- 
Rechtes  erzeugt.     Ich  meine,   wir  sind  nicht  im  Stande,   bei  Feststel- 
lung eines  Etats  für  Staatsbahnen  zu  verhüten,    dass   die  königliche 

Bergitt«,  FinanzwlssenBch.    2.  Aufl.  \  7 
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Staatsregierong  durch  die  Art  ihrer  Dispositionen  eine  gewisse  Willkühr 
übt,  namentlich  durch  Vermehrung  oder  Yerringerung  der  Bahnunter- 
haltungs- Anlagen  und  Bauten  den  Etat  und  unsere  Etat-Kechte  ent- 
scheidend beein£usst;  insofern  würden  wir,  so  lange  wir  Staatsbahnen 
haben,  uns  diesen  XJebelstand  gefedlen  lassen  müssen.  Aber  wenn  wir, 
wie  dieses  Mal,  einen  Etat  yor  uns  haben,  der  einen  überraschend  ho- 
hen üeberschuss  gegen  das  Yoijahr  nachweist,  und  wir  finden,  dass  in 
Wirklichkeit  diese  Erscheinung  nur  durch  die  Annahme  ungewöhnlich 
hoher  Mehreinnahmen  und  durch  wesentliche  Minderausgaben  für  die  Be- 
dürfnisse der  Eisenbahnen  zu  erklären  ist,  so  wird  das  Geföhl  der  Si- 
cherheit abgeschwächt,  und  dürfen  wir  uns  nicht  der  Ueberzeugung  hin- 
geben, dass  die  Staatskasse  jetzt  und  dauernd  auf  solche  Mehrerträgnisse 
rechnen  kann.'' 

Finanziell  und  politisch  erscheint  es  mir  am  räthlichsten,   dass  die 
Regierung  die  von  ihr  übernommene  Verwaltung  yon  FriTatbahnen  den 
Eigenthümern  sogleich  wieder  zurückgäbe,   dass  Garantien  für  Eisen- 
bahngesellschaften Tom  Staate  nicht  mehr  übernommen  und  dass  alle 
Staatseisenbahnen  yerkauft,   dass  Staatseisenbahnen  aber  künftig  nicht 
mehr  gebaut  würden.     Hierbei  würde  es  mit  Rücksicht  auf  das  schon 
früher  (S.  97.  98)  Angeführte  unTermeidlich  sein,   die  nun  entbehrlich 
werdeiiden  Staatseisenbahnbeamten  mit  einer  Fension,   welche   ihrem 
Gehalt  nahe  kommt,   zu  enüassen.     Eisenbahnen  können  durch  Gesell- 
schaften ebenso  solide  gebaut  werden,   als  durch  Beamte  des  Staats. 
Vernünftige  Aktionärs,  namentlich,  wenn  sie  schon  kostbare  Erfahrun- 
gen gemacht  haben,   werden  im  Interesse  ihres  eignen  Beutels  unnütze 
Frachtbauten,  wie  schöne  Bahnhöfe,   kunstrolle  Brücken ,   theure  Tun- 
nels, die  zu  vermeiden  gewesen  wären,  nicht  gestatten,   und  wenn  bei 
dem  Unternehmen  dennoch  kein  Gewinn,  sondern  Verlust  ist,  so  haben 
wenigstens  die  Steuerpflichtigen  dadurch  keinen  Schaden.     Dazu  kommt 
noch  Folgendes.     Jede  Eisenbahngesellschaft  hat  eine  Art  Monopol,  na- 
mentlich,  wenn  nicht  ein  schifn)arer  Fluss  oder  Kanal  mit  der  Bahn  in 
ungefähr  gleicher  Bichtung  läuft.    Im  Interesse  des  Fublikums  muss  die 
Verwaltung  daher  von  der  Staatsregierung  überwacht  werden.    Wer  boU 
aber  diese  überwachen,  wenn  sie  die  Verwaltung  selbst  führt?    Wo  der 
Fiskus  bei  Eisenbahngeschäften  ganz  unbetheiUgt  ist,   wo  solche  nur 
yon  Gesellschaften  betrieben  werden,   kann  das  Fublikum  yon  der  Ee- 
gierong  Unparteilichkeit  erwarten.     Der  Staat  besitzt  z.  B.  in  Ober- 
schlei^en  Gruben  und  Hütten  und  die  Frodukte  derselben  werden  auf  der 
Oder  oder  auf  der  yon  der  Staatsregierung  verwalteten  Oberschlesischen 
und  der  dem  Staat  gehörigen  Niederschlesisch- Märkischen  Eisenbahn 
befordert.     Im  Interesse  der  Gruben  und  Hütten  liegt  es  offenbar,  dass 
die  Transportkosten  niedrig  sind.     Die  Eisenbahnyerwaltung  wünscht 
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aber  hohe  Tarife  und  eine  nicht  schiffbare  Oder  (S.  59).  So  stehen  yer- 
schiedene  StaatsrerwaltangBZweige,  obgleich  sie  sogar  Ton  demselben 
Minister  ressortiren,  mit  einander  nicht  im  Einklang.  Wäre  es  unter 
diesen  Umstanden  nicht  besser ,  wenn  alle  Gruben,  Hütten  und  Eisen- 
bahnen in  Friyathänden  wären  ?  Privatpersonen  können  mit  einander 
konkurriren,  dass  aber  yerschiedene  Staatsverwaltungen  entgegengesetzte 
Interessen  haben,  kann  dem  Yolk  keinen  Gewinn  bringen.  Gewiss  ist 
es  besser,  wenn  die  Regierung,  die  doch  nur  um  des  Volkes  willen  vor- 
handen ist,  unparteiisch  die  verschiedenen  Privatinteressen  überwacht. 
Dadurch  wird  ihre  Verantwortlichkeit  geringer  und  die  Opposition  fin- 
det weniger  Angriffspunkte  —  das  ist  für  alle  Minister  vortheilhait,  na- 
mentlich für  den  Handelsminister  und  den  Einanzminister  ^). 


1)  In  seiner  Sitsang  Tom  17.  Januar  186S  nahm  das  Abgeordnetenhaon  das 
Gesetz  Yom  17.  Februar  d.  J. ,  betreffend  die  Aufnahme  einer  Anleihe  von  40  Mil- 
lionen zur  Deckung  von  Vorschüssen  für  Elsenbahnanlagen,  zur  Beschaflking  von 
Betriebsmitteln  fiir  bereits  bestehende  Elsenbahnen  und  zur  Erweiterung  des  Eisen- 
bahnnetzes an.  Was  bei  dieser  Gelegenheit  der  Abgeordnete  Löwe  sagte,  verdient 
wenigstens  von  künftigen  Urw&hlern,  Wahlmibinem  und  Abgeordneten  beherzigt 
EU  werden:  „Nun  komme  ich  zu  den  verschiedenen  Systemen  für  Eisenbahnunter- 
nehmungen, die  wir  bisher  befolgt  haben.  Da  muss  ich  mich  aber  mit  meinem  ge- 
ehrten Freunde  v.  Unruh  zuerst  über  den  Werth  des  Garantiesystems  auseinander 
setzen.  Mit  dem,  was  er  über  die  Staatseisenbahnen  sagt,  kann  ich  ja  Übereinstim- 
men. Die  Konkurrenz,  die  der  Staat  den  Privatbahnen  macht,  ist  zu  beklagen 
und  ich  füge  hinzu,  die  Staatseisenbahnen  sind  auch  um  deshalb  schlimm,  weil  sie 
ein  Heer  von  neuen  Staatsbeamten  schaffen,  die  wir  entbehren  können.  Die  Staats- 
eisenbahnen sind  femer  schlimm,  weil  sie  uns  die  Gefahr  bringen,  dass  unser  gan? 
zes  konstitutionelles  System  dadurch  korrumpirt  wird.  Ich  fürchte  in  der  That, 
dass  die  Arbelt,  die  der  Herr  Minister  des  Innern  sich  rühmt,  Jahre  lang  voUzo- 
gen  zu  haben,  nSmlich  eine  Oppositionspartei  niederzuhalten,  später  bequemer  durch 
den  Herrn  Handelsminister  ausgeführt  und  somit  in  sein  Departement  übergehen 
wird.  Ich  will  auf  alle  diese  Punkte  als  nicht  direkt  hier  in  die  Debatte  einschla- 
gend nicht  n&her  eingehen,  aber  ich  muss  doch  Herrn  v.  Unruh  sagen,  dass  ich 
durchaus  ihm  nicht  zustimmen  kann,  wenn  er  sagt,  dass  die  Zinsgarantien  weniger 
geflUurllch  seien,  als  die  Anleihen.  Die  Zinsgarantie  belastet  den  Staat  gerade  so,*^ 
wie  die  Anleihe,  sie  ist  ganz  unzweifelhaft  eine  Staatsanleihe  und  vermindert  den 
Kredit  des  Staats  in  schlimmen  Zeiten  ganz  in  derselben  Weise  wie  eine  Staatsan- 
leihe. Es  ist  ganz  natürlich,  dass  man  sieh  dann  sagt:  die  Eisenbahnen  bringen 
wenig  ein  in  schlimmen  Zeiten,  und  dass  man  daraus  schliesst,  die  Zinsgarantie 
muss  deshalb  vom  Staate  gedeckt  werden.  Es  erscheint  also  der  Staat  in  dem 
schlimmen  Augenblicke,  wenn  er  Kredit  verlangt,  mit  einer  Mehrausgabe  an  Zin- 
sen für  die  Eisenbahngarantien  belastet  Nun  habe  ich  schon  vorher  angedeutet, 
welche  andere  Eigenthümlichkeit  die  Garantien  haben.  Die  Garantien  gehen  n&n- 
Ueh  bei  ihrer  Entstehung  den  Weg,  den  die  blosse  Privatspekulation  geht.  Aber 
dieser  Weg  ist  von  vom  herein,  wie  soll  ich  sagen,  beleuchtet  von  der  Staatssonne. 
Von  vorn  herein  wendet  sich  deshalb  auf  diesem  Wege  jeder  der  Sonne  zu,  Nie- 
mand denkt  mehr  an  seine  eigene  Kraft,  sondern  hofft  lediglich  auf  den  Staat, 
d.  h.    auf  die  Hülfe,   die   er  vom  Staate  bekommen  kann.     Ich  komme  bei  diesem 
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Wenn  alle  Eisenbahnen  des  Staats  rerkanft  werden,   so  haben  die 
Erwerber  Eisenbahnsteuer  zu  zahlen,    wodurch  dem  Staate  neue  Ein- 

Pniikte  auch  auf  die  Kritik  des  Herrn  Abgeordneten  Heise,  die  er  gegen  die  Ver- 
wendung des  Privatkapitals  und  gegen  die  Kapitalisten  gerichtet  hat.  In  Betreff 
der  Kapitalisten  bin  ich  auch  nicht  der  Meinung  des  Herrn  y.  Unruh.  So  weit  ich 
sie  kennen  gelernt  habe,  —  und  ich  habe  ja  eine  ziemlich  vielseitige  Bekanntschaft 
in  allen  Kreisen  der  Bevölkerung,  —  sind  die  Kapitalisten  gerade  nicht  die  blö- 
den Leute,  nicht  von  so  grosser  Bescheidenheit  und  von  so  ausserordentlichem 
Zartgefdhl,  dass  sie  sich  fürchten,  dem  Herrn  Minister  l&stig  zu  werden.  Ich  glaube, 
der  Herr  Handelsminister  könnte  ein  Lied  singen  von  dem  Zartgefühl  der  grossen 
Kapitalisten,  wenn  er  sich  darauf  einlassen  wollte.  Es  ist  ein  anderer  Grund,  wes- 
halb die  grossen  und  soliden  Kapitalisten  nicht  für  die  Unternehmung  zu  gewin- 
nen sind,  oder  dass  nur  solche  Kapitalisten  bleiben,  welche  durch  Aussicht  auf 
grossen  Gewinn  gereizt  werden.  Der  Grund  ist,  dass  die  Sache  viel  Mühe  macht, 
viel  Zeit  erfordert  und  bis  zum  letzten  Augenblick  sehr  unsicher  ist,  ob  das  Ge- 
schftft  sich  machen  wird.  Sie  kommen  nicht,  weil  die  ersten  Interessenten  der  Bahn 
in  jedem  Stadium  der  Vorbereitungen  immer  nur  daran  denken,  wie  sie  den  Staat 
hineinziehen  wollen  und  deshalb  nicht  geneigt  sind,  die  Verpflichtungen  zu  erfüllen, 
durch  welche  der  Unternehmer  der  Bahn  überhaupt  sicher  gestellt  werden  kann. 
Man  spricht  bei  der  Privatspekulation  immer  von  Schwindel.  Ja  wenn  Sie  dieses 
Wort  in  seiner  weitesten  Bedeutung  nehmen,  dann  möchte  ich  fragen,  welche  Pri- 
vateisenbahn ,  welches  grosses  Privatuntemehmen  überhaupt  kann  denn  davon  aus- 
genommen werden?  Der  eine  oder  der  andere  Unternehmer  hat  gewiss  immer  in 
Illusionen  sidi  befunden,  welche  Sie  mit  dem  Worte  Schwindel  bezeichnen.  Se- 
hen wir  die  Sache  einmal  näher  an.  Der  Gang  eines  solchen  Unternehmens  ist  der: 
ein  Kreis  bildet  ein  sogenanntes  Propositions- Komitee,  d.  h.  Interessenten,  welche 
in  erster  Linie  an  dem  Lokal -Charakter  der  Bahn  Interesse  haben,  treten  zusam- 
men und  projektiren  eine  Linie.  Wie  alle  guten  Unternehmungen  immer  in  dem 
Boden  selbst  wurzeln  müssen,  so  scheint  es  mir  von  der  höchsten  Wichtigkeit  zu 
sein,  gerade  diese  Methode  beizubehalten,  nach  welcher  zuerst  diiyenigen  Leute, 
welche  auf  dem  Boden  wohnen,  —  die  Autochthonen ,  wenn  Sie  wollen,  —  das 
Projekt  betreiben.  Wenn  sich  diese  zusammengefunden  und  sich  berathen  haben, 
was  sie  leisten  können  und  leisten  wollen,  dann  wenden  sie  sich  nach  Aussen  und 
fhigen  andere  Kapitalisten,  ob  sie  sich  nicht  betheiligen  wollen,  denen  sie  natür- 
lich die  grosse  provinzielle  oder  staatliche,  oder,  wie  man  heute  schon  gesagt  hat, 
Europftische  Bedeutung  der  Bahn  vorhalten ,  und  es  sind  die  grossen  Verkehrszüge, 
die  diesen  gegenüber  geltend  gemacht  werden.  In  demselben  Augenblick  gehen  sie 
aber  auch  sogleich  an  den  Staat,  und  während  sie  von  den  grossen  Kapitalisten 
das  Elapital  verlangen,  unter  dem  Vorgeben,  sie  hoflften  von  der  Staatsregierung 
eine  Zinsgarantie  zu  bekommen,  wenden  sie  sich  in  erster  Linie  doch  an  den  Staat 
mit  der  Forderung,  wegen  einer  Staatsbahn.  Wenn  dann  der  Herr  Handelsmini- 
ster sagt  oder  der  Vorredner,  der  Herr  Abgeordnete  Heise:  Nein,  ihr  müsst  war- 
ten, erst  müsst  ihr  alle  Versuche  gemacht  haben,  selbst  die  Mittel  aufzutreiben,  so 
leicht  können  wir  auf  eure  Anforderungen  nicht  eingehen,  so  sagen  die  Herren 
Proponenten:  Wartet  nur,  eure  Geduld  wollen  wir  schon  ausmÜden.  Nun  wird 
mit  den  verschiedenen  Unternehmern  verhandelt,  mit  diesem  oder  jenem  Bankier, 
da  zeigt  sich  eine  Englische  Gesellschaft  bereit,  das  Unternehmen  anzutreten,  so- 
gar das  erste  Kapital  zu  deponiren,  um  die  Garantie  dafür  zu  geben,  und  dann 
Ist  wieder  ein  Konsortium  von  Bankhäusern  in  Sicht.     Von  jedem  Schritt  resp.  so- 
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xLahmen  erwachsen.     Und  wenn  das  eingehende  Eaufgeld  immer  ohne 
Verzug  and  yollständig  zur  Abzahlung  yon  Schulden  des  Staats  yerwen- 

genannten  Versnch  wird  das  Handelsministeriam  in  irgend  einer  Form  in  Kenntniss 
gesetzt;  die  Sache  kommt  aber  doch  nie  zum  rechten  Schlnss,  jeder  Versuch  wird 
immer  wieder   zn  Wasser.     Und  woran  liegt  das  in  den  meisten  Ffillen?     Es  liegt 
daran,  dass  die  Herren,  die  durchaus  keine  schwindelhaflen  Kapitalisten  sind,  doch 
den   kleinen  Schwindel   betrieben  haben,   dass  sie  Aussichten   eröffneten,   die  sie 
durchaus  nicht  sicher  gewillt  waren,  zu  realisiren.     Obgleich  sie  immer  auf  die  Er- 
langung  einer  Staatsbahn  hofften  und  ihre  Bemühungen  nur  zu  diesem  Zwecke  an- 
stellten, haben  sie  doch  mehr  oder  weniger  bestinmit  in  Aussicht  gestellt  oder  gar 
versprochen,  den  Orund  und  Boden  frei  zn  stellen,  auf  dem  die  Bahn  gebaut  wer- 
den soll.    Soweit  ich  solche  Gkschllfle  kenne,  scheitern  sie  gerade  an  diesem  Punkt, 
dass,  wenn  dies  Versprechen  realisirt  werden  soll,  die  Leute  nicht  da  sind.     Wenn 
wir  uns  nun  darauf  einlassen,  wie  es  hier  heisst,   dass  bei  der  Thom - Insterburger 
Bahn  die  Regierung  sagt:  Bewilligt  nur  erst,  gebaut  soll  werden,  und  wir  werden 
gewissenhaft  mit  den  Acljazenten,  resp.  den  Kreisen  verhandeln,  dass  sie  den  Grund 
und  Boden  freistellen;  dann  denken  Sie  doch  nicht  daran,  dass  Ihnen  dieser  Grund 
und  Boden   gegeben  wird.     Wir  mfissen   ihn  voll  bezahlen.     Daseist  ja  auch  ganz 
natürlich.    In  Geldsachen  hört  die  Gemfithlichkeit  auf,  aber  sie  soll  nicht  bloss  auf- 
hören bei  denen,  die  zu  empfangen,  sondern  auch  bei  denen,  die  zu  geben  haben. 
Und  wenn  wir  uns  das  endlich  merkten,   w&re  es  sehr  verständig.     Ich  habe  hier 
ein  redendes  Beispiel,   wie  Zinsg^rantien  erlangt  werden  und  wie  sie  dann  nachher 
benutzt  werden.     Das  ist  die  Hinterpommersche  Bahn.     Sie  erinnern  sich  vielleicht 
noch,  wie  kläglich  allein  ich  gegen  diese  Zinsgarantie  protestirt  habe,  als  die  Sache 
hier  zur  Verhandlung  stand.    Es  war  nur  noch  eine  Gfite  von  Ihnen,  dass  Sie  mich 
überhaupt   noch   anhörten,   dass   ich   meine  Stimme   noch  dagegen  erheben  konnte. 
Die  Sache  war  so  fix  und  fertig,  dass  gar  kein  Zweifel  mehr  dtfran  war.    Ifan  sah 
schon    überall   die  Arbeiter  an  der  Linie  wirken,  ja  man  sah  schon  im  Geiste  die 
Eisenbahnzttge  vorüberfliegen.    Und  wie  steht  nun  die  Sache?    Auf  Anregung  eines 
Herrn  Abgeordneten  war  ich  als  Kommissar  des  Hauses  für  den  Etat  des  Handels- 
ministeriums genöthigt,  an  die  königliche  Staatsregierung  die  Frage  zu  stellen,  wie 
es    denn  mit  der  Cöslin - Danziger  Bahn  eigentlich  stehe,   ob  sie  zu  Stande  komme 
und  gebaut  werden  würde.    Da  habe  ich  denn  die  Antwort  bekommen,  die  ich  dem 
Hause  auch  noch  in  anderer  Weise  mittheilen  werde,  dass  die  Sache  ganz  vortreff*- 
lich  sei,  dass  aber  die  Stettiner  Eisenbahn  nur  verpflichtet  sei  zu  bauen,  wenn  der 
Grund   und  Boden  von  den  Kreisen   vorher  freigestellt  sei,   was  die  Kreise  auch 
vorher  in  Aussicht  gestellt  hätten;   da  seien  aber  verschiedene  Kreise,   der  Kreis 
Neustadt,  der  Danziger  Landkreis,  Stolp  und  Lauenburg,  in  denen  der  Grund  und 
Boden  nicht  freigestellt  werde.     Die  Sache   entgeht  Ihnen  aber  nicht,    sie  kommt 
Ihnen   schon  von  einer  andern  Seite  entgegen.     Die  Stadt  Danzig,   die  ein  grosses 
Interesse  an  der  Bahn  hat,  sagt:  ^r  sind  l)ereit,  ein  Opfer  zn  bringen,  wenn  der 
Staat   auch   noch  ein  weiteres  Opfer  bringt.     Also  erst  haben' wir  die  erste  Hinter- 
pommersche Bahn  mit  Zinsgarantie  bewilligt,   dann  haben  wir  noch  die  andere  mit 
Zinsgarantie  darauf  bewilligt,  obgleich  wir  schon  erfahren  hatten,  dass  unsere  Zins- 
garantie sich  viel  höher  belaufen  hatte  und  als  wir  uns  bei  der  Bewilligung  vorge- 
stellt hatten,   weil   der  niedrige  Zinsfuss  die  Aktien  nur  zu  einem  niedrigen  Cours 
sich   begeben   liess,   so   dass  das  Kapital  für  die  Hinterpommersche  Bahn  ausseror- 
dentlich sich  erhöht  hat.     Und  jetzt  danken  die  Kreise  —  geschäftlich  begreife  ich 
es  vollkommen  —  habt  Ihr  ein  Mal  so  viel  Gkld  hineingesteckt,  so  könnt  Ihr  auch 
nicht  wieder  davon  loskommen.     Ihr  mttsst  die  Bahn  zu  Ende  führen.    Ihr  müsst 
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det  wird,   so  hat  dieser  für  Zinsen  weniger  auszugeben.     Auch  werden 
seine  neuen  Ausgaben  für  Pensionen  jährlich  geringer  und  hören  ganz 

also  heran,   in  der  einen  oder  andern  Weise  moss  das  Geld  beschafft  werden,   und 
wir  riihren  weder  Hand  noch  Fuss,   um  die  Sache  su  Stande  su  bringen.     Das  ist 
die  Lehre   von  der  Zinsgarantie.     Wenn  ich  nun  sage,   ich  furchte  den  üblen  Ein- 
flnss,  den  das  Garantiesystem  hat,   auch  noch  aus  andern  Gründen,   als  um  seiner 
Staatsbelastung  wiUen,   so  liegt  das  auf  dem  moralischen  Gebiete  unseres  Staatsle- 
bens.    Auf  der  einen  Seite,  sagen  Sie,  kommt  der  sogenannte  Schwindler  und  will 
Kapitalien  beschaffen,   auf  der  andern  Seite  stehen  die  Interessenten,   die  sich  na- 
türlich  schon,   wie   ich   gesagt  habe,   an  die  Staatsregiemng  gewendet  haben,   um 
die  Mittel  für  die  Eisenbahn  su  verlangen,  in  erster  Linie  Staatsbahn,   dann  Zins- 
garantie oder  sonst  etwas.     Glauben  Sie  denn,   wenn  Sie  ein  Mal  annehmen,   dass 
Schwindler  mit  Kapital  da  sind,  die  nur  um  grossen  und  leichten  Gewinnes  willen 
gekommen  sind,   dass  dann  die  Wege  gerade  so  im  Interesse  der  Sittlichkeit  unse- 
res Staatslebens  eingehalten  werden,   wie  sie  eingehalten  werden  soUten?    Glauben 
Sie   denn  nicht,   dass   eine  Masse  Ton  Versuchungen  an   die  Beamten  herantreten, 
von  denen  ich  glaube,  dass  sie  siegreich  lurückgewiesen  werden?    Aber  Jeder  von 
uns  hat  ja  Ursache,  tfiglich  lu  bitten:  Herr,  führe  mich  nicht  in  Versuchung.    Sol- 
len  wir   denn    ein  System  einführen,   welches   die   leibhaftige  Versuchung   für  die 
Beamten  ist?     Und   ist  es  nicht  die  leibhaftige  Versuchung,   wenn  wir  in  dem  Sy- 
stem  der  Staatseisenbahnen  und   noch  mehr  der  Garantien  verharren,   wo  bei  den 
Garantien  eben  die  Sache  ganz  unter  der  Hand  gemacht  wird,  wo  ein  Kompromit- 
tiren  in  keiner  Weise  stattfindet?    Nun,  eine  andere  Gefiüir,  vor  der  ich  Sie  warne, 
die  aus  diesen  massenhaften  BewiUigungen   für   das  ganze  konstitutionelle  System 
hervorgeht,   die  Sie  schon  aus    dem  Laufe  der  heutigen  Debatte  erkennen  können. 
Die  stftrkste  Kritik  liegt  in  der  That  in  der  Masse  von  AntrSgen  von  allen  Seiten, 
die   alle  nur  darauf  hinausgehen,   wie  man  vom  Staate  noch  neues  Geld  für  Eisen- 
bahnen in  irgend  einem  Kreise   des  Staats   erlangen   kann.     Seien  Sie  doch  über- 
zeugt, diese  Gkfinhr  trifft  sie  ganz  sicher,  das  wird  immer  schlimmer  werden.    Man 
wird  bei  den  nftchsten  Wahlen  an  vielen  Stellen  nur  noch  auf  die  Eisenbahnen  hin 
wählen:  Für  oder  gegen  Eisenbahn!    Wer  die  Mittel,  wer  den  Einflnss  beim  Mini- 
sterium hat,   eine  Ebenbahn  durchzusetzen,    wer   sich  darin  geltend  machen  kann, 
der  hat  allein   die   Chance,    durchzukommen.     Ist  das   im  Interesse   des  Gemein- 
wesens?   Ist  das  besonders  im  Interesse  des  Staats,  wenn  wir  sehen,  dass  auf  die- 
sem Wege   die  ungeheure  Belastung  des  Staats   entstanden  ist?    Erinnern  Sie  sich 
doch  an  die  Zeiten  Louis  Philipps !    Geschah  es  da  nicht  in  der  Deputirtenkammer, 
dass  die  verschiedensten  Parteien  sich  bei  den  sogenannten  materiellen  Fragen,  bei 
den  Eisenbahnfragen   auflösten   und   sich  Koalitionen  für  und  gegen  eine  Bahn  aus 
den   verschiedensten  Parteien  bildeten?     Glauben  sie,   dass  es  unmöglich  ist,   dass 
von  jener    und   von    dieser  Seite   schliesslich   sich   Interessenten  zusammenfinden, 
um  eine  Linie  durchzusetzen?    Haben  Sie  nicht  schon  in  unseren  ganzen  Verhand- 
lungen jetzt  das  Bild  des  Partiknlarismuss  gehabt,  —  das  aus  Hannover  und  Hes- 
sen bei  uns   hereingetragen  ist?     Sehen   sie  nicht,   das  die  Herren  aus  jenen  Pro- 
vinzen, so   verschiedener  Meinung  sie  sonst  sein  mögen,   doch,   wenn  es  diese  so- 
genannten materiellen  Interessen  ihrer  Provinz  betrifft,  auf  Einer  Linie  gehen,  das« 
sie  dann  Alle  dasselbe  Ziel  verfolgen?     Ich  tadle  sie  deshalb  nicht,  aber  ich  tadle 
die   Staatseinrichtung,    die   solche  Möglichkeiten   nicht  bloss   zulXsst,   sondern  sie 
schafft.    Ich  tadle   ein  System,   welches   sich  darauf  gründet,  dass  die  materiellen 
Interessen  der  Einzelnen   und    der   einzelnen  Kreise   Über   die  Staatsinteressen  mit 
Nothwendigkeit  im  Bathe  der  Nationen  gestellt  werden." 
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auf,  80  wie  die  zu  peasionirenden  Staatseisenbalinbeamteii  ganz  auBge- 
storben  sind.  Ist  eine  finanzielle  Maassregel,  welche  die  Einnahmen 
yermehrt,  nud  zugleich  die  Ausgaben,  nicht  bloss  yoriibergehend ,  son- 
dern dauernd  und  noch  stärker,  yermindert,  zu  yerwerfen?  Und  lässt 
sich  in  der  Thät  behaupten,  dass  durch  die  Politik,  welche  die  Begie- 
rong  in  Beziehung  auf  die  Eisenbahnen,  wenn  auch  im  Einklang  mit 
der  Yolksyertretung,  seither  zur  Anwendung  gebracht  hat,  der  Kredit 
dee  Preussischen  Staats  nicht  geschwächt,  sondern  yielmehr  gestärkt 
worden  ist? 


§.  S4.  TELEGRAPHEN. 

Die  Telegraphen,  welche  in  Frankreich  während  der  ersten  Beyo- 
lution  in  Anwendung  kamen,  auch  in  Preussen  in  den  18d0er  Jahren 
zwischen  Berlin  und  Koblenz  bestanden,  aber  dem  Publikum  nicht  zu- 
gänglich, sondern  bloss  für  die  Begierung  bestimmt  waren ,  sind  jetzt 
durch  elektromagnetische  Telegraphen  ersetzt  und  yerbinden  auch  seit 
1 866  Europa  und  Amerika.  In  so  weit  Telegraphen  yerschiedene  Län- 
der und  Staaten,  welche  durch  die  See  getrennt  sind,  yerbinden,  kann 
yon  einem  Telegraphenregal  nicht  die  Bede  sein.  Im  Innern  der  Län- 
der liesse  sich  ein  solches  denken.  Bechtüch  besteht  übrigens  in  Preus- 
sen und  im  Deutschen  Bunde  kein  Telegraphenregal  (S.  192)  und  ein 
staatliches  Telegraphenmonopol  nur  faktisch.  So  wie  eine  Briefpost 
als  Staatsanstalt  nützlich  ist,  können  auch  Telegraphen  als  Staatsanstalt 
für  nützlich  erachtet  werden.  Die  dadurch  entstehenden  Ausgaben  las- 
sen sich  yielleicht  durch  die  Einnahmen  dayon  decken,  so  dass  die  nütz- 
liche Einrichtung  keinen  besondem  Aufwand  erfordert.  Die  Anlage 
yon  Priyattelegraphen  ist  wohl  nicht  ohne  einige  Schwierigkeiten ,  aber 
doch  auch  ohne  Staatshülfe  leichter  ausführbar,  als  eine  Eisenbahn- 
anlage. Ein  Gmndeigenthümer  wird  eher  gestatten,  dass  ein  Telegra- 
phendraht über  sein  Grundstück  geht,  als  eine  Eisenbahn.  Und  wo 
eine  Gesellschaft  eine  Eisenbahn  gebaut  hat,  kann  dieselbe  daneben 
leicht  auch  Telegraphen  anlegen  oder  anderen  die  Anlage  yon  Telegra- 
phen gestatten.  Dass  es  in  einem  Lande  nur  Staatstelegraphen  giebt» 
ist  durchaus  nicht  nöthig.  Wenn  auch  nur  für  einzelne  Linien  Priyat- 
telegraphen neben  Staatstelegraphen  bestehen,  so  kann  daraus  ein  Nach- 
theil nicht  erwachsen;  der  Wetteifer  zwischen  Staats-  und  Priyat- 
indnstrie  pflegt  immer  einigen  Nutzen  zu  bringen.  Die  unbeschränkte 
Zulassung  yon  Priyattelegraphen  empfiehlt  sich  daher. 

Man  hat  wohl  gemeint,  Staatstelegraphen  wären  im  Interesse  des 
Handels  und  Verkehrs  den  Priyattelegraphen  yorzuziehen,  indem  durch 
staatliche  Yerwaltung  Irrthum  und  Missbrauch  eher  yerhindert  würde. 
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Dies  ist  aber  nicht  immer  der  Fall.     Missyerständnisse  und  Irrthümer 
kommen  auch  bei  Staatstelegraphen  vor.     Und  wenn  Jemand  dadurch 
Verlust  erleidet,    müsste  diesen  die  Staatskasse  rechtlicher  Weise  nicht 
ersetzen?     Im  Jahre    1854  war   die  berühmte  Tartarennachricht  von 
dem  Falle  Sebastopols  durch  Staatstelegraphen  befördert  worden.     Auch 
politische  Gründe  machen  es  nicht  nöthig,  dass  es  nur  Staatstelegraphen 
giebt.      Durch  Briefe,  welche  die  Staatspost  befördert,    können  Ter- 
schwörungen  yorbereitet  werden  und  die  Regierung  wird  dies  nicht  im- 
mer hindern  können.     Die   schnelle   Mittheilung   durch   Telegraphen 
könnte  die  Gefahr  noch  grösser  erscheinen  lassen.     Aber  Staatstelegra- 
phen schützen  auch  nicht.     Sehr  unyerdächtige  Mittheilungen  können 
andere  Bedeutungen  für  die  Betheiligten  haben,   so  dass  die  Staatstele- 
graphenbeamten gar  nicht  aufinerksam   darauf  zu  werden   brauchen. 
Auch  ein  Verbot  chiffrirter  Schrift  würde  nicht  schützen.     Indessen 
braucht  eine  gute  und  populäre  Begierung  sich  wirklich  yor  Verschwö- 
rungen wenig  zu  fürchten.     Ein  Beamter  der  Telegraphenyerwaltung 
kann  stark  in  Versuchung  kommen,   seinen  Pflichten  entgegen  zu  han- 
deln.    Zwar  kann  er  auf  Geheimhaltung  besonders  yerpflichtet,   aber 
doch  yielleicht  durch  eine  grosse  Summe  bestochen  werden ,    eine  wich- 
tige Nachricht,  die  er  zuerst  erfahren  hat,  mitzutheilen.     Er  kann  eine 
solche  Nachricht  auch  für  sich  benutzen,    ehe  er  sie  weiter  befördert. 
Nach  öffentlichen  Blättern  waren   1855   auf  dem  Berliner  Telegraphen- 
amte 7  —  8  Beamte  entlassen  worden,  welche  sich  Indiskretionen  hatten 
zu  Schulden  kommen  lassen;  in  der  letzten  Zeit  wäre  der  ITnfug  so  stark 
geworden,   dass  man  alle  telegraphischen  Friyatdepeschen  oft  mehrere 
Stunden  yorher  an  der  Börse  kannte,  ehe  sie  in  die  Hände  derer  kamen, 
an  die  sie  gerichtet  waren;   man  wäre  so  weit  gegangen,    dass  man  die 
Depeschen  oft  bis  zum  Schluss  der  Börse  zurückhielt  und  sie  dann  erst 
absandte.     In  demselben  Jahre  kam  auch  in  Paris  eine  skandalöse  Ge- 
schichte yor.     Es  hiess  nämlich  in  öffentlichen  Blättern,    eine  hochge- 
stellte Person  aus  der  nächsten  Umgebung  des  Kaisers,  welcher  derselbe 
sein  ganzes  Vertrauen  geschenkt  hätte ,    wäre  plötzlich  in  Ungnade  ge- 
fallen,   weil  sie  einigen  Bankiers  wichtige  telegraphische  Depeschen 
gegen  ein  hohes  Geldhonorar  mitgetheilt  hätte.     Möglich  ist  es  sonach, 
dass  Telegraphenbeamte,  ihre  Vorgesetzte,  und  selbst  Minister,  die  Te- 
legraphen zu  Priyatspekulationen  benutzen ,   wenn  irgend  ein  wichtiges 
Ereigniss  sich  zugetragen  hat.     Alle  dergleichen  Schlechtigkeiten  und 
Versuchungen  werden  wenigstens  yermindert,  wenn  Priyattelegraphen, 
neben  den  Staatstelegraphen ,  bestehen.     Können  Priyattelegrsunme  nur 
durch  Staatstelegraphen  befördert  werden,  so  müsste,   damit  die  Begie- 
rung und  ihre  Beamten  nicht  ein  Nachrichtenmonopol  ausbeuten  kön- 
nen, die  Beförderung  keines  Telegramms  yerweigert  oder  yerzögert  wer- 
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den  dürfen.  Wer  soll  oder  kann  augenblicklich  darüber  entscheiden,  ob 
die  Beförderong  einer  Kachricht  dem  Gemeinwesen  unersetzlichen  Scha- 
den bringen  wird?  und  muss  Fiskus  nicht  den  Schaden  ersetzen,  der 
irgend  einer  Person  dadurch  erwächst,  dass  Telegraphenbeamte  die  so- 
fortige Beförderung  einer  telegraphischen  Depesche  unterlassen  haben? 
Solche  Fragen  werden  gar  nicht  praktisch,  wenn  jeder  nach  Belieben 
Staats  -  oder  Friyattelegraphen  benutzt  ^).     Dass  in  Freussen  nur  Eine 


1)  Im  April  1864  wurde  ein  Telegramm  von  Brealaa  nach  Berlin,  wonach  die 
Bassischen  Gardehasaren  in  der  N&he  von  Warschau  geschlagen  sein  sollten,  wegen 
UnaBulIssigkeit  des  Inhalts  nicht  aasgehändigt.  Ein  Telegramm  von  Posen  nach 
Breslau,  wonach  400  Polen,  vortrefflich  equiplrt,  mit  30  Französischen  Offlsieren 
ans  dem  Grossherzogthum  Posen  nach  Polen  hinübergegangen  seien,  brauchte  mehr 
Zeit,  als  ein  Brief  gebraucht  haben  würde,  weil  die  Telegraphenstation  in  Breslau 
bei  der  Telegraphendirektion  in  Berlin  amtliche  Rückfrage  wegen  Zulässigkeit  des 
Inhalts  machte.  Aus  Frankfurt  a.  M.  wurde  am  2.  Oktober  1865  gemeldet:  „Ein 
heiteres  Kachspiel  zur  gestrigen  Abgeordnetenversammlung  verdanke  ich  der  königlich 
Prenssischen  Telegraphenstation  hierselbst.  Den  harmlosen  Beschluss  der  Versammlnug 
hatte  ich  in  einem  noch  harmloseren  Telegramm  zusammengefasst.  Der  Telegra- 
phenbeamte schüttelte  aber  zu  dem  Telegramm  den  Kopf  und  befSrderte  es  durch 
eine  geheimnissvolle  Vorrichtung  vor  das  Censurgericht  des  zwei  Stockwerke  dar- 
über befindlichen  Stationsvorstehers.  Derselbe  Hess  gleich  darauf  durch  eine  Schall- 
röhre ein  kräftiges  Nain  erschallen.  Noch  eben  von  Dr.  S.  Müller  ermahnt,  an 
die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Abgeordnetentages  „den  letzten  Athemzug  zu 
setzen",  wollte  ich  das  Spiel  so  leicht  nicht  aufgeben  und  ersuchte  per  Schallröhre 
den  Stationsvorsteher,  mir  gef&lligst  im  Einzelnen  mitzutheilen ,  was  er  an  den 
Beschlüssen  der  Versammlung  auszusetzen  habe.  Derselbe  zfthlte  mir  dann  ganz 
höflich  auf:  erstens  den  Protest  gegen  Gastein,  und  zweitens  die  Verpflichtung  der 
Deutschen  Landesvertretungen,  den  Regierungen  zu  Zwecken  der  Vergewaltigungs- 
politik  Steuern  und  Anleihen  zu  verweigern.  Er  gab  zu,  dass  beide  Beschlüsse  nicht 
gesetzwidrig  seien ,  berief  sich  aber  auf  seine  gemessene  Instruktion ,  nichts  zu  te- 
legraphiren,  was  sich  mit  den  „Rücksichten  des  öffentlichen  Wohles"  nicht  ver- 
einigen lasse.  Da  ging  mir  denn  freilich  ein  Licht  auf,  in  welcher  gemeingenihrli- 
chen  Versanmilung  ich  heute  gesessen,  und  welche  furchtbare  Gefahr  ich  über  mein 
Preussisches  Vaterland  durch  die  telegraphische  Mittheilung  der  daselbst  gefassten 
Beschlüsse  heraufzubeschwören  im  Begriffe  stand.  Ich  telegraphirte  Ihnen  deshalb 
nur  den  telegraphen- polizeilich  konzessionirten  Theil  der  Beschlüsse,  im  Stillen 
überzeugt,  dass  der  Zusatz  „Annahme  des  Uebrigen  vom  Telegraphen-Amt  verwei- 
gert" den  Leser  mehr  aufregen  würde,  als  die  offene  Mittheilung  es  jemals  im  Stande 
gewesen  wfire.  Das  Preussische  Telegraphen-Amt  befindet  sich  hier  in  einem  Zim- 
mer mit  dem  Baierischen,  so  dass  die  beiderseitigen  Beamten  nur  durch  ein  Draht- 
gitter geschieden  sind.  Der  baierische  Beamte  hörte  nun  so  recht  partikularistisch 
vergnügt  hinter  seinem  Gitter  meinen  diplomatischen  Verhandlungen  mit  der  Gross- 
macht Preussen  zu  und  offerirte  mir  bundesfreundlichst  sftmmtliche  süddeutsche  und 
selbst  die  kurhessisch-hannoversche  Linie  für  mein  Telegramm.  Aber  Sie  sind  kein 
Hamburger  und  so  konnte  ich  nicht,  wie  die  Korrespondenten  der  Hamburger  Blät- 
ter, von  dem  günstigen  Umstand,  dass  Kurhessen  und  Hannover  noch  nicht  an- 
nektirt  sind ,    Gebrauch  machen.     Ich  wollte  diese  kleine  Geschichte  nicht  verloren 
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Telegraphenyerwaltang  besteht,  und  zwar  eine  BtaaÜiche,  also  faktisch, 
ein  Monopol  hat,  indem  PnTatpersonen  oder  GeselLsohaften  des  Inlan- 
des oder  des  Auslandes  ihr  wenigstens  noch  keine  Konkurrenz  gemacht 
haben,  hat  bisher  einen  grossen  Yerwaltongsmechanismus  und  ein  gros- 
ses Beamtenheer  nöthig  gemacht,  welches  immer  zahlreicher  werden 
mnss.  So  hat  die  Begierong  den  ümfoiig  ihrer  Yerantwortlichkeit  ganz 
freiwillig  erweitert,  freilich  auch  ganz  ausserordentlich  ihre  Patronage 
(S.  255)  yermehrt.  Wird  aber  nicht  yielleicht  eine  Zeit  kommen,  wo 
sie  unfiihig  sein  wird ,  alle  Telegramme,  die  ihr  zur  Beförderung  zukom- 
men, zu  bewältigen*)? 

Nach  den  Etats   und  den  Anlagen   des  Indemnitätsgesetzes  yom 
14.  September  1866  betrugen  bei  der  Telegraphenyerwaltung 


gehen  lassen,  denn  es  ist  für  spätere  Jahre  immer  gut,  wenn  man  so  etwas  Schwärs 
auf  Weiss  besitzt,  die  künftigen  Qenerationen  glaaben  sonst  am  Ende  nicht,  das« 
so  etwas  noch  anno  1865  passirt  ist.**  —  Am  28.  März  1870  schrieb  man  ans 
Altona :  Die  Telegraphenstation  hat  der  Kieler  Zeitung  zufolge ,  am  24.  März  ein 
nach  €h>tha  an  Herzog  Friedrich  gerichtetes  Telegramm  zurflckgewiesen.  Man  be> 
stand  darauf,  den  „Herzog*'  in  „Prinz**  zn  verwandeln!  —  Bekanntlich  —  hiess 
es  im  Juli  1870,  jedoch  yor  dem  Ausbruch  oder  der  Erklärung  des  Krieges  — 
existirt  bei  uns  eine  Zensur  für  'Telegramme.  Wie  wir  im  Frankfurter  Journal  le* 
sen ,  haben  die  dortigen  Telegraphenbeamten  in  den  letzten  Tagen  wiederholt  die 
Beförderung  von  Depeschen  wegen  angeblich  „aufregenden**  Inhalts  zurückgewiesen. 
Ein  Versuch ,  eine  Privatdepesche  des  Frankfurter  Journals  aus  Wien ,  sowie  ein 
unzweifelhaft  aus  Begierungskreisen  stammendes  Privattelegramm  der  Darmstädter 
Zeitung  aus  Paris  weiter  an  ein  Norddeutsches  Blatt  zu  telegraphiren ,  missglückte, 
indem  der  höhere  Beamte ,  an  den  der  Aufgeber  rekurrirte ,  nachdem  die  Annahme 
am  Schalter  verweigert  worden,  den  Inhalt  beider  Depeschen,  sowie  den  ganzen 
Kriegslärm  fUr  „nichts  als  Schwindel,  nichts  als  Börsenschwindel**  erklärte.  Jeder 
„Gebildete**  müsse  das  einsehen. 

1)  In  einem  Berliner  Börsenberichte  vom  7.  April  1867  hiess  es:  Im  Privat- 
verkehr herrschte  heute  eine  schwer  beschreibliche  Aufregung,  die  durch  die  niedri- 
geren Pariser  Course,  welche  von  gestern  gemeldet  sind,  veranlasst  war  und  durch 
das  Ausbleiben  aUer  authentischen  Nachrichten  über  die  Gründe  derselben  verstärkt 
wurde.  Wir  können  bei  diesem  Anlass  nicht  umhin,  unser  Bedauern  darüber  aus- 
zusprechen, dass  die  Begierung  den  Dienst  der  Telegraphen  im  gegenwärtigen  Mo- 
ment so  stark  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  dass  direkte  telegraphische  Privatdepeschen 
weder  politischen  noch  finanziellen  Inhalts  seit  gestern  nicht  mehr  eingetroffen  sind, 
und  in  einem  so  wichtigen  Moment  für  das  Publikum  die  Kommunikation  zwischen 
Paris  und  hier  aufgehoben  ist.  Eine  möglicherweise  unberechtigte  Conrsbewegung 
der  Pariser  Börse  wird  dadurch  zur  Ursache  eines  Schreckens,  der  zn  einem  empfind- 
lichen Bflckschlage  auf  die  materiellen  Interessen  Veranlassung  giebt.  Eine  vor 
der  Hand  noch  ziemlich  wesenlose  Besorgniss,  die  authentische  Nachrichten  auf  ihr 
richtiges  Maass  reduziren  würden,  führt  zu  empfindlichen  Verlusten.  —  Im  Juli 
1870  zeigte  die  Telegraphendirektion  an,  dass  wegen  Anhäufung  auf  eine  schnelle 
Beförderung  von  Privattelegrammen  jetzt  nicht  zu  rechnen  sei. 
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in  den  Jahien 

die  Ausgaben 

die  Einnahmen 

1850 

148,250  ThJr. 

61,340  Thlr. 

1851 

177,491 

»> 

80,058 

}> 

1852 

171,709 

ff 

91,878 

ff 

1853 

178,539 

>» 

121,794 

9) 

1854 

290,057 

ff 

241,646 

)y 

1855 

360,945 

i> 

312,376 

»> 

1856 

471,185 

»f 

473,652 

»> 

1857 

592,960 

» 

620,940 

>9 

1858 

663,810 

»» 

705,010 

»» 

1859 

731,675 

>» 

788,600 

ff 

1860 

686,970 

»> 

788,950 

» 

1861 

720,910 

» 

805,400 

1) 

1862 

810,067 

19 

954,551 

»» 

1863 

1,037.710 

W 

1,039,961 

99 

1864 

1,286,344 

» 

1,150,008 

99 

1865 

1,315,103 

ff 

1,242,490 

9» 

1867 

1,540,385 

)» 

1,418,090 

99 

Deficit 

287,366 

99 

Summe 

11.184.110  Thlr. 

11,184,110  Thlr. 

Für  das  Jahr  1866  sind  die  Einnahmen  und  Ausgaben  nicht  bekannt  ge- 
worden. Da  dieses  nicht  besser  gewesen  sein  wird,  so  hat  die  Freus- 
aische  Begierung  aus  ihrer  Telegraphenspekniation  keinen  Gewinn  auf- 
weisen können.  Wie  gross  der  Verlust  im  Ganzen  gewesen  ist,  lässt 
sich  kaum  ermitteln,  da  yon  dem  Anlagekapital  die  Zinsen  und  die  Zin- 
sen von  den  Zinsen  nicht  berechnet  zu  sein  scheinen,  welche  dem  Yolke 
doch  entgangen  sind.  Um  den  Betrag  des  Gesammtyerlustes,  welcher 
stattgefunden  hat,  hätte  aber  offenbar  weniger  an  Steuern  erhoben  wer- 
den können,  wenn  es  Staatstelegraphen  nicht  gegeben  hätte.  Dieselben 
haben  also  den  Steuerzahlern  keinen  Yortheil  gebracht,  sondern  die 
Steuerlast  erhöht  oder  die  sonst  möglich  gewesene  Heruntersetzung  der- 
selben yerhindert.  Auch  der  Norddeutsche  Bund  wird  yon  seinem  Te- 
legraphengeschäft, wenn  überhaupt,  wohl  nur  einen  geringen  Eeinertrag 
haben.  Soll  dieser  grösser  werden,  so  wird  nichts  anders  übrig  bleiben, 
als  die  Verwaltung  wohlfeiler  als  seither  zu  organisiren,  sowie  die  Te- 
legraphengebühren zu  erhöhen,  also  für  die  Benutzung  der  Telegrapben 
eine  indirekte  Steuer  oder  eine  Art  Geldstrafe  (S.  198)  aufzulegen,  auch 
endlich  die  gebührenfreie  Beförderung  yon  irgend  welchen  Telegrammen, 
die  soyiel  ich  weiss  durch  kein  Gesetz  eingeführt  ist,  endlich  ganz  ab- 
zuschaffen. Die  Gesetzgebung  hat  sich  übrigens  in  Preussen  mit  den 
Telegraphen  nicht  weiter  befewst,  als  dass  sie  die  Beschädigung  und 
Störung  der  dem  Staate  oder  Eisenbahngesellschaiten  gehörigen  Tele- 
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graphenanstalten  mit  Strafen  bedroht  hat  Die  Erriohtung  von  Priyat- 
telegraphen  ist  durch  die  Gesetzgebong  in  keiner  Weise  gefordert  oder 
erleichtert,  ihre  Anlage  aber  auch  yon  keiner  Genehmigung  irgend  einer 
öffentlichen  Autorität  abhängig  gemacht^  wie  es  einmal  im  Winter  1 85^/^ 
yersucht  wurde.  Wenn  die  Begierung  zur  Ziehung  eines  Telegraphen- 
drahts eine  Genehmigung  zu  geben  hätte,  so  könnte  sie  diese  ja  auch 
yersagen  und  sich  so  ihr  Monopol  bewahren. 

In  England  erging  am  28.  Juli  1863  eine  Acte  zur  Eegulirung  der 
Ausübung  der  durch  Specialacte  ertheilten  Befdgnisse  für  die  Ajilage 
und  Unterhaltung  yon  Telegraphen.  Diese  Acte  bestimmt,  dass  eine 
Gesellschaft,  beyor  sie  einen  Telegraphen  über  oder  auf  einer  Land- 
strasse legt,  die  nicht  eine  Strasse  in  einer  grossen  Stadt  oder  eine  öf- 
fentliche Landstrasse  ist,  oder  Pfahle  setzt,  bekannt  machen  muss,  dass 
sie  die  Zustimmung  der  die  Strasse  beaufisichtigenden  Behörde  erlangt 
habe,  dayon  auch  in  den  Wohnhäusern  Nachricht  geben  muss  und  dass 
sie  den  Telegraphen  erst  nach  21tägiger  Anzeige  legen  darf,  während 
welcher  Zeit  Einsprüche  bei  dem  Handelsamt  angebracht  werden  kön- 
nen; yorläufig  gesetzte  Pfähle,  welche  gefahrlich  erachtet  werden,  sind 
nach  yorheriger  Ankündigung  wieder  fortzunehmen;  wenn  aber  die 
Gesellschaft  dagegen  Einspruch  thut,  hat  das  Handelsamt  zu  entschei- 
den. Wege  und  öffentliche  Landstrassen  sollen  nur  nach  yorheriger 
Ankündigung  aufgegraben  werden,  unter  üeberwachung  der  Behörde, 
welche  die  Strasse  zu  beaufsichtigen  hat ;  die  Arbeit  muss  in  aller  Eile 
ausgeführt,  die  aufgerissene  Strasse  eingehegt,  bewacht  und  Nachts  be- 
leuchtet, auch  für  6  Monate  im  baulichen  Stande  erhalten  werden,  bei 
Strafen,  die  20  £  nicht  übersteigen,  und  5  £  für  jeden  Tag,  als  das 
Vergehen  fortdauert;  und  Verordnungen  werden  erlassen,  damit  der 
Verkehr  so  wenig  wie  möglich  gehemmt  wird.  Zustimmung  der  Haus- 
eigenthümer  muss  erlangt  und  Entschädigung  gewährt  werden,  wo  irgend 
ein  Eigenthum  benachtheiUgt  wird;  auch  kann  yon  der  Gesellschaft 
yerlangt  werden ,  den  Telegraphen  höher  zu  machen ,  wenn  der  Eigen- 
thümer  eines  Hauses,  über  welches  er  geht,  seine  Absicht,  es  zu  er- 
höhen, anzeigt;  und  er  muss  6  Fuss  über  dem  Hause  sein,  wenn  nicht 
der  Eigenthümer  eine  geringere  Höhe  gestattet.  Jeder  Telegraph  muss 
allen  Personen  gleichmässig  zugänglich  sein  ohne  Gunst  oder  Vorzug, 
und  die  Gesellschaften  haften  für  alle  Zufälle,  Verluste  und  Schäden 
auf  Grand  oder  in  Folge  irgend  eines  Werkes  der  Gesellschaft.  Wenn 
irgend  eine  Person  im  Dienst  einer  Gesellschaft  yorsätzlicher-  oder  fahr- 
lässigerweise die  Beförderung  oder  Ablieferung  einer  Depesche  unter- 
lässt  oder  yerschiebt,  oder  durch  irgend  eine  absichtliche  oder  fahr- 
lässige Handlung  oder  Unterlassung  die  Beförderung  oder  Ablieferung 
yerhindert  oder  aufhält,    oder  den  Inhalt  einer  Depesche  ungehöriger- 
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weise  irgend  einer  Person  offenbart,  so  yerfiillt  sie  für  jedes  solches 
Vergehen  in  eine  Strafe,  die  20  £  nicht  übersteigt.  Alle  Depeschen 
über  den  Dienst  Ihrer  Majestät  haben  den  Vorzug,  und  auf  das  Ver- 
langen des  Handelsamts  hat  die  Gesellschaft  einen  Telegraphen  für  den 
ausschliesslichen  Gebrauch  Ihrer  Majestät  zu  unterhalten.  Die  Acte 
bestimmt  femer,  dass  im  Falle  dringender  Nothwendigkeit  Telegraphen 
für  Ihrer  Majestät  Dienst  in  Besitz  genommen  werden  können  auf  Grund 
eines  Befehls  des  Staatssekretärs.  Der  Befehl  soll  nur  eine  Woche  in 
Kraft  bleiben,  doch  können  auf  einander  folgende  Befehle  erlassen  wer- 
den. In  einem  solchen  Fall  hat  der  Schatz  der  GeseDschaft  für  den 
erlittenen  Verlust  Zahlung  zu  leisten.  Durch  die  Bechtsbeamten  der 
Krone  kann  gegen  eine  Gesellschaft  yorgegangen  werden  auf  Grund 
einer  Bescheinigung  des  Handelsamts ,  dass  irgend  einer  Vorschrift  der 
Acte  nicht  nachgekommen  sei  und  dass  die  Befolgung  zum  Öffentlichen 
Vortheil  gereichen  würde.  —  In  neuerer  Zeit  (8. 171)  hat  die  Begie- 
rung  angefangen,  die  grösseren  Telegraphenlinien  des  Landes,  sämmt- 
lich  Aktiengesellschaften  gel^örig,  anzukaufen  und  yon  der  Post  yerwal- 
ten  zu  lassen.  Ob  und  welche  Vortheile  durch  diese  Maassregel  dem 
Gemeinwesen  erwachsen,  mnss  die  Zeit  lehren.  —  Wie  man  in  Amerika 
denkt,  ergiebt  der  nachstehende  Artikel  yom  2.  Januar  1869  aus  iN'ew- 
york:  Die  Frage,  ob  die  Regierung  nach  dem  Vorgange  Englands  das 
Telegraphenwesen  übernehmen  soll,  beschäftigt  alle  Gemüther.  Bei 
einem  Banket,  welches  dieser  Tage  dem  Professor  Morse  gegeben  wurde 
und  auf  welchem  der  Vorsitzende,  Oberrichter  Chase,  einen  sehr  war- 
men Toast  „auf  das  grosse  und  mächtige  England  und  seine  gute  Köni- 
gin" ausbrachte,  erwiderte  der  Englische  Gesandte,  dass  Niemand  sehn- 
licher als  die  Königin  die  Fortdauer  der  freundschaftlichen  Beziehungen 
zwischen  beiden  Nationen  wünsche  und  grössere  Achtung  habe  für  die 
Verdienste  des  Professors,  zu  dessen  Ehren  sie  hier  yersammelt  seien 
und  der  mehr  als  alle  Beden  zur  Befestigung  des  Friedens  beigetragen 
habe.  Durch  die  Wissenschaft  seien  Dampf  und  Elektrizität  die  sicher- 
sten Stützen  des  Friedens  geworden ;  er  hoffe  noch  die  Zeit  zu  erleben, 
in  welcher  Diplomaten  überflüssig  würden.  Professor  Morse,  ein  Greis, 
erwiderte,  indem  er  die  Schwierigkeiten  beschrieb,  die  er  bei  dem  Ent- 
stehen der  elektrischen  Telegraphie  zu  überwinden  hatte.  Die  Welt, 
sagte  er,  yerdankt  den  modernen  Telegraphen  den  Vereinigten  Staaten, 
die  früheren  waren  nur  Semaphore.  Die  Idee  dazu  sei  ihm  auf  einer 
Beise  yon  Hayre  nach  Newyork  1832  gekommen,  1835  haben  sie  in 
der  Stadt  Newyork  die  erste  Probe  bestanden,  und  dann  erst,  nach  der 
Debatte  im  Kongress,  seien  sie  1838  in  England  eingeführt  worden, 
üeber  die  Zweckmässigkeit  der  üebertragung  der  Telegraphie  an  die 
Regierung  habe  er  keine  bestimmte  Meinung.     Orton,   Präsident  der 
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yereinigten  westlichen  Telegraphen -Kompagnie,  sprach  sich  gegen  die 
Uebertragung  aus  und  glaubt,  dass  man  dem  TJntemehmungsgeiste  der 
Privaten  gewähren  lassen  solle;  bereits  seien  in  den  Vereinigten  Staaten 
60,000  Meilen  lange  Linien  angelegt,  fietst  so  viel  als  in  ganz  Europa 
zusammengenommen.  Im  yorigen  Jahre  seien  13  Millionen  Telegramme 
befördert  worden,  doppelt  so  viel  als  1 866  in  ganz  Europa.  Eine  Kon- 
kurrenz der  Regierung  würde  nur  störend  eingreifen  und  Schaden  brin- 
gen. Ohne  einen  freien  Telegraphen  sei  auch  eine  freie  Fresse  nnmögliek. 
Ueberall  seien  die  Zeitungen  zusammengetreten ,  um  nach  dem  coopera- 
tiyen  System  Neuigkeiten  von  den  BEauptstädten  und  nach  dem  gan- 
zen Lande  zu  verbreiten.  In  dieser  Weise  seien  der  Presse  im  vori- 
gen Jahre  350  Millionen  Worte  geliefert  worden  mit  einem  Aufwände 
von  nur  800,000  Dollars;  dividire  man  diese  Zahl  durch  20,  der  Wort- 
zahl einer  einfBU^hon  Depesche  in  Europa,  so  übersteige  sie  die  Zahl  al- 
ler in  Europa  beforderten  Depeschen  und  würden  auch  dort  das  Zehn- 
fache gekostet  haben.  Nicht  Alles,  was  in  England  sich  probat  erwie- 
sen, sei  in  Amerika  ausführbar. 


§.  85.     POSTREGAL. 

Der  Verkehr  durch  Briefe,  Frachtstücke  und  Beisen  ist  so  nütz- 
lich und  hängt  so  wenig  mit  den  Abstufungen  der  Wohlhabenheit  zu- 
sammen, dass  seine  Yertheuerung  durch  einen  Begalgewinn,  wie  Bau 
meint,  nicht  zu  rechtfertigen  ist,  ja  dass  es  sich  sogar  vertheidigen 
liesse,  wenn  die  Post  mit  einem  Zuschüsse  aus  der  Staatskasse  verwaltet 
würde.  Auch  L.  H.  Jakob  sprach  schon  1821  in  seiner  Staatsfinanz- 
wissenschaft die  Meinung  aus,  „dass  sich  das  Postregal  von  keiner  Seite 
auf  solche  Weise  zur  Finanzquelle  empfiehlt,  dass  man  sie  nach  richti- 
gen finanziellen  und  staatswirthschaftüchen  Principien  billigen  könnte. 
Vielmehr  scheint  es,  dass  es  rathsamer  sei,  gänzlich  darauf  Verzicht 
zu  leisten  und  alles  Einkommen  durch  die  Post  bloss  auf  die  Vervoll- 
kommnung dieser  Anstalten  zu  verwenden,  sobald  sich  andere  eben  so 
sichere,  aber  mit  den  nationalökonomischen  Principien  übereinstim- 
mende Quellen  der  Staatseinnahme  zeigen,  welche  jenes  Einkommen  er- 
setzen können.''  Er  hielt  übrigens  die  Privatadministration  der  Posten 
für  das  Publikum  bequemer  und  zugleich  wohlfeiler,  als  die  öflPentliche 
Verwaltung,  und  schloss  daraus,  dass  der  Staat,  wenn  er  ein  Einkom- 
men von  den  Posten  ziehen  will,  ein  grösseres  von  Privatposten,  als 
von  öffentlichen  ziehen  könne ,  weil  jene  das ,  was  die  Administration 
der  öffentlichen  koste,  ersparen  und  dem  Staate  zum  Theil  als  Abgabe 
entrichten  könnten.  Zu  Jakob's  (f  1827)  Zeit  war  die  Postverwaltung 
auch  in  Preussen  noch  sehr  mangelhaft  und  man  konnte  damals  aller- 
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dings  sagen,  „dass  die  Grobheit  der  Postbedienten  zum  Sprichwort  ge- 
worden ist.''  Ean  hält  die  Uebertragong  der  gesammten  Briei^ost  eines 
Landes  an  einen  einzelnen  Unternehmer  nicht  empfehlenswerth ,  dage- 
gen zweckmässig,  dass  sich  einzelne  kleine  Staaten  dem  Postgebiet  eines 
grösseren  anschliessen.  Die  Fahrpost  sieht  er  anders  an,  und  will  die 
Fortschaffung  der  Personen  und  Frachtstücke  unter  Umständen  auch  der 
Privatindustrie  überlassen.  Bei  der  Brietest  scheint  ihm  aber  die  Forde- 
rung der  Begalität  nothwendig.  Eine  Fahrpost  ist  nicht  nothwendig,  wenn 
die  PriTatindustrie  die  Beförderung  yon  Personen  und  Frachtstücken  zur 
Zufiriedenheit  des  Publikums  bewirkt  oder  zu  bewirken  nicht  gehindert 
wird,  in  keinem  FaU  ist  es  gerechtfertigt ,  die  Fahrpost  mit  Privile- 
gien zu  yersehen  und  dadurch  den  Privaten  die  Konkurrenz  mit  ihr  ir- 
gend zu  erschweren ,  da  dem  Yolke  durch  den  PriTatbetrieb  neben  dem 
Staatsbetrieb  nur  iN'utzen  erwachsen  kann.  Dagegen  dürfte  es  nicht  ge- 
xaihen  sein,  die  Brietest  als  Staatsanstalt  abzuschaffen.  Die  staatliche 
Verwaltung  mag  zwar  kostbarer  sein,  als  eine  Priyatyerwaltung ,  aber 
sie  kann  dem  Publikum  auch  Yortheile  bieten,  die  in  anderer  Weise 
nicht  wohl  zu  erreichen  sind  ,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Korrespon- 
denz mit  fremden  Ländern.  Dennoch  erscheint  es  nicht  erforderlich, 
der  Post  ein  Monopol  zu  gewähren  und  Privaten  die  gewerbsweise  Be- 
förderung yon  Briefen  zu  verbieten  oder  zu  erschweren,  zumal  das 
Publikum  der  Staatspost,  wenn  sie  sicher,  schnell  und  billig  ist,  in  der 
Eegel  den  Vorzug  giebt. 

Dass  das  Postwesen  nicht  nothwendig  Staatssache  ist,  zeigte  Deutsch- 
land. Das  Beichspostregal  wurde  nämlich  1615  dem  fürstlichen  Hause 
Thum  und  Taxis  als  Lehn  verliehen.  Territorialposten  kamen  daneben 
auf,  in  Kurbrandenburg  seit  dem  Westphälischen  Frieden.  Einzelne 
Territorialposten  erstreckten  sich  auch  auf  benachbarte  Gebiete ;  dane- 
ben bestanden  auch  wohl  Reichsposten.  Der  Beichsdeputationshaupt- 
schluss  vom  25.  Februar  1803  garantirte  den  status  quo  des  Eeichspost- 
wesens  nach  dem  Zeitpunkte  des  LuneviUer  Friedens.  Die  Regierungen 
des  Rheinbundes  erhielten  mit  der  Souveränetät  auch  das  Postregal.  Am 
1.  December  1810  gab  es,  nach  Klüber,  auf  der  Grundfläche  des  au^e- 
lösten  Deutschen  Reichs  nicht  weniger  als  43  verschiedene  Territorial- 
postanstalten. Die  Deutsche  Bundesakte  erkannte  die  Ansprüche  des 
Hauses  Thum  und  Taxis  an.  Doch  fanden  sich  einzelne  Staaten  mit 
ihm  ab,  so  Preussen,  welches  ihm  1819  Domänengüter  als  Fürsten- 
thum  Krotoschin  im  Regierungsbezirk  Posen  gab.  Preussen  verwaltete 
auch  in  einigen  kleineren  Staaten  die  Post.  iN'atürlich  muss  die  Post- 
verwaltung durch  Verträge  mit  vielen  anderen  Staaten  reguUrt  werden. 
Am  28.  Januar  1867  übertrug  der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  seine  ge- 
sammten Postgereohtsame  in  sämmtlichen  Staaten  und  Gebieten,  iu  de- 


272  ZWEITES  KAPITEL.     REGALIEN  UND  DOMÄNEN. 

nen  sich  seither  die  Posten  ganz  oder  theilweise  im  Besitz  und  Genasse 
des  fürstlichen  Hauses  befanden  hatten ,  fdr  3,000,000  Thlr.  anPrenssen. 
Im  Norddeutschen  Bunde  unterliegt  das  Postwesen  der  Beaufsichtigung 
des  Bundes  und  der  Gesetzgebung  desselben.  Das  Postwesen  ist  für 
das  gesammte  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  einheitliche  Verkehr- 
anstalt.  Die  etwanigen  üeberschüsse  fliessen  in  die  Bundeskasse.  In 
den  Yereinigten  Staaten  und  der  Schweiz  ist  die  Postverwaltung  nicht 
Staats-  oder  Kantonalsache,  sondern  Sache  der  Union  und  der  Eidge- 
nossenschaft. 

Das  Preussische  Regulativ  über  das  Posttaxwesen  yom  1 8.  December 
1824  —  welches  die  seitherigen  Posttaxen  für  die  Beförderung  von 
Briefen,  Packeten,  Geldern,  Zeitungen,  Drucksachen,  die  Binnen- 
Portotaxeuj  das  sogenannte  Zuschlag- und  Landporto,  die  obserranz- 
massigen  Erhebungssätze  bei  dem  Briefträger- Packkammer -Gelde,  so 
wie  die  Wagenmeister -Gebühren  bei  den  Pahrposten,  ingleichen  alle 
Modifikationen  der  bisher  bei  den  Preussischen  Posten  zur  Anwendung 
gekommenen  Portotaxen,  mit  Ausnahme  der  aufEonyentionen  beruhen- 
den Sätze,  aufhob  —  enthält  komplicirte  Vorschriften,  mannigfaltige 
und  hohe  Sätze,  welche  1827,  1844  und  1848  nur  wenig  ermässigt 
wurden.  Nach  jenem  Regulatiy  war  für  einen  einfachen  Brief  yon 
1^  Loth,  ausser  dem  Briefträgerbestellgeld  yon  ^  Sgr. ,  au  Porto  zu  zah- 
len bis  2  Meilen  1  Sgr.,  bis  4  Meilen  1^  Sgr.,  bis  7  Meilen  2  Sgr.,  bis 
10  Meilen  2|  Sgr.,  bis  15  Meilen  3  Sgr.,  bis  20  Meilen  4  Sgr.,  bis  30 
Meilen  5  Sgr.  und  yon  da  an  für  jede  10  Meilen  1  Sgr.  mehr.  Die  Ge- 
setze yom  21.  December  1849  und  yom  21.  März  1861  waren  auch  nur 
homöopathische  Mittel  zur  Ermässigung  des  Portos.  Die  Eeinerträge, 
welche  die  Begierung  aus  dem  Postregal  hatte ,  waren  nach  den  Etats 
und  den  Anlagen  des  Indemnitätsgesetzes  yom  H.September  1866  nicht 
in  ähnlichem  Verhältnisse  steigend,  wie  die  BeyÖlkerung.  Pro  1821 
waren  die  Einnahmen  aus  der  Postyerwaltung  auf  800,000  Thlr.,  für 
1829  1,100,000  Thlr.,  für  1841  und  für  1844  za  1,400,000  Thlr.  an- 
gesetzt. Der  Beinertrag  der  Post-,  Gesetzsammlnngs -  und  Zeitnngs- 
yerwaltung  ist  angegeben: 

1856   1,424,005  Thlr.,      1863  1,946,092  Thlr., 
1859   1,593,545      -  1864  1,595,684      - 

1861   1,655,000      -  1865   1,538,024      - 

•  1862  2,210,610      -  1867   1,429,070      - 

Die  Beschlagnahme  yon  Briefen  ist  nur  in  den  gesetzHoh  bestimmten 
Fällen  und  Pormen  gestattet;  femer  ist  das  Briefgeheimniss  unyerletz- 
lich,  die  bei  strafgerichtlichen  Untersuchungen  und  in  Kriegszeiten  noth- 
wendigen  Beschränkungen  sind  durch  die  Gesetzgebung  festzustellen  — 
was  aber  noch  nicht  geschehen,  auch  schwierig  ist. 
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In  England  ist  das  Postamt  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung 
errichtet  worden,  dass  die  Eegierung  zur  Einsicht  jedes  beliebigen  Briefs 
ermächtigt  sein  soll.  Befehle  zur  Eröffnung  yon  Briefen  waren  yon 
1799  bis  1844  erlassen  worden  372,  also  jährlich  im  Durchschnitt  et- 
was über  8:  aber  wenn  man  erwägt,  dass  28  solcher  Befehle  auf  das 
Jahr  1812  kamen,  20  auf  1842,  17  auf  1831  und  16  auf  1839,  so 
kann  man  den  Postdienst  für  gewöhnlich  als  unentweiht  ansehen ,  und 
dies  geschah  auch  Seitens  des  Parlaments  im  Jahre  1 844 ,  wo  zur  Spra- 
che kam ,  dass  Briefe  an  Mazzini  yon  der  Post  zurückgehalten  worden 
wären  ^).  Unter  Carl  I  war  eine  rohe  und  unyollkommene  Briei^ost- 
anstalt  errichtet  worden.  Durch  den  Bürgerkrieg  wurde  sie  zerstört. 
Unter  der  Kepublik  nahm  man  den  Plan  wieder  auf  und  bei  der  Eestau- 
ration  wurden  die  Nutzungen  dieses  Unternehmens  dem  Herzoge  yon 
York,  nachmals  Jacob  11,  überwiesen.  Der  Ertrag  floss  nicht  bloss 
aus  dem  Brie^orto,  das  Postamt  hatte  auch  das  Monopol,  den  Reisen- 
den Pferde  zu  stellen.  Unter  Carl  11  errichtete  ein  Priyatmann  eine 
Pennypost  für  London.  Der  Herzog  yon  York  klagte  gegen  ihn  wegen 
Schmälerung  seines  Monopols  und  die  Gerichtshöfe  entschieden  zu  seinen 
Gunsten.  Der  Ertrag  des  Postwesens  war  yon  Anfang  an  unausgesetzt 
im  Steigen.  Im  Jahre  der  Restauration  wurde  die  Nettoeinnahme  auf 
20,000  £  geschätzt;  am  Schluss  der  Regierung  Carrs  IE  war  sie  wenig 
unter  50,000  £.  Ein  einfacher  Brief  kostete  2  d.  Porto  und  bei  einer 
grösseren  Entfernung  als  80  Miles  3  d.  Macanlay  meinte,  dass  1849 
durch  die  Post  70  mal  mehr  Briefe  befördert  worden  wären  als  zur  Zeit 
des  Regierungsantritts  Jacob's  U. 

Yor  der  Postreform  kostete  der  kleinste  Brief  yon  einem  entfernten 
Theil  des  Landes  18  d.  und  mehr,  und  selbst  yon  einer  benachbarten 
Stadt  betrug  das  Porto  4  d. ,  ein  Porto ,  wofür  jetzt  ein  Brief  yon  Shet- 
land  nach  Algier  befordert  wird.  Mit  der  kleinsten  Einlage  war  das 
Porto  doppelt.  Trotz  der  grossen  Fortschritte,  die  das  Land  in  den 
Jahren  nach  1815  machte,  blieb  der  Brutto-  und  Nettoertrag  yom  Post- 
amt absolut  stationär.  Anfangs  1 837  erschien  nun  ein  Pamphlet  Row- 
land  Hiltsj  der  damals  nicht  etwa  Postbeamter,  sondern  Priyatmann 
war,  über  Postamtsreform ,  worin  er  für  inländische  Briefe  ein  gleich- 
förmiges Porto  yon  1  d.  yorschlug,  wobei  nur  das  Gewicht,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Einlagen,  in  Betracht  käme,  und  Yorausbezahlung  des 
Portos  durch  Stempel,  sowie  Abschaffung  des  Bestellgeldes.  Diese  Yor- 
schläge  wurden  1839  Gesetz.  Gestempelte  Couyerts,  die  anfangs  auch 
anwendbar  waren,  kamen  wenig  in  Aufnahme.  Bis  1850  wurden  \ 
der  Briefe  noch  durch  Geld  firankirt,  was  endlich  yerboten  wurde.    Die 


1)  Jforimea«,  Geschichte  Englands,  Bd.  IV  S.  244—849. 
Beifiat ,  Ftimswinensch.    S.  Aofl.  ]  g 
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Zahl  der  beforderten  Briefe  hatte  sieh  1842  anf  208  Millionen  vermehrt, 
und  der  Reinertrag  der  Post  betrag  561,000  £.  Der  ganze  Betrag  der 
Monej- Orders  (Zahlungen  kleiner  Geldbeträge  durch  Yermittelung  der 
Post)  war  1839  nur  313,000  £.  Die  Einrichtung  wurde  1840  vervoll- 
kommnet  und  wohlfeiler,  also  den  Aermeren  zugänglicher,  gemacht; 
1841  wurden  durch  1,552,835  Orders  3,127,507  £  versandt  und  1863 
durch  7,956,794  Orders  16,493,793  £.  Bei  mehr  als  3000  Offices  im 
Yereinigten  Königreich  werden  jetzt  Money-orders  gewährt,  und  bei- 
nahe alle  Money  -  order  offices  sind  auch  Sparkassen ,  wo  Summen  von 
1  s.  an  derart  sicher  angelegt  werden  können,  dass  man,  sobald  man 
1  £  eingezahlt  hat,  davon  jährlich  2^  %  Zinsen  zieht  üeberhaupt  wur- 
den 4,702,000  £  in  den  Post -Office  saving's  banks  eingezahlt,  von  wel- 
chen jetzt  3,376,000  £  den  Niederlegen!  gutgeschrieben  stehen,  die  ihr 
Guthaben  bei  einer  beliebigen  Office  zurückgezahlt  erhalten  können. 
Pemer  wurde  1848  eine  Bücherpost  eingerichtet.  Bis  dahin  hatten  alle 
Packete ,  ausser  Zeitungen  und  Parlamentary  proceedings ,  2  d.  per  Unze 
Porto  zu  zahlen ;  jetzt  kann  ein  einzelner  Band  für  6  d.  per  Pfund  nach 
jedem  Theil  des  Königreichs  versandt  werden;  gedruckte  Sachen  und 
Manuskripte  (nicht  Briefe) ,  auch  Landkarten  in  Bollen  u.  s.  w.  för  1  d. 
per  ^  Pftmd;  Waarenproben  zahlen  ungefähr  eben  so  viel.  Die  Bücher- 
post ist  allmälig  auch  auf  alle  Kolonien  ausgedehnt  worden.  London 
wurde  1856  in  Postdistrikte  eingetheilt.  Bis  dahin  stieg  die  Zahl  der 
Lokalbriefe  in  London  jährlich  um  3f  ^,  seitdem  um  7  %  und  1858  um 
12  f;  und  jetzt  gehen  von  einem  Theile  Londons  nach  einem  anderen 
mehr  Briefe,  als  1839  im  Vereinigten  Königreich  überhaupt  befördert 
wurden.  Auch  das  Kolonialporto  ist  ermässigt  worden.  Sonst  kostete 
ein  Brief  von  London  nach  Paris  1  s.  8  d.  und  nach  Marseille  2  s.  1  d. 
Seit  1854  beträgt  das  Porto  eines  Briefs  von  England  nach  Prankreich 
und  Algier  4  d.  per  -J-Ünze,  und  1858  wurden  Briefe  mit  Privatsohiffen 
nach  irgend  einem  Theil  der  Welt  auf  den  allgemeinen  Satz  von  6  d. 
gesetzt.  Yiele  der  Britischen  Besitzungen  haben  ein  inneres  gleichför- 
miges Porto  eingeführt ;  so  kostet  in  Lidien  ein  Brief  nur  3  Englische 
Farthings  (oder  weniger  als  8  Preussische  Pfennige).  Der  Packetboot- 
dienst  kommt  sehr  theuer  zu  stehen.  Bei  sehr  grossen  Entfernungen 
steigt  die  Zahl  der  Briefe  nicht  sehr,  wenn  das  Porto  auch  stark  herab- 
gesetzt wird.  Man  hat  daher  jetzt  das  Princip ,  lieber  die  Schnelli^eit 
zu  erhöhen,  als  das  Porto  herabzusetzen.  So  hat  man  seit  zwei  Jahren 
das  Porto  nach  dem  Cap ,  der  Westküste  von  Afirika  und  nach  Westin- 
dien von  6  d.  auf  1  s.  erhöht;  dabei  hat  die  Zahl  der  Briefe  sich  wenig 
vermindert,  aber  der  Ertrag  beinahe  verdoppelt  Zugleich  wurde  das 
Porto  für  Briefe,  die  mit  anderen  Schiffen  als  Packetbooten  gehen,  auf 
4  d.  herabgesetzt,   so  dass  die  ärmeren  Slaasen,    die  auf  Schnelligkeit 
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weniger  sehen,  doch  Vortheil  hatten.  £b  gingen  nun  1863  überhaupt 
642  Millionen  Briefe  durch  das  Postamt,  beinahe  8^  mal  so  yiel,  als 
1839.  Der  Bruttoertrag  stieg  yon  2,346,000  £  auf  3,863,000  £.  Der 
Nettoertrag  (berechnet,  wie  nach  dem  alten  System,  ohne  Abzug  des 
Packetbootdienstes  und  ohne  Zurechnung  des  Ertrages  des  Zeitungsstem- 
pels) stieg  von  1,660,000  £  auf  1,814,000  £.  Unter  dem  Einflüsse  Sir 
Rowland  Hill's  —  dem  für  seine  Verdienste  1 864  eine  öffentliche  Be- 
willigung von  20,000  £  2u  Theil  wurde  —  hat  das  Postamt  aufgehört, 
ein  bloss  flskalisches  Instrument  för  privilegirte  und  theuere  Mitthei- 
lungen zu  sein;  es  ist  das  mächtigste  und  popidärste  Werkzeug  zur  Ver- 
bindung aller  Klassen  und  Stände  geworden;  es  hat  den  Yerkehr  aller 
Mitglieder  des  Staats  bei  jeder  Entfernung  beinahe  so  wohlfeil,  rasch 
und  leicht  gemacht  wie  die  Handlung  des  Sprechens,  und  es  hat  die 
Englische  Seepost  zum  wirksamsten  Bande  der  Einigung  zwischen  den 
Handelflinteressen  des  Erdballs  umgeformt  i).  Die  Anzahl  der  im  Jahr 
1869  bestellten  Briefe  betrug  881,914,000;  ausserdem  beförderte  die 
Post  108,668,000  Zeitungen,  Bücher  und  Musterplacate.  Postanwei- 
sungen wurden  in  1869  für  Summen  im  Betrage  von  19,395,635  £  emit- 
tirt.  Zur  Bewältigung  des  enormen  Postyerkehrs  waren  im  genannten 
Jahre  26,910  Leute  angestellt.  Das  Beinertragniss  der  Post  belief  sich 
in  1869  auf  1,305,348  £.  Die  mit  der  Post  yerbundene  Sparkasse,  Asse- 
Guranz  und  Annuitätenanstalten  weisen  ebenfalls  eine  Zunahme  des  Ver- 
kehrs nach. 

Nach  der  Briefzahl  sollte  man  meinen,  dass  die  Engländer  ein  yiel 
Bchreibenderes  Volk  sind,  als  wir,  so  dass  wir  auf  unser  Schulwesen 
nicht  zu  stolz  sein  dürfen.  Aber  freilich ,  der  Anreiz  zum  Briefschrei- 
ben bei  allen  Klassen  wurde  in  England,  wo  die  Portoreform  nicht  zag- 
haft wie  bei  uns ,  sondern  herzhaft  yorgenommen  wurde ,  früher  her- 
Yorgerufen.  Wir  blieben  langer  als  ein  Yierteljahrhundert  zurück. 
Während  das  Porto  eines  einfachen  Briefes  dort  1839  auf  1  Penny,  d.  h. 
weniger  als  10  Pfennige,  gesetzt  wurde,  kam  es  bei  uns  erst  mit  1863 
auf  12  Pfennige.  Wir  sind  also  heut  gegen  England  noch  immer  zu- 
rück. Die  Postanweisungen,  eine  den  Englischen  Money- Orders  nach- 
gebildete Einrichtung,  wurden  in  Preussen  erst  yor  wenigen  Jahren  ein- 
geführt, die  dafür  zu  zahlenden,  Anfangs  massigen,  Gebühren  aber 
plötzlich  yom  1.  Juli  1866  ab  yerdoppelt  Noch  am  16.  Januar  1867 
hatte  das  Abgeordnetenhaus  den  Antrag :  die  Staatsregierung  aufzufor- 
dern, einen  einheitlichen  Portosatz  yon  1  Sgr.  für  frankirte  und  yon 
2  Sgr.  für  unfrankirte  Briefe  zu  normiren,  auch  das  Stadtbrief- Porto 
auf  4  Pfennige  zu  ermässigen  —  abgelehnt! 

1)  Vergl.  Besttlts  of  Post  Office  Beform,  im  Edinburgh  Beview  vom  Juli  1864 
S.  58—93. 
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Nach  dem  Oesetz  über  das  Postwesen  des  Norddeutschen  Bandes 
Tom  2.  NoTember  1867  bedarf  der,  welcher  gewerbemassig  Personen 
gegen  Bezahlung  mit  regelmässig  festgesetzter  Abgangs  •>  oder  Ankunfts- 
zeit und  mit  unterweges  gewechselten  Transportmitteln  befordert,  der 
Genelunigung  der  Postverwaltung,  wenn  zur  Zeit  der  Errichtung  der 
Puhrgelegenheit  auf  der  Beforderungsstrecke  eine  wenigstens  täglich  ab- 
gehende Personenpost  bereits  besteht.  Doch  bedürfen  Puhrgelegenhei- 
ten,  welche  am  1.  Januar  1868  bereits  errichtet  sind,  zu  ihrem  Fort- 
bestehen keiner  Genehmigung.  Die  Beförderung  aller  yersiegelten,  zu- 
genähten oder  sonst  yerschlossenen  Briefe,  sowie  aller  Zeitungen  poli- 
tischen Inhalts  gegen  Bezahlung  yon  Orten  mit  einer  Postanstalt  nach 
anderen  Orten  mit  einer  Postanstalt  des  In-  oder  Auslandes  ist  yerbo- 
ten.  Wenn  Briefe  und  solche  Zeitungen  Tom  Auslande  eingehen  und 
nach  inländischen  Orten  mit  einer  Postanstalt  bestimmt  sind,  oder  durch 
das  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  transitiren  sollen,  so  müssen  sie 
bei  der  nächsten  inländischen  Postanstalt  zur  Weiterbeförderung  einge- 
liefert werden.  ÜUTerschlossene  Briefe,  welche  in  yersiegelten,  zuge- 
nähten oder  sonst  yerschlossenen  Packeten  befördert  werden,  sind  den 
yerschlossenen  Briefen  gleich  zu  achten.  Es  ist  jedoch  gestattet,  yer- 
siegelten, zugenähten  oder  sonst  yerschlossenen  Packeten ,  welche  auf 
andere  Weise,  als  durch  die  Post  befördert  werden,  solche  unyerschlos- 
sene  Briefe,  Pakturen,  Preiskurante,  Rechnungen  und  ähnliche  Schrift- 
stücke beizufügen,  welche  den  Inhalt  des  Packets  betreffen.  Die  Be- 
fö'rderung  yon  Briefen  und  politischen  Zeitungen  gegen  Bezahlung  durch 
expresse  Boten  oder  Fuhren  ist  gestattet.  Doch  darf  ein  solcher  Ex- 
presser nur  yon  Einem  Absender  abgeschickt  sein  und  dem  Postzwange 
unterliegende  Gegenstände  weder  yon  Anderen  mitnehmen,  noch  für  An- 
dere zurückbringen.  Nach  dem  Gesetz  über  das  Posttaxwesen  im  Ge- 
biete des  Norddeutschen  Bundes  yom  4.  ej.  beträgt  das  Porto  für  den 
frankirten  gewöhnlichen  Brief  auf  alle  Entfernungen  bis  zum  Gewichte 
yon  Einem  Loth  Zollgewicht  einschliesslich  1  Sgr. ,  bei  grösserem  Ge- 
wicht 2  Sgr.  Bei  unfrankirten  Briefen  tritt  ein  Zuschlagporto  yon 
1  Sgr.,  ohne  Unterschied  des  Gewichts  des  Briefes,  hinzu.  Dasselbe 
Zuschlagporto  wird  bei  unzureichend  frankirten  Briefen  neben  dem  Er- 
gänzungsporto in  Ansatz  gebracht.  Portopflichtige  Dienstbriefe  werden 
mit  Zuschlagporto  alsdann  nicht  belegt,  wenn  die  Eigenschaft  derselben 

■ 

als  Dienstsache  durch  ein  yon  der  obersten  Postbehörde  festzustdlendes 
Zeichen  auf  dem  Gouyert  yor  der  Postonfgabe  erkennbar  gemacht  wor- 
den ist.  Das  Packetporto  wird  nach  der  Entfernung  und  nach  dem  Ge- 
wicht der  Sendung  erhoben.  Die  Proyision  för  Zeitungen  beträgt  nicht 
weniger  als  25  ^  des  Einkaufspreises  mit  einer  Ermässigung  auf  12^^ 
bei  Zeitungen,  die  seltener  als  monatlich  yiermal  erscheinen. 
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Der  Norddeutsche  Fostbezirk  tmi&sst  7619  Q Meilen  mit  beinahe 
30  Mill.  Einwohnern.  Im  December  1868  hatte  die  BondespostyerwaL- 
tnng  14,289  Beamte,  20,121  XJnterbeamte;  hierzu  kommen  noch  324 
Beamte  beim  Generalpostamt  und  den  Specialbehörden,  sowie  7987  Post- 
halter  und  FostiJIone,  so  dass  das  gesammte  Personal  42,721  Personen 
beträgt.  Die  Gesammtstückzahl  der  Briefisendungen  betrug  252,417,816, 
davon  gebührenfrei  bestellte,  resp.  portofrei  beförderte:  in  Angelegen- 
heiten derPrivatToreine  0,7^,  in  Staatsangelegenheiten  62,2  ^  —  was  auf 
Yielregieren  und  auf  vieles  Schreiben  der  Staatsbeamten  hindeutet  (vergl. 
§.  8)  —  in  portofreien  Justizsachen  28,1  ^.  Es  wurden  896,706  Exem- 
plare von  Zeitungen,  Zeitschriften  etc.  in  145,964,961  Nummern  beför- 
dert; 667,795  Briefe  konnten  nicht  bestellt  werden,  darunter  34,058 
nicht  abgeholte  poste  restante  Briefe.  Die  Portoeinnahme  betragt 
6,565,980  Thlr.  Der  Gesammtgeldyerkehr  stellt  sich  auf  die  Summe 
von  2,167,576,716  Thlr.  und  wurde  vermittelt  durch  9,623,016  Geld- 
briefe und  1,349,964  Geldpackete  (2,054,103,102  Thlr.),  durch  831,777 
Stück  Postanweisungen  (104,732,184  Thlr.)  und  3,734,208  Stück  Yor- 
schusssendungen  (8,741,430  Thlr.).  Es  wurden  an  Erankomarken  zu 
allen  Werthen  abgesetzt  256,730,074  Stück.  Mit  den  Norddeutschen 
Posten  reisten  6,411,396  Personen;  es  sind  1834  Eontraventionsfälle 
vorgekommen.  Die  Gesammteinnahme  betrug  20,516,435  Thlr.  24  Sgr. 
9  Pf,  die  Gesammtausgabe  einschliesslich  19,630  Thlr.  17  Sgr.  1  Pf  für 
Herstellung  normaler  Posteinrichtungen  in  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck 
20,674,687  Thlr.  14  Sgr.  5  Pf,  der  Ausfall  stellt  sich  auf  158,251  Thlr. 
19  Sgr.  8  Pf.  Hiemach  hat  die  Bundespostverwaltung  glänzende  finan- 
zielle Resultate  nicht  gebracht.  Ob  in  Eolge  des  Gesetzes  vom  5.  Juni 
1869,  welches  die  Portofreiheiten  beschränkt  hat,  anstatt  Ausfalle, 
TJeberschüsse  von  Erheblichkeit  sich  ergeben  werden ,  ist  abzuwarten. 
TJebrigens  würde  es  sich  empfehlen,  alle  Portofreiheiten  und  Porto- 
ermässigningen  ganz  und  für  immer  abzuschaffen. 


§.  26.     MÜNZBEGAL. 

Die  Eigenschaften,  welche  einen  Gegenstand  als  Geld  geeignet  ma- 
chen, finden  sich  besonders  bei  den  Metallen  und  von  diesen  eignet  sich 
dazu  am  besten  das  Gold,  Münzen  aus  Piatina  anzufertigen,  wogegen 
übrigens  A.  von  Humboldt  sehr  begründete  Bedenken  aussprach,  begann 
man  in  Bussland  im  Jahre  1828.  Nachdem  davon  überhaupt  nur  etwas 
über  4  Mill,  Bubel  emittirt  worden  waren,  wurde  1845  die  Prägung 
derselben  eingestellt,  auch  die  späterhin  aufgewpifene  Frage  wegen 
Wiederein^ihrung  derselben   1863  verneint^).     Aus  Goldmünzen  kann 

1)  Im  Ural  and  Altai.  Briefwechsel  zwischen^,  v,  Humboldt  und  Graf  6^.  v^Canctin 
MB  den  Jahren  1827—1832.   1869.   S.  9—18.  46.  47.  138—145. 
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aber  das  umlaofende  Geld  allein  nicht  bestehen,  weil  viele  Stücke  zu 
klein  sein  würden;  aus  demselben  Ghninde  kann  es  auch  aas  Silber  allein 
nicht  bestehen.  Daher  sind  noch  Münzen  aus  werthloserem  Metall  er- 
erforderlich, wozu  Torzugsweise  Kupfer  angewendet  wurde.  Statt  aus 
Kupfer  werden  in  England  seit  1860  Münzen  aus  Bronze  geprägt,  be- 
stehend aus  9d  Gewichtstheilen  Kupfer,  4  Zinn  und  1  Zink. 

In  früheren  Zeiten  hat  man  es  nicht  für  ausführbar  gehalten,  die 
edlen  Metalle  in  yölliger  Eeinheit  darzustellen.  Deshalb  erschien  die 
Legirung  der  Gold-  und  Silbermünzen  gerechtfertigt  und  nothwendig. 
Heute  liegt  die  Sache  aber  doch  anders.  Da  nämlich  die  Chemie  in  dem 
Scheidungsyerfahren  durch  Schwefelsäure  ein  wenig  kostbares  Verfahren 
entdeckt  hat,  die  Eeinig^ung  der  edlen  Metalle  zu  bewerkstelligen,  so 
sind,  wie  Karmarsch  richtig  bemerkt,  alle  Ghründe  für  Ausprägung  sehr 
stark  kupferhaltiger  Silber-  und  Goldsorten  unhaltbar  geworden,  desto 
kräftiger  aber  die  Gründe  gegen  diese  Methode  heryorgetreten,  nämlich 
die  vermehrten  Kosten  und  das  vermehrte  Gewicht  der  Münzen.  „In 
ersterer  Beziehung  ist  nämlich  z.  B.  einleuchtend,  dass  —  da  beim  Aus- 
prägen einer  Mark  feinen  Silbers  zu  14  Thalers'tücken  jedes  dieser  Stücke 
zu  gleichem  Werth  kursirt,  mag  es  nun  aus  feinem,  aus  schwach  oder 
stark  versetztem  Silber  bestehen  —  der  Kupfergehalt  geradezu  weg- 
geschenkt wird;  noch  mehr:  dieser  Kupfergehalt  sogar  ein  Hindemiss 
wird,  wenn  das  Geld  etwa  eingeschmolzen  und  zu  anderen  Zwecken 
verwendet  werden  soll,  sobald  dabei  eine  höhere  Eeinheit  nöthig  ist. 
In  dem  121öthigen  Silber  der  Deutschen  Thalerstücke  sind  3  Theile  Sil- 
ber gegen  1  Theil  Kupfer  enthalten;  die  Regierung  also,  welche /<?{/t« 
Thaler  ausprägen  würde  (wie  Hannover  bis  1840  gethao),  hätte  an  je 
14  Thalem  eine  Erspamiss  von  5^  Loth  Kupfer,  oder  an  1 00,000  Tha- 
lem  von  2380  Mark,  welche  man  400  Thaler  im  Materialwerth  anschla- 
gen  kann,  ganz  abgesehen  von  der  ferneren  Ersparniss  an  Arbeitskosten 
durch  die  Yerminderung  der  Mefcallmasse  und  die  grössere  Weichheit 
des  feinen  Silbers.  Der  ökonomische  Yortheil  des  Münzherm  beim  Aus- 
münzen ganz  feinen  oder  wenigstens  hochhaltigen  Silbers  liegt  also  klar 
zu  Tage.''  Karmarsch  hält  13^  löthiges  Silber  oder  f  Gewichtstheile 
Silber  und  ^  Gewichtstheil  Kupfer  für  ein  besseres  Münzmetall  als  ^ 
Silber  und  -^  Kupfer  und  wiU  nur  für  die  kleinste  Sorte  einen  Fein- 
gehalt von  8  Loth  oder  halb  Silber  halb  Kupfer  gestatten.  „Jede  Münze, 
welche  mit  ihrem  erforderlichen  Werthe  in  8  löthigem  Silber  unpraktisch 
ausfiele ,  müsste  unbedingt  von  Kupfer  gemacht  werden.  In  der  That 
versündigt  man  sich  ja  an  dem  guten  Geschmaoke  und  an  der  Vernunft, 
indem  man  Münzstücke  prägt,  deren  Masse  2^  bis  5^  löthig  ist,  d.  h. 
auf  1  Theil  Silber  2  bis  5  f  Theile  Kupfer  enthält,  in  welchen  also  das 
edle  Metall  offenbar  nur  des  Namens  wegen  vergeudet  wird."     Unter 


r 


§.  26.     MÜNZREOAL.  279 

den  Ursachen,  welche  zur  Yerseizong  der  edlen  Metalle  mit  grossen 
Antheilen  Kupfers  gefuhrt  haben ,  wird  zuerst  genannt:  „Betrug  (yon 
einer  Seite  her,  wo  dieses  Laster  yielmehr  hatte  yerhütet  als  selbst  geübt 
werden  sollen)  oder  Nolh ,  indem  man  den  Gehalt  der  Münzen  bald  aus 
Gewinnsucht,  bald  unter  dem  Drucke  grosser  Landesbedürfnisse  ver- 
ringerte ^)/'  Die  MünzTerschlechterungen  wurden  nicht  offen,  sondern 
allmalig  und  im  Geheimen  yorgenommen.  Philipp  von  Yalois,  Johann 
und  einige  andere  Könige  zwangen  die  Münzbeamten,  zu  schwören,  dass 
sie  den  Betrug  beim  Münzprägen  geheim  halten  und  sich  bemühen  wür- 
den, die  Kaufleute  glauben  zu  machen,  dass  die  Münzen  yon  yoUem 
Werth  wären.  Aber  keineswegs  bloss  in  Frankreich  wurde  mit  dem 
Münzrecht  der  gröbste  Missbrauch  getrieben.  In  Schlesien  z.  B.  war 
es  im  dreizehnten  Jahrhundert  feststehender  Gebrauch,  dass  jährlich 
dreimal  neue  Münzen  geprägt  wurden ,  nachdem  yorher  die  alten  yer- 
rufen  worden  waren,  welche  dann  gegen  neue  ausgewechselt,  aber  zu 
einem  niedrigeren  Satze  angenommen  wurden*).  HofiEmann  sagte,  es 
sei  schwer,  einen  haltbaren  Gbrund  f&r  die  Legirung  der  Goldmünzen 
anzugeben;  höchstens  könnte  man  eine  sehr  geringe  Legirung,  wie  bei 
den  Dukaten,  damit  entschuldigen,  dass  yieles  Gold  mit  Silber  oder 
Kupfer  yermischt  gefunden  wird  und  dass  es  bei  dem  Scheiden  unyer- 
hältnissmässige  Kosten  mache,  das  Gold  yon  diesen  Beimischungen  gänz- 
lich zu  trennen.  Allein  die  Scheidungskosten  seien  im  Yerhältniss  ge- 
gen den  hohen  Werth  des  Goldes  in  solchem  Zustande  immer  nur  un- 
beträchtlich und  dieser  Entschuldigungsgrund  daher  wenig  erheblich. 
Was  die  Silbermünzen  betrifft,  so  meinte  er,  dass  aUe  Gründe  gegen 
starke  Legirungen  zwar  eben  so  wohl  bei  den  B^gierungen  als  auf  den 
Geldmärkten  yolle  Anerkennung  gefunden  hätten;  „allein  Bücksichten 
auf  den  Haushalt  der  Münzstätten,  haben  häufig  die  besseren  üeber- 
zeugnngen  yerdrängt,  und  das  Beharren  bei  den  gewohnten  starken  Le- 
girungen yeranlasst."  Auch  Grote  meint,  die  Ausmünzung  ganz  feinen 
Silbers  sei  yieUeicht  nicht  überall  thunlich;  dagegen  stehe  der  Yermün- 
zung  ganz  feinen  Goldes  gar  nichts  entgegen,  da  die  Kosten  der  Affini- 
mng  beschickter  Goldmünzen  so  unbedeutend  seien,  dass  sie  durch  den 
Werth  der  ausgeschiedenen  unedlen  Metalle  sogar  noch  übertroffen' 
würden.  „Da  sich  dafi  Gold  sehr  leicht  chemisch  rein  darstellen  lässt, 
so  sind  &  die  Yermünzung  yon  nur  afünirtem,  unbeschicktem  Golde 
alle  Schwierigkeiten,  die  beim  Frobiren  und  Beschicken  ein  Bemedium 
nothwendig  machen,    weil  die  Untersuchung  und  Yeifertigung  der  Mi- 


1)  Karmartch^  Beitrag  Eur  Technik  des  Mfinzwesens.    1856.   S.  12  sqq. 

2)  Tctgmann^  lieber  das  Mfinzwesen  Schlesidus  bis  sa  Anfang  des  14.  Jahrhan- 
derts,  in  der  Zeitschrift  des  Vereins  fUr  Geschichte  und  Alterthnm  Schlesiens.  Heft  1. 
1855.  8.  44  sqq. 
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schnng  nie  ganz  genau  getroffen  werden  kann,  yöUig  beseitigt;  jedes 
Münzstück  hat  stets  genau  sein  gesetzliches  Korn,  so  lange  nicht  der 
Münzmeister  absichtlich  betrügen  will,  und  die  Erhaltung  des  das  Korn 
betreffenden  Theils  des  Münzfusses  ist  unbedingt  gesichert.  Die  Siche- 
rung des  andern,  das  Sckroot  betreffenden  Theils  desselben  kann  aber 
alsdann  yon  Jedermann  mittels  der  Goldwage  kontrolirt  werden,  nament- 
lich wenn  sich  das  Gewicht  des  einzelnen  Münzstücks  dem  Gewichts- 
systeme anschliesst/' 

Unter  dem  Münzregal  versteht  man  gewöhnlich  den  Inbegriff  aller 
auf  das  Münzwesen  sich  beziehenden  Eechte  der  Staatsgewalt ;  im  enge- 
ren finanzwissenschaftlichen  Sinn  ist  es,  nach  Bau,  das  ausschliessliche 
Becht  der  Begierung,  Münzen  prägen  zu  lassen  xuid  in  Umlauf  zu  setzen 
und  daraus  einen  Gewinn  zu  ziehen.   Ein  Münzregal  lässt  sich  natürlich 
nicht  rechtfertigen,   wenn  es  yon  Seiten  der  Staatsgewalt  nicht  ehrlich 
gehandhabt  wird.     Dass  zu  Münzen  bestimmte  Metallplatten  mit  einem 
Gepräge  bedeckt  werden,  bezweckt  nämlich  nur  eine  Beglaubigung  (S.  200) 
ihres  Gewichts  und  Feingehalts,    so  dass  Jeder  des  Nachwiegens  und 
Probirens  überhoben  sein  kann  und  die  Uebergabe  der  Macht  zu  kaufen 
durch  dieses  Werkzeug  in  ein  blosses  Zählen  der  Stücke  yerwandelt  wird. 
Eine  solche  Beglaubigung  braucht  übrigens  nicht  nothwendig  durch  eine 
Staatsbehörde  zu  geschehen;   sie  könnte  auch  yon  einem  Friyatmanne 
ausgehen  und  der  Münzstempel  würde  hier  wirken,   wie  ein  Fabrik- 
zeichen,   welches  oft  in  weiten  Entfernungen  unter  zahlreichen  Abneh- 
mern Yertrauen  geniesst.     Das  Münzrecht  wird  indessen  in  der  Begel 
nur  yon  den  Begierungen  ausgeübt.    Dayon  dürfte  in  Deutschland  wohl 
die  einzige  Ausnahme  in  Meklenburg  yorkommen,  wo  die  Stadt  Bestock 
unter  ihrem  Wappen  Dreilinge  oder  Dreipfennigstücke  aus  Kupfer  zum 
Nominalwerth  yon  \  Schilling  oder  -|-^  ThaLer  prägt.     In  England  ge- 
wann die  Prägung  yon  kupfernen  Münzmarken,   Token  genannt,  in  den 
Jahren  1787  bis  1800  eine  grosse  Ausdehnung.     Die  Prägung  solcher 
Münzen  wurde  nämlich  damals  PriyaÜeuten  gestattet,   weil  die  könig- 
liche Münze  nicht  im  Stande  war,    die  Bedürfiaisse  des  Publikums  zu 
befriedigen.     Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  waren  Token  üblich  ge- 
worden.    So  meldete  im  Mai  1863  die  Weserzeitung:   Durch  die  Mann- 
schaft der  Hansa  sind  mehrere  kuriose  Münzen  yon  New -York  mit  her- 
übergebracht,   deren  sich  die  dortigen  Geschäftsleute  in  Ermangelung 
ausreichender  Scheidemünzen  bedienen  und  die  sie  entweder  selbst  yer- 
fertigen  oder  zum  Werthe  yon  1  Cent  für  eigene  Bechnung  prägen  lassen. 
Eine  derselben  trägt  die  Umschrift:  „Gustay  Lindenmüller,  New- York" 
und  in  der  Mitte  ein  bekränztes  Bierseidel.     Die  Bückseite  trägt  das 
Portrait  des  bekannten  Lindenmüller  und  die  Jahreszahl  1863.     Eine 
zweite  Münze  trägt  eine  ganze  Geschäftsfirma  yon  J.  A.  C.  Grube  und 


§.  26.     HÜNZREGAL.  281 

auf  der  Kehrseite:  y^Erinnenuig  au  1863";  eine  dritte  zeigt  eine  anf- 
ziBchende  Sdilange  mit  der  Ueberschrift:  ,,Beware*%  auf  der  Eüok- 
Seite  ein  Portrait ,, Washingtons"  mit  der  Umschrift:  „The  union  must 
and  shall  be  preserved".  Ein  anderes  Geldstück  mit  der  Bezeichnung 
,,1  Gent"  trägt  auf  dem  Ayers  die  Inschrift:  ,ySjiickerbocker  Currency''. 
Yerschiedene  Münzen  dagegen  sind  nur  mit  der  Firma  der  Geschäfte 
Tersehen ,  welche  sie  prägen  Hessen.  —  In  Bezug  auf  Scheidemünzen 
findet  Grote  kein  Münzwesen  besser  geordnet,  als  das  in  Australien. 
Die  Englische  Eegierung  versieht  die  Kolonie  nur  mit  Goldstücken,  der 
Währung  gemäss ;  dem  gänzlichen  Mangel  an  Scheidemünzen  wird  dort 
lediglich  dadurch  abgeholfen,  dass  jeder  Geschäftsmann,  welcher  deren 
bedarf,  für  den  kleinen  Yerkehr  kupferne  Token  genau  yon  der  Grösse 
des  Fenny  oder  Halipenny,  mit  deinem  Namen  bezeichnet,  verfertigen 
lässt  und  in  Umlauf  bringt.  Man  setzt  voraus,  er  werde,  so  oft  man 
ihm  240  oder  bezw.  480  Stück  präsentirt,  dieselben,  ganz  so  wie  eine 
Bank  ihre  Noten,  gegen  einen  goldenen  Sovereign  einlösen.  Hieran 
anknüpfend  äussert  Grote,  dass  wer  die  Fundamentalsätze  der  Geldlehre 
einleuchtend  machen  woUe,  nicht  wortreich  genug  sein  könne,  „um 
Misstrauen  gegen  die  Ehrlichkeit  der  Eegiemngen  bei  Ausübung  des 
Münzrechts  zu  erwecken.  Wer  mit  dem  Glauben  an  diese  Ehrlichkeit 
die  Geldgeschichte  studirt,  der  bleibt  sicherlich  ewig  ein  Ignorant  in 
diesem  Fache.  Man  braucht  wegen  dieser  XJeberzeugung  niclft  gerade 
weiter  gehende  regierungsfeindliche  Gesinnungen  bei  mir  zu  besorgen, 
denn  Hofimann  —  der  Berliner  Staatsmann  -—  beweiset,  dass  grosse 
Loyalität  und  weit  gehendes  Misstrauen  sehr  wohl  mit  einander  beste- 
hen können.  Er  kommt  mehrfach  darauf  zurück,  bei  einer  Beurthei- 
lung  des  Inhalts  der  1838  zwischen  Freussen  und  den  namentlich  „Süd- 
deutschen" Staaten  geschlossenen  Münzverträge,  die  Möglichkeit  der 
Ausfuhrung  derselben  mit  sehr  undiplomatisch  ausgesprochenen  Grün- 
den zu  bezweifeln.  Leider  muss  man  aber  hinzufügen,  dass  das  in  die- 
ser Hinsicht  Gesagte  sich  nur  auf  Deutschland  bezieht.  In  der  Geld- 
geschichte anderer  Europäischer  Länder  kommt  ausnahmsweise  wohl 
auch  eine  durch  unredliche  Gewinnsucht  der  Eegierung  herbeigeführte 
längere  oder  kürzere  Katastrophe  oder  doch  Störung  des  geordneten 
Müniswesens  vor,  was  sich  freilich  in  England  schon  seit  drei  Jahr- 
hunderten nicht  mehr  ereignet  hat,  in  Deutschland  aber  drei  Jahrhun- 
derte hindurch  Eegel  gewesen  ist.  Und  das  Schlimmste  ist:  dass  es 
bei  den  Deutschen  nicht  lediglich  Mangel  an  Ehrlichkeit  war,  sondern 
allzuoft  auch  am  Mangel  an  Einsicht  gelegen  hat  ^)."     Das  letzte  hatte 

1)  H.  Oroie,  Die  Geldlehre,  insbesondere  der  Wiener  Mfinzvertrag  von  1857| 
die  Goldkronen  und  die  Deatschen  Handelsrereine.  1866.  S.  88.  90.91. 166 — 168. 185. 
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auch  Hoffmann  beklagt,  indem  er  sagte,  dasB  schwerlicli  eine  gieioh 
wichtige  und  gleich  gemeinnützige  Anstalt  bestände,  worüber  die  öf- 
fentliche Meinung  so  wenig  unterrichtet  wäre,  als  über  das  Münz- 
wesen,  und  dass  selbst  Schriften,  welche  bestimmt  seien,  die  Geschäfts- 
männer und  Gewerbtreibenden  darüber  aufzuklären ,  sich  mehr  mit  äus- 
seren Formen  als  mit  den  inneren  Sachyerhältnissen  beschäftigten. 

Gute  Münzen  lassen  sich  nur  in  grossen  Münzanstalten  prägen. 
Deshalb  Hess  die  Preussisohe  Eegierung  die  Münzen  in  Königsberg, 
Stettin,  Breslau,  Glatz,  Düsseldorf  und  in  Westphalen  eingehen  und 
prägte  nur  noch  in  Berlin.  Dass  die  Münzen  in  Frankfurt  a.  M.  und 
Kannoyer  noch  fortbestehen,  ist  nicht  nöthig.  Kleine  Staaten  können 
und  sollten  das  Münzregal  aufgeben^).  Je  grösser  eine  Münzanstalt 
ist,  desto  geringer  können  Terhältnissmässig  die  Generalkosten  sein  uad 
desto  vollkommener  yermag  sie  zu  arbeiten.  Indessen  sind  die  Kosten 
doch  deshalb  immer  gross ,  weil  die  Anstalt  nicht  fortwährend  gleich- 
massig  beschäftigt  ist  und  während  der  Zeit  des  schwachen  Betriebes 
doch  die  Zinsen  des  auf  die  Ajistalt  yerwendeten  Kapitals  und  die  Ge- 
halte der  Beamten  fortlaufen^).  Jakob,  der  das  Münzregal  als  einen 
Ausfluss  des  Bergregals  ansah,  meinte,  dass  die  Münzfabrikation  in  den 
Händen  des  Staats  mehr  koste,  als  wenn  sie  in  Friyatfabriken  unter 
Staatsaufsicht  betrieben  würde.  In  England  bestand  bei  der  König- 
lichen Kunze  seit  alter  Zeit  eine  erst  1837  aufgehobene  Münzer- 
körperschaft, welche  mit  der  Eegierung  über  die  Ausführung  des  Mün- 
zens  Verträge  schloss  und  auf  die  angefertigten  Münzen  eine  Provision 
erhielt.     In  Frankreich,   wo  sieben  Münzen  vorhanden  sind,   ist  die 


1)  Dass  dies  in  Deutschland  nicht  IKngst  geschehen  ist ,  hat  vielleicht  Preussen 
gehindert ,  welches ,  und  gewiss  nur  mit  geringem  Gewinn  für  seinen  Fiskus  ,  seit 
1840  fttr  Anhalt,  Weimar,  Schwarzburg,  Reuss,  Lippe,  Waldeck,  Meklenburg  und 
Hamburg  Münzen  prSgte,  besonders  Seheidemünzen.  Die  letzteren  zirknliren  auch 
in  grossem  Umfange  in  Preussen,  obgleich  hier  ihr  Umlauf  gesetzlich  bei  Strafe 
verboten  ist.  Warum  wurde  der  Umlauf  namentlich  der  vielen  nichtpreussiscben 
2^  und  1  SilbergroschenstUcke  geduldet?  mussten  dadurch  nicht  die  Überdies  schon 
knappen  preussischen  ^  Thalerstücke  immer  mehr  aus  dem  Umlauf  verdrfingt 
werden  ? 

2)  Im  Juni  1870  vertheidigte  der  Schatzkanzler  mit  Entschiedenheit  den  Plan 
der  Regierung ,  die  Münze ,  soweit  dieselbe  nicht  fttr  die  heimischen  Bedfirfnbse 
in  Anspruch  genommen  ist,  für  ausländische  Staaten ,  die  keine  eigene  Münse  ha- 
ben ,  arbeiten  zu  lassen.  Die  Gegner  der  Regierung  vertraten  namentlich  die  In« 
dustrie  in  Birmingham  und  sahen  in  dieser  Maassregel  eine  ungerechtfertigte  Kon> 
kurrenz  des  Staatsinstituts  mit  der  Fabrikation  des  Landes,  während  der  Minister 
festhielt ,  man  müsse  die  weiteren  Interessen  des  Landes  im  Auge^  behalten,  da  die 
Konkurrenz  in  diesem  Falle  nicht  sehr  beträchtlich  »ei,  und  die  Münse  mit  ihrem 
kostspieligen  Apparat  theilweise  ganz  stille  liege. 
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AnsmÜQcang  den  Fabrikdirektoren  überlassen ,  welche  die  Löhnung  der 
Arbeiter,  die  InstandhaLtxing  der  vom  Staate  ihnen  übergebenen  Yor- 
richtongen ,  die  Kosten  der  Tom  Staate  ihnen  übergebenen  Stempel  und 
die  Kosten,  welche  für  die  Abwägung,  Abzahlung  und  Prüfung  des 
Materiab  und  der  Münzen  erwachsen,  aus  Eigenem  zu  bestreiten  ha- 
ben; wogegen  sie  yon  den  Priyaten,  welche  Geld  prägen  lassen,  die 
gesetzlich  bestimmten  Gebühren  beziehen,  yom  Staate  dagegen,  wenn 
dieser  prägen  lässt,  kleinere  yon  Fall  zu  Fall  yertragsmässig  festgesetzte 
Yergütungen  erhalten.  Dass  die  Begiemng  durch  Unternehmer  Mün- 
zen prägen  liess,  kam  wohl  zuerst  in  England  yor.  Boulton  und  Watt 
in  Soho  bei  Birmingham  übernahmen  1797  und  1806  für  die  Begiemng 
die  Prägung  grosser  Massen  yon  Kupfermünzen,  und  yon  der  Bir- 
minghamer Firma  Heaton,  Balph  &  Co.  konnte  man  auf  der  Londoner 
Ausstellung  yon  1862  schöne  Proben  yon  Bronzemünzen  sehen,  welche 
sie  für  England,  Frankreich  und  Italien  geprägt  hatte. 

Im  Münzregal  wird  ein  finanzieller  Yortheil  durch  die  Münzfabri- 
kation gesucht.  Diese  kann  jetzt  mit  geringeren  Kosten. betrieben  wer- 
den, als  ehemals.  Noch  Hoffmann  erklärte  das  Justiren,  das  Nachwä- 
gen der  Münzplatten,  für  die  kostbarste  aller  Yerrichtungen  bei  der 
Zubereitung  der  Münzen,  weil  es  die  einzige  sei,  die  gar  nicht  durch 
Maschinen  erleichtert  werden  könnte,  sondern  Stück  für  Stück  durch 
Menschenhände  geschehen  müsse.  Jetzt  dagegen  kann  man  in  der  Lon- 
doner Münze  und  der  Bank  yon  England  durch  Dampfkrafb  betriebene 
Maschinen  unter  Glas  sehen,  welche  die  einzelnen  Münzplatten  sehr 
schnell  wägen  und  die  zu  schweren  und  die  zu  leichten  besonders  aus- 
sondern, und  zwar  ohne  dass  dabei  Menschenhände  mitwirken,  was 
nützUch  ist,  weil  diese  stehlen  können,  wie  nach  Zeitungsnachrich- 
ten bei  der  Berliner  Münze  im  Oktober  1866  yorgekommen  sein  soll 
yon  Seiten  yon  Arbeitern,  welche  mit  dem  Justiren  der  zuThalerstücken 
bestimmten  Münzplatten  beschäftigt  waren.  Trotz  der  Fortschritte  in  der 
Münzkunst,  lässt  es  sich  aber  doch  nicht  erreichen,  dass  jedes  einzelne 
Münzstück  ganz  genau  das  Gewicht  und  den  Feingehalt,  die  das  Gesetz 
yorschreibt,  erhält.  Die  gesetzlich  festgestellte  Grenze  der  erlaubten 
Abweichung  ist  das  Remeditimj  welches  ehemals  grösser  sein  musste, 
als  jetzt  erforderlich  ist.  So  war  es  den  Münzmeistern  möglich,  die 
einzelnen  Geldstücke  so  abzupassen,  dass  einerseits  keines  geringhal- 
tiger oder  leichter  wurde,  als  das  Eemedium  eben  gestattete,  und  dass 
doch  andererseits  keines  einen  höheren  Feingehalt  oder  eine  grössere 
Schwere  erhielt,  als  es  nach  dem  angenommenen  Münzfuss  nothwendig 
haben  sollte.  Das  Nachwiegen  und  Probiren  einzelner  Stücke  ergab  da- 
her niemals  eine  widergesetzliche  Yerkürzung  an  Gewicht  xmd  Feinge- 


284  ZWEITES  KAPITEL.     REGALIEN  UND  DOMÄNEN. 

halt;  aber  dennocli  blieb  die  ganze  Masse  des  geprägten  Geldes,  durch- 
sohnittlich  wenigstens,  um  den  halben  Betrag  des  Eemedioms  unter 
dem  gesetzlichen  Schrot  und  Korn.  Hierdurch  ward  also  das  Geld  ab- 
sichtlich  schlechter  als  nach  dem  gesetzlichen  Münzfuss  ausgeprägt;  wie 
Hoffmann  anführt,  stand  man  sogar  nicht  an,  dies  für  einen  erlaubten 
Tortheil  anzusehen  und  in  den  Münzetats  als  Solleinnahme  in  Ansatz 
zu  bringen.  Eine  derartige  Benutzung  des  Remediums  ist  durchaus  zu 
verwerfen.  In  Frankreich  ist,  wie  Hock  meint,  das  Eemedium  zu 
gross,  und  es  würden  absichtlich  mehr  Münzen  etwas  unter  als  über 
dem  gesetzlichen  Maasse  ausgeprägt,  was  auf  eineYerschlechterung  hin- 
wirke ;  und  da  nun  überdies  die  Münzen  niemals  yon  Staatswegen  ein- 
gezogen und  umgeschmolzen  waren,  Priyatleute  aber  die  alten,  abge- 
nutzten Münzen  aus  dem  Umlauf  zu  ziehen  nicht  Anlass  haben  können, 
so  sollte  kein  anderer  Staat  französische  Münzen  als  gesetzliches  Zah- 
lungsmittel bei  sich  dulden^).     Besser  und  auch  durchschnittlich  weni- 

1)  Nach  dem  Gesetz  von  1803  sollten  die  SUbermfinzen  *^®/iooo  ^®^°  ^^°' 
Aber  die  Mftnzstfttten  yermochten  sich  das  Material  zur  Verfertigang  der  Müns> 
stücke,    das  rohe   Silber,    nicht  anders  als  durch  Einschmelzen  Spanischer  Piaster 
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ZU  verschaffen.     Diese  sollten  nach  dem  Münzgesetz  von  1772  freilich  *    fein 

sein;  allein  sie  waren  —  ob  wegen  Mangel  an  technischer  Fertigkeit  der  Münz- 
arbeiter oder  wegen  absichtlicher  Verkürzung  —  durchschnittlich  nur  ^^^Iiqqq  fein. 
Nun  hätten  die  Franzosischen  Münzer  entweder  durch  Afflniren  oder  durch  Znsatz 
feinen  Silbers,  dasselbe  um  ^/iqoo  ^^^^^^  machen  müssen;  allein  ersteres  war  zu 
kostspielig  und  zu  letzterem  fehlte  der  Stoff;  daher  sind  die  Silbermünzen  Napo- 
leons statt  *^^/iooo  ^^"^  ''Vi 00  0  ^^^^'  ^"-^^^  wurde  beträchtlich  gewonnen,  und 
wenn  der  Staatsschatz  diesen  Gewinn  unter  dem  Namen  Schlagschatz  in  Einnahme 
brachte ,  so  wurden  alle  diejenigen ,  denen  der  Schatz  1  Franc  oder  4,50  Gh'amme 
fein  Silber  zu  zahlen  hatte ,  betrogen ,  indem  sie  statt  dessen  nur  4,48  Gramme  er- 
hielten, und  im  Handel  mit  Deutschland  die  FQnffrankenstücke  nur  zu  2  Gulden 
20  Kreuzer  Rhein,  oder  1  Thlr.  10  Sgr.  anbringen  konnten,  während  die  Staats- 
kasse sie  zu  2  Gulden  21,43  Kreuzer  ausgegeben  hatte.  Den  zum  Theil  bedeuten* 
den  Goldinhalt  des  Mexikanischen  Silbers  entdeckte  man  erst  1829  in  Paris,  und 
da  alle  von  1803  bis  dahin  geschlagenen  Französischen  SUbermünzen  aus  einge- 
schmolzenen Spanischen  Piastern  gemünzt  waren ,  so  wurden  die  sämmtlichen  bis 
1829  geschlagenen  Französischen  Silbermünzen,  behufs  Ausscheidung  des  Goldes, 
von  Spekulanten  mit  gprossem  Gewinn  umgeschmolzen.  Durch  den  Wiederverkauf 
der  geschiedenen  Metalle  an  die  Münze,  wurde  dann  die  enorme  Ausmünzung  un- 
ter Louis  Philipp  möglich  und  zugleich  die  strengere  Beobachtung  des  gesetzlichen 
Feingehalts  der  Silbermünzen,  denen  bis  dahin  der  Piaster  gelassen  war.  6roU 
a.  a.  O.  S.  38.  51.  Auch  in  Preussischen  CourantmÜnzen  ist  Gold  geftinden.  Die 
nach  1840  vorgenommenen  Scheidungen  ergaben  durchschnittlich  auf  einen  Nenn- 
werth  von  einer  Million  Thaler  bei  Sechstelthalerstücken  62,59  Mark  Gold ,  im  Werth 
von  13,714  Thlr.,  und  bei  Zwölftelthalerstücken  (welche  sämmtlich  1764  bis  1786 
im  Betrage  von  beinahe  18  Million  Thaler  geprägt  sind),  68,22  Mark  Gold,  im  Werth 
von  14,947  Thlr.  J.  G,  Hoffmann^  Nachlass  kleiner  Schriften  staatswirthsehaftlichen 
Inhalts.    1847.    S.  565—577. 
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ger  abgenutzt  als  die  Fianzösischen  Silbermünzen ,  sind  die  Englischen 
Goldmünzen ,  die  bei  grösseren  Zahlungen  immer  gewogen  werden ,  na- 
mentlich Ton  der  Bank  yon  England^). 

Durch  den  Schlagsehatz  kann  der  Staat  aus  dem  Münzrecht  ein 
Einkommen  haben,  indem  er  nämlich  die  Münzen  zu  einem  höheren 
Werth  ausgiebt,  als  sie  ihm  zu  stehen  kommen.  Dies  kann  er  auf  zwie- 
fache Art  bewirken.  Entweder  er  prägt  das  Geld  auf  seine  Kosten  aus, 
lässt  sich  aber  Ton  Jedem ,  der  seiner  Münze  bedarf,  um  so  yiel  Pro- 
zent in  feinem  Silber  oder  Gold  mehr,  als  die  überlassene  Münze  ent- 
hält y  bezahlen ,  als  er  Einkommen  davon  erheben  will.  Oder  er  prägt 
bloss  das  Gold  oder  Silber,  welches  man  bei  der  Prägeanstalt  einbringt, 
in  Xjandesmünze  aus,  giebt  aber  dafür  um  so  viel  Prozent  weniger  an 
feinem  Gold  oder  Silber  in  den  ausgemünzten  Stücken  zurück,  als  er 
durch  den  Schlagschatz  erheben  will.  Im  Grunde  läuft  beides  auf  eins 
hinaus.  Der  Unterschied  ist,  wie  Jakob  —  der  übrigens  auf  jeden 
Schlagschatz  zu  yerzichten  räth  —  meint,  bloss  der,  dass  die  Eegie- 
rung  im  ersten  Fall  die  Anschaffung  des  Goldes  und  Silbers  übernimmt, 
um  stets  Münze  in  Yorrath  zu  halten;  im  letzten  Fall  aber  bekümmert 
sie  sich  um  diese  Anschaffung  gar  nicht,  sondern  yerrichtet  bloss  das 
Probir-  und  Prägegeschäfb  an  dem  Metall,  das  ihr  eingebracht  wird. 
Im  ersten  Fall  hat  sie  mehr  Mühe,  als  im  letzten.  Dort  ist  sie  zugleich 
Kaufiuann,  hier  bloss  Münzpräger. 

Wenn  übrigens  der  Staat  sein  Münzwesen  nicht  in  Unordnung 
bringen  will,  so  kann  er  durch  den  Schlagschatz  ein  erhebliches  Ein- 
kommen nicht  erlangen.  Zunächst  kann  nur  ein  gewisses  Quantum  Mün- 
zen geprägt  weiden.  Wenn  sie  über  den  Bedarf  geprägt  würden,  so 
würden  sie  ins  Ausland  gedrängt  werden,  wo  sie  aber  nur  so  viel  Werth 
haben  würden,  als  das  Metall,  woraus  sie  bestehen;  sie  würden  dem- 
nach so  bald  wie  möglich  wieder  zurückgebracht  werden.  Femer  kommt^ 
als  das  Wichtigste  in  Betracht,  dass,  wenn  der  Schlagschatz  erheblich 
höher  ist,  als  die  Münzkosten,  Private  sowohl  im  Inlande  als  auch  im 
Auslände  die  Münzen  nachprägen,  um  an  diesem  Gewinn  Theil  zu  neh- 
men. Je  höheren  Gewinn  der  Staat  ziehen  will,  desto  yortheilhafter 
und  also  desto  massenhafter  wird  das  Kachmünzen,   und  dabei  werden 


1)  Jeder  dort  eingehende  Sovereign  wird  gewogen,  und  wenn  sein  Gewicht 
durch  den  Umbiaf  oder  dnrch  Beschldignng  nm  }  Gran  oder  \\%  oder  mehr  ver- 
mindert ist,  dnrehgeschnitten  and  dem  Einxahler,  welcher  den  Verlust  tragen  muss, 
zurflckgegeben.  In  letzterer  Zeit  kamen,  wie  Soetbeer  1866  anfahrte,  durch- 
schnittlich auf  1000  Sovereigns  85  zu  leicht  gewordene  vor,  welche  auf  die  ange- 
gebene Weise  kassirt  wurden,  und  wird  der  Verlust,  den  die  Einbringer  so  jihr- 
lich  erleiden ,  auf  etw«  6000  £  veranschlagt. 
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die  nadigemachten  Münzen,  wenn  dies  auch  nicht  noihwendig  ist,  doch 
wahrscheinlich  Ton  geringerem  Metallwerth  angefertigt  werden.  Es 
wird  demnach  die  Masse  der  Münzen  weit  über  den  Bedarf  Termehrt, 
worauf  es  dann  nicht  ausbleiben  kann,  dass  die  Münzen  im  Werthe  fid- 
len, d.  h.  taUe  Bedürfhissmittel  im  Preise  steigen.  Die  Oeldeinnahmen 
der  Eegierung  werden  also  geringer  und  sie  muss  für  ihre  Bedürfnisse 
mehr  zahlen.  Von  Scheidemünzen,  namentlich  denjenigen  aus  uned- 
lem Metall,  deren  Fabrikationskosten  yerhältnissmässig  gross  sind,  pflegt 
ein  höherer  Schlagschatz  genommen  zu  werden,  als  von  den  Conrani- 
münzen.  Der  dayon  aufkommende  Gewinn  verlockt  zu  einer  übermäs- 
sigen Prägung  von  Scheidemünzen  durch  die  Eegierung  und  durch  Pri- 
yate.  Ein  XJebermaass  von  Scheidemünzen  verdrängt  erfiahrungsmässig 
die  Courantmünzen  aus  dem  Umlauf.  Die  Nachtheile  einer  Unmasse 
ächter  und  unächter  Scheidemünzen  sind  um  desto  grösser,  je  mehr  der 
Nominalwerth  der  Münzen  den  Metallwerth  derselben  übersteigt.  — 
Dass  auch  uneinlösliches  Papiergeld  Metallgeld,  und  zumal  gutes,  aus 
dem  Umlauf  verdrängt,  sei  hier  beiläufig  erwähnt. 

Zur  Ulustrirung  des  Gesagten  dient  die  Geschichte  des  Preusti- 
sehen  Münzwesens.  Wie  Eiedel  berichtet,  hatte  der  grosse  Kurfürst 
1651  im  Geheimen  geringhaltige  Münzen  prägen  lassen,  die  im  Werthe 
sanken,  die  Preise  erhöhten  und  dem  Lande  Verlust  brachten,  der 
grösser  war,  als  der  Gewinn,  den  die  Begierung  gemacht  hatte.  Nach 
1667,  als  Brandenburg  sich  mit  Sachsen  zur  Annahme  eines  eigenen, 
des  sogenannten  Zinna'schen  Münzfusses  verbunden  hatte,  wonach  in 
allen  Münzstücken  die  feine  Mark  nicht  über  lOf  Thlr.  ausgebracht 
werden  soUte,  wurde  im  Brandenburgischen  dennoch  schlechter  geprägt 
König  Friedrich  I  hatte  aus  dem  Münzregal  keine  bedeutende  Einkünfte, 
da  er  sich  in  der  Ausprägung  der  grossen  Geldsorten  an  den  Münzfbss 
hielt,  der  schon  1687  von  seinem  Vorgänger  festgestellt  und  nachher 
als  sogenannter  Leipziger  Münzfuss  auch  von  anderen  Nachbarstaaten 
angenommen  wurde.  Die  Mark  fein  sollte  danach  zu  1 2  Thlr. ,  in  Gro- 
sohenstücken  zu  12^  Thlr.  und  in  kleineren  Stücken  zu  13  Thlr.  aasge- 
münzt werden.  Indessen  behielt  man  bei  den  Pfennigstücken  eine  Aus- 
münzung zu  27 — 28^  Thlr.  bei.  Friedrich  Wilhelm  I  hielt  an  dem  Leip- 
ziger Münz^s  fest,  liess  Scheidemünzen  nur  massig  prägen  und  soll 
während  seiner  ganzen  Eegierung  nur  16,755  Thlr.  durch  den  Schlag- 
schlag gewonnen  haben.  Friedrich  11  gewann  dadurch  bis  1746 
77,582  Thlr.  Im  Jahre  1744  hatte  er  genehmigt,  dass  alle  Judenflstmi- 
lien  gezwungen  wurden,  etwa  3000  Mark  fein  Silber  jährlich  für  den 
Preis  von  12  Thlr.  die  Mark  zur  Münze  zu  liefern,  wobei  dieselbe  auch 
zur  Prägung  der  vollhaltigen  grösseren  Münzstücke  noch  einigen  Ge- 
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winn  liatte.  Biese  gingen  aber  damalB  vielfach  ins  Ausland  und  ihre 
feinere  Prägang  nach  dem  Leipziger  Fnsse  brachte  dem  inländischen 
Verkehr  keinen  Nutzen,  da  trotz  aller  Yerbote  geringhaltige  ausländi- 
sche Münzen  ins  Land  kamen.  Es  wurde  daher  1750  eine  Yerbesse- 
rang  des  Münzwesens  —  durch  Verschlechterung  des  Münzfiisses  — 
erstrebt,  und  eine  ümprägung  der  Münzen  Torgenommen,  die  aber  nicht 
auf  allgemeine  Staatskosten  geschah,  sondern  lediglich  den  Lihabem 
der  Münzen  zur  Last  fiel.  Im  siebenjährigen  Kriege  wurden  wieder 
Unmassen  geringhaltiger  Münzen  geprägt.  Sie  wurden  nachher,  aber 
wieder  nicht  auf  allgemeine  Staatskosten ,  umgeprägt  und  der  Münzfdss 
Ton  1750  wurde  wieder  hergestellt.  Das  desfallsige  Edikt  Tom  29.  März 
1764  Tersprach  ausdrücklich,  dass  an  neuer  Scheidemünze  uur  ein  gar 
geringes  Quanlum  ausgeprägt  werden  sollte.  Dennoch  wurden  seit  1764 
geprägt : 

In  Silberscheidemünzen  Tenchiedener  Art 
zu  15  Thlr.  auf  die  Mark  fein  1764—1786      .     .     Thlr.        677,873 

-  18 1764—1772      .     .        -         8,979,190 

-  21 1772—1811      .     .        .      42,215,672 

-  24 1764—1806      .     .  901,849 

zusammen    Thlr.  52,774,084 

femer  in  Kupfermünzen    .  -  288,125 

in  Scheidemünzen  überhaupt Thlr.  53,057,209. 

Vermindert  wurde  die  Scheidemünze 
1762  durch  Einziehung  um     .     .     Thlr.     8,979,190 
1808  u.  1811  durch  Reduktion  um      -      18,478,723 

zusammen     ....     Thlr.  27,457,918 

so  dass  noch Thlr.  25,599,296 

bei  Verkündigang  des  Münzgesetzes  vom  30.  September  1821  übrig  sein 
konnten ,  natürlich  ohne  Rücksicht  auf  die  im  In  -  oder  Auslande  nach- 
gemachte Scheidemünze,  deren  Betrag  sehr  bedeutend  war^). 

Die  Massen  geringhaltiger  Scheidemünzen  hatten  nicht  nur  den 
ganzen  Preussischen  Staat,  sondern  das  benachbarte  nördliche  Deutsch- 
land überschwemmt.  Nach  dem  unglücklichen  Ausgange  des  Krieges 
strömte  nun  nicht  nur  die  Scheidemünze  aus  den  abgetretenen  Proyin- 
jcen  in  das  Hauptland  zurück,  sondern  auch  die  Franzosen  prägten  in 
Berlin  geringhaltige  Münzen,  und  zwar  yom  l.December  1806  bis  l.No- 


1)  Wie  in  dem  Polenprosesse  der  Rechtsanwalt  Janecki  am  21.  Novbr.  1864 
anföhrte,  worden  in  der  ersten  Zeit  nach  1815  für  das  Grossheraogthum  Posen 
besondere  Polnische  Scheidemfinzen  geprägt,  worauf  die  Preussischen  schwarzen 
Adler  in  einem  Hittelschilde  den  weissen  Polnischen  enthielten.  Nachher  wurden 
sie  wieder  eingesogen.     Welchen  Feingehalt  sie  hatten ,  ist  mir  nicht  bekannt. 
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yember  1807  für  2,779,959  Thlr.  Als  die  neue  Westphälisclie  Begie- 
rang  die  Scheidemünze  herabsetzte  and  die  Sache  in  Königsberg  zar 
Sprache  kam,  hatte  Stein  erklärt,  da  bei  dem  Geringgehalt  der  Scheide- 
münze die  Yerfalschong  so  leicht  sei ,  so  müsse  das  ganze  System  zer- 
stört werden ;  das  Yerhältniss  zar  Pranzösischen  Eegierang  and  die  Be- 
schranktheit der  Yerwaltang  mache  jedoch  eine  allgemeine  Maassregel 
zur  Zeit  unthonlich;  es  ward  daher  nor  die  Yerordnang  rom  13.  De- 
zember 1 806 ,  wodnrch  die  Gategroschen  und  Sechser  in  der  Provinz 
Frenssen  Kurs  erhalten  hatten,  wieder  aufgehoben;  dadurch  mussten 
auch  die  anderen  Provinzen  bedenklich  und  das  Einströmen  erschwert 
werden.  Als  der  Geheimerath  t.  Massow  auch  in  dem,  von  den  Pranzosen 
noch  besetzten  Schlesien  das  Einföhren  von  Scheidemünze  verbot,  er- 
klärte Dara,  der  Pranzösische  Generalintendant,  wenn  Massow  nicht 
binnen  24  Standen  Breslau  und  Schlesien  verlasse,  so  werde  er  ihn  ver- 
haften und  nach  Prankreich  bringen  lassen.  Um  Erbitterung  der  Pran- 
zösischen  Behörden  zu  vermeiden,  empfisthl  daher  Stein  eine  von  dem 
Minister  v.  Schrötter  beantragte  Maassregel  gegen  das  Einströmen  der 
geringhaltigen  Düttchen  aus  dem  Herzogthum  Warschau  nach  Preussen 
zu  verschieben.  Das  Yerfahren  der  Pranzosen,  welche  die  Annahme 
der  von  ihnen  selbst  ausgegebenen  Scheidemünze  in  den  Kassen  verwei- 
gerten, verursachte  indessen  eine  Gährung;  die  Scheidemünze  verlor  in 
Berlin  58  Prozent;  es  entstanden  am  25.  April  1808  Yolksbewegungen, 
in  deren  Polge  Daru  sich  gegen  Stein  erbot,  die  Scheidemünze  zu  ihrem 
Silberwerthe  in  den  Kassen  anzunehmen,  sofern  ihm  auf  den  vorhande- 
nen Bestand  von  3  Millionen  Prancs  eine  Entschädigung  von  1  Million 
zu  Theil  werde.  Stein,  um  blutige  Auftritte  abzuwenden,  ging  auf  den 
Yorschlag  ein ,  fedls  wirklich,  nicht  mehr  als  die  angegebene  Summe  in 
den  Kassen  vorhanden  sei ,  behielt  die  Sache  für  den  Schluss  der  Liqui- 
dation vor,  und  verband  damit  die  Herabsetzung  der  Scheidemünze  in 
Preussen,  welche  darauf  am  4.  Mai  verfögt  ward.  Courant  erhielt  15% 
Auj^eld^).  Das  königliche  Publikandum  vom  4.  Mai  1808  setzte  den 
Nominalwerth  der  Preussischen  Drei-  (Düttchen),  Zwei-  und  Eingro- 
schenstüoke  auf  f  herunter  und  das  Edikt  vom  13.  Dezember  1811  ver- 
ordnete, dass  100  Thaler  Courant  gezahlt  werden  könnten  in  Nominal- 
oder sogenannter  schlechter  Münze  mit  175  Thlr.,  in  reduzirter  oder 
sogenannter  guter  Münze  mit  116|-  Thalern: 

Seit  Erlass  des  Münzgesetzes  vom  30.  September  1821    sind   an 
Scheidemünzen  geprägt  worden: 


1)  Bert»,  Leben  Stein's.     Bd.  IL  S.  109—111.  141.  615. 
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Was  an  Goldmünzen  in  der  Zeit  von  1750  bis  1770  geprägt  worden 
ist^  lässt  sich  nicht  ermitteln.  An  doppelten,  ganzen  und  halben  Eried- 
richs'dors  sind  gepägt: 


1)  „Diese  Bmonmünste  ist  die  Ursache  der  Jahrhunderte  hindurch  in  Europa 
herrschenden  Münz -Anarchie  gewesen;  sie  ist  daher  überall  abgeschafft  und  durch 
Kupfermünzen,  durch  deren  Inhalt  Niemand  getäuscht  wird,  ersetzt:  nach  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  kommt  sie  nur  noch  in  Deutschland  vor ,  wo  man  frei- 
lich venuehte^  durch  Gesetze  und  durch  Verträge  den  auszumünzenden  Betrag  der- 
selben auf  das  vermeintlich  unentbehrlichste  Quantum  zu  beschränken.  —  Die  Ein- 
führung der  Preussischen  SÜbergroschen  1821  fiel  in  eine  Zeit,  in  welcher  die  Re- 
gierung das  Vertrauen  des  Volkes  in  den  neuerworbenen  Landestheilen  noch  nicht 
hatte  gewinnen  können,  dagegen  sich  durch  die  kurz  vorher  ergriffenen  unfreisin- 
nigen Maassregeln  verhasst  gemacht  hatte.  Die  neuen  blanken  Silbergroschen  wa- 
ren den,  namentlich  den  Bheinländem  so  wohl  bekannten,  halben  Francs  durchaus 
ähnlich;  die  rasch  eintretende  Unähnlichkeit  beider  Münzsorten  gab  zu  vielfachen 
fibelwollenden  Vergleichungen  Anlass.  Damals  war  es  auch,  dass  H.  Heine  meinte : 
Seit  Einführung  der  neuen  Silbergroschen  brächten  alle  Mütter  in  Preussen  so  blü- 
hend aussehende  Kinder  zur  Welt,  weil  sie  sich  alle  an  den  rothen  Backen  des 
Königs  versähen  !**  Grote  a.  a.  O.  S.  94.  97.  Am  23.  April  1822  schrieb  Vam- 
hagen :  „Es  heisst:  die  Silbergroschen,  gegen  welche  das  Publikum  allgemein  schreit, 
und  die  auch  dem  Könige  missfallen ,  sollen ,  wegen  grosser  Einfuhr  nachgemachter 
aus  England,  wieder  abgeschafft  werden;  Herr  Geh.  Rath  Ladenberg  rechnet  den 
Schaden  dieses  unglücklichen  Versuchs  auf  mehr  als  130,000  Thlr.^'  Die,  vielleicht 
auf  die  unglückliche  Veranlassung  Hoffmann's,  seit  1843  als  Scheidemünzen  ge- 
prägten Zweieinhalbsilbergroschenstücke  sind  zum  Kachmachen  offenbar  noch  viel 
anlockender  als  die  Silbergroschen  und  die  Einhalbsilbergroschenstücke. 
Bergiiu,  FiDaazurinensch.    2.  Aufl.  ]9 
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biß  Trinitatis  1786 


20,599,482  Thlr.  15  Sgr. 


12,419,227  -  15 

13,305,677  -  15 

790,585  -  — 

2,276,465  -  — 

4,874,302  -  15 

8,572,192  -  15 

12,173,487  -  15 

21,562,065  -  — 

816,385  -  — 


Ton  Trinitatis  1786  bis  1799'  .... 
-  Trinitatis  1799  -  1806  .... 
unter  Französischer  Administration  .  . 
Tom  1.  Jan.  1809  bis  31.  Oktbr.  1812  . 
in  den  Ealendeijahren  1812 — 1820  .     . 

-  -  -  1821—1839  .     . 

-  -  -  1840—1849  .  . 
in  den  Jahren  1821  bis  ult.  Juni  1857  . 
folglich  1850  bis  ult.  Juni  1857  nur  .     . 

Dukaten  und  andere  Goldmünzen  sind  geprägt: 

von  Trinitatis   1786—1789 2,382      -      25      - 

1789—1790 4,502      -        5      - 

1793—1794 1,943,512      -      10      - 

1794—1795 2,234,530       -      21|    - 

1795—1796 69,743      -      15      - 

1796—1799 39,081       -      —      - 

1799—1806 69,657       -      20      - 

Sjronen  sind  überhaupt  nicht  in  grossem  Umfange  geprägt  wor- 
den. Freussische  Dukaten  kommen  nicht  mehr  yor.  Die  Friedrichs- 
d'ors,  die  noch  umlaufen,  sind  meistens  sehr  abgenutzt.  Der  Gesammt- 
betrag  kann  nicht  von  grosser  JErheblichkeit  sein.  Im  Jahr  1837  schätzte 
Hoffmann  den  Betrag  der  damals  noch  umlaufenden  Friedrichsd'or  nur 
auf  1 3  Millionen  ThaLer.  Die  Freussischen  Goldmünzen  haben  für  den 
Verkehr  nur  eine  sehr  geringe  Bedeutung. 

An  Sübermünzen  sind,  abgesehen  yon  Scheidemünzen  und  den 
Hohenzollemschen  Münzen  in  den  Jahren  1764  bis  1865  geprägt  worden: 
Spezies-Konventionsthaler  1797—1799    .     .        506,546  Thlr.  —  Sgr. 

Bankothaler  (§.34) T,333,333      -       10     - 

Zweidrittelthalerstücke  1764—1806    .     .     .     1,008,497      -       10     - 

Drittelthalerstücke  1764—1806      ....   16,572,318      -      20     - 

unter  Französischer  Verwaltung       .     .     .  79,541      -      —     - 

1807—1811 337,917      -       10     - 

Fünftelthalerstücke  Trinitatis  1764/65  .  .  491,076  -  —  - 
Zwölftelthalerstücke  1764—1798  ....  19,668,293  -  —  - 
Thalerstücke ,  ganze,  halbe,  viertel,  1764 — 

1806 40,394,374      -      —     - 

Thalerstücke 

unter  Französischer  Verwaltung       .     .     .     1,526,341      -      —     - 

1807—1821 46,384,470      -      —     - 

1822—1838 25,431,976      -       —     - 

1839—1849 13,958,242      -       —     - 
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Zweithalerstücke  1839—1849 20,899,450  Thlr.  —  Sgr. 

Sechstelthalerstücke  1764 — 1806    ....   17,693,380      -      —     - 
unter  rranzösischer  Verwaltung      .     .     .        970,784      -      —     - 

1806—1821 13,747,982      -       15     - 

1822—1838 4,531,529      -       20     - 

1839—1849 2,430,462      -       10     - 

Der  Gesommtbetrag  der  in  den  Jahren 
1821  bis  ult.  Juni    1857    geprägten  Silber- 

courantmünzen  wird  angegeben  auf    .     .     .  85,834,598      -      20     - 
Seitdem  sind  geprägt: 
^In  dem  Zeitraum  vom  1.  Juli  1857  bis  ult.  1864: 
Zweithalerstücke  505,406  Thlr.  —  Sgr. 

Vereinsthaler .     .     .  59,167,776     -     —    - 
Thalerst.  für  beson- 
dere Landeszwecke     1,300,000     -     —    - 
Sechstelthalerstücke  423,379     -     25    -     61,396,561      -      25     - 

Im  Jahre  1865: 
Zweithalerstücke  46,924     -     —    - 

Vereinsthaler  .     .     .     2,583,732     -     —    - 

Sechstelthalerstücke  32,350     -     15    -        2,663,006     -      15    - 

Zusammen  vom  1.  Juli  1857  bis  ult.  1865  64,059,568  -  10  - 
Summa  pro  1821  bis  ind.  1865  .  .  .  149,894,167  -  —  -^) 
Wie  yiel  von  den  geprägten  Silbercourantmünzen  sich  im  Umlauf 
erhalten  hat,  ist  schwer  zu  schätzen.  Die  Masse  der  im  Umlauf  befind- 
lichen Courantmünzen  war  überhaupt  zu  gering  geworden.  Für  den 
Bedarf  des  steigenden  Verkehrs  hatte  Freussen  zu  wenig  gemünzt  und 
auch  zur  Verbesserung  seines  Münzwesens  überhaupt  so  gut  wie  keine 
Opfer  gebracht.  Weit  mehr  geschah  in  dieser  Beziehung  in  den  Nieder- 
landen, wo  in  Folge  des  Münzgesetzes  vom  26.  November  1847  eine 
Umprägung  der  alten  Münzen,  und  zwar  auf  allgemeine  Staatskosten 
▼orgenommen  wurde,  so  wie  es  auch  früher  in  England  geschehen  war. 
Hier  hatte  man  auf  allgemeine  Staatskosten  1697  die  Silbermünzen, 
1774  die  Goldmünzen  und  1798  die  Kupfermünzen  umgeprägt.  In 
England  wurden  z.  B.  im  Jahre  1864  geprägt: 


1)  Tabellen  und  amtliehe  Nachrichten  ftber  den  Preassischen  Staat  für  das 
Jahr  1849.  Bd.  lY,  8.  189—204.  668.  Staatsanseiger  vom  28.  Februar  1866.  In 
dem  Aufsatz  über  die  Geldprägung  im  Preussischen  Staate  von  Trinitatis  1764  bis 
31.  Dezbr.  1860  (Zeitschrift  des  K.  P.  Statist.  Bureau's,  1861,  S.  289)  sind  die 
FünfzehntelthalerstÜcke ,  welche  1764  und  1765  im  Nennwerth  von  677,873  Thlr. 
geprägt  sind,  unter  den  Silbercourantmünzen,  statt  unter  den  Scheidemünzen  in 
Billon,  aufgeführt. 

19* 
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in  Gold  Stücke  Nennwerth 

Sovereigns 8,656,352  8,656,352  £  —  *.  —  d. 

Half-Sovereigns 1,758,490        879,245 

in  Silber  Stücke  Nennwerth 

Florins 1,861,200  186,120  £— «.  — d. 

Shülings 4,518,360        225,918 

Sixpences 4,253,040        106,326 

Fourpenoes 4,168                  69  -     6 

Threepences 1,335,048           16,688 3  - 

Twopences 4,752  39  -  12  -   —  - 

Pence 7,920                  33 

in  Bronze  Stücke  Nennwerth 

Pence 3,440,640  14,336  £  —  *.   —  </. 

Hal^ence 537,600             1,120 

Farthings 2,508,800             2,613 8  - 

Die  wirkUchen  Kosten  des  Silbers  waren  14,191  £  weniger  als  der 
gemünzte  Werth.  Die  Kosten  des  Metalls  für  die  Bronze  waren  nicht 
ganz  9000  £.  Aber  es  ergab  sich  ein  Verlust  von  16,693  £  auf  die  aus 
dem  Umlauf  gezogenen,  abgenutzten  Silbermünzen  im  Nominalwerth 
von  123,500  £.  Im  Jahre  1867,  wo  weniger  geprägt  worden  ist,  als 
seit  vielen  Jahren,  wurden  keine  Sovereigns  und  nur  992,795  Half- 
sovereigns  geprägt.  In  Silber  wurden  geprägt  423,7 2 0  Florins,  2, 1 66, 1 20 
Shillings,  1,362,240  Siacpences,  4,158  Fourpenoes,  717,288  Threepences, 
4,752  Twopences  und  7,920  Pences,  zusammen  aus  Silber  193,841  £ 
9  ^.  6  </.  In  Bronze  wurden  geprägt  6,483,520  Pences,  2,508,800  Half- 
pences  und  5,017,600  Farthings,  zusammen  aus  Bronze  33,301  £  —  #.  8  «f. 
Im  Jahre  1869  wurden  in  Gold  7,372,204  £  geprägt. 

Während  in  England,  wo  nicht  bloss  die  Bronzemiinzen ,  sondern 
eigentlich  auch  die  Silbermünzen  Scheidemünzen  sind,  1 864  auf  9,53  5,597£ 
in  Goldmünzen,  nur  535,193  £  in  Silber-  und  18,069  £  in  Bronzemünzen 
geprägt  wurden,  sind  in  Preussen  1821/65  auf  149,894,167  Thlr.  Silber- 
courantmünzen,  9,434,788  Thlr.  Silberscheidemünzen  und  1,778,560  Thlr. 
Kupfermünzen;  und  1865  auf  2,663,006  Thlr.  Silbercourantmünzen, 
294,724  Thlr.  Silberscheidemünzen  und  83,724  Thlr.  Kupfermünzen  ge- 
prägt worden.  Das  Yerhältniss  der  Goldmünzen  zu  den  Scheidemünzen 
ist  also  in  England  1864  wie  100  zu  weniger  als  6,  in  Preussen  ist  da- 
gegen das  Yerhältniss  der  Silbercourantmünzen  zu  den  Scheidemünzen 
1821/65  wie  100  zu  7|  und  1865  sogar  wie  100  zu  beinahe  14|.  Es 
lässt  sich  hiemach  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  in  Preussen  verhältniss- 
mässig  zu  viel  Scheidemünzen ,  oder  vielmehr  verhältnissmässig  viel  zu 
wenig  Courantmünzen  in  Umlauf  kommen  —  und  dieser  Uebelstand  läast 
sich  nicht  ändern,  da,  wie  Hoffmann  bereits  im  Jahre  1837  ausgespro- 
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chen  hat,  die  Preussische  Begiening  ,,8choii  längst  nur  mit  Yerlusten 
ToUhaltiges  Silbergeld  prägen"  konnte.  Der  Miinzvertrag  von  1857 
batte  in  dieser  Beziehung  nichts  gebessert. 

Dem  Abgeordnetenhause  wurde  am  6.  Dezember  1867  Folgendes 
mitgetheilt:  „Was  die  Münze  in  Berlin  anbetrifPt,  so  sind  die  Einnah- 
men und  Ausgaben  in  dem  Etat  (für  1868)  erheblich  höher  angesetzt, 
als  in  früheren  Jahren.  Dies  beruht  lediglich  darauf,  dass  der  frühere 
Etat  eine  Ausmünzung  von  4,000,083  Thlr.  10  Sgr.  voraussetzte,  wäh- 
rend jetzt  nach  dem  Durchschnitte  der  letzten  acht  Jahre  eine  Ausmün- 
zung von  10  Millionen  Thalem  in  Ansatz  gebracht  ist.  Demnach  än- 
dern sich  sämmtliche  Positionen,  und  man  sollte  eigentlich  erwarten, 
dass  sie  das  Zweieinhalbfache  der  vorjährigen  Ansätze  erreichen  müssten. 
Das  ist  aber  nicht  der  Fall,  da  bei  dem  erweiterten  Betriebe  die  Kosten 
sich  verhältnissmässig  geringer  stellen.  —  Nur  noch  ein  Posten,  glaube 
ich,  bedarf  einer  näheren  Erläuterung,  das  ist  der  von  50,000  Thlr. 
zur  Fortßihrung  des  Münz  -  Baues.  Die  Nothwendigkeit  eines  vollstän- 
digen um-  und  Erweiterungsbaues  der  Betriebs-  und  Geschäftsräume  der 
Münze,  wurde  schon  im  Jahre  1861  anerkannt.  Bei  der  Etatsbera- 
thung  für  dieses  Jahr,  wurden  von  dem  Landtage  die  Kosten  der  Er- 
werbung mehrerer  Häuser,  welche  dazu  herangezogen  werden  sollten, 
im  Betrage  von  93,000  Thlr.  bewilligt;  es  wurde  femer  die  erste  Bäte 
von  50,000  Thlr.  zum  Beginn  des  Baues  gewährt;  eben  solche  Baten  von 
50,000  Thlr.  sind  demnächst  durch  die  Etats  der  Jahre  1862,  1863  und 
1864  bewilligt  worden,  so  dass  im  Ganzen  293,000  Thlr.  bewilligt  sind. 
Damit  sind  die  Betriebsräume  der  Münze  jetzt  vollständig  hergestellt, 
sie  entsprechen  in  jeder  Beziehung  den  Erfordernissen  der  Technik  und 
gelten  allgemein  als  mustergültig;  die  Münze  ist  jetzt  in  den  Stand  ge- 
setzt, jährlich  mehr  als  40  Millionen  Thaler  auszuprägen.  Während  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1 849  bis  1 858  die  Ausmünzung  nur  2,663,000  Thlr. 
betrug,  sind  in  den  Jahren  1 859  bis  1866  durchschnittlich  1 1,097,000  Thlr. 
ausgemünzt  worden ;  davon  treffen  auf  das  Jahr  1 866  allein  24  ^  Millio- 
nen Thaler.  Im  ersten  Semester  dieses  Jahres  sind  über  15  Millionen 
geprägt  worden ,  so  dass  in  diesem  Jahre  die  Ausmünzung  sich  voraus- 
.sichtüch  auf  30  Millionen  steigern  wird.  Es  bleibt  nun  noch  übrig,  den 
Geschäftsräumen  eine  den  Betriebsräumen  entsprechende  Erweiterung 
zu  Theil  werden  zu  lassen  und  bei  der  Feststellung  des  Bauplans  muss 
auch  in  Betracht  kommen,  dass  das  Gebäude,  welches  an  der  IJnter- 
wasserstrasse  in  der  Nähe  des  königlichen  Schlosses  belegen,  gewisser- 
maassen  ein  Gegenstück  bildet  zur  Bauakademie  und  zu  den  in  der  dorti- 
gen Stadtgegend  neuerdings  erbauten  grossen  Privatgebäuden,  denen 
gegenüber  es  auch  im  Aeusseren  eine  seiner  Bestimmung  entsprechende 
würdige  Form  erhalten  muss.     Es  ist  ein  Bauplan  ausgearbeitet  worden. 
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der  diesen  Erfordernissen  genügt.  Er  liegt  jetzt  der  Baubehörde  zur 
speciellen  Yeranschlagung  der  Kosten  vor.  Nach  einem  IJeberschlage 
sollen  die  Gesammtkosten  sich  auf  200,000  Thlr.  belaufen;  dazu  sind 
aus  den  bisher  bewilligten  Summen ,  die  im  üebrigen  für  die  Betriebs- 
räume yerwendet  sind,  noch  35,000  Thlr.  disponibel ,  so  dass  in  den 
nächsten  Jahren  ein  Zuschuss  von  165,000  Thlr.  erforderlich  sein  wird, 
um  den  Bau  zu  Tollenden.  Es  ist  dabei  aber  noch  zu  berücksichtigen, 
dass  Yon  den  Gebäuden,  för  die  jene  93,000  Thlr.  gezahlt  sind,  nachdem 
der  Bau  ausgeführt  sein  wird,  das  eine,  zum  Werthe  von  47,000  Thlr. 
(sehr  gering  yeransohlagt) ,  für  die  Münze  überflüssig  und  zu  anderen 
Staatszwecken  verfügbar  sein  wird;  dass  femer  die  alten  Münzgebäude 
am  Werderschen  Markte  der  Stadtgemeinde  Berlin  überwiesen  sind,  wofür 
eine  Entschädigung  von  40,500  Thlr.  zum  Betriebsfonds  der  Münze  geflos- 
sen ist ;  dass  endlich  ein  Magazingebäude  in  der  Bauhofsgasse  demnächst 
der  Münze  entbehrlich  sein  wird,  für  das  nach  einem  schon  abgeschlosse- 
nen Kauf  vertrage  11,000  Thlr.  eingehen  werden,  so  dass  im  Ganzen  über 
38,000  Thlr.  in  Bückeinnahme  gestellt  werden  müssen,  wodurch  das 
eigentliche  Bedürfiiiss  für  den  Bau  sich  erheblich  ermässigt.  TJebrigens 
werden  die  noch  aufzuwendenden  Baukosten,  eben  so  wie  alle  seither 
aufgewendeten,  aus  dem  Betriebsfonds  der  Münze  entnommen,  der 
sich  dadurch  bildet,  dass  die  jährlichen  Ueberschüsse ,  bis  zu  dem  Be- 
trage von  Einer  Million  Thaler,  diesem  Fonds  zugeführt  werden,  wah- 
rend erst  die  weiteren  Ueberschüsse  zu  den  allgemeinen  Staatsfonds 
fliessen.  Zu  Ende  des  vorigen  Jahres  hat  dieser  Betriebsfonds  992,000 
betragen.  Es  ist  also  nicht  entfernt  zu  besorgen,  dass  die  allgemei- 
nen Staatsfonds  durch  diesen  Bau  werden  in  Anspruch  genommen  wer- 
den" u.  s.  w. 

In  England  wurde  von  1666  an  weder  von  Goldmünzen,  noch  von 
Sübermünzen  ein  Schlagschatz  erhoben.  Aus  einem  Pfunde  Standard- 
silber, d.  h.  fj  Pfand  Silber  und  ^  Pfund  Kupfer,  wurden  62  Schil- 
linge geprägt.  Seit  1816  lässt  die  Begierung  daraus  66  Schillinge  prä- 
gen; sie  hat  also,  wenn  sie  das  Pfund  Standardsilber  för  62  Schillinge, 
d.h.  3 -{^  Sovereigns ,  kaufen  kann,  einen  —  zum  Kachmachen  der 
Sübermünzen  doch  noch  nicht  sehr  verlockenden  —  Schlagschatz  von 
6^  Prozent,  welcher  ausreichend  ist.  Eür  Private  prägt  sie  nicht  Sil- 
bermünzen. Dagegen  prägt  sie  für  jeden,  welcher  ihr  Gold  bringt,  aus 
1  Pfund  Standardgold,  d.  h.  ||  Pfund  Gold  und  ^  Pfund  Kupfer,  un- 
entgeltlich 46 1^  Sovereigns.  —  Gegenwärtig  erfolgt  die  Prägung  ge- 
wöhnlich durch  Yermittelung  der  Bank  von  England,  die  seit  1844  ge- 
halten ist,  mit  ihren  Koten,  für  welche  man  jederzeit  Sovereigns  erhal- 
ten kann,  alles  Gold,  das  ihr  gebracht  wird,  anzukaufen.  Sie  giebt  in 
Noten  einen  um  etwa  ^  ^  geringeren  Betrag,  als  man  von  der  Münze  in 
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Sovereigns  erhalten  würde  und  dieser  Abzug  entspricht  dem  Zinsen- 
Verluste,  welchen  man  erleiden  würde,  wenn  man  warten  müsste,  bis 
die  Prägung  vollendet  ist.  Pur  ungemünztes  Gold  kann  man  also  eben 
80  viel  Sovereigns  von  der  Bank,  wie  von  der  Münze  erhalten.  — 
Hiemach  werden  also  aus  1  Pfund  reinem  Silber  3|^  £  und  aus  1  Pfund 
reinem  Golde  50|^£  geprägt.  Man  erhält  folglich  für  weniger  als 
14-^  Pftind  reines  Silber  in  Sübermünzen  schon  1  Pfund  reines  Gold  in 
Goldmünzen.  Um  1  Pfund  ausgeprägtes  reines  Gold  einzutauschen, 
musste  man  aber  seither  immer  mehr  als  15  Pfund  ungeprägtes  reines 
Silber  geben.  Silbergeld  auszufuhren  oder  einzuschmelzen,  kann  hier- 
nach keinen  Gewinn  bringen;  auch  wird  Niemand  mehr  Silbermünzen 
in  Zahlung  geben,  als  unvermeidlich  ist,  da  man,  wenn  man  in  Sove- 
reigns zahlt,  einen  geringeren  Werth  weggiebt.  So  ist  in  England 
die  Goldwährung  so  lange  gesichert,  bis  man  1  Pfiind  Gold  schon  für 
14-^  Pfund  Silber  kaufen  kann,  was  wohl  nicht  zu  erwarten  ist. 

Nach  diesem  Englischen  System  auch  bei  uns  eine  MUnzreform 
vorzunehmen,  haben  Hoffmann  ^)  und  ich')  schon  vor  den  Goldent- 
deckungen in  Kalifornien,  wovon  im  Februar  1848  die  erste  Nachricht 
nach  Europa  kam,  vorgeschlagen.  Yor  dem  Abschluss  des  Münzver- 
träges  vom  24.  Januar  1857  —  welchem  bedauerlicher  Weise  die  Volks- 
vertretung nachträglich  zuzustimmen  sich  beeilte  und  übereilte  —  habe 
ich  rechtzeitig  ^),  aber  vergeblich,  auf  die  Gefahren  diplomatischer  Ver- 
handlungen über  Münzeinrichtungen  hingewiesen,  demnächst  aber  auch 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  für  Preussen  damit  nichts  gewonnen 
wurde,  dass  es  zwar  an  Stelle  der  Silber-  und  Eupferscheidemünzen, 
Sronzemünzen  einfuhren,  andere  wichtigere  Beformen  selbstständig  aber 
nicht  vornehmen  konnte^). 

HofIPmann  hatte  unter  der,  damals  zutreffenden,  Annahme,  dass 
1  Mark  fein  Gold  mit  nahe  15-)-^  Mark  fein  Silber  gleichen  Werth  habe, 
die  Prägung  von  Goldmünzen  im  Werth  von  10  und  5  Thlr.  Silber- 
oourant  aus  Dukatengold  von  284  Grän  fein  vorgeschlagen  derart,  dass 


1)  Die  Lehre  vom  Gelde  als  Anleitang  zu  gründlichen  ürtheUen  Über  das 
Geldwesen  mit  besonderer  Beiiehung  auf  den  Preossischen  Staat  1838.  Die  Zei- 
chen der  Zeit  im  Deutschen  Geldwesen  als  Zugabe  zu  der  Lehre  vom  Gelde.  1841. 

2)  Das  Geld-  und  Bankwesen  in  Preussen.  1846.  Vorschläge  zur  Verbesse- 
rung des  Preossischen  Münzwesens,  in  Bau* 9  Archiv  der  politischen  Oekonomie. 
N.  F.  Bd.  7.  Heft  2.  1847.  S.  121—148. 

3)  Eine  Deutsche  oder  eine  Preussische  MUnzreform?  In  der  Zeitschrift  für 
die  gesammte  Staatswissenschaft,  1854.  S.  419 — 496. 

4)  Geld  und  Banken  von  J.  B.  Mac  CuUoch,  aus  dem  Englischen  übersetzt  von 
C.  J.  Bergius  und  J.  L.  Teilkampf,  mit  ergänzenden  Abhandlungen  beider  Ueber- 
setzer.  1859.  S.  88 — 114.  Zur  Geschichte  des  Britischen  Münzwesens.  In  den 
Deutschen  Jahrbüchern.   Bd.  7.  (1863)  S.  205—230.  Bd.  8.  (1863)  S.  19'-37. 
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22  und  44  solche  Goldstücke  1  Mark  wiegen,  so  dass  die  Mark  fein 
Gold  nahe  zu  223-^  Thlr.  ausgebracht  "würde.  Um  bei  der  Silber- 
prägung einen  Schlagschatz  von  ähnlicher  Höhe  zu  erlangen,  wie  die 
Englische  Regierung  bei  der  Silberprägung  hat,  woUte  er  die  Mark  fein 
Silber  nicht  ferner  zu  14  Thlr.,  sondern  zu  15  Thlr.  ausgeprägt  haben, 
entweder  zu  284  Grän  fein,  oder  aus  einer  Masse,  welche  gleich  den 
Spanischen  Piastern  14-J^  Loth  oder  258  Grän  reines  Silber  in  der  Mark 
enthielte.  Er  meinte,  dass  das  Drittelthalerstüok  „wohl  am  meisten  die 
bequeme  Mittelgrösse  flu:  den  täglichen  Verkehr  haben,  und  daher  auch, 
wie  in  England  der  Schilling ,  den  grössten  Theil  des  umlaufenden  Sil- 
bergeldes ausmachen''  dürfte.  Daher  rieth  er,  hauptsächlich  Drittel- 
thalerstücke,  in  geringerer  Anzahl  aber  auch  Zweidrittelthalerstücke  und 
Sechstelthalerstücke,  Thaler  und  Doppelthaler  jedoch  gar  nicht  mehr  zu 
prägen,  da  sie  zu  leicht  Versuche  veranlassen  würden,  „Silbergeld  wie- 
der zu  grösseren  Zahlungen  zu  gebrauchen,  wovon  doch  nach  der  Ein- 
führung Yon  Goldwährung  ein  solcher  Gebrauch  in  der  Begel  nicht 
mehr  gemacht  werden  sollte."  Für  den  kleineren  Verkehr  wollte  er 
auch  ferner  noch  Billon  und  Kupfer  anwenden. 

Mein  Vorschlag  von  1854  war,  ^  Thaler  als  Münzeinheit  unter 
dem  I^amen  Schilling  anzunehmen  und  diesen  Schilling  in  10  Grot  k 
10  Cents  einzutheilen ,  die  Friedrichsd'ors  und  die  BiUonmünzen  abzu- 
schaffen, künftig  dagegen  zehn  verschiedene  Münzstücke,  nämlich  zu 
20  und  10  Schilling  aus  Gold,  zu  2  und  1  Schilling,  so  wie  zu  5  und 
2  Grot  aus  Silber,  endlich  zu  1  Grot,  so  wie  zu  5,  2  und  1  Cent  aus 
Kupfer  zu  prägen ,  und  zwar  die  Goldmünzen  —  wie  die  Sovereigns  — 
aus  W  Gewichtstheilen  Gold  und  -^  Gewichtstheil  Kupfer,  sämmlliche 
Silbermünzen  —  wie  damals  die  Thalerstücke  —  aus  |-  Gewichtstheilen 
Silber  und  j^  Gewichtstheil  Kupfer,  und  die  Kupfermünzen  so,  dass 
1  Grot  (^Thlr.)  in  Kupfermünzen  (statt  seither  nur  22,»  Grän)  27,»* 
Grän  Kupfer  enthält.  Ich  empfahl  aus  1  Mark  f.  Gold  32  Zwanzig- 
schiUingstücke  oder  64  Zehnschillingstücke  Jedem  unentgeltlich  zu  prä- 
gen ,  einstweilen  auch  bis  auf  Weiteres  bei  allen  Staatskassen  vollwich- 
tige Sovereigns  für  20  und  vollwichtige  Kalfsovereigns  für  10  Schilling 
in  Zahlung  zu  nehmen.  Da  bis  dahin  aus  1  Mark  f.  Silber  42  Schilling 
(14  Thlr.)  geprägt  wurden,  so  wäre  1  Mark  f.  Gold  mit  15,**®®  Mark 
f.  Silber  gleichgesetzt  und  bei  dem  damaligen  durchschnittlichen  Werth- 
Verhältnisse  zwischen  Gold  und  Silber  (1  Mark  f.  Gold  =  15-^  bis  15-J^ 
Mark  f.  Silber)  hätte  man  für  6  -f  Thlr.  gern  einen  Sovereign  oder  ein 
goldenes  Zwanzigschillingstück  genommen,  und  bald  würde  man  grössere 
Summen  wahrscheinlich  immer  in  Goldmünzen  gezahlt  haben,  wenn  aus 
1  Mark  f.  Silber  nicht  42  Schilling  (14  Thlr.),  sondern  46  Schilling 
(15|  Thlr.)  geprägt  wären.      Wenn  1  Mark  £  Gold  zu  640  Schilling 
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(213|Thlr.)  und  1  Mark  f.  Süber  zu  46  Schilling  (15^  Thlr.)  ausgeprägt 
werden,  so  wäre  1  Mark  f.  Gold  in  Goldmünzen  mit  13,^^^^  Mark  f. 
Silber  in  Silbermünzen  gleichgesetzt,  also  nicht  erheblich  verschieden 
von  dem  Yerhältniss  in  England,  welches  1  :  14*87  8  iß^^  —  Yq^  ^[3^^ 
Yorschlage,  den  Grot  in  10  Cents  zu  theilen,  bin  ich  indessen  wieder 
abgekommen,  und  würde  es  lieber  bei  der  Theilung  in  12  Pfennige  be- 
lassen, da  —  wenn  auch  in  England  die  kleinste  Münze,  der  Farthing 
oder  ^  Penny,  etwa  2|-  Preussischen  Pfennigen  gleichkommt  —  bei 
uns  doch  in  sehr  vielen  Gegenden  die  Beibehaltung  einer  Münze  von  so 
geringem  Weiihe,  wie  der  Pfennig,  wirklich  im  Interesse  der  ärmsten 
Yolksklassen  liegt  —  und  überdies  den  reicheren  Yolksklassen  unmög- 
lich Nachtheil  bringen  kann.  Danach  wärea  Zwanzig-  und  Zehnschil- 
lingstücke aus  Gold,  femer  Zwei-,  Ein-,  Einhalb-  und  YiertelschiUing- 
stücke  (|-,  -^,  ^  und  -jl^Thlr.)  aus  Silber,  endlich  —  und  zwar  nicht 
durch  die  Yerwaltung  der  Münze  oder  Beamte  der  Regierung,  sondern 
lediglich  durch  Unternehmer  —  möglichst  schwere^),  Zwölf-,  Sechs-, 
Drei-  und  Einpfennigstücke  aus  Kupfer,  oder  lieber  noch  nach  dem 
neueren  Beispiel  Englands ,  aus  Bronze  zu  prägen  —  wodurch  auch  ein 
Theil  der  eroberten  Französischen  Kanonen  nützlich  verwerthet  werden 
würde.  Die  Bezeichnung  Schilling  wählte  ich  übrigens  nur,  weil  ich  eine 
passendere  nicht  fand :  besser  wäre  ohne  allen  Zweifel  eine  ganz  neue, 
Nach  dem  Münzvertrage  vom  24.  Januar  1857  waren  „mit  Fest- 
haltnng  der  reinen  Silbeiwährung''  aus  dem  Zollpfonde  feinen  Silbers 
30  Thlr.  zu  prägen ,  wodurch  der  Preussische  Münzfuss  ohne  Noth  und 
ohne  Nutzen  —  und  zum  Schaden  aller  Gläubiger,  also  auch  der  Staats- 
gläubiger —  um  ^beinahe  ^^  verschlechtert  wurde.  Diese  „Yereins- 
thaler^'  sollen  -^  Silber  und  -^  Kupfer  enthalten,  so  dass  27  Stück 
1  Pfiind  wiegen.  „Zur  weitem  Erleichterung  des  gegenseitigen  Yer- 
kehrs  und  zur  Förderung  des  Handels  mit  dem  Auslände'^  werden  auch 
Yereinshandelsmünzen  in  Gold  geprägt,  Kronen,  sowie  auch  Halbkronen, 
und  zwar  aus  dem  ZoUpfiinde  feinen  Goldes  50  Kronen,  aus  ^^  Gold 
und  -^  Kupfer,  so  dass  45  Kronen  1  Pfond  wiegen.  Die  Krone  wird 
nach  dem  Preussischen  Münzgesetz  vom  4.  Mai  1857  zur  Erleichterung 
der  Bechnung  nach  Kronenwerth  in  zehn  Theile  unter  der  Benennung 
„Kronzehntel"  eingetheilt.  Noch  kleinere  Theile  werden  ohne  beson- 
dere Benennung  auf  Dezimalbruchtheile  des  Kronzehntels ,   beziehungs- 


1)  Nur  dadurch  wird  es  möglich,  das  Nachmachen  der  Scheidemünzen  unein- 
trSglich  zu  machen,  also  zu  erschweren.  Dass  es  bei  Scheidemünzen  auf  den  Me- 
tallwerth  derselben  gar  nicht  ankomme  und  man  ihnen  einen  so  geringhaltigen  He- 
tallwerth  geben  könne,  als  es  irgend  nur  möglich  sei,  ohne  die  Geldstficke  für  den 
Gebrauch  im  gemeinen  Verkehr  allzuklein  und  deshalb  unbequem  zu  machen  — 
war  ein  grosser  Irrthum  Hoßnann'sy  Nachlass,  S.  575.  581. 
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weise  der  Krone  angegeben.  Der  Münzyertrag  enthalt  auch  Bestim- 
mungen über  Papiergeld.  „Keiner  der  vertragenden  Staaten  ist  berech- 
tigt, Papiergeld  mit  Zwangskars  auszugeben  oder  ausgeben  zu  laasen, 
falls  nicht  Einrichtung  getroffen  ist,  dass  solches  jederzeit  gegen  voll- 
werthige  Silbermünzen  auf  Verlangen  der  Inhaber  umgewechselt  werden 
könne.  Die  in  dieser  Beziehung  zur  Zeit  etwa  bestehenden  Ausnahmen 
sind  längstens  bis  zum  1.  Januar  1859  zur  Abstellung  zu  bringen.  Pa- 
piergeld oder  sonstige  zum  Umlauf  als  Geld  bestimmte  Werthzeichen, 
deren  Ausgabe  entweder  vom  Staate  selbst  oder  Yon  anderen  unter 
Autorität  desselben  bestehenden  Anstalten  erfolgt ,  dürfen  künftig  nur 
in  Silber  und  in  der  gesetzlich  bestehenden  Süberwährung  ausgestellt 
werden."  Nach  dem  Staatsvertrag  vom  13.  Juni  1867  trat  der  Münz- 
vertra^  vom  24.  Januar  1857  in  Bezug  auf  Oesterreich  ausser  Wirk- 
samkeit. 

Das  effektive  Silberpari  zwischen  Hamburger  Mark  Banko  und 
Preussischen  Thalern  berechnete  Soetbeer  1865  wie  folgt:  Nominell 
sind  300  Mark  Banko  =  151,8g9g6  Thlr.  oder  151  Thlr.  20,gg9g  Sgr. 
des  30  Thalerfusses.  Bringt  man  in  Anschlag,  dass  die  jetzige  Ham- 
burgische Silberprobe  um  durchschnittlich  2  -^  niedriger  auskommt,  als 
die  Silberprobe  in  den  Münzstätten  auf  direktem  nassen  Wege,  so  ergiebt 
sich:  300  Mark  Banko  =  151,39304  Thlr.  oder  151  Thlr.  29,^9^,  Sgr. 
Das  Yerhaltniss  des  30  Thalerfusses  nach  metrischem  Gewicht  und  des 
früheren  14  Thalerfusses  nach  Preussisch  -  Kölnischem  Gewicht  ist: 
100  Thlr.  des  30  Thalerfusses  =  99,^^^^  Thlr.  des  14  Thalerfusses. 
Differenz:  0,2,33  Thlr.  Die  Hamburger  Notirungen  für  Thaler  drücken 
den  Werth  von  300  Mark  Banko  in  Preussischen  Thalern  (^  und  ^  Stü- 
cken des  30  Thalerfusses)  aus,  so  dass  der  Werth  der  Thaler  sinkt,  so- 
bald die  nominelle  Notirung  steigt.  Ebenso  wird  der  Berliner  Wechsel- 
kurs in  der  Weise  notirt,  dass  der  Werth  von  300  Mark  Banko  in  Ber- 
liner 2  Monats-Wechseln  in  Thalern  des  30  resp.  14  Thalerftisses  ausge- 
drückt wird.  Nach  der  Theorie  würde  die  Vermehrung  der  ungedeck- 
ten Notenemission  eine  Vermehrung  des  Silberabflusses,  Verschlechte- 
rung des  Thalerkurses  in  Hamburg  und  Verminderung  der  Silberaus- 
münzungen  (wegen  Verminderung  des  Silberzuflusses  und  Vertheuerung 
des  Silbers  am  Berliner  Markte)  zur  Folge  haben  müssen.  In  diesen 
Erscheinungen  würde  sich  die  beginnende  Entwerthung  unserer  aus 
Silber  und  Papier  gemischten  Valuta  ausdrücken,  welche,  wenn  sie  sich 
weiter  ausbildet ,  ein  Silberagio  zur  Folge  haben  muss.  Der  ParalleHs- 
mus  zwischen  der  Erweiterung  der  ungedeckten  Notenemission  der 
Preussischen  Bank  einerseits  und  der  ungünstigeren  Gestaltung  des 
Werths  Preussischer  Valuta  sowie  dem  Silberabfluss  andererseits  trat  in 
den  Jahren  1858  bis  1865  klar  zu  Tage.     Unsere  Valuta  ist  aus  einer 
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■eit  länger  botekt,  wo  wki^  «m^  äcr  acfviepesACK  Bciq^tKli^hk^h 
des  Tenendflu  wcgem  im  aar  Rf^  est  ex  üzsex^ichied  tos  |  ^  l  { 
ra  Gunsten  da*  kntcB  Tblfr  gc^cs  yoten  giiiiir  *■?  G«ccBwmrQg  be- 
siffeit  fiicfa  aller  dfinpfte  anf  bjengcm  F&ttw  berezu  aaf  :2  bis  2 1|  * 
Ans  Hambnig:  JSIbargcud  iit  angcsiblickliüi  £Kt  neixicDMv.  Es  wirl 
g<^en  PrensBis^e  BmknoCen  bis  4 1  Äsig^d  dafcr  beiahlt,  Jedeimna 
BQcbt  dfadinlb  bei  den  biesigcB  köüi^ieb  PrrasdBschen  OberpostnaU  nnd 
bei  dem  TelegE^benaBt  die  giöatma  PmsBsdieii  S<^b^ne  «ittziiwe<cb* 
sein/'  In  Brrslin  ■ifhtf  im  Juni  die  KieimleveElaase  bdnnnt:  ,»Es 
ist  bisher  Ton  lidcn  Oits  -  Steaevexbebem ,  mm  Zweck  einer  leichteren 
Steuer- Ablie£emng  das  eingenommene  SÜbetgeld  in  Fafäergeld  nmge- 
tsQscht  and  in  leCzteicr  Art  an  uns  eingesahlt  vorden.  Wenn  auch  in 
gewöhnlichen  Zeillanfien  dieses  Terfiüiren  als  zweckmässig  anmerken- 
nen  ist,  so  kann  dasselbe  doch  gegenwartig  niehi  mehr  stattfinden»  da 
die  eingehenden  Steoem  mm  Solde  für  das  jetzt  in  der  ProTinz  bedea« 
tend  Termehrte  Müitar  bestimmt  sind  nnd  der  Soldat  im  Felde  nicht 
täglich  Papiergeld  Terwenden  kann,  sondern  zum  sicheren  Transport 
des  Silbexgeldes  bedail  Die  Ortserheber  wollen  sieh  demnach  von 
jetzt  ab  des  beraten  Yei£dixens  enthalten,  nnd  das  eingenommene  ^Sil« 
bergeld),  in  so  fem  es  Prenssisches  oder  Yereinsgeld  ist,  sux  unterteich* 
neten  Kasse  einzahlen.  (Heranszahhingen  auf  grosse  Kassen-Anweisun- 
gen können  jetzt  nicht  mehr  geschehen.)'' 

lu  Berlin  war  im  Jahre  1857  die  Mark  fein  Silber  notirt:  Mitte 
November  14  Thlr.  2^Sgr.  und  Anfiuigs  Dezember  14  Thlr.  3  Sgr.,  und 
das  ZoUpfund  £  Silber  im  September  1 864  30  Thlr.  1 1  Sgr. ,  im  Jahre 
1865  im  September  und  Oktober  häufig  30 Thlr.,  22.  bis  25.  Noyember 
30  Thlr.  1  Sgr.,  1.  bis  6.  Februar  1866  30  Thlr.,  im  September  ej. 
30  Thlr.  2  Sgr.     Seit  Jahren  betrag  der  Münzpreis  nar  29  Tlilr.  23  bis 

1)  VierteVahrschrifl  für   Volkswirthschaft    1865.    IV.  S.  816—218.    1868.  IIl. 
8.  127.    IV.  8.  121. 
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24  Sgr.  Für  einen  so  geringen  Preis  kann  die  Münze  grössere  Quanti- 
täten Silber  nicht  erwerben,  und  wenn  sie  einen  höheren  Preis  zahlt, 
muss  das  Thalerstück  ihr  auf  mehr  als  einen  Thaler  zu  stehen  kommen. 
Wenn  ein  Pfund  fein  Silber,  aus  welchem  30  Thlr.  geprägt  werden  sol- 
len, jnehr  als  30  Thlr.  werth  ist,  wenn  also  ungeprägtes  Silber  einen 
höheren  Preis  hat,  als  ein  gleiches  zu  Münzen  geprägtes  Quantum,  so 
wird  es  gewinnbringend,  der  Preussischen  Bank  ihre  Noten  zur  Ein- 
lösung zu  präsentiren  ^)  und  unter  den  erhaltenen  Thalem,  Doppel- 
thalem  und  Sechstelthalerstücken  die  neuesten,  also  yollhaltigsten  Stücke 
auszusuchen  —  zum  Einschmelzen.  Zu  Ende  1870  war  notirt:  Silber 
in  Barren  und  Sorten  pr.  Pfund  fein  Bankpreis  29  Thlr.  26  Sgr. ;  Anfang 
April  1871  29  Thlr.  24  Sgr.,  im  Mai  29  Thlr.  23  Sgr. 

Dass  mein  schon  erwähnter  Yorschlag  inzwischen  ganz  unausführ- 
bar geworden  wäre,  möchte  ich  doch  nicht  annehmen.  Allerdings  kann 
man  jetzt  für  6 -f  Thlr.  Preussisch  Gourant  1  Soyereign  oder  1  goldenes 
ZwanzigschiUingsiück  nicht  beschaffen,  da  man  den  Soyereign  schon 
seit  längerer  Zeit  höher  bezahlt.  Wie  sein  Preis  künftig  sein  wird, 
lässt  sich  nicht  yorhersagen.  Wir  wollen  beispielsweise  annehmen, 
dass  er  zur  Zeit  der  Verkündigung  des  Gesetzes  über  Yeränderung  des 
bisherigen  Münzsystems  5  ^  Thlr.  wäre.  Wenn  nun  dies  Gesetz  yer- 
ordnete,  dass  jeder,  welcher  sich  vorher  yerpflichtet  hatte,  6  ^  Thlr.  zu 
zahlen,  diese  Schuld  mit  1  Soyereign  oder  1  goldenen  Zwanzigschilling- 
stück abzahlen  kann,  so  wäre  Niemand  benachtheiligt,  auch  kein  Staats- 
gläubiger und  weder  eine  Bank,  welche  auf  Thaler  in  Silbercourant  lau- 
tende Noten  ausgegeben  hatte,  wie  z.  B.  die  Preussische  Bank,  noch  der 
Inhaber  einer  solchen  Note.  Kann  man  für  1  Pfund  fein  Gold  in  Gold- 
münzen nicht  mehr  als  Id,^^,^  Pftind  fein  Süber  in  Silbermünzen  er- 
halten, so  wird  es  nicht  an  Spekulanten  fehlen,  welche  gegen  Soyereigns 
oder  goldene  Zwanzigschillingstücke  (die  man  aus  dem  Golde,  welches 
man  bringt,  nach  meiner  Yoraussetzung  unentgeltlich,  ebenso  wie  bei 
der  Londoner  Münze  Soyereigns,  bei  der  Berliner  Münze  prägen  lassen 
kann)  Silbermünzen,  die  aus  der  feinen  Mark  zu  14  Thlr.  oder  aus  dem 
feinen  ZoUpfiinde  zu  30  Thlr.  ausgeprägt  sind ,  einwechseln  und  ein- 
schmelzen, da  man  für  100  Thlr.  solcher  Silbermünzen  mehr  Gold  er- 
halten würde,  als  für  300  der  yon  mir  yorgeschlagenen  silbernen  Schil- 
linge. Für  die  Einziehung  der  seitherigen  Silbermünzen  würde  die  Ee- 
gierung  also  nicht  zu  sorgen  brauchen.  Dagegen  würde  sie  die  Kosten 
der  Prägung  der  yorgeschlagenen  Silbermünzen,  die  sie  für  Priyate  we- 
der unentgeltUoh  noch  entgeltlich  prägen  dürfte,  durch  den  Schlagsohatz 

1)  Wie  der  Handebminister  und  Bankchef  Gr.  Itsenplitz  selbst  am  8.  Septem- 
ber 1866  dem  Abgeordnetenhaose  mittheilte,  hatte  man  im  Mai  ej.  angefangen,  No- 
ten aafzokaufen  und  das  baare  Geld  maaenhaft  zu  verlangen. 
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decken^  aber  nicht  so  yiel  gewiimeii,  dass  sie  dadturch  verlockt  werden 
könnte y  mehr  zu  prägen,  als  für  den  Yerkehr  nothwendig  wäre.  Die 
Prägang  Ton  1,000,000  £  in  Goldmünzen  kostet  sehr  viel  weniger  als 
die  Prägung  yon  1,000,000  £  in  Silbermünzen.  Wenn  in  England  die 
Begierung  in  manchen  Jahren  ausserordentlich  grosse  Beträge  von  Gold- 
münzen unentgeltlich  für  Private  hat  prägen  lassen  können,  so  wird 
wohl  auch  in  Preussen  und  Deutschland  die  Eegierung  dasselbe  thun 
können. 

Wenn  ein  Land,  wo  beinahe  nur  Papiergeld  und  schlechte  d.  h.  leichte 
Kupferscheidemünze  umläuft,  wieder  Münzen  aus  Edelmetall  prägen  will, 
so  kann  es  anscheinend  sich  ebenso  leicht  für  Silberwährung  als  für  Gold- 
währung entscheiden  —  aber  freilich  diese  neuen  Münzen  wohl  nicht 
im  Umlauf  erhalten,  wenn  nicht  vorher  das  uneinlösliche  Papier  aus 
dem  Umlauf  gezogen  ist.  Dies  gilt  namentlich  yon  Oesterreich.  In 
Preussen  und  Deutschland  würde  eine  wirkliche  Reform  des  Münz- 
wesens sich  wohl  kaum  durchführen  lassen,  so  lange  Banknoten  yon 
1 0  Thlr.  und  noch  weniger  im  Umlauf  sind  und  ebenso  yiel  Münzen 
entbehrlich  machen ,  also  in  den  Schmelztigel  oder  ins  Ausland  treiben ; 
so  lange  uneinlösliches  Papiergeld  in  Zahlung  angenommen  werden  muss ; 
so  lange  die  Noten  der  Preussischen  Bank  —  deren  Einlösung  gegen 
baares  Geld  yon  den  Inhabern  derselben  nur  bei  einer  einzigen  Kasse  im 
ganzen  Lande  jederzeit  verlangt  werden  kann ,  die  also  von  einem  un- 
einlöslichen  Papiergelde  thatsächlich  kaum  yerschieden-sind  —  in  allen 
öffentlichen  Kassen  für  baares  Geld  genommen  werden  müssen ;  so  lange 
die  grösseren  Zahlungen  in  der  Begel  nicht  in  Münzen  geleistet  werden, 
sondern  in  allerhand  Papier,  wovon  zuviel  emittirt  ist;  endlich  so  lange 
unter  allen  diesen  Umständen  wahrscheinlich  die  Preise  überhaupt  künst- 
lich erhöht  sind. 

Ob  durch  die  Gesetzgebung  verschiedener  Staaten  eine  sogenannte 
internationale,  eine  Weltmünze  geschaffen  werden  kann,  ist  zu  bezwei- 
feln ;  bis  jetzt  spricht  keine  Thatsache  für  die  Möglichkeit.  , J)as  Bri- 
tische Parlament"  —  sagt  J.  Prince- Smith  ^)  —  „ist  genöthigt,  seinen 
Blick  auf  den  nationalen  Nutzen  zunächst  zu  richten;  es  ist  für  kosmo- 
politische Erwägungen  schwer  zugänglich;  es  bringt  für  Weltzwecke 
nicht  leicht  ein  Opfer ;  und  entschUesst  sich  schwer,  wegen  eines  inter- 
nationalen Gemeinzwecks,  an  Englischen  Einrichtungen  unbequeme 
Aenderungen  vorzunehmen,  wovon  England  nur  einen  Theü  des  Nutzens 
hätte ;  ja,  es  hat  eine  besondere  Scheu  vor  einer  Verwischung  der  Be- 
sonderheit Englischer  Einrichtungen,  die  bei  dem  Britten  ein  Gefühl 
der  EigenthümHchkeit  erzeugen,    welches  er  für  berechtigtes  Selbst- 

1)  Die  neueste  Englische  Münzfragc  ,    in  der  Vierteljalirschrift  für  Volkswirth- 
schaft  1870.  I.  S.  8. 
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gefühl  hält.  Der  Vorschlag  einer  Reform ,  wodurch  das  Pfund  Sterling 
aufhören  sollte ,  ein  eigenthündich  oder  ausschliesslich  Englisches  Geld- 
stück zu  sein ,  wäre  im  Grunde  dem  Gefühle  des  Parlaments  so  wider* 
streitend,  dass  dessen  Verstand  nicht  unbefSeingen  den  Nutzen  der  Maass- 
regel erwägen  dürfte/'  Wer  dieser  Auffassung  zustimmt,  dürfte  wohl 
die  Idee  einer  Gleichstellung  des  Soyereigns  mit  dem  Fünfundzwanzig- 
finmkenstücke  und  einem  projektirten  Zehnguldenstück  nicht  praktisch 
finden  können.  Eine  Eeform  der  Münzeinrichtungen  Deutschlands  kann 
m.  £.  nur  durch  die  Deutsche  Gesetzgebung  erfolgen  und  da  ist  es  denn 
doch  immer  noch  wahrscheinlicher ,  dass ,  wenn  ganz  Deutschland  das- 
selbe Münzsystem  haben  will,  das  Preussische  Annahme  findet^  alß  dass 
Preussen  das  Münzsystem  eines  anderen  der  Deutschen  Staaten  adopti- 
reu  wird.  Ist  man  aber  in  keinem  der  Deutschen  Staaten  mit  dem  der- 
maligen Münzsystem  zufrieden,  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  ent- 
weder ein  neues  zu  erfinden,  oder  das  System  eines  Nichtdeutsohen 
Staats  anzunehmen.  Gegen  die  erste  Alternative  spricht  die  Erfahrung 
des  Wiener  Münzyertrages  von  1857:  die  Erfindung  der  Goldkronen 
hat  keine  erhebliche  praktische  Folgen  gehabt  und  nur  Wenige  befrie- 
digt. Will  das  Deutsche  Eeich  sein  Münzwesen  reformiren ,  so  braucht 
es  gar  nicht  mit  anderen  Regierungen  Verträge  zu  schliessen  und  da- 
durch Ton  diesen  mehr  oder  weniger  abhängig  zu  werden.  Handelt 
es  sich  nun  von  Annahme  des  Münzsystems  eines  anderen  Staats,  so 
können  weder  kleinere  Staaten  wie  Holland ,  Belgien ,  die  Schweiz  in 
Betracht  kommen,  noch  auch  grössere,  wie  Oesterreich,  Bussland  und 
Italien,  wo  uneinlösliches  Papier  an  die  Stelle  von  Münzen  aus  Edel- 
metall getreten  ist.  Und  kann  das  Deutsche  Eeich  heut  zu  Tage  daran 
denken,  für  sein  Münzsystem  Frankreich  zum  Muster  zu  nehmen,  wo 
schon  im  August  1870  Banknoten  Zwangskurs  erhielten  und  Niemand 
Torhersagen  kann,  ob  nicht  über  kurz  oder  lang  Gold-  und  Silbermünzen 
so  selten  sein  werden,  wie  in  Oesterreich  ?  —  Sonach  kann  für  Deutsch- 
land m.  E.  jetzt  wohl  nur  die  Annahme  des  Britischen  Münzsystems  in 
Betracht  kommen,  zumal  von  keinem  andern  so  wenig  zu  erwarten  ist, 
dass  ihm  Veränderungen  beyorstehen. 


§.  27.     LÄNDEBEIEN. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  unter  den  Domänen  (S.  200)  die  dem 
Staate  gehörigen  Ländereien,  die  vorzugsweise  als  Domänen  bezeichnet  2a 
werden  pflegen.  Zuweilen  werden  auch  nur  die  dem  Staat  gehörigen  Land- 
güter Domänen  genannt  und  die  Staatsforsten  besonders  aufgeföhrt.  Der 
UmfEing  der  Staatsländereien  ist  nun  in  den  yerschiedenen  Ländern  sehr 
yerschieden.     In  Aegypten  hat  in  dem  ersten  Viertel  dieses  Jahrhun- 
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derts  Melimed  Ali,  als  Yicekö'nig,  alle  PiivaÜändereien  las  Staai»eigen- 
thttin  gezogen  und  die  bisherigen  Eigenthiuner  mit  einer  lebenslängli- 
chen, dem  abgeschätzten  Reinertrage  gleichkommenden  Bente  abgefon- 
den.  Die  Bauern,  Eellahs,  entrichten  die  Grundsteuer  und  liefern  einen 
Theil  der  Produkte  gegen  haaren  Ersatz  ab.  Die  Eleissigen  werden  im 
Besitz  der  Güter  gelassen.  In  den  meisten  Theilen  Indiens  giebt  es, 
nach  J.  S.  Hill,  in  Bezug  auf  den  Landbau  nur  zwei  Parteien,  den 
Grundherrn  und  den  Bauer  und  dies  scheint  immer  der  Fall  gewesen  zu 
sein.  Der  Grundherr  ist  in  der  Hegel  der  Souverän.  Die  Zahlungen  der 
Bauern  oder,  wie  man  sie  dort  nennt,  der  Byots,  sind  selten  oder  wohl 
nie  durch  Konkurrenz  regulirt  worden  wie  in  Irland.  Obschon  die  in 
einzelnen  Gegenden  geltenden  Gewohnheiten  unendlich  yon  einander 
yerschieden  waren  und  gegen  den  Willen  des  Souveräns  praktisch  kein 
Herkommen  galt,  so  bestand  doch  immer  eine  Art  Begel,  die  einer  Nach- 
barschaft gemeinsam  war;  der  Steuereinnehmer  machte  nicht  seine  Bech- 
nong  mit  den  einzelnen  Bauern,  sondern  besteuerte  jeden  nach  der  für 
alle  übrigen  angenommenen  Begel.  Der  Begriff  eines  Eigenthums,  oder 
auf  alle  Fälle  doch  eines  Bechts  auf  beständigen  Besitz,,  ward  so  beim 
Landmann  aufrecht  erhalten.  Es  entstand  die  Anomalie  einer  dem  Bauer 
zustehenden  Erbpacht  und  daneben  einer  willkürlichen  Macht,  ihm  die 
Bodenrente  zu  erhöhen.  Hier  sehen  wir  in  zwei  Ländern  grossen  Do- 
mänenbesitz, aber  das  Volk  ist  arm.  Man  kann  zweifelhaft  sein,  ob 
man  das,  was  die  Bauern  zahlen,  eine  Pacht  oder  eine  Grundsteuer  nen- 
nen soll.  In  den  Vereinigten  Staaten  finden  wir  einen  ungeheuren  Do- 
mänenbesitz ,  der  aber,  so  lange  er  dies  ist,  den  Staaten  oder  der  Union 
nichts  einbringt,  da  sie  das  Land,  selbst  das  goldreichste,  weder  bear- 
beiten oder  anbauen  lassen ,  noch  verpachten.  Man  bestrebt  sich  nicht, 
von  den  nutzbaren  Ländereien  einen  direkten  pekuniären  Yortheü  zu 
erlangen,  sondern  sucht  sie,  und  zwar  nicht  etwa  mit  einer  Grund- 
steuer belastet,  in  Privathände  zu  bringen,  in  der  üeberzeugung,  da- 
durch am  schnellsten  dem  Lande  eine  starke  und  wohlhabende  Bevölke- 
rung za  schaffen.  Im  Mai  1863  waren,  nach  S.  B.  Buggles,  noch 
965  Millionen  Acres  Land  unverkauft  und  der  IJnionsregierung  zugehö- 
rig. Die  Ländereien  werden  sorgfältig  vermessen  und  von  der  Begie- 
Tung  zugetheilt,  und  zwar  werden  sie  den  derzeitigen  Anbauem  unent- 
geltlich verliehen  oder  für  Preise,  die  1  ^  DoUar  für  den  Acre  nicht 
übersteigen,  an  Käufer,  die  nicht  schon  Anbauer  waren,  überlassen. 
Die  Fläche,  wdche  vermessen  ist  und  zum  Verkauf  steht,  betrug  1862 
135  Millionen  Acres.  Wenn  auch  einige  kleinere  Deutsche  Staaten  einen 
erheblichen  Theil  ihrer  Einnahmen  aus  Domänen  beziehen,  so  machen 
doch  gegenwärtig  in  den  Europäischen  grossen  civilisirten  Staaten  die 
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Einnahmen  Yon  Domänengütem,    nur  einen  verhaltnisBmässig  geringen 
Theil  yon  den  Gesammteinnahmen  ans. 

In  England  zieht  die  Staatskasse  aas  Domänen  wenig  Nutzen.  Wie 
Macaulay  berichtet,  reichten  in  alter  Zeit  die  erblichen  Einkünfte  des 
Königs  bei  wirthschaMicher  Verwaltung  zur  Deckung  des  ordentlichen 
Begierongsaufwandes  hin.  Seine  eigenen  Domänen  waren  yon  weitem 
Umfang.  Er  war  zugleich  Oberlehnsherr  des  gesammten  Grund  und 
Bodens  in  seinem  Königreiche,  und  besass  in  dieser  Eigenschaft  manche 
zu  fürchtende  Eechte ,  die  ihn  in  den  Stand  setzten ,  Diejenigen  zu  drü- 
cken und  niederzubeugen,  die  ihm  entgegentraten,  und  ohne  Kosten  für 
ihn  selbst  Solche  zu  bereichem  und  grösser  zu  machen,  die  seine  Gunst 
genossen.  Nach  der  alten  Yerfetösung  war  der  Souyerän  berechtigt,  die 
Domänen  der  Krone  in  einer  Weise  zu  yergeben  und  in  dem  Zustande 
zu  belassen,  wie  es  ihm  gut  schien.  Kein  Gesetz  bestimmte  die  Zeit- 
dauer, die  er  bewilligen  durfte,  oder  den  Betrag  der  Rente,  die  er  sich 
yorbehalten  musste.  Seit  der  Eroberung  war  kaum  eine  Eegierung  yer- 
flossen,  in  der  nicht  grosse  Güter  yon  den  Fürsten  an  begünstigte  ün- 
terthanen  yerliehen  worden  wären.  Früher  wurde  freilich  das  mit  yer- 
schwenderischer  Gunst  Verliehene  nicht  selten  wieder  auf  gewaltsame 
Weise  entrissen.  Verschiedene  Gesetze  behufs  der  Wiederzurücknahme 
yon  Kronländereien  wurden  yon  den  Parlamenten  des  yierzehnten  und 
fünfzehnten  Jahrhunderts  erlassen.  Zuletzt  hatte  ein  Gesetz  yon  1485 
die  Schenkungen  der  Könige  yom  Hause  York  yemichtet.  Seitdem  wa- 
ren zwei  Jahrhunderte  ohne  irgend  eine  Akte  der  Wiederzurücknahme 
yon  Kronländereien  yergangen,  und  ein  Gut,  das  yon  königlicher  Frei- 
gebigkeit herrührte,  galt  für  einen  sicheren  Besitz.  Auch  Wilhelm  m 
hielt  sich  für  berechtigt,  seine  erblichen  Domänen  eben  so  frei  wegzu- 
schenken, wie  seine  Vorgänger  die  ihrigen  yerschenkt  hatten.  Das  Ge- 
setz des  Landes  gestattete  ihm  dies.  „Es  ist  yoUkommen  wahr,  dass  das 
Gesetz  mangelhaft  war  und  dass  die  Verschwendung,  mit  der  Herrschaf- 
ten, Abteien,  Jagdreyiere,  Gehäge,  Bergwerke,  ganze  Strassen,  ganze 
Marktstädte  an  Höflinge  yerschenkt  worden  waren,  sehr  zu  beklagen 
war.  Nichts  könnte  mehr  am  Platze  gewesen  sein,  als  ein  yorsorgen- 
des  Gesetz  zu  erlassen,  das  das  Wemge,  was  noch  yon  dem  Kroneigen- 
thum  übrig  war,  fest  zusammenhielte.  Aber  durch  ein  rückwirkendes 
Gesetz  Patentbriefe  zu  annuUiren,  die  in  Westminster-Hall  für  rechts- 
kräftig erachtet  wurden,  würde  einfach  Baub  gewesen  sein.  Solch  ein 
Baub  musste  nothwendig  jedes  Eigenthum  unsicher  gemacht  haben;  und 
der  Staatsmann  muss  kurzsichtig  sein,  welcher  glaubt,  dass  das,  was 
das  Eigenthum  unsicher  macht,  die  Gesellschaft  wirklich  glücklich  ma- 
cheu kann."  Am  7.  Februar  1698  bat  indessen  im  XJnterhause  die  Op- 
position um  Erlaubniss,   eine  Bill  einzubringen,   die  alle  Schenkungen 
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von  Kroneigentlmm,    die  seit  der  Beyolution  stattgefnnden  hatten,    für 
ungültig  erkläre.     Das  MinlBterimn,  hierdurch  sehr  in  Verlegenheit  ge- 
setzt,   erklärte  nnn,    dass  es  gegen  eine  solche  Bill  nichts  weiter  einzu- 
wenden hätte,   als  dass  dieselbe  nicht  weit  genug  ginge  und  suchte  da- 
her  die  Erlaubniss  nach,  noch  zwei  andere  Bills  einzubringen,  Ton  de- 
nen die  eine  alle  Schenkungen  Jacob's  II,   die  andere  die  Schenkungen 
GarFs  n  für  ungültig  erklärte.    So  war  die  Opposition  gefangen.    Denn 
alle  Parteien  waren  yon   den  Königen  beschenkt  worden.     Es  wurden 
nun  die  drei  Bills  zusammen  eingebracht,   zum  zweiten  Mal  zusammen 
verlesen,  zusammen  einem  Ausschuss  zur  Berichterstattung  überwiesen, 
und  dann  zuerst  ungeformt  und  endlich  ruhig  fallen  gelassen.     Jetzt 
kann  schon  lange  in  England  von  Domänen  kaum  noch  die  Rede  sein. 
Sie  sind  meist  yerschleudert  worden  —  aber  das  Englische  Volk  ist 
deshalb   nicht  schlechter   daran   und    nicht   ärmer   oder  weniger  frei 
als  andere  Völker;    auch  steht  die  Königin  yon  England  gewiss  nicht 
weniger  hoch,    als  irgend  ein  Deutscher  Fürst,    dessen  Domänen  einen 
yerhaltnissmässig  grossen  Theil  seines  Territoriums  einnehmen.  —  Wil- 
helm I  war  in  den  Besitz  der  Güter,   welche  Eduard  der  Bekenner  be- 
sessen hatte,    getreten  und  erwarb  auf  diese  Weise  1422  Bittergüter 
(manors),  781  Parks,  67  Forsten  und  30  Jagden.    Im  Jahre  1849  wurde 
die  Verwaltung  der  Krongüter  unter  die  Kontrole  des  Parlaments  ge- 
stellt, aUein  noch  im  Jahre  18-|-}-  ertrugen  die  sämmÜichen  Forsten  nur 
47,520  £  roh,  während  die  Ausgaben  darauf  sich  auf  54,567  £  beliefen. 
Darunter  sind  Wälder,  wie  der  yom  Eroberer  angelegte  Neue  Forst,  yon 
66,000  Acres.     Dieser  ist  indessen  der  einzige,  welcher  einen  nennens- 
werthen  Einnahmeüberschuss   abwirft   (7,740  £   bei   22,304  £  Eohein- 
nahme).     Beim  Windsor- Forst  dagegen  betrug  der  Aufwand  21,913  £ 
gegen  6,080  £  Ertrag.     Unter  jenem  ist  indessen  die  Ausgabe  auf  den 
königlichen  Jagdapparat  begriffen,  an  welche,  als  etwas  althergebrach- 
tes, das  Parlament  die  Hand  nicht  wird  legen  wollen  noch  können.    „Es 
liegt  nahe,   in  den  jetzt,   wie  yor  60  Jahren  erhobenen  Ruf  nach  Ver- 
äusserung  der  Wälder  und  üeberlassung  zur  Kultirung  einzustimmen.'' 
Hierdurch  würden  namhafte  Summen  gewonnen  werden.     Der  Umfang 
der  Domänen  ausser  den  Forsten  betrug  anfangs  dieses  Jahrhunderts 
noch  130  Güter  mit  etwa  52,000  Acres  an  Acker-,  Wiesen-  und  Weide- 
land, 1800  Gebäude  in  London  und  Westminster  und  450  Häuser,  Müh- 
len und  Bauernhäuser  im  übrigen  England.     Bei  einem  Werth  der  Be- 
sitzungen, der  im  Jahre  1 830  auf  20  Millionen  angeschlagen  wurde  und 
sich  jetzt  sicher  auf  30  Millionen  belaufen  soll,   ist  der  reine  Ertrag 
doch  wenig  über  300,000  £,    also  kaum  mehr  als  1  ^,   und  an  der  Soll- 
einahme   des  Jahres  18f^   mit  509,000  £   blieben   nicht  weniger    als 
192,000  £  im  Rückstand,    woyon  110,500  £  als  absolut  unbeibringlich 
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bezeichnet  wurden.  Die  rohe  Einnahme  ist  zwar  in  neuester  Zeit  yon 
Jahr  zu  Jahr  gestiegen,  die  reine  aber  meist  nur  in  geringerem  Maasse. 
Die  Differenz  wird  yon  gesteigerten  Yerwaltungskosten  yerschlungen. 
Die  Frage  wird  yielfiäch  und  immer  wiederholt  angeregt ,  ob  es  nicht 
besser  wäre,  die  Domänen  zu  y erkaufen,  (janz  besonders  wird  in  Eng- 
land der  Yerkauf  der  Forsten  betont.  Die  Beuten  yon  den  Herzogthü- 
mern  Coruwall  und  Lancaster  gehören  zur  Dotation  des  Ejroneinkommens 
und  sind  kein  Bestandtheil  der  eigentlichen  Domänen^). 

Wenn  ein  grösserer  Staat  noch  einen  bedeutenden  Domanenbesiti 
hat,  so  darf  daraus  doch  nicht  geschlossen  werden,  dass  er  ihn  immer 
behalten  wird.  In  Frankreich  kamen  im  Jahre  1861  aus  der  Verwal- 
tung und  dem  Yerkauf  der  Domänen  nicht  mehr  als  13  Mill.  Francs  ein; 
der  Ertrag  der  Forsten  belief  sich  auf  33  Millionen.  Schon  das  Gesetz 
yom  25.  Juli  1790  schrieb  den  Yerkauf  aller  National -Domänen  yor, 
nahm  dayon  aber  die  Forsten  aus  und  das  Gesetz  yom  23.  August  ej. 
beflEdil  die  Beibehaltung  der  letzteren.  Bis  1814  dachte  man  auch  nicht 
ernstlich  an  ihre  Yeräusserung.  Nun  war  das  erste  Kaiserreich  gestürzt 
und  hatte  ein  Deficit  yon  700  Millionen  hinterlassen,  das  Land  war  er- 
schöpft, die  Steuern  blieben  aus  und  der  Schatz  war  leer.  Die  Regie- 
rung schlug  der  Kammer  die  Yeräusserung  yon  300,000  Hektaren  Wal- 
dungen yor,  was  trotz  der  energischen  Opposition  durchging.  Mit  die- 
ser Yeräusserung  hörte  man  1816  auf,  aber  1817  überwies  ein  neues 
Gesetz  alle  Domänenwaldungen  mit  Ausnahmen  yon  so  yielen,  als  nö- 
thig  wären,  um  ein  Nettoeinkommen  yon  4  Millonen  für  kirchliche  An- 
stalten zu  gewähren ,  der  Amortisationskasse.  Doch  sollte  diese  dayon 
nur  bis  zum  Belauf  yon  150,000  Hektaren  yerkaufen.  Der  Betrag  der 
unter  der  Eestauration  yerkauften  Forsten  in  Folge  der  Gesetze  yon 
1814  und  1817  hat  sich  auf  168,827  Hektaren  belaufen,  der  erlangte 
Preis  betrug  119,669,925  Francs,  oder  708  Fr.  80  Cent,  per  Hektare. 
Als  nach  der  JuHreyolution  die  neue  Begierung,  yon  den  fremden  Mäch- 
ten mit  Misstrauen  angesehen,  Militärausgaben  machte  und  der  Kredit 
erschüttert  war,  yerlangte  sie  yon  der  Kammer  die  Ermächtigung  zur 
Yeräusserung  yon  300,000  Hektaren  Staatswaldungen.  Das  Gesetz  wurde 
nach  lebhafter  Diskussion  mit  265  gegen  73  Stimmen  angenommen.  Es 
wurden  yon  1831  bis  1835  285  Forsten  yon  einem  Gesammtumfuige 
yon  118,167  Hektaren  zu  einem  Preise  yon  114,297,276  Francs  oder 
zu  967  Fr.  20  Cent,  per  Hektare  yerkauft  Nach  der  Februarreyolu- 
tion  gestatteten  zwei  Dekrete  der  proyisorischen  Begierung  die  Yeräus- 
serung der  Forsten  der  alten  Ciyilliste  und  der  Staatswaldungen,  welche 
mit  Yortheil  an  Priyate  yerkauft  werden  könnten,   bis  zum  Belauf  yon 
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100  Mill.,  doch,  blieben  sie  todter  Buchstabe.  Zwei  Jahre  später  schlag 
der  Finanzminister  bei  Vorlegung  seines  Budgets  für  1851  die  Yeraus- 
serung  yon  100  MiU.  yor,  die  Kammer  bewilligte  aber  nur  50  Hill. 
Dies  Gesetz  yom  7.  August  1850  hatte  nun  zum  Besultat,  dass  wäh- 
rend der  Jahre  1852  bis  1856  40,960  Hektaren  für  38,368,392  Fr.  ver- 
kauft wurden,  oder  die  Hektare  för  939  Fr.  Inzwischen  erging  das 
Dekret  yom  22.  Januar  1852,  wonach  die  Güter  Louis  Fhilipp's,  welche 
Gegenstand  der  Schenkung  yom  7.  August  1830  gewesen  waren,  wieder 
an  den  Staat  kamen  und  zu  gewissen  Dotationen  yerkauft  werden  soll- 
ten. Doch  yerordnete  ein  neues  Dekret  yom  9.  März  1852,  dass  diese 
Dotationen  durch  den  Verkauf  yon  Domänenforsten,  deren  Veräussemng 
durch  das  Gesetz  yom  7.  August  1850  genehmigt  war,  bis  zum  Belauf 
yon  35  Millionen  sichergestellt  werden  sollten,  dass  eine  Beute  yon 
500,000  Fr.  in  Viereinhalbprocentigen  für  den  Dienst  der  Ehrenlegion 
überwiesen,  dajss  ein  Theil  der  yon  der  Priyatdomäne  Louis  Philipp's 
herrührenden  Güter  unmittelbar  yerkauft,  und  dass  das  TJebrige  mit  der 
Domäne  des  Staats  vereinigt  werden  sollte.  Indessen  begnügte  sich  die 
Kegierung  nicht  damit,  die  besonders  bezeichneten  Güter  zu  yeräussem; 
sie  hat  zu  yerschiedenen  Epochen  nicht  allein  die  besonders  bezeichne- 
ten Güter  yerkauft,  sondern  noch  6,124  Hektaren  Forsten,  die  ur- 
sprünglich mit  der  Domäne  des  Staats  vereinigt  waren.  Endlich  hat 
man  seit  1860  auf  Grund  verschiedener  Gesetze  21,733  Hektaren  Forsten 
yeräussert.  Es  gelangten  seit  1814  viele  Domänenforsten  zum  Verkauf. 
Finanziell  war  es  nothwendig,  und  dem  musste  sich  aller  Widerstand 
dagegen  beugen.  „Wir  könnten ,*'  sagte  Laffitte  im  Jahre  1831,  „hier 
noch  andere  aller  Welt  bekannte  Gründe  dafür  anführen,  dass  der  Staat 
wenig  geeignet  ist,  Eigen thümer  zu  sein  und  dass  es  vortheilhafter  ist, 
das  öffentliche  Eigenthum  in  die  Hände  von  Privaten  übergehen  zu  las- 
sen. Die  Waldungen  bringen  nur  2  oder  2-^^  höchstens  ein;  an  Pri- 
vate überlassen,  würden  sie  durch  die  Gebühren  von  Besitzwechsel  und 
die  Grundsteuer  wenigstens  1-^%,  oder  etwa  zwei  Drittel  ihres  jetzigen 
Ertrages  einbringen.  Der  Staat  würde  also  den  Werth  in  Kassa  haben 
und  durch  die  Steuern  wieder  auf  einen  Theil  des  Ertrages  kommen. 
Die  Privaten  würden  auch  ihrerseits  ein  Einkommen  daraus  ziehen,  wel- 
ches höher  ist,  als  der  Staat  daraus  ziehen  würde.  Das  üebergewicht 
der  individuellen  Industrie  erklärt  diese  Unterschiede."  In  Frankreich  — 
wo  die  Leute  vom  Staate  oder  vielmehr  von  der  Kegierung,  überhaupt 
viel  zu  viel  verlangen  —  hat  man  gegen  die  Veräusserung  der  Staats- 
waldungen auch  geltend  gemacht,  dass  die  Waldungen  irgend  eine  Ein- 
wirkung auf  die  Temperatur  des  Landes  auBÜbten  ^).     Aber  wenn  dies 


1)  Bevue  des  denz  mondes  vom  1.  Mürs  1866  S.  99  —  202.  208. 
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aach  richtig  wäre,  so  könnte  die  Reg:ierang  docli  nicht  Jahrhunderte 
hindurch  —  natürlich  nur  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Yolks,  d.  h. 
der  Steuerzahler  —  sich  mit  Spekulationen  zur  Yerhesserung  der  Tem- 
peratur hefiEussen,  da  sie  wohl  schwerlich  die  Aufgabe  und  die  Macht 
hat,  die  Natur  des  Landes  zu  ändern.  In  den  Jahren  1846,  1856  und 
1866  litt  Frankreich  an  IJeberschwemmungen,  und  jedesmal  schob  man 
dieselben  auf  die  Entwaldung  und  wollte  yon  Staatswegen  Abhülfe  schaf- 
fen.    Es  geschah  aber  nichts^). 

1)  Auch  in  Preussen  kam  diese  Frage  in  Anregung,  aber  das  Abgeordneten- 
haus hat  am  6.  December  1866  einen  Antrag  auf  Einsetzung  einer  Kommisdon,  zur 
Erwägung,  in  welcher  Weise  der  bedrohlichen  Entwaldung  vorgebeugt  werden  könne, 
abgelehnt,  nachdem  Seitens  der  Regierung  gesagt  war :  „Der  Antrag  des  Herrn  Ab- 
geordneten hat  eine  sehr  grosse  Tragweite,  er  beantragt  eine  Enquete  über  das 
ganze  Land,  so  viel  ich  den  Antrag  verstehe,  darüber,  wie  der  bedrohlichen  Ent- 
waldung des  Staats  entgegengearbeitet  werden  kann  und  muss.  Er  setzt  voraus  als 
unbestritten,  dass  eine  solche  bedrohliche  Entwaldung  im  ausgedehnten  Maasse  be- 
stehe. Ich  kann  das  nicht  zugeben.  Der  Preussisehe  Staat  enthält  noch  jetzt  eine 
Waldmasse  von  etwa  25 f  seiner  Fläche,  und  diese  Waldmasse  ist  ziemlich  gleich- 
massig  über  das  Land  vertheilt.  Die  Procentsätze  in  den  einzelnen  Provinzen  va- 
riiren  von  20  bis  32 f.  Sie  wissen,  dass  seit  dem  Jahre  1811  in  unserem  Lande 
vollständige  Freiheit  des  Grundeigenthums ,  auch  des  Waldeigenthums  besteht,  und 
dass  die  Regierung,  wie  die  Landesvertretung  ausserordentlich  ängstlich  ist,  an  die- 
ser Freiheit  etwas  zu  ändern.  Ich  würde  es  verstehen,  wenn  der  Herr  Abgeord- 
nete hinwiese  auf  die  kahlen  Flächen  in  einzelnen  Gebirgspartieen  unserer  westli- 
chen Provinzen,  mit  denen  sich  die  Staatsregierung  ja  nach  Ausweis  des  Budgets 
und  auch,  wie  hier  sonst  bekannt  ist,  mit  Gesetzentwürfen  schon  beschäftigt.  Die 
Beispiele,  die  er  angeführt  hat,  sind  aber  aus  den  östlichen  Provinzen  entnommen, 
und  da  bemerke  ich,  dass  die  Quellengebiete  der  beiden  Ströme,  der  Weichsel  und 
des  Niemen,  sich  ausserhalb  des  Bereiches  der  Preussischen  Regierung  befinden. 
Die  Gebirge  von  Schlesien,  die  allerdings  bedrohlich  auf  der  Oder  lasten,  sind 
glücklicherweise  fast  ganz  in  grossen  Händen  und  wohl  angebaut,  so  dass  die 
Staatsregierung  bis  jetzt  keinen  Anlass  gehabt  hat,  mit  Bewaldung  der  Schlesischen 
Gebirge  sich  von  Amtswegen  zu  beschäftigen.  Dass  Erscheinungen,  wie  sie  jetzt  in 
Frankreich  hervorgetreten  sind,  auch  bei  uns  wieder  kommen  können,  das  ist  ganz 
gewiss  möglich,  aber  in  so  ausgedehntem  Maasse,  wie  in  Frankreich,  hoflEentlich 
nicht.  Denn  der  Niederschlag  in  Frankreich,  der  in  diesem  Jahre  die  Ueberschwem- 
mung  an  der  Loire  und  einigen  anderen  südlichen  Strömen  verursacht  hat,  soll  bis 
zu  6  Zoll  in  wenigen  Tagen  sich  ausgedehnt  haben,  während  wir  bekanntlich  be- 
deutend geringere  Niederschläge  haben ,  aber  allerdings  hat  die  Erfahrung  im  Jahre 
1864  in  Schlesien  gezeigt,  dass  ein  dreitägiger  starker  Regenfall  im  Stande  gewe- 
sen ist,  die  dortigen  Deiche  in  ausgedehntem  Maasse  zu  sprengen.  Ob  die  Vor- 
richtungen, die  die  Staatsregierung  seit  dem  Jahre  1854  an  den  Deichen  selbst 
durch  Erhöhung  und  Verstärkung  getroffen  hat,  ausreichen  werden,  einem  gleichen 
Regenfall  die  Spitze  zu  bieten,  das  muss  die  Erfahrung  lehren,  vor  der  Hand  ist 
die  Erscheinung  dieses  Jahres  in  Frankreich  für  die  Herren  Minister  die  Veranlas- 
sung gewesen,  nach  Frankreich  einen  Fachmann  vor  kurzem  zu  senden,  um  sich 
zu  unterrichten,  welche  Verhältnisse  dort  obwalten  und  ob  die  Maassregeln,  welche 
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Ben  Nutzen  der  Domänen  darf  man  durch  andere  als  finanzielle 
Gründe  nicht  zu  rechtfertigen  auchen.  Wenn  z.  B.  Eau  bemerkt,  daas 
die  Domänen  auch  gute  Dienste  leisteten,  um  landwirthschaftlichen  Ter- 
besserungen  Eingang  zu  verschaffen  und  yon  jenen  aus  weiter  zu  ver- 
breiten, wie  Einführung  besserer  Yiehra^en,  Errichtung  yon  Muster- 
höfen u.  s.  w.,  so  muss  man  solchen  Ideen  entgegentreten.  Zunächst 
kann  darüber,  was  überhaupt  Verbesserungen  sind,  vom  Staat,  d.  h. 
yon  Beamten  der  derzeitigen  Begierung  gar  nicht  entschieden  werden. 
Weshalb  Land-  und  Forstwirthschaft  yon  Priyateigenthümem  schlech- 
ter betrieben  werden  sollte,  als  yon  den  Organen  der  Begierung,  und 
weshalb  letztere  befter  sollten  wirthschaften  wollen  und  können,  ist 
auch  nicht  einzusehen.  IJeberdies  gehört  es  nicht  zur  Aufgabe  und  Kom- 
petenz der  Begierung,  Musterwirthschaften  betreiben  zu  lassen.  Wenn 
diese  schlechte  Zinsen  bringen,  oder  gar  mehr  kosten,  als  sie  einbrin- 
gen, so  sind  sie  gewiss  schlechte  Huster.  Die  besten  Muster  bieten  die- 
jenigen Privatpersonen,  welche,  ohne  alle  staatliche  Begünstigung  oder 
Unterstützung,  yon  ihrem  Landbau,  ihrer  Viehzucht  und  ihrer  Forst- 
wirthschaft die  höchsten  Erträge  dauernd  beziehen  und  dadurch  reich 
werden.  Die  Freussischen  Staatshaushaltsetats  führen  Beinerträge  von 
Staatsmusterwirthschaften  nicht  auf,  wohl  aber  steht  in  dem  Etat  für 
1861  eine  Ausgabe  von  14,560  Thlr.  „für  die  Verwaltung  des  Stamm- 
schäfereiguts Frankenfelde'',  und  bei  der  Gestütsverwaltung  sind  die 
Ausgaben  höher  als  die  Einnahmen.  Dass  Scha^cht  und  Pferdezucht 
ohne  solche  Staatsanstalten  gedeihen  können,  beweist  England^). 

Bedenklich  ist  ein  grosser  Domänenbesitz.  Je  entschiedener  die 
Begierung  Namens  des  Staates  seine  Eigenthumsrechte ')  wahrnimmt 
und  yertheidigt^  desto  leichter  kann  es  den  Anschein  gewinnen,  dass 
die  Staatsgewalt  das  Eigenthum  des  Staats  vor  dem  Eigenthum  von  Pri- 
vatpersonen begünstigt;  es  kann  der  Begierung  schwerer  werden,  im- 
mer unbefangen  und  unparteiisch  zu  bleiben,  und  schon  der  Schein  der 


die  Franiosische  Begierung  getroffen  hat,  in  irgend  welcher  Weise  für  uns  benatzt 
werden  konnten.  Die  Kommission,  die  der  Herr  Abgeordnete  generell  für  den 
P^enssischen  Staat  beantragt ,  wird  eine  schwere  Arbeit  haben,  und  wahrscheinlich 
auch  eine  vergebliche  Arbeit  liefern,  wenn  sie  nicht  zn  den  Anträgen  gelangen 
will,  das  freie  Eigenthum  an  dem  Walde  aufzuheben. ^^ 

1)  Ueber  Musterwirthschaften  und  Staatsgestttte  vergl.  Baudot  ,  lieber  die  mög- 
liche Grösse  Frankreichs.     S.  91  ff. 

2)  Nach  der  Regierungsinstruktion  vom  23.  Oktober  1817  §.  20  sollen  die  Be. 
gieningen  zwar  nicht  bloss  für  die  Erhaltung  der  Staatseinkünfte,  sondern  auch  für 
ihre  Vermehrung  sorgen,  „letzteres  muss  indessen  nicht  in  kleinliche  rücksichtslose 
Berechnung  ausarten  und  das  Wohl  der  Unterthanen  niemals  finanziellen  Zwecken 
aufgeopfert  werden.** 
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Parteilichkeit  schadet  ihrem  Ansehen.    Ein  grosser  Domänenbesitz  kann 
zu  vielen  Prozessen  Anlass  geben.     Wena  nun  der  Richter  in  einem 
Prozess,  der  zwischen  dem  Eiskos  und  einer  Priyatperson  entsteht^  na- 
mentlich wenn  das  Objekt  kein  bedeutendes  ist,   gegen  den  Fiskus  ent- 
scheidet,  so  kommt  dieser  leicht  in  den  Yerdacht,  sich  auf  einen  frivo- 
len ProzesB,  wo  eine  verständige  Privatperson  gleich  nachgegeben  oder 
sich  wenigstens  verglichen  hätte,    eingelassen  zu  haben.     Schwerlich 
wurde  die  Regierung  bei  der  Rustikalbevölkerung  dadurch  beliebter,  dass 
die  Domänenverwaltung  in  den  1840ger  Jahren  in  Schlesien  tausend 
oder  mehr  Prozesse  wegen  Laudemien  führte.     Aber  auch  aus  Besorg- 
niss,   unbeliebt  zu  werden  und  Eorderungen  zu  haben,   welche  etwas 
zweifelhaft  sind,  kann  die  Regierung  sich  bestimmen  lassen,  Ajispriiche 
zu  opfern,    die  in  der  That  begründet  sind.     Und  in  solchen  Fällen  er- 
leidet die  Staatskasse  doch  Einbusse.     Femer  hat  der  Staat,  als  grosser 
Grundbesitzer,  dieselben  Interessen,  wie  andere  grosse  Qutsbesitzer  und 
die  Interessen  dieser  können  den  Interessen  der  kleinen  Grundbesitzer 
und  der  Nichtangesessenen,  also  der  Mehrheit  des  Volks,   entgegenge- 
setzt sein.     Ist  nicht  zu  besorgen,   dass  bei  einem  grossen  Domänenbe- 
sitz  die  Gesetzgebung  selbst  parteiisch  wird  und  zwar  zu  Gunsten  der 
Grundaristokratie?     Von  dem  schwach  bevölkerten  Meklenburg- Schwe- 
rin (S.  113)  gehören  106  Q  Meilen  dem  Domanium,    104  der  Ritter- 
schaft,  26  den  Städten  und  8  den  sogenannten  Landesklöstern.     Mehr 
als  die  Hälfte  des  ganzen  Landes  befindet  sich  demnach  noch,  als  Eigen- 
thum  des  Staates,  städtischer  Kommunen  und  geistlicher  Stiftungen,  in 
dem  Besitze  „todter  Hände'',  und  ist  den  Bewohnern  des  Landes  zur  Er- 
werbung von  Piivateigenthum  entzogen.   Es  wird  mit  Ausnahme  der  Wal- 
dungen, 'welche   durch  Forstbeamte   der  Grundherrschaften  verwaltet 
werden,   durch  Pächter  und  Bauern,  resp.  Erbpächter  und  Büdner  be- 
wirthschaftet.     Eine  ParceUirung  der  Chiindstücke  oder  Zusammenzie- 
hung mit  anderen  Grundstücken,   oder  die  Ajilegung  von  Miethswoh- 
nungen  auf  denselben ,  kann  nur  mit  Genehmigung  der  Grundherrschaft 
vorgenommen  werden.     Diese  bestimmt   die  Grösse   und   Grenze   der 
Grundstücke  ^).    Wenn  alle  dem  Staat  oder  dem  Landosherm  gehörigen 
Güter  ohne  Weiteres  an  die  meistbietenden  physischen  Personen,   seien 
dies  Meklenburger  oder  Nichtmeklenburger,  verkauft  würden,  so  würde 
in  nicht  langer  Zeit  die  Zahl  der  ünterthanen  und  Steuerzahler  sich  ver- 
doppeln können.     Das  Gesammtresultat  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Domänenetats  tax  IB^  war: 

1)  JL  Ni»%e,  VolkswirthschaftUche  Znst&nde  in  Meklenburg.  1861.  S.  S4.  36. 
M.  Wiggerty  Der  Vemichtungskunpf  wider  die  Bauern  in  Meklenburg.  1864.  Die 
Wiederherstellung  der  Leibeigenschaft  in  Meklenburg.     Coburg  1864. 
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Einnahme  der  Kammer 2,001,620  Thlr. 

Einnahme  ans  den  Forsten  und  Jagden 225,850 

Summa 2,227,470  Thlr. 

Ausgaben  der  Kammer 850,480  Thlr. 

Ausgaben  für  Forsten  und  Jagden  .  192,680  -  1,043,160 
Die  Domänen  lieferten  demnach  einen  üeberschnss  von  1,1 84,310  Thlr. 
Bei  einer  Gesammtfläche  des  Domaniums  yon  2,150,019  FrenssTschen 
Moi^n  betrag  die  Bruttoeinnahme  1,03  Thlr.  und  die  Nettoeinnahme 
16,5  Silbgr.  Air  den  Morgen.  Die  Domänen  ohne  die  Forsten  ergaben 
einen  Bruttoertrag  yon  19,5  Silbgr.  für  den  Morgen.  Die  Domanialfor- 
sten  mit  381,563  Fr.  Morgen  lieferten  einen  Bruttoertrag  yon  17,7  Silbgr. 
und  einen  Nettoertrag  yon  2,6  Silbgr.  „Ist  an  sich  schon  jede  Doma- 
nialyerwaltong  theurer,  als  eine  private,  so  muss  dies  um  so  mehr  der 
Fall  sein  mit  der  büreaokratischen  Maschinerie  und  Yielregiererei  der 
Meklenburgischen  DomanialyerwaLtnng.  Es  kostet  Geld,  wenn  die  Kom- 
petenz derselben  sich  so  weit  erstreckt,  dass  sie  die  Wirthschaft  und 
den  Hausstand  jedes  einzelnen  Domanialbewohners  zu  kontroliren  und 
zu  bevorzugen  und  sogar  dem  Arbeiter  die  mangelnde  Wohnung  zu  ver- 
schaffen und  ihn  beim  Fegen  seines  Kamins  zu  überwachen  hat.  Es 
kostet  noch  mehr  Geld,  wenn  die  Bevormundeten  nicht  bloss  in  politi- 
scher, sondern  auch  in  materieller  Beziehung  in  absoluter  Abhängigkeit 
von  oben  gehalten  werden ,  wenn  ihr  Familienglück  und  ihr  Wohlstand 
dem  willkürlichen  Ermessen  ihrer  Obrigkeit  anheimgegeben  ist,  wenn 
sie  so  systematisch,  anstatt  an  Selbsthülfe  und  Selbstverantwortlichkeit, 
daran  gewöhnt  worden  sind,  die  Obrigkeit  als  eine  zweite  Vorsehung 
anzusehen,  an  welche  sie  sich  zu  wenden  haben,  wenn  sie  in  Noth 
sind.  Alles  dies  erfordert  einen  sehr  grossen  und  äusserst  kostspieligen 
Yerwaltongsapparat."  Seit  1848  haben  sich  die  Fachterträge  aus  den 
Domanialzeitpachthöfen  zwar  vermehrt,  und  auch  der  Nettoertrag  der 
Forsten  ist  grösser  geworden.  Dennoch  beträgt  der  Nettoertrag  des  ge- 
sammten  Domaniums  noch  nicht  1  Thlr.,  der  des  Domaniums  ohne  die 
Forsten  1,3  Thlr.  und  der  des  Forstgebiets  allein  12,4  Silbgr.  für  den 
Fr.  Morgen.  Die  Steuern  berechnen  sich  auf  2,3  Thlr.  für  den  Kopf. 
In  der  Wirklichkeit  betragen  sie  aber  fast  3  Thlr.,  besonders  weil  die 
Kommunalsteuem  hierbei  ausser  Ansatz  geblieben  sind.  „Bei  unsem 
eigenthümlichen  feudalen  Verhältnissen  wird  aber  ein  nicht  unbeträcht- 
licher Theil  unserer  Steuern  für  staatliche  Zwecke  durch  die  städtischen 
Kommunen  aufgebracht,  während  in  den  übrigen  Deutschen  Staaten  für 
solche  Zwecke  Staatssteuem  erhoben  werden.  Wir  wollen  auf  unsere 
beiden  Seestädte,  welche  eine  mehr  oder  weniger  staatliche  Bedeutung 
haben  und  den  grössten  Theil  ihrer  öffentlichen  Ausgaben  aus  eigenen 
Mitteln  bestreiten,   auf  die  aus  Kommunalmitteln  zu  bestreitenden  Ko- 
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steil  der  Magistratsgerichte  und  der  den  Magistraten  zustehenden  freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit  in  den  Landstädten  und  auf  die  gleichfalls  aus  Korn- 
munalmitteln  zu  zahlenden. Kosten  der  landständischen  Vertretung  hin- 
weisen.    Wie  bedeutend  zum  Theü  die  städtischen  KommunaUteuem 
sind,   geht  daraus  hervor,   dass  z.  B.  in  Eostock  die  jährlichen  städti- 
schen Abgaben  mehr  als  100,000  Thlr.,    aLso  fast  4  Thlr.  per  Kopf  und 
zusammen  mit  den  Landesabgaben  mehr  als  7  Thlr.  per  Kopf  betragen. 
Die  Gegner  Preußsens  lieben  es,  das  niedrig  besteuerte  Meklenburg  dem 
hochbesteuerten  Freussen   entgegenzuBtellen,    und  zugleich  damit  den 
Anschluss  Meklenburg's    an    den  Deutschen  ZoUyerein  zu  bekämpfen. 
Wir  halten  ihnen  aber  die  Thatsachen  entgegen,  dass  die  direkten  und 
indirekten  Steuern  des  Freussischen  Staats  im  J.  1861  63  MilL  Thaler, 
oder  etwa  3,3  für  den  Kopf  der   Freussischen  Beyölkerung,   also  per 
Kopf  nur  -^  mehr  als  in  Meklenburg  betrugen.     Wenn  man  nun  er- 
wägt,  dass  gerade  die  reichen  und  wohlhabenden  Klassen,    namentlich 
die  Bittergutsbesitzer  bei  uns  sehr  niedrig  besteuert  sind,   dass  dagegen 
die  Hauptsteuerlast  auf  unserer  unbemittelteren,   und  wenig  steuerkräf- 
tigen Beyölkerung  ruht  und  dass  der  steuerkräftige  Mittelstand  in  Folge 
unserer  feudalen  Verhältnisse  hier  nur  in  yerhaltnissmässig  geringer  Zahl 
esdstirt,  so  ist  es  unzweifelhaft,  dass  die  Steuerlast  hier  relativ  grösser 
ist,  als  in  Freussen.    Diese  Vergleichung  enthält  eine  Widerlegung  der- 
jenigen,  welche  behaupten,    dass  in  Ländern  mit  grossen  Domänen  die 
Steuerlast  eine  geringere  sei.     Trotzdem  dass  unser  Domanialreichthum 
yerhaltnissmässig  unendlich  bedeutender  ist,    als  in  Freussen,    sind  un- 
sere Steuern  absolut  fast  eben  so  hoch,    und  relativ  viel  drückender  als 
dort^).''     Li  der  Beichstagssitzung  vom  9.  Mai  1870  führte  Hausmann 
zum  Beweise  des  unerträglichen  Druckes  der  Militärlasten  in  den  Klein- 
staaten die  Thatsache  an,   dass  im  Pürstenthum  Lippe,   bei  einer  Ein- 
wohnerzahl von  108,000  Seelen,   trotz   der  Verdoppelung  der  Vermö- 
genssteuern jährlich  eine  Summe  von  30 — 40,000  Thlr.  ungedeckt  bleibe. 
Was  die  Last  noch  unerträglicher  mache,  sei  der  Umstand,   dass  durch 
Stimmapparate,    die   sehr  uneigentlich  den  Namen  Volksvertretungen 
führten ,   den  kleinen  Pursten  der  grösste  Theü  des  in  Domänen  beste- 
henden Landesvermögens  als  Eigenthum  überwiesen  sei.     In  Lippe  sei 
erst  vor  Kurzem  ein  Eisenbahnunternebmen  daran  gescheitert,    dass  der 
Landesherr  es  unter  seiner  fürstlichen  Würde  gehalten  habe,  einen  Zu- 
schuss  von  100,000  Thlr.  zu  gewähren,    obwohl  demselben   1867  ein 
Besitz  von  8  Millionen  von  Domänen  —  ^  des  Landes  —  zuerkannt 
.  worden  sei.     Diese  TJeberweisung  der  Domänen  sei  um  so  drückender, 
als  dieselben  frei  von  jeder  Steuer  bleiben.     Die  Klagen  des  Abgeordne- 
ten Hausmann  fand  v.  Hennig  durchaus  gerechtfertigt,   wenn  es  an  je- 

1)  Wigger$,  die  Finanzverhältnisse  Meklenburg's.    S.  74.  77.  86.  91.  818—220. 
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dem  Schatz  des  Landesyermögens  dem  Landesförsien  gegenüber  man- 
gele. Die  Steuerfreiheit  eines  so  beträchtlichen  Domänenkomplexes,  der 
in  manchen  Staaten  ^  des  ganzen  Territoriums  betrüge,  müsse  nothwen- 
dig  die  Steuerföhigkeit  beeinträchtigen.  Wenn  der  König  yon  Preussen 
in  demselben  Yerhältniss  eine  der  Ghrösse  des  Landes  entsprechende  Oi- 
yilliste  wie  die  kleinen  Fürsten  beanspruchen  wollte,  so  würde  er  dem 
Staate  40  Millionen  kosten,  und  dann  würde  Preussen  die  ihm  aufer- 
legten Lasten  zu  tragen  nicht  im  Stande  sein.  Diese  üeberweisung  der 
Domänen  als  Eigenthum  der  Fürsten  sei  der  Erfolg  der  oktroyirten  Ver- 
fassungen und  der  jede  richtige  Yolksyertretung  unmöglich  machenden 
Wahlsysteme.  Wenn  derartige  Klagen,  sagte  y.  Hoyerbeck,  im  Beichs- 
tage  ungehört  yerhallten,  so  trete  man  in  die  Fusstapfen  des  alten 
Bandestages,  worauf  y.  Hennig  an  den  Meklenburgischen  Yerfassungs- 
konflikt  erinnerte,  dessen  Existenz  Delbrück,  Präsident  des  Bundeskanz- 
leramts, leugnete.  Dieser  Behauptung  gegenüber  betonte  Wachenhusen 
die  Yerfassungswidrigkeit  der  Meklenburgischen  Zustände,  die  Gr.  Plessen 
in  keiner  Weise  anerkennen  wollte,  worauf  M.  Wiggers  erklärte,  dass  eine 
weitere  Agitation  der  Meklenburgischen  Beyölkerung  in  der  Yerfassungs- 
firage  nur  durch  die  im  Lande  herrschende  Unfreiheit  unterdrückt  sei. 
Yon  denß/tanziellen  Yortheilen,  welche  die  Domänen  bringen  oder 
bringen  könnten,  macht  man  sich  zuweilen  eine  übertriebene  Yorstel- 
lung,  so  dass  man  sogar  geglaubt  hat ,  dadurch  Steuern  entbehrlich  ma- 
chen zu  können.  So  sagte,  allerdings  zu  einer  Zeit,  wo  die  Preussi- 
Bche  Staatsschuld  noch  ziemlich  massig  und  die  Schlacht  yon  Jena  noch 
nicht  yorloren  war,  Krug^),  „dass  die  jetzigen  Domänengrundstücke 
2<^  %  des  ganzen  nutzbaren  Bodens  im  Staate  enthalten  und  dass  das  jähr- 
liche Einkommen  aus  diesen  Chnindstücken,  mit  Einschluss  aller  Ein- 
künfte, welche  auf  den  Ertrag  anderer  Ghnindstücke  fEÜlen,  über  welche 
die  Domänen  gewisse  Bechte  ausüben,  ohngefahr  4,140,000  Thlr.  be- 
trägt. Wenn  nun  die  Staatswaldungen,  die  in  ihrer  Beschaffenheit  so 
sehr  geringen  Nutzen  bringen,  nach  den  yorgeschlagenen  Ghrundsätzen 
yerwaltet  würden,  so  müsste  man  nach  Yerlauf  yon  30  Jahren  wenig- 
stens die  Hälfte  des  Ertrages  yon  ihnen  erwarten  können,  den  jetzt  die 
Domänen  bringen;  da  die  Staatsforsten  S^^  des  gesammten  nutzbaren 
Bodens,  oder  yiermal  mehr  Ghrund  und  Boden  enthalten,  als  die  Domä- 
nengrundstücke,  so  würde  dann  ihr  jährlicher  Ertrag  zu  8,280,000  Thlr. 
anzuschlagen  sein ;  der  reine  Ertrag  aller  Staatsgrundstücke  wäre  dann 
12,420,000  Thlr.,  und  es  würde,  uin  die  zu  den  Staatsbedürfnissen  nö- 
thige,  zu  38,000,000  Thlr.  angenommene  Summe  zu  erfüllen,  noch 
20,580,000  Thlr.  jährlicher  Ertrag  aufgebracht  werden  müssen.    Da  nun, 

1)   Betrachtungen   über   den  Kationalreichthum   des   Pr.  Staats   Tb.  2.    S.  471 
—  487. 
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nach  dem  jetzigen  DurchBchnitt,  der  reine  Ertrag  eines  Morgens  Bo- 
mänenland  zu.  1  Thlr.  15  Ggr.  5  Pf.  genutzt  wird,  so  wären  noch. 
12,780,000  Morgen  oder  lOf  ^  des  ganzen  nutzbaren  Mächeninlialts  er- 
forderlich, um  dieses  Einkommen  zu  geben.  Der  ganze  Antheil  der 
grossen  Kommune  müsste  daher  21^^  des  nutzbaren  Mächeninhalts  ent- 
halten, um  den  Plan  auszuführen,  dass  der  Staat  ohne  alle  Abgaben 
und  Steuern  und  ohne  alle  Monopole  und  künstliche  Benutzung  bürger- 
licher Gewerbe,  bloss  durch  den  Ertrag  seiner  Domänengrundstüeke  alle 
seine  Ausgaben  bestreiten  könnte;  wobei  noch  nicht  Bücksicht  auf  die 
mögliche  und  höchst  wahrscheinliche  Erhöhung  des  Ertrages  dieser 
Grundstücke  durch  die  Yererbpachtung  derselben  genommen  ist.  Unsere 
letzten  drei  Begenten  haben  bewiesen,  dass  sie  ausser  den  etatsmässigen 
Ausgaben  noch  jährlich  ansehnliche  Summen  yerwenden  konnten,  um 
Werke  auszuführen,  die  nicht  in  den  gewöhnlichen  Ausgabeetats  ande- 
rer Staaten  ausgeworfen  sind.  Ein  jährlich  zu  diesem  Behuf  verwende- 
tes Kapital,  mit  welchem  in  allen  Provinzen  GHiter,  die  zum  Yerkanf 
stehen,  angekauft  würden,  müsste,  da  dessen  Fond  sich  durch  sich 
selbst  jährlich  vermehrt,  mit  der  Zeit  den  wichtigen  Zweck  erreichen, 
und  schon  der  Umstand,  dass  dies  mit  der  Zeit  und  nicht  plötzlich  ge- 
schieht, würde  für  die  Sache  sprechen.  Da  man  auch  schon  seit  eini- 
ger Zeit  angefEuigen  hat,  einzelne  Domänenämter  in  Erbpachtsgüter  zu 
verwandeln ,  so  würde  das  von  dieser  Yertheilung  einkommende  Erb- 
standsgeld  schon  einen  beträchtlichen  Fonds  abgeben,  der  auf  keine  bes- 
sere Art  angelegt  und  der  Zirkulation  wieder  gegeben  werden  könnte. 
Der  Buf,  dass  es  einen  Staat  in  der  Welt  giebt,  der  gar  keine  Abgabe 
auf  Gewerbe,  auf  Konsumtion  und  auf  Zirkulation  duldet,  würde  eine 
Menge  wohlhabender  Menschen  aus  allen  Gegenden  reizen,  Bürger  eines 
solchen  Staats  zu  werden ;  die  Befreiung  von  allen  Staatsabgaben  würde 
alle  Gewerbe  heben  und  ein  anderes  so  kräftig  wirkendes  Mittel  für  dea 
Patriotismus,  für  die  Liebe  zum  Yaterlande,  für  die  Yertheidigung  des- 
selben bis  zur  äussersten  Anstrengung,  gegen  Feinde,  die  seine  Buhe 
stören  wollen,  scheint  zu  erfinden  nicht  möglich.'*  Dieses  Projekt»  ge- 
gen welches  Krug  vorzugsweise  von  Seiten  des  Adels  Einwendungen  er- 
wartete, ist  nicht  ausführbar.  Zunächst  war  der  durchschnittUohe  Bein- 
ertrag der  Domänengüter  mit  1  Thlr.  15  Ggr.  5  Pf.  pro  Morgen  wahr- 
scheinlich zu  hoch  geschätzt.  Dann  würde  auch  der  Ertrag  von  21f  ^ 
des  ganzen  Staatsgebiets  nicht  ausreichen,  um  die  Steuern  entbehrlich 
zu  machen.  Einnahmen  aus  Domänen  darf  man  übrigens  auch  nicht 
etwa  als  besonders  sichere  Staatseinnahmen  ansehen.  Wenn  Hoffmann 
darauf  aufmerksam  machte,  dass  das  Einkommen  aus  Grundsteuern  in 
trüben  Zeiten  am  ersten  ausbleibt,  und  selbst  nachher  noch  länger  un- 
sicher bleibt,   als  das  Einkommen  aus  anderen  Abgaben,   und  dass  die 
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Gmndsteiieni  in  ongLückliGhen  Zeiten  nicht  eingehen,  nnd  nach  langem 
Hinflchleppen  der  Beste,  yerderblichen  und  dennoch  frachtlosen  £xe- 
kntionen,  doch  endlich  nneiniriehbar  bleiben,  so  gut  alles  das  in  keines- 
Weges  gexingerem  Maasse  aach  von  den  Einnahmen  yon  Domänen.  Trots 
der  strengsten  Fachtbedingongen  kann  die  Facht  doch  ausbleiben  und 
muss  mitunter  erlassen  werden,  wenn  man  eine  Deterioration  der  Gü- 
ter yermeiden  wilL  So  können  in  Kriegszeiten  die  Einnahmen  aus  den 
Domänen  theilweise  oder  ganz  ausbleiben  und  die  Ausfalle  müssen  durch 
Steuern  gedeckt  werden.  Die  Steuern  müssen  also  gerade  in  den  un- 
glücklichsten Zeiten  erhöht  werden,  wenn  der  Domänenbesitz  bedeutend 
ist  und  die  Begiemng  demnach  überhaupt  stark  auf  Domäneneinnahmen 
rechnet^).  ,J>ie  Einkünfte,  welche  in  irgend  einem  ciTÜisirten  Staate 
die  Exone  yon  ihren  Ländereien  zieht,  scheinen"  —  wie  Ad.  Smith 
sagte  —  „zwar  keinem  einzelnen  Unterthan  das  mindeste  zu  kosten ;  sie 
kosten  aber  im  Grunde  der  ganzen  Gesellsohaft  mehr,  als  irgend  ein 
anderes  gleich  grosses  Einkommen,  dessen  die  Krone  geniesst.  Es  würde 
in  allen  Fällen  dem  Fublikum  yortheilhaft  sein,  wenn  der  Krone  diese 
aus  ihren  Domänen  entspringenden  Einkünfte  aus  einer  andern  Quelle 
ersetzt,  und  seine  Ländereien  unter  das  Volk  yertheilt  würden  —  eine 
Sache,  die  nicht  besser  als  durch  einen  öffentlichen  Verkauf  jener  Do- 
mänengüter geschehen  kann/'  Man  meint  wohl,  dass  die  Domänen  ge- 
rade för  schlechte  Zeiten  conseryirt  werden  müssten,  weil  sie  dann  dem 
Staat  Geldquellen  böten.  Bei  Krieg  im  Lande  kann  man  aber  die  Domä- 
nen nicht  yerkaufen  oder  nur  zu  sehr  schlechten  Freisen,  und  eine  Be- 
gierung,  welche  Kredit  yerdient^  wird  jetzt  auch  ohne  Verpfandung  yon 
Domänen  Anleihen  kontrahiren  können.  TJeberdies  ist  eine  solche  Hy- 
pothek mit  Domänen  nicht  yon  grossem  Werth.  Wenn  die  Begierung 
ihren  Verbindlichkeiten  nicht  nachkommt,  so  kann  der  Gläubiger  sein 
Füemdrecht  faktisch  nicht  geltend  machen,  wenn  er  nicht  etwa  ein  mäch- 
tiger Staat  ist,  der  deshalb  Ejieg  führen  will').  Bei  Erörterung  der 
Frage,  ob  überhaupt  die  Donuüien  beizubehalten  oder  zu  yerkaufen 
sind,   giebt  Bau  den  Bath,   sie  beizubehalten,   wenn  sich  ein  Steigen 


1)  Die  mit  Grundbesitz  reichlich  gesegnete  Stadt  Rostock  konnte  zu  den  Zei- 
ten Wallensteins  nicht  einmal  eine  von  diesem  verlangte  Summe  von  einigen  tau- 
send Thalem  aufbringen  nnd  bat  deshalb  de-  und  wehmfithig  den  allmächtigen  Her- 
zog, was  dieser  abschlug,  statt  dessen  mit  einer  hypothekarischen  Schuldverschrei- 
bung vorlieb  zu  nehmen.  Die  Domänen  sollen  für  Kriegs-  und  andere  uDglUcldiche 
Zeiten  gewissermaasaen  als  Sparpfennig  aufbewahrt  werden.  Aber  gerade  zu  solchen 
Zeiten  versiegen  die  Einnahmen  daraus.  In  der  Franzosen  zeit  hat  Heklenburg 
in  dieser  Beziehung  die  schlimmsten  Erfahrungen  gemacht.  Wiggeri,  a.  a.  O. 
S.  102.  103. 

2)  Ueber  die  Domänenpfandbriefe  und  die  Domänenschulden  vergl.  Krttg^  Ge- 
schichte der  Preussischen  Staatsschulden,  S.  133  —  138.   281.  304.  307.  308.  312, 
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des  Ertrages  in  Folge  äusserer  Ereignisse  oder  einer  besseren  Benatzting^ 
erwarten  und  annehmen  Hesse.  Nach  diesem  Bath  müsste  man  in  ge- 
deihlichen, friedlichen  Zeiten,  wo  die  Güterpreise  hoch  sind,  nicht 
yerkaufen.  Ob  nun  aber  die  Preise  hoch  bleiben  oder  gar  noch  hö- 
her gehen  werden,  kann  man  nicht  Torher  wissen.  Das  Aufschieben 
des  Verkaufs,  wenn  derselbe  überhaupt  stattfinden  soll,  ist  also  sehr  ge- 
fährlich. Die  Güter,  yon  welchen  man  yorzugsweise  erwarten  darf, 
dass  ihr  Ertrag  grösser  werden  wird,  yersprechen  natürlich  den  besten 
Kaufpreis,  und  wenn  das  Fiincip  des  Verkauf ens  angenommen  ist,  so 
ist  es  Sache  der  Volksyertretung,  mit  aller  Entschiedenheit  darauf  zu 
halten,  dass  der  Verkauf  nicht  yerzögert  wird.  Gewiss  ist  es  sicherer, 
sogleich  einen  guten  Preis  zu  nehmen,  als  auf  einen  höheren,  yielleicht 
yergebHch,  zu  warten. 

Die  politischen  Gründe,  welche  gegen  die  Beibehaltung  der  Domänen 
mit  Einschluss  der  Staatsforsten  sprechen ,  sind  ohne  Zweifel  yon  gros- 
ser Bedeutung.  Ware  es  z.  B.  für  Kurhessen  nicht  sehr  yortheilhaft 
gewesen,  wenn  dort  aUe  Domänen  schon  yerkauft  oder  sogar  yerschenkt 
gewesen  wären,  als  das  Königreich  Westphalen  gebildet  wurde,  dessen 
Begierung  klug  genug  war,  die  Domänen  so  schnell  als  möglich  zu  yer- 
silbem?  und  wäre  es  für  Preussen  yor  dem  Verlust  yon  Neufchatel 
(S.  150)  nicht  nützlich  gewesen,  wenn  die  dortigen  Domänen  yorher 
yerkauft  gewesen  wären  ^)  ?  Eine  in  Wiesbaden  am  9.  September  1866 
stattgehabte  Versammlung  der  liberalen  Mitglieder  der  yormaligen  Nas- 
sauer Landtage  sprach  ihre  Ansicht  dahin  aus:  1)  Das  Land  Nassau 
hat  unstreitig  Bechte  an  den  innerhalb  seiner  Grenzen  befindlichen  Do- 
mänen. Wenn  auch  die  Ausübung  dieser  Bechte  seiner  Vertretung 
yielfach  und  zuletzt  durch  einen  offenen  Verfassungsbruch  geschmälert 
worden  ist,  so  hat  sich  doch  das  Land  bis  zu  seiner  Einyerleibung  in 
den  Preussischen  Staat  in  sehr  wichtigen  Bechten  behauptet.  Seiner 
Vertretung  stand  eine  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  der  Domänen  zu, 
sowie  das  Becht  der  Zustimmung  zur  Veräusserung  und  Belastung  des 
Domanialyermögens  mit  Schulden.  Aus  dem  Ertrag  der  Domänen  wird 
die  ältere  Staatsschuld  yerzinst  und  getilgt  und  10  resp.  15^  der  Do- 
mänenreyenuen  wurden  bisher  zu  Landesyerwaltungszwecken  und  der 
Best  für  die  Oiyilliste  yerwendet.     2)  Wenn  Bücksichten  der  Billigkeit 


1)  Am  29.  Mfti  1850  schrieb  Varrüuigen:  f,Das  Gelüste  nach  der  Wiedererlan- 
gung von  Neufchatel  bringt  heute  der  Staatsanzeiger  snm  erstenmal  lur  Sprache, 
durch  die  Nachricht ,  die  Regierung  habe  der  Schweiz  erkl&rt ,  der  ausgeführte  Ver- 
kauf von  Dom&nen  und  Kirchengut  durch  die  revolutionären  Machthaber  von  Neuf- 
chatel werde  die  gesetzlich  erforderliche  Genehmigung  der  fürstlichen  Regierung 
dereinst  nicht  erhalten.  Deremtt !  Darin  liegt  ein  Bekenntniss ,  das  für  jetzt  nicht 
glänzend  ist/* 
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dahin  führen  sollten ,  dass  dem  früheren  Begentenhanse  eine  Sustenta- 
tion  zugestanden  werde,  so  verlangen  virthschaftliche  und  politische 
Gründe,  dass  solche  in  einem  Geldkapitale  oder  in  einer  jährlich  zu 
leistenden  Geldrente  erfolge.  3)  Bei  Bestimmung  einer  solchen  Susten- 
tation  ist  zu  beachten,  dass  für  das  Herzogliche  Haus  durch  den  Ver- 
lust der  Landeshoheit  auch  alle  Kosten  wegßilLen,  welche  zu  deren  Be- 
Präsentation  aufgewendet  worden  sind.  4)  Eine  üeberlassung  der  ge- 
sammten  Domänen  an  das  Herzogliche  Haus  würde  nach  deren  Beschaf- 
fenheit und  IJmfeuig  —  an  Gnindeigenthum  allein  ein  Neuntel  des 
Grandeigenthums  des  Landes  —  die  grössten  Nachtheile  für  die  Be- 
Yölkemng  in  wirthschaftlicher  und  damit  für  den  Staat  in  finanzieller 
und  politischer  Beziehung  nach  sich  ziehen.  5)  Die  wirthschafÜichen 
Interessen  des  Landes  eifordem  es,  dass  das  gesammte  Domanialgrund- 
eigenthum,  welches  bisher  parzellenweise  verpachtet  wurde ,  veräussert 
und  in  freies  Eigenthum  verwandelt,  dass  bezüglich  der  im  Domanial- 
vermögen  befindlichen  Bealberechtigangen ,  namentlich  der  Lehen,  der 
Erbleihen,  Bannrechte  und  Weiden,  eine  billige  Ablösung  gestattet, 
die  Jagden  aufgehoben  und  jeder  industrielle  Betrieb  der  Domäne  durch 
YeräuBserung  der  betreffenden  Objekte ,  namentlich  der  Berg  -  und  Hüt- 
tenwerke ,  Mineralbrunnen  und  der  Badeanstalten ,  beseitigt  werde.  — 
Demnächst  wurde  in  demselben  Monat  gemeldet,  dass  sich  eine  Depu- 
tation nach  Berlin  begeben  habe ,  um  gegen  die  IJeberweisung  des  Nas- 
saaischen  Domänenfonds  an  den  Ezherzog  zu  petitioniren.  Hinzuge- 
fugt wurde,  viel&ch  sei  bereits  Verwendung  zu  Gunsten  des  Exherzogs 
eingetreten,  doch  bleibe  es  zweifelhaft,  ob  nicht  die  Wünsche  der  De- 
putation im  Literesse  des  neuerworbenen  Landestheils  durchdrängen, 
da  es  sich  um  die  Summe  von  80,000,000  Gulden  oder  53,333,333  Tha- 
ler handele.  —  Li  der  ersten  Sitzung  der  Wiesbadener  Handelskammer 
seit  der  Einverleibung ,  am  13.  November,  sagte  der  Präsident:  „Wir 
sind,  in  Ermangelung  des  Landtages,  für  einige  Zeit  die  einzigen  ge- 
wählten Vertreter  gewichtiger  Literessen  des  Landes.  Unsere  Pflicht 
ist  es  daher,  der  königlichen  Regierung  unsere  Vorschläge  zu  unter- 
breiten ;  zur  Vernichtung  des  schädlichen  Einflusses  der  Domäaenwirth- 
schaft,  welche  durch  ihre  üebermacht,  durch  ihr  fiskalisches  Monopol- 
und  Privilegienwesen  die  Entwickelung  der  Privatindustrie  hindert 
u.  8.  w"  Nach  einer  Mittheilung  aus  Nassau  vom  Januar  1867  bat 
eine  mit  mehr  als  10,000  Unterschriften  dortiger  Einwohner  bedeckte 
Petition  an  die  Regierung,  dass  von  den  Domanialgütem  des  ehemaligen 
Herzogs  demselben  nichts  ausgeantwortet  werden  möge.  Ausserdem  aber 
wird  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass,  wenn  dem  Herzog  doch  einTheil 
derselben  zuerkannt  werden  sollte ,  dieser  veräussert  und  nur  der  Erlös 
davon  ihm  gegeben  werden  möchte,   weil,   wenn  dem  Herzog  gestattet 
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würde ,  nocli  einen  Theil  der  Domänen  zu  besitzen ,  dadurch  nur  der 
Keim  zu  innerer  Zwietracht  gelegt  und  die  Ausbeutung  der  in  dem  Do- 
manialbesitz  ruhenden  grossen  Hilfsquellen  für  den  öffentlichen  Wohl- 
stand yerschlossen  werden  würde. 

Nach  der  Schlacht  von  Jena  war  in  Freussen  der  Verkauf  der  Do- 
mänen ,  den  die  Stein  und  Schön  beantragten  und  emp&hlen ,  unum- 
gänglich; „und,  was  noch  dringender  war:  die  reichen  Domänen  des 
Preussischen  Monarchen  waren  ohne  diesen  Schritt  ttir  Kapoleon  ein 
Köder  mehr,  der  zur  Einziehung  des  ganzen  Staats  yerlockte  ^)/'  Als 
Anfangs  1813  der  General  Paulucci  mit  den  ersten  Bussischen  Truppen 
in  Memel  einrückte  und  den  Einwohnern  laut  erklärte,  dass  sie  auch 
unter  Bussischem  Scepter  glücklich  leben  würden,  hatten  die  Bussischen 
Heerführer  sich  bereits  Hoffnung  gemacht,  die  königlichen  Domanen- 
ämter  in  Litthauen  und  Ostpreussen  als  Geschenke  und  Belohnungen  zu 
erhalten.  Stein,  als  Bevollmächtigter  des  Bussischen  Kaisers,  wollte 
in  dessen  Kamen  die  Yerwaltuug  der  Preussischen  Provinzen  überneh- 
men ;  Schön  allein  war  es ,  der  sich  ihm  entgegensetzte  und  ihm  ent- 
schieden erklärte,  „dass  er  keine  fremde  Einmischung  dulden  werde, 
dass  Alles ,  was  in  Preussen  geschehen  soUe ,  nur  durch  Prenssen  selbst 
und  mit  dem  Willen  des  Königs  geschehen  könne  und  müsse,  und  dass 
er  sonst  selber  das  Yolk  gegen  die  Bussen  aufbieten  werde."  Darauf 
änderte  Stein  seine  Ansicht,  bewirkte  die  Zurückberuf^ing  des  Bussi- 
schen Generals  Paulucci  und  vereinigte  sich  mit  Schön,  York  und  Dohna- 
Schlobitten  über  die  ferneren  Maassregeln  ^).  In  Bheinland  und  West- 
phalen  könnten  die  Domänengpiter,  welche  nur  6000  Morgen  in  den  Be- 
gierungsbezirken Minden  und  Münster  umfiEtösen ,  den  westlichen  Nach- 
bar zwar  nicht  reizen,  wohl  aber  die  nicht  unbedeutenden  Forsten,  na- 
mentlich auch  auf  der  linken  Bheinseite,  welche  die  Begierung  noch 
immer  nicht  an  Privatpersonen  verkauft  hat.  Die  sehr  viel  grösseren 
und  im  Ganzen  viel  werthvolleren  Staatsforsten  und  Domänenvorwerke 
-in  den  östlichen,  und  namentlich  in  den  Grenzprovinzen  Preussen,  Po- 
sen und  Schlesien,  sind  aber  fortwährende  Lockspeisen  für  Bussland 
und  Oesterreich ,  um  diese  Provinzen  zu  erobern  oder  auch  nur  für  so 
lange  zu  besetzen,  als  nöthig  ist,  um  das  darin  vorfindliche  Staats- 
eigenthum  zu  Gelde  zu  machen  oder  auch  zu  Schenkungen  an  Generale 
oder  andere  Begünstigte  zu  benutzen.  Auch  noch  jetzt  liest  man  mit- 
unter, dass  Bussische  Militärs  oder  Beamten  mit  Staatsgütern  im  ehe- 
maligen Polen  beschenkt  werden.  Je  eher  die  Domänen  und  Porsten 
in  Privathände  gebracht  werden ,  um  desto  eher  werden  diese  Grenz- 
provinzen  für  den  Preussischen  Staat  ein  beinahe  eben  so  sicherer  Besitz 

1)  Gervinusy  Geschichte  des  neunzehnten  Jahrhunderts.     Bd.  II.  S.  548. 

2)  Inlftndische  Zustände.    1842.    Heft  2.  S.  3.  4. 
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werden,   aLs  diejenigen  Gegenden  in  den  mittleren  Proyinzen,   wo  alles 
Land  sieh  in  Piiyathänden  befindet,  sind.     YergL  S.  237. 

Auch  in  Meklenbarg  ist  der  Verkauf  der  Domänen  nicht  bloss  aus 
finanziellen  und  yolkswirthschaftlichen  Gründen  neuerlich  empfohlen 
worden.  ,,Zu  Gunsten  der  Yeräusserung  unserer  Domänen  spricht  auch 
noch  ein  politischer  Grund,  der  namentlich  in  der  gegenwärtigen  Zeit 
nicht  ohne  Bedeutung  ist.  Der  gegen  die  Staatseisenbahnen  geltend  ge- 
machte Grund ,  dass  sie  in  Kriegszeiten  yom  Feinde  als  Kriegsbeute  be- 
handelt werden,  findet  auch  auf  die  Domänen  Anwendung.  Gegen  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  haben  unter  anderen  Freussische  Trup- 
pen, welche  hier  als  Keichsexekutionstruppen  einrückton,  sofort  bei 
ihrem  Einmarsch  yerschiedene  Domanialämter  besetzt  und  deren  Ein- 
künfte mit  Beschlag  belegt,  um  sich  wegen  der  Exekutionskosten  zu 
decken.  Erst  im  Jahre  1787,  nach  geschehener  yoUständiger  Zahlung 
der  Exekutionskosten,  hörte  die  Freussische  Einquartierung  auf.  Die- 
ser Fall  beweist  wenigstens  so  yiel ,  dass  landesherrliche  Domänen  für 
den  siegreichen  Feind  ein  geeignetes  Objekt  sind,  um  auf  bequeme 
Weise  die  Zahlung  der  Kriegskosten  zu  erzwingen.  Die  Domänen  kön- 
nen aber  auch  noch  schlimmere  Folgen  haben,  indem  sie  den  Feind 
herbeilocken  und  zur  Annektirung  des  ganzen  Landes  yeranlassen  kön- 
nen. —  Gewiss  ist  auch  in  neuester  Zeit  der  reiche  Domanialbesitz 
Iiauenburgs  (S.  151)  auf  die  Annektirung  dieses  Landes  seitens  Freus- 
sens  nicht  ohne  Einfluss  gewesen.  Dass  eine  Annexion  Meklenburgs 
ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  läge,  wird  Niemand  ernstlich  be- 
haupten wollen,  um  so  mehr  sollte  man  sich  hüten,  durch  Konseryi- 
mng  unserer  ausgedehnten  Domänen  den  Appetit  der  Annexionisten  zu 
verstärken  ^)."  —  Die  Gefahr,  welcher  Meklenburg  durch  die  Domänen 
ausgesetzt  ist,  droht  auch  noch  anderen  Deutschen  Staaten. 


|.  28.     VERWALTUNG  DER  DOMÄNEN  UND  FORSTEN. 

Die  Yerwaltung  der  Domänen  und  Forsten  des  Staats  ist  wahr- 
scheinlich in  keinem  andern  Lande  so  umfangreich  und  so  geordnet, 
als  in  FreuAsen.  Wenn  die  Domänenvorwerke  und  Forsten  im  Zusam- 
menhange lägen,  so  würden  sie  einen  Baum  einnehmen,  welcher  ohne 
eine  einzige  Stadt  nur  von  einem  Heere  von  vielleicht  6000  Forstbeamten 
aller  Art,  femer  von  Domänenpächtem,  Folizei-  und  Wirthschaftsbeam- 
ten,  Gesinde  und  Tagelöhnern  bewohnt  wäre,  und  dieser  fast  menschen- 
leere Baum  würde  grösser  sein  als  die  Frovinz  Fosen ,  welche  mehr  als 
1^  Mill.  Einwohner  hat.     Die  Domänen  umfassen  eine  Fläche,    grösser 


1)  M,  Wigger%  a.  a.  O.  S.  95.  96. 
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als  der  kleinste  Kegierungsbezirk  (Erfurt  mit  etwa  380,000  Einwohnern) 
nnd;die  Forsten  eine  Eläche,  viel  grösser  als  der  grösste  Itegierongs- 
bezirk  (Königsberg  mit  mehr  als  1  Hill.  Einwohnern).  Domänen  und 
Forsten  zusammen  machen  etwa  den  zwölften  Theil  des  Staats  aus. 
Von  letzterem  ist  aber  der  vierte  Theil  mit  Holzimgen  bedeckt.     Nach 

den  Etats  waren  für  1853  1861  1867 

Thlr.  Thlr.  Thlr. 

die  Einnahmen  der  Domänen  .     .     5,035,270     5,009,620     5,598,270 

der  Forsten 5,323,000     6,568,540     9,358,000 

der  Centralverwaltung  für  Domä- 
nen und  Forsten 1,811 1,802  — 

zusammen 10,360,081    11,579,962  14,956,270 

die  Ausgaben 3,691,790     4,273,080     5,297,620 

bleibt 6,668,291      77306,882     9,658,650 

ab  für  das  Kronfideikommiss  (S.  1 1 1)  2,573,099  2,573,099  2,573,099 
so  dass  der  Regierung  ....  4,095,192  4,733,783  7,085,551 
zur  Verwendung  übrig  blieben.  Die  Steigerung  von  1853  bis  1867  be- 
trüge hiernach  2,990,359  Thlr.  Indessen  sind  im  Etat  für  1867  bei  der 
Domänen-  und  Forstverwaltung  die  Ausgaben  der  Centralverwaltung 
nicht  angesetzt,  wogegen  bei  dem  Finanzministerium  Hehrausgaben  ste- 
hen. Dem  Abgeordnetenhause  wurde  am  24.  November  1866  Seitens 
der  Begierung  erklärt:  „Der  grösste  Theil  dieser  Mehrausgaben  besteht 
in  einer  üebertragung  und  ist  nur  scheinbar.  Es  hat  nämlich  bisher 
die  zweite  Abtheilung  des  Finanzministeriums  für  Domänen  und  Forsten 
einen  besondem  Etat  gehabt,  was  sich  wesentlich  daher  schreibt,  dass 
früher  dieser  Theil  des  Finanzministeriums  selbstständig  war  und  einen 
eigenen  Chef  hatte.  Es  sind  aus  diesem  Etat  in  den  vorliegenden  Etat 
übertragen  73,090  Thlr.  Es  wird  ein  Bedenken  darüber  nicht  bestehen 
können,  dass  diese  Ausgaben  hier  an  der  rechten  Stelle  stehen.'^ 
Femer  ist  hervorzuheben,  dass  die  Einnahmen  für  Holz  1853  zu 
4,659,021  Thlr.,  für  1861  zu  5,835,370  und  für  1867  zu  8,300,000  Thlr. 
angesetzt  sind.  Nach  den  Anlagen  des  Indemnitätsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1 866  ergiebt  sich  an  üeberschuss  aus  der  Domänen-  und  Forst- 
verwaltung 1862  6,789,799  Thlr.,  1863  7,119,408  Thlr.,  1864  7,361,957 
Thlr.  und  1865  8,141,643  Thlr.  Uebrigens  kann  diese  Verwaltung 
fortwährend  steigende  Erträge  schon  deshalb  nicht  liefern,  weil  die 
Substanz  sich  durch  Ablösung  von  Domänengefallen  und  Verkäufe  von 
Domänen-  und  Forstgrundstücken  vermindert.  Die  Einnahmen  davon 
sind  in  den  Etats  für  1853  zu  2,000,000  Thlr.,  für  1861  zu  800,000  Thlr. 
und  für  1867  bis  1870  zu  je  860,000  Thlr.  angesetzt,  und  betrugen 
1862  1,326,887  Thlr.,  1863  971,299  Thlr.,  1864  857,252  Thlr.  und 
1865  1,007,926  Thlr.     Was  die  Begierung  von  den  Domänen  und  For- 


§.  28.     VERWALTUNG  DER  DOMÄNEN  UND  PORSTEN.  321 

ston  seither  pro  Morgen  wirklich  reinen  Ertrag  herausgewirthachaftet 
hat^  kann  ich  mit  Sicherheit  nicht  angeben. 

Die  Einnahmen  der  Domänen  sind  im  Wesentlichen  nur  entweder 
gnmdherrliche  Einkünfte  (S.  206)  oder  Einnahmen  aus  Domänenyorwer- 
ken.  Nach  den  Etats  ist  der  Ertrag  yon  Domänengrundstiicken,  Kapi- 
talien (S.  205)  und  dem  Bemsteinregal  (S.  207)  zusammen  brutto  1853 
1,869,073  Thlr.,  1861  2,279,101  Thlr.  und  1867  2,957,200  Thlr.  Der 
Reinertrag  von  den  Domänenyorwerken  allein  ist  gewiss  sehr  viel  ge- 
ringer. Aecker,  Wiesen,  Oärten  und  Weiden  —  Landgüter,  Vorwerke 
—  durch  besoldete  Beamten  administriren  zu  lassen ,  gilt  als  eine  un- 
geeignete Benutzungsart,  indem  das  Interesse  des  Staats  mit  dem  der 
Administratoren  schwer 'übereinstimmend  gemacht  werden  kann.  Diese 
Benutzungsart  kommt  daher  auch  in  Freussen  nur  ausnahmsweise  und 
vorübergehend  vor.  Die  Verpachtung  ist  vielmehr  Regel.  Der  Fer- 
Pachtung  der  Vorwerke  pflegt  eine  Veranschlagang  vorauszugehen.  Ein 
solcher  Ertragsanschlag  ist  gewöhnlich  ein  kostbares  und  kunstreiches 
Werk^  giebt  aber  doch  nicht  einen  sehr  sicheren  Anhalt,  da  verschie- 
dene Personen,  die  als  sachverständig  gelten,  den  Ertrag  eines  Guts 
sehr  verschieden  abschätzen  können.  Eine  Verpachtung  an  den  Meist- 
bietenden, besonders  bei  grösseren  Gütern,  erscheint  geeigneter,  als 
noch  so  künstliche  Veranschlagungen.  Geschieht  die  Verpachtung  der- 
art, dass  unter  denen,  welche  die  höchsten  Pachtgebote  gethan  haben, 
einer  als  Pächter  ausgewählt  wird,  so  geschieht  sie  nach  Gunst,  oder 
es  scheint  wenigstens  so.  Auf  Pachtkautionen  ist  nicht  viel  Gewicht 
zu  legen.  Je  höhere  Kaution  verlangt  wird,  um  desto  geringer  wird 
dadurch  das  Betriebskapital  des  Pächters,  und  doch  muss  der  Verpäch- 
ter immer  wünschen,  dass  der  Pächter  ein  grosses  Betriebskapital  hat 
nnd  das  Gut  verbessert.  Dadurch  allein  wird  die  Sicherheit  für  den 
Verpächter  erhöht.  Im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  wurden  die  Domä- 
nen in  Preussen  in  der  Regel  nur  auf  6  Jahre  verpachtet.  Wenn  auch 
zuweilen  12jährige  Pachtungen  und  häuflg  Pachtverlängerungen  statt- 
fanden, so  ist  doch  eine  längere  Pachtzeit,  20  oder  30  Jahre  oder  mehr, 
für  Pächter  und  Verpächter  besser.  Denn  der  Pächter  kann  freier  wirth- 
schaften  und  das  Gut  zu  seinem  eigenen  Vortheil  verbessern  und  der 
Verpächter  kann  danach  künftig  vielleicht  ein  noch  höheres  Pacht- 
geld erlangen.  Die  Präge,  ob  man  die  Ländereien  in  grösseren  Kom- 
plexen oder  mehr  vereinzelt  verpachten  soU,  dürfte  allgemein  nicht  zu 
entscheiden  sein.  Je  kleiner  die  Pachtobjekte  sind,  auf  eine  um  desto 
grössere  Anzahl  Pachtlustiger,  die  den  Pachtzins  durch  ihre  Konkurrenz 
erhöhen,  kann  gerechnet  werden.  Die  Generalpackten  möchten  aber 
für  die  Verwaltungsbehörden  bequemer  sein,  weil  sie  dann  nur  mit  we- 
nigen wohlhabenden  Personen  zu  thun  haben.     Unter  Umständen  kann 
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auch  Yon  einem  Generalpaoliter  eine  yerhältnissmässig  höhere  Paohi- 
snmme  gezahlt  werden ,  weil  die  verschiedenen  zux  Pachtung  gehörigen 
Vorwerke  sich  in  ihrer  Bewirthschaftung  zweckmässig  unterstützen 
können,  auch  wohl  eine  yortheilhaftere  Anwendung  von  Maschinen 
gestatten. 

Die  Nachtheile ,  welche  hei  der  Verpachtung  der  Domänen  statt- 
finden, werden  durch  die  vielfach  empfohlene  Fererhpachtung  derselben 
vermindert.  Zunächst  wird  dadurch  die  Verwaltung  sehr  vereinfSeicht, 
indem  viele  hei  der  Zeitpacht  vorkommende  Geschäfte  hinwegfallen, 
und  neben  der  Erhebung  des  Kanons  eine  oberflächliche  Beaufsichtigung 
der  Wirthschaft  genügt.  Ferner  wird  das  Land  mit  grösserem  Eifer  und 
EApitalaufwand  bewirthschafbet,  da  der  Erbpächter  nicht  bloss  ein  zeit^ 
weises,  sondern  auch  ein  dauerndes  Besitzrecht  hat.  Endlich  hat  die 
Regierung,  abgesehen  von  dem  Erbstandsgelde ,  welches  neben  dem 
jährlichen  Kanon  einmal  gezahlt  wird,  also  Zinsen  bringt,  noch  Ge- 
winn an  Steuern,  wenn  der  Erbpächter  reich  wird  und  an  Einkom- 
men- und  Verbrauchssteuern  mehr  zahlt.  Dieser  Punkt  kommt  be- 
sonders dann  in  Betracht,  wenn  bei  grösseren  Gütern  mit  der  Vererb- 
pachtung eine  Zerschlagung  derselben  verbunden  wird,  wo  dann  die  An- 
zahl der  Menschen  auf  dem  einst  verzeitpachteten  Vorwerke  grösser 
wird.  Gegen  die  Vererbpachtung  wird  allerdings  eingewendet,  dass 
die  Begierung  die  Aussicht  verliert,  künftig  einmal  eine  höhere  Pacht 
zu  erlangen.  In  Brandenburg  hatte  in  den  Jahren  1 53 1  bis  1 53 5  unter  der 
Begierung  Joachim's  I  der  Kammerdirektor  Bernd  v.  Arnim  ein  Projekt 
vorgelegt,  durch  Zergliederung  der  Domänenvorwerke  und  deren  erb- 
liche Austhuung  an  einzelne  Familien  dem  Lande  grossen  Nutzen  zu 
verschaffen.  Dabei  wurde  angenommen,  dass  ein  gewöhnliches  Amts- 
vorwerk durch  Verpachtung  oder  Administration  nicht  höher  als  zu 
274  Thlr.  jährlich  reinen  Ertrag  genutzt  werden  könne,  da  hingegen 
dieses  Vorwerk  unter  44  ünterthanen  getheilt,  ausser  den  indirekten 
Abgaben  einen  reinen  Ertrag  von  842  Thlm.  bringen  müsse.  Da  dies 
Projekt  keinen  Anklang  fand,  so  ging  Arnim  damit  an  den  Sächsischen 
Hof,  der  dasselbe  besser  aufiaahm  und  zum  Theil  auch  ausführte.  Es 
findet  sich  keine  Spur  von  Vererbpachtung  der  Domänen  bis  zum  JTahre 
1700,  wo  der  nachmalige  Kammerrath  v.  Luben  ein  Projekt  zur  Ver- 
besserung der  Domänen  und  Erhöhung  der  Einkünfte  von  denselben 
durch  Zergliederung  und  Vererbpaohtung  vorlegte.  Jetzt  wurde  der 
Vorschlag  gut  aufgenommen  und  man  machte  von  Trinitai  1701  an  den 
Anfang  mit  der  Erbverpachtung  der  TJcker-,  Mittel-  und  Altmärkischen 
Aemter,  und  setzte  dann  die  Operation  in  Magdeburg  und  Halberstadt 
fort,  freilich  nicht  ohne  viel  Widerspruch,  wenn  gleich  bei  dieser  An- 
gelegenheit mehr  Persönlichkeiten,   Haas  und  Eifersucht  gegen  Luben 
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und  Eigennutz  der  dabei  interessirten  Personen  als  Eifer  für  Wahrheit 
und  wirkliche  Yortheile  für  den  Staat  das  Wort  geführt  zn  haben  schei- 
nen.    Die  Ton  allen  in  der  Zeit  y.on  1701  bis  zum  4  Mai  1709  yererb- 
pachteten  Aemtem  eingekommenen  Inyentarien - ,  Erbstands-  und  Kau- 
tionsgelder beliefen  sich  auf  609,873  Thlr.     Obgleich  in  vielen  Edikten 
die  Erbpachten  als  nützlich  für  den  Staat  gepriesen  waren,  so  hob  doch 
Anfangs    1711  eine  —  auf  Veranlassung  des  Kurmärkischen  Kammer- 
präsidenten, nachherigen  Ministers  v.  Göme,    ergangene  —  allgemeine 
Anordnung  sämmtliche  Kontrakte  der  Erbpächter  wieder  auf  und  befahl, 
dass  alle  Domänen  wieder  in  Zeitpacht  ausgethan  werden  sollten.     Diese 
neue  Operation  kostete  über  900,000  Thlr.,    die  nun  als  Schulden  auf 
die  Domänen  gelegt  und  durch  die,  gute  Wirthschaft  des  folgenden  Kö- 
nigs wieder  abgezahlt  wurden ;  übrigens  übernahmen  die  mehrsten  Erb- 
pächter ihre  Grundstücke  in  Zeitpacht.    Bis  1716  waren  in  der  Kurmark 
über   120  yererbpachtet  gewesene  Vorwerke  wieder  in  Zeitpacht  aus- 
gethan.    Da  der  König  in  einer  Deklaration  yom  17.  September  1718 
befahl,  dass  alle  noch  bestehenden  Erbpachten  wieder  in  Zeitpacht  yer- 
wandelt  werden  sollten,    so  fragten  die  Kammern  an,   ob  dieser  Befehl 
auch  yon  solchen  Grundstücken  zu  yerstehen  sei,  die  an  Erbpacht  mehr 
brächten,  als  sie  an  Zeitpacht  einbringen  würden.     Der  König  antwor- 
tete aber  nicht'  darauf,    sondern   das  Generaldirektorium  beschied  die 
Kammern :    dass  die  in  Erbpacht  noch  stehenden  Domänenstücke  genau 
untersucht,    und  im  Fall  sich  bei  einem  darüber  anzufertigenden  An- 
schlage durch  die  Zeitpacht  ein  ansehnliches  Plus,    welches  aber  auch 
Ton  Bestand  sein  und  nicht  dtirch  andere  Lasten  aufgerieben  werden 
müsse,  ergeben  möchte,  oder  wenigstens  kein  Schaden  dabei  zu  befürch- 
ten wäre,  alsdann  zur  Zeitpacht  geschritten,  und  die  Domänenpertinen- 
zien  zur  Licitation  ausgeboten  werden  sollten.     Nach  der  allgemeinen 
Wiederaufhebung  der  Erbpachtskontrakte  sind  seit  der  Begierung  Eried- 
rich's  n  in   der  Kurmark   yiele  Domänenyorwerke  theils  im   Ganzen 
mehrentheils  aber  in  kleine  Stücke  getheilt,    an  Kolonistenfamilien  und 
Dorfgemeinden  in  Erbpacht  ausgethan  worden.     In  Pommern  wollten 
die  Unterhandlungen  wegen  Vererbpachtung  der  Vorwerke  yor  AnÜBuig 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  gar  nicht  recht  gelingen,   da  sich  selten 
Liebhaber  meldeten.     Li  Westpreussen  yersah  man  es  Anfangs  damit^ 
dass  man  den  Erbpächtem  Bedingungen  und  Verpflichtungen  auflegte, 
die  einer  beständigen  fortgesetzten  Aufsicht  und  Eeyision  der  Behörden 
bedurften.    Im  Jahre  1803  wurde  bei  Gelegenheit  einer  Vererbpaohtung 
als  Eegulatiy  festgesetzt,  dass  bei  Vorwerken,  die  sich  zur  Vererbpach- 
tung qualiflciren ,   der  Abbau  derselben  in  einzelne  Bauerhöfe  auch  bei 
einiger  Aufopferung  des  königlichen  Domäneninteresse  der  Vererbpach- 
tung im  Ganzen  yorgezogen  werden  solle.     In  den  sieben  Jahren  1800 
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bis  1806  worden  85,833  Morgen  yererbpachtet.     Der  davon  zu.  entrich- 
tende Kanon  betrug 44,500  Thlr. 

Dazu  4^  Zinsen  von  dem  Erbstandsgeld  von  358,116Thlr.  14,365      - 

Summa  58,865  Thlr., 
so  dass  der  Ertrag  eines  Morgens  Land  im  Durchsclinitt  16  Ogr.  4-^  Ff. 
und  einer  Q  Meile  15,131  Thlr.  betrugt).  In  einzelnen  Fällen  waren 
die  Eesultate  glänzend.  So  wurden  in  der  Neumark  die  bis  dahin  ver- 
zeitpachtet  gewesenen  Domänenyorwerke  Wilhelmsaue,  Solikante  und 
Fosedin,  3655  Morgen  umfassend,  zerschlagen  und  yererbpachtet.  Da- 
durch yermehrte  sich  der  Beinertrag  für  die  Staatskasse  von  4077  Thlr. 
auf  5175  Thlr.,  also  um  26^,  und  die  Zahl  der  Menschen  auf  der  ange- 
gebenen Fläche  von  45  auf  595,  also  um  322^,  so  dass  der  Ertrag  der 
Steuern  für  den  Staat  auch  yerhältnissmässig  zugenommen  haben  muss  ^). 
Üebrigens  hat  die  Frage  der  Yererbpachtung  der  Domänenländereien 
aufgehört,  eine  praktische  zu  sein.  Sie  können  jetzt  nicht  mehr  anders 
benutzt  werden,  als  durch  Administration  oder  durch  Yerzeitpachtung 
oder  durch  Yeräusserung.  Yon  denjenigen  Domänenländereien,  welche 
früherhin  yererbpachtet  worden  sind,  kann  der  E^non  abgelöst  werden, 
wodurch  sie  freies  Eigenthum  werden.  Nach  dem  Ablösungsgesetz  yom 
2.  März  1850  §.91  ist  bei  erblicher  Ueberlassung  eines  Grundstücks  nur 
noch  die  üebertragung  des  yollen  Eigenthums  zulässig.  'Nur  feste  Geld- 
renten können  einem  Grundstück  noch  auferlegt  werden.  Dies  kann 
der  Yerpflichtete ,  sofern  nicht  yertragsmässig  etwas  anderes  bestimmt 
wird,  mit  dem  20fachen  Betrage  ablösen.  Durch  Yertrag  kann  die  Ab- 
lösung auf  eine  längere  Zeit  als  30  Jahre  nicht  ausgeschlossen,  auch 
ein  höherer  Ablösungsbetrag  als  der  25fache  der  Beute  nicht  bestimmt 
werden. 

Ueber  die  Yerpachtung  der  Domänenyorwerke  hat  A.  Frantz  (Freus- 
sens  Staats  -  Domänengüter  nach  Umfang,  Werth  und  Ertrag,  1864) 
Mittheilungen  gemacht.  Wenn  derselbe  aber  „der  weiteren  Yeräusse- 
rung yon  Domänen  ein  Ziel  zu  setzen"  wünscht,  und  sich  für  diese  Idee 
auf  die  Autorität  yon  Jakob  beruft,  so  muss  hiergegen  bemerkt  werden,  * 
dass  dieser  sich  gar  nicht  unbedingt  für  die  Beibehaltung  der  Domänen- 
güter (§.  192),  auch  nicht  ausdrücklich  gegen  die  Meintmg  erklärt  hat, 
dass  zur  Abtragung  yon  Staatsschulden  die  Domänen  und  das  sonstige 
disponible  Staatseigenthum  yerkauft  werden  sollten,  was  Ad.  Smith 
(Buch  Y.  Kap.  2.  Abth.  1),  Bau  (§.  95.  518)  und  Mill  (Buch  Y.  Kap.  7. 
§.  2)  rathen ,   und  was  in  Freussen  gesetzlich  ist.     Kraus  (Staatswirth- 

1)  L.  Krug,  Geschichte  der  staatswirthschafUichen  Gesetzgebung  im  Preussi- 
sehen  Staate,  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zum  Ausbruch  des  Kriegs  im  Jahre  1806. 
Bd.  I.  S.  533—723. 

2)  NlOdeehen,  Briefe  iiber  das  Kiederoderbruch.    1800. 
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Schaft.  Th.  Y.  S.  12 — 20)  sagte:  „In  den  forstlichen  Deutschen  Staa- 
ten f  wo ,  der  Yerfassnng  wegen ,  jura  tertii  bei  Domänen  obwalten ,  ist 
es  schlimm  genüge  dass  Domänen  bleiben  müssen,  doch  auch  da  kön- 
nen sie  vererbpachtet  werden.  Unsere  Amtshofwirthschaften  sind  gröss- 
tentheils  noch  erstaunlicher  Yerbesserungen  fähig,  die  ein  Eigner  ma- 
chen würde,  aber  ein  Pächter  nicht.  Man  rergleiche  nur  das  Gütchen, 
das  mancher  Beamte ,  zwar  in  seinem  Amtsbezirke  nicht  haben  sollte, 
aber  doch  hat,  oder  das  mancher,  nachdem  er  aus  der  Facht  getreten 
ist,  erwirbt,  und  eine  Eeihe  Ton  Jahren  hindurch  bewirthschaftet  hat, 
man  yergleiche  es  mit  dem  Domaniallande.  TJeberhaupt  bringt  ein  Ka- 
pital in  der  Hand  des  Eigners  Wirkungen  hervor ,  die  sich  von  denen, 
welche  dasselbe  Kapital  in  der  Hand  des  Pächters  hervorbringt,  sehr 
zu  ihrem  Yortheil  unterscheiden.  Und  wie  viele  Kapitalisten ,  die  kei- 
nen Beiz  darin  finden  können,  als  Pächter  abhängig  zu  sein,  würden 
mit  Ereuden  ihre  Kapitalien  auf  den  Ankauf  von  Domanialland  anlegen." 
Wenn  Erantz  Bichtiges  angegeben  hat,  so  werden  seine  Angaben  im 
Ganzen  auch  jetzt  wohl  noch  geeignet  sein,  Betrachtungen  daran  zu 
knüpfen.  Das  Nutzland  der  Domänenvorwerko  beträgt  in  den  Provin- 
zen Posen  und  Schlesien  je  5  Q Meilen  ungefähr,  in  Sachsen  und 
Brandenburg  je  10  Q Meilen  und  in  Pommern  und  Preussen  je  \\\ 
Q]  Meilen.  Durchschnittlich  am  höchsten  verpachtet  sind  die  Yorwerke 
im  Begierungsbezirk Merseburg ,  74,827  Morgen,  am  niedrigsten  die  im 
Begierungsbezirk  Gumbinnen,  112,293  Morgen,  erstere  mit  3,03  Thlr. 
und  letztere  mit  0,76  Thlr.  pro  Morgen.  Im  Begierungsbezirk  Magde- 
burg ist  das  meiste  Domänenland,  126,612  Morgen,  verpachtet  zu 
2,98  Thlr.  pro  Morgen.  Im  ganzen  Staat  waren  1864  in  509  Pachtun- 
gen 827  Yorwerke  mit  einem  Nutzland  von  1,156,655  Morgen  für 
2,166,388  Thlr.  Jahrespacht,  pro  Morgen  im  Durchschnitt  für  1,89  Thlr., 
verpachtet.  Eür  1849  wird  die  Pacht  pro  Morgen  auf  1,19  Thlr.  ange- 
geben. In  15  Jahren  sind  also  die  Pachten  von  100  auf  158  in  die 
Höhe  gegangen  und  es  ist  auch  glaublich,  dass,  wie  Erantz  sagt,  viele 
Pachtungen,  insbesondere  die  älteren,  einen  sehr  g^ten  Pächtergewinn 
abwerfen.  Hieraus  darf  man  wohl  schliessen,  dass,  wenn  diese  Güter 
im  Besitz  von  Privatpersonen  wären ,  diese  daraus  einen  höhereu  Bein- 
ertrag ziehen  würden,  als  dem  Staat  daraus  zu  Theil  wird.  Wenn  man 
die  Jahrespacht  zu  4^,  also  zum  25flBichen  Betrage,  kapitalisirt,  so  er- 
giebt  sich  von  dem  Nutzareal  der  Domänenvorwerke  pro  Morgen  durch- 
schnittlich ein  Werth  von  75|-  Thlr.  im  Begierungsbezirk  Merseburg, 
von  19  Thlr.  im  Begierungsbezirk  Gumbinnen,  von  74-}-  Thlr.  im  Be- 
gierungsbezirk Magdeburg  und  von  47|^  Thlr.  im  Staate  überhaupt. 
Man  darf  jedoch  nicht  annehmen,  dass  der  Staat  das  E^pital,  welches 
die  Yorwerke  bilden,  zu  4^  jährlich  nutzt.     Denn  der  wirkliche  Bein- 
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ertrag,  welchen  der  Staat  bezieht,  ist  erheblich  geringer,  als  die  ver- 
tragsmässige  Jahrespacht,  yon  welcher  die  Ausgaben  noch  abgezogen 
werden  müssen.  Der  yerhältnissmässig  und  auch  absolut  grÖsste  Theil 
der  Ausgaben  der  Domänenyerwaltung  wird  aber  eben  durch  die  Domä- 
nenyorwerke  yeranlasst,  da  die  Erhebung  der  gutsherrüchen  Gefalle 
yerhältnissmässig  wenig  kostet,  wenigstens  wohl  kaum  mehr  zu  kosten 
brauchte ,  als  die  Erhebung  der  Grundsteuer.  Würde  bei  einem  Ver- 
kauf aller  Vorwerke  nicht  ein  höherer  Kaufpreis  als  durchschnittlich 
4l7^  Thlr.  pro  Morgen  Nutzareal  zu  erlangen  sein  ? '  Und  wenn  auch 
weniger  als  dieser  Betrag  aufkäme,  so  brauchte  noch  nicht  nothwendig 
ein  Verlust  für  die  Staatskasse  zu  erwachsen,  da  die  Domänen  nach 
ihrer  Veräusserung  grund-  und  gebäudesteuerpflichtig  würden.  Wenn 
sie  grundsteuerfrei  yerkauft  werden,  so  muss  ein  Kaufgeld  yon  yer- 
hältnissmässig höherem  Betrage  geboten  werden. 

Sind  Staalsforsten  nützlich  ?  Diese  Präge  scheint  yon  den  Neueren 
eher  bejaht  als  yemeint  zu  werden,  z.  B.  yon  Bau,  welcher  es  rath- 
sam  findet,  die  meisten  Staatswaldungen  beizubehalten,  und  sogar  den 
Ankauf  yon  Waldungen  empfiehlt.  E.  Hohl  sagt  sehr  richtig:  „Eine 
Finanzyerwaltung,  welche  auf  der  einen  Seite  Schulden,  auf  der  ande- 
ren Domänen  hat,  und  mit  dem  Einkommen  aus  letzteren  die  Zinsen 
und  die  Verwaltungskosten  der  ersteren  bezahlt,  gleicht  einem  Manne, 
welcher  fortwährend  Geld  aus  einer  Tasche  in  die  andere  steckt,  dabei 
aber  immer  einen  Theil  dayon  fallen  lässt  und  yerliert.''  Dennoch  will 
er  die  Staatswaldungen  yom  Verkauf  ausschliessen !  Wenn  er  meint, 
dass  die  „häufig  als  Finanzmaassregel  in  Zeiten  der  Noth  yeranstaltete 
Veräusserung  der  Staatswaldungen  ein  sehr  bedenklicher  Schritt'^  sei, 
so  kann  man  dem  zwar  beitreten ,  muss  aber  doch  zu  dem  Schluss  kom- 
men, dass  die  Veräusserung  nicht  bis  dahin  Verschoben  werden  dar( 
bis  Zeiten  der  Noth  eingetreten  sind.  TJmpfenbach  scheint  unter  aller- 
lei Bedingungen  für  die  Beibehaltung  zu  sein ,  halt  aber  doch  eine  ein- 
stige Veräusserung  aller  Staatswaldungen  für  unyermeidlich  ^).  Jakob 
sprach  sich  in  seiner  1821  herausgekommenen  Finanz  Wissenschaft 
(§§.  225.  239)  auch  nicht  für  den  Verkauf  der  Staatswaldgründe  aus, 
nachdem  er  (§.  214)  bemerkt  hatte:  die  Finanzwissenschaft  betrachte 
die  Staatswaldungen  bloss  als  Quelle  der  Einnahme  für  die  Regierung ; 
die  Frage,  ob  der  Staat  etwas  thun,  und  was  er  thun  müsse,  um  die 
Nation  mit  Brenn-  und  Bauholz  zu  yersorgen,  sei  der  Finanzwissen- 
schaft fremd ,  und  gehöre  der  Polizei  oder  der  allgemeinen  Fürsorge  für 
das  Gemeinwohl  an.  Was  er  nun  in  seiner  schon  1808  abgefiassten 
Polizeiwissenschaft  (§§.  193.  194)   selbst  gesagt  hatte,    yerdient  heut 


1)  K,  Umsfenbach,  Lehrbach  der  Finansirisaenschaft.  Th.  IL  1860.  §.  137.  140. 
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noch  beherzigt  zu  werden.  Er  hält  es  für  die  beste  Politik  in  Ansehung 
der  Waldungen,  die  Benutzung  der  Priyatwaldungen  eines  jeden  Eigen- 
thümers  Willkühr  zu  überlassen,  und  alle  Gemein w£Ü.der  und  selbst  die 
Staatsirälder  nach  und  nach  in  uneingeschränktes  Priyateigenthum  zu 
verwandeln,  wo  nicht  etwa  andere  wichtige  Zwecke  die  Beibehaltung 
einiger  Staatsforsten  erfordern,  Es  liegen  „weit  mehr  Ghründe  in  der 
öffentlichen  Yerwaltung,  die  Waldungen  schlecht  zu  benutzen,  und 
selbst  sie  zur  Unzeit  zu  ruiniren,    als  in  der  Priyatbenutzung ;   denn 

1)  ist  in  der  Begel  jede  öffentliche  Wirthschaft  weniger  Ökonomisch,  als 
eine  Priyatwirthschaft ,  und  dass  es  insonderheit  die  öffentliche  Forst- 
wirthschaft  ist,  weiss  ein  Jeder,  der  das  Porstwesen  etwas  näher  kennt. 
Die  Gelegenheiten  zum  Betrug  sind  hier  unendlich ,  und  die  Beize  der 
Forstbedienten,    das  Holz    zu   vermindern,    sind    allenthalben    stark. 

2)  Liegen  der  Begierung  zur  Zeit  der  Noth  ihre  Forsten  eben  so  nahe 
ab  dem  Privatmanne,  und  Ha  die  erstere  sie  zur  Zeit  der  Noth  nicht 
leicht  verkaufen  kann,  weil  sie  zu  grosse  E^pitale  gebraucht,  die  für 
den  Ankauf  der  Grundstücke  nicht  entbehrt  werden  können ,  so  hat  sie 
den  grössten  Beiz,  die  Hölzer  niederschlagen  zu  lassen,  um  auf  die 
kürzeste  und  schnellste  Weise  zu  Gelde  zu  kommen.  Die  Beispiele  da- 
von sind  in  der  Geschichte  nicht  selten  ^)"  Kraus  war  m'cAt  für  Bei- 
behaltung der  Staatfiforsten. 

Es  giebt  in  Preussen  sehr  viel  Forstland.  Dabei  besitzen  wir  aus- 
ser Torf  und  Braunkohlen  yiele  reiche  Lager  von  Steinkohlen.  Wir 
führen  auch  sehr  viel  mehr  Steinkohlen  und  Holz  aus,  als  ein.  Da 
man  also  im  Ernst  nicht  behaupten  kann,  dass  dass  Preussische  Volk 
von  Holzmangel  bedroht  ist,  so  ist  es  nicht  nöthig,  auch  nicht  nütz- 
lich, dass  die  Begierung  auf  Beohnung  der  Steuerpflichtigen  Holzbau 
treibt.  Ton  den  Staatsforstbeamten  darf  man  über  die  Frage,  ob  die 
Staatsforsten  beizubehalten  sind ,  ein  unbefemgenes  Votum  kaum  erwar- 
ten.    Weniger  als  100,000  Morgen  Staatsforsten  sind  in  jedem  der  Be- 


1)  Die  lange  hohe  Dfinenreihe  (Frische  Nehrung),  ein  Werk  alter  Flathen, 
war,  wie  die  Eurische  Nehrung,  einst  mit  wildreichem  Walde  bestanden,  unter 
Friedrich  I  jedoch  wurde»  diese  Bollwerke  gegen  Versandung  niedergehauen.  Um 
einer  augenblicklichen  finanziellen  Noth  zu  begegnen,  ward  ein  Schaden  angerich- 
tet, den  Jahrhunderte  nicht  wieder  ersetzen  können.  Von  den  lang  hingestreckten 
kahlen  Sandhöhen  weht  der  Nordwind  stets  grosse  Massen  Sandes  in  das  Haff  hin- 
ein, wodurch  das  Haff  immer  mehr  flach  wurde.  Glohus,  illustrirte  Zeitschrift  für 
Lftnder- und  Völkerkunde.  Bd.  9.  Lief.  6.  1866.  S.  186.  Im  siebeiufthrigen  Kriege 
während  der  Russischen  Besitznahme  des  Landes  wurde  viel  Schiffiibauholz  von  der 
Enrischen  Nehrung  nach  Russland  geschleppt.  Zeitschrift  für  Preussische  Oe- 
schichte.  1867.  S.  27.  Im  Jahre  1808  ging  Stein  damit  um,  durch  grosse,  extra- 
ordinäre Holzschläge  in  den  Staatsforsten  3  bis  4  Hill.  Thaler  zu  beschaffen.  BniZy 
Leben  Steines.    Bd.  II.  S.  108. 
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gierungsbezirke  Münster,  Köln,  Düsseldorf,  Arnsberg  und  Minden; 
zwischen  100,000  und  500,000  Morgen  haben  15  Begierungsbezirke, 
noch  mehr  Marienwerder  mit  713,307,  Frankfurt  mit  722,083,  Pots- 
dam mit  834,712,  Gumbinnen  mit  901,348  und  Königsberg  mit  904,159 
Morgen.  "Wenn  man  in  Betreff  der  Staatsforsten  die  gemischten  (Laub- 
und  Nadelholz-)  Bestände  halb  zu  Laub-  und  halb  zu  Nadelholzwaldun- 
gen  rechnet,  so  nehmen  die  Laubholzwaldungen  30  und  die  Nadelholz- 
wälder 70  f  der  Staatswälder  ein.  Der  Antheil  der  Laubholzbestände 
an  den  bewaldeten  Mächen  beträgt  in  den  Provinzen  Posen  8,  Branden- 
burg 19,  Preussen  21,  Schlesien  26,  Pommern  36,  Bheinland  80  und 
Westphalen  83  ^.  Yerhältnissmässig  am  meisten  Laubholzwaldungen 
hat  der  Staat  in  den  Provinzen,  wo  er  am  wenigsten  Porsten  besitzt. 
„Li  den  Privat-  und  Oemeideforsten  findet  eine  allmälige  Verminderung 
des  Waldbodens  statt,  welche  natürlich  das  bessere  Land,  mithin  die 
Laubhölzer  trifft;  nach  und  nach  wird  daher  die  genügsame  Kiefer  auf 
reinem  Sande  den  Hanptbestand  der  Privatforsten  bilden,  während  die 
Staatsverwaltung  seit  längerer  Zeit  dem  Wiederanbau  der  Eiche  ihre 
Aufinerksamkeit  widmet."  Dass  die  Privatforstbesitzer  hierbei  unwirth- 
schaftlicher  verfahren,  als  die  Staatsforstverwaltung,  lässt  sich  nicht 
einsehen.  Yeranschlagt  ist  der  Ertrag  pro  Morgen  Porstland  in  den 
Provinzen  Preussen  auf  3,55,  Posen  auf  5,01,  Pommern  auf  15,62, 
Westphalen  auf  17,31,  Brandenburg  auf  17,84,  Schlesien  auf  19,71, 
Bheinland  auf  24,44  und  Sachsen  auf  31,39  Sgr.  Im  Begierungsbezirk 
Danzig  ist  der  Ertrag  nur  auf  1,17  Sgr.  und  im  Begierungsbezirk  Mün- 
ster, welcher  aber  noch  nicht  8000  Morgen  Staatsforsten  enthält,  auf 
45,82  Sgr.  veranschlagt,  in  den  10  Begierungsbezirken  Gumbinnen,  Kö- 
nigsberg, Danzig,  Marienwerder,  Bromberg,  Posen,  Köslin,  Stralsund, 
Minden  und  Aachen  auf  weniger  als  \  Thlr. ,  und  nur  in  den  5  Begie- 
rungsbezirken Magdeburg,  Merseburg,  Münster,  Düsseldorf  und  Köln, 
welche  zusammen  aber  nur  697,359  Morgen  haben,  auf  mehr  als  iThlr. 
Pur  den  ganzen  Staat  im  Durchschnitt  ist  der  Ertrag  der  Staatsforston 
auf  14,58  Sgr.  pro  Morgen  veranschlagt  ^).  Wenn  später  der  Beiner- 
trag der  Staatsforsten  „in  einem  Durchschnittsjahre  aus  den  Jahren 
1864,  1865  und  1866"  pro  Morgen  zu  25  Sgr.  5  Pf.  angegeben  ist*), 
so  dürfte  sich  dies  daraus  erklären,  dass  in  den  neueren  Etats  die  Ein- 
nahme vom  Holz  höher  angesetzt  war,  dass  also  auch  wohl  stärkere 
Holzschläge  stattgefunden  haben.  Danach  würde  sich  zu  4  ^  der  Werth 
eines  Morgens  Forstland  auf  2 1  Thlr.  5  Sgr.  5  Pf.  berechnen.  Wenn 
dafür  alle  Staatsforsten  verkauft  werden  könnten,  so  würde  dies  für  den 
Staat  äusserst  vortheilhaft  sein,    zumal   er  jährlich  noch  ein  Erkleck- 

1)  Jahrbuch  für  amtliche  Statistik.    I.  Jahrg.   S.  387—362. 

2)  Zeitschrift  des  K.  P.  statistischen  Bureaus.     1867.   8.  262. 
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liehes  an  Grundsteuer  gewönne,  oder  natürlich  auch  ein  entsprechend 
höheres  Eaufgeld  erhielte,  wenn  bei  dem  Ausgebot  Orundsteuerfreiheit 
zugesichert  würde.  Nach  dem  Satze,  dass  die  Grundsteuer  =  ^»57 4^ 
des  Eeinertrages  ist ,  beträgt  sie  von  Holzungen  überhaupt  1  Sgr.  l  Ff. 
pro  Morgen. 

Eine  Benutzung  der  Staatsforsten  in  anderer  Weise  als  yermittelst 
Administration  durch  Beamte,  wird  gewöhnlich  nicht  für  ausfuhrbar  ge- 
halten. Namentlich  halt  man  eine  Verpachtung  für  nicht  wohl  angäng- 
lich.  Aber  eine  Begierung,  die  irgend  eine  Nutzung  administriren  lässt, 
wie  es  bei  den  Forsten  geschieht,  wird  keine  sehr  glänzende  Resultate 
erzielen,  da  die  Haupttriebfeder  des  Fleisses,  der  yerständige  Eigennutz 
und  der  für  den  Gewerbtreibenden  zu  hoffende  Gewinn  hier  entweder 
ganz  wegföllt,  oder  nur  sehr  unyollkommen  wirken  kann.  "Wollte  man 
den  Beamten,  um  ihren  Eifer  zu  erhöhen,  etwa  irgend  eine  Tantieme 
vom  Ertrage  zusichern,  so  wäre  doch  zu  besorgen,  dass  deshalb  die 
Forsten  über  ihre  Kräfte  angegriffen  werden  möchten. 

Es  dürfte  gegenwärtig  wohl  geeignet  sein,  dasjenige  in  Erinnerung 
zu  bringen,  was  schon  im  Jahre  ISO 5  über  die  Yerwaltung  des  Forst- 
wesens yon  Krug  gesagt  worden  ist.  Er  hielt  schon  damals  die  Klagen 
über  Holzmangel,  yorzüglich  über  den  noch  in  Zukunft  zu  befürchten- 
den, im  Preussischen  Staat  fUr  ganz  unbegründet.  „Wenn  nach  des 
yerstorbenen  Ministers  Heinitz  Angabe  die  Glashütten  in  der  Kurmark 
1786  die  Klafter  Holz  nicht  höher  als  zu  10  Ggr.  ausbringen  konnten, 
in  einer  Proyinz ,  wo  die  Hauptstadt  des  Staats  eine  so  gewaltige  Menge 
Brennmaterial  konsumirt,  und  wo  der  Käufer  doch  gar  nicht  zu  so  nied- 
rigen Preisen  bezahlt,  so  kann  man  schliessen,  wie  hoch  in  den  öst- 
licher liegenden  Gegenden,  in  den  dicken  Waldungen  yon  5,  10  und 
mehreren  Q Meilen,  eine  Klafter  Holz  genutzt  werden  könne.  Wenn 
man  bei  der  jetzigen  Lage  der  Dinge  annehmen  kann,  dass  der  Staat 
2 — 300  Q]  Meilen  Holzland  mehr  hat,  als  er  zur  eigenen  jetzigen  Kon- 
sumtion bedarf,  so  ist  die  Berechnung  nicht  schwer ,  dass  bei  dem  ün- 
werthe  des  Holzes  in  den  dortigen  Gegenden  10,  15  bis  20  Q]  Meilen, 
zum  Ackerbau  und  zur  Viehzucht  angewendet,  eben  so  yiel  —  und 
wenn  der  Boden  aus  2 — 300  Q  Meilen  ausgesucht  werden  kann  —  noch 
weit  mehr  reinen  Ertrag  geben  werden ,  als  der  jetzt  mit  Waldung  be- 
deckte grosse  Landstrich  yon  überflüssigem  Holz.  Diese  Veränderung 
der  Dinge ,  der  erhöhte  Werth  der  dann  noch  übrig  bleibenden  Waldun- 
gen, und  die  yerbesserte  Kultur  derselben,  welche  durch  den  erhöhten 
Werih  ihrer  Produkte  bewirkt  wird ,  würden  für  den  Nationalreichthum 
und  für  den  Wohlstand  der  Staatskasse  die  wichtigsten  Folgen  haben, 
die  auch  nicht  lange  unbekannt  bleiben  könnten ;  sie  würde,  wenigstens 
in  dem  ersten  Menschenalter,   für  die  Macht  des  Staats  wichtiger  sein, 
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als  eine  neu  erworbene  Provinz  von  2 — 300  □Meilen,  denn  sie  würde 
mit  der  Yergrösserong  der  intensiven  Kräfte  alte  eingebome  Prenssische 
ünterthanen  in  eine  wohlhabendere  Lage  versetzen/'  Wenn  häufig 
und  vorzüglich  in  der  neueren  Zeit  Klage  über  sogenannte  Theuerun^ 
des  Holzes  geführt  wurde,  so  behauptete  Krug,  dass  im  Preussischen 
Staat  das  Holz  nirgends  seinen  natürlichen  Preis  habe,  und  nach  sei- 
nem wahren  Werth  bezahlt  werde ;  es  sei  überall  ein  künstlich  gemach- 
ter Preis.  „Der  wahre  Werth  des  Holzes,  sowie  einer  jeden  käuflichen 
Waare,  wird  durch  freie  Konkurrenz  der  Käufer  und  der  Verkäufer  und 
also  hier  der  Grundbesitzer  und  der  Konsumenten  bestimmt;  bei  keinem 
Punkt  des  Bodens  ist  die  Einschränkung  beider,  der  Käufer  und  der 
Verkäufer  so  gross,  als  bei  dem  Holze,  und  so  lange  der  Besitzer  eines 
Grundstücks  nicht  die  Freiheit  hat,  auf  seinem  Grundstück  Weizen  oder 
Kartoffeln,  Holz  oder  Krapp,  Gras  oder  Kümmel  zu  bauen,  so  lange 
wird  auch  der  Preis  des  Holzes  gegen  alle  übrigen  Produkte  ein  unna- 
türlicher Preis  sein,  und  die  Staatsbehörden  werden  niemals  mit  ver- 
bietenden und  aufmunternden  Gesetzen  fertig  werden ,  um  das  vermeint- 
lich richtige  Verhältniss  in  den  Preis  des  Holzes  zu  bringen.  Wer  in 
einer  fruchtbaren  und  reichen  Provinz  wohlfeile  Holzpreise  verlangt, 
der  verlangt  etwas  Unnatürliches  und  kennt  die  QuelLen  nicht,  aus  de- 
nen der  Nationalreichthum  und  der  Wohlstand  fliesst  Man  wird  da 
Eeichthum  und  Wohlstand  umsonst  suchen,  wo  die  Klafter  Holz  4  Ggr. 
gilt;  da  wohnen  nur  arme  Menschen,  die  zwar  Holz  genug  haben,  um 
zu  kochen  und  zu  braten ,  denen  aber  die  Hauptsache  zum  Kochen  und 
Braten  fehlt;  die  das  Holz  auf  die  wegwerfendste  Art  verschwenden, 
und  durch  den  Handel  mit  Asche ,  Euss  und  Kienöl  oder  mit  hölzernen 
Waaren  ihr  Leben  kümmerlich  erhalten.  In  einem  Lande,  wo  kein 
Grundbesitzer  in  der  Benutzung  seines  Bodens  eingeschränkt  wird,  ist 
der  steigende  Preis  des  Holzes  ein  Barometer  des  Wohlstandes  und  des 
Eeichthums,  wenn  nicht  brennbare  Materialien  unter  der  Erde,  die  in 
der  Nähe  zu  haben  sind,  das  Verhältniss  verändern  ^),"     Ausserordent- 


1)  AU  diese  Worte  geschrieben  wurden,  waren  die  Edikte  Stein's  und  Harden- 
berg's  vom  9.  Oktober  1807  und  14.  September  1811  noch  nicht  ergangen.  Da- 
nach ist  Jedem  gestattet,  jede  Art  von  Grandbesitz  zu  erwerben,  beliebig  zu  zer- 
theilen  und  zu  benatzen,  also  auch  Forsten  herunter  zu  hauen  und  in  Acker  zu 
verwandeln.  In  Betreff  der  Veränderungen,  welche  die  spannf&higen  b&uerlichen 
Nahrungen  in  den  östlichen  Provinzen  und  in  der  Provinz  Westphalen  durch  die 
Bodenbewegungen  während  der  Zeit  von  1816  bis  Ende  1859  erlitten  haben,  er- 
giebt  sich,  dass  1,050,915  Morgen  zur  Vermehrung  und  Vergrösserung  der  be- 
stehenden spannfähigen  Besitzungen  verwendet  worden  und  nur  1,099,274  Morgen 
an  nicht  spannfähige  Stellen  gelangt  sind;  ferner,  dass  699,216  Morgen  zur  Ver- 
grösserung bereits  spannfähiger  Besitzungen  dienten,  wogegen  632,926  Morgen  in 
die  Hände  nicht  spannfähiger  Kleinstellen  kamen.     Von  3,481,431  durch  ZerschU- 
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lieh  würde  der  Ertrag  Ton  den  Staaatsforsten  steigen ,  wenn  dieselben 
nach  und  nach  in  einzelnen  Etablissements  zu  300,  500  oder  mehr 
Morgen  nach  Lage  der  Gegend  und  der  Umstände  in  20  -  oder  30 jähriger 
Facht  ausgethan  würden,  und  zwar  mit  TöUiger  Freiheit,  den  Bo* 
den  so  zu  benutzen ,  wie  es  der  Besitzer  für  seinen  Yortheil  und  also 
auch  unausbleiblich  für  den  Yortheil  des  (Ganzen  am  besten  benutzen 
könnte.  „Viele  jetzt  menschenleere  Wüsteneien  würden  nach  Verlauf 
dieses  Zeitraums  frachtbare,  reiche  und  ron  fleissigen  Menschen  be- 
wohnte Grundstücke  sein,  und  würden  dann  yom  Staate  zu  eben  so 
hohem  Ertrag  als  andere  Domänen  genutzt  werden  können;  man  würde 
dann  unstreitig  weniger  Holzland  haben  als  jetzt ,  aber  man  würde  auch 
unstreitig  mehr  Holz  auf  dem  Lande  haben  als  jetzt.  Die  Hauländereien 
in  dem  ehemaligen  Folen ,  wo  der  grosse  Grundbesitzer  nach  Belieben 
seine  "Waldungen  stehen  lassen ,  oder  abhauen ,  oder  abbrennen  konnte, 
sind  ein  obgleich  unvollkommenes  Beispiel  einer  solchen  Melioration; 
sie  waren  auf  dem  platten  Lande  bei  der  in  den  mehrsten  Ansichten  so 
traurigen  Ver&ssung  des  Staats  die  Grundstücke ,  auf  denen  man  Wohl- 
stand und  yerhältnissmässig  Reichthum  fand,  und  wenn  dies  Verflahren 
im  ganzen  Heiche  allgemein  geworden  wäre ,  so  hätten  die  Freussischen 
Officianten  bei  der  Besitznehmung  des  Landes  nicht  so  viel  Armuth  und 
Mangel  gefunden,  und  das  Holz  würde  nicht  gefehlt  haben,  ob  es 
gleich  theurer  gewesen  sein  würde.  So  lange  der  Staat  zur  Verwaltung 
seiner  Forsten  kein  anderes  Mittel  als  die  Administration  hat,  so  lange 
wird  der  kärgliche  Ertrag  derselben  und  die  ärmliche  Benutzung  des 

gongen  und  Abzweigungen  in  Bewegung  gesetzten  Morgen  dienten  1,750,281  Mor- 
gen sur  Vermehrung  und  VergrSsserung  der  vorhandenen  Güter,  und  1,732,200 
Morgen  zur  Verkleinerung ,  d.  h.  sie  traten  in  den  Besitz  nicht  spannfShiger  Klein- 
steilen ;  und  hiervon  müssen  noch  489,219  Morgen  abgezogen  werden ,  welche  von 
Kleinstellen  auf  spannfiUiige  Nahrungen  übergingen.  „Damit  erweist  sich  die  ge- 
spenstische Furcht,  die  freie  Theilbarlceit  der  Güter  führe  zur  Atomisirung  des 
Grundeigenthums,  als  völlig  gegenstandslos. '*  Dass  im  Verlauf  von  mehr  als  einem 
halben  Jahrhundert  die  Waldflftchen  in  den  Östlichen  Provinzen  sich  wesentlich  ver- 
ändert und  namentlich  zu  klein  geworden  wftren,  ist  nicht  anzunehmen  und  dürfte 
schwerlich  zu  erweisen  sein.  Der  ganze  Staat  hatte  nach  der  alten  Messung 
101,254,110  Morgen,  davon  24,913,335  Morgen  Holzungen  oder  23,7g,  und  nach 
der  neuen  Messung  108,829,750  Morgen,  davon  26,800,029  Morgen  Holzungen  oder 
24,6  f.  In  den  westlichen  Provinzen  gab  es  nach  der  Aufnahme  von  18^^8  4 
5,292,415  Morgen  Wald  und  nach  der  Aufnahme  von  18**/^ 3  5,425,093  Morgen, 
oder  132,678  Morgen  Wald  mehr.  In  der  verhftltnissmflssig  am  stfirluten  bevöl- 
kerten Provinz ,  der  Bheinprovinz ,  nehmen  die  Holzungen  mehr  Fläche  ein ,  als 
in  irgend  einer  andern ,  njünlich  30,7  f.  Der  Fortschritt  bei  Ausnutzung  der  Kul- 
turarten besteht  Übrigens  ungleich  weniger  darin,  rücksichtslos  den  Wald  nieder- 
zuhauen ,  als  vielmehr  darin ,  Weideflächen  in  Wiesen  •  und  Ackerland  zu  verwan- 
deln und  Wasserflächen  trocken  zu  legen.  Zeitschrift  des  K.  P.  Statist.  Bureaus. 
1866.  6.  7.  1866.  S.  3.  30.  31. 
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Bodens  so  bleiben;  sie  wird  das  Nationaleinkommen  immer  gering  er- 
halten und  wird  die  Holzrerschwendimg  begünstigen  (yergl.  auch. 
S.  154).  —  Die  Holzverschwendung,  ein  XJebel,  welches  mehr  Auf- 
merksamkeit verdient,  als  die  Holztheuerung,  ist  mit  dem  TJnwerth  und 
dem  unyerhältnissmässig  geringen  Preise  des  Holzes  brüderlich  verbun- 
den, und  eine  nothwendige  Folge  solcher  Anstalten,  welche  die  Kultur 
und  den  Anbau  des  Holzes  auf  Kosten  der  übrigen  Produkte  vermehren 
sollen.  Ich  habe  keine  Nachweisungen  erhalten  können ,  wie  viel  Holz 
die  hölzernen  Schalungen,  die  Bretterwände  und  die  hölzernen  Brücken 
in  Berlin  jährlich  konsumiren,  um  berechnen  zu  können,  wie  viel  nutz- 
barer Boden  durch  diese  Werke,  die  man  in  einer  so  schön  und  fest  ge- 
bauten Stadt  nicht  vermuthen  sollte,  jahrlich  dem  Einkonmien  der  Na- 
tion und  der  Erzeugung  nöthiger  und  jetzt  so  theurer  Produkte  entzogen 
wird,  aber  das  habe  ich  er&hren,  dass  diese  Bauart  trotz  der  jährlich 
nöthigen  Beparaturen  weniger  kostet,  als  ein  massiver  Bau,  und  dann 
—  muBs  freilich  der  Staatswirth  schweigen;  ein  Gesetz,  welches  diese 
Verwendung  des  Holzes  verböte,  würde  vielleicht  durch  die  verminderte 
Konkurrenz  den  Preis  dieser  Holzarten  herunterbringen,  würde  aber 
eben  durch  die  Yerminderung  des  Preises  die  Holzverschwendung  auf 
andern  Wegen  so  lange  vermehren,  bis  alles  wieder  ins  alte  Gleichge- 
wicht gekommen  wäre,  ausser  dass  nun  die  Brücken  und  Einfassungen 
der  Flüsse  mehr  als  sonst  zu  erhalten  kosteten.''  Die  Beibehaltung  der 
Staatsforsten  lässt  sich  durch  die  Behauptung,  dass  der  Staat  gegen 
künftigen  Holzmangel  Vorsorge  treffen  müsse,  nicht  rechtfertigen.  Keine 
E^gierung  oder  Gesetzgebung  vermag  auch  zu  bestimmen,  wie  viel  Mor- 
gen Land  z.  B.  zum  Anbau  des  nöthigen  Getreides  angewendet  werden 
müsse ;  und  noch  weniger  ist  es  möglich ,  dies  Verhältniss  vom  Holz  zu 
bestimmen,  dessen  Verbrauch  noch  einer  grösseren  Willkühr  der  Ver- 
braucher unterworfen  ist.  Nur  das  richtige  Verhältniss  des  Holzpreises 
zu  den  Preisen  der  übrigen  Bodenprodukte  wird  die  Holzverschwendung 
aufheben.  Wenn  also  ein  Morgen  Land,  mit  Holz  bepflanzt,  in  einer 
Gegend  2  Thlr.  und  ein  Morgen  von  eben  der  Güte  mit  Getreide  be- 
pflanzt, 3  Thlr.  reinen  Ertrag  bringt,  so  wird  der  Waldmorgen  in 
Ackerland  verwandelt  werden,  und  zwar  zum  Vortheil  des  Volks,  und 
das  wird  so  lange  geschehen ,  bis  durch  die  verringerte  Konkurrenz  der 
Verkäufer  und  vermehrte  Konkurrenz  der  Käufer  der  Morgen  Holzland 
ebenfalls  3  Thlr.  reinen  Gewinn  bringt.  „Der  wahre  Vortheil  eines  je- 
den Grundbesitzers,  sein  Grundstück  zum  höchstmöglichen  reinen  Er- 
trag zu  benutzen,  ist  auch  die  beste  Triebfeder  für  ihn,  seine  Aufmerk- 
samkeit auf  die  vortheilhafbeste  Kulturart  zu  leiten ;  er  wird  diese  aber 
auch  auf  die  einträglichste  und  sparsamste  Art  betreiben;  er  wird,  wenn 
überhaupt  sein  Boden  zur  Holzkultur  taugt,  wenn  der  Preis  des  Holzes 
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ihm  einen  der  Güte  des  Bodens  angemessenen  Yoitlieil  yerspriclit ,  und 
wenn  er  weder  bei  der  Bearbeitang  seines  Bodens ,  noch  bei  dem  Ver- 
kauf seines  Holzes  eingeschränkt  ist,  gewiss  Holz  bauen,  aber  auch  ge- 
wiss nicht  auf  die  Art,  wie  es  jetzt  in  den  ungeheuer  grossen  Waldun- 
gen gebaut,  oder  yielmehr  sich  selbst  überlassen  wird,  sondern  so,  wie 
es  ihm  den  mehrsten  Yortheil  bringt,  mit  mehr  Aufmerksamkeit  auf  die 
Arten  des  Holzes,  die  ihm  am  yortheilhaftesten  sind,  und  die  sich  am 
besten  zu  dem  Boden  schicken;  auf  die  Bearbeitung  des  dazu  bestimm- 
ten Bodens,  und  auf  die  geschickte  Yertheilung  desselben  nach  den 
übrigen  nutzbaren  Grundstücken;  und  die  Besorgniss,  dass  bei  gänz- 
licher Freiheit  der  Holzkultur  es  unseren  Nachkommen  gewiss  an  gros- 
sem Bauholz^  an  Mühlwellen,  Fachbäumen  und  anderen  grossen  Stäm- 
men fehlen  würde ,  kann  nur  so  viel  bedeuten :  dass  unsere  Nachkom- 
men dann  dergleichen  Stücke  zu  einem  Preise  werden  bezahlen  müssen, 
der  mit  dem  Aufwände  und  der  Länge  der  Zeit,  welche  zur  Erzeugung 
dieser  Produkte  erfordert  werden ,  in  gehörigem  Yerhältniss  steht.  — 
Wenn  unsere  Yorfahren  in  den  Gegenden,  wo  jetzt  das  Holz  etwas 
Werth  hat,  und  wo  der  Grund  und  Boden  zu  höherem  Ertrage  genutzt 
wird,  denselben  Grundsatz  befolgt  und  die  Ausrottung  der  dicken  Wal- 
dungen durch  Gesetze  verhindert  hätten ,  so  würden  wir  zwar  überall 
geringe  Holzpreise  haben,  aber  wie  würde  es  mit  der  Kultur  des  Bo- 
dens und  mit  der  Kultur  überhaupt  beschaffen  sein  ?  Schon  jetzt  hat 
der  erhöhte  Preis  des  Holzes  manche  nützliche  Erfindung  hervorge- 
bracht, und  die  schiffbauenden  Nationen  verstehen  es  jetzt  wohl,  ihre 
Masten  aus  mehreren  Stücken  zusammen  zu  setzen,  da  die  grossen  Tan- 
nen zu  selten  und  darum  für  sie  zu  theuer  geworden  sind ;  unsere  Müh- 
len- und  Hammerwerke,  die  jetzt  das  Holz  zu  grossen  Stücken  un- 
gleich theurer  bezahlen  müssen,  als  vor  30  und  mehreren  Jahren,  sind 
schon  auf  manche  brauchbare  Erfindung  gekommen,  um  das  Holz  spar- 
samer zu  gebrauchen  oder  es  auf  andere  Art  zu  ersetzen  u.  s.  w.  —  Es 
giebt  in  allen  Welttheilen  noch  Gegenden  genug,  die  mit  ungeheuren 
Waldungen  bedeckt  sind,  welche  noch  gar  nicht  benutzt  werden;  dahin 
wird  nach  und  nach  die  erhöhte  Kultur  unseres  Bodens  solche  Nutzungen 
verweisen,  zu  denen  unser  Boden  zu  kostbar  geworden  ist,  und  wir 
werden  mit  den  Produkten  eines  kultivirten  Morgens  die  Produkte  von 
10  und  100  Morgen  eines  entfernten  Landes  bezahlen  können.  —  Es 
giebt  in  Deutschland  so  manches  Territorium,  wo  der  Landesherr  sich 
um  den  Holzanbau  seiner  XJnterthanen  eben  so  wenig  als  um  den  Boggen- 
bau bekümmert,  und  wo  er  um  die  Forsten  des  Adels  sich  nicht  beküm- 
mern darf,  und  —  die  dortigen  adligen  Güter  haben  dennoch  Holz  ge- 
nug und  die  XJnterthanen  des  Landes  erfrieren  niohf 
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Wen  diese ,  vielleicht  schon  zu  langen ,  Aoszüge  nicht  liherzeugen, 
das8  die  Besorgniss  yor  Holzmangel  ungegründet,  und  dass  Staatsforsten 
nicht  erforderlich  sind,  der  möge  gefälligst  Alles,  was  Krag  darüher  in 
seinen  Betrachtungen  über  den  Nationalreichthum  desFreussischenStaatSy 
Th.  2.  S.  431 — 470  gesagt  hat,  lesen  und  bedenken  ^).  Indessen,  wenn 
man  Staatsforsten  auch  für  nützlich  oder  sogar  für  nothwendig  halten 
wollte ,  so  wird  der  Staat  dieses  Eigenthum  doch  nicht  bewahren  kön- 
nen. Damit  nicht  in  Kriegszeiten  zu  schlechten  Preisen  yerkauft  wer- 
den muss,  soll  man  schon  in  Friedenszeiten  verkaufen,  dadurch  die 
Staatsschuld  vermindern  uüd  so  einen  Zustand  schaffen,  der  Vertrauen 
erweckt  und  Stärke  verleiht,  wenn  KriegsgefaEihr  droht.  Falls  es  aber 
nicht  möglich  wäre,  alle  Staatsforsten  gleichzeitig  zum  Yerkauf  zu  brin- 
gen, so  möge  man  nicht  die  schlechtesten,  sondern  die  besten  zuerst 
verkaufen ,  weil  durch  den  Kaufpreis  der  letzteren  mehr  als  durch  den 
der  ersteren  von  der  Staatsschuld  sogleich  abgezahlt  werden  kann ,  was 
wieder  ein  Gewinn  ist.  Man  könnte  nun  vielleicht  meinen,  dass  ein 
Yerkauf  der  Staatswaldungen,  so  wie  auch  der  Domänenvorwerke,  in 
kleinen  Parzellen  ein  grösseres  E^ufgeld  bringen  möchte,  als  in  grossen 
Flächen.  Dies  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Indess  wäre  dies 
doch  unpraktisch.  Die  Ausarbeitung  geeigneter  ParzeUirungspLäne  und 
deren  Bevidirungen  würden  so  viel  Arbeit  und  Schreibwerk  kosten,  dass 
viele  Jahre  darüber  hingehen  müssten.  Verkäufe  im  Grossen,  z.  B.  an 
eine  oder  mehrere  Kapitalistengesellschaften  würden  schneller  ausführ- 
bar sein,  und  wo  dann  Parzellirungen  den  Umständen  nach  vortheilhaft 
sind,  werden  sie  von  den  Erwerbern  im  Laufe  der  Zeit  ohne  Zweifel 
bewirkt  werden. 


§.  29.     VERÄUSSERÜNG  DER  DOMÄNEN  UND  FORSTEN  IN  PREÜSSEN. 

Dass  das  Edikt  und  Hausgesetz  vom  17.  December  1808  (S.  111) 
zu  Stande  kam,  haben  besonders  Stein,  Schön  und  Fincke  bewirkt. 
Man  legte  damals  Werth  auf  die  Erfeihrung,   dass  Verwaltung  für  An- 


1)  Aus  der  landwirthschAftlichen  Beschaffenheit  der  Brasilianischen  Küstenge- 
biete, wie  sie  sich,  versteckt  von  Wald  and  Wasser,  in  endlosen  Verzweigungen  un- 
terhalb der  weit  landeinwftrts  liegenden  Gebirgsketten  ausbreiten ,  hat  man  sich  vor 
Allem  den  Begriff  Feld  ganz  hinweg  zu  denken.  HSlt  es  doch  schwer,  das  kleinste 
Stttck  Land  drei  Monate  lang  vor  der  Ueberwucherang  das  allmUig  auftretenden 
Pflanzenwuchses  zu  schfitzen.  Wald  war  und  ist  jede  Oberfläche ,  welche  die  See 
nicht  fortwährend  überspült.  Wald  wird  wieder  jede  Oberfläche  in  unglaublich 
kurzer  Zeit.  Petermann^  geographische  Mittheilungen.  1866.  VIII.  S.  Sil.  —  In 
Häfen  des  Bottnischen  Meerbusens  wird  Tannenholz  nach  dem  Cap  und  sogar  nach 
Australien  verschiflt.  —  Eiserne  Schiffe  treten  Immer  mehr  an  die  Stelle  von  höl- 
zernen 
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dere  niemals  dieselben  Früchte  trägt  ^  als  durch  den  Eigenthümer,  mitr- 
hin  der  Uebergang  der  Domänen  in  freies  Eigenthum  ein  ausserordent- 
liches Aufblühen  des  Landes  zur  Eolge  haben  müsste,  wie  denn  gerade 
in  den  Ländern ,  welche  keine  Domänen  kannten,  England  und  Frank- 
reich, die  Landwirthsohaft  am  höchsten  gestiegen  sei.  Das  Nachthei- 
lige der  Domänen  in  Hinsicht  auf  Nationalvermögen,  gute  Organisation 
der  Yerwaltungsbehörden ,  Sittlichkeit  derselben,  war  nach  Stein's  ür- 
theil  unbezweifelt;  ebenso  führte  Schön  gegen  die  Beibehaltung  der  Do- 
mänen das  Heer  der  Angestellten  und  den  nachtheiligen  Einfluss  des 
Domanialinteresses  auf  die  Landesgesetzgebung  an.  XJnd  da  alle  Ver- 
suche, bedeutende  Geldanleihen  auf  massige  Bedingungen  zu  machen, 
misslangen,  so  war  es  unbedingt  yortheilhafter,  Eigenthum  abzutreten, 
welches  nur  zu  3  bis  4^  benutzt  wurde,  als  auf  Anleihen  zu  10  bis  20^ 
einzugehen  ^),  um  so  mehr,  als  der  Ausfall  des  Ertrages  der  yerkauften 
Domänen  in  der  Jahreseinnahme  sehr  bald  in  Folge  ihrer  besseren  Be- 
wirthschaftung  durch  steigende  Steuer  gedeckt  werden  musste.  So  ward 
denn  die  Maassregel  selbst  beschlossen  und  bald  nach  dem  Tilsiter  Frie- 
den eingeleitet  Ln  Jahre  1805  hatte  Krug  den  reinen  Ertrag  des  Do- 
mänenlandes auf  1  Thlr.  15  Ogr.  5  Pf.  und  den  reinen  Ertrag  des  Forst- 
landes auf  8  Ggr.  für  den  Morgen  im  Durchschnitt  berechnet;  1810 
oder  1811  rechnete  er  aber  den  Beinertrag  der  Staatsforsten  durch- 
schnittlich nur  etwas  über  4  Ggr.  19-|^  Pf.  für  den  Morgen.  Im  Ja- 
nuar 1808  gewährte  die  Schätzung  der  Domänen  nach  ihrem  Ertrage  die 
Ueberzeugung,  dass  man  an  ihnen  ein  nutzbares  Yermögen  yon  £eu»t 
60  MiU.  Thalem  besitze  ^) ,  dessen  Verkauf  unter  günstigen  Umständen 
einen  bedeutend  höheren  Preis  ergeben  musste,  da  die  bisherigen  An- 
schläge, wie  Stein  sich  überzeugt  hatte  ^  nach  einem  äusserst  fehlerhaf- 
ten, trügerischen,  allein  die  ungebührliche  Bereicherung  der  Pächter 
yersichemden  Verfahren  gemacht  waren.     Vincke^)  nahm  im  Februar 


1)  Die  erste  Anleihe,  welche  die  Prensaische  Regierung  im  AuBlande  machte, 
liess  sie  1793  in  Frankfurt  a.  M.  durch  die  Seehandlang  absehliessen.  Nach  Hoff- 
mann's  Berechnung  bezogen  die  GIfiubiger  mehr  als  14^  }  Zinsen  jährlich.  Vergl. 
Krug  j  Geschichte  der  Preussischen  Staatsschulden.     S.  31  —  35. 

2)  Nach  der  Sch&tzung  des  G.R.  v.  Balthasar  56}  Millionen.  Es  berechnete 
der  Minister  v.  Schrötter  die  Domänen  in  Ostpreussen  und  Litthauen  auf  15|  Mil- 
lionen, Gehelmrath  ▼.  Borgstede  die  in  Pommern  und  Neumark  auf  16  bis  17  Mil- 
lionen ,  die  Westpreussischen  wurden  auf  ungefähr  6  Millionen  angeschlagen ,  die 
der  Kurmark  waren  im  Juni  1807  auf  11,900,000  Thaler  berechnet,  während  die 
Kurmärkischen  Rittergüter  15,590,000  Thaler  werth  sein  sollten.  Die  Schlesischen 
Domänen  waren  verhältnissmässig  nicht  bedeutend.  PertXj  Leben  Stein's  Bd.  II 
S.  100.  614. 

3)  Vergl.  Schenkung  und  Verkauf  Ton  Staatsdomänen  und  Forsten,  in  den 
Schleaischen  Proviniialhlättem.    Bd.  2.    1863.    S.  687  — 599. 
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1808  den  Beinertrag  der  DomänengrondBtücke  nur  za  1  Thlr.  10  6gr. 
6  Pf.  und  der  Forsten  nur  zu  1  Ggr.  7-J^  Pf.  fiir  den  Morgen  an.  Der 
Kapitalwertb  der  Domänengrundstücke,  der  beständigen  Gefiüle  und 
sonstigen  Nutzungen  ^  sowie  der  Forsten  nahm  er  zu  116,126,035  Thlr. 
an,  und  meinte,  wenn  die  Domänen  hierfür  yeräuBsert  würden,  und 
diese  Yerkaufssumme  nur  zu  4  ^  genutzt  würde ,  so  würde  solches  jähr- 
lich ertragen 4,645,041  TWr. 

dazu  Ersparnisse  an  Yerwaltungskosten 568,909 

gäbe  einen  Reinertrag  von 5,213,950  Thk. 

dagegen  der  bisherige  XJeberschuss  gewährt  hätte     .     2,878,469     - 

mithin  ein  jährlicher  Vortheil  von 2,335,481  Thlr. 

Um  die  rechtlichen  Hindemisse  der  Domänenveräusserung  zu  be- 
seitigen ,  bedurfte  es  nun  eines  neuen  Hausgesetzes  unter  Zustimmung 
aller  regierungsfähigen  Nachkommen  Friedrich  Wilhelm's  I;  der  Ent- 
wurf dazu  wurde  dem  Geh.  Legationsrath  v.  Baumer  aufgetragen.  Ein- 
zelne Geschäftsmänner  hatten  sich  in  Rücksicht  auf  die  Hausgesetze  ge- 
gen die  Domänenveräusserungen  erklärt;  das  Abtreten  ganzer  Provin- 
zen, meinte  der  eine,  sei  nicht  so  schlimm,  als  das  Aufgeben  des  Grund- 
satzes der  Unveräusserlichkeit;  ein  Aufhebungsdekret  werde  das  Miss- 
trauen gegen  die  Sache  nicht  wegnehmen,  den  Kredit  noch  vermindern, 
für  Gegenwart  und  Zukunft  schaden.  Darauf  war  natürlich  zu  erwi- 
dern, dass,  wenn  die  Rettang  des  Landes  in  Frage  kommt,  es  nicht 
weniger  rechtsgültig  ist,  Domänen  zu  veräussem,  als  ganze  Provinzen 
abzutreten.  Den  Entwurf  des  Hausgesetzes  überreichte  der  Kanzler 
V.  Schrötter  am  4.  November  1808.  Stein  fand  darin  eine  Abänderung 
nöthig.  ,,Um  Missbräuche  zu  verhüten,  wird  man  die  Befugnisse  zur 
Yeräusserung  der  Domänen  einschränken  müssen  auf  den  Zweck  der 
Schuldentilgungen;  ein  Verschenken  muss  aber  schlechterdings  verboten 
bleiben."  Duxch  eine  Kabinetsordre  vom  9.  desselben  Monats  wurde  nun 
dem  Kanzler  aufgegeben,  die  Yeräusserung  nur  auf  die  Nothwendigkeit 
zu  beschränken  und  nach  diesem  Grundsatz  die  Fassung  zu  ändern.  Mit 
dieser  Umarbeitung  wurde  das  Gesetz  späterhin  dem  Könige  wieder  vor- 
gelegt und  auch,  nachdem  Stein  am  24.  November  entlassen  worden, 
von  dem  Könige  und  den  Prinzen  des  königlichen  Hauses  zu  Königsberg 
am  17.  December  1808  vollzogen.  Indem  das  Edikt  und  Hausgesetz 
die  landreohtlichen  Vorschriften,  nach  welchen  Domänengüter  nur  in 
so  weit  an  einen  Privatbesitzer  gültig  gelangen  können,  als  der  Staat 
dagegen  auf  andere  Art  schadlos  gehalten  wird,  deklarirt,  verordnet 
es,  dass  eine  Verschenkung  der  Domänen  nicht  stattfinde,  vielmehr  zu 
jeder  Zeit,  sowohl  von  dem  Geschenkgeber  selbst,  als  von  seinem  Nach- 
folger widerrufen  werden  könne,  und  dass  dem  jedesmaligen  Souverain 
die  Veräusserung  gegen  Entgelt  nur  in  dem  Fall  gestattet  sein  soll,  wenn 
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das  wahre  Bedüifniss  des  Staats  eintritt  und  mit  dem  Kaofgelde  oder 
dem  erliehenen  Kapital  Schulden  des  Staats  bezahlt  werden  müssen,  die 
in  der  Erhaltung  desselben  entstanden  sind;  „eis  solche  erklären  Wir 
zugleich  alle  jetzt  Torhandenen  Schulden  und  diejenigen ,  die  zur  Be- 
zahlung der  an  Frankreich  abzutragenden  Kriegskontribution  yerwen- 
det  werden.''  Für  die  Provinzen  und  Gebiete,  auf  welche  das  Edikt 
von  1808  nicht  Anwendung  findet,  bestimmte  die  Yerordnung  yom 
9.  März  1819,  dass  Yerschenkungen  von  Domänen  nicht  stattfinden 
können,  bestätigte  jedoch  diejenigen  Donationen  ausdrücklich,  „welche 
in  Beziehung  auf  die  glorreichen  Ereignisse  der  Jahre  1813,  1814  und 
1815  in  den  erwähnten  Provinzen  gemacht  sind."  SübisichtUch  ähnli- 
cher in  den  Provinzen,  auf  welche  das  Edikt  Anwendung  findet,  ge- 
machten Donationen  ist  nachträglich  durch  eine  als  Gesetz  verkündigte 
königliche  Yerordnung  eine  ausdrückliche  Bestätigung  nicht  erfolgt^  doch 
sind  auch  sie  von  dem  Nachfolger  des  Geschenkgebers  nicht  widerrufen. 
Dass  Stein  besonders  bestrebt  war,  dem  Yerschenken  von  Domänen  vor- 
zubeugen, wurde  wahrscheinlich  durch  die  Yerschenkung  von  Staatsgü- 
tern, deren  Werth  zu  20  Millionen  Thalem  angegeben  worden  ist,  un- 
ter der  Hoym'schen  Yerwaltung  in  Südpreussen  veranlasst^). 

Die  Staatsforsten  sind  in  dem  Edikt  und  Hausgesetz  vom  17.  De- 
cember  1808  nicht  ausdrücklich  erwähnt.  Dass  diese  aber  unter  den 
Domänen  des  Staats  mit  verstanden  sind,  ergiebt  die  in  Königsberg  schon 
am  20.  Januar  1808  an  den  Geheimenrath  Sack  erlassene  Kabinetsordre, 
welche  hier  folgt: 

„Dass  die  Yeräusserung  der  Domänen  in  Bücksicht  auf  den  Natio- 
nalwohlstand eine  wohlthätige  Operation  sei,  hat  eine  verständige  Staats- 
wirthschaft  längst  entschieden.  Die  Besultate  der  Erfahrung  haben  die 
Behauptungen  der  Theorie  überall  bestätigt,  und  die  Güterkultor  ist  in 
den  Ländern  am  blühendsten,  in  denen  es  keine  Domänen  giebt.  Dass 
die  Nothwendigkeit  diese  Yeräusserung  jetzt  gebiete,  müsst  ihr  aner- 
kennen, und  eure  Bemerkung,  dass  dadurch  die  Objekte  der  SioheiAieit 
und  des  Kredits  vermindert  werden,  erledigt  sich  von  selbst,  indem 
durch  den  Yerkauf  Geld  zusammengebracht  und  in  eben  dem  Maasse  die 
auswärtige  Anleihe  unnöthig  gemacht  wird.  Es  ist  jedoch  allerdings 
Unsere  Absicht,  den  Yerkauf  der  Domänen  nicht  zu  übereilen,  und  eben 
deshalb  ist  die  Ausfertigung  von  Pfändbriefen,  als  ein  Mittel  Kredit  zu 
erhalten,  gewählt  worden,  daher  die  Yoraussetzung  des  Kr.-  und  D.-R. 
von  Balthasar,  als  ob  die  von  uns  befohlene  Einleitung  der  Domänen- 
veräusserung  die  Bepfandbriefimg  entbehrlich  mache,  berichtigt  wer- 
den muss.     Was  Wir  in  Ansehung  der  Yeräusserung  angeordnet  haben, 

1)  Vergl.  O.   E.   Schuck^    die    Güterverschleuderung   in   Südpreussen   und    das 
schwane  Register,  in  den  Abhandlangen  der  Schlesischen  Gesellschaft,  Jahrg.  1866. 
Bergins,  FimiizwiMensch.    8.  Aofl.  22 
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sind  nur  yorbereitende  Maassregeln,   deren  Ausföhmng  erfolgen  soll, 
wenn  Wir  den  rechten  Zeitpunkt  dazu  ersehen  werden.     Es  yersteht 
sich  also  auch  von  selbst,    dass  vor  erfolgter  Evakuation  der  Provinzen 
hierzu  nicht  geschritten  werden  wird,   und  die  Sache  mit  der  grössten 
Verschwiegenheit  zu  behandeln  ist.    Was  den  Einwand  der  Unveräusser- 
lichkeit  der  Domänen  betrifft,    so  beruht  solcher  auf  irrigen  Eechtsbe- 
griffen.     Weder  die  Achilläische  Disposition  vom  Jahre  1473  noch  die 
Hausyerträge  yom  29.  April  1599,  11.  Januar  1603  und  24.  Januar  1752 
haben  die  Inalienabilität  in  der  behaupteten  Art  festgesetzt;    es  ist  in 
diesen  nur  das  Frimogeniturgesetz  in  Rücksicht  auf  die  Succession,  mit- 
hin die  Untheilbarkeit  der  Ton  dem  regierenden  Herrn  hinteriassenen 
Staaten,   angeordnet.     Die  Dispositiones  von  1710  und  1713  setzen  die 
XJnveräusserlichkeit  der  Domänen  als  eines  Familienfldeikommisses  nach 
gewöhnlichen  Staatsprincipien  voraus  und  bestätigen  solche.     Aber  die 
Eigenschaft  eines  Familienfideikommisses  für  das  regierende  Haus  ist, 
wie  auch  der  Inhalt  des  Edikts  vom  13.  August  1713  deutlich  sagt,  der 
Eigenschaft  eines  Staatseigenthums  untergeordnet,    und  es  kann  keinem 
Bedenken  unterworfen  sein,    den  Sou verain  zu  solchen  Dispositionen 
über  die  Domänen,   durch  welche  ihr  schädlicher  Einfluss  auf  das  Na- 
tionalvermögen  verhindert  wird,    zu  ermächtigen.     Diese  Disposition 
muss  und  wird  die  Nation ,   die  über  ihren  wahren  Yortheil  belehrt  ist, 
ihm  danken,  und  statt  das  öffentliche  Vertrauen  zu  der  Regierung,  wie 
der  Herr  G.  L.K  v.  R.  besorgt,   zu  schwächen,   wird  diese  Operation 
das  Band  zwischen  dem  Regenten  und  den  XJnterthanen  nur  befestigen. 
Das  Allgemeine  Landrecht  kann,  wie  der  Er.-R.  v.  Balthasar  ohne  Grund 
annimmt,   nicht  dahin  gedeutet  werden,   dass  es  den  Landesherm  nur 
zu  Erbverpachtungen  berechtige,   da  es  mit  der  grössten  Bestimmtheit 
sagt:  dass  Domänengüter  an  einen  Frivatbesitzer  gelangen  können,  wenn 
der  Staat  dagegen  schadlos  gehalten  wird.     Diese  Schadloshaltung  ist 
der  Eiaufwerth,    der  in  der  gegenwärtigen  Lage  des  Staats  eine  um  so 
vollständigere  Entschädigung  genannt  werden  muss,  als  der  Staat,  wenn 
er  die  durch  den  Friedensschluss  zu  Tilsit  von  überlegener  Macht  ihm 
auferlegten  Bedingungen  erfüllen  will,   mit  weit  grösseren  Kosten  Geld 
anschaffen  und  das  Nationalvermögen,   welches  durch  den  Verkauf  von 
Domänen  an  Frivateigenthümer  gewinnt,  weit  beträchtlicher  vermindern 
müsste,   als  durch  die  Verwendung  des  aus  dem  Domänenverkauf  zu  lö- 
senden Geldes  nunmehr  geschehen  wird.     Die  Verschuldung  und  Ver- 
erbpachtung der  Domänen,   welche  doch  der  Er.-R.  v.  Balthasar  selbst 
vorschlägt,    sind  dem  Wesen  eines  beständigen  Familien£deikommisses 
eben  sowohl  zuwider  als  der  Verkauf  derselben.     Wenn  man  indess  das 
Frinzip  der  TJnveräusserlichkeit  geltend  machen  will,    so  muss  man  an- 
dere Hülfsmittel  für  die  jetzige  Lage  des  Staates  substituiren  und  muss 
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beweisen,   dass  diese  Hülfsmittel  der  Yerlegenheit  eben  so  sicher  und 
eben  so  wohlfeil  abhelfen ,   als  der  Domänenverkaof.     Seit  dem  Frieden 
zn  Tilsit  hat  sich  das  Yerhaltniss  des  Staats  wesentlich  geändert,   und 
was  auch  immer  gegen  die  Maassregel  des  Domänenyerkaufs  in  früheren 
Yerhaltnissen,    obwohl  ohne  hinreichenden  Grund,   angeführt  werden 
könnte,  so  kann  man  nicht  über  die  Eorderung  der  Nothwendigkeit,  sich 
ihrer  zum  Wohl  des  Ganzen  zu  bedienen,   hinauskommen.     Das  Testa- 
ment des  Königs  Friedrich  11  Majestät,   welches  ihr  mit  eurem  Bericht 
Yom  10.  d.  M.  eingesandt  habt,  ist  übrigens  so  wenig  entgegen,  dass  es 
die  Maassregel  vielmehr  begünstigt,   indem  darin  der  Schatz  un  bien 
appartenant  a  Tfitat  qui  ne  doit  servir  qu'^  d^fendre  les  peuples  ou  les 
Boulager  genannt  wird.     Was  der  Zr.-R.  v.  Balthasar  wider  die  Verbin- 
dung der  Domänen  mit  den  ritterschaftlichen  Kreditsystemen  bemerkt, 
finden  Wir  der  Sache  nicht  angemessen.     Nur  insoweit,   als  der  Kredit 
der  Ton  den  ritterschaftlichen  Systemen  auf  Friyatgüter  ausgestellten 
PfEindbriefe  durch  die  Vermehrung  derselben  geschwächt  wird,   könnte 
der  Widerspruch  der  Eitterschaft  motivirt  werden.     Wir  haben  jedoch 
zu  ihrer  patriotischen  Anhänglichkeit  an  Unsere  Person  und  an  die  Ver- 
fassung des  Staats  um  so  mehr  Vertrauen,   dass  sie  diesen  Widerspruch 
in  der  gegenwärtigen  Lage  nicht  manifestiren  werden,    als  ihr  Uns  die 
Bereitwilligkeit  der  Ghurmärkischen  Hauptlandschafts -Direktion  vorläu- 
fig schon  einberichtet  habt.     Dass  der  Zinsfnss  und  das  bewiHigungsfä- 
hige  Quantum  der  Pfeuidbriefe  jederzeit  nach  der  Einrichtung  des  Kre- 
ditsystems sich  richte,   versteht  sich  von  selbst.     Die  Erbverpachtung 
findet  nach  der  Natur  der  Sache  immer  weniger  Konkurrenz,   als  der 
Verkauf  des  freien  Eigenthums,   weshalb  bei  der  Einleitung  des  Ver- 
kaufsgeschäfts geblieben  werden  muss.     Auch  bleibt  eine  nur  vererb- 
pachtete Domäne  noch  immer,   was  sie  war,   Eigenthum  in  der  todten 
Hand.     Hinsichtlich  der  Beibehaltung  der  Forsten  können  Wir  eurem 
und  des  Kr.-£.  v.  Balthasar  Sentiment  nicht  beipflichten.     Er£Eihrung 
und  Theorie  stehen  ihm  entgegen,   und  es  ist  mit  Sicherheit  zu  erwar- 
ten ,    dass  die  Klage  über  Holzmangel ,   die  in  Unseren  Staaten  so  laut 
gehört  wird,  sich  verlieren  werde,  sobald  die  grosse  mit  Holz  nicht  be- 
wachsene Heizfläche  (deren  Ertrag  der  Kr.-B.  v.  Balthasar  in  der  Kur- 
mark und  Pommern  auf  wenige  Gbroschen  pro  Morgen  anschlägt)  ein 
Privateigenthum  wird.     Da  die  Forsten  des  Staats  nur  mittelst  Admini- 
stration benützt  werden  können,   eine  Benutzungsart,   die  man  bei  der 
Acker-  und  Viehwirthschaft  schon  verwerflich  gefunden  hat,   so  liess 
sich  der  Erfolg  freilich  nicht  anders  erwarten,   als  ihn  die  Erfahrung 
bisher  erwiesen  hat.     Die  Forsten  können  daher  vom  Verkauf  nicht  aus- 
genommen vierden ,    und  habt  ihr  auch  mit  der  Ausmittelung  ihres  Er- 
trages vorzugehen.'' 

22  * 
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Ein  Yon  Goltz,  Altenstein,   Dohna  und  Beyme  gegengezeichnetes 
königliches  Fabükandoni,  d.  d.  Königsberg  den  6.  November  1809,  be- 
fahl das  Edikt  und  Hausgesetz  vom  17.  December  1808  „ordentlich  zu 
publiciren'^    Die  in  der  Zwischenzeit  vom  Könige  vollzogene  Geschäfts- 
instruktion für  die  Begierungen  hatte  schon  bestimmt,  die  Eegierungen 
hätten  „sich  folgende  Grundsätze  zur  Regel  dienen   zu   lassen,    dass: 
a)  sämmtliche  Domänen  gegen  angemessene  Entschädigung  allmälig  in 
ein  erbliches,  möglichst  freies  und  unwiderrufliches  Frivatbesitzthum  zu 
verwandeln"  u.  s.  w.     Demnächst  wurde  am  25.  Oktober  1810  eine  kö- 
nigliche Instruktion  für  die  Regierungen  über  die  Yeräusserung  und  Be- 
nutzung der  Domänen  erlassen  ^).    Danach  konnten  alle  DomänengeMle 
abgelöst  werden.     Die  abzulösende  Summe  wurde  mit  7  •^,  also  nur  zum 
H^fiftchen  Jahresbetrage ,   zu  Kapital  gerechnet  und  in  baarem  Gelde 
oder  Staatspapieren  jeder  Art  nach  dem  Gourse  bezahlt,   doch  wurden 
Münzscheine   und   Obligationen   von   der   Holländischen  Anleihe   zum 
Nennwerth  angenommen,    obgleich   man   sie  für  viel  weniger  kaufen 
konnte.     „Die  Domänen  werden  entweder  verkauft  oder  vererbpachtet 
oder  in  Zeitpacht  ausgethan  oder  administrirt.     Der  Verkauf  und  die 
Yererbpachtung  erfolgt  in  der  Regel.''     Wenn  Zeitverpachtung  einträte, 
sollten  kurze,   die  Kultur  behindernde  Fachtperioden  möglichst  vermie- 
den ,   und  zur  Administration  der  Domänen  nur  im  äussersten  NoÜifedl 
geschritten  werden.  ^  Bei  Yeräusserung  durch  Licitation  war  eine  neue 
Yeranschlagung  in   der  Regel   nicht  nöthig;   es   wurde   vielmehr  die 
alte  Pachtsumme  zum  Grunde  gelegt.     Der  Ertrag,   mit  6-^,   also  der 
16-|flAche  Jahresertrag,   zu  Kapital  gerechnet,   war  das  Minimum  des 
Kaufwerths.     Forstreviere,  welche  in  den  Grenzen  der  Yorwerksgrund- 
stücke  oder  mit  denselben  in  unzertrennlichem  Zusammenhange  liegen, 
werden  stets  mit  denselben  veräussert.     Einzeln  veräussert  werden  da- 
gegen getrennte  Reviere,   deren  Boden  und  Lage  sich  mit  überwiegen- 
dem Yortheil  zu  Getreidebau,   Wiesennutzung,   Etablissements  u.  s.  w. 
eignen.      „Ausgenommen  bleiben  in  der  Regel  von  der  Yeräusserung 
sehr  grosse  Forsten,   Strandforsten  zum  Schutze  gegen  Yersandungen, 
Forsten,   die  sich  an  Strömen  zu  gleichem  Zwecke  befinden,   Forsten, 
welche  dem  Staate  zu  Erhaltung  wichtiger  Fabriken  oder  anderer  Zwecke 
wichtig  sind.     Wegen  etwa  zu  machender  Ausnahmen  muss  berichtet 
werden.''   Die  Wünsche  der  Liebhaber  sollten  hauptsächlich  bestimmen, 
welche  Reviere  zunächst  zur  Yeräusserung  kommen,   doch  war  zur  Er- 
sparung der  Administrationskosten  möglichst  dahin  zu  sehen,  dass  jedes- 
mal ein  ganzes  Revier,   oder  doch  so  viel  davon  abgenommen  werde, 
dass  ein  Forstbedienter  für  die  Zukunft  entbehrlich  wird.     „Erledigte 

1)  Ein  Auszug  daraus  befindet  sich  in  Kraus,  Staatswirthschaft.    Th.  5.  S.  297 
—  318. 
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Stellen,  welche  der  beyorstehenden  Yeräusserang  halber  vielleicht  ganz 
eingehen  dürften,  sollen  nur  interimistisch  besetzt  werden.  Die  Yerse- 
Izong,  Fensionirung  oder  Entschädigung  der,  durch  die  Yerausserung 
ganz  entbehrlichen  oder  an  ihren  Einnahmen  yerkiirzten  Eorstbedien- 
ten,  erfolgt  nach  allgemeinen  Ghrundsätzen,  und  müssen  deshalb  mit 
Rücksicht  auf  Lokalyerhältnisse ,  Dienstzeit  und  Yerdienste  von  den 
Begierungen  jedesmal  besondere  Yorschläge  gethan  werden."  Es  soll- 
ten die  Forsten  abgeschätzt  werden.  Wenn  der  Boden  nur  zur  Holz- 
kultur geeignet  war,  so  sollte  sowohl  bei  Kauf  als  Erbpacht  der  Werth 
des  bereits  haubaren  Holzes  als  Kauf-  oder  Erbstandsgeld  erlegt  werden. 
Zweidrittel  des  forstwirthschaftlich  berechneten  künftigen  Ertrages  ga- 
ben den  Erbkanon,  und  mit  6^  zu  Kapital  gerechnet,  den  Kau^reis 
der  Eorst.  Wenn  der  Forst  zur  Urbarmachung  geeignet  ist,  so  sollte 
der  Ertrag  ökonomisch  abgeschätzt  und  danach  der  Kapitalwerth  a  6^ 
ermittelt,  der  Holzwerth  hinzugerechnet,  die  Badungs-  und  XJrbarma- 
chungskosten  aber  abgerechnet  werden.  Bei  Yerkauf  oder  Yererbpach- 
tnng  der  Yorwerke  ohne  Licitation  war  eine  genauere  Ertragsermitte- 
lung nöthig.  Yon  der  Licitation  wurde  abgestanden,  wenn  Jemand  das 
nach  der  alten  Fachtsumme  ermittelte  Ertragsquantum  nicht  allein  de- 
cken, sondern  noch  besondere  Yortheile  bieten  wollte,  und  auch  in 
einigen  anderen  Fällen.  Bei  Yeräusserungen  oder  Yererbpachtungen 
mit  Licitation  konnten  |-  des  Kauf-  oder  Erbstandsgeldes  in  Staatspapie- 
ren u.  s.  w.  nach  dem  Nennwerth  berichtigt  werden. 

Dass  nach  fieser  yon  Hardenberg  gegengezeichneten  Listruktion  die 
Forstbeamten  ihren  Einfluss  geltend  machen  würden,  um  dem  Yerkauf 
der  Staatsforsten  entgegenzuarbeiten,  hätte  man  wohl  denken  können. 
Den  Forstbeamten,  welche  durch  den  Yerkauf  des  yon  ihnen  verwalte- 
ten Beviers  entbehrlich  wurden ,  war  eine  gesicherte  Zukunft  nicht  in 
Aussicht  gestellt;  sie  werden  also  weniger  für,  als  gegen  den  Yerkauf 
gewirkt  haben.  Man  hätte  allen  entbehrlich  werdenden  Forstbeamten 
eine  g^te  Pension  (S.  98),  oder  yielmehr  nicht  bloss  ihr  ganzes  recht- 
mässiges Amtseinkommen  als  Pension  gewähren,  sondern  ihnen  auch 
aus  den  Kaufgeldem  noch  eine  tüchtige  Tantieme  versprechen  soUen. 
Denn  wenn  man  ein  grosses  Werk  durchführen  will,  so  muss  man  auch 
die  entsprechenden  Mittel  daran  setzen,  und  dazu  hätte  nothwendig  ge- 
hört, dass  man  die  bereitwilligste  Unterstützung  und  eifrigste  Dienst- 
leistung von  Seiten  des  grossen  Corps  der  Forstbeamten  erkaufte. 

Das  zwei  Tage  später,  am  27.  Oktober,  erlassene  Edikt  über  die 
Finanzen  sprach  abermals  die  Absicht  des  Königs  aus,  die  Domänen 
zur  Tilgung  der  Staatsschulden  zu  verwenden;  zu  dem  Ende  sei  ihr 
successiver  Yerkauf  beschlossen,  wobei  die  Staatspapiere  zu  -1  nach  dem 
Nominalwerth  angenommen   werden  sollten;    „femer  haben  Wir  be- 
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schlössen ,    die  geistlichen  Güter  in  Unserer  Monarchie  zu  säkularisiren 
und  yerkaufen  zu  lassen,   das  Aufkommen  davon  aber  gleichfalls  dem 
Staatsschuldenabtrage  zu  widmen,   indem  Wir  für  vollständige  Fensio- 
nirung  der  jetzigen  Ffründner  und  für  reichliche  Dotirung  der  Pfarreien, 
Schulen  und  milden  Stiftungen  sorgen.     Wir  haben  hierin  nicht  nur 
das  Beispiel  fast  aller  Staaten  und  den  allgemeineo  Zeitgeist  vor  uns, 
sondern  auch  die  Ueberzeugung,  dass  Wir  weit  mehr  der  Gerechtigkeit 
gemäss  handeln,   wenn  Wir  jene  Güter  unter  den  oben  erwähnten  Be- 
dingungen zur  Bettung  des  Staats  verwenden,   als  wenn  Wir  zu  diesem 
Ende  das  Vermögen  Unserer  getreuen  Unterthanen   stärker  anziehen 
wollten.     Wäre  es  thuulich ,   nur  Unsere  Domänen  schnell  genug  gegen 
baares  Geld  umzusetzen,    so  würde  der  Werth  derselben  allein  hinrei- 
chen, Unseren  Verpflichtungen  zu  genügen,  ohne  irgend  einen  Anspruch 
an   das  Kapitalvermögen  Unserer   getreuen  Unterthanen   zu  machen/' 
Schon  unterm  30.  desselben  Monats  wurde  das  Säkularisations- Edikt 
vom  Könige  vollzogen  (S.  135).     Die  Forsten  sind  in  dem  Finanzedikt 
vom  27.  Oktober  1810  nicht  ausdrücklich  erwähnt.     Dass  aber  hier 
unter  Domänen  auch  die  Staatsforsten  verstanden  sind,   erweisen  das 
Edikt  wegen  Veräusserung  der  Domänen,  Forsten  und  geistlichen  Güter 
vom  27.  Juni  1811  und  das  schon  oben  (S.  111)  erwähnte  Staatsschul- 
dengesetz vom  17.  Januar  1820.     Nach  der  Verordnung  vom  16.  März 
1811  über  die  Ablösung  der  Domanialabgaben  jeder  Art  sollte  die  abzu- 
lösende Summe  25mal  genommen  oder  mit  4^  zu  Kapital  gerechnet  und 
in  baarem  Gelde  oder  in  anerkannten  Staatspapieren,  ^die  damals  sehr 
niedrig  standen,   nach  dem  Nennwerth  bezahlt  werden.     In  dem  eben 
erwähnten  Edikt  vom  27.  Juni  1811  wird  wiederholt  die  Absicht  er- 
klärt,  die  Schulden  des  Staats  nach  berichtigter  Kontributionszahlung 
an  Frankreich  allmälig  zu  tilgen.     Zu  dem  Ende  sollte  die  Veräusserung 
der  Domänen,  Forsten  und  geistlichen  säkularisirten  Güter  die  erforder- 
liche Ausdehnung  erhalten  und  —  ganz  praktisch  —  nach  dem  Grund- 
satz geschehen,   dass  die  reine  Beute  mit  einem  gleichen  Betrage  von 
Zinsen  von  Freussischen  Staatspapieren  erworben  werden  konnte.    Nicht 
bloss  die  pachtlosen,   sondern  auch  alle  übrigen  Aemter,    deren  Facht 
noch  fortläuft,   sollten  nach  einander  zur  Veräusserung  gestellt  und  bei 
der  letzteren  sollten  die  Fächter  an  die  Erwerber  mit  überwiesen  wer- 
den.    Eine  neue  Veranschlagung  war  in  der  Begel  nicht  erforderlich. 
Der  Werth  der  Forsten  jedoch  sollte  forstmässrg,  jedoch  mit  Berücksich- 
tigung  der  Lage  und  sonstigen  örtlichen  Verhaltnisse  abgeschätzt  werden. 
Das  Edikt  ftilirte  auch  diejenigen  Staatspapiere  an,  die  als  Zahlung  zum 
Nennwerth  angenommen  werden   konnten.     Das  Staatsschuldengesetz 
von  1820  bestimmte,   dass  der  Verkauf  der  Staatsgüter  und  die  Ablö- 
sung der  Domanialrenten,  Erbpachtgelder  u.  s.  w.  nur  noch  gegen  baares 
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Geld  zu  bewirken  sei.  Durch  einige  bald  nachher  ergangene  Bestim- 
mungen wurde  aber  gestattet ,  dass  Domänengefalle ,  besonders  gewisse 
Arten  und  namentlich  auch  links  der  Elbe  nicht  zu  4  ^  oder  zum 
2öfachen  Jahresbetrage,  sondern  für  einen  geringeren  Betrag  abgelöst 
werden  konnten. 

Nach  deu  geheimen  Beschlüssen  der  Wiener  Konferenzen  yom 
12.  Juni  1834  sollten  die  Deutschen  Fürsten  durch  Erhaltung  der  Do- 
mänen Yon  der  Yolksrertretung  unabhängig  gehalten  werden.  Als  nun 
in  dem  hierauf  folgenden  Jahre  in  Freussen  nach  dem  Ableben  des 
Finanzministers  Maassen  die  Domänenyerwaltung  yon  dem  Finanzmini- 
sterium an  das  Ministerium  des  königlichen  Hauses,  als  eine  besondere 
Abtheilung  —  zu  deren  Chef  Ladenberg  mit  Sitz  und  Stimme  im  Staats- 
ministerium für  die  Gegenstände  seines  Bessorts  ernannt  wurde  —  ge- 
langte^ hörten  die  Verkäufe  yon  Domanenyorwerken  beinahe  ganz  auf, 
und  durch  eine  Kabinetsordre  yom  19.  Juni  1837  wurde  auch  die  Ab- 
lösung der  Domänengefalle  erschwert.  Sie  sollten  nicht  mehr  zum 
20fiEU3hen,  sondern  überall  nur  zum  25fachen  Jahresbetrage  zugelassen 
werden.  Dennoch  fanden  fortwährend  Ablösungen  statt,  bis  die  Sache 
1850  (S.  206.  324)  anderweit  geordnet  wurde. 

Die  Yeräusserung  yon  Staatsforsten  hat  in  grossem  Umfange  über- 
haupt nicht  stattgefunden,  weder  yor  noch  nach  Verkündigung  des 
Staatsschuldengesetzes  yon  1820.  Der  Finanzminister  y.  Motz  ^)  war 
für  die  Yeräusserung.  Die  Kölnische  Zeitung  brachte  zwei  Bekannt- 
machungen yom  7.  Juli  1862  und  yom  10.  Juni  1863.  In  der  enteren 
gab  der  damalige  Finanzminister  y.  d.  Heydt  die  Gründe  an,  weshalb 
die  Yeräusserung  yon  Domänen-  und  Forstgrundstücken  seit  dem  Jahre 
1859  etwas  emsiger  als  bisher  habe  betrieben  werden  müssen,  in  der 
letzteren  sagte  aber  sein  Amtsnachfolger,  dass  die  Staatsyerwaltung 
nach  wie  yor  an  dem  Grundsatze  festhalte,  die  königlichen  Forsten  zu 
conseryiren.  Dieser,  C.  y.  Bodelschwingh,  welcher  auch  am  24.  März 
1857  Finanzminister  gewesen  war,  gehörte  noch  zu  denjenigen,  welche 
wegen  künftigen  Holzmangels  besorgt  sind.  Denn  an  gedachtem  Tage 
sagte  er  im  Abgeordnetenhause,  er  dürfe  „yersichem,  dass  die  Verwal- 
tung seit  langen  Jahren  und  auch  fortgesetzt,  seitdem  ich  die  Ehre 
habe,  ihr  yorzustehen,  den  Grundsatz  als  den  ersten  festhält,  dass  die 
Gegenwart  nicht  yerkürzt  werden  soll  in  Bezug  auf  Nutzungen  aus  den 


1)  Vamhagen  schrieb  am  21.  März  1828:  Eine  wesentliche  Verbesserung  der 
Finanzen  beabsichtigt  Herr  yon  Motz  durch  die  Verinssening  der  Domänen.  Er 
behauptet,  sie  trfigen  fast  nichts  ein,  und  würden  dnrch  die  blosse  Gnmdstener  dem 
Staate  in  fremden  Händen  mehr  nutzen ,  als  jetzt  bei  der  eigenen  Verwaltung.  Er 
wiU  eine  Druckschrift  darüber  veranlassen,  um  das  Publikum  mit  seiner  Ansicht  ver- 
traut zu  machen. 
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Waldungen  mit  Riicksioht  auf  die  kommenden  Zeiten,  aber  die  Porst- 
wirthschaft  muas  auch  ihr  Augenmerk  darauf  richten,  dass  es  für  die 
kommenden  Zeiten  nicht  an  dem  nöthigen  HoLse  fehle.'' 

•Obgleich  den  Staatsgläubigem  auch  mit  den  Staatsforsten  Garantie 
geleistet  ist,  erliess  am  16.  Juli  1821  Papst  Pius  YII  die  Bulle  de  salute 
animarum.     Als  ein  Vertrag  oder  Konkordat  ist  sie  nicht  anzusehen. 
Doch  wurde  sie  durch  eine  Kabinetsordre  yom  23.  August  1821  ihrem 
wesentlichen  Inhalte  nach ,   nämlich  in  Bezug  auf  die  Ausstattung  der 
Erzbisthümer  und  Bisthümer  der  katholischen  Kirche  des  Preussischen 
Staats  landesherrlich  sanktionirt.     Nach  der  Bulle  soDten  auf  die  dazu 
angewiesenen  Staatswaldungen  so  viel  Grundzinsen  errichtet  und  im  Jahre 
1833  eingetragen  werden,   als  auszustattende  Sprengel  da  sind,  so  dass 
jede  Diöcese  ein  Einkommen  hat,   welches  die  ausgesetzten  Einkünfte 
deckt;   und  wenn  bis  1833  diese  Grundzinsen  auf  die  Staatswaldungen 
nicht  sollton  eingetragen  werden  können,    so  sollton  mit  baarem  Gelde 
des  Staats  so  yiel  Grundstücke  erkauft  und  den  Kirchen  zum  eigenthüm- 
liehen  Besitz  übergeben  werden,    als  erforderlich  sind,   um  durch  ihr 
jährliches  Einkommen  den  Betrag  jener  Grundzinsen  zu  erreichen.    Diese 
Bestimmungen  sind  nicht  zur  Ausführung  gekommen  ^) ,    doch  scheint 
im  Jahre  1847  wircklich  noch  an  ihre  Ausführung  gedacht  zu  sein.     Es 
heisst  nämlich,  nach  den  öffentlichen  Blättom,  am  Schluss  eines  an  die 
damaligen  Ministor  Eichhorn,  E.  y.  Bodelschwingh,  Ghraf  zu  Stollberg  und 
Y.  Duesberg  gerichtoton  Kabinetsbefehls  vom  15.  Januar  1847  wörtlich: 
„Dagegen  erachto  Ich  es  nach  den  in  Gemässheit  der  Bulle  de  saluto 
animarum  der  Komisch -katholischen  Kirche  ertheilton  Zusage  für  recht 
und  nothwendig,   die  versprochene  Badizirung  ihrer  Dotation  auf  be- 
stimmto  Beyenüen  von  Staats  Waldungen  endlich  in  Erfüllung  zu  bringen, 
weshalb  auch  in  dieser  Beziehung  die  erforderlichen  Einrichtungen  zu 
treffen  sind,   ohne  dass  jedoch  der  Kirche  dabei  Besitz  und  Verwaltung 
bestimmtor  Gütor  einzuräumen  ist.     Indem  Ich  hiemach  die  Dotations- 
yerhältnisse   der   eyangelischen   sowohl  als  der  Bömisch- katholischen 


1)  Am  6.  Juni  1843  schrieb  Vamhagen:  Am  Rhein  regen  sich  Ansprüche  auf 
die  Dotation ,  welche  der  katholischen  Kirche  in  liegenden  Gründen  zugesagt  wor- 
den —  durch  den  Niebahr -Hardenberg'schen  Abschluss  in  Bom.  Versprochen  ist 
solche  Dotation,  aber  sehr  bedingt,  abhfingig  yon  der  ZnstSndigkeit  der  Sache  und 
den  Yorhandenen  Hülfsmitteln.  Wenn  der  König  hierin  je  nachgiebt,  so  hSrt  Preus- 
sen  auf,  das  Prenssen  zu  sein,  was  es  bisher  war!  Das  wftre  schön,  wenn  man 
dies  heillose  halbe  Versprechen  erfüllte,  und  das  weit  entschiedenere  wegen  der 
VolksreprSsentation  nicht!  Dass  die  Sache  sich  am  Rheine  regt,  ist  schon  schlimm 
genng !  Alles  kommt  von  dem  einen  Missgriff  her,  den  Herrn  y.  Droste  znm  Erz- 
bischof gemacht  zu  haben ,  von  der  Liebhaberei ,  die  Katholiken  recht  katholisch 
zu  sehen,  wie  man  noch  jetzt  die  Juden  wieder  recht  jüdisch  sähe!  Traurige 
Richtung ! 
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Kirche  baldigst  regulirt  wissen  will,  wobei  hinsichtlich  der  zu  wählen- 
den rechtlichen  Form  die  Ansicht  der  beiden  Josüzminister  zu  yemeh- 
men  sein  wird,  veranlasse  Ich  Sie,  diese  Angelegenheit  zu  schleuniger 
Berathung  im  Staatsministerium  zu  bringen  und  sehe  dessen  gutachtli- 
chem Berichte,  mit  welchem  die  Entwürfe  der  entsprechenden  Verord- 
nungen Yorzulegen  sind,  baldigst  entgegen."  Weder  durch  Artikel  12 
der  oktroyirten ,  noch  durch  Artikel  1 5  der  beschworenen  Ter&ssung 
hat  die  Römisch-katholische  Kirche  oder  Geistlichkeit  irgend  einen  An- 
spruch an  die  Staatsforsten  erlangt.  Vorher  hatte  sie  einen  solchen 
weder  auf  Kosten  der  Stafttsgläubiger,  noch  überhaupt  erlangen  können. 
Denn  der  Papst,  der  überdies  im  Preussischen  Staat  niemals  Gesetze  zu 
erlassen  hatte,  konnte  und  kann  über  die  ihm  nicht  gehörigen  Preussi- 
schen Staatsforsten  in  keiner  Weise  zu  Gunsten  irgend  einer  physischen 
oder  juristischen  Person  verfügen. 

Was  von  den  Resultaten  der  Verausserung  von  Domänen  und  For- 
sten bekannt  geworden  ist,  zeigt,  dass  von  dem  Kapitalwerth  derselben 
der  Staat  viel  geringere  Zinsen  zog  ^  als  er  seinen  Gläubigem  zu  zahlen 
hatte.  In  einer  Rede  Hardenberges  an  die  im  Jahre  1811  in  Berlin  ver- 
sammelten ständischen  Deputirten  nannte  er  die  Verausserung  der  Do- 
mänen und  der  sakularisirten  Güter  eine  der  Hauptgrundlagen  unseres 
Finanzsystems  und  sagte :  ,^Die  bisherigen  Resultate  sind ,  trotz  der  un- 
günstigen Zeit,  in  der  wir  leben,  über  alle  Erwartung  vortheihaft;  es 
kommt  nur  darauf  an,  der  Operation  die  möglichste  Ausdehnung  zu  ge- 
ben und  sie  auf  die  wohlthätigste  Weise  für  die  Rechnung  des  Staats 
und  för  die  Erleichterung  seiner  Bewohner  zu  benutzen.  Nach  einem 
hier  vorliegenden  Abschlüsse,  welcher  einen  Theil  des  Domänenverkaufs 
aus  allen  Provinzen  enthält,  und  bei  dem  nicht  etwa  die  vortheilhafte- 
sten  ausgewählt  sind ,  ist  aus  diesen  Domänen ,  deren  bisherige  reine 
Rente  62,513  Thlr.  war,  wenn  man  die  Kaufgelder  nur  zu  4^  Rente 
und  den  Erbkanon,  die  Dienstgelder  u.  s.  w.  dazu  rechnet,  ein  Net- 
toertrag gelöst  worden  von  112,310  Thlr.,  zu  welcher  Summe  noch 
der  Betrag  der  haar  einzuzahlenden  Inventariengelder  hinzukommt. 
Angenommen,  dass  ein  Theil  der  Kaufgelder  haar,  ein  anderer  in  Hol- 
ländischen Obligationen,  welche  5^  Zinsen  tragen,  eingezahlt  ist,  so 
ist  der  Doppelte  des  alten  Ertrages,  welcher  theils  als  Rente  eingeht, 
theils  durch  Abtragung  der  Staatsschulden  als  Zins  erspart  wird,  ein- 
gekommen.'' Im  Regierungsbezirk  Aachen  wurden  in  den  Jahren  1818 
bis  1822  für  1,255,461  Thlr.  Domänengüter  verkauft,  die  einen  jähr- 
lichen Ertrag  von  37,423  Thlr.  gebracht  hatten,  d.h.  weniger  als  3^. 
Femer  wurden  im  Coblenzer  Regierungsbezirk  im  Lauf  des  Jahres  1820 
in  zehn  Versteigerungen  327  DomänenparceUen  und  50  ForstparceUen 
für  401,670  Thlr.  verkauft,    die  bis  dahin  7421  Thlr.  eingebracht  hat- 
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ten,  also  weniger  als  2^.  luden  Jahren  18**/gg  und  18**/^,  flös- 
sen an  Domänenyeräusserungs  -  und  Ablösungsgeldem  zur  Staatskasse 
23,818,476  Thlr.  und  14,792,072  Thlr.  oder  überhaupt  38,610,547  Thlr. 
Nach  den  veröffentlichten  Etats  betrugen  die  Domäneneinnahmen  1821 
5,604,650  Thlr.  und  1841  4,020,000  Thlr.,  die  Ghnmdsteuereinnahmen 
dagegen  1821  9,326,000  Thlr.  und  1841  9,889,000  Thlr.  Nach  dem 
allgemeinen  Abgabengesetz  vom  30.  Mai  1820  waren  Domänen-  und 
Eorstgrundstüoke  bei  ihrer  Yeräusserung  mit  Grundsteuer  zu  belegen  und 
daher  erklärt  sich  die  Erhöhung  der  Qrundsteuereinnahmen.  Die  Ein- 
nahme aus  den  Domänen  muss  natürlich  geringer  werden,  je  mehr 
davon  verkauft  werden.     Es  haben   sich  also  die  Domäneneinnahmen 

um 1,584,650  Thlr. 

vermindert,   dagegen   die  Grundsteuereinnahmen  um        563,000 

vermehrt,  so  dass  der  Staat  nur 1,021,650  Thlr. 

au  Einnahme  jährlich  gegen  Emp&ng  eines  Kapitals  von  38,61 0,547  Thlr. 
aufgegeben  hat.  Es  hätten  demnach  die  Domänen  durchschnittlioh 
nur  2,64  ^  eingebracht.  Höchstwahrscheinlich  hatten  sie  sich  aber  in 
der  Wirklichkeit  noch  erheblich  geringer  verzinst,  denn  unter  den  bei- 
nahe 39  Millionen  war  ohne  Zweifel  der  grössere  Theil  nicht  Eaufgeld 
für  Grundstücke,  sondern  Ablösungskapital  für  Domänengefalle,  die 
wohl  grösstentheils  zu  5  ^  oder  mit  dem  20£skchen  Jahresbetrage  abgelöst 
sind  und  deren  Erhebung  nur  geringe  Kosten  veranlasst  hatte  ^). 

In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  24.  März  1857  sagte 
V.  Fatow  (S.  235),  ohne  von  dem  Finanzminister  C.  v.  Bodelschwingh 
Widerspruch  zu  erfahren:  „Bekanntlich  ist  im  Jahre  1833  von  einem 
ehrenwerthen  Manne,  der  mit  der  Domänen-  und  ForstverwaLtung  genau 
vertraut  war,  nach  amtlichen  Quellen,  namentlich  nach  den  Besultaten  der 
bis  dahin  vorgekommenen  Domänenveräusserungen,  nachgewiesen  wor- 
den, dass  die  bis  dahin  veräusserten  Domänen  von  dem  durch  die  Yer- 
äusserung gelösten  Kapital  wenig  mehr  als  1  ^,  genau  l^  ^  gebracht 
haben.  Es  ist  zu  gleicher  Zeit  deducirt  worden,  dass  von  der  Domä- 
nenverwaltung auch  für  die  Zukunft  ein  besseres  Eesultat  nicht  zu  er- 
warten sei.  Wir  haben  in  diesem  Augenblick  an  4^procentigen  Staats- 
schulden ziemlich  genau  80  Mill.  Thaler.  Wenn  wir  zu  einer  Yeräusse- 
rung von  Domänen  und  Forsten  —  im  Werthe  von  900,000  Thlr.  E43nte 
schritten ,  so  würden  wir  nach  jenen  Yordersätzen,  von  denen  ich  aus- 
gehe, dadurch  genau  die  Summe  von  80  Mill.  gewinnen.  Diese  80  Mill. 
Thaler  Staatsschulden  kosten  uns  jetzt  an  Zinsen  zu  4  ^  ^  und  Amorti- 


1)  Krugj  Geschichte  der  Preussischen  Staatsschulden.  8.  216.  Bericht  der 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  über  ihre  GeschäftsfQhrung  seit  dem  Jahre 
1820.  Gedr.  in  der  Decker'schen  Geh.  Oberhofbnchdrnckerei.  Desgl.  Bericht  für 
die  Jahre  1838  bis  1842  in  der  Allg.  Preussischen  Zeitung  vom  2.  Februar  1844. 
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sationsrente  zu  1  ^  jährlich  4,400,000  Thlr.  Wir  würden  also  eine 
Ausgabe  Ton  4,400,000  Thlr.  ersparen  nnd  nur  eine  Einnahme  von 
900,000  Thlr.  verlieren,  mithin  einen  jährlichen  Gewinn  von  3,500,000 
machen."  Als  Herr  t.  Patow  selbst  Finanzminister  war,  wurde  zwar 
eine  Anleihe  von  30  Mill.  Thaler  zu  5  f  aui^enommen,  doch  ist  mir 
nicht  bekannt,  ob  und  in  wie  weit  die  Schuldentilgung  durch  sehr  ver- 
stärkte Domänen-  und  Forstyeräusserungen  beschleunigt  wurde.  Yon 
dem  Finanzminister  Ereiherm  y.  d.  Heydt  war  nach  dem,  was  er  am 
3  December  1867  sagte,  nicht  mehr  zu  erwarten,  dass  er  sich  noch 
durch  grossartige  Domänen  -  und  Forstveräusserungen  Verdienste  erwer- 
ben würde:  „Was  endlich  die  von  dem  Herrn  Abgeordneten  Duncker 
angeregte  Frage  betrifft»  ob  es  sich  empfiehlt,  die  Domänen  im  Allgemei- 
nen, im  grossen  Maassstabe  zu  veräussern,  so  ist  das,  wie  er  selbst 
auch  sagt,  eine  sehr  wichtige  Frage,  wobei  sehr  viele  Verhältnisse  und 
Erwägungen  in  Betracht  kommen,  ich  möchte  nicht  in  Aussicht  stellen, 
dass  auf  diesen  Antrag  später  eingegangen  werden  würde.''  Am  13.  Februar 
1868  beschloss  das  Abgeordnetenhaus,  die  Staatsregierung  aufzufordern: 
wie  in  den  alten  Landestheilen  bereits  geschieht,  so  auch  in  den  neuer- 
worbenen Landestheüen,  kleine  zerstreut  im  Lande  belegene  Domanial- 
grundstücke,  die  mit  Winterdeichen  bereits  geschützten  Köge  und  die 
Aussendeichländereien ,  sobald  solche  mit  Winterdeichen  versehen  sind, 
femer  die  administrirten  und  die  in  Zeitpacht  gegebenen  Mühlen,  son- 
stige Domanialgerechtigkeiten  und  Betriebe,  desgleichen  entbehrliche 
Domanialgebäude  und  die  zu  den  Domänen  gehörenden  Landseen  und 
Teiche,  allmälig  unter  Berücksichtigung  der  Konjunkturen,  so  weit  nicht 
besondere  staatliche  Literessen  entgegenstehen,  für  Kechnung  der  Staats- 
kasse in  öffentlicher  Licitation  veräussem  zu  lassen.  Das  dazu  gestellte 
Amendement  „und  die  Erträge  zur  Tilgung  der  Staatsschuld  zu  verwen- 
den'', wurde  nicht  angenommen! 

Wenn  die  jetzige  Begierung  es  etwa  für  nützlich  hält»  immer  noch 
Domänen  und  Forsten  im  Besitz  des  Staats  zu  lassen,  'so  hat  doch  die 
Gesetzgebung  über  dieselben  bereits  verfügt  und  zwar ,  wenn  auch  mit 
einem  Vorbehalt,  lediglich  zu  Gunsten  der  Staatsgläubiger  (S.  111). 
Nur  zu  ihrer  Befriedigung  können  und  müssen  die  Domänen  und  For- 
sten veräussert  werden.  Ohne  Zweifel  könnte  die  Veräusserung  der 
Domänen  und  der  Forsten,  so  wie  die  Abzahlung  der  Staatsschulden 
gefördert  und  beschleunigt  werden,  wenn  der  erwähnte  Vorbehalt  in 
dem  Staatsschuldengesetz  vom  17.  Januar  1820,  die  schon  (S.  344)  ge- 
dachte K.O.  vom  23.  August  1821 ,  die  K.O.  vom  17.  Juni  1826.  in  Be- 
zug auf  den  Staatsschatz,  der  Art.  59  der  Verfassungsurkunde  vom 
31.  Januar  1850  und  der  §.  2  des  Gesetzes  vom  30.  April  1859  (S.  112) 
wegen  Erhöhung  der  Krondotation  baldmöglichst  aui^ehoben  imd  in 
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entsprechender  Weise  abgeändert  würden.  Der  Exedit  des  Staats  wird 
offenbar  erhöht,  wenn  die  Staatsgläubiger  eine  umfangreichere  Garantie 
erhalten  und  überdies  die  Abzahlung  der  Schulden  beschleunigt  wird. 
Und  wenn  der  Kronfideikommissfonds,  statt  theilweise  nur  auf  die  Do- 
mänen -  und  Eorstreyenüen  angewiesen  zu  sein ,  Anweisung  auf  die  an- 
deren  Staatseinkünfte,  einschliesslich  der  Steuern,  erhielte,  so  würde 
die  Sicherheit  für  pünktliche  Zahlung  der  CÜTilliste  wahrlich  nicht  ge* 
schwächt,  sondern  yielmehr  bedeutend  yorstärkt  werden. 


S.  80.     GEWEBBSBETRIEB  FÜR  STAATSRECHNUNG. 

Zur  Empfehlung  eines  Gewerbebetriebes  für  Staatsrechnung,  wo- 
Ton  zum  Theü  schon  oben  bei  dem  Bergregal  (§.21),  den  Eisenbahnen 
(§.  23),  den  Telegraphen  (§.  24),  dem  Fostregal  (§.  25)  die  Eede  war, 
lässt  sich  wohl  kaum  etwas  anführen  ^).  Mill  (§.  7)  ist  entschieden  da- 
gegen. Wie  yiel  schlechter  die  Yomahme  yon  gewöhnlichen  industriel- 
len oder  kommerziellen  Yerrichtungen  yon  Seiten  der  Regierung  ge- 
schieht, sagt  er,  beweise  die  Thatsache,  dass  sie  sich  fsuit  niemals  gegen 
die  gleiche  Mitbewerbung  yon  Friyatleuten  halten  könne,  wo  diese  über 
die  genügenden  Mittel  yerfügen  und  den  erforderlichen  Grad  gewerbli- 
chen Unternehmungsgeistes  haben.  Alle  die  Yortheile,  welche  die  Ee- 
gierung  hinsichtlich  der  Erlangung  yon  Sachkunde  geniesse,  alle  die 
Mittel ,  die  sie  zur  Belohnung  und  daher  Erwerbung  der  besten  yerfug- 
baren  Kräfte  auf  dem  Markte  besitzt,  sie  wögen  nicht  den  Einen  gros- 
sen Nachtheil  eines  geringeren  Interesses  am  Erfolge  auf.  „Nicht  allein 
ist  die  Entwicklung  thatkräftiger  Fähigkeiten  durch  eine  sich  über  das 
ganze  Gemeinwesen  erstreckende  XJebung  an  sich  eines  der  werthyollsten 
nationalen  Güter,  sendem  es  wird  durch  den  Umstand,  dass  ein  hoher 
Grad  dieser  unentbehrlichen  Ausbildung  systematisch  in  den  Häuptern 
und  Beamten  des  Staats  aufrecht  erhalten  wird,  nicht  weniger,  sondern 
nur  in  noch  höherem  Grade  nothwendig.  Denn  es  kann  für  die  mensch- 
liche Wohlfahrt  nichts  gefahrlicher  sein,  als  wenn  Talent  und  Intelli- 
genz in  einem  hohen  Grade  bei  einer  regierenden  Körperschaft  unter- 
halten, dagegen  ausserhalb  dieses  Kreises  entmuthigt  und  yerkümmert 
werden.  Ein  solches  System  yerwirklicht  mehr  als  irgend  ein  anderes 
die  Idee  des  Despotismus,   indem  es  mit  geistiger  Ueberlegenheit  als 


1)  Eine  Produktion  auf  Staatsrechnung  hält  XJm^eiAiK^^  a.  a.  O.  §.  18 ,  sogar 
f&r  geboten,  wenn  der  Staat  ausnahmsweise  billiger  produciren  könne,  als  es  Pri- 
vate vermöchten,  was  namentlich  dann  zu  erwarten  sei,  wenn  ihm  bereits  für  an- 
dere Zwecke  nöthiges  Personal  und  Material  zur  Verfügung  steht,  welches  ohne 
entsprechende  Kostensteigernng  noch  nebenbei  zur  Herstellung  des  gewünschten 
Erzeugnisses  benutzt  werden  kann  u.  s.  w. 
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einer  neuen  Waffe  diejenigen  ausrüstet,  die  schon  die  gesetzliche  Macht 
hahen.  Es  führt  so  nahe  wie  hei  dem  organischen  Unterschiede  zwi- 
schen menschlichen  Wesen  und  Thieren  möglich  ist,  zu  einer  Begierung 
wie  die  der  Schafe  durch  den  Hirten,  nur  dass  hier  hei  weitem  nicht  das 
Interesse  yorhanden  ist,  das  der  Hirte  für  das  Gedeihen  seiner  Heerde 
hat.  Die  einzige  Sicherheit  gegen  politische  Sklaverei  ist,  die  Kegie- 
rendeu  durch  die  Verbreitung  von  Thätigkeit,  Intelligenz  und  Gemein- 
geist bei  den  Eegierten,  in  gewissen  Schranken  zu  halten/'  Die  Er- 
fahrung hat  gezeigt,  dass  Gewerbe,  welche  die  Begierung  durch  ihre 
Beamten  und  sonstigen  Organe  für  Bechnung  des  Staats  betrieben  hat, 
wenig  oder  gar  keinen  Gewinn  oder  Verlust  gebracht  haben;  und  den- 
noch hat  der  Leiter  einer  staatlichen  Gewerbsuntemehmung  zuweilen 
mancherlei  Mittel,  um  den  mit  ihm  konkurrirenden  FriTatunternehmem 
Erschwerungen  ihres  Geschäfts  zu  bereiten,  wozu  noch  kommt,  dass 
jeder  einzelne  Friyatuntemehmer  weniger  Kapital  und  Kredit  hat,  als 
der  Staat.  Ein  Fabrikgeschäft  für  Staatsrechnung  wird  nicht  leicht  ein- 
träglich ,  wenn  nicht  die  Begierung  die  Ausfuhr  des  Bohstoffs  verbietet 
oder  mit  hohem  Ausfuhrzoll  belegt  und  auch  die  Einfuhr  des  Fabrikats 
verbietet  oder  mit  einem  Einfuhrzoll  belegt,  welcher  einem  Verbote  bei- 
nahe gleichkommt.  Wie  leicht  kann  eine  absolute  Begierung  zu  der- 
artigen Edikten  und  Ukasen  gebracht  werden!  Gewerbe  für  Staats- 
rechnung werden  mitunter  auch  geradezu  monopolisirt.  Wenn  das  auf 
solche  Art  angewendete  Kapital,  welches  die  Begierung  doch  nur  ent- 
weder aus  Steuern  oder  aus  Anleihen  erlangen  kann,  hohe  Zinsen  bringt, 
so  würde  dem  Nationalvermögen  dennoch  besser  gedient  sein,  wenn 
dergleichen  Gewerbe  der  allgemeinen  Konkurrenz  überlassen  würden. 
Denn  der  Kapitalgewinn  ist  nur  ein  scheinbarer;  in  der  Wirklichkeit 
ist  er  nichts  Anderes,  als  eine  auf  grossen  Umwegen  erhobene  Steuer, 
welche  die  grössten  Administrationskosten  verursacht.  Staatsgewerbe, 
mögen  sie  nun  mehr  oder  weniger  monopolsweise  betrieben  werden, 
sind  ungerecht  und  verderblich,  da  die  Begierung  die  Gewerbsamkeit 
der  Bürger  schirmen  aber  nicht  beschränken  soll,  auch  die  in  der  Form 
von  Staatsmonopolien  erhobenen  Verbrauchssteuern  empfehlen swerthe 
Steuern  nicht  sind.  Sonach  sind  Staatsgewerbe  ein  XJebel,  welches  aber 
gewöhnlich  ein  bleibendes  ist,  weil  viele  Personen  an  der  Beibehaltung 
ein  starkes  Interesse  haben,  und  weil  die  mit  der  Abstellung  ausfallende 
Staatseinnahme  gewöhnlich  Verlegenheiten  bereitet.  Kraus  sagte :  „Um 
mehr  Sorgfalt  und  Sparsamkeit  in  seine  Fabrik  zu  bringen,  pflegt  der 
Fürst  auch  wohl  sich  zu  associiren  mit  einem  Einzelnen  oder  mit  einer 
Compagnie.  Ersteres  war  der  Fall  mit  der  Gold-  und  Silbermanufaktur 
in  Berlin ;  und  mit  der  Kartenfabrik  in  Potsdam.  Immer  bleibt,  so 
lange  das  Monopol  dabei  stattfindet,  jene  Ungerechtigkeit  und  Verderb- 
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lichkeit.  Die,  welche  sagen,  der  Fürst  soll  anfanglicli  für.  eigene  Eech- 
nnng  Fabriken  anlegen  und  sie  hernach  an  Friyatantemehmer  abtreten, 
bedenken  nicht,  dass,  wenn  die  Fabrik  glücklichen  Fortgang  hat,  er 
(und  ToUends  die  Offioianten)  sie  nicht  wird  abtreten  wollen,  und  wenn 
sie  nicht  gedeiht,  Niemand  sich  damit  befassen  wird,  es  sei  denn, 
dass  der  Staat  ihn  durch  Geld  oder  verderblichen  Zwangsabsatz  unter- 
stütze." 

Ausser  dem  Opiumhandel  ^  welcher  der  Begierung  Indiens  sehr  be- 
deutende Einkünfte  bringt,  giebt  es  ein  Geschäft,  welches  ganz  beson- 
ders yom  Staate,  und  zwar  monopolsweise  ausgebeutet  wird,  nämlich 
das  Tabacksgeschäfk.  In  England  indessen,  wo,  so  yiel  ich  weiss,  jetzt 
überhaupt  ein  Gewerbsbetrieb  för  Staatsrechnung  nicht  stattfindet,  giebt 
es  kein  TabacksmonopoL  In  Portugal  wurde  1864  die  Abschaffung 
desselben  beschlossen ,  nachdem  es  etwa  1 50  Jahre  bestanden  und  zu- 
letzt einen  Reinertrag  von  jährlich  1500  Gontos  oder  2-^  Millionen  Tha- 
ler gebracht  hatte.  In  Spanien,  Oesterreich  und  Frankreich  besteht  es 
noch  und  es  ist  wenig  Aussicht,  dass  es  dort  wird  aufgehoben  werden, 
weil  es  den  Staatskassen  wirklich  bedeutende  Einnahmen  bringt  und  die 
dortigen  Finanzmänner  bessere  Einnahmen  nicht  zu  finden  wissen  und 
die  Staatsausgaben  nicht  yermindem  wollen.  In  Frankreich  ist  der 
Tabacksbau  im  Allgemeinen  yerboten  und  wird  nur  in  wenigen  Depar- 
tements erlaubt.  Es  wird  durch  eine  besondere  Verwaltung  die  Ernte 
angekauft,  der  Taback  fabricirt  und  verkauft,  auch  fuhrt  dieselbe  frem- 
den Taback  ein.  Es  wird  die  Einnahme  der  Beinertrag 
für  1815  zu 54 32 

-  1830    - 67 45 

-  1840    - 95 70 

-  1861    - 183 126 

Mill.  Francs  angegeben.  Wenn  man  nun  auch  das  Tabacksmonopol  als 
einen  Modus  ansehen  wollte ,  um  von  dem  Verbrauch  des  Tabacks  eine 
einträgliche  Steuer  zu  erheben,  so  muss  doch  eine  Steuer,  die  so  grosse 
Erhebungs-  und  Verwaltungskosten  yerursacht,  verworfen  werden.  Diese 
Kosten  sind  auch  in  allen  Ländern,  wo  dies  Monopol  besteht,  sehr  be- 
deutend. 

Ausser  dem  Tabacksmonopol  giebt  es  in  Frankreich  ^)  noch  ein 
Pulver-,  Spielkarten-  und  Zündhütchenmonopol.  In  Oesterreich  sind 
ausser  dem  Taback ,  noch  Kochsalz  und  Schiesspulver  Gegenstände  der 
Staatsmonopole ,  d.  h.  der  ausschliesslichen  landesfUrstlichen  Verfügung 
für  den  Staatsschatz  vorbehalten.  Das  Salpeterregal  wurde  1853  auf- 
gehoben,  das  Tabacksmonopol  1855  aber  auch  in  Ungarn  eingeführt. 


1)  Oarrtier,  Tratte  de  Fiiunces.   S.  157.   167.  459. 
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Für  Dalmatien  sind  neben  dem  Sobiesspulyer  auch  Bleikugeln  Gegen- 
stand des  Staatsmonopols  ^).  In  Würiemherg  besteht  ein  Eisenmonopol, 
auf  Qrund  dessen  die  Staatshüttenyerwaltung  unter  anderem  die  Befiig- 
niss  zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  von  Hochöfen  ausschliesslich  für 
sich  in  Anspruch  nimmt  und  die  Ausfuhr  yon  Eisenerzen  aus  dem 
Lande  verbietet^). 

Ein  Brantweinmonopol  bestand  in  Russland.  Die  niedere  Yolks- 
klasse  trinkt  dort  keinen  Wein,  wenig  Bier,  aber  sehr  yiel  Brantwein. 
Mit  dem  Jahre  1863  war  das  in  den  Ghrossrussischen  ProTinzen  des 
Reichs  seit  300  Jahren  bestehende  Brantweinmonopol  geüedlen ,  durch 
welches  ein  kleiner  Theil  der  Gesellschaft  die  grosse  arbeitende  Elasse 
lange  ausgebeutet  hatte ;  die  Hoffnung ,  dieser  durch  freie  Konkurrenz 
ein  billigeres  und  zugleich  besseres  Getränk  zu  liefern ,  hatte  nach  län- 
gerem Zögern  über  die  Scheu  yor  einem  möglichen  grösseren  Verluste 
in  den  Finanzquellen  gesiegt.  Eine  massige  Steuer,  auf  alle  Proyinzen 
des  grossen  Reichs  yertheilt,  machte  den  Brantwein  in  dem  früher  priyi- 
legirten  Finnland  und  den  Ostseeproyinzen  theurer,  in  den  Grossrussi- 
schen Proyinzen  billiger;  das  Resultat  war,  dass  dort  der  Brantwein- 
yerbrauch  sank  und  yiele  Schenken  geschlossen  wurden,  während  solche, 
klein  und  gross,  hier  in  allen  Winkeln  heryorwucherfcen.  Solchen 
Lockungen  yermochte  der  frühere  Leibeigene,  bei  seinen  mangelhaften 
B^riffen  yon  Freiheit,  yon  Rechten  und  Pflichten,  nicht  zu  widerste- 
hen ,  die  Trunksucht  stieg  und  drohte  den  Einzelnen  wie  das  Ganze  zu 
yerderben.  Die  über  100  Jahre  umfusenden  Nachrichten  zeigen  den 
stetig  wachsenden  Brantweinyerbrauch.  Leider  sind  sie  für  die  letzten 
Jahre  lückenhaft,  was  um  so  mehr  zu  bedauern  ist,  als  durch  Frei- 
gebung des  Handels  die  Yerhältnisse  sich  wesentlich  änderten,  und  in 
Petersburg  z.  B.  die  Schenkenzahl  fsist  auf  das  Siebenfache  stieg,  was 
auf  einen,  wenn  auch  minder  grossartig  gesteigerten  Verbrauch  schlies- 
sen  lässt  Obgleich  der  Handel  mit  geistigen  Getränken  schon  in  frühe- 
rer Zeit  yon  der  Regierung  beaufsichtigt  wurde,  und  Brantwein,  Bier 
und  Meth  bereits  im  17.  Jahrhundert  einen  guten  Theil  der  Staatsein- 
künfte lieferten,  fehlen  doch  nähere  Angaben  Über  die  Höhe  des  Yer- 
brauchs  aus  jener  Zeit  und  der  dadurch  erzielten  Abgaben;  erst  yom 
Jahre  1849  finden  sich  zuyerlässige  Zahlen,  woraus  sich  der  jährliche 
Verbrauch  berechnen  lässt  Der  Staat  bezog  an  jährlichen  reinen  Ein- 
künften yom  Brantwein  aus  den  Grossrussischen  Proyinzen  1 7  49  1 ,7  86,9  5  6, 
1750  2,666,909,  1799—1803  12,623,949,  1820  22,139,275,  1840 
29,529,219,  1850  41,648,915,  1855  48,874,051,  1859  74,171,015 
Rub.  Silber.     Im  Budget  für  1866  betrug  die  Brantweinsteuer  für  das 

1)  Vestary,  Gmnds&tze  der  Oesterreichischen  Finanzgesetakunde.  18ÖS. 

2)  Zeitschrift  ßr  StaAtowiBtenschaft.    1868.   S.  837. 
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ganze  Eeich  1 15,6  Mill.  Rubel  Silber.  Dieser  stete  Anf schwang  bei  einer 
langsam  anwachsenden  Beyölkerong  und  den  wenig  erhöhten  Preisen 
lässt  sich  nur  durch  einen  grösseren  Yerbrauch  erklären.  Die  in  ein- 
zelnen Jahren  stattfindenden  Schwankungen  wurden  durch  Krieg ,  Miss- 
wachs und  yeränderte  Brodpreise ,  noch  mehr  aber  durch  strenge  oder 
schlaffe  TJeberwachung  der  PnTilegien  heryorgerufen ,  auch  lehrte  die 
Erfahrung,  dass  die  Eevenüen  wuchsen,  als  man  die  Konzessionen  par- 
zellirte  und  joicht  auf  wenig  grosse  Kapitalisten  beschränkte.  Dass  ein 
solcher  Aufschwung  des  Brantweinhandels  einen  yerderblichen  Einfiuss 
auf  die  Beyölkerung  ausüben  musste,  unterliegt  keinem  Zweifel,  auch 
fehlte  es  nicht  an  Yorschlägen  und  Versuchen  ihn  zu  beschränken,  yon 
Seiten  der  Eegierung,  wie  der  Priyaten;  sie  scheiterten  an  dem  Wider- 
stände des  Volkes  und  der  Ge&hr  für  die  Finanzen.  Die  Stadt  Peters- 
burg zählte  1865  bei  539,475  Einwohnern  beiderlei  Geschlechts  1840 
Brantweinschenken,  d.  h.  1  Schenke  auf  293  Einwohner.  Die  Gelegen- 
heit zu  trinken,  yorzugsweise  genährt  durch  die  Unzahl  der  Schenken, 
muss  yermindert  werden.  Diesem  Zwecke  würde  eine  möglichst  hohe 
und  strenge  TJeberwachung  des  Handels  entsprechen,  besonders  wenn 
die  Konzession  an  keine  yerdächtigen  Leute  ertheilt  wird;  in  Folge 
dessen  würden  yiele  kleine  schwer  zu  kontrolirende  Schenken  fallen, 
welche  dem  einzelnen  Besucher  des  letzten  Hellers  berauben  und  selbst 
oder  durch  Helfershelfer  Unfug  jeder  Art  treiben.  Um  zugleich  die 
Kontrole  zu  erleichtem,  dürften  die  Schenken  nur  eine,  grosse,  leicht 
zu  übersehende  Halle,  ohne  Nebenzimmer  und  Hinterthüren  enthalten, 
Diyan,  Tische,  Stühle  und  Bänke  nicht  gestattet  werden,  damit  der  Be- 
sucher nur  stehenden  Fusses  trinken,  aber  nicht  stundenlang  schwelgen, 
mit  alten  Zechbrüdern  sich  lagern  und  bis  zur  Bewusstlosigkeit  berau- 
schen könne ;  zu  gleichem  Zwecke  dürften  weder  Karten  und  Würfel, 
noch  Weiber,  Musik  und  Tanz  geduldet  werden  *). 

In  dem  Handelsyertrage,  welcher  zwischen  der  Türkei  und  Preus- 
sen  am  20.  März  1 862  abgeschlossen  wurde ,  heisst  es :  Alle  im  Otto- 
manischen Reiche  bestandenen  Monopole,  welche  die  Produkte  des 
Ackerbaues  oder  irgend  ein  anderes  Erzeugniss  betrafen,  sind  und  blei- 
ben für  immer  abgeschafft. 

In  Preussen  ist  ein  Gewerbsbetrieb  für  Staatsrechnung  nichts  Neues. 
Mit  Taback,  Kaffee,  Kalendern,  Spielkarten,  Holz  und  Salz  handelt 
die  Begierung  zwar  nicht  mehr,  doch  treibt  sie  noch  Pferde-  und  Schaf- 
zucht (S.  309),  fabrizirt  Porzellan,  druckt  und  yerlegt,  treibt  Lotte- 
riespiel, hat  eine  Seehandlung  und  ist  Theilhaberin  einer  Bank,  die  sie 
durch  ihre  Beamten  yerwalten  lässt.     Wenn  alle  in  diesen  Untemeh- 


1)  Vergl.  St.  Petersburger  Medicinische  Zeitschrift.    1867  Heft  8.  S.  65  sqq. 
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mnngen  und  Spekulationen  steckenden  bedeutenden  Kapitalien,  ein- 
schliesslich aller  dazu  gehörigen  Grundstücke,  Yorräthe  u.  s.  w.  flüssig 
gemacht  und  yeräussert,  auch  zur  sofortigen  Abzahlung  yon  Staats- 
schulden yerwendet,  ausserdem  gleichzeitig  alle  dadurch  unnöthig  wer- 
denden Beamten  aus  schon  (S.  98)  angegebenen  Gründen  mit  guten  Pen- 
sionen entlassen  würden,  so  würden  die  Einnahmen  des  Staats  yiel- 
leicht  im  Ganzen  Torübergehend  etwas  abnehmen,  seine  Ausgaben  sich 
aber  in  nicht  langer  Zeit  höchstwahrscheinlich  noch  erheblich  mehr  yer- 
ringem  lassen,   was  doch  ohne  Zweifel  ein  finanzieller  Gewinn  wäre. 

Das  Tahacksmonopol  wurde  1763  zuerst  eingeführt,  aber  Unzufrie- 
denheit kam  mit  dem  Steigen  der  Preise;  betrügliches  Einbringen  yon 
der  Grenze  ward  als  ein  Beweis  yon  Schlauheit  geachtet,  und  Bechts- 
händel,  nichtswürdig  in  ihrem  Gegenstand  und  gleichwohl  kostspielig 
reihten  sich  einer  an  den  andern;  Friedrich  Wilhelm  n  hob  es  am 
6.  Januar  1787  auf,  und  legte  eine  massige  Abgabe  auf  den  Taback, 
der  später  noch  etwas  erhöht  wurde,  führte  aber  im  Jahre  1797  das 
Tahacksmonopol  wieder  ein.  Es  wurden  Schuldscheine  unter  dem  Na- 
men Tabacksaktien  im  Betrage  yon  2,000,000  Thalem  zu  6f  ausgefer- 
tigt; als  Specialhypothek  wurde  dafür  der  Ertrag  des  Tabackregals  yer- 
schrieben,  1811  wurden  die  Tabacksaktien  in  Staatsschuldscheine  um- 
geschrieben. Dies  Monopol  hob  Friedrich  Wilhelm  IH  sehr  bald  nach 
seinem  Begierungsantritt,  nämlich  schon  am  25.  December  1797  wieder 
auf,  was  grosse  Zufriedenheit  erregte^).  Wenn  gleich  1869  im  Her- 
renhause ein,  yon  der  Begierung  nicht  mit  Entschiedenheit  bekämpfter, 
Antrag  wegen  Einführung  des  Tabacksmonopols  angenommen  wurde,  so 
ist  doch  zu  hoffen,  dass  ein  solcher  Antrag  im  Abgeordnetenhause,  so 
wie  auch  im  Beichstage  durchfallen  würde. 

Die  Steuer  auf  Kaffee  wurde  1770  sehr  erhöht,  da  aber  die  Be- 
wohner des  platten  Landes  yon  dem  Kaffee ,  den  sie  unmittelbar  bezo- 
gen, keine  Gefalle  entrichteten,  in  den  Städten  dayon  jedoch  Accise 
gezahlt  weixien  musste,  so  nahmen  die  TJnterschleife  jährlich  zu.  Es 
wurde  daher  1778  bestimmt,  dass  die  Landbewohner  den  nämlichen 
Abgaben  unterworfen  sein  sollten,  wie  die  Städter,  und  ihren  Kaffee 
einzig  aus  den  Städten  beziehen  sollten.  Die  ünterschleife  hörten  aber 
nicht  auf.  Das  mit  6  Ggr.  2  Pf.  belegte  Pfund  Kaffee  wurde  in  yielen 
Städten  mit  9  — 10  Ggr.  yerkauft!  Nun  sollte  nach  einer  Verordnung 
yon  1781  die  Verwaltung  allen  Kaffee  selbst  kommen  lassen.  Er  wurde 
yon  den  Zollbehörden  in  eigenen  Anstalten  gebrannt  und  dann  yerkauft. 
Bohe  Bohnen  durfte  Niemand  kaufen  und  im  eigenen  Hause  brennen. 
Zur  Kontrole  wurden  besondere  Spürer  besoldel.     Die  Unzufriedenheit 

1)  Manto,    Geschichte   des   Preussischen  Staats  etc.  2.  Ausg.  Bd.  I.  S.  11.  143. 
173.  375.  Bd.  II.  S.  6.     Krt^^   Geschichte  der  Preussischen  Staatsschulden.    S.  41. 
B«r^U8,  FlaanzwisKuch.    2.  Aafl.  23 
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war  gross;  deshalb  wurde  1784  der  Preis  herantergesetzt.  Endlich 
hob  Friedrich  WilhjBlm  11  dies  Kaffeemonopol  am  6.  Januar  1787  auf*). 

Die  Herausgabe  der  Kalender  geschah  sonst  durch  die  Akademie 
der  Wissenschaften.  Nach  dem  Edikt  vom  10.  Januar  1811  wurde  die 
Herausgabe  der  unter  öffentlicher  Autorität  erscheinenden  Kalender  einer 
königlichen  Ealenderdeputation  übertragen.  Der  Verkauf  anderer  in- 
ländischer und  ausländischer  Kalender  war  nur  unter  Bedingungen  zu- 
lässig. Nach  der  Kabinetsordre  vom  30.  August  1816  sollten  Priyat- 
yerleger  nicht  ohne  die  jetzt  weggefallene  Censur  und  Genehmigung  der 
Kalenderdeputation  Kalender  herausgeben.  Yen  Kalendern  wird  jetzt 
noch  eine  Stempelabgabe  erhoben.  Durch  das  Gesetz  vom  10.  Januar 
1868  wurde  zwar  eine  Ermässigung  derselben  herbeigeführt.  Sie  hätte 
aber,  zumal  sie  nur  yon  geringer  finanzieller  Bedeutung  sein  kann,  ganz 
abgeschafft  werden  sollen.  In  England  wurde  der  Kalenderstempel,  als 
eine  Steuer  auf  die  Intelligenz,  schon  1834  aufgehoben. 

Das  Spielkarlenmonopol  ist  durch  die  Verordnung  yom  1 6.  Juni  1 838 
aufgehoben  worden.  Die  Anfertigung  und  der  Verkauf  yon  Spielkarten 
erfordert  aber  eine  besondere  Erlaubniss  und  unterliegt  strengen  Kontro- 
len.  Von  den  Spielkarten,  deren  Einfuhr  nach  Preussen  nicht  gestat- 
tet ist,  wird  eine  nur  sehr  massige,  auch  durch  das  Gesetz  yom  23.  De* 
cember  1867  nicht  erhöhte,  Stempelabgabe  erhoben. 

Auch  einen  Holzhandel  hat  der  Preussische  Staat  betrieben.  Es 
bestand  einst  ein  Generalholzhandelinstitut  und  eine  Hauptnutzholz-  und 
Hauptbrennholzadministrationskasse.  Diese  hatten  Schulden  gemacht^ 
und  sowohl  die  Brennholzobligationen  als  auch  die  Nutzholzobligatio- 
nen, im  Betrage  yon  etwa  1^  Millionen  Thaler,  wurden  später  als 
Staatsschulden  anerkannt^). 

Um  der  Porxellanfabrik  Vorschub  zu  leisten,  wurde  1769  befohlen, 
dass  die  Juden  für  jedes  Schutzpriyilegium  oder  für  jede  Konzession  fiir 
300  Thlr.  Porzellan,  ein  Drittel  yom  feinen,  ein  Drittel  yon  dem  mitt- 
lem, das  übrige  yon  dem  geringsten  in  die  Fremde  yerkaufen  sollten; 
wie  auch  die  Unternehmer  des  Lotto  und  der  Lotterie  jährlich  für 
10,000  Thlr.  Porzellan  nehmen  mussten.  Den  jüdischen  Bankiers  Salo- 
mon  Moses  Leyj  Erben  und  ihren  schutzfahigen  Descendenten  wurde 
1786  die  Konzession  der  Hechte  christlicher  Kaufleute  in  ihrem  Handel 
und  Wandel  in  und  ausserhalb  den  Gerichten  ertheilt,  gegen  die  yon 
ihnen  gethane  Offerte,  auch  für  500  Thlr.  Porzellan  zu  exportiren.  Die 
lästige  Verpflichtung  zur  Porzellanausfuhr  wurde  den  Juden  erst  1778 
gegen  4000  Thlr.,  ein  für  allemal  gezahlt,  erlassen  ^).     Als  die  Begierung 

1)  MaiMo,  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  18.  74.  84.  96.  148. 

2)  Kmg^  a.  a.  O.  S.  108.  122. 

j  3)  J.  D,  E.  Pr€u9»y  Friedrich  der  Grosse.    Bd.  III.  S.  46.  430.  432. 
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die  Porzellanfabrikation  nicht  mehr  monopolBweise  betrieb,  waren  die 
Einfdhrzölle  auf  Porzellan  doch  starke  Schutzzölle.  Die  Zölle  von  Stein- 
gut und  Porzellanwaaren  betrugen  1848  noch  50  bis  70^  vom  Werth. 
Eine  bedeutende  Ermässigung  der  Zölle  erfolgte  erst  durch  den  Zolltarif 
Ton  1865.  Nach  den  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  yom 
23.  November,  1 2.  und  1 8.  December  1 866  durfte  man  wohl  glauben, 
dass  die  Tage,  wo  die  Regierung  sich  noch  mit  Porzellanmachen  be- 
schäftigen wird,  gezählt  seien.  Die  Gesundheitsgesohirrmanufaktur  bei 
Charlottenburg  hatte  sie  eingehen  lassen  und  woUte  auf  dies  Grund- 
stück die  Berliner  Porzellanfabrik  mit  einem  Aufwand  von  400,000  Thlr. 
verlegen.  Die  Bewilligung  der  ersten  Rate  hiervon  im  Betrage  von 
100,000  Thlr.  wurde  aber  vom  Abgeordnetenhause  abgelehnt.  Als  die 
Regierung  dem  neugewählten  Abgeordnetenhause  denselben  Antrag  vor- 
legte, beschloss  dasselbe  zwar  am  6.  December  1867,  100,000  Thlr. 
für  die  Verlegung  der  PorzeUanmanufaktur  abzusetzen  und  die  Regie- 
rung aufzufordern,  dieselbe  wolle  sobald  wie  möglich  die  Aufhebung 
des  Instituts  der  Porzellanmanufaktur  herbeiführen,  bewilligte  aber  doch 
am  15.  Februar  1868  100,000  Thlr.  als  erste  Rate  des  für  die  Verle- 
gung der  Porzellanmanufaktur  erforderlichen  Bedarfs  und  verwarf  den 
Antrag:  die  Staatsregierung  aufzufordern,  dieselbe  wolle  sobald  als 
möglich  die  Auflösung  des  Instituts  der  PorzeUanmanufaktur  herbei- 
führen. 

Die  Regierung  —  so  schrieb  im  Jahre  1809  Krug,  ohne  dass  es,  so 
viel  ich  weiss,  gedruckt  wurde  —  legt  ein  Kapital  von  300,000  Thlr. 
an,  um  eine  Eabrik  von  achtem  Porzellan  zu  etabliren,  da  sich  kein 
Privatmann  fand,  der  ein  solches  Unternehmen  anfangen  mochte.  Dies 
Kapital,  das  man  doch,  wenn  die  Anlage  nicht  gemacht  worden  wäre, 
der  Nation  hatte  lassen  können,  war  nur  der  erste  Verlust,  der  keinem 
Menschen  ersetzt  wurde,  nicht  einmal  dem,  cLsr  Porzellan  kaufte  oder 
brauchte,  denn  durch  die  Anlegung  dieser  Fabrik  wurde  das  Porzellan 
nicht  wohlfeiler.  Der  zweite  Verlust  entstand  aber  der  Nation  durch 
das  ausschliessende  Privilegium  und  Monopol,  welches  dieser  Eabrik 
beigelegt  wurde  und  beigelegt  werden  musste,  wenn  sie  bestehen  sollte. 
Es  wurde  nämlich  festgesetzt,  dass  ausser  dieser  Fabrik  keine  andere 
Porzellan£&brik  im  ganzen  Lande  angelegt  werden  dürfte,  weil  die  kost- 
bare Regierungsanstalt  unmöglich  die  Konkurrenz  mit  einer  sparsam  ein- 
gerichteten Privatanstalt  aushalten  konnte;  es  mussten  daher  Gegenden, 
die  100  Meilen  weit  von  der  Fabrik  entfernt  lagen,  ihren  Bedarf  hier 
nehmen  und  durften  bei  dem  günstigsten  Lokal  und  bei  den  vortheilhaf- 
testen  Aussichten  zum  glücklichen  Erfolg  einer  ähnlichen  Fabrik^  sie 
nicht  unternehmen.  Hätte  man  noch  die  Freiheit  gehabt,  sich  das  Por- 
zellan wie  sonst,  als  die  Regierungsfabrik  noch  nicht  bestand,   aus  dem 
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Auslände  kommen  zu  lassen ,    so  würde  nur  der  die  übelen  Folgen  die- 
ser Anlage  empfunden  haben,   der  die  yortheilhafte  Aufsicht  zur  Anle- 
gung einer  ähnlichen  Fabrik  an  einem  anderen  Orte  im  Lande  aufgeben 
musste;    aber  in  dieser  Freiheit  wurden  alle  Staatsbürger  nun  auch  zum 
Besten  dieser  Regierungsfabrik  eingeschränkt,   und  diese  Fabrik,   ein 
Kind  falscher  Yorurtheile ,    eitler  Prahlerei  und  eigennütziger  Staatsdie- 
ner,   stand  nun  vollendet  da  und  hatte  nicht  bloss  die  Kation  um  ein 
Kapital  yon  300,000  Thlr.  gebracht,  sondern  bringt  sie  auch  noch  jähr- 
lich um  eine  Summe,    die  wenigstens    einem  Zehntel   dieses  Kapitals 
gleich  ist,   welche  sie  nämlich  mehr  aufwenden  müssen,   um  den  For- 
zeUanbedarf  sich  anzuschaffen,   als  es  ihnen  kosten  würde,    wenn  sie 
ihn  Ton  Privatfabriken  im  Lande  oder  auch  yon  ausländischen  kaufen 
dürften.     Wenn  man  gegen  diesen  Verlust  des  Landes  den  Profit  der 
Eegierung  und  der  Beamten  in  Anschlag  bringen  will,  welche  dabei  an- 
gestellt sind  und  davon  gewinnen,  so  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  yon  den 
45,000  Thlr.,  welche  die  Anlage  der  Nation  jährlich  kostet  (15,000  Thlr. 
Zinsen  für  das  angelegte  Kapital  und  30,000  Thlr.  jährlicher  Yerlust), 
yieUeicht  5000  Thlr.,   wenn  die  Summe  sehr  hoch  angeschlagen  wird, 
in  die  Kasse  der  Begierung  fallen  und  dass  yon  den  übrigen  40,000  Thlr. 
mancher  Offiziant,   mancher  Künstler  und  mancher  Handwerker  zum 
Theil  etwas  Bedeutendes  erhält;   aber  —  wenn  die  Eegierung  jährlich 
eine  Abgabe  yon  5000  Thlr.  yon  ihren  XJnterthanen  yerlangt  und  zur 
Erhebung    dieser   Abgabe    eine    Menge    Offizianten    anstellte,    welche 
40,000  Thlr.  jährlich  kosteten ;   würden  wir  nicht  erschrecken  und  über 
eine  solche  Operation  staunen  ?  !  —  und  —  es  geschähe  nichts  anderes, 
als  was  bei  der  Porzellanfabrik  täglich  geschieht;   die  Arbeit  der  Perso- 
nen,  welcte  die  40,000  Thlr.  jährlich  obgleich  rechtmässig  erwerben, 
ist  für  die  Nation  und  ihren  Wohlstand  unnütz  und  yerloren  und  wenn 
ein  Land,  dessen  nothwendigsten  Gewerbe  es  an  Kapital  und  Fonds  so 
sehr  fehlt,  dieselben,  so  wie  die  Arbeit  der  Menschen  so  yergeudet;  so 
ist  es  um  so  mehr  zu  bewundem,   dass  die  Wahrheit  hier  nicht  über 
Verblendung  und  Eigennutz  den  Sieg  erringen  kann.    Man  glaube  nicht, 
dass  in  diesem  Beispiele  gerade  der  ungünstigste  Fall  gewählt  worden 
ist  und  dass  in  der  Wirklichkeit  Fälle  yorkommen  können,   bei  denen 
wirklich  ein  yerhältnissmässiger  Profit  für  die  Regierung  ohne  unyer- 
hältnissmässigen  Schaden  oder  Aufwand  der  Nation  aus  einem  solchen 
Unternehmen  entstehen  könne.     Es  gehört  wirklich  kein  ausserordent- 
licher Ghrad  yon  Erfahrung  und  Menschenkenntniss,  aber  es  gehört  eine 
yorurtheilsfreie  Ansicht  des  Ganzen  der  Gewerbe  und  der  Cirkulation 
dazu,  um  mit  Zuyersicht  über  den  Gang  und  Erfolg  solcher  Begierungs- 
untemehmungen  zu  entscheiden,   wenn  sie  auch  erst  Yorsohläge  sind. 
Es  liegt  in  der  Natur  der  administratiyen  Behörden,  dass  sie  die  theuer- 
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sten  unter  allen  sind,  und  eine  Regierung,  die  ihre  Yerwaltongsbehör- 
den  zu  Untemelimangen  imd  Spekulationen  gebrauchen  will,  die  auch 
ein  Privatmann  unternehmen  kann  und  in  denen  8ie  mit  Privatpersonen 
in  Konkurrenz  kommt ,  muss  in  dieser  Konkurrenz  nothwendig  verlie- 
ren,  wenn  sie  nicht,  wie  es  leider!  in  der  Eegel  geschieht,  zu  ihrer 
Gewalt  (die  ihr  aber  wahrlich  in  diesen  Dingen  weder  zukommt,  noch 
der  Nation  frommt)  ihre  Zuflucht  nimmt  und  die  Konkurrenten  von  den 
Märkten  verjagt,  wo  sie  ihren  Verordnungen  Nachdruck  zu  geben  im 
Stande  ist. 

Dass  die  Eegierung  in  neuer  Zeit  eine  Staatsdruckerei  angelegt  hat, 
war  weder  nothwendig,  noch  nützlich.  Auch  England  hat  keine  Staats- 
druckerei,  wenn  es  gleich  einen  berühmten  Parlamentsdrucker,  Han- 
sard, hatte*).  Unterm  17.  Oktober  1861  schrieb  Yamhagen:  „Die 
neue  Staatsdmckerei ,  für  die  ein  grosses  Gebäude  errichtet  werden  soU, 
wird  wenigstens  200,000  Thlr.  kosten.  Und  die  neuen  Beamten  dazu! 
Man  schreit  über  diese  Verschwendung.  Der  Geh.  Oberhofbuchdrucker 
Decker  thut  Einspruch  mit  seinem  Privilegium. '*  Diese  Anstalt,  wel- 
che nach  der  K.O.  vom  3.  Mai  1852  der  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden zunächst,  nach  der  K.O.  vom  28.  Mai  1866  aber  der  oberen 
Leitung  des  Einanzministers  unmittelbar  untergeordnet  wurde,  ist  zur 
Anfertigung  geldwerther  Papiere  für  den  Staat  und  für  Korporationen 
bestimmt  und  kann  auch  mit  der  Lieferung  von  Drucksachen  für  die 
Staatsbehörden  beauftragt  werden.  Nach  dem  Bericht  der  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  vom  10.  November  1863  hatte  die  Staats- 
druckerei im  Jahre  1862  einen  Ueberschuss  von  44,786  Thlr.  ergeben, 
welcher  an  die  Generalstaatskasse  abgeliefert  ist.  Unter  den  Einnah- 
men ist  aufgeführt:  Erlös  aus  den  gefertigten  Arbeiten  189,186  Thlr. 
Wenn  diese  Arbeiten  für  Staatsbehörden  gemacht  und  aus  deren  Kassen 
bezahlt  sind,  so  hat  die  Kasse  der  Staatsdmckerei  eben  so  viel  Geld 
eingenommen,  als  andere  Staatskassen  ausgegeben  haben,  und  wenn 
andere  Staatskassen  noch  mehr  verausgabt  hätten,  so  würde  die  Ein- 
nahme der  Staatsdruckerei,  und  also  ihr  Gewinn  noch  grösser  erschei- 
nen. Dass  aber  dabei  der  Fiskus  nichts  gewinnen  kann,  leuchtet  ein  ^). 
Nach  den  Etats  ist  der  Ueberschuss  1867  45,000  Thlr.,  1868  55,000 
Thlr.,   1869  59,100  Tbk.,  1870  sogar  78,300  Thlr.     Von  diesen  Sum- 

1)  Marfmeau,  Geschichte  Englands.    Bd.  II.  S.  101 — 104. 

2)  Je  mehr  Staatsschnldverschreibangen  irgend  einer  Art  gedruckt  werden,  und 
je  mehr  dafür  die  Staatsdrackerelyerwaltung  einnimmt,  desto  mehr. giebt  die  Staats- 
schnldenverwaltong  ans,  und  Fiskus  würde  sparen,  wenn  er  sich,  wie  früher,  der 
Privatindustrie  bediente.  Die  Herstellung  einer  Kassenanweisung  kostete  1851 
1}  Pfennige,  im  Jahr  1856  aber  durch  die  theure  Staatsdruckerei  9,8  Pfennige. 
E.  Richter ,  das  Preusslsche  Staatsschuldenwesen  und  die  Preussischen  Staatspapiere. 
1869.   S.  890. 
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men  hat  man  übrigens ,  um  zu  berechnen ,  ob  und  welchen  Gewinn  das 
Geschäft  gebracht  hat,  die  Zinsen  von  dem  Anlagekapital  abzuziehen, 
so  wie  auch  die  Zinsen  von  den  Zinsen.  —  Was  das  statistische  Bu- 
reau herausgiebt,  wird  nicht  in  der  Staatsdruckerei,  sondern  in  ande- 
ren Druckereien  gedruckt,  aber  seit  1869  erscheint  es  als  Feiiag  des 
EönigHchen  statistischen  Bureaus. 

Ob  und  was  die  Begierung  von  allen  ihren  hier  aufgeführten  und 
sonstigen  gewerblichen  Unternehmungen  und  Spekulationen  an  Gewerbe- 
steuer und  anderen  Staats-,  Kreis-  und  Gemeindeabgaben  bezahlt,  ist 
aus  den  Staatshaushaltsetats  nicht  zu  ersehen  und  mir  nicht  bekannt 
geworden.  Gingen  diese  Unternehmungen  sämmtlich  auf  Priyatrech- 
nung,  so  würden  sie  Bedeutendes  an  Steuern  yerschiedener  Art  brin- 
gen. Wenn  also  die  Gewerbe,  welche  die  Begierung,  mit  oder  ohne 
Gewinn,  betreibt,  weniger  Steuern  bringen ,  als  wenn  ihre  TJnterthanen 
dieselben  betrieben,  so  müssen  doch  die  letzteren,  bloss  weil  die  Begie- 
rung Gewerbe  treibt  und  spekulirt,  mehr  an  Steuern  zahlen.  Der  po- 
litischen Bedenken  des  Gewerbebetriebes  für  Staatsrechnung  ist  schon 
oben  (S.  95  sqq.)  gedacht,  auch  darauf  hingewiesen,  dass  der  Privat- 
gewerbsbetrieb  durch  den  Begierungsgewerbsbetrieb  eingeschränkt  wird. 
Ferner  dürfte  ein  Gewerbsbetrieb  durch  Beamte  der  Begierung,  wenn 
er  auch  nicht  Yermehrung  der  Einnahmen,  sondern  Verminderung  der 
Ausgaben  bezweckt,  doch  wohl  selten-  unbedenklich  und  zu  rechtfer- 
tigen sein.  Wenn  die  Begierung  z.  B.  irgend  welche  Militärs,  ihrem 
militärischen  Beruf  entgegen ,  als  Handwerker  (S.  45),  welche  als  sol- 
che Steuern  zu  zahlen  hätten,  zur  Anfertigung  yon  Kleidung  oder  Schuh- 
zeug, oder  zu  allerlei  Schreibarbeiten  in  den  Bureaus  der  Militär-  oder 
Ciyilbehörden  yerwendet,  so  kann  zwar  dadurch  yielleicht  an  Ausgaben 
etwas  erspart  werden.  Ob  ein  solches  Yerfahren  aber  zweckmässig  ist 
und  mit  dem  §.  1  des  Bundesgesetzes ,  betreffend  die  Verpflichtung  zum 
Kriegsdienste,  yom  9.  Noyember  1867  in  Einklang  steht,  darf  man 
doch  bezweifeln.  Endlich  bewirken  die  langen  Freiheitsberaubungen, 
welche  die  Strad^esetze  herbeiführen,  dass  fortwährend  yiele  Tausende 
in  Strafanstalten  unterhalten  werden  müssen ,  was  bedeutende  Ausgaben 
yerursacht.  Wenn  di^  Strafgefangenen  zur  Arbeit  angehalten  würden, 
nicht  allein  zur  Befriedigung  ihrer  eigenen  Bedür&isse,  sondern  auch 
zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Militärverwaltung,  und  wenn  dann 
noch  Arbeitskräfte  zur  Benutzung  übrig  bleiben,  so  sollten  diese  weder 
zu  Gewerbsarbeiten  für  Staatsrechnung  yerwendet,  noch  an  begünstigte 
oder  begünstigt  scheinende  Unternehmer  gegen  geringe  Vergütung  über- 
lassen, sondern  —  was  auch  das  Abgeordnetenhaus  am  23.  IToyember 
1869  als  zweckmässig  empfohlen  hat  —  an  den  Meistbietenden  yer- 
pachtet  werden ,  damit  durch  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  in  den  Straf- 
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anstalten  zum  Naohtheil  der  Arbeiter  auBserhalb  der  Strafonstalten  der 
Lohn  der  letzteren  wenigstens  so  wenig  wie  möglich  herantergedriickt 
und  der  Aufwand  für  die  Strofonstalten  möglichst  beschränkt  wird. 


§.  81.     LOTTERIE. 

Es  ist  schon  (S.  192)  bemerkt  worden ,  dass  ein  Regal  der  Glücks- 
spiele nicht  begründet  ist.  Man  kann  meinen ,  dass  Gesetze  gegen 
Hazardspiele  überhaupt  nicht  zu  rechtfertigen  sind,  dass  Jeder  das  Recht 
haben  muss,  Hazardspiele  zu  spielen,  und  zwar  in  seiner  eigenen  Woh- 
nung oder  auch  anderswo,  wo  bloss  die  Mitglieder  einer  geschlossenen 
Gesellschaft  Zutritt  haben,  dass  aber  öffentliche  Spielhäuser  nicht  ge- 
duldet werden  dürfen.  Freilich  ist  ein  solches  Verbot  nicht  ganz  wirk- 
sam, und  wie  tyrannisch  auch  die  Macht  der  Polizei  sein  mag,  so  wer- 
den Spielhäuser  doch  immer  unter  irgend  einem  Yorwande  gehalten 
werden  können,  aber  sie  werden  doch  genöthigt  sein,  ihre  Existenz 
geheim  zu  halten ,  so  dass  Niemand  etwas  yon  ihnen  weiss ,  als  derje- 
nige, der  sie  besucht.  Ein  Mehreres  wird  yon  Seiten  des  Staats  nicht 
erreicht  werden  können,  ab  dass  Hazardspielen  nur  im  Geheimen  ge- 
schieht (Mill).  —  Bei  der  unleugbaren  Gemeinschädlichkeit  der  Leiden- 
schaft des  Spieles  sollte  man  in  sämmtiichen  Staaten  die  aufrichtigsten 
und  angestreng^ten  Bemühungen  zur  Unterdrückung  aller  öffentlichen 
Anreizungen  zum  Spiel  erwarten.  Dies  ist  aber  nicht  nur  nicht  der 
Fall;  sondern  nicht  selten  vergessen  sich  die  Regierungen  so  weit,  dass 
sie  selbst  Spielanstalten  begründen,  wenigstens  schützen.  Ein  ver- 
kehrteres Beginnen  und  eine  grössere  Missachtung  der  offenbarsten  Yer- 
bindlichkeit  lässt  sich  nicht  denken,  und  die  angeblichen  Gründe  des 
Nutzens  oder  gar  der  Nothwendigkeit  zeigen  sich  bei  der  leichtesten 
Untersuchung  nur  als  die  Yerschleierung  der  Gewinnsucht  Wie  lächer- 
lich ist  es  z.  B. ,  zu  behaupten,  der  Staat  müsse  öffentliche  Spielhäuser 
errichten ,  damit  er  betrügerische  Winkelspiele  überflüssig  mache.  Hat 
er  sonst  kein  Mittel  das  Uebel  auszurotten,  als  eine  allgemeine  Anrei- 
zung  dazu?  Ebensowenig  stichhaltig  ist  der  Grund,  dass  die  Blüthe 
der  Badeanstalten  eine  G^stattung  von  öffentlichen  Hazardspielen  erfor- 
dere. Das  Beispiel  sehr  berühmter  Heilquellen  beweist  das  Gegentheil. 
Und  in  der  That  ist  eigentlich  nichts  Widersinnigeres,  als  in  einer  Heil- 
anstalt die  Leidenschaften  aufzuwühlen  —  zum  Besten  der  Genesung ! 
Am  schmählichsten  ist  aber  wohl  die  aus  dem  grossen  Gewinne  für  die 
Staatskasse  hergenommene  Rechtfertigung.  Soll  denn  der  Staat  durch 
tausendfaches  Unglück,  durch  Entsittlichung  seiner  Bürger  seine  Ein- 
künfte vermehren,  soll  er  seine  Kassen  mit  Geld  füllen,  das  mit  dem 
Blute  des  Selbstmörders  und  den  Thränen  verzweifelnder  Familien  be- 
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netzt  wird  ?  Die  Finanzwissenschaft  weiss  weniger  schädliche  Abgahen- 
arten  anzugeben.  Oder,  man  schränke  einige  überflüssige  Ausgaben 
ein,  tChd  man  wird  einen  solchen  Zoschoss  gar  nicht  bedürfen  (Mohl). 
Die  Deutsche  Nationalyersammlung  beschloss  am  8.  Januar  1849  ein 
Gesetz:  y,Alle  öffentlichen  Spielbanken  sind  yom  1.  Mai  1849  an  in 
ganz  Deutschland  geschlossen  und  die  Spielpachtverträge  aufgehoben ;" 
femer  beschloss  sie  die  Aufhebung  des  Lotto  in  allen  Deutschen  Staa- 
ten, in  welchen  es  noch  besteht,  und  sollte  dieselbe  von  der  proyisori- 
sehen  Centralgewalt  in  kürzester  Frist  bewirkt  werden.  Diese  Beschlüsse 
hatten  keinen  Erfolg.  Die  Preussische  Eegierung  beantragte  1854  am 
Bundestage  die  Aufhebung  der  öffentlichen  Spielbanken  in  Deutschland. 
Der  Antrag  war  unpraktisch,  da  eine  allgemeine  Zustimmung  nicht  er- 
wartet werden  konnte.  Endlich  kam  es  im  Dezember  1 862  durch  Mi^ 
jorität  zu  einem  ziendich  nichtssagenden  Beschluss.  Der  Bundestag 
konnte  die  Öffentlichen  Spielbanken  nicht  beseitigen,  weil  die  dazu  er- 
forderliche Stimmeneinheit  natürlich  nicht  zu  erreichen  war.  Die  Deut- 
schen Spielstaaten  waren  die  drei  Hessen,  Nassau,  Waldeck,  Baden, 
Meklenburg- Schwerin,.  Lübeck.  Dazu  kam  1866  auch  Preussen.  Mek- 
lenburg-Schwerin  hob  die  Spielbank  in  Doberan  1867  auf.  In  Preussen 
wurde  durch  Art.  V  der  Königlichen  Verordnung  vom  25.  Juni  ej.  die 
Anwendung  der  Strafgesetze  wegen  Hazardspiele  auf  die  öffentlichen 
Spielbanken  zu  Wiesbaden,  Ems  und  Homburg  suspendirt.  Am  3.  De- 
zember ej.  theilte  der  Abgeordnete  y.  Briesen  mit,  dass  schon  bei  der 
Besitznahme  der  neuen  Landestheile  durch  Preussen  Yerhandlungen  yon 
den  königlich  Preussischen  Staatsbehörden  eingeleitet  worden  seien,  um 
die  Abschaffung  der  Spielbanken  herbeizuführen.  „Es  hätte  dies  aller- 
dings schon  im  ersten  Augenblick  der  Besitznahme  geschehen  können, 
ehe  nämlich  die  Besitznahmepatente  ergangen  und  die  früheren  Eechte 
garantirt  waren,  durch  einen  Gnadenakt.  Es  hätte  aber  auch  später 
geschehen  können  durch  ein  Spezialgesetz  auf  Grund  der  der  könig- 
lichen Staatsregierang  ertheilten  Diktatur'*  u.  s.  w.  Es  ist  zu  bedauern, 
dass  die  Preussische  iUigierung  nicht  im  Augenblick  der  Besitznahme 
ohne  Weiteres  sämmtliche  Spielbanken  auf  immer  geschlossen  hat. 
Das  Gesetz  vom  5.  März  1868  yerbot  das  Spiel  an  allen  Sonn-  und 
Feiertagen ,  bestimmte,  dass  die  öffentlichen  Spielbanken  zu  Wiesbaden, 
Ems  und  Homburg  spätestens  Ende  1872  geschlossen  werden  und  dass 
mit  dem  Tage  der  Schliessung  für  die  betreffende  Spielbank  die  Strafge- 
setze über  Hazardspiele  wieder  in  Kraft  treten. 

Die  Spielbanken  sind  übrigens  nur  für  die  Eeichen  und  die  Mittel- 
klassen ,  die  Lotterien  aber  auch  für  die  ärmeren  yerderblich.  Die  Lot- 
terie wird  zum  Yortheil  der  Staatskasse  getrieben,  als  ein  Gewerbe  auf 
Staatsrechnung.     Um  recht  einträglich  zu  sein,   betreibt  es  die  Begie- 
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nmg  als  ein  Monopol  und  yerbietet  PrivaÜotterien.  In  England  wurde 
die  Lotterie  1826,   im  Grossberzogthum  Hessen  1832,    in  Frankreich 

m 

1836,  in  Schleswig -Holstein  unter  der  provisorischen  Eegierung  yon 
18^^/50 ,  in  Baiem  1861  aufgehoben;  auch  in  Mexico  soll  sie  dessen 
Präsident  1867  aufgehoben  haben.  In  Preussen  besteht  die  Lotterie 
immer  noch  in  Blüthe ,  auch  sind  Lotterien  zur  Aufbringung  yon  Geld, 
welches  zu  anderen  Zwecken  als  zur  Bestreitung  yon  Ausgaben  des 
Staats  yerwendet  werden  soll,  nicht  unbedingt  yerboten.  Wer  aber 
ohne  obrigkeitliche  Erlaubniss  öffentliche  Lotterien  yeranstaltet,  wird 
mit  Geföngniss  bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1 000  Thlr. 
bestraft;  den  Lotterien  sind  hierbei  alle  öffentlich  yeranstalteten  Aus- 
spielungen beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen  gleich  zu  achten. 
Wer  nun,  mit  oder  ohne  Erlaubniss,  eine  öffentliche  Lotterie  yeranstal- 
tet, um  den  Gewinn  yon  dieser  Spekulation  zu  allerlei  wohlthätigen  und 
frommen  Werken  zu  yerwenden,  fordert  das  Laster  der  Spielsucht  — 
um  Tugend  der  Wohlthätigkeit  und  Frömmigkeit  zu  fördern.  Ein  Bei- 
spiel dayon  in  Preussen  ist  die  Kölner  Dombau  -  Lotterie.  „Die  Haupt- 
kirche, deren  Bau  fest  ganz  still  zu  liegen  scheint,  wird  mittelst  Lot- 
terien angerichtet,  wobei  die  Leute  nicht  das  geringste  Unrecht  sehen. 
Man  zwingt  ja  niemand,  Geld  und  Hoffnung  auf  ein  Loos  zu  setzen. 
Ich  bin  aber  überzeugt,  dass  die  Kirche  in  zehn  Jahren  nicht  fertig 
wird  trotz  der  Spielwuth  der  Leute  in  Manaos  *)."     Wenn  das  Volk  ^) 


1)  E,  Ave-LaOoMint,  Reise  durch  Nord  -  Brasilien  im  Jahre  1859.  Th.  II. 
1860.  S.  191. 

2)  In  den  letzten  Dezembertagen  1847  forderten  Maneranschläge  die  Mailfinder 
auf,  das  Beispiel  der  Nordamerikaner  nachzuahmen.  Wie  diese  den  Thee  in  Boston 
Aber  Bord  warfen  und  wenigstens  die  Finanzen  des  tyrannischen  Mutterlandes  schK- 
digten,  wenn  sie  nicht  im  Stande  waren,  die  Englischen  Soldaten  zu  vertreiben, 
so  sollten  die  Italiener  sich  des  Tabackrauchens  und  des  Lottospieles  enthalten  und 
auf  diese  Weise  die  Einnahmen  der  Regierung  kürzen.  Dem  Aufrufe  leistete  die 
Bevölkerung  willig  Folge.  Freilich  als  die  Mailänder  sich  nicht  damit  begnügten, 
selbst  Abstinenz  zu  üben ,  sondern  auch  rauchende  Soldaten  zu  derselben  zwingen 
wollten,  zogen  sie  den  Kürzeren.  Bei  dem  Ranchkrawalle  am  3.  Januar  1848 
wurden  mehrere  Bürger  verwundet,  einzelne  getödtet,  ohne  dass  die  Oesterreichi- 
schen  Grenadiere  verhindert  werden  konnten ,  in  jedem  Mundwinkel  eine  Cigarre 
festzuhalten.  Trotzdem  erhielt  die  Autorität  der  Regierung  durch  diese  Vorgänge 
keine  geringe  Erschütterung.  Sie  konnte  es  nicht  hindern,  dass  sich  die  Lust  an 
Demonstrationen  gleich  einem  Fieber  durch  das  ganze  Land  verbreitete ,  dass  in 
beiden  Universitätsstädten,  in  Pavia  und  Padua,  Tumulte  ausbrachen,  in  Brescia 
die  Gährung  wuchs,  in  Vicenza,  Verona  und  Venedig  für  die  verwundeten  Mai- 
länder gesammelt,  hier  wie  überall  den  Sympathien  für  die  „Unruhstifter* <  offener 
Ausdruck  gegeben  wurde.  Diese  AUgegenwart  der  Opposition  gestattete  nicht,  die 
Aufmerksamkeit  auf  einzelne  Punkte  zu  sammeln,  bewirkte  eine  gefahrliche  Zer- 
splitterung der  Streitkräfte.  Die  Zerfahrenheit  und  mit  ihr  die  Hülfslosigkeit  stei- 
gerte sich   durch  das  vielköpfige  Regiment,    welches  nach  altem  Gebrauche  in  der 
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einst  allgemem  das  Lotteriespielen  als  etwas  Terwerfliches  ansehen  wird, 
so  wird  in  der  Staatskasse  vielleicht  ein  Deficit  entstehen ,  aber  die  Lot- 
terie aufgehört  haben,  üebrigens  sind  die  Lotterien  auch  schlechte 
Mittel^  Geld  aufzubringen.  Sie  kosten  dem  Spieler  ungeheuer  viel  mehr, 
als  sie  dem  Unternehmer  einbringen,  mag  dieser  nun  der  Staat  oder 
etwa  ein  Verein  für  religiöse,  wohlthätige  oder  sonstige  Zwecke  sein. 
Diejenigen,  welche  in  der  Lotterie  spielen,  geben  eigentlich  den  gan- 
zen Einsatz  wie  eine  Steuer  und  nur  wenige  bekommen  dayon  etwas 
zurück.  Denn  wenn  yiele  kleine  Gewinne  sind,  wird  wenig  gespielt; 
die  grossen  Gewinne  locken.  Freilich  ist  der  Einsatz  eine  freiwillige 
Steuer,  dadurch  wird  aber  die  Sache  nicht  besser.  Nicht  die  reicheren 
Leute  sind  es,  die  vorzugsweise  in  der  Lotterie  spielen,  sondern  die 
ärmeren.  Diese  werden  auch  vorzugsweise  von  der  Regierung  verlockt. 
Denn  ihretwegen  eben  wird  der  Einsatz  nicht  in  Einer  Zahlung  gefor- 
dert und ,  um  den  Aermeren  das  Spielen  noch  mehr  zu  erleichtem,  wer- 
den die  Loose  getheilt.  YierundsechzigstellooBe  werden  sogar  durch  die 
Zeitungen  ausgeboten.  So  können  auch  die  Aermsten  in  der  Lotterie 
spielen,  wenn  sie  sich  Nothwendiges  abdarben  und  mit  Vielen  gemein- 
schaftlich ein  Loostheil  nehmen.  Soll  die  Lotterie  Erkleckliches  brin- 
gen ,  so  muss  das  Volk  durch  solche  Mittel  von  der  Begierung  und  ihren 
Organen  verfuhrt  werden.  Ohne  Zweifel,  um  sich  alte  Kunden  —  wel- 
che den  Glauben  oder  Aberglauben  haben,  dass  das  fortwährende  Spie- 
len derselben  Nummer  vorzugsweise  Gewinn  bringt  —  zu  bewahren, 
sorgt  die  Königliche  Preussische  General -Lotterie -Direktion  nach  ihrer 
Bekanntmachung  vom  12.  September  1865  dafür,  dass  solche  Spieler 
ihre  alten  Nummern  immer  wieder  erhalten  können. 

Schon  der  siebente  Preussische  Provinziallandtag  hatte  um  Ein- 
schränkung der  Staatslotterie  gebeten.  In  der  Denkschrifk  vom  6.  April 
1841  heisst  es:  „Unbestreitbar  ist  es,  dass  diese  Spielsucht  den  Wohl- 
Lombardei  waltete.  Der  Vicekönig  übte  zwar  eine  geringe  positive  Macht,  bin- 
derte aber  dennoch  die  Machtentwickelung  der  übrigen  Trftger  der  Begiernngsge- 
walt,  namentlich  des  Militärkommandanten;  er  vertrat  das  patriarchalische  Prinsip, 
er  durfte  nach  den  dynastischen  Maximen  nie  anders  als  liebevoll  wie  ^n  Vater  sq 
seinen  Kindern  sprechen  und  musste  sich  so  geberden,  als  wXre  die  Loyalität  des 
Volkes  über  jeden  Zweifel  erhaben  n.  s.  w.  A.  Springer  y  €^chichte  Oesterreichs 
seit  dem  Wiener  Frieden  1809.  Bd.  II.  1865.  8.  157.  Wenn  auch  die  Lombarden 
aas  Furcht  vor  der  Oesterreichlschen  Militärmacht  keinen  oflhen  Aufstand  wagten ,  so 
organisirten  sie  einen  moralischen  Widerstand.  Von  Net\jahr  1848  sollte  niemand 
mehr  Cigarren  rauchen,  um  den  Staat  der  grossen  Einkünfte  zu  berauben,  die  der* 
selbe  aus  dem  Tabacksmonopol  bezog.  Jeder  Umgang  mit  den  Oesterreichern  wurde 
abgebrochen  und  alles  aufgeboten,  ihnen  den  Aufenthalt  in  Italien  unleidlich  zu 
machen.  F,  Lorenz  ^  neueste  Geschichte  von  den  Wiener  Verträgen  bis  zum  Frie« 
den  von  Paria  (1815—1856)  1867  3.  279.  Von  seinen  Italienischen  Provinzen  hat 
Oesterreich  Mailand  verloren,  und  1866  auch  Venetien. 
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stand  iintergräbt,  und  dadurch  das  Lebensglück  vieler  Pamilien,  na- 
mentlich der  arbeitenden  Klassen  gefährdet.  Statt  etwanige  lieber- 
Schüsse  ihres  geringen  Verdienstes  in  Sparkassen  anzulegen ,  ist  es  je- 
nem Uebelstande  zuzuschreiben,  dass  die  wohlthätige  Einrichtung  dieser 
Institute  bis  jetzt  so  wenig  segensreich  hat  einwirken  können/'  Der 
Schlnss  lautet:  ,,Ebenso  giebt  die  Hälfte  der  Versammlung  mit  Ein- 
schluss  des  Herrn  Landtagsmarsohalls  sich  der  Hoffnung  hin :  Ew.  Kö- 
nigliche Majestät  huldvolle  und  gnädige  Fürsorge  auch  für  den  Aerm- 
sten  und  Geringsten  Ihres  Volkes  werde  in  Allerhöchster  Weisheit  den 
Zeitpunkt  zu  bestimmen  die  Gnade  haben,  wenn  durch  Aufhebung  der 
Staatslotterie  y  Segen  über  eine  grosse  Anzahl  Ihrer  irrenden  TJntertha- 
nen  verbreitet  werden  soll.'*  Der  Landtagsabschied  vom  7.  November  ej. 
verweist  auf  die  K.O.  vom  21.  Juli,  wodurch  der  König  den  Wünschen 
der  Stände  insoweit  entgegengekommen  sei,  „als  es  ohne  Aufhebung 
der  Lotterie,  welche  nach  den  bestehenden  Verhaltnissen  für  jetzt  un- 
ausführbar ist,  möglich  erscheint  Die  gedachte  an  den  Einanzmini- 
ster  Gr.  v.  Alvensleben  gerichtete  K.O.  erklärte,  dass  „die  Lage  des 
Staatshaushalts  mit  Eücksicht  auf  die  anderweit  beabsichtigten  Steuer- 
erleichterungen die  Abschaffung  der  Lotterie  noch  nicht  gestattet.'' 
Auf  dem  Vereinigten  Landtag  wurde  die  Aufhebung  der  Lotterie  be- 
antragt, aber  dieser  am  29.  Mai  1847  zur  Verhandlung  gekommene 
Antrag  wurde  nicht  angenommen.  Der  Generalsteuerdirektor  Kühne, 
welcher  beiläufig  bemerkte,  dass  die  Rheinprovinz ,  welche  nicht  für 
die  ärmste,  sondern  eher  für  die  reichste  Provinz  gehalten  wird,  in  der 
Lotterie  am  wenigsten  spiele ,  sagte :  „Dafür ,  dass  der  Staat  das  Spiel 
hält,  wird  der  achte  Theil  vom  Einsatz  am  Gewinne  innegehalten,  und 
dieser  achte  Theil  büdet  die  Einnahme,  die  in  dem  Staatsbudget  figu- 
rirt."  Wenn  also  100  Thlr.  in  die  Lotterie  gesetzt  werden,  so  hat  der 
Staat  davon  12^^  Thlr.  Die  Lotterie  kommt  also  einer  Steuer  gleich, 
deren  Erhebung  und  Verwaltung  nicht  weniger  als  87-}  f  davon  absor- 
birt.  Der  damalige  Finanzminister  v.  Duesberg  sprach  sich  gegen  den 
Antrag  aus,  auch  er  wusste  den  entstehenden  Aus&U  nicht  zu  decken! 
Für  den  Antrag  sprach  der  Abgeordnete  von  der  Heydt: 

„Es  hat  auf  mich  stets  einen  peinlichen  Eindruck  gemacht,  unter  den 
Zweigen  unserer  Staatsverwaltung  ein  Institut  zu  erblicken,  welches  mei- 
nes Erachtens,  seiner  Tendenz  nach  doch  wohl  nur  als  ein  unmoralisches 
betrachtet  werden  kann.  In  einem  christlichen  Staate,  wie  man  es  liebt 
den  unsrigen  zu  nennen,  bei  einer  Staatsregierung,  welche  Beligion, 
Moralität  und  gute  Sitte  so  hoch  hält,  wie  die  unsrige,  muss  es  einen 
schmerzlichen  Eindruck  machen,  die  Lotterie  als  ein  Mittel  zur  Ver- 
mehrung der  Staatseinkünfte  benutzt  zu  sehen.  Es  mag  sein,  dass  die 
Lotterie  nicht  in  allen  Theilen  der  Monarchie  gleich   schädlich  ein- 
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wirkt ;  so  weit  ich  habe  wahrnehmen  können ,  sind  es  aber  yorzugs- 
weise  gerade  die  bedürftigen  Yolksklassen ,  welche  durch  die  Anreizung 
des  Gewinnes  zur  Theilnahme  an  der  Lotterie  yerfiihrt  werden  und  da- 
durch sich  und  den  Ihrigen  häufig  den  nothwendigsten  Unterhalt  ent- 
ziehen. Es  ist  von  dem  Herrn  Finanzminister  gesagt  worden ,  dass  er 
sich  dem  Antrage  der  Aufhebung  der  Lotterie  aus  zweien  Gründen  wi- 
dersetze: einmal,  weil  der  Staatshaushalt  für  jetzt  den  Gewinn  nicht 
entbehren  könne,  dann,  weil  der  Zweck  doch  nicht  erreicht  werden 
würde.  Bisher  haben  wir  aber  nur  Ton  TJeberschüssen  reden  hören, 
die  Steuererlasse  zulässig  gemacht  haben,  wir  haben  immer  nur  von 
dem  blühendsten  Einanzzustande  reden  hören ;  so  dass ,  wenn  die  Ab- 
schaffung der  Lotterie  wünschenswerth  erscheinen  möchte,  doch  nicht 
gerade  in  dem  Einanzzustande  ein  Grund  zu  finden  sein  möchte,  die  Auf- 
hebung zu  unterlassen.  Der  Herr  Finanzminister  hat  gesagt :  dass  nicht 
angeführt  sei,  wie  die  Summe  zu  ersetzen  sei.  Ja,  ich  gebe  zu,  es  wäre 
für  die  Stände  sehr  wünschenswerth,  wenn  dieselben  im  Stande  wären, 
zu  sagen,  in  dieser  oder  jener  Weise  solle  der  Ersatz  gefunden  werden. 
Dann  müsste  aber  die  Bewilligung  der  Feststellung  des  Finanzetats  noth- 
wendigerweise  vorhergehen.  Die  Stände  müssten  aUe  Einnahmen  und 
Ausgaben  diskutiren  dürfen,  um  das  Mittel  zum  Ersatz  in  Yorschlag 
bringen  zu  können.  So  lange  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  können  auch 
die  Stände  dergleichen  Ersatzmittel  im  Allgemeinen  nicht  yorschlagen 
und  sich  nur  darauf  beschränken,  die  Wünsche  des  Volkes  oder  ihre 
eigenen  Wünsche  Sr.  Majestät  vorzutragen  und  dann  der  Krone  die  Er- 
wägung zu  überlassen,  ob  der  Ausfall  ersetzt  werden  kann  oder  nicht 
Der  zweite  Grund,  den  der  Herr  Finanzminister  angefahrt  hat,  ist  der, 
dass  der  Zweck  ohnehin  nicht  erreicht  werde ,  weil  die  benachbarten 
Staaten  auch  erst  die  Lotterie  aufheben  müssten.  Nun  frage  ich  aber, 
ist  die  Aufhebung  der  Lotterie  einmal  wünschenswerth,  wird  dies  In- 
stitut, ich  wiederhole  es,  als  unmoralisch  betrachtet,  soll  dann  nicht 
Preussen  mit  einem  g^ten  Beispiele  vorangehen?  Soll  die  Lotterie  so 
lange  in  Preussen  bestehen  bleiben,  bis  auch  die  anderen  Staaten  sie 
aufgehoben  haben,  und  soUen  wir  so  lange  dies  Listitut  noch  erhalten? 
Dies  scheint  mir  nicht  wünschenswerth ;  Preussen  müsste  in  allen  edlen 
Dingen  mit  gutem  Beispiele  vorangehen ,  und  ich  habe  die  TJeberzeu- 
gung ,  dass  dann  die  anderen  Staaten  viel  eher  folgen  würden ,  als  sie 
jetzt  mit  der  Aufhebung  vorangehen  möchten.  Ich  trete  daher  dem  An- 
trage des  Herrn  Antragstellers  bei  und  wünsche ,  dass  die  hohe  Ver- 
sammlung die  Aufhebung  der  Lotterie  beantragen  möge.  Es  ist  von 
einem  der  früheren  Bedner  gebilligt  worden ,  dass  man  die  Leidenschaf- 
ten benutze,  um  da,  wo  sie  mit  dem  Interesse  der  Staatskasse  zusam- 
mentreffen,  die  Staatskasse  zu  bereichem.     Einem  solchen  Grundsatz 
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kann  ich  aber  nicht  beitreten ,  ich  besorge  nicht,  dass  ein  solcher  Grund- 
satz hier  Geltang  finden  oder  dass  man  ihn  anch  auf  andere  Leiden- 
schaften anwenden  werde,  wenn  man  ihn  heute  in  Bezug  auf  das  Lot- 
teriespiel billigen  wollte.  Es-  würde  mir  femer  leid  thun,  wenn  die  Auf- 
hebung der  Lotterie  nothwendig  die  Folge  haben  müsste,  dass  die  är- 
meren Klassen  dadurch  mehr  besteuert  werden,  ja  ich  würde,  wenn 
kein  anderes  Mittel  da  wäre,  den  Yorschlag  machen,  dass  man  bei  Be- 
stimmung einer  Einkommensteuer  diesen  Ausfall  auf  die  wohlhabenden 
Klassen  lege  und  es  thatsächüch  zeige,  dass  man  wirklich  ein  Herz  für 
die  ärmeren  Yolksklassen  habe.  Es  ist  von  jenem  Mitgliede  noch  geäus- 
sert worden,  dass  es  das  Beyormundungsprincip  nicht  Hebe;  ich  frage 
aber,  ob  sich  das  yerehrte  Mitglied  bei  den  bisherigen  Diskussionen 
und  Abstimmungen  diesem  Frincip  irgend  mehr  widersetzt  habe,  als 
diejenigen,  welche  für  die  Aufhebung  der  Lotterie  gesprochen  haben. 
Es  war  zu  dieser  Bemerkung  wohl  um  so  weniger  Veranlassung  gege- 
ben, als  es  sich  hier  gar  nicht  um  eine  Bevormundungsmaassregel  han- 
delt, sondern  darum,  ob  der  Staat  selbst  das  Lotteriespiel  befördern 
will.  Möchte  aber  andererseits  die  Beseitigung  der  Bevormundung  in 
dem  Spne  gefordert  werd^i,  dass  ein  Antrs^  gestellt  würde,  das  Privat- 
lotteriespiel  zu  gestatten,  so  würde  ich  mich  auch  diesem  Antrage  wider- 
setzen. Denn  auch  in  den  freiesten  Staaten  findet  man  manche  Bevor- 
mundung ganz  angemessen,  darunter  namentlich  das  Verbot  des  Lotterie- 
spiels.  Auch  in  den  freiesten  Staaten  ist  dieses  Verbot  in  Anwendung 
gebracht.  Also  brauchten  auch  wir  uns  desselben  nicht  zu  schämen.'^ 
Der  Antrag,  die  Regierung  zu  ersuchen,  auf  die  möglichst  baldige 
Aufhebung  der  Lotterie  in  Preussen  und  der  mit  Preussen  verbündeten 
Staaten  Bedacht  zu  nehmen,  wurde  vom  Abgeordnetenhause  am  1 3.  De- 
cember  1866  abgelehnt.  Am  6.  December  1867  erklärte  der  Einanz- 
minister  Ereih.  v.  d.Heydt  bei  Berathung  des  Staatshaushalts  för  1868: 
„Ich  denke  über  das  Listitut  der  Lotterie  heute  noch  gerade  so  wie  da- 
mals, wo  ich  den  Antrag  bei  dem  Vereinigten  Landtag  stellte."  Vir- 
chow  hob  hervor,  dass  das  Lotteriespiel  gerade  in  den  niedrigen  Volks- 
klassen eine  chronische  Leidenschaft  der  allerschlimmsten  Art  sei,  und 
dass  Alles,  was  die  Lotterie  diesen  Klassen  abnimmt,  den  Sparkassen 
verloren  gehe,  worauf  das  Abgeordnetenhaus  beschloss,  die  Staatsregie- 
rung aufzufordern ,  „dass  dieselbe  bis  zur  Vorlage  des  nächsten  Budgets 
auf  Aufhebung  der  Elasse^ilotterien  Bedacht  nehmen  möge'',  auch  diesen 
Beschluss  am  13.  Eebruar  1868  aufrecht  erhielt.  Der  Beichstag  des 
Norddeutschen  Bundes  ging  am  28.  April  1869  über  den  Antrag  des 
Abgeordneten  Heubner  auf  Aufhebung  der  Lotterie  —  nachdem  Michae- 
lis, als  Bundeskommissar,  die  Lotterie  als  eine  augenblicklich  nicht  zu 
entbehrende  Einnahmequelle  erklärt  hatte  —  aber  doch  nur  mit  schwa- 
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eher  Majorität  2ur  einfachen  Togosordnung  über.  Als  am  5.  Januar  1871 
der  Abgeordnete  Becker  beim  Finanzminister  Camphausen  anfragte,  ob  es 
nicht  wünschenswerth  sei,  die  Lotterie  abzuschaffen,  und  diese  Staats- 
einriohtung  zugleich  mit  den  Spielbanken  verschwinden  zu  lassen,  er- 
klärte auch  dieser  Einanzminister,  dass  er  die  Einnahme  aus  der  Lotterie 
für  die  Staatskasse  für  unentbehrlich  halte  —  was  natürlich  Heiterkeit 
erregte. 

Wenn  die  Lotterie  da,  wo  sie  einmal  besteht,  nicht  abgeschafft 
wird,  so  beweist  dies  nur,  dass  die  Kegierung  nicht  die  Fähigkeit  hat, 
bessere  Einnahmen  aufzufbden ,  und  nicht  den  Willen ,  die  Ausgaben 
auf  das  I^othwendige  zu  beschränken  ^). 


§.  32.     SALZMONOPOL. 

Ein  Edikt  vom  3.  Oktober  1772  kündigte  an,  dass  eine  Gesellschaft 
unter  dem  I^amen  Seesalzhandlungskompagnie  errichtet  nnd  ihr  der 
Alleinhandel  mit  Seesalz  zugetheilt  werden  sollte.  Friedrich  ü.  muss 
aber  seinen  Plan  über  diesen  Gegenstand  sehr  bald  wieder  geändert 
haben.  Denn  in  dem  am  14.  desselben  Monats  für  die  Seehandlu^gsge- 
Seilschaft  (§.  30)  erlassenen  Patent  wird  dieser  Preussischen  Salzhandlungs- 
gesellschaft als  eines  von  der  eigentlichen  Seehandlungsgesellschaft  ab- 
gesonderten Listituts  gedacht,  welches  bloss  das  Geschäft  der  Ani^ihr 
des  Salzes  aus  Spanien,  Frankreich  und  England  besorgen  und  diese 
Waare  dann  der  Seehandlungsgesellschaft  zum  Verkauf  überlassen  solle. 
Für  diese  eigentlich  nur  zur  Frachtfahrt  eingerichtete  Gesellschaft  wurde 
durch  ein  neues,  ebenj&lls  vom  14.  Oktober 'datirtes  Edikt  ein  eigener 
Fonds  bestimmt,  der  aus  500  Aktien,  jede  zu  1000  Thaler  Friedrichs- 
dor,  bestehen  sollte,  wovon  6  ^  Zinsen  jährlich  ausser  der  Dividende  von 
dem  noch  Überschi  essenden  Gewinn  zugesichert  wurden.  Diese  Gesell- 
schaft scheint  indessen  gar  nicht  zu  Stande  gekommen  zu  sein.  Nach 
einem  besonderen  Edikt,  ebenfedls  vom  14.  Oktober,  sollte  nirgends  in 
einem  Preussischen  Hafen  oder  an  einer  Seeküste  fremdes  Salz  auf  an- 
dern als  der  Seehandlung  gehörigen  oder  von  ihr  autorisirten  Schiffen 
eingeführt  werden.  So  hatte  die  Seehandlung  das  SalzmonopoL  Mit 
ihr  wurde  1796  die  Generalsalzadministration  vereinigt.     Die  General- 

1)  In  Italien  giebt  es  eine  Steuer,  die  sich  von  selbst  steigert,  das  ist  die  Lot- 
terie. Man  hatte  ihren  Ertrag  für  1865  auf  40  MilU^  geschätzt  und  er  betrug  über 
60  Mill.  Francs,  was  für  den  Schatz  einen  reinen  Gewinn  von  20  Mill.  bringen 
muss.  Unterricht  und  Freiheit,  darin  liegen  die  Korrektirmittel.  Unter  der  Re- 
stauration beförderten  die  Französischen  Posten  60  Mill.  Briefe  und  die  Lotterie 
stand  mit  etwa  15  Mill.  auf  dem  Budget.  Jetzt  ist  die  Lotterie  abgeschafft  und 
man  vertheilt  mehr  als  300  Mill.  Briefe  mit  einem  gleichen  Gewinn  für  den  Schatz. 
Revue  des  deux  Mondes  vom  1.  Mai  1866.   S.  243. 
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salzkassen- Obligationen  und  Kautionen  wurden  1811  in  Staatsschuld- 
Scheine  umgeschrieben  ^).  Kach  der  K.O.  vom  17.  Januar  1820  sollte 
die  Seehandlung  den  Ankauf  des  überseeischen  Salzes  aus  England, 
Frankreich  und  Portugal  dirigiren  und  das  benöthigte  Quantum  bis  in 
die  f  den  Küsten  zunächst  belegenen  Magazine  liefern ,  wo  solches  der 
weiteren  Disposition  der  Salzdebitspartie  übergeben  wird,  auch  die 
Salzdebütsüberschüsse  in  Ost-  und  Westpreussen,  Litthauen  und  Schle- 
sien für  Bechnung  der  betheiligten  Kassen  einziehen.  Diese  auf  den 
Salzhandel  bezüglichen  Geschäfte  gingen  nach  der  K.O.  vom  14.  Februar 
1845  von  der  Seehandlung  auf  die  Steueryerwaltung  über. 

Die  Salzpreise  waren  in  den  Proyinzen  Kurmark ,  Neumark ,  Ost- 
preussen.  Litthauen,  Westpreussen,  Netzdistnkt,  Magdeburg,  Halber- 
stadt, Saalkreis,  Mansfeld  und  Hohenstein  seit  länger  als  30  Jahren 
und  in  den  Proyinzen  Süd-  und  Neuostpreussen  seit  der  ersten  Finrich- 
tung  nicht  erhöht  worden,  als  das  Edikt  vom  26.  December  1805  für 
die  Proyinzen  Kurmark,  Keumark,  Pommern,  Ostpreussen,  Litthauen, 
Westpreussen,  Netzdistrikt,  Neuostpreussen  und  Südpreussen  eine  Preis- 
erhöhung anordnete.  Um  die  Salzreyenüen  zu  sichern ,  da  nicht  allent- 
halben gleiche  Preise  waren,  waren  die  Konsumenten  an  bestimmte 
Faktoreien  und  Magazine  gebunden,  und  dieserhalb  entweder  durch 
eine  Konskription  oder  andere  höchsÜästige  Mittel  kontrolirt.  Zu  ihrer 
Erleichterung  wurden  nun  die  Salzyerkaufspreise  in  den  genannten  Pro- 
yinzen überall  gleichgestellt,  und  zwar  für  die  Last  yon  3240  Pfimd 
auf  82  Thlr.  8  Ggr.  oder  für  die  Tonne  yon  405  Pfund  auf  10  Thlr.  7  Ggr. 
Dies  galt  yon  allen  Salzarten  mit  Ausnahme  des  Gaüzischen  Salzes,  bei 
dessen  Verkauf  es  auf  dem  bisherigen  Fuss  blieb.  Li  den  Proyinzen 
Magdeburg,  Halberstadt,  SaaUcroJis,  Mansfeld  und  Hohenstein,  wo  bis* 
her  die  niedrigsten  Salzpreise  gewesen  waren ,  wurde  der  Preis  för  die 
Last  auf  72  Thlr.  7  Ggr.  3  Pf.  erhöht.  In  Schlesien  und  Glatz ,  sowie 
in  den  Westphälischen  und  Fränkischen  Proyinzen,  femd  keine  Erhö- 
hung  der  Preise  statt,  weil  dieselben  zum  Theil  schon  hoher  als  in  an- 
deren Proyinzen  standen.  Im  Jahre  1816  erging  am  9.  Mai  ein  Edikt, 
die  Aufhebung  der  Salzkonskription  in  dem  am  rechten  Ufer  der  Elbe 
belegenen  Theile  des  Herzogthums  Sachsen  betreffend,  sowie  eine  K.O. 
wegen  Ermässigung  und  Gleichstellung  der  Salzyerkaufspreise,  desglei- 
chen auch  Aufhebung  der  Salzkonskription  in  Schlesien  und  Glatz,  und 
am  1 0.  Juni  ein  Edikt  über  die  Ausübung  des  Salzregals  auf  der  linken 
Elbseite.  Die  Verordnung  yom  17.  Januar  1820  bestimmte,  dass  das 
Salz  zum  inländischen  Yerbrauch  aus  den  ^Niederlagen  der  Salinen  und 
der  Faktoreien  überall  zu  demselben  Preise,  wie  bis  dahin  schon  in  den 


1)  Kruff,  Geschichte  der  Preossischen  Staatsachnlden.  S.  104  sqq.  122.  S05.  219. 
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Proyinzen  Schlesieii  und  Posen,  nämlich  die  Tonne  von  450  Pfand  zu 
15  Thlr.  Conrant  verkauft  werden  sollte ,  dass  aber  Jeder  den  Bedarf  an 
Salz  aus  derjenigen  Niederlage  entnehmen  konnte ,  welche  ihm  gelegen 
ist.  Nach  der  Verordnung  vom  16.  und  dem  Eegulativ  vom  21.  Juni 
1838  wurden  für  Salz  zur  Yiehfutterung  und  zum  Gebrauch  bei  einigen 
inländischen  Gewerben  die  Preise  ermassigt.  Für  das  übrige  zum  in- 
ländischen Verbrauch  bestimmte  Salz  setzte  die  Verordnung  vom  22.  No- 
yember  1842  den  Preis  ftir  die  Tonne  von  405  Pfiind  auf  12  Thlr. 
herab  ^).  Nach  dem  Gesetz  vom  17.  Mai  1856  ist  die  Tonne  Salz  zu 
378 1^  Zollpfund  zu  rechnen.  Die  mit  dem  Jahre  1843  eingetretene 
Preisherabsetzung  betrug  20  ^  im  Grossen  und  im  Kleinen ,  der  Detail- 
preis ging  von  15  auf  12  Pfennig  pro  Pfund  herunter.  Eine  Familie, 
die  wöchentlich  1  Pfund  Salz  verbraucht,  ersparte  danach  jährlich  13  Sgr. 
und  das  war  ohne  Zweifel  eine  Wohlthat  für  die  arbeitenden  und  ärme- 
ren Klassen.  Denjenigen,  welche  für  grosse  Wirthschaften  das  Koch- 
salz tonneiiweise  kaufen,  war  die  Ersparung  allerdings  merkbarer,  denn 
sie  betrug  pro  Tonne  3  Thlr.  Das  reine  Einkommen,  welches  der  Staat 
aus  dem  Alleinhandel  mit  Salz  durch  den  inländischen  Absatz  bezog,  be- 
trug jährlich  im  Durchschnitt  1822—27  4,222,960,  1828—33  5,282,799, 
1834 — 39  5,777,814  Thlr.  Die  Preisherabsetzung  musste  den  Ertra«: 
vermindern ,  man  durfte  aber  mit  dem  Steigen  der  Bevölkerung  wieder 
ein  Steigen  desselben  erwarten,  wenn  auch  wenig  darauf  zu  rechnen 
war,  dass  die  Leute  ihren  Verbrauch,  etwa  durch  Versalzen  ihrer  Suppe, 
sehr  erhöhen  würden.  Die  Etats  veranschlagten  den  Nettoertrag  för 
1844  zu  4,315,300,  1849  zu  5,450,900,  1851  zu  5,258,000,  1856 
zu  5,561,900,  und  1861  zu  5,731,850  Thlr.  Hiernach  stieg  der  Ertrag 
von  1844  bis  1861  von  100  auf  nicht  ganz  110.  Die  Bevölkerung  stieg 
von  1843  bis  1861  von  15,47 1;765  auf  18,491,220  oder  von  100  auf 
mehr  als  119.  Es  scheint  also,  dass  der  Verbrauch  des  Kochsalzes  we- 
niger zugenommen  hat,  als  die  Bevölkerung,  dass  also  der  Preis  doch 
so  hoch  war,  dass  er  den  Genuss  des  Salzes  beschränkte.  Wenn  der 
Salzverbrauch,  trotz  der  Preisherabsetzung,  nicht  abgenommen  hatte, 
so  hatte  die  Herabsetzung  des  Preises,  d.  h.  der  Steuer,  den  Verbrauch 
doch  nicht  erhöht.  Es  muss  demnach  der  Salzverbrauch  von  dem  Preise 
des  Salzes,  also  von  der  darauf  gelegten  Steuer  —  mag  diese  nun  in 
der  Form  eines  Monopols  oder  in  einer  anderen  Form  erhoben  werden 


1)  Hierdarch  wurden  die  Staatsgläabigor  benachtheiligt  Denn  zur  regelmfis- 
sigen  Verzinsung  und  Tilgung  hatte  das  Staatsschuldengesetz  vom  17.  Januar  1820 
§.  VlI  ausser  den  disponibeln  Domiüxen-  und  ForstrevenQen  und  dem  Erlös  aus  dem 
Verkauf  von  Staatsgütern  oder  Ablösungen,  auch  ,|die  Salzrevenfien ,  so  Mel  davon 
zur  ausreichenden  Ergänzung  des  StaatsschttIdentUgungs-Kassenbedarfs  erfordert  wird'S 
Überwiesen. 
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—  ziemlich  unabhängig  sein.  Als  im  Jahre  1841  in  der  Französischen 
Deputirtenkammer  die  Ermässigung  der  Salzsteuer  verhandelt  wurde, 
meinte  Bastiat  ^) ,  dass  diejenigen ,  welche  die  Herabsetzung  der  Steuer 
vom  Salz  bekämpft  und  sich  darauf  gestützt  hätten,  dass  der  Verbrauch, 
trotz  der  Auflage,  ganz  so  gross  sei,  als  er  sein  könne,  ohne  es  zu  mer- 
ken, den  stärksten  Grund ,  den  man  denken  kann,  gegen  die  IJebertrei- 
bung  dieser  Steuer  vorgebracht  hätten.  Es  sei,  als  wenn  sie  gesagt  hät- 
ten: „Das  Salz  ist  eine  für  das  Leben  so  unentbehrliche  Sache,  dass 
man  in  allen  Ständen,  in  allen  Elassen  davon  immer  eine  bestimmte  und 
unveränderliche  Quantität  verbraucht,  wie  auch  immer  der  Preis  sein 
mag.  Haltet  es  auf  einem  hohen  Preis,  es  ändert  nichts;  der  Arbeiter 
wird  sich  in  Lumpen  kleiden,  er  wird  sich  in  der  Krankheit  Arznei  ver^ 
sagen,  er  wird  Wein  und  selbst  Brod  entbehren,  ehe  er  auf.  irgend  eine 
ihm  nothwendige  Portion  Salz  verzichtet.  Setzt  den  Preis  herab ,  und 
man  wird  den  Arbeiter  sich  besser  kleiden ,  sich  besser  ernähren ,  aber 
nicht  mehr  Salz  verbrauchen  sehen.''  Man  hat  wohl  gesagt,  wenn  man 
eine  Kop£9teuer  erheben  woUe,  die  jedem  Kopf  eine  gleiche  Summe 
auflegt,  so  müsste  man  eine  Salzsteuer  einführen.  Die  Steuer  würde 
aber  nicht  einmal  für  AUe  gleich  sein ,  der  Arme  würde  wahrscheinlich 
absolut  mehr  zahlen  als  der  Keiche,  denn  dem  Aermsten  wird,  wie  eben- 
&1Ib  im  Jahre  1841  Hoffinann  ^)  sagte,  das  Kochsalz  um  so  unentbehrlicher, 
je  gröber  und  minder  nahrhaft  die  Speisen  sind,  womit  er  sich  nährt,  er 
bedarf  mehr  Salz  als  die  einzige  Würze  seiner  Speise.  Man  kann  nun 
aber  die  Steuer  nicht  so  einrichten,  dass  der  Reiche  einen  höheren 
Steuersatz  von  dem  Salze  zahlt,  als  der  Arme.  Hiernach  möchte  man 
denn  zu  dem  B^sultate  gelangen,  dass  jede  Besteuerung  des  Salzes  zu 
verwerfen,  also  ein  Salzmonopol  ebenso  wenig  wie  etwa  ein  Tabacks- 
monopol  neu  einzuführen  ist 

Hieraus  folgt  aber  dennoch  nicht,  dass  man  wenigstens  die  1842 
verordnete  Herabsetzung  des  Salzpreises  gutheissen  müsste.  Der  Er- 
trag des  Salzmonopols  wurde  für  1867  veranschlagt  zu  9,300,080  Thlr. 

Ankauf  des  Salzes  zu  1,476,271      - 

bleibt  7,823,809  Thlr. 
Die  Yerwaltungskosten  betrugen  1,284,599  Thlr.  oder  beinahe  16^^ 
und  müssen  vom  Yolke  gezahlt  werden.  Die  Erhebung  der  Steuern 
kostet  dem  Yolke  verhältnissmässig  sehr  viel  weniger.  Die  Herabsetzung 
des  Salzverkaufspreises  macht  die  Yerwaltungskosten  nicht  in  demselben 
Yerhältniss  geringer.     Wollte  man  das  Monopol  des  Salzes  daher  nicht 


1)  F,  Battiat,  Ausgewählte  volkswirtbschaftliche  and  politische  Schriften.     Aus 
dem  Franzosischen  übersetzt  von  C,  J.  Bergiut.    1859.    Bd.  II.  S.  82—93. 

2)  •/!  O,  Hoffmann  ^   Nachlass   kleiner  Schriften   staatswirthschaftiichen  Inhalts. 
S.  499—531. 

Bc^rioSf  Finaazwinensrh.    8.  Aufl.  24 
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ganz  abschaffen,  so  hätte  man  die  Salzverkaofspreise  lieber  unverändert 
lassen  sollen.  Wenn  man  das  Volk  ernsÜich  erleichtem  wollte,  so 
hätte  man  eine  andere  Steuer  ganz  abschaffen  müssen;  in  diesem  Falle 
wären  damit  auch  die  Erhebungs-  und  Yerwaltungskosten  davon  ganz 
weggefallen.  Dann  hätten  die  Einnahmen  der  Begierung  frsilich  ebenso 
viel  abgenommen ,  aber  die  Ausgaben  des  Volks  hätten  noch  mehr  ab- 
genommen. Hoffmann,  der  für  Keruntersetzung  des  Salzpreises  und 
für  Abschaffung  der  Besteuerung  des  Salzes  nicht  war,  meinte:  „Jetzt 
kostet  das  Pfund  Salz  im  Einzelnhandel  1 5  Pfennige :  bei  völlig  freiem 
Verkehr  und  gänzlicher  Steuerfreiheit  würde  dasselbe  vielleicht  nach 
Verschiedenheit  der  Gegenden  für -6  — 12  Pfennige  zu  verkaufen  sein. 
Eine  Arbeiterfamilie,  die  wöchentlich  1  Pfund  Salz  braucht,  würde 
demnach  im  günstigsten  Ealle  9 ,  im  ungünstigsten  3  Pfennige  wöchent- 
lich durch  diese  Befreiung  des  Salzes  gewinnen.  Die  Gegenden,  welche 
die  grösste  Ersparniss  treffen  würde,  sind  einerseits  die  mittleren  Theile 
der  Provinz  Sachsen  zwischen  Magdeburg  und  Naumburg,  und  anderen- 
theils  die  Umgebungen  der  grösseren  Handelsplätze  —  die  geringste 
Ersparniss  träfe  dagegen  grösstentheils  diejenigen  Landstheile,  welche 
weit  von  den  ergiebigsten  Salinen,  von  den  Seehäfen  und  von  den  gros- 
sen iunem  Wasserverbindungen  entfernt  sind.''  Nach  Abschaffung  des 
Salzmonopols  würde  natürlich  das  Salz  nicht  allenthalben  im  gleichen 
Preise  stehen.  Aber  warum  sollen  denn  überhaupt  die  Gegenden,  welche 
von  der  Natur  mit  Salz  gesegnet  sind,  dafür  mehr  als  nöthig  zahlen, 
damit  die  Gegenden,  welche  die  Natur  nicht  mit  Salz  gesegnet  hat,  da- 
für weniger  als  nöthig  zahlen?  Wenn  das  Salz  ungünstigsten  Falls 
auch  irgendwo  12  Pfennige  pro  Pfiind  kostet,  so  erwächst  dadurch  doch 
keiner  andern  Gegend  Nachtheil.  Vortheil  dagegen  erwächst  allen  Ge- 
genden, welchen  das  Salz  billiger  als  12  Pfennige  zu  stehen  kommt 
Ohne  Zweifel  muss  die  Abschaffung  des  Salzmonopols  der  Privatindustrie 
einen  grossen  Geschäftszweig  wieder  eröffnen.  Die  Transportimng  und 
Vertheilung  des  Salzbedarfs  im  Lande  muss  zwar  in  allen  Fällen  ge- 
schehen und  von  den  Verbrauchern  bezahlt  werden.  Aber  eine  staat- 
liche Verwaltung,  zumal  eine  solche,  die  durch  keine  Konkurrenz  zu 
Ersparungen  gezwungen  wird,  kommt  sehr  viel  theurer  zu  stehen,  als 
eine  solche  durch  Private,  die  durch  ihre  Konkurrenz  unter  einander 
genöthigt  sind,  den  Verbrauchern  alle  Vortheile  zu  schaffen,  die  über- 
haupt geschafft  werden  können. 

Mit  Eeformen  in  Finanzsachen  ist  es  in  Preussen  seither  immer  nur 
langsam  gegangen.  Für  eine  Ermässigung  des  Salzpreises  von  15  auf 
1 2  Thlr.  hatten  sich  von  den  ProvinziaUandtagen  nur  sieben  ausgespro- 
chen. Die  vereinigten  ständischen  Ausschüsse  von  1842  sagten  aber 
doch  schon  in  ihrem  Gutachten,    mau  habe  die  Salzsteuer  als  die  ge- 
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hässigste  and  am  meisten  drückende  erkannt.  Der  Finanzminister 
E.  T.  Bodelschwingh  erklärte,  es  werde  dem  Landesherm  zur  grössten 
Genugthnung  gereichen,  wenn  endlich  die  Salzsteuer  ganz  abgeschaift 
werden  könnte.  Auf  dem  Yereinigten  Landtage  von  1847  forderte  am 
26.  Mai  die  Kurie  der  drei  Stände,  aber  nicht  mit  der  erforderlichen 
Zweidrittelmajorität,  sondern  nur  mit  222  gegen  168  Stimmen  die  Ee- 
gierung  auf,  die  nöthigen  Vorbereitungen  zu  treffen,  um  das  Salzmono- 
pol aufzuheben;  und  die  Herrenkurie  beantragte  am  4.  Juni  —  nach- 
dem der  Finanzminister  y.  Duisberg  geäussert,  „dass  eine  Anordnung, 
die  eine  Verminderung  des  der  Staatskasse  aus  dem  Salzmonopole  zu- 
fliessenden  Ertrages  zur  Folge  haben  könnte,  mit  den  auf  den  Staats- 
haushalt zu  nehmenden  Eücksichten  gegenwärtig  nicht  vereinbar  ist'^, 
der  damalige  Prinz  von  Preussen  dagegen  gesagt  hatte,  „darüber,  dass 
die  Zeiten  der  Monopole  vorbei  sind,  ist  keine  Frage,  und  ich  trete  also 
auch  dem  vollkommen  bei,  dass  das,  was  in  dieser  Beziehung  besteht, 
nach  und  nach  abgeschafft  werden  soU"  —  mit  mehr  als  f  der  Stimmen, 
dass  das  Salzmonopol  aufgehoben  und  der  AusMl  auf  entsprechende 
Weise  gedeckt  werde.  Zehn  Jahre  später  hat  das  Herrenhaus  die  Wie- 
dererhöhung des  Salzpreises  auf  1 5  Thlr.  gehindert.  Endlich  nach  aber- 
mals zehn  Jahren  legte  der  Finanzminister  Freih.  v.  d.  Heydt  dem  Ab- 
geordnetenhause einen  Gesetzentwurf  wegen  Aufhebung  des  Salzmonopols 
und  Einführung  einer  sehr  hohen,  also  zum  Schmuggeln  sehr  verlocken- 
den, Salzabgabe  vor.  Das  Abgeordnetenhaus  hat  in  der  That  diese  Ab- 
gabe am  1.  Februar  1867,  und  —  gegen  den  weisen  Eath  des  Abgeord- 
neten Grafen  v.  Wartenberg  (S.  129)  —  sogar  auf  mehr  als  Ein  Jahr, 
bewilligt,  auch  ein  Amendement  in  das  Gesetz  zu  bringen  nicht  einmal 
versucht y  um  die  Kegieiung  zu  verpflichten,  alle  dem  Staate  gehörigen 
Salzwerke  Behufs  Abzahlung  von  Schulden  des  Staats,  und  zwar  inner- 
halb einer  bestimmten  Frist  im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung 
zur  Veräusserung  zu  bringen.  Freih.  v.  d.  Heydt  hatte  bei  der  Bera- 
thung  des  Gesetzes  dem  Abgeordnetenhause  gesagt:  „Dass  die  Ermässi- 
gung der  Salzsteuer  erwünscht  ist,  kann  man  sehr  gern  zugeben,  und 
dass  es  von  dem  grössten  Interesse  ist,  die  Schätze,  welche  unsere  Stein- 
salzwerke enthalten,  zum  öffentlichen  Nutzen  zu  verwerthen,  was  nur 
bei  einem  freien  Verkehr  des  Handels  möglich  ist,  das  hat  der  letzte 
Herr  Eedner  gewiss  mit  vollem  Eechte  angeführt.  Die  Begierung  ist 
aber  nicht  in  der  Lage,  nach  dem  Stande  der  Finanzen  eine  Ermässi- 
gung der  Abgabe  von  vom  herein  zu  bewilligen,  sie  muss  bei  der  allge- 
meinen politischen  Lage  darauf  sehen,  dass  der  geordnete  Zustand  der 
Finanzen  unter  allen  Umständen  erhalten  werde ,  und  wollen  Sie  also 
eine  niedrige  Abgabe  in  den  Etat  aufnehmen,  woUen  Sie  eine  unter 
allen  Umständen  successive  eintretende  Ermässigung  mit  in  den  Gesetz- 
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entwnrf  aufiiehinen ,  so  kommt  der  Gesetzentwurf  nicht  zu  Stande  und 
bleibt  das  Monopol  bestehen.  Es  ist  nun  zwar  von  mehreren  der  Herren 
Redner  angeführt,  dass  sie  lieber  das  Monopol  noch  fUr  eine  kurze  Zeit 
wollten  bestehen  lassen,  als  diese  Abgabe  bewilligen,  aber  wer  sagt  denn 
den  Herren,  dass,  wenn  der  Entwurf  fällt ,  das  Monopol  dann  nur  noch 
für  kurze  Zeit  bestehen  wird.  Sie  zwingen  die  Eegierung ,  sofort  das 
Monopol  noch  im  Laufe  des  Sommers  in  Hannover  einzuführen ;  es  kann 
unmöglich  in  demselben  Keiche  in  dem  einen  Theile  das  Salzmonopol, 
in  dem  andern  der  freie  Verkehr  bestehen  und  Sie  wissen,  dass  zur  Be- 
seitigung des  Monopols  einmal  gehört,  die  Vereinbarung  mit  den  Be- 
gierungen  und  die  Vereinbarung  der  Regierungen  mit  den  Landesvertre- 
tungen. Wir  geben  uns  alle  Mühe,  diese  Vereinbarungen  herbeizufüh- 
ren, wir  finden  schon  jetzt  sehr  grosse  Schwierigkeiten;  diese  Schwie- 
rigkeiten werden  immer  bestehen  und  zwar  in  einem  solchen  Maasae, 
dass  man  nicht  im  Voraus  sagen  kann,  in  einem  oder  zwei  Jahren  wer- 
den wir  in  der  Lage  sein,  das  Monopol  zu  beseitigen.  Auch  dann  wird 
immer  das  Einverständniss  nothwendig  sein  und,  wenn  unsere  Regierung, 
wie  ich  meine,  immer  den  Wunsch  haben  wird,  das  Monopol  zu  besei- 
tigen, so  ist  doch  nicht  darauf  zu  rechnen,  dass,  wenn  jetzt  die  Eort- 
setzung  des  Monopols  beschlossen  wird,  jederzeit  der  Widerstand  dage- 
gen zu  überwinden  sein  wird.  Ich  bitte  also  recht  dringend,  rücksicht- 
lieh  der  Abgabe  keine  andere  Bestimmung  in  den  Entwurf  aufzunehmen. 
Wenn  Sie  es  der  Regierung  unmöglich  machen ,  das  Monopol  in  den 
alten  Landestheilen  aufzuheben,  dann  zwingen  Sie  die  Regierung,  einen 
Rückschritt  zu  machen  in  den  Hannoverschen  Landestheilen,  und  was 
ich  Ihnen  gesagt  habe,  ist  nicht  leeres  Wort,  sondern  es  ist  die  Ent- 
schliessung  der  königlichen  Staatsregierung,  in  diesem  Falle  im  Laufe 
des  Sommers  das  Salzmonopol  dort  wieder  einzuführen.  Das  ist  nicht 
meine  persönliche  Ansicht,  sondern  Entschliessung  der  Regierung.  Es 
würde  uns  ausserordentlich  wehe  thun,  eine  solche  Maassregel  auszufuh- 
ren, und  darum  beschwöre  ich  Sie,  setzen  Sie  die  Regierung  nicht  in 
die  peinliche  Lage,  dazu  schreiten  zu  müssen,  machen  Sie  es  uns  mög- 
lich, das  Monopol  zu  beseitigen,  was  ich  schon  lange  gewünscht  habe. 
Schon  im  Jahre  1862  während  meiner  kurzen  Finanzverwaltung  war 
es  meine  bestimmte  Absicht,  dieser  Maassregel  näher  zu  treten.  Ich 
hatte  die  Berichte  der  Steuerbehörden  eingefordert ,  es  war  also  damals 
meine  Absicht,  hiermit  vorzugehen.  Die  Sache  ist  seitdem  in  Ruhe  ge- 
blieben und  wer  weiss,  wenn  sie  jetzt  nicht  zu  Stande  kommt,  ob  sie 
nicht  zu  anderer  Zeit  auch  könnte  ruhen  bleiben.  Ich  empfehle  Ihnen 
deshalb  die  Annahme  des  Gesetzes  und  die  Verwerfung  aller  solchen 
Amendements,  welche  die  Annahme  des  Gesetzes  hindern.'' 

Wenn  die  Regierung   durch  Nichtbewilligung  einer  neuen,   fort- 
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danenfiden,  hohen  und  schlechten  Steuer  in  Verlegenheit  kommen  würde, 
80  war  dies  für  die  Vertreter  des  Volks  doch  wahrlich  kein  genügender 
Chnind,  nm  diese  Steuer  zu  hewilligen  ^).  Wäre  die  Salzsteuer  verwor- 
fen und  hätte  das  Salzmonopol  einstweilen  noch  fortbestanden,  so  wä- 
ren die  ünterthanen  des  Königs  in  den  alten  Provinzen  nicht  schlimmer 
daran  als  vorher,  und  die  Hannoveraner,  die  1866  einen  neuen,  bes- 
sern König  erhalten  hatten,  konnten  sich  nicht  beschweren,  wenn  sie 
ebenso  wie  die  Altpreussen  dem  Salzmonopol  unterworfen  wurden. 
WoUte  aber  die  Regierung  nicht  „in  die  peinliche  Lage"  kommen ,  den 
Neupreussen  das  Salzmonopol  aufzulegen,  so  war  sie  genöthigt,  es  im 
ganzen  Staate  abzuschaffen.  Zu  diesem  Zwecke  musste  sie  nur  bei  an 
sich  nothwendigen  Ausgaben  ernstliche  Ersparungen  vornehmen,  nicht 
nothwendige  Ausgaben,  namentlich  z.  B.  Schenkungen  an  die  deposse- 
dirten  Fürsten  und  die  neuen  Provinzen  (S.  118),  unterlassen  und  bes- 
sere Steuern  ausdenken,  als  Salzsteuem.  Aber  freilich  hat  der  Minister 
V.  d.  Hejdt  (S.  105.  251)  durch  Verminderung  der  Ausgaben  des  Staats, 
durch  Abzahlung  von  Staatsschulden  und  wirksame  Sparsamkeit  über- 
haupt sich  einen  grossen  Namen  eben  nicht  gemacht.  So  hat  er  mit 
seinen  Kollegen  Gr.  Itzenplitz,  v.  Mühler,  Gr.  Lippe,  v.  Selchow  und 
Gr.  Eulenburg  das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1866  gegengezeichnet,  in 
Eolge  dessen  gut  besoldete  adlige  Staatsdiener,  nämlich  seine  KoUegen 
Gr.  Bismarck  und  Frhr.  v.  Eoon,  sowie  die  Generale  Frhr.  v.  Moltke, 
Herwarth  v.  Bittenfeld,  v.  Steinmetz  und  Vogel  v.  Falkenstein  1^  Mil- 
lionen ,  die  also  dem  Gemeinwesen  nicht  zu  Gute  kamen ,  geschenkt  er- 
hielten. 

Am  8.  Mai  1867  schlössen  die  Zollvereinsregierungen  eine  mit 
dem  1.  Januar  1868  in  Wirksamkeit  tretende  TJebereinkunft  wegen  Er- 
hebung einer  Abgabe  von  Salz.     Danach  wird  im  ganzen  Umfang  des 


1)  Martineauj  Geschichte  Englands,  Bd.  II  S.  298.  erzählt  von  der  Zeit  um 
1834:  Vorher  ist  schon  auf  die  schlimme  Praxis  der  Whig  -  Verwaltungen  hinge- 
deutet worden,  dem  Geschrei  nach  irgend  einer  Forderung  nachzugeben;  und,  dann 
nichts  nachzugeben,  ausser  was  mit  Geschrei  gefordert  wurde.  Es  wurde  schon 
darauf  hingedeutet,  dass  dies  wahrhaft  revolutionXre  System  mit  den  Tories  anfing 
—  mit  der  fortwährenden  Zurückweisung  der  Anforderungen  der  Katholiken:  und 
seitdem  wurde  es  eine  bezeichnende  Eigenthümlichkeit  aller  sogenannten  liberalen 
Administrationen.  In  diesem  einzelnen  Punkt,  welcher  Lord  Grey's  Kabinet  im 
Ganzen  zur  Last  fällt,  war  vielleicht  Lord  Althorp  der  Hauptsünder:  und  deutlich 
wurde  der  Welt  die  Thatsache  während  dieser  und  der  darauf  folgenden  Sitzung 
bekannt.  Als  damals  bei  einer  Öflfentlichen  Versammlung  ein  Vorschlag  hinsichtlich 
der  Rechte  der  Dissenter  gemacht  wurde,  bat  man  den  Antragsteller,  zu  warten, 
und  sich  zu  gedulden,  und  dem  Ministerium  keine  Verlegenheiten  zu  bereiten. 
„Keine  Verlegenheiten  für  das  Ministerium!*'  rief  er:  „Wie,  ich  fand  noch  nie- 
mals, dass  man  etwas  erreichte,  wenn  man  nicht  dem  Ministerium  Verlegenheit 
bereitete:'*  und  die  letzen  Worte  wurden  unter  lautem  Beifall  ausgesprochen. 
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Zollvereins  „freier  Yerkehr  mit  Salz  hergestellt  and  das  im  Zollverein 
gewonnene,  so  wie  das  aus  dem  Auslande  eingeführte  Salz  einer  Abgabe 
von  2  Thlr.  per  Centner  unterworfen ,  neben  welcher  in  keinem  Fall 
eine  weitere  Abgabe  von  dem  Salz,  weder  für  Eechnung  des  Staats, 
noch  für  Eechnung  von  Kommunen  oder  Korporationen  erhoben  werden 
darf.  9}Ber  Ertrag  der  Abgabe  ist  gemeinschafüich.  Derselbe  wird 
nach  Abzug  derjenigen  Kosten  der  Erhebung  und  Kontrolirung  der  Ab- 
gabe, welche  zur  Besoldung  der  damit  auf  den  Salzwerken  (Salinen, 
Salzbergwerken,  Baffinerien)  beauftragten  Beamten  aufgewendet  werden, 
sowie  nach  Abzug  der  Eückerstattungen  für  unrichtige  Erhebungen, 
zwischen  sämmÜichen  Verein smitgliedem  nach  dem  Verhältnisse  der 
Bevölkerung,  mit  welcher  sie  in  dem  Gesammtverein  sich  befinden,  ver- 
theilt.  Im  üebrigen  findet  die  Abrechnung  über  den  Ertrag  dieser  Ab- 
gabe nach  den  für  die  Zolleinnahmen  verabredeten  Grundsätzen  statt/' 
Am  9.  August  ej.  vollzog  der  König  das  Gesetz,  betreffend  die  Aufhe- 
bung des  Salzmonopols  und  Einführung  einer  Salzabgabe ,  in  welchem 
es  heisst:  „§.  1.  Die  Staatsregierung  wird  ermächtigt,  das  zur  Zeit 
bestehende  Kecht  des  Staats,  den  Grosshandel  mit  Salz  allein  zu  betrei- 
ben (das  Staats-Salzmonopol)  aufzuheben,  dagegen  das  zum  inländischen 
Verbrauche  bestimmte  Salz  einer,  soweit  solches  im  Inlande  producirt 
wird,  von  den  Producenten,  soweit  solches  aus  dem  Auslande  einge- 
führt wird,  von  den  Einbringen!  zu  entrichtenden  Abgabe  bis  zum  Be- 
trage von  höchstens  2  Thlr.  fiir  den  Centner  Nettogewicht  zu  unterwer- 
fen. §.  2.  Befreit  von  der  Abgabe  (§.  1)  ist:  1)  das  zur  Ausfuhr,  zu 
Unterstützungen  bei  Nothständen  und  für  die  Natronsulphat-  und  Soda- 
fabrikation bestimmte  Salz,  2)  überhaupt  alles  Salz,  welches  zu  land- 
wirthschaftlichen  und  gewerblichen  Zwecken,  insbesondere  auch  zum 
Einsalzen  von  Heringen  und  ähnlichen  Fischen,  sowie  zum  Einsalzen, 
Einpökeln  u.  s.  w.  von  auszuföhrenden  Gegenständen  verwendet  wird  — 
jedoch  mit  Ausnahme  des  Salzes  für  solche  Gewerbe,  welche  Nahrungs- 
und  Genussltaittel  für  Menschen  bereiten,  namentlich  auch  für  die  Fa- 
brikation von  Tabak,  Schnupftabak  und  Cigarren,  für  Bäder  und  Kon- 
ditoreien ,  so  wie  für  die  Herstellung  von  Mineralwässern.  UeberaU  ist 
die  steuerfreie  Verabfolgung  von  der  Beobachtung  der  vom  Finanzmini- 
ster angeordneten  Kontrolemaassregeln  abhängig.  Die  durch  die  Kon- 
trole  erwachsenden  Kosten  können  in  den  Befreiungsfallen  sub  2  mit 
einem  Maximalbetrage  von  2  Sgr.  pro  Centner  von  den  Salzempföngem 
erhoben  werden.  §.  3.  Mit  dem  Tage  der  Aufhebung  des  Salzmonopols 
und  der  Einführung  der  Salzsteuer  sind  alle  aus  allgemeinen  Gesetzen 
fliessenden  Bergwerksabgaben,  welche  vom  Steinsalz,  sowie  von  den  mit 
Steinsalz  auf  derselben  Lagerstätte  vorkommenden  Salzen  und  von  den 
SoolqueUen  prhoben  werden,  aufgehoben.''     An  demselben  Tage  erging 


§.  32.     SALZMONOPOL.  375 

auch  eine  königliche  Verordnung  betreffend  die  Erhebung  einer  Abgabe 
vom  Salz.     Yergl.  auoh  oben  S.  237. 

Dass  man  bei  uns  das  Salzmonopol  abgeschafft,   dagegen  aber  eine 
Besteuerung  des  Salzes  eingeführt  hat,  war  nur  eine  halbe  Beform.     In 
England  wurde  das  Salz  zuerst  zur  Zeit  der  Eepublik  steuerpflichtig. 
Bei  der  B^stauration  wurde  diese  höchst  unbeliebte  Abgabe  aufgehoben, 
aber  unter  Wilhelm  HE   1694  wieder  eingeführt  und  demnächst  noch 
1699  auf  5  d.  per  Gallon  oder  3  s.  4  d.  per  Bushel  erhöht.     Sie  fiel  na- 
mentlich dem  minderbemittelten  Theil  der  Bevölkerung  zur  Last  und 
war  im  hohen  Grade  yerhasst,   und  als  1729  ihre  Aufhebung  erfolgte, 
herrschte  grosser  Jubel.    Die  Aufhebung  war  um  so  mehr  gerechtfertigt^ 
als  die  Steuer  auch  schwer  auf  der  Landwirthschaft,  Industrie  und  Ei* 
scherei  lastete,   und  überdies  so  enorme  Erhebungskosten  veranlasste, 
dass  von  dem  jährlichen  Bohertrage  von  470,000  £  kaum  200,000  £  in 
die  Staatskasse  geflossen  sind.     Gleichzeitig  trat  bei  dem  SalzzoU  in  so 
fem  eine  Ermässigung  ein,   als  die  sogenannten  Pfandgelder,   von  wel- 
chen das  für  die  Eischerei  bestimmte  Salz  theilweise  frei  war,  von  1 0  d. 
auf  den  früheren  Satz  von  3  d.  ermässigt  wurde.     Die  Salzbeamten  wa- 
ren aber  nicht  entlassen  worden,   und  1731  setzte  Walpole,    nachdem 
er  jedoch  vorher  den  Landbesitzern  eine  Minderung  der  Landtaxe  jtuf 
1  s.  vom  £  (d.  i.  5^  des  Ertrages)  verschafft  hatte,  die  Wiedererhebung 
der  Salzsteuer  durch,    die  noch  bei.Georg's  IQ  Thronbesteigung  1760 
3  s.  4  d.  per  Bushel  betrug.     Wahrend  des  Exieges  mit  Amerika  wurde 
sie  auf  5  s.,    1798  auf  10  s.,    1805  sogar  auf  15  s.  vom  Bushel  erhöht, 
obgleich  ein  im  Jahre  1801  zur  Untersuchxmg  der  Klagen  über  die  Salz- 
accise  gewählter  Parlamentsausschuss  erklärt  hatte,  dieselbe  sei  in  einem 
weit  über  den  Betrag  der  Steuerzahlung  hinausgehenden  Maasse  schäd- 
lich für  das  Gemeinwesen  und  sollte  als  verderblich  mit  einer  anderen 
minder  schlimmen  Steuer  vertauscht  werden.    Der  eigentliche  Preis  des 
Salzes  war  um  1805  6  d.  vom  Bushel,  so  dass  die  Steuer  etwa  den  dreis- 
sigB&chen  Betrag  desselben  bildete.     Natürlich  fand  der  ausgedehnteste 
Schleichhandel  und  ünterschleif  statt.     Es  wurde  berechnet,   dass  um 
1817   50,000  Tonnen  Salz  versteuert  wurden,   während  160,000  Ton- 
nen des  Jahres  konsumirt  worden  sein  müssten,    so  dass  die  Ejrone  und 
die  Diebe  sich  in  den  Ertrag  der  Accise  theilten,   wovon  die  letzteren 
aber  -|  davon  trugen,   während  die  Ejrone  nur  ^  erhielt.      Natürlich 
wurde  es  als  eine  grosse  Wohlthat  erkannt,    als  die  Salzsteuer  1823  auf 
2  s.  per  Bushel  vom  Kochsalz  und  6  d.  vom  Yiehsalz  reducirt  und  end- 
lich 1825  ganz  aufgehoben  wurde.    Die  Ausfalle  aus  der  Staatseinnahme 
betrugen  1823  1,403,000  £  und  1825  noch  weitere  381,000  £;    dafür 
wurde  aber  die  unnatürliche,   unerhörte  Theuerung  eines  der  nothwen- 
digsten  Lebensbedürfnisse  beseitigt,    Landbau,   Industrie  und  Eischerei 
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erhielten  einen  neuen  Heiz  nnd  neue  Fähigkeit  zn  friRchem  AufBchwong 
und  die  Quelle  der  an  XJnterschleif  untrennbar  klebenden  Demoralisa- 
tion wurde  verstopft.  Die  Salzkonsumtion  hat  sich  seitdem  auf  das 
Drei&che  per  Kopf  und  die  Heringsfischerei  um  6  ^  gegen  den  Stand 
Yon  1823  gehoben  und  im  Ganzen  soll  sich  einschliesslich  der  Industrie 
der  Yerbrauch  des  Kochsalzes  von  2  auf  11^  Millionen  Centner  gestei- 
gert habep.  „Die  Yortheile,  welche  durch  unbeschränkte  Benützung 
des  Salzes  die  Landwirthschaft  bei  der  Yiehfiitterung  und  Düng^g,  die 
Industrie  bei  unmittelbarer  Yerwendung  und  bei  Herstellung  yon  Salx- 
Präparaten,  wie  Soda,  Chlor  u.  s.  w.  gewonnen  haben,  sind  unberechen- 
bar und  es  wird  nicht  zu  viel  gesagt  sein,  wenn  behauptet  wird,  dass 
Grossbritannien  seine  heryorragende  Stellung  in  Ansehung  der  Leinen-, 
Baumwollen-  und  anderer  Industriezweige  zum  Theil  dem  freien  Salz- 
verbrauche verdankt.  Der  unermesslichen  Wichtigkeit,  welche  reich- 
licher Salzgenuss  für  die  Ernährung  namentlich  der  ärmeren,  viele 
Yegetabilien  verzehrenden  Yolksschichten  hat,  und  des  Einflusses  auf 
die  heryorragende  Körperkraft,  Gesundheit  und  verlängerte  Lebens- 
dauer des  Englischen  Yolkes  nicht  zu  gedenken  ^)."  Das  Belgische  Haus 
der  Repräsentanten  genehmigte  am  30.  April  1870  mehrere  Gesetzent- 
würfe, darunter  die  Yorlagen,  betreffend  die  Abschaffung  der  Steuer 
auf  Salz  und  Fische,  Erhöhung  der  Alkoholsteuer. 


§.  S3.     SEEHANDLUNG. 

Die  Anstalt  im  Staate,  welche  das  Schuldenwesen  desselben  mehren- 
theils  leitete,  auswärtige  Anleihen  negoziirte  und  deren  EückzAhlung 
besorgte,  war  die  sogenannte  Seehandlung*),  welche  durch  ein  könig- 
liches Patent  vom  14.  Oktober  1772  errichtet  wurde.  Der  König  sagte 
darin ,  dass  er  eine  Handelsgesellschaft  zu  errichten  beschlossen  habe, 
welche  unmittelbar  und  unter  Preussischer  Elagge  die  Häfen  von  Spa- 
nien und  alle  andern  Plätze  beschiffen  und  tüchtigen  Gewinn  an  den 
Ausfahren  machen  soUe.  Um  seine  TJnterthanen  zu  anderweitigen  Han- 
delsuntemehmungen  anzuführen,  solle  der  zu  diesem  Etablissement  nö- 
thigetEonds  aus  königlichen  Kassen  hergegeben  werden,  jedoch  würden 
die  TJnterthanen  aufgefordert,  an  diesem  Etablissement  auch  Theil  zu 


1)  Vocke,  Geschichte  der  Steaern  des  Britischen  Reichs.  S.  308.  809.  395 
—  397. 

2)  Krugj  Geschichte  der  Preossischen  Staatsschulden.  S.  XL.  XLI.  SO.  31.  102 
—116.  205.  219.  271.  272.  322.  Die  Verhältnisse  des  königlichen  Seehandlongs- 
Instituts  und  dessen  Geschäftsführung  und  industrielle  Unternehmungen.  Gedr.  in 
der  Decker'schen  Geh.  Oberhofbuchdruckerei  —  dem  wesentlichen  Inhalt  nach  ein 
Bericht  Rother^s  an  den  König  vom  SO.  November  1844. 
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nehmen.  TJm  diese  HandelBgesellschaft  bei  möglichen  Verlusten  sicher 
zu  stellen,  damit  sie  sich  nm  so  zuversichtlicher  in  solche  Handels- 
untemehmnngen  einlassen  könne ,  die  dem  Lande  zum  allgemeinen 
Besten  gereichen ,  wurden  ihr  zwei  ausschliessliche  Handelsartikel  bei- 
gelegt :  nämlich  das  fremde  Seesalz  (S.  32)  und  das  auf  der  Weichsel 
aus  Polen  kommende  Wachs.  Vom  1.  Januar  1778  ab  zwanzig  Jahre 
lang  sollte  kein  anderes  Schiff  zum  Auf-  und  Verkauf  des  Salzes  in  Preus- 
sischen  Häfen  und  Bheden  zugelassen  werden ,  als  das  dieser  Gesell- 
schaft gehört,  und  der  Pordoner  ZoU  an  der  Weichsel  oder  die  Stadt 
Bromberg  wurde  zum  Stapelplatz  für  alles  aus  Polen  kommende  Wfichs 
bestimmt.  Auch  bei  dem  Ankauf  des  fremden  aus  Polen  kommenden 
Holzes  wurden  der  Gesellschaft  mancherlei  Vorrechte  zugestanden  und 
ihr  bei  Pordon,  Danzig,  Stettin  und  Memel  geräumige  Plätze  zu  Schiffs- 
werften und  Magazinen  angewiesen.  Der  ursprüngliche  Ponds  dieser 
Handelsgesellschaft  soUte  Tor  der  Hand  nur  aus  2400  Aktien  k  500  Thlr. 
bestehen,  wovon  der  König  selbst  2100  Stück  für  sich  nehmen  und  da- 
für die  Summe  von  1,050,000  Thlr.  einzahlen  woHte;  die  übrigen  300 
Aktien  sollten  an  Privatpersonen  gegeben  werden,  welche  sich  dazu 
melden  würden;  übrigens  wurde  versprochen,  dass  bei  glücklichem  Er- 
folge der  Unternehmungen  noch  mehr  Aktien  ausgefertigt  und  denen 
gegeben  werden  sollten,  welche  sich  zuerst  dazu  melden  würden.  Biese 
Papiere  sollten  von  allem  Abzugs*  und  Abschossrecht,  sowie  von  der 
GefiEthr  der  Konfiskation,  selbst  in  Kriegs-  oder  Eepressaüenfallen  befreit 
sein,  und  ein  Jeder  sollte  sie  verkaufen  können,  an  wen  er  will;  auch 
sollte  das  Institut  stets  eine  Diskontoanstalt  besitzen ,  um  nöthigenfalls 
diese  Aktien  von  dem,  der  sie  vor  Ablauf  der  ersten  20  Jahre  realisiren 
wollte,  für  den  I^ennwerth  einzulösen.  Um  ihnen  einen  sichern  Cours 
zu  schaffen ,  wurde  vor  aller  Vertheilung  der  aus  den  Geschäften  der 
Anstalt  entstehenden  Profite  ein  bestimmter  Zins  von  10^  jährlich  ver- 
sprochen, der  den  Besitzern  der  Aktien  in  halbjährigen  Terminen  gegen 
dazu  ausgefertigte  Zinscoupons  ausgezahlt  werden  sollte.  ^Nachher  soUte 
erst  der  Gewinn  der  gemachten  Geschäfte  unter  die  Aktionäre  vertheilt 
werden.  !Nach  Ablauf  der  festgesetzten  20  Jahre  sollte ,  wenn  das  Pri- 
vilegium nicht  erneut  würde ,  das  ganze  vorhandene  Vermögen  des  In- 
stituts unter  die  Aktionäre  vertheilt  werden.  Der  König  ernannte  zur 
Führung  der  Geschäfte  dieser  Anstalt  eine  Generaldirektion,  die  aus 
einem  Chef,  der  unmittelbar  unter  ihm  selbst  stand,  aus  drei  Direktoren, 
von  denen  einer  in  Cadiz  seinen  Sitz  haben  sollte,  und  einem  Kassirer 
bestand.  Die  Kurmärkische  Landschaft  —  ein  Kreditinstitut  des  Staats 
und  der  Bitterschaft  und  Städte  in  den  Marken,  welches  durch  eine 
Verordnung  vom  17.  Januar  1820  aufgehoben  wurde  und  dessen  Ver- 
pflichtungen und  Schulden  der  Staat  übernahm  —  übernahm  durch  eine 


378  ZWEITES  KAPITEL.     BEOALIEN  UND  DOMÄNEN. 

am  15.  December  1772  ausgefertigte  Akte  die  Garantie'^er  10^  Zii»en, 
welche  für  die  aosgefertigten  Seeliandltuigsaktien  zu  zahlen  yenprochen 
waren;  jedoch  nur  zum  Nutzen  der  Preussischen  Unterthanen ,  aber 
nicht  bloss  auf  die  bestimmten  20  Jahre,  sondern  auf  so  lange,  als  die 
Regierung  diese  Gesellschaft  zu  erhalten  und  ihre  PriTÜegien  zu  er- 
neuem für  gut  finden  sollte.  Piir  die  Sicherheit  des  Kapitals  ist  übri- 
gens darin  keine  Bürgschaft  übernommen ;  auch  wird  in  dem  Dokumente 
erwähnt,  dass  der  König  der  Landschaft  Bücksicherheit  geleistet  habe. 
Schon  am  9.  Februar  1776  wurden  die  Hechte  und  die  Yerfossung  der 
Seehandlung  bis  zum  1.  Januar  1796  verlängert  und  durch  das  Patent 
yom  4.  März  1794  bis  zum  1.  Januar  1808.  Nach  §.  23  desselben  blieb 
ihr  fernerhin  yerstattet:  „mit  allen  im  Lande  und  zum  Transite  nicht 
yerbotenen  in  -  und  ausländischen  Waaren  sowohl  zum  innem  als  aus- 
wärtigen Gebrauch  engros  Handlung  zu  treiben,  auch  Wechselgeschäfte 
zu  machen,  Komtoire  in  allen  Preussischen  See-  und  Handlungsstädten 
auch  auswärts  zu  unterhalten,  mit  Fremden  und  Einheimischen  zu 
yerkehren,  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  Schiffe  zu  bauen ,  Ehederei  zu 
treiben  und  alle  kaufmännischen  Geschäfte  ohne  Ausnahme  zu  unter- 
nehmen.'' Den  bisherigen  Aktionären ,  denen  ein  jährlicher  Zins  von 
10^  garantirt  war,  wurde  überlassen ,  ob  sie  ihre  Aktien  sich  entweder 
haar  zurückzahlen  lassen  oder  sie  gegen  neue  Aktien  umtauschen  woll* 
ten.  Diese  neuen  Aktien,  deren  Zahl  auf  3000  Stück  k  500  Thlr.  be- 
bestimmt war,  trugen  5  ^  jährliche  Zinsen.  Die  Besitzer  hatten  jedoch 
bei  der  Verwaltung  des  Listituts  keine  Stimme,  sondern  die  Disposition 
über  die  Operationen  desselben  hing  allein  von  der  Generaldirektion 
und  dem  ihr  vorgesetzten  Chef  ab ,  der  unmittelbar  unter  dem  Könige 
stand.  Die  Direktion  konnte  wegen  unternommener  und  misslungener 
Handelsoperationen  nicht  verantwortlich  gemacht  werden.  Die  Beam- 
ten derselben  wurden  auf  Yorschlag  des  Chefis  vom  Könige  angestellt. 
Wenn  auch  die  Inhaber  der  Aktien  Anfangs  wirklich  mehrere  Jahre 
hindurch  2^  Dividende  erhielten,  so  wurden  doch  die  Erwartungen, 
welche  das  Patent  von  1772  aussprach,  durch  die  ersten  Operationen 
wenig  erföllt.  Dem  ersten  Chef  der  Seehandlung,  Minister  v.  d.  Horst, 
folgte  1774  V.  Göme.  £r  hatte,  angeblich  in  der  Hoffnung,  dereinst 
zum  König  von  Polen  gewählt  zu  werden,  Poloische  Herrschaften  an 
sich  gebracht  und  dazu  die  Fonds  der  Seehandlung  verwendet,  wurde 
1782  verhaftet,  demnächst  zum  Ersatz  von  1,022,097  Thlr.  nebstZinsen, 
zur  Konfiskation  seiner  Güter  und  zu  lebenslänglichem  Festungsarrest 
verurtheilt,  aber  1793  begnadigt.  Nach  seinem  Sturze  erhielt  die  Lei- 
tung der  Seehandlung  der  Hinister  v.  d.  Schulenburg -Kehnert,  der  den 
Bankdirektor  v.  Struensee  zum  ersten  Disponenten  des  nunmehr  die 
Firma  Generaldirektion  der  Seehandlungssocietät  fuhrenden  Instituts  er- 
nannte.    Dieser  wurde  1791  Staatsminister  und  selbstständiger  Chef  des 


§.  33.     SEEHANDLÜNG.  379 

Instituts  bis  zu  seinem  Tode  1804,  worauf  Stein  die  Yerwaltung  über- 
nahm. Die  Ereignisse  von  1806  und  ihre  Folgen  bewirkten,  dass  die 
Thatkraft  und  der  Kredit  der  Seehandlung  auf  einige  Jahre  fast  gänz- 
lich gelähmt  waren. 

Unter  Friedrich  Wilhelm  11  wurden  zuerst  sowohl  die  Bank  (§.  34) 
als  auch  die  Seehandlung  zur  Anschaffung  von  Kapitalien  benutzt,  die 
zur  Deckung  ungewöhnlicher  Staatsausgaben  im  In-  und  Auslande  ge- 
braucht wurden  und  auf  diese  Art  gerieth  bald  die  ganze  Staatsschulden- 
partie in  die  Hände  der  Seehandlung.  In  Folge  der  ihr  gewahrten  Be- 
günstigungen wurde  sie  das  erste  Handlungshaus  des  Staats ,  und  die 
grosse  Bereitwilligkeit  wohlhabender  Priyatpersonen,  Geld  bei  ihr  anzu- 
legen, wofür  eigene  Obligationen  zu  4  ^  ausgefertigt  wurden,  verschaff- 
ten ihr  grossen  Kredit  und  grosse  Geldsummen.  Anfangs,  als  der  Staat 
noch  in  Amsterdam,  Frankfurt  (S.  335),  Kassel  und  Leipzig  anzuleihen 
suchte,  machte  die  Seehandlung  dabei  nur  den  Unterhändler;  sie  brachte 
mit  den  ausländischen  Bankiers,  welche  die  Anleihen  eröffneten,  die 
Bedingungen  ins  Eeine,  bezog  von  ihnen  die  Gelder,  remittirte  die  Zin- 
sen und  die  Kapitalsrückzahlung,  aber  die  Anleihen  selbst  gingen  nicht 
auf  ihren,  sondern  auf  des  Staats  Namen ;  der  König  vollzog  die  Obliga- 
tionen und  es  wurden  darin  die  Einkünfte  des  Staats  oder  bestimmter 
Provinzen  zum  Unterpfande  verschrieben.  Als  aber  der  Kredit  der  See- 
handlung so  zunahm,  dass  die  Kapitalisten  des  Inlandes  grosse  Summen 
darboten,  ohne  irgend  eine  Hypothek  als  die  Sicherheit  der  Anstalt,  da 
fing  die  Eegierung  an ,  diesen  Kredit  für  die  Staatsbedürfiiisse  zu  be- 
nutzen und  die  Summen,  welche  man  zu  ausserordentlichen  Bedürfnissen 
bedurfte ,  auf  diesem  Wege  zu  erhalten ,  auch  beträchtliche  Zahlungen 
in  Seehandlungsobligationen  zu  leisten ,  da  sie  bald  auf  den  Börsen  mit 
dem  haaren  Gelde  gleichstanden.  Ende  1804  schuldete  die  Eegierung 
der  Seehandlung  24,936,665  Thlr.  Es  waren  bei  der  Seehandlung  gegen 
4procentige  Obligationen  schon  1800  an  8  MiU.  und  Ende  1806  mehr 
als  16  MiU.  Thaler  angelegt;  1804  hatte  man  es  rathsam  gehalten,  nur 
noch  3procentige  Obligationen  auszufertigen,  damit  der  Bank,  welche 
noch  niedrigere  Zinsen  gab ,  mehr  Geld  zuflösse.  Nach  einer  K.O.  vom 
16.  December  1805  sollten  aus  den  Generaldepositorien  der  Gerichte  und 
YormundschaftskoUegien  keine  Gelder  gegen  Verpfandung  von  Seehand- 
lungsobligationen geliehen  werden:  „nicht  als  ob  die  Seehandlungsobli- 
gationen nicht  für  vollkommen  sicher  zu  halten  wären,  sondern  weil  die 
Beleihung  derselben  aus  den  gerichtlichen  und  Yormundschaftskassen 
in  die  Geldgeschäfte  der  Bank  und  Seehandluug  nachtheilig  eingreift.'' 
Am  20.  Oktober  1 806  hörten  die  Zahlungen  der  Seehandlung  auf.  Die 
Seehandlungsobligationen,  die  bis  dahin  keinen  steigenden  oder  fallen- 
den Börsencours  gehabt  hatten,  gingen  schon  im  Anfang  des  folgenden 
Monats  auf  88  herunter,   sanken  im  Juni   1808  sogar  bis  auf  25  und 
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standen  Ende  December  1810  auf  54^.  Das  Finanzedikt  vom  27.  Okto- 
ber 1811  sagte:  ,,AIle  übrigen  Staatsschulden  aber  ohne  Ausnahme  — 
mit  Einschluss  der  Schulden,  Aktien  und  Papiere  der  Seehandlung  — 
sind  —  zu  konsolidiren  —  auf  einerlei  Zinsfiiss  Ton  4-}  zu  setzen  und 
die  bisherigen  Yerschreibungen  gegen  neue  einzuwechseln.  Abseiten 
der  Gläubiger  darf  keine  Kündigung  stattfinden/'  Bis  Ende  1819  wa- 
ren wirklich  in  Staatsschuldenscheine  umgeschrieben:  Seehandlungs- 
obligationen 14,563,513  Thlr.  und  Seehandlungsaktien  1,147,000  Thlr. 
Es  gab  nun  also  keine  Aktionäre  mehr  und  keine  Seehandlungsgesell- 
schaft, die  Seehandlung  war  durchaus  nichts  anderes  als  eine  Staats- 
behörde oder  Staatsanstalt;  was  sie  hatte,  war  Staatsrermögen,  und  für 
ihre  Schulden  hatte  der  Staat  aufisukommen. 

unterm  3.  I^oyember  1817  wurde  die  Verwaltung  der  Seehandlung 
dem  Finanzminister  abgenommen  und  dem  neu  errichteten  Schatzmini- 
sterium ,  in  welchem  Bother  Direktor  wurde ,  zugewiesen.  I^ach  einer 
KO.  vom  17.  Januar  1820  an  den  Staatskanzler  wurde  Eother  mit  un« 
umschränkter  Vollmacht  zum  Chef  der  Seehandlung  —  die  mit  ihren 
bereits  vorhandenen  oder  künftig  noch  zu  errichtenden  Komtoirs  ein  för 
sich  bestehendes,  von  dem  Ministerio  des  Schatzes  unabhängiges  Geld- 
und  Handlungsinstitut  des  Staats  bilden  sollte  —  ernannt.  Es  wurde  zu- 
gleich bestimmt,  dass  die  Seehandlung,  obgleich  sie  schon  seit  langer  Zeit 
gar  keine  Gesellsehafl  mehr  war,  jetzt  ein  Institut  genannt  wurde,  und  le- 
diglich eine  Staatsanstalt  war  und  ist^  dennoch  wie  noch  heute  die  Firma 
„Generaldirektion  derSeehandlungssocietät''  beibehalten  soUte.  Hinzuge- 
fügt wurde  noch,  dass  für  die  von  dem  Institute  übernommenen  Geschäfte 
und  die  daraus  herrorgehenden  Verpflichtungen  der  Staat  vollständige 
Garantie  leistet.  Die  Seehandlung  nahm  auch  von  dem  Publikum  wie- 
der zu  den  früheren  Bedingungen  Geld  an  und  fertigte  darüber  neue 
Obligationen  zu  4  ^  aus  ^).  Auch  ein  Papiergeld ,  Seehandlungskassen- 
scheine genannt,  gab  sie  aus.  Nach  einer  E.O.  vom  5.  Dezember  1836 
sollte  es  aber  eingezogen  und  durch  Kassenanweisungen  ersetzt  werden. 
Wie  Bother  berichtet,  hat  die  Seehandlung  1820  einen  Eapitalstamm 
von  1,035,110  Thlr.  11  Sgr.  9  Pf.  gehabt  und  1832  1,374,090  Thlr.  an 
den  Staatsschatz  abgeführt.  Wenn  er  aber  selbst  hierbei  dem  Könige 
sagt:  „Sonach  bildet  der  gegenwärtige  bedeutende  XJeberschuss  des  Aktiv- 
standes ein  ohne  Beiträge  von  Seiten  der  ünterthanen  unter  manchen 
Opfern  für  das  Gemeinwohl  lediglich  durch  Betriebsamkeit  und  Umsicht 
im  In-  und  Auslande  erworbenes  selbstständiges  Vermögen,   woran  die 


1)  In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhaiues  vom  16.  Jarnuir  1871  machte 
E.  Richter  darauf  aufmerksam,  dass  die  Seehandlung  noch  immer  neue  Obligationen 
ansgebe,  die  einem  Staatsschuldschein  so  ähnlich  sähen,  wie  ein  Ei  dem  andern. 
Das  Recht,  das  sich  das  Institut  anmaasse,  stehe  im  schreienden  Widerspruch  mit 
Artikel  104  der  Verfassung. 
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Staatskassen  keinen  Theil  haben /^  so  möchte  man  doch  fragen ,  wen  er 
für  den  Eigenthümer  dieses  Yermögens  gehalten  hat?  Noch  während 
Bother's  Yerwaltongszeit  führte  der  allgemeine  Etat  der  Staats -Ein- 
nahmen und  Ausgaben  für  1847  unter  der  Einnahme  auf:  „aus  dem  Ge- 
winn der  Seehandlung  100,000  Thlr/',  und  —  nachdem  er  am  14.  April 
1 848  Ton  seinen  Aemtem  als  Präsident  der  Hauptrerwaltung  der  Staats- 
schulden,  als  Chef  der  Seehandlung  und  als  Chef  der  Freussi  sehen  Bank 
entlassen,  und  am  17.  ej.  die  Seehandlung  dem  Finanzminister  unter- 
geordnet worden  war  —  findet  sich  in  den  späteren  Haushaltungsetats 
ein  gleicher  und  höherer  Einnahmebetrag. 

Nach  dem  von  y.  Schuckmann,  v.  Brenn  und  Mühler  am  8.  Februar 
1834  abgefassten  und  durch  K.O.  vom  25.  ej.  bestätigten  Beglement  be- 
treibt die  Seehandlung  durch  „das  Königliche  Leihamt  in  Berlin"  auch 
Pfiändleihgeschäfte,   bei   welchen  sie  12-}-^  Zinsen  nehmen  kann,   und 
hat  den  bei  diesem  Geschäfte  „verbleibenden  TJeberschuss  zu  mildthä- 
tigen  Zwecken  bestimmt,   worüber  zu  seiner  Zeit  das  Nähere  öffentlich 
bekannt  gemacht  werden  wird."     Für  das  zum  Betrieb  dieser  Ffandleih- 
geschäfte  überwiesene  Kapital  werden  4  f  jährlich  berechnet.   Durch  die 
Zinsen,  welche  also  bei  dem  Leihamt  als  Ausgaben  und  bei  der  Seehand- 
lang als  Einnahmen  berechnet  werden  müssen,   kann  natürlich  für  den 
Fiskus  ein  Gewinn  oder  fax  den  Staat  irgend  ein  Nutzen  nicht  erwach- 
sen.    Ferner  erklärte  sich  der  König  in  einer  K.O.  yom  19.  Juli  1840 
damit  einyerstanden,    dass   die   nach   §.  6    der,    das  letzte  Prämien- 
geschäft der  Seehandlungssocietät  betreffenden  Bekanntmachung  yom 
30.  Juli  1832  zu  milden  Zwecken  bestimmten  Beträge  der  als  unabge- 
hoben präkludirten  Prämien  und  die  nach  dem  Beglement  yom  8.  Fe- 
bruar 1 834  gleichfalls  für  mildthätige  Zwecke  disponibeln  reinen  Ueber- 
schüsse  aus  dem  Geschäftsbetriebe  des  Leihamts,   dem  in  dem  Berichte 
Bother's  gemachten  Yorschlag  gemäss,   zur  Dotation  einer  Stiftung  zur 
Unterstützung  armer  unyerheiratheter  Töchter  yon  Beamten  und  Offi- 
zieren yerwendet  würden ;  und  indem  er  diese  Stiftung  genehmigte,  be- 
stätigte er  zugleich  das  yon  Rother  unterm  19.  Mai  ej.  yoUzogene  Sta- 
tut für  dieselbe  und  yerlieh  ihr  zu  dem  Behufe,  um  Grundstücke  und 
Kapitalien  erwerben  und  auf  ihren  Namen  im  Hypothekenbuche  eintra- 
gen lassen  zu  können ,  die  Rechte  einer  Korporation ,   nicht  minder  mit 
Torbehalt  des  Widerrufs  Stempel-,  Gebühren-  und  Portofreiheit.   Nach 
gedachtem  Statut  wurde  die  Vertretung  der  Stiftung  einer  Behörde  über- 
tragen, welche  unter  dem  Titel  Kuratorium  der  Stiftung  u.  s.  w.  in  Ber- 
lin ihren  Sitz  haben  und  sämmÜiche  Angelegenheiten  derselben  nach 
den  Yorschiiften  dieses  Statuts  und  einer  besonderen  Geschäfteinstruktion 
leiten  und  nur  dem  Könige  unmittelbar  yerantwortlich  und  yon  keinem 
anderen  Zweige  der  Staatsyerwaltung  abhängig  sein  soUte.     Dies  Kura- 
torium sollte  yorerst  aus  fünf  Mitgliedern  bestehen  und  den  Chef  des* 
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Seehandlungsinstitut,  Rother ,  und  nach  dessen  Ableben  den  jedesmali- 
gen Amtsnachfolger  desselben  als  Yorsitzenden  haben.  —  Jetzt  gehört 
diese  Anstalt  zum  Bessert  des  Finanzministers. 

Die  Unternehmungen  der  Seehandlung  waren  im  Lauf  der  Zeit  im- 
mer mannigfaltiger  und  ausgedehnter  geworden,  so  dass  endlich  sich 
eine  sehr  grosse  Unzufriedenheit  darüber  zeigte,  dass  sie  bei  vortheil- 
haften  Geschäften  der  PriTatindustrie  gefahrliche  Konkurrenz  mache. 
Durch  eine  E.O.  vom  14.  Februar  1845  an  Bother,  welche  nicht  als 
Gesetz  publizirt  ist,  wurde  nun  bestimmt,  dass  neue  Fabrikanlagen  yon 
der  Seehandlung  in  der  Begel  nicht  weiter  unternommen  werden  soll- 
ten. In  einer  zweiten,  als  Gesetz  publizirten,  K.O.  von  demselben  Tage 
an  Bother  und  Flottwell,  der  damals  Finanzminister  war,  wurde  aber 
nicht  bloss,  wie  (S.  367)  erwähnt^  der  üebergang  der  auf  den  Salzhandel 
bezüglichen  Geschäfte  auf  die  Steueryerwaltung,  sondern  auch  verord- 
net, dass  der  Seehandlung  die  ihr  in  dem  schon  (S.  378)  erwähnten  §.23 
des  Patents  vom  4.  März  1794  —  welches  jedoch  nur  bis  zum  1.  Januar 
1808  Geltung  hatte  und  nicht  yerlängert  worden  ist  —  beigelegte  Be- 
fugniss  zum  Betriebe  kaufinännischer  Geschäfte  und  industrieller  Unter- 
nehmungen nach  wie  yor  yerbleiben  sollte.  Aus  dem  Staatsschatz  (§.  58) 
erhielt  die  Seehandlung  1843  1  Mülion,  die  sie  1847  zurückzahlte.  Durch 
ihre  vielfachen  grossen  industriellen  Unternehmungen  hatte  sie  ihre  Mit^ 
tel  so  zersplittert,  dass  sie  durch  die  Ereignisse  des  Jahres  1848,  in 
welchem  sie  keinen  Gewinn  gemacht  hatte,  zu  vielfachen  und  schweren, 
ihre  Kräfte  übersteigenden  Opfern  gezwungen  wurde.  Deshalb  erhielt 
sie  abermals  1  Million  aus  dem  Staatsschatz,  die  sie  im  Juli  1 849  zurück- 
zahlte. 

Nach  der  Verfassung  findet  die  Aufnahme  von  Anleihen  für  die 
Staatskasse  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes  statt.  Der  Direktor  und  die 
Mitglieder  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  haben,  ausser  ihrem 
Eid  auf  die  Verfassung,  nach  dem  Gesetz  vom  24.  Februar  1850  noch 
einen  besonderen  Eid  zu  leisten,  dass  sie  weder  einen  Staatsschein,  noch 
irgend  ein  anderes  Staatsschuldendokument  über  den  in  den  bestehenden 
oder  in  Zukunft  zu  erlassenden  Gesetzen  bestimmten  Betrag  hinaus  aus- 
stellen oder  ausstellen  lassen  wollen.  Einen  solchen  besonderen  Eid 
haben  die  Beamten  und  der  Chef  der  Seehandlung  und  der  ihm  vorge- 
setzte Finanzminister  nicht  zu  leisten.  Wenn  also  unter  der  Firma  der 
Seehandlung  Schulden  gemacht  werden,  so  scheint  den  Worten  nach 
die  Verfassung  oder  ein  Gesetz  vielleicht  nicht  verletzt  zu  werden. 
Ohne  GefiEÜir  ist  es  aber  doch  gewiss  nicht,  dass  die  Seehandlung  durch 
jede  Benutzung  ihres  Kredits,  d.  h.  des  Kredits  des  Staats,  die  Schulden 
des  Staats  erhöht.  In  der  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  28.  Januar 
1 850  wurde  der  Antrag :  auch  schon  von  jetzt  ab  auf  die  allmälige  Auflösung 
der  Seehandlung  hinzuwirken ,  nicht  angenommen.     Später»  im  Augast 
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1 862,  kam  die  Sache  wieder  zur  Sprache  in  dem  Bericht  der  Budgetkommis- 
siou  über  den  Etat  des  Seehandlungsinstituts,  worin  es  heisst :  Auch  die 
Präge  nach  einer  gänzlichen  Aufhebung  des  Instituts  ist  wieder  ange- 
regt wie  im  Jahre  1850;  „es  erscheint  kaum  angemessen,  dass  der  Staat 
auf  seine  Beohnung  Bankiergeschäfte  macht,  und  die  Stellung  des  In- 
stituts bei  der  jetzigen  Lage  der  Industrie  und  des  Handels  nicht  mehr 
gerechtfertigt,  endlich  istjdie  Existenz  zweier  solcher  Geldinstitute  wie 
die  Preussische  Bank  und  Seehandlung,  in  direkter  Verbindung  mit  dem 
Staate  sowohl  überflüssig  als  bedenklich.  Dessenungeachtet  ist  es  bei 
der  gegenwärtigen  Lage  des  Instituts  und  unter  den  jetzigen  politischen 
Verhältnissen  nicht  für  zweckmässig  gehalten,  Anträge  auf  durchgrei- 
fende Aenderungen  oder  auf  künftige  Aufhebung  zu  stellen.  Dagegen 
ist  es  allseitig  für  nothwendig  erachtet,  dass  der  Landesvertretung  ^) 
Yon  der  Vermögenslage  und  dem  Geschäftsbetriebe  der  Seehandlung  ein- 
gehende and  zuverlässige  Eenntniss  gegeben  werde."  Mit  dem  Antrage, 
alljährlich  den  kaufinännischen  Bücherabsohluss  des  Seehandlungsinsti- 
tuts der  Landesyertretung  vorzulegen,  hat  sich  die  Regierung,  yorbe- 
haltiich  der  in  Bezug  auf  dritte  Personen  zu  beobachtenden  Diskretion, 
einverstanden  erklärt;  dagegen  hat  sie  den  Antrag,  „zu  beschliessen, 
dass  die  Budgetkommission  zur  Prüfung  des  Staatshaushaltsetats  berech- 
tigt ist,  die  Einsicht  und  Prüfung  der  Geschäftsführung  und  der  Rech- 
nungen im  Einzelnen  vorzunehmen  und  darüber  dem  Hause  wie  über 
andere  Etats  Bericht  zu  erstatten,"  bekämpft.  Die  Kommission  stellt 
nur  den  ersten  Antrag,  da  sie  es  nicht  für  erforderlich  erachtet,  das 
im  zweiten  Antrage  beanspruchte  Recht  durch  eine  besondere  Resolu- 
tion zu  wahren,  und  da  in  der  Regel  das  Detail  der  einzelnen  Geschäfte 
und  Rechnungen  der  Oberrechnungskammer  zur  Prüfung  zu  überlassen 
sein  wird. 

Das  noch  längere  Portbestehen  der  Seehandlung,  deren  gesammte 
Ponds  zur  sofortigen  Abzahlung  von  Staatsschulden  verwendet  werden 
sollten,  kann  dem  Kredit  des  Preussischen  Staats  nur  schädlich  sein. 
Wenn  aUe  Beamten  der  Seehandlung  mit  einer  guten  Pension  (S.  98) 
sobald  wie  möglich  entlassen  werden,  so  glaube  ich,  dass  die  Auflösung 
derselben  jetzt  wohl  binnen  Jahresfrist  durchgeführt  werden  könnte. 
Denn  Rother  schloss  schon  seinen  Lnmediatbericht  vom  30.  November 

1)  Dieser  Ausdruck  ist  nicht  richtig.  Das  Land,  d.  h.  das  Grundeigen thum, 
hatten  die  Provinziallandtage  zu  vertreten.  Nach  der  Verfassung  waren  die  Mit- 
glieder beider  Kammern  —  welche  nach  dem  Gesetz  yom  30.  Mai  1855  Herrenhaus 
und  Abgeordnetenhans  zu  nennen  sind  —  „Vertreter  des  ganzen  Volkes*'.  Da  aber 
die  Erste  Kammer  nach  dem  Gesetz  vom  7.  Mai  1853  nicht  zu  wählen  ist,  so  ver- 
treten jetzt  wohl  nur  noch  die  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  das  ganze  Volk. 
Die  Bezeichnung  ,yLandtag  der  Monarchie'*  erhielt  eine  gesetzliche  Basis  nicht  schon 
durch  die  Verordnung  vom  IS.  OVtober  1854,  sondern  erst  durch  das  Gesetz  vom 
18.  Mai  1857. 
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1844  mit  den  Worten:  „Auch  könnte  die  gänzliche  Auflösung  der  See- 
liandlung  nur  mit  der  grössten  Yorsiclit  geschehen  und  erst  im  Laufe 
yon  einigen  Jakren  vollständig  bewirkt  werden,  da  die  Geschäfte  und 
Dispositionen  ohne  empfindliche  YermÖgensyerluste  nicht  sofort  abzu- 
wickeln sind  und  die  yielen  industriellen  Etablissements  besondere  Be- 
stimmungen erforderlich  machen.''  Merkwürdig  ist  es,  dass  Bother  die 
industriellen  Etablissements  der  Seehandlung  anscheinend  nur  ,,gegen 
Ersatz  der  darauf  verwendeten  Kapitalien  in  den  Privatbesitz  übergehen" 
lassen  wollte.  Bei  solchen  Ideen  ist  auf  Käufer  kaum  zu  rechnen. 
Was  ein  Etablissement  dem  Verkäufer  gekostet  hat,  ist  dem  Käufer  na- 
türlich gleichgültig.  Kein  Kauflustiger  wird  einen  höheren  Preis  zah- 
len ,  als  einen  solchen ,  welcher  mit  dem  seitherigen  oder  wahrschein- 
lichen künftigen  Eeingewinn  in  einem  angemessenen  Yerhältniss  steht. 
Dem  Etatsentwurf  für  1865  wurde  ein  Yerwaltungsbericht  der 
Seehandlung  für  das  Jahr  1863  beigefügt.  Danach  besass  die  Seehand- 
lung Ende  1863  (ausser  ihrem  Dienstgebäude  in  der  Jägerstrasse  und 
den  drei  Diensthäusem  des  k.  Leihamtes  in  der  Jäger-,  Kloster-  und 
Linienstrasse)  folgende  Etablissements :  die  Elachsgam-Maschinen-Spin- 
nereien  zu  Erdmannsdorf  und  Landeshut  in  Schlesien,  das  ZinkwaLs- 
werk  zu  Thiergarten  bei  Ohlau  und  die  Mühlen-Etablissements  zu  Thier- 
garten  und  Bromberg.  Dieser  gesammte  Besitz  stellte  einen  Buchwerth 
von  3,643,791  Thlr.  19  Sgr.  10  Pf  dar.  Die  Verwaltung  desselben 
hat  im  Jahre  1863  ein  überaus  glänzendes  Resultat  ergeben,  welches 
den  grössten  Gewinn ,  der  jemals  früher  erzielt  wurde ,  erheblich  über- 
steigt: sie  hat  ausser  Verzinsung  der  Anlage-  und  Betriebskapitalien 
und  einem  sehr  reichlich  bemessenen  Betrage  für  Abnutzung,  einen  Ge- 
winnüberschuss  von  232,468  Thlrn.  24  Sgr.  9  Pf.  gewährt,  also  mehr 
als  \  des  Kapitalwerthes,  mit  dem  die  industriellen  Etablissements  zu 
Buche  stehen.  Den  bedeutendsten  Beitrag  haben  dazu  die  Elachsgam- 
spinnereien  geliefert,  in  Eolge  der  hohen  Preise  för  Twiste  und  baum- 
wollene Gewebe.  Es  gelang  eine  der  Preissteigerung  für  das  Eohmate- 
rial  entsprechende  Erhöhung  derGkm-  und  Leinenpreise  durchzusetzen. 
Der  günstigen  Konjunktur,  dem  raschen,  wenig  Zinsen  absorbirenden 
Umsätze  und  dem  trefflichen  technischen  Betriebe  der  Anstalten  ist  das 
günstige  Eesultat  zuzuschreiben.  Trotzdem  Mehl  und  Getreide  15 — 
20  ^  im  Preise  wichen ,  arbeitete  die  Mühle  in  Ohlau  mit  massigem, 
die  in  Bromberg  mit  bedeutendem  Beingewinn.  Der  Nettogewinn  der 
Seehandlung  betrug  im  Jahre  1863:  540,839  Thlr.  5  Sgr..  10  Pf ,  wo- 
von -j^  Million  an  die  Generalstaatskasse  abgeführt,  der  Best  dem  Kapi- 
talvermögen der  Seehandlung  zugeschlagen  wurde,  das  am  31.  Dezember 
1863  sich  auf  10,639,048  Thlr.  18  Sgr.  2  Pf  belief  Der  niedrige  Cours 
der  Effekten  an  diesem  Tage  bewirkt,  das&  der  Effektenbestand  ein  Mi- 
nna von  205,872  Thlr.  6  Sgr.  gegen  das  Vorjahr  aufweist     Bei  dem 
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Effektenyerkanf  von  2,347,000  Tblm.  im  Jahre  1863  ist  kein  erheblicher 
Yerltutt  eingetreten.  —  unerwähnt  darf  hier  nioht  bleiben,  dass  der 
wichtigste  Geschäftszweig  der  Seehandlang  durch  einen  Schutzzoll  be- 
günstigt ist.  Sobald  sie  die  Elachsgamspinnereien  in  Betrieb  hatte, 
wurde  nämlich  durch  eine  K.O.  vom  28.  Oktober  1846  der  Eingangszoll 
Yon  rohem  Leinengarn,  Masohinengespinnst,  pro  Centner  von  5  Sgr. 
auf  2  Thlr.  erhöht,  d.  h.  von  100  auf  1200.  In  Folge  des  Preussi^h- 
Oesterreichischen  Handels-  und  Zollyertrages  vom  19.  Februar  1853 
kam  der  Eingangszoll  von  rohem  ungezwimten  Leinengarn  aus  Oester- 
reich  zwar  auf  15  Sgr.  pro  Centner  herunter,  durch  den  Preussisch« 
Oesterreichischen  Handels-  und  Zollyertrag  vom  11.  April  1865  wurde 
aber  der  Zoll  von  rohem  Garn  von  Flachs-,  Hanf  oder  Werg,  Masohi- 
nengespinnst, auf  2  Thlr.  pro  Centner  erhöht.  Als  das  Abgeordneten- 
haus am  26.  Januar  1867  über  eine  Petition  von  Webern  um  Herab- 
setzung der  EingaDgszöUe  für  LeineDgam  yerhandelte,  deutete  Eeiohen- 
heim,  der  ITamens  der  Kommission  für  das  Gesuch  sich  aussprach,  an, 
dass  die  ZoUerhöhnug  durch  „ein  Yersehen  Seitens  der  Königlichen 
Staatsregierung  stattgefunden''  habe.  Die  Masohinenspinnereien,  welche 
nicht  durch  Beamte  der  Begierung  getrieben  werden,  machen  ansehn- 
liche Gewinne,  denn  yon  Seiten  des  Begierungskommissars  wurde  dem 
Abgeordneten  Jansen,  welcher  über  die  Petition  zur  Tagesordnung  über- 
gehen wollte,  erwidert:  „Es  bestehen  in  Bielefeld,  dem  Hauptsitz  der 
Leinenindustrie,  zwei  Spinnereien,  die  eine  „Yorwärts'',  die  andere 
„Bayensberger  Spinnerei''  genannt.  Die  letztere  hat  1864  25  f,  1865 
15^,  „Vorwärts"  1863  17^,  1864  25^  Diyidende  gegeben.  Nun  ist 
anzuerkennen ,  dass  die  Baumwollenkrisis  darauf  yon  gewissem  Einfluss 
gewesen  ist.  1860  liaben  aber  derartige  Ereignisse  keinen  Einfluss 
geübt  und  damals  hat  die  Bayensberger  Spinnerei  schon  nach  wenigen 
Jahren  ihres  Bestehens  8-^  Diyidende  gegeben.  Ich  will  noch  hinzu- 
fügen ,  dass  gerade  die  Handelskammer  in  Bielefeld  dringend  die  Herab- 
setzung des  Leinengamzolls  befürwortet  hat.  Li  dem  Kreise,  welchen 
der  Herr  Abgeordnete  yertritt,  ist  man,  so  yiel  ich  weiss,  damit  be- 
schäftigt, eine  Leinengamspinnerei  zu  errichten,  gerade  angelockt  yon 
den  sehr  erheblichen  Diyidenden,  welche  in  Bielefeld  und  anderwärts 
gezahlt  worden  sind." 

Am  6.  Dezember  1867  wurde  dem  Abgeordnetenhause  Seitens  der 
Begierung  mitgetheilt,  dass  der  Nettogewinn  der  Seehandlung  pro  1866 
802,331  Thlr.  16  Sgr.  11  Pf.  betrüge.  „Der  Gewinn  für  das  Jahr  1865 
betrug  1,206,412  Thlr.  26  Sgr.  9  Pf.  Hinter  diesem  Gewinn  bleibt  aller- 
dings der  Gewinn  für  1866  zurück;  es  war  indess  das  Jahr  1865  ein 
exceptionell  günstiges,  insbesondere  für  den  Betrieb  der  gewerblichen 
Etablissements  der  Seehandlung.     Der  Gewinn  aus  diesen  betrug  für 
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1865  339,779  Thlr.,  während  er  sich  pro  1866  auf  nur  135,080  Thlr. 
beläuft.  Der  ausserordentliche  Gewinn  pro  1865  hat  darin  seinen  Qrund, 
dasB  durch  die  damaligen  hohen  Baumwollenpreise  eine  beispiellos  gün* 
stige  Konjunktur  für  die  Elachsgam- Maschinen -Spinnereien  der  See- 
handlung eingetreten  war.  Diese  günstige  Konjunktur  hat  schon  im 
Jahr  1866  angehört.  Das  Jahr  1866  war  überdies  ein  Kriegsjahr,  was 
der  Industrie  Stockungen  gebracht  hat,  und  nicht  unerhebliche  Aus- 
falle an  den  ausstehenden  Porderungen.  Ein  zweites  Moment,  was  auf 
den  Gewinn  des  Jahres  1 866  Einfluss  gehabt  hat,  liegt  in  dem  Effekten- 
Konto.  Auch  bei  den  Effekten  wurde  namentlich  im  Jahre  1865  ein 
Gewinn  von  198,801  Thlr.  erzielt,  im  Jahre  1866  wurde  bei  diesem 
Konto  ein  Verlust  yon  52,572  Thlr.  gemacht.  Es  hat  dieser  Verlust  in  dem 
Rückgange  aller  Werthpapiere  im  Jahre  1866  seinen  Grund,  insbesondere 
in  den  niedrigeren  Cours  -  !N^otizen ,  welche  am  31.  Dezember  1866  be- 
standen, und  wonach  der  Abschluss  regulirt  wird.  Wenn  man  diese 
für  das  Jahr  1866  wesentlich  ungünstiger  Hegenden  Verhältnisse  be- 
rücksichtigt, so  wird  auch  ein  Eeingewinn  von  802,331  Thlr.  16  Sgr. 
11  Pf.  immer  noch  als  ein  befriedigender  angesehen  werden  können. 
Das  Kapitalvermögen  der  Seehandlung  beträgt  nach  dem  Hauptabschluss 
ultimo  Dezember  1866  12,053,101  Thlr.  10  Sgr.  2  Pf.,  dazu  tritt  der 
Gewinnrest  pro  1866,  nachdem  500,000  Thlr.  an  den  Staatshaushalt 
abgeführt  sind,  302,331  Thlr.  16  Sgr.  11  Pf.  Es  beträgt  danach  das 
Kapitalvermögen  der  Seehandlung  ultimo  1866  12,355,432  Thlr.  27  Sgr. 
l  Pf.  und  der  Reservefonds  1,034,075  Thlr.  20  Sgr.  4  Pf."  Hierauf  be- 
merkte der  Abgeordnete  Schmidt :  „Ich  habe  die  Ehre  gehabt,  als  Kom- 
missar des  Hauses  an  den  Berathungen  dieser  Etats-Gruppe  theilzuneh- 
men.  Ich  machte  darauf  au&nerksam,  dass  jeder  einzelne  Titel  den 
Staat  in  einer  eigeuthümlichen  Thätigkeit  als  Unternehmer  erscheinen 
lässt ,  zuerst  als  Bergmann  und  Kaufmann ,  dann  als  Lotterie-Unterneh- 
mer, drittens  als  Bankier  und  Spinner,  später  als  Buchdrucker  und 
endlich  als  Porzellan-Manufakturist.  Inwieweit  diese  einzelnen  Thätig- 
keiten  des  Staats  noch  mit  der  Idee  desselben  übereinstimmen,  das  ist 
eine  Frage,  die  in  nicht  langer  Zeit  zur  Lösung  kommen  wird''  u.  s.  w. 
In  der  Sitzung  vom  13.  Dezember  1866  hatte  Michaelis,  von  der  See- 
handlung sprechend,  mit  vollem  Recht  daran  erinnert,  „dass  ein  In- 
stitut f  welches  im  Namen  und  für  Rechnung  des  Staats  sehr  bedeutende 
Kredite  aufnehmen  kann,  eine  Ironie  ist  auf  unser  Steuer-  und  unser 
Staatsschuldenbewilligungsreoht."  — 

Das  schon  (S.  251)  erwähnte  Gesetz  vom  9.  März  1867  ermächtigte 
den  Handelsminister  zu  gewissen  Eisenbahnanlagen  für  Rechnung  des 
Staats,  bestimmte,  dass  der  dazu  erforderliche  Geldbedarf,  soweit  der- 
selbe nicht  aus  anderweitig  disponiblen  Staatsfonds  gedeckt  werden  kann, 
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bis  zur  Höhe  von  24  Mill.  Thalern  dnrch  eine  verzinsliche  Anleihe  zu 
beschaffen  sei  und  übertrug  die  Verwaltung  der  aufzunehmenden  Anleihe 
der  Hauptrerwaliung  der  Staatsschulden  und  die  Ausfuhrang  dieses  Ge- 
setzes dem  Finanzminister  und  dem  Handelsminister.     Eine  K.O.  vom 
5.  Aug.  ej.  verordnete,    dass  diese  Anleihe  mit  4-}^^  jährlich  verzinst 
würde  und  ermächtigte  den  Finanzminister  hiernach  die  weiteren  An- 
ordnungen zu  treffen.     Darauf  machten  endlich  am  16.  Januar  1868  die 
Seehandlung  und  die  Bank  bekannt,  dass  sie  und  neun  Bankhäuser,  die 
namhaft  gemacht  wurden ,    die  vorgenannte  Anleihe  mit  der  Yerpflich- 
tung  übernommen  hätten,    die  Hälfte  derselben  zur  öffentlichen  Sub- 
scription  aufzulegen.     Der  Subscriptionspreis  war  auf  95  Prozent,  zahl- 
bar in  Thaler-Yaluta,  festgesetzt.     Die  Subscribenten  erhalten  also  bei- 
nahe 4-|  $  Zinsen.     Da ,  wie  die  Öffentlichen  Blätter  bald  darauf  melde- 
ten, nicht  bloss  12  Mill.,  sondern  mehr  als  22  Mill.  subscribirt  waren, 
so  scheint  es,  als  wenn  der  Subscriptionspreis  niedriger  festgesetzt  war, 
als  nothwendig  gewesen  wäre.     Welchen  Zinsfuss  die  Regierung  für  die 
ganze  Anleihe  wirklich  zu  zahlen  hat,  lässt  sich  ans  der  erwähnten  Be- 
kanntmachung nicht  ersehen.      Danach  erscheinen,    dem  Fiskus  gegen- 
über, neun  Bankhäuser  mit  der  Seehandlung,  die  selbst  Fiskus  ist,  und 
der  Bank,    die  theilweise  Fiskus  ist,   als  Darleiher  von  24  Millionen. 
Je  mehr  aus  diesem  Darlehnsgeschäft  die  Bank,  deren  Chef  der  Handels- 
minister ist,    gewinnt,    einen  desto  geringeren  Betrag  erhält  natürlich 
die  Begierung  für  jede  ihrer  Schuldverschreibungen,    und  was  sich  die 
Seehandlung,   welche  dem  Finanzminister  untergeordnet  ist,    als  Ge- 
winn daraus  verrechnet,    fehlt  anderen  fiskalischen  Kassen,   denn  dass 
bei  Abschliessimg  dieser  Anleihe  die  Seehandlnng  mitwirkte,   hat  dem 
Fiskus  einen  wirklichen  Gewinn  nicht  bringen  können.    XJebrigens  steht 
im  §.  2  der  Bankordnung  vom  5.  Oktober  1846  nicht,    dass  die  Bank 
befugt  wäre,   der  Regierung  Darlehne  zu  machen,   und  also  auch  den 
Betrag  derselben,   bei  irgend  einer  Staatskasse,  statt  in  baaxem  Silber- 
courant,   in  Noten  einzuzahlen.  —   Das  Gesetz  vom  17.  Februar  1868 
genehmigte  die  Außiahme  einer  ferneren  Anleihe  von  40  Mill.  Thaler  zu 
Staatseisenbahnbauten  und  am  28.  November  ej.  machte  die  „General- 
direktion der  Seehandlungssocietät"  in  Gemeinschaft  mit  dem  Haupt- 
bankdirektorium  bekannt,  dass  das  Finanzministerium  von  der  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  zu  realisirenden  Anleihe  von  40  MiH.  einen  Betrag  von 
20  Mill.  Thaler  emittire  und  dass  die  Anleihe  mit  4|^  jährlich  verzinst 
werde;    die  Seehandlung,   die  Bank  und  einige  Bankhäuser  hätten  diese 
20  Mill.  Thaler  Anleiheobligationen  übernommen  und  würden  diesen  Be- 
trag zum  Course  von  94 f  zur  öffentlichen  Subscription  auflegen;   die 
Sttbscription  fände  am  3.  und  4.  Dezember  ej.  statt ;   ausser  dem  Preise 
von  94^,  zahlbar  in  Thalervaluta,   hatte  der  Subscribent  die  Stüekzin- 
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seu  für  den  beig^gebeneu  laufenden  Zinsconpon  vom  1.  Oktober  ab  bis 
2tun  Tage  der  vom  16.  December  an  gegen  Zahlung  des  Preises  zulässi- 
gen Abnahme  der  Silicke  zu  yergiiten.  Die  Seehandlung  ist  nun  nicht 
eine  selbstständige  Person ,  sondern  lediglich  eine  Behörde  des  Finana- 
ministers ,  und  hat  daher  nur  nach  seinem  Sinn  und  Befehl  zu  handeln. 
Wenn  also  bei  der  in  Bede  stehenden  Spekulation  der  Preussische  Fis- 
kus ,  insofern  er  yon  dem  Pinanzminister  und  der  Seehandlung  vertre- 
ten wird,  einen  Gewinn  machen  soUte,  so  würde  derselbe  Preussische 
Eiskus,  insofern  er  yon  dem  Handelsminister  und  der  ihm  untergeord- 
neten Staatseisenbahnverwaltung  yertreten  wird,  einen  eben  so  grossen 
Verlust  haben.  Hat  das  Preussische  Yolk  dadurch  irgend  einen  Yor- 
theil ,  dass  der  Seehandlungsfiskus  auf  Kosten  des  Eisenbahnfiskus  etwas 
verdient?  Am  7. Dezember  1869  erklärte  der  Pinanzminister  Camphau- 
sen dem  Abgeordnetenhause,  dass  er,  soweit  der  Wunsch  geäussert  wer- 
den möchte,  die  Existenz  der  Seehandlung  —  also  einer  Anstalt,  wie 
es  in  keinem  anderen  Lande  gpiebt,  die  daher  auch  als  nothwendig  gar 
nicht  anzuerkennen  ist  —  in  Präge  zu  stellen ,  sofort  in  der  Lage  sein 
würde,  zu  erklären,  dass  die  Staatsregierung  diesem  Wunsche  entgegen- 
trete. Soweit  es  sich  darum  handele,  die  Seehandlung  gleichsam  suc- 
cessiye  zum  Erlöschen  zn  bringen,  einen  ersten  Schritt  zu  thun,  um 
einen  zweiten  und  einen  dritten  Schritt  nachfolgen  zu  lassen,  würde  er 
dieselbe  Erklärung  zu  wiederholen  haben,  und  wenn  es  sich  für  die 
gegenwärtige  Finanzlage  um  ein  momentanes  Abhülfsmittel  handeln 
sollte,  und  statt  dafür  Sorge  zu  tragen,  die  Finanzen  des  Preussischen 
Staats  dauernd  zu  ordnen,  eine  jährlich  wiederkehrende  Ausgabe  da- 
durch zu  beseitigen,  dass  mem  eine  jährlich  wiederkehrende  Ausgabe- 
erspamiss  schafft,  dann  würde  er  einer  solchen  Yerwendung  der  Fonds 
ebenfalls  nicht  zustimmen  können.  Hierauf  begnügte  sich  das  Abgeord- 
netenhaus, den  Antrag:  1)  das  Kapitalconto  des  Seehandlungsinstituts, 
unter  Einschluss  des  Beseryefonds,  zunächst  auf  die  Summe  yon  1 1  MilL 
Thaler  zu  beschränken;  2)  die  hierdurch  zur  Yerfügung  kommenden 
Mittel  spätestens  im  Etat  des  Jahres  1871  in  Ansatz  zu  bringen;  3)yom 
Jahre  1 87 1  an  nicht  eine  bestimmte  Beute ,  sondern  den  vollen  Jahres- 
gewinn der  Seehandlung  in  den  Staatshaushaltsetat  auf^ninehmen ,  mit 
175  gegen  143  Stimmen  anzunehmen,  und  die  Begierung  aufkufordem, 
in  den  Yerwaltungsberiohten  der  Seehandlung,  welche  dem  Landtage 
mit  dem  Staatshaushaltsetat  vorgelegt  werden ,  künftig  auch  die  Haupt- 
finanzoperationen des  Instituts  anzugeben  und  über  das  Bankgeschäft  im 
Ganzen  ausführlichere  Mittheilungen  nach  dem  Muster  der  von  der 
Preussischen  Bank  aufgestellten  Yerwaltungsberichte  zu  machen. 

Am  2.  April  1870  machte  der  Finanzminister  Camphausen  bekannt» 
dass  „die  Königliche  Generaldirektion  der  Seehandlungssocietäf  ermäch- 
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tigt  sei,  den  Verkauf  von  Schatzanweisimgen ,  insoweit  über  dieselben 
nicht  bereits  verfügt  sei ,  zu  bewirken ,  und  dass  die  Bedinge  gen ,  un- 
ter welchen  die  üeberlassung  erfolge,  bei  der  genannten  Direktion  zu 
erfahren  seien.  Was  die  Seehandlung  bei  diesem  Geschäfte  gewinnt, 
kann  doch  nicht  mehr  sein,  als  was  eine  andere  Staatsbehörde  verliert. 
Als  in  demselben  Jahre  eine  sehr  grosse  Bundeskriegsanleihe  kontrahirt 
.werden  sollte,  aber  —  weü  die  Bedingungen  für  die  Darleiher  damals 
wohl  nicht  günstig  genug  gestellt  waren  —  durch  Zeichnungen  an  den 
dazu  bestimmten  Tagen  nicht  gedeckt  wurde,  soll  der  Best  von  der  See- 
handlung übernommen  worden  sein.  Wenn  dieselbe  bei  diesem  6e^ 
Bchäft  Gewinn  macht,  so  kann  dies  doch  nur  auf  Kosten  des  Nord- 
deutschen Bundes ,  also  hauptsächlich  auf  Kosten  Preussens  selbst,  ge- 
schehen sein* 


§34.     BANK. 

Es  waren  ziemlich  unklare  Ideen,  welche  zur  Errichtung  der  Ber- 
liner Bank'^)  führten.  Schon  unterm  23.  September  1753  erging  ein 
Octroi  für  eine  in  Berlin  zu  errichtende  Giro-  und  Weohselbanque. 
Friedrich  II,  der  seinen  eignen  ünterthanen  den  Gewinn  zuzuwenden 
wünschte,  den  fremde  Handelsstädte  namentlich  Hamburg  naeh  seiner 
Meinung  auf  eine  ungebührliche  Art  von  seinem  Lande  zogen,  wollte 
durch  Zusammentritt  mehrerer  Interessenten  in  seinem  Staate  selbst  eine 
Bank  errichten  und  ihr  allerlei  Privilegien  geben.  Ihr  Fonds  sollte  in 
ganzen,  halben  imd  -viertel  Reichsthalern  (Bankgeld)  bestehen.  Die  in- 
ländischen Kaufleute  sollten  alle  in  Partien  aus  dem  Lande  gehende 
Waaren  den  Ausländem  gegen  kein  anderes  Geld  bei  100  Thlr.  Strafe 
überlassen.  Auch  die  Waaren,  welche  aus  Hamburg  verschrieben  wer- 
den, sollten  in  diesem  Gelde  bedungen  und  bezahlt,  auch  alle  Wechsel 
von  100  Thlrn.  und  drüber  bei  Strafe  der  Ungültigkeit  und  noch  anderer 
willkürlicher  Strafe  in  diesen  Münzsorten  ausgestellt  werden.  Dass  sich 
zu  diesem  Plane  keine  oder  zu  wenig  Theilnehmer  &nden,  lag  darin, 
dass  solche  Bestimmungen  von  den  Kauf  leuten  nicht  als  Mittel  zur  För- 
derung ihres  Handels  und  ihrer  Geschäfte  angesehen  werden  konnten. 
Nach  Beendigung  des  siebenjährigen  Krieges  nahm  der  König  die  Sache 
wieder  auf.  Da  er  aber  wohl  glauben  musste,  dass  sich  zu  wenig  Theil- 
nehmer finden  würden,   um  eine  solche  Anstalt  als  einen  Privatverein 


1)  Krug,  Geschichte  der  Prenssischen  Staatsschulden.  S.  XLI.  31.  108.  109. 
399  —  346.  Bergiu» ,  das  Geld  -  und  Bankwesen  in  Preussen.  S.  43  sqq.  Ge- 
schichte der  Königlichen  Bank  in  Berlin  von  der  Gründung  derselben  (1765)  bis 
zum  £nde  des  Jahres  1845.  Aus  amtlichen  Quellen  (von  dem  nachmaligen  Kabi< 
netsrath  Niebuhr)  1854. 
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anzxL&ugen ,  so  gab  er  derselben  durch  das  Edikt  und  Beglemeht  vom 
17.  Juni  1865  eine  andere  Gestalt.  Es  sollte  darnach  eine  Wirbel- 
oder  Girobank  errichtet  und  damit  eine  Diskonto  -  und  Leihanstalt  Ter- 
bunden  werden.  Der  König  verbürgte  sich  und  seine  Nachfolger  för 
alle  in  diese  Bank  eingelegten  Gelder  und  versprach  ein  Kapital  von 
8  Millionen  Thaler  aus  seinem  Schatze  herzugeben,  das  in  der  Dis- 
konto- und  Leihbank  rouliren  solle.  Diese  8  Millionen  hat  die  Bank 
jedoch  niemals  erhaltei^.  Alle  Eechnungen  und  Zahlungen  sollten  auf 
Bankopfunde  lauten,  in  solchen  Pfänden  sollten  die  Bücher  der  Bank 
und  aller  in  Berlin  ansässigen  Kaufleute  gefuhrt  werden,  alle  Wechsel 
über  wenigstens  100  Thlr.  sollen  ebenfalls  auf  Bankopfiinde  lauten  und 
durch  die  Bank  gezahlt  werden.  Das  Diskontokomtoir  soll  Wechsel 
u.  s.  w.  gegen  \^  monatliche  Zinsen  diskontiren;  bei  Yerpfändung  von 
Gold  und  Silber  soll  der  Zins  monatlich  nur  ^  ^  betragen.  Auch  wurde 
die  Errichtung  kleiner  Leihhäuser  an  anderen  Orten  versprochen,  wo 
man  auf  Pfänder  auf  2  bis  12  Monat  so  leihen  würde,  dass  bei  einer 
Summe  über  100  Thlr.  monatlich  |,  von  11  bis  100  Thlr.  7^^  genom- 
men, kleine  Posten  bis  10  Thlr.  aber  ohne  allen  Zins  geliehen  werden 
sollten.  Eür  eine  auch  in  Königsberg  zu  etablirende  Giro  -  und  Leih- 
bank erging  in  demselben  Jahre  ein  ähnliches  Edikt  und  Beglement  am 
19.  September,  scheint  aber  nicht  in  Ausführung  gekommen  zu  sein. 
Li  Breslau  wurde  am  1.  Mai  1765  für  Rechnung  der  Stadtkämmerei  eine 
Leihbank  eröffnet,  wo  gegen  TJnterp&nd  Geld  zu  8  f  jährliche  Zinsen 
ausgeliehen  wurde.  Sie  wurde  nachher  in  ein  von  der  Berliner  Haupt- 
bank abhängendes  Bankokomtoir  verwandelt.  Am  29.  Oktober  1766 
wurde  an  die  Stelle  des  Edikts  vom  17.  Juni  1765  ein  revidirtes  und 
erweitertes  Edikt  und  Beglement  für  die  Banken  in  Berlin  und  Breslau 
erlassen.  Man  habe  sich,  so  heisst  es  darin,  entschlossen,  „mit  diesen 
Banken  einen  neuen  Yaleur  zu  verbinden'' ,  der  in  Bankonoien  bestehen 
soll,  die  von  diesen  beiden  Banken  und  von  den  noch  anzulegenden  Dis- 
kontokassen ausg^eben  werden  und  vom  1.  Januar  1767  an  im  ganzen 
Lande  circuliren  sollen ;  diese  Papiere  sollen  die  Masse  des  ciroulirenden 
Geldes  vermehren,  die  Zinsen  herunterbringen,  die  Handelflgeschäfte 
erleichtem  und  dem  Handel  ein  unfehlbares  Mittel  verscha£fen,  sich 
immer  mehr  und  mehr  auszubreiten.  Das  Bankopfond,  wonach  die  Bü- 
cher und  Bechnungen  zu  fuhren  waren,  sollte  nun  zu  24  Bankogrosohen 
ik  12  Bankopfennigen  gerechnet  werden.  Man  konnte  die  Noten  bei  den 
BIskontokomtoiren  in  Berlin  und  Breslau  kaufen  und  zwar  100  Pfund 
für  125  Thaler  Friedrichsdor  oder  131^  Thaler  Courant  und  alle  König- 
liche Kassen  in  Berlin  und  Breslau  sollton  sie  zu  diesem  Werthe  anneh- 
men. Es  wurden  auch  Bankothxtler  in  Silber  (S.  290)  geprägt^  das  Stück 
zu  ^  eines  Eriedrichsdors  nach  dem  angenommenen  Course;    sie  kamen 
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aber  wenig  in  den  Verkehr  und  wurden  bald  wieder  eingeschmolzen. 
Die  Bestimmungen  wegen  der  Girobank  sind  eigentlich  niemals  wirklich 
zur  Ausführung  gekommen.  Bis  Ende  1818  wurden  die  Bücher  der 
Bank  in  Bankopfunden  geführt ,  ron  da  aber  nur  in  der  wirklich  cour- 
sirenden  Münzsorte.  Die  Bücher  der  allermeisten  Slaufleute  sind  nie- 
mals in  Bankopfdnden  geführt  worden. 

Der  ursprüngliche  Fonds  der  Bank  bestand  in  450,000  Thlr.  In 
der  Zeit  yom  20.  Juli  1765  bis  1.  Juni  1767  hatte  sie  159,618  Thlr. 
Verluste  und  am  1.  Januar  1768  ein  Deficit  yon  13,854  Thlr.  Hieiauf 
befüil  eine  K.O.  vom  16.  Juli  1768:  dass  alle  gerichtlichen  Deposita 
und  Pupillengelder,  die  nicht  entweder  bei  erfolgter  Deposition  schon 
besprochen,  oder  6  Wochen  längstens  nach  geschehener  Deponirung 
bei  den  Gerichten  auf  sichere  Hypothek  gegen  mehr  als  3  ^  Zinsen  aus- 
geliehen werden  können,  ohne  alle  Ausnahme  bei  dem  Lombard  der 
Berliner  Hauptbank  oder  in  Breslau  zu  3  -^  Zinsen  belegt  und  daselbst 
zum  Besten  des  Publikums  und  yieler  es  sehr  suchenden  Particuliers 
emploirt  werden  soHen.  Nach  einer  Instruktion  yom  31.  März  1769 
wurde  die  Anordnung,  müssig  liegende  Gelder  der  Bank  zu  übergeben, 
auch  auf  die  bei  Stiftern,  Hospitälern,  Waisenhäusern  und  übrigen 
milden  Stiftungen  ausgedehnt  (yergl.  S.  379).  Auch  Priyatpersonen 
konnten  Gelder  bei  der  Bank  zu  3  ^  anlegen.  Späterhin  wurde  der  Zins- 
foss  für  gewisse  Kapitalien  heruntergesetzt.  Kach  der  K.O.  vom  19.  April 
1839  hat  die  Bank  für  die  bei  ihr  aus  den  Depositorien  der  Gerichts- 
und VormundschaftfibehÖrden  belegten  Kapitalien  an  Zinsen  zu  zahlen: 
3-^  für  Gelder  der  Mindeijährigen  und  Blödsinnigen,  bis  zum  Tage  der 
Majorennität  oder  Aufhebung  der  Blödsinnigkeitserklärung;  2^^  für 
Gelder,  welche  Majorennen  und  Minorennen  gemeinschaftlich  gehören, 
welche  zu  Konkurs-,  Liquidations-,  Gehaltsabzugs-  und  andern  Priori- 
tätsstreitmassen gehören,  und  für  solche,  über  welche  Prozesse  schwe- 
ben; und  2  f  für  Gelder,  deren  Niessbrauch  Majorennen  gebührt,  im- 
gleichen  für  Gelder  der  Abwesenden,  Verschwender  und  anderer  Majo- 
rennen mit  Ausnahme  der  Blödsinnigen,  und  endlich  in  allen  übrigen 
Fällen.  Es  flössen  der  Bank  sehr  bedeutende  Kapitalien  zu  geringen 
Zinsen  zu,  so  dass  sie  sogar  in  Verlegenheit  kam ,  dieselben  nützlich 
zu  yerwenden.  Vieles  wurde  zu  höheren  Zinsen  auf  Hypotheken,  be- 
sonders in  Südpreussen,  angelegt,  bis  Stein  an  die  Spitze  der  Bank  kam 
und  den  Hypothekenyerkehr  beschränkte  und  zuletzt  ganz  untersagte. 
Der  Betrag  der  Zwangs-  und  der  freiwilligen  Depositen  nahm  immer  zu 
bis  1804,  wo  er  sich  auf  32,893,204  Thlr.  (dayon  zu  2  ^  19,349,445  Thlr.) 
belief  Zu  Trinitatis  1806  war  er  noch  28,598,380  Thlr.  (dayon  zu  2^ 
16,357,415  Thlr.).  Später  haben  die  Depositen  niemals  wieder  den  Be- 
trag yon  1804  erreicht,   auch   nicht  bis  1846,    selbst  nicht  bis  1853. 
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Am  Jahresscfaluss  180-^  schuldete  die  Bank  anf  Bankobligationen  aad 
Zinsen  29,438,989  Thlr.  und  hatte  anf  hypothekarische  Schuldyeischiei- 
bnngen  12,998,124  Thlr.  ausgeliehen,  davon  9,175,000  Thlr.  in  den 
Polnischen  Provinzen.  Yom  1.  Juni  1777  bis  1.  Juni  1806  soll  die 
Bank  8,982,944  Thlr.  Gewinn  abgeführt  haben.  Ihr  Gesammtgewiiin 
in  39  Jahren  wird. anf  9,884,069  Thlr.  angegeben«  Diesen  Gewinn  hat 
sie  hauptsächlich  dadurch  gemacht,  dass  ihr  Kapital  zu  geringen  Zinsen 
zuflosB,  grösstentheils  zwangsweise,  und  sie  dies  Kapital  gegen  höhere 
Zinsen,  besonders  auf  Hypothek,  auslieh.  Nach  ihrem  Status  am  Jah- 
resschluss  180^  hatte  sie  einen  XJeberschuss  von  1,178,764  Thlr.  Ihre 
Aktiva  waren  aber  grösstentheils  festgelegt  und  uneinziehbar,  ihre  Pas- 
siva dagegen  binnen  8  Tagen  zahlbar.  Die  Kriegsereignisse  traten  ein, 
„einem  vollständigen  Bankerott  konnte  eine  Bank  nicht  entgehen,  die 
nach  so  bedenklichen  Prinzipien  administrirt  wird."  Anfangs  Oktober 
waren  die  Geschäfte  der  Bank  sistirt.  Was  von  den  Besfönden  der  Bank 
und  ihrer  Komtoire  nicht  den  Franzosen  in  die  Blande  fiel  oder  Preussi- 
scherseits  zu  Elriegsbedürfhissen  verwendet  wurde,  wurde  erst  nach  Stet- 
tin und  dann  nach  Königsberg  gebracht.  Was  in  Berlin  sonst  in  den 
letzten  Tagen  der  Auflösung  geschehen  ist,  liegt  im  DunkeL  Ton  den 
Aktivis  der  Bank  bestanden  weniger  als  ^ ,  noch  nicht  4  Mill.  Thlr., 
in  Wechseln  und  nur  diese  gingen  ziemlich  schnell  und  vollständig  ein. 
In  Königsberg  etabUrte  sich  vorläufig  das  Hauptbankdirektorium  und  ist 
auch  bis  Ende  1809,  mit  Ausnahme  eines  kurzen  Aufenthalts  in  Me- 
mel,  dort  geblieben.  Trotz  der  Bestimmungen  im  Tilsiter  Priedenstrak- 
tat  vom  9.  JuH  1807  ^)  trat  Napoleon  durch  die  Bayonner  Konvention 
vom  10.  Mai  1808  auch  die  von  der  Bank  im  Herzogthum  Warschau 
angelegten  Kapitalien  an  den  König  von  Sachsen  als  Herzog  von  War- 
schau ab.  Die  Summe  der  wirklich  konfiscirten  Kapitalien  betrug  über 
17  Millionen  Thaler,  und  davon  war  ein  sehr  kleiner  Theil  wirklidhes 
Eigenthum  des  Königs ;  bei  weitem  das  meiste  gehörte  Preussischen  In- 

1)  Art.  25:  Die  Fonds  und  Kapitalien,  welche  entweder  Privatpersonen  oder 
öffentlichen  Beligions-,  Civil-  und  Militfiranstalten  in  den  LSndern,  welche  8.  H. 
der  König  von  Preossen  abtritt,  oder  anf  die  Sie  durch  gegenwärtigen  Traktat  Ver- 
sieht thun,  angehören,  und  die  entweder  bei  der  Bank  in  Berlin,  oder  bei  der 
Seehandlung,  oder  auf  irgend  eine  andere  Art  in  den  Staaten  Sr.  M.  des  Königs 
von  Preussen  untergebracht  sind,  können  weder  konfiscirt,  noch  kann  auf  solche 
Beschlag  gelegt  werden,  vielmehr  schalten  die  EigenthUmer  f^ei  Über  besagte  Fonds 
and  Kapitalien,  und  gemessen  solche  ferner,  sowie  auch  die  jetzt  oder  künftig  da- 
von flUligen  Zinsen  nach  dem  Inhalt  der  darüber  ausgestellten  Kontrakte  und  Obli- 
gationen. Ebenso  wird  es  gegenseitig  gehalten  werden  in  Absicht  aller  Fonds  und 
Kapitalien,  welche  zur  Preussischen  Monarchie  gehörige  Unterthanen  oder  öffent- 
liche Etablissements  irgend  einer  Art  in  Lfindem  belegt  haben,  die  S.  M.  der  Kö- 
nig von  Preussen  abtritt,  oder  auf  welche  Sie  nach  dem  gegenwärtigen  Traktat 
Verzicht  leisten.     Vergl.  oben  S.  117. 
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stitaten  und  Priyatpersoiien.  Der  Antiheil  der  Bank  war  zwischen  9 
und  11  Millionen.  Die  Bayonner  Konvention  worde  im  Jahre  1B15 
zwar  wieder  aufgehoben,  dennoch  konnte  die  Bank  ihre  Forderungen 
in  Polen  nur  sehr  schwer  und  langsam  einziehen  und  nicht  ohne  erheb- 
liche Verluste. 

Das  Finanzedikt  vom  27.  Oktober  1810  stellte  die  Zahlung  aller 
laufenden  Zinsen  vom  1.  Januar  1811  ab  in  Aussicht,  y^sowohl  von  den 
ausländischen  als  inländischen  Staatsschulden,  dergleichen  yon  denen 
der  Geldinstitute  des  Staats,  als  namentlich  der  Bank  und  der  Seehand- 
Inng".  Als  Staatsschulden  wurden  auch  bezeichnet  die  „Schulden,  Ak- 
tien und  Papiere  der  Seehandlung  und  der  B[auptbank'^  Bei  den  Bank- 
obligationen sollte  die  bisherige  Yerzinsung  bleiben,  abseiten  der  Gläu- 
biger aber  keine  Kündigung  stattfinden  können.  Durch  die  Verordnung 
wegen  des  Yerkehrs  mit  der  Bank  vom  3.  April  1815  wurden  „sämmt- 
liche,  seit  dem  Wiederanfeuige  des  Bankoyerkehrs  im  Jahre  1810  bei 
der  Hauptbank  in  Berlin  und  deren  Provinzialkomtoirs  neu  belegpten 
Kapitalien,  sowie  alle  diejenigen  Kapitalien,  welche  von  jetzt  ab  bei  der 
Hauptbank  und  deren  Komtoirs  femerweitig  belegt  werden,  als  wahre 
Staatsschulden^'  anerkannt.  Unterm  3.  Koyember  1817  wurde  die  Bank 
für  ein  für  sich  bestehendes,  yon  der  Yerwaltung  des  Staatsministerii 
unabhängiges  Institut  erklärt.  Obgleich  die  Schulden  der  Seehandlung 
wirklich  als  Staatsschulden  anerkannt  wurden,  so  ist  dies  doch  mit  den 
Schulden  der  Bank  nicht  geschehen.  Mit  dem  Oktober  1806  hatte  die 
Thätigkeit  der  Bank  und  die  Kapitals  -  und  Zinszahlung  der  Bankobliga- 
tionen aufhört.  Sie  wurden  ein  yerkäufliches  Papier  und  erlangten 
einen  wechselnden  Gours.  An  der  Berliner  Börse  standen  sie  im  No- 
yember  92 — 95,  und  im  December  1806  85 — 90^.  Der  niedrigste 
Gours  war  am  21.  Juni  1818,  nämlich  26.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1824  standen  sie  89f ,  Ende  1825  92|,  Ende  1826  97|,  Ende 
Januar  1829  99.  Die  Obligationen  aus  dem  neuen  Yerkehr  haben  nie- 
mals einen  wechselnden  Gours  gehabt.  Die  alten  Obligationen  hat  die 
Bank  unter  dem  Nominalwerth  angekauft.  Der  neue  Depositalyerkehr 
gab  die  Mittel,  theils  die  alten  BankobHgationen  aufzukaufen,  theib  die 
belegten  Kapitalien  auf  Ansuchen  yon  bedürftigen  Gläubigem  zurück- 
zuzahlen. Auch  andere  Mittel  wurden,  sowie  es  die  umstände  zuliessen, 
dazu  yerwandt,  und  namentlich  trug  die  Annahme  yon  BankobHgationen 
in  Zahlung  bei  Einziehung  der  alten  Forderungen  wesentlich  zur  Yer- 
mindemng  der  ausstehenden  alten  Depositenschulden  bei.  Durch  diese 
yerschiedenen  Operationen  gelang  es,  die  ältere  Kapitalschuld,  die  An- 
fimgs  1818  noch  16,940,276  Thlr.  betragen  hatte,  bis  Anfangs  1828 
auf  2,069,334  Thlr.  herabzubringen,  und  die  älteren  Zinsrückstände  yon 
780,798  Thlr.  auf  110,851  Thlr.  zu  yermindem.     Was  Minderjährige, 
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milde  Stiftungen  n.  s.  w.,  deren  Yermögen  bei  der  Bank  zu  niedrigen 
Zinsen  angelegt  werden  muBsie,  im  Ganzen  an  Kapital  und  Zinsen  yer- 
loren  haben,  ist  ganz  unberechenbar. 

Als  imDecember  1817  Friese  die  Verwaltung  der  Bank  übernahin, 
war  sie  in  einem  hoffnungslosen  Zustande.  Sie  hatte  zwar  einen  nomi- 
nellen XJeberschuss  yon  920,000  Thlx.,  aber  ein  wirkHches  Deficit  von 
7,192,000  Thlr.  Als  nach  Friese's  Tode  (1837)  Eother,  der  schon  Prä- 
sident der  Hauptrerwaltung  der  Staatsschulden  und  Chef  der  Seehand- 
lung war,  dazu  noch  die  Yervraltung  der  Bank  ilbemahm^  betrug  das  De- 
ficit 4,787,962  Thlr.  und  Ende  1845  1,392,643  Thlr.  Es  war  also  Jahrze- 
hente lang  mit  einem  Deficit  gewirthsohaftet  worden,  woTon  die  Welt  nichts 
wusste!  Nachdem  2,000,000  Thlr.  aus  anderen  Staatskassen  überwiesen 
waren,  hatte  die  Bank  einen  Yermögensüberschuss  Ton  990,345  Thlm. 
Seit  dem  Jahresabschlüsse  pro  ISO^  war  bis  1817  keine  förmliche  Bech- 
nung  gelegt  worden.  Die  Staatsfinanzen  waren  ganz  ruinirt;  gerade  in 
diesem  Augenblicke  hatte  man  sich  genöthigt  gesehen,  in  London  eine 
Anleihe  yon  5  Millionen  £  zu  nogocüren,  und  musste  sich,  wollte  man 
anders  überhaupt  Geld  bekommen,  ziemlich  harte  Bedingungen  gefallen 
lassen.  Hardenberg  schrieb  im  Februar  1818  an  den  mit  der  Anleihe 
in  London  beauftragten  Rother:  „Bei  Emp&ng  dieser  Zeilen  sind  Sie 
hoffentlich  im  vollen  Gfange.  Wir  müssen  nothwendig  Geld  haben ,  zu 
80  manchen  Zwecken.  Die  Erhaltung  des  Staats  fordert  es  laut.  Mit 
Ungeduld  sehe  ich  Nachrichten  yon  Ihnen  entgegen."  Das  Höchste,  was 
vom  Staate  zu  erwarten  war,  war  eine  Eonsolidirung  seiner  Schuld  und 
regelmässige  Zinszahlung  auch  für  die  yor  1815  kontrahirten  Darlehen 
—  denn  für  die  späteren  wurden  die  Zinsen  bereits  richtig  gezahlt;  — 
für  dieses  aber  und  das  nächste  Jahr  durfte  man  auch  darauf  noch  keine 
sichere  Hoffiiiung  setzen.  Auf  die  Zahlung  der  yon  der  Krone  Polen  für 
die  ihr  abgetretenen  Hypotheken  yersprochenen  Summen  durfte  man 
noch  weniger  rechnen.  Landschaften  und  Kommunen  waren  bankerott, 
und  yon  den  Posenschen  Gutsbesitzern  war  für  jetzt  gar  nichts  zu  er- 
warten. Die  einzige  Aussicht  auf  eine  Verstärkung  der  Mittel  der  Bank 
gab  die,  allerdings  mit  Sicherheit  zu  erwartende,  Zunahme  der  neuen 
Deposital- Belegungen,  die  aber  immer  ein  PalHatiy  war;  eine  aiie 
Schuld  ward  nur  durch  eine  neue  gedeckt. 

Die  Bestimmung  des  Eeglements,  dass  die  Bank  nur  mit  Noten 
diskontiren  und  Darlehne  geben  sollte,  ist  nie  praktisch  geworden.  Der 
Banknotenyerkehr  trat  ganz  in  den  Hintergrund,  als  der  Betriebsfonds 
der  Bank  durch  die  Depositenkapitalien  so  stark  yermehrt  war,  und  die 
Notenemission  ruhte  ganz  bis  zum  Beyolutionskriege.  Sie  begann  dann 
1793  und  belief  sich  im  Ganzen  auf  1,325,000  Thlr.,  yon  denen  am 
Jahresschluss  180|^  ungefähr  die  Hälfte  noch  im  Publikum  umlief.     Seit 
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1806  waren  keine  Banknoten  anBgegeben  worden.  Seit  1820  wurden 
aber  so  riel  sogenannte  Bankkassensclieine  ausgegeben,  als  sich  nur 
eben  im  Umlauf  erhalten  lies«.  Davon  waren  1836  4^  Millionen  im 
Umlaufl  Eine  K.O.  yom  5.  Dezember  1836  an  die  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden  verordnete  aber  ihre  Einziehung  und  statt  derselben  die 
Ausgabe  von  3  Millonen  Thaler  Kassenanweisungen ,  wogegen  ein  glei- 
cher Nominalbetrag  von  Staatssdhuldscheinen  —  die  unter  Pari  standen 
—  bei  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  niedergelegt  werden 
sollte.  Femer  bestimmte  eine  an  das  Staatsministerium  gerichtete  E.O. 
vom  31.  Januar  1841,  zur  Erledigung  angeblich  entstandener  Zweifel 
mit  BtLcksicht  auf  das  Reglement  vom  29.  Oktober  1765,  wonach  die 
Bank  als  Girobank  gegründet  wäre,  dass  sie  auf  jeden  Inhaber  und  zwar 
stempelfrei  ausgestellte  Anweisungen  der  Qirointeressenten  auf  deren 
Guthaben  im  Giro  zu  acceptiren  befugt  sein  sollte.  Eine  K.O.  vom 
7.  Februar  1845  ordnete  ein  öffentliches  Angebot  der  aus  der  Zeit  von 
1765  bis  Ende  1810  herrührenden  Ansprüche  an  die  Bank  an  und  be- 
stimmte eine  Präkludimng  der  vor  Ablauf  des  Termins  nicht  angemelde- 
ten Forderungen. 

Hierauf  wurde  durch  eine  K.O.  vom  11.  April  1846  an  Rother  die 
Ausgabe  von  Banknoten  im  Betrage  von  10  Millionen  Thaler  gestattet 
und  soUte  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  eine  Kontrole  über 
die  Anfertigung  der  Banknoten,  insbesondere  auch  darüber  übernehmen, 
dass  niemals  mehr  als  10  Millionen  Thaler  Banknoten  ausgegeben  wür- 
den. Eine  zweite  an  demselben  Tage  an  Rother  ergangene,  als  Gesetz 
aber  nicht  pnblioirte,  KG.  verheisst  die  Zulassung  der  Errichtung  von 
Privatbanken  durch  Gesellschaften  mit  vereinigten  Fonds  bei  solidarischer 
Verhaftung  aller  Theilnehmer.  In  einer  ferneren  E.O.  vom  16.  Juli  ej. 
an  Rother  heisst  es:  zwei  Mitglieder  der  Hauptverv^tung  der  Staats- 
schulden {Knoblauch  und  Nathan)  hielten  die  beabsichtigte  Emission  von 
Banknoten  für  eine  Verletzung  der  Verordnung  vom  17.  Januar  1820 
über  das  Staatsschuldenwesen  und  glaubten  ihre  Theilnahme  an  der  der 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  übertragenen  Kontrole  über  die  An- 
fertigung und  Ausgabe  der  Banknoten  mit  Bezugnahme  auf  den  von 
ihnen  geleisteten  Eid  versagen  zu  müssen.  Die  Bedenken  dieser  Beam- 
ten wären  ungegrtindet.  Di&  angeordnete  Mitwirkung  der  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  wurde  aber  doch  aufgehoben  und  an  die 
Stelle  eine  besondere  Lnmediatkommission  (v.  Duesberg,  Carl,  Rohlwes) 
gesetzt  ^). 


1)  Vamhoigeii  schrieb  am  16.  Juni  1846:  Schwierigkeiten  wegen  der  neuen 
Bankverffigang ;  awei  Mitglieder  der  SchnldenTerwaltang  wollen  sich  nicht  über- 
aeugen,  dass  die  Ausgabe  von  Bankaetteln  keine  neue  Staatsschuld  sei,  und  berufen 
sich  auf  ihren  Eid.     Femer  am  4.  August:  Ueber  die  hiesige  Stimmung :  nichts  ge- 
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Die  Ton  den  damaligen  elf  Ministem  gegengezeichnete  Bankordnnng 
Tom  5.  Oktober  1846  sagt  in  ihrem  Eingänge,  dass,  da  Privatpersonen 
sich  durch  Zeichnung  eines  Einschusskapitals  von  10  MilL  Thalem  bei 
den  Geschäften  der  Bank  betheiligt  hätten,  die  Bank  eine  den  gegenwär- 
tigen BedürMssen  entsprechende  Verfassung  erhalten,  und  demnach 
das  bisherige  Bankinstitut  als  Preussiseke  Bank  fortbestehen  solle.  Sie 
kann  Wechsel  und  Geldanweisungen,  so  wie  inländische  Staats-  und  auf 
jeden  Inhaber  lautende  ständische,  Kommunal-  und  andere  öffentliche 
Papiere  diskontiren,  und  för  eigene  Bechnung  oder  für  Bechnung  öffent- 
licher Behörden  und  Anstalten  kaufen  und  verkaufen;  gegen  genügende 
Sicherheit  EJredit  und  Darlehn  geben;  Wechsel  und  Geldanweisungen 
ertheilen,  acceptiren  und  für  andere  Rechnung  einziehen;  Geldkapi- 
talien gegen  Yerbriefung  so  wie  in  laufender  Bechnung  zinsbar  und  un- 
zinsbar aufnehmen,  edle  Metalle  und  Münzen  kaufen  und  verkaufen. 
Andere  kaufmännische  Geschäfte,  namentlich  Waarenhandel,  sind  ihrtm- 
tersagt.  Femer  kann  sie  Gold  und  Silber,  gemünzt  und  ungemünzt,  Pretio- 
sen, Staatspapiere  und  Dokumente  aller  Art^  so  wie  verschlossene  Packete 
ohne  Eenntnissnahme  des  Inhalts  gegen  Ausstellung  von  Depositalschei- 
nen  und  eine  dafür  zu  entrichtende  Gebühr  in  Verwahrung  nehmen. 
Das  Betriebskapital  der  Bank  besteht  aus  dem  mit  10  Mill.  Thalem  von 
Privatpersonen  und  aus  dem  vom  Staate  eingeschossenen  Kapitale,  und 
aus  dem  zu  bildenden  Eeservefonds ,  femer  aus  den  der  Bank  unter  Ga- 
rantie des  Staats  gesetzlich  überwiesenen  Depositen  der  Yormundschafts- 
und  Gerichtsbehörden,  der  Kirchen,  Schulen,  milden  Stiftungen  und 
anderen  öffentlichen  Anstalten.  Das  vom  Staate  eingeschossene  Kapital 
besteht  aus  dem  bei  der  Bank  vorhandenen  üeberschusse  der  Aktiva 
über  die  Passiva,  welchem  fortan  die  jährlichen  Dividenden  von  diesem 
Kapital  zuwachsen  sollen.  Der  Eeservefonds  und  alle  eingeschossenen 
Kapitalien  haften  für  die  Verbindlichkeiten  der  Bank.  Es  verbleibt  bei 
der  Yerpflichtung  der  Gerichts-  und  Yormundschaftsbehörden  und  der 
Yetwalter  von  Kirchen,  Schulen,  Hospitälern  und  anderen  milden  Stif- 
tungen und  Öffentlichen  Anstalten,  die  müssig  liegenden  Gelder  bei  der 
Bank  zu  belegen,  auch  bei  der  Staatsgarantie  fax  diese  Belegungen.  Für 
andere,  freiwillig  bei  der  Bank  belegten  Kapitalien  haftet  der  Staat  aber 
nicht.     „Die  Bank  ist  befugt,    nach  Bedür&iss  ihres  Yerkehrs  Anwei- 

bessert  seit  den  5  Wochen,  die  ich  nicht  hier  war.  Die  Bankirage  erregt  nur  Miss- 
faUen,  auch  bei  den  höheren  Beamten  selbst.  —  Vergl.  anch  die  Ende  Juni  1846 
geschriebene  in  Hambnrg,  Verlag  von  C.  F.  Vogel,  herausgekommene  Schrift:  Die 
neuen  BankTerordnungen  in  Preussen,  unmassgebliches  Votum  eines  Finansmannes. 
S.  26 — 85.  Hier  wird  auch  erzShlt,  dass  die  königliche  Bank,  welche  keine  wirk- 
lichen eigenthümlichen  Fonds  besftsse,  dem  Depositenleger  laut  dem  gedruckten 
Formular  ilu-er  Depositenscheine  bis  vor  Kurzem  die  GMer  der  I\tpülen  und  Mi- 
norennen  des  Staats  asur  Sicherheit  verpfSndet  habe. 
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sangen  auf  sich  selbst  als  ein  eigenes  Geldzeichen  unter  der  Benennung 
Banknoten  auszugeben.  Keine  Banknote  darf  auf  einen  geringeren  Be- 
trag als  25  Thaler  Preussisches  Silbergeld  ausgestellt  werden/'  Der 
Gesammtbetrag  der  Banknoten  darf  21  Hill.  Thaler  nicht  überschreiten. 
Von  dem  Gesammtbetrag  der  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  müssen 
in  den  Bankkassen,  ausser  den  zu  den  übrigen  Geschäften  erforderlichen 
Baarfonds  und  Effekten,  f  in  baarem  Gelde  oder  Silberbarren ,  -f  minde- 
stens in  diskontirten  Wechseln  und  der  üeberrest  in  Lombardforderun- 
gen mit  bankmässigen  Unterpfandern  yorhanden  sein.  Die  Bank  muss 
ihre  Noten  in  allen  ihren  Kassen  in  Zahlung  annehmen  und  auf  Yerlan- 
gen  der  Inhaber  bei  der  Hauptbankkasse  zu  Berlin  zu  jeder  Zeit,  bei 
den  Proyinzialbankkomtoiren  aber  so  weit  es  deren  jedesmalige  Baar- 
bestände  und  Geldbedürfiiisse  gestatten,  gegen  baares  Geld  —  also  nicht 
etwa  Kassenanweisungen  oder  sonstiges  Papiergeld  —  und  zwar  Preus- 
sisches Sübergeld  unweigerlich  einlösen.  Sofern  jedoch  Banknoten  auf 
ein  Proyinzialbankkomtoir  ausdrücklich  ausgefertigt  worden  sind  (was 
aber,  so  viel  ich  weiss,  nicht  geschehen  ist),  müssen  solche  bei  diesem 
jederzeit  sofort  eingelöst  werden.  Nicht  bloss  die  Staatskassen,  sondern 
auch  alle  öffentlichen  Kassen  müssen  die  Noten  der  Pfeussischen  Bank 
unter  allen  Umständen  statt  haaren  Geldes,  so  wie  statt  der  Kassenanwei- 
sungen in  Zahlung  annehmen.  Im  Priyatyerkehr  soll  aber  Niemand  zur 
Annahme  gezwungen  sein.  Ueber  die  Auslegung  der  Bankordnung 
hatten  sich  Zweifel  wegen  Annahme  der  Noten  der  Preussischen  Bank 
bei  öffentlichen  Kassen  kund  gegeben,  worauf  eine  K.O.  yom  9.  Juni 
1 847  zur  Beseitigung  dieser  Zweifel  erklärte ,  dass  sämmtliche  öffent- 
liche Kassen,  zu  denen  in  dieser  Beziehung  auch  die  gerichtlichen  De- 
positalkassen gerechnet  werden  sollen,  unter  allen  Umständen  yerpflich- 
tet  sind,  die  Noten  der  Preussischen  Bank  für  den  yollen  Betrag ^  auf 
welchen  dieselben  lauten,  anzunehmen.  Wenn  auch  die  Noten  der 
Preussischen  Bank  —  woyon  am  31.  März  1871  über  196  Mill.  Thaler 
in  Umlauf  waren  —  de  fa^to  bei  allen  ihren  Komtoiren  eingelöst  wür- 
den^), so  kann  doch  die  Einlösung  nur  bei  der  Hauptbankkasse  zu  Berlin 
zu  jeder  Zeit  verlangt  werden.  —  Die  Bank  ist  ein  yon  der  Finanz- 
yerwaltung  des  Staats  unabhängiges  Institut.  Der  Chef  der  Bank  — 
gegenwärtig  der  Handelsminister  Gr.  Itzenplitz  —  welcher  die  Bank- 
yerwaltung  mit  uneingeschränkter  Yollmacht  leitet,  stellt  die  Beamten 
an.  „SämmÜiche  Beamte,  die  Mitglieder  der  yerschiedenen  Ausschüsse, 
namentlich  alle  diejenigen,  welche  Behufs  der  Eeyision  und  Kontrole 
zur  Einsicht  der  Bücher  und  Portefeuilles  berechtigt  sind,  sind  yer- 
pfliehtet,  über  alle  einzelnen  Geschäfte  der  Bank,   besonders  über  die 

1)  Dies  berichtet  E.  N<u9e,  die  Preussische  Bank  und   die  Ausdehnung   ihres 
Oeschftftskreises  in  Deutschland.   1866.   8.  4. 
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mit  Privatpersonen,  über  den  Umfang  des  denselben  gestatteten  Kredits, 
so  wie  über  die  Zahl  der  Bankantheile,  welche  Einzelne  besitzen,  das 
unverbrüchlichste  Schweigen  zu.  beobachten.  Die  Depatirten  des  Cen- 
tralausschusses  und  ihre  Stellvertreter,  so  wie  die  Beigeordneten  bei  den 
Frovinzialkomtoirs  sind  zur  Bewahrung  des  Geheimnisses  mittelst  Hand- 
schlages an  Eides  Statt  vor  Antritt  ihrer  Funktionen  besonders  zu  ver- 
pflichten.'' Die  Bank,  so  wie  ihre  Eomtoire ,  Eommanditen  und  Agen- 
turen haben  alle  Eechte  des  Fiskus,  insbesondere  Stempel-,  Sportel- 
und  Portofreiheit  für  Briefe  und  Werthsendungen.  Eine  K.O.  vom 
15.  Juli  1 850  an  das  Staatsministerium  bestimmt,  dass  die  Jahreerech- 
nung  der  Bank  künftig  durch  die  Oberrechnungskammer  und  nicht  mehr 
durch  das  Präsidium  derselben  revidirt,  dass  aber  die  Dechai^  nicht 
von  ihr,  sondern  von  dem  Chef  der  Bank  und  zwar  unabhängig  von  der 
durch  die  Oberrechnungskammer  vorgenommenen  Revision  ertheilt  wer- 
den soll.     . 

Nach  einem  Yertrage  zwischen  der  Bank  und  dem  Finanzminister 
vom  28.  Januar  1856  verpflichtete  sich  die  Bank,  15  Mill.  Thaler  in 
Kassenanweisungen  an  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  zur  Ver- 
nichtung abzuliefern,  und  ihre  Effektenbestände  von  Ende  December 
1855  im  Nennwerth  von  9,400,040  Thlr.  dem  Finanzminister  zu  über- 
eignen. Der  Finanzminister  zahlt  ihr  7,802,000  Thlr.  baar  und  1 6,598,000 
Thlr.  in  4^  procentigen  Staatsschuldverschreibungen.  Zur  Verzinsung 
und  Tilgung  dieser  Staatsschuldverschreibungen  zahlt  die  Bank  der 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  jährlich  621,910  Thlr.  Nach  einem 
Gesetz  vom  7.  Mai  1856  sollten  von  der  auf  30,842,347  Thlr.  festgestell- 
ten unverzinslichen  Staatsschuld  15,000,000  Thlr.  Kassenanweisungen 
eingezogen  und  dagegen  16,598,000  Thlr.  4^procentige  Staatsschuld- 
verschreibungen von  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  ausgefer- 
tigt und  an  die  Preussische  Bank  nach  näherer  Anordnung  des  Ilnanz- 
ministers  ausgehändigt  werden.  Ein  anderes  Gesetz  von  demselben 
Tage  ermächtigte  die  Bank,  noch  über  den  festgesetzten  Betrag  von 
21  Mill.  Thaler  hinaus,  „nach  Bedürfhiss  ihres  Verkehrs'^,  Banknoten 
auszugeben.  Von  dem  im  Umlaufe  befindlichen  Mehrbetrage  muss  in 
den  Bankkasseu  stete  mindestens  ^  in  baarem  Gelde  oder  Silberbarren 
und  der  XJeberrest  in  diskontirten  Wechseln  vorhanden  sein.  Auch 
wurde  die  Bank  ermächtigt,  Banknoten  in  Appoints  von  20  Thlm.  und 
10  Mill.  Thaler  in  Appoints  von  10  Thlrn.  auszufertigen.  *  Auf  Grund 
königlicher  Verordnung  können  auch  noch  mehr  Banknoten  in  Appoints 
von  10  Thlm.  ausgegeben  werden.  Die  Bestimmung  der  Bankordnung, 
dass  die  jährlichen  Dividenden  von  dem  Einschusskapital  des  Staats  die- 
sem Kapital  zutreten  sollen,  trat  ausser  Kraft.  Das  Einschusskapital 
der  Bankantheilseigner  kann  um  5  Mill.  Thlr.  erhöht  werden.     TJnterm 
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24. September  1866  erging  ein  Gesetz,  wonach  der  Chef  der  Bank  eine 
weitere  Erhöhung  des  Einschasskapitals  als  der  Bankantheilseigner  um 
5  MilL  Thaler  anordnen  kann. 

Durch  die  Yerordnung  yom  18.  Mai  und  das  Gesetz  vom  27.  Sep- 
tember 1866,  so  wie  durch  das  Bundesgesetz  yom  21.  Juli  1870  wurde 
der  FreuBsisohen  Bank  auch  noch  die  Hauptyerwaltung  der  Darlehns- 
kassenyerwaltung  (§.  56)  übertragen. 

Im  Jahre  1848  war  die  Bank  in  Verlegenheit  gewesen  und  hatte 
3  Millionen  aus  dem  Staatsschatz  bekommen.  Nach  einem  Berliner 
Börsenbericht  yon  Mitte  Mai  1866  hätte  sie  damals  ebenfalls  aus  den 
Silberbeständen  des  Staatsschatzes  10  Millonen  zur  Deckung  einer  yer- 
mehrten  Notenemission  erhalten.  Die  Bankantheilsscheine ,  welche  am 
2.  Januar  1866  151  undamdl.März  147  notirt  standen,  waren  auf  111 
gefallen;  am  30.  Juni  standen  sie  132,  am  3.  Juli,  dem  Tage  der  Schlacht 
yon  Königgrätz,  138,  am  4.  Juli  144,  am  1.  Oktober  157,  Anfangs  1871 
146,  26.  Juni  1 69f .  Noch  hat  die  Preussische  Bank  die  Probe  eines  grossen, 
unglücklichen,  langdauemden  Krieges  im  Lande  selbst  nicht  bestanden  ^). 


1)  In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  18.  September  1866  sagte  Mi- 
chaelis: „Der  grosse  Nothstand  und  die  Stockung  des  Kredits,  welche  zu  der  Ver- 
ordnung (vom  18.  Mai  ej.  Über  die  Darlehnskassenscheine)  die  Veranlassung  gaben, 
hatten  eine  Ursache ,  auf  die ,  glaube  ich ,  noch  nicht  hinreichend  aufinerksam  ge- 
macht ist,  und  die  wir  uns  für  die  nftchsten  Jahre  recht  tief  einprägen  sollten,  well 
hoffentlich  im  Lauf  der  nftchsten  Jahre  der  Zeitpunkt  kommen  wird,  wo  wir  diesem 
Uebelstande  abhelfen  können.  Diese  Ursache  des  Stockens  des  Vertrauens  war  das 
gegen  die  Sicherheit  und  Vollgültigkeit  unserer  Valuta  entstandene  Misstrauen  (wie 
auch  der  Handelsminister  eben  vorher  anerkannt  hatte ,  S.  300).  Ich  spreche  es 
hier  aus,  wo  wir  in  Sicherheit  sind,  oflbn  vor  dem  Lande  aus;  ich  habe  es  beob- 
achtet, es  vtar  Misstrauen  dagegen  entstanden,  und  wenn  Sie  den  Gang  der  Wech- 
selconrse  verfolgen  wollen ,  dann  werden  Sie  mir  Recht  geben.  London  stieg  über 
6  Thlr.  23  Sgr. ,  Frankreich  über  5  Thaler.  Es  war  hier  Nachfrage  nach  fremden 
Wechseln  und  Misstrauen  gegen  die  auf  unsere  eigene  Valuta  lautenden  Wechsel, 
weil  man  nicht  wusste,  welchen  Werth  die  Valuta  bei  ihrer  Fälligkeit  haben  würde. 
Unsere  privilegirte  und  monopolisirte  Bank  mit  ihren  garantirteu  Banknoten,  mit 
ihrer  Centralisation,  sie  wird  im  Frieden  für  ein  Werkzeug  des  Wohlstandes  gehal- 
ten ,  aber  diese  Bank  ist  die  Achillesferse  für  den  Kredit ,  sobald  die  Kriegsgefahr 
droht.  Es  ist  ein  Glück  für  die  Bank  gewesen ,  dass  in  demselben  Moment ,  wo 
hier  die  Stockung  eintrat,  England  in  Folge  leichtsinniger  Spekulation  und  voreili- 
gen Eingreifens  in  die  Bankgesetzgebung  seine  Wechsel  diskreditirte,  denn,  als  die 
Nachfrage  nach  Londoner  Wechseln  hier  recht  hoch  ging,  schlug  die  Stimmung  an 
Einem  Tage  um,  und  Londoner  Wechsel  waren  hier  plötzlich  nicht  mehr  anzubringen, 
weil  Londoner  Wechsel  allen  Kredit  verloren  hatten.  Das  hat  uns  sehr  geholfen, 
unsere  Valuten  -  Verhältnisse  damals  aufrecht  zu  erhalten.  Nun  denken  Sie  sich  in 
diesem  Momente ,  wo  die  Besorgnisse  entstanden  waren ,  wo  der  Kredit  stockte ,  in 
dem  Moment  kam  gegen  Art.  108  der  Verfassung  eine  Verordnung,  welche  26  Mill. 
Thaler  Darlehnskassenscheine  autorislrt  und  mit  demselben  Rechte  noch  25  Mill. 
and  noch  50  Mill.  autorisiren  konnte.     Die  Gründe  und  das  Recht  für  weitere  Serien 
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Seither  haben  zwar  die  Bankantheilseigner  recht  gute  Dividenden  gezo- 
gen, aber  dooh  nicht  so  sehr  viel  höhere,  als  andere  solide  Banken  ihren 
Aktionären  zahlen  konnten,  obgleich  man  dies  doch  eigentlich  wohl 
von  einem  Unternehmen  erwarten  sollte ,  welches  in  der  That  nicht  al- 
lein das  YermÖgen  der  Minderjährigen^),  Kirchen,  milden  Stiftangen 
stark  besteuert,  sondern  auch  das  Monopol  der  unbegrenzten  N'otenaos- 
gäbe  und  ausserdem  werthrolle  Frivileglen  besitzt,  wie  Stempel-,  Spor- 
tel  -  und  Portofreiheit  Zum  Yortheil  der  Bankantheilseigner  hat  durch 
diese  Portofreiheit  das  Gemeinwesen  einen  Einnahmererlust,  welchen 
die  Steuerzahler  natürlich  decken  müssen,  und  die  Bank  kann  Briefe, 
Geld,  Edelmetalle  umsonst  weither  kommen  lassen  und  versenden,  wäh- 
rend jedes  andere  Bankgeschäft  dafür  hohes  Porto  zahlen,  also  viele 
Spekulationen  ganz  unterlassen  muss.  Eben  so  viel,  als  die  Bank  durch 
die  Bevorrechtungen  und  Begünstigungen  gewinnt,  muss  das  Volk  an 
Steuern  mehr  zahlen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  Existenz 
der  Preussischen  Bank  die  Begierung  hindert,  die  Last  der  Steuerzahler 
zu  erleichtem.  Im  Fall  ihrer  Aufhebung  würden  sich  ohne  Zweifel 
bald  noch  so  viele  Bankanstalten,  als  erforderlich  wäre,  bilden  und  dem 
Publikum  nicht  geringere  Dienste  leisten ,  als  ihm  die  Preussische  Bank 
geleistet  hat.  Ihr  noch  längeres  Fortbestehen  ist  für  den  Staatskredit 
nicht  weniger  verderblich,  als  das  Fortbestehen  der  Seehandlung  (8. 383). 
Bei  ihrer  Auflösung  erhalt  die  Begierung  die  Mittel  zur  Abzahlung  von 
Staatsschulden  und  der  Staat  wird  femer  von  einer  besondem  Garantie 
frei.  "Wenn  dann  das  Gesetz  verordnete,  dass  für  alle  Gelder,  welche 
seither  bei  der  Bank  gegen  3,  2^  oder  2  f  Zinsen  angelegt  werden  muss- 
ten,  Staatsschuldscheine  angekauft  werden  müssen*),  so  erhalten  die 
Eigenthümer  dieser  Ea.pitalien  bei  unverminderter  Sicherheit  höhere 
Zinsen  und  der  Kredit  des  Staats  wird  gestärkt.  Da  übrigens  die 
Beamten  der  Bank  die  Auflösung  derselben  zu  befördern  und  zu  erleich- 
tem schwerlich  geneigt  sein  werden,  so  würden  sie  so  bald  wie  möglich 
mit  guten  Pensionen  (S.  98)  entlassen  werden  müssen. 


waren  genaa  so  vorhanden  wie  für  die  erste  Serie.  Da  musste  das  Misstrauen 
steigen ,  nnd  es  ist  gestiegen  and  wir  verdanken  es  nar  unserer  Armee ,  dass  wir 
vor  grossem  Unglück  bewahrt  worden  sind." 

1)  Das  S.  93  erwähnte  Gesetz  wegen  Abkürzung  der  Minderjährigkeit  ist  eine 
Wohlthat  für  das  Volk,  aber  freilich  nicht  eben  im  Interesse  der  Bank. 

2)  Nasse,  a.  a.  O.  S.  71  sagt,  dass  die  von  mir  empfohlene  Anlage  von  Pupillen - 
geldem  in  Preussischen  Staatspapieren  schon  längst  gestattet  sei.  —  Dies  hatte  ich 
ja  gar  nicht  bestritten! 
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Die  grossen  ciyilisirten  Staaten  Europa's  beziehen  heutzutage  ihre 
Einnahmen  hauptsächlich  aus  Steuern  und  alle  anderen  Staatseinnahmen 
werden  rerhältnissmässig  immer  unbedeutender.  Denn  je  weiter  die 
Bildung  fortschreitet,  um  desto  weniger  kann  das  Einkommen  sowohl 
aus  Regalien  ab  auch  aus  Domänen  zur  Bestreitung  des  öffentlichen 
Aufwandes  hinreichen ,  daher  die  wachsende  Nothwendigkeit  der  Steuer- 
erhebung. In  den  letzten  Decennien  scheinen  übrigens  in  England  die 
Ausgaben* des  Staats  in  geringerem  Yerhältniss  als  in  Preussen  gewach- 
sen zu  sein;  auch  dürfte  die  Last  der  Steuern  dort  mehr  vermindert 
sein,  als  hier,  obgleich  hier  merkwürdigerweise  die  Einnahmen  des 
Staats,  welche  nicht  in  Steuern  bestehen,  anscheinend  eine  yerhältniss- 
massig  immer  grössere  BoUe  spielen,  als  die  Steuern.  Hierauf  habe  ich 
schon  oben  (S.  1 82.  186. 187)  hingedeutet,  will  aber  auch  noch  darauf  auf- 
merksam machen ,  dass  Ton  den  Preussischen  Beamten  die  vielen  Schü- 
ler J.  G.  Hoffmann's  (S.  15  sqq.)  immer  mehr  absterben,  wenn  auch 
noch  seine  Schriften  verdientes  Ansehen  gemessen.  Ich  glaube  dieses 
Kapitel  kaum  würdiger  schliessen  zu  können,  ab  mit  den  Worten  Hoff- 
mann's,  die  er  im  Jahre  1840  schrieb: 

„Mit  den  Fortschritten  der  Bildung  mehren  sich  die  Ansprüche  der 
Völker  an  die  Begierungen,  überall  wird  eine  höhere  Yollkommenheit 
der  Anstalten  zur  Förderung  der  Sicherheit,  Bequemlichkeit  und  An- 
nehmlichkeit des  Lebens  verlangt,  welche  nur  durch  grösseren  Auf?rand 
erreichbar  ist.  Das  Einkommen  aus  Regalien  wächst  jedenfaUs  nicht 
gleichmässig ;  mehrt  es  sich  auch  mit  dem  Steigen  des  Wohlstandes,  des 
Gewerbfleisses  und  der  Bevölkerung,  so  vermindert  es  sich  dagegen 
durch  das  Bestreben  der  Begierungen,  den  Gebrauch  der  Öffentlichen 
Anstalten  fortwährend  wirksamer,  bequemer  und  wohlfeiler  zu  machen. 
Einer  Yermehrung  des  Einkommens  aus  Domänen  stehen  nicht  minder 
Betrachtungen  entgegen ,  welche  mit  der  fortschreitenden  Entwickelung 
der  Staaten  überzeugender  und  eindringlicher  hervortreten.  Je  mehr 
die  Begierungen  ihren  Beruf  anerkennen,  in  reiner  ehrfurchtgebieten- 
der Hoheit,  unbe&ingen  von  jedem  Privatinteresse,  über  allen  sich  man- 
nigfaltig kreuzenden  Bichtungen  des  Bestrebens  nach  Erwerb  und  Ge- 
nuss  stehend,  und  immitten  derselben.  Jedem  das  Seine,  Allen  aber 
Becht,  Ordnung  und  den  möglichst  freien  Gebrauch  ihrer  Kräfte  zu 
schützen  und  zu  bewahren:  desto  misslicher  müssen  sie  selbst  es  fin- 
den ,  ab  Domänenbesitzer  an  dem  Streben  der  Bentenirer  nach  Genuss, 
oder  der  Gewerbtreibenden  nach  Gewinn  Theil  zu  nehmen.  Bestehen 
sie  wirklich  vermöge  der  hohen  Bildung  ihrer  Organe  die  Prüfung  glück- 
lich, welcher  sie  die  Leichtigkeit  aussetzt,  ihr  Interesse  als  Bentenirer 
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oder  Gewerbtreibende  mit  der  Macht  der  Staatsgewalt  zn  rertheidigeiiy 
80  werden  sie  doch  dem  Verdachte  einer  Parteilichkeit  für  den  Stand 
der  Kentenirer  oder  für  besondere  Klassen  der  Gewerbetreibenden  kaum 
entgehen ,  und  jeden&lls  wird  die  Besorgniss,  dass  sie  doch  endlich  ein- 
mal von  ihren  überlegenen  Kräften  Gebrauch  machen  könnten,  diejeni- 
gen in  Aufregung  und  BefEuigenheit  erholten,  welche  zugleich  ihre  Mit- 
werber und  ihre  TJntersassen  sind.  Deshalb  wächst  mit  den  Fort- 
schritten der  Bildung  ganz  besonders  derjenige  Theil  des  öffentlichen 
Aufwandes,  der  durch  Einkommen  aus  dem  Eigenthum  derBegierungen 
nicht  bestritten  werden  kann,  sondern  aus  Beiträgen  ihrer  Untergebenen 
gezahlt  werden  muss.  Biese  Beiträge  selbst  können  in  dem  Maasse  we- 
niger in  Naturalleistungen ,  das  ist  unyergiiteten  persönlichen  Diensten 
und  Lieferungen,  bestehen,  worin  die  Geldwirthschaft  an  die  Stelle  der 
Natundwirthschaft  tritt;  das  ist  auch  wieder  in  dem  Maasse,  worin  die 
Bildung  weiter  fortschreitet.  In  beiden  Beziehungen  kann  demnach 
die  Höhe  der  Steuern ,  dieser  Geldbeiträge  zur  Bestreitung  des  Öffent- 
lichen Aufwandes,  als  Anzeichen  der  Bildungsstufe  gelten,  worauf  die 
Völker  sich  erhoben  haben.  Es  ist  jedoch  hierbei  die  Gesammtheit  des 
öffentlichen  Aufwandes  zu  betrachten ,  und  nicht  allein  derjenige  Theil 
desselben ,  der  aus  den  Kassen  der  Begierungen  fliesst :  denn  bei  glei- 
chem Grade  der  Bildung  und  des  Wohlstandes  kann  der  Antheil ,  wel- 
chen die  Yerwaltungen  der  besonderen  Gemeinden  und  Korporationen 
an  dem  öffentlichen  Auf?rande  nehmen,  ein  sehr  yerschiedener  sein. 
Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Bedenken  wider  den  Bezog 
Yon  Renten  oder  Gewerbsertrag  aus  nutzbarem  Efgenthume,  die  dessen 
Gebrauch  durch  die  Staatsgewalt  entgegenstehen ,  keinesweges  in  glei- 
chem Maasse  deren  Gebrauch  durch  Kommunal -Yerwaltungen  treffen. 
Diese  Yerwaltungen,  welche  gemeinhin  aus  der  Wahl  der  Gemeinde- 
oder Korporationsmitglieder  hervorgehen,  sind  viel  zu  abhängig  Ton 
ihren  Wählern ,  als  dass  sie  den  Ertrag  des  Kommunaleigenthums  auf 
Kosten  derselben  zu  mehren  yersuchen  dürften ;  auch  sichert  gegen  ihre 
Parteilichkeit  das  Ansehen  der  Staatsgewalt,  deren  Oberau&icht  sie 
sämmtlich  unterworfen  bleiben.'' 


DRITTES  KAPITEL. 
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Die  von  der  Regierang  befohlenen  oder  geforderten  Einkünfte,  im 
Gegensatz  zu  den  yon  der  Regierang  erworbenen^  nennt  Rau  (f  1870) 
^^fi^g^^9  oder  Siaatsaußagen  f  im  Gegensatz  yon  Gemeindeaaflagen 
oder  Umlagen,  Die  Anflagen  theilt  er  in  Gebühren  and  Steuern  ^  und 
meint,  wenn  die  Gebühren  bisher  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechnet 
würden,  dies  nur  dann  zulässig  wäre,  wenn  man  unter  Auflagen  Steuern 
im  weiteren  Sinn  yerstände,  in  welchem  Fall  dann  die  Steuern  in  engerer 
Bedeutung  den  Gebühren  gegenüber  ständen.  Dem  Worte  Abgabe  legt 
er  eine  allgemeinere  Bedeutung  bei;  es  zeige  jede  dauernde  Einrichtung 
aa,  X»  B.  aus  dem  gutshenlichen  Yerbande,  oder  des  Sohnes,  der  den 
Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  gäbe  daher  Privat-  und  Staats- 
abgaben,  bedungene  und  auferlegte,  und  letztere  seien  Auflagen,  üm- 
pfenbach,  der  sich  etwas  darauf  zu  g^t  thut,  zuerst  eine  Charakteristik 
der  Gebühren  gegeben  zu  haben,  meint,  Rau  habe  den  Namen  der  Ge- 
bühren ,  ohne  jedoch  ihr  Wesen  nur  entfernt  ausreichend  erfiewst  zu  ha- 
ben; er  rechne  z.  B.  die  Einnahme,  die  der  Staat  bei  PriyaterbBchaften 
zieht,  zu  den  Gebühren,  wohin  sie  nicht  gehöre,  und  lasse  daför  wich- 
tige Gebühreneinrichtungen,  wie  Münze,  Post,  weg,  indem  er  sie  zu 
den  Regalien  schlage.  Die  Unterscheidung  Ton  Gebühren  und  Steuern 
scheint  mir  nicht  eben  von  grosser  praktischer  Bedeutung  zu  sein.  Im 
Porto  z.  B.  ist  beinahe  wohl  in  allen  Staaten  auch  eine  Steuer  enthal- 
ten, und  wenn  eine  Gemeinde,  anstatt  ihre  Strassengaserleuchtung  le- 
diglich durch  Unternehmer  besorgen  zu  lassen,  auch  für  eigene  Rech- 
nung Gas  fiibricirt  und  verkauft,  so  erhebt  sie  in  dem  Gaspreis  auch 
eine  Steuer ,  und  je  grösseren  Gewinn  sie  von  ihrer  GtasfAbrikuntemeh- 
mung  haben  will,  eine  um  desto  höhere  Steuer  muss  sie  natürlich  mit 
dem  Preise  nehmen  (vergL  S.  125).  Zwischen  Steuern  und  Abgaben 
macht  der  gewöhnliehe  Deutsche  Sprachgebrauch  in  der  That  keinen 
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Unterschied  und  man  wird  beide  "Worte  wohl  als  gleichbedeutend  an- 
sehen dürfen.  Wenn  alle  Öffentlichen  Einnahmen,  die  yon  der  E«gie- 
rung  befohlen  oder  gefordert,  und  nicht  von  ihr  erworben  werden  oder 
aus  dem  Eigenthum  des  Staates  fliessen,  Steuern  sind,  so  würden  die 
Konfiskationen  und  die  Geldstrafen  (S.  196)  auch  zu  den  Steuern  gerech- 
net werden  müssen.  Die  Auflegung  einer  Steuer,  z.  B.  einer  Grrund- 
steuer,  kann  eine  Yermögenskonfiskation  in  sich  schliessen.  Auch  kann 
eine  Steuer  so  hoch  sein,  dass  sie  wirklich  eine  Geldstrafe  wird.  Nach 
dem  Preussisch-Türkischen  Vertrage  vom  20.  März  1 862  werden,  wenn 
in  der  Türkei  die  Zollbeamten  und  die  KaufLeute  über  den  Werth  einer 
nicht  tarifirten  oder  ad  valorem  gelassenen  Waare  sich  nicht  verständi- 
gen können,  die  Zollabgaben  in  natura  entrichtet.  EinTheil  der  Waare, 
anstatt  der  Steuer,  kann  natürlich  nur  dann  gegeben  werden,  wenn 
die  Steuer  weniger  als  100  ^  vom  Werth  der  Waare  beträgt.  Beträgt 
sie  100  oder  200^,  so  ist  sie  nicht  mehr  eine  Steuer  vom  Verbrauch, 
sondern  eine  Geldstrafe  für  den  Verbrauch.  Unter  Steuern  versteht 
Hoffmann  die  Beiträge  der  Einzelnen  zur  Bestreitung  desjenigen  Theils 
des  öffentlichen  Aufwandes,  welcher  durch  Einkommen  aus  dem  Eigen- 
thum der  Regierungen  nicht  bestritten  werden  kann.  Natürlich  hat  der 
öffentliche  Aufwand  Grenzen.  „Der  Heller  muss  in  der  Hand  des  Ein- 
zelnen bleiben,  oder  zur  Verwendung  durch  öffentliche  Behörden  ein- 
gezogen werden,  je  nachdem  er  dort  oder  hier  das  Meiste  zur  Förderung 
der  Staatszwecke  beiträgt.  Allerdings  ist  der  Staat  um  des  Menschen, 
nicht  der  Mensch  um  des  Staates  willen  geschaffen ;  allerdings  ist  öffent- 
liches Wohl  nichts  anderes  als  die  Summe  des  Wohls  aller  Einzelnen ; 
aber  diese  Summe  wird  nur  dann  ein  GrÖsstes,  wenn  jedes  Privatinter- 
esse dem  richtig  erkannten  öffentlichen  untergeordnet  wird.  Es  kann 
nicht  gemeint  sein ,  den  Raub  des  Privateigenthums  unter  dem  schnö- 
den Verwände  des  Staatsbedarfs  anzupreisen;  aber  der  heuchlerischen 
Selbstsucht  ist  ergreifend  vorzuhalten,  dass  der  Grund,  welcher  AUe 
bewegt,  das  Eigenthum  des  Einzelnen  zu  schützen,  nur  in  dem  allge- 
meinen Interesse  Hegt,  dass  AUes,  was  durch  menschliche  Eraft  und 
Einsicht  nutzbar  gemacht  werden  kann,  auch  wirklich  möglichst  be- 
nutzt werde." 

Die  Grundregeln  der  Besteuerung  y  welche  schon  Ad.  Smith  aufge- 
stellt hat  und  welche  Mill  —  dem  überhaupt  in  diesem  Kapitel  im  We- 
sentlichen zu  folgen  mir  unbedenklich  scheint  —  als  klassisch  be- 
zeichnet, sind  folgende: 

1)  Die  Unterthanen  müssen  zur  Unterstützung  der  Begierung  so 
genau  als  möglich  nach  dem  Verhältniss  ihrer  Fähigkeit  beitragen,  d.  h. 
nach  Maassgabe  der  Einkünfte,  welche  ein  jeder  unter  dem  Schutze 
des  Staats  geniesst.     Je  mehr  diese  Grundregel  befolgt  oder  vemach- 
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läsaigi  wild,  um  desto  gleichmässiger  oder  ungleichmäflsiger  ist  die  Be^ 
Steuerung. 

2)  Die  Steuer,  welche  jeder  Einzelne  zu  zahlen  hat,  muss  fest  be- 
stimmt, und  also  nicht  willkürlich  sein.  Die  Zahlungszeit,  die  Zah- 
lungsart, die  Summe,  welche  zu  zahlen  ist,  müssen  dem  Steuerpflich- 
tigen selbst,  so  wie  auch  jedem  Andern  klar  und  deutlich  sein.  Wo 
dies  nicht  der  Fall  ist,  da  steht  jeder  mehr  oder  weniger  in  der  Gewalt 
der  Steuererheber,  die,  wenn  sie  ihm  nicht  günstig  sind,  ihn  stärker 
belasten,  oder  durch  Drohung  damit  ihm  Geschenke  oder  sonstige  Neben- 
gefalle abpressen  können.  Die  Unbestimmtheit  in  der  Besteuerung  be- 
fördert die  Bestechlichkeit  und  Unverschämtheit  einer  Klasse  von  Per- 
sonen, die  doch  niemals  populär  sind.  Dass  jeder  genau  weiss,  was  er 
zu  bezahlen  hat,  ist  im  Steuerwesen  so  wichtig,  dass  selbst  eine  ziem- 
liche Ungleichmässigkeit  lange  nicht  so  schlimm  ist,  als  ein  sehr  ge- 
ringer Grad  yon  Unbestimjntheit. 

3)  Jede  Steuer  muss  zu  der  Zeit  und  in  der  Weise  erhoben  werden, 
wann  und  wie  es  dem  Steuerpflichtigen  wahrscheinlich  am  leichtesten 
fällt,  sie  zu  bezahlen.  Grundsteuern  z.  B.  müssen  wo  möglich  zu  einer 
Zeit  fallig  werden,  wo  der  Steuerpflichtige  yoraussichÜich  Einnahmen 
Yon  seinem  Grundbesitz  hat.  Es  kann  unter  Umständen  auch  rathsam 
sein,  die  Steuer  lieber  yierteljahrlich  oder  alle  Monate  in  kleinen  Be- 
trägen, als  in  Einer  Summe  für  das  ganze  Jahr  einzuziehen.  Eine  Vor- 
ausbezahlung der  Steuer  unter  Abzug  eines  Diskonto's ,  so  wir  unter 
Umständen  auch  eine  Stundung  der  Steuer  gegen  Sicherstellung  und  Zah- 
lung von  nicht  ganz  niedrigen  Yerzugszinsen,  sollte  zulässig  sein,  da 
dergleichen  für  die  Staatskasse  in  der  Eegel  unschädlich,  für  den  Steuer- 
pflichtigen zuweilen  aber  eine  Erleichterung  ist  ^).  Yerbrauchssteuern 
von  Luxusartikeln  werden  am  Ende  Ton  dem  Verbraucher  und  zwar 


1)  In  Preussen  ist  eine  Vonasbezahlang  der  Klassen-  nnd  der  Einkommen- 
steuer zwar  zalfissig,  jedoch  gewiss  sehr  selten,  da  der  Zahler  dadurch  nichts  er- 
si>art.  Wenn  man  bei  Vorausbezahlung  der  Klassensteuer  jährlich  6|  %  oder  auf 
jeden  Thaler  2  Sgr.  in  Abzug  bringen  könnte,  so  würde  die  Vorausbezahlung  all- 
mälig  ziemlich  allgemein  üblich  werden.  Wer ,  anstatt  monatlich  2  Thlr.  zu  zah- 
len, im  Januar  22  Thlr.  12  Sgr.  vorauszahlt,  sparte  jfihrlich  1  Thlr.  18  Sgr. ,  und 
wer,  anstatt  1  Sgr.  3  Pf.  monatlich  zu  zahlen,  im  Januar  14  Sgr.  vorauszahlt, 
sparte  doch  1  Sgr.  jährlich.  Bei  einer  solchen  Einrichtung  würde  die  Regierung 
anscheinend  zwar  weniger  einnehmen ,  aber  sie  könnte  für  Erhebungskosten  weniger 
ausgeben  und  würde  weniger  Steuerausf&lle  erleiden.  Bei  der  Vorausbezahlung  der 
Einkommensteuer  würde  ein  Abzug  von  5f  genügen.  Diejenigen,  welche  ihre 
Steuern  nicht  rechtzeitig  berichtigt  haben,  müssten  aber  davon,  mögen  sie  Stundung 
nachgesucht  und  gegen  Sicherstellung  erhalten  haben,  oder  nicht,  bis  zum  Zah- 
Inngstage  Zinsen  zahlen  und  zwar  erheblich  höhere ,  als  der  jeweilige  Wechsel- 
diskont an  ihrem  Wohnorte  beträgt.  Die  Steuerstundungen  beliefen  sich  1866 
(S.  180)  auf  beinahe  14  MiUionen. 
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meistens  auf  eine  ihm  ganz  bequeme  Weise  bezahlt;  er  entrichtet  sie 
immer  in  geringen  Beträgen,  so  oft  er  Anlass  findet,  diese  Waaren  zu 
kaufen.  Da  es  überdies  yon  ihm  abhängt,  ob  er  sie  überhaupt  kaufen 
will,  oder  nioht,  so  ist  es  seine  eigene  Schuld,  wenn  ihm  die  Entrich- 
tung solcher  Steuern  jemals  sehr  lästig  werden  sollte. 

4)  Eine  jede  Steuer  muss  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  aus  der 
Tasche  desTJnterthans  sowenig  als  möglich  über  die  Summe  hinaus,  wel- 
che sie  der  Staatskasse  einbringt,  nimmt,  oder  derselben  dauernd  entzieht. 
Hiergegen  kann  eine  Steuer  in  mehrfacher  Weise  yerstossen ,  nämlich : 
a)  die  Erhebung  kann  ein  grosses  Beamtenpersonal  erfordern,  dessen  Un- 
terhaltung und  Bezahlung  einen  grossen  Theil  des  Ertrages  der  Steuern 
absorbirt;  b)  durch  die  Steuer  kann  ein  Theil  der  Arbeit  und  des  Ka- 
pitals des  Gemeinwesens  Ton  einer  produktiven  Anwendung  zu  einer 
minder  ergiebigen  gelenkt  werden;  c)  sie  kann  so* angelegt  sein,  dass 
die  Steuerpflichtigen  yielfach  in  Versuchung  fallen ,  sie  zu  umgehen  und 
dann  können  die  Konfiskationen  und  Strafen ,  welche  die  beim  Schmug- 
geln Ertappten  treffen ,  diese  am  Ende  zu  Grunde  richten ;  und  dann 
geht  auch  der  Nutzen,  den  das  Publikum  auB  der  Anwendung  ihres 
E!apitals  hatte,  yerloren.  Eine  Steuer,  welche  eine  grosse  Yersuchung 
zum  Schmuggeln  bietet,  ist  nicht  yemünftig  angelegt.  Endlich  d)  kann 
eine  Steuer  den  üntherthanen  durch  häufiges  Yisitiren  und  gehässige 
Kontrolirungen  Ton  Seiten  der  Steuerbeamten  vielen  Aerger,  Mühe  und 
Bedrückung  verursachen,  und  die  Begierung  dadurch  unpopulär  und 
verhasst  machen.  Beschränkende  Anordnungen  und  Kontrolvorschiiften 
zur  Sicherung  der  Steuererhebung  sind  übrigens  nicht  allein  lästig  und 
kostspielig,  sondern  legen  auch  oft  der  Yervollkommnung  der  Fabrika- 
tionsmethode unübersteighohe  Hindemisse  in  den  Weg. 

Die  drei  letzten  dieser  Grundregeln  sind  bei  den  einzelnen  Steuern 
näher  zu  betrachten.  Die  erste,  Gleickmässigkeit  der  Besteuerung ^  wird 
indess  öfters  missverstanden  und  erfordert  hier  noch  eine  Erläuterung. 

Gleichmässigkeit  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  muBS  die  Regel  bil- 
den, weil  dieselbe  in  allen  Angelegenheiten  der  Begierung  herrschen 
muss.  So  wie  die  Begierung  bei  den  Ansprüchen,  welche  die  verschie- 
denen Personen  und  Klassen  an  sie  richten,  keine  bevorzugen  oder 
zurücksetzen  soll,  so  sollten  auch  die  Opfer,  welche  sie  von  ihnen  ver- 
langt, Alle  möglichst  gleichmässig  treffen,  und  das  wäre  denn  zugleich 
die  Weise,  wie  der  Gesammtheit  am  wenigsten  aufgebürdet  wird.  Trägt 
nämlich  einer  weniger  als  seinen  billigen  Antheil  an  der  gemeinsamen 
Last,  so  muss  ein  anderer  dafür  mehr  als  den  ihm  nach  Billigkeit  zu- 
kommenden  Antheil  auf  sich  nehmen;  und  die  Erleichterung  des  erste- 
ren  ist  unter  sonst  gleichen  Umständen  für  diesen  nicht  so  viel  werth, 
als  die  vermehrte  Belastung  für  den  andern  ein  TJebel  ist.     Gleichmäs* 
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sigkeit  der  Besteuenmg  bedeutet  daher  so  yiel  wie  Gieichmässigkeit  des 
Opfers;  der  Beitrag  jedes  Einzelnen  zu  dem  öffentlichen  Aufwände  soll 
so  bestimmt  werden,  dass  er  durch  seinen  Antheil  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  belastet  wird,  ab  alle  anderen  durch  den  ihrigen.  Wenn  dies 
auch  nicht  ganz  zu  erreichen  sein  wird,  so  muss  doch  möglichst  dahin 
gestrebt  werden.  Man  behauptet  wohl,  die  von  Jedem  gezahlte  Steuer 
sei  ein  Aequiyalent  für  einen  Werth,  den  Jeder  in  der  Porm  eines  ihm 
von  der  Eegierung  geleisteten  Dienstes  empfange.  Wer  doppelt  so  yiel 
zu  beschützendes  Eigenthum  habe  als  ein  anderer,  empfange  Ton  dem 
Staat  auch  doppelt  so  yiel  Schutz  und  müsse  also  doppelt  so  yiel  an 
Steuern  bezahlen.  Da  nun  die  Person  so  gut  wie  das  Eigenthum  Schutz 
bedürfe,  so  müsste  dafür  jeder  eine  bestimmte  Kopfsteuer  zahlen,  und 
ausserdem  noch  nach  Maassgabe  der  Grösse  seines  Eigenthums  steuern. 
Indessen  ist  der  Zweck  des  Staats  und  die  Bestimmung  der  Eegierung 
nicht  gerade  darauf  beschränkt,  Schutz  der  Person  und  des  Eigenthums 
zu  gewähren.  Ihre  Aufgaben  sind  umfassender,  aber  in  Zahlen  nicht 
so  bestimmbar,  um  danach  die  Steuern  abzumessen.  Man  kann  nicht 
sagen,  dass  wer  im  Besitz  von  lOmal  so  yiel  Eigenthum  ist,  nun  auch 
lOmal  so  yiel  Schutz  oder  Wirksamkeit  der  Begierung  nöthig  hat. 
Wollte  man  den  Werth  des  Staatsschutzes  schätzen,  so  könnte  man  eher 
sagen,  je  weniger  Eigenthum  Jemand  hat,  um  desto  mehr  ist  der  Schutz 
dieses  Eigenthums  für  ihn  werth  und  er  könnte  dafür  yerhältnissmässig 
mehr  Opfer  bringen,  müsste  also  yerhältnissmässig  am  meisten  Steuern 
zahlen.  Die  Eegierung  ist  indessen  eine  Angelegenheit,  die  AUe  in  so 
hohem  Maasse  angeht,  dass  es  eigentlich  unnütz  ist,  bestimmen  zu  woU 
len,  wer  das  meiste  Interesse  daran  hat.  Sollten  einzelne  Elassen  so 
wenig  Yortheil  yon  dem  Staate  haben ,  dass  diese  Frage  sich  überhaupt 
aufdrängen  kann,  so  muss  doch  wohl  der  Schaden  anderswo  liegen,  als 
in  der  Besteuerung ;  und  dann  muss  man  yor  allem  dieses  üebel  zu  hei- 
len, und  nicht  darin  einen  Yorwand  zu  einer  Steuerermässigung  suchen. 
Wie  bei  einer  freiwilligen  Sammlung  für  einen  Zweck,  bei  dem  alle  in- 
teressirt  sind,  alle  ihre  Schuldigkeit  gethan  haben,  wenn  jeder  nach 
seinen  Kräften  beiträgt,  d.  h.  für  die  gemeinsame  Angelegenheit  ein 
gleiches  Opfer  bringt,  so  sollte  dieser  Grundsatz  auch  bei  den  erzwun- 
genen Beiträgen  gelten,  ohne  dass  man  für  diesen  Grundsatz  einen  wei- 
teren und  tieferen  Grund  zu  suchen  braucht. 

Kommt  nun  die  Grundregel,  dass  ein  gleiches  Opfer  yon  allen  yer- 
langt  werden  muss,  dann  wirklich  zur  Anwendung,  wenn  jeder  dieselbe 
Quote  seiner  pekuniären  Mittel  beisteuert  ?  Diese  Frage  wird  yiel&ch 
yemeint,  weil  es  schwerer  Mle,  yon  einem  kleinen  Einkommen  -j^,  als 
yon  einem  yiel  grösseren  Einkommen  dieselbe  Quote  abzugeben.  Hier- 
auf gründet  sich  denn   der  Yorschlag  einer  sogenannten  progressiven 
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Steuer^    d.  h.  einer  solchen,   bei  welcher  die  Quote  mit  der  Höhe  des 
Einkommens  steigt  ^).    Wenn  man  Jemandem,  der  10,000  Thlr.  Einkom- 
men hat,  davon  10  ^  oder  1000  Thlr.  nimmt^  so  entzieht  man  ihm  eigent- 
lich wohl  noch  nichts,  was  wirklich  zum  Unterhalt  und  zur  Bequemlich- 
keit des  Lebens  gehört.     Wer  aber  nur  200  Thlr.  Einkommen  hat  und 
davon  10^  oder  20  Thlr.  abgeben  muss,   hat  ganz  gewiss  ein  Opfer  za 
bringen,   was  ihm  sehr  viel  schwerer  sein  wird.     Ein  billiges  und  ge- 
rechtes Mittel  zur  Ausgleichung  dieser  ungleichen  Last  wäre ,  ein  Mini- 
mum von  Einkommen  steuerfrei  zu  lassen  und  die  Steuer  nur  von  dem 
Mehrbetrag  zu  erheben.     Ware  ein  Jahreseinkommen  von  durchschnitt- 
lich z.  B.  200  Thlr.  ausreichend,  um  einer  Arbeiteifamilie  gesunden  Un- 
terhalt zu  gewähren  und  sie  gegen  leibliches  Elend  zu  schützen,   ohne 
ihr  jedoch  überflüssige  Genüsse  zu  gestatten ,   so  müsste  dies  als  Mini- 
mum gelten,   welches  steuerfrei  bliebe,   wogegen  die  Steuer  von  dem 
Mehrbetrage  zu  erheben  wäre.     Bei  einer  Steuer  von  10^  müsste  also, 
wer  250  Thlr.  Einkommen  hat,  5  Thlr.,  und  wer  1000  Thlr.  Einkommen 
hat,  80  Thlr.  Steuer  geben.    Jeder  würde  dann  nicht  von  seinem  ganzen, 
sondern  nur  von  seinem- nicht  unentbehrlichen  Einkommen  10-^  steuern. 
Ein  Einkommen  von  weniger  als  200  Thlr.  mtLsste  danach  gar  nicht,  weder 
direkt,    noch  durch  Yerbrauchssteuem  belastet  werden;    denn  wenn  es 
als  das  geringste  Einkommen  angenommen  wird,  mit  dem  eine  Arbeiter- 
familie auskommen  kann ,    so  sollte  der  Staat  es  nicht  noch  verkleinern. 
Solche  Anordnung  würde  auch  die  Beibehaltung  oder  Einführung  von 
Yerbrauchsabgaben  von  Luzusgegenständen  rechtfertigen.     Denn  wenn 
das   zum  Lebensunterhalt  nothwendige  Einkommen   steuerfrei  bleiben 
soll,   so  muss  es  auch  wirklich  zu  diesem  Zwecke  verausgabt  werden. 
Wenn  es  der  Arme  theilweise  zu  entbehrlichen  Ausgaben  verwendet,  so 


1)  Als  Bebpiel  einer  ProgressiTsteuer  kann  die  PreussiBche  Eisenbahosteuer 
(S.  252)  angefQhrt  werden.  Steuern,  die  beinahe  umgekehrte  Progressivstenem  sind, 
hat  es  schon  früher  gegeben  und  giebt  es  noch.  Dahin  gehören  Verbrauchssteaem 
Ton  Brod,  Fleisch,  Salz,  Brennmaterialien.  Zu  Steuern  solcher  Art  trftgt  ein  Tage- 
arbeiter verhSltnissinSsBig  sehr  viel  mehr  bei  als  ein  Millionftr.  Nach  dem  schon 
(8.  160)  gedachten  Gesetze  vom  10.  Mai  1861  sind  in  Prenssen  auch  die  Ge* 
richtskosten  in  vielen  FfiUen  umgekehrte  Progressivsteuern.  Engel  (Zeitschr.  des 
K.  P.  Statist.  Bur.  1861  S.  45.  47)  macht  darauf  aufmerksam,  dass  die  Kosten  der 
Hypothekenbestellung  sich  belaufen  bei  einer  Schuld  von  50  Thlr.  auf  mehr  als  5  J, 
von  100  Thlr.  auf  beinahe  5  f ,  von  1000  Thlr.  auf  wenig  ttber  l^f,  von  5000  Thlr. 
auf  etwas  Aber  i%  und  von  mehr  als  10,000  Thlr.  nur  auf  etwas  Ober  ^f. 
Die  Kosten  der  blossen  üebertragnng  einer  Hypothekenfordemng  belaufen  sieh  bei 
einer  Forderung  von  50  Thlr.  auf  etwa  3|  %,  von  100  Thlr.  auf  3  %y  von  1000  Thlr. 
auf  1  J,  von  5000  Thlr.  auf  ^f ,  von  10,000  Thlr.  auf  nur  J  J.  Von  welcher  Be- 
deutung diese  Verhältnisse  sind ,  ergiebt  sich ,  wenn  man  bedenkt ,  dass  der  Werth 
des  Orundbesitzes  im  Preussischen  Staat  auf  6318  Millionen  und  seine  Verschuldung 
auf  2500  Millionen  Thaler  geschätzt  wird. 
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kann  und  muBs  er  auch  gleich  allen  Anderen  in  Bezog  auf  Luxusausga- 
ben Beinen  Beitrag  zu  den  StaatsbedürfhiBsen  entrichten.  Die  Steuer« 
befreiung  zu  Gunsten  eines  geringeren  Einkommens  sollte  nicht  weiter 
ausgedehnt  werden,  als  das  Bedürfhiss  wirklich  erfordert.  Wenn  zur 
Erhaltung  des  Lebens  und  der  Gesundheit  so  wie  zur  Befreiung  von 
leiblichem  Ungemach  in  einem  Lande  jährlich  200  Thlr.  im  Durchschnitt 
eben  ausreichen,  so  erhält,  bei  einer  Steuerbefreiung  für  200  Thlr.,  ein 
Einkommen  Ton  300  Thlr.  ganz  ebensoyiel  Erleichterung,  als  es  im 
Yergleioh  mit  einem  Einkommen  von  3000  Thlr.  irgend  beanspruchen 
kann.  Wenn  man  es  etwa  för  weniger  drückend  hält,  bei  30,000  Thlr. 
Einkommen  von  29,800  Thlr.  10^  abzugeben,  als  bei  3000  Thlr.  Ein- 
kommen Ton  2809  Thlr.  ebenÜEÜls  10^,  so  lässt  sich  doch  auf  solche 
Unterscheidung  eine  praktisch  ausführbare  Eegel  für  die  Besteuerung 
nicht  gründen.  Es  scheint  yielmehr  ausreichend,  dass  derjenige  Betrag 
des  Einkommens,  welcher  als  luaentbehrlich  anzusehen  ist,  steuerfrei 
bleibt,  und  dabei  scheint  es  durchaus  recht  und  billig,  yon  allen  Perso- 
nen, wie  auch  ihre  Yermögensumstände  sein  mögen,  die  nämliche  arith- 
methische  Proportion  ihres  überflüssigen  Einkommens,  als  Steuer  zu 
nehmen.  Dies  führt  zur  Verwerfung  der  Progressiysteuern,  wenigstens 
im  Allgemeinen,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen.  Wenn  man  Perso- 
nen mit  grossem  und  namentlich  mit  sehr  grossem  Einkommen  mit  einem 
höheren  Procentsatz  belegen  wollte,  als  Personen  mit  einem  geringeren 
Einkommen  —  welches  nicht  ein  zum  Leben  unentbehrliches  Einkom- 
men ist,  —  so  wäre  dies  eigentlich  nichts  Anderes,  als  die  Erwerbthä- 
tigkeit  und  Sparsamkeit  besonders  zu  besteuern,  und  den  Eleissigen 
deshalb  mit  einer  Strafe  zu  belegen,  weil  er  mehr  gearbeitet  und  gespart 
hat,  als  Andere.  Es  wäre  eine  parteiische  Besteuenmg ,  die  sich  einer 
Beraubung  nähern  würde.  Dem  ehrlichen  Erwerb,  selbst  des  grössten 
Yermögens,  darf  keine  Erschwerung  bereitet  werden.  Um  aber  der 
Ansammlung  sehr  grossen  Yermögens  in  Händen  solcher ,  die^  es  nicht 
durch  eigene  Anstrengungen  erworben  haben,  entgegenzuwirken,  kann 
68  gerathen  sein,  eine  Grenze  für  das,  was  Jemand  durch  Schenkung, 
YermächtnisB  oder  Erbschaft  erwirbt,  aufzustellen.  Erbschaften  und 
Yermächtnisse,  welche  einen  gewissen  Betrag  überschreiten,  sind  daher 
sehr  geeignete  Gegenstände  der  Besteuerung;  und  der  Staat  sollte  daraus 
eine  so  grosse  Einnahme  ziehen,  als  nur  möglich  wäre,  ohne  sich  da- 
durch gar  zu  sehr  Umgehungen  durch  Schenkung  unter  Lebenden  oder 
Yerheimlichungen  auszusetzen.  Bei  Erbschafts-  und  Yermächtnisssteuem 
erscheint  der  Grundsatz  einer  progressiyen  Steuer  daher  nicht  verwerf- 
lich. Eine  irgend  erhebliche  Besteuerung  yon  Erbschaften  und  Yer- 
mächtnissen  würde  es  nöthig  machen ,  dass  auch  Schenkungen  besteuert 
werden ,   etwa  in  der  Weise ,  dass ,  wenn  der  Erbe  oder  Legatar  seinen 
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Anfall  nach  dem  höolisten  Steuersatz  mit  10  ^  yersteaem  müsste,  der 
Donatar  ebenMLs  10^  Steuern  zahlen  müsste,  in  so  fem  nämlich  die 
Summe  der  Beträge  und  Werthe ,  welche  er  Ton  demselben  Donator  im 
Laufe  einer  bestimmten  Zeit,  z.B.  eines  Jahres,  erhalten  hat,  ein  ge- 
wisses, massiges,  Minimum  erreicht.  Auch  bei  Luxussteuem  erscheiiit 
der  Grundsatz  der  progressiyen  Besteuerung  gerechtfertigt,  soweit  er 
sich  praktisch  anwenden  lässt. 

Was  gegen  eine  Frogressivsteuer  einzuwenden  ist,  wäre  in  noch 
höherem  Grade  gegen  eine  ausschUessUehe  Besteuerung  des  YermÖgens 
einzuwenden,  welches  der  Eigenthümer  nicht  als  Ejtpital  im  Geschäft 
anwendet,  wie  Grundstücke,  öfPentliche  Fonds,  Hypotheken,  Aktien. 
Für  solchen  Vorschlag  —  welcher  dem  Yorschlage,  die  öfPentliche 
Schuld  zu  annulliren,  ähnlich  wäre  —  lässt  sich  nicht  anfuhren,  was 
für  eine  Frogressiysteuer  angeführt  wird,  dass  man  nämlich  die  Last 
denen  auflegen  müsse,  welche  am  Besten  im  Stande  seien,  sie  zu  tragen; 
denn  solches  Yermögen  begreift  auch  fewt  alles  dasjenige  in  sich,  was 
zur  Versorgung  von  Arbeits*  und  Erwerbsun&higen,  Waisen  und  Alten^ 
bestimmt  ist,  und  was  oft  aus  sehr  kleinen  Beträgen  besteht.  Und  die 
Last,  welche  so  ausschliesslich  den  Eigenthümem  eines  kleineren  Theils 
des  Volksyermögens  aufgebürdet  werden  soll,  würde  nicht  einmal  diese 
Klasse  för  alle  künftigen  Generationen  treffen,  sondern  ganz  ausschüesa- 
lieh  auf  die  Lidiyiduen  fallen,  welche  zur  Zeit  der  Auflegung  der  Steuer 
grade  diese  Klasse  ausmachen.  Da  das  Grundeigenthum  und  diese  beson- 
deren Arten  Ton  Vermögen  in  Folge  der  Steuer  einen  geringeren  Ertrag 
geben  würden ,  im  Vergleiche  mit  dem  allgemeinen  Zinsfuss  und  dem 
Gewinne  aus  Gewerben,  so  würde  sich  das  Gleichgewicht  durch  eine 
dauernde  Werthyerminderung  dieser  Arten  von  Eigenthum  wieder  her- 
stellen müssen.  Künftige  Käufer  würden  im  Verhältniss  der  aufgeleg- 
ten Steuer  niedrigere  Preise  dafür  zahlen  und  so  der  Steuer  entgehen, 
während  die  ursprünglichen  Besitzer  belastet  bleiben  würden,  selbst 
wenn  sie  verkauft  hätten ;  denn  sie  würden  einen  im  Verhältniss  der 
Steuer  geringeren  Kaufpreis  erhalten  haben.  Die  Auflegung  einer  sol- 
chen Steuer  wäre  daher  wie  eine  Konfiskation,  zu  Gunsten  des  Staats, 
Ton  einer  Quote  ihres  Eigenthums,  welche  der  ihrem  Einkommen 
auferlegten  Steuerquote  entspräche. 

Wenn  alle  Arten  von  Einkommen  mit  demselben  Steuersatz  belegt 
werden,  so  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass  die  Ghnindregel,  wonach  die 
Besteuerung  im  Verhältniss  der  Fähigkeit  geschehen  soll,  arithmetisch 
verletzt  wird.  Wer  von  einem  seitufeiligen  Einkommen  weniger  zu  steuern 
verlangt,  als  von  einem  dauernden  ^  kann  auf  die  Erwiederung  gefasst 
sein,  dass  ein  Einkommen,  welches  nur  zehn  Jahre  dauert,  auch  nur 
zehn  Jahre  die  Steuer  zahlt ,   während  das  immerwahrende  Einkommen 
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die  Steuer  immerwährend  zu.  zahlen  hat.  Indessen  ist  doch  der,  welcher 
in  aller  Masse  eine  immerwährende  Bente  aus  Grundbesitz  oder  Staats* 
fonds  bezieht y  besser  daran,  als  ein  anderer,  der  sich  sein  Einkommen 
erarbeiten  muss,  sei  es  nun  durch  ein  Gewerbe  oder  ein  Amt.  —  Daher 
sollte  auch  nach  dem  Entwurf  des  Preussischen  Einkommensteuergesetzes 
von  1847  fimdirtes  Einkommen  3  ^^  unfundirtes  dagegen  nur  2^  Steuer 
zahlen;  und  nach  dem  Preussischen  Stempelg^setz  yom  7. März  1822 
wird  der  Werth  eines  stempelpflichtigen  Gegenstandes  so  ermittelt,  dass 
von  immerwährenden  Nutzungen  der  20 fache  Jahresbetrag,  yon  einer 
Leibrente  oder  einem  Niessbrauchsrecht  auf  Lebens  -  oder  eine  andere 
unbestimmte  Zeit  dagegen  der  12-)^  fache  Jahresbetrag  als  Slapitalwerth 
angenommen  wird.  —  Wenn  man  nun,  wie  oft  geschieht,  behauptet, 
dass  das  Einkommen  nicht  nach  Yerhaltniss  seines  jährlichen  Betrages, 
sondern  nach  Yerhaltniss  seines  Kapitalwerthes  besteuert  werden  mü^se, 
so  wird  eigentlich  das  Einkommen  mit  einem  andern  Maassstab  bemes- 
sen, als  die  Steuerzahlung;  kapitalisirt  man  das  Einkommen,  so  müsste 
man  auch  die  Steuerzahlung  kapitalisiren.  Wenn  eine  immerwährende 
Bente  von  100  Thlr.  jährlich,  die  jährlich  10  Thlr.  steuert,  einen  Elapi- 
talwerth  von  3000  Thlr. ,  und  eine  lebenslängliche  jährliche  Bente  yon 
100  Thlr.  einen  £apitalwerth  yon  1500  Thlr.  hätte,  so  meint  man,  dass 
letztere  nur  5  Thlr.  Steuer  zahlen  dürfe.  Dabei  wird  jedoch  übersehen, 
dass  die  Bente  yon  3000  Thlr.  Eapitalwerth  zur  Einkommensteuer  Jahr 
für  Jahr  immerfort  10  Thlr.  zahlte  was  nach  derselben  Berechnung  einem 
Kapital  yon  360  Thlr.  gleichkommt,  während  die  zeitweilige  Bente  eben- 
Mls  jährlich  10  Thlr.,  aber  nur  auf  die  Lebenszeit  des  Lihabers  zahlt, 
was  nach  obiger  Berechnung  einem  Eapitalwerth  yon  1 50  Thlr.  entspricht. 
Es  zahlt  also  ein  Einkommen ,  das  nur  halb  so  yiel  werth  ist ,  schon 
jetzt  nur  halb  so  yiel  Steuer;  woUte  man  nun  obendrein  seine  jährliche 
Quote  yon  10  Thlr.  auf  5  Thlr.  heruntersetzen,  so  würde  es  nicht  die 
Hälfte,  sondern  nur  ein  Yiertel  yon  dem  zahlen,  was  das  immerwährende 
Einkommen  zu  zahlen  hat.  TJm  es  gerecht  erscheinen  zu  lassen,  dass 
das  eine  Einkommen  jährlich  nur  halb  so  yiel  zahlt  als  das  andere, 
müsste  es  diese  Hälfte  für  denselben  Zeitraum  entrichten,  nämlich  für 
immer.  Hiemach  scheinen  alle  Yersuche,  einen  Ajispruch  zu  Gunsten 
zeitweiligen  Einkommens  arithmetisch  zu  begründen,  yergeblich  zu  sein, 
da  auf  Zahlen  ein  solches  sich  nicht  begründen  lässt.  Lidessen ,  trotz 
der  nominellen  Gleichheit  des  Einkommens,  kann  der  Lihaber  einer 
Zeitrente  yon  jährlich  1000  Thlr.  dayon  nicht  so  leicht  100  Thlr.  an 
Steuer  abgeben,  als  der  Inhaber  einer  ewigen  Bente  yon  jährlich 
1000  Thlr.  dies  kann.  Will  ersterer  für  sein  Alter  und  für  seine  Kinder 
sorgen ,  so  muss  er  yon  seiner  jährlichen  Einnahme  etwas  zurücklegen 
und  sparen.     Das  Princip  der  gleichmässigen  Besteuerung  —  was  nach 
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seinem  wahren  Sinn  nur  Oleichmässigkeit  des  Opfers  bedeuten  kann  — 
verlangt  also,  dass  dem,  welcher  für  sein  Alter  und  seine  Angehörigen 
nur  durch  Ersparniss  yon  seinem  Einkommen  sorgen  kann,  die  Steuer 
für  den  Theil  seines  Einkommens,  welchen  er  wirklich  zu  diesem  Zweck 
verwendet,  erlassen  wird.  Es  müsste  wenigstens  nach  Eecht  und  Bil- 
ligkeit bei  Anlegung  der  Steuer  berücksichtigt  werden,  was  hiernach  die 
verschiedenen  Klassen  der  Steuerpflichtigen  vernünftigerweise  ersparen 
sollten.  Dass  dies  praktisch  nicht  ohne  Schwierigkeit  ist,  muss  zuge- 
geben werden.  Man  wird  sich  mit  einer  ziemlich  allgemeinen  Kegel 
begnügen  müssen  und  verschiedene  Steuersätze  anzunehmen  haben ,  für 
immerwährendes  und  für  zeitweiliges  Einkommen.  Dabei  wird  Will- 
kür nicht  ganz  zu  vermeiden  sein,  da  den  individuellen  Verschieden- 
heiten nicht  Eechnung  getragen  werden  kann.  Vielleicht  könnte  man 
eii^ Viertel  zu  Gunsten  lebenslänglichen  Einkommens  abziehen,  worin 
dann  liegen  würde,  dass  ein  Viertel  der  lebenslänglichen  Jahreseinnahme 
etwa  ein  passendes  Verhältniss  wäre  für  d^s,  was  man  zum  Besten  des 
Alters  und  der  Nachkommen  zurückzulegen  hätte.  Danach  würde  der, 
welcher  eine  Leibrente,  ein  Gehalt  oder  eine  Pension  von  1000  Thlr. 
bezieht,  davon  ein  Viertel  zurücklegen  und  nur  von  750  Thlr.  steuern. 
Von  dem  Eeingewinn  der  Geschäftsleute  kann  man  einen  Theil  als  Zin- 
sen für  Kapital  und  als  fortdauernd  annehmen  und  den  übrigen  Theil 
als  Vergütung  für  die  Arbeit  und  die  Geschicklichkeit  der  Geschäfto- 
leitung.  Der  TJeberschuss  über  die  Zinsen  ist  von  dem  Leben  des  Indi- 
viduams  und  selbst  von  seinem  Bleiben  im  Geschäft  abhängig  und  ist 
zum  voUen  Betrage  der  den  zeitweiligen  Einkommen  gewährten  Be- 
freiung berechtigt.  Derselbe  hat  aber  einen  gerechten  Anspruch  auf 
noch  weitere  Befireiung ,  nämlich  in  Betracht  der  Unsicherheit.  Wenn 
Inhaber  von  Leibrenten  nur  von  \  ihrer  Jahreseinnahme  steuern,  so 
scheint  es,  dass  Geschäftsleute  nur  von  einer  noch  geringeren  Quote 
von  ihrer  Jahreseinnahme,  etwa  nur  -f,  steuern  sollten.  Der  Grund- 
satz über  gleichmässige  Besteuerung  wurde  bei  vorstehenden  Beispielen 
so  aufgefsLsst,  dass  die  Menschen  nicht  im  Verhältniss  zu  dem,  was  sie 
haben,  sondern  zu  dem,  was  sie  ausgeben  können,  zu  besteuern  sind. 
Dies  Princip  lässt  sich  freilich  nicht  auf  alle  Fälle  konsequent  anwen- 
den. Wer  nur  ein  lebenslängliches  Einkommen  und  dabei  eine  prekäre 
Gesundheit  hat,  oder  von  dessen  Erwerbe  viele  Personen  abhängen, 
muss  sich,  wenn  er  für  sie  noch  nach  seinem  Tode  sorgen  will,  mehr 
einschränken  als  andere ,  die  besser  gestellt  sind.  Wenn  gleich  die  Be- 
steuerung sich  solchen  Unterschieden  nicht  genau  anpassen  kann,  so  ist 
es  doch  immer  besser,  es  geschieht  einigermaassen ,  als  wie  jetzt  gar 
nicht.  Wenn  zwei  Inhaber  von  Leibrenten  von  jährlich  1000  Thlr., 
von  denen  der  eine  60  und  der  andere  20  Jahr  alt  ist,   gleich  besteuert 
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werden,  so  erscheint  dies  hart;  noch  härter  würde  es  aber  doch  sein, 
wenn  sie  beide  so  hoch  besteuert  würden  wie  der  Inhaber  einer  ewigen 
Eente  von  gleichem  Jahresbetrage.  Will  man  übrigens  die  Begünsti- 
gnng  der  Inhaber  immerwährender  Einnahmen  abschaffen ,  so  braucht 
man  nicht  nothwendig  den  Steuersatz  für  zeitweilige  Einnahmen  her- 
unterzusetzen :  man  könnte  den  Steuersatz  für  immerwährende  Einnah- 
men erhöhen.  Dabei  würde  die  Staatskasse  nicht  einbüssen,  sondern 
gewinnen,  und  dieser  Gewinn  müsste  zur  Abscha£fung  schlechterer 
Steuern  yerwendet  werden.  Diesem  Yorschlag  Geltung  zu  verschaffen, 
sollten  nicht  bloss  die  Finanzminister,  sondern  auch  die  honorirten  Per- 
sonen, Gewerbtreibenden ,  Beamten,  Pensionärs  sich  angelegen  sein 
lassen,  wenngleich  Fondsbesitzer  und  schuldenfreie  Grundbesitzer  nicht 
einstimmig  dafür  sein  dürften. 

Wenn  es  nun  eine  Art  von  Einkommen  gäbe,  welches  die  Tendenz 
hätte,  beständig  zuzunehmen,  ohne  irgend  eine  Anstrengung  yon  Seiten 
der  Eigenthümer,  und  wenn  diese  bei  yölliger  Passivität  ihrerseits  im 
natürlichen  Lauf  der  Dinge  immer  reicher  würden,  so  würden  die 
Grundsätze,  auf  welchen  das  Priyateigenthum  beruht,  nicht  verletzt, 
wenn  der  Staat  diesen  Zuwachs  des  Reichthums  gleich  bei  seinem  Ent- 
stehen wenigstens  theilweise  für  sich  in  Anspruch  nähme.  Dadurch 
würde  eigentlich  Niemandem  etwas  genommen,  es  wäre  nur  eine  ge- 
meinnützige Verwendung  einer  lediglich  durch  die  Umstände  herbei- 
geführten Vermehrung  des  Vermögens,  die  sonst  einer  besondem  Klasse 
zufallen  würde.  Ein  solcher  Fall  findet  in  der  That  mit  der  Bodenrente 
statt.  Der  regelmässige  Fortschritt  einer  an  Reichthum  zunehmenden 
Nation  fuhrt  eine  Vermehrung  des  Einkommens  der  Grundeigenthümer 
herbei  und  erhöht  nicht  allein  den  Belauf  desselben,  sondern  giebt  ihnen 
einen  stärkeren  Antheil  im  Verhältniss  zu  dem  übrigen  Nationalvermö- 
gei^ ,  und  zwar  auch  ohne  Auslagen  oder  Bemühungen  ihrerseits.  Wie 
im  Schlaf,  ohne  besondere  Arbeit,  ohne  Eisiko,  ohne  Ersparung  werden 
sie  reicher.  Sonach  wäre  darin  nichts  Ungerechtes,  wenn  die  Gesell- 
schaft diesen  von  selbst  stattfindenden  Zuwachs  der  Bodenrente  so  hoch 
besteuern  könnte,  als  es  die  Finanzbedürfnisse  erfordern  mögen.  Frei- 
lich lässt  sich  nicht  für  jedes  einzelne  Grundstück  feststellen  und  unter- 
scheiden, in  wie  weit  seither  diese  Erhöhung  der  Bodenrente  nur  durch 
die  allgemeinen  Umstände  der  Gesellschaft  oder  auch  durch  die  Ge- 
schicklichkeit und  Auslagen  des  Eigenthümers  herbeigeführt  worden  ist. 
Aber  für  die  Zukunft  Hesse  sich,  wie  es  scheint,  geeignete  Anordnung 
treffen.  Der  gegenwärtige  Werth  alles  Bodens  müsste  geschätzt  werden 
und  von  der  Steuer  frei  bleiben.  Nach  Verlauf  einiger  Zeit,  während 
die  Bevölkerung  und  das  Kapital  des  Landes  zugenommen  haben,  könnte 
ein  allgemeiner  Ueberschlag  der  von  selbst  entstandenen  Zunahme  der 


414  DRITTES  KAPITEL.     STEUERN. 

Rente  seit  jener  frUheren  Schätzimg  yorgenommen  werden.  Einen 
Maassstab  dabei  würde  der  durchschnittliche  Preis  der  Produkte  abge- 
ben. Ist  dieser  gestiegen,  so  darf  sicher  geschlossen  werden,  dass  die 
Bente  höher  geworden  ist.  So  Hesse  sich  annähernd  schätzen,  wie  yiel 
die  Grundstücke  in  Folge  natürlicher  Ursachen  an  Werth  zugenommen 
haben;  und  wenn  man  danach  eine  allgemeine  Grundsteuer,  die  noch 
erheblich  hinter  dem  ermittelten  Betrage  zurückbliebe,  auflegte,  so  würde 
man  mit  Sicherheit  diejenige  Yermehrung  des  Einkommens  aus  Grund- 
stücken nicht  mit  tre£Pen,  welche  durch  yerbesserte  Bewirthschaftnng 
oder  Kapitalauslagen  Seitens  der  Eigenthümer  bewirkt  worden  ist  Die 
Berechtigung  des  Staats  zu  einer  solchen  Gb*undsteuerauf3egung  ist  we- 
nigstens in  den  Ländern  nicht  zu  bestreiten,  wo  die  Gbnindsteuer  seit- 
her nach  den  Bedür&issen  der  Finanzen  anerkannterweise  Erhöhungen 
und  Ermässigungen,  ohne  Rücksicht  auf  andere  Steuern,  erfiEihren  hat. 
Anders  ist  es  da,  wo  die  Grundsteuer  seither  för  unyeränderlich  erach- 
tet wurde,  oder  wo  sie  wenigstens  faktisch  seit  Menschengedenken  nicht 
yerändert  worden  ist  —  wie  in  England,  und  eigentlich  auch  in  Preus- 
sen  bis  zum  Erlass  des  Gesetzes  yom  21.  Mai  1861.  Den  hieraus  her- 
zuleitenden Ansprüchen  der  Grundeigenthümer  wird  aber  wohl  hinrei- 
chend Rechnung  getragen,  wenn  der  ganze  Zuwachs  an  Einkommen, 
der  ihnen  seit  der  letzten  Grundsteuerfestsetzung  lediglieh  durch  natür- 
liche Gesetze,  nicht  durch  Bemühung  oder  Kapitalaufwendung,  zugefal- 
len ist,  yon  irgend  einer  besondem  Steuer  yerschont  bleibt.  Von  jetzt 
ab  aber  oder  yon  irgend  einem  späteren  durch  die  Gesetzgebung  fesüsu- 
stellenden  Zeitpunkt  ab  könnte  jede  künftige  Zunahme  der  Bodenrente 
einer  besonderen  Besteuerung  unterliegen.  Jeder  Schatten  yon  Ungerech- 
tigkeit gegen  die  Grundeigenthümer  fällt  weg,  sobald  ihnen  der  gegen- 
wärtige Marktpreis  ihrer  Ländereien  gesichert  wird;  denn  dies  würde 
den  gegenwärtigen  Werth  aller  künftigen  Erwartungen  in  sich  schlies- 
sen.  Das  Kriterien  der  Besteuerung  wäre  in  einem  Steigen  der  Rente 
oder  der  Produktenpreise ,  oder  yielleicht  noch  besser  in  dem  allgemei- 
nen Steigen  des  Preises  der  Ländereien  gegeben.  Die  Steuer  dürfte 
keineswegs  einen  Betrag  erreichen,  welcher  den  Marktpreis  der  Lände- 
reien unter  die  ursprüngliche  Schätzung  reduciren  würde,  und  bis  am 
diesem  Punkte  würde  diese  Steuer,  wie  yiel  sie  auch  immer  betragen 
möge,  den  Grundeigenthümem  kein  Unrecht  thun. 

Abgesehen  dayon,  ob  man  eine  aus  natürlichen  Ursachen  ktlnftig 
erfolgende  Erhöhung  der  Bodenrente  für  besteuerungsfahig  erachtet 
oder  nicht,  sollte  man  doch  die  bestehende  Grundsteuer ^  namentlich  wenn 
sie  seit  geraumer  Zeit  unyerändert  geblieben  ist,  eigentlich  nicht  als 
eine  Steuer  ansehen,  sondern  yielmehr  als  eine  ReaUast  zu  Ghinsten  des 
Gemeinwesens  —  als  einen  Theil  der  Bodenrente,   den  sich  der  Staat 
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seit  QnTordenklicher  Zeit  yorbehalten  hat,  der  niemals  zum  Einkommea 
der  Omndeigeuthümer  gehört  hat,  und  ihnen  daher  nicht  als  Theil  der 
Steuerlast  angerechnet  werden  kann,  so  dass  sie  etwa  deshalb  verlangen 
könnten,  zn  anderen  Stenem  weniger  beizutragen.  Alle,  welche  Land 
gekauft  haben,  seitdem  die  Steuer  besteht,  kauften  es  als  dieser  Steuer 
unterworfen.  Sie  zahlten  deshalb  weniger  Eaufgeld,  eben  so  wie  Je- 
mand Land,  worauf  ein  Zehent  haftet,  wohlfeiler  kaufen  würde,  als 
wenn  es  zehentfrei  wäre.  '  Eine  solche  €hrundsteuer  kann  man  gar  nicht 
als  eine  Zahlung  betrachten,  welche  die  gegenwärtige  Generation  von 
Grundeigenthümem  trifft.  Diese  Betrachtungen  sind  auf  die  Grund- 
steuer nur  in  so  weit  anwendbar,  als  sie  eine  besondere  Steuer  ist,  und 
nicht,  wenn  sie  nnr  eine  Weise  ist,  von  den  Gbundeigenthümem  den- 
selben Beitrag  zu  den  öffentlichen  Ausgaben  zu  erheben,  der  von  anderen 
Elassen  geleistet  wird.  Wo  es  besondere  Steuern  für  andere  Arten  von 
Einkommen  giebt,  wie  z.B.  in  Frankreich  die  Mobiliar-  und  Fatent- 
Bteuer  und  wo  die  Grundsteuer  nur  ein  AequiyaLent  für  diese  ist,  da 
kann  man  nicht  behaupten,  der  Staat  habe  sich  eine  Beute  ypm  Grund- 
eigenthum  vorbehalten.  XJeberall  aber,  wo  und  soweit  das  Einkommen 
vom  Grundeigenthum  gewissermaassen  durch  Yerjahrung  einem  Abzüge 
für  die  Staatsbedürfiiisse  unterworfen  ist  über  das  Besteuerungsmaass 
für  andere  Arten  des  Einkommens  hinaus,  da  ist  dieser  TJeberschuss 
nicht  eigentlich  eine  Steuer,  sondern  ein  Antheil  am  Ghrundeigenthum, 
den  sich  der  Staat  vorbehalten  hat.  In  England  giebt  es  keine  beson- 
deren Steuern  von  anderen  Elassen,  welche  der  Gbnindsteuer  entsprechen 
oder  zu  ihrer  Ausgleichung  bestimmt  sind.  Die  Grundsteuer  ist  dort 
also  nicht  eine  Steuer,  sondern  eine  Bentenzahlung,  gleichsam  als  hätte 
der  Staat  nicht  einen  Theü  der  Bodenrente,  sondern  einen  Theil  des 
Landeigenthums  selbst  sich  vorbehalten.  Die  Steuer  ist  also  keine  Be- 
lastung des  Grundeigenthümers.  Dieser  hat  weder  ein  Recht  auf  Ent- 
schädigung dafür,  noch  einen  Anspruch,  sie  als  einen  Theil  seiner  Steuer- 
last betrachtet  zu  sehen.  Das  Fortbestehen  der  Grundsteuer  in  ihrer 
seitherigen  Weise  ist  also  auch  keine  Verletzung  des  Grundsatzes  der 
gleichmässigen  Besteuerung,  selbst  wenn  Grundsteuerexemtionen  bestän- 
den und  fortdauerten.  Diese  Bemerkungen  gelten  auch  für  die  Lokal- 
abgaben, wie  Grafschafts-  und  Kirchspielsabgaben,  die  in  England 
grösstentheils  auf  dem  Grundbesitz  haften.  So  weit  diese  Last  von 
Alters  her  besteht,  ist  sie  als  ein  veijährter,  für  das  allgemeine  Wohl 
vorbehaltener  Abzug  von  einem  Theil  der  Bodenrente  anzusehen, 
und  alle  neueren  Erhöhungen  sind  entweder  zum  Vortheil  der  Grund- 
eigenthümer  eingetreten  oder  wurden  durch  ihre  Schuld  verursacht^ 
so  dass  sie  in  beiden  Fällen  keinen  gerechten  Grund  zur  Beschwerde 
haben. 
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Ausser  den  aufgeführten  ist  bisweilen  noch  eine  weitere  Grundregel 
der  Besteuerung  aufgestellt  worden,  nämlich  dass  dieselbe  das  Einkom- 
men, und  nicht  das  Kapital  treffen  solle.  Sehr  wichtig  ist  es  freilich, 
dass  die  Steuern  nicht  in  das  I^ationalkapital  hineingreifen;  wenn  dies 
aber  geschieht,  bo  ist  es  nicht  sowohl  Folge  einer  besonderen  Art  von 
Besteuerung,  als  vielmehr  ihrer  übertriebenen  Höhe.  Eine  weit  genug 
getriebene  übermässige  Besteuerung -ist  im  Stande,  das  betriebsamste 
Gemeinwesen  zu  Grunde  zu  richten,  besonders  wenn  WiUkiirlichkeit 
damit  verbunden  ist,  so  dass  der  Steuerpflichtige  niemals  weiss,  was 
ihm  von  seinem  Erwerbe  übrig  bleiben  wird;  oder  wenn  die  Steuern  so 
angelegt  sind,  dass  sie  Erwerbthätigkeit  und  Sparsamkeit  wirklich  2u 
einem  schlechten  Geschäft  machen.  Falls  jedoch  solche  Fehler  ver- 
mieden werden,  und  die  Steuern  nicht  noch  hoher  sind,  als  in  den  jetzt 
am  höchsten  besteuerten  Landern  Europa's,  ist  wohl  nicht  zu  besorgen, 
dass  sie  dem  Lande  einen  Theil  seines  Kapitals  entziehen,  üebrigens 
liegt  es  gar  nicht  in  der  Macht  der  Staatsgewalt,  es  unbedingt  durchzu- 
setzen, dass  die  Besteuerung  ganz  auf  das  Einkommen  und  gar  nicht 
auf  das  Kapital  fallt  ^).  Keine  Steuer  giebt  es,  die  nicht  zum  Theil  aus 
dem  bezahlt  wird,  was  sonst  gespart  worden  wäre;  auch  giebt  es  keine 
Steuer,  deren  Betrag,  wenn  sie  erlassen  würde,  ganz  zu  vermehrten 
Ausgaben,  imd  nicht  wenigstens  theilweise  zur  Vermehrung  des  Kapi- 
tals benutzt  werden  würde.  Alle  Steuern  werden  daher  in  einem  ge- 
wissen Sinn  zum  Theil  dem  Kapital  entzogen  und  in  einem  armen  Lande 

1)  Krug  (Staatsökonomie  §.  148)  meinte,  dass  die  Wirkungen  einer  schon  von 
Alters  her  bestehenden  Steuer  ganz  anders  seien,  als  die  einer  neu  einzurichtenden. 
Nacli  den  schon  eine  Zeitlang  bestehenden  Steuern  hfttten  sich  alle  Verhältnisse  der 
einträglichen  und  besteuerten  Gegenstände  und  Gewerbe  so  eingerichtet,  dass  eine 
Abänderung  f  wenn  nicht  die  Steuer  in  der  Quantität  überhaupt  vermindert  wird, 
inamer  bedenklich  sein  müsse.  Bei  den  Steuern,  deren  Einfluss  auf  das  Vermögen 
der  Nation  vorübergehend  und  nicht  dauernd  sei,  würde  das  Alter  ein  wichtiger 
Grund  sein,  sie  beizubehalten ;  und  ein  Staat,  der  in  seinem  Steuersystem  oft  Neue> 
rungen  vornimmt,  würde  dem  Wohlstand  der  Nation  mehr  schaden,  wenn  er  auch 
verhältnissmässig  weniger  von  seinen  Bürgern  verlangt,  als  ein  anderer  bei  übri- 
gens gleichen  Umständen,  der  nach  einem  alten  immer  gleich  bleibenden  System 
etwas  mehr  von  seinen  Bürgern  siehe.  In  ähnlicher  Weise  sind  später  aueh  von 
Hoffmann  (Lehre  von  den  Steuern,  S.  58.  60.  69.  70.  318.  319)  und  Anderen  die 
alten  Steuern  besonders  gepriesen  worden.  So  sagt  Hoffmann,  dass  die  Gesetzge- 
bung sich  vergebens  bemühe  festzusetzen,  wer  die  Steuer  tragen  müsse;  und  femer, 
dass  in  den  meisten  Fällen,  bei  altgewohnten  Steuern  wahrscheinlich  in  allen,  gar 
nicht  allgemein  anzugeben  sei,  wer  eigentlich  eine  Steuer  trage.  —  Das  scheinen 
mir  Uebertreibungen  zu  sein,  da  man  bei  solchen  Ideen  beinahe  darauf  verzichten 
müsste,  jemals  durch  Verbesserungen  in  den  Steuereinrichtungen  das  Volk  erleich- 
tern zu  können,  was  in  England  in  den  letzten  80  —  40  Jahren  doch  geschehen 
ist.  —  Vergl.  auch  John  Prince-Smüh,  Ueber  die  Abwälzung,  in  der  VieVte^hr- 
schrift  für  Volkswirthschaft.    1866.    Bd.  1.    S.  126  —  145. 
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können  Steuern  gar  nicht  aufgelegt  werden,  die  nieht  die  Yermehrung 
des  Kapitals  hemmen.  Wo  dagegen  TJeberfluss  an  Kapital  und  ein  star- 
ker Hang  zum  Ansammeln  ist,  da  wird  diese  Wirkung  der  Besteuerung 
kaum  fühlbar  sein.  Hat  das  Kapital  den  Punkt  erreicht,  wo  nur  unun- 
terbrochene neue  Yerbesserungen  in  der  Produktion  den  alsbaldigen  Still- 
stand seiner  weiteren  Yermehrung  verhindern  und  wo  es  selbst  diese  Yer- 
besserungen überflügelt,  so  dass  Kapitalgewinn  sich  nur  noch  durch 
Uebersiedelung  yon  Kapital  und  durch  solche  periodische  Yerheerungen, 
wie  die  Handelskrisen  sind,  über  dem  Minimum  erhält,  da  entziehen 
die  Steuern  nur  das  dem  Nationalkapital,  was  sonst  4urch  Uebersiede- 
lung oder  durch  Handelskrisen  yerloren  ginge,  und  bewirken  daher  nur, 
was  diese  gethan  haben  würden,  nämlich  dass  für  weitere  Ersparung 
Baum  gewonnen  werden  würde. 

Deshalb  haben  auch  in  einem  reichen  Lande  die  Einwendungen 
gegen  Erbschaf is^  und  Fermäehtfiisssteuern  (S.  194),  dass  sie  Steuern 
vom  Kapital  seien,  keine  Bedeutung.  Allerdings  treffen  diese  Steuern 
das  Elapital.  Wenn  Jemandem  durch  eine  Weinsteuer  und  eine  Woh- 
nungssteuer 100  Thlr.  abgenommen  werden,  so  wird  er  wahrscheinlich 
diese  Ausgabe  durch  Ersparung  wenigstens  theilweise  decken,  indem  er 
billiger  wohnt  oder  weniger  Wein  trinkt  oder  sich  sonst  einschränkt; 
wird  ihm  aber  die  Summe  yon  100  Thlm.  durch  eine  Erbschaftssteuer 
entzogen,  weil  ihm  ein  Legat  yon  1000  Thalem  zugefallen  ist,  so  rech- 
net er  sich  letzteres  wahrscheinlich  nur  zu  900  Thlm.  und  wird  dadurch 
schwerlich  bewogen,  seine  Ausgaben  einzuschränken.  Li  diesem  Eall 
wird  die  Steuer  ganz  yom  Kapital  gezsülil^  werden.  Hiergegen  ist  in 
solchen  Ländern  kaum  etwas  einzuwenden,  die  eine  Staatsschuld  haben, 
und  einen  Theil  der  jährlichen  Einkünfte  zur  Abtragung  derselben  yer- 
wenden,  da  der  so  yerwendete  Ertrag  der  Steuern  noch  Kapital  bleibt 
und  nur  aus  den  Händen  der  Steuerpflichtigen  in  die  des  Staatsgläubi- 
gers übergeht.  Und  in  einem  Lande,  wo  das  Yermögen  in  einem  star- 
ken Zunehmen  begriffen  ist,  würde  der  jährliche  Ertrag  selbst  einer 
sehr  hohen  Erbschaftssteuer  nur  einen  sehr  geringen  Theil  der  jährli- 
chen Kapitalsyermehrung  ausmachen. 

Dass  ansehnliche  Summen  durch  Erbschaftssteuern  aufgebracht  wer- 
den können,  zeigt  England,  wo  dadurch  1866  4,303,368  £  einkamen. 
Die  ältesten  Erbschaftssteuern,  welche  1694  neben  anderen  Stempelab- 
gaben als  Qebühren  entstanden,  nämlich  für  Bestätigung  der  Testamente 
(probate  duty)  und  für  Ermächtigung  zur  Yerwaltung  eines  Intestatnach- 
lasses  (duty  on  letters  of  administration) ,  wobei  Erbschaften  im  Be- 
trage bis  zu  100  £  steuerfrei  sind,  werden  ohne  Abzug  der  Schulden 
nach  Klassen  erhoben.    Die  Bestätigungsabgabe  (bei  Testamentserbfol^e), 

Ber^us,  FinanzwiMensch.    8.  Aufl.  27 
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welche  bei  kleinereu  Yermögen  bis  nahezu  3  und  mindestens  gegen  2  ^ 
beträgt,  wird  in  den  höheren  Klassen  geringer,  indem  sie  bei  20,000  £ 
auf  310  £  und  bei  einer  Million  auf  15,000  £,  also  auf  1^^  herabsinkt. 
Der  letztgenannte  Betrag  ist  aber  das  Steuermaximum,  die  Abgabe  würde 
also  bei  einer  Erbschaft  von  zwei  Millionen  nur  f  ^  betragen.  Die  Er- 
mächtigungsabgabe (Intestatsteuer)  beträgt  bis  zur  Yermögensklasse  yon 
2000  £  durchschnittlich  3  ^,  yon  wo  sie  bis  zur  MUlion  auf  2^  j-  mit 
22,500  £  Stempel,  und  bei  noch  grösseren  Erbschaften  noch  tiefer  sinkt, 
da  dieser  Satz  nicht  überschreitbar  ist.  Zu  diesen  beiden  Abgaben,  die 
zusammen  1866  1,690,967  £  einbrachten,  und  die  das  bewegliche  Yer- 
mögen in  allen  ErbMlen  zu  entrichten  hat,  wurde  für  Grossbiitannien 
1780  noch  eine  weitere  gefügt,  welche  das  nämliche  Yermögen,  das  ex 
intestato  unter  die  nächsten  Yerwandten,  oder  welches  gemäss  eines 
Testaments  yertheilt  wird,  noch  einmal  yersteuerte,  nämlich  die  Yer- 
mächtnisssteuer  (legacy-duty),  wodurch  1866  einschlüssig  der  suQcession- 
duty  2,612,401  £  einkam.  Legate  unter  20  £  und  Erbtheile  unter  100  £ 
blieben  steuerfrei.  Erbtheile  und  Legate,  welche  als  Kapital  oder  Kente 
auf  Grundbesitz  haften,  oder  welche  aus  dem  Erlös  for  yerkaufte  Grund- 
stücke bestritten  werden,  wurden  ebenfalls  dieser  Steuer  unterworfen. 
Die  Yermächtnissabgabe  in  der  Gestalt»  welche  sie  1815  yoUends  erhal- 
ten hat,  besteht  in  festen  Procenteui  welche  mit  der  Entfernung  der 
Yerwandtschaft  steigen.  Yerwandte  in  gerade  auf-  oder  absteigender 
Linie  bezahlen  1^,  Geschwister  und  deren  ITachkommen  3^,  Onkel 
und  Tante  und  deren  Abkömmlinge  5  ^,  Grossonkel  und  Grosstante  und 
deren  Descendenten  6  ^,  alle  weiteren  und  alle  Nichtblutsyerwandte  10^. 
Frei  sind  der  Wittwer  und  die  Wittwe.  Die  hier  angeführten  Erb- 
schaftssteuern beziehen  sich  nur  auf  das  bewegliche  Yermögen.  Endlich 
im  Jahre  1853  wurden  die  noch  unbesteuerten  Yermögenstheüe  zum 
Yermächtnissstempel  herangezogen,  so  dass  diesem  jetzt  „aller  Genusa 
yom  Grund-  und  beweglichen  Yermögen  und  jeder  Antheil  am  Einkom- 
men und  Ertrag  aus  solchem"  unterliegt,  d.  h.  jeder  Erbe  und  Legatar 
denjenigen  Theil  yersteuem  muss,  den  er  erwirbt.  Erlangt  er  yoUes 
Eigenthum,  so  ist  der  yolle  Werth  Gegenstand  der  Stempelpilicht;  ist 
es  ein  lebenslänglicher  Genuas,  so  wird  dessen  Werth  berechnet;  ist 
das  Besitzthum  belastet,  so  werden  die  Lasten  abgezogen.  Die  Güter 
der  todten  Hand,  welche  nicht  in  den  Erbgang  kommen,  sollten  nach 
Gladstone's  Absicht  zum  Ersatz  mit  einer  Steuer  yon  3  d  per  £  des  rei- 
nen Ertrages  (d.  h.  1^  ^),  nach  sieben  Jahren  auf  6  d  (d.  h.  2^  ^)  erhöht, 
belegt  werden ;  es  ist  aber  nicht  nur  die  Erhöhung ,  sondern  auch  die 
Besteuerung  unterblieben.  Die  Abstufungen  der  Yerwandtschaft  wurden 
beibehalten,   nur  dass  Schwiegersöhne  und  Schwiegertöchter  den  Bluts- 
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yerwandten  gleichgestelli  worden.     Die  Erweiterung  der  Steuer  erhielt 
den  Namen  sucoession-duty  ^). 

In  Oesterreich  wurde  1759  zur  Abtragung  von  Staatsschulden  eine 
Erbsteuer  eingeführt.  In  dem  Patent  darüber  hiess  es,  dass  „die  Armen 
niemals,  die  Yermöglicheren  aber  nur  damals  zu  einer  Abgabe  verhalten 
werden,  wenn  ihnen  so  zu  sagen  ein  unvermuthetes  Glück  zustösst,  und 
sie  zu  einer  fremden  erträglichen  Erbschaft  gelangen,  da  es  ihnen  nicht 
schwer  fallen  kann,  aus  diesem  neuen  Zuwachs  ihres  Yermögens  eine 
massige  Abgabe  abzureichen  und  dem  gemeinen  Wesen  zu  obbesagter 
billigster  und  gerechtester  Absicht  au&uopfem/'  Die  Steuer  betrug 
in  der  Eegel  10  f  des  reinen  Yermögens,  welches  einer  weltlichen  oder 
geistlichen  Person  oder  Kommunität  als  Erbschaft,  Legat  oder  Geschenk 
mortis  causa  oder  inter  vivos  zu£el.  Damit  jedoch  das  in  todter  Hand 
befindliche  Yermögen  nicht  steuerfrei  bleibe,  wurde  von  geistlichen  Be- 
neficien  und  Korporationen  ein  Erbsteueräquiyalent  mit  3^  des  jähr- 
lichen Nutzens  ihrer,  einer  Besitzreränderung  nicht  unterliegenden  Gü- 
ter auferlegt.  Im  Jahre  1840  wurde  diese  Steuer,  welche  zuletzt 
700,000  bis  850,000  Gulden  jährlich  eingebracht  zu  haben  scheint,  aber 
nicht  in  allen  Provinzen  in  Anwendung  war,  aufgehoben  und  es  traten 
Stempelgebühren  an  ihre  Stelle.  Im  Jahre  1850  endlich  wurde  eine 
Erbschaftssteuer,  von  welcher  nur  Yerlassenschaften,  welche  den  Be- 
trag von  50  Gulden  nicht  übersteigen,  in  gewissen  Eällen  frei  bleiben, 
in  dem  ganzen  Um£auige  des  Elaiserstaats  eingeführt  und  zwar  mit  yer- 
schiedenen  Sätzen  von  1  bis  8f,  wozu  seit  1859  noch  ein  ausserordent- 
licher Zuschlag  Yon  25  ^  kam.  Auch  wurde  wieder  ein  Erbsteueräqui- 
yalent, aber  nicht  gerade  unter  diesem  Namen,  yon  unbeweglichen  Gü- 
tern im  Besitz  der  Gemeinden,  Kirchen,  Stiftungen  und  Beneficien  ein- 
geführt. Das  durchschnittliche  Einkommen  dieser  Steuern  für  die  letz- 
ten Jahre  soll  7  Hill.  Gulden  betragen^). 

1)  Vergl.  Vocke,  Geschichte  der  Steaern  des  Britischen  Reichs.  S.  228  —  230. 
Ich  habe  dies  Bach  im  gegenwärtigen  Kapitel  Öfters  benutzt,  ohne  es  jedesmal  an- 
snfilhren. 

2)  Oesterreichische  Vierteljahrschrift  für  Rechts-  und  Staatswissenschaft.  Bd.  18. 
Heft  1.  Jahrgang  1866  III.  S.  1  — 12.  ArU.  Springer,  Geschichte  Oesterreichs  seit 
dem  Wiener  Frieden  1809.  Th.  I.  1863.  S.  140.  141  sagt,  aus  yielen  Bestimmun- 
gen des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  von  1811  leuchte  unverkennbar  noch  der  Josephi- 
nische  Geist,  welcher  sich  überhaupt  in  der  Rechtsph&re  am  längsten  erhalten  habe ; 
das  Eherecht  erkenne  den  Civilehevertrag  vollkommen  deutlich  an.  „Den  Einfluss 
der  Anschauungen  des  yorigen  Jahrhunderts  bekundet  gleichfalls,  und  dieses  Mal 
nicht  zum  Frommen  des  Werkes,  der  fiskalische  Standpunkt,  yon  welchem  aus  das 
Erbrecht  behandelt  ist.  Die  Erbesadition  giebt  den  Erben  keinesweges  das  freie 
Dispositionsrecht  über  das  Vermögen,  der  Staat,  yon  der  Aufklärung  als  aUmäch- 
tiges  Wesen  angesehen,  tritt  dazwischen  und  überantwortet  erst  mit  Uebergehung 
aller  anderen  Erbschaftstitel  dem  Erben  die  Vermögenssubstanz.    Fiskalisch  gespro- 
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In  PreuBsen  beträgt  der  Stempel  yon  Erbschaften,  Yermächtnissen 
oder  Legaten,  Schenkungen  yon  Todeswegen  nnd  anter  Lebendigen 
u.  s.  w.  1  ^  für  überlebende  Ehemänner  und  überlebende  Ehefirauen,  wo 
keine  Kinder  mit  znr  Theilung  kommen;  2  ^  für  Geschwister  oder  deren 
eheliche  Descendenten  u.  s.  w. ;  4  ^  für  nicht  schon  genannte  Verwandte, 
so  fern  sie  nicht  über  den  sechsten  Qrad  hinaas  mit  dem  Erblasser  ver- 
wandt u.  s.  w.;  8^  für  solche,  die  nur  im  siebenten  oder  einem  noch 
entfernteren  Grade  mit  dem  Erblasser  verwandt  sind,  für  Schwäger  oder 
Schwägerinnen,  and  alle  übrige  Nichtverwandten.  Alle  Erbschaften 
und  Vermächtnisse  anter  50  Thlr.  sind  steuerfrei,  and  Ascendenten, 
Descendenten,  sowie  überlebende  Ehefrauen,  insofern  dieselben  zugleich 
mit  hinterlassenen  eheüohen  Kindern  ihres  verstorbenen  Ehemannes  zur 
Erbschaft  gelangen,  sind  von  Erbschaftsabgaben  ganz  frei,  selbst  wenn 
sie  Millionen  erben!  —  Die  Eegierung  hat  es  öfters  vorgezogen,  an- 
statt ihre  Ausgaben  einzuschränken  oder  ihre  Einnahmen  aus  Steuern 
zu  erhöhen,  Anleihen  zu.  machen  und  hat  es  meistens  erreicht,  dass  die 
Volksvertretung  ihr  dies  erlaubte.  Ein  Preussischer  Finanzminister 
müsste  durch  Ausdehnung  und  Erhöhung  der  Erbschaftssteuern  die  Ein- 
nahmen des  Staats  erhöhen  und,  was  in  Oesterreich  möglich  war,  es 
durchsetzen,  dass  von  dem  Ertrage  oder  dem  Werthe  des  Vermögens 
in  todter  Hand  jährlich  einige  Procente  zur  Staatskasse  eingezogen  wür- 
den, so  dass  die  Begierung  nicht  länger  verhindert  wäre,  dem  ganzen 
Volke  so  viel  jährlich  an  Steuern  zu  erlassen ,  als  es  seither  lediglich 
zur  Begpuistigung  der  todten  Hand  (§.  12)  zu  zahlen  gezwungen  wor- 
den ist. 

Im  Jahre  1869  hat  der  Begierungsrath  in  Zürich  einen  Gesetzent- 
wurf über  die  Erbschaftssteuer  verfasst,  der  durch  die  Höhe  der  pro- 
onirten  Steuer  sich  vor  anderen  Gesetzen  der  Art  vortheilhaft  auszeich- 
fnet.  Nach  diesem  Entwürfe  wird  die  Steuer  folgendermaassen  berech- 
net: zu  2^  für  Eltern,  Ehegatten,  Verlobte  und  Adoptivkinder;  zu  4  j 
für  Grosseltem  und  Geschwister;  zu  6  ^  für  Geschwister  von  Eltern  und 
Kinder  von  Geschwistern ;  zu  8  ^  für  Geschwister  von  Grosseltem  und 
Enkel  von  Geschwistern;  zu  10^  für  alle  anderen  Grade  der  Verwandt- 
schaft, so  wie  für  Vermächtnisse;  für  letztere,  wenn  sie  zu  Gunsten 
von  erbberechtigten  Verwandten  gemacht  worden,  bloss,  so  weit  sie 
den  gesetzlichen  Erbtheil  übersteigen.     Dieser  wird  nach  dem  Grade 


chen:  Erst  nach  Beriektigung  aller  Erbidu^gMhren  an  den  Btaatsschats  tritt  der 
Erbe  in  sein  volles  Recht  und  mnss  sich  bis  dahin  mit  dem  Titel  des  redlichen 
Besitzers  begnügen.  Die  Unbraachbarkeit  dieser  Bechtsfiktion  erwies  sich  am  dent- 
liebsten,  als  im  Jahre  1840  die  Erbschaftssteuer  aufgehoben  wurde,  wodurch  natür- 
lich die  „Erbseinantwortung**  ruhte,  ein  ganses  Hanptstttck  des  Gesetzbuchs  ausser 
Kraft  gesetzt  wurde." 
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der  Yerwandtschaft  yersteaert.  Diese  Steuerbeträge  werden  yermehrt: 
um  1  Zehntel,  wenn  wenigstens  Fr.  10,000,  um  2  Zehntel,  wenn  we- 
nigstens Pr.  20,000,  um  3  Zehntel,  wenn  wenigstens  Fr.  30,000,  um 
4  Zehntel,  wenn  wenigstens  Fr.  40,000,  um  ö  Zehntel,  wenn  wenig- 
stens Fr.  50^000  auf  den  einzelnen  Empfanger  fallen.  Für  Entrichtung 
der  Erbschaftssteuer  sind  die  Erben  solidarisch  haftbar. 


§.  37.     DIREKTE  STEUERN. 

Man  pflegt  die  Steuern  in  direkte  und  indirekte  einzutheilen.    Bau, 
der  die  Gebühren  yon  den  Steuern  absondert,  theilt  letztere  in  Schätzun- 
gen und  Aufwandsteuem  und  unterscheidely  dann  unmittelbar  erhobene 
Aufwandsteuem ,  Accise  oder  Aufschlag  und  GhrenzzöUe,    und  TJmpfen- 
bach,   Yon  ahnlichen  Ideen  geleitet,    unterscheidet  Schätzungen  oder 
Ertragsteuern  yon  Aufischlägen   oder  Yerwendungssteuem   (Aufvands- 
steuem,  Konsumtionssteuem),  und  dann  wieder  ZoIlauflBchäge  yonMauth- 
aufschlägen  (Aocisen).     Diese  Unterscheidungen  werden  aber  schwerlich 
praktisch  werden,    yielmehr  wird  man  wohl,   wie  in  Frankreich  und 
England,    bei  der  alten  Unterscheidung  yon  direkten  und  indirekten 
Steuern  yerbleiben.     Diese  Eintheilung  ist,   wie  Hoffmann  sagte,   in 
Jedermanns  Munde,   auch  yerbinden  wohl  die  Meisten  ungefähr  diesel- 
ben Begriffe  damit.     In  Preussen  sind  es  bestimmte  Abgaben,  welche 
in  den  Staatshaushaltsetats  als  direkte,  und  andere,  welche  als  indirekte 
Steuern   bezeichnet  werden,   während  wieder  andere  weder  unter  den 
direkten,  noch  unter  den  indirekten  aufgeführt  stehen,  wie  Porto  (§.25), 
Telegraphengebühren  (§.  24) ,  Bergwerksgefälle  (§.  2 1) ,  Gerichtsgebüh- 
ren (§.  1 8).     Zu  den  indirekten  Steuern  werden  die  Zölle  und  diejenigen 
Abgaben  gerechnet,  welche  in  den  Zollyereinsyertragen  „innere  Steuern'' 
genannt  sind  und  sonst  auch  Accisen  heissen.    Der  Etat  für  1867  führte 
auf  als  direkte  Steuern :   Grundsteuer,  Gebäudesteuer,  klassiflcirte  Ein- 
kommensteuer, Elassensteuer,  Gewerbesteuer,  Eisenbahnabgabe  (§.  23), 
und  als  indirekte  Steuern :  Eingangs  -  und  Ausgangsabgabe,  Uebergangs- 
abgabe  yon  Tabacksblättem  und  Tabacksfabrikaten,  Eübenzuokersteuer, 
Niederlage-,  Erahn-,  Waage-,  Blei-,  Zettel-  und  Siegelgelder,  Brannt- 
weinsteuer und  Uebergangsabgabe  yon  Branntwein,  Braumalzsteuer  und 
Uebergangsabgabe  yon  Bier,  Steuer  yom  inländischen  Tabacksbau,  Mahl- 
steuer, Schlachtsteuer,    Stempelsteuer,  Ghausseegelder  (§.  22),  Brück-, 
Fähr-  und  Hafengelder,   Strom-  und  Kanalgefälle  (§.  19),    Hypothe- 
ken- und  Gerichtsschreibereigebühren    (§.  18).      Direkte  Steuern    sind 
solche  Steuern,   die  yon  eben  den  Personen  gefordert  werden,   die  sie 
nach  der  Absicht  oder  dem  Wunsch  der  fordernden  Staatsgewalt  oder 
Gemeinde  auch  tragen  soll.    Indirekt  dagegen  ist  eine  Steuer,   die  yon 
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Jemandem  gefordert  wird,  yon  dem  man  erwartet  oder  beabsichtig 
dass  er  sich  dafür  auf  Kosten  eines  Anderen  eine  Entschädigung  oder 
Erstattang  rerschaffen  wird ,  wie  bei  der  Accise  oder  den  Zöllen.  Wer 
eine  Waare  prodncirt  oder  einführt,  wird  angehalten,  dayon  eine  Stener 
zu  zsülilen.  Es  wird  nicht  beabsichtigt  oder  erwartet,  dass  er  sie  selbst 
trägt,  es  bleibt  ihm  yielmehr  anheimgestellt,  die  Waare  wo  möglich 
zu  einem  um  den  Betrag  der  Steuer  erhöhten  Preise  zu  yerkaufen ,  so 
dass  den  Yerbrauchem  der  Waare  zuletzt  die  Steuer  zur  Last  fallt.  Ent- 
weder auf  das  Einkommen  oder  auf  die  Verausgabung  fallen  die  direkten 
Steuern.  Die  meisten  Steuern  yon  der  Verausgabung  sind  aber  indi- 
rekte; einige  derselben  jedoch  direkte,  wenn  sie  nicht  dem  Produzenten 
oder  Verkäufer  der  Sache  aufgelegt  werden ,  sondern  dem  Verbraucher 
unmittelbar.  So  ist  z.  B.  eine  Haussteuer,  welche  yon  dem  Bewohner, 
Nutzniesser  oder  Miether  erhoben  wird,  eine  direkte  Steuer.  Erhöbe 
man  sie  yon  dem  Erbauer  oderEigenthümer,  so  wäre  sie  eine  indirekte 
Steuer.  Steuern  yon  Wagen,  Pferden,  Hunden  gehören  zu  den  direk- 
ten Steuern  auf  Ausgaben.  Die  Quellen  des  Einkommens  sind  Boden- 
rente, Kapitalgewinn  und  Arbeitslohn,  und  darin  sind  alle  Arten  yon 
Einkommen  begriffen,  ausser  Geschenk  und  Raub.  Es  können  nun  auf 
jede  der  drei  Arten  yon  Einkommen  Steuern  gelegt  werden ,  oder  auch 
auf  alle  eine  gleichmässige  Steuer.  Wir  werden  sie  der  Beihe  nach  be- 
trachten, um  zu  sehen  wie  sie  wirken  und  wen  sie  treffen. 

Eine  Steuer  yon  der  Bodenrente  (S.  413)  fällt  ganz  auf  den  Grund- 
eigenthümer  und  er  kann  sie  in  keiner  Weise  auf  einen  Anderen  ab- 
wälzen. Auf  den  Werth  oder  Preis  der  landwirthschafüiohen  Erzeug- 
nisse wirkt  sie  nicht  ein,  da  dieser  durch  die  Produktionskosten  unter 
den  ungünstigsten  Umständen  bestimmt  wird,  und  unter  solchen  Um- 
ständen eben  keine  Bodenrente  aufkommt.  Eine  Steuer  yon  der  Boden- 
rente hat  demnach  keine  andere  Wirkung,  als  dass  sie  das,  was  sie  dem 
Grundeigenthtimer  nimmt,  auf  den  Staat  überträgt.  Strenge  genommen 
ist  dies  aber  nur  in  Bezug  auf  diejenige  Bodenrente  richtig,  welche 
Folge  natürlicher  Umstände  oder  solcher  landwirthschaftUcher  Verbes- 
serungen, die  Pächter  yorgenommen  haben,  ist.  Wenn  solche  Ver- 
besserungen yom  Eigenthümer  gemacht  sind  und  dadurch  die  Einträg- 
lichkeit des  Grundstücks  erhöht  ist,  so  wird  dies  dem  Eigenthümer  durch 
eine  Eztrazahlung  des  Pächters  yergütet  und  diese  Zahlung,  welche  für 
den  Grundeigenthümer  eigentlich  einen  Kapitalgewinn  bildet,  schmilzt 
mit  der  Bodenrente  zusammen.  So  weit  nun  eine  Grundsteuer  sich  auf 
diesen  Theil  der  Bodenrente  erstreckt,  kann  sie  zwar  den  Grundeigen- 
thümer yon  der  Vornahme  landwirthschaftlicher  Verbesserungen  abhal- 
ten; aber  daraus  folgt  nicht,  dass  sie  auch  den  Preis  der  landwirth- 
schaftlichen  Erzeugnisse  erhöhen  wird.     Die  nämlichen  Verbesserungen 
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kann  auch  der  Pächter  mit  seinem  Kapital  vornehmen,  wenn  die  Facht 
so  lange  dauert,  dass  sie  ihm  die  Yerbesserangen  yor  deren  Ablauf 
lohnen.  Wenn  aber  etwas  im  Wege  steht,  dass  Verbesserungen  in  der 
Weise  stattfinden,  wie  es  der  Grundeigenthümer  oder  der  Pächter,  falls 
dieser  sie  vornimmt,  wünscht,  so  kann  es  leicht  kommen,  dass  sie  ganz 
unterbleiben;  und  deshalb  ist  eine  Grundsteuer  ungeeignet,  falls  sich 
nicht  ein  Mittel  findet,  um  denjenigen  Theil  der  Bodenrente,  welcher 
eigentlich  als  Elapitalgewinn  des  Grundeigenthümers  anzusehen  ist,  von 
der  Steuer  freizulassen.  Dieses  Arguments  scheint  es  indessen  nicht 
einmal  zu  bedürfen,  um  die  Ghrundsteuer  zu  verwerfen.  Jede  besondere 
Besteuerung  des  Einkommens  einer  Klasse,  die  nicht  durch  Steuern, 
welche  die  anderen  Klassen  treffen,  aufgewogen  wird,  ist  eine  Ver- 
letzung der  Gerechtigkeit  und  kommt  einer  theilweisen  Konfiskation 
gleich.  Daher  dürfte  sich  nur  eine  solche  Steuer  empfehlen,  welche, 
unter  Schonung  der  bestehenden  Bodenrente,  sich  begnügte,  einen  Theü 
jedes  künftigen,  durch  die  blosse  Wirkung  natürlicher  Ursachen  herbei- 
geführten Zuwachses  derselben  zu  erfassen.  Wo  eine  Steuer  von  der 
Bodenrente  nicht  allein  steht,  sondern  durch  Steuern  von  anderem  Ein- 
kommen aufgewogen  wird,  da  flült  der  Einwand,  dass  sie  den  Gewinn 
für  geschehene  Verbesserungen  trifft,  hinweg.  Denn  wenn  Kapitalge- 
winn eben  so  gut  besteuert  wird,  wie  die  Bodenrente,  so  bezahlt  der 
Kapitalgewinn,  welcher  die  Perm  der  Bodenrente  annimmt,  nur  seinen 
gebührenden  Steuerantheil.  Der  Grundsatz,  worauf  die  Grundsteuer 
beruht,  ist  —  wie  schon  Hoffmann  sagte  —  durchaus  irrig :  die  todte 
Sache  kann  nicht  steuern ,  sondern  nur  der  lebende  Mensch.  War  in 
den  einfEichsten  Lebensverhaltnissen  früherer  Zeiten  der  Einfluss  dieses 
Lrrthums  unerheblich,  ist  er  es  vielleicht  noch  in  dünn  bevölkerten 
Gegenden  und  bei  schwachem  Anbau:  so  wird  derselbe  doch  immer 
empfindlicher  mit  der  Zunahme  des  Aufwandes  an  körperlicher  und  gei- 
stiger Arbeit  auf  die  Veredelung  des  Bodens ;  und  die  Landwirthschaft 
krankt  daran,  mehrentheils  ohne  sich  selbst  zu  gestehen,  woran  es  ihr 
eigentlich  fehlt.  Die  Grundsteuer  in  solchem  Maasse  allgemein ,  so  sehr 
beliebt  bei  den  Steuerbehörden  wegen  der  Bequemlichkeit  und  Sicher- 
heit der  Hebung  in  Zeiten  des  ruhigen  Fortschreitens  zu  höherem  Wohl- 
stande, zugleich  in  den  meisten  Staaten  ein  so  bedeutender  Theil  ihres 
Einkommens ,  dass  es  unmöglich  scheint,  irgend  einen  Ersatz  dafür  auf- 
zufinden —  diese  Grundsteuer  ist  gleichwohl  eine  sehr  schlechte  Perm, 
Mittel  zur  Bestreitung  des  Staatsaufwandes  zu  erheben.  —  Nar  wo  grosse 
Staatsumwälzuugen  das  Alte  rücksichtslos  umgewandelt  haben,  sind 
auch  dem  Grundsatz  nach  völlig  neue  Grundsteuersysteme  gleichförmig 
für  den  ganzen  Umfang  des  Staatsgebiets  eingeführt  worden :  ausserdem 
haben  sich  überall  in  den  einzelnen  Landestheilen  die  Provinzialver- 
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Bchiedenheiten  der  Orundsteuem  erhalten.     Diese  Yerschiedenlieiten  ge- 
ben Anlafls  zu  gegenseitigen  Beschwerden  wegen  TJeberlastong  einiger 
Landestheile  zu  Gunsten  der  übrigen.     Es  wird  fast  niemals  möglich, 
klar  heraus  zu  stellen,  wie  weit  diese  Beschwerden  begründet  sind.    In 
solchen  zusammengebrachten  Provinzen  ist  ausser  der  Grundsteuer  auch 
noch  sehr  vieles  Andere  wesentlich  verschieden,   was  bei  gründlicher 
Würdigung    dieser  Beschwerden    unvermeidlich  in  B«chnung  kommt. 
Alle  Steuern,   welche  dem  lebendigen  Menschen,  nicht  dem  todten  Bo- 
den auferlegt  sind,   verändern  ihre  Gestalt  mit  den  Yeränderungen  im 
öffentlichen  und  Privatleben:   aber  die  festen  Grundsteuern  sind  eine 
unbewegliche  Last;  periodische  Eevisionen  des  Steuerkatasters,    welche 
selbst  ihrer  Kostbarkeit  wegen  doch  nur  nach  langen  Zeiträumen  ein- 
treten können,   ändern  doch  nur  die  Steuersätze,   nicht  die  Gbrundlage 
dieser  Besteuerung  selbst.     So  werden  Unterschiede  weit  über  die  Zeit 
hinaus  erhalten,    deren  Gestaltung  sie  zeugte;   und  auch  in  dieser  Be- 
ziehung sind  die  festen  Grundsteuern  ein  wesentliches  Hindemiss  der 
fortschreitenden  Entwickelung  des  Menschengeschlechts  zur  edlem  Bil- 
dung, und  der  Staaten  zu;r  innigeren  Yereinigping  grosser  Yolksmassen, 
worauf  ein  wesentlicher  Theil  der  Macht  beruht,    mit  welcher  sie  der 
Erziehung  des  Menschengeschlechts  forderlich  zu  werden  vermögen.    In- 
dem die  Staatsverwaltungen  ihre  festen  Grundsteuern  ablöslich  stellen, 
eröffiien  sie  die  Möglichkeit,   dieses  Hindemiss  allmälig,    so  wie  die 
Lästigkeit  desselben  immer  empfindlicher  hervortritt,  ohne  Störung  des 
Haushalts  der  Yölker  und  ihrer  Eegierungen  hinweg  zu  räumen :  je  spä- 
ter diese  Möglichkeit  eröffnet  wird,    desto  länger  werden  die  Staaten 
nur  an  liebeln  kranken ,  welche  darum  nicht  minder  bestehen ,  weil  ur- 
altes Herkommen  und  weit  verbreitete  Gewohnheit  der  unbefemgenen 
Anerkennung  derselben  für  jetzt  noch  widerstrebt.    Der  Zeitpunkt,  worin 
ein  Ablösbarstellen  der  Grundsteuern  auch  im  Preussischen  Staate  zu 
hoffen  sein  dürfte ,  scheint  bei  dem  jetzigen  Zustande  der  Ansichten  und 
Ueberzeugungen  allerdings  noch  sehr  entfernt.     Er  wird  jedoch  so  ge- 
wiss nicht  ausbleiben ,  als  überhaupt  auf  eine  fortschreitende  Yerbesse- 
rung  des  Steuerwesens  vertraut  werden  darf. 

Eine  Steuer  vom  Kapitalgewinn  muss ,  wie  die  Steuer  von  der  Bo- 
denrente, wenigstens  zunächst  ganz  auf  den  fallen,  welcher  sie  bezahlt. 
So  wie  sie  alles  Kapital  gleichmässig  trifft,  kann  sich  ihr  Jemand  durch 
eine  Yeränderung  seines  Geschäfts  entziehen.  Würde  die  Steuer  auf 
den  Gewinn  einer  bestinunten  produktiven  Benutzung  des  Kapitals  ge- 
legt ,  so  würde  sie  die  Produktionskosten  in  diesem  Geschäftszweige  ver- 
mehren und  schliesslich  eine  Erhöhung  des  Werths  und  Preises  des  be- 
treffenden Artikels  herbeiführen.  Dadurch  würde  die  Steuer  auf  die 
Konsumenten  des  Artikels  übergewälzt  werden  und  auf  den  Kapitalge- 
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wina  nicht  weiter  einwirken.  Eine  allgemeine  und  gleichmässige  Steuer 
auf  alle  Arten  von  Kapitalgewinn  würde  aber  im  Allgemeinen  die  Preise 
nicht  a£ficiren ,  sondern  wenigstens  zunächst  den  Kapitalisten  allein  zur 
Last  fallen.  In  einem  Lande,  wo  überhaupt  eine  Zunahme  des  Kapi- 
tals stattfuidet,  wird  dieser  Zuwachs  verzögert  werden ,  wenn  die  Steuer 
einen  Theil  des  Kapitalgewinns  fortnimmt.  Die  unTermeidliche  Folge 
der  Steuer  wird  dann  sein,  dass  ein  Theil  ihrer  Last  vom  Kapitalisten 
auf  den  Arbeiter  und  Grundeigenthtlmer  gemixt  wird.  Bei  einer  Ab- 
nahme in  der  Ansammlung  yon  Kapital  werden  nothwendig  entweder 
der  Arbeiter  oder  der  Ghrundeigenthümer  verlieren.  Nimmt  nämlich  die 
Bevölkerung  so  stark  zu,  wie  vorher,  so  leidet  der  Arbeiter  darunter; 
nimmt  dag^en  die  Bevölkerung  nicht  so  stark  zu  wie  vorher,  so  wird 
der  Landbau  im  Fortschreiten  gehindert  und  die  Grundeigenthümer 
verlieren  den  Zuwachs  an  Bodenrente,  den  sie  sonst  gehabt  haben 
"würden. 

Die  Wirkung  der  Steuern  vom  Arbeitslohn  ist  verschieden,  je  nach- 
dem sie  den  Lohn  für  gewöhnliche,  keine  besondere  Geschicklichkeit  er- 
fordernde Arbeit,  oder  die  Yergütung  für  solche  geistige  oder  körper- 
liche Beschäftigung  trifft,  die  erlernt  sein  will  oder  privilegirt  und  der 
gewöhnlichen  Sphäre  der  Konkurrenz  durch  ein  natürliches  oder  künst- 
liches Monopol  entzogen  ist.  Bei  dem  in  den  meisten  Ländern  doch 
noch  ziemlich  niedrigen  Zustande  der  Yolkserziehung  haben  eigentlich 
beinahe  alle  höheren  Grade  geistiger  und  eine  gewisse  Bildimg  verlan- 
gender Arbeit  eine  Art  Monopolpreis,  der  den  Lohn  gemeiner  Arbeiter 
in  weit  höherem  Maasse  übersteigt,  als  nöthig  wäre,  um  den  Aufwand 
von  Kosten,  Mühe  und  Zeit  zu  vergüten,  der  zur  Befähigung  für  solche 
Geschäfte  verausgabt  worden  ist.  Jede  Steuer  von  solchen  Gewerbs- 
axten,  die  dieselben  noch  über  (oder  doch  nicht  unter)  ihrem  richtigen 
Yerhältniss  zu  andern  Arbeiten  lässt,  fällt  nothwendig  auf  die  Zahler 
derselben ,  und  diese  können  sich  dafür  nicht  auf  Kosten  anderer  Klas- 
sen entschädigen.  Gleiches  gilt  auch  von  dem  gemeinen  Arbeitslohn  in 
Ländern  wie  die  Yereinigten  Staaten  oder  neue  Kolonien,  wo  das  Ka- 
pital gemeiniglich  so  schnell  anwächst,  als  die  Bevölkerung  sich  nur 
immer  vermehren  kann  und  wo  der  Lohn  durch  die  Yermehrung  des 
S[apitals  hochgehalten  wird,  und  nicht  durch  das  Festhalten  der  Ar- 
beiter an  einem  bestimmten  Maass  äusseren  Wohlseins.  In  solchen  Fal- 
len könnte  wohl  die  Lage  der  Arbeiter  durch  die  Steuer  etwas  ver- 
schlechtert werden,  ohne  dass  die  Yermehrung  der  Bevölkerung  gerade 
gehemmt  würde.  Die  Steuer  fiele  dann  auf  die  Arbeiter  selbst.  In  den 
meisten  Ländern  aber  richtet  sich  der  Arbeitslohn  aUmälig  nach  dem 
Maassstabe  der  üblichen  Lebensweise ,  an  dem  die  Arbeiter  festhalten. 
Sollte  der  Lohn  tiefer  herabgedrüokt  werden,  so  würde  die  Zahl  der  Ar- 
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boiter  sich  nicht  weiter  yermeliren.  Wo  ein  solcher  Maassstab  besteht, 
da  wird  allerdings  die  Besteuerung  des  Arbeitslohns  eine  Zeitlang  von 
den  Arbeitern  selbst  getragen ;  sofern  aber  der  dadurch  ausgeübte  Druck 
nicht  die  Wirkung  hat,  diesen  Maassstab  selbst  herabzudrlicken,  so 
muss  die  Yermehrung  der  Bevölkerung  gehemmt  werden;  was  dann  wie* 
der  den  Lohn  hebt  und  die  Arbeiter  in  ihre  frühere  Lage  zurückrer- 
setzt.  Die  Frage,  auf  wen  nun  in  diesem  Falle  die  Steuer  fallen  wird, 
lässt  sich  nur  dahin  beantworten,  dass  ein  Steigen  des  Lohns,  welches 
durch  die  Besteuerung  verursacht  wird,  wie  jede  andere  Yermehrung 
der  Produktionskosten,  aus  dem  Eapitalgewinn  bestritten  werden  muss. 
Wenn  man  also  in  einem  alten  Lande  —  im  Gegensatz  zu  einer  Kolonie, 
wie  etwa  Australien,  wo  es  an  Arbeitskräften,  nicht  aber  an  Kapital 
fehlt  —  Tagelöhner  besteuern  will,  so  legt  man  eine  Steuer  auf  alle 
Arbeitsgeber  —  wenn  nicht  die  Steuer  die  noch  schlimmere  Wirkung 
hat,  den  Maassstab  einer  eben  erträglichen  Existenz  in  den  Ajisichten 
der  ärmsten  Yolksklassen  auf  die  Dauer  noch  tiefer  herabzudrücken. 
Aus  dieser  Betrachtung  ergiebt  sich  abermals ,  dass  direkte  Besteuerung 
sich  nicht  auf  diejenigen  Klassen  von  Einkommen  erstrecken  darf,  wel- 
che den  Menschen  nur  das  zu  einer  gesunden  Existenz  eben  Nothwen- 
dige  darbieten.  Solches  geringe  Einkommen  wird  fast  immer  durch 
Handarbeit  erworben;  und  jede  Besteuerung  dieser  Klasse  von  Arbeitern 
drückt  entweder  noch  mehr  ihre  Lebensweise  herunter,  oder  fallt  auf 
den  Kapitalgewinn  und  belastet  dann  die  Kapitalisten  mit  einer  indi- 
rekten Steuer,  neben  ihrem  Antheil  an  den  direkten  Steuern.  Und 
dies  unterliegt  zweifietchem  Yorwurfe,  weil  es  die  Grundregel  der  Gleich- 
mässigkeit  verletzt,  und  weil  eine  besondere  Besteuerung  des  Kapital- 
gewinns  sich  für  das  Nationalvermögen  und  daher  auch  für  die  Steuer- 
fahigkeit  des  Landes  nachtheilig  zeigt. 

Nachdem  wir  die  Steuern  von  den  einzelnen  Arten  des  Einkom- 
mens erwogen  haben,  sind  noch  einige  andere  Steuerarten  zu  betrach- 
ten, nämlich  eine  Steuer,  die  auf  alle  Arten  von  Einkommen  gelegt  wird, 
eine  Steuer,  die  nach  den  Ausgaben  erhoben  wird  und  eine  Yermögens- 
Steuer.  Lidessen  sind  die  beiden  letzten  Steuern  —  die  Steuer  vom 
Wohnungsaufwand  und  die  Immobiliarsteuer  —  solche  Steuern,  auf 
welche  die  Begierung  nicht  Anspruch  machen  sollte,  da  sie  doch  auch 
den  Lokalautoritäten  die  Möglichkeit  lassen  muss,  die  örtlichen  Ausgaben 
durch  die  Erhebung  geeigneter  Lokalsteuern  (§.  40)  bestreiten  zu  können. 

Wenn  eine  Einkommensteuer  mit  der  Gerechtigkeit  im  Einklang 
stehen  soll,  so  müssen  dabei,  wie  oben  (S.  408)  bemerkt,  folgende  Be- 
dingungen erfüllt  werden :  1)  Ein  Minimum  von  Einkommen  muss  steuer- 
frei bleiben;  dies  Minimum  darf  aber  nicht  mehr  betragen,  als  der  noth- 
wendige  Lebensbedarf  erfordert.    Die  Be&eiung  alles  Einkommens  unter 
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100  £  jährlich  und  der  niedrigere  Steuersatz  Air  die  Einkommen  zwi- 
schen 100  und  200  £  bei  der  jetzigen  Englischen  Einkommensteuer  lässt 
sich  nur  dadurch  rechtfertigen,  dass  fast  alle  indirekten  Steuern  schwe- 
rer auf  den  Einkommen  zwischen  50  und  löO£  als  auf  allen  übrigen 
lasten.  2)  Ein  höheres  Einkommen  muss  nur  hinsichtlich  des  diese 
Grenzen  übersteigenden  Betrages  besteuert  werden.  3)  Lebenslang- 
Hohes  Einkommen ,  sowie  das  Einkommen  der  Beamten ,  Gewerbetrei- 
benden ,  Aerzte ,  Sachwalter  und  dergleichen  ist  niedriger  zu  besteuern, 
als  erwerbliches,  und  zwar  in  dem  Grade  niedriger,  als  dem  aus  der 
Torübergehenden  Natur  des  Einkommens  sich  ergebenden  grösseren  Be- 
dürfiuBs  des  Sparens  am  meisten  entspricht,  wobei  auch  in  den  Fällen 
TeränderHcher  Einkonmien  deren  Unsicherheit  Rechnung  zu  tragen  ist. 
Dass  eine  nach  diesen  Grundsätzen  genau  aufgelegte  Einkommensteuer 
in  Bezug  auf  Recht  und  Billigkeit  die  untadelhafteste  von  aUen  Steuern 
wäre,  wird  nicht  bestritten.  Dagegen  wird  behauptet,  dass  es  unmög- 
lich sei,  das  wirkliche  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  zu  ermitteln. 
Eine  besondere  Härte  ist  jedoch  nicht  etwa  darin  zu  finden,  dass  die 
Menschen  genöthigt  werden,  den  Betrag  ihres  Einkommens  anzugeben. 
Die  Sucht,  reicher  zu  scheinen,  als  man  ist,  kann  man  nicht  loben. 
Wer  nicht  reicher  scheinen  kann,  als  er  ist,  hat  weniger  Tersuchung 
mehr  auszugeben,  als  er  sollte,  oder  sich  wirkliche  Bedürfhisse  zu  ver- 
sagen ,  um  nach  aussen  hin  einen  falschen  Schein  anzunehmen.  Ande- 
rerseits freilich  ist  es  mitunter  yielleicht  gut,  wenn  einer  reicher  scheint, 
als  er  ist,  wenn  er  nur  an  Bildung  und  Gesinnung  höher  steht,  als  ein 
Andrer,  welcher  bloss  wegen  Reichthum  anmaassend  und  übermüthig 
ifit.  Man  meint,  dass  wenn  auch  die  Steuerbehörde  die  grösste  inqui- 
sitorische Macht  habe  und  das  Volk  äusserst  geduldig  sei,  die  Steuer 
sich  doch  nicht  genau  nach  den  Umständen  der  Steuerpflichtigen  ver- 
anlagen lasse.  Wenn  auch  Bodenrente ,  Besoldungen,  Leibrente  und 
alle  Arten  festen  Einkommens  ziemlich  genau  ermittelt  werden  könn- 
ten, so  liesse  sich  doch  der  wechselnde  Gewinn  bei  Aerzten,  Advoka- 
ten, femer  besonders  bei  Handelsleuten  mit  irgend  einer  Aussicht  auf 
Genauigkeit  nicht  schätzen.  So  müsse  man  sich  denn  hauptsächlich  auf 
die  eigenen  Angaben  der  Steuerpflichtigen  selbst  verlassen.  Nach  so 
gerechten  Grundsätzen  die  Steuer  auch  immer  ausgedacht  und  angeord- 
net sein  möge,  so  würde  sie  in  der  praktischen  Ausführung  eine  der 
ärgsten  Unbilligkeiten  mit  sich  führen,  dass  sie  nämlich  die  Gewissen- 
haftesten am  härtesten  träfe.  Den  Gewissenlosen  gelänge  es,  einem 
grossen  Theü  ihrer  Schuldigkeit  zu  entgehen.  Selbst  solche,  die  im  ge- 
wohnlichen  Leben  Ehrlichkeit  üben,  kämen  in  Tersuchung,  es  mit  dem 
Gewissen  nicht  so  genau  zu  nehmen,  besonders  da,  Wo  es  gilt,  einen 
irgendwie  zweifelhaften  oder  bestreitbaren  Funkt  zu  eigenen  Gunsten 
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ZU  entscheiden ;  wogegen  die ,  welche  strenge  bei  der  Wahrheit  blei- 
ben, oft  in  den  Fall  kämen,  mehr  211  zahlen,  als  das  Gesetz  yerlangty 
wegen  der  Macht  willkürlicher  Schätzung,  welche  die  Einschätzungs- 
beamten, als  letztes  Mittel  gegen  die  Yerheimliohungen  yon  Seiten  der 
Steuerpflichtigen,  nothwendig  haben  müssen.  Solche  Erwägungen  ha- 
ben zu  der  Ansicht  geführt,  dass  direkte  Steuern  yom  Einkommen  nur 
als  ein  ausserordentliches  Külfsmittel  für  grosse  nationale  Nothfalle  vor- 
behalten werden  sollten,  wo  die  Nothwendigkeit  eines  sehr  vermehrten 
Staatsbedarfis  alle  minder  wichtigen  Rücksichten  überwiegt  Indessen 
kommt  doch  auch  in  Betracht ,  dass  die  Irrthümer  bei  der  Yeranlagung 
sich  allmälig  vermindern  und  dass  die  Besteuerung  im  Lauf  der  Zeit 
richtiger  wird.  Soll  in  Kothzeiten  die  Einkommensteuer  eine  wesent- 
liche Hülfe  gewähren,  so  muss  man  sie  schon  in  gedeihlichen  Jahren 
einführen  und  ihre  Veranlagung  von  Jahr  zu  Jahr  vervollkommnen ,  so 
dass  man  in  Nothzeiten  nur  eine  Erhöhung  der  Sätze  vorzunehmen  hat 
Uebrigens  scheint  es  mir,  als  wenn  die  Einkommensteuer  praktisch 
nicht  so  schlimm  ist,  als  von  Personen,  die  zu  den  reichsten  Klassen 
gehören,  zuweilen  behauptet  wird.  Dass  sie  in  den  Mittelklassen  eine 
vorzugsweise  gehässige  Steuer  wäre,  bezweifle  ich.  Und  kann  man 
glauben,  dass  unter  den  B^ichsten  verhältnissmässig  am  meisten  solche 
sind,  die  dem  Staat  die  ihm  gebührende  Einkommensteuer  entziehen 
wollen?  In  England  kam  es  1843  vor,  dass  ein  Mann,  der  bei  Ent- 
richtung der  Einkommensteuer  den  Gewinn  von  seinem  regelmässigen 
Geschäft  ehrlich  angegeben  hatte,  nachher  aber  sich  in  seinem  Gewissen 
beschwert  fühlte,  dass  er  von  dem  Einkommen,  welches  ihm  der  Schmug- 
gel brachte,  keine  Steuer  gezahlt  hatte,  dem  Schatzkanzler  14,000  £ 
übersandte,  als  die  für  ein  dreijähriges  Einkommen  schuldige  Summe. 
Was  aber  besonders  für  die  Einkommensteuer  spricht,  ist,  dass  sie  in 
England  seit  1842  ununterbrochen  und  in  Preussen  auch  schon  seit  1851 
in  Hebung  ist,  und  ihre  Abschaffung  in  Preussen  noch  weniger  als  in 
England  zu  erwarten  steht.  Am  11.  März  1842  kündigte  Bob.  Peel, 
selbst  ein  sehr  reicher  Mann,  die  Einkommensteuer  im  Unterhause  an 
und  schon  vom  5.  Aprü  an  trat  sie  in  Wirksamkeit.  Die  Einkommen- 
steuer und  der  Preihandel  haben  es  bewirkt,  dass  die  Finanzlage  Eng- 
lands, die  vorher  schlecht  gewesen  war,  sich  vor  der  aller  anderen 
Staaten  auszeichnet.  Daher  dürfte  es  wohl  geeignet  sein,  auf  die  Peel'- 
schen  Maassregeln  von  1842  zurückzublicken. 

„Ich  habe,''  sagte  Peel,  „eine  vollständige,  eine  deutliche,  eine 
freimüthige,  aber,  wie  ich  hoffe,  eine  nicht  übertriebene  Darlegung 
der  flnanzieUen  Verlegenheiten,  in  denen  wir  uns  beflnden,  gegeben. 
Es  giebt  Lagen,  Vo  ein  Minister  der  Erone,  im  Einklang  mit  der  Ehre 
und  einer  guten  Politik,   sich  bedenken  mag,   die  Legislatur  zur  An- 
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nähme  yon  Maassregeln ,  die  er  an  sich  für  richtig  hält ,  zu  drängen. 
Es  giebt  aber  auch  Lagen ,  und  jetzt  ist  eine  solche,  wo  eine  Begierung 
auf  einen  Kompromiss  nicht  eingehen  kann  —  es  giebt  Lagen ,  und 
jetzt  ist  eine  solche,  wo  es  die  dringende  Pflicht  einer  Eegierung  ist, 
der  Legislatur  denjenigen  Eath  zu  geben,  welchen  sie  für  den  richtigen 
hält  —  die  YerantworÜichkeit  für  die  Beantragung  der  Maassregeln  zu 
übernehmen,  welche  sie  für  den  öffentlichen  Nutzen  als  erspriesslich 
erachtet,  und  der  Legislatur  die  Terantwortüchkeit  fiir  die  Annahme 
oder  Terwerfong  dieser  Maassregeln  anheimzugeben.  Ich  habe  seitens 
der  Regierung  Ihrer  Majestät  meine  Pflicht  gethan.  Ich  habe  mit  dem 
Tollen  Gewicht  und  der  Autorität  der  Begierung  vorgeschlagen,  was  ich 
für  die  öffentliche  Wohl&hrt  als  forderlich  erachte.  Ich  wälze  nun  auf 
Sie  die  Pflicht,  welche  Ihnen  besonders  obliegt,  die  Maassregeln,  wel- 
che ich  in  Torschlag  bringe,  reiflich  zu  erwägen  und  über  ihre  An- 
nahme oder  Yerwerfiing  schliesslich  zu  entscheiden.  Wir  leben  in  einem 
wichtigen  Zeitalter  der  menschlichen  Angelegenheiten.  Es  mag  ein  na- 
türliches Streben  sein ,  die  Ghrösse  der  Krisis ,  in  welcher  wir  uns  be- 
finden oder  die  besonderen  Fälle,  mit  denen  wir  selbst  zu  thun  haben, 
zu  hoch  anzuschlagen;  aber  ich  glaube,  man  kann  unmöglich  in  Abrede 
stellen,  dass  die  Periode,  in  welche  unser  und  unserer  Yäter  Loos  ge- 
fedlen  —  die  Periode,  welche  seit  dem  ersten  Ausbruch  der  ersten  Fran- 
zösischen Beyolution  yerlaufen  ist  —  eine  der  merkwürdigsten  Perioden 
war,  welche  die  Weltgeschichte  darbieten  wird.  Der  Gang,  welchen 
England  während  dieser  Periode  verfolgt  hat,  wird  für  Jahrhunderte 
die  Aufmerksamkeit  und,  ich  gl^fibe  fest,  die  Bewunderung  der  Nach- 
welt auf  sich  ziehen.  Diese  Periode  kann  man  in  zwei  Theile  von  un- 
gefähr gleicher  Länge  eintheilen;  eine  fünfundzwanzigjährige  Periode 
fortwährenden  Kampfes  —  des  bedeutendsten,  welcher  jemals  die  Eräfte 
einer  Nation  in  Bewegung  setzte  —  und  fünfimdzwanzig  Jahre,  in  wel- 
chen die  Meisten  von  uns  gelebt  haben,  fünfundzwanzig  Jahre  tiefen 
Europäischen  Friedens,  herbeigeführt  durch  die  während  der  Eriegs- 
jahre  gebrachten  Opfer.  Es  wird  eine  Zeit  kommen,  wo  die  zahllosen 
Millionen,  die  von  uns  abstammen,  viele  Theile  der  Erde  bewohnend, 
unter  Institutionen,  die  den  unsrigen  nachgebildet  sind,  lebend,  die- 
selbe Sprache,  in  welcher  wir  unsere  Gedanken  und  Gefühle  ausdrücken, 
sprechend  —  denn  das  wird  das  schUessliche  Besultat  unserer  weit  ver- 
breiteten Kolonisation  sein  —  die  Zeit  wird  kommen,  wo  diese  zahl- 
losen Millionen  mit  Stolz  und  Bewunderung  auf  das  Beispiel  von  Be- 
harrlichkeit und  Muth  blicken  werden ,  welches  unsere  Yäter  während 
der  wichtigen  Periode  des  Krieges  zeigten.  Sie  werden  mit  Bewunde- 
rung auf  unsere  zu  Lande  und  zur  See  vollbiachten  Thaten  blicken,  auf 
unsere  Entschlossenheit,  den  öffentlichen  Kredit  aufrecht  zu  halten,  und 
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auf  diejenigen  Eigenschaften,  durch  deren  Entfaltung  wir  endlich  in  den. 
Stand  gesetzt  wurden,   yermöge  des  Beispiels,    welches  *wir  fremden 
Nationen  gaben,  die  Befreiung  Europa's  zu  sichern.     Im  Eückblick  auf 
diese  Periode  wird  die  Haltung  unserer  Yäter  wahrend  der  Kriegsjahre 
mit  der  Haltung  deijenigen  von  uns,  welche  nur  während  der  Friedens- 
jahre  gelebt  haben,  in  nahen  Kontrast  kommen.     Ich  spreche  jetzt  zu 
Ihnen  nach  einer  fünfundzwanzigjahrigen  Eriedensdauer.   Ich  lege  Ihnen 
jetzt  die  finanziellen  Schwierigkeiten  und  Verlegenheiten  vor,  in  denen 
wir  uns  befinden ;  und  mein  sicheres  HofPen  und  Glauben  ist,  dass  Sie  dem 
Beispiel  derer,   die  Ihnen  vorangegangen  sind,   folgend,    diesen  Yer- 
legenheiten  ins  Antlitz  schauen  und  sich  nicht  weigern  werden,  ähn- 
liche Opfer  zu  bringen,   wie  Ihre  Täter  sie  brachten,   um  den  öffent- 
lichen Kredit  aufrecht  zu  halten.     Sie  werden  bedenken,   dass  es  sich 
nicht  von  einer  zufölligen  und  vorübergehenden  Terlegenheit  handelt. 
Sie  werden  bedenken ,  dass  unter  allen  höheren  Klassen  der  Gesellschaft 
die  Anzeichen  von  vermehrtem  Wohlbehagen  und  Genuas  —  von  ver- 
mehrtem Gedeihen  und  Wohlstand  wahrzunehmen  sind,  und  dass  neben 
diesen  Anzeichen  ein  mächtiges  TJebel  vorliegt,  welches  in  den  letzten 
sieben  Jahren  gestiegen  ist,  und  welchem  entgegen  zu  treten  Sie  nun 
berufen  sind.     Wenn  Sie,  wie  ich  glaube,  den  Muth  und  die  Ausdauer, 
wovon  Sie  ein  Beispiel  aufgestellt  haben,  besitzen,  so  werden  Sie  nicht 
dafür  sein ,  mit  zusammengelegten  Ä.rmen  das  jährliche  Wachsen  dieses 
mächtigen  Uebels  anzusehen.     Sie  werden  sich  in  ihrem  Gewissen  nicht 
damit  beruhigen,  von  ermässigten  Auflagen  eine  Hülfe  zu  suchen.     Sie 
werden  nicht  das  traurige  Auskunfbsmittel  ergreifen,   im  Erieden  und 
inmitten  dieser  Anzeichen  von  Eeichthum  und  zunehmendem  Gedeihen 
die  Lasten,   welche  die  Nachwelt  zu  tragen  berufen  sein  wird,   zu  er- 
höhen.    Sie  werden  dieses  TJebel  nicht  einen  so  gigantischen  Wuchs  ge- 
winnen lassen,  dass  es  zuletzt  Ihre  Macht,  es  aufisuhalten  und  zu  bän- 
digen, überstiege.     Wenn  Sie  dies  TJebel  fortwachsen  lassen,  so  müssen 
Sie  ein  strenges,  aber  nur  gerechtes  TJrtheU  von  der  denkenden  und  auf 
die  Yergangenheit  blickenden  Nachwelt  erwarten.     Ihr  Benehmen  wird 
dem  Benehmen  Ihrer  Täter  gegenüber  gestellt  werden,    die  mit  unend- 
lich viel  drückenderen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatten,  und  die,  bei 
einer  Meuterei  auf  der  Nore,   einem  Aufstand  in  Irland  und  TJnglück 
auswärts,  doch  mit  erhebender  Kraft  und  allgemeinem  Bei&U  (wahrend 
die  Eonds  unter  52  standen)  einer  Einkommensteuer  von  10^  sich  un- 
terwarfen.    Ich  glaube,  dass  Sie  sich  keinem  nachtheiligen  und  unwür- 
digen Konstrast  aussetzen  werden.     Es  ist  mein  fester  Glaube,  dass  Sie 
die  Nothwendigkeit  fühlen  werden,   den  öffentlichen  Kredit  unverletzt 
zu  bewahren,  —  dass  Sie  die  Mittel,  den  öffentlichen  Kredit  durch  die 
rechtmässige  Terminderung  der  Last  der  öffentlichen  Schuld  aufrecht 
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KU  erhalten ,  nicht  verwerfen  werden.  Mein  Bicheres  HofPen  und  Glau- 
ben ist,  dass  Sie  jetzt,  wo  ich  die  Terantwortlichkeit  auf  Sie  übertrage, 
aich  Ihrer  Mission  würdig  erweisen  werden  —  Ihrer  Mission  als  Ter- 
treter  eines  mächtigen  Yolks;  und  dass  Sie  den  Ruhm,  welchen  als  die 
glorreichste  Erbschaft  zu  pflegen  Ihre  Pflicht  ist,  nicht  yerdunkeln  wer- 
den —  dass  Sie  den  muthrollen  und  rechtlichen  Charakter  nicht  ver- 
leugnen werden,  welcher,  sowie  die  Herrschaft  der  Meinung  sich  über 
die  Herrschaft  der  physischen  Gewalt  erhebt  und  überwiegt,  für  jedes 
Volk ,  aber  vor  allen  für  das  Volk  von  Engand  —  ich  spreche  von  Ruf 
und  Charakter  —  das  Hauptwerkzeug  ausmacht,  durch  welches  ein 
mächtiges  Volk  feindliche  Angriffe  zurückzuwerfen  und  ein  ausgedehntes 
Reich  aufrecht  zu  erhalten  vermag/' 

Durch  die  Einkommensteuer  und  einige  andere  geringere  Abgaben 
woUte  Peel  nicht  allein  die  .Deflcits  auf  die  Dauer  beseitigen ,  sondern 
auch  einen  Ueberschuss  erlangen,  um  zugleich  schlechte  Abgaben  zu 
beseitigen  und  die  Handelsfreiheit  anzubahnen.  So  sollten  von  1200 
mit  Zollen  belasteten  Artikeln  7  50  ermässigt  werden.  Die  vorigen  Mi- 
nister hatten  eine  sehr  schickliche  Entschuldigung,  wenn  sie  nicht  so- 
fort eine  Meinung  über  einen  Plan  aussprachen,  der  so  umfassend  war, 
dass  er  viel  TJeberlegung  erforderte;  und  Lord  John  Rüssel  begnügte 
sich  mit  einigen  kleinen  Bedenken,  die  ihm  im  Augenblick  gerade  auf- 
stiessen,  sprach  aber  doch  seinen  Entschluss  aus,  bei  jedem  Stadium 
der  Diskussion  zu  opponiren  —  bei  den  Resolutionen,  bei  der  Berichts- 
erstattung,  der  ersten  Lesung,  der  zweiten  Lesung  und  der  dritten  Le- 
sung. Die  Opposition  suchte  die  Berathung  und  Entscheidung  hinzu- 
ziehen. Als  das  Haus  nach  den  Osterfeiertagen  zusammenkam,  gab  es 
eine  Debatte  von  vier  Nächten  über  ein  Amendement  RusseUs ,  welches 
auf  Yerwerfhng  der  Auflage  abzielte;  aber  es  stellte  sich  die  Thatsache 
heraus,  dass  man  nur  die  Wahl  hatte,  entweder  zu  einer  Einkommen- 
steuer oder  zu  Anleihen  seine  Zuflucht  zu  nehmen.  Das  Vertrauen  des 
Yolks  zu  dem  neuen  Ministerium  hatte  die  Fonds  gehoben  und  einige 
Whig-Eührer  wiesen  deshalb  darauf  hin,  welche  günstige  Zeit  für  eine 
Anleihe  wäre.  „Ich  fordere  Sie  auf,''  sagte  Peel  in  Erwiederung  von 
Busseils  Vorschlag  einer  neuen  Anleihe,  „eine  grosse  Anstrengung  zu 
macheu;  und  der  erste  Schritt,  den  Sie  zur  Rettung  thun  —  das  erste 
Zeugniss  Ihrer  Bereitwilligkeit  —  wird  der  halbe  Sieg  sein.  Wenn  Sie 
vor  Opfern  sich  fürchten,  wenn  Sie  in  glühenden  Earben  die  elende 
Lage  derer  malen,  welche  Steuern  zu  zahlen  haben  —  wenn  Sie  sagen, 
es  sei  besser,  bei  dem  jetzigen  System  zu  verbleiben  und  die  Schuld, 
die  auf  91  steht,  etwas  zu  vermehren  —  nun,  warum  stehen  denn  die 
Dreiprooentigen  auf  91  ?  Wer  hat  sie  auf  91  gebracht?  Der  öffent- 
liche Kredit  ist  hoch  —  die  Fonds  haben  sich  gehoben  —  und,   sagen 
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Sie,  , Jetzt  ist  eine  Anleihe  leicht  zu  haben!''  0!  Ihr  elenden  Finans- 
männer!  —  Die  Fonds  stehen  eben  deshalb  hoch,  weil  Sie  keine  Nei- 
gung gezeigt  haben,  in  Eriedenszeiten  zu  einem  Anleihesystem  Ihre 
Zuflucht  zu  nehmen."  Busseb  Amendement  wurde  am  13.  April  mit 
308  gegen  202  Stimmen  yerworfen;  und  ein  anderes  Amendement»  wel- 
ches Yorschlug ,  die  Lesung  der  Bill  erst  nach  sechs  Monaten  vorzuneh- 
men, wurde  am  18.  durch  eine  Mehrheit  von  285  gegen  188  beseitigt. 
Mit  ausserordentlicher  Schnelligkeit  ging  die  Bill  durchs  Komittee.  Nach- 
dem ein  paar  Amendements  verworfen  waren,  wurde  wenig  Opposition 
weiter  erhoben.  Achtzig  dauseln  wurden  in  der  Nacht  vom  2.  Mai 
erledigt,  und  am  30.  Mai  wurde  die  letzte  Lesung  mit  einer  Majorität 
von  130  vollzogen,  und  die  Bill  passirte  die  Gemeinen.  Bei  den  Lords 
war  keine  Debatte  bis  zur  dritten  Lesung,  und  die  Debatte,  welche 
dann  stattfand,  verhinderte  nicht,  dass  die  Bill  noch  denselben  Abend 
mit  einer  Majorität  von  71  durchgingt). 

In  Frankreich  wurde  im  Herbst  1789,  als  Necker  erklärt  hatte, 
dass  jede  neue  Anleihe  auch  unter  wucherischen  Zinsen  unmöglich  sei, 
die  Bewilligung  einer  Abgabe  von  einem  Viertel  alles  Einkommens,  nach 
freier  Selbstschätzung  der  Einzelnen,  binnen  drei  Jahren  zu  erlegen, 
beschlossen^).  Ob  dieselbe  wirklich  und  vollständig  gezahlt  worden 
ist,   weiss  ich  nicht.     Merkwürdig  ist  es  aber,   dass  keiner  der  Bona- 


1)  Martmeau,  Geschichte  Englands.  Bd.  IV.  3.88  —  102.  103.  Voeke  sagt 
von  der  Einkommensteuer  der  Industriellen:  ,,E8  ist  unzweifelhaft,  dass  Unter- 
schleife vorkommen,  wiewohl  das  nicht  allein  dem  Gewerbs-  und  Handelsstande 
zur  Last  HUlt,  es  ist  aber  nicht  minder  Thatsache,  dass  sie  sich  vermindern  und 
dass  insbesondere  die  grosseren  Industriellen  und  Kaufleute  mit  der  anerkenneoa- 
werthesten  Redlichkeit  fatiren.  Diese  erfreuliche  Thatsache  bt  aber  ein  schlagen- 
der Beweis  gegen  die  Phrase,  die  Einkommensteuer  wirke  demoralisirend.  Bei 
einem  demoralisirten  Volke  allerdings  wird  dieselbe  niemals  durchführbar  sein,  eine 
Nation  von  gesundem  Charakter  aber  wird  nicht  verschlechtert,  im  Gegentheil,  hier 
wirkt  sie  als  öffentliches,  als  politisches  Erziehungsmittel.  Der  Reiz  zur  Unred- 
lichkeit, welche  jede  Berflhrung  der  Interessen  im  Verkehr  erweckt,  fehlt  freilich 
auch  bei  der  Steuerfassion  nicht,  allein  diese  bildet  einen  so  unendlich  geringen 
Bruchtheil  jener  Berfihrungen  im  Allgemeinen,  dass  selbst  eine  wirklich  schSdliche 
Einwirkung  derselben  unmöglich  bis  zur  Fühlbarkeit  steigen  könnte.  Auf  der  an- 
deren Seite  aber  ist  gerade  die  Steuerpflicht  dazu  geeignet,  als  Stütze  der  Redlich- 
keit zu  dienen,  den  Schwachen  das  Gewissen  zu  schärfen,  und  Mancher,  der  sich 
nicht  scheut,  sich  der  gewohnten  Handwerksübervortheilungen  und  Handelspflffe  ge- 
dankenlos zu  bedienen,  tritgt  Bedenken,  die  Allgemeinheit,  den  Staat,  wo  er  ihm 
nicht  als  Privatrechtssubjekt,  sondern  als  Staatsgewalt  entgegentritt,  zu  betrügen; 
und  dass  nicht  wenigen  eine  schon  begangene  Unredlichkeit  einen  Stachel  hinter- 
lassen hat,  beweist  die  jährlich  regelmässige  Einnahme  aus  Ckwissensgeldem  (con- 
science  money)  mit  7000  bis  8000  £.**     VergL  S.  269. 

2)  H.  V.  Syhü,  Geschichte  der  Revolutionszeit  von  17S9  bU  1796.  Bd.  I. 
1865.  S.  84. 


§.  37.     DIREKTE  STEUERN.  433 

partes  jemals  den  Math  und  die  Macht  hatte ,  yon  den  Franzosen  eine 
allgemeine  Einkommensteuer,  die  Allen  einen  gleichen  Prozentsatz  auf- 
legt, zu  verlangen  und  zu  erheben,  sowie  dass,  als  die  Stadt  Paris  mit 
einer  Kriegskontribution  von  200  Mill.  Francs  belegt  wurde  und  zu  die- 
sem Behufe  eine  Anleihe  aufnahm ,  auch  die  Regierung  der  nationalen 
Yertheidigung  es  nicht  wagte ,  yon  den  Parisem  eine  tüchtige  Einkom- 
men -  oder  Yermögenssteuer  zu  fordern ,  yielmehr  im  Art  2  ihres  De- 
krets vom  10.  Februar  1871  bestimmte:  Die  Stadt  Paris  wird,  um  die 
Unkosten  für  die  Anleihe  zu  bestreiten,  eine  Gemeinde -Kriegssteuer 
auf  solche  Konsumtions- Gegenstände  oder  solche  Einnahmen  errichten, 
welche  ihr  zu  besteuern  gefallen  wird,  und  diese  Taxe  kann  durch  he- 
sondere  Yerfligung  den  Unterzeichnern  der  Anleihe  zugewiesen  werden. 
In  Frankreich  —  als  Monarchie  und  als  Eepublik  —  waren  die  Macht« 
haber  immer  so  schwach  und  von  der  Aristokratie  und  Bourgoisie  so 
abhängig,  dass  sie  bei  Forderung  yon  Steuern  die  Erste  Grundregel  der 
Besteuerung  (S.  404.  406)  yemachlässigten. 

Die  nicht  in  Abrede  zu  stellenden  Schwierigkeiten  einer  ganz  ge- 
rechten Steuer  yom  Einkommen  haben  zu  dem  Vorschlage  geführt,  nicht 
Ton  der  Einnahme,  sondern  yon  der  Ferausgabung  eine  Quote  als 
direkte  Steuer  zu  erheben.  Die  in  einzelnen  Ländern  bestehenden  di- 
rekten Steuern  yon  der  Verausgabung  treffen  nur  besondere  Arten  yon 
Ausgaben  und  unterscheiden  sich  yon  Yerbrauchssteuem  nur  dadurch, 
dass  sie  yon  demjenigen,  der  die  Sache  besitzt,  yerzehrt  oder  braucht, 
unmittelbar  entrichtet  und  nicht  yom  Produzenten  oder  Verkäufer  yor- 
g^chossen  und  diesem  dann  durch  den  Preis  ersetzt  werden,  wie  Steuern 
von  Pferden,  Wagen,  Hunden,  Dienstboten.  Sie  Mlen  offenbar  auf 
diejenigen,  welche  dieselben  zahlen  und  diese  Steuerobjekte  benutzen. 
lEine  hierher  gehörige,  aber  wichtigere  Steuer  ist  die  Haussteuer,  Die 
Rente  eines  Hauses  lässt  sich  in  Grundrente  und  Baurente  zerlegen. 
Erstere  richtet  sich  nach  den  gewöhnlichen  Prinzipien  der  Bodenrente; 
sie  ist  eine  Vergütung  für  den  Gebrauch  des  überbauten  Ghrundstücks 
und  yariirt  in  ihrem  Betrage  yon  dem  blossen  Aequiyalent  derjenigen 
Beute ,  welche  das  Grundstück  bei  landwirthschaftlicher  Benutzung  ge- 
geben hätte,  bis  zu  der  Monopolrente,  welche  für  eine  günstige  Lage 
an  yerkehrreichen  Stellen  einer  grossen  Stadt  bezahlt  wird.  Die  Bau- 
rente dagegen  ist  das  Aequiyalent  für  die  auf  das  Bauen  yerwendete  Ar- 
beit und  Kapitalien.  Sie  umfasst  den  üblichen  Gewinn  des  Erbauers 
oder  Bauunternehmers  für  sein  Kapital  und  eine  jährliche  Vergütung, 
welche  nach  Deckung  aller  dem  Eigenthümer  obliegenden  Beparaturen 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfuss  hinreicht,  um  das  Stammkapital  bis 
ZXL  der  Zeit,  wo  das  Haus  yerföllt  oder  nicht  mehr  reparirt  werden 
kann,    zu  ersetzen.     Eine  in  einer  Quote  der  ganzen  Hausrente  beste- 
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hende  Steuer  fallt  gleichmäsng  auf  die  Grandrente  und  die  Baurente. 
Je  höher  die  Rente  des  Hauses  ist,  um  desto  mehr  Steuer  ist  zu  zahlen, 
gleichviel  oh  die  Beschaffenheit  des  Gehäudes  oder  die  günstige  Lage 
desselben  die  Ursache  ist.  Indessen  ist  die  Wirkung  jedes  Theils  der 
Steuer  doch  naher  zu  betrachten. 

In  so  weit  die  Steuer  die  Baurente  trifft ,  muss  sie  schliesslich  auf 
den  Konsumenten,  d.  h.  hier  den  Bewohner,  fallen.  Da  nämlich  der 
Kapitalgewinn  beim  Bauen  oder  bei  Bauuntemehmungen  durchschnitt- 
lich nicht  höher  ist»  als  in  anderen  Gewerben,  so  müsste  derselbe,  wenn 
die  Steuer  nicht  den  Bewohner  oder  Miether,  sondern  den  Eigenthümer 
träfe,  niedriger  werden,  als  der  Gewinn  bei  nicht  besteuerten  Geschäfts- 
j^weigen;  und  der  Häuserbau  würde  dann  aufhören.  Wahrscheinlich 
indessen  würde  die  Steuer  während  einer  gewissen  Zeit  nach  ihrer  Ein- 
führung grossentheils  nicht  auf  den  Miether,  sondern  auf  den  Eigenthü- 
mer fedlen.  Tiele  nämlich  würden  die  frühere,  um  den  Belauf  der 
Steuer  gesteigerte  Miethe  nicht  bezahlen  können  oder  wollen  und  sich 
mit  geringeren  Wohnungen  begnügen.  Es  würde  danach  eine  Zeitlang 
das  Angebot  von  Wohnungen  die  Nachfrage  danach  übersteigen.  Die 
Folge  hrervon  würde  bei  den  meisten  andern  Artikeln  eine  sofortige 
Verminderung  des  Angebots  sein;  aber  bei  einer  so  dauerhaften  Waare, 
wie  Häuser  sind ,  nimmt  der  Yorrath  nicht  schnell  ab.  Der  Hauserbau 
würde  einstweilen  aufhören ;  inzwischen  würde  der  augenblickliche  TJebe]> 
fluss  an  Häusern  die  Miethen  herabdrücken  und  die  Konsumenten  wür- 
den vielleicht  dieselbe  Art  von  Wohnungen  für  die  nämliche  Bezahlung 
wie  früher,  einschliesslich  der  Steuer,  erhalten.  Allmalig  jedoch  würde 
die  zunehmende  Bevölkerung  die  Nächfrage  erhöhen  und  die  Miethen 
würden  wieder  steigen,  bis  es  wieder  einträglich  wird,  Häuser  zu  bauen. 
Das  geschieht  aber  erst  dann,  wenn  die  Steuer  gänzlich  dem  Miether 
^T  Last  fallt..  Zuletzt  also  trägt  der  Bewohner  den  Theil  der  Steuer, 
welcher  auf  die  Vergütung  für  das  Gebäude  selbst  fallt,  abgesehen  von 
dem  Grunde,  auf  dem  es  erbaut  ist. 

Da  eine  Steuer  von  der  eigentlichen  Bodenrente  auf  den  Grund- 
eigenthümer  fällt,  so  könnte  man  denken,  dass  eine  Steuer  von  der  in 
der  Hausrente  mit  enthaltenen  Grundrente  ebenfiills  auf  den  Eigenthü- 
mer des  Bauplatzes  fallen  müsste.  Dies  würde  aber  nur  dann  der  Pall 
sein,  wenn  eine  gleichmässige  Besteuerung  der  Bodenrente  überhaupt 
stattfände.  Die  niedrigste  Beute  för  Boden,  welcher  zum  Bebauen  mit 
Häusern  bestimmt  ist,  wird  sehr  wenig  mehr  betragen,  als  die  Rente 
dafür  bei  landwirthschaftlicher  Benutzimg  sein  würde,  da  man  anneh- 
men kann,  dass  ein  Grundstück  in  der  Begel  zum  Bebauen  mit  Wohn- 
häusern nicht  verpachtet  oder  verkauft  werden  wird,  so  lange  es  bei 
landwirthschaftlicher  Benutzimg    entschieden    mehr  eintragen   würde. 
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Wenn  also  die  Bodenrente  nicht  überhaupt  bestenerti  aber  anf  die  Hau- 
sergnmdrente  eine  Stener  gel^  wird,  so  mÜBste  die  Folge  davon  sein, 
dass,  sofern  die  Steuer  nicht  etwa  gams  unerheblich  wäre,  der  Ertrag 
aus  der  Häusergrundrente  noch  tiefer  herabgedrückt  würde,  als  der  ge- 
wöhnütohe  Ertrag  der  Bodenrente  ausmacht,  und  dies  müsste  den  Häu- 
serbau  ebenso  gut  zum  Stillstand  bringen,  als  eine  Besteuerung  der  Bau* 
rente,  bis  wieder  die  rermehrte  Nachfrage  der  steigenden  Bevölkerung, 
oder  die  Abnahme  des  Angebots  in  Polge  des  YerMls  der  Häuser,  die 
Hausrente  um  den  ganzen  Betrag  der  Steuer  erhöht  haben  wird.  Al- 
les aber,  was  die  niedrigste  Grundrente  steigen  macht,  erhöht  auch 
aJle  anderen  Grundrenten,  weil  die  niedrigste  Beute  von  allen  ande- 
ren um  den  wahren  Marktwerth  ihrer  besonderen  Tortheile  überstie- 
gen wird. 

In  Bezug  auf  die  meisten  Häuser  bildet  die  Grundrente  nur  einen 
kleinen  Theil  der  jährlich  für  das  Haus  zu  leistenden  Zahlung  und  bei- 
nahe die  ganze  Steuer  fällt  auf  den  Hausbesitzer.     Nur  in  den  gesuch- 
ten Lagen  in  oder  bei  grossen  Städten  bildet  die  Grundrente  das  vor- 
wiegende Element  von  der  Hausrente.     Unter  den  Arten  von  Einkom- 
men,   welche  sich  zu  einer  besonderen  Besteuerung  eignen,    nehmen 
diese  Grundrenten  die  ersten  Stellen  ein,  da  sie  das  merkwürdigste  Bei- 
spiel eines  enormen  Beichthumszuwachses  darbieten,   der  zuweilen  in 
kurzer  Zeit  und  mitunter  ganz  unerwartet  von  wenigen  Personen  er- 
worben wird,   bloss  in  Folge  des  zufalligen  TJmstandes,   dass  sie  gewis- 
ses Terrain  besitzen,   für  deren  Erwerb  sie  nicht  die  mindeste  Anstren- 
gung,  Auslage  oder  Risiko  gehabt  haben.     So  weit  also  eine  Häuser- 
steuer auf  den  Grundeigenthümer  fallt,   unterliegt  sie  keinem  begründe- 
ten Bedenken.     So  weit  sie  auf  den  Hausinhaber  oder  Miether  fiült,   ist 
sie,   wenn  sie  in  richtigem  Yerhältniss  zum  Werth  des  Hauses  steht, 
eine  der  gerechtesten  und  unbedenklichsten  von  aUen  Steuern.     Dies  ist 
nicht  bloss  MiU's  Ansicht,  sondern  auch  schon  Ad.  Smith  und  Hoffmann 
dachten  ebenso.     Keine  Art  von  Ausgaben  giebt  einen  bessern  Maass- 
stab für  die  Yermögensverhältnisse  der  Einzelnen  ab  und  richtet  sich 
im  Allgemeinen  so  sehr  nach  dem  Betrage  derselben.     Eine  Haussteuer 
entspricht  den  Anforderungen  an  eine  gerechte  Einkommensteuer  viel- 
leicht besser,   als  die  direkte  Schätzung  des  allgemeinen  Einkommens, 
da  sie  den  grossen  Yortheil  hat,   von  selbst  alle  Unterscheidungen  zu 
machen,   die  bei  der  Anlage  einer  Einkommensteuer  so  schwer,   und 
mit  voller  Genauigkeit  unmöglich  berücksichtigt  werden  können.     Denn 
das,   was  Jemand  an  Miethe  zahlt,   lässt  auf  die  Grösse  seines  Yermö- 
gens  noch  nicht  sicher  schliessen,   wohl  aber  darauf,    was  er  selbst 
glaubt,   ausgeben  zu  können.     So  wie  das  Einkommen  unter  einem  ge« 
wissen  Betrage  von  der  Einkommensteuer  frei  bleiben  muss,   so  sollten 
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auch  Häuser  oder  Wohnungen  unter  einem  gewissen  Werth  oder  anter 
einem  gewissen  Miethspreis  von  der  Haussteuer  nicht  betroffen  werden, 
nach  dem  Ghrundsatz,  dass  der  zu  einer  gesunden  Existenz  nothwendi^e 
Bedarf  yon  Steuern  verschont  bleiben  muss. 

Einwenden  Hesse  sich  gegen  diese  Steuer  vielleicht,  dass  der  Gel* 
zige  sich  ihr  zum  Theil  entzieht  —  aber  dies  gilt  auch  von  allen  Ver- 
brauchssteuern; dem  Geizigen  kann  man  nur  durch  eine  direkte  Ein- 
kommensteuer gerecht  beikommen.  Indessen  ist  die  Zahl  der  Geizigen, 
namentlich  solcher,  die  ihre  Schätze  vergraben  und  ihren  Beichthum 
nicht  produktiv  verwenden,  nicht  gross.  Ein  anderer  Einwand  könnte 
sein,  dass  Jemand  nicht  wegen  seiner  Wohlhabenheit,  sondern  wegen 
seiner  zahlreichen  Eamilie  eine  grössere  und  daher  kostbarere  Wohnung 
hat.  Dieser  Einwand  verdient  aber  keine  Berücksichtigung.  Denn  wer 
mehr  Einder  erzeugt  hat,  als  er  nach  seinen  Yermögensverhaltnissen 
behaglich  und  gut  erziehen  kann,  hat  offenbar  kein  Becht,  zu  fordern, 
dass  er  deshalb  weniger  Steuern  zahlt,  dass  folglich  mehr  Steuern  von 
Anderen  gezahlt  werden,  die  nicht  mehr  Einder  erzeugt  haben,  als  sie 
behaglich  und  gut  erziehen  können.  Wenn  man  femer  noch  einwendet, 
dass  auf  dem  Lande  die  Miethen  gewöhnlich  viel  niedriger  sind ,  als  be- 
sonders in  grossen  Städten,  und  dass  deshalb  die  Steuer  ungleich  driieke, 
so  kommt  in  Betracht,  dass  man  sich  in  grossen  Städten  auch  mit  klei- 
neren Wohnungen  behiKt ,  und  dass  die  Miethen  oft  eben  deshalb  nied- 
rig sind,  weil  die  Bewohner  arm  sind.  Das  Wesen  einer  guten  Haus- 
Steuer  Hegt  übrigens  nicht  in  der  Absicht,  eine  Besteuerung  des  Ein- 
kommens aufl  Häusern  zu  bilden,  sondern  viehnehr  eine  Besteuerung; 
der  durch  die  f^ohnung  verursachten  Ausgabe.  Man  braucht  demnach 
nicht  za  ermitteln,  wie  viel  ein  Haus  einbringen  würde,  wenn  es  ver- 
miethet  wäre,  sondern  was  es  dem  kostet,  welcher  es  bewohnt.  Ist 
der  Bewohner  der  Eigenthümer,  so  muss  ein  anderer  Maassstab  zur  An- 
wendung kommen.  Die  Miethe,  welche  das  Haus  einbringen  konnte^ 
wenn  der  Eigenthümer  es  nicht  selbst  bewohnte,  würde  in  grossen  Städ- 
ten zwar  einen  geeigneten  Maassstab  abgeben ,  in  vielen  anderen  Eailen 
aber  auch  nicht,  namentlich  in  aUen  den  Fällen  nicht,  wo  ein  Miether 
sich  überhaupt  nur  deshalb  finden  würde,  weil  die  Miethe  ausser  aUem 
Yerhältniss  zum  Erbauungspreise  sein  würde,  z.  B.  bei  einem  Palast  auf 
dem  Lande.  Man  müsste  in  solchen  EäUen  vielmehr  das  Haus  schätzen, 
aber  nicht  nach  dem  Verkaufspreise,  sondern  lediglich  nach  dem,  was 
es  wieder  zu  bauen  kosten  würde ;  und  diese  Schätzung  müsste  jährlich 
berichtigt  werden,  theils  in  Bezug  auf  stattgehabte  Deteriorationen, 
theils  auf  Meliorationen.  Der  Betrag  dieser  berichtigten  Schätzung 
würde  das  Stammkapital  darstellen,   dessen  Zinsen  nach  dem  bei  den 
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öffentlichen  Fonds  sich  ergebenden  Zinsfoss  berechnet,   den  jährlichen 
Werth  bilden  würden,  wonach  das  Gebäude  zu  besteuern  wäre. 

Wenn  es  sich  von  Einführung  einer  allgemeinen  Wohnungssteuer 
in  Freussen  handelte,   so  wäre  der  jährliche  Wohnungsaufwand,   wel- 
cher freigelassen  werden  müsste,   unter  40  Thlr.  anzunehmen.     Würde 
ein   höherer  Wohnungsaufwand   mit   2^^   besteuert,    wäre  also   von 
40  Thlm.  Wohnungsaufwand  1  Thlr.,    ron  200  Thlm.  6  Thlr.,   von 
1000  Thlm.  25  Thlr.  Steuer  zu  zahlen,   so  würde  eine  solche  Steuer 
yon  nur  einer  einzigen  Gattung  von  Ausgaben  Manchem  unangenehm, 
wirklich  drückend  aber  wohl  nicht  sein.    Jährlich  müsste  der  Wohnungs- 
aofwand  ermittelt  oder  geschätzt  werden.     Die  Schätzung  müsste  theils 
nach  der  Hiethszahlung ,   theils  nach  den  Herstellungskosten  der  Ge- 
bäude erfolgen.     Es  wäre  demnach  jährlich  zunächst  zu  schätzen,   was 
der  Neubau  des  Hauses,   welches  der  Steuerpflichtige  bewohnt,   kosten 
würde.    Kostet  er  z.  B.  10,000  Thlr.,  so  macht  der  Steuerpflichtige,  bei 
einem  Zinsfusse  von  5^,   einen  Wohnungsaufwand  von  500  Thlm.  und 
dayon  würde  er  12-}  Thlr.  Steuer  zahlen  müssen.     Sind  aber  die  Woh- 
nongsräume,   welche  das  Haus  darbietet,    höher  vermiethet,   etwa  zu 
750  Thlr.,    so  müsste  der  Miether  18f  Thlr.  steuern.     Könnten  diese 
Bäume  für  das  laufende  Steuerjahr  sogar  mit  1000  Thlr.,  also  noch  hö- 
her,  vermiethet  werden,   so  müsste  der  Inhaber  oder  Miether  25  Thlr. 
Steuer  zahlen.     Die  kleinen  Grundbesitzer  auf  dem  Lande  haben  meist 
einen  Wohnungsaufwand  von  weniger  als  40  Thlr.  jährlich;  ihre  Ge- 
bäude brauchten  also  in  der  Begel  nicht  geschätzt  zu  werden.     Dies 
würde  nur  bei  den  grösseren  Grundbesitzem  nöthig  sein.     Ländliche 
Chrundbesitzungen   von   mehr   als  30  Morgen   gab   es   sonst  nur  4  — 
500,000.    Li  den  grösseren  Städten  bedarf  es  einer  Schätzung  des  Neu- 
bauwerthes  der  Wohngebäude  in  der  Begel  auch  nicht.    Denn  hier  sind 
die  meisten  Wohnungen  vermiethet,  und  wie  hoch  eine  von  dem  Haus- 
eigenthümer  selbst  bewohnte  Wohnung  vermiethet  werden  könnte,  lässt 
sich  ziemlich  sicher  schätzen.     Die  Miethen  sind  überdies  meistens  hö- 
her als  die  Zinsen  von  den  Baukosten.    Hiemach  dürfte  es  nicht  beson- 
ders schwierig  oder  kostbar  sein,    eine  solche  Haussteuer  zu  erheben. 
Wenn  der  steuerp^ichtige  Wohnungsaufwand  in  Preussen  jährlich  nur 
50  Millionen  Thaler  betrüge,  so  würde  die  Steuer  bei  dem  Satz  von  nur 
2^^  schon  1^  Million  Thaler  bringen.    Wenn  der  Steuersatz  für  Wohn- 
räume auf  2^  -g-  gesetzt  würde ,   so  dürfte  es  sich  doch  mit  Bücksicht 
auf  die  leider  immer  noch  bestehende  Gewerbesteuer  empfehlen,   den 
Satz  für  Geschäfts-  und  Gewerbsräume  viel  niedriger  zu  stellen. 

Es  ist  schon  (S.  416)  bemerkt  worden,  dass  es  die  Staatsgewalt  nicht 
unbedingt  durchsetzen  kann ,  dass  eine  Steuer  auf  das  Einkommen  und 
jiicht  auch  auf  das  Kapital  föllt,  dass  aber  auch  Steuern  auf  das  Kapital 
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nicht  in  allen  Fällen  yerwerflicli  sind.     So  wie  es  räthUch  ist,   eine 
Einkommenstener  einzuführen  und  sie  auch  in  gedeihlichen  Zeiten  zn 
einem  massigen  Satz  beizubehalten ,  um  in  Nothzeiten  durch  Erhöhung 
des  Satzes  sich  eine  ausserordentliohe  Einnahme  zu  sichern,    so  könnte 
es  auch  nützlich  sein,   eine  massige  Fermögenuteuer  einzuführen,   um 
sich  in  Kothzeiten  durch  Erhöhung  ihres  Satzes  HüUsmittel  zu  sichern. 
Nicht  schwer  ausführbar  dürfte  besonders  die  Erhebung  einer  massigen 
Immobiliarvermögenssteuer  sein.     Eine  solche  Steuer  würde  einer  ge- 
wöhnlichen Grundsteuer  —  die  übrigens  daneben  fortbestehen  bleiben 
könnte  —  vorzuziehen  sein,    da  sich  dabei  auf  die  Schulden  Bücksidit 
nehmen  Hesse,    während  bei   der  Grundsteuer  der  Grundbesitzer  Ton 
dem  ganzen  Ertrage  seines  Grundstücks  steuern  muss,    wenn  er  dayon 
auch  Hypothekenzinsen  zu  zahlen,   aLso  auch  von  einem  Ertrage  zu 
steuern  hat,  den  er  in  der  That  nicht  bezieht.    Durch  eine  solche  Steuer 
können  auch  die  Realgläubiger  betroffen  werden,   wenn  dieselbe  yon 
dem  ganzen  Werth  der  Immobilien  yon  den  Besitzern  eingezogen  wird 
und  diese  den  entsprechenden  Betrag  der  Steuer  sich  yon  ihren  Gläubi- 
gem dadurch  erstatten  lassen ,    dass  sie  ihnen  um  so  weniger  an  Zinsen 
zahlen.     Wenn  ein  solcher  Zinsenabzug  durch  Tertrag  nicht  ausge- 
schlossen werden  kann  und  darf,   so  kann  dadurch  auch  der  sogenannte 
Bealkredit  nicht  leiden.     Denn  kein  Gläubiger  würde  wohl  deshalb  sein 
Kapital  so  leicht  kündigen  und  etwa  im  Auslande  anlegen,  wenn  in  dem 
ganzen  grossen  Staate  der  Abzug  stattfindet.     Wenn  man  den  Werth 
eines  yererblichen  Vermögens  dem  20fjBU}hen  Jahresertrage  gleichsetzt, 
so  wird  man  den  Werth  eines  lebenslänglichen  oder  einer  Leibrente 
dem    12-|-fiichen  Jahreswerth   gleichsetzen   können.     Beträgt  nun  die 
Steuer  ^-^  des  Werths,   so  hat  der  Eigenthümer  eines  Immobiliarver- 
mögens von -100,000  Thlr.  jährlich  50  Thlr.  zu  steuern.     Ist  der  Inha- 
ber dieses  jährlich  5000  Thlr.  eintragenden  Termögens  nur  Fideikommiss- 
besitzer,   so  hat  er  von  dem  zum  12-^fiichen  Ertrage  mit  62,500  Thlr. 
kapitalisirten  Werth  nur  Z\\  Thlr.  Steuer  zu  zahlen.     Wenn  aber  der 
Inhaber  Eigenthümer,  jedoch  verschuldet  ist,  und  wenn  er  z.  B.  zu 
zahlen  hat 

1)  eine  Leibrente  von  jährlich      .... 

2)  von   einer  Hypothek  von  10,000     &  4f 
8)     -         -             -             -     10,000     -    5^ 
4)     -         -              -              -     26,666|  -    6^ 
so  hätte  er  von  einem  Ertrage  yon 
5000  Thlr.  an  seine  Gläubiger  jähr- 
lich abzugeben 4500  

was  gleichkäme  einem  Kapital  von 75,000. 


1 


Thlr. 

Thlr. 

2000 

12i&ch 

25,000 

400 

20   - 

8,000 

500 

20   - 

10,000 

1600 

20   - 

■ 

82,000 
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Wäre  nun  von  dem  Ertrage  yon  5000  Thlrn.  eine  Gbnindsteuer  yon 
1  f  mit  50  Thlr.  za  zahlen,  so  hätte  der  Eigenthümer  von  dem  ihm  yer- 
bleibenden  Einkommen  yon  nnr  500  Thlrn.  nicht  weniger  als  10  ^  Steuer 
XU.  zahlen;  seine  Eealgläubiger  zahlten  aber  nichts.  Wird  dagegen  das 
KapitalyermÖgen  des  Besitzers  und  seiner  Bealgläubiger  mit  ^-^1^  be- 
steuert, so  entrichtet  der  Besitzer  zwar  die  ganze  Steuer,  zieht  aber  da- 
für seinen  Gläubigem  ab 

Thlr.  Thlr.  Thlr.  TUr. 

ad  1.  yon  25,000  |^  mit  12|  und  zahlt  nur  1987|  statt  2000 

-  -       4       -         -        -       396         -       400 
5       -         -        -       495         -       500 

-  -     16       -         -        -     1584         -     1600 


- 

2. 

- 

8,000 

- 

3. 

- 

10,000 

m 

4. 

- 

32,000 

75,000       -       -     37|     -         -        -     4462^      -     4500 

dazu  37| 

sind  4500  Thlr. 

Thlr.  Thlr.  Sgr. 

Der  Besitzer  zahlt  also  selbst  yon.     .     .     .       25,000  \ -^     12     15 

und  die  Gläubiger  zahlen  yon 75,000  \ -q\     37     15 

so    dass  yom  ganzen  Werth  yon     ....     100,000  «J-  7^     50     — 
gesteuert  werden. 

Im  Preussischen  Staate  waren  yor  1 866  über  2  Millionen  Besitzun- 
gen mit  mehr  als  90  Millionen  Morgen  Acker,  Wiesen,  Weiden,  Wal- 
dungen. Die  Zahl  der  Priyatgebäude  beträgt  über  4^  Millionen,  dayon 
mehr  als  2  Millionen  Piiyatwohnhäuser.  Wenn  man  den  Gesammt- 
werth  des  Immobiliaryermögens  nur  zu  5000  Millionen  Thaler  annimmt, 
so  würde  eine  Steuer  yon  ^  ^  schon  2^  Millionen  Thaler  bringen.  Bei 
einer  solchen  Steuer  hätte  nur  die  Schätzung  des  Werths  ^) ,   die  jähr- 

1)  Wenn  man  an  die  Zeit  der  Abfassung  des  A.  L.R.  denkt,  so  darf  man  den 
Redaktoren  über  ihre  Definitionen  yom  Werth  im  Th.  I.  Tit.  2.  §.  111  —  119  keine 
za  harten  Vorwürfe  machen,  sich  aber  wandern,  dass  diese  Paragraphen  noch  im- 
mer nicht  aufgehoben  sind,  da  ihr  Fortbestehen  nich  bloss  nnnütz,  sondern  schftd- 
lieh  ist  Die  anklare  Idee  des  gemeinen  Werths  spokt  noch  in  Gesetzen  aus  un- 
serem Jahrhundert  und  sogar  über  den  Qeltangsbereich  des  'A.  L.B.  hinaus ,  z.B. 
im  Gesetz  über  das  Mobiliarfeuerversichernngswesen  vom  8.  Mai  18S7,  im  Art.  896 
des  Handelsgesetzbuchs  vom  24.  Juni  1861.  Für  Preussen  würde  daher  ein  Gesetz 
über  Besteuerung  des  Werths  des  Grundbesitzes  bestimmt  angeben  müssen,  wie  der 
Werth  festgestellt  werden  soll.  Im  Juni  1863  beantragte  im  Unterhause  Palmerston 
den  Ankauf  des  Ausstellnngsgebftudes  und  erwähnte  dabei  Beispiele  von  Verkftufen, 
welche  den  Preis  von  119,000  £  für  einen  Acre  Land  geben;  in  der  N&he  der 
Paalskirche  sei  der  Brachtheil  eines  Acres  mit  60,000  £  bezahlt  worden.  Wie  sehr 
auch  in  Breslau  die  Grundstücke  gestiegen  wären,  wurde  in  demselben  Jahre  be- 
richtet,  ergäbe  die  jüngst  von  Technikern  angefertigte  Werthsberechnung  des  Grund 
und  Bodens,  welche  bei  der  gerichtlichen  Abschätzung  zu  Grande  gelegt  würde. 
Danach  stellte  sich  der  Preis  pro  Quadratruthe  in  der  innem  Stadt  und  zwar  auf 
dem  Ring ,   Blücherplatz  und  deren  nächster  Nähe  bis  auf  200  Thlr. ,  in  den  übri- 
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lieh  geschehen  oder  -vrenigstens  jährlich  sorgfältig  revidirt  werden  mass, 
Schwierigkeiten,  die  aber  nicht  nnüberwindUch  sind.  Bei  einer  Be- 
sitzimg ,  die  im  letzten  Jahre  angekauft  ist,  wird  der  Kao^reis  in  der 
Eegel  den  Werth  angeben.  In  allen  anderen  Fällen  müsste  der  Besitzer 
jahrlich  zu  einer  Erklärung  aufgefordert  werden ,  um  welchen  Preis  er 
seine  Besitzung  yerkaufen  würde.  JSTur  in  den  Fällen,  wo  dieser  Auf- 
forderung  nicht  rechtzeitig  Genüge  geleistet,  oder  ein  offenbar  zu  niedri- 
ger Preis  angegeben  würde,  wäre  eine  Feststellung  des  wahrscheinli- 
chen Verkaufspreises  nöthig.  Orts-  und  bezirkskundige  Personen  wür- 
den wohl  von  jeder  Besitzung  anzugeben  im  Stande  sein,  welcher  Kauf- 
preis zur  Zeit  zu  erwarten  wäre,  wenn  eine  Teräusserung  an  den  Meist- 
bietenden erfolgte.  Nach  dem  so  geschätzten  wahrscheinlichen  Ver- 
kaufspreise wäre  dann  die  Steuer  zu  berechnen  und  zu  erheben.  Als 
eine  dauernde  Steuer  würde  eine  solche  Lnmobiliarrermögenssteuer  sich 
rechtfertigen  lassen ,  wenn  sie  nach  einem  massigen  Satz  erhoben  wird. 
Anders  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  es  sich  von  einer  nur  Einmal 
aufzubringenden  grossen  Summe  handelt.  Muss  für  einen  wichtigen 
Zweck  ein  einmaliges  Opfer  gebracht  werden,  so  sind  die  unyermeidli- 
chen  Ungleichheiten  leichter  zu  ertragen  und  eine  minder  genaue  Ab- 
messung wird  wenigstens  dauernden  Nachtheil  kaum  bringen. 

Wenn  man  der  Meinung  ist,  dass  nach  der  Gerechtigkeit  neben 
einer  Immobüiarvermögenssteuer  auch  eine  Mobiliarvermögenssteuer  nö- 
thig wäre,  so  könnte  letztere  in  der  Form  einer  Steuer  von  der  Ver- 
sicherung von  Mobilien  gegen  Feuergefahr  bestehen.  Zwar  pflegen  nur 
wohlhabendere  Personen  ihr  MobiliarrermÖgen  zu  rersichem ;  aber  eine 
Besteuerung  auch  des  allergeringsten  Mobiliarwermögens  wird  sich  auch 
nicht  rechtfertigen  lassen. 


§.  38.     VERBRAUCHSSTEUERN. 

Unter  Auflagen  auf  Handelsartikel  oder  Ferbratickssteuern  versteht 
man  gewöhnlich  solche  Abgaben,  welche  die  Produzenten  zu  entrichten 
haben ,  oder  auch  die  zwischen  den  Produzenten  und  den  Konsumenten 
auftretenden  Verkäufer  oder  Vermittler.  Verbrauchssteuern  könnte  man 
vielleicht  auch  solche  Abgaben  nennen,  welche  denjenigen,  welche  ge-- 

gen  Strassen  von  50  bis  «af  180  Thlr. ;  ferner  in  den  Vorstfidten  and  swar  vor 
dem  Nicolai-,  Schweidnitser-  und  Ohlauerthor  bis  aaf  80  TUr.,  yor  dem  Sand-  and 
Oderthore  von  16  bis  20  Thlr.,  aaf  dem  Viehmarkt  and  in  Klein -Kletsehkaa 
endlich  aaf  6  bis  10  Thlr.  Und  dabei  worde  angefahrt,  dass  bei  dem  Verkauf  von 
Orund  and  Boden  sehr  oft  ein  noch  höherer  Preis,  ,,fast  das  Doppelte  des  wirkli- 
chen Werths**  erzielt  würde.  Ob  bei  allen  diesen  Angaben  der  „gemeine  Werth** 
oder  der  „ausserordentliche  Werth**  oder  der  „Werth  der  besondern  Vorliebe**  ge- 
meint sein  mag? 
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wisse  Gegenstände  besitzen  oder  gebrauchen,  direkt  aufgelegt  werden, 
wie  Hans-,  Pferde-  und  Wagensteuem;  aber  man  pflegt  den  Ausdruck 
auf  indirekte  Steuern  zu  beschränken,  d.  h.  auf  solche,  die  von  Jemandem 
vorschussweise  gezahlt  werden,  indem  man  daraufrechnet,  dass  dieser 
im  Stande  sein  werde,  sich  dafür  von  Anderen  Ersatz  zu  verschaffen. 
Die  Yerbrauchssteuem  treffen  entweder  die  einheimische  Produktion,  oder 
die  Einfuhr  vom  Auslande ,  oder  auch  den  Transport  und  Verkauf  im 
Lande  selbst^  und  werden  danach  in  Geeist  (S.  421),  Zöiie  und  Transit- 
abgaben  (S.  157)  eingetheilt.  Welcher  von  diesen  Klassen  sie  auch  an- 
gehören und  in  welchem  Stadium  der  Produktion  oder  des  Verkehrs  sie 
einer  Waare  auch  aufgelegt  werden ,  so  wirken  sie  doch  wie  eine  Erhö- 
hung der  Produktionskosten,  d.  h.  der  Produktionskosten  im  weitesten 
Sinn,  wozu  auch  die  Kosten  des  Transports  und  der  Vertheilung,  und 
überhaupt  alle  Kosten  gehören,  die  erfordert  werden,  um  die  Sache  an 
den  Markt  zu  bringen.  In  der  Wirkung  kommt  es  nun  auf  dasselbe 
hinaus,  ob  die  Produktionskosten  kunstlich  durch  eine  Steuer  oder  durch 
natürliche  Umstände  höher  werden.  Werden  nur  einzelne  Artikel  da- 
von berührt,  so  steigt  ihr  Werth  und  ihr  Preis  bis  zu  dem  Betrage, 
welcher  den  Produzenten  oder  Verkäufer  für  die  besondere  Belastung 
schadlos  hält.  Wäre  eine  Steuer  aber  auf  alle  Artikel  gelegt,  genau  in 
demselben  Verhältnisse  zu  ihrem  Werth,  so  würde  eine  solche  Kompen- 
sation nicht  eintreten  können,  und  zwar  weder  durch  ein  allgemeines 
Steigen  der  Werthe,  d.  h.  Tauschwerthe,  noch  durch  ein  Steigen  aller 
Preise  —  ersteres  ist  nämlich  ein  Unding,  und  die  Preise,  d.  h.  Geld- 
werthe,  hängen  von  ganz  verschiedenen  Ursachen  ab.  Eine  Störung 
der  Werthe  würde  aber  eintreten:  einige  würden  steigen,  andere  fallen, 
und  zwar  in  Folge  der  verschiedenen  Dauerhaftigkeit  des  in  verschiede- 
nen Gewerben  angewendeten  Kapitals.  Der  Eohertrag  der  Erwerbthä- 
tigkeit  besteht  nämlich  aus  zwei  Theilen ,  von  denen  der  eine  zum  Er- 
satz des  konsumirten  Kapitals  dient,  der  andere  Gewinn  ist.  Gleiche 
Kapitalien  in  zwei  verschiedenen  Gewerben  müssen  nun  aber  gleiche 
Aussicht  auf  Gewinn  bieten ;  wenn  jedoch  bei  dem  einen  Gewerbe  das 
stehende  Kapital  einen  grösseren  Theil  ausmacht,  als  bei  dem  andern, 
oder  wenn  dies  stehende  Kapital  bei  dem  einen  von  dauerhafterer  Be- 
schaffenheit ist,  so  wird  jährlich  weniger  Kapital  verbraucht,  und  zu 
seiner  Ergänzung  weniger  erfordert  werden,  so  dass  der  Gewinn,  um 
ganz  derselbe  zu  sein,  eine  grössere  Portion  des  jährlichen  Ertrages 
bilden  muss.  B[iemach  kann  man  sagen,  wenn  eine  Steuer  auf  alle 
Verbrauchsartikel  genau  in  demselben  Verhältniss  zu  ihrem  Werth  ge- 
legt werden  könnte,  so  würde  sie  nicht  die  Verbraucher  treffen,  sondern 
auf  den  Kapitalgetvinn  fallen  und  diesen  vermindern. 

Eine  jede  Verbrauchssteuer,   mag  sie  auf  die  Produktion,   oder  die 
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Einfuhr,  oder  den  Transport  eines  einzelnen  Gegenstandes  von  einem 
Ort  zum  andern,  oder  auf  den  Verkauf  desselben  gelegt  sein;  mag  sie 
in  einer  festen  Geldsumme,  oder  in  einem  Antheil  an  dem  Gegenstände 
selbst,  oder  in  einer  Abgabe  yom  Wertlie  bestehen,  wird,  der  allgemei- 
nen Begel  nach,  den  Werth  und  den  Preis  des  Artikels  wenigstens  um 
den  Betrag  der  Steuer,  meistentheils  aber  noch  darüber  hinaus  erhöhen. 
Denn  erstens  erfordern  fast  alle  Steuern  Ton  der  Produktion  besondere 
Anordnungen,  um  den  Umgehungen  der  Steuer  vorzubeugen,  welche 
die  Produzenten  und  die  Verkäufer  Beschränkungen  unterwerfen  und 
immer  Quellen  yon  Beschwerden  und  Belästigungen  und  gewöhnHoh 
auch  yon  Kosten  sind,  wofür  sich  die  Produzenten  oder  Verkäufer  durch 
einen  Zuschlag  auf  den  Preis  ihrer  Artikel  entschädigen  müssen.  Solche 
Beschränkungen  stören  auch  oft  die  Fabrikation  selbst,  indem  sie  den 
Produzenten  zwingen,  dieselbe  in  der  eben  nur  für  die  Steuererhebung 
passendsten  Weise  zu  betreiben  und  diese  Weise  ist  häufig  weder  die 
wohlfeilste,  noch  für  die  Produktion  die  förderlichste.  Jede  derartige 
Anordnung  erschwert  es  dem  Fabrikanten ,  neue  und  yerbesserte  Fabri- 
kationsmethoden zur  Anwendung  zu  bringen.  Femer  macht  die  yor- 
schussweise  Zahlung  der  Steuer  es  für  die  Produzenten  und  Verkäufer 
nothwendig,  dass  sie  zum  Betriebe  ihres  Geschäfts  mehr  Kapital  bedür- 
fen, als  sonst  nöthig  sein  würde.  Sie  müssen  also  für  den  ganzen  Be- 
lauf ihres  Kapitals  den  üblichen  Gewinn  berechnen,  obgleich  nur  ein 
Theil  dieses  Kapitals  zur  Bestreitung  der  wirklichen  Kosten  der  fieryor- 
bringung  oder  Einfuhr  dient.  Der  Preis  des  Artikels  muss  dann  so  hoch 
sein,  ujn  den  Gewinn  für  mehr  als  seinen  natürlichen  Werth,  d.  h.  die 
Produktionskosten,  abzuwerfen,  während  sonst  der  Gewinn  sich  auf  den 
natürlichen  Werth  beschränkt  haben  würde.  Ein  Theil  des  National- 
kapitab  wird  also  nicht  zur  Produktion  verwendet^  sondern  in  der  Wirk- 
lichkeit zu  Vorschüssen  an  die  Regierung,  welche  in  dem  Preise  des 
Artikels  wieder  ersetzt  werden ;  und  die  Konsumenten  müssen  die  Ver- 
käufer für  den  Gewinn  schadlos  halten,  den  sie  durch  dies  Kapital  hät- 
ten machen  können,  wenn  es  wirklich  zur  Produktion  angewendet  wor- 
den wäre.  So  kann  es  yorkommen,  dass  der  Vorschuss,  welchen  der 
Produzent  oder  Importeur  leisten  muss,  yon  den  Konsumenten  mit  10^ 
oder  noch  höher  verzinst  werden  muss;  dies  üebel  wird  auQh  nicht 
ganz  beseitigt,  wenn  die  Eegierung  die  Steuerzahlung  etwa  eine  Zeit- 
lang gegen  Zahlung  yon  Verzugszinsen  stundet  (S.  405).  Dazu  kommt 
noch,  dass,  wenn  ein  Geschäft  ein  grösseres  Kapital  fordert^  die  Konkur- 
renz in  demselben  beschränkt  wird ;  so  erlangt  dann  eine  kleinere  An- 
zahl yon  Personen  gleichsam  ein  Monopol  und  kommt  in  den  Stand, 
entweder  den  Preis  höher  zu  halten,  ab  der  übliche  Kapitalgewinn  be- 
dingt,  oder  auch  diesen  Gewinn  bei  geringerer  Anstrengung  in  Bezug 
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axif  YerroUkominnimg  und  wohlfeilere  HersteUimg  ihrer  Artikel  zu  er- 
langen. So  kann  es  geschehen^  dass  Yerbrauchsstenem  —  auch  abgese- 
hen von  den  eigentUohen  Erhebungskosten  —  durch  Erhöhung  der 
Preise  der  Yerbrauchsartikel  dem  Verbraucher  sehr  yiel  mehr  kosten,  als 
sie  der  Staatskasse  einbringen.  Noch  ein  Umstand  ist  wichtig.  Das 
durch  die  Steuer  herbeigeführte  Steigen  des  Preises  vermindert  fast  im- 
mer die  Nachfrage  nach  der  betreffenden  Waare ;  und  da  es  nun  manche 
Yerbesserungen  in  der  Produktion  giebt,  die  in  ihrer  Anwendbarkeit  eine 
gewisse  Ausdehnung  des  Absatzes  verlangen,  so  werden  diese  Yerbesse- 
rungen behindert  und  oft  ganz  verhindert.  Zuweilen  machen  die  In- 
dustriezweige die  geringsten  Fortschritte,  wo  die  Regierung  durch  Be- 
aufsichtigungen und  Kontrolen  wegen  einer  Yerbrauchssteuer  sich  am 
meisten  einmischt;  und  solcher  Industriezweig  erhält  erst  dann  einen 
starken  Antrieb  zur  YervoUkommnung,  wenn  die  Steuer,  die  den  Markt 
beschränkte,  aufgehoben  wird. 

Bisher  wurden  die  Wirkungen  der  Yerbrauchsstenem  nur  im  All- 
gemeinen betrachtet  Es  giebt  nun  aber  gewisse  Artikel  —  die  ßtr  den 
Arbeiter  nothwendigen  Gegenstände  ^  namentlich  Lebensmittel  —  deren 
Werth  auf  die  Yertheüung  des  Yermögens  unter  die  verschiedenen  Klas- 
sen des  Gemeinwesens  einen  solchen  Einfluss  übt,  dass  es  nöthig  ist, 
die  Wirkung  solcher  Steuern  auf  diese  besonderen  Gegenstände  etwas 
weiter  zu  verfolgen.  Wird  z.  B.  auf  Getreide,  d.  h.  also  auch  auf  Brod, 
eine  Steuer  gelegt,  und  steigt  der  Preis  um  den  Betrag  der  Steuer,  so 
kann  dies  eine  zweifache  Folge  haben :  1)  kann  es  die  Lage  der  arbei- 
tenden Klassen  verschlechtem.  Yermindert  sich  dadurch  der  Yerbrauch 
der  Bodenerzeugnisse,  oder  richtet  er  sich  auf  Nahrungsmittel,  welche 
der  Boden  reichlicher  und  daher  wohlfeiler  hervorbringt,  so  trägt  dies 
bei,  die  Landwirthschaft  auf  fruchtbarere  Ländereien  oder  wohlfeilere 
Bewirthschafhing  zu  beschränken,  und  den  Werth  und  Preis  von  Ge- 
treide herabzudrücken ;  das  Getreide  wird  sich  also  schliesslich  auf  einen 
Preis  stellen,  der  nicht  um  den  ganzen  Betrag  der  Steuer,  sondern  nur 
um  einen  Theil  derselben  höher  sein  wird ;  2)  kann  es  auch  kommen, 
dass  der  hohe  Preis  der  besteuerten  Nahrungsmittel  den  gewöhnlichen 
Maassstab  der  Bedürfnisse  des  Arbeiters  nicht  hinabdrückt,  sondern 
dass  im  Gegentheil,  in  Folge  einer  Einwirkung  auf  die  Bevölkerungs- 
verhaltnisse, der  Lohn  über  kurz  oder  lang  steigt,  so  dass  der  Arbeiter 
für  seinen  Antheü  an  der  Steuer  entschädigt  wird  —  eine  solche  Ent- 
schädigung könnte  aber  natürlich  nur  auf  Kosten  des  Kapitalgewinns 
erfolgen.  Steuern  von  unentbehrlichen  Lebensmitteln  müssen  daher 
nothwendig  entweder  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  verschlechtem, 
oder  dem  Kapitalisten  neben  der  Steuer,  die  er  schon  für  seinen  eige- 
nen Yerbrauch  zahlt,  obendrein  noch  die  Steuer  von  dem,  was  der  Ar- 
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beiter  verzehrt,  aufbürden.  In  diesem  letzten  Fall  kommt  eine  solche 
Steuer,  wie  eine  Steuer  Tom  Arbeitslohn,  einer  besonderen  Besteuerung 
des  Eapitalgewinns  gleich,"  und  diese  ist,  wie  jede  andere  partielle 
Steuer,  ungerecht  so  wie  nachtheilig  für  den  Nationalwohlstand.  Wie 
wirkt  nun  solche  Steuer  auf  die  Bodenrente?  Wenn  wir  annehmen, 
dasB  der  Verbrauch  yon  Nahrungsmitteln  sich  nicht  vermindert,  so  wird 
zur  Deckung  des  Bedarfs  ebenso  viel' Land  bebaut  werden  müssen,  wie 
vorher.  Dieselben  Ländereien  und  landwirthschaftlichen  Eapitalanwen- 
düngen,  die  früher  als  die  mindestergiebigen  den  Werth  und  Preis  des 
ganzen  Ertrages  bestimmten,  werden  auch  künftig  die  maassgebenden 
bleiben.  Der  Einfluss  einer  Besteuerung  der  landwirthschaftlichen  Er- 
zeugnisse auf  die  Bodenrente  wird  davon  abhängen ,  ob  die  Steuer  das 
Yerhältniss  des  Ertrages  der  mindest  ergiebigen  Ländereien  und  land- 
wirthschaftlichen Kapitalien  zu  dem  Ertrage  anderer  Länderelen  und 
Kapitalien  verändert  oder  nicht.  Dies  wird  nun  von  der  Weise  abhän- 
gen, wie  die  Steuer  aufgelegt  ist.  Ist  sie  eine  Abgabe  vom  Werthe 
oder,  was  auf  dasselbe  hinausläuft,  eine  bestimmte  Quote  des  Ertrages, 
wie  z.  B.  der  Zehnte,  so  muss  sie  offenbar  die  landwirthschaftliche  Beute 
vermindern.  Sie  ist  um  so  höher,  als  die  Ländereien  besser  sind;  Bo- 
den von  doppelter  Fruchtbarkeit  hat  auch  doppelt  so  viel  Zehent  zu  ge- 
ben. Wenn  aber  von  zwei  Quantitäten  mehr  von  der  grösseren  als  von 
der  kleineren  genommen  wird ,  so  muss  auch  das  Unterschiedsverhält- 
nisB  geringer  werden.  Die  Auflegung  eines  Getreidezehnten  würde  da- 
her auch  wie  ein  Zehnte  von  der  betreffenden  Bodenrente  wirken; 
denn  wenn  man  eine  Eeihe  von  Zahlen  jede  um  ein  Zehntel  reducirt, 
so  reducirt  sich  auch  ihre  Differenz  um  ein  Zehntel.  Eine  Abgabe  von 
einer  festen  Quote  des  Ertrages  vermindert  in  demselben  Yerhältniss  die 
in  Getreide  geschätzte  Bodenrente.  Es  ist  aber  nur  diese  Beute,  wel- 
che dadurch  vermindert  wird,  nicht  die  in  Geld  geschätzte  Beute.  Denn 
in  demselben  Yerhältniss,  wie  die  Getreiderente  an  Quantität  abnimmt, 
steigt  das  Getreide  an  Werth.  Die  Grundeigenthümer  werden  hiemach 
im  Werthe  oder  Preise  für  das,  was  sie  an  Quantum  verlieren,  ent- 
schädigt; und  nur  soweit  sie  ihre  Beute  in  den  Produkten  selbst  ver- 
zehren, oder  die  in  Geld  empfangene  Beute  für  Getreide  ausgeben,  lei- 
den sie  darunter :  d.  h.  ebenso  wie  andere  Konsumenten  von  Bodener- 
zeugnissen. Als  Gh*undeigenthümer  angesehen  haben  sie  eben  so  viel 
Einkommen  wie  früher;  der  Zehnte  fällt  also  nicht  auf  den  Grundeigen- 
thümer, sondern  auf  den  Konsumenten.  Dieselbe  Wirkung  hätte  auch 
eine  Steuer  auf  die  Bodenrente ,  wenn  sie  statt  in  einer  Quote  des  Er- 
trages in  einem  bestimmten  Geldbetrage  pro  Scheffel  erhoben  würde. 
Eine  im  Yerhältniss  zur  Bodenrente  angelegte  Steuer  würde  weniger 
eine  Steuer  von  den  Produkten  selbst,   als  eine  Steuer  von  Grund  und 
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Boden  sein.  Eigentliche  Steuern  von  den  Produkten ,  sei  es  pro  Schef- 
fel oder  nach  dem  Werth,  berühren  nicht  die  Bente^  sondern  fallen  auf 
die  Konsumenten;  der  Eapitalgewinn  dagegen  wird  den  ganzen  oder 
doch  den  grössten  Theü  der  von  der  Konsumtion  der  arbeitenden 
KlaAsen  erhobenen  Steuer  zu  tragen  haben.  In  diesem  Fall  wird  der 
Kapitalgewinn  vermindert,  mithin  die  Kapitalansammlung  verzögert 
werden. 

Die  Wirkung^i  der  Yerbrauchssteuem  wurden  bisher  unter  der  Yor- 
aussetzung  betrachtet,  dass  sie  unparteiisch  erhoben  werden,  nämlich 
ohne  Bücksicht  darauf,  wie  der  betreffende  Artikel  produzirt  oder  an  den 
Markt  gebracht  wird.  Andere  Erfolge  ergeben  sich  natürlich,  wenn 
diese  Unparteilichkeit  nicht  stattfindet  und  die  Steuer  nicht  auf  den  Ar- 
tikel überhaupt,  sondern  nur  auf  besondere  Arten  seiner  Beschaffung 
gelegt  wird.  Nehmen  wir  an,  ein  Yerbrauchsartikel  liesse  sich  auf 
mehrfachem  Wege  beschaffen.  Ein  Fabrikat  lässt  sich  entweder  durch 
Handarbeit  oder  durch  Wasser-  oder  Dampfkraft  herstellen;  Zucker  kann 
aus  Zuckerrohr  oder  aus  Bunkelrüben  gewonnen  werden ;  Yieh  kann  ent- 
weder ipit  Heu-  oder  Grasfutter  oder  mit  Oelkucheu  und  Branntwein- 
schlämpe  gemästet  werden.  Offenbar  liegt  es  im  allgemeinen  Interesse, 
dass  die  Produzenten  von  den  verschiedenen  Methoden  immer  diejenige 
befolgen ,  welche  den  Artikel  am  besten  und  am  wohKeilsten  herstellt. 
Da  das  Interesse  der  Produzenten  ebenfalls  hierzu  führt  —  sofern  sie 
nicht  gegen  Konkurrenz  geschützt  und  vor  den  Nachtheüen  eigener 
Sorglosigkeit  gesichert  sind  —  so  wird  das  dem  Gemeinwesen  erspriess- 
lichste  Yerfohren  in  der  Begel  eben  dasjenige  sein,  welches  sie,  üeJIs 
sie*  sich  selbst  überlassen  sind,  schon  ihres  eigenen  Yortheils  wegen 
wählen  würden.  Nun  wollen  wir  annehmen,  dass  die  eine  Produktions- 
weise mit  einer  Steuer  belegt  wird,  dass  aber  die  anderen  unbesteuert 
bleiben  oder  geringer  besteuert  werden.  Wenn  das  besteuerte  Yerfah- 
ren  dasjenige  ist,  welches  die  Produzenten  doch  nicht  gewählt  haben 
würden ,  so  ist  die  ganze  Maassregel  erfolglos  und  überflüssig.  Trifft 
dagegen  die  Steuer,  wie  natürlich  beabsichtigt  wird,  dasjenige  Yerfah- 
ren,  welches  sonst  gewählt  worden  wäre,  so  giebt  sie  künstlich  ein 
Motiv  ab,  um  dem  unbesteuerten  oder  dem  geringer  besteuerten  Yerfah- 
ren,  wenn  gleich  es  an  sich  schlechter  ist,  den  Yorzug  zu  verschaffen. 
Hat  die  Steuer  also  überhaupt  eine  Wirkung,  so  ist  die  Folge,  dass  der 
Artikel  in  schlechterer  Qualität  oder  mit  grösseren  Kosten  produzirt 
wird,  die  Steuer  bewirkt,  dass  ein  gewisses  Quantum  Arbeit  vöUig  ver- 
geudet^) wird,   und  dass  das  zum  Unterhalt  uild  zur  Yergütung  solcher 

1)  „£b  ist  anrichtig,  wenn  man  glaubt,  es  sei  dem  Staate  yortheilhaft ,  Sa- 
chen dann  noch  selbst  zu  verfertigen ,  wenn  man  sie  im  Auslande  wohlfeiler  kau' 
fen  kann.    Die  Mehrkosten,  welche  ihm  die  eigene  Verfertigung  verursacht,  $md  rem 
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Arbeit  angewendete  Kapital  gerade  eben  so  unnütz  yeraosgabt  wird, 
als  wenn  man  z.  B.  damit  Menschen  dingte,  um  Gräben  zu  machen  and 
um  dieselben  dann  wieder  zuzuwerfen.  Diese  Vergeudung  von  Arbeit 
und  Kapital  vermehrt  offenbar  die  Produktionskosten  des  Artikels  und 
steigert  im  entsprechenden  Yerhaltniss  dessen  Werth  und  Preis,  weil 
doch  die  Eigenthümer  des  Kapitals  entschädigt  werden  müssen.  Natür- 
lich fällt  der  Verlust  auf  die  Verbraucher;  zugleich  wird  aber  auch  das 
Kapital  des  Landes  dadurch  verringert  werden ,  da  die  Mittel  zur  Er- 
sparung und  in  gewissem  Gbrade  auch  der  Antrieb  dazu  abnehmen. 
Solche  Steuern,  ünterscheidungsabgaben y  Differenziälzöiie ,  widerstrei- 
ten dem  Grundsatz,  dass  dem  Steuerzahler  so  wenig  wie  möglich  mehr 
abgenommen  werden  soll,  als  der  Staatskasse  wirklich  zu  Gute  kommt 
(S.'406).  Der  Verbraucher  muss  bei  ihnen  zwei  verschiedene  Abgaben 
zahlen,  von  denen  nur  die  eine,  und  häufig  gerade  die  minder  lästige, 
an  die  Staatskasse  gezahlt  wird.  Wenn  z.  B.  eine  Steuer  auf  den  aus 
Zuckerrohr  gemachten  Zucker  gelegt,  Bunkelrübenzucker  aber  unbe- 
steuert  gelassen  oder  geringer  besteuert  wird,  so  wird,  soweit  Bohr- 
zucker im  Gebrauch  bleibt,  die  Abgabe  vom  Bohrzucker  an  die  Staats- 
kasse gezahlt  —  und  gegen  diese  Steuer  an  sich  würde  sich  kaum  etwaa 
einwenden  lassen.  Sofern  aber  durch  die  Abgabe  der  Bohrzuoker,  der 
vorher  wohlfeiler  war,  als  Bübenzucker,  jetzt  theurer  und  von  diesem 
in  bedeutendem  Maasse  verdrängt  wird,  indem  man  nun  vieles  Land 
mit  Buben  bebaut,  und  viele  oder  grosse  BübenzuckerflEibriken  anlegt, 
so  wird  der  Staat  vom  Zucker  theilweise  keine  Steuer  beziehen,  wah- 
rend doch  die  Verbraucher  davon  eine  wirkliche  Abgabe  bezahlen  müs- 
sen. Sie  werden  fUr  Bübenzucker  mehr  bezahlen,  als  sie  firüher  für 
Bohrzucker  bezahlten,  und  die  Differenz  wird  nur  dazu  dienen,  um  die 
Fabrikanten  für  einen  geradezu  vergeudeten  Theil  der  Arbeit  des  Lan- 
des zu  entschädigen;  es  wird  vielleicht  durch  die  Arbeit  von  3  Men- 
schen so  viel  produzirt  werden,  als  sonst  durch  die  Arbeit  von  2  hätte 
erlangt  werden  können.  Wenn  z.  B.  die  Arbeit  von  2  Menschen  100 
Scheffel  Weizen  produzirt  und  man  mit  100  Scheffel  Weizen  SOCentner 
Bohrzucker  eintauschen  kann ,  die  Produktion  von  30  tlentner  Büben- 
zucker aber  die  Arbeit  von  3  Menschen  erfordert,  so  wird  offenbar  die 
Arbeit  eines  Menschen  vergeudet,  wenn  man  statt  Weizen  Bübenzucker 
produzirt  Die  Arbeit  von  3  Menschen  hätte  dagegen  vielleicht  bewirken 
können,  dass  statt  30  Centner  Bübenzucker  45  Centner  Bohrzuoker,  also 
1 5  Centner  Zucker  mehr,  beschafft  wäre.  Am  häufigsten  sind  solche  ünter- 
scheidungsabgaben derart,   dass  auf  die  Einfuhr  einer  Waare,  die  auch 

verloren,  und  hätten,  wären  sie  auf  ein  anderes  Gewerbe  angelegt  worden,  reich- 
haltigen Gewinn  bringen  können**  —  Worte  der  Geschäftsinetraktlon  fRr  die  Regie- 
rungen in  sämmtliehen  ProYin&en,  d.  d.  Königsberg  den  86.  Desember  1806,  §.  50- 
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im  Inlaade  prodiudrt  weidea  kann,  eine  Abgabe  gelegt  wird,  ohne  dass 
die  einheimische  Produktion  gleichmasflig  besteuert  wird.  Im  Zollverein 
z.  B.  ist  Garn,  Tuch,  Leinwand,  Sammt^  Oel,  Porzellan  nur  besteuert, 
wenn  es  ausländisches  Produkt  ist,  inländisches  ist  steuerfrei;  Zucker 
und  Taback  zahlen  geringere  Abgaben ,  wenn  sie  inländisches  Produkt 
sind,  als  wenn  sie  ausländische  sind.  Nun  wird  niemals  eine  Waare 
regelmässig  vom  Auslande  bezogen  werden ,  wenn  sie  nicht  im  Ganzen 
mit  geringerem  Aufwände  yon  Kapital  und  Arbeit  bezogen  werden  kann, 
als  ihre  inländische  Erzeugung  kosten  würde.  Wenn  also  ein  Einfuhr- 
zoll es  vortheilliafter  macht,  eine  Waare  im  Lande  selbst  hervorzubrin- 
gen, als  sie  einzufahren,  so  wird  ein  Extrabetrag  von  Arbeit  und  Ka- 
pital, ohne  Eztraertrag,  verausgabt.  Die  Arbeit  bleibt  nutzlos,  und 
das  Kapital  ist  verausgabt  worden ,  um  Menschen  zu  bezahlen ,  die  bei 
aller  Arbeit  nichts  hervorbringen.  Schntzzölie  also ,  d.  h.  Zolle ,  die 
zugleich  zur  Ermunterung  und  Begünstigung  —  Beschützung  —  der  in- 
ländischen Erzeugung  des  besteuerten  Artikels  dienen  sollen,  sind  die 
allerverschwenderischeste  Weise,  den  Staatsbedarf  zu  erheben. 

Dies  gilt  besonders  von  Eingangszöllen  von  Produkten  der  Land- 
wirthschaft,  insofern  sie  nicht  durch  Abgaben  von  der  inländischen 
landwirthschafUichen  Produktion  aufgewogen  werden.  Sie  bringen  im 
Vergleich  zu  dem,  was  sie  den  Yerbraucheru  nehmen,  der  Staatskasse 
ausserordentlich  wenig  ein.  Wenn  z.  B.  ein  Land  100  Millionen  Schef- 
fel Getreide  produzirt  und  110  Millionen  konsumirt,  so  dass  10  Millio- 
nen SchefEel  aus  dem  Auslande  bezogen  werden  müssen,  und  wenn  nun 
von  diesen  10  Millionen  Scheffeln  ein  Einfuhrzoll  erhoben  wird,  der 
den  Preis  pro  Scheffel  um  1  Thlr.  erhöht,  so  wird  der  Preis  nicht  allein 
für  die  eingeführten  10  Millionen,  sondern  für  die  überhaupt  konsumir- 
ten  110  MiUionen  Scheffel  erhöht  Kehmen  wir  nun  den  günstigsten, 
wenn  auch  unwahrscheinlichsten  Pall  an ,  dass  die  Einfuhr  sich  nicht 
vermindert  und  die  inländische  Produktion  sich  nicht  vermehrt.  In  die- 
sem Pall  erhalt  der  Staat  nur  von  10  Millionen  Scheffel  eine  Einnahme 
au  Steuern,  während  die  Konsumenten  zum  Belauf  von  110  Millionen 
Thalem  besteuert  werden :  denn  100  Millionen  Thaler  sind  eine  Abgabe 
an  die  inländischen  Produzenten  und  Ghrundbesitzer.  So  zahlt  der  Kon- 
sument dem  Grundeigenthümer  eine  neue  Steuer,  die  das  Zehnfache  von 
dem  beträgt,  was  er  dem  Staate  entrichtet.  Nun  wollen  wir  aber  den 
wahrscheinlicheren  Pall  annehmen,  dass  die  Steuer  wirklich  die  Ein- 
fuhr vermindert,  dass  die  Einfuhr  in  gewöhnlichen  Jahren  gänzlich  ver- 
hindert wird  —  indem  sich  ergiebt,  dass  die  10  Millionen  Scheffel  durch 
mühsameren  Landbau  oder  durch  Urbarmachung  geringeren  Bodens  et- 
was wohlfeiler  produzirt  werden  können,  als  wie  der  Aufschlag  von 
1  Thlr.  auf  den  ursprünglichen  Preis  ausmacht;  wir  wollen  annehmen, 
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'  diese  Produktion  laase  sich  mit  einem  Aufschlag  yon  ^  Thlr.  pro  Scheffel 
herstellen.  Dann  würde  die  Staatskasse  nichts  erhalten,  ausser  hei 
Hissemten,  wo  eine  ausserordentliche  Einfuhr  nöthig  wäre.  Indessen 
die  Konsumenten  hezahlen  jährlich  eine  Ahgahe  von  ^  Thlr.  pro  Scheffel 
auf  das  ganze  Bedar&quantum  yon  110  Millionen  Scheffel,  also  55  Mil- 
lionen Thaler.  Hiervon  sind  nun  5  Millionen  Thaler  eine  Entschädigung 
für  die  durch  das  Zollgesetz  veranlasste  Vergeudung  von  Arbeit  und  Ka- 
pital an  die  Produzenten  der  letzten  10  Millionen  Scheffel;  die  andern 
50  Millionen  Thaler  gehen ,  wie  vorher,  in  die  Tasche  der  Grundeigen- 
thümer.  —  Wie  wohlthätig  die  Aufhebung  der  Englischen  Korngesetze 
war,  hat  die  Zeit  gelehrt  Seit  1849  war  oder  galt  der  Zoll  bloss  als 
ein  nomineller,  er  betrug  1  s.  per  Quarter,  wurde  1864  auf  3  d.  per 
Centner  Getreide  und  4^  d.  per  Centner  Mehl  gesetzt  und  1 869  ganz 
abgeschafft.  Das  von  den  Einfdhrzöllen  überhaupt  Gesagte  gut  eben- 
falls von  den  DifferenzialzöUen ,  welche  die  Einfuhr  von  bestinmiien 
Orten  oder  Ländern  her,  oder  in  bestimmter  Weise  im  Gegensatz  zu 
andern  begünstigen ,  wie  z.  B.  die  Bevorzugung  der  Produkte  einer  Ko- 
lonie oder  eines  Landes,  mit  welchem  Handelsverträge  geschlossen  sind ; 
oder  die  höheren  Zölle,  welche  in  Polge  von  Schiffahrtsgesetzen  auf 
Waaren  gelegt  werden ,  die  nicht  in  nationalen  Fahrzeugen  eingeführt 
werden.  Alle  solche  ünterscheidungsabgaben  sind  vom  wirthschaft- 
lichen  Standpunkt  nichts  weiter  als  Fergeudung,  Sie  nöfhigen  zu  einem 
kostspieligeren  Wege,  eine  Waare  zu  beziehen,  wo  ein  wohlfeilerer  of- 
fen gestanden  hätte,  und  veranlassen  dadurch,  einen  Theil  der  Arbeit, 
welche  zur  Versorgung  des  Landes  mit  ausländischen  Erzeugnissen  an- 
gewendet wird,  ohne  entsprechende  Vergütung  zu  opfern.  Die  Engli- 
schen Schiffakrtsgeselxe  y  welche  sich  aus  Cromwell's  Zeit  herschreiben^ 
sollten  der  Englischen  Schiffahrt  eine  fortwährende  Beschäftigung  sichern. 
Es  durften  die  Erzeugnisse  Asien's ,  Afiika's  und  Amerika's  nur  in  Bii- 
tischen  Schiffen ,  die  von  Britischen  XJnterthanen  befehligt  und  grössten- 
theüs  bemannt  waren,  eingeführt  werden,  unter  Carl  11  legte  ein  Ge- 
setz besondere  Zölle  auch  auf  Europäische  Erzeugnisse,  wenn  diese  mit 
fremden  Schiffen  eingeführt  wurden.  So  erhielt  die  Britische  Schiffahrt 
ein  Monopol.  Anfangs  schien  die  Maassregel  vortheilhaft  zu  wirken, 
bis  der  Amerikanische  Krieg  ausbrach.  Die  Nordamerikanischen  Schiffe, 
welche  vorher  die  Privilegien  des  Mutterlandes  genossen  hatten,  wur- 
den nun  davon  ausgeschlossen.  Sie  kamen  daher  mit  Ballast  nach  Eng- 
land, während  Britische  Schiffe  zwischen  England  und  Amerika  mit 
vollen  Ladungen  hin  und  her  fEÜiren  konnten.  Die  Amerikaner  legten 
nun  dieselben  Beschränkungen  auf  Englische  Schiffe,  welche  die  Eng- 
länder auf  Amerikanische  gelegt  hatten.  So  mussten  denn  die  Schiffe 
beider  Nationen  mit  Ballast  ausfethren,  um  mit  Ladungen  heimzukehren. 
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Die  Yerbraucher  der  Ladangen  hatten  natürlich  von  jeder  Waare  wirk- 
lich doppelte  Fracht  zu  zahlen^  und  dieser  Zustand  wurde  erst  1B15 
aushoben.  Im  Jahre  1B22  worden  in  England  überhaupt  die  Be- 
schränkungen der  fremden  Schiffahrt  etwas  gemildert  und  jetzt  ist  von 
den  alten  Schiffahrtsgesetzen  nichts  mehr  in  Anwendung.  In  Folge 
dessen  hat  die  Englische  Schiffahrt  ganz  ausserordentlich  zugenom- 
men —  der  prophezeite  Ruin  derselben  ist  nicht  eingetreten  —  und  die 
Schiffahrt  anderer  Nationen  nach  England  und  von  England  hat  sich 
ebenfalls  in  Folge  dessen  sehr  entwickelt,  namentlich  die  Deutsche 
und  die  Preussische  Schiffahrt.  Dergleichen  Schiffahrtsbeschränkungen 
und  DifferenzialzöUe  bestanden  lange  in  ausserordentlichem  Maasse  in 
Frankreich,  durch  den  Handelsvertrag  von  1B60  sind  die  Verhältnisse 
zu  Gunsten  Englands  sehr  verbessert. 

Auch  Preussen  hatte  im  neunzehnten  Jahrhundert  seine  Schiffahrts- 
akte. Am  20.  Juni  I B22  erging  eine  K.O.  wegen  bewilligter  Begünsti- 
gung inländischer  Ehedereien,  welche  bestimmte:  1)  dass  die  Küsten- 
schiffahrt von  einem  Preussischen  Hafen  nach  einem  anderen  inländi- 
schen Platze  (cabotage)  als  ein  ausschliesslich  inländisches  Gewerbe  an- 
gesehen und  deren  Betrieb  nur  inländischen  Seeschiffem  erlaubt  sein 
soUy  bei  Strafe  der  Konfiskation  von  Schiff  und  Gut,  insofern  ein  aus- 
ländischer Schiffer  dabei  betroffen  wird ;  2)  dass  eine  Erhöhung  der  bis- 
herigen Hafenabgaben  von  ausländischen  beladen  ein  -  und  ausgehenden 
Schiffen  in  allen  Preussischen  Häfen  eintreten ,  dieselbe  jedoch  auf  die 
Schiffe  derjenigen  Nationen  keine  Anwendung  finden  soll,  mit  wel- 
chen Preussen  wegen  Behandlung  ihrer  Schiffe  und  deren  Ladungen 
gleich  den  inländischen  oder  den  am  meisten  begünstigten  Nationen  in 
Traktaten  steht,  und  zwar  unter  den  darin  festgesetzten  Bedingungen; 
und  welche  ihrerseits  aus  anderer  Veranlassung  die  Preussischen  Schiffe 
und  deren  Ladungen  gleich  den  inländischen  behandeln.  Mit  dieser 
Beschränkung  sollte  die  Erhöhung  nach  folgenden  Sätzen  stattfinden: 
a)  von  eingehenden  Schiffen  2  Thlr.  pro  Last  von  4000  Pfund,  b)  von 
ausgehenden  1  Thlr.  pro  Last,  c)  von  Schiffen,  die  nur  bis  zum  vierten 
Theil  oder  weniger  beladen  sind,  beziehungsweise  der  halbe  Satz.  Schiffe, 
die  mit  Ballast  beladen  sind,  unterliegen  dieser  erhöhten  Schiffahrtsab- 
gabe nicht.  Der  Ertrag  dieser  Abgabe  soll  nicht  als  eine  erhöhte  Ein- 
nahmequelle der  Staatskasse  angesehen ,  sondern  zum  Besten  der  Bhe- 
derei  verwendet  werden.  3)  Um  dem  Bhedereigewerbe  auch  zugleich, 
80  weit  dies  Seitens  des  Staats  möglich  ist,  eine  reelle  Nahrungsquelle 
darzubieten,  soll  der  Transport  derjenigen  Waaren,  welcher  für  Rech- 
nung des  Staats  stattfindet,  vorzugsweise  durch  inländische  Schiffe  be- 
sorgt werden.  Nach  dem  Gesetz  vom  5.  Februar  1B55  kann  das  xmter 
Nr.  1  der  Ordre  vom  20.  Juni  1822  wegen  Begünstigung  der  inländi- 
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sehen  Bhederei  erlassene  Yerbot  der  Eüstenfracht&hrt  von  einem  Preus- 
sischen  Hafen  nach  einem  anderen  inländischen  Platze  durch  ausländi- 
sche Seeschiffer  durch  Königliche  Verordnung  zu  Gtinsten  solcher  Län- 
der ausser  Anwendung  gesetzt  werden ,  in  welchen  die  Preussischen 
Schiffe  zum  Betriebe  der  Xüstenfrachtfahrt  zu  gleichen  Rechten  mit  den 
inländischen  Schiffern  zugelassen  werden.  Die  Verordnung  yom  25.  April 
1B64  setzte  die  in  der  K.O.  vom  20.  Juni  1822  unter  Nr.  2  angeordnete 
Erhöhung  der  Hafenabgaben  von  ausländischen,  beladen  ein-  und  aus- 
gehenden Schiffen  —  das  sogenannte  extraordinäre  Flaggengeld  —  auf 
die  Dauer  von  sechs  Monaten  ausser  Kraft,  und  die  KO.  von  demselben 
Tage  bestimmte,  dass  för  die  Dauer  von  sechs  Monaten  die  übrigen 
bei  dem  Besuche  Preussischer  Häfen  zu  entrichtenden  Abgaben  Ton  aus- 
ländischen Schiffen  nur  zu  den  nämlichen  Beträgen  erhoben  werden 
sollten,  wie  yon  Preussischen  Schiffen.  Im  Abgeordnetenhause  kam  am 
9.  Dezember  1867  bei  Berathung  des  Etats  eine  Ausgabe  von  100  Thlr. 
zum  Besten  der  inländischen  Bhederei  zur  Sprache ,  wobei  ein  Begie- 
rungskommissar  die  Erläuterung  gab :  „Die  Einnahme  auf  diesem  Titel 
besteht  lediglich  aus  den  extraordinären  Flaggengeldem,  welche  in  den 
Preussischen  Häfen  erhoben  werden  yon  Schiffen  solcher  Nationen,  in 
deren  Häfen  eine  nachtheilige  Behandlung  der  Preussischen  Flagge  statt- 
findet, und  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung,  ausschliesslich  zum 
Besten  der  inländischen  Bhederei  yerwendet  zu  werden.  Glücklicher- 
weise hat  diese  Einnahme,  die  früher 'yiel  mehr  betrug,  neuerdings  auf 
diesen  unerheblichen  Betrag  zurückgeführt  werden  können ,  und  zwar 
in  Folge  der  abgeschlossenen  Verträge  mit  anderen  Staaten,  wodurch 
die  beiderseitigen  Flaggen  in  der  Behandlung  gleichgestellt  worden  sind. 
Es  ist  nur  noch  Spanien,  bei  dessen  Schiffen  diese  Erhebung  möglioher- 
weise  stattfinden  kann.  Für  die  Bhederei,  soweit  dieselbe  überhaupt 
auf  die  Unterstützung  des  Staats  Anspruch  hat,  sind  noch  andere  Fonds 
vorhanden,  als  diese  100  Thlr.'' 

Die  Abgaben,  welche  auf  den  Transport  yon  Waaren  aus  einem 
Lande  in  ein  anderes  gelegt  werden,  haben,  wenn  es  nicht  Differenzial- 
abgaben  sind,  auch  Wirkungen  auf  den  internationalen  Austausch.  Man 
könnte  meinen ,  dass  Abgaben  yom  auswärtigen  Handel  auf  die  Konsu- 
menten fisülen,  dass  also  Ausfuhrzölle  die  auswärtigen  und  Einfuhrzölle 
die  einheimischen  Verbraucher  treffen  müssten.  So  einfach  gestaltet 
sich  aber  die  Sache  nicht.  Namentlich  sind  die  Wirkungen  der  Aus- 
fuhrzölle ausserordentlich  yerschieden.  Die  Umstände,  yon  welchen 
diese  Wirkungen  abhängen,  sind  aber  meistens  so  schwer  zu  erkennen, 
dass  sich  kaum  bestimmen  lässt,  ob  ein  Land  bei  Erhebung  eines  Aus- 
fuhrzolls gewinnt  oder  yerliert.  Es  scheint,  dass  mit  solcher  Abgabe 
gewöhnlich  das  Ausland  wenigstens  theilweise  betroffen  wird,   dass  das 
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Ausland  sie  aber  selten  ganz  trägt.  Was  aber  das  eine  Land  dabei  ge- 
^winnt,  wird  jedenMLs  Ton  einem  andern  yerloren,  und  die  Erhebungs- 
kosten kommen  noch.  dazu.  Wenn  daher  iz^temationale  Moralität  rich- 
tig erkannt  und  ihre  Anforderungen  befolgt  würden,  so  müssten  solche 
Steuern  als  dem  allgemeinen  Wohl  zuwiderlaufend,  nicht  bestehen. 
Uebiigens  sind  Ausßohrzölle  immer  mehr  ausser  Anwendung  gekommen. 
Nach  dem  Hand^lsTertrage  zwischen  Freussen  und  der  Türkei  von  1862 
sollen  auch  dort  die  Ausfuhrzölle  bis  auf  1  ^  des  Werths  der  Ausfuhr- 
artikel heruntergesetzt  werden.  In  Deutschland  sind  immer  noch 
Deutsche  Lumpen  mit  einem  Ausfuhrzoll  belegt. 

Da  Ausfuhrzölle  zum  Theil  auch  yon  dem  Lande,  welches  sie  auf- 
^^>  getragen  werden  müssen,  so  wird  es  nicht  auffallen,  dass  Ein- 
fuhrzölle zum  Theil  auch  auf  das  Ausland  fallen  können.  Nehmen  wir 
beispielsweise  an,  dass  England  sich  mit  Deutschen  Leinen  und  Deutsch- 
land sich  dagegen  mit  Englichem  Tuch  versorgt  und  dass  nun  England 
Deutsche  Leinen  mit  einer  Einfuhrabgabe  belegt,  die  aber  nicht  ein 
Schutzzoll,  d.  h.  eine  so  hohe  Steuer  ist,  dass  dadurch  England  veran- 
lasst würde,  seinen  Bedarf  an  Leinen  selbst  zu  produciren.  Wenn  die 
Auflegung  der  Steuer  den  Verbrauch  von  Leinen  in  England  irgendwie 
vermindert,  so  wird  das  Oleichgewicht  des  Handels  gestört.  Denn  da 
die  Abgabe  bei  der  Einfohr  in  England  erhoben  wird,  so  erhalt  der 
Deutsche  ExporteiLr  nur  denselben  Preis  wie  früher,  obgleich  der  Eng- 
lische Konsument  einen  höheren  bezahlt.  Sobald  also  ein  geringeres 
Quantum  von  Leinen  in  England  eingeführt  wird,  schuldet  auch  Eng- 
land eine  geringere  Summe  Geldes  an  Deutschland,  obgleich  in  England 
eine  grössere  Summe  Geldes  für  Leinen  wirkHeh  verausgabt  wird.  Und 
diese  geringere  Summe  wird  nicht  mehr  diejenige  Summe  aufwiegen, 
welche  Deutschland  für  Tuch  an  England  schuldet;  für  den  Saldo  wird 
also  Geld  von  Deutschland  nach  England  fliessen.  Leinen  wird  in 
Deutschland  im  Preise  sinken  und  Tuch  in  England  im  Preise  steigen. 
Deutschland  wird  das  Tuch  in  England  theurer  bezahlen  müssen,  und 
weniger  Geldeinkommen  zum  Kaufen  haben ,  während  England  das  Lei- 
nen wohlfeiler  erhält,  d.  h.  der  Preis  desselben  wird  seinen  früheren 
Betrag  um  weniger  als  den  Betrag  der  Steuer  übersteigen,  während  seine 
Mittel  zum  Ankauf  von  Leinen  durch  das  vermehrte  Geldeinkommen 
zugenommen  haben.  Wenn  die  Auflegung  des  Einfuhrzolls  die  Nach- 
frage nicht  vermindert,  so  bleibt  der  Handel  ganz  unverändert.  Eng- 
land wird  eben  so  viel  einführen  und  ausfuhren,  wie  früher,  und  die 
ganze  Abgabe  wird  von  England  allein  getragen  werden.  Die  Aufle- 
gung einer  Abgabe  vermindert  indessen  beinahe  immer  die  Nachfrage 
des  besteuerten  Gegenstandes.  Als  Eegel  kann  man  daher  annehmen, 
dass  ein  Einfuhrzoll,   sobald  er  wirklich  als  eine  Steuer  und  nicht  als 

29  * 


452  DRITTES  KAPITEL.  STEUERN. 

ein  gänzliches  oder  theilweises  Einfuhrverbot  wirkt,  fSast  immer  zum 
Theil  auf  die  Ausländer,  welche  unsere  Waaren  konsumiren,  zurück- 
fällt, und  dass  auf  diesem  JWege  eine  Nation  daMn  kommen  kann,  von 
der  Yermehrung,  die  in  der  a]lgemeinei\  Produktivität  der  Arbeit  und 
des  Kapitals  der  Welt  in  Folge  des  internationalen  Austausches  der 
Waaren  eintritt,  einen  grösseren  Antheil  auf  Kosten  des  Auslandes  zu 
erlangen,  als  sie  unter  andern  Umständen  daran  gehabt  haben  würde. 
Hiemach  kann  man  behaupten ,  dass  Einfuhrzölle  theilweise  vom  Aus- 
lande gezahlt  werden ;  aber  nicht  vom  auswärtigen  Produzenten  werden 
sie  gezahlt.  Nicht  auf  die  Ausländer,  von  denen  wir  kaufen,  sondern 
auf  diejenigen,  welche  von  uns  kaufen,  fällt  von  selbst  ein  Theil  unse- 
rer EinftihrzöUe.  Der  auswärtige  Verbraucher  unserer  Ausfuhrartikel 
wird  genöthigt,  einen  hohem  Preis,  dafür  zu  bezahlen,  weil  wir  von 
den  eingeführten  Produkten  des  Auslandes  Zölle  erheben. 

Die  Einfuhrzölle  sind  zweifach.     Entweder  bezweoken  sie  die  Auf- 
munterung,  Beförderung  und  Unterstützung  eines  besonderen  Zweiges 
der  einheimischen  Erwerbthätigkeit,  oder  sie  haben  einen  solchen  Zweck 
nicht.     Die  Zölle  der  ersteren  Art,    die  Schutzzölle  —  die  in  England 
beinahe  ganz  abgeschafft  sind  —  sind  immer  naohtheilig,    sowohl  für 
das  Land,   welches  sie  auflegt,    als  auch  für  die  Länder,   mit  welchen 
es  Handel  treibt.     Sie  verhindern  eine  Ersparung  von  Arbeit  und  Kapi- 
tal,  welche,   wenn  sie  stattfinden  könnte,   in  der  einen  oder  andern 
Weise  zwischen  dem  einführenden  Lande  und  den  Ländern,  welche  die- 
sem seine  Ausfohrartikel  abnehmen  oder  abnehmen  könnten,   sich  ver- 
theilen  würde.    Die  andere  Art  von  Einfuhrzöllen  begünstigt  nicht  eine 
besondere  Weise,    einen  Artikel  auf  Kosten  der  anderen  zu  erlangen, 
sondern  lässt  den  Austausch  ganz  so  geschehen,  als  ob  die  Abgabe  nicht 
bestände.     Bei  ihnen,   den  Finanzzöllen ^   würde  also  die  Arbeitserspa- 
rung  fortbestehen,    welche  eben  den  Beweggrund  des  internationalen 
wie  jedes  anderen  Handels  abgiebt.     Dahin  gehören  Einfuhrzölle  von 
solchen  Waaren,    die  unter  keiner  Bedingung  im  Lande  selbst  erzeugt 
werden  können,    und  solche  Einfuhrzölle,   die  nicht  hoch  genug  sind, 
um  den  Unterschied  der  Kosten  zwischen  der  inländischen  Produktion 
des  Artikels  und  seiner  Einfuhr  aufzuwiegen.     Yon  dem  Gelde,  wel- 
ches der  Staatskasse  eines  Landes  durch  Einfuhrzölle  letzter  Art  zufliesst, 
wird  nur  ein  Theil  von  den  eigenen  Angehörigen,   und  das  übrige  von 
den  auswärtigen  Konsumenten  der  betreffenden  Artikel  bezahlt     Lides- 
sen ist  doch  auch  die  letzte  Art  von  Einfuhrzöllen  im  Princip  eben  so 
wenig  zu  empfehlen,  als  die  erstere,   obwohl  nicht  gerade  aus  demsel- 
ben Grunde.     Ein  Schutzzoll  kann  dem  Lande,   welches  ihn  auflegt^ 
niemals  Gewinn  bringen,  sondern  immer  nur  Verlust,   insoweit  er  näm- 
lich überhaupt  für  seinen  Zweck  wirksam  ist.    Dagegen  wird  ein  Ein- 
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fohrzoll,  der  nicht  Schutzzoll  ist,  meistens  zu  einer  Qnelle  von  Gewinn 
för  das  Land,  welches  ihn  auflegt,  werden  —  insoweit  es  nämlich  ein 
Gewinn  ist,  einen  Theil  der  Steuerlast  auf  die  Angehörigen  eines  an- 
dern Staats  zu  werfen.  Dennoch  aber  möchte  es  wohl  selten  räthlich 
sein,  dazu  zu  greifen,  da  dieser  Zweck  sehr  leicht  durch  Befolgung  des- 
selben Verfahrens  yon  Seiten  anderer  Staaten  vereitelt  werden  kann. 
Wenn  in  dem  vorher  angenommenen  Fall  England  mehr  als  seinen  na- 
türlichen Antheil  an  den  Yortheilen  des  Handels  mit  Deutschland  durch 
einen  Einfuhrzoll  auf  Deutsche  Leinen  für  sich  zu  erlangen  suchte,  so 
brauchte  Deutschland  nur  einen  Einfuhrzoll  auf  Englisches  Tuch  zu  le- 
gen, um  die  Nachfrage  nach  Englischem  Tuch  in  demselben  Maass  zu 
beschränken,  als  die  Nachfrage  nach  Deutschem  Leinen  in  England 
durch  diese  Abgabe  abgenommen  hat.  Dann  würden  die  Dinge  wieder 
so  sein,  wie  früher,  und  jedes  Land  müsste  seine  eigenen  Abgaben  be- 
zahlen —  ausgenommen  freilich,  wenn  die  Summe  der  beiden  ZöUe  den 
ganzen  Yortheil  aus  dem  Handel  überwiegen  sollte,  wo  dann  der  Han- 
del und  sein  Yortheil  ganz  aufhören  müssten.  Es  würde  demnach  die 
Auflegung  solcher  Zölle  mit  der  Absicht,  dadurch  in  der  angegebenen 
Weise  Gewinn  zu  erlangen,  keinen  Yortheil  bringen.  Wenn  aber  der 
Staatsbedarf  zum  Theil  auch  durch  Yerbrauchssteuem  erhoben  werden 
muss,  so  möchte  gegen  diese  nicht  mehr  einzuwenden  sein,  als  gegen 
andere.  Auch  kommen  offenbar  Bücksichten  der  Reciprocität^  die  ganz 
unwesentlich  sind,  wo  es  sich  um  Schutzzölle  handelt^  sehr  in  Betracht, 
wo  die  Abschaffung  von  Zöllen  dieser  anderen  Art  in  Frage  kommt. 
Kein  Land  wird  nämlich  leicht  auf  die  Macht,  die  Auswärtigen  zu  be- 
steuern,  Yerzicht  leisten  wollen,  so  lange  das  Ausland  nicht  dieselbe 
Schonung  beweist.  Die  einzige  Art  nun,  wie  ein  Land  Yerlusten  durch 
Finanzzölle,  die  andere  Länder  von  seinen  Exportartikeln  erheben,  ent- 
gehen kann,  besteht  in  der  Auflegung  entsprechender  Zölle  auf  ihre 
Waaren.  Man  muss  aber  darauf  achten,  dass  diese  Zölle  nicht  eine 
Höhe  erreichen,  welche  die  Yortheüe  aus  dem  Handel,  so  viel  davon 
noch  vorhanden  ist,  übersteigen  und  der  Einfahr  dadurch  ein  Ende  ma- 
chen, dass  sie  zur  einheimischen  Produktion  oder  zum  Beziehen  aus 
einer  theureren  Quelle  nöthigen. 
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Wenn  man  alle  Steuern  entweder  als  direkte  oder  als  indirekte  an- 
sehen will,  so  könnte  man  vielleicht  mit  Hoffmann  alle  Steuern  auf  den 
Besitz  direkte ,  und  alle  Steuern  auf  Handlangen  indirekte  nennen.  Li- 
dessen ist  die  Eintheilung  der  Steuern  in  Steuern  auf  Besitz  und  Steuern 
auf  Handlungen  doch  nicht  allgemein  üblich  geworden.     Einfacher  ist 
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es  daher  wohl,  wenn  man  mit  Mill  zuerst  die  direkten  Steuern ,  dann 
die  Verbrauchssteuern  und  zuletzt  die  übrigen  —  Steuern  verschiedener 
Art  —  behandelt,  da  in  den  meisten  Ländern  doch  Steuern  vorkommen, 
die  nicht  ganz  zu  den  direkten  oder  zu  den  Yerbrauchssteuem  zu  gehö- 
ren scheinen.  In  einigen  Ländern  ist  fast  kein  Yorfall  des  Lebens,  von 
der  Geburt  bis  zum  Tode,  der  nicht  zu  irgend  einer  Gelderpressung  be- 
nutzt wird;  viele  ganz  gewöhnliche  unvermeidliche  Handlungen  dürfen 
nicht  ohne  eine  Genehmigung  einer  obrigkeitlichen  Behörde  vorgenom- 
men werden,  und  diese  Bewilligung  wird  nur  gegen  Bezahlung  ertheilt, 
besonders  wenn  die  Handlxmg  eine  Mitwirkung  oder  besondere  Garantie 
von  Seiten  einer  öffentlichen  Autorität  erfordert.  Hier  sind  übrigens 
nur  solche  Abgaben  zu  betrachten,  die  in  den  civilisirten  Staaten  vor- 
zukommen pflegen. 

So  findet  feuit  in  allen  Ländern  eine  Besteuerung  von  Verträgen  statt. 
Häufig  wird  die  öffentliche  Urkunde ,  welche  zuweilen  den  einzigen  Be- 
weis des  Vertrages  bilden  darf,  besteuert,  indem  sie  auf  Stempelpapier, 
welches  die  Begierung  theuer  verkauft,  geschrieben  werden  muss.  Je- 
der schriftliche  Vertrag  wird  zuweilen  in  dieser  Art  besteuert;  auch 
kommt  es  vor,  dass  eben  der  Besteuerung  wegen,  gewisse  Vertrage 
schriftlich  abgeschlossen  werden  müssen,  um  gültig  zu  sein.  In  man- 
chen Ländern  müssen  gewisse  Verträge  sogar  gerichtlich  oder  notariell 
abgeschlossen  werden  und  diese  Art  der  Abschliessung  wird  zu  einer 
weiteren  Erhebung  von  Gebühren  benutzt.  Die  wichtigste  von  solchen 
Abgaben  ist  die  von  Eigenthumsveräusserungen ,  namentlich  vom  Kauf 
und  Verkauf.  Abgaben  vom  Verkauf  verzehrbarer  Gegenstände  sind 
eigentlich  Verbrauchsabgaben.  Wird  die  Abgabe  nur  auf  gewisse  Ge- 
genjstände  gelegt,  so  erhöht  sie  den  Preis  derselben  und  fallt  auf  die 
Verbraucher;  könnte  sie  von  jedem  Kauf  und  Verkauf  erhoben  werden, 
so  wäre  sie  eine  Steuer  von  allen  Verbrauchsgegenständen  und  würde 
die  Preise  nicht  weiter  berühren;  müsste  der  Verkäufer  sie  bezahlen, 
so  wäre  sie  eine  Besteuerung  des  Xapitalsgewinns;  hätte  der  Käufer  sie 
zu  bezahlen,  so  wäre  sie  eine  Besteuerung  des  Verbrauchs,  und  es 
könnte  keiner  von  beiden  sie  auf  andere  überwälzen.  Wird  die  Steuer 
auf  bestimmte  Verkaufsarten  beschränkt,  wie  Auktionen^  so  hält  sie  von 
der  Anwendung  dieser  Verbrauchsarten  ab.  Denn  mittelst  Auktion  ver- 
kauft man  grossentheUs  nur,  wenn  man  in  Noth  ist  und  dann  föllt  die 
Steuer  auf  den  Verkäufer,  erhöht  jedoch  seine  Noth,  da  der  Käufer  sel- 
ten genöÜiigt  ist,  gerade  in  Auktion  zu  kaufen.  Derartige  Abgaben 
sind  daher,  wenn  sie  nicht  massig  bleiben,  zu  verwerfen.  Auch  Ab- 
gaben vom  Kauf  und  Verkauf  des  Grundeigenthums  unterliegen  in  vielen 
Pällen  demselben  Einwurf.  Zum  Kaufen  von  Grundeigenthum  ist  man 
seltener  genöthigt,   als  zum  Verkaufen;   den  Verkäufer  trifft  also  die 
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Steuer,  und  um  bo  härter,  je  mehr  er  sich  in  der  Nothwendigkeit  des 
Yerkaufens  befindet,  üeberhaupt  sind  alle  Abgaben  zu  yerwerfen,  die 
dem  Verkauf  von  Ghrundeigenthum  HindemisBe  in  den  Weg  legen.  Solche 
Verkäufe  tragen  natargemäas  bei,  das  Eigenthum  produktirer  zu  ma- 
chen. Derjenige,  welcher,  sei  es  aus  Noth  oder  freiwillig,  verkauft, 
wird  gewöhnlich  ohne  die  Mitte]  oder  die  Fähigkeit  sein,  den  grösst- 
möglichen  Nutzen  aus  dem  Eigenthum  in  Hinsicht  auf  produktive  Zwecke 
zu  ziehen;  der  Käufer  dagegen  wird  meist  geneigt  und  auch  im  Stande 
sein,  das  Eigenthum  zu  verbessern;  für  solche  Käufer  hat  das  Eigen- 
thum daher  den  meisten  Werth  und  sie  können  also  den  höchsten  Preis 
dafür  bieten.  Deshalb  ist  jede  Abgabe  von  Verkaufsyerträgen  über 
Grundeigenthum  entschieden  naohtheüig,  und  man  kann  im  Oegentheil 
nicht  genug  Alles  beg^ünstigen,  was  das  Grundeigenthum  in  den  Ver- 
kehr bringt  und  es  diejenige  Form  der  Verbindung  oder  Zerstückelung 
annehmen  lässt,  welche  seine  Ergiebigkeit  am  meisten  fordert.  Sind 
nämlich  die  Grundbesitzungen  zu  gross,  so  soUte  die  Veräusserung 
steuerfrei  sein,  damit  sie  parzellirt  werden;  sind  sie  zu  klein,  so  sollte 
die  Veräusserung  ebenfalls  steuerfrei  sein,  damit  sie  möglichst  leicht 
yerbunden  werden  können.  Demnach  müssten  alle  Abgaben  von  der 
Veräusserung  von  Grundeigenthum  aufgehoben  werden.  Wo  das  Grund- 
eigenthum in  wenigen  Händen  ist  und  wo  längere  Ferpachtungen  we- 
sentliche Beding^ungen  tüchtiger  Bewirthschaftung  sind,  da  ist  eine  Be- 
steuerung solcher  Verpachtungen  ebenfalls  nachtheilig.  Die  Besteuerung 
der  Fergicherungen  hat  man  wohl  schon  wie  Bestrafungen  der  Vorsich- 
tigkeit und  Bedachtsamkeit  angesehen.  Indessen  wäre  eine  massige  Be- 
steuerung, sofern  dadurch  ein  Ertrag  von  Erheblichkeit  erzielt  werden 
kann,  doch  nicht  unbedingt  zu  verwerfen.  In  England  bestehen  schon 
lange  Abgaben  yon  Feuer-,  See-  und  Lebensversicherungen.  Schon 
die  1693  auferlegte  Stempelabgabe  traf  auch  die  Versicherungen  und 
betrug  zuerst  6  d.,  wurde  mehrmals  erhöht,  1766  auf  6  s.,  und  1767 
für  Policen  zu  1000  £  und  mehr  auf  11  s.;  17  82  wurde  eine  nach  der 
Grösse  der  Versicherungen  steigende  Abgabe  eingeführt.  Von  Feuer- 
yersicherungen  hat  die  Steuer  eingebracht  1816  618,000  £  und  1862 
1,609,000  £,  wozu  noch  eine  kleine  Stempelgebühr  yon  Policen  kommt» 
welche  13,000  £  einbrachte,  1869  aber  aufhörte.  Das  Steigen  des  Er- 
trages ist  nicht  durch  Erhöhung  des  Steuersatzes,  sondern  bloss  durch 
die  Zunahme  der  Versicherangen  herbeigeführt.  Die  Steuer  von  der 
Versicherung  landwirthsohafüicher  Vorräthe  wurde  sogar  1833  abge- 
schafft, was  demnächst  Handelsleute  und  Manufakturisten  yeranlasste, 
über  diese  Begünstigung  der  Landwirthe  zu  klagen.  Die  Steuer  beträgt 
3  s.  auf  100  £  Versicherungssumme  oder  l^^y^.  Die  Versicherungsprä- 
mie ist  zwar  bei  Londoner  Wohnhäusern  nur  1  s.  6  d.  ^ ,   durchschnitt- 
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lieh  aber  5  b.  ^  oder  2^^,  so  dass  die  Steuer  durchschnitÜich  66^ 
der  Prämie  aosmaoht,  und  die  Yeraioherung  durchschnittlicli  4  ^  ko- 
Btet.  Gegen  eine  Herabsetzung  der  Steuer  hat  man  geltend  gemacht, 
dass  seit  1833  jährlich  im  Durchnitt  die  steuerpflichtigen  Yersicheron- 
gen  um  7,3  ^,  die  steuerfreien  landwirthschaftlichen  Yersicherungen  nur 
um  2,7^  zugenommen,  so  wie  dass  die  Erhebung  der  Steuer  keine 
Schwierigkeiten  dargeboten  und  die  Kosten  4 — 5^  selten  überstiegen 
hätten;  dass  eine  Herabsetzung  der  Steuer  den  dadurch  entstehenden 
Einnahmeausfall  durch  eine  Zunahme  der  Yersicherungen  nicht  wieder 
gutmachen  wurde;  dass  das  yersicherungsfahige  Yermögen  sich  gleich 
bliebe,  wenn  die  Steuer  hoch  oder  niedrig  ist;  dass  der  jetzige  Steuer- 
satz wirklich  Niemanden  yom  Häuserbau  und  von  Anschaffung  von  Mo- 
bilien  abhielte.  Indessen  wurde  doch  im  TJnterhause  im  Juli  1863  eine 
Eesolution,  dass  die  Steuer  von  Feuerversicherungen  excessiv  wäre  und 
ermässigt  werden  müsste,  mit  103  gegen  67  Stimmen  angenommen,  ob- 
gleich der  Schatzkanzler  Gladstone  sich  dagegen  aussprach^).  Die 
Steuer  wurde  1864  von  Waarenlagem  und  dergleichen,  und  1865  über- 
haupt von  3  8.  auf  1  s.  6  d.  (oder  auf  f  ^)  heruntergesetzt.  Der  Er- 
trag der  Steuer  war  nach  Yocke,  1783  142,822  £,  1830  802,290  £, 
1840  968,476  £,  1850  1,134,421  £,  1864  1,71 5,124  f,  1865  1,651,333  £, 
1866  1,237,513  £.  Die  Seeversicherungen  sind  nicht  bloss  nach  dem 
Maassstabe  der  Yersicherungssummen,  sondern  auch  mit  Eücksicht  auf 
die  Prämien  besteuert.  Der  Ertrag  der  Steuer  war  1860  328,735  £, 
1866  477,159  £.  Die  Lebensversicherungen  werden  nach  der  Grösse 
der  versicherten  Summen  besteuert     Die  Steuer  bringt  40,000  £. 

Was  jetzt  in  Preussen  die  Besteuerung  der  Yersicherungen  ein- 
bringt, kann  nicht  sehr  erheblich  sein.  Nach  dem  Stempelgesetz  vom 
7.  März  1822  beträgt  die  Steuer  für  Assekuranzpolicen  ^^  der  gezahl- 
ten Prämie,  wenn  aber  die  gezahlte  Prämie  100  Thlr.  nicht  übersteigt 
nur  i  Thlr.,  und  wenn  die  Prämie  50  Thlr.  nicht  erreicht»  nichts.  Wer 
nun  für  50,000  Thlr.  Yersicherung  nimmt,  und  dafür  3^  Prämie  oder 
150  Thlr.  zahlte  hat  davon  ^^  oder  nur  f  Thlr.  Steuern  zu  zahlen.  Eine 
gänzliche  Steuerfreiheit  der  Lebensversicherungen  und  auch  der  Seever- 
sicherungen würde  demnach  wohl  unbedenklich  sein.  Dagegen  dürfte 
sich  eine  einträglichere  Besteuerung  der  Feuerversicherungen  empfehlen. 
Im  Jahre  1864  betrugen  die  Yersicherungssummen  bei  den  auf  Gegen- 
seitigkeiten beruhenden  Gesellschaften  2,270,300,000  Thlr.  und  bei  den 
gegen  feste  Prämien  versichernden  2,619,900,000  Thlr.,  zusammen  also 
4,890,200,000  Thlr.  Wenn  hiervon  nun  die  Steuer  nur  ^-^  jährlich 
betrüge ,    so  würde  sie  beinahe  2^  Millionen  bringen.     Bei  den  Gegen- 

1)  Dodd,  Fire  Insurance  and  its  Taxation,  im  Companion  to  the  Almanac  for 
1864  8.  88  — 102. 
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seitigkeitsgesellschaftezi  kommen  besonders  die  aogenannten  öffentlichen 
Feaersodetäten  mit  1,658,512,768  Thlr.  and  bei  den  gegen  feste 
Prämien  yersicliemden  Gesellschaften  die  Aktiengesellschaften  mit 
2,152,600,000  Thlr.  in  Betracht.  Die  Yersicheningsbeiträge  und  Prä- 
mien beliefen  sich  in  den  Jahren  1861 — 64  durchschnittlich  bei  den  öf- 
fentlichen Societäten  auf  2,16|^  und  bei  den  Aktiengesellschaften  über- 
haupt auf  2,14-^  ^).  Die  Yersicherungen  würden  also  wirklich  nicht  so 
erhebKch  yertheuert  werden,  um  davon  abzuschrecken,  wenn  alle  Feuer- 
▼ersioherungen  mit  ^-^  besteuert  würden.  Die  öffentlichen  Feuersocie- 
täten  freizulassen,  fehlt  es  an  jedem  Ghrunde,  da  das  ganze  Yersicherungs- 
geschäfb  wie  in  anderen  Ländern  ledigKch  der  Priyatindustrie  überlassen 
bleiben  sollte.  An  dem  Fortbestehen  der  gedachten  Societäten  haben 
eigentlich  auch  nur  die  Personen,  welche  dabei  beschäftigt  und  dafür 
bezahlt  werden,  ein  Interesse,  und  könnten  daför  wie  entbehrKche  Be- 
amten (S.  98)  durch  Leibrenten  oder  durch  Kapital  entsprechend  abge- 
funden werden.  Uebrigens  ist  es  mit  Art.  101  der  Yer&ssung  im  Wi- 
derspruch, dass  diese  Societäten  Porto-,  Gerichtskosten-,  Stempel-  und 
Sportelfreiheit  haben,  auch  Gewerbesteuer  nicht  zahlen.  Hierdurch 
entgehen  der  Begiemng  nicht  unbedeutende  Einkünfte ,  zu  deren  Ersatz 
sie  einen  gewissen  Steuerbetrag  jährlich  mehr  erheben  muss,  welchen 
sie  dem  Yolke  für  immer  gänzlich  zu  erlassen  nur  durch  das  Fortbestehen 
der  gedachten  durchaus  entbehrlichen  Societäten  gehindert  wird.  Was 
die  Yersichemng  von  Mobilien  insbesondere  betrifft,  so  ist  nur  bekannt 
geworden,  dass  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Privatsocietäten  im 
Jahre  1854  207,800,000  Thlr.  versichert  hatten.  Bei  den  Aktienge- 
sellschaften sind  die  Mobiliarversicherungen  wahrscheinlich  weit  bedeu- 
tender. Der  Besteuerung  der  Mobiliarfeuerversicherungen  als  einer  Form 
der  Besteuerung  des  Mobiliarvermögens  ist  schon  oben  (S.  440)  gedacht 
worden. 

*An  die  Abgaben  von  Yerträgen  schliessen  sich  die  Abgaben  von 
den  Ferkehrsmüteln  an.  Wenn  die  Wegegelder  (§.  22)  und  das  Post- 
porto (§.  25)  übermässig  hoch  sind,  so  erleiden  alle  Unternehmungen, 
Güter  von  einem  Ort  nach  einem  andern  zu  transportiren ,  und  Artikel 
an  einem  Platz  zu  produciren,  damit  sie  an  einem  andern  verbraucht 
werden  sollen,  dadurch  Hemmnisse  und  Hinderungen;  und  doch  sind 
solche  Unternehmungen  nicht  allein  eine  Hauptquelle  von  Arbeitserspar- 
niss,  sondern  auch  nothwendige  Bedingung  jedes  Fortschritts  in  der 
Produktion  und  eines  der  stärksten  Beizmittel  der  Erwerbthätigkeit. 
Demselben  Yorwurfe  unterliegt  auch  eine  Steuer  von  AnkUntiigungen, 
weil,   da  öffentliche  Anzeigen  einem  Geschäfte  durch  die  Annäherung 


1)  Zeitschrift  des  K.  P.  statistischen  Bureaus.  1864.  S.  85.     1865.  S.  298. 
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des  KonBumenten  an  den  Produzenten  oder  Yerkänfer  der  Saohe  nütseD, 
eine  Abgabe  davon  die  Zeit  yerlängem  kann,  wo  die  Waare  anYerkauft 
und  das  Kapital  daher  in  ünthätigkeit  verbleibt,  wenn  nämlich  die  Ab- 
gabe so  hoch  ist  y  dass  dadurch  Ankündigungen  zu  theuer  und  demnach 
wirklich  verhindert  werden.  Auch  diejenigen,  welche  Arbeiter  suchen, 
noch  mehr  aber  diejenigen ,  welche  ihre  Dienste  und  Arbeiten  anbieten, 
werden  durch  eine  Besteuerung  ihrer  desfalLsigen  Bekanntmachungen 
hart  betroffen.  In  England  fing  der  Stempel  auf  Ankündigungen  1711 
mit  1  s.  an,  war  1815  auf  3  s.  6  d«  gestiegen,  wurde  1833  auf  1  s.  6  d. 
heruntergesetzt,  brachte  1825  168,350  £  und  1858  181,196  £  ein^  wurde 
aber  1853  ganz  abgeschafft.  Auch  in  Freussen  bestand  einst  eine  An- 
noncen- oder  Inseratensteuer  unter  dem  Namen  des  Intelligenz  -  Inser- 
tionsxwanges  f  welcher  in  dem  Gesetze  vom  28.  März  1811  anerkannt, 
am  18.  März  1834  auf  die  Provinz  Sachsen  und  weiter  auBgedehnt,  am 
7.  Oktober  1838  aber  für  die  Provinz  Schlesien  und  endlich  durch  das 
Oesetz  vom  21.  December  1849  g^zlich  au%ehoben  wurde. 

Eine  Steuer  von  Zeitungen  ist  zu  verwerfen,  nicht  sowohl  für  die 
Fälle,  wo  sie  entrichtet  wird,  als  auch  für  die  EäUe,  wo  sie  nicht  ent- 
richtet wird,  wo  sie  nämlich  den  Gebrauch  von  Zeitungen  verhindert. 
Jetzt  werden  dieselben  meistens  nur  von  den  Wohlhabenden  angeschafft» 
beinahe  wie  ein  Luxusartikel;  eine  massige  Steuer  davon  wäre  also  nicht 
gerade  tadelnswerth.  Wo  die  Zeitungen  der  Censur  oder  anderen  Prä- 
ventivmaassregeln,  Beschränkungen  oder  Hemmungen  unterliegen,  sind 
sie  wenig  anziehend.  Interessanter  und  besser  werden  sie  erst  mit  Ab- 
schaffung der  Censur  und  mit  der  nöthigen  Freiheit  Belehrender  wor- 
den sie  werden,  wenn  sie  so  billig  herzustellen  wären,  dass  die  Zahl 
der  Käufer  sehr  gross  würde ,  weil  dann  auf  ihre  Produktion  in  vorzüg- 
lichster Quantität  ein  grosses  Kapital  und  die  besten  Talente  verwendet 
werden  könnten.  Jede  Besteuerung  der  Zeitungen,  wie  auch  der  Zeit- 
schriften und  Druckschriften  überhaupt,  sei  es  nun  durch  Zeitungsftem- 
pel,  Zoll  oder  Accise  von  Papier,  hohes  Porto,  Kautionen,  Monopole, 
Privilegien  etc.  bewirkt,  dass  weniger  Zeitungen  angeschafft,  also  auch 
weniger  gelesen  werden.  Die  meisten  Menschen ,  welche  Überhaupt  in 
der  Schule  lesen  gelernt  haben,  lesen  späterhin  wenig  Bücher,  sondern 
höchstens  Zeitungen  und  etwa  Kalender,  und  das  ist  gewöhnlich  ihr 
einziges  Unterrichtsmittel.  Jede  Besteuerung  der  Zeitungen  trifft  also 
nicht  allein  die  Zeitungsleser,  sondern  hält  die  meisten  Menschen  vom 
Lesen  überhaupt  ab,  sie  ist  also  eine  Yerhinderung  oder  Besteuerung 
und  Bestrafung  der  Belehrung,  folglich  eine  schlechte  Steuerart  In 
England  wurde  der  Zeitungsstempel  1711  eingeführt  und  bis  1797  mehr- 
mals erhöht,  seit  1836  aber  mehrmals  herabgesetzt,  bis  er  endlich  1853  in 
in  der  Art  aufgehoben  wurde,  dass  nur  noch  die  durch  die  Post  versen- 
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deten  Blätter  ajif  einem  zu  1  d.  gestempelten  Bogen  gedruckt  sein  müssen ; 
dann  ist  das  Blatt  bis  zu  4  Unzen  Gewicht  portofrei.  Der  Lokalabsatz  bleibt 
unbesteuert  und  der  Zeitangsstempel  ist  jetzt  eigentlich  nur  ein  Post- 
porto. Papier  ist  jetzt  abgabenfrei  und  die  seit  2 1  Jahren  bestehende  As* 
sooiation  für  AbsohafiPung  aller  Besteuerung  auf  die  Mittel  zur  Verbreitung 
von  Kenntnissen  besohloss  im  Juli  1869  ihre  Auflösung,  da  mit  der  er- 
folgten königlichen  Genehmigung  der  Bill  für  Abschaffung  der  Zeitungskau- 
tionen das  letzte  Motiv  für  den  Zweck  der  Gesellsohaft  weggefallen  sei. 
In  Preussen  bestand  ein  Zeitungsstempel,  welcher  nach  dem  Stem- 
pelgesetz vom  20.  November  1810  vierteljährlich  6  Ggr.,  für  fremde 
Zeitungen  aber  8  Ggr.,  und  nach  dem  Stempelgesetz  vom  7.  März  1822 
jährlich  von  politischen  Zeitungen  1  Thlr.  und  von  ausländischen  1^  Thlr. 
pro  Exemplar  betrug.  Das  Gesetz  vom  17.  März  1848  hob  zwar  die 
Oensur  auf,  fährte  aber  Zeitungskautionen  ein.  Letztere  wurden  durch 
die  Verordnung  vom  6.  April  ej.  wieder  aufgehoben.  In  Gemässheit 
des  Art.  24  der  oktroyirten  Verfassung  vom  5.  December  ej.  hob  die  Ver- 
ordnung vom  8.  ej.  auch  den  Zeitungsstempel  auf  Zeitungskautionen 
hatten  eine  oktroyirte  Verordnung  vom  5.  Juni  1850  und  das  Gesetz 
über  die  Presse  vom  12.  Mai  1851  wieder  eingeführt,  doch  ist  im  §.  1 
und  6  der  Gewerbeordnung  für  den  Korddeutschen  Bund  vom  21.  Juni 
1869  den  Herausgebern  einer  Zeitung  oder  Zeitschrift  eine  Kaution  zu 
bestellen  nicht  vorgeschrieben.  Ein  Zeitungsstempel  von  inländischen 
und  ausländischen  Zeitungen ,  Zeitschriften  und  AjQzeigeblättem  besteht 
wieder  nach  den  Gesetzen  vom  2.  Juni  1852,  29.  Juli  1861  und  26.  Sep- 
tember 1862.  Das  Abgeordnetenhaus  beschloss  am  13.  December  1866: 
die  königliche  Staatsregierung  aufisufordem,  dem  Landtage  in  seiner 
nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf  behufs  gänzlicher  Aufhebung  der 
Zeitungssteuer  vorzulegen,  und  im  Jahre  1868  hat  das  neugewählte  Ab- 
geordnetenhaus am  30.  Januar  mit  166  gegen  150  beschlossen:  die  kö- 
nigliche Stcuttsregierung  aufsuf ordern ,  dem  Landtage  einen  Gesetzent- 
wurf vorzulegen ,  durch  welchen  die  Zeitungsstempelsteuer  vom  1.  Ja- 
nuar 1869  ab  in  WegflBdl  gebracht  wird;  auch  diesen  Beschluss  am 
1 3.  Pebruar  wiederholt.  Am  erstgedachten  Tage  hatte  ein  Regierungs- 
kommissar  gesagt :  „Die  Einnahmen  aus  dem  Zeitungsstempel  beträgt  in 
den  alten  Provinzen  über  eine  halbe  Million.  Eechnen  Sie  dazu  die 
Einnahmen  aus  den  neuen  Landestheilen  xmd  rechnen  Sie  dazu,  was 
auch  nicht  fem  liegt,  dass  man  schwerlich  den  Ealenderstempel  (S.  354) 
wird  aufrecht  erhalten  können ,  wenn  man  den  Zeitungsstempel  fallen 
lässt,  so  stellt  sich  eine  Mindereinnahme  von  |  Millionen  mindestens, 
etwa  von  800,000  Thlm.  heraus.  Es  ist  eine  Frage,  ob  Sie  die  üeberzeu- 
gnng  haben,  dass  der  Staatshaushalt  diese  Mindereinnahme  und  auch  noch 
manche  andere,  auf  welche  Anträge  im  Laufe  dieser  Session  bereits  ge- 
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richtet  gewesen  sind  —  ich  erinnere  nur  an  die  Lotterie  —  ohne 
grosse  Nachtheile  ertragen  kann.  Die  Regierang  glaubt ,  ohne  irgend 
eine  ungünstige  Meinung  über  unseren  Staatshaushalt  aussprechen  zu 
woUen,  nicht  rathen  zu  können,  auf  den  Yorliegenden  Antrag  einzu- 
gehen." Durch  den  Mund  desselben  Konunissars  hatte  die  Kegierung 
am  13.  December  1866  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die  gegenwärtige 
Zeitungssteuer  ,,nichts  weiter  als  eine  einfeiche  Yerbrauchsabgabe''  sei 
—  was  Beachtung  verdient,  da  Zeitungen  ebenso  wenig  wie  Kalender 
zu  denjenigen  Erzeugnissen  gehören,  welche  nach  Art.  11  §.  2  des  ZoU- 
yereinigungsyertrages  vom  8.  Juli  1867  und  Art.  40  der  Verfassung  des 
Deutschen  Eeichs  mit  irgend  einer  Verbrauchsteuer  belegt  werden  dür- 
fen.    Vergl.  auch  oben  S.  276. 

Die  Bedenken,  welche  gegen  eine  Besteuerung  des  Arbeitslohns 
obwalten,  sind  schon  (S.  425)  angegeben.  Eine  Kopf  Steuer ^  welche  für 
jede  Person  ohne  Ausnahme  eine  gleiche  Summe  jährlich  fordert,  kommt 
in  den  civilisirten  Ländern  gegenwärtig  wohl  nicht  mehr  vor.  Bei  den 
verschiedenen  Kopfsteuern,  die  in  England  unter  Wilhelm  m.  einge- 
führt wurden,  geschah,  wie  Ad.  Smith  berichtet,  die  Vertheilung  gross- 
tentheils  nach  dem  Range,  Der  Herzog  zahlte  mehr  als  der  Marquis, 
dieser  mehr  als  der  Graf  und  so  ging  es  durch  alle  Stufen  des  Adels 
bis  zum  Esquire  und  Gentleman  herab.  Die  älteren  Söhne  der  Pairs 
zahlten  mehr,  als  die  jüngeren.  Alle  Gewerbsleute  und  Ladenhändler, 
die  mehr  als  300  £  im  Vermögen  hatten,  d.  h.  die  Wohlhabenderen 
unter  ihnen,  bezahlten  eine  gleiche  Kopfsteuer,  so  ungleich  auch  ihr 
Vermögen  war.  Auch  bei  ihnen  sah  man  mehr  auf  den  Rang  als  auf 
das  Vermögen.  Selbst  die,  welche  bei  der  ersten  Kopfsteuer  nach  dem 
Anschlage  ihres  Vermögens  angesetzt  worden  waren,  wurden  in  der  Folge 
nach  ihrem  Bange  besteuert.  Die  Prokuratoren,  Advokaten  und  soge- 
nannten Sergeants  at  law,  die  zuerst  in  der  Klasse  derer,  die  nach  dem 
Vermögen ,  das  man  bei  ihnen  voraussetzte ,  und  zwar  mit  3  s.  per  £ 
(d.  h.  15  ^)  standen ,  wurden  in  der  Eolge  nach  ihrem  Bange  als  GenÜe- 
men  angesetzt.  Bei  der  Vertheilung  einer  nicht  allzu  schweren  Auflage 
wurde  ein  beträchtlicher  Grad  von  Ungleichheit  für  ein  geringeres  Uebel 
angesehen,  als  ein  geringer  Grad  von  Willkühr.  Die  Gebühren,  welche 
jetzt  in  Stempelform  erhoben  werden,  sind  zum  Theil  ebenMls  als 
Bangsteuem  anzusehen.  So  muss  bei  Anstellungen  nach  der  Grosse  der 
Gehalte  gesteuert  werden,  z.  B.  bei  50  £  Gehalt  2  £,  bei  3000  £  150  £, 
und  bei  mehr  als  3000  £  200  £  Stempel.  Ernennungen  zu  Würden 
ohne  Bezug  kosten  2  £,  als  Advokat  50  £,  als  Notar  30  £,  als  Arzt 
15  £,  zum  Herzog  350  £,  zum  Marquis  300  £,  zum  Grafen  250  £,  zum 
Viscount200  £,  zum  Baron  150  £,  zumBaronet  100  £,  femer  zum  Erz- 
bischof 150  £,   zum  Bischof  100  £  u.  s.  w.     Den  Ursprung  der  Anstel- 
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längs-  und  BewillignngBgebiihren  sucht  Yocke  in  den  Lehengebühren. 
Als  die  Lehen  immer  mehr  Eigenthnm  der  YasaUen  wurden ,  die  Zahl 
der  Aemter  dagegen  sich  mehrte  und  Geldbesoldungen  aufkamen ,  wurde 
doch  die  Gebührenerhebung  nicht  vergessen.  Es  tauchten  Klagen  über 
Stellenverkauf  auf,  bis  sich  aUmälig  eine  gleichmässigere  Praxis  bil- 
dete, welche  eine  Regel  in  das  Chaos  brachte,  und  aus  welcher  sich  im 
Laufe  der  Zeiten  die  jetzigen  Tarife  entwickelten. 

Ln  Preussischen  Staate  wurde  eine  Kopfsteuer  yon  dem  grossen  Kur- 
fürsten 1677  und  1679,  auch  yon  seinem  Nachfolgerachtmal  erhoben, 
wodurch  derselbe  1,700,000  Thlr.  erlangte.  Später  scheint  zwar  eine 
Steuer  unter  diesem  Namen  niemals  mehr  gefordert  zu  sein.  Indessen 
ist  die  Salzsteuer  (S.  869)  nicht  anders  oder  besser  als  eine  Kopfsteuer. 
Lange  Zeit  hat  es  eine  besondere  Chargensteuer  gegeben.  Schon  1686 
bestimmte  der  grosse  Kurfilrst,  dass  jeder  mit  einer  Besoldung  neu  An- 
gestellte oder  auf  eine  Charge  Expectivirte  \  des  jährlichen  Gehaltes  und 
dem  entsprechend  jeder  mit  einem  Kanonikate,  einem  Titel  oder  einem 
Priyilegio  Begnadigte  einen  angemessenen  Geldbetrag  zur  Marinenkasse 
kontribuiren  sollte.  Zur  Verstärkung  derselben  Hess  sein  Nachfolger  bei 
seinem  Begierungsantritt  aUe  seine  Civil  -  und  Militärbedienten  für  die 
Beibehaltung  und  Bestätigung  in  ihren  Aemtem  und  Chargen  -^  ihres 
Gehalts  zahlen.  Ebenso  mussten  die  mit  Titeln,  Pfründen  oder  Privi- 
legien Begnadigten  von  Neuem  zur  Marinenkasse  kontribuiren.  Auch 
für  die  Polgezeit  verschärfte  der  König  die  zu  Gunsten  der  Marinenkasse 
bestehenden  Bestimmungen  in  dem  Maasse ,  dass  in  der  Kegel  -}-  jeder 
überkommenen  Besoldung  oder  Besoldungszulage  zur  Marinenkasse  ein- 
gezogen werden  musste.  Später  bestand  die  Marinenkasse  als  eine  blosse 
Chargenkasse.  Der  Ertrag  der  Chargensteuer  wird  zu  15  bis  20,000  Thlr. 
im  Jahre  angegeben,  was  für  die  damaligen  Zeiten  und  Verhältnisse 
doch  nicht  unerheblich  war.  Priedrich  Wilhelm  I.  vereinigte  1722  die 
Bekrutenkasse  mit  der  Chargenkasse  dergestalt ,  dass  der  Name  der  letz- 
tem einstweilen  erlosch  und  die  Chargenabgaben,  deren  Entrichtung  er 
inzwischen  auch  den  städtischen  Magistratspersonen  zur  Pflicht  gemacht 
hatte,  an  die  Bekrutenkasse  übergingen.  Bei  dieser  Veränderung  behielt 
er  sich  vor,  in  jedem  einzelnen  Palle,  anstatt  der  frühem  bestimmt  normir- 
ten  Chargengelder,  „leidliche  Summen  Geldes  für  die  Bekrutenkasse  be- 
sonders zu  determiniren'^  Nicht  selten  kamen,  wie  Biedel  berichtet,  die- 
ser königlichen  Bestimmung  auch  diejenigen  schon  zuvor,  welche  sich 
um  erledigt  Aemter  bewarben,  indem  sie  bei  mehreren  Mitbewerbern, 
um  sich  vorzügliche  Berücksichtigung  zu  sichern,  in  ihren  Offerten 
für  die  Bekrutenkasse  die  andern  Bewerber  möglichst  überboten.  Das 
Stempelgesetz  vom  20.  November  1810  hob  alle  früheren,  den  Stempel 
und  die  Chargengebühren  betreffenden  Gesetze  auf,  und  sagte  über  den 
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Gnadensfempel,  dass  darüber  näohBtens  besondere  Bestinunungen  ergehen 
würden ,  ^^weil  die  dahin  gehörigen  Gegenstände  einer  gänzlichen  mit 
anderen  Einrichtungen  zusammenhängenden  Eeform  bedürfen.  Für  jetzt 
werden  nun  die  bis  hierher  erhobenen  Stempel*  und  Chargen jora  hier- 
mit gänzlich  aufgehoben  und  nur  die  Geheimen  Eanzleigebühren  und  die 
bis  zu  jener  Beform  noch  anwendbaren  älteren  Sätze  wie  sonst  bezahlt" 
Nach  dem  Stempelgesetz  vom  7.  März  1822  ist  nur  noch  ein  Stempel 
von  Bestallungen  besoldeter  Beamten  von  \  Thlr.  in  Anwendung.  Es  ist 
auffallend,  dass  die  Gesetzgebung  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  hin- 
durch es  unterlassen  hat,  den  Bestallungsstempel  für  Ci-vilbeamte  und 
Militärs  nach  der  Grösse  ihres  Gehalts  und  dienstlichen  Einkommens  zu 
erhöhen  und  zwar  derart»  dass  bei  höheren  Einnahmen  an  Stempel  mehr 
Procente  zu  entrichten  sind,  als  bei  geringeren.  Sonst  haben  die  Be- 
amten ,  um  einst  auf  Pension  Anspruch  machen  zu  können ,  bei  ihrer 
Anstellung  oder  wenn  sie  Gehaltszulage  erhielten ,  -j^  des  Jahresgehalts 
oder  der  Zulage  einmal,  und  ausserdem  von  ihrem  Gehalte  jährlich,  und 
zwar  in  der  Perm  einer  angemessenen  Progressiysteuer,  Pensionsbeitrage 
entrichten  müssen.  Diese  hat  die  Eegierung,  wie  schon  (S.  99)  er- 
wähnt, seit  1868  noch  nicht  eingezogen.  Was  dieselbe  durch  Abgaben 
für  sogenannte  Standeserhöhungen  jährlich  gewinnt»  kann  ich  nicht  ange- 
ben, weil  aus  den  Staatshaushaltsetats  nicht  ersichtlich  ist,  unter  welchem 
Einnalimekapitel  sie  verrechnet  werden.  Da  der  Adel,  auch  wegen  Ver- 
brechen, nicht  mehr  verloren  gehen  kann,  so  sollten  künftig  für  die 
Verleihung  von  Prädikaten  wie  Von,  Preiherr,  Graf,  Herzog,  Purst» 
möglichst  hohe  Steuern  zu  bestimmten  verschiedenen  Sätzen  erhoben 
werden,  ztmial  ja  Niemand  ein  ihm  zu  theures  Prädikat  anzunehmen 
braucht.  Eine  gesetzliche  Vorschrift ,  wonach  man  für  die  Annahme 
eines  Ordens  oder  Ehrenzeichens  jahrhch  eine  Steuer  zu  entrichten  hat» 
besteht  noch  nicht,  obgleich  für  die  nach  der  Urkunde  vom  18.  Januar 
1810  errichtete  Generalordenskommission  die  Steuerpflichtigen  jährlich 
eine  ansehnliche  Summe  aufbringen  müssen.  Auch  wurde  durch  die  Ver^ 
Ordnung  wegen  der  den  Oivilbeamten  beizulegenden  Amtstitel  und  die 
Rangordnung  der  verschiedenen  Klassen  derselben  vom  7.  Pebruar  1817 
eine  Titel-  und  Rangsteuer  noch  nicht  eingeführt,  nicht  einmal  für  die 
„Titularräthe",  zu  welchen  auch  die  sogenannten  „wirklichen  Geheimen 
Häthe^'  zu  rechnen  sind.  Wenngleich  es  nicht  angemessen  erscheint» 
diejenigen  Männer,  welche  ein  bürgerliches,  Militär-,  Hof-  oder  geist- 
liches Amt  bekleiden  und  keinen  andern  als  den  mit  diesem  Amt  ver- 
bundenen Titel  fiihren,  besonders  zu  besteuern,  so  würde  die  Begierung 
doch  ihren  XJnterthanen  noch  jährlich  ein  hübsches  Sümmchen  abnehmen 
können,  wenn  die  Personen,  welche  ein  solches  Amt  bekleidet  hatten» 
und  nachher  noch  den  damit  verbunden  gewesenen  Amtstitel  fortführen» 
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dafür,  femer  alle  im.  Inlande  oder  im  Auslände  sich  aufhaltende  Preussi- 
Bche  Staatsangehörige  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  für  jeden 
ihnen  yon  einer  inländischen  oder  ausländischen  weltlichen  oder  geistlichen 
Autorität  yerHehenen  und  von  ihnen  angenommenen  Titel  oder  Charakter 
Z.B.Amts-,  Justiz-,  Geheimer  Kanzlei-,  Registratur-,  Kommerzien-, 
Sanitäts-,  Hof-,  Kommissionsrath,  Hoflieferant,  Hofschuhmacher,  jedes 
Prädikat,  z.  B.  Durchlaucht,  Erlaucht,  fürstliche  oder  bischöfliche  Gnaden, 
Excellenz,  Eminenz,  Magnificenz,  jeden  besonders  verliehenen  Bang,  je- 
den Orden,  jedes  Ehrenzeichen,  jede  Dekoration,  jedes  angenommene 
Diplom  über  eine  bloss  honoris  causa  verliehene  akademische  Würde, 
jeden  angenommenen  Ehrenbürgerbrief,  jährlich  1  bis  5  Thlr.,  —  wenn 
es  sich  aber  von  einem  Titel,  Orden  u.  s.  w.  handelt,  womit  nur  vornehme 
und  niemals  bürgerliche  Personen  begnadigt  werden,  natürlich  mehr, 
etwa  10  bis  20  Thlr.  jährlich  —  zahlen  müssten.  Steuern  der  vorbe- 
zeichneten Art  sind  vortreffliche  Steuern ,  weil  sie ,  da  sie  freiwillig  ge- 
zahlt werden,  niemals  unerschwinglich  oder  drückend  sein  und  keinen 
Schaden  bringen  können ,  wie  das  ebenfalls  freiwillige  Lotteriespielen. 
Die  Erhebungs-  und  Yerwaltungskosten  der  Lotterie  betragen  87-^^ 
(S.  363),  während  sie  bei  den  vorgeschlagenen  Steuern  nicht  mehr  als 
etwa  d  -^  zu  betragen  brauchten.  Gewiss  könnten  letztere  bei  der  im- 
mer noch  zunehmenden  Ordens-  und  Titelsucht  in  allen  Elassen  und 
Ständen  die  Einnahme  von  der  Lotterie  reichlich  ersetzen. 
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Ausser  den  eigentlichen  Staatssteuem  giebt  es  in  den  meisten  Län- 
dern noch  Steuern,  die  man  im  Allgemeinen  als  Lokalsteuern  bezeich- 
nen kann,  zur  Bestreitung  von  solchen  öffentlichen  Ausgaben,  deren 
Verwaltung  und  Kontrole  besonders  den  örtlichen  Autoritäten  überlas- 
sen ist.  So  werden  Abgaben  aufgebracht  für  Kreise  und  Gemeinden 
(S.  123  sqq.),  kirchliche  und  Schtdverbände ,  Armenverbände,  Deich- 
genossenschaften. Mill  hält  es  für  einen  richtigen  Grundsatz ,  dass  der- 
gleichen Lokalsteuem  möglichst  speziell,  d.  h.  für  eine  bestimmte  Dienst- 
leistung angeordnet  werden  und  die  dafür  wirklich  verausgabten  Kosten 
nicht  übersteigen  sollten,  weil  diese  Art  Steuern  weniger  der  OeffenÜichkeit 
und  Erörterung  unterlägen  als  die  Handlungen  der  Staatsregierung;  und 
neben  dieser  Beschränkung  wäre  es  ferner  wünschenswerth,  wenn  irgend 
thunüch,  die  Last  denen  aufsulegen,  für  die  der  Dienst  geleistet  würde  ^). 


1)  Bei  dem  neuen  grossen  Kloakenwerke  London's,  welches  im  April  1865  er- 
oflhet  wurde y  kommt  dieser  BfiUsche  Grundsatz  in  Anwendung,  indem  die  Kosten 
durch  eine  spezielle  Steuer  aufgebracht  werden ,   und  nicht  etwa  durch  irgend  eine 
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In  den  Vereinigten  Staaten  werden  indirekte  Steuern  nur  von  der 
Union  y  von  den  einzelnen  Staaten  aber  nur  direkte  Steuern  erhoben. 
Yon  dieser  Begel  wurde  in  dem  letzten  grosBen  Kriege  allerdings  abge* 
wichen.  Es  zeigt  sich  dort,  dass  in  einem  fortschreitenden  Lande  be- 
deutende,  in  ihrem  Ertrage  immer  steigende,  Steuern  erhoben  werden 
können,  wenn  sie  nach  dem  Fusse  des  Yermögens  (S.  437)  umgelegt 
werden.  Wie  1863  S.  B.  Ruggles  dem  Berliner  statistischen  Kongress 
berichtete,  werden  fiir  die  Besteuerung  durch  die  Staaten  die  Werthe 
ihres  Eeal  -  und  Personalvermögens  jährlich  durch  yon  den  Staaten  er- 
nannte Beamte  veranlagt.  Die  Veranlagung  umfosst  aber  grosse  Be- 
träge von  Vermögen,  welches  Vereinen  für  religiöse,  Erziehungs-  und 
andere  Zwecke  gehört  und  gesetzlich  steuerfrei  ist,  nicht,  auch  nicht 
das  öffentliche  Vermögen  irgend  einer  Art.  Kach  der  Praxis  wird  das 
ReaLvermÖgen  selten  höher  als  zu  zwei  Drittel  seines  wahren  Werths 
veranlagt,  während  grosse  Beträge  des  leicht  zu  verheimlichenden  Per- 
sonalvermögens der  Veranlagung  sich  ganz  entziehen.  Der  veranlagte 
"Werth  des  Theils  des  Vermögens,  welches  so  wirklich  besteuert  wird, 
nahm  in  folgender  Weise  zu:  im  Jahre  1791  (geschätzt)  7 5 0,0 00,0 00 Dol- 
lars, 1816  (geschätzt)  1,800,000,000  Dollars,  1840  (offizielle  Veranla- 
gung) 7,1 35,7  80,228  Dollars,  1 860  (omzielle  Veranlagung)  16,159,616,068 
Dollars,  so  dass  sich  bloss  in  dem  letzten  Jahrzehnt  eine  Vermehrung 
von  9,023,835,840  Doli,  ergiebt.  Es  ist  die  Bichtigkeit  der  Anschläge 
von  1850  und  1860  in  Frage  gekommen,  weil  der  Anschlag  von  1850 
961,000,090  DoU.  und  der  Anschlag  von  1860  1,936,000,000  Doli,  als 
veranlagter  Werth  der  Sklaven  in  sich  begreift.  Mit  Rücksicht  hierauf 
würde  sich  der  Anschlag  von  1850  verringern  auf  6,174,780,228  DolL, 
und  der  von  1860  auf  14,223,616,068  Doli.,  so  dass  die  Zunnahme  in 
dem  Jahrzehent  sich  doch  noch  beliefe  auf  8,048,835,840  Doli.  In  Eng- 
land sind  beinahe  aUe  Lokalabgaben  direkt,  während  der  grössere  Theil 

indirekte  ,  sondern  ausschliesslich  durch  eine  direkte.  Das  gause  Riesenwerk  kostet 
etwa  26  Mill.  Thaler ,  welche  von  dem  bevollmächtigten  Gesundheitsamte  (Board  of 
Works)  durch  eine  Anleihe  auf  die  Steuerkraft  der  Bewohner  erhoben  sind  und  mit 
„8  Pence  aufs  £**  (oder  !{%)  Steuern  versinst  und  in  40  Jahren  amortbirt  werden. 
Drei  Pence  (2j  Sgr.)  aufs  £  (6  Thlr.  25  Sgr.)  Wohnungs-  oder  Hausmiethe  oder  des- 
sen Miethswerth  bei  Eigenthümern  sind  eine  geringe  Abgab»4u^  jeden  gesunderen 
Athemzug ,  der  damit  fQr  jeden  Bewohner  erkauft  und  bezuilt  wird.  In  kleineren 
St&dten  des  Kontinents ,  wo  vollständige  unterirdische  Drainiriingen  hergestellt  wer- 
den müssen,  konnte  das  Kapital  und  die  Zinsen  vielleicht  hötier  steigen,  aber  mit 
6—9  Pfennigen  auf  den  Miethsthaler ,  d.  h.  im  Durchschnitt  mit  8—5  Thaler  jihr- 
lieber  Ausgabe  für  jedes  Familienhaupt,  würden  viel  mehr  für  Doctor  und  Apotheker 
erspart,  gute,  gesunde  Luft,  die  Hauptbedingung  alles  gesunden  Gedeihens,  dauernd 
erkauft  werden.  Dafür  ist  der  doppelte  und  dreifache  Preb  nicht  su  hoch  und  noch 
ein  unendlicher  (jkwinn,  so  dass  solche  Gesundheitswerke  sich  Überall  gegen  jede 
Art  von  Hindernissen  ausfOhren  lassen. 
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der  Staatssteaem  indirekt  erhoben  wird.  Ein  grosser  Theil  der  Besteue- 
rong  wird  mittelst  einer  Haussteuer  (S.  433)  aufgebracht,  indem  die 
Kirchspielssteuem  der  Städte  ganz  und  in  den  ländlichen  Gemeinden 
zum  Theil  aus  einer  Abgabe  von  der  Hausrente  bestehen.  Dagegen  wird 
in  Frankreich  ^),  Oesterreich  und  in  anderen  Ländern  die  direkte  Be- 
steuerung weitumfusender  yom  Staate  benutzt  und  der  Lokalaufwand  der 
Städte  hauptsächlich  durch  Steuern  von  dort  eingeführten  Waaren  be- 
stritten. Solche  indirekt«  Steuern  sind  offenbar  in  Städten  weit  mehr 
zu  verwerfen,  als  an  den  Landesgrenzen ,  weil  die  Artikel,  womit  das 
Land  die  Städte  versorgt,  meistens  nothwendige  Lebensmittel  (S.  443) 
und  Rohstoffe  für  die  Fabrikation  sind,  während  der  grössere  Theil 
dessen ,  was  ein  Land  vom  Auslande  einfuhrt,  zu  den  Luxusgegenstän- 
den  gehört.  Eine  grosse  Einnahme  kann  eine  städtische  Eingangssteuer 
nicht  bringen,  ohne  die  arbeitenden  Klassen  schwer  zu  bedrücken ;  ausser 
wenn  in  Folge  desselben  der  Lohn  sehr  steigt,  in  welchem  Falle  die 
Abgabe  zum  grossen  Theil  auf  die  Verbraucher  der  städtischen  Erzeug- 
nisse föllt ,  gleichviel  ob  sie  in  oder  ausserhalb  der  Stadt  wohnen ,  da 
das  Kapital  nicht  in  den  Städten  bleiben  wird,  sofern  der  Kapitalgewinn 
in  ihnen  tiefer  sinkt  als  in  den  ländlichen  Distrikten. 

Was  die  Kirchen-  und  Lokalabgaben  in  England  betrifft,    so  hatte 


1)  Seit  der  Einführung  unseres  Systems  der  direkten  Steuern,    von   denen  der 
gprdssere  Theil  fBr  die  Ausgaben  des  Staats  bestimmt  ist  —  sagte  Raudot  —  hat  man 
sieh  mit  Grund  über  die  ungleiche  Vertheilnng  der  Abgaben  beschwert.   Es  ist  gewiss, 
dass  dieselbe  Einnahme  in  manchem  Departement  ein  Viertheil,   ein  Drittheil,  drei 
Viertheil  mehr,  selbst  das  Doppelte  zahlt,  als  in  manchem  andern  Departement.   Auf 
diese  Ungerechtigkeiten  zurückzugehen  ist  eine  äusserst  schwierige  Sache,  und  wenn 
man  sie  beseitigen  wollte,  liefe  man  sehr  Gefahr,  andere  zu  begehen.  Daraus  folgt,  dass 
der  Staat,  indem  er  fortwährend  gewissen  Departements  zu  viel  nimmt,  um  mit  ihrem 
Oelde  die  allgemeinen  Ausgaben  zu  bestreiten,  dahin  kommt,  sie  unaufhörlich  zum 
Vortheil  anderer,  glücklicherer,  ärmer  zu  machen.     Nehmen  wir  an,  dass  die  Aut' 
gaben  dt»  Staat»  durch  indirekte  Steuern  bestritten  werden,  die  alle  gleichmässig  tref- 
fen,   und  dass  die  direkten  Steuern  den  Gemeinden  und  den  Departement»  anhetu^fal- 
2en,   und   immer  zu  ihrem  Vortheil   und   in   ihrem  Bereich  vorausgabt  werden,   so 
▼erschwindet   die   grosse  Frage   der  Ausgleichung  zwischen  den  Departements,   die 
Gerechtigkeit  waltet  auf  dem  ganzen  Gebiet  Frankreichs,  Jeder  weiss  und  sieht,  wo 
das  dem  Einnehmer  gegebene  Geld  hinkommt,  er  kann  nicht  Anschuldigungen  und 
Klagen  mehr  erheben,  weil  keine  Bevölkerung  mehr  Opfer  bringt.     Welche  schöne 
und  grosse  Maassregel!     Wie  würde  sie  der  Gerechtigkeit  entsprechen,  die  Verbes- 
serungen vervielfältigen,  die  Thätigkeit  und  Dankbarkeit  aller  Bevölkerungen  anre- 
gen!    Wie  würde  sie  die  Regierung,    befreit  von  der  ganzen  Last,   welche  sie  un- 
populär macht,  stärken,  indem  sie  ihr  im  Gegentjieil  durch  die  Weigerung,  die  sie 
den  Anforderungen   der   übermässige  Steuern    beschliessenden  Räthe  entgegensetzen 
könnte,  die  Rolle  eines  Beschützers  der  Interessen,  und  Abwenders  unpopulärer  und 
gehässiger  Biaassregeln  bewahrt.     Man  eile,  diese  so  einfache,  so  fruchtbare  Maassre- 
gel zu  ergreifen. 

BerKius,  Unuuwitsenich*    i.  Aufl.  30 
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sich  die  Kirche  schon  sehr  früh  in  den  Besitz  des  Zehnten  yom  Ertrage 
des  Bodens  gesetzt,  und  bedeutende  Einnahmen  bezog  auch  der  Papst 
aus  England.  Yon  dem  enormen  Grundbesitz,  der  in  die  Hand  der 
Kirche  gelangt  war,  kam  unter  Heinrich  YIII.  ein  Theil  an  die  Krone. 
Was  Maria  zurückgab,  nahm  Elisabeth  wieder,  die  in  die  Eusstapfen 
Heinrich's  trat.  Der  Zehent  blieb  aber  noch  nach  der  Beformation. 
Noch  etwa  f  in  England  und  die  Hälfte  in  Grossbritannien  von  allem 
Grund  und  Boden  soll  zehentpflichtig  sein.  Im  Jahre  1836  beschloss 
man  indess,  den  Zehent  zu  fixiren,  und  ihn  nach  Durchschnittspreisen 
in  Geld  zahlen  zu  lassen,  so  dass  nur  noch  wenig  eigentlich  ze- 
hentbares  Land  übrig  geblieben  ist.  Eine  andere  kirchliche  und  zwar 
rein  kirchliche  Abgabe  ist  die  Kirchenumlage  (church  rates)  zur  Bestrei- 
tung der  Baukosten  für  Kirchengebäude  der  Staatskirche,  welche  yon  al- 
len Einwohnern  des  Kirchspiels  ohne  Eücksicht  auf  ihr  Glaubensbekennt- 
niss  im  Jahresbetrage  yon  300,000  bis  500,000  £  oder  manchmal  auch 
darüber  erhoben  wird.  Die  bedeutendste  aller  Lokalsteuem,  die  ^r- 
mensteMer,  verdankt  ihre  Entstehung  gleichfalls  kirchlichen  Verhältnissen, 
indem  die  Axmenyersorgung  für  eine  Kirchspielslast  erklärt  wurde.  Die 
Umlagen  dafür  (poor  rates)  werden  aufgebracht  nach  einer  Schätzung  des 
jährlichen  Ertrages  des  unbeweglichen  Vermögens,  so  dass  die  Armen- 
steuer eigentlich  eine  Grundsteuer  ist.  Sie  betrug  1823  6,898,153  £, 
1833  8,606,501  £,  1852  6,552,298  £  und  1863  7,979,586  £,  welche 
sich  mit  6,527,036  £  auf  England,  mit  736,027  £  auf  Schottland  und 
mit  716,523  £  auf  Irland  yertheilten.  Ausser  dieser  bedeutendsten  Lo- 
kalsteuer werden  noch  erhoben  Grafschaftssteuer  (county  rates),  für 
manche  Distriktsanstalten,  wie  Irrenhäuser,  Gerichtsgebäude,  auch 
Brücken;  Polizeisteuer  (police  rates)  für  die  Polizei  im  Allgemeinen, 
für  Gefangnisse  u.  s.  w. ;  Strassensteuer  und  WegezöUe  (S.  239).  Die 
Summen,  welche  jährlich  an  Lokalsteuern  aufgebracht  werden ,  belaufen 
sich  auf  mehr  als  1 5,000,000  £.  Sie  werden  für  solche  Ausgaben  auf- 
gebracht, die  auf  dem  Kontinent  vielfach  vom  Staate  bestritten  werden. 
In  Erankreich  bestanden  im  Jahre  1789  in  verschiedenen  Städten 
mannig£Edtige  Arten  von  Steuern  unter  dem  Namen  von  Aides  und 
Oefrois,  Schon  1 697  hatte  Boisguillebert  die  nachtheiligen  Wirkungen  der 
Aides  dargethan,  und  Letrosne  berechnete,  dass  um  dadurch  30  Millionen 
in  die  Staatskassen  zu  bringen,  der  wirkliche  Kostenaufwand  60  Millionen 
und  der  der  Entwickelung  des  Nationalreichthums  zugefügte  Schaden 
80  Millionen  wäre,  oder  mit  anderen  Worten,  dass  man  140  Millionen 
verlöre,  um  30  Millionen  zu  gewinnen.  Ohne  Zweifel  hat  das  Erkennt- 
niss  solcher  und  ähnlicher  Missbräuche  Männer  wie  Quesnay  auf  die 
Idee  einer  einzigen  Steuer  vom  Grund  und  Boden  gebracht,  wie  es  vor- 
her dem  Marschall  Vauban  (S.  103)   den  Gedanken  eingegeben  hatte, 
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eine  Dirne  royale,  zur  Ersetznng  aller  anderen  Steuern,  einzuführen. 
Aber,  tun  eine  Beform  einjEuführen,  bedurfte  es  einer  Bevolution.  Durch 
die  Nationalyersammlung  wurde  die  Abgabe  1790  abgeschafft.  Doch 
wurde  sie  bei  dem  Anfange  des  Kaiserreichs  unter  dem  Namen  der  Droits 
r^unis  wieder  eingeführt  und  besteht  heute  noch  unter  dem  Kamen  der 
Contributions  indirectes.  Unter  ihrem  neuen  Namen  ruft  sie  jedoch 
kaum  weniger  Beschwerden  hervor,  als  früherhin ,  und  ist  denen ,  wel- 
chen sie  zur  Last  fallt,  nicht  weniger  yerhasst.  Unter  Octrois  verstand 
man  die  in  den  Städten  und  Marktflecken  für  die  Bedürfhisse  der  Ge- 
meindeverwaltung von  dem  Verbrauch  erhobenen  Steuern ,  von  welchen 
der  Staat  aber  einen  Theil  für  sich  nahm.  Die  vielen  Personen  zuste- 
henden Exemtionen  von  dieser  Steuer  wurden  1790  aufgehoben.  Das 
auf  einen ,  ein  Jahr  spater  erstatteten  Generalbericht  über  die  Steuern, 
welche  gewöhnlich  Droits  d'entr^e  genannt  wurden ,  entworfene  Gesetz 
hatte  die  systematische  Umgestaltung  der  Droits  d'entr^e  et  d'octroi  zum 
Zweck.  Es  genehmigte  in  den  Städten  die  Einführung  von  Auflagen 
zum  Yortheil  des  Staats  von  Kaufmannsgiitem  und  Produkten,  welche 
besonders  von  den  wohlhabenden  und  reichen  Einwohnern  verbraucht 
werden,  setzte  dafiir  gewisse  Maxima  fest,  und  gestattete  für  Gemeinde- 
zwecke die  Erhebung  von  Zuschlägen ,  welche  aber  in  ihrer  Gesammt- 
heit  den  für  den  Staat  erhobenen  Ertrag  nicht  übersteigen  sollten.  Am 
19.  Eebruar  1791  beschloss  jedoch  die  konstituirende  Versammlung  die 
Abschaffung  aller  bei  dem  Eingange  in  die  Städte  erhobenen  Steuern 
und  die  Octrois  verschwanden  für  eine  gewisse  Zeit.  Das  Gesetz  vom 
27.  Yend^miaire  Jahres  YII  stellte  indessen  für  Paris  ein  Octroi  dit  mu- 
mcipal  et  de  bienfaisance  wieder  her  und  bald  darauf  wurden  auch  in 
anderen  Gemeinden  Octrois  wieder  eingeführt.  Die  Verwaltung  dersel- 
ben wurde  1812  der  B^e  des  Contributions  directes  zugewiesen,  1816 
aber  den  Gemeinden  zurückgegeben,  jedoch  unter  Kontrole  der  Contralver- 
waltung.  Im  Jahre  1814  wurden  die  besteuerbaren  Gegenstände  bestimmt, 
davon  aber  Getreide  und  Mehl,  Obst,  Butter,  Milch,  Gemüse  und  an- 
dere geringe  Esswaaren  ausgeschlossen.  •  Im  Jahre  1816  wurde  an  die- 
sen Beschränkungen  nicht  mehr  festgehalten  und  auch  die  Besteuerung 
von  Getreide  und  Mehl  zugelassen.  Nach  einem  Bericht  vom  März  1830 
gab  es  damals  Octrois  in  1508  Gemeinden  mit  6^  Millionen  Einwoh- 
nern, und  sie  brachten  67  Millionen  Francs  ein.  Im  Jahre  1850  be- 
standen in  1436  Gemeinden  mit  mehr  als  7^  Millionen  Einwohnern  Oc- 
trois, die  mehr  als  95  Millionen  einbrachten,  davon  32,962,797  von 
Wein,  Cider  und  Alkohol,  9,1 19,785  von  Änderen  Getränken,  29,301,335 
von  Lebensmitteln ,  10,858,230  von  Brennmaterialien,  5,079,624  von 
Viehfutter,  5,711,970  von  Baumaterialien,  2,143,030  von  verschiedenen 

30  * 
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Gegenständen  ^).  Bis  zum  Jahre  1 860  hatte  Paris  eine  Aasdehnung 
von  8288  Hektaren  mit  1,174,346  Einwohnern.  Um  von  einer  grösse- 
ren Menschenzahl  Octrois  erheben  zu  können ,  wurden  nun  die  Octroi- 
grenzen  weiter  hinausgerückt,  und  so  hatte  Paris  eine  Ausdehnung  von 
7088  Hektaren  und  1,525,942  Einwohner.  Schon  fdr  1862  wurden  die 
Octrois  dort  auf  77  Mill.  Francs  veranschlagt.  Seitdem  sind  die  Schul- 
den und  die  Octrois  immer  höher  geworden,  damit  ist  natürlich  auch  die 
Unzufriedenheit  gestiegen  (vergl.  S.  123). 

In  Belgien  wurden  die  Octrois  im  Jahre  1361 ,  und  in  Holland 
1865  abgeschafft»). 

In  Preussen  werden  die  Lokalsteuern  nicht  allenthalben  nach  den- 
selben Grundsätzen  erhoben.  Häufig  geschieht  ihre  Erhebung  nach  dem 
Fusse  von  Staatssteuern.  Doch  giebt  es  keine  von  allen  Unterthanen 
zu  zahlende  direkte  Staatssteuer,  die  zum  allgemeinen  Maassstab  für 
diese  Steuern  geeignet  wäre.  Das  Gesetz  über  die  Einrichtung  des  Ab- 
gabenwesens vom  30.  Mai  1820  bestimmte:  „Die  Bezirks-  und  Ge- 
meindeausgaben müssen  von  den  Bezirken  und  Gemeinden  besonders 
aufgebracht  werden.  Glauben  sie  auf  dem  Wege  einer  Erhöhung  der 
Klassen-  oder  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  die  Beiträge  der  einzelnen 
Mitglieder  am  angemessensten  erheben  zu  können,  so  ist  ihnen  solches 
unter  Genehmig^iuig  der  vorgesetzten  Eegierungen,  welche  deshalb  von 
dem  Finanzministerium  mit  allgemeiner  Anweisung  versehen  werden 
sollen,  verstattet.  Andere  Auflagen  und  Ausschläge  für  die  Bezirks- 
und  Gemeindebedürlnisse  können  jedoch  nur  dann  erhoben  werden, 
wenn  sie  bereits  bestehen,  und  das  Bedürfniss  derselben  noch  fortdauert, 
oder  wenn  sie  in  der  YerfEussung  oder  auf  landesherrlicher  Bewilligung 
beruhen,  in  allen  Fällen  aber  nur,  insofern  sie  den  Bestimmungen  der 
allgemeinen  Steuergesetze  und  der  Freiheit  des  innem  Verkehrs  nicht 
hinderlich  sind«''  Der  grössere  Theil  der  Ereissteuern  mag  in  den  mei- 
sten Kreisen  wohl  vom  Grundbesitz  erhoben  werden ,  wenn  auch  nach 
sehr  verschiedenen  Methoden,  da  die  Jagdscheinsteuer  (S.  218)  nicht 
von  Belang  ist.  Zu  den  Gemeindesteuern  der  besseren  Art  lassen  sieh 
vielleicht  diejenigen  rechnen,  welche  als  Zuschläge  zur  Grundsteuer, 
zur  Einkommensteuer  und  zur  Klassensteuer  erhoben  werden.  Viel 
schlechter  sind  Zuschläge  zur  Gewerbesteuer.  Die  schlechtesten  sind 
aber  die  Gemeindezuschläge  zu  der  Mahl-  und  der  Schlachtsteuer  (S.  126). 
Yon  Bürgerrechtsgeldem  oder  besonderen  Abgaben  für  Erwerbung  des 
Bürgerrechts  erwähnte  die  Städteordnung  von  1808  nichts.     Die  Ver- 


1)  Dictionnaire  de  röconomie  politiqae.  Bd.  I.  S.  49.  Bd.  II.  S.  284. 

2)  L,  Bamberger  ^  Die  Aufhebung  der  indirekten  Gemeindeabgaben  in  Belgien^ 
Holland  und  Frankreich ,  in  der  Yierteljahrschrift  für  Yolkswirthschaft  1870-  l- 
S.  22—54. 
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Ordnung  yom  20.  März  1816  scheint  aber  vorauszusetzen,  dass  das 
Bürgerrecht  nicht  unentgeltlich  ertheilt  zu  werden  brauchte.  Ausdruck' 
lieh  erwähnte  die  sogenannte  revidirte  Städteordnung  von  1831  der  Bür- 
gerrechtsgelder. Spätere  Erfindungen  waren  das  Eintrittsgeld,  das  Haus- 
standsgeld, das  Einzugsgeld  und  das  Einkaufsgeld.  lieber  das  Einzugs-, 
Bürgerrechts-  und  Einkaufsgeld  erging  am  14.  Mai  1860  ein  besonderes 
Gesetz.  Bas  Gesetz  vom  2.  März  1867  verbot  in  den  Provinzen  Preus- 
sen,  Brandenburg,  Pommern,  Schlesien,  Posen,  Sachsen,  Westphalen 
und  der  Eheinprovinz  ein  Einzugs-,  oder  Eintrittsgeld  oder  eine  son- 
stige besondere  Kommunalabgabe  wegen  des  Erwerbes  der  Gemeinde- 
an  gehörigkeit  (der  Niederlassung  am  Orte)  zu  erheben,  oder  Eückstände 
davon  einzuziehen,  setzte  auch  alle  Statuten,  Regulative  u.  s.  w.  wegen 
Entrichtung  solcher  Kommunalabgaben  ausser  Kraft.  Nach  den  K.O. 
vom  29.  April  1829  und  18.  Oktober  1834  können  die  Gemeinden  das 
Halten  von  Hunden  besteuern.  Auch  ist  ihnen  nicht  unbedingt  verbo- 
ten, ihren  Mitgliedern  Steuern  für  das  Halten  von  allen  männlichen 
Dienstboten,  von  allen  Pferden  und  von  Wagen,  auch  Zuschläge  zum 
Erbschaftstempel,  so  wie  sie  solchen  zu  zahlen  in  den  Fall  kämen,  auf- 
zulegen. Behufs  Unterstützung  der  Armen  sind  sie  nach  dem  A.  L.B. 
n.  19.  §.27  „den  Luxus,  die  Ostentation,  und  die  öffentlichen  Be- 
lustigungen ihrer  wohlhabenden  Einwohner  mit  gemässigten  Taxen  zu 
belegen  berechtigt  ^).''  Zu  demselben  Zweck  sollte  nach  den  K.O.  vom 
7.  November  1841   und  30.  März   1842   das  Halten  von  Nachtigallen, 


1)  Hiernach  könnte  und  sollte  z.  B.  die  Stadtgemeinde  Breslau,  anstatt  sich 
selbst  bei  einer  Theaterspekulation  (S.  130)  zu  betheUigen,  lieber  einige  Prozente 
von  dem  Eintrittsgelde  zu  allen  theatralischen  und  fthnUchen  Vorstellangen  und 
Schaustellungen ,  zu  allen  Konzertmusiken  und  musikalischen  nicht  gottes  -  oder 
militSrdienstlichen  Aufführungen,  mögen  dabei  berühmte  oder  unberühmte  Sänger 
oder  Musiker,  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  wirken,  erheben,  so  wie 
alle  Musiken  bei  Aufzügen ,  musikalische  Leichenbegleitungen  und  das  Läuten  bei 
Leichenzügen  —  ganz  unnütze  Ostentationen,  die  namentlich  in  Cholerazeiten  wie 
1866  für  die  nicht  unmittelbar  betheiligten  Personen  nichts  weniger  als  erbaulich 
und  tröstlich,  sondern  höchst  widerwärtig  sind  —  zum  Vortheil  der  Armen  mit 
Taxen  belegen ,  welche  übrigens  für  Konzertmusiken  unter  freiem  Himmel ,  die  für 
die  Nachbaren  mitunter  sehr  belästigend  sind,  nicht  allzu  gemässigt  zu  sein  brauch- 
ten. Am  6.  Februar  1867  hat  das  Abgeordnetenhaus,  jedoch  nur  mit  schwacher 
Mflyorität,  der  Regierung  zur  Berücksichtigung  überwiesen  eine  Petition  aus  Köln, 
um  Aufhebung  der  in  einem  Theile  der  Bheinprovinz  noch  bestehenden  sogenannten 
Armen  -  Abgabe  von  Öffentlichen  Lustbarkeiten ,  worin  angeführt  war ,  dass  diese 
Steuer  10^,  an  Fastnachtstagen  sogar  25  f  von  der  Bruttoeinnahme  betrage,  was 
70  bis  80  J  der  Nettoeinnahme  ausmache.  —  Es  ist  überhaupt  auffallend,  dass  der- 
gleichen Luxussteuem  von  den  städtischen  Verwaltungen  so  wenig  in  Anwendung 
gebracht  werden ,  zumal  da ,  wo  sie  durch  Zuschläge  zur  Mahl  -  und  Schlachtsteuer 
selbst  dazu  beitragen,  dass  die  Armen  verhältnissmässig  viel  stärker  besteuert  wer« 
den  als  die  Reichen. 
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und  in  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten  nach  den  £.0.  yom 
8.  März  1847  und  24.  April  1848  das  Einbringen  von  Wildpret*)  be- 
steuert werden  können.  Die  Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  bestimmt, 
dass  deijenige ,  welcher ,  ohne  in  dem  Stadtbezirk  zu  wohnen ,  daselbst 
Grundbesitz  hat,  oder  ein  stehendes  Gewerbe  treibt,  verpflichtet  ist, 
an  denjenigen  Lasten  Theil  zu  nehmen,  welche  auf  den  Grundbesitz, 
oder  das  Gewerbe,  oder  auf  das  aus  jenen  Quellen  fliessende  Einkom- 
men gelegt  sind.  Dieselbe  Verpflichtung  haben  juristische  Personen, 
welche  in  der  Stadt  Ghrundeigenthum  besitzen  oder  ein  stehendes  Ge- 
werbe betreiben.  Bei  den  Gemeindezuschlägen  zur  Staatseinkommen- 
steuer muss  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Gbundoigenthum 
ausser  Berechnung  bleiben. 

Wenn  man  an  dem  Grundsatz  festhalt,  dass  die  Erhebung  indirekter 
Steuern  dem  Staate  ausschliesslich  vorbehalten  bleiben  sollte,  dass  also 
zur  Bestreitung  örtlicher  Ausgaben  namentlich  Yerbrauchssteuem  von 
Lebensnothwendigkeiten ,  weder  in  der  Eorm  von  Gemeindezuschlägen 
zu  Staatssteuern,  noch  für  sich  bestehend,  zu  rechtfertigen  sind,  so 
entsteht  die  Frage,  welche  Art  von  direkten  Steuern  sich  als  Lokal- 
steuern vorzugsweise  eignen  möchten.  Hierüber  werden  sich  aber  Be- 
geln,  die  für  alle  Verhältnisse,  Oertlichkeiten  und  Zeiten  gleich  an- 
wendbar wären,  schwerlich  aufstellen  lassen.  Vorzugsweise  scheinen 
sich  als  Lokalsteuern  die  nach  dem  Verhältniss  des  Einkommens  oder 
des  Vermögens  aufzulegenden  Steuern  zu  eignen.  Wo  das  Vermögen 
leichter  zu  ermitteln  ist,  als  das  Einkommen,  dürften  Einkommensteuern 
nicht  so  geeignet  sein,  als  Vermögenssteuern,  wobei  der  Vereinfachung 
wegen  dahin  zu  streben  wäre,  dass  sich  wo  möglich  die  Besteuerung 
auf  das  Grundvermögen  beschränkt.  Die  Kreis  -  und  die  Gemeindeab- 
gaben sollten  daher  vorzugsweise  nach  dem  Werthe  des  innerhalb  des 
Exeises  oder  Gemeindebezirkes  belegenen  Grundbesitzes  in  der  Weise, 
dass  die  Eealberechtigten,  Pfandbriefs-  und  Hypothekengläubiger,  mit- 
zahlen müssen ,  |erhoben  werden.  Oben  (S.  426)  wurde  übrigens  schon 
angedeutet,  dass  als  Lokalsteuem  Immobiliarvermögenssteuem,  sowie 
Haus-  und  Wohnungssteuern  eigentlich  nur  dann  geeignet  sind,  wenn 
derartige  Steuern  nicht  auch  von  der  Staatsregierung  erhoben  werden. 
Hoffinann  hielt  eine  zweckmässig  angelegte  Wohnungs-  oder  Mieths- 
steuer  für  eine  vorzügliche  Gemeindesteuer  in  schnell  anwachsenden 


I)  Da  Wildpret  ebensowenig  wie  Fedeirieh  der  Schlachtstener  unterliegt,  so 
könnten  die  lindlichen  Gmndbesitser ,  die  Jagdpfichter ,  die  WildprethKndler ,  die 
Rändler  mit  Hasenfellen ,  Wildhäuten  u.  s.  w. ,  endlich  alle  Wildpretkonsnmenten, 
unter  Berufung  auf  die  ZolWerträge  (vergl.  oben  S.  460)  wohl  fragen :  weshalb  wird 
die  Wildpretstener  noch  von  irgend  einer  Stadtgemeinde  gefordert  und  immer  noch 
gatwillig  gezahlt? 
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yerkehrreichen  Städten ,  wie  z.  B.  Berlin.  „Sehr  anständige  Familien 
behelfen  sich  hier  mit  der  Hälfte  des  Gelasses,  welches  an  anderen  Or- 
ten als  das  Mindeste  gilt,  was  zum  anständigen  Leben  unentbehrlich 
erscheint.  Sonach  beruht  es  ganz  eigentlich  auf  den  YorsteUungen, 
welche  die  Miether  von  einer  für  ihre  BedUr&iisse  geeigneten  Wohnung 
haben,  dass  die  Y ermiether  mit  Hoffnung  eines  Erfolges  hier  aufMieths* 
preise  halten  können,  welche  ein  Fiinftheü  des  Gesammteinkommens 
seines  Miethers  betragen ,  während  dort  kaum  ein  Zehntheil  desselben 
aufWohnungsmiethe  verwendet  werden  will.  In  yerkehrreichen  Städten 
ist  wohl  anzunehmen,  dass  jeder  wirklich  so  viel  Wohnungsmiethe  zahlt, 
als  er  seiner  Yorstellung  nach  zur  Befriedigung  dieses  BedürfiiisseB  an- 
zuwenden genöthigt  ist.  Tritt  nun  zu  dieser  Yerwendung  auf  dieMiethe 
noch  eine  Steuer  hinzu,  welche  deren  Betrag  um  einen  gewissen  Pro- 
zentsatz erhöht:  so  kann  der  Miether  dieser  neuen  Anforderung  an  sein 
Einkommen  dadurch  ausweichen,  dass  er  eine  verhaltnissmässig  wohl- 
feilere Wohnung  wählt.  Geschieht  dies  sehr  allgemein,  so  wird  die 
Nachfrage  nach  den  theurer  gehaltenen  Wohnungen  vermindert,  und 
dadurch  wenigstens  der  ferneren  Steigerung  des  Preises  der  Bauplätze 
entgegengewirkt.  Schlagen  dagegen  die  Miether  den  Nachtheil,  wel- 
chem sie  ein  solcher  Wohnungswechsel  aussetzen  würde,  so  hoch  an, 
dass  sie  lieber  auch  noch  die  Miethsabgabe  zu  dem  bereits  übemomme- 
nen  Miethszinse  zahlen,  als  sich  diesem  Nachtheile  aussetzen:  so  wird 
eben  durch  diese  Wahl  ihre  Fähigkeit,  auch  noch  die  neue  Steuer  zu 
tragen,  hinlänglich  erwiesen.  In  Städten,  wo  solche  Yerhältnisse  be- 
stehen ,  kann  demnach  die  Hebung  eines  Prozentsatzes  von  dem  Mieths- 
werthe  der  Wohnungen  ein  sehr  zweckmässiges  Mittel  sein,  den  Auf- 
wand auf  Bedürfidsse  der  Gemeinde  zu  bestreiten ,  während  es  durch- 
aus unstatthaft  sein  würde,  zu  Staatsbedürfiiissen  vom  ganzen  Lande 
Stefiern  dieser  Art  erheben  zu  wollen.''  In  Berlin  ist  von  den  direkten 
Gemeindesteuern  die  Miethssteuer  wichtig.  Durch  die  Yerordnung  über 
die  Servis- Einrichtung  in  Berlin  vom  26.  Januar  1815  wurde  geneh- 
migt, dass  zur  Deckung  der  örtlichen  SerWslasten ,  der  Ausgleichung 
der  Naturaleinquartierung,  ingleichen  der  bisher  von  den  Miethem  zur 
Nachtwachtkasse  entrichteten  Beiträge,  neben  dem  hergebrachten  Haus- 
servis,  welcher  auch  femerweitig  mit  4  %  des  Miethsertrages  zu  erheben 
ist,  eine  Wohnungs-  oder  Miethssteuer  mit  ^\^  des  Miethsertrages  er- 
hoben würde,  und  zwar:  1)  von  allen  Gebäuden  und  Gelassen  ohno 
Unterschied,  ob  sie  zum  landwirthschaftlichen  oder  städtischen  Gewerbe- 
betriebe oder  bloss  zur  Wohnung  dienen;  auch  mit  Einschluss  der  Gär- 
ten, welche  ihrer  Hauptbestimmung  nach  zur  Annehmlichkeit  der  Woh- 
nungen benutzt  und  unterhalten  werden ;  2)  sowohl  von  den  Eigenthü- 
mem  wegen  der  von  ihnen  selbst  bewohnten  und  benutzten  Theile  ihrer 
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Grundstücke,  als  yon  den  Miethem  und  yon  den  Inhabern  der  Dienst- 
wohnungen, soweit  das  ihnen  eingeräumte  Lokal  zu  ihrem  persönlichen 
Gebrauch  bestimmt  ist.  Die  Miethssteuer,  welche  1822  auf  6|^f  ge- 
setzt, auch  später  in  ihrem  Satz  yerändert  worden  ist,  brachte  im 
DurchschnittindenJahren  1815—21  170,538Thlr.,  1822 — 28  230,434 
Thlr.,  1829—33  255,313  Thlr.,  1834—38  283,280  Thlr.  ein.  Für 
1852  wurde  der  Betrag  der  Haussteuer  und  des  Nachtwaohtgeldes  auf 
250,130  Thlr.  und  der  Miethssteuer  auf  487,130  Thlr.  angegeben.  Aus 
der  Steuerverwaltung  hatte  die  Stadtgemeinde  1868  eine  Einnahme  yon 
3,1 11,706  Thlr.,  und  zwar:  a)  Haus-  und  Miethssteuer  2,124,477  Thlr., 
b)  Kommunalantheil  an  der  Mahl-,  Schlacht-  und  Braumalzsteuer;  An- 
theil  zu  •)-  am  Eohertrage  der  Staatsmahlsteuer,  Yorspannexemtions- 
steuer,  sowie  für  Yorspanngestellung  934,483  Thlr.,  c)  Hundesteuer 
52,746  Thlr.  Zu  diesen  Steuern  ist  yom  1.  Juli  1869  ab  noch  eine  Ge- 
meindeeinkommensteuer gekommen. 

Eine  der  Berliner  Miethssteuer  ähnliche  Eommunalabgabe  besteht, 
Boyiel  ich  weiss ,  in  keiner  anderen  Stadt.  In  Breslau  beliefen  sich  die 
Gemeindesteuern  im  Jahr  1864  durchschnittlich  auf  4  Thlr.  8  Sgr.  3  Pf. 
per  Kopf  und  waren  beinahe  20^^  hoher  als  im  Jahre  1851.  Nach 
Aufhebung  der  Städteordnung  yon  1808  und  nach  einer  Bekanntmachung 
yom  14.  September  1852  wurde  die  Sommunaleinkommensteuer  so  ein- 
gerichtet, dass  Personen  mit  mehr  als  1000  Thlr.  Einkommen  niedri- 
gere Prozentsätze  zahlten  als  Personen  mit  kleinerem  Einkommen.  Auf 
die  Braumalzsteuer  wurde  ein  Gemeindezuschlag  yon  25^  gelegt.  Per* 
ner  wurde  eine  Steuer  yon  hier  eingehendem  Bier,  eine  Steuer  yon  Wild- 
pret  und  eine  Kommunalsteuer  yon  allem  Brennmaterial,  anstatt  der 
früheren  Steuer  yon  Brennholz ,  angeordnet.  Die  Zuschläge  zur  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  für  Gemeindeausgaben  wurden  1857  yon  25  ^  anf 
50^  erhöht.  An  die  Stelle  der  Bealkommunalsteuer  sind  Gemeindezu- 
schläge zur  Gebäudesteuer  im  Betrage  yon  50^  getreten  (S.  130).  Im 
Jahre  1864  beschloss  die  städtische  Verwaltung  die  Begünstigung  der 
Tausendthalermenschen ,  welche  etwa  zu  der  Zeit  bestand,  als  Herr 
Elwanger  Oberbürgermeister  war,  zu  beseitigen,  was  genehmigt  wurde, 
und  das  Einzugsgeld,  das  Bürgerrechtsgeld  und  die  Brennmaterialien- 
steuer abzuschaffen,  was  das  Ministerium  endlich  genehmigte,  nachdem 
Begierung  und  Oberpräsident  die  Genehmigung  yersagt  hatten.  So  kam 
denn  eine  Steuerreform  zur  Ausführung,  und  der  Stadt  Breslau  gereicht 
es  zur  Ehre ,  dass  sie  wohl  yon  allen  Städten  zuerst  nicht  allein  das 
Einzugsgeld,  sondern  auch  das  Bürgerrechtsgeld  freiwillig  abgeschafft 
hat.  Eingebracht  hat  dem  Staat  im  Jahre  1864  in  Breslau  die  Mahl- 
steuer  97,107  Thlr.,  die  Schlachtsteuer  146,590  Thlr.,  zusammen  243,697 
Thlr.     Statt  dieses  Betrages  würde  die  Begierung  nach  Absohaffiing  der 
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Mahl-  und  Schlachtateuer  die  KLassensteuer  zu  erheben  und  jedem  in 
Breslau  wohnenden  Tausendthalermenschen  jährlieh  20  Thlr.  Einkom- 
mensteuer mehr  abzunehmen  haben.  Die  städtische  Verwaltung  würde 
aber  entweder  ihre  Ausgaben  stark  beschränken  oder  statt  der  Gemeinde-' 
zusohläge  zur  Mahl  -  und  Sohlaohtsteuer  bessere  Steuern  einführen  müs- 
sen.    An  Gemeindesteuern  wirklich  eingegangen  sind  1864 

Thlr.         S«r.    Pf. 

an  Besten  aus  1863 16,102  21     4 

Kommunaleinkommensteuer 196,12116     7 

Kommunalrealsteuer        153,549  23  — 

Einzugsgeld 16,730     2     6 

Bürgerrechtsgeld 5,047 

Hundesteuer 10,541    10  — 

Tanzsteuer 2,190     7     6 

Thlr.       SgT.      Pf. 

Mahlsteuerdrittel       48,551  —     6 

50  ^  Mahlsteuerzuschlag 71,161  27     6 

50  ^  Schlaohtsteuerzuschlag    ....     69,976  13     3 
Mahl  -  und  Schlachtsteuerüberschüsse    .       4,443  10     8 

Brennmaterialiensteuer 47,695  10  11 

Wildpretsteuer 8,144  17     6 

Steuer  yon  eingebrachtem  Biere      .     .       5,122  28     8 
50  ^  Braumalzsteuerzuschlag  ....     32,784     6     5 

zusammen  287,879  25     5^ 
Handelsabgaben  und  Gefälle  ....     33,075  27   10 
überhaupt  indirekte  Gemeindesteuern 320,955  23     3 


überhaupt  ....  721,238  14  2 
Die  Frage,  ob  die  Stadt  Breslau  ihre  seitherigen  Einnahmen  aus  in- 
direkten Steuern  durch  neue  direkt  aufzubringende  Steuern  ersetzen 
könnte  y  wenn  es  sein  müsste,  lässt  sich  m.  E.  nicht  yemeinen.  Eine 
Steuer  z.  B.  yon  10^  yom  Ertrage  des  Grundbesitzes  oder  yon  5^  des 
Vermögens  wäre  nicht  unerschwinglich,  zumal  wenn  sie  nicht  den  no- 
minellen Besitzern  allein,  sondern  auch  ihren  Gläubigern  zur  Last  fallt. 
Die  Stadtgemeinde  nöthigt  die  Besitzer  aller  Breslauer  Gebäude,  die- 
selben bei  ihr  zur  Versicherung  wegen  Eeuersgefahr  (S.  130)  zu  bringen 
und  zwar  zum  yollen  *)'Werth.  Dieser  betrug  zu  Ende  1866  51,780,410 
Thlr.  Eine  Besteuerung  dieses  Werths  zu  7  jP^  würde  schon  362,462 
Thlr.  bringen.  Aber  dem  Werth  der  Gebäude  wäre  noch  der  Werth  des 
Bodens,  auf  dem  sie  stehen,  so  wie  das  mit  Gebäuden  nicht  bedeckte 
Terrain,  endlich  auch  der  Werth  des  in  Breslau  yorhandenen  Mobiliar- 
yermögens,   yon  welchem  doch  auch  wohl  ein  Werth  yon  50Mill.Thlr. 

1)  So   weit   geht   der  Yersichernngszwang  in  Berlin   nicht,   wo  sich  1870  die 
Versichemng  der  Immobilien  auf  889  und  der  Hobilien  auf  870  Mill.  Thaler  belief. 
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gegen  Feuerschaden  yersichert  sein  düifte,  hinzuzurechnen,  wenn  eine 
Vermögenssteuer  zur  Anwendung  gebracht  wird.  Da  von  den  seitherigen 
indirekten  Steuern  die  Erhebungskosten  viel  mehr  absorhirten ,  als  bei 
einer  Vermögenssteuer  der  Fall  sein  würde,  so  würden  die  Steuerzahler 
zu  letzterer  im  Ganzen  weniger  zu  zahlen  brauchen,  als  sie  zu  den  erste- 
ren  zahlen  mussten  und  eine  Steuer  yon  dem  Vermögen  würde  erheb- 
lich weniger  als  7  -^-^  betragen  können.  Wenn  aber  die  Grundbesitzer 
den  betreffenden  Satz  doch  zu  unbequem  finden  sollten,  so  würde  die 
Stadtyerordnetenyersammlung ,  deren  Mehrheit  ja  Grundbesitzer  sind, 
gewiss  wirksame  Ersparungen  in  der  Verwaltung  erzwingen  und  die 
Genehmigung  zu  allen  nicht  nothwendigen  Ausgaben  beharrlich  yer- 
weigem. 

Der  Eongress  Deutscher  Volkswirthe,  welcher  1867  in  Hamburg 
tagte  und  mehr  als  300  Mitglieder  zählte,  erklärte:  Bei  der  wesent- 
lichen Verschiedenheit  der  Zwecke  des  Staats  und  der  Gemeinde  er- 
scheint grundsätzlich  eine  Identificirung  der  Staats-  und  Gemeindesteuern 
nicht  gerechtfertigt ;  Prinzip  und  Distributionsmodus  der  erforderlichen 
Gemeindesteuern  ist  hauptsächlich  abhängig  yon  dem  Zwecke,  für  wel- 
chen die  betreffende  Steuer  yerwendet  wird;  in  Stadtgemeinden  ist  der 
städtische,  in  Landgemeinden  der  ländliche  Grundbesitz  yorzugsweise 
zur  Besteuerung  heranzuziehen,  im  TJebrigen  aber  die  Begelung  der 
Frage  in  jedem  konkreten  Falle  yon  den  besonderen  lokalen  Verhält- 
nissen und  Bedürfhissen  abhängig  zu  machen.  —  Wenn  die  Verthei- 
lung  der  Kosten  der  gemeinsamen  Armenpflege  auf  die  Gemeinden  nach 
Maassgabe  der  direkten  Staatssteuern  stattfände,  so  wäre  dies  immer 
noch  unbedenklicher,  als  die  yon  dem  Abgeordnetenhause  in  nicht  ge- 
rechtfertigter Nachgiebigkeit  gegen  das  Herrenhaus  —  offenbar  die  An- 
gesessenen auf  Kosten  der  Unangesessenen  begünstigende  —  Bestim- 
mung im  §.  10  des  Gesetzes  yom  8.  März  1871,  betreffend  die  Ausfüh- 
rung des  Bundesgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz:  dass  die 
Vertheilung  nach  Maassgabe  der  ganzen  Klassen  -  und  Einkommensteuer, 
der  halben  Gewerbesteuer,  so  wie  der  halben  Grund  -  und  Gebäudesteuer 
erfolgen  soll. 


§.  41.     DIREKTE  ODER  INDIREKTE  STEUERN? 

Es  ist  eine  alte  Streitfrage,  ob  direkte  oder  indirekte  Besteuerung 
den  Vorzug  yerdiene.  Viele  zeigen  sich  den  indirekten  Steuern ,  unter 
welchen  yorzugsweise  die  Verbrauchssteuern  yerstanden  werden,  gün- 
stig gesinnt ,  oder  yielmehr  sie  sind  Feinde  der  direkten.  Manchem  ist 
auch  yielleicht  nicht  so  sehr  die  Summe ,  als  die  Art  der  Zahlung  yer- 
hasst     Es  erscheint  ihm  ungemüthlich ,   auf  Geheiss  des  ihm  widerwär- 


§41.     DIREKTE  ODER  INDIREKTE  STEUERN?  475 

tigen  Steuereinnehmers  eine  bestimmte  Somme  an  einem  bestimmten  Ter- 
min zahlen ,  oder  sich  dem  ihm  noch  widerwärtigeren  Exekutor  fügen 
zn  müssen.  Vielleicht  ist  er  auch  nicht  ganz  im  Klaren,  ob  nicht  das 
Geld ,  welches  er  direkt  ans  seiner  Tasche  nimmt,  die  einzige  Steuer  ist, 
von  der  er  gaoz  gewiss  weiss,  dass  er  sie  zahlt.  Indessen  wird  es  doch 
in  keiner  Weise  yom  Gesetzgeber  yerheimlicht,  dass  die  Steuer  yon  Kaf- 
fee, Bier,  Salz  diese  Artikel  wenigstens  um  den  Betrag  der  Steuer  theu- 
rer  machen ,  also  ihren  Yerbrauch  beschränken  muss,  und  dem  Yerbrau- 
eher  braucht  dies  auch  nicht  geheim  zu  bleiben.  So  besteht  denn  zu- 
weilen eine  unklare  Abneigung  gegen  direkte  Besteuerung,  obgleich  sich 
das  Publikum  ziemlich  geduldig  in  den  Preisen  seiner  Bedttrfhisse  rupfen 
lässt.  In  Folge  dieser  Wahrnehmung  ist  nun  die  Behauptung  aufgestellt 
worden,  dass  gerade  der  Grund,  welcher  direkte  Steuern  anstössig  macht, 
ihr  Vorzug  sei.  Bei  den  direkten  Steuern  merke  Jeder,  wie  theuer 
Kriege  oder  andere  kostspielige  nationale  Luxusausgaben  zu  stehen  kom- 
men ;  und  wenn  nun  alle  Steuern  direkt  wären ,  so  würde  der  Hass  ge  > 
gen  Steuern  so  stark  werden,  dass  yerschwenderische  Staatsausgaben 
mehr  würden  unterbleiben  müssen.  Dies  Argument  zu  Gunsten  direkter 
Besteuerung  ist  gewiss  nicht  ohne  erhebliches  Gewicht.  Indessen  yer- 
liert  dasselbe  immer  mehr  an  Bedeutung.  Denn  die  wahre  Einwirkung 
der  indirekten  Steuern  wird  doch  täglich  deutlicher  erkannt  und  in  im- 
mer weiteren  Kreisen  begriffen  ^).   Aber  auch  gegen  die  Sache  lässt  sich 


1)  Die  1866  gebildete  Belgische  Association  filr  die  Zollrefonn  besweckte  die 
allmälige  Hernntersetaung  der  Eingangssölle  und  führte  einen  internationalen  Kon- 
gress  filr  die  Zollreform  in  Brüssel  herbei,  ans  welchem  die  internationale  Associa- 
tion für  die  Zollreformen  hervorging.  In  einer  bei  G^genheit  des  Kongresses  der 
socialen  Wissenschaften  in  Gent  1863  abgehaltenen  Generalyersammlong  dieser  As- 
sociation wurde  einstimmig  die  Resolution  angenommen :  ^In  Betracht ,  dass  nach 
der  Meinung  dieser  Versammlung  die  Principien  der  Handelsfreiheit  allenthalben  be- 
deutende Fortschritte  gemacht  haben ;  dass  sich  daraus  ergiebt ,  dass  die  Iflssion, 
welche  unsere  Association  vor  dem  Kongress  von  1856  empfangen  hatte,  beendet 
SU  sein  scheint,  wenn  auch  nicht  in  allen  Ländern,  doch  wenigstens  in  den  Haupt- 
lAndem  Europa's ,  und  dass  der  Widerstand ,  welchen  uns  vor  Kurzem  die  Vorur- 
theile  des  Schutses  entgegengesetzt  hatten,  grossentheils  verschwunden  ist:  aus  die- 
sen Gründen  erklärt  die  Versammlung,  dass  sie  von  diesem  Tage  ab  den  Namen 
,,IntemattODale  Association  für  die  Abschafhng  der  Zölle**  annehmen  wird ,  und  be- 
auftragt ihr  Bureau,  die  Abschaflbng  der  Z5Ue  und  Accisen  zu  verfolgen,  sowohl 
durch  Ernennung  von  Comit^ ,  um  die  in  jedem  Lande  geeigneten  finanziellen  Mit- 
tel zur  Erreichung  dieses  Ziels  zu  studiren,  als  auch  durch  alle  anderen  Mittel, 
welche  ihm  als  die  wirksamsten  erscheinen  werden."  Hierauf  erfolgte  sogleich  der 
Kong^ress  dieser  Association  in  Gent.  Bei  dem  Amsterdamer  Kongress  derselben  von 
1864  sagte  ein  Redner:  Personne  de  nous  n'ignore  que  Timpdt  indirect  a  ^t^  prä- 
eonisä  par  des  ^conomistes  distingu^ ,  par  des  maitres  de  la  science.  En  outre, 
e*est  l*imp6t  favori  de  tous  les  ministres  des  finances  des  temps  pass^  et  futurs, 
parce  qu'il  a  cette  qualit<$  rare  de  pouvoir  vider  la  poche  du  contribuable  avant  que 
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dies  selbe  Argument  anwendoD.  Der  jetzige  Staatsbedarf  aller  grösseren 
Länder  ist  einmal  so  bedeutend  geworden,  dass  eine  äusserst  gefährliche 
Unzufriedenheit  hervorgerufen  werden  würde ,  wenn  man  es  rersuchen 
wollte,  ihn  ganz  durch  direkte  Steuern  zu  decken.  IJeberdies  können 
grosse  und  wichtige  Beformen  im  Staate  selten  yorgenommen  werden, 
ohne  die  Staatsausgabe  wenigstens  eine  Zeit  lang  zu  erhöhen.  Oft  wür- 
den die  Eeformen  selbst  unmöglich  werden,  wenn  die  Aufbringung  der 
erforderlichen  Kosten  sehr  gehässig  wäre,  und  doch  können  sich  manche 
Beformen,  trotz  der  Steuererhöhung,  nach  einiger  Zeit  hundertfältig  be- 
zahlt machen,  wie  Verbesserungen  des  Unterrichtswesens,  auch  der  Po- 
lizei nach  jetzigem  Englischen  Muster. 

So  wie  direkte  Steuern  erhöht  oder  indirekte  durch  direkte  ersetzt 
werden  sollen ,  um  die  Staatsausgaben  und  daher  auch  die  Staatseinnah- 
men zu  erhöhen,  pflegen  sogleich  Yertheidiger  der  indirekten  Steuern 
aufzutreten,  zumal  solche,  welche  voraussehen,  dass  sie  selbst  künftig 
an  Steuern  überhaupt  mehr  als  seither  werden  zahlen  müssen.  Diese 
Yertheidiger  verfeihren  natürlich  keineswegs  alle  heuchlerisch,  aber  wenn 
sie  auch  in  gutem  Glauben  auftreten,  so  können  sie  doch  nicht  als  ganz 
unparteiisch  erscheinen,  auch  wenn  sie  geltend  machen,  dass  alte  Steuern 
gemeinhin  sehr  viel  leichter  getragen  würden  als  neue,  und  dass 
bei  den  indirekten  Steuern  die  Verbraucher  in  den  Preisen  in  ißentg 
merklichen  Antheilen  die  vorgeschossene  Steuer  vergüten.  „Wenn 
eine  Begierung,''  sagte  Bcistiat  1847,  „ein,  zwei  oder  drei  Milliarden 
nöthig  hat,  so  ist  sie  gezwungen,  dieselben  dem  Volke  gewissermaassen 
mit  List  abzuzapfen.   Die  Aufgabe  besteht  darin,  den  Bürgern  die  Hälfte, 


celui-ci  ait  eu  le  temps  de  s'en  apercevoir  et  de  crier  au  voleor.  N'est-ce  pas  \k 
präcis4ment  la  raison  ponr  laqaelle  il  faut  le  combattre  et  en  h&ter  la  destruction? 
Vergl.  die  oben  (S.  120)  angeführte  Schrift.  In  seiner  Sitzung  vom  21.  Oktober  1866 
in  Brüssel  hat  der  Verein  folgende  Besolution  gefasst:  „Angesichts  der  wiederholt 
formulirten  Wünsche  der  Handelskammern  für  die  unmittelbare  Herabsetsnng  und  mög> 
liehst  baldige  Aufhebung  der  Zoll-  und  Acciseabgaben,  angesichts  des  Beschlusses  des 
höheren  Handels-  und  Industrierathes,  welcher  es  für  dringlich  erklfirt,  auf  die  Finanz- 
mittel Bedacht  zu  nehmen,  welche  den  Ertrag  der  Zoll-  und  Acciseabgaben  ersetzen 
können,  in  Erwägung,  dass  diese  Abgaben  in  ihrer  Anwendung  vezatorisch,  in  ihrer 
Erhebung  l&stig  und  der  Entwickelung  der  Arbeitsmacht,  der  Cirkulation  der  Güter 
und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  des  Landes  schädlich  sind,  in  Erwägung,  dass  die 
fortschreitende  Herabsetzung  und  schliessliche  Aufhebung  dieser  Abgaben  unberechen- 
bare Fortschritte  im  Ackerbau,  der  Industrie  und  dem  Handel  und  beträchtliche 
Verbesserungen  in  der  Lage  aller  Klassen  der  Bevölkerung  herbeiführen  werden,  in 
Betracht,  dass  die  gewünschten  Reformen  ohne  Gefahr  für  die  finanzielle  Lage  des 
Staates  ausgeführt  werden  können  —  erklärt  der  Verein,  dass  es  von  der  höchsten 
Wichtigkeit  für  Belgien  ist,  ohne  Verzug  die  Frage  von  der  Abschaffung  der  Zoll- 
und  Acciseabgaben  zu  lösen,  jedenfalls  die  Schutzzölle  sofort  aufzuheben,  so  dass  der 
Zolltarif  nur  einen  streng  fiscalischen  Charakter  behält.*' 
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Zweidrittel  y  Dreiyiertel  ihrer  Einnahmen  tropfenweise  und  stündlich, 
ohne  dass  sie  etwas  dayon  merken,  zu  nehmen.  Darin  liegt  die  schöne 
Seite  der  indirekten  Steuern.  Die  Ahgabe  yermischt  sich  so  innig  mit 
dem  Preise  der  Dinge,  dass  es  absolut  unmöglich  ist,  sie  herauszufinden. 
Mit  der  Yorsichtsmaassregel ,  nach  der  kaiserlichen  Politik  zuerst  nur 
eine  sehr  massige  Steuer  einzuföhren ,  um  nicht  eine  zu  merkbare  Ver- 
änderung der  Preise  zu  yeranlcissen,  kann  man  demnächst  zu  überraschen- 
den Resultaten  gelangen.  Bei  jeder  neuen  Yertheuerung  sagt  das  Fis- 
kus: Was  machen  ein  oder  zwei  Gentimen  auf  den  Kopf  im  Durch- 
schnitt? oder  auch:  Wer  giebt  uns  dafür  Sicherheit,  dass  die  Yertheue- 
rung nicht  yon  anderen  Ursachen  herkommt  ?''  Uebrigens  hat  es  mit 
der  Erhöhung  der  indirekten  Steuern  seinen  Haken.  Jede  Erhöhung  der 
Steuer  erhöht  den  Preis,  beschränkt  also  den  Yerbrauch,  so  dass  noth- 
wendig  ein  Moment  kommt,  wo  eine  weitere  Erhöhung  der  Steuer  den 
Ertrag  derselben  yermindert.  Beyer  Peel  durch  Herabsetzung  der  ZöUe 
und  Einführung  einer  direkten  Steuer  die  Defioits  beseitigte  und  TJeber- 
schüsse  schaffte,  hatten  seine  Yorgänger  Zölle  und  Accise  um  5^  er- 
höht —  das  Resultat  war  aber  nicht  allein  gar  keine  Zunahme,  sondern 
yielmehr  eine  Abnahme  des  Ertrages.  Dennoch  sagte  A.  D.  1871  in  der 
Sitzung  des  Preussischen  Abgeordnetenhauses  yom  9.  Januar  der  Pinanz- 
minister,  er  würde,  sollte  ja,  was  der  Himmel  yerhüten  möge,  wieder 
ein  Deficit  eintreten,  nur  an  eine  Erhöhung  der  indirekten,  nicht  der 
direkten  Steuern  denken.  Dann  freilich  würde  Herr  Camphausen  sich 
zwar  den  Dank  der  Hunderttaujsendthalermenschen  und  der  Millionäre 
yerdienen,  aber  nicht  der  Mehrheit  seiner  Mitbürger. 

Wenn  für  die  indirekten  Steuern  häufig  augeführt  wird,  dass  sie 
minder  drückend  seien,  weil  man  ihnen  entgehen  könne,  wenn  man  den 
besteuerten  Aufwand  unterlasse,  so  ist  dies  nur  eine  Täuschung.  In 
diesem  Fall  bringt  man  doch  ein  Opfer  aus  seiner  Lebensannehmlichkeit, 
welches  den  Betrag  einer  gleichen  direkt  erhobenen  Steuer  aufwiegen 
würde.  Wenn  eine  Abgabe  auf  Wein  den  Preis  der  Quantität  Wein, 
die  Jemand  jährlich  yerbraucht,  um  30  Thlr.  erhöht,  so  kann  er  freilich 
der  Abgabe  entgehen ,  wenn  er  seinen  jährlichen  Weinyerbrauch  um 
30  Thlr.  yermindert.  Wenn  aber  diese  30  Thlr.  anstatt  auf  Wein  ge- 
legt zu  sein,  ihm  in  Perm  einer  Einkommensteuer  genommen  werden, 
so  kann  er  durch  Yerringerung  seiner  Ausgabe  für  Wein  um  30  Thaler 
den  Betrag  der  Steuer  offenbar  eben  so  gut  ersparen.  Der  Unterschied 
zwischen  beiden  Fällen  beruht  also  nur  auf  einer  Einbildung.  Ob  dem 
Steuerpflichtigen  30  Thlr,  auf  die  eine  oder  die  andere  Art  abgenommen 
werden,  so  muss  er  doch  immer  den  Betrag  yon  seiner  Konsumtion  ab- 
kürzen, wenn  er  nicht  seine  Yermögensumstände  yerschlechtem  will; 
in  beiden  Fällen  wird  ihm  dasselbe  Opfer  aufgelegt.   Manche  Yerbrauchs- 
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steuern  haben  allerdings  den  Vorzug,  dass  sie  eu  einer  Zeit  und  auf  eine 
Weise  erhoben  werden ,  die  wahrscheinlich  dem  Zahler  am  gelegensten 
sein  werden.  Man  entrichtet  sie  zu  einer  Zeit,  wo  man  jedenfalls  eine 
Zahlung  zu  machen  haben  würde ,  hat  also  keine  besondere  Mühe  und 
Beschwerde  dabei.  Auch  kann  man,  ausser  bei  sehr  vergänglichen  Waa- 
ren,  zu  passender  Zeit  einen  grösseren  Yorrath  anschaffen,  und  so  die 
Zeit  der  Steuerzahlung  selbst  wählen.  Nur  der  Producent  oder  Verkäufer, 
welcher  die  Steuer  Torschussweise  entrichtet,  kann  deshalb  zuweilen  in 
Verlegenheit  kommen;  aber  die  Steuerverwaltung  kann  gegen  Sicher- 
stellung Erleichterungen  hinsichtlich  der  Zahlungszeit  zulassen.  Was 
indessen  auch  immer  zu  Gunsten  indirekter  Steuern  gesagt  werden  kann, 
gilt  doch  am  wenigsten  von  den  Steuern  auf  Lebensnothwendigkeiten, 
deren  Ankauf  einen  Aufschub  nicht  gestattet.  Eür  die  direkten  Steuern 
spricht  dagegen,  dass  ein  Volk,  wenn  es  die  öffentlichen  Ausgaben  durch 
direkte  Steuern  bestreitet,  im  Ganzen  weniger  zahlt,  als  wenn  es  diesel- 
ben durch  indirekte  Steuern  bestreitet,  weil  die  Erhebungskosten  der 
letzteren  viel  höher  sind.  In  England  kostete  nach  Vocke  die  Erhebung 
Ton  100  £  bei  den  Zöllen  1812  12  £  9  s.  10  d.,  1821  10  £  —  s.  1  d., 
1827  7  £  1  B.  10  d.,  1845  5  £  16  s.  3  d.  und  1852  bei  den  Zöllen 
5  £  1 5  s.  4-^  d.,  bei  der  Accise  5  £  6  s.  3^  d.,  bei  der  Einkommensteuer 
dagegen  nur  2  £  8  s.  11  d.  In  Preussen  absorbiren,  wie  ein  Begie- 
rungskommissar dem  Abgeordnetenhause  am  28.  Januar  1868  mittheilte, 
die  gesammten  Ausgaben  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  4,7  %  der 
Einnahmen ,  und  wenn  man  den  entsprechenden  Theil  der  Ausgaben  der 
Eegierungen  und  der  Gentralstellen  hinzurechnet,  so  würden  5,4^  für 
die  Verwaltung  in  Anspruch  genommen.  Die  Art.  35  und  38  der  Ver- 
fassung des  Norddeutschen  Bundes  bestimmen  die  Erhebungs-  und  Ver^ 
waltungskosten  bei  den  Steuern  vom  einheimischen  Branntwein,  Bier  und 
Tabak  auf  nicht  weniger  als  15^  der  Gesammteinnahme.  In  Frank- 
reich ^)  soUen  sich  die  Erhebungskosten  der  Zölle  auf  16|-<^,  der  indi- 
rekten Steuern  auf  11  bis  12-g^,  der  direkten  auf  ^^  belaufen. 

Die  direkten  Steuern  haben  für  die  Verwaltung  das  unangenehme, 
dass  Steuerreste  nicht  ganz  zu  yermeiden  sind.  Auch  wäre  es  unter 
einer  sehr  yerhassten  Eegierung  denkbar,  dass  die  Unterthanen  mit  Zah- 
lung der  direkten  Steuern  allgemein  aufhörten,  und  in  einem  ganzen 
Lande  würde  eine  rechtzeitige  ezekutivische  Einziehung  allgemein  nicht 
ausfuhrbar  sei ;  und  wenn  sie  ausfuhrbar  wäre  und  wenn  für  jeden  Steuer- 
rest ein  Pfandstück  erlangt  werden  könnte,  wie  könnte  man  das  Volk 
zwingen,  die  Pfandstücke  zu  kaufen?  In  dieser  Beziehung  haben  die 
indirekten  Steuern  allerdings  Vorzüge.     Steuerreste  kommen  nicht  vor. 


1)  Bevae  des  deux  mondes  vom  16.  Mü  1861  S.  861 ,  968. 
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Die  Produktion  oder  Einfuhr  eines  steuerpflichtigen  Artikels  kann  wirk- 
lich ziemlich  verhindert  werden,  wenn  die  Steuer  nicht  yorher  gezahlt 
ist.  Aher  freilich  wenn  das  Volk  den  Verbrauch  gewisser  besteuerter, 
jedoch  entbehrlicher,  Waaren  freiwillig  aufgiebt,  z.  B.  den  Mäsaigkeits- 
aposteln  folgend ,  nicht  mehr  Brantwein  trinkt ,  oder  nicht  mehr  Taback 
raucht  (S.  361),  so  wird  die  Staatskasse  auch  nicht  gefüllt.  Die  Ver- 
brauchssteuern yon  unentbehrlichen  Lebensmitteln  sind  für  unpopuläre 
Eegiemngen  die  sichersten  Steuern,  weil  das  Volk:  wenn  es  nicht  yer- 
hungem  will,  sie  zahlen  muss.  Von  dem  Verbrauch  yon  Brod  oder 
Fleisch  z.  B.  wäre  eine  Begierung  im  Stande,  höhere  Steuern  zu  erheben, 
als  yom  Vermögen  und  Einkommen.  Wenn  sie  das  Vermögen  bis  zum 
Maximum,  d.  h.  zu  lOOf ,  besteuert,  so  ist  dies  eine  Konfiskation  des- 
selben, die  natürlich  nur  Einmal  yorgenommen  werden  kann.  Unmöglich 
wäre  es  aber  nicht,  dass  sie  yor  jedem  Verbrauch  yon  Brod  jedesmal 
eine  Steuer  oder  Geldstrafe  einzieht,  welche  200 f  vom  Werthe  des 
Brods  beträgt.  In  diesem  Eall  müssen  die  Verbraucher  das  Brod  yer- 
hältnissmässig  theurer  bezahlen  oder  sich  mit  kleineren  Brodportionen 
begnügen ,  wenn  sie  ihre  Ausgaben  für  Brod  zu  erhöhen  oder  die  Steuer 
zu  umgehen  nicht  im  Stande  sind.  Durch  Steuern  auf  Lebensnothwen- 
digkeiten  kann  auch  den  Aermsten  yerhältnissmässig  mehr  durch  Hunger- 
exekution abgepresst  werden,  als  den  Reichsten  durch  direkte  Steuern 
yermittelst  jeder  anderen  Exekution.  Denn  wer  das  durch  die  Steuer 
yertheuerte  Brod  nicht  bezahlen  kann,  oder  es  nicht  stehlen  will,  yer- 
hungert.  Aber  nicht  immer  sind  Steuern  yon  den  nothwendigsten  Le- 
bensbedürfnissen den  Eegierungen  nützlich.  TJm  das  Jahr  1829  galten 
die  Oesterreichischen  Finanzen  als  ziemlich  gut  geordnet.  yyAuf  eine 
Steigerung  der  direkten  Abgaben  yerzichtete  die  Begierung,  yergrösserte 
dagegen  in  namhafter  Weise  ihre  Einnahmen  durch  die  Ausschreibung 
einer  allgemeinen  Verzehrungssteuer  (an  der  Stelle  der  früher  bestande- 
nen Klassensteuer  und  der  partikularen  Dazen ,  Au&chläge  und  TJmgel- 
der).  Sie  gewann  dadurch  nicht  allein  eine  immerhin  erwünschte  Ver- 
mehrung ihrer  Einkünfte  —  gleich  im  ersten  Jahre  um  nahezu  yier  Mil- 
lionen —  sondern  auch  einen  neuen  Beweis  yon  der  Gefügigkeit  der  Un- 
terthanen  und  der  Ünersohütterlichkeit  ihrer  Macht.  Wenn  man  den 
Einzelnen  leise  fragte,  so  war  die  Accise  eine  Erfindung  des  bösen 
Geistes,  welche  das  paradiesische  Leben  in  Oesterreich  in  einen  Höllen- 
aufenthalt yerwandeln,  seinen  berühmtesten  und  besten  Vorzug  der  Wohl- 
feilheit aufheben  werde.  Auch  die  Unmöglichkeit,  sie  lange  aufrecht 
zu  erhalten,  wurde  behauptet.  Niemand  wagte  aber  ein  lautes,  offenes 
Wort  gegen  dieselbe  zu  sprechen,  Niemand  weigerte  sich  der  ihm  auf- 
erlegten neuen  Verpflichtung."  Doch  wurden  in  der  Nacht  yom  13.  März 
1848,   als  Mettemioh  abdanken  und  fliehen  musste,   in  Wien  sogleich 
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die  Mauthhänser  an  den  Linien  geplündert  und  yerbrannt.  Und  anch 
anderswo  verjagte  der  Pöbel  die  Accisebeamten  und  zerstörte  die  Hebe- 
stätten  der  yerhassten  Yerzehrungssteuer  ^).  Als  die  Niederländische 
Begierung  im  Jahre  1821  die  Mahl-  und  Schlachteteuer  einfiihrte,  die 
in  Belgien  ungewohnt,  daher  schon  ihrem  Namen  nach  abschreckend, 
noch  Terhasster  durch  die  Art  ihrer  Erhebung  war,  die  dem  Volke  seine 
Landesprodukte,  Brod  und  Fleisch,  belastete  und  in  der  Einen  Beziehung 
besonders  schwer  auf  die  (weit  mehr  als  die  Holländer)  Brod  essenden 
untersten  Klassen  drückte,  da  sogleich  begann  die  systematische  Opposition 
der  Belgier  in  den  Generalstaaten,  nachdem  ihnen  das  bestrittene  Gesetz 
mit  allen  Holländischen  Stimmen  gegen  fast  alle  Belgischen  angelegt 
war.  Die  Frovinzialstände  von  Lüttich,  Namur  und  Hennegau  petitio- 
nirten  1828  um  Abstellung  der  Mahlsteuer  und  anderer  Beschwerden 
bei  'dem  Könige,  und  als  dies  in  der  Thronrede  als  eine  Ueberschreitnng 
ihrer  Befugnisse  erklärt  wurde,  trat  sofort  das  ganze  Land  statt  der  Fro- 
vinzialstände ein,  griff  zu  seinem  verfassungsmässigen  Bittrechte  und 
warf  in  Massen  die  Fetitionen  um  Beseitigung  der  vielerlei  Belgischen 
Besehwerden  zur  Unterstützung  seiner  Abgeordneten  in  die  General- 
staaten.  Die  Idee  einer  Belgischen  Eepeal  kam  auf.  In  Famphleten 
wurde  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  befehdet.  Bei  Berathung  des  zehn- 
jährigen Budgets  im  December  1829  wurde  der  Englische  Grundsatz 
ausgesprochen,  dass  Beschwerden  und  Subsidien  sich  die  Hand  reichen. 
Das  Budget  der  jährlichen  Ausgabe  ward  mit  Einer  Stimme  Mehrheit 
angenommen,  das  Budget  der  zehnjährigen  Ausgaben  hatte  61  gegen 
46  Stimmen  für  sich,  das  der  Mittel  und  Wege  aber  wurde  verworfen. 
Das  Ministerium  legte  ein  anderes  provisorisch  für  Ein  Jahr  vor,  auf 
dem  die  Mahlsteuer  verschwunden  war;  es  wurde  einstimmig  angenom- 
men. Der  König  hatte  so,  was  er  zunächst  bedurfte  ^)  —  aber  Belgien 
verlor  er  doch. 

Es  dürfte  sich  in  den  Gemeinwesen,  welche  einen  erheblichen  Theil 
ihrer  Bedürfnisse  aus  indirekten  Steuern,  namentlich  Yerbrauchssteuem 
bestreiten,  selten  ein  ernstes  und  erfolgreiches  Streben  nach  Yerminde- 
rung  der  Ausgaben  finden ,  weü  es  an  Fersonen,  welchen  eine  sparsame 
Verwaltung  des  Gemeinwesens  erheblichen  persönlichen  Yortheil  brin- 
gen könnte,  gewöhnlich  fehlt.  Wo  die  Ausgaben  hauptsächlich  durch 
direkte  Steuern  gedeckt  werden ,  ist  eine  verschwenderische  Verwaltung 
etwas  weniger  zu  besorgen.  Die  Schuld  des  Britischen  Staats  ist  ver- 
mindert. Von  dem  Schutzzollsystem  finden  sich  nur  noch  wenige  TJeber- 
reste.  „Gleichzeitig  mit  diesen  Fortschritten  löste  sich  auch  die  alte 
Bürde  der  Konsumtionsbesteuerung  und  begann  der  Uebergang  zur  di- 

1)  Springer  j  Geschichte  Oesterreichs.  Bd.  I.  S.  404.     Bd.  II.  S.  192.  196. 
S)  Oermnus ,  Geschichte  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  Bd.  VII.  S.678 — 597. 
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rekten  Besteuerong  nach  Maassgabe  der  Steaerfahigkeit.  So  sehr  aber 
jener  kommerzielle  Fortschritt  mit  Beumsstsein  und  williger  Entschie- 
denheit geschehen  war,  so  widerstrebend,  so  unfreiwillig  dieser  finan- 
zielle. Die  Konsumtionsbesteuerung ,  mit  der  Kopfsteuer  (S.  460)  so 
ziemlich  auf  gleicher  Stufe  der  Verwerflichkeit  stehend,  passt  allzug^t 
in  die  aristokratische  Verfassung  dieses  Staats,  entspricht  den  Neigungen 
der  herrschenden  Klassen  sowohl  der  Geburts-  als  der  Geldaristokratie 
zu  sehr,  als  dass  eine  gleich  rasche  Entfaltung  auf  diesem  Gebiete  mög- 
lich wäre.  Die  Beichen  haben  den  Komzollschutz  unter  der  Wucht 
zwingender  Nothwendigkeit  aufgegeben ,  aber  nur  in  der  Ueberzeugung 
ein  grosses  Opfer  zu  bringen,  welches  das  Land  und  sie  selbst  dem  Ver- 
derben entreissen  würde,  und  womit  für  immer  oder  wenigstens  auf 
lange  Zeit  hin  genug  geschehen  sei.  Sie  haben  die  Einkommensteuer 
übernommen;  aber  in  der  Zuversicht,  dieselbe  wieder  abschütteln  zu 
können,  sobald  die  kommerziellen  Beformen  durchgeführt  seien,  für  wel- 
che sie  als  Mittel  dienen  sollte.  Dass  sie  selbst  Zweck  sein  könne,  hat- 
ten sie  sich  nicht  träumen  lassen,  hatte  yermuthlich  ihr  Urheber  selbst 
nicht  angenommen.  Aber  dessen  ungeachtet  schreitet  der  Ueb ergang 
zur  direkten  Besteuerung  langsam  zwar,  doch  unaufhaltsam  yorwärts.'' 
Und  zur  Erläuterung  dieser  Ansicht  führt  Vocke  folgende  Zahlen  an,  in 
welchen  er  das  Verhaltniss  des  Fortganges  ausgesprochen  findet: 

I.  Indirekte  1)  Steuern:           1840  1850  1860 

£  £  £ 

Nahrungsmittel  und  Tabak   .     .  29,862,522  31,820,798  39,136,758 

Manu&kte 3,519,446  2,452,658  1,561,490 

Bohprodukte 2,975,974  764,000  319,308 

Gewerbesteuern  exol.  Seh.  B.  D. 

und  E.  der  Einkommensteuer     2,908,759  2,229,087  1,906,175 

Vertragsstempel 696,279  648,487  582,068 

Zeitnngen  etc 382,142  511,418  139,402 

Aufwandssteuem 1,566,761  1,491,308  1,312,697 

Summa  41,911,883  39^17,756  44,957,899 
n.  Direkte  Steuern: 
Land  - ,    Häuser  - ,    Erbschafts  -, 
Versicherungs  - ,  Einkommen- 
steuer Seh.  A.  und  C.       .     .     7,703,513  14,687,595  19,638,284 
Dazu  Seh.   B.   D.  und   E.    der 

Einkommensteuer     ....           —  2,236,819  4,494,570 

1)  Der  Londoner  PinansreformTerein ,    Zweig  des   gleichnamigen  Vereins   in 

Liverpool ,  hielt  im  April  1868  ein  Meeting  snr  Befürwortung  einer  Vermindemng 

der  Staatsansgaben    and  Erleichterung   der  Steuerlasten.     Nachdem   der  PrSsident, 

Mr.  Thomas  Tlughes  (ParlRinentsmitglied  fOr  Lambeth)  eine  Ifingere  Rede  in  diesem 

Berglos,  Fliuuawiaseiuch.    2.  Aufl.  3| 
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In  Hamburg  kam  es  1854  in  Anregung,  an  Stelle  einiger  bestehen- 
den Steuern  I    namenÜich  der  Aooise,   eine  Einkommenstener  einzufüh- 
ren.    Zur  Motiyirung  eines  desfalls  1857  entworfenen  Gesetzes  imrde 
bemerkt,  wie  es  hinfällig  sei,  wenn  in  Bezug  auf  die  Yerbrauchssteuem 
yom  Unentbehrlichen  geltend  gemacht  würde,   dass,   da  sie  vom  Ter- 
zehrer  tagtäglich  und  jedesmal  nur  in  den  allerkleinsten  Baten  enlnch- 
tet  werde ,   ihr  Druck  ihm  gar  nicht  zum  Bewusstsein  komme ,    und  er 
auf  diese  Weise  eine  vielfach  höhere  Steuer  leichter  zu  tragen  im  Stande 
sei,  als  eine  andere  geringere,  die  nicht  in  gleicherweise  pfennigweise 
und  halbpfennig^eise  im  Preise  seiner  Genussmitttel  yerhüllt  bezahlt 
werde.      „Zur  Widerlegung  genügt  es,   einfiEtch  auf  den  aller  Wider- 
sprüche ungeachtet  notorisch  mit  accisepflichtigen  Gegenständen  mit  am 
stärksten  und  in  erster  Beihe  von  den  Konsumenten  selbst  getriebenen 
Schmuggelhandel  hinzuweisen.     Um  einer  Steuer  zu  entgehen ,   die  gar 
nicht  zum  Bewusstsein  kommt,  und  deren  Druck  man  nicht  merkte  setzt 
man  wahrhaftig  sich  nicht  der  Gefahr  der  Konfiskation  und  empfind- 
licher Strafe  aus.  —  Yor  AUem  widerlegt  jedoch  alle  den  Konsumtions- 
steuern  yom  Unentbehrlichen  nachgerühmten  finanziellen  Y ortheile,  was 
Hamburg  betri£Ft,   die  Eine  Thatsache,  dass  die  Erträge  der  Accise  im 
Yerlauf  der  Jahre  nicht  bloss  im  Yerhältniss  zum  notorischen  Wachs- 
thum  des  allgemeinen  Wohlstandes  und  der  Yermehrung  der  BerÖlke- 
rung,  sondern  absolut  zurückgegangen  sind.     Es  waren  dieselben  näm- 
lich im  Durchschnitt  der  Jahre  18^  1,380,077,  18f|  1,221,437,  18|| 
1,203,568  Ort  ^.     Es  fand  also^  gegen  18^  eine  Yerminderung  statte 
in  18f^  um  11,4^  und  in  18^  um  12,8  ^,   während  die  Beyölkerung 
der  accisepflichtigen  Stadttheile   war   18f|   130,085,    18^|   137,768, 
I8^f  145,483  Köpfe,   also  gegen  18^  eine  Yermehrung  stattgefunden 
hatte,   in  18ff  um  5,8  ^,  in  18|f  um  11,7  ^.     Diese  Zahlen  reden  für 
sich  selbst  und  sind  der  unwiderlegliche  Beweis ,    dass  die  acoisepflioh- 
tige  Beyölkerung  Hamburgs  durch  die  Accise  sich  überbürdet  sieht  und 
die  Last  derselben  nur  entweder  unter  zunehmender  Yerkürzung  des  zu 
ihrer  Leibesnahrung  und  Nothdurft  Unumgänglichen  oder  unter  —  zu- 


Sinne  gehalten ,  in  welcher  er  unter  andern  die  indirekten  Steuern  als  nicht  mehr 
zeitgem&ss  und  die  Einkommensteuer  als  die  yemttnftigste  Besteuerung  bezeichnete, 
wurde  folgende  Resolution  einstimmig  angenommen :  ;,Der  Ansicht  dieser  Versamm- 
lung nach  hat  die  Besteuerung  der  Nation  seit  vielen  Jahren  die  wirklichen  Be- 
dürfoisse  des  Staates  bedeutend  überschritten.  Die  Ausgaben  waren  extravagant, 
die  Rechenschaftsablegnng  unzureichend.  Ohne  die  Wirksamkeit  des  Staatsdienstes 
zu  beeintrfichtigen ,  könnten  die  Steuern  wesentlich  vermindert  werden ,  und  es  ist 
dies,  angesichts  der  in  manchen  Distrikten  jetzt  herrschenden  Moth,  ein  ernstes 
Uebel,  welches  die  unmittelbare  Aufmerksamkeit  des  Parlaments  erheischt,  mit  der 
Aussicht,  dass  es  dem  Volke  eine  bedeutende  Vermindemng  der  Steaerlaatea  aichore, 
welche  dasselbe  jetzt  so  schwer  drücken/' 
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nehmender  Defraade  zu  ertragen  yermag/'  Der  Ertrag  der  direkten 
Steuern  war  im  Dorchsohnitt  der  Jahre  18^  2,358,357^  und  18^| 
2y98I,137  ^,  woraus  eine  Zunahme  des  Ertrages  in  18|~|  gegen  18^J 
um  20,9  %  sich  ergiebt  Dagegen  war  der  Ertrag  der  indirekten  Steuern 
18^  4,029,108  ^  und  18f|  4,359,682  ^,  und  ergiebt  sich  danach 
eine  Zunahme  des  Ertrages  in  I8|^  gegen  18|^  um  nur  8,2^.  In  den 
Jahren  18||^  betrugen  die  Kosten  der  direkten  Steuern  nur  1,19^,  die 
der  indirekten  dagegen  6,33  f.  In  der  Wirklichkeit  ist  das  Yerhältniss 
noch  ungünstiger.  Denn  unter  den  Kosten  der  indirekten  Steuern  be- 
greifen die  Staatshaushaltsabrechnungen  nur  einen  Theil  derselben,  in- 
dem sie  die  oft  beträchtlichen  Verwendungen  für  diejenigen  baulichen, 
wie  militärischen  Vorkehrungen,  welche  zur  Sicherstellung  der  Erhe- 
bung des  Zolles  und  der  Accise  getroffen  werden,  unter  yerschiedeuen 
anderen  Rubriken  aufiuhren.  Im  Jahre  1866  kam  endlich  das  Einkom- 
mensteuergesetz zu  Stande. 

„In  diesen  letzten  Zeiten  hat  man  sich  yiel  mit  der  Steuerfrage 
abgegeben.  Soll  die  Steuer  direkt  oder  indirekt  sein  ?  Sogleich  haben 
wir  eine  Lobrede  der  indirekten  Steuer  hören  müssen.  Wohlan ,  ich 
trete  gegen  die  indirekte  Steuer  überhaupt  auf.  Ich  glaube,  dass  es 
ein  Gesetz  der  Steuer  giebt,  welches  die  ganze  Frage  beherrscht  und 
welches  ich  in  die  Eormel  fasse :  Die  Ungleichheit  der  Steuer  steht  mit 
ihrer  Grösse  im  Verhältniss.  Ich  will  damit  sagen,  dass,  je  geringer 
eine  Auflage  ist,  um  so  leichter  ist  es,  sie  billig  zu  yertheilen;  je 
drückender  sie  dagegen  ist,  um  so  mehr  strebt  sie,  trotz  des  guten  Wil- 
lens des  Gesetzgebers,  dahin,  sich  ungleich  zu  yertheilen,  um  so  mehr 
strebt  sie,  wie  man  sagen  könnte,  dahin,  umgekehrt  zunehmend  zu 
werden,  d.  h.  die  Bürger  im  umgekehrten  Verhältniss  ihrer  Eähigkeiten 
zu  treffen.  Wenn  Ihr  yon  den  Bürgern  nicht  200  Millionen ,  sondern 
500,  600,  800  Millionen  fordert,  dann  entschlüpft  Euch  in  dem  Maasse, 
als  Ihr  die  Auflage  erhöht,  die  direkte  Auflage,  und  es  ist  Uar,  dass 
Ihr  zu  einem  Moment  gelangt,  wo  ein  Bürger  eher  zu  dem  Gewehr  grei- 
fen würde ,  als  dem  Staat  etwa  die  Hälfte  seines  Vermögens  zu  bezah- 
fen.  Dann  wird  man  Euch  nicht  zahlen.  Was  soU  man  also  thun? 
Man  muss  zu  den  indirekten  Auflagen  seine  Zuflucht  nehmen;  das  hat 
allenthalben  stattgefunden ,  wo  man  grosse  Ausgaben  hat  machen  wol- 
len. Allenthalben,  wo  der  Staat  den  Bürgern  alle  Arten  yon  Wohl- 
thaten  yerschaffen  wollte,  Unterricht,  Beligion,  Moral,  ist  man  genö- 
thigt,  diesem  Staate  bedeutende  indirekte  Abgaben  zu  geben.  Wenn  die 
Ausgabe  innerhalb  gewisser  Grenzen  beschränkt  war,  so  konnte  man 
ganz  sicher  gewisse  indirekte  Abgaben  aufflnden,  welche  die  Gleichheit 
yerletzen,  welche  aber  nicht  das  Gefühl  der  Gerechtigkeit  yerletzen 
würden ,  weil  es  Luzussteuern  sein  würden :  aber  sobald  man  yiel  Geld 

31* 
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erheben  will ,  dann  stellt  man  nach  der  YoraaBBetzung,  woranf  ioh  mich 
stelle,  ein  wahres  Prinzip  auf,  wenn  man  sagt,  dass  die  beste  Aufli^ 
die  ist,  welche  die  Gegenstände  des  allgemeinsten  Yerbrauchs  trifft.   Wie 
ein  Wechselagent  täglich  vielleicht  500  Pranken  gewinnt,    so  gewinnt 
ein  Arbeiter  500  Pranken  jährlich,  and  die  Gerechtigkeit  verlangt,  dass 
die  500  Franken  des  Wechselagenten  dem  Schatz  eben  so  viel  brächten, 
als  die  500  Franken  des  Arbeiters.     Aber  so  ist  es  nicht;   denn  d^ 
Wechselagent  wird  Tapeten,  Bronzen,  Lnzusgegenstände  mit  seinem 
Gelde  kaufen,   d.  h.  Gegenstände  beschränkten  Yerbrauchs,   die  keine 
Abgabe  zahlen,  während  der  Arbeiter  Wein,  Salz,  Taback  kauft,  d.  h. 
Gegenstände  allgemeinen  Yerbrauchs,  die  belastet  sind.   In  dem  System 
der  indirekten  Abgaben,   in  diesem  System ,   welches  ich  nicht  billige, 
sind  yemünftig ,   wahrhaft  Temlinftig  nur  diejenigen  Abgaben ,   welche 
die  Gegenstände  des  allgemeinsten  Yerbrauchs  treffen.     So  fangt  Ihr  an, 
die  Luft  zum  Athmen  mit  der  Thür-  und  Fenstersteuer  zu  treffen,  dann 
das  Salz,  dann  die  Getränke,  dann  den  Taback,  endlich  AUes,  was  Je» 
dermann  gebraucht.     Glaubt  Ihr,    dass,   wenn  man  den  Steuerbeitrag 
von  jedem  Bni'ger  in  direkter  Form  forderte;    wenn  man  ihm  einen 
Steuerschein  schickte,    der  nicht  allein  die  Summe  enthält,    die  er  für 
das  Jahr  zahlen  soll,   sondern  auch  die  Einzelnheiten  seiner  Stenem, 
denn  das  ist  leicht  anzugeben :   so  viel  für  die  Justiz ;    so  viel  für  die 
Polizei;    so  viel  fiir  Algier;    so   viel  für  die  Expedition   nach  Hom 
u.  s.  w.  ^) ;   glaubt  Ihr  danach ,   dass  das  Land  nicht  gut  würde  regiert 
sein  ?     Herr  Gharency  sagte  uns  eben,  dass  das  Land  mit  der  indirekten 
Steuer  sicher  wäre,    gut  regiert  zu  werden.     Nun,    was  mich  betrifft» 
ich  sage  das  Gegentheil.     Mit  allen  diesen  hinterlistig  abgenommenen 
Steuern  leidet  das  Yolk,   murrt  und  beschwert  sich  dafür  über  Alles: 
das  Kapital,   das  Eigenthum,   die  Monarchie,   die  Republik,  und  die 
Steuer  ist  daran  Schuld.^'     Das  sind  Worte  Bastiat's,  die  er  am  12.  De- 
zember 1849  in  der  gesetzgebenden  Yersammlung  bei  der  Debatte  über 
die  Getränkesteuer  sprach. 

Ungeachtet  der  Yorzüge,  welche  die  direkte  Besteuerung  vor  der 
indirekten  hat,  sind  doch  in  den  meisten  Ländern  die  Staatsbedür&iisse 
oder  vielmehr  die  Ansprüche  der  Begierung  so  gross  geworden,  dass 
sie,  wie  auch  wohl  ziemlich  allgemein  anerkannt  wird,  durch  direkte 
Steuern  allein  nicht  bestritten  werden  können.  Demnach  muss  eine  in* 
direkte  Besteuerung  als  ein  unvermeidliches  Üebel,  aber  freilich  nicht 
in  einem  grösseren  TJmfEtng,  als  unbedingt  nothwendig  ist,  ertragen 
werden.     Es  entsteht  hiernach  die  Frage,   welche  indirekte  Steuern  am 

1)  Im  Jahr  1848  hat  Bastiat  folgendes  Conto  für  einen  Gnmdbesitxer ,  der 
500  Franken  direkte  Steuern  zahlt,  was  ein  Einkommen  Yon  höchstens  2400  bis 
2600  Franken  voraossetst,  entworfen: 
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wemgsten  venverßich  sind.  Einige  Formen  der  indirdkten  BeBteuerong 
mÜBsen  als  dnrchaos  unzulässig  erachtet  werden.  So  dürfen  Steuern, 
welche  zur  Bestreitung  des  Staatsbedarüs  auf  gewisse  Yerbrauchsartikel 
gelegt  werden ,  nicht  als  Differenzialabgaben  oder  Schutzzölle  wirken'; 
sie  müssen  yielmehr  unparteiisch  yon  allen  Arten,  wie  die  Artikel  be- 
schafiPt  werden  können  —  sei  es  durch  Produktion  im  Lande  oder  durch 
Einfahr  vom  Auslände  —  in  demselben  Y erhältniss  zum  Werth  erhoben 
werden.      Femer  sind  zu  yerweifen  alle  Abgaben  von  nothwendigen 


Gontocorrent  des  Öffentlichen  Schatses  mit  Herrn  N.  für  1848. 


Soll, 
empfangen  für  Herrn  N. 


Fr.   C. 
500  — 


An  direkten  Steuern    .... 
Enregistremeüt,   Stempel,  Do- 

mlnen S04  17 

ZdUe  und  Sali 168  — 

Forsten  und  Fischereien  ...  30  10 

Indirekte  Steuern 206  67 

Post 89  — 

Universititseinnahmen  ....  8  50 

Versehiedene  Einnahmen     .     .  21  87 

Saldo    .........  89  17 


Habaa, 

gezahlt  im  Interesse  des  Herrn  M. 

Fr.    C. 
Fflr    Zinsen     der    öffentlichen 

Schnld 358  -- 

Ciyilliste 14  -~ 

Spendong  der  Gerechtigkeit  20  — 

BeUgion 36  — 

Diplomatie 8  — 

Oeifentlicher  Unterricht  ...  16  — 
Gkheime  Ausgaben     ....         1  — 

Telegraphen 1  — 

Aufmunterungen  an  Musiker  und 

Tttnserinnen 3  — 

Dürftige,  Kranke,  Schwache  .         1  10 
Unterstfitsungen  an  Flfichtlinge         2  15 
Aufknuntemngen  fOr  den  Acker- 
bau   —  80 

Desgl.  ffbr  Seefischereien  4  — 

Desgl.  für  Manufakturen  —  23 

Gestüte 2  — 

Schttfereien —  63 

Unterstützungen  für  Kolonisten  —  87 
Desgl.  für  Ueberschwemmte  und 

Abgebrannte 1  90 

Departementalausgaben  ...  72  — 
Präfekten  und  Unterprftfekten  .  7  20 
Wege,  Kanüle,  Brücken  und 

Hufen 52  60 

Armee 364  — 

Marine 114  — 

Kolonien 26  — 

Steuererhebung  und  Verwaltung    150  — 

Summa  1261  48 

Der  Saldo  seigt  an,  dass  der  Schats  für  Rechnung  des  Heim  N.  89  Fr.  17  C.  mehr 
ausgegeben  als  empfangen  hat.  Aber  Herr  N.  möge  sich  beruhigen.  Die  Herren 
Bothschild  und  Genossen  sind  so  gütig  gewesen,  diese  Summe  Yonuschiessen ,  und 
Herr  N.  braucht  davon  nur  die  Zinsen  auf  ewig  zu  bezahlen;  d.  h.  von  jetzt  ab 
4  bis  5  Franken  jihrlich  mehr  zu  zahlen. 


Summa  1251  48 
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LebcnsbedürfniBsen ,    so  wie  von.  denjenigen  Stoffen  und  Werkzeugen, 
welche  zur  Produktion  dieser  Lebensnothwendigkeiten  erforderlicli  sind, 
da  solche  Abgaben  leicht  auch  das  zu  einer  gesunden  Existenz  nur  eben 
ausreichende  Einkommen,  was  unbesteuert  bleiben  muss,  treffen.     Und 
selbst  bei  der  günstigsten  Annahme,   nämlich,  dass  in  Folge  solcher 
Steuern  der  Arbeitslohn  hoch  genug  steigen  soUte,  um  den  Arbeiter  f&r 
die  Steuer  schadlos  zu  halten,  wirken  sie  als  eine  besondere  Steuer  vom 
Kapitalgewinn ,   was  eben  so  unbillig  an  sich ,    als  dem  Nationalwohl- 
stande nachtheiHg  ist.     Rohstoffe  und  Werkzeuge  der  Produktion  in 
allen  Eallen  steuerfrei  zu  lassen,   erscheint  jedoch  nicht  nothwendig. 
Sofern  dieselben  nicht  zur  Heryorbringung  von  Lebensnothwendigkeiten 
erfordert  werden,  eignen  sie  sich  zur  Besteuerung  eben  so  gut,  wie  das 
fertige  Fabrikat.     Falls  letzteres  indessen  mit  AccisegeflQlen  belegt  ist, 
wird  man  die  dazu  erforderlichen  Eohstoffe  und  Werkzeuge  nicht  noch 
mit  einem  Einfuhrzoll  belegen  dürfen.      Sonach  bleiben  nur  noch  Ab- 
gaben TOn  dem  Verbrauch  yon  Gegenständen  des  Luxus ,   im  weiteren 
Sinn  freilich,    übrig  und  diese  sind  sehr  empfehlenswerth.     Zunächst 
können  sie  niemals  diejenigen  treffen,  deren  ganzes  Einkommen  für  Le- 
bensnothwendigkeiten  yerausgabt  wird,    während  sie  allerdings  auch 
diejenigen  treffen,   welche  das,    was  sie  zur  Sestreitung  nothwendiger 
Bedürfnisse   verwenden    sollten,    auf  blosse   Genussmittel   yerwenden. 
Dazu  kommt  noch,   dass  sie  in  einigen  Fällen  als  eine  nützliche,   und 
zwar  als  die  einzige  nützliche  Art,  den  Luxus  zu  beschränken,  wirken. 
Manche  Ausgaben  der  höheren  und  auch  der  mittleren  Stände  geschehen 
nämlich  nicht  wegen  des  Genusses   der  dafür  angeschafften  Dinge  — 
wogegen  an  sich  nichts  einzuwenden  wäre,  —  sondern  bloss  aus  Rück- 
sicht auf  die  Meinungen  Anderer  und  in  dem  Wahne,  dass  gewisse  Aus- 
gaben als  eine  Folge  der  gesellschaftlichen  Stellung  erwartet  würden. 
Wenn  nun  Ausgaben  solcher  Arten  durch  Steuern  eingeschränkt  wer- 
den,  so  haben  diese  etwas  Gutes  bewirkt,   und  anderenfalls  haben  sie 
nicht  geschadet;    und  soweit  Abgaben  yon  Gegenständen  erhoben  wer- 
den,   die  bloss  aus  derartigen  Motiyen  begehrt  tmd  besessen  werden, 
leidet  Niemand  darunter.     Wenn  eine  Sache  nicht  ihres  Nutzens ,   son- 
dern bloss  ihrer  Kostbarkeit  wegen  gekauft  wird ,    so  ist  ihre  Wohlfeil- 
heit keine  Empfehlung.     Der  Umstand,    dass  ein  Gegenstand  der  Eitel- 
keit wohlfeiler  wird,  hat  nicht  die  Folge,  dass  dann  weniger  dafür  auf- 
gewendet wird,    sondern  yiehnehr  die  Folge,    dass  die  Käufer  an  die 
Stelle  des  wohlfeiler  gewordenen  Gegenstandes  nun  einen  theureren  oder 
sorgfaltiger  angefertigten   setzen.     Da  aber  die  geringere  Qualität  den 
Zweck  der  Eitelkeit  ebenso  gut  erfüllte ,    als  sie  ebenso  kostspielig  war, 
so  würde  eine  darauf  gelegte  Steuer  wirklich  yon  Niemandem  bezahlt; 
es  wird  auf  diese  Weise  eine  Staat«einnahme  geschaffen,    bei  der  Nie- 
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mand  yerliert.  Um  bo  yiel  wie  möglich  die  TJnjsuträglichkeitcn  yon  Ter- 
braachssteuem  zu  yermeiden  und  ihre  Yortheile  zu  yermehren,  sind  fol- 
gende sieben  Regeln  ßir  die  indirekte  Besteuerung  aufgestellt  worden : 

1)  Es  muss  eine  so  grosse  Einnahme  als  nur  immer  möglioh  yon 
denjenigen  Arten  yon  Luxusgegenständen  erhoben  werden,  die  am  mei- 
sten mit  der  Eitelkeit  und  am  wenigsten  mit  wirklichem  Qenuss  zusam- 
menhängen, wie  z.  B.  yon  den  kostbaren  Arten  yon  Kleidung  und  Schmuck- 
sachen aller  Art 

2)  So  weit  es  irgend  ausfahrbar,  muss  die  Steuer  nicht  yom  Pro- 
duzenten, sondern  möglichst  unmittelbar  yom  Konsumenten  erhoben 
werden,  weil  die  Entrichtung  durch  den  ersten  den  Preis  des  Gegen- 
standes immer  mehr,  und  oft  um  sehr  yiel  mehr,  als  den  Betrag  der 
Steuer  erhöht  (S.  442). 

8}  Da  nun  aber  bloss  diejenigen  indirekten  Steuern,  welche  auf 
Gegenstände  allgemeiner  und  sehr  yerbreiteter  Konsumtion  fallen,  eine 
grosse  Einnahme  gewähren  ^) ,  so  ist  es  nöthig ,  einige  Steuern  auch 
yon  wirklichen  Oenussmitteln  zu  erheben,  d.  h.  yon  solchen  Gegenstän- 
den, die  an  sich  Genuss  gewähren,  und  die  aus  diesem  Grunde  und 
nicht  bloss  ihrer  Kostbarkeit  wegen  geschätzt  werden.  Aus  dieser  Ur- 
sache müssen  dann  diese  Abgaben  wo  möglich  so  angelegt  werden,  dass 
sie  mit  demselben  yerhaltnissmässigen  Gewicht  auf  das  geringe,  massige 
und  grosse  Einkommen  fedlen.  Dies  ist  aber  schwierig,  weil  die  Arti- 
kel, welche  ein  einträgliches  Steuerobjekt  bilden,  yerhältnissmässig  mehr 
yon  den  Aermeren ,  als  yon  den  Beicheren  konsumirt  werden.  Kaffee, 
Zucker,  Spirituosen,  Taback  lassen  sich  kaum  in  einer  Weise  besteuern, 
ohne  dass  die  Armen  mehr  als  ihren  billigen  Antheil  der  Last  tragen. 
Etwas  gewinnt  man  in  dieser  Beziehung,  wenn  man  die  besseren  Sor- 
ten ,  die  bei  den  reicheren  Konsumenten  im  Gebrauch  sind ,  sehr  yiel 
höher  im  Yerhältniss  zu  ihrem  Werth  besteuert  —  statt  yiel  niedriger, 
wie  jetzt  fSsust  allenthalben  geschieht.  Die  Schwierigkeit,  die  Steuer 
irgendwie  nach  dem  Werthe  zu  bestimmen,  so  dass  keine  Umgehung 
geschehen  kann,  gilt  indessen  beinahe  für  unüberwindlich.  Daher  sind 
gewöhnlich  alle  Qualitäten  mit  derselben  festen  Abgabe,  nach  dem  Ge- 
wicht oder  der  Stückzahl,  belegt.  Dies  ist  aber  eine  ganz  offenbare 
Ungerechtigkeit  gegen  die  ärmeren  Klassen,  insofern  sie  nicht  wenig- 
stens durch  das  Bestehen  anderer  Steuern  entschädigt  werden,  yon 
denen  sie  ganz  frei  bleiben,  wie  z.  B.  in  England  yon  der  Einkommen- 
steuer. 

4)  So  weit  es  mit  den  bisher  angeführten  Regeln  yereinbar  ist» 

1)  Gegenstände  von  so  geringer  Konsumtion  wie  s.  B.  künstliche  Augen,  Men- 
schenhMure,  Krebsaugen,  Zahnstocher,  lu  besteuern,  ist  l&cherlich  und  doch  hatte 
der  Russische  Zolltarif  von  1842  diese  Artikel  mit  EinftihrsöUen  belegt. 
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sollte  die  Sesieuerung  sich  lieber  auf  wenige  Artikel  beschränken ,  als 
auf  viele  zersplittern.  Dadurch  würden  die  Kosten  der  Erhebung  und 
XJeberwachung  massig  gehalten  werden  können^  auch  nicht  so  viele 
Gewerbe  durch  die  Einmischung  von  Beamten  belästigt  2U  werden 
brauchen. 

5)  Unter  den  Luxusgegenständen  allgemeinen  Yerbrauchs  sollte  die 
Besteuerung  sich  vorzugsweise  an  die  aufregenden  Getränke  halten.  Die- 
selben sind  zwar  an  sich  wohl  ein  eben  so  zulässiger  als  heilsamer  €(e- 
nuss  als  mancher  andere ;  aber  sie  fuhren  doch  leichter  als  die  meisten 
anderen  zum  üebermaass,  und  deshalb  ist  es  bei  ihnen  besser  als  bei 
anderen  Dingen  angebracht,  dass  durch  die  Besteuerung  ihr  Yerbisach 
beschränkt  wird. 

6)  So  viel  wie  möglich  sollten  die  indirekten  Steuern  sich  auf  Ein- 
fuhrzölle beschränken.  Denn  die  Einfuhr  kann  mit  weniger  belästigen- 
der Einmischung  und  mit  weniger  nachtheiligen  Nebenwirkungen  be- 
steuert werden,  als  mit  anderen  Y erbrauchsabgaben ,  die  auf  dem  Felde 
oder  in  der  Werkstatt  erhoben  werden  müssen ,  verbunden  sind.  Ge- 
gen Ein^ihrzölle  ist  caeteris  paribus  weit  weniger  einzuwenden,  als  ge- 
gen Acciseabgaben.  Aber  die  Zölle  müssen  nur  auf  solche  Artikel  gelegt 
werden,  die  im  Inlande  nicht  produzirt  werden  können  oder  wenigstens 
nicht  produzirt  werden.  Sonst  muss  ihre  Produktion  im  Inlande  ver- 
boten werden  —  wie  in  England  bei  dem  Taback  der  Fall  ist,  und  wie 
im  Zollverein  sowohl  bei  dem  Taback  als  auch  bei  dem  Zucker  der  FaU 
sein  könnte  —  oder  mit  einer  Acciseabgabe  belegt  werden,  welche 
durchaus  nicht  niedriger  sein  darf,  als  der  Eingangszoll.  In  Landern, 
wo  die  Grenzen  schwer  zu  bewachen,  oder  wo  wegen  der  Sleinheit  des 
Landes  unverhältnissmässig  viel  Grenzen  sind,  so  wie  auch  in  Ländern, 
die  eine  sehr  zerrissene  Lage  haben,  sind  Zölle  schwierig  zu  erheben. 
Leichter  sind  sie  anwendbar  in  Staaten,  welche  aus  grossen  Inseln  be- 
stehen, und  wo  nur  in  grossen  Hafen  und  mit  grossen  Schiffen  zu  lan- 
den ist.  Deshalb  sind  in  England  und  den  Yereinigten  Staaten  Zölle 
anwendbarer  und  zweckmässiger  als  in  Deutschland.  Land  -  und  FLusa- 
grenzQA  sind  am  schwersten  zu  bewachen.     Endlich 

7)  sollte  keine  Steuer  so  hoch  sein,  dass  sie  in  dem  Maasse  zur 
Umgehung  anreizt,  dass  diese  durch  gewöhnliche  einffiche  Au&ichts- 
maassregeln  nicht  verhindert  werden  kann.  Insbesondere  sollte  niemals 
eine  Waare  so  hoch  besteuert  werden,  dass  dadurch  Menschen  dazu 
verlockt  werden,  die  Umgehung  der  Abgabe  beinahe  gewerbsweise  zu 
betreiben.  —  Im  Zollverein  erwartet  auch  die  reichsten  ZoUdefiraudanten 
zunächst  nur  Geldbusse  und,  erst  wenn  sie  nicht  zahlen  können,  Ge- 
fängnissstrafe  (vergl.  oben  S.  199).  Einzelne  Zollsätze  sind  aber  so 
hoch,  dass  doch  geschmuggelt  wird,  und  zwar  mit  Lebensgefahr,  denn 
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nach  dem  Gesetz  yom  28.  Juni  1834  dürfen  die  Grenzaufsichtsbeamten, 
ohne  dadurch  strafEallig  zu  werden,  unter  gewissen  Umständen  Personen, 
welche  sie  für  Schmuggler  halten,  todtschiessen. 


§.  48.     BRITISCHE  STEUERN. 

Mehr  als  die  Hälfte  aller  Einkünfte  des  Vereinigten  Königreichs, 
wie  wir  oben  S.  173  sahen,  1870  etwa  508^  Hill.  Thaler,  fliesst  jetzt 
auB  Accisen  und  Zöllen ,  nämlich  etwa  292  Hill.  Thaler.  Sonst  waren 
sehr  Tiele  Gegenstände  mit  Jecise  (ezcise)  belegt  worden ,  die  aber  da- 
Ton  wieder  befreit  wurden,  wie  1825  Salz  (S.  375),  1830  Bier  und  Le- 
der, 1831  Kohlen  und  Kerzen,  1845  Glas,  1850  Back- und  2äegel- 
steine,  1853  Seife,  1861  Papier,  1862  Hopfen.  Es  besteht  jetzt  nur 
noch  Accise  yon 

1)  Branntwein,  welche  seit  1861  auf  10  s.  per  Gallon  erhöht 
ist.  Der  Zoll  beträgt  10  s.  5  d.  per  Gallon.  Im  Jahre  1862  war 
die  Produktion  in  England  7,552,037,  in  Schottland  13,113,384  und  in 
Irland  4,301,539  Gallon.  Seit  1853  ist  gestattet,  Spiritus  steuerfrei 
aus  den  Niederlagen  abzugeben,  sofern  er  mit  10^  Hobsnaphta  oder  fUr 
Polirer  mit  Schellak  oder  gummi  resina  yermischt  wird,  und  dann  me- 
thylic  alkohol  oder  methylated  spirit  heisst.  Biese  Steuerfreiheit  wurde 
1863  auf  importirte  Spirituosen  ausgedehnt,  welchen  der  Zoll  erlassen 
wurde.  Sonst  waren  die  zur  Branntwein&biikation  allein  erlaubten  Ma- 
teiialien  gemalztes  und  ungemalztes  Getreide,  Zucker,  Kartoffeln  und 
Mangoldrüben.  Davon  durfte  aber  nur  gemalztes  und  ungemalztes  Ge- 
treide mit  einander  gemischt  werden.  Seit  1847  wird  Zollrückyergü- 
tnng  für  den  zur  Brennerei  verwendeten  Zucker  und  seit  1848  auch 
dessen  Mischung  mit  anderen  Materialien  gestattet.  In  dem  am  31.  März 
1870  beendeten  Jahre  brachte  die  Accise  11,426,694  £  oder  mehr  als 
67  Mill.  Thaler  ein. 

2)  MaLs,  seit  1856  zum  Satze  von  2  s.  7  d.  per  Bushel  und  5  f 
Zuschlag.  Der  Ertrag  war  1870  6,726,817  £  oder  mehr  als  45  Mill. 
Thaler. 

3)  Cichorien.  Da  Kaffee  mit  Zoll  belegt  war,  so  wurde  auch  auf 
Kaffeesurrogate  ein  Zoll  und  auf  Cichorien  (welche  in  Preussen  keiner 
Steuer  unterliegt)  eine  Accise  gelegt,  welche  seit  1864  1  £  4  s.  3  d.  per 
Ctr.  beträgt;  1870  brachte  die  Accise  1 5,848  £  und  der  Zoll  99,024  £. 
Die  Begierung  bezog  also  von  Cichorien  zusammen  fMül.  Thaler.  End- 
lich wird  Accise  erhoben  von  dem  im  Lande  selbst  verfertigten 

4)  Rübenzucker  und  dem  zum  Bierbrauen  verwendeten  Zucker, 
welcher  dafür  zollfrei  ist.  Die  Accise  vom  Zucker  zum  Bierbrauen  be- 
trägt seit  1 864  3  s.  4  d.  per  Ctr.     Die  Aocisebeträge  für  den  im  Inlande 
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fabmirten  Zucker    stehen   den  'Zollsätzen   gleich  and   brachten    1870 
68,144  £  oder  beinahe  ^  Hill.  Thaler  ein. 

Es  werden  ansserdem  noch  als  Aocisen  einige  Abgaben  z.  B.  toü 
Eisenbahnen ,  Stadt  -  und  Londkutschen  yerrechnet,  die  zwar  mehr  in- 
direkte als  direkte  Steuern  sind ,  diese  Eigenschaft  aber  kaum  in  höhe- 
rem Maasse  besitzen  als  die  anderen  Englischen  Gewerbesteuern.  Um- 
gekehrt wird  manche  Eonsumtionssteuer  nicht  als  Accise,  sondern  als 
Stempel  erhoben,  und  hat  daher  bei  den  Stempeln  ihren  Fiats,  da 
diese  ganze  Abgabengattung  ihren  Charakter  nur  von  der  Erhebonga- 
und  Quittirungsform,  und  nicht  von  ihrem  Wesen  hat,  sondern  rer- 
schiednerlei  Arten  yon  Steuern  umflust.  Die  Englischen  Stempebteaem 
sind  entweder  Gebühren  in  Stempelform,  oder  Yerkehrssteuem  in  Stem- 
pelform, wie  die  Erbschaftssteuern  (S.  417)  und  Yertragsstempel ,  odex 
Gebrauchssteuem  in  Stempelform.  Zu  der  zweiten  Klasse  gehören  auch 
die  Yersicherungsabgaben  (S.  455),  Stempel  von  Wechseln,  Sanknoten, 
Quittungen  und  verschiedene  Pennystempel  ^).  In  dem  am  31.  Mäis 
1870  beendeten  Jahre  brachten  die  Stempel  9,248,000  £  —  mehr  als 
62  Mill.  Thaler  —  die  Accisen  21,763,000  £,  beinahe  147  MilL  Tha- 
ler, und  die  Zölle  21,529,000  £  —  mehr  als  145  MilL  Thaler.  Ver- 
bote, sowie  Aus^ihr*  und  Durchfuhrzölle  sind  abgeschafft,  demnächst 
wurden  auch  die  Frohibitiy-  und  endlich  aUmalig  im  yierzigjahrigen 
Verlauf  die  Schutzzölle  beseitigt.  Ausfuhrprämien  werden  nicht  gezahlt, 
Rückzölle  für  einige  Fabrikate,  deren  Eohstoffe  zollpflichtig  sind.  Die 
Zahl  der  Artikel,  welche  Zöllen  unterliegen,  ist  nur  noch  gering,  und 
unter  diesen  sind  es  wenige,  welche  grosse  Erträge  bringen.  lieber 
100,000  £  brachten  1870  Goffee  351,721  £,  Com,  Meal  and  floor 
107,278£;    Currants  260,757 £;  Baisins  113,671  £;   Spirits,   Oolonial 


1)  Es  mag  auffallen,  wie  es  möglich  ist  —  sagt  Vocke  —  diese  Steaerpflicht 
von  Gegenständen ,  die  nur  ausnahmsweise  in  die  Hftnde  der  Behörden  kommen, 
dnrchiusetsen.  Das  Zwangsmittel  besteht  aber  darin,  dass  alle  stempelpflichtigen, 
aber  nicht  gestempelten  Dokumente  gesetslich  fBr  ungfiltig  erklSrt  sind,  und  wo 
dies  Pri^udii  nicht  ausreicht,  sind  ergiebige  Strafen  bis  la  50,  bei  Weehaeln  bis 
8u  100  £  in  Aussicht  gestellt.  In  Deutschland  kommt  es  vor,  dass  Strafen  ange- 
droht sind  für  die  Nichtentrichtung  von  solchen  Abgaben,  ohne  dass  man  es  ge- 
wagt hat,  den  unversteuerten  Urkunden  die  Rechtsverbindlichkeit  absusprechen. 
Es  beruht  dies  auf  einer  schwächlich  -  doktrinären  Anschauungsweise ,  welche  im 
Staate  nichts  als  ein  dem  einielnen  Unterthan  gleichberechtigtes  Vermdgenssubjekt 
erkennt,  während  ans  dem  Englischen  Gmndsäta  die  Kraft  des  in  einem  fimen 
Volke  lebenden  Gemeingeistes  hervorleuchtet,  der  die  salus  publica,  das  Gemein- 
wesen obenan  stellt  und  fiber  den  Einzelnen  setzt  Es  ist  eine  vielfach  bestätigte 
Erfahrung ,  dass  nirgends  strenger  gegen  Jene  verfahren  wird ,  welche  den  Staat 
verkürzen ,  als  bei  freien  Nationen.  Der  Grund  ist ,  dass  nur  ein  Volk ,  welches 
sich  selbst  Gesetze  giebt,  streng  gegen  solche  Glieder  seines  Leibes  sein  kann  und 
darf,  die  sich  ihrer  Verpflichtung  gegen  das  Gkinse  entziehen. 
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and  Foreign:  Bnin  1,933,787  £,  Brandy  1,712,482£,  Geneya  73,366 £, 
of  other  Sorts  474,993  £;  Sugar,  Unrefined  4,895,41 5 £;  Sugar,  Refined, 
and Sugar Gandy  657,202£;  Sngar,  Molasses  103,758 £;  Tea2,645,0ö2£; 
Tobacco  and  Snnff  6,669,018  £:  Wine  1,478,862  £.  Die  Begierong  be* 
sog  also  von  Kaffee  über  2-}-,  Getreide  and  Mehl  beinahe  f ,  Bosinen 
und  Korinthen  über  2|,  Thee  über  17f ,  Taback  über  45,  Wein  über 
10  MiU.  Thaler  Zoll,  und  femer  —  ausser  Accise  —  von  Spirituosen 
beinahe  28^  und  ron   Süssigkeiten  über  38  MilL  Thaler  Zoll. 

Man  wird  Yocke  beitreten  müssen,  wenn  er  sagt,  dass  Wilhelm  HI 
neben  seinen  sonstigen  grossen  Yerdiensten  auch  den  Buhm  habe,  ein 
Steuersystem  geschaffen  zu  haben,  welches  viel  rationeller  war,  als  das 
seiner  Nachfolger.  Er  benutzte  zwar  die  Ton  der  Beyolution  geschaffe- 
nen indirekten  Konsumtionssteuem,  und  konnte  sie  auch,  als  etwas  be« 
reits  Yorgefondenes ,  bei  seinem  Eriegsaufwande  nicht  entbehren ,  aber 
er  entwickelte  auch  die  Yermögens-,  Ertrags-  und  Fersonalsteuem,  und 
wenn  er  nach  dem  Yorgange  Hollands  den  Grund  zu  dem  später  ausge- 
bildeten Stempelsteuersystem  legte,  so  kann  er  nur  gelobt  werden,  dass 
er  die  Einrichtungen  eines  fortgeschrittenen  Staats  in  seinem  Lande  ein- 
fährte. Die  eigentliche  Entfaltung  der  indirekten  Konsumtionssteuem, 
von  welchen  die  direkten  Aufwands-«  und  die  sogenannt -direkten  Ge- 
werbesteuern nur  ein  Anhängsel  sind,  gehört  ganz  und  gar  dem  acht- 
zehnten Jahrhundert  und  seiner  aristokratischen  Bichtung  an,  welche 
die  Beichen  und  Mächtigen  schonte,  die  ganze  Last  der  Steuern  aber 
auf  die,  im  Parlament  eigentlich  noch  nicht  vertretene,  Masse  des  Yolks 
wälzte.  Bei  dieser  unpraktischen  Bichtung  und  durch  die  Amerikani- 
schen und  Eranzösischen  Kriege  ist  die  Kontrahirung  der  grossen  Staats- 
sohuld nothwendig  und  natürlich  gewesen.  Das  alte  Steuersystem  wurde 
bis  aufs  Aensserste  angestrengt  und  Alles,  woran  sich  möglicher  Weise 
eine  Steuer  hängen  Hess,  benutzt,  aber  vergeblich.  Pitt  fühlte,  dass 
eine  gründliche  Beform  nur  durch  die  direkte  Besteuerung  möglich  sei, 
und  es  kam  zu  einer  Einkommensteuer,  Nach  dem  Frieden  hob  man  1816 
einen  Theil  der  Kriegsteuem  au^  aber  die  ungeheure  Schuld  blieb.  Die 
mächtig  gesteigerte  Einfahr  landwirthschafÜicher  Erzeugnisse  erschreckte 
die  Landwiithe  und  die  grundbesitzende  Aristokratie  konnte  einen  Pro- 
hibitivzoll auf  Getreide  durchsetzen.  Dem  künstlichen  Gebäude  des  auf 
Papiermassen  gegründeten  Yerkehrs  drohte  eine  ernstliche  Erschütterung 
und  1819  worden  Yerbrauchssteuem  erhöht  Es  seufEte  der  Grundbe- 
sitz und  die  Industrie  unter  dem  Steigen  des  Geldwerths  und  den  dadurch 
bedingten  Werthsverschiebungen,  die  arbeitenden  Klassen  dagegen  unter 
der  übermässigen  Last  der  indirekten  Steuern  und  der  hierdurch  so  wie 
durch  die  Prohibitivzölle  herbeigeführten  Theuerung.  Einige  Erleich- 
terungen erfolgten  zwar  1822  bis  1824  durch  Huskisson's  Maassregeln, 
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aber  gebessert  wurde  später  dooh  nur  wenig,  und  1840  wurde  die  Be- 
seitigung von  Deficits  durch  Erhöhung  der  Zölle,  Accisen  und  Aufwand- 
steuern  vergeblich  erstrebt,  bis  endlich  Peel  (S.  428,  477)  ans  Bader 
kam  und  1 842  mit  seinen  Beformen  begann ,  die  seine  Nachfolger  wei- 
ter entwickelten.  Die  progressiye  Steuer,  welche  Pitt  1797  einfahrte, 
war  nur  eine  Steuer  mit  Rücksicht  auf  das  Einkommen ,  und  bestand  bei 
Einkommen  yon  60  £  an  aus  Zuschlägen  zu  den  Aufwandsteuem ,  und 
zwar  von  Häusern,  Fenstern,  Hunden  und  Uhren,  yon  Läden  and 
Miethwohnungen,  so  wie  yon  männlichen  Dienstboten  und  Kutschen. 
Man  machte  dieser  Steuer  den  Vorwurf,  dass  sie  nicht  das  Einkommen 
und  Vermögen,  sondern  die  Ausgaben  besteuere^  Jeder  konnte  sich  ihr 
durch  Einschränkungen  mehr  oder  weniger  entziehen ,  und  so  verfehlte 
sie  den  Zweck,  aus  den  Schätzen  der  Beichen  ein  grosses  Staatseinkom- 
men  zu  erlangen.  Ihr  Ertrag  war  nur  1,855,996  £,  während  die  Aof- 
wandsteuern  an  sich  schon  vorher  gegen  2  Mill.  abgeworfen  hatten. 
Die  Gesammteinkommensteuer ,  welche  im  Deoember  1798  Pitt  dem  Par> 
lamente  vorschlug,    sollte  wie  die  vorige  yon  60  £  Einkommen  aniSui- 

gen  und  mit  ytu  ^^^  iV  ^^^^  ^^  ii  ^^^  ^^%  '^^'^  jedem  Qesammtein- 
kommen  berechnet  werden  und  brachte  über  6  Mill.  ein.  Nach  dem  Frie- 
den von  Amiens  1 802  wurde  sie  wieder  abgeschafft.  Als  der  Exieg  wie- 
der begann,  musste  1803  Pitt's  Nachfolger,  Addington  (Lord  Sidmonth), 
abermals  zu  der  Einkommensteuer  greifen,  doch  erschien  sie  in  wesent- 
lich veränderter  Gestalt^  als  eine  Besteuerung  der  EinkommensqueUen  und 
unter  dem  neuen,  also  noch  nicht  verhassten  Namen  einer  Fermogens^ 
Steuer  f  property  tax.  Es  war  eine  Steuer  vom  Einkommen  aus  Mobi- 
liarbesitz, aus  Pachtungen  und  aus  öffentlichen  Anstellungen,  so  wie 
aus  C^dkapital  und  Gewerben.  Die  Kapitalisten,  die  Industriellen  u.  s.  w. 
hatten  ihr  Gesammteinkommen  nadh  den  verschiedenen  Quellen  zu  de- 
klariren  und  jedes  Einkommen  wurde  in  dessen  Hand  versteuert,  die 
I  den  wirkHohen  Genuss  davon  hatte.     Man  besteuerte  den  Pächter  und 

besteuerte  Gehalte.  Man  zahlte  von  60  £  ^^,  von  80  £  1^-^,  von 
100  £  2^^,  von  150  £  und  mehr  5^.  Der  Ertrag  war  5  MilL  Im 
Jahre  1805,  als  Pitt  wieder  Minister  war,  wurde  die  Steuer  um  1^^ 
durch  alle  Blassen  erhöht,  und  1 806  hat  die  Begierung,  an  deren  Spitze 
I  Poz  stand,  die  Steuer  mit  einigen  Aenderungen  nicht  bloss  beibehalten, 

i  sondern  sogar  auf  10^  erhöht.     Sie  brachte  1806  12  MiU.  und  stieg  bis 

1815  bis  gegen  16  Mill.  Am  18.  März  1816  beschloss  das  Unterhans 
mit  238  gegen  201  Stimmen  die  Aufhebung  der  Steuer.  Im  Jahre  1842 
wollte  Peely  dass  seine  Einkommensteuer  nur  für  fönf,  und  wenn  es  die 
Verhältnisse  gestatten  sollten,  sie  eher  aufzuheben,  nur  f&r  drei  Jahre  auf- 
erlegt würde.  Danach  unterlag  der  Einkommensteuerpflicht  jede  Per- 
son, Korporation,   Gesellschaft  u.  s.  w.,   welche  150  £  oder  mehr  Ein- 
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kommen  jährlich  hat  Temporär  abwesende  Sritische  Unterthanen 
sind,  als  anwesend,  steuerpflichtig;  Fremde  in  England  nach  sechs* 
monatlichem  Aufenthalt.  Das  Einkommen  der  Frau  wird  als  Einkom- 
men des  Mannes  betrachtet ,  sofern  sie  nicht  getrennt  leben.  Wer  ein 
Einkommen  f&r  einen  Andern  bezieht,  sei  es  als  Vormund,  als  Exe- 
kutor, als  Verwalter,  als  Agent  u.  s.  w.,  tritt  in  alle  Pflichten  seines 
Mündels,  Vollmachtgebers  u.  s.  w.,  er  hat  statt  seiner  zu  &tiren,  Er- 
klärungen abzugeben,  Steuerbefireiung  nachzusuchen  u.  s.  w.  und  wird 
auch  im  Falle  der  Nachlässigkeit  und  Unredlichkeit  bestraft,  als  wenn 
der  Steuerpflichtige  selbst  gefehlt  hätte.  Gegenstand  der  Steuer,  welche 
7  d.  au£9  £  des  Einkommens  (d.  h.  2||  ^) ,  für  Pächter  in  England  3^, 
in  Schottland  nur  2^  d.  aujGB  £  des  PachtschiUings ,  beträgt,  ist: 

Schedula  A.  Das  Eigenthum  an  Grundstücken  nach  der  höchsten 
Pachtrente,  die  in  einem  Jahre  wirklich  bezogen  wird,  oder  bezogen 
werden  könnte ;  und  zwar  nach  dem  Durchschnitt:  bei  Zehnten  der  letz- 
ten drei  Jahre;  beim  Obereigenthum  des  siebenjährigen  Ertrages  der 
Gebühren,  Dienste  u.  s.  w.;  bei  Ländereien  nach  billigem  und  gerech- 
tem Ermessen  der  Kommissare  auf  mehrere  Jahre;  bei  Steinbrüchen, 
Eisenwerken,  Eisenbahnen,  Kanälen  u.  s.  w.  nach  dem  Ertrage  des  vo- 
rig(*n  Jahres;  bei  Kohlen-  und  Metallgruben  der  letzten  fünf  Jahre;  bei 
Zehentflxen  und  Grundzinsen  nach  dem  jeweiligen  Ertrag,  indem  die 
Steuer  yom  Zinspflichtigen  erhoben  wird.  Wenn  der  Betrieb  kürzer 
war  ab  diese  Durchschnittsperioden,  so  ist  die  Betriebszeit  maassgebend. 
Wer  bei  mehreren  Geschäften  betheiligt  ist ,  kann  den  an  einem  Platze 
erlittenen  Verlust  an  dem  anderwärts  gemachten  Gewinn  abziehen.  Sonst 
dürfen  am  Ertrage  nur  abgezogen  werden :  die  Baukosten  für  Gebäude 
der  Kirchen  und  Stiftungen  nach  21  jährigem  Durchschnitt;  die  Kirch- 
spielsabgaben, die  nicht  abgelöste  Landtaz,  die  Umlagen  för  Trockenle- 
gung, Einzäunung  und  Eindeichung  für  das  laufende  Jahr ,  sofern  diese 
Lasten  vom  Eigenthümer  bestritten  werden;  und  bei  den  Pfründeerträg- 
nissen die  Zehnten,  Erstlinge  und  Emennungsgebühren  nach  dem  Stande 
des  vorhergehenden  Jahres,  die  Abgaben  an  den  Bischof  nach  siebenjähri- 
gem Durchschnitt ;  nicht  aber  Beparaturkosten  der  Häuser,  Versicherungs- 
prämien, Erhebungskosten,  Nachlasse  u.  s.  w.  Da  der  Eigenthümer  seine 
rolle  Rente  ohne  Rücksicht  auf  Schulden  versteuert,  entrichtet  er  die 
Steuer  des  Gläubigers,  dem  er  dieselbe  bei  der  Zinszahlung  anrechnen  darf. 
Steuerfrei  sind  die  Gebäude  der  Stiftungen,  Universitäten,  Hospitäler, 
öffentlichen  Schulen,  Armen-  und  wissenschaftlichen  Anstalten,  sofern 
sie  nicht  vermiethet,  oder  von  einem  steuerpflichtigen  Bediensteten  be- 
nutzt sind,  die  Ländereien ,  Zinse  und  Beuten  der  Hospitäler,  öffent- 
lichen Schulen  und  Armenhäuser,  in  so  weit  sie  für  die  Zwecke  der  Stif- 
tungen und  Anstalten  verwendet  werden;    nicht  aber  unbebaute  Lände- 
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reien ,  jedoch  unbewohnte  Wohnhäuser.  Im  Falle  von  XJebersohwem- 
mang  und  Ungewitter,  wodurch  die  Ernte  oder  der  Yiehstand  beschädigt 
oder  der  Anbau  yerhindert  worden  ist,  wird  an  der  Steuer  so  Tiel  nach- 
gelassen ,  als  am  Pachtzins  erlassen  worden  ist  oder  dem  selbstwirth- 
schaftenden  Grundbesitzer  nachgelassen  sein  wurde,  wenn  er  Päditer 
wäre. 

Schedula  B.  Das  Innehaben  der  Grundstücke  (das  landwirthschafi- 
liche  Gewerbe) ,  nach  dem  nämlichen  Werth  des  nämlichen  Objekts  mit 
Ausnahme  der  nicht  zu  Guts  -  oder  Zehentpachtongen  gehörigen  Wohn-, 
Gewerbs-  u.  a.  Nebengebäude.  Die  StenerpfUcht  der  Pächter  beginnt 
aber  in  England  erst  bei  einem  Pachtschilling  yon  300 ,  in  Schottland 
Ton  450  £,  da  sie  nur  die  Hälfte  resp.  ein  Drittel  der  Pachtrente  Ter- 
steuern.  Haben  mehrere  Personen  Antheil  an  einer  Pacht,  so  entschei- 
det die  Grösse  des  Antheils  über  die  Steuerpflicht,  so  wie  für  Miterben 
und  desgl.  bei  Sched.  A.  Für  Zehentpächter ,  welche  nur  ein  Viertel 
des  Pachtschillings  rersteuem,  beginnt  die  Steuerpflicht  mit  einer  Pacht- 
rente Ton  600  £.  Wenn  ein  Inhaber  Abgaben  trägt,  welche  nach  der 
Voraussetzung  des  Gesetzes  der  Grundbesitzer  leisten  sollte,  so  sind  sie 
dem  Werthe  des  Objekts  för  den  Pächter  zuzurechnen ;  wenn  aber  der 
Ghnindbesitzer  Lasten  bestreitet,  welche  den  Inhaber  treffen  sollten,  so 
sind  sie  zur  Ermittelung  der  Steuer  des  letzteren  an  der  Pachtrente  zu 
kürzen. 

Schedula  G.  Der  Ertrag  der  Leibrenten ,  Zinsen ,  Dividenden  aus 
öffentlichen  oder  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehenden  Kassen,  sofern 
sie  mindestens  5  £  des  Jahres  betragen  —  eine  jetzt  aufgehobene  Be- 
schränkung, indem  seit  1863  die  Steuer  yon  allen  Couponseinlösongen 
abgezogen  wird.  Steuerfirei  sind:  die  durch Parlamentaakte  sanktionirten 
ünterstützungsTereine,  deren  Ghiben  nicht  200  £  oder  jährlich  30  £  über- 
steigen; Sparkassen;  Stiftungen,  Bruderschaften  und  deii^L  für  wohl- 
thätige  Zwecke,  für  Reparaturen  von  Universitäten  und  Kirchen;  der 
Staat;  die  Königin  und  die  fremden  Gesandten. 

Schedula  D.  Alle  Erträgnisse,  die  nicht  unter  Sched.  A,  B  und  G 
versteuert  sind  und  alle  nutzbringenden  Beschäftigungen,  die  nicht  unter 
Sched.  E  &llen,  und  zwar:  l)  gewerbliche  und  HandeUnntemehmun- 
gen  (trade)  nach  dem  vollen  Durchschnittsertrage  der  letzten  drei  Jahre, 
neue  Geschäfte  nach  jenem  von  deren  Beginn  an.  Wenn  aber  der  Er- 
trag des  Steueijahres  unter  dem  Durchschnitt  bleibt,  so  kann  die  Be- 
steuerung nach  diesem  Minderbetrag  oder  Eückvergütung  bis  zu  demsel- 
ben verlangt  werden.  Eine  Steuerhöhung  im  umgekehrten  Fall  können 
dagegen  die  Beamten  nicht  fordern.  Eine  vollständige  Steueifireiheit  im 
Pall  momentanen  Sinkens  unter  150  £  lässt  aber  die  Praxis  nicht  zu. 
Abgezogen  darf  vom  Ertrage  nur  weiden,   was  in  der  Dorchschnittazeit 
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für  Beparatoren  der  Gewerbsgebäade  (premises) ,  für  Anschaffiang  und 
Ansbessening  yon  Werkzeugen  u.  a.  erforderlichen  Artikeln,  für  Yer- 
luBte  und  uneinbringliche  Posten  ausgegeben  worden  ist;  für  ein  zum 
Qeschäftsbetrieb  gemiethetes  Haus  darf  ein  angemessener  Theil  des 
Miethszinses,  aber  nicht  über -|  des  Oeschäftsertrages ,  abgezogen  wer- 
den. Nichts  wird  gekürzt  für  sonstige  Verluste,  zurückgezogene  wie 
yerwendete  Kapitalien  und  deren  Zinsen,  Meliorationen  und  Aus- 
stände; insbesondere  nichts  für  bezahlte  Schuldzinsen  und  andere  La- 
sten, wofür  die  Steuer  an  der  Leistung  abgezogen  werden  darf.  2)  Künst- 
lerische und  wissenschaftliche  BerufiBarten  und  alle  sonstigen  auf  TJeber- 
einkunft  beruhenden  Beschäftigungen  ohne  Bücksicht  auf  deren  Zeit- 
dauer (professions)  nach  Maassgabe  des  vollen  Ertrages.  Abzüge  wie 
vor.  Ueberhaupt  darf  nichts  am  Ertrage  abgezogen  werden,  als  was 
lediglich  für  das  Geschäft  ausgegeben  worden  ist;  nichts  was  für  häus- 
liche oder  Priyatzwecke  aufgewendet  wurde.  Gbrundstücke  und  Un- 
ternehmungen, die  schon  nach  Sched.  A  besteuert  sind,  werden  aber 
natürlich  nicht  eingerechnet.  3)  Grunderträgnisse  yon  ungewissem 
jährlichen  Ertrage ,  die  nicht  nach  Sched.  A  besteuert  sind  (z.  B.  Le- 
hengebühren ,  Laudemien)  nach  dem  wirklichen  Betrage  des  Vorjahres ; 
ebenso  Zinsen,  die  nicht  unter  Sched.  D.  fallen  oder  die  nicht  jahrweise 
fliessen,  wie  Disconto  u.  s.  w.;  auch  Viehhändler  und  Milchyerkäufer, 
deren  Ghmndstücke  nicht  .zum  Unterhalt  des  Viehes  ausreichen,  insoweit 
sie  nicht  nach  Sched.  B.  schon  genügend  besteuert  erachtet  werden. 
4)  Zinsen  und  Beuten  aus  dem  Auslande  im  yollen  Betrage  des  laufen- 
den Jahres.  5)  Der  Ertrag  ausländischer  —  auch  Kolonial-  —  Besitzun- 
gen im  dreijährigen  Durchschnitte.  6)  Alle  übrigen  Erträgnisse  nach 
dem  laufenden  oder  einem  durchschnittlichen  Jahresertrage,  je  nachdem 
es  die  Kommissare  für  angemessen  erachten.     Steuerfrei  sind  Stiftungen, 

m 

Gesellschaften  und  Anstalten  für  wohlthätige  Zwecke  ebenso  wie  bei 
Sched.  G. 

Schedola  E.  Alle  Gehalte  und  Bezüge  öffentlicher  Bediensteter,  Pen- 
sionen, Gnadengehalte  und  desgl.,  und  zwar  ständige  nach  dem  Betrage 
des  laufenden  Jahres ,  unständige  nach  dem  Stande  des  yorhergehenden 
oder  nach  dreijährigem  Durchschnitte.  Abzuziehen  sind  nur  die  gesetz- 
lich auf  den  Bezügen  haftenden  Steuern  und  Lasten,  so  wie  alle  amüi- 
eben  Ausgaben;  nicht  aber  die  an  Andere  (Subalterne)  zu  bezahlenden 
Gehalte,  wofür  sich  diese  die  Steuer  anrechnen  lassen  müssen,  auch 
nicht  Schuldzinsen  und  Verluste  in  anderen  Unternehmungen. 

Im  Jahre  1845  wurde  die  Einkommensteuer  auf  weitere  drei  Jahre 
bewilligt  und  1848  unter  dem  Ministerium  Bussel  abermals  auf  drei 
Jahre.  Demnächst  wurde  sie  1851  auf  ein  Jahr  bewilligt^  aber  zugleich 
eine  Pailamentskommission  ernannt  zur  Untersuchung  der  Einkommen- 
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Steuer  nach  allen  Bichtungen,  namentlich  mit  Absicht  anf  mögliche  Yer- 
besseningen  des  Gesetzes.  Im  folgenden  Jahre ,  als  die  Tones  wieder 
ans  Ruder  gekommen  waren,  wurde  die  Einkommensteuer  abermals  auf 
ein  Jahr  bewilligt.  Unter  der  bald  folgenden  Whigregieräng  wurde  sie 
auf  Antrag  des  Schatzkanzlers  Gladstone  1853  auf  sieben  Jahre  bewil- 
ligt, auch  auf  Irland  ausgedehnt.  Eemer  wurden  die  Einkommen  von 
100  bis  exd.  150  £  ebenfeills  mit  der  Steuer  belegt,  aber  nur  mit  5  d. 
aufs  £  (d.  h.  2|-^).  Als  1854  der  Krieg  grosse  Geldmittel  verlangte, 
wurde  eine  Verdoppelung  der  Einkommensteuer,  von  7  ilnd  5  d.  auf  14 
und  1 0  d. ,  vorgenommen,  worauf  im  folgenden  Jahre  eine  noch  weitere 
Erhöhung  um  2  und  l^  d,  au&  £  folgte.  Die  Steuer  erreichte  also  eine 
Höhe  von  6f  ^,  auf  welcher  sie  auch  im  Jahre  1 856  trotz  des  Friedens- 
schlusses stehen  blieb,  da  es  noch  viele  nachträgliche  Kriegsausgaben 
zu  bestreiten  gab.    Das  Jahr  1857  brachte  eine  Herabsetzung  auf  7  und 

5  d.  aufs  £,  wobei  es  auch  1858  blieb.  Zur  Vermeidung  eines  Defieits 
setzte  Gladstone  wieder  eine  Erhöhung  auf  9  und  6^  d.  durch  und  1 860 
erfolgte  eine  Erhöhung  auf  10  und  7  d.,  für  die  Pächter  5  d.  in  England, 
d-J^  d.  in  Schottland  und  Irland.  Von  Jahr  zu  Jahr  wurde  dann  die  Steuer 
erneuert,  wenn  auch  mit  Aenderungen  im  Steuerfuss.    Derselbe  war  1864 

6  d.  aufs  £  und  1865  und  1866  4  d.  au£s  £  (d.  h.  1|  ^),  foi  Pächter  2  d. 
in  England  und  l^d.  in  Schottland  und  Irland.  Im  Jahre  1861  wurde 
abermals  ein  Ausschuss  gewählt  und  1868  eine  Steuermindemng  derart 
bewirkt,  dass  bei  jedem  Einkommen  von  200  £  excl.  bis  100  £  incl.  abwärts 
immer  60  £  als  steuerfrei  abgezogen  werden  dürfen  —  die  Steuer  also 
beträgt  von  1865  ab  bei  einem  Normalsteuexfiiss  von  4  d.  auib  £ 

bei  200  £  Einkommen  4      d.  aufs  £  oder  1,66^ 

-  199  -  -            2,79-      -           -      1,16- 

-  150  -  -            2,50-      -           -      1,04- 

-  100  -  -            1,60-      -      '     -      0,62- 
.      99  -            - 

Es  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  bei  dieser  Einkommensteuer,  wie 
Vocke  richtig  bemerkt,  „der  Ertrag  ganz  in  der  Hand  der  Staatsgewalt 
liegt,  dass  die  Erhöhung  des  Steuerprocents  die  Erhöhung  des  Ertrages 
in  ganz  gleichem  Verhältniss  zur  Folge  hat.  Hierin  liegt  ein  grosser 
Vorzug  vor  den  indirekten  Steuern,  deren  Erhöhung  erfahrungsmäasig 
die  Staatseinnahmen  nur  in  geringer  Proportion  vermehrt^  weil  die  Ver- 
theuerung  der  besteuerten  Artikel  den  Verbrauch  beschränkt.  Bei  den 
Accisen  und  Zöllen  ist  diese  ErfieJirung  in  der  entschiedensten  Weise  ge- 
macht worden.  Hieraus  schon  folgt,  dass,  je  mehr  es  Bedürfhiss  wird, 
den  Ertrag  der  Staatseinnahmequellen  mit  Sicherheit  vorauszubestimmen, 
desto  mehr  von  der  indirekten  zur  direkten  Besteuerung  übergegangen 
werden  muss."     Der  Ertrag  von  je  1  d.  Steuer  auf  je  1  £  Einkommen 
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belief  sich  1843  auf  849,018  £,  1854  auf  1,101,334  £,  1865  auf 
1,370,000  £  und  1866  auf  1,600,000  £.  Der  gesammte  Ertrag  der  Ein- 
kommensteuer war  in  den  Jahren  1843  5,608,548  £,  1853  5,869,826  £, 
1854  7,133,039  £,  1857  16,915,332  £,  1860  10,424,887  £,  1862 
11,104,002  £,  1865  8,188,879  £,  1866  6,475,678  £.  Zu  dem  Gesammt- 
ertrag  der  Einkommensteuer  haben  1857  beigetragen  Sched.  A.  46^, 
B  6^,  C  11  ^,  D  31  ^  und  E  6f  In  dem  am  31.  März  1870  been- 
deten Jahre  braohte  die  Einkommensteuer  10,044,000  £  oder  mehr  als 
67  Mül.  Thaler  ein.  —  Auch  in  Indien  wurde  und  zwar  zunächst  zur 
Deckung  des  durch  den  Aufstand  der  Sepoy's  entstandenen  Deficits  die 
Einkommensteuer  nach  Englischem  Muster  durch  James  Wilson  —  wel- 
cher in  seinem  zwanzigsten  Jahre  Theilnehmer  einer  Hutfabrik,  dem- 
nächst Vorsitzender  der  Antikorngesetzliga  gewesen  war,  im  Jahre  1843 
das  Wochenblatt  „The  Economisf'  begründet  hat,  endlich  Financial 
Member  of  the  Council  of  India  wurde  und  1860  starb  —  eingeführt. 
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Da  manche  erwahnenswerthe  Steuern  bisher  noch  nicht  berück- 
sichtigt sind,  so  wird  dies  noch  geschehen  müssen.  Doch  dürfte  es 
genügen,  vorzugsweise  nur  auf  die  Betrachtung  der  Freussischen  Staats- 
steuern näher  einzugehen.  Eines  weiteren  Zurückgehens  auf  frühere 
Zeiten  wird  es  aber  kaum  bedürfen.  Liebhaber  historischer  Forschun- 
gen können  allerdings  hier  noch  viel  Arbeit  finden^  doch  möchte  daraus 
erheblicher  praktischer  Nutzen  für  unsere  Zeit  schwerlich  zu  erwarten 
sein.  In  den  Annalen  der  Freussischen  Staatswirthschaft  und  Statistik, 
welche  L.  H.  Jakob  und  L.  Krug  in  Halle  1804  ufad  1805  herausgaben, 
sagte  ersterer  (Bd.  2.  S.  366),  dass  nichts  in  den  Freussischen  Staaten 
im  Allgemeinen  so  unbekannt  sei,  als  die  Details  über  das  Steuerwesen. 
Für  jene  Zeit  sind  die  HauptqueUen  L.  Krug's  schon  öfters  angefahrte 
Betrachtungen  über  den  Nationalreichthum  des  Freussischen  Staats  und 
über  den  Wohlstand  seiner  Bewohner,  1805.  Zu  erwähnen  sind  auch: 
G.  W.  Ferber,  Beiträge  zur  Kenntniss  des  gewerbhchen  und  kommer- 
ziellen Zustandes  der  Freussischen  Monarchie  aus  amtlichen  Quellen, 
1829  ^);  Derselbe,  neue  Beiträge  zur  Kenntniss  des  gewerblichen  und 
kommerziellen  Zustandes  der  Freussischen  Monarchie,  aus  amtlichen 
Quellen,  1832;  J.  G.  Hoffmann,  Die  Lehre  von  den  Steuern,  als  An- 
leitung zu  gründlichen  ürtheilen  über  das  Steuerwesen,  mit  besonderer 

1)  Im  Jahre  1830  gab  ich,  ohne  mich  jedoch  als  Verfasser  in  nennen,  heraus: 
Betrachtangen  über  die  Finanzen  und  die  Gewerbe  im  Freussischen  Staate,  veran- 
lasst durch  die  Schrift  des  Herrn  G.  O.  F.  R.  Ferber  über  Preussens  gewerblichen 
und  kommerziellen  Zustand. 

Bergiac,  FlnsuzwissenKh.    8.  Aoil.  32 
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Beziehung  auf  den  Freussischen  Staat,  1840;  C.  F.  W.  Bietexici,  Der 
Yolkswohlstand  im  Preussisohen  Staate,  in  Yergleichongen  aus  den  Jah- 
ren Yor  1806  und  von  1828  bis  1832,  so  wie  aus  der  neuesten  Zeit^ 
nach  statistischen  Ermittelungen  und  dem  Gange  der  Gesetzgebung  aus 
amtlichen  Quellen  dargestellt,  1846;  A.  E.  Riedel,  Der  Brandenbur- 
gisch  -  Freussische  Staatshaushalt  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten, 
1866. 

Eine  wichtige  ältere  Abgabe  war  die  Accise  (S.  441).     Dayon  mag 
hier  nur  bemerkt  werden,  dass  die  Begierung  unter  dem  Drucke  schwe- 
rer Finanznoth  im  Jahre  1641  neben  Wiedereinführung  einer  auBseror- 
deutlichen  Kriegssteuer,   unter  dem  IN'amen  der  doppelten  Kriegsmetze, 
nach  vieler  Weigerung  der  Städte  eine  Accise-  und  Steuerordnung  ein- 
führte, wobei  das  Beispiel  Hollands  maassgebend  war,  wo  die  Accise  be- 
reits seit  den  Elriegen  mit  den  Spaniern  in  Aufschwung  gekommen  und 
während  des  16.  und  1 7.  Jahrhunderts  weiter  entwickelt  worden  war.    Da 
aber  diese  Acciseordnung  sich  bald  so  mangelhaft  zeigte,    dass  beinahe 
alle  Jahre  Abänderungen  nöthig  wurden,   so  erging  1680  eine  neue  Ac- 
ciseordnung,   die  jedoch  auf  gleicher  Grundlage  wie  die  früheren  ruhte 
und  nur  in  einigen  Säteen  bestimmter,   in  einigen  auch  yermehrt  war. 
Nach  der  revidirten  General -Steuer-  und  Eonsumtionsordnung  für  die 
Eurmark  von  1684  wurde  die  Accise  nur  in  den  Städten  erhoben  und 
zwar  von  Allem,   was  Einwohner  und  Fremde  konsumiren,   so  wie  von 
allen  Waaren,   die  zum  Verkauf  in  die  Städte  gebracht  werden.     Im 
Jahre  1701  wurde  die  Accise  erhöht,  besonders  von  unentbehrlichen  Le- 
bensmitteln, und  1733  erfolgte  eine  Befreiung  der  inländischen  Waaren 
mit  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Imposte  auf  fremde  Fabrikwaaren  ^). 
In  dem  Etatsjahr  176^^  beliefeu  sich  sämmtliche  Accise-,  Zoll-,  Lizent- 
und  Transite -Einnahmen  in  den  Provinzen  diesseits  und  jenseits  der 
Weser  nur  auf  3,926,538  Thlr.  Brutto  und  nach  Abzug  der  Yerwaltungs- 
kosten  auf  3,437,820  Thlr.     Nun  verlangte  Friedlich  11  eine  Vermeh- 
rung seiner  Einkünfte  von  2  Millionen,  und  beschloss,   für  die  indirek- 
ten Steuersachen  ein  unabhängiges  Departement  zu  errichten  und  dazu 
Französische  Finanzbediente  kommen  zu  lassen.     So  entstand  1766  die 
sogenannte  Französische  Begie,   oder  nach  dem  amtlichen  Ausdrucke 
„die  Generaladministration  der  königlichen  Gefalle".     Mit  dieser  Ver- 
waltung war  übrigens  Friedrich  nicht  zufrieden.    Dem  Minister  v.  Wer- 
der schrieb  er  1784,  „dass  es  lauter  solch  Schurken-Zeug  ist^  die  Fran- 
zosen,  das  kann  man  wegjagen,  wenn  man  will,  und  wenn  man  das 
thut,  so  verliert  man  nichts  an  sie."     Es  betrug  die 

1)  Vergl.  K,  Th.  v.  Jintma-Stemegg^  der  Accisestreit  Deotocher  Finanztheore- 
tiker  im  17.  und  18.  Jahrhundert,  in  der  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft.  1866. 
S.  613  —  545. 
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176|  178|  178^  I78f 

Eiunahme  Thlr.  4,979,963  7,226,033  7,464,722  7,922,940 
die  Ausgabe  Thlr.  317,752  760,126  792,017  843,851. 
Bald  nach  Friedrichs  Tode,  den  25.  Januar  1787,  wurde  die  Eegie  aufge- 
hoben^). Die  Accise  blieb  aber  und  wurde  erst  im  jetzigen  Jahrhundert 
ganz  aufgehoben.  Der  Eonununalaccise  ist  schon  (8. 126)  gedacht  worden. 
In  der  Zeit  yor  1806  brachten  die  Eontribution  und  Grundsteuern 
aller  Art  b^  Millionen,  Accise  und  Zölle  9^  Millionen,  die  Salzregie 
4^  Millionen  und  die  Stempel  über  ^  Millionen  Thaler  ein.  Dies  waren 
die  Hauptsteuem.  Die  sonstigen  Steuern  und  Staatseinnahmen  aller 
Art,  ausser  von  den  Domänen  und  Forsten,  beüefen  sich  wohl  nicht 
über  3  Millionen.  Nur  der  geringere  Theil  der  Steuern  wurde  direkt 
aufgebracht,  namentlich  die  Kontribution,  die  Steuer  des  platten  Lan- 
des,  wo  in  der  Regel  nur  die  unentbehrlichsten  Handwerker  gedul- 
det wurden.  Die  Accise,  deren  Erhebung  8000  Seamte  erforderte,  war 
die  wichtigste  Steuer,  da  sie  yon  allen  Steuern  dem  Staat  das  meiste 
einbrachte;  aber  sehr  yiel  mehr  kostete  sie  den  Unterthanen.  Sie  ge- 
hörte zu  den  schlechtesten  Arten  von  Verbrauchssteuern,  welche  die 
Verarmung  befordern.  Wie  Erug  berichtet,  brachte  die  Accise  für  Ge- 
treide, Mehl,  Malz,  Branntwein,  Schroot,  Mehl-  und  Hülsenfrüchte 
38  -^  der  gesammten  Einnahme,  wogegen  die  Abgaben  Ton  Wein,  Wein- 
essig, mineralischen  Srunnen,  Juwelen,  Gold-,  Silber-  und  Seidenwaa- 
ren,  so  wie  Putzwaaren  nur  7\^  des  Ganzen  brachten.  Handwerke, 
Fabriken  und  Handel  durften  in  der  Regel  nur  in  den  Städten  getrieben 
werden.  Was  in  die  Städte  gebracht  wurde,  musste  die  Accise  zahlen. 
Nach  Dieterici  gab  es  einst  nicht  weniger  als  67  verschiedene  Accise- 
tarife.  Fast  in  allen  ProTinzen  waren  die  Sätze  verschieden  und  bei- 
nahe Alles  wurde  versteuert.  Die  Accise  erstreckte  sich  auf  2775  ver- 
steuerte Gegenstände,  mithin  auf  fast  alle  im  gemeinen  Leben  und  im 
Gewerbe  vorkommenden  Objekte.  Das  Ganze  war  wie  ein  durch  blin- 
den Zufedl  entstandenes  Chaos.  Es  bestanden  Grenzzölle  und  innere 
Zölle,  die  letzteren  vorzüglich  in  der  Kurmark,  indem  die  älteren  Lan- 
desfursten  das  kaiserliche  Privilegium  zu  Anlegung  beliebiger  Zölle  für 
ihre  Kassen  so  hoch  nutzten,  als  es  nur  immer  möglich  war.  Natür- 
lich waren  die  inneren  Zölle  noch  viel  nachtheiliger  als  die  Grenzzölle. 
Die  fast  in  allen  Provinzen  nach  verschiedenen  Sätzen  angelegten  Ac- 
ciseabgaben  hatten  vorzüglich  die  in  neueren  Zeiten  angelegten  Zölle, 
die  bei  der  Einfuhr  aus  einer  Provinz  in  die  andere  erhoben  wurden, 
erschaffen;  indem  eine  Waare,  die  in  der  Kurmark  höher  ist,  als  in 
Pommern,   von   dorther  wohKeüer  in  die  Kurmark  gebracht  werden 


1)  /.  D,  E,  Ptewi,  FriedrlQh  dti  Grosse.    Bd.  III.  S.  9  —  32.  451.  452. 
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könnte,  als  aus  anderen  Ländern,  wenn  man  nickt  die  Yeranstaltimg 
getroffen  hatte,  dass  durch  die  gegenseitigen  Zölle  und  die  sogenannte 
Nachschussaccise  das  Fehlende  an  der  Grenze  den  Kassen  ersetzt  würde. 
Alle  Eechnungskünste  und  das  Nachdenken  einer  Menge  yon  Beamten 
mnssten  darauf  verwendet  werden ,  um  die  Ungleichheiten  des  Eonsam- 
tionssteuersystems  so  yiel  wie  möglich  im  Gleichgewicht  zu  erhalten. 
Alle  diese  Ahgahen  erlitten  häufig  Veränderungen,  die  überdies  wegen 
ihrer  so  grossen  Menge  dem  Publikum  nicht  bekannt  gemacht  werden 
konnten,  sondern  die  deijenige,  der  sie  bezahlen  musste,  in  der  Begel 
erst  Ton  dem  Beamten  erfuhr,  .der  sie  einnahm. 

Nach  den  Staatshaushaltsetats  betrug  die  Bruttoeinnahme  der  „direk- 
ten'' und  der  „indirekten  Steuern"  (S.  421)  in  dem  Preussischen  Staate  — 
alten  Bestandes: 

1850  1867 

Thlr.  Thlr. 

Grundsteuer 10,106,493  10,104,300 

Gebäudesteuer —  3,407,600 

Elassificirte  Einkommensteuer —  3,694,000 

Elassensteuer 7,632,126  9,755,000 

Gewerbesteuer 2,580,814  4,059,000 

Eisenbahnabgabe —  1,645,000 

Yerschiedene  andere  Einnahmen  bei  den  di- 
rekten Steuern 19,747  65,100 

Eingangs-,  Ausgangs- und  Durchgangsabgaben  13,500,000  — 

Eingangs-  und  Ausgangsabgabe  ....  —  11,210,000 
XJebergangsabgabe     tod     vereinsländischem 

Wein,  Most  und  Tabak 176,800  — 

XJebergangsabgabe   von    Tabaksblättem   und 

Tabaksfabrikaten —  79,000 

Rübenzuckersteuer 300,000  5,350,000 

Niederlage-,  Krahn-,  Waage-,   Blei-,  Zet- 
tel- und  Siegelgelder 40,000  52,000 

SchifE&hrtsabgaben 630,300  — 

Branntweinsteuer 5,000,000  — 

Branntweinsteuer  und  XJebergangsabgabe  von 

Branntwein —  7,480,000 

Braumalzsteuer 1,044,700  — 

Braumalzsteuer   und  XJebergangsabgabe   von 

Bier —  1,830,000 

Steuer  vom  inländischen  Weinbau      .     .     .  40,000  — 

Steuer  vom  inländischen  Tabaksbau    .     .     .  130,600  102,300 

Latus  41,201,580  58,833,300 
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1850  1867 

Thlr.  Thlr. 

Transport     41,201,580     58,833,300 

Mahlateaer 1,059,850        1,570,000 

Schlachtsteuer 1,230,650       1,946,000 

Stempelsteaer 3,600,000       5,530,000 

Chausseegelder 1,160,000       1,317,000 

Brücken-,  Fahr-  und  Hafengelder,   Strom- 

und  Eanalgefälle      . 894,700  800,000 

Hypotheken-  und  Gerichtssohreibereigebühren  1 68,220  220,000 
Verschiedene  andere  Einnahmen  bei  den  in- 
direkten Steuern 196,104          308,935 

Summa  49,511,104  70,525,235 
Vorstehende  Zahlen  lassen  sich  mit  den  Zahlen  späterer  Etats  nicht 
yergleichen,  weil  letztere  sich  auch  auf  die  1866  erworbenen  Länderbezie- 
hen, und  aus  dem  Freussischen  Etat  auf  den  Etat  des  Norddeutschen  Bun- 
des übertragen  sind :  der  Ertrag  der  Verbrauchssteuern  yon  einheimischem 
Branntwein,  Salz,  Bier,  Tabak,  femer  der  Zölle,  nach  Abzug  der  Steuer- 
yergütungen  und  Ermässigungen ,  sowie  der  Erhebungs  -  und  Verwal- 
tungskosten ;  desgleichen  die  Einnahmen  aus  der  Fost-  und  Telegraphen- 
yerwaltung,  endlich  aus  Bundessteuem ,  wie  Wechselstempelsteuer. 
Dass  der  Norddeutsche  Bund  den  Freussischen  XJnterthanen  Erleichte- 
rungen geschaffen  hätte ,  ist  nicht  zu  erweisen.  Ob  und  wann  die  Ee- 
gierung  des  Deutschen  Beichs  dieselben  erleichtem  wird,  ist  ungewiss. 
TJebrigens  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass  im  Laufe  yon  21  Jahren  der 
Artikel  101  der  Freussischen  Verfassung  durchgeführt  wäre.  Hoffen 
darf  man  daher  wohl  kaum  noch,  dass  in  Freussen  nach  einem  gegen 
Frankreich  aberaials  glücklich  ^)  geführten  Kriege  eine  baldige  Beform 
der  Steuern  und  eine  bedeutende  Erleichterung  des  ganzen  Volks  sich  yer- 
wirklichen  wird.  Letztere  wäre  übrigens  nur  bei  einer  Verminderung 
der  Armee  im  Frieden  auf  weniger  als  1  ^  der  Oesammtbeyölkerung,  so 
wie  bei  einer  bedeutenden  Verminderung  der  Armee«  und  Marineausga- 
ben überhaupt  (S.  189)  zu  erwarten. 
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Die  Einnahmen  des  Freussischen  Staats ,   für  welche  im  Laufe  die- 


1)  Am  23.  Joli  1814  schrieb  Krugf  Geschichte  der  Freussischen  Staatsschulden 
S.  XXXII :  Man  sieht  es  bei  uns  gar  lebhaft,  dass  dieser  Würgeengel  der  Welt,  Na- 
poleon genannt,  doch  gans  gegen  seinen  Willen  viel  Gates  gestiftet  hat.  Wir  na< 
mentlich,  der  Preussische  Staat,  wären  eingeschlafen  und  so  bei  lebendigem  Leibe 
verfault,  wenn  nicht  eine  so  kräftige  Purganz  oder  Brechmittel  die  Nation  und  mit 
ihr  oder  durch  sie  die  Regierung  aufgerüttelt  und  zum  neuen  Leben  gerufen  hätte, 
das  sich  nun  hoffentlich  ein  Menschenalter  hindurch  rege  erhalten  wird. 
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ses  Jahrhunderts  die  allgemeiue  Bezeichnung  Grundsteuer  üblich  gewor- 
den ist,  umfassen  Abgaben ,  die  in  den  yerschiedenen  Provinzen  zu  ver- 
schiedener Zeit  aufkamen  und  yersohiedene  Namen  hatten:  wie  SchoBS 
in  Ostpreujssen ;  'Kontribution  in  Westpreussen ,  Eurmark,  Neumark, 
Magdeburg,  Pommern,  Schlesien;  Lehnpferdegelder  in  Ostpreussen, 
Pommern,  Kurmark,  Neumark,  Magdeburg;  Ofiara  und  Bauch&nggel- 
der  in  Posen;  Schocksteuer,  Kavalleriegelder  und  Quatembersteuer  in 
Sachsen ;  endlich  Servis.  Nachdem  unter  dem  grossen  Kurfürsten  man- 
che Eeformen  im  Steuerwesen  vorgenommen  waren ,  geschah  ein  Weite- 
res unter  Friedrich  Wilhelm  I  in  Bezug  auf  die  Grundsteuern  in  Preus- 
sen,  Pommern  und  Magdeburg;  weniger  in  der  Kurmark.  Als  der  Lan- 
desmarschall der  Preussischen  Landstände  in  einem  Französisch  abge- 
fiissten  Berichte  gegen  die  Einführung  des  Generalhufenschosses  mit  der 
Warnung  protestirte :  „tout  le  pajs  sera  rnin^ ,"  schrieb  der  König  an 
den  Rand:  tout  le  pays  sera  ruin^?  „Nihil  Kredo,  aber  das  Kredo,  dasa 
die  Junkers  ihre  Autorität,  nie  pos  volam ,  wird  ruinirt  werden.  Ich 
aber  stabilire  die  Souverainet^  wi^  einen  Kocher  von  Bronce!'*  Ohne 
einen  Landtag  zu  berufen,  wurde  in  Preussen  der  Generalhufenschoss 
1719  eingeführt.  Auch  die  Magdeburger  Ritterschaft  sträubte  sich  ge- 
gen die  Einführung  der  Lehnpferdegelder  und,  als  der  König  mit  Ge- 
walt einschritt,  verklagten  ihn  die  Betheiligten  bei  dem  Reichshofirath, 
der  zu  Gunsten  der  Edelleute  erkannte.  Da  sich  der  Prozess  jedoch  sehr 
in  die  Länge  zog,  so  befahl  der  König  in  seiner  Listruktion  für  das  Ge- 
neraldirektorium vom  20.  December  1722:  „diesen  renitenten  Edelleuten 
allerhand  Ghicanen  zu  machen ,  und  ihnen  solchergestalt  den  Kitzel  zu 
vertreiben,  gegen  ihren  angebomen  Landesherm  und  ihre  Obrigkeit 
dergleichen  frevelhaftes  und  gottloses  Beginnen  weiter  zu  gedenken,  ge- 
schweige denn  selbiges  wirklich  vorzunehmen  und  auszuführen."  In 
Schlesien,  Glatz  und  Westpreussen  wurde  die  Grundsteuer  unter  Fried- 
rich U  und  in  Südpreussen  und  Neuostpreussen  unter  Friedrich  Wil- 
helm m  regulirt.  Der  Servis  in  den  Städten  der  Provinzen  Preussen, 
Schlesien ,  Pommern  und  Brandenburg  nach  ihrer  Begrenzung  in  den 
Jahren  1807  bis  1813,  so  wie  in  der  Provinz  Sachsen  rechts  der  Elbe, 
hatte  seinen  Ursprung  darin,  dass  den  Städten  die  Aufnahme  und  Un- 
terbringung der  Truppen  übertragen  war;  und  so  diente  er  insbesondere 
zur  Ausgleichung  der  Einquartierungslast.  Er  wurde  einerseits  als  Ab- 
lösung eingehoben,  andrerseits  als  Vergütung  derselben  gewährt.  Diese 
Ausgleichung  beschränkte  sich  nicht  auf  die  Hausbesitzer  einer  Stadt 
unter  einander,  sondern  wurde  auf  sämmtliohe  Städte  einer  Provinz, 
und  noch  weiter  auf  alle  Provinzen  ausgedehnt.  Von  den  Städten  wurde 
der  Servis  an  die  Provinzialserviskasse  abgeführt ,  und  die  Regierungen 
tiberwiesen  daraus  den  bequartierten  Städten  die  zu  ihren  Ausgaben  er- 
forderlichen Summen.     Die  Quotisirung  der  Städte  nach  dem  Servisbe- 
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trage  des  Jahres  180^/^  wurde  zuletzt  dahin  abgeändert,  dass  die  städti- 
sche Beyölkerung  der  Maasstab  ward,  wie  die  8tadtquote  nach  einem 
bestimmten  Satz  auf  den  Kopf  der  Beyölkerung  ermittelt  wurde,  und 
dieser  Betrag  war  für  die  grossen ,  mittleren  und  kleineren  Städte  yer- 
schieden.  Die  Art  der  Aufbringung  blieb  den  Städten  überlassen.  So 
wurde  die  Abgabe  theils  eine  Bealabgabe,  theils  eine  Personal-  und  Ge- 
werbsabgabe.  Zuletzt  wurde  sie  meistens  nicht  besonders  aufgebrachti 
sondern  war  wie  eine  feste  Jahresrente ,  welche  die  Stadtgemeinde  an 
den  Staat  abzuführen  hatte. 

Unerwähnt  darf  hier  nicht  bleiben,  dass  in  diesem  Jahrhundert  bis 
1865  die  Grundsteuer  eine  Erhöhung  nicht  einmal  in  den  Eriegss^iten, 
wo  die  Einanznoth  doch  sehr  gross  war,  erfahren  hatte.  Das  Edikt  über 
die  Finanzen  yom  27.  Oktober  1810  bestimmte  yielmehr  in  Betreff  der 
Grundsteuer,  dass  sie  nach  einem  neuen  Kataster  anderweit  yeranlagt, 
aber  im  Ganzen  nicht  erhöht,  sondern  unter  Aufhebung  aller  Exemtionen 
yon  allen  Grundbesitzern  gleichmässig  gezahlt  werden  sollte.  Dass  den 
Grundbesitzern  für  die  Aufhebung  der  Exemtionen  eine  Entschädigung 
zu  Theil  werden  solle,  war  in  diesem  oder  in  dem  ferneren  Edikt  über 
die  Pinanzen  yom  7.  September  1811  nicht  verheissen.  In  den  Landes- 
theilen,  welche  Freussen  1813  bis  1815  neu-  oder  wiedererwarb,  fan-. 
den  sich  sehr  yerschiedene  Grundsteuereinrichtungen  yor.  Das  allgemeine 
Abgabengesetz  yom  30.  Mai  1820  bestimmte  nun,  dass  die  Grundsteuer 
in  jeder  Proyinz  nach  den  seitherigen  Grundsätzen  und  Vorschriften  auch 
femer  erhoben  werden  sollte ;  wo  sie  aber  seit  1789  neu  eingeführt  oder 
erhöht  sei,  könne  die  Herabsetzung  auf  ^  des  Beinertrages  gefordert  wer- 
den. Die  Domänen  sollten  nur  mit  Grundsteuer  belegt,  wenigstens  zu 
^  des  Beinertrages,  yeränssert  werden.  Seryis  sollte  im  bisherigen  Be- 
trage an  die  Staatskasse  abgeführt  werden.  Was  die  westlichen  Pro- 
yinzen  betrifft,  so  war  schon  zur  Französischen  Zeit  auf  der  linken  Bhein- 
seite  mit  Aufnahme  eines  Grundsteuerkatasters,  in  Folge  der  Französi- 
schen Gesetzgebung  der  Beyolution,  angefangen  worden.  Diese  Kata- 
strirung  setzte  die  Preussische  Begierung  fort.  Die  K.O.  yom  26.  JuH  1820 
bestimmte,  dass  die  beiden  westlichen  Proyinzen  nach  gleichen  Grund- 
sätzen genau  katastrirt  und  dann  die  Gbrundsteuer  danach  dort  aUenthal- 
ben  nach  gleichem  Procentsatz  des  Beinertrages  erhoben  würde.  Yon 
1818  bis  1834  war  unausgesetzt  an  dem  Kataster  gearbeitet  worden,  und 
darauf  erging,  nach  Berathung  mit  den  Proyinzialständen,  ein  Grund- 
steuergesetz für  die  westlichen  Proyinzen  yom  21.  Januar  1839,  nach 
welchem  nur  wenig  Exemtionen  yon  der  Grundsteuer  stattfanden.  Die 
Katasterkosten,  welche  sich  etwa  auf  5  MiU.  Thaler  belaufen  haben, 
sind  yon  den  Grundbesitzern  der  westlichen  Proyinzen  aufgebracht  wor- 
den.    Nach  dem  Gesetz  yom  24.  Februar  1850  sollten  im  ganzen  Staate 
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beinahe  alle  Gmndstiicke ,  welche  einen  Beinertrag  gewähren ,  künftig 
Grondflieuer  entrichten  und  Privilegien  und  Beyonmgangen  aufhören« 
Dies  sollte  auch  hinsichtlich  der  Städte  gelten ,  welche  Servis  zahlen, 
oder  weder  Seryis,  noch  Grundsteuer  entrichten.  Die  Entscheidung 
darüber,  ob  und  in  wie  weit  den  bisher  befreiten  oder  bevorzugten  Grund- 
besitzern Entschädigung  zu  gewähren  sei,  blieb  der  weiteren  Gesetzge- 
bung vorbehalten.  Die  vorläufige  Veranlagung  der  bisher  befreiten  oder 
bevorzugten  Grrundstücke  sollte  durch  den  Finanzminister  angeordnet 
und  dann  den  Kammern  ein  Ghrundsteuergesetz  voi^elegt  werden.  In 
der  Session  von  IS^^/se  wurde  auch  den  Kammern  ein  Ghrundsteuerge- 
setz vorgelegt ,  doch  Hess  die  Begierung  es  nicht  zur  Berathung  dessel- 
ben kommen ,  sondern  löste  die  Kammern  auf.  Der  neugewählt^n  zwei- 
ten Elammer  wurde  am  9.  December  1852  wieder  ein  Grundsteuergesetz 
vorgelegt,  wonach  Entschädigung  gewährt  werden  sollte.  Da  die  Kam- 
mer aber  in  Betreff  dieser  Entschädigung  nicht  so  stimmte,  wie  die 
Begierung  wünschte,  so  zog  letztere  am  8.  März  1853  den  Gesetzent- 
wurf zurück. 

„Zur  Erledigung  der  in  den  Finanzedikten  vom  27.  Oktober  1810 
und  vom  T.September  1811  wegen  der  Grundsteuer  ertheäten  Yerheis- 
sungen,  des  darauf  bezüglichen,  im  Eingange  des  Gesetzes  über  die  Ein- 
richtung des  Abgabenwesens  vom  30.  Mai  1820  enthaltenen  Vorbehaltes, 
so  wie  der  Bestimmung  im  Artikel  101  der  Verfassungsurkunde  vom 
31.  Januar  1850,  endlich  zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  24.  Februar 
1850,  die  Aufhebung  der  Grundsteuerbefreiungen  betreffend,"  verord- 
nete das  Gesetz,  betreffend  die  anderweite  Regelung  der  Grundsteuer ^ 
vom  21.  Mai  1861 ,  für  den  Umfang  der  Monarchie,  mit  Ausschluss  der 
HohenzoUernschen  Lande  und  des  Jahdegebietes,  dass  die  Grundsteuer 
fortan  zerfallt:  a)  in  die  von  den  Gebäuden  und  den  dazu  gehörigen 
Hofräumen  und  Hausgärten  unter  dem  Namen  „Gebäudesteuer"  zu  ent- 
richtende Staatsabgabe,  und  b)  in  die  eigentliche  Grundsteuer ^  welche 
mit  Ausschluss  der  zu  a)  bezeichneten,  von  den  ertragsfahigen  Grund- 
stücken —  von  den  Liegenschaften  —  zu  entrichten  ist.  Von  der  Ge- 
bäudesteuer werden  nur  solche  Hausgärten  betroffen,  deren  Flächenin- 
halt Einen  Morgen  nicht  übersteigt.  Grössere  Hausgärten  unterliegen 
mit  ihrem  ganzen  Flächeninhalte  der  Grundsteuer  von  den  Liegenschaf- 
ten« Die  Gebäudesteuer  wird  nach  einem  besonderen  Gesetze  erhoben. 
Die  Grundsteuer  von  den  Liegenschaften  ist  vom  1.  Januar  1865  ab  aaf 
einen  Jahresbetrag  von  10  Millionen  Thalem  festgestellt.  Dieser  Betrag 
ist  nach  Verhaltniss  des  zu  ermittelnden  Beinertrages  der  steuerpflich- 
tigen Liegenschaften  auf  die  einzelnen  Provinzen ,  beziehungsweise  die 
einzelnen,  einem  besondem  Grundsteuersystem  unterliegenden  ständi- 
schen Verbände  gleichmässig  zu  vertheüen.     Die  hiemach  jeder  Pro- 
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Tims,  beziehungsweiBe  jedem  der  bezeiclineten  Verbände  zufallende 
Grundsteuer -Hauptsumme  ist  als  ein  Kontingent  zu  behandeln,  welches 
der  Staatskasse  gegenüber  nur  durch  einen  Zugang  steuerpflichtig  wer- 
dender oder  den  Abgang  steuerfrei  zu  stellender  Grundstücke  erhöht, 
sonst  aber  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  und  nur  in  dem  Falle  erhöht 
oder  yermindert  werden  kann,  wenn  die  Bedürfnisse  des  Staats  eine 
allgemeine  Erhöhung  der  Grundsteuer  nothwendig  machen,  oder  eine 
allgemeine  Herabsetzung  derselben  gestatten.  Innerhalb  der  Provinzen, 
beziehungsweise  innerhalb  der  erwähnten  ständischen  Verbände,  sind 
die  festgesteUten  Ghnindsteuer-Kauptsummen  auf  die  einzelnen  Kreise, 
innerhalb  dieser  auf  die  Gemeinden  und  selbstständigen  Gutsbezirke, 
und  innerhalb  der  Gemeinden  auf  die  steuerpflichtigen  Liegenschaften 
nach  Verhältniss  des  Beinertrages  gleichmässig  zu  yerth eilen.  Befreit 
Ton  der  Grundsteuer  bleiben  besonders  die  dem  Staat  gehörigen  Grund- 
stücke ;  die  Domanialgrundstücke  der  Deutschen  Standesherren ;  die  den 
Provinzen,  Gemeinden  u.  s.  w.  gehörenden  Grundstücke,  insofern  sie 
zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche  bestimmt  sind,  wie  Wege, 
Kanäle,  Begräbnissplätze  u.  s.  w..  Brücken,  Kunststrassen,  Eisenbah- 
nen, öffentliche  Kanäle  u.  s.  w.;  gewisse  Grundstücke  der  Kirchen, 
Schulen  u.  s.  w.  Alle  übrigen  seither  grundsteuerfreien  oder  bevorzug- 
ten Grundstücke  werden  vom  I.Januar  1865,  ihrem  Eeinertrage  ent- 
sprechend, gleichmässig  zur  Grundsteuer  herangezogen  —  gegen  Ge- 
währung einer  Entschädigung  nach  einem  besonderen  Gesetze.  Die  Er- 
mittelung des  Beinertrages  erfolgt  nach  einer  besonderen  Ausfiihrungs- 
anweisung.  Die  Kosten  der  Ausfuhrung  sind,  so  weit  sie  auf  die  bei- 
den westlichen  Provinzen  treffen,  von  diesen,  so  weit  sie  auf  die  sechs 
Östlichen  Provinzen  treffen,  von  den  letzteren  aufzubringen.  Eine  kö- 
nigliche Verordnung  soU  die  den  einzelnen  Provinzen,  beziehungsweise 
ständischen  Verbänden  aufzulegenden  Grundsteuer-Hauptsummen,  welche 
vom  I.Januar  1865  ab  zur  Staatskasse  eingezogen  werden,  feststellen. 
lieber  die  definitive  XJntervertheilung  und  Erhebung  der  festgestellten 
Grrundsteuer- Hauptsummen  soll  für  die  sechs  östlichen  Provinzen  ein 
besonderes  Gesetz  ergehen.  Vom  1.  Januar  1865  ab  treten  alle  hin- 
sichtlich der  Grundsteuer  bestehenden  älteren  Vorschriften  ausser  Kraft. 
Eine  Anweisung  für  das  Verfahren  bei  Ermittelung  des  Beinertrages 
der  Liegenschaften  behufs  anderweiter  Begelung  der  Grundsteuer  ist 
dem  Grundsteuergesetz  vom  21.  Mai  1861  beigefügt. 

Das  Gesetz,  betreffend  die  Einfährung  einer  allgemeinen  Gebäude- 
Steuer  ist  ebenfalls  vom  21.  Mai  1861.  Diese  Gebäudesteuer  tritt  gleich- 
zeitig mit  der  Steuer  von  den  Liegenschaften  in  Hebung.  Von  da  ab 
werden  die  seitherigen  Gebäudesteuem,  wo  dergleichen  bestehen,  ausser 
Hebung  gesetzt.     Befreit  davon  sind  unter  andern :  die  dem  Staat,  Pro- 
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yinzen,  Kreisen,  Gemeinden  gehörigen,  zu  einem  öffentlichen  Dienst 
oder  Gebrauch  bestimmten  Gebäude;  gottesdienstliche  Gebäude;  Gebäude 
zum  öffentlicheu  Unterricht;  unbewohnte  Gebäude,  welche  nur  zum 
Betrieb  der  Landwirthschaft  bestimmt  sind  u.  s.  w.;  ferner  solche  zu 
gewerblichen  Anlagen  gehörigen  Gebäude,  welche  nur  zur  Aufbewah- 
rung von  Brennmaterialien  und  Eohstoffen  u.  s.  w.  dienen.  Die  Yegr- 
anlagiing  der  Gebäudesteuer  erfolgt  dergestalt,  dass  jedes  der  Steuer  un- 
terliegende Gebäude  nach  Maassgabe  seines  jährlichen  Nutzungswerthes 
zu  einer  der  in  dem,  dem  Gesetz  beigefügten  Tarif  bestimmten  Steuer- 
stufen eingeschätzt  wird.  Die  Steuer  beträgt  für  Gebäude,  die  yor- 
zugsweise  zum  Bewohnen  benutzt  werden,  4  ^  des  Nutzungswerths;  und 
für  solche  Gebäude ,  die  vorzugsweise  zum  Gewerbebetriebe  dienen,  2  ^ 
des  Nutzungswerthes ;  jedoch  mit  der  Maassgabe,  dass  nur  der  Mieths- 
werth  des  räumlichen  Gelasses,  ohne  Rücksicht  auf  die  damit  verbun- 
denen Triebwerke  oder  die  darin  befindlichen  Maschinen  oder  Geräth- 
schaften,  in  Betracht  kommt.  In  den  Städten  und  in  den  ländlichen 
Ortschaften,  wo  eine  überwiegende  Angsabl  yon  Wohngebäuden  regel- 
mässig durch  Yermiethung  benutzt  wird,  ist  der  Nutzungswerth  der 
steuerpflichtigen  Gebäude  mit  Einschluss  der  zu  diesen  gehörigen  Hof- 
räume  und  Hausgärten  nach  dem  mittleren  jährlichen  Miethswerth  der- 
selben festzustellen  und  letzterer  nach  den  durchschnitÜichen  Mietha- 
preisen  abzumessen,  welche  innerhalb  der  dem  Yeranlagungsjahre  voran- 
gegangenen 1 0  Jahre  in  der  Stadt  oder  Ortschaft  bedungen  worden  sind. 
In  so  weit  in  den  übrigen  Ortschaften  aus  wirklichen  Miethspreisen  ein 
Anhalt  für  die  Feststellung  des  IS'utzungswerths  der  Gebäude  nicht  zu 
gewinnen  ist,  sind  neben  der  Grösse,  Bauart  und  Beschaffenheit  der  zu 
den  Gebäuden  gehörigen  Kofräume  und  Hausgärten,  auch  die  Gesammt- 
verhältnisse  der  zu  denselben  gehörigen  Besitzungen  und  nutzbaren 
Grundstücke  zu  berücksichtigen.  So  soll  in  der  Regel  für  Wohngebäude, 
die  zu  ländlichen  Grundstücken  von  so  geringem  Ertrag  gehören,  dass 
deren  Besitzer  zu  ihrem  Unterhalt  noch  Verdienst  durch  Lohnarbeit  su- 
chen müssen,  der  jährliche  Nutzungswerth  nur  bis  15  Thlr.  angesetzt 
werden;  derselbe  soll  för  Wohngebände,  welche  zu  solchen  selbststän- 
digen ländlichen  Besitzungen  gehören,  deren  wirthschaftlicher  Reiner- 
trag weniger  als  1000  Thlr.  beträgt,  zu  25  —  200  Thlr.  geschätzt  wer- 
den; gehören  die  Wohngebäude  aber  zu  grösseren  ländlichen  Besitzun- 
gen, so  ist  ihr  Nutzungswerth  zwischen  100  —  7  50  Thlr.  zu  schätzen. 
Niemals  sollen  aber  diese  Wohngebäude  in  eine  höhere  Stufe  einge- 
schätzt werden,  als  ähnliche  Wohngebäude  in  den  nächst  belegenen 
Landstädten.  Das  Gesetz  enthält  über  die  Veranlagung  der  Gbbäude 
in  diesen  ländlichen  Ortschaf  ben  noch  nähere  Bestimmungen.  Die  Kosten 
der  Gebäudesteuerveranlagung  fallen  der  Staatskasse  zur  Last.    Die  Ge- 
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bäudesteuer  wird  allenthalben  nach  Maassgabe  der  fUr  die  Grundsteuer 
bestehenden  Bestimmungen  zur  Staatskasse  erhoben.  Die  Gemeinden 
und  Besitzer  selbststandiger  Gutsbezirke  in  den  östlichen  Provinzen 
müssen  die  Gebäudesteuer  yon  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  monat- 
lich einziehen  und  an  die  Staatskasse  abführen,  wofür  sie  eine  Hebege- 
bUhr  Ton  3  ^  der  eingegangenen  Steuer  erhalten.  Alle  1 5  Jahre  soll 
die  Gebäudesteuerveranlagung  einer  Revision  unterworfen  werden. 

Nach  dem  Gesetz,  betreffend  die  für  die  Aufhebung  der  Grund- 
steuer-Befreiungen und  Bevorzugungen  zu  gewährende  Entsckädiga/ig, 
ebenfalls  vom  21.  Mai  1861,  soll  für  die  angeordnete  Genehmigung 
bisher  befreiter  oder  bevorzugter  Grundstücke  zur  Grundsteuer  eine  Ent- 
schädigung ans  der  Staatskasse  gewährt  werden.  Die  Besitzer  solcher 
ländlichen  oder  städtischen  Grundstücke,  welchen  die  Grundsteuerbe- 
freiung oder  Bevorzugung  mittelst  eines  lästigen  Vertrages  oder  eines 
speciellen  Privilegiums  vom  Staat  verliehen  ist,  oder  welche  den  Nach- 
weis fuhren,  dass  ihrem  Gut  aus  einem  andern  Titel  des  Privatrechts 
der  Bechtsanspmch  auf  Steuerfreiheit  oder  Bevorzugung  dem  Staat  ge- 
genüber zur  Seite  steht,  erhalten  als  Entschädigung  den  20fachen  Be- 
trag desjenigen  Grundsteuerbetrages,  den  das  betreffende  Gut  nach  der 
neuen  Grundsteuerveranlagung  mehr  als  seither  zur  Staatskasse  zu  ent- 
richten hat  Ist  in  dem  Yertrage  oder  Privilegium  in  dieser  Beziehung 
aiiderweite  Bestimmung  getroffen,  so  behalt  es  dabei  sein  Bewenden. 
Hat  aber  der  betreffende  Grundbesitzer  einen  solchen  besonderen  Bechts- 
titel  nicht  geltend  zu  machen,  so  ist  ihm  im  Gkmzen  ein  Kapital  zu  ge- 
währen, dessen  Höhe  durch  den  IS^fachen  Betrag  deijenigen  Summe 
bestimmt  wird,  welche  er  mehr  als  seither  an  Grundsteuer  zu  entrich- 
ten haben  wür^e,  wenn  das  Gut  nur  nach  Maassgabe  der  in  dem  be- 
treffenden Landestheil  bestehenden  Steuerverfassung  zu  der  dort  übli- 
chen Grundsteuer  veranlagt  wäre.  Die  Entschädigungsbeträge  werden 
denen ,  welche  ihre  Ansprüche  rechtzeitig  anmelden ,  in  zu  4^  %  ver- 
zinslichen Staatsscnuldverschreibungen  nach  deren  Nennwerth,  oder  in 
baarem  Gelde  gewährt. 

Die  Kosten  der  Grundsteuer -EeguHrung,  welche  im  Jahre  1861 
auf  2,950,648  Thlr.  veranschlagt  worden  waren,  haben  bis  1865  nicht 
weniger  als  7,318,316  Thlr.  betragen.  Ein  Gesetz  vom  7.  Januar  1867 
änderte  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1861  dahin  ab,  dass  diese  Kosten  nicht 
den  Provinzen  und  den  Grundbesitzern,  sondern  der  Staatskasse  zur  Last 
fidlen  sollen,  d.  h.  aüen  Steuerzahlern,  also  auch  den  nichtangesessenen, 
welche  bei  Weitem  die  Mehrzahl  ausmachen.  Die  sogenannte  Begulirung 
der  Grundsteuer  konnte  doch  nur  im  Interesse  der  Grundbesitzer  Hegen 
und  den  Nichtangesessenen  keinen  Gewinn  bringen.  Die  Grundbesitzer 
als  solche  werden  zu  den  Kosten  der  Yeranlagung  der  Einkommen-, 


508  DRITTES  KAPITEL.     STEUERN. 

Klassen-  und  Gewerbesteuer  nicht  herangezogen:  weshalb  haben  nun 
die  Einkommen-,  Klassen-  und  Gewerbesteuerpflichtigen  zu  den  Grand- 
steuerregulirungskosten  beitragen  müssen?  Wenn  die  blosse  Eegulirong 
einer  einzigen  Steuer  solche  Opfer  nothwendig  macht,  so  spricht  dies 
lücht  für  die  Yorzüglichkeit  dieser  Steuer.  Unterm  8.  Februar  1 867  ei^ng 
ein  Gesetz,  betreffend  die  defiuitiTe  Unteryertheilung  und  Erhebung  der 
Grundsteuer  in  den  sechs  östlichen  Provinzen  des  Staats  und  die  Be- 
schwerden wegen  Grundsteuerüberbärdung.  Die  Gebäudesteuer  bringt 
dem  Staate  sehr  yiel  mehr  ein,  als  im  Jahre  1861  erwartet  wurde.  Sie 
ist  eigentlich  als  eine  neue  Steuer  anzusehen,  hat  jedoch  nicht  die  Vor- 
züge der  oben  (§.  37  und  40)  abgehandelten  Haus-  und  Wohnungssteuer. 
Dass  in  den  alten  acht  Provinzen  die  Begierung  von  der  eigentlichen 
Grundsteuer  auf  die  Dauer  einen  höheren  Beinertrag  haben  wird,  als 
sie  vorher  davon  hatte,  lässt  sich  kaum  erwarten,  weil  sie  daraus  die 
jährlichen  Zinsen  der  neuen  aus  den  Entschädigungen  erwachsenden 
Staatsschuld  zahlen  muss.  Gewiss  ist  nur,  dass  das  Yolk  schon  eine 
Extrasteuer  von  beinahe  7^  Millionen  hat  zahlen  müssen,  ohne  dass 
davon  etwas  zur  Bestreitung  der  eigentlichen  Bedürfhisse  des  Staats  hat 
verwendet  werden  können.  Die  K.O.  vom  1 3.  März  1 867  bestimmte, 
dass  gemäss  §.  20  des  Gesetzes,  betreffend  die  för  die  Aufhebung  der 
Grundsteuerbefreiungen  und  Bevorzugungen  zu  gewährende  Entschädi- 
gung vom  21.  Mai  1861  Schuldverschreibungen  und  zwar  einstweilen 
zum  Gesammtbetrage  von  1 0  Millionen  Thaler  ausgegeben  werden  sol- 
len. Wie  dem  Abgeordnetenhause  von  einem  Begierungskommissar  am 
28.  Januar  1868  mitgetheilt  wurde,  berechnet  sich  das  ganze  Entschä- 
digungskapital auf  circa  10^  Millionen.  Schon  vor  Decennien  brachte 
Hoffmann  (S.  423)  die  Ablösung  der  Grundsteuer  im  Preussischen  Staate 
in  Anregung.  Wenn  die  Begierung  100  Thlr.  Steuern  erhebt,  so  kann 
sie  damit  ihren  Gläubigem  natürlich  nicht  volle  100  Thlr.  Zinsen  be- 
zahlen. Denn  die  Kosten  sowohl  der  Steuererhebung  als  auch  der  Zin- 
senzahlung müssen  aus  den  Steuern  bestritten  werden.  Mit  100  Thlr. 
Grundsteuer,  welche  die  Begierung  erhebt,  wird  sie  schwerlich  mehr 
als  95  Thlr.  Zinsen  jährlich  bezahlen  können.  Wenn  sie  die  Schulden 
z.  B.  mit  3^  ^  verzinst,  so  würde  sie  von  einer  jährlichen  Zinsenzah- 
lung von  95  Thlr.  nicht  eher  befreit  werden,  als  bis  sie  ein  Schuldkapi- 
tal von  2714,29  Thlr.  abzahlt.  Ohne  Schaden  zu  haben,  könnte  sie 
aber  auch  jedem  Grundbesitzer,  welcher  ihr  jährlich  100  Thlr.  Grund- 
steuer zu  zahlen  hat,  diese  für  immer  erlassen,  wenn  er  ihr  ein  Kapi- 
tal von  27 14,29  Thlr.  zahlt,  weil  sie  damit  eine  Schuld  von  gleicher 
Höhe  abzahlen  und  damit  für  immer  von  einer  jährlichen  Zinsenzahlung 
von  95  Tlilr.  frei  kommen  könnte.  Hiemach  könnte  1  Thlr.  Grundsteuer 
durch  ein  Kapital  von  27,14  Thlr.  abgelöst  werden,   was  eben  so  wäre. 
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als  wenn  man  sein  Kapital  zu  3,68  ^  anlegte.  Wer  sein  Kapital  auf  lange 
Zeit  und  sicher  zu  einem  höheren  Zinsfoss  anlegen  kann ,  dürfte  jedoch 
nicht  geneigt  sein,  auf  eine  solche  Grundstenerablösnng  einzugehen.  Die 
Regierung  kann  das  Ablösungskapital  auch  in  Staatsschuldscheinen  nach 
dem  Nennwerth  annehmen.  Wenn  sie  2714,29  Thlr.  in  Staatsschuld- 
scheinen erhalt  und  diese  yernichtet,  so  wird  sie  für  immer  yon  einer 
jährlichen  Zahlung  von  95  Thlr.  Zinsen  frei.  Wer  ihr  also  2714,29  Thlr. 
in  Staatsschuldscheinen  liefert,  um  100  Thlr.  Grundsteuer  abzulösen, 
hat  bei  einem  Course  derselben  von  90  nur  2442,51  Thlr.  zu  zahlen, 
würde  also  sein  Kapital  zu  4,13-3^  anlegen.  Je  niedriger  der  Cours  der 
Staatsschuldscheine  steht,  zu  desto  höheren  Zinsen  würde  er  bei  Ablö- 
sung der  Grundsteuer  sein  Kapital  nutzen,  bei  85  also  zu  4,33^,  bei 
80  zu  4,61  ^,  bei  76  zu  4,91,  bei  70  zu  5,26  %,  bei  65  zu  5,67  ^.  Am 
12.  Mai  1866  standen  sie  auf  65. 

In  England  hatten  die  Parlamente  yon  einer  sehr  frühen  Periode 
an  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  für  die  ausserordentlichen  Be- 
düirfhisse  der  Begierung  durch  die  Bewilligung  yon  Beisteuern  (subsi- 
dies)  gesorgt.  Eine  Beisteuer  wurde  durch  eine  Auflage  auf  die  Bevöl- 
kerung des  Landes  nach  ihrem  angenommenen  Vermögen  aufgebracht. 
Grundeigenthum  wurde  der  Hauptgegenstand  der  Besteuerung  und  wurde 
nominell  zu  4  s.  yom  £,  oder  zu  20^  yom  Ertrage,  angesetzt.  Aber 
die  Veranlagung  erfolgte  in  solcher  Weise,  dass  sie  nicht  allein  nicht 
im  Verhaltniss  zu  dem  Steigen  des  Bodenwerthes  oder  zu  dem  Sinken 
des  Werths  der  edlen  Metalle  stieg,  sondern  fortwährend  zu  sinken  fort- 
fuhr, als  die  Steuer  in  Wahrheit  weniger  als  2  s.  yom  £  betrug.  Zur 
Zeit  Carl's  I  würde  eine  wirkliche  Steuer  yon  4  s.  yom  £  wahrscheinlich 
nahe  an  1^  Millionen  gebracht  haben;  aber  eine  Beisteuer  belief  sich 
auf  wenig  über  50,000  £.  Das  lange  Parlament  ersann  eine  wirksamere 
Methode,  Güter  zu  besteuern.  Die  zu  erhebende  Summe  wurde  fest- 
gestellt, und  dann  auf  die  Grafschaften  im  Verhaltniss  zu  deren  ange- 
nommenem Wohlstande  yertheilt  und  in  jeder  Grafschaft  nach  einem  An- 
schlage erhoben.  Das  aus  diesen  Veranlagungen  zur  Zeit  der  Eepublik 
gezogene  Einkommen  wechselte  yon  25,000  bis  120,00(f  £  den  Monat. 
Nach  der  Eestauration  schien  die  Legislatur  eine  Zeitlang  geneigt,  im 
Pinanzwesen  wie  in  andern  Dingen  zu  der  älteren  Praxis  zurückzu- 
kehren. Carl  n  erhielt  ein  oder  zwei  Mal  Beisteuern  bewilligt.  Aber 
bald  zeigte  sich  das  alte  System  weniger  zweckmässig  als  das  neue,  und 
während  der  Zeit  zwischen  der  Eestauration  und  der  Eeyolution  wurde 
ausserordentlichen  Anforderungen  durch  Veranlagungen,  welche  den 
Veranlagungen  der  Eepublik  ähnlich  waren,  begegnet.  Nach  der  Ee- 
yolution machte  der  Krieg  mit  Frankreich  es  nöthig,  sich  jährlich  an 
diese  reiche  Einnahmequelle  zu  wenden.     In  den  Jahren  1689,    1690 
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und  1691  waren  grosse  Summen  yom  Boden  erhoben  worden.  So  wurde 
1690  beschlossen,  dass  1,660,000  £  durch  eine  direkte  monatliche  Gfrond- 
anlage  erhoben  werden  sollte.  Endlich  beschloss  man  1692,  in  grösse- 
rem Maasse  als  je  Beisteuern  vom  Grundeigenthum  zu  erheben.  Die 
Gemeinen-  beschlossen  nämlich,  dass  eine  neue  und  genauere  Abschät- 
zung der  Güter  im  ganzen  Beiche  veranstaltet  und  dass  von  dem  so  er- 
mittelten Eentbetrage  eine  Ffondsteuer  an  die  Eegierung  gezahlt  wer- 
den sollte.  Das  war  der  Ursprung  der  jetzigen  Englischen  Grundsteuer 
(landtax).  Die  16|-|  gemachte  Abschätzung  ist  bis  auf  unsere  Zeit  on- 
yerändert  geblieben.  Danach  betrug  1  s.  yom  £  für  die  B^ntenmasse 
des  Königreichs  in  runder  Summe  }  Million.  Während  106  Jahren 
wurde  dem  Parlament  jährlich  eine  Grundsteuerbill  yorgelegt  und  ange- 
nommen, wenn  auch  nicht  ohne  Murren  von  Seiten  der  Landaristokra- 
tie. Die  Steuer  betrug  1694  und  auch  später  in  Elriegszeiten  4  s.  yom 
£.  In  Friedenszeiten  wurden  yor  der  Begierung  Georg'sIII  gewöhn- 
lich nur  2  bis  3  s.  bewilligt,  unter  dem  Ministerium  Walpole  kurze  Zeit 
nur  1  s.  Aber  nachdem  der  Krieg  mit  den  Amerikanischen  Kolonien 
ausgebrochen  war,  betrug  die  Steuer  niemals  unter  4  s.  Endlich  1798 
entband  sich  das  Parlament  der  Mühe,  jedes  Jahr  eine  neue  Acte  zu 
beschliessen.  Die  Grundsteuer  wurde  zu  4  s.  yom  £  für  bleibend,  aber 
für  ablösbar  erklärt.  Die  Grundsteuerbill  yon  1693  war  übrigens  nicht 
ohne  grossen  Widerstand  des  Oberhauses  durchgegangen,  aber  dies 
hatte  endlich  nachgegeben,  weil  es  wusste,  dass  Wilhelm  III  lieber 
50  Pairs  gemacht  haben  würde,  als  dass  er  die  Grundsteuerbill  hätte 
scheitern  lassen.  Die  Steuer  brachte  etwa  2  Millionen  ein,  eine  Summe, 
die,  wie  Macaulay  sagte,  yorher  niemals  in  einem  Jahre  durch  direkte 
Besteuerung  erhoben  worden  war.  XJebrigens  war  die  damalige  Er- 
tragsschätzung nach  Ad.  Smith  sehr  ungleich.  Obgleich  der  Eigenthü- 
mer  des  Guts  der  eigentliche  Zahler  der  Steuer  ist,  so  schiesst  sie  der 
Pächter^)  doch  gewöhnlich  yor,  und  bringt  sie  bei  der  Pachtzahlung 
in  Abzug.  Da  die  Besteuerung  jedes  Bezirks  nicht  steigt,  wenn  gleich 
die  Pachte  höher  geworden  sind,  so  theilt  nicht  der  Staat  mit  dem 
Grundbesitzer  •  die  Früchte  der  Yerbessemngen ,   die  dieser  auf  seinen 

1)  Die  Verpachtung  ist  in  England  schon  ISngst  die  Regel.  Wenn  der  gros- 
sere Theil  der  Gutsbesitser  in  die  Versuchang  kirne,  alle  ihre  Ländereien  selbst 
zu  bewirthschaften ,  so  würde,  nach  Ad.  Smith's  Meinung,  das  Land  anstatt  flaia* 
siger  und  sparsamer  Pfichter,  die  durch  ihren  eigenen  Vortheil  getrieben  werden, 
das  Land  so  gut  anzubauen,  als  es  ihr  Kapital  und  ihre  Geschicklichkeit  erlaubt, 
mit  müssigen  und  Herrlichen  Amtleuten  und  Verwaltern  angefüllt  werden,  deren 
fahrlässige  oder  tyrannische  Verwaltung  bald  den  Ackerbau  in  Verfall  bringen,  und 
die  jährlichen  Erzeugnisse  des  Bodens  nicht  nur  zum  Schaden  der  Einkünfte  ihrer 
Herren,  sondern  auch  zur  Scbmälerung  das  Einkommens  der  ganzen  Gezellachaft, 
in  seinem  wichtigsten  Zweige  vermindern  würde. 
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Ländereien  yomimmt.  Zwar,  wenn  in  Einem  Bezirk  nur  ein  oder  das 
andere  Gut  verbessert  worden  ist,  so  kann  von  solchen  Yerbessernngen 
vielleiobt  zuweilen  etwas  abgefordert  werden,  um  die  Last  der  übrigen 
Gutsbesitzer  des  Bezirks  zu  erleichtem.  Aber  die  dadurch  veranlasste 
Erhöhung  der  Steuer  auf  einzelnen  Gütern  ist  immer  so  klein ,  dass  sie 
nie  Ton  jenen  Yerbesserungen  abschrecken  und  also  die  grösstmögliche 
Yermelurung  der  Erzeugnisse  des  Landes  nicht  yerhindern  kann.  Die 
Steuer  legt  daher  dem  Erwerbfleisse  des  Yolks  keine  Hindernisse  in 
den  Weg. 

Ln  Laufe  der  Zeit  war  die  Grundsteuer  sehr  ungleich  geworden, 
so  dass  man  es  aufgab ,  sie  jemals  reformiren  zu  können  und  bei  den 
angeheuren  Anforderungen,  welche  damals  an  die  Staatskasse  und  den 
tief  gesunkenen  Staatskredit  gemacht  wurden,  griff  Pitt  zu  der  Maass- 
regel, sie  ablösbar  zu  machen  und  sie  aus  der  Beihe  der  eigentlichen 
Steuern  formlich  zu  streichen,  nachdem  sie  zuyor  mit  4  s.  aufs  £  per- 
manent erklärt  worden  war.  Man  hoffte  dadurch  66,666,666  £  zu  er- 
zielen, was  dem  Staatskredit  und  den  Steuerpflichtigen  allerdings  gut 
zu  statten  gekommen  wäre,  hätte  sich  diese  Hoffnung  erfüllt.  Bis  zum 
Jahre  1803  war  ein  Gesammtbetrag  yon  nur  19,180,587  £  eingegangen. 
Der  Ablösungsbetrag,  die  yierzig£a.che  Jahresabgabe  in  dreiprocentigen 
Staatspapieren  oder  der  dreissigfeiche  in  Geld,  war  so  bemessen,  dass 
der  Zins  desselben  nach  den  damaligen  Yerhältnissen  um  10{j  höher 
war,  als  die  Steuer.  Kleinere  Ablösungen,  unter  20  £,  sollten  nur  in 
Geld  bewerkstelligt  werden.  Yon  diesen  Bedingungen  kam  man  jedoch 
bald  zurück,  und  gestattete  bei  Ablösungen  bis  25  £  Jahresabgabe  die 
Bezahlung  eines  solchen  Betrages  als  LoskaufschiUing,  dass  der  Gene- 
raleinnehmer der  Grafschaft,  an  den  die  Zahlung  erfolgte,  in  den  Stand 
gesetzt  wäre,  eine  der  abgelösten  Steuer  gleiche  Beute  zum  Tagescourse 
zu  kaufen;  1813  wurde  auch  die  Beschränkung  auf  25  £  aufgehoben. 
In  demselben  Jahre  wurde  noch  gestattet,  die  Steuer  yon  kleinen  Grund- 
stücken bis  zu  ^  Acre  abzulösen:  durch  Erlegung  des  achtzehnfachen 
Betrages,  oder  durch  doppelte  Steuerzahlung  entweder  auf  achtzehn 
Jahre  oder  auf  so  lange,  bis  die  admassirte  üeberzahlung  zum  Ankauf 
einer  die  Steuer  um  10^  übersteigenden  3^  Beute  genügen  würde;  spä- 
ter wurde  diese  Yergünstigung  bis  zum  Jahre  1818  erstreckt.  Ur- 
sprünglich stand  die  Ablösung  nur  dem  Steuerpflichtigen  zu;  1 802  wurde 
sie  aber  Jedem  gestattet,  so  dass  der  ablösende  Dritte  die  bisherige 
Steuer  als  lastenfreie  Erbzinsrente  (free  farm  rent)  mit  allen  zum  Schutz 
einer  solchen  bestehenden  Bechtsmitteln  erwarb.  Yon  dieser  Be&gniss 
wurde  indessen  bis  zum  Jahre  1853,  wo  sie  aufgehoben  wurde,  nur  in 
2073  FäUen  Gebrauch  gemacht.  Gleichzeitig  mit  dieser  Aufhebung 
wurde  der  Ablösungsschilling  derart  herabgesetzt,    dass  bei  Erlegung 
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desselben  in  3^  Staatspapieren  nicht  mehr  10^  mehr,  sondern  7^f 
weniger  zu  zahlen  ist,  als  nach  dem  Tagescourse  das  der  abzulösenden 
Steuer  entsprechende  Kapital  beträgt;  bei  Ablösungen  in  baarem  Gelde 
bis  zu  25  £  wurde  der  Preis  ebenmässig  in  der  Art  herabgesetzt,  dass 
er  17^^  weniger  beträgt,  als  zuvor.  Wenn  100  £  Steuer  abgelöst  wer- 
den sollen,  so  musste  früher  bei  einem  Gourse  der  Staatspapiere  Ton  95 
erlegt  werden:  95  X  33|  =  3166,66  +  316,66  =  3483,32  £,  nach 
der  neuen  Vorschrift  aber  nur:  95  X  33^  =  3166,66  —  237,46  == 
2929,20  £.  Diese  Erleichterungen  haben  wieder  etwas  mehr  Leben  in 
die  Ablösung  gebracht,  denn  während  bis  zum  Jahre  1810  599,290  £, 
dann  weiter  bis  1850  nur  137,995  £  abgelöst  wurden,  beträgt  die  seit- 
dem bis  1860  rlickgekaufte  Steuer  151,018  £,  und  die  bis  dahin  im 
Ganzen  abgelöste  Grundsteuer  beläuft  sich  auf  888,303  £.  Der  Ertrag 
der  Grundsteuer  war  1785  2,037,627  £,  1800  1,656,609  £,  1866 
1,127,162  £.  —  Die  Anschauung,  wonach  diese  Steuer  als  Steuer  nicht 
mehr  betrachtet  wird  und  werden  kann,  findet,  nach  Vocke,  ihre  Be- 
stätigung in  der  seit  Beginn  der  Ablösung  vorliegenden  Entwiokelung 
des  Englischen  Steuerwesens,  welche  auf  jene  gar  keine  Rücksicht  mehr 
nimmt.  Die  Einkommensteuer  umfasst  neben  den  übrigen  Einkommens- 
arten auch  den  Ertrag  sowohl  von  Grund  und  Boden  als  auch  des  land- 
wirthschäfüichen  Gewerbes. 

Als  die  Eheinisch-Westphälischen  Katasterarbeiten  anfingen,  hatte 
die  Preussische  Regierung  wohl  eine  hohe  Meinung  von  den  Französi- 
schen Grundsteuereinrichtungen.  In  Frankreich.  *)  selbst  wird  die  Re- 
gulirung  der  Grundsteuer  als  eine  definitive  allgemein  noch  nicht  ange- 
sehen, obgleich  wohl  kein  Land,  um  zu  einem  guten  Kataster  zu  ge- 
langen, so  viel  geopfert  hat.  Die  Grundsteuer  von  Anfangs  20^  vom 
Ertrage  repräsentirt  häufig  nicht  mehr  als  1  ^  vom  jetzigen  Ertrage, 
Das  Budgetsgesetz  repartirt  die  Steuer  unter  die  verschiedenen  Depar- 
tements, der  Generalrath  repartirt  sie  unter  die  Arrondissements  und  der 
Arrondissementsrath  unter  die  Gemeinden,  wo  ein  Ausschuss  sie  nach 
den  Katasterschätzungen  der  Farcellen  und  nach  gewissen  Yeranlagungs- 
und  Rechnungsprincipien  auf  die  Einzelnen  repartirt.  Petitionen  um 
Erneuerung  des  Katasters  gelangten  an  den  Senat,  der  am  6.  April  1 866 
darüber  verhandelte.  Die  Kommission  beantragte  Tagesordnung,  die 
auch  beschlossen  wurde,  üeberweisung  an  den  Finanzminister  hatten 
Einige  gewollt,  z.  B.  Tourangin,  der  unter  anderem  sagte:  In  Frank- 
reich soll  die  Steuer  von  allen  Bürgern  nach  dem  Yerhältniss  ihrer 
Mittel  gezahlt  werden.  Das  ist  eins  der  grossen  Fiincipien  von  89, 
welche  durch  die  Verfessung  von  1852  verbürgt  sind.     Wissen  Sie,  wie 


1)  Garnier^  Trait4  de  Finances.    S.  117.  122.     Moniteur  vom  7.  April  1866. 
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dies  Princip  zur  Anwendung  gekommen  ist?  Ich  will  es  sagen,  denn 
die  Wahrheit  kann  in  diesem  Saal  auftreten ,  weil  sie  hier  nur  im  In- 
teresse der  Gerechtigkeit  und  aus  Hingebung  an  den  Kaiser  und  das 
Land  gesagt  wird.  Nun  wohl,  die  Yerhältnissmässigkeit  in  der  Yer- 
theilung  der  Steuer  ist  so  schlecht  beobachtet,  dass  in  gewissen  Depar- 
tlments  die  Eigenthümer  zu  einem  Viertel  ihres  Einkommens  besteuert 
sind,  und  dass  in  anderen  sie  es  nur  zu  einem  Püufzehntheil  sind.  — 
Was  Marquis  d'Audiffret  sagte,  lasse  ich  hier  yoUständig  folgen: 

Sie  haben  mit  vielem  Interesse  und  Nutzen  die  klägliche  Geschichte 
der  langen  Täuschungen  des  Katasters  gehört,  sechszig  Jahre  haben  sie 
gedauert.  Lange  Zeit  ist  es,  dass  ich  von  den  Illusionen  des  Katasters 
zurückgekommen  bin;  150  Millionen  haben  wir  ausgegeben,  um  an- 
nähernde Resultate  zu  erlangen,  die  ohne  Zweifel  nicht  zu  yerachten 
sind  und  heute  den  Fonds  zu  unseren  Mutterrollen  bilden,  aber  ich 
glaube,  dass,  wenn  man  von  dem  Finanzminister  verlangte,  das  seit 
sechszig  Jahren  gemachte  Experiment  yon  yom  aDzufangen,  immer  nur 
um  ungenaue  Besultate  zu  haben,  welche  in  den  Augen  der  Eigenthü- 
mer nicht  gerechtfertigt  sein  würden,  so  würde  man  ihm  eine  Aufgabe 
aufbürden,  die  eine  grosse  Aufregung  hervorrufen  und  die  Leidenschaf- 
ten des  Augenblicks  gegen  die  Regierung  noch  erhöhen  könnte.  Man 
muss  die  Regierung  nicht  so  ansehen,  als  wenn  sie  die  Geschäfte  der 
Einzelnen  zu  fuhren  verpflichtet  wäre ;  Sache  der  Eigenthümer  ist  es, 
zum  Nutzen  des  Eigenthums  das,  was  nothwendig  ist,  zu  bewerkstelli- 
gen. Nachdem  das  Gesetz  vom  23.  November  1790  die  Grundsteuer 
auf  240  Millionen  festgesetzt  hat,  d.  h.  auf  den  fünften  Theil  der 
1200  Millionen,  welche  das  wahrscheinliche  Einkommen  des  Grund- 
eigenthums  repräsentirten ,  hat  man  gar  nicht  daran  gedacht,  eine  bil- 
lige Repartition  dieser  Summe  von  240  Millionen,  die  zu  dieser  Zeit  des 
öffentlichen  Elends  schon  sehr  bedeutend  war,  vorzunehmen;  man  be- 
schränkte sich  darauf,  den  zwanzigsten  Theil  zu  nehmen,  was  sicher- 
lich die  ungerechteste  und  ungleichste  Repartition,  die  es  geben  konnte, 
war;  es  gab  nichts  Traurigeres;  indessen  dies  war  viel  besser,  als  sich 
zu  bemühen,  eine  Repartition  vorzunehmen,  die  nicht  ganz  gerechtfer- 
tigt gewesen  wäre.  Das  hätte  die  alten  Eigenthümer  in'  ihrem  Besitz 
beunruhigt  und  die  Aufregungen,  die  zu  jener  Zeit  der  Umgestaltung 
der  Regierung  und  der  Französischen  Gesellschaft  bestanden,  vermehrt. 
Diese  Repartition  der  240  Millionen  ist  durch  die  successiven  Herunter- 
setzungen, die  sich  auf  86  Millionen  belaufen  haben,  berichtigt  wor- 
den. Aber  diese  Heruntersetzungeu  sind  nicht  allein  nach  den  durch 
die  Katasterarbeiten  erlangten  Resultaten  geschehen,  sondern  auch  nach 
den  Schätzungen,  womit  man  Specialkommissare  betraut  hate,  welche 
in  alle  Departements  gesandt  und  den  Direktoren  des  Enregistrements, 

Bergins ,  Finanzwissenicli.    S.  Aufl.  33 


514  DRITTES  KAPITEL.     STEUERN. 

den  Präfekten  und  den  offenÜichen  Beamten  zugeordnet  winden.  Wenn 
man  sich  nicht  aller  dieser  Auskonftsmittel  bedient  hätte,  bo  würde 
man  noch  eben  so  grosse  Irrthümer  begangen  haben,  als  1790  gemacht 
wurden.  Man  musste  diese  Hülfsmittel  ergreifen,  um  zu  möglichst  an- 
nähernden Eesultaten  zu  gelangen ,  da  man  durch  das  Kataster  die  Be- 
sultate,  worauf  man  hoffte,  nicht  erreicht  hat;  es  geschah,  ich  wieder- 
hole es,  durch  ausserordentliche  Mittel.  Heute  ist  die  Steuer,  wie 
man  Ihnen  noch  gesagt  hat,  auf  169  Millionen  reducirt.  In  diesen 
169  Millionen  sind  122  Millionen,  die  sich  auf  die  Buralgiiter  bezie- 
hen und  47  Millionen,  welche  das  mit  Gebäuden  versehene  Eigen- 
thum  repräsentiren.  Nun  schätzt  mau  heut  (und  es  sind  alle  kom- 
petenten Männer,  die  diese  Schätzungen  machen)  auf  10  Millionen 
jährlich  während  dreissig  Jahren,  was  die  Ausführung  eines  neuen 
Katasters  kosten  würde,  d.  h.  man  rechnet  die  gesammte  Ausgabe 
auf  300  Millionen.  (Yerneinuogen.)  Wäre  es  nur  die  Hälfte,  so 
wäre  es  doch  eine  bedeutende  Summe,  um  122  Millionen  Steuern  auf 
die  Euralgüter  und  47  Millionen  auf  das  bebaute  Eigenthum  zu  repar- 
tiren.  Das  scheint  mir  ein  sehr  kostspieliger,  sehr  lästiger  EAuf,  auf 
den  die  Eegierung  sich  nicht  einlassen  muss.  Man  hat  eben  gesagt» 
dass  es  Friedensrichter  giebt,  welche  die  Abgrenzung  yorschlagen  und 
dass  sie  von  den  Einzelnen  angenommen  ist.  Ich  finde  dies  Mittel  aus- 
gezeichnet und  glaube,  dass  man  diejenigen,  die  hierbei  die  Initiative 
ergreifen,  so  viel  wie  möglich  ermuthigen  muss;  aber  ich  möchte  nichts 
dass  die  Begierung  sich  in  irgend  einer  Weise  zum  Schätzer  der  Lie- 
genschaften machte,  sie  würde  sehr  bedenkliche  Aufregungen  hervorru- 
fen. Es  muss  Jeder  thun,  was  sein  Interesse  ihm  gebietet,  aber  die 
Regierung  muss  nicht  immer  der  Geschäftsmann  der  Einzelnen  sein.  Es 
giebt  Mittel,  die  weit  vorzuziehen  sind.  Man  hat  eben  gesagt,  dass 
man  das  Kataster  mit  den  Hypotheken  vereinigen  müsse;  ich  meiner- 
seits sage,  dass  man  die  beiden  Yerwaltungen  des  Enregistrements  und 
der  direkten  Steuern  vereinigen  sollte.  Man  würde  so  dahin  gelangen, 
ein  Grundbuch  zu  haben,  ein  Buch  des  Eigenthums,  worin  man  das 
individuelle  und  neueste  Conto  des  Grundeigenthums  hätte.  Dies  ist 
keine  neue  Idee,  es  ist  vierzig  Jahre  her,  dass  sie  erdacht,  vorbereitet 
und  durch  die  in  der  Finanzverwaltung  sachkundigsten  Männer  beinahe 
in  Ausführung  gebracht  wurde.  Ich  begreife,  dass  diese  YerwaLtnngs- 
maassregel,  die  kein  Becht  berühren  und  keine  Beunruhigung  hervor- 
rufen würde,  in  Erwägung  gezogen  werden  könnte;  aber  sie  liegt  ganz 
im  Bereich  der  Verwaltung;  es  ist  nicht  Sache  des  Senats,  Fragen  die- 
ser Art  zu  erörtern.  Durch  eine  Vervollkommnung  des  Yerwaltungs- 
mechanismus,  aber  weder  durch  das  Kataster,  noch  durch  neue  Mittel, 
die  man  erfinden  könnte,   noch  durch  solche,   die  angewendet  worden 
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sind,  könnte  man  zu  einem  Besnltat  gelangen,  welches  Jedermann 
wünscht.  Hiernach  bin  ich  gegen  eine  XJeberweisong  an  den  Finanz- 
minister. 


§.  45.     GEWERBESTEUERN. 

Dnrch  die  Aufhebung  aller  Zünfte  und  Innungen  wurde  in  Frank- 
reich Gewerbefreiheit,    d.  h.  Freihandel  mit  Arbeit,    begründet.     Dem- 
nächst wurde  aber  die  Benutzung  dieser  Freiheit  gewissermaassen  mit 
einer  Geldstrafe  belegt,  indem  jährlich  ein  Patent  zu  lösen  war.     Aehn- 
liches  wurde  auch  in  Freussen  angeordnet.     Als  Steuergesetz  war  das 
Edikt  über  die  Einführung  einer  allgemeinen  Gewerbesteuer  vom  2.  No- 
yember  1810  beinahe  von  geringerer  Bedeutung,    als  dadurch,    dass  es 
eine  Gewerbefreiheit  schaffte,    die  wenigstens  bis  zu  der  Gewerbegesetz- 
gebung Tom  17.  Januar  1845  und  9.  Februar  1849  ziemlich  ausgedehnt 
war.     Die  Berechtigung  zum  Gewerbebetriebe  wurde  von  Lösung  eines 
Gewerbescheins  abhängig  und  Niemand  hatte  ein  Widerspruchsrecht  da- 
gegen.    Von  der  Verpflichtung,   jährlich  einen  Gewerbeschein  zu  lösen, 
waren  nur  diejenigen  entbunden,  welche  das  Gesetz  ausdrücklich  davon 
befreite,    namentlich  Landwirthe,   Beamte,    Tagelöhner  und  gemeines 
Gesinde.     Dispositionsfahigen  und  unbescholtenen  Personen  konnten  Ge- 
werbescheine für  ein  oder  mehrere  Gewerbe  in  der  Kegel  nicht  versagt 
werden,  und  sie  konnten  dann  ohne  Weiteres  und  ohne  einer  Zunft  bei- 
zutreten und  ohne  alle  Prüfungen  die  in  den  Gewerbescheinen  bezeich- 
neten Gewerbe  betreiben.     Nach  dem  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai 
1820  ist  die  Steuerpflichtigkeit  der  Gewerbe  nicht  mehr  B.egel;  vielmehr 
sind  nur  diejenigen  Gewerbe,   welche  das  Gesetz  ausdrücklich  bezeich- 
net,   steuerpflichtig.     Gewerbescheine  werden  aber  nur  noch  für  solche 
Gewerbe  ausgefertigt,   welche  im  Umherziehen  betrieben  werden.     Zu 
welchem  Gewerbebetriebe  Gewerbescheine  nachzusuchen  sind,  ist  haupt- 
sächlich nach  dem  ministeriellen  Eegulativ  über  den  Gewerbsbetrieb  im 
TJmherziehen  und  insbesondere  das  Hausiren  vom  28.  April  1824,   wel- 
che durch  K.O.  vom  21.  Mai  ej.  genehmigt  wurde,  zu  entscheiden.  Dieje- 
nigen steuerpflichtigen  Gewerbe,  welche  nicht  gewerbescheinpflichtig  sind, 
werden  „stehende  Gewerbe  ^y*  genannt.    Gewerbesteuerpflichtig  sind :  in 
Klasse  A  und  B  Handel  aller  Art,  einschliesslich  Fabrikbetrieb ;  G  Gast-, 


1)  Im  Art.  3.  i.    des  Handels-  and  Schiffahrts Vertrages   zwischen  Prenssen  und 

Russland  vom  ü  December  1818    wird   ,fle  commerce  stable  et  permanent  en  gros 

f 

ou  en  detail  (ein  stehendes  Gewerbe  su  Jedermanns  Diensten)**  mit  „ein  stehendes 
Gewerbe  m  Jedermanns  Diensten,  im  Grossen  and  Kleinen"  fibersetit  und  ab  an< 
dere  ,, Arten  von  Handel"  werden  „Kommissions-  und  Speditionshandel,  Bank-  und 
Wechselgeschäfte,  Schiffi»rhederei"  aufgeführt. 

33  ♦ 
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Speise-  und  Schankwirthschaft ;   Yerfertigen  von  Waaren  auf  den  Kauf, 
wohin  D  das  Gewerbe  der  Bäcker,    £  Fleischer,    F  Brauer   und  G 
Brenner  gerechnet  wird;    H  Handwerke   unter   gewissen  Umständen; 
I  Betrieb  von  Mühlenwerken ;  K  das  Gewerbe  der  Schiffer ,    der  Fracht- 
und  Lohnfuhrleute  und  der  Pferdeyerleiher ;  endlich  L  Gewerbe,  welche 
im  Umherziehen  betrieben  werden.     Branntweinbrennerei  wurde  1B24, 
und  Bergbau,    Hütten-  und  Hammerbetrieb  wurden  1823   und  1834 
gewerbesteuerfrei;    endlich  wurde  aber  der  Betrieb  der  Hüttenwerke, 
wie  schon  (S,  230)    erwähnt,    mit    1865  wieder   gewerbesteuerpflich- 
tig.    Mit  dem  Jahre  1858  wurden  nach  einem  Gesetz  vom  18.  Novem- 
ber 1857  alle  AktiengeseUschaften ,    die  ganz  oder  theilweise  auf  einen 
Handels-  oder  Gewerbebetrieb  irgend  einer  Art  gerichtet  sind  —   mit 
Ausschluss  der  Eisenbahnaktiengesellschaften  —  imgleichen  alle  zu  einem 
gewerblichen  Zwecke  gebildeten  Gesellschaften,    deren  Grundkapital  in 
Aktien  oder  ähnliche   Antheile  zerlegt  ist,    der  Gewerbesteuer  unter- 
worfen.    Dieselbe  war  für  jedes  Kalenderjahr  nach  der  Summe  der  Zin- 
sen und  Dividenden,   welche  für  das  vorherige  Kalenderjahr  an  die  In- 
haber der  Aktien  oder  sonstigen  Antheile  zur  Yertheilung  kommen,   zu 
berechnen,  und  betrug  für  das  Jahr  ^  der  gedachten  Summe,  oder  we- 
nigstens 36  Thlr.     Mit  dem  Jahre  1862  wurde  dies  Gesetz  zwar  aufge- 
hoben, aber  an  die  Stelle  trat  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1861 ,  betreffend 
einige  Abänderungen  des  Gesetzes  wegen  Entrichtung  der  Gewerbesteuer 
vom  30.  Mai  1820.     Die  Gesellschaften  in  der  Gewerbesteuer  zu  erleich- 
tern,  lag  wohl  nicht  in  der  Absicht  des  neuen  Gesetzes,    welches  eben 
überhaupt  die  Gewerbesteuer  noch  einträglicher  zu  machen  bezweckte 
und  besonders  hart  den  Handeissland  trifft     Es  wurde  aas  der  Klasse  A^ 
behufs  höherer  Besteuerung,  eine  erste  Klasse  ausgesondert,  welche  um- 
fassen soll:  „diejenigen  Fabrik-  und  Handelsuntemehmungen,  mit  Ein- 
schluss  der  Kommissions-,  Speditions-,  Agentur-,  Bank-,  Geld-,  "Wech- 
sel-, Versicherungs-  und  Ehedereigeschäfte,  sowie  der  auf  Vermittelung 
von  Handels-  oder  Geldgeschäften  gerichteten  Gewerbe,    bei  welchen 
theüs  nach  der  Höhe  des  dazu  erforderlichen  Anlage  -  und  Betriebskapi- 
tals ,    theils  nach  der  Erheblichkeit  ihres  jährlichen  Umsatzes  auf  einen 
Betrieb  von  bedeutendem  Umfange  zu  schHessen  ist/'  Aus  dem  allgemeinen 
Bericht  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  zur  Prüfung  des  Staats- 
haushaltsetats vom  27.  Februar  1865  und  den  Anlagen  dieses  Berichts  er- 
giebt  sich,  dass  die  Handelsklasse  1 860  an  Gewerbesteuer  zu  zahlen  hatte: 

253  Aktiengesellschaften 102,640  Thlr. 

39,483  Gewerbetreibende  in  Klasse  A 647,446      - 

179,034  Gewerbetreibende  in  Klasse  B 640,872      - 

218,770  Gewerbetreibende 1,390,958  Thlr. 

Die  Veranlagung  für  1864  ergab: 
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Klasse  A.   I. 

2,465  Stenerzahler 

280,977  Thlr. 

Steuerbetrag 

-       A.  IL 

.     54,289 

- 

796,332 

- 

- 

-       B.     . 

.   195,329 

- 

713,462 

- 

- 

Handelsklasse 

.  252,083 

- 

1,740,771 

- 

- 

Klasse  C.     . 

.     79,926 

- 

547,784 

- 

- 

-      D.     ,     . 

.     27,622 

- 

174,126 

- 

- 

-      E.     .     , 

.     21,644 

- 

151,024 

- 

- 

-      F.    .    , 
G 

6,306 

- 

52,414 

- 

- 

VI*            •            1 

.      H.     .     . 

55,135 

- 

309,225 

. 

« 

-       L     .     . 

283,252 

- 

•m 

•       K.     .     . 

78,491 

- 

- 

-       L.     .     . 

345,057 

- 

r 

Summa     3,682, 143  Thlr.  Steuerbetrag. 

Mit  Beeilt  sagte  Hoffinaun,  dass  nur  ein  yerhältnissmässig  geringer 
Tbeil  des  Einkommens,  welches  sich  die  grossen  wahrhaft  selbstständi- 
gen Staaten  durch  Abgaben  verschaffen  müssen,  mittelst  einer  Gewerbe- 
Steuer  aufgebracht  werden  kann.  Wenn  er  aber  femer  bemerkte,  dass 
nach  YÖlliger  Ablösung  der  Grundsteuer  das  Einkommen  aus  Gewerb- 
steuem  durch  eine  zweckmässige  Anwendung  derselben  auf  das  /and- 
wtrtksckaftliche  Gewerbe  beträchtlich  yermehrt  werden  könnte,  so  scheint 
mir,  dass  die  Frage,  ob  die  Landwirthe  gewerbesteuerpflichtig  sein  soll- 
ten, mit  der  Grundsteuer  keine  noth wendige  Beziehung  hat.  Die  Ge- 
werbesteuer in  der  Gestalt,  welche  ihr  das  Gesetz  von  1820  gab,  sah 
Hoffmann  nur  als  einen  Zusatz  zur  Elassensteuer  an ;  ihre  wahre  Be- 
stimmung wäre,  das  Missverhältniss  auszugleichen,  welches  dadurch 
entstehe,  dass  ein  beträchtlicher  Theil  der  Gewerbtreibenden  weder  durch 
die  Klassensteuer  noch  durch  die  Verbrauchssteuern  unmittelbar  und  mit- 
telbar nach  dem  voUen  Maasse  seiner  Fähigkeit,  Steuern  zu  zahlen,  be- 
troffen werden  könne.  "Wenn  man  diese  Auffassung  richtig  findet,  so 
lässt  sich  jetzt,  nach  Einßihrung  der  Einkommensteuer,  das  Fortbestehen 
der  Gewerbesteuer,  namentlich  vom  stehenden  Handel  und  von  Handwer- 
ken, um  so  weniger  rechtfertigen,  als  die  Einkommensteuer  von  den 
Ghrund  -  und  Fondsbesitzem  nicht  nach  einem  höheren  Frocentsatz  erho- 
ben wird,  als  die  Einkommensteuer  von  unfiindirtem  Einkommen. 

Eine  der  Preussischen  Gewerbesteuer  ähnliche  Steuer  giebt  es  in 
England  nicht.  Es  werden  zwar  von  Mieths  -  und  Landkutschen ,  von 
herumziehenden  Krämern ,  vom  Kleinverkauf  von  Spirituosen,  von  Bier- 
schank-Licenzen  und  einigen  anderen  Gewerben  besondere  Steuern  ge- 
zahlt. Fabriken  aller  Art  und  fast  sämmtliche  Handelsgeschäfte  sind 
jedoch  einer  besonderen  Besteuerung  nicht  unterworfen  —  und  dies  scheint 
mir  vollkommen  gerechtfertigt  zu  sein ,    da  sie  Einkommensteuer  zahlen 
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und  nicht  abzusehen  ist»  weshalb  sie  eine  Steuer  zahlen  sollen,  von  wel- 
cher die  Landwirthe  —  mögen  sie  Gutseigenthiimer  oder  Pächter  sein  — 
frei  sind.  Die  Grundsteuer  wird  ja  nicht  von  dem  Landwirthe  als  sol- 
chem gezahlt.  Sie  fHUt  auf  den  Eigenthümer,  mag  dieser  das  Gewerbe 
als  Landwirth  oder  als  Kaufmann  oder  irgend  ein  anderes  oder  gar  keins 
betreiben.  Üeber  die  Steuerföhigkeit  der  Gewerbetreibenden  hat  die 
Oesterreichische  Regierung  einst  sonderbare  Meinungen  gehabt.  „Weil  die 
Grundbesitzer  noch  die  Lasten  des  Krieges  tragen,  so  müssen  die  andern 
Elassen,  welche  bereits  die  Segnungen  des  Friedens  gemessen,  herangezo- 
gen werden/'  und  in  dieser  Weise  begründete  sie  am  22.  Deoember  1814 
einen  50  prooentigen  Zuschlag  zur  Gewerbesteuer,  welchen  die  Börse  mit 
einer  schlechteren  Coursnotirung  des  Papiergeldes  beantwortete,  und 
heftigen  Tadel  erfuhr  diese  Erhöhung  der  Gewerbesteuer  zu  Gunsten  der 
Grundbesitzer,  welche  sich  durch  einen  unyerhältnissmässigen  Auf- 
schlag auf  die  Eompreise  rasch  Ton  den  Kriegsschäden  erholten  und  alle 
Lasten  auf  die  Konsumenten  warfen  ^). 


§.  46.     AÜFWANDSTEÜERN. 

Im  Preussischen  Staat  sind  durch  direkte  Aufwandsteuem  den 
Kassen  grosse  Einnahmen  noch  immer  nicht  zugeführt  worden.  Hoff- 
mann war  nicht  für  diese  Steuern.  Er  meinte,  dass  der  verhältniss- 
mässig  geringe  Ertrag  dieser  Besteuerung  allzu  theuer  erkauft  würde 
durch  die  Nachtheile,  welche  dieselbe  hervorbringe.  „Werden  schon 
zahlreiche  Missyerhaltnisse  dadurch  erzeugt,  dass  nicht  im  Geburtsadel 
allein ,  sondern  auch  in  der  Gesinnung,  welche  das  Verdienst  oder  auch 
nur  die  Würde  des  Yaters  noch  in  dessen  Hinterlassenen  ehrt,  ein  mehr 
oder  minder  bestimmt  ausgesprochener  Bang,  ohne  die  Mittel  ihn  zu 
behaupten,  verderblich  ist:  so  fügt  die  Begierung  durch  direkte  Luzus- 
steuem  nur  noch  neue  Schwierigkeiten  hinzu."  Yineke  war  ganz  an- 
derer Meinung  gewesen.  Li  einem  beachtenswerthen  Aufsatz  vom  Fe- 
bruar 1 809  schlug  er  Steuern  mit  progressiven  Sätzen  vom  Mannsge- 
sinde, von  Pferden,  Kunden,  Wagen,  Haarpuder,  Zeitungen,  Gold- 
und  Silbergeräth,  und  von  mit  Tressen  besetzten  Livreen  vor,  von  wel- 
chen er  einen  Ertrag  von  945,167  Thlm.  erwartete.  Gegen  die  Steuern 
von  den  zuletzt  genannten  Gegenständen  würde,  meinte  er,  der  unbe- 
deutende Ertrag  eingewendet  werden ,  „aber  aus  kleinen  Summen  bilden 
sich  grössere ,  und  wenn  das  steuerreiche  England  auch  den  kleinsten 
Zufluss  nicht  unbeachtet  lässt,  so  ist  kein  Grund  vorhanden,  weshalb 
das  arme  Preussen  solche  verachten  soll  ^)/'    Auch  Mill  ist  für  Steuern 

1)  Springer^  Geschichte  Oesterreichs.  Bd.  I.  S.  805.  806. 

2)  E,  V,  Bodeltchoingh  y  Leben  des  Oberprftsidenten  Freiheim  t.  Vincke.  1853. 
S.  419— 4S3. 
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TOn  Pferden,  Wagen,  Hunden,  Dienstboten;  er  meinte  aber,  in  Bezug 
auf  Wagen  und  Pferde  sollte  die  Besteuerung  derer,  die  nur  Ein  Beit- 
pferd  oder  Einen  Wagen  besonders  der  wohlfeileren  Art  haben,  sehr 
niedrig  sein,  weil  es  Tiele  Personen  gäbe,  für  welche  dies  wegen  ihrer 
Gesundheit  weniger  ein  Luzusgegenstand  als  ein  nothwendiges  Lebens- 
bednrfniss  sei;  dagegen  sollte  die  Steuer  sehr  schnell  steigen  für  die 
Besitzer  mehrerer  und  kostspieligerer  Wagen  und  Pferde.  In  Eng- 
land gelten  derartige  Steuern  Hit  sehr  praktisch.  In  Frankreich  konnte 
die  Begierung  eine  Besteuerung  der  Pferde  und  Wagen  nicht  durch- 
setzen ,  ihr  desfalliger  Gesetzentwurf  wurde  am  23.  Juni  1 862  von  dem 
gesetzgebenden  Körper  mit  173  gegen  73  Stimmen  yerworfen. 

Eine  Preussische  Verordnung  wegen  Ankauf  des  Gold-  und  Sifber- 
gerüthu  und  wegen  Besieuerung  desselben  und  der  Juwelen  Tom  12.  Fe- 
bruar 1809  bestimmte:  1)  dass  die  Münzämter  angewiesen  werden  sol* 
len,  goldenes  und  silbernes  Geräthe  anzukaufen;  2)  das  gegenwärtig 
Yorhandene  edle  Metallgeräth,  welches  die  Besitzer  der  Münze  nicht 
Terkaufen  wollen,  ist  einer  Abgabe  yon  ein  Drittel  des  Werths  und  zu 
dem  Ende  einer  Stempelung  unterworfen ;  yon  Juwelen  wird  ein  Sechs- 
theil des  Werths  entrichtet ;  3)  alles  künftig  yerarbeitete  und  yerkaufke 
edle  Metall  wird  mit  einer  Abgabe  des  yierten  Theils  yom  Werth  belegt 
und  einer  Stempelung  unterworfen ;  4)  der  Gebrauch  einer  mit  Tressen 
yon  Gold  und  Silber  besetzten  Kleidung  fiir  Bedienten ,  ist  nur  gegen 
eine  jährliche  Abgabe  yon  5  Thlm.  gestattet.  Die  Münzämter  nahmen 
das  edle  Metallgeräth  in  EmpfiEUig  und  zahlten  für  die  Mark  fein  Gold 
]93|Thlr.  und  für  die  Mark  fein  Silber  14  Thlr.  inCourant,  yergüteten 
ausserdem  noch  für  die  Fa^on  beim  Golde  6,  beim  Silber  10  yom  Hun- 
dert des  Betrages.  Die  Bezahlung  erfolgte  in  Münzscheinen ,  die  keine 
Zinsen  brachten,  aber  zum  Nennwerth  beim  Verkauf  yon  Domänen, 
Forsten  und  Jagden,  ingleichen  bei  Berichtigung  der  bis  zum  1.  Fe- 
bruar 1809  rückständigen  Steuern  für  baares  Geld  angenommen  wur- 
den. Der  Ankauf  sollte  sogleich  anfEuigen  und  mit  dem  1 4.  April  1 809 
schliessen;  bloss  die  Münzämter  in  Berlin  und  Breslau  sollten  den  Ein- 
kauf noch  länger  fortsetzen ,  jedoch  ohne  Vergütung  der  Fa^on.  Mit 
geringen  Ausnahmen  unterlagen  alle  dermalen  yorhandenen  zur  Zierde 
oder  zum  Gebrauche  dienende  Gold  -  und  Silbergeräthe  und  Waaren  der 
Abgabe,  welche  nach  dem  Gewicht  för  jedes  Karat  Gold  3  Thlr.  und 
für  jedes  Loth  Silber  6  Ggr.  in  Courant  betrug.  Wenn  Gold-  und  Sil- 
bergeräth  oder  Juwelen  mit  Fideikommiss  belegt  waren,  so  konnte  der 
zeitige  Fideikommissbesitzer  ohne  Bück&age  mit  den  übrigen  Interes- 
senten, entweder  das  Fideikommiss  dem  Staate  yerkaufen  oder  die  Steuer 
entrichten.  Letzteren  Falls  wurde  der  dritte  Theil  des  Fideikommisses 
sein  freies  Eigenthum,   ersteren  Falls  wurde  das  Fideikommiss  in  ein 
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Oeldfideikommiss  verwandelt.  Das  Einschmeken  Ton  Gold  -  and  Silber* 
geräih  war  bis  zum  24.  April  1 809  bei  Strafe  der  Konfiskation  nuter- 
sagt;  das  Eonfiskat  sollten  der  Angeber  nnd  die  Ortsarmenkasse  thei- 
len,  der  Defrandant  sollte  überdem  den  gedoppelten  Abgabenbetrag  zur 
Staatskasse  zahlen  und  sein  Name  in  den  öffentlichen  Blättern  aof  seine 
Kosten  bekannt  gemacht  werden.  Die  als  bleibend  verordnete  Abgabe 
vom  Werthe  künftig  verarbeiteter  und  verkanfter  edler  MetaUwaaren 
wurde  am  9.  JnH  1812  abgeschafft.  Dagegen  habe  ich  kein  Gesetz  auf- 
gefunden, welches  die  Steuer  von  mit  Tressen  von  Gold  und  Silber  be- 
setzter Kleidung  abgeschafft  hat  Der  Cours  der  Miinzscheine  war  im 
Dezember  1809  78 — 74^.  Bei  der  Yermögens-  und  Einkommensteuer 
von  1812  wurden  sie  nur  zu  60^  angenommen.  Wieviel  überhaupt  an 
Münzscheinen  ausgegeben  wurde,  ist  nicht  bekannt.  Anjbngs  1813 
waren  davon  noch  1,464,304  Thlr.  in  Umlauf.  Im  Oktober  1818  soll- 
ten die  im  Publikum  noch  vorhandenen  baar  eingelöst  werden,  und  waa 
bis  Ende  Februar  1820  nicht  präsentirt  war,  wurde  präkludirt ^).  — 
Auch  im  Jahre  1 848  kaufte  die  Begierung  Edelmetall  mit  Staatsschuld- 
verschreibungen, die  mit  5  ^  verzinst  wurden,  an.  In  Betreff  der  so- 
genannten freiwilligen  Staatsanleihe  (S.  159)  machte  nämlich  derPinanz- 
minister  Hansemann  am  5.  Mai  1848  bekannt,  dass  die  Beiträge  dazu 
bestehen  könnten  1)  in  solchen  Geldsorten,  deren  Annahme  in  den 
Staatskassen  gestattet  ist ;  2)  in  Gold  oder  Silber  in  Barren ;  3)  in  ver- 
arbeitetem Golde  oder  Süber.  Der  Schluss  dieser  Bekanntmachung  lau- 
tete :  „Nach  Ablauf  einer  noch  näher  zu  bestimmenden  Frist  wird  die 
Annahme  von  Beiträgen  für  geschlossen  erklärt  werden.  Es  werden 
alsdann  über  die  Yerbriefung  der  eingegangenen  Beiträge  und  über  den 
Bezug  der  bis  dahin  aufgelaufenen  und  später  faUig  werdenden  Zinsen, 
sowie  nöthigen  Falls  über  die  in  der  Allerhöchsten  K.O.  vom  25.  d.  M. 
vorbehaltene  Anrechnung  derselben  auf  eine  nach  Yerhältniss  des  Ver- 
mögens zu  erhebende  Anleihe  oder  ausserordentliche  Steuer,  sofern  zu 
einer  solchen  Maassregel  geschritten  werden  sollte,  die  näheren  Bestim- 
mungen ergehen.''  Die  Mark  fein  Silber  wurde  zu  14  Thlr.  und  die 
Mark  fein  Gold  zu  219^  Thlr.  Courant  angerechnet.  Eine  Bekannt- 
machung des  Finanzministers  vom  3.  August  drohte  mit  einer  Zwangs- 
anleihe, welche  in  einem  Gesetzentwurf  vorgesehen  sei,  und  eine  fer- 
nere Bekanntmachung  vom  7.  Dezember  1848  setzte  den  Schlusstermin 
zu  Einzahlungen  von  Beiträgen  auf  eine  freiwillige  Anleihe  auf  den 
31.  d.  M.  fest  und  bestimmte,  dass  ungemünztes  Gold  und  Silber  dazu 
nicht  mehr  angenommen  werden  sollte. 

Die  nach  dem  Edikt  vom  28.  Oktober  1810,   der  Deklaration  vom 


1)  Kntg^  Qeschichte  der  Preiissischeii  Staatsschulden.    S.  126. 
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14.  September  1811  und  derE.0.  yom  16.  Jtdi  1812  angeordneten  Ai/jruf- 
sieuern  wurden  schon  durch,  die  Verordnung  vom  2.  März  1814  wieder 
abgeschafft.  Wer  zu  seiner  persönlichen  Bequemlichkeit  männliche  Be^ 
dienton  hielt,  sollte  jährlich  zahlen  für  einen  6  Thlr.,  bei  zweien  für 
jeden  8  Thlr.,  bei  dreien  für  jeden  10  Thlr.,  bei  vieren  für  jeden  12 
Thlr. ,  bei  fünfen  für  jeden  1 5  Thlr. ,  bei  sechs  oder  mehreren  für  jeden 
20  Thlr.  Wer  einen  Knecht  oder  Jungen,  der  zum  Betriebe  der  Land- 
wirthsohaft  oder  eines  Gewerbes  gehalten  wurde,  nebenher  auch  zur 
persönlichen  Bedienung  brauchte,  zahlte  für  denselben  jährlich  8  Thlr.; 
bei  weiblicher  Bedienung  blieb  eine  Person  stets  steuerfrei.  Wurde  da- 
neben noch  eine  gehalten,  so  waren  für  diese  zu  zahlen  jährlich  2  Thlr. ; 
bei  zweien  darüber  für  jede  8  Thlr.,  bei  dreien  darüber  für  jede  4  Thlr., 
bei  Tieren  darüber  für  jede  5  Thlr.,  und  bei  fünfen  oder  mehr  darüber 
für  jede  6  Thlr.  Wer  zur  persönlichen  Bequemlichkeit  einen  vierräd- 
rigen Wagen  hielt,  zahlte  för  diesen  8  Thlr.,  für  einen  zweirädrigen 
6  Thlr.;  es  trat  dabei  eine  Steigerung  des  Satzes  um  1  Thlr.  ein,  wenn 
zwei,  um  2  Thlr.,  wenn  drei  Wagen  gehalten  wurden  u.  s.  w.  Ein 
Beit-  oder  Kutschpferd  wurde  jährlich  besteuert  mit  6  Thlm.,  zwei  für 
jedes  mit  8  Thlm.,  drei  für  jedes  mit  10  Thlm.;  vier  oder  mehr  für  je- 
des mit  15  Thlm.  Für  jeden  Hund  sollte  jährlich  1  Thlr.  entrichtet 
werden ;  nur  die  Hunde ,  welche  wegen  eines  Gewerbes  gehalten  wer- 
den mussten,  die  Hirtenhunde  und  die  Hunde,  welche  Bauern  zur  Be- 
wachung ihrer  Höfe  halten ,  waren  steuerfrei.  Wenn  von  dieser  Steuer 
das  erste  mit  dem  1.  Juni  1812  endende  Bechnungsjahr  nach  Hoffmann 
nur  eine  Einnahme  von  213,470  Thlm.,  einschliesslich  54,642  Thlr. 
Rückstände,  ergab,  so  muss  man  bedenken,  dass  eine  direkte  Steuer, 
die  ganz  neu  ist,  wobei  also  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  gehörig 
geschulte  Organe  noch  fehlen,  in  den  ersten  Jahren  nicht  so  viel  brin- 
gen kann,  als  in  den  folgenden,  zumal  wenn  die  widerwilligen  Zahlungs- 
pflichtigen YOTZUgsweise  den  angesehensten  und  einflussreichsten  Klas- 
sen angehören.  Dazu  kommt,  dass  Freussen  noch  nicht  ein  Fünftel  so 
Tiel  Einwohner  hatte,  als  es  jetzt  hat,  und  dass  dieselben  damals  arm 
waren  und  wenig  Luxus  treiben  konnten.  Dass  durch  jene  Luxus- 
steuem  jetzt  viel  mehr  als  eine  Million  jährlich  aufgebracht  werden 
könnte,  unterliegt  keinem  Zweifel. 

Zu  den  Luxussteuem  könnten  auch  wohl  die  yerschiedenen  oben 
(S.  462)  abgehandelten  Rangsteuern  gerechnet  werden.  Als  eine  fernere 
Luxussteuer  wäre  noch  eine  Waffensteuer  (vergl.  oben  S.  214)  zu  em- 
pfehlen, so  dass  Jeder,  welcher  ausser  seinem  Dienst  eine  Waffe 
führen  will,  dafür  am  Anfang  jedes  Kalenderjahres  5  Thlr.  steuern 
müsste.  Hierdurch  würde  auch  dem  Waffenmissbrauch  etwas  yorge- 
beugt  werden.     Ferner  wäre  eine  Uniformsteuer  von  gleichem  Betrage 
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eine  gute  Lnxussteuer,  welche  Jedem  —  mit  Ausnahme  der  Unteroffi- 
ziere und  Gemeinen,  sowie  der  subalternen  Civilstaatsdienery  welche  in 
ihrem  Dienste  Uniform  zu  tragen  yerpflichtet  sind  —  der,  ohne  sich  in 
dienstlicher  Funktion  zu  befinden,  irgend  eine  Uniform  tragen  wiU,  auf- 
zulegen wäre.  Nur  im  Dienste  tragen  die  Englischen  Offiziere  Uniform 
und  die  Gemeinen  Waffen,  und  doch  hat  sich  die  Englische  Ajrmee,  in 
der  Gentlemen  sind,  die  sich  ein  OfiSzierpatent  haben  kaufen  können 
und  Pensionsansprüche  nicht  machen,  in  allen  Welttheilen  Achtung 
zu  yerschaffen  verstanden  —  gegen  die  Abschaffung  des  Systems  des 
Stellenkaufs  wurde  1871  geltend  gemacht,  dass  dasselbe  jede  Protektion, 
jede  persönliche  Gunst  oder  Ungunst,  femer  jeden  Einfluss  des  jeweilig 
herrschenden  politischen  Systems  ausschliesse. 

In  England  war  die  indirekte  Besteuerung  des  allgemeinen  Lebens- 
bedarfii  so  weit  getrieben  worden ,  dass  eine  allgemeine  direkte  Besteue- 
rung daneben  nicht  bestehen  konnte  und  man  für  den  wachsenden  Staats- 
bedarf nur  noch  den  Bemittelteren  durch  die  Häuser  -  und  Eenstersteuem 
etwas  abnehmen  konnte.  Diese  Steuern  tragen  den  gemeinschaftlichen 
Namen  Assessed  Taxes,  So  waren  denn  die  Yerbrauchssteuem  für  die 
Masse,  die  Haus-  und  Fenstersteuem  für  die  mittleren  und  oberen 
Schichten,  die  Aufwandsteuem  nur  oder  doch  vorzugsweise  für  die  letz- 
teren bestimmt.  Die  Aufwandsteuem,  einschliesslich  der  Fenstersteuer, 
wurden  progressiv  gemacht.  Die  Fenstersteuer  hörte  1851  au£  Die 
Haussteuer  wird  jetzt  nach  dem  Miethswerth  (S.  433)  erhoben.  Die  übri- 
gen Aufwandsteuem ,  welche  nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
aufkamen,  1808  ihre  höchste  Höhe  erreichten,  von  der  sie  1823  auf 
die  Hälfte  herabgesetzt  und  1840  um  10^  vermehrt  wurden,  sind  von 
Kutschen,  von  Pferden,  von  dem  Recht,  Wappen  zu  führen,  von  Dienst- 
boten, von  Haarpuder,  von  Hunden.  Nach  dem  Gesetz  vom  20.  August 
1853  ist  jährlich  zu  zahlen  z.  B.  für  jeden  männlichen  Dienstboten  von 
achtzehn  Jahren  1  £  1  s.  und  für  jeden  jüngeren  10  s.  6  d.;  für  jeden  von 
zwei  oder  mehr  Pferden  oder  Maulthieren  gezogenen  vierräderigen  Wa- 
gen 3  £  10  s. ;  wenn  derselbe  nur  von  einem  Pferde  oder  Manlthier  ge- 
zogen wird,  2  £;  für  jeden  Wagen  mit  weniger  als  vier  Bädern,  wenn 
er  nur  von  einem  Pony  oder  Maulthier  gezogen  wird  und  diese  Thiere 
nicht  über  dreizehn  Hände  hoch  sind,  10  s.,  und  wenn  solcher  Wagen 
nur  zum  Yermiethen  gehalten  und  gebraucht  wird,  die  Hälfte;  für  je- 
des Bennpferd  3  £  17  s.  ^);   für  jedes  andere  zum  Fahren  oder  Seiten 


1)  Während  man  in  England  für  das  blosse  Halten  eines  Rennpferdes  dem  Staat 
eine  jShrliche  Stener  von  mehr  als  25  Thlr.  zahlen  muss ,  wurde  in  Preussen  nach 
der  Amtsblattbekanntmachang  vom  20.  Mai  1865  auf  der  Niederschlesisch  -  MSrki- 
sehen  (Staats  -)  Eisenbahn  eine  FrachtermSssignng  für  Rennpferde  und  ihre  Begleiter 
gewfthrt,    und   seit  1868   ist  in   den  Staatshaushaltsetats   anter   den  fortdauernden 
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benutzte  Pferd  oder  Maolthier,  welches  mehr  als  13  Hände,  zu  vier 
Zoll  jede,  hoch  ist,  1  £  1  s. ;  für  ein  anderes  benutztes  Pferd  oder  Maul- 
thier,  oder  für  ein  kleineres  Pony  oder  Maulthier  10  s.  6  d.;  für  ein  so 
kleines  Pony  oder  Maulthier ,  welches  nicht  zum  Beiten  oder  Fahren 
benutzt  wird,  5  s.  8  d.;  für  jeden  Hund  12  s.,  doch  hat  Niemand  für 
alle  seine  Hunde  mehr  als  39  £  12  s.  oder  für  alle  Windhunde  mehr  als 
9£  zu  bezahlen;  Hunde,  die  bloss  als  Schäfer-  oder  Hirtenhunde  ge- 
halten werden,  sind  frei;  für  jede  Person,  die  Haarpuder  trägt,  l£ 
3  8.  6  d. ;  für  den  Gebrauch  Ton  Wappenschildern  an  einem  Wagen, 
wenn  für  diesen  3  £  10  s.  als  assessed  tax  zu  zahlen  ist,  2  £  12  s.  9  d., 
sonst  nur  13  s.  2  d.  ^). 
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Als  1807  in  Berlin  die  Pranzosen  eine  Kontribution  von  einer  Mil- 
lion Thaler  ausschrieben,  mussten  dazu  die  Hausbesitzer  536,665  Thlr. 
und  die  Miether  138,335  Thaler  beitragen.  Erstere  wurden  nach  dem 
Werth  ihrer  Häuser  im  Feuerkataster  tazirt,  und  sollten  die  auf  ihre 
Hypothekengläubiger  fiallenden  Antheile  yon  den  ihnen  zu  zahlenden 
^nsen  abziehen.  Häuser  von  weniger  als  8000  Thlr.  Werth  zahlten 
a,  die  von  8000  bis  24,000  TUr.  1^,  und  die  yon  25,000  und  darüber 

Ansgaben    eine  jährliche   Summe   von   51,000  Thlr.    fttr  Prämien  bei  Pferderennen 
und  andere  dahin  gehörige  Zwecke  anfgef&hrt 

1)  The   following   table   gives   the    gross   receipts    from   taxes   in    the  United 
Kingdom  dnring  the  financial  year  ended  the  8 Ist  of  Mkrch,  1870: 

£  8.        d. 

Land  tax  on  Lands  and  Tenements 1,654,784       9       ^ 

Dnties  on  Offices  and  Pensions 987       6      0 

Assessed  Taxes. 
Schedoles : 

B.  Inhabited  Honses 1,674,581  0  1} 

C.  Senranto 844,468  8  6 

D.  Carriages 480,881  10  10 

E.  Horses  for  Biding 885,888  17  6 

F.  Other  Horses  and  Males 168,588  18  6 

H.  Horse  Dealers 17,083  8  0 

I.    Hair  Powder 978  9  6 

K.  Armorial  Bearings 71,887  8  9 

Additional  10  per  cent.  per  Act  8  Yict.  c.  17 1,708       6       8 

Penalties  in  Law  Proceedings,  and  costs  recovered  ....  1,488     16       5^ 

Miscellaneoiis 558     17       1^ 

Total  Land  and  Assessed  Taxes 4,551,081     14     11| 

Property  and  Income  Tax 10,848,848       1     10 

Total  Taxes  14,794,368     16       9^ 
oder  nahe  an  100  Mill.  Thaler. 
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2^.  Die  Miether  hatten  von  einer  Miethe  yon  wenigstens  60  Thir; 
5^,  von  wenigstens  100  Thlr.  10^,  von  wenigstens  200  TMr.  15|,  und 
Yon  mehr  als  300  Thlr.  20  ^  Steuer  zu  zahlen.  In  Danzig  hat  man  in 
der  Periode  yom  27.  Mai  1807,  wo  es  den  Franzosen  übergeben  wurde, 
bis  Ende  März  1812,  um  die  grossen  Bedür&isse  au&ubiingen,  nach 
und  nach  etwas  mehr  als  18^  von  dem  geschätzten  Vermögen  der  Ein- 
wohner erhoben  und  dabei  wurden  noch  die  direkten  und  indirekten  Ab- 
gaben aufs  höchste  gesteigert.  In  ganz  Ostpreussen  und  Litthauen  wurde 
1808  zur  Yerzinsung  und  Tilgung  der  Eönigsberger  Stadtobligationen 
—  da  die  Pranzosen  die  Stadt  Königsberg  verpflichtet  hatten ,  die  der 
Provinz  1807  aufgelegte  Eontribution  vorzuschiessen  —  eine  Einkom- 
mensteuer eingeführt,  die  beinahe  drei  Jahre  bestanden  hat.  Yon  dem 
Einkommen  aus  Ghrundstücken  zahlte  der  Eigenthümer  3  ^  nach  Abzug 
der  mit  der  Grundsteuer  verbundenen  Ausgaben ,  nämlich :  7  ^  des  gan- 
zen Ertrages  zur  Unterhaltung  der  Gebäude,  sämmtlicher  Zinsen  der 
eingetragenen  Kapitalien  und  der  Zinsen  des  Kapitals,  welches  zum  Be- 
tablissement  des  Gutes  erforderlich  war.  Wenn  der  Eigenthümer  die 
Besitzung  selbst  bewirthschaftete ,  so  zahlte  er  von  dem  nach  obigen 
Grundsätzen  berechneten  Ertrage  noch  1-^^»  die  in  dem  Fall,  wenn  es 
verpachtet  war,  der  Pächter  zahlen  musste.  Yon  den  auf  persönlichen 
Kredit  aufgenommenen  Schulden  wurde  kein  Abzug  gestattet,  weil  dem 
Grundbesitzer  freistand,  seinem  Gläubiger  3^  von  dem  Zinsbetrage  ab- 
zuziehen ,  wogegen  dann  der  Gläubiger  von  der  Steuer  für  sein  Kapital 
frei  war.  Yon  dem  Einkommen  aus  Zinsen  von  Kapitalien,  aus  dem  Er- 
trage von  Aktien  und  Staatepapieren ,  aus  Leibrenten  und  aus  Gehältern 
von  wenigstens  3500  Thlr.  war  ebenfalls  3^  zu  zahlen.  Das  Einkom- 
men aus  Gewerbsbetrieb  wurde  in  der  Begel  nach  Klassen  besteuert,  und 
in  Königsberg  war  in  der  höchsten  Klasse  der  Steuersatz  1365^  Thlr. 
Säumige  Zahler  hatten  10^  jährliche  Yerzugszinsen  zu  entrichten.  Im 
Jahre  1810  wurde  in  Königsberg  das  Einkommen  aus  Gbnmdstücken  und 
Kapitalien  bis  500  Thlr.  mit  3^  und  von  8000  Thlr.  ab  mit  15^ 
Steuer  angesetzt;  das  Einkommen  der  Gewerbetreibenden  wurde  klassen- 
weise erhoben  und  war  der  höchste  Satz  750  Thlr.;  das  Einkommen  aus 
Besoldungen,  Pensionen  und  Leibrenten  betrug  bis  500  Thlr.  1  ^  und 
von  8000  Thlr.  an  7-^^  als  das  Maximum  für  die  erste  Hebung  eines  je- 
den Jahres.  Dazu  kam  1812  bis  1814  noch  eine  Zwangs -Armensteuer, 
berechnet  für  Schutzverwandte  zu  4-|  ^  und  für  Bürger  zu  7  ^  der  jähr- 
lichen Wohnungsmiethe.  Als  1813  bis  1815  ein  neues  Königsberger 
Kriegsschuldenwesen  entstanden  war,  wurden  deshalb  Steuern  von  der 
Wohnungsmiethe,  von  den  Grundstücken  und  Gewerben  erhoben.  In 
Schlesien  hat  mau  damals  ebenfalls  bedeutende  Summen  durch  Yermö- 
genssteuern  aufgebracht.     Um  auch  die  Hypothekengläubiger  zu  treffen. 
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ohne  ihre  Kapitalien  zu  ermitteln ,  besteuerte  man  das  Grundeigenthum 
nach  den  Eaufsummen  oder  den  yorhandenen  Taxen  und  gestattete  den 
Grondeigenthümem  1  ^  abzuziehen ,  sich  also  dadurch  ihren  Yorschuss 
erstatten  zu  lassen.  Stein  ^)  fand  daran  auszusetzen,  dass  die  Geldbe- 
sitzer zu  wenig  beigetragen  hätten.  Man  woUte  zwar  eine  Ausmittelung 
des  Kapitals  umgehen,  indem  man  den  Schuldnern  gestattete,  1^  der 
Zinsen  abzuziehen;  aber  viele  Gläubiger  wehrten  sich  dagegen  durch 
angedrohte  Kündigung  des  Kapitals  und  wurden  darin  von  den  Gerich- 
ten unterstützt.  Stein  fand  1  ^  zu  wenig  und  erklärte  sich  gegen  die 
ungerechtfertigten  ürtheile  mit  den  Worten:  „Es  kommt  bei  der  Yer- 
theilung  der  Kriegssteuer  auf  die  staatswirthschafÜichen  Ghrundsätze  an, 
wonach  Abgaben  erhoben  und  vertheilt  werden,  nicht  bloss  auf  juristische 
Ansichten.'' 

Bas  Edikt  Tom  6.  December  1811  über  die  Erhebung  der  Beiträge 
zur  Yerpflegung  der  französischen  Truppen  in  den  Odeifestungen  und 
auf  den  Märschen  ordnete  für  Stadt  und  Land  eine  für  die  ganze  Mo- 
narchie gleiche  Kiassefisteuer  nach  dem  Entkommen  mit  wenig  Exem- 
tionen an.  Es  musste  ein  Simplum  gezahlt  werden  yon  einem  Jahres- 
einkommen Ton  wenigstens  20  Thlr.  ^  Thlr.,  von  40  Thlr.  ^  Thlr.,  von 
1 00  Thlr.  I  Thlr. ,  von  1 50  Thlr.  f  Thlr. ,  von  200  Thlr.  1  Thlr. ,  von 
300  Thlr.  3  Thlr.,  von  500  Thlr.  4  Thlr.,  von  700  Thlr.  6  Thh:.,  von 
900  Thlr.  8  Thlr.;  von  1000  Thlr.  an  wurde  von  jedem  100  Thlr.  des 
Einkommens  1  Thlr.  an  Beitrag  entrichtet. 

Diese  Steuer  hörte  mit  dem  Edikt  vom  24.  Mai  1812  auf  und  sollte 
danach  im  Laufe  des  Jahres  1812  in  drei  Terminen  eine  Vermögens*  und 
Einkommensteuer  entrichtet  werden.  Erstere  betrug  3^  vom  ganzen 
Yermögen.  Yon  dem  Grundeigenthum  konnten  die  Schulden  nicht  in 
Abzug  gebracht  werden.  Die  Grundbesitzer  hatten  den  Yorschuss  für 
ihre  Gläubiger  zu  leisten  und  konnten  denselben  bei  ihrer  Zinszahlung 
in  Abzug  bringen.  Wer  noch  ein  besonderes  reines  Einkommen, 
welches  nicht  durch  die  Anwendung  eines  Yermögens  hervorgebracht 
wird,  oder  gar  kein  Yermögen,  aber  ein  besonderes  Einkommen  aus  Ge- 
werben, Besoldungen  u.  s.  w.  hatte ,  musste  bei  einem  Jahreseinkommen 
von  wenigstens  300  Thlr.  5  {  und  von  wenigstens  100  Thlr.  1  f  steuern. 
Bei  einem  noch  geringeren  Jahreseinkommen  war  von  denjenigen,  welche 
bloss  durch  die  Anwendung  ihrer  physischen  Kräfte  ihren  Unterhalt 
erwarben,  z.  B.  Tagelöhner  und  Gesinde,  ^  Thlr.,  und  von  denjenigen, 
welche  irgend  einer  Kunst  oder  besonders  erlernter  Kenntnisse  zur  Be- 
treibung ihres  Gewerbes  bedürfen,  z.  B.  Handwerker,  |  Thlr.  zu  ent- 
richten. Eingegangen  waren  4,552,27 1  Thlr.,  einschliesslich  590,966  Thlr. 


1)  Ptrtx,  Leben  Stein's.  Bd.  II.  8.  58.  680. 
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in  Papieren,  als  am  19.  Januar  1813  eine  neue  Yermögenssteuer  yon  l^f 
und  eine  zweite  Einkommensteuer,  die  in  der  HMffce  desjenigen  bestehen 
sollte,  was  nach  dem  Edikt  von  1812  gezahlt  war,  ausgeschrieben 
wurde,  woyon  man  nach  Ausweis  des  Ediktes  yom  5.  März  1813  eine  Ein- 
nahme von  wenigstens  6  Millionen  erwartete.  Diese  zweite  Yermögens- 
und  Einkommensteuer  wurde  jedoch  durch  das  Edikt  yom  7.  September 
1814  erlassen.  —  Wenn  die  Preussische  Begierung  1812  yon  dem  da- 
mals ausgesogenen  und  yerarmten  Lande  durch  eine  direkte  ausseror- 
dentliche Steuer  mehr  als  4-}  Mill.  Thlr.  erhielt,  so  hätte  sie  nach  1866 
einer  fünfmal  grösseren  und  yiel  wohlhabenderen  BeyÖlkerung  durch 
ausserordentliche  direkte  Besteuerung  offenbar  sehr  yiel  leichter  22 — 
23  Mill.  Thaler  abnehmen  können  und  1 867  wahrlich  nicht  nöthig  ge- 
habt, um  den  Fürsten  yon  Thum-  und  Taxis  fUr  seine  Postgerechtsame 
abzufinden,  sich  yon  der  Yolksyertretung  die  Genehmigping  zur  Auf- 
nahme einer  besonderen  Anleihe  yon  3  Mill.  Thlr.  zu  erbitten  (S.  272). 
Bas  Finanzedikt  yom  27.  Oktober  1810  hatte  es  für  nöthig  erklärt» 
yon  den  TJnterthanen  die  Entrichtung  erhöhter  Abgaben,  hauptsächlich 
yon  der  Konsumtion  und  yon  den  Gegenständen  des  Luxus  zu  forden^ 
die  aber  yerein&cht,  auf  weniger  Artikel  zurückgebracht,  mit  Abstel- 
lung der  Nachschüsse  und  der  Thoraccisen ,  sowie  mehrerer  einzelner 
lästiger  Abgaben  yerknüpft,  und  yon  allen  Klassen  der  Nation  yerhält- 
nissmässig  gleich  getragen  und  gemindert  werden  sollten,  sobald  das  da- 
mit zu  bestreitende  Bedürfniss  aufhören  würde.  Zugleich  wurde  eine 
„yöllige''  Qewerbefreiheit  gegen  Entrichtung  einer  „massigen*'  Patent- 
steuer  mit  Aufhören  der  bisherigen  Gewerbesteuern  yersprochen.  Am 
Tage  darauf  schon  erging  das  Edikt  über  die  neuen  Konsumtions- 
und Luxussteuem.  Unter  diesen  Konsumtionssteuem  war  auch  eine 
Mahlaccise  yon  12  gGr.  yom  Scheffel  Weizen  und  yon  2^  gGr.  yom  Schef- 
fel anderem  Getreide.  Wenngleich  die  Kontrole  strenge ,  sogar  der  Ge- 
brauch yon  Handmfihlen  yerboten  war,  so  schien  sich  doch  diese  Steuer, 
zumal  auf  dem  Lande,  nicht  durchführen  zu  lassen.  Das  femerweite 
Edikt  über  die  Finanzen  des  Staates  und  das  Abgabensystem  yom  7.  Sep- 
tember 181 1  yerordnete  daher,  dass,  da  es  grosse  Schwierigkeiten  fände, 
die  sämmtlichen  Städte  und .  das  platte  Land  ,Jetzt  schon''  nach  einerlei 
Grundsätzen,  in  Absicht  auf  die  Abgaben  und  die  Gewerbefreiheit  zu 
behandeln,  ein  Unterschied  gemacht  würde  zwischen  solchen  Städten, 
„die  in  Bücksicht  auf  ihre  BeyÖlkerung,  ihres  städtischen  Gewerbes  und 
ihres  Handelsyerkehrs" ,  sich  dazu  eignen,  die  Konsumtionsabgaben,  die 
das  Edikt  yom  28.  Oktober  1810  yorschrieb,  aufzubringen,  und  solchen, 
„die  sich  in  jenen  Bücksichten  nicht  dazu  eignen,  und  die  solchem  nach, 
unbeschadet  ihrer  städtischen  Gerechtsame ,  in  Absicht  auf  die  Abgaben 
dem  platten  Lande  gleich  zu  stellen  sein  werden.''     Li  den  Städten  der 
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leisten  Art,  sowie  auch  auf  dem  platten  Lande  wurde  nun  die  Mahl- 
accise  wieder  aufgehoben,  auch  einige  der  anderen  EonsumtionBateuem 
etwas  ermässigt.  Dagegen  wurde  eine  fixirte  Personensteuer  aufgelegt, 
die  für  jede  überswölQährige  Person  ohne  Ausnahme  mit  \  Thlr.  jähr- 
lich gezahlt  werden  mnsste.  Für  die  Ausfälle  und  Beste  dieser  Perso- 
nensteuer in  den  Qemeinden  hafteten  die  Ghitsherren  und  ansässigen  Ge- 
meindeglieder nach  Yerhältniss  ihrer  Besitzungen,  und  da,  wo  die  Grund- 
steuer schon  allgemein  war,  nach  dieser,  und  die  Bepartition  dieser 
XJebertragungen  sollte  in  Ermangelung  gütlicher  Einigungen  durch  die 
Distrikts  -  Polizeiobrigkeiten  regulirt  werden.  Wo  kein  Priyatgutsherr 
war,  traf  dieser  Uebertrag  die  Gemeinde  ganz.  In  den  Städten  der 
erstgedaohten  Art  yerblieb  es  sowohl  bei  der  Mahlaccise,  als  auch  den 
übrigen  am  28.  Oktober  1810  angeordneten  Eonsumtionssteuem. 

Alle  oben  angeführten  Edikte  aus  den  Jahren  1810  bis  1814  tragen 
die  Gegenzeichnung  Hardenberg's.  L.  y.  Yincke,  der  nachmalige  Ober- 
präsident  Ton  Westphalen,  hatte  an  Stein  am  8.  August  1800  aus  Man- 
chester geschrieben:  „Mein  Gott,  wenn  der  König  einmal  genöthigt  wer- 
den sollte,  etwas  Aehnliches  als  eine  Income  Tax  bei  uns  zu  yerlangen ! 
Hier  hat  Niemand  widersprochen  und  Adel  und  Eaufmannschaft  bezah- 
len sie  neben  der  ungeheuren  Last  anderer  Auflagen,  welche  aber  die 
Wohlhabenden  so  ganz  yorzüglich  treffen,  ohne  alles  Murren!  Jeder 
wetteifert  mit  dem  Andern ,  das  Gouyernement  auf  alle  Weise  zu  unter- 
stützen, und  durch  eigene  Aufopferung  zu  befestigen ;  dagegen  der  grös- 
sere Haufe  unseres  Adels  noch  immer  wähnt,  der  Staat  könne  nicht  be- 
stehen ohne  seine  unbedingte  Exemtion  yon  allen  wesentlichen  Beiträ- 
gen ,  ohne  Druck  und  Dienstbarkeit  der  anderen  Stände ,  und  die  ge- 
ringste Abänderung  und  Nachgiebigkeit  müsse  unfehlbar  den  Zusammen- 
sturz des  Gouyemements  zur  Folge  haben,  und  wieyiel  würde  nicht 
dazu  gehören,  den  dummen  Glauben  auszurotten,  dass  dies  Alles  bis 
ans  Ende  der  Welt  stehen  bleiben  werde ,  dass  es  daher  thöricht  sein 
würde,  etwas  aufzuopfern,  um  sich  das  Wesentliche  zu  erhalten^)." 
Stein  war  mit  dem  Hardenbei^'schen  Finanzplan  yon  1814  nicht  ein- 
yerstanden  gewesen.  Statt  erhöhter  Accise  empfehle  sich  eine  Abgabe 
auf  die  bisher  unbesteuerten  Eleidungsstoffe  aus  inländischen  Fabriken ; 
die  gleichförmigste  und  einträglichste  sei  eine  Einkommensteuer,  wo- 
durch zugleich  die  priyilegirten  Stände  zur  Mitleidenschaft  herbeigezo- 


1)  BodeUchwmffh,  Leben  Vincke's  S.  1S7.  Lange  Zeit  nachher,  nftmüch  am 
80.  November  1868,  sagte  im  Abgeordnetenfaanse  Graf  v.  Schwerin,  der  Unterschied 
■wischen  der  Englischen  und  unserer  Aristokratie  sei  der,  dass  die  grossen  Familien 
in  England  stets  an  der  Spitse  der  Freiheit  standen,  wfthrend  man  bei  uns  die  Spitzen 
der  alten  Familien  immer  nur  da  sieht,  wo  es  sich  um  Erhaltung  von  Privilegien 
handelt. 
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gen  sein  würden.  Eine  solche  sei  in  England,  Oesterreicb,  Ostprenssen 
und  Litthauen  eingefölirt,  nnd  werde  anch  die  gezwungene  Anleihe  er- 
leichtem oder,  sofern  man  nnr  gleich  vervielfache,  entbehrlich  machen. 
„Auf  die  Opinion  /'  so  schloss  er ,  „ist  in  Freussen  wenig  Eücksicht  zu 
nehmen.  Hier  herrscht  ein  tief  eingewurzelter  Egoismus,  halbe  Bil- 
dung, TJngebundenheit ,  vereinigt  mit  der  nordischen  Gemüthslosigkeit 
und  Eohheit.  Diese  verwilderte  öffentliche  Meinung  muss  durch  ernst- 
hafte Stra&nittel  berichtigt  und  nicht  durch  Schonung  und  Nachgiebig- 
keit noch  mehr  irre  geleitet  werden.  Es  ist  schwer,  mehr  Übeln  Willen 
und  Missstellung  in  dem  Grade  vereinigt  zu  finden,  als  in  den  Protokollen 
und  Yerhandlungen  der  kurmärkischen  Stände  über  die  Einkommen- 
steuer. —  Hat  das  Königreich  Westphalen  21  Mill.  Livres  gezwungenes 
Anleihen  von  3  MiU.  Menschen  erhoben,  so  wird  der  preussische  Staat> 
der  4,600,000  Menschen  in  sich  £BMst,  7  Mill.  Thlr.  Einkommensteuer 
aufbringen  oder  24,700,000  Livres.  TJeberhaupt  ist  das  Staatsvermögen 
des  Preussischen  Staates  bei  weitem  grösser  als  das  des  Eömgreicbs  West- 
phalen. Dies  Land  hat  den  grösstenTheü  seiner  Domänen  verloren;  es 
hat  eine  Schuldenlast  von  1 00  Mill.  Eres,  oder  etwa  27  MilL  Thlr. ;  ihr  sind 
etwa  50  Mill.  Thlr.  hannoversche  Schulden  zugewachsen,  —  so  dass  das 
Ganze  77  Mill.  Thlr.  beträgt,  —  sein  Einkommen  ist  27  Mill.  Livres ;  es  un- 
terhalt einen  sehr  kostbaren  Hof ;  ein  grosser  Theil  der  Truppen  sieht  aus- 
ser Landes ,  und  hierzu  kommt  der  Unterhalt  eines  grossen  Korps  Eran- 
zösischer  Truppen.  Wird  die  Einkommensteuer  zu  7  Mill.  gerechnet, 
die  Ersparungen  zu  3  Mill.,  so  bleiben  noch  10  Mill.  zur  Anleihe,  die 
sich  hoffentlich  effecktuireu  lassen.  —  Soll  bei  dem  gezwungenen  An- 
leihen nach  irgend  einem  richtigen  Maassstabe  verfcdiren  werden,  so 
muss  es  im  Yerhältniss  mit  dem  Vermögen  des  Zahlenden  ausgeschrieben 
werden;  Ausmittelungen  des  Yermögens  sind  also  erforderlich.  Dieses 
ist  der  gehässige  Theil  der  Einkommensteuer ,  welchen  sie  mit  der  ge- 
zwungenen Anleihe  gemein  hat.  Ich  sehe  aber  keinen  Grund  ab,  warum 
diese  zur  Erhaltung  des  gegenwärtigen  Zustandes  des  Staates  bezahlte 
Geldesleistung  die  Natur  einer  Anleihe  und  nicht  einer  Abgabe  anneh- 
men soll,  warum  also  nicht  ganz  einfach  eine  dem  Bedarf  angemessene 
Einkommensteuer  ausgeschrieben  wird.  Jeder  lässt  sich  eine  momen- 
tane zeitliche  und  unvermeidliche  Last  gefallen ,  und  findet  auch  noch 
fUr  den  Augenblick  theils  durch  Ersparungen,  theils  durch  Kredit  Mittel 
sie  aufeubringen,  da  die  Ernte  gut,  der  Wollverkauf  bedeutend,  und 
sich  wieder  Zeichen  von  Wohlstand  und  Luxus  äussern.  Ohne  Ueber- 
treibung  wird  man  die  Einkommensteuer,  auf  zwei  Jahre  vertheilt,  zu 
einem  Ertrage  von  1 0  Mill.  berechnen  können  ^)."  —   Nach  Vorstehen- 


1)  TM»y  Leben  Stein's.  Bd.  II.  S.  491.  492.  497.  498.  611.  512.  571. 
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dem  kam  die  erste  Idee  einer  Einkommensteuer  zwar  nicht  ans  Harden- 
berg; doch  hat  er  das  Verdienst,    die  Idee  Vincke's  und  Steines  in  einer 
schweren  Zeit  für  den  ganzen  Staat  in  Ausfuhrung  gebracht  zu  haben. 
!N'ach  Beendigung  des  Krieges  wurde  es  nöthig,    endlich  das  ganze 
Abgabenwesen  neu  zu  gestalten.      Dies  geschah  zunächst  durch  ZöUe 
und  Verbrauchssteuern  von  ausländischen  Waaren,    demnächst   durch 
Besteuerung  des  inländischen  Branntweines,    Braumalzes,    Weinmostes 
und  Tabacks ;  fortdauern  sollte  die  Besteuerung  des  Salzes,  und  daneben 
soDten  Grrund  -  und  Gewerbesteuern ,  sowie  auch  eine  Stempelsteuer  be- 
stehen.    Es  blieb  aber  noch  ein  Bedarf  von  etwa  8  Mill.  jährlich  aufzu- 
bringen.    Von  der  Personen  Steuer  von  1811  konnte  man,  wenn  sie  all- 
gemein gemacht  worden  wäre,  einen  Ertrag  von  4  Mill.  erwarten;  man 
zweifelte  aber ,    ob  dadurch  8  Mill.  zu  erlangen  wären ,    wenn  auch  die 
wohlhabenderen  Einwohner  mit  einem  verhaltnissmässig  höheren  Satze 
belegt  würden.     So   entstand  der  Vorschlag,    eine  nach  Klassen  abge- 
stufte Personensteuer  im  ganzen  Staate  einzuführen.     In   den   grossen 
und  Mittelstädten  hielt  man  damals  jedoch  eine  solche  Steuer  immer  noch 
nicht  für  ausführbar.     So  wurde  denn  nach  dem  Gesetze  vom  30.  Mai 
1820  für  die  grösseren  Städte  eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer  (§.  48), 
für  die  übrigen  Städte  und   das   platte  Land  aber,    statt  der  Personen- 
ßteuer  von  ^  Thlr.  für  jeden,  eine  klassifizirte  Persouensteuer  eingeführt. 
Die  Grenzen  der  verschiedenen  Klassen  zu  finden,  war  indessen  schwie- 
rig, und  diese  Schwierigkeit  liess  sich  auch  durch  Vermehrung  der  Klas- 
sen nicht  vermindern.     Man  wollte  nicht  eine  Steuer  nach  dem  Einkom- 
men oder  dem  Vermögen,    sondern  wenig  Klassen  mit  massigen  Sätzen 
machen  und  die  Klassen  bloss  nach  äusseren  Verhältnissen,    wie  Stand 
und  Beruf,  abmessen  —  worin  ein  klares  Prinzip  allerdings  nicht  zu  er- 
kennen ist.     Die  Steuer  sollte  im  Wesentlichen  nach  Haushaltungen  er- 
hoben werden ;  selbstständige  Personen  ohne  eigene  Haushaltung  sollten 
den  halben  Haushaltungssatz  zahlen.     Nach  dem  Gesetz  wegen  Einfüh- 
rung der  Klassensfeuer  waren  jährlich  in  der  ersten  Klasse  von   einer 
Haushaltung  48  Thlr.  und  in  der  untersten  Klasse  für  jede  übervierzehii- 
jährige  Person  \  Thlr.  zu  entrichten,  doch  sollte  eine  und  dieselbe  Haus- 
haltung niemals  mehr  als  für  drei  Personen  die  Steuer  bezahlen.     Bald 
erschienen  höhere  und  mehr  Sätze  erforderlich  und  nach  der  K.O.  vom 
5.  September  1821  zahlten  jährlich:  1)  die  besonders  wohlhabenden  und 
reichen  Einwohner  144,    96   oder  48  Tlilr. ;    2)    die  wohlhabenderen 
Einwohner   24,     18    oder   12  Thlr.;     3)    der    geringere  Bürger-  und 
Bauernstand  8 ,    6  oder  4  Thlr.  und  4)  die  gewöhnlichen  Lohnarbeiter, 
das  gemeine  Gesinde    und    die  Tagelöhner   so    wie    die  ganz  geringen 
Grundbesitzer  und  Gewerbetreibenden,    welche  sich  hauptsächlich  vom 
Tagelohn  nähren,    3,    2,    oder  1^  bis   \  Thlr,     Der  für  jeden  steuer- 

Ber^us,  FiMnzwissensch.    !2.  Aufl.  3^ 
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püichtigeu  Haushalt  und  Einzelnen  innerhalb  dieser  vier  HauptabÜiei- 
langen  anzuwendende  Steuersatz  war  nach  Maassgabe  dessen   mehrerer 
oder  minderer    Leistungsfähigkeit  nach  dem   pflichtmässigen  Ermessen 
der   Yeranlagungs  -    und   Bevisionsbehörden   zu   bestimmen.      Für    die 
Rheinprovinz   wurde   1829    die  Klassensteuer  kontingentirt.       In   die- 
ser Provinz  sind  Standesunterscheidungen  weniger  ausfuhrbar  als  in  den 
östlicheren  Provinzen.    Man  machte  in  der  Eheinprovinz  nun  noch  Haus- 
haltungssätze von  120,  72,    60,    36,    30   und   10  Thlr.     Doch  wurde 
dadurch  die  Einschätzung  wirklich  nicht  erleichtert.    Dieselbe  war  über- 
'haupt  schwierig,  weil  ein  näheres  Eindringen  in  die  Vermögenslage  der 
Steuerpflichtigen  nicht  gestattet  war.     Die  Klassen steuer  zeigte  sich  be- 
sonders in  Beziehung  auf  die  höheren  Klassen  immer  unhaltbarer  und 
wurde  beinahe  eine  Yermögenssteuer,  aber  eine  ungerechte,  da  die  Al- 
lerreichsten  verhältnissmässig  am  wenigsten  zahlten.     Besser  war,  nach 
meinen  Erfahrungen  in  verschiedenen  Provinzen ,  die  Steuer  für  die  un- 
teren Klassen;    es  kamen  hier  verhältnissmässig  wenig  Beklamationen 
vor  und  diesse  liesen  sich  meistentheils  wohl  nach  der  Billigkeit  ent- 
scheiden;  sonst  hatte  die  politische  Partei  des  Steuerpflichtigen  auf  sei- 
nen Steuersatz  keinen  Einfluss.    Dagegen  war  die  Entscheidung  der  vie- 
len Beklamationen  in  den  oberen  Klassen  nothwendig  etwas  willkührlich, 
weil  die  Entscheidungsgründe  eben  nicht  aus  näherer  Ermittelung  des 
Vermögens  entnommen  werden  durften.     Der  Ertrag  der  Klassonsteuer 
nahm  in  geringerem  Verhältniss  zu,  als  die  Bevölkerung.   Der  bestehende 
Zustand  wurde  immer  unhaltbarer,  zumal  die  öffentliche  Meinung  sich  all- 
mälig  auch  etwas  über  die  Schädlichkeit  der  Mahl  -  und  Schlachtsteuer  auf- 
zuklären anfing.     Die  Verbindung  des  geselligen  Lebens  mit  dem  öffent- 
lichen —  sagte  Hoffmann  —  ist  namentlich  in  Deutschland  noch  viel  zu 
wenig  ausgebildet,  als  dass  die  Staatsgewalt  allen  den  Beistand  von  den 
Sitten  erhalten  könnte,  dessen  sie  so  sehr  bedarf.    Weil  es  noch  nicht  eben 
so  wohl  ein  Ehrenpunkt  wurde,  mit  einer  gewissen  Klasse  der  Einwohner 
zu  steuern,    als  mit  denselben  am  gemeinschaftlichen  Tische  zu  speisen, 
darum  verschmäht  es  auch  der  Wohlhabende  nicht,   mit  unermüdlichen 
Beschwerden  durch  alle  Instanzen  hindurch  den  Steuerkassen  Ermässi- 
gungen seines  Beitrags  abzudingen,  die  monatlich  nicht  ein  Zehntel  des- 
sen betragen ,   was  er  gleichzeitig  aufzuwenden  sich  drängt ,   um  in  ge- 
selligen Verhältnissen  nicht  auch  nur  anscheinend  hinter  seinen  Stan- 
desgenossen zurück  zu  bleiben. 

Meine  „Vorschläge  zur  Verbesserung  der  Preussischen  Steuergesetz- 
gebung vom  Jahre  1820"  —  welche  übrigens  schon  vor  dem  Vereinigten 
Landtage  abgefasst  und  in  Bau's  Archiv  für  politische  Oekonomie ,  neue 
Folge  Bd.  VL  Heft  2,  8.  167 — 188  abgedruckt  sind  —  gingen  dahin, 
unter  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer,    so  wie  auch  der  Ge- 
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werbestener  (§.  45),  die  Elassensteaer  allgemein  zu  macheu  und  in  der 
Weise  zu  yerbessem ,  dass  bei  der  Veranlagung  derselben  das  Einkom- 
men der  Steuerpflichtigen  mehr,  als  seither  gezällig  war,  berücksich- 
tigt wird  und  daher  für  die  Reichsten  einige  höhere  Jahressteuersätze  als 
144  Thlr.  zur  Anwendung  konunen.  Ich  schlug  vor,  von  denjenigen  Steuer- 
pflichtigen, welche  weniger  als  500  Thlr.  jährliches  Einkommen  liaben, 
nach  den  seitherigen  Qrundsätzen  einen  der  bisherigen  Sätze  unter  1 2  Tlilr. 
jährlich  zu  erheben,  und  den  Steuersatz  bei  einem  jährlichen  Einkommen 
von  wenigstens  500  Thlr.  auf  1 2  Thlr.,  800  Thlr.  auf  1 8  Thlr.,  1 000  Thlr. 
auf  24  Thlr.,  1 200  Thlr.  auf  30  Thlr.,  1 500  Thlr.  auf  36  Thlr.,  2000  Thlr. 
auf  48  Thlr.,  2500  Thlr,  auf  60  Thlr.,  3000  Thlr.  auf  72  Thlr.,  4000  Thlr. 
auf  96  Thlr.,  5000  Thlr.  auf  120  Thlr.,  6500  Thlr.  auf  144  Thlr., 
8000  Thlr.  auf  180  Thlr.,  10,000  Thlr.  auf  240  Thlr.,  15,000  Thlr.  auf 
360  Thlr.,  und  endlich  von  wenigstens  20,000  Thlr.  auf  480  Thlr.  *) 
festzustellen ;  femer  die  Zahl  der  Steuerexemtionen  zu  vermindern ,  na- 
mentlich in  Bezug  auf  die  Geistlichkeit  und  den  Militärstand;  auch  den 
Personen,  welche  weder  einer  besteuerten  Haushaltung  angehören,  noch 
eine  eigene  Haushaltung  führen ,  nicht  mehr  bloss  den  halben ,  sondern 
den  vollen  Steuersatz  ihrer  Klasse  aufzulegen  u.  s.  w. 

Nach  dem  GesAzentwurf ,  welchen  die  Regierung  1847  dem  Ver- 
einigten Landtage  vorlegte,  sollten  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  so 
wie  die  seitherige  Klassensteuer  aufhören  und  an  ihre  Stelle  für  diejeni- 
gen, deren  Jahreseinkommen  wenigstens  400  Thlr.  beträgt,  eine  Ein- 
kommensteuer, und  für  alle  übrigen  eine  verbesserte  Klassensteuer  tre- 
ten. Auf  eine  Vermehrung  des  Steuereinkommens  im  Ganzen  hatte  es  die 
Regierung  damals  nicht  abgesehen.  Auf  ihre  wohlwollenden  und  zweck- 
mässigen Vorschläge  gingen  die  Herren  des  Vereinigten  Landtags  aber 
nicht  ein.  Die  reichsten  Leute  waren  also  bis  auf  Weiteres  sicher,  dass 
ihnen  eine  höhere  Klassensteuer  als  144  Thlr.  nicht  abgefordert  wer- 
den konnte,  und  auch  davon  kamen  sie  nach  der  K.O.  vom  18.  Juli  1825 


1)  Wenn  auch  dies  Steuermaximiim  damals  als  ein  grosser  ForUchritt  gegen  das 
Klassensteuermazimum  von  144  Thlr.  anzusehen  gewesen  wäre ,  so  ist  doch  auch 
jetzt  das  allerdings  höhere  Steuermaximum  von  7200  Thlr.  eine  nngerechtfertifcte 
Bevorzugung,  die  nicht  einmal  Einwanderungen  sehr  reicher  Leute  aus  England 
oder  Hamburg,  wo  kein  Maximum  bei  der  Einkommensteuer  besteht,  herbeiführt, 
und  deren  Beseitigung  auch  die  Reichsten  zur  Auswanderang  aus  Prousseu  nicht  ver- 
anlassen würde.  Ist  es  übrigens  gerechtfertigt,  von  einem  Einkommen  von  240,000 
Thlr.  3  g,  von  \  Million  nur  1,44  J,  von  1  Million  nur  0,72  }  und  von  2  Millionen 
gar  nur  0,36  f  zu  fordern  ?  Was  man  auch  im  Allgemeinen  gegen  Progressivsteuem 
(S.  407  fr.)  einwenden  mag,  so  därfte  doch  eine  etwas  progressive  Einkommensteuer 
nicht  unbedingt  au  verwerfen  sein  in  einem  Lande  wie  Preusseu ,  wo  die  lümeren 
Klassen  durch  Verbraachssteuern  von  Lebensnothwendigkeiten ,  wie  Salz,  Brod, 
Fleisch,  unverh&ltnissmfissig  hart  betroffen  werden. 

34  ♦ 
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för  das  Kalenderjahr  ganz  frei ,  in  welchem  sie  6  Monate  und  1  Tag 
sich  persönlich  in  einer  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Stadt  auf- 
gehalten hatten. 

Unterm  22.  Septemher  1849  legte  die  Kegierung  der  Zweiten  Kam- 
mer ein  Gesetz  yor,  wonach  die  alte  Klassensteuer  und  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  durch  eine  yerhesserte  Klassensteuer  und  eine  Einkom- 
mensteuer ersetzt  werden  sollte.  Zu  letzterer  sollten  alle  beitragen,  die 
wenigstens  1000  Thir.  Jahreseinkommen  hatten ,  und  der  Satz  sollte 
ohne  Unterschied  3  ^  sein.  Nachdem  die  Frage,  ob  die  alte  Klassen- 
steuer und  die  Mahl-  imd  Schlachtsteuer  allenthalben  ganz  aufhören  und 
dafür  eine  Einkommensteuer  für  diejenigen,  welche  über  1000  Thlr. 
jährliches  Einkommen  haben,  und  für  die  übrigen  eine  neue  Klassen- 
steuer eintreten  soll,  am  5.  Februar  1850  mit  250  gegen  41  Stimmen 
bejaht  worden  war,  wurde  demnächst  das  ganze  Gesetz  angenommen. 
Die  Erste  Kammer  stimmte  aber  nicht  zu  und  Alles  blieb  beim  Alten. 

Endlich  kam  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1851  zu  Stande,  welches  die 
alte  Klassensteuer  aufhob,  die  Mahl  -  und  Schlachtsteuer  aber  beibehielt. 
Es  wird  danach  erhoben:  1)  von  denen,  welche  weder  über  1000  Thlr. 
Einkommen  jährlich  haben,  noch  in  einer  mahl-  und  schlachtsteuerpflich- 
tigen  Stadt  wohnen,  eine  neue  Erlassen  Steuer,  und  i)  von  denen,  welche 
jährlich  über  1000  Thlr.  Einkommen  haben,  eine  klassifizirte  Einkommen- 
steuer. Jedem  Steuerpflichtigen  in  einer  mahl-  und  schlachtsteuerpflich- 
tigen Stadt  wird  jedoch  für  die  gleichzeitig  zu  entrichtende  Mahl  -  und 
Schlachtsteuer  jährlich  20  Thlr.  in  Anrechnung  gebracht  und  nur  der 
nach  diesem  Abzüge  übrig  bleibende  Einkommensteuerbetrag  von  ihm 
eingezogen.  Die  neue  Klassensteuer  hat  jeder  Uebersechzehnjälirige  zu 
zahlen.  Ausgenommen  sind  diejenigen,  welche  einer  Haushaltung  an- 
gehören und  von  dem  Hausherrn  oder  der  Hausfrau  Wohnung  und  Un- 
terhalt erhalten,  femer  gewisse  Militärpersonen,  Uobersechzigjährige 
in  der  untersten  Steuerstufe,  gewisse  Arme  und  Ausländer  unter  gewis- 
sen Umständen.  Die  erste  Hauptklasse  umfasst  gewöhnliche  Lohnarbei- 
ter, Handwerksgesellen,  gewöhnUches  Gesinde  und  Tagelöhner,  so  wie 
Grundbesitzer  und  Gewerbtreibende ,  welche  noch  durch  Tagelohn  oder 
Lohnarbeit  Nebenverdienst  suchen  müssen.  Der  Jahressatz  ist  in  der 
ersten  Stufe,  und  zwar  in  der  Unterstufe  a :  \  Thlr.  für  jede  steuerpflich- 
tige Person ,  jedoch  mit  der  Maassgabe ,  dass  in  dieser  Stufe  aus  dersel- 
selben  Haushaltung  niemals  mehr  als  zwei  Personen  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden  dürfen ;  in  der  Unterstufe  b,  zu  welcher  jedoch  nur  Ein- 
zelnstouemde  veranlagt  werden  dürfen ,  1  Thlr. ;  in  der  zweiten  Stufe 
2  Thlr.  und  in  der  dritten  3  Thlr.  Zur  zweiten  Hauptklasse  gehören 
kleinere  Grundeigenthümer  und  Gewerbetreibende  ohne  Nebenverdienst 
durch  Tagelohn ;  in  fremdem  Lohn  und  Brod  stehende  Personen,  welche 
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nicht  als  Tagelöhner  oder  Gesinde  angesehen  werden  können;  endlich  die- 
jenigen Staats-  und  Gemeindebeamten,  Aerzto,  Notarion  u.  s.  w.,  von  denen 
nach  ihrem  Einkommen  und  ihren  sonstigen  Terhaltnissen  angenommen 
werden  darf,  dass  sie  den  obengedaohten  Steuerpflichtigen  hinsichtlich 
ihrer  Leistungsfähigkeit  ungefähr  gleichstehen  —  mit  den  Stufen  zu  4, 
5,  6,  8  und  10  Thlr.  Die  dritte  Hauptklasse  umfasst  alle  übrigen, 
welche  nicht  die  klassiflzirte  Einkommensteuer  zu  zahlen  haben  —  mit 
den  Stufen  zu  12,  14,  16  und  24  Thlr.  Die  Einschätzung  geschieht 
von  einer  Kommission ,  „welche  aus  dem  Gemeindevorstande  und  Mit- 
gliedern, die  von  der  Gemeindevertretung  gewählt  sind,"  besteht,  un- 
ter Aufsicht  der  Landräthe,  denen  auch  die  Vorrevision  obliegt.  Die 
Fesstellung  der  Steuerbeträge  erfolgt  durch  die  Bezirksregierung.  lieber 
Reklamationen  entscheidet,  nach  darüber  eingeholtem  Gutachten  „einer 
von  der  Kreisvertretung  zu  wählenden  Kommission,  die  Eegierung. 
Diese  Entscheidung  muss,  wenn  dem  Gutachten  der  Kreisvertretung  nicht 
beigetreten  wird,  durch  Plenarbeschluss  erfolgen."  —  Davon,  dass  die 
Entscheidung  über  gewisse  Klassensteuerreklamationen  dem  Plenum  zu- 
gewiesen ist,  erwächst  übrigens  nach  meiner  Erfahrung  gar  kein  Vor- 
theil.  —  Gegen  die  Entscheidung  der  Regierung  steht  dem  Reklaman- 
ten noch  ein  Rekurs  an  das  Finanzministerium  offen. 

Der  klassißzirten  Einkommensteuer  sind  „mit  Ausnahme  der  Mit- 
glieder des  königlichen  Hauses  und  der  beiden  Hohenz  ollern  sehen  Für- 
stenhäuser" alle  Preussen,  auch  wenn  sie  sich  im  Auslande  aufhalten, 
unterworfen,  welche  selbstständig,  beziehungsweise  unter  Hinzurech- 
nung des  etwaigen  besonderen  Einkommens  der  zu  ihrem  Haushalt  gehö- 
rigen Familienglieder,  ein  jährliches  Einkommen  von  mehr  als  1000  Thlr. 
beziehen.  Keinem  derartigen  TJnterthanen  des  Königs  von  Preussen, 
auch  keinem  Abkömmlinge  der  im  Jahxe  1806  und  seitdem  mittelbar  ge- 
wordenen ehemaligen  Reichsstände  und  Reichsangehörigen ,  ist  von  die- 
ser neuen  persönlichen  Steuer,  welche  in  den  alten  Provinzen  seit  dem 
1.  Juli  1851  und  auch  in  den  annektirten  Ländern  seit  dem  1.  Juli  1867 
erhoben  wird,  nachher  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  eine  Befreiung 
zugestanden  worden,  auch  nicht  in  dem  Gesetz  vom  10.  Juni  1854,  wel- 
ches die  Aufhebung  des  Artikels  101  der  Verfassung  nicht  ausgesprochen 
hat.  Wegen  des  Einkommens  aus  ihrem  im  Auslande  belegenen  Grund- 
eigenthum  dürfen  Preussische  Staatsangehörige  von  der  klassifizirten 
Einkommensteuer  nur  dann  freigelassen  werden,  „wenn  sie  den  Nach- 
weis führen,  dass  sie  wegen  jenes  Grundeigenthums  im  Auslande  einer 
gleichartigen  Besteuerung  unterliegen". 

Die  Veranlagung  der  klassifizirten  Einkommensteuer  erfolgt  ledig- 
lich nach  Maassgabe  des  Gesammteinkommens ,  welches  dem  Steuer- 
pflichtigen A)  aus  Grundeigenthum ;  B)  aus  Kapitalvermögen,  oder  aus 
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Rechten  auf  periodiache  Hebungen,  oder  auf  Voitheile  irgend  welcher 
Art;  endlich  C)  aus  dem  Ertrage  eines  Gewerbes  oder  irgend  einer  Axt 
gewinnbringender  Beschäftigung  zufliesst.  Nach  diesem  Einkommen 
wird  jeder  Steuerpflichtige  zu  einer  der  30  Steuerstufen  dergestalt  ein- 
geschätzt ,  dass  der  Jahresbetrag  seiner  Steuer  3  -^  seines  Einkommens 
nicht  übersteigt  ^).  Von  dem  Einkommen  A.  werden  die  Zinsen  Yon 
Schulden  in  Abzug  gebracht.  Bei  dem  Einkommen  B.  bilden  die  zuge- 
sicherten Jahreszinsen  oder  Beuten,  sowohl  bei  dem  in  öffentlichen  Pa- 
pieren als  bei  dem  in  Frivatforderuugen  bestehenden  Kapitalyermögen 
das  zu  besteuernde  Einkommen.  Bei  Dividenden  aus  Aktienuntemeli- 
mungen  ist  der  flir  das  vorhergegangene  Jahr  gezahlte  Betrag  in  Ansatz 
zu  bringen.  Das  Einkommen  0.  umfasst  die  Einnahmen,  welche  nicht 
als  die  Jahresrente  eines  unbeweglichen  oder  beweglichen  Vermögens 
zu  betrachten  sind.  Der  Gewinn  aus  Handel,  Gewerbe,  Pachtungen 
u.  s.w.  ist  nach  dem  Durchschnitt  der  drei  letzten  Jahre,  sofern  das 
Geschäft  oder  die  Pacht  schon  so  lange  gedauert  hat,  zu  berechnen.  Als 
Ausgaben  dürfen  dabei,  ausser  der  üblichen  Absetzung  für  jährliche  Ab- 
nutzung von  Gebäuden  und  Utensilien,  nur  solche  in  Abzug  gebracht 
werden,  welche  behufs  der  Fortführung  des  Handels  oder  Gewerbebe- 
triebes u.  8.  w.  in  dem  bisherigen  Umfange  gemacht  worden  sind,  mit- 
hin nicht  solche  Ausgaben,  welche  sich  auf  die  Bestreitung  des  Haus- 
halts des  Steuerpflichtigen  und  des  Unterhalts  seiner  Angehörigen  be- 
ziehen, oder  welche  in  einer  Kapitalanlage  zur  Erweiterung  des  Ge- 
schäfts oder  zu  Yerbesserungen  aller  Art  bestehen.  Feststehende  Ein- 
nahmen sind  mit  dem  vollen  Betrage  zur  Berechnung  zu  ziehen.  Die 
auf  Grund  einer  „gesetzlichen  Yerpflichtung  zu  leistenden''  Pensionsbei- 


1)  Nach  dem  Hambarger  Einkommensteuergesetz  vom  26.  März  1866  hat  der, 
welcher  weniger  als  501  Knrantmark  j&tirlich  einnimmt,  diese  Steuer  nicht  zu  zahlen. 
Sie  beträgt  z.  B.  für  501  Mark  4  Mark,  für  2000  Mark  17  Mark,  f&r  5000  Mark 
82  Mark,  ffir  7000  Mark  172  Mark,  für  8300  Mark  249  Mark.  Von  einem  höheren 
Einkommen  ist  Sf  zu  zahlen.  Jeder  Steuerpflichtige  ist  gehalten,  sein  Einkommen 
selbst  zu  deklariren  und  zu  dem  Ende  ein  ihm  zuzusendendes  Formular  auszufüllen. 

Resultate  der  Einkommensteuer  in  Kurantmark: 

1866.  1867.  1868. 

Pereo-      Einkorn-      Steaer-    Peno-     Einkorn-      Steaer-    Peno-     Einkorn-      ^ener- 
non,  mcn,  ertng.      nen,         men,         ertrag,      nen,         men.  ertntg. 


^^^^^^^^  "^^^^^^^^^S  ^^^^^^^^  -^m^^^^^^^m^  ^^^^^^^^  -^^^^^^^^^^ 

SUdt  Q.  VontHdte  88.218  97,978,600  2,006.861  37,908  100.811.500  1^77,848  48,740  105.537,500  8.077,906 
Geesüande       .    .    3,978      8,067,400     189,053    4.807      9,417,800     158,581    5J)90    10,113,500     1S9.875 

MarschUnde    .    .    8.190      8,191,100 18.058    8,587      8,374,300       18,900    8,561      8,374.800       18,905 

Total  38.374  106.881,100  8.153.973  45.837  118,003.000  8.148,670  60.691  118.085,800  8,856,696 

Die  Steuerzahler  der  untersten  Klassen,  etwa  diejenigen,  welche  in  Preussen  zur 
Einkommensteuer  nicht  beitragen,  waren  ISf-f  durchschnittlich  72^  aller  Steuer- 
zahler, zu  dem  Qesammtsteuerertrag  lieferten  sie  aber  nur  9{.  —  In  Preussen  war 
die  Einkommensteuer  1860  mit  8,025,000  Thlr. ,  1867  mit  3,694,000  Thlr. ,  1870 
mit  5,180,000  Thlr.  etatsmftssig. 
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träge  (S.  463)  und  Wittwonkassenbeiträge  müssen  von  den  Besoldungen 
oder  Pensionen  in  Abzug  gebracht  werden.  Dienstwohnungen  und 
DienstLändereien,  für  welche  nicht  schon  ein  Abzug  an  der  Besoldung 
stattfindet,  sind  dabei  nach  den  ortsüblichen  Mieths-,  beziehungsweise 
Pachtzinsen  in  Ansatz  zu  bringen.  Enthalt  das  Biensteinkommen  zu- 
gleich die  Entschädigung  für  den  Dienstaufwand,  so  ist  der  dafür  zu 
berechnende  Betrag  ausser  Ansatz  zu  lassen.  —  Die  Einkommen  A.  und 
B.  kann  man  als  fundirte  und  die  Einkommen  €.  als  unfundirte  ansehen. 
Während  nach  dem  Gesetzentwurf  von  1847  ron  unfiindirtem  eine  um 
-}-  niedrigere  Steuer  gezahlt  werden  sollte,  als  ron  fundirtem,  legt  das 
jetzige  Gesetz  dem  fundirten  Einkommen  durchaus  keine  höhere  Steuer 
auf,  als  dem  unfundirten,  schreibt  vielmehr  ganz  allgemein  vor,  dass 
in  den  angeordneten  30  Steuerstufen  bei  keinem  Steuerpflichtigen  der 
Jahresbetrag  seiner  Steuer  3  ^  seines  Einkommens  übersteigen  soll.  Das 
steuerpflichtige  Einkommen  würde  sich  wahrscheinlich  erheblich  grös- 
ser als  jetzt  herausstellen ,  wenn  die  Zinsen  für  Schulden  nicht  abgezo- 
gen werden  dürften,  wenn  die  Steuerpflichtigen  vielmehr  von  ihrem 
ganzen  Einkommen  die  Steuer  zahlen  und  ihren  Gläubigern  entspre- 
chende Abzüge  an  den  Zinsen  machen  müssten  (S.  493).  Ferner  würde 
die  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  in  vielen  Fällen  er- 
leichtert werden,  wenn  behufs  Erhebung  des  Erbschaftsstempels  der 
Betrag  aller  Erbschaften  und  Yermächtnisse ,  mit  Ausnahme  der  ganz 
geringen,  festgestellt  werden  müsste  (S.  417  sqq.). 

Behufs  der  Einschätzung  zur  klassiflzirtei)  Einkommensteuer  wird 
jährlich  für  jeden  Kreis,  sowie  für  jede  zu  einem  Kreisverbande  nicht 
gehörige  Stadt  ^)  unter  dem  Vorsitz  des  Landraths .  oder  eines  besonde- 
ron,  von  der  Bezirksregierung  zu  ernennenden  Kommissars  eine  Kom- 
mission gebildet,  deren  Mitglieder  von  der  Kreis-,  beziehungsweise  Ge- 
meindevertretung zu  einem  Drittheil  aus  Mitgliedern  derselben,  zu  zwei 
Drittheilen  aber  aus  den  einkommensteuerpflichtigen  Einwohnern  des 
Kreises  oder  der  Stadt  gewählt  werden.  Bei  der  Wahl  der  letzteren  ist 
darauf  zu  sehen,  dass  die  verschiedenen  in  dem  Kreise  oder  der  Stadt 
vorhandenen  Arten  des  Einkommens  (aus  Grundeigenthum,  Kapitalbe- 
sitz und  Gewerbebetrieb)  möglichst  gleichmässig  vertreten  werden.  Die 
Wahl  darf  nur  aus  Gründen,  welche  zur  Ablehnung  einer  Yormund- 
schaft  berechtigen,  oder  in  dem  Falle  abgelehnt  werden,  wenn  der  Ge- 
wählte bereits  drei  Jahre  hintereinander  Mitglied  der  Einschätzungs- 
Kommission  gewesen  ist.  Die  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Kommission 
wird  für  die  einzelnen  Kreise  und  Städte  mit  Eücksicht  auf  deren  Grösse 


1)  Die  Kommissionsmitglieder  in  den  grössten  St&dten  fungiren  ganz  unent- 
geltlich. Weshalb  erhalten  nicht  die  Mitglieder  aller  Einschfitzangs  -  Kommissionen 
eine  Tantieme  von  der  Steuereinnahme  des  Kreises  öder  der  Stadt? 
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und  auf  die  Einkommens -Verhältnisse  ihrer  Einwohner  von   der  Be- 
zirksregierung bestimmt.     Der  letzteren  steht  auch  die  Befugniss  zu^ 
innerhalb  desselben  Kreises  fax  einzelne  grössere  städtische  oder  länd- 
liche Gemeinden    die   Bildung   besonderer   Einschätzungskommissionen 
nach  den  in  Yorstehendem  gegebenen  Bestimmungen  anzuordnen.     In 
grossen  Städten  können  mehrere  Unterkommissionen  gebildet  werden. 
Der  Yorsitzende  der  Einschätzungs- Kommission,   welcher  zugleich  die 
Interessen  des  Staats  zu  vertreten  hat,  leitet  innerhalb  des  Kreises  oder 
des  kleineren  Bezirks,    für  welchen  die  Kommission  errichtet  ist,    das 
Yeranlagungsgeschäft,  und  ist  besonders  dafür  verantwortlich,  dass  das 
letztere  nach  den  im  Gesetze  aufgestellten  Grundsätzen  zur  Ausführung 
gelange.     Er  hat  vor  Allem  die  Aufnahme  einer  vollständigen  Nach  Wei- 
sung aller  deijenigen  Einwohner  und  der  im  Auslande  sich  aufhalten- 
den Grundbesitzer  seines  Abschätznngsbezirks  zu  bewirken,   welche  auf 
Grund  der  KLassensteuerlisten  und  sonst  vorhandenen  I^achnchten  für 
einkommensteuerpflichtig  zu  erachten  sind.     Zugleich  hat  der  Yorsit- 
zende über  die  Besitz-,  Yermögens-,  Erwerbs-  und  sonstigen  Einkom- 
mensverhältnisse der  Steuerpflichtigen,    soweit  dies  ohne  tieferes  Ein* 
dringen  in  die  ersteren  geschehen  kann ,    möglichst  vollständige  Nach- 
richten einzuziehen;  überhaupt  alle  Merkmale,  welche  ein  ürtheil  über 
das  in  Ansatz  zu  bringende  Einkommen  näher  zu  begründen  vermögen, 
zu  sammeln.     Bei  der  Aufnahme  der  Steuerpflichtigen  sowohl  als  zur 
Beschaffung  der  erforderlichen  Nachrichten  über  deren  Yermögens-  und 
Einkommensverhältnisse  hat  sich  der  Yorsitzende  nach  seinem  Ermessen 
der  Mitwirkung  der  Gemeindevorstände,   welche  allen  seinen  Aufforde- 
rungen Polge  zu  leisten  schuldig  sind,   zu  bedienen.     Die  Ergebnisse 
der  von  ihm  eingezogenen  Nachrichten  überträgt  er  in  die  Einkommens- 
nachweisung seines  Bezirks  und  bezeichnet  dann  in  der  dazu  bestimm- 
ten Spalte  dieser  Nachweisung  gutachtlich  für  jeden  Steuerpflichtigen 
diejenige  Steuerstufe,  in  welche  derselbe  nach  dem  ihm  beizumessenden 
Einkommen  einzuschätzen  sein  dürfte.     Der  Yorsitzende  hat  ausserdem 
noch  die   zur  Beschlussnahme   der  Einschätzungs- Kommission,    deren 
Zusammenberuj^ng   von   ihm    ausgeht,    erforderlichen   Yorbereitungen 
zu  treffen  und  die  Beschlüsse  der  letzteren ,   soweit  er  selbst  nicht  da- 
gegen die  Berufung  an  die  Bezirks -Kommission  einzulegen  sich  veran- 
lasst findet,    zur  Ausführung  zu  bringen.     Die  Einschätzungs -Kommis- 
sion unterwirft  die  von  ihrem  Yorsitzenden  aufgestellte  Einkommens- 
nachweisung  unter  Benutzung  aller  ihr  zu  Gebote  stehenden  Hülfsmit- 
tel  einer  genauen  Prüfung.     Dabei  ist  zwar  ebenfalls  jedes  lästige  Ein- 
dringen in  die  Yermögens-  und  Einkommensverhältnisse  der  einzelnen 
Steuerpflichtigen  zu  vermeiden;   jedoch  hat  die  Kommission  das  Becht, 
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von  den  Verhandlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  den  Hypo- 
thekenbüchern Einsicht  zu  nehmen.  ITachdem  die  Prüfung  vollzogen 
ist,  hat  die  Kommission  nach  den  stattgehabten  Ermittelungen  oder  an- 
derweit bekannten  Verhältnissen  des  einzelnen  Steuerpflichtigen  die 
Steuerstufe  festzustellen,  in  welche  derselbe  zu  veranlagen  ist.  Die 
Beschlüsse  der  Kommission  werden  nach  Stimmenmehrheit  gefasst.  Nur 
bei  Stimmengleichheit  hat  der  Vorsitzende  eine  Stimme,  welche  dann 
den  Ausschlag  giebt.  Gegen  die  Beschlüsse  der  Einschätzungs- Kom- 
mission ist  der  Vorsitzende  berechtigt,  die  Berufung  an  die  Bezirks- 
Kommission  einzulegen,  bis  zu  deren  Entscheidung  der  Steuerpflichtige, 
vorbehaltlich  der  Nachzahlung,  nur  den  von  der  Kommission  festgesetz- 
ten Steuersatz  zu  entrichten  hat. 

Jedem  Steuerpflichtigen  steht  gegen  die  Einschätzung  binnen  drei 
Monat  eine  Beklamation  an  die  Bezirks -Kommission  offen.  Innerhalb 
der  ersten  sechs  Wochen  steht  ihm  auch  frei,  nach  seiner  Wahl,  ent- 
weder durch  schriftliche  oder  mündliche  Verhandlungen,  persönlich 
oder  durch  Vermittelung  von  höchstens  zwei  Vertrauensmännern,  oder 
durch  andere  Beweismittel  der  Kommission  die  erforderliche  Ueberzeu- 
gung  von  der  vorgeblichen  TJeberbürdung  durch  die  erfolgte  Abschät- 
zung zu  verschaffen,  um  solchergestalt  von  derselben  eine  berichtigte 
Steuerveranlagung  zu  erwirken.  Für  jeden  Regierungsbezirk,  sowie 
für  Berlin,  wird  unter  dem  Vorsitz  eines  von  dem  Finanzminister  zu 
ernennenden  Regierungskonmiissars  eine  Bezirks -Kommission  gebildet, 
welche  in  demselben  Verhältniss,  wie  die  Einschätzungs-Kommissionen, 
aus  im  Bezirk  wohnenden  Mitgliedern  der  Provinzialvertretung  und  aus 
Einkommensteuerpflichtigen  des  Bezirks  zusammenzusetzen  und  von  der 
Provinzialvertretung  zu  wählen  ist.  Die  Bezirks -Kommission,  gegen 
deren  Entscheidung  ein  Bekurs  nicht  stattfindet ,  darf  eine  genaue  Fest- 
stellung der  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  des  Eeklamanten 
veranlassen,  deshalb  auch  Zeugen  gerichtlich  und  eidlich  vernehmen 
lassen  und  den  Reklamanten  zur  Erklärung  an  Eidesstatt  über  die  in 
Betreff  seines  Einkommens  von  ihm  selbst  gemachten  Angaben  auffor- 
dern. Wer  bei  einer  Reklamation  auf  die  dieserhalb  an  ihn  ergangene 
Aufforderung  wissentlich  einen  Theil  seines  Einkommens  verschwiegen 
hat,  verfallt  nur  in  eine  Geldstrafe  (S.  199)  zur  Höhe  des  vierfachen 
Jahresbetrages  der  Steuer,  um  welche  der  Staat  verkürzt  worden  ist 
oder  verkürzt  werden  sollte.  Die  bei  dem  Einschätzungsgeschäft  be- 
theiligten Vorsitzenden  der  Kommissionen  und  sonstigen  Beamten  sind 
kraft  des  von  ihnen  geleisteten  Amtseides  zur  Geheimhaltung  der  Ver- 
mögens- und  Einkommensverhältnisse,  welche  bei  diesem  Geschäft  zu 
ihrer  Kenntniss  gelangen,  verpflichtet.     Die  Mitglieder  der  Kommissio- 
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nen  haben  diese  Geheimhaltung  dem  Yorsiizenden  mittelst  Handschlages 
an  Eidesstatt  zu  geloben^). 

Zu  den  Steuerstufen  und  «Tahressteuern  hat  eine  finanzministerielle 
Instruktion  vom  8.  Mai  1851   das  «Tahreseinkommen  bestimmt: 


stufe 

Steuer 

Einkommen 
Über 

stufe 

Steuer 

Einkommen 
über 

stufe 

Steuer 

Einkommen 
aber 

Thlr. 

Thlr. 

Thlr. 

Thlr. 

Thlr. 

Thlr. 

1. 

30 

1000 

11. 

144 

4.800 

21. 

1560 

52,000 

2. 

36 

1200 

12. 

180 

6,000 

22. 

1920 

64,600 

3. 

42 

1400 

13. 

216 

7,200 

23.' 

2400 

80,000 

4. 

48 

1600 

14. 

2'88 

9,600 

24. 

8000 

100,000 

5. 

60 

2000 

15. 

360 

12,000 

25. 

3600 

120,000 

6. 

72 

2400 

16. 

480 

16,000 

26. 

4200 

140,000 

7. 

84 

2800 

17. 

600 

20,000 

27. 

4800 

160,000 

8. 

96 

3200 

18. 

720 

24,000 

28. 

5400 

180,000 

9. 

108 

s  3600 

19. 

960 

32,000 

29. 

6000 

200,000 

10. 

120 

4000 

20. 

1200 

40,000 

30. 

7200 

240,000 

lieber  die  zu  niedrige  Veranlagung  der  ländlichen,  besonders  grös- 
seren Grundbesitzer  sagt  ein  Zirkular  des  Einanzministers  y.  Patow  vom 
24.  Oktober  1860:  „Bas  Ergebniss  der  diesjährigen  Einkommensteuer- 
Veranlagung  bestätigt  die  schon  früher  vielfach  gemachte  Wahrnehmung, 
dass  die  Einkommensteuerpfliohtigen  auf  dem  platten  Lande  bisher  za 
einer  yerhältnissmässig  geringeren  Steuer  herangezogen  worden  sind,  als 
die  Einkommensteuerpflichtigen  in  den  Städten,  ohne  dass  in  den  letz- 
teren irgend  eine  Ueberbürdung  nachzuweisen  sein  möchte.  Die  gesammtc, 
für  das  laufende  Jahr  yeranlagte  Einkommensteuer  (ohne  Abzug  der 
Mahl-  und  Schlachtßteuer- Vergütung)  zum  Betrage  yon  3,645,336  Thlr. 


1)  Wenn  dies  Geheimhalten  sich  praktisch  ganz  durchführen  Hesse,  so  konnte 
es  doch  wohl  nicht  einmal  im  Interesse  der  Hunderttausendthalermenschen  nnd 
Millionäre,  welche  ihre  Steuern  ehrlich  und  vollständig  zahlen  wollen,  liegen.  — 
Im  Jahre  1869  war  grosse  Sensation  dadurch  erzeugt  worden,  dass  die  „Tribüne** 
die  vollständige  Liste  der  Angaben  tlber  das  Einkommen  für  New -York  und  Um> 
gegend,  nnd  daneben  eine  Liste  armer  Leute,  d.  h.  solcher,  die  man  f&r  sehr  reich 
gehalten  und  die  dennoch  gar  kein  steuerbares  Einkommen  angegeben,  verö£Pent- 
lichte.  Es  hatte  dies  die  Folge,  dass  viele  von  den  Armen  plötzlich  ihres  Reich- 
thums  eingedenk  wurden  und  das  Versäumte  nachholton,  unter  ihnen  der  ehema> 
lige  Mayor  der  Stadt,  Fernando  Wood.  Einen  BegrÜT  von  Amerikanischer  Wohl- 
habenheit geben  die  in  demselben  Jahre  veröffentlichten  Steuerlisten  der  Stadt  New- 
York ,  in  welchen  mit  jährlichem  Einkommen  von  fiber  100,000  Dollars  u.  A.  figu- 
riren  die  Herren  A.  T.  Stewart  3,015,000  Doli.;  Elias  S.  Higgins  431,000  Doli.; 
I.  A.  Benedict  311,000  Doli. ;  Harwey  Fisk  286,000  Doli.;  Moses  Taylor  279,000  Doli. : 
A.  S.  Hatch  278,000  Doli. ;  W.  E.  Dodge  221,000  Doli. ;  I.  G.  Bennet,  Eigenthu- 
mer  des  „Herald*',  186,000  Doli.;  Rbt.  Bamer,  Eigenthfimer  des  „Ledger**, 
184,000  Doli.;  L.  Delmonico,  der  berühmte  Restaurateur ,  126,000  Doli. ;  B.  Schle- 
singer 119,000  Doli.  u.  m.  a. 
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vertheilt  sich  auf  die  Städte  und  das  platte  Land  in  der  Art,  dass  auf 
die  ersteren  -1  mit  2,444,298  Thlr.  kommen,  dagegen  auf  das  letztere 
nicht  YoU  ^  mit  1,201,038  Thlr.  trifft,  während  umgekehrt  von  der  aus 
den  Klassen-  und  Einkommensteuer  -  Nachweisungen  sich  ergebenden 
Gesammtzahl  der  Bevölkerung  von  17,561,519  weniger  als  -}-,  nämlich 
nur  5,278,549  Einwohner  den  Städten,  und  mehr  als  |-,  nämlich 
12,287,970  dem  platten  Lande  angehören.  Yon  je  157  Einwohnern  des 
platten  Landes  zahlt  ferner  nur  Einer  die  Einkommensteuer  oder  gehört 
einer  Einkommensteuer  zahlenden  Familie  an,  während  in  den  Städten 
schon  von  je  3 1  Einwohnern  Einer  die  Einkommensteuer  entrichtet^  be- 
ziehungsweise einer  Einkommensteuer  zahlenden  Familie  angehört.  Ist 
auch  die  Zahl  der  Wohlhabenden  in  den  Städten  yerhältnissmässig  grös- 
ser als  auf  dem  platten  Lande,  so  ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  in 
mehreren  kleinen  Landstädten  Niemand  ein  Einkommen  von  mehr  als 
1000  Thlr.  hat,  dass  in  yielen  andern  Städten  nur  sehr  wenig  Einkom- 
mensteuerpflichtige sich  vorfinden  und  dass  in  den  grösseren  Städten  ver- 
hältnissmässig  viele  Fabrikarbeiter  und  der  dienenden  Klasse  angehörige 
Personen  sich  aufhalten,  wogegen  in  mehreren  Gegenden  des  Staates, 
abgesehen  von  den  grösseren  Gutsbesitzern,  sich  viele  Bauemdöifer  vor- 
finden, in  denen  ein  grosser  Theil  der  Ackerbürger  ein  die  Veranlagung 
zur  Einkommensteuer  rechtfertigendes  Einkommen  bezieht.  Während, 
wie  erwähnt,  die  Zahl  der  zur  Einkommensteuer  veranlagten  Personen 
in  den  Städten  verhältnissmässig  bei  weitem  grosser  ist,  als  auf  dem 
Lande,  ist  der  auf  den  einzelnen  Einkommensteuer -Zahlenden  durch- 
schnittlich treffende  Betrag  der  Steuer  auf  dem  platten  Lande  höher  als 
in  den  Städten,  und  es  scheint  daher,  dass  namentlich  die  zur  Veran- 
lagung in  einer  der  unteren  Stufen  der  Einkommensteuer  geeigneten 
Landbewohner  vielÜEich  nur  zur  Klassensteuer  eingeschätzt  sind.  Was 
die  Veranlagung  der  grösseren  Grundbesitzer  zur  klassifizirten  Einkom- 
mensteuer betrifft,  so  lässt  sich  bei  näherer  Prüfiing  ihrer  Verhältnisse, 
insbesondere  der  der  Einschätzung  zu  Grunde  liegenden  Veranschlagung 
des  Einkommens  aus  Grund  und  Boden  nicht  verkennen ,  dass  die  ge- 
dachten Grundbesitzer  im  Grossen  und  Ganzen  mit  den  Erträgen  ihres 
Grundeigenthums  verhältnissmässig  und  zum  Theil  erheblich  geringer  ein- 
geschätzt sind,  als  die  in  den  höheren  Stufen  der  Klassensteuer  veranlag- 
ten bauerlichen  Grundbesitzer,  dass  namentlich  bei  der  Berechnung  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  der  grösseren  Grundbesitzer  dasjenige, 
was  dieselben  aus  ihren  Wirthschaften  unmittelbar  für  sich  und  ihre  Fa- 
milie verwenden ,  sowie  der  Werth  der  freien  Wohnung ,  femer  dasje- 
nige, was  aus  dem  Ertrage  der  Güter  zur  dauernden  Verbesserung,  mit- 
hin zur  Erhöhung  des  Kapitalwerthes  derselben  verwendet  wird,   theils 
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gar  nicht,  theils  nicht  zum  voUen  Werthe  bisher  in  Ansatz  gebracht 
worden  ist.  Wie  ungerechtfertigt  ein  solches  Verfahren  ist,  zeigt  am 
augenfälligsten  der  Vergleich  mit  solchen  einkommensteuorpflichtigen 
Bewohnern  der  Städte,  welche  aus  ihrer  Einnahme  alle  WirthschafU- 
bedür&iisse,  sowie  die  Wohnungsmiethe  bestreiten  müssen,  denen  aber 
um  deswillen  so  wenig,  als  weil  sie  etwa  einen  Theil  ihres  Einkommens 
nicht  zur  Bestreitung  ihrer  Bedürfhisse  verwenden,  sondern  ersparen 
und  kapitaUsiren,  ein  Abzug  bei  der  Berechnung  ihres  steuerbaren  Ein- 
kommens gemacht  werden  darf.  —  In  einigen  Einschätzungs- Bezirken 
ist  das  Veranlagungs  -  Soll  der  klassifizirten  Einkommensteuer  für  das 
laufende  Jahr  gegen  das  yorige  zurückgegangen  und  die  Ursache  hieryon 
nicht  in  dem  Wegziehen  oder  dem  Tode  hochbesteuerter  Personen,  son- 
dern in  einer  durchgreifenden  Steuerormassigung,  insbesondere  der 
Grundbesitzer,  zu  suchen,  wofür  die  höchst  ungünstigen  Ertrag:syer- 
hältnisse  (Missemten  u.  s.  w.)  als  Eechtfertigungsgründe  angeführt  sind." 

Ob  und  welchen  Erfolg  dies  Zirkular  gehabt  hat,  ist  mir  nicht  be- 
kannt. In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  14.  Dezember  1866 
sagte  ein  unabhängiger  Mann,  G.  y.  Vincke:  „Meiner  entschiedenen 
Ueberzeugung  nach,  und  ich  glaube,  ich  habe  Gelegenheit  gehabt, 
mich  in  verschiedenen  Landestheilen  danach  umzusehen,  kann  von  an- 
geblichen TJeberbürdungen,  namentlich  in  den  Steuern,  die  hier  berührt 
wurden,  Einkommensteuer  und  Elassensteuer ,  einzelne  Ealle  abgerech- 
net ,  wenigstens  von  erheblichen  TJeberbürdungen ,  nicht  die  Bede  sein. 
Im  Gegentheil,  ich  will  Beispiele  nicht  nennen,  aber  sie  liessen  sich 
anfuhren,  ist  in  einzelnen  Landestheilen  die  Einkommensteuer  sehr 
massig  veranschlagt;  um  nicht  missverstanden  zu  werden,  sage  ich, 
ich  spreche  nicht  von  den  westlichen  Provinzen."  Die  Einschätzungs- 
kommission der  Stadt  Breslau,  in  die  ich  für  die  Jahre  1857/66  gewählt 
wurde,  Hess  damals  bei  ihrem  Streben,  richtig  einzuschätzen,  doch 
immer  eine  gewisse  Billigkeit  und  Milde  walten,  so  dass  wirkliche 
TJeberbürdungen  wohl  nur  selten  vorgekommen  sind  und  am  allerwenig- 
sten bei  Hunderttausendthalermen sehen  oder  Millionären,  wo  ich  manch- 
mal den  Eindruck  hatte,  als  wenn  ihr  Einkommen  wohl  zu  niedrig  an- 
genommen sei. 

Nachstehende  Zusammenstellungen  sind  nach  den  Mittheilungen  in 
der  Zeitschrift  des  Kgl.  Pr.  statistischen  Bureaus,  1868,  S.  25 — 84,  an- 
gefertigt. 
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Steuer- 

Jährlicher 

Steuerpflichtige  Bevölkerung  im 

ganzen  Staate : 

Stufe. 

Steuersatz. 

^^* 

^          -^ — — 

■* 

Thlr. 

1852: 

1860: 

1866: 

1 

30 

14,618 

18,335 

21,031 

2 

36 

7,187 

10,356 

11,880 

3 

41 

4,388 

6,585 

8,119 

4 

48 

5,348 

7,096 

8,348 

5 

60 

3,430 

4,874 

5,731 

6 

72 

2,134 

3,066 

3,690 

7 

84 

1,386 

2,192 

2,570 

8 

96 

1,151 

1,551 

1,872 

9 

108 

603 

1,031 

1,243 

10 

120 

906 

1,265 

1,704 

11 

144 

786 

1,056 

1,301 

12 

180 

494 

792 

1.021 

13 

216 

390 

616 

826 

14 

288 

259 

401 

491 

15 

360 

171 

278 

395 

16 

480 

82 

144 

232 

17 

600 

50 

83 

119 

18 

720 

49 

69 

95 

19 

960 

17 

42 

54 

20 

1,200 

14 

29 

38 

21 

1,560 

9 

12 

13 

22 

1,920 

8 

12 

14 

23 

2,400 

2 

6 

11 

24 

3,000 

4 

4 

3 

25 

3,600 

— 

3 

1 

26 

4,200 

2 

2 

1 

27 

4,800 

— 

— 

3 

28 

5,400 

— 

— 

29 

6,000 

3 

30 

7,200 

•     •     •     ■ 

1 

3 

3 

Summa   . 

43,489 

59,903 

70,812 

Jährlicher  Steuerbetrag  2,520,540  Thlr.  3,645,336  Thlr.  4,470,276  Thlr. 
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Steuer-         Jährlicher         Steuerpflichtige  Bevölkerung  in  Monatlicher 

Stufe.  Steuersatz.  Berlin.  Steuerbetrag. 

1852:  1860:  1866:  1866: 

Thlr.  TUr. 

1  30  *      2,780  2,445  2,272  5,680 

2  36  1,054  1,350  1,296  3,888 

3  42  676  998  1,266  4,431 

4  48  923  1,161  1,498  5,992 

5  60  738  1,054  1,236  6,180 

6  72  473  618  831  4,986 

7  84  328  490  564  3,948 

8  96  265  378  526  4,208 

9  108  125  252  288  2,592 

10  120  212  265  504  5,040 

11  144  201  255  344  4,128 

12  180  120  219  328  4,920 

13  216  106  169  247  4,446 

14  288  72  109  151  3,624 

15  360  .     38  45  114  3,420 

16  480  24  39  70  2,800 

17  600  12  26  24  1,200 

18  720  7  10  28  1,680 

19  960  6  15  21  1,680 

20  1,200  5  6  15  1,500 

21  1,560  2  6  5  650 

22  1,920  2  2  7  1,120 

23  '  2,400  —  —  5  1,000 

24  3,000  1  —  1  250 

25  3,600  _  1  _  _ 

26  4,200  _  _  _  _ 

27  4,800  —  —  2  800 

28  5,400  _  _  _  _ 

29  6,000  —  —  1  500 

30  7,200  _  _  _  _ 
Summa 8^0  9^13^  11,644  80,663 


Jährlicher  Steuerbetrag 967,956 

Es  hatten  im  Dezember  1867  die  älteren  Landestheile  19,674,586 
Einwohner,  davon  Berlin  702,437  oder  3,57^.  Es  betrug  1866  die 
einkommensteuerpflichtige  Bevölkerung  im  Staate  70,812,  davon  in  Ber- 
lin 11,644  oder  16,03  %-,  der  Steuerbetrag  war  im  Staate  4,470,276  Thlr., 
davon  in  Berlin  967,956  Thlr.  oder  21,65  ^.    Dass  in  Berlin  Verhältnisse 
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massig  mehr  an  Einkommensteuer  aufkommt,    als  ausser  Berlin,    kann 
nicht  auffiedlen ,  wohl  aber  muss  es  in  Verwunderung  setzen,  dass  ausser 
Berlin  das  Yerhältniss  so  ausserordentlich  ungünstig  ist,    da  doch  die 
Landaristokratie  wirklich  nicht  so  pauyre  sein  kann,  als  man  nach  die- 
sen Zahlen  schliessen  mochte.     Es  darf  übrigens  hier  nicht  unerwähnt 
bleiben,  dass  das  Elassensteuer  -  und  Einkommensteuergesetz  yom  1 .  Mai 
1851    offenbar  voraussetzt y    die  Gemeindeordnung,    sowie   die  Kreis-, 
Bezirks-  und  Froyinzialordnung  vom  1.  März  1860  würden  ohne  Ver- 
zug allenthalben  yollständig  zur  Ausßikrung  gebracht  werden.     Dies  ist 
aber  bekanntlich  nicht  geschehen.   Ein  Allerhöchster  Erlass  vom  19.  Juni 
1852,   welchen  auch  der  damalige  Finanzminister  G.  v.  Bodelschwingh 
gegengezeichnet  hat,   erklärte  sich  damit  einyerstanden ,    dass  mit  der 
Einführung  der  Gemeindeordnung,   sowie  mit  der  Bildung  der  angeord- 
neten neuen  Kreis  -  und  Provinzial- Vertretungen  mekt  weiter  vorzugehen 
sei,  und  so  blieben  denn  mit  allen  ihren  alten  Mängeln  und  TJnvollkom- 
menheiten  die  früheren  Kreis  -  und  Proyinzial-Landtage  —  auf  welchen 
wenigstens  in  den  östlichen  Provinzen  fast  allenthalben  die  nominellen 
Besitzer  der  Ländereien,    welche  Bittergüter  heissen  und  gewöhnlich 
mehr  oder  weniger  mit  Pfandbriefs-  und  Hypothekenschulden  belastet 
sind,    die  überwiegende  Majorität  haben  —  und  wählen  die  Mitglieder 
der  Einschätzungs-  und  Bezirkskommissionen.    —    Merkwürdig  ist  es, 
dass  dies  Steuergesetz  noch  keine  Verbesserung  erfahren  hat.     Die  Mi- 
nister y.  Manteuffel,   y.  d.  Heydt,    y.  Eabe,    Simons,    y.  Stockhausen, 
V.  Baumer  und  y.  Westphalen  hatten  es  gegengezeichnet,   müssen  also 
gerecht  und  zweckmässig  gefunden  haben ,    dass  zur  Einkommensteuer 
die   allerreichsten   Personen   den   allemiedrigsten  Prozentsatz   zahlen. 
Ebenso  müssen  alle  späteren  Begierungen  —  welche ,  anstatt  die  Wohl- 
habenderen,  wie  in  der  Zeit  von  der  Jenaer  Sohlacht  bis  zum  Frie- 
den  yon    1815    mehrfach  geschehen  war,    angemessen  zu  besteuern,' 
lieber  Anleihen  machten  —  gedacht  haben.     Denn  im  Laufe  yoller  20 
Jahre  hat  keine  einzige  es  gewagt ,   auch  nur  jemals  einen  Versuch  zu 
machen ,   von  der  Volksyertretung  eine  Abänderung  des  Gesetzes  dahin 
zu  yerlangen,   dass  künftig  atle  Einkommensteuerpflichtigen  einen  Pro- 
zentsatz zu  zahlen  haben,    der  wenigstens  nicht  niedriger  ist,   als  der 
Prozentsatz  derjenigen,   welche  1001  Thlr.  Einkommen  haben.   —  In 
Hamburg  (S.  482)  hatte  Senat  und  Bürgerschaft  eine  Kommission  nie- 
dergesetzt,   um  die  durch  den  Anschluss  Hamburgs  an  den  Norddeut- 
schen Bund  heryorgemfenen  wirthschafüichen  und  finanziellen  Fragen 
zu  berathen.     Diese  Kommission  erstattete  im  Herbst  1868  einen  Be- 
richt und  sagte  darin:    Wenn  es  sich  nach  den  yorstehenden  Ausfuh- 
rungen wenigstens  zur  Zeit  lediglich  um  eine  massige  Erhöhung  dieser 
Einnahmen  im  Anschluss  an  das  bestehende  Steuersystem  handelt,    so 
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verdient  vor  allem  ein  Umstand  ernste  Berücksichtigung ,  auf  welchen 
die  Kommission  bereits  in  ihrem  ersten  Bericht  hinzudeuten  sich  erlaubt 
hat,  nämlich  die  ringsum  in  unserer  Umgebung  erfolgte  Einführung 
des  Freussischen  Steuersystems.  Bei  einer  Yergleichung  desselben  mit 
unseren  Steuern  ergiebt  sich  das  Resultat,  dass  die  höheren  Einkommen- 
klassen namentlich  durch  das  bei  ihrer  Einschätzung  übliche  Yerfiethren 
in  Freussen  niedriger  belastet  sind,  als  bei  uns,  wahrend  umgekehrt 
die  mittleren  und  niedrigen  Einkommen  dort  eine  ungleich  höhere  und 
in  ungleich  weitere  Soreise  ausgedehnte  Steuer  zu  tragen  haben.  Es  hat 
das  dem  Vernehmen  nach  bereits  den  Erfolg  gehabt,  dass  aus  Altona 
und  der  sonstigen  Umgegend  gerade  unbemittelte  Familien  sich  mit  Vor- 
liebe hier,  namentlich  in  St.  Fauli,  ansiedeln,  auch  wenn  sie  ihren  Er- 
werb ausserhalb  Hamburgs  haben,  weil  sie  hier  nur  geringe,  dort  ver- 
hältnissmässig  sehr  hohe  Staats  -  und  Eommunallasten  zu  tragen  haben. 
Nun  wird  Hamburg,  welches  von  jeher  seine  Blüthe  der  Leichtigkeit 
verdankt  hat,  mit  welcher  es  zuziehende  fremde  Elemente  aufnahm  und 
assimilirte ,  gewiss  keine  Veranlassung  haben ,  gerade  in  dem  Augen- 
blick, wo  die  Freizügigkeit  das  allgemein  anerkannte  Frinzip  geworden 
ist,  sich  gegen  die  Vermehrung  seiner  Bevölkerung  abwehrend  zu  ver- 
halten ;  aber  es  kann  denn  doch  nicht  unberücksichtigt  bleiben,  dass  uns 
in  dem  dem  iN'orddeutschen  Bunde  zu  zahlenden  Aversum  für  jeden 
Kopf  eines  neuen  Einwohners  eine  jährliche  Mehrausgabe  von  ca.  2  Thlr. 
22  Sgr. ,  für  jede  neuanziehende  Familie  also,  dieselbe  zu  4 — 5  Ferso- 
nen  gerechnet,  eine  jährliche  Mehrausgabe  von  ca.  11 — 13|  Thlr,  er- 
wächst, und  dass  es  in  der  That  nicht  gleichgültig  sein  kann,  ob  uns 
diese  Ausgabe  in  überwiegendem  Maasse  für  solche  Bevölkerungsklassen 
trifft,  von  denen  wir,  abgesehen  von  ihrem  indirekten  Beitrag  zur 
Grandsteuer,  nach  unseren  bestehenden  Einrichtungen  keine  oder  doch 
nur  geringe  Steuereinnahmen  erwarten,  wohl  aber  eine  Vermehrung 
unserer  Armen  -  und  anderer  ähnlichen  Kommunalausgaben  zu  befurch- 
ten haben.  Die  Kommission  hat  die  sich  aufdrängende  Frage ,  ob  dem- 
nach eine  stärkere  Heranziehung  der  verhaltnissmässig  nur  gering  be- 
steuerten mittleren  und  unteren  Einkommen  in  Betracht  zu  ziehen  sei, 
nicht  von  der  Hand  gewiesen  und  glaubt,  dass  bei  einer  nur  massigen 
Veränderung  der  Skala  und  bei  Herabsetzung  der  Grenze,  bei  welcher 
der  voUe  Satz  der  Einkommensteuer  von  3  %  erhoben  wird ,  ein  finan- 
ziell durchaus  nicht  unerhebliches  Resultat  erreicht  werde.  Die  Kom- 
mission enthält  sich  jedoch,  detaillirte  Vorschläge  zu  machen  und  be- 
schränkt sich  auf  den  oben  erwähnten  Antrag. 

Zum  Scliluss  ist  hier  noch  zu  erwähnen,  dass  besondere  Gemeinde^ 
Einkommensteuern  von  manchen  Gemeinden  erhoben  werden,  nament- 
lich auch  von  den  beiden  grössten  der  Monarchie  (S.  472).     In  Breslau 
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besteht  schon  lange  eine  Gemeinde-Einkommensteuer  und  in  Berlin 
wird  eine  Gemeinde-Einkommensteuer,  von  der  auch  juristische  Perso- 
nen nicht  frei  sind  und  die  nicht,  wie  die  Staats-Einkommensteuer,  fiir 
die  Beichsten  ein  Steuermaximum  hat,  mit  der  Maassgabe  erhoben,  dass, 
so  lange  die  Mahl-^  und  Schlachtsteuer  besteht,  von  der  Erhebung  der- 
selben in  den  unteren  Einkommensteuerstufen,  welche  den  Einkommen- 
satz Yon  300  Thlm.  jährlich  nicht  erreichen.  Abstand  genommen  wird. 
Die  Steuer  wird  nach  Elassensatzen  erhoben.  Für  die  mit  einem  Ein- 
koiKnen  von  240,000  Thlr.  beginnenden  Einkommensteuerstufen  gilt  als 
Normalsteuersatz  3  ^  desjenigen  Einkommensteuerbetrages,  mit  wel- 
chem die  betreffende  Steuerstufe  beginnt.  I^achdem  die  Einschätzung 
vollendet  und  der  Gesammtsteuerbetrag  berechnet  und  so  die  Mutter- 
roUe  der  Gemeinde-Einkommensteuer  gebildet  ist,  bestimmt  sich  nach 
der  Höhe  desjenigen  ThelLs  des  Haushaltsbedarfs,  welcher  durch  die  be- 
stehenden Abgaben  und  sonstige  Einnahmen  der  Gemeinde  nicht  gedeckt 
wird ,  der  Betrag ,  welcher  durch  die  Gemeindesteuer  aufzubringen  ist, 
und  die  durch  Kommunalbeschluss  festzusetzende  Quote,  welche  von 
dem  durch  die  Mutterrolle  nachgewiesenen  Gesammtsteuerbetrage  für 
das  nächste  «Tahr  erhoben  wird.     Eingeschätzt  wurden 

für  1869:  für  1870: 

im  Ganzen 230,619  Personen,  249,743  Personen. 

Davon  zur  6.  Stufe  (mit  300  bis 

350  Thlr.  Einkommen)       .     .     21,296  Personen,     28,882  Personen, 

oder 9,2^,  11,6^, 

zur  12.  Stofe  (mit  900  bis  1000 

Thlr.  Einkommen)    ....       2,278  Personen,       3,105  Personen, 

oder 1^,  1,2*, 

über  1000  Thlr 2,739  Personen,       2,747  Personen, 

oder 1,2*,  1,1*, 

und  unter  100  Thlr 171,883  Personen,  175,798  Personen, 

oder 74,5  *  70,4  *. 

Wenn  der  Ertrag  der  Steuer  pro  1 869  sich  nach  den  Maximalsätzen  des 
Tarifs  auf  565,950  Thlr.  feststellt,  so  veranlagt  er  sich  pro  1870  auf 
707,012  Thlr.  Zu  der  Staats-Einkommensteuer  wurden  1869  12,000, 
und  1870  15,000  Personen  eingeschätzt  und  hat  das  aufßedlende  Mehr 
von  3000  Personen  hauptsächlich  darin  seinen  Grund,  dass  die  Erhe- 
bung der  Gemeinde -Einkommensteuer  ergab,  es  seien  zur  staatlichen 
eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  an  sich  Pflichtiger  Einwohner  nicht 
eingeschätzt. 


Bergius,  FinanzwissoDBch.    2.  Aufl.  35 
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§.  48.     MAHL-  UND  SCHLACHTSTEÜER. 

Durch  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1 820  wurde  die  Mahl*  und  Schlacht- 
steuer eingeführt:  also  schon  über  50  Jahre  lang  werden  in  den  an- 
sehnlichsten Städten  der  Preussischen  Monarchie  die  jinentbehrlichsten 
Lebensbedürfaisse  mit  Steuern  belegt  und  den  Bewohnern  um  den  Be- 
trag dieser  Steuern  und  noch  mehr  yertheuert.  Merkwürdig  ist  es,  dass 
die  Nachtheile  dieser  Yerbrauchssteuern  in  der  ersten  Hälfte  dieser  Pe- 
riode weniger  empfunden  zu  sein,  oder  wenigstens  zu  Klagen  und  «Be- 
schwerden nicht  in  dem  Maasse  geführt  zu  haben  scheinen,  als  man 
erwarten  soUte.  Vielleicht  lasst  sich  dies  nur  deidurch  einigermaassen 
erklären,  dass  in  dem  ersten  Yierteljahrhundert  die  Getreide-  und 
Fleischpreise  im  Allgemeinen  niedriger  gewesen  sein  dürften,  als  in 
dem  letzten ,  wo  ein  Kämpfen  um  Abschaffung  dieser  Steuer  statt&nd, 
da  man  die  Nachtheile  derselben  doch  allmälig  in  immer  weiteren  Krei- 
sen begriff.  Sicherlich  die  schlechteste  Preussische  Steuer,  ausser  den 
Salzabgaben  (S.  371  sqq.),  welche  das  Deutsche  Yolk  für  jetzt  wenigstens 
gar  keine  Hoffnung  hat,  los  zu  werden,  ist  die  Mahl-  und  Schlacht- 
stener  —  welche  in  England  nirgendwo  besteht,  und  nicht  besser  ist, 
als  die  Pranzösischen  Octrois  (S.  466).  Als  wie  verwerflich  man  übri- 
gens die  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  welche  1820  in  132  Preussischen 
Städten  eingeführt  wurde,  thatsächlich  anerkannt  hat,  ergiebt  sich  dar- 
aus, dass  sie  im  Jahre  1851  nur  noch  in  83  und  seit  1867  nur  noch 
in  75  Ton  jenen  Städten  erhoben  wird,  auch  in  keiner  Stadt  neu  einge- 
führt worden  ist,  ausser  1867  in  Frankfurt  am  Main. 

Die  Mahlsteuer  wird  sowohl  yon  den  auf  den  städtischen  Mühlen 
hergestellten,  als  auch  yon  den  in  die  Städte  eingeführten  Fabrikaten 
erhoben.  Der  Steuersatz  für  1  Oentner  Weizen  ist  ^  Thlr.  und  für  1 
Oentner  Roggen,  Gerste,  Buchweizen  und  andere  Getreidearten  und  Hül- 
senfrüchte ^  Thlr.,  wenn  daraus  Mehl,  Schrot,  Graupen,  Grütze  und 
Gries  durch  eine  Mühle  bereitet  werden.  Malz  und  Getreide,  welches  zur 
Brennerei  und  Brauerei  verwendet  ist,  unterliegt  der  Mahlsteuer  nicht 
Sie  ist  zu  erlegen,  beyor  das  Getreide  zur  Mühle  kommt.  Bewegliche 
Mahlmühlen,  Handmühlen  und  Stampfen  zu  halten,  ist  in  mahlsteuer- 
pflichtigen Städten  nicht  erlaubt.  In  Breslau,  Liegnitz,  Brieg,  Trier  und 
Saarlouis  wird  die  Mahlsteuer  yon  aUen  Arten  Getreide  zu  demselben  Satz 
erhoben  ^).    Die  Schlachtsteuer  wird  yon  allem  geschlachteten  Eindyieh, 


1)  Die  Detailpreise  der  Phönixmühle  in  Breslau  waren  im  Mai  1865 :  50  Pfand 
feinstes  Weizenmehl ,  unverstenert  63f  Sgr.  und  versteuert  72  Sgr. ;  50  Pfund  Bog- 
genmehl Nr.  3  unversteuert  87}  Sgr.  und  versteuert  37}  Sgr.  Die  Steuer  vertheuerte 
damals  also  das  Weizenmehl  um  8^  Sgr.  oder  um  13  ) ,  das  Boggenmehl  dagegen 
um  10  Sgr.  oder  um  nicht  weniger  als  36  f ! 
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Schafen ,  Ziegen  und  Schweinen ,  mit  £inschlus8  der  Kälber ,  Lämmer 
und  Perkel,  entrichtet  und  soll  yon  1  Gentner  Fleisch  mit  1  Thlr.  er- 
hoben werden.  Bei  erfolgender  Yerwiegung  wird  das  ganze  ausge* 
schlachtete  Stück  unzerschnitten  mit  dem  Fleische ,  den  Knochen  und 
dem  Fette  gewogen;  doch  werden  Fiisse,  Eingeweide  und  Darmfett 
nicht  mit  gewogen.  Die  Steuer  kann  auch  nach  Stücksätzen,  die  der 
Finanzminister  für  jede  Stadt  bestimmt,  entrichtet  werden.  Geflügel 
und  Wild  unterliegen  der  Schlachtsteuer  ebensowenig  wie  Pferde,  wel- 
che sonst,  in  Ermangelung  von  Ochsen,  zur  menschlichen  Nahrung 
wohl  nur  etwa  in  Kriegen  und  belagerten  Festungen  geschlachtet  wor- 
den sind.  Bei  der  Ein^hr  in  eine  mahl  -  und  schlachtsteuerpflichtige 
Stadt  ist  zu  zahlen :  von  Kraftmehl,  Puder,  Graupen,  Grütze  und  Gries 
das  Doppelte,  yon  Mehl  das  l-^fache,  yon  Schrot  und  Backwerk  aller 
Art  das  Einfache  des  Satzes,  welchen  das  Getreide,  woraus  diese  Er- 
zeugnisse bereitet  worden,  steuert;  die  Fleisch-  und  Fettwaaren  wer- 
den mit  H  des  Satzes  yon  dem  in  den  Städten  ausgeschlachteten  Fleische 
berechnet  *). 

Da  jedem  einkommensteuerpflichtigen  Einwohner  einer  mahl-  und 
schlachtsteuerpflichtigen  Stadt  für  die  gleichzeitig  zu  entrichtende  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  jährlich  20  Thlr.  Einkommensteuer  weniger  abge- 
nommen werden,  als  jedem  imdern  Einkommensteuerpflichtigen  (S.  532), 
dabei  also  durchaus  kein  Unterschied  gemacht  wird,  ob  Jemand  yiele 
und  gesunde  Kinder  mit  gutem  Appetit  yon  einem  Jahreseinkommen  yon 
1001  Thlr.  zu  ernähren  hat,  oder  ein  Millionär  ist,  so  scheint  beinahe 
angenommen  zu  sein,  dass  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  für  Jeden  etwa 
gleich  yiel  beträgt.  Wodurch  will  man  diesen  mysteriösen  Satz  yon 
20  Thlr.  rechtfertigen  ?  Jedenfedls  enthält  er  ein  legales  Anerkenntniss, 
dass  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  eine  sehr  hohe  Steuer  ist;  für  die 
ärmeren  Klassen  wird  sie  natürlich  da  noch  höher,  wo,  wie  beinahe  in 
allen  grossen  Städten ,  noch  Gemeindezuschläge  damit  erhoben  werden 
(S.  123). 

Im  Jahre  1845  wurden  auf  den  acht  Proyinziallandtagen  Elagen 
über  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  oder  die  Klassensteuer  erhoben,  und 
yon  denen  der  Proyinzen  Preussen  und  Westphalen  beantragt,  die  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  allgemein  aufzuheben.  Der  Magistrat  und  die  Stadt- 
yerordneten  in  Breslau,  so  wie  auch  die  Stadtverordneten  in  Danzig 


1)  Als  die  Französische  Regie  (S.  498)  1  Thlr.  per  Kopf  auf  die  Einfuhr  von 
fettem  Rindvieh,  eine  Taxe  auf  Schlachtfleisch ,  legen  wollte  ,  schrieb  Friedrick  der 
€ho$$e:  Nein,  das  würde  auf  die  ärmeren  Klassen  fallen,  dazu  muss  Ich  Nein  sa- 
gen. Ich  bin  von  Amtswegen  der  Sachwalter  der  Armen  (l'arocat  du  pauvre).  — 
Jetzt  kommen  in  schlachtsteoerpflichtigen  Städten  Pferdeschlftchtereien  immer 
mehr  auf, 

35* 
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haben  sicli  1849  für  die  Abschaffimg  der  Mahl-  und  Schlachtstener  aas- 
gesprochen. In  Berlin  soll  1864  der  Magistrat  eine  Anfrage  der  Staats- 
regierang dahin  beantwortet  haben,  dass  in  der  Einnahme,  welche  die 
Stadt  Berlin  jetzt  aas  der  Mahl  -  and  Schlachtsteaer  ziehe ,  kein  Grand 
liege,  dieselbe  fortbestehen  za  lassen,  falls  die  Begierang  die  Ueber- 
zeagung  gewinne,  dass  die  Nachtheile  dieser  Steaer  grösser  seien,  als 
ihre  Yortheile,  eine  TJeberzeagang ,  welche  der  Magistrat  theile.  Die 
Stadtverordneten  beschlossen  indessen  am  15.  November  1866  mit  43 
gegen  36  Stimmen,  die  Mahl-  and  Schlachtsteaer,  nebst  der  Wildpret- 
steaer  (S.  470),  nicht  abzuschaffen.  Dagegen  beschloss  der  erste  Eon- 
gress  Norddeatscher  Landwirthe,  welcher  im  Febraar  1868  in  Berlin 
tagte,  mit  grosser  Majorität,  sich  dahin  za  erklären,  dass  die  Aofhe- 
bang  der  Mahl-  and  Schlachtsteaer  anamgängHch  nothwendig  and  im  be- 
sonderen  Interesse  der  Landwirthschaft  nicht  länger  za  yerzögem  sei. 

In  Betracht  der  ganz  angewöhnlichen  Theaerang  der  ersten  Lebens- 
bedürfnisse warde  1847  dieErhebang  der  Mahlsteaer  Ton  allen  Getreide- 
arten, Körnern  and  Hülsenfrüchten  im  April  bis  zam  1.  Aagast  aasge- 
setzt. Der  Darchschnittsmarktpreis  yom  Boggen  im  Preassischen  Staat 
war  im  gedachten  Jahre  86  Sgr.  2  Pf.  Im  Jahre  1854  war  er  83  Sgr. 
3  Pf.,  1855  91  Sgr.  7  Pf.  and  1856  85  Sgr.  1  Pf.,  was  aber  keinen 
Anlass  gab ,  die  Mahlsteaer  abermals  za  erlassen.  In  den  Jahren  1 8^ 
und  18^|-  warde  die  Mahl-  and  Schlachtsteaer  vielmehr  noch  am  25  { 
erhöht  (S.  160)  and  in  dem  Nothjahr  18|^  erhielt  keine  Stadt  Ostpreus- 
sens  einen  Erlass  der  Mahl-  and  Schlachtsteaer.  Daaemd  erhöht  sind 
allenthalben  seit  dem  1.  Jali  1858  beide  Steuern  dadurch,  dass  an  die 
Stelle  des  Preassischen  der,  kleinere,  ZoUcentner  getreten  ist. 

In  der  dem  Vereinigten  Landtage  vorgelegen  Denkschrift  des  Fi- 
nanzministers V.  Düesberg  vom  März  1847  wurden  als  XJebelstände  der 
Mahl -'and  Schlachtsteaer,  abgesehen  „von  der  unverhältnissmässigen 
Belastung  der  städtischen  Bevölkerung  und  insbesondere  der  weniger 
wohlhabenden  Einwohnerklasse"  haaptsächlich  zur  Last  gelegt:  1)  die 
Nothwendigkeit,  behufs  der  Erhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteaer  im 
Innern  des  Landes  Steaerlinien  za  errichten  and  dadurch  den  Verkehr 
zwischen  Stadt  and  Stadt  einer  Beschränkung  za  anterweifen;  2)  die 
bei  der  Erhebangsweise  der  Steaern  niemals  völlig  zu  verhindernden  De- 
fraudationen and  die  dadurch  veranlasste  Demoralisation  eines  Theils 
der  Bevölkerung ;  3)  die  Höhe  der  Hebungskosten ;  4)  die  Nothwendig- 
keit, die  in  der  Nahe  der  mahl  -  and  schlachtsteuerpflichtigen  Städte  ge- 
legenen Ortschafben  gewissen  Beschränkungen  zu  anterweifen,  wonach 
die  Einwohner  ÜEÜLtisch  neben  der  Klassensteuer  auch  durch  die  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  betroffen  werden.  Nicht  weniger  als  9210  Mahl- 
und  Schlachtsteuerkontraventionen  waren  1844  entdeckt  worden ,  schon 
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aaf  je  200  Einwohner  der  im  engeren  Stadtbezirke  wohnenden  BevöMte- 
mng  eine  Kontravention;  und  dass  die  Zahl  der  nicht  entdeckten  Kon- 
trayentionen  geringer  wäre,  als  die  der  entdeckten ,  ist  doch  wohl  nicht 
zu  glauben.  Die  Kosten  der  Erhebung  der  Steuer  Hessen  sich  nicht 
vollständig  angeben,  weil  die  zur  Erhebung  dieser  Steuer  erforderlichen 
Beamten  und  Lokalien  auch  zu  anderen  Geschäften  der  indirekten  Steuer- 
Verwaltung  benutzt  werden.  Nach  einem  TJeberschlage  betrugen  sie  mit- 
unter über  18^  ^,  durchschnittlich  beinahe  11^^'  Bie  durchschnitt- 
liche Konsumtion  einer  Arbeiterfamilie  lässt  sich  zwar  nicht  bestimmt 
angeben,  aber  wie  geringe  man  auch  deren  Yerzehr  an  Fleisch,  ent- 
weder als  unmittelbares  Lebensmittel  oder  doch  zur  Fettung  der  Speisen 
veranschlagen  und  den  geringen  Yerbrauch  an  Weizen  ausser  Betracht 
lassend ,  nur  den  Bedarf  an  Boggenmehl  in  Rechnung  stellen  mag ,  so 
hat  eine  solche  ArbeiteifiEtmilie  immerhin  schon  mehrere  Thaler  an  Steuer 
zu  zahlen,  wahrend  sie  an  KLassensteuer  nur  1  Thlr.  zu  entrichten 
brauchte.  Jährlich  im  Durchschnitt  war  18^  in  den  klassensteuer- 
pflichtigen Ortschaften  der  Bruttoertrag  der  KLassensteuer  nicht  ganz 
1 6  Sgr.  5  Ff.  auf  den  Kopf,  während  die  Mahl  -  und  Schlachtsteuer  auf 
den  Kopf  der  in  den  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten  vor- 
handenen Bevölkerung  51  Sgr.  aufgebracht  hat  (also  netto  bloss  für  den 
Staat).  Die  Steuer  macht  die  Lebensnothwendigkeiten  theurer.  Damit 
die  Armen  die  höheren  Freise  zahlen  können ,  wird  ihnen  Unterstützung 
gegeben,  und  damit  ihnen  Unterstützung  gegeben  werden  kann,  müssen 
Alle,  also  auch  die  Armen  selbst,  durch  die  Mahl-  und.  Schlachtsteuer 
besteuert  werden. 

Ich  habe  gezeigt  ^),  dass  in  Breslau  in  den  Jahren  1843 — 1851  eine 
eben  so  grosse  Summe,  als  aus  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  der  Stadt- 
gemeinde zufloss,  zur  Armenpflege  verwendet  wurde,  so  dass  gerade 
die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  die  Ursache  ist,  dass  für  die  Armen  so  viel 
verwendet  werden  muss.  In  nachstehender  Zusammenstellung  bezeich- 
net A  den  Martiniroggenpreis  im  Eegierungsbezirk  Breslau,  B  die  Zahl 
der  Gehörnen  und  C  die  Zahl  der  Gestorbenen  bei  der  Civilbevölkerung 
der  Stadt  Breslau: 


A. 

B. 

C. 

A. 

B. 

C. 

Thlr. 

Sgr. 

Pf. 

Thlr. 

Sgr. 

Pf. 

1855 

3 

18 

4 

4055 

5410 

1861 

29 

10 

4985 

3795 

1856 

1 

21 

8 

4294 

4544 

1862 

22 

8 

4874 

4353 

1857 

1 

13 

3 

4712 

4359 

1863 

14 

10 

5357 

5422 

1858 

1 

24 

3 

5150 

4486 

1864 

12 

4 

5564 

4954 

1859 

1 

20 

5 

5100 

4018 

1865 

23 

4 

6383 

5867 

1860 

2 

2 

6 

5033 

3848 

1866 

2 

6 

9 

6459 

10070. 

1)  Die  Grundsteuer  und  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer.  1853.  S.  88 — 90. 
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In  den  Jahren  1855 — 60,    wo  der  Eoggenpreis  durchschnittlich  2  Thlr. 

1  Sgr.  9  Pf.  war,  waren  28,344  Gebome  und  26,665  Oestorbene  oder 
auf  1000  Geborene  940  Gestorbene,  und  in  den  Jahren  1861  —  66, 
wo  der  Roggenpreis  durchschnittlich  1  Thlr.  23  Sgr.  4  Pf.  war,  waren 
33,622  Gebome  und  34,461  Gestorbene  oder  auf  1000  Gebome  1025  Ge- 
storbene. Lasst  man  jedoch  das  Cholerajahr  1866,  in  welchem  auf 
1000  Gebome  1559  Gestorbene  kamen,  ausser  Betracht,  so  waren  in 
den  Jahren  1861 — 65,  wo  der  Roggenpreis  durchschnittlich  nur  1  Thlr. 
20  Sgr.  7  Pf.  war,  27,163  Gebome  und  24,391  Gestorbene  oder  auf 
1000  Gehörne  nur  898  Gestorbene.     Während  also  der  Roggenpreis  von 

2  Thlr.  1  Sgr.  9  Pf.  auf  1  Thlr.  20  Sgr.  7  Pf.  oder  von  1000  auf  819 
herunterging,  fiel  das  Sterbüchkeitsyerhältniss  ebenfalls,  wenn  auch  in 
geringerem  Maasse,  nämlich  Ton  940  auf  898  oder  Ton  1000  auf  955. 
Theuerung  in  Folge  yon  Missemten  ist  eine  Schickung  des  Himmels, 
welche  die  Zahl  der  Menschen  yermindert.  Nicht  weniger  bringt  die 
Mahl-  imd  Schlachtsteuer  für  die  Bewohner  der  dayon  betroffenen  Städte 
Theuerung  heryor,  und  zwar  sogar  eine  fortwährende,  welche  hier  eben- 
falls die  Zahl  der  Menschen ,  namentlich  der  ärmeren ,  durch  Verkleine- 
rung ihrer  Brod  -  und  Pleischportionen  yermindert ,  da  die  Armen  ihre 
Ausgaben  für  Luxusartikel  nicht  beschränken  können ,  also  ihre  Ausga- 
ben für  Brod  und  Fleisch  beschränken  müssen.  Du  sollst  nicht  tödten!  — 
Yerstösst  nicht  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  gegen  dies  Gebot?  Und 
müsste  nicht  ein  gut  rechnender  Finanzminister  schon  deshalb  ihre  Ab- 
schaffung herbeiführen ,  weil  ihm  doch  eine  Yermehrung  der  Menschen, 
d.  h.  der  Steuerzahler,  ausserordentlich  erwünscht  sein  sollte? 

Wie  Kühne  auf  dem  Yereinigten  Landtage  mittheilte,  wurden  bloss 
in  dem  letzten  Quartal  des  Jahres  1846  „in  Berlin  allein  62  sogenannte 
Mehlkürasse  konfiscirt,  mittelst  deren  Mehl,  unter  den  Kleidern  yerbor- 
gen,  eingeschwärzt  wird;  und  dies  geschieht  nicht  des  Hungers  wegen, 
denn  unter  100  Defrauden  ist  auch  nicht  eine,  wo  Roggenmehl  einge- 
führt wäre,  AUe  haben  Weizenmehl  eingeführt,  welches  doch  eben  nicht 
zur  Stillung  des  Hungers  yerbraucht  wird.  Bei  diesen  Resultaten  der 
Yerwaltung,  ganz  abweichend  yon  allen  übrigen,  hat  gewiss  die  Regie- 
rung hinreichende  Yeranlassung  gehabt,  über  die  Aufhebung  dieser 
Steuer  nachzudenken;  sie  hat  dabei  auf  die  Zustimmung  der  Yertreter 
der  grösseren  Städte  gerechnet,  sie  hat  proyocirt  auf  diese  Yersammlung ; 
ob  sie  sich  nicht  getäuscht  habe ,  ob  das  Geschrei  oder  diese  Reklama- 
tionen, die  yon  Seiten  der  öffentlichen  Blätter  gegen  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  erhoben  sind ,  die  wirkliche  Öffentliche  Meinung  bezeu- 
gen oder  nur  grundloses  Gerede  sind ,  das  wird  die  Frage  sein ,  die  hier 
yorliegt."  Die  Majorität  der  Yersammlung  sprach  sich  nicht  für  Ab- 
schaffung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  aus  —  die  Herren  wollten  keine 
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Einkommensteuer!  Im  Jahre  1850  sagte  Kühne  in  der  ersten  Kammer, 
als  ein  Redner  dem  Pinanzminister  y.  Rabe  empfahl  and  mit  Zuversicht 
hervorhob,  dass  Maassregeln  getroffen  würden,  um  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuerdefraudationen  zu  hindern:  „Ich  habe  die  Ehre  gehabt,  sieben 
Jahre  Generalstenerdirektor  zu  sein  und  ich  habe  es  mir  sehr  angelegen 
sein  lassen ,  diese  Defraudationen  zu  hindern ;  es  ist  mir  aber  nicht  ge- 
lungen, die  Mehlkürasse  zu  vertilgen,  und  auf  einen  Vorschlag,  dass  man 
die  steuerfreie  Quantität  auf  2  Pfund  herabsetzen  möge,  konnte  ich  nicht 
eingehen,  weil  dies  zu  einer  Taschenvisitation  geführt  haben  würde." 
Die  Abstimmung  in  der  zweiten  Kammer  vom  5.  Eebruar  1850  ergab 
eine  Mehrheit  von  209  Stimmen  ßtr  gänzliche  Abschaffung  der  Mahl- 
und  Schiach is teuer  (S.  532).  Dennoch  besteht  sie  heute  noch.  Jetzt 
kann  man  natürlich  nicht  mehr  für  die  Beibehaltung  derselben  kämpfen 
und  deshalb  die  angebliche  Yortrefflichkeit  der  indirekten  Steuern  im 
Vergleich  gegen  die  direkten  herausstreichen  (§.41),  —  in  der  Mei- 
nung, dadurch  die  Einführung  einer  Einkommensteuer  abzuwehren.  Es 
ist  behauptet  worden  —  hatte  1847  Alfred  von  Auerswald  gesagt  — 
dass  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  nicht  die  ärmeren  Klassen  treffe; 
man  hat  in  Pfennigen  berechnet,  wie  gering  die  Last  ist,  die  jähr- 
lich und  monaUioh  den  Armen  dabei  trifft.  Ich  erlaube  mir  ein  Fak- 
tum dagegen  anzuführen,  welches  ich,  wenn  es  mir  gestattet  wird, 
mit  wenigen  Worten  aus  der  Denkschrift  des  Preussischen  Provinzial- 
landtages  an  Se.  Majestät  verlesen  will.  „Unzertrennlich  von  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  ist  deren  ungleiche  Vertheilung ,  und  dass  sie  einen 
vorzugsweisen  Druck  auf  die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  übt,  wäh- 
rend die  Reichen  unverhältnissmässig  gering  von  ihr  getroffen  werden. 
Bei  der  Einführung  der  Mahl  -  und  Schlachtsteuer  hatte  der  Oesetzgeber 
wohl  gefühlt,  dass  sie  hart  auf  der  ärmsten  Klasse  der  Städtebewohner 
lasten  würde;  es  war  deshalb  die  steuerfreie  Einbringung  von  -^  Cent- 
ner Mehl  gestattet.  Die  Beschwerde  der  Gewerbetreibenden  innerhalb 
der  Städte  veranlasste  im  Jahre  1836  die  Anordnung,  dass  von  da  ab 
nur  2  Pfiind  Mehl,  Backwaaren,  Fleisch  u.  s.  w.  steuerfrei  eingeführt 
werden  dürften.^'  Ich  setze  voraus,  dass  die  hohe  Versammlung  mit 
mir  darüber  einig  ist,  dass  diese  Einbringung  in  kleineren  Portionen 
hauptsächlich  von  den  ärmeren  Klassen  bewirkt  wird.  Wie  viel  härter  die 
Armen,  die  allein  vom  Lande  das  Mehl  zu  holen  pflegen,  getroffen  wer- 
den ,  davon  liefert  der  Umstand  den  Beweis ,  dass  z.  B.  in  Danzig ,  — 
wo,  als  in  einer  Festung,  wie  ich  beiläufig  bemerke,  die  Sache  viel 
schärfer  kontrolirt  werden  kann,  als  anderswo,  —  die  Steuer  sich  plötz- 
lich um  24,000  Thlr.  erhöhte  und  seitdem  auf  ungefähr  gleicher  Höhe 
geblieben  ist.  Ich  erlaube  mir  die  Frage,  wie,  wenn  heute  nach  Dan- 
zig,   einer  Stadt  von  60,000  Einwohnern,    die  Allerhöchste  Botschaft 
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käme,  dass  die  bemittelten  Einwohner  der  Stadt  ciroa  ^0,000  Tfalr.  jähr- 
lich mehr  aufzubringen  hätten,  welchen  Eindruck  dies  machen  würde? 
und  in  jene  ein&che  Aenderung,  in  der  es  liegt^  dass  die  unbemittelten 
Bewohner  yon  Danzig  über  20,000  Thlr.  jährlich  mehr  au&ubringen 
haben ,  hat  man  sich  ohne  erhebliches  Bedenken  gefugt.  Will  man  sich 
damit  trösten,  dass  die  Bedürftigen  diese  Last  nicht  merken,  wäh- 
rend sie  unter  dem  Einflüsse  dieser  Besteuerung  doch  schliesslich  füh- 
len müssen,  dass  sie  leiden  und  darben  ?  So  lange  ein  solches  Paktum  nidit 
widerlegt  ist,  muss  ich  dabei  bleiben,  dass  die  Mahl-  undSchlachtsteuer 
in  einer  gar  nicht  zu  rechtfertigenden  Weise  auf  den  ärmeren  Klassen 
laste.  Der  Abgeordnete  y.  d.  Heydt  beschränkte  sich  darauf,  sich  diesem 
Vortrage  „in  allen  Theilen  anzuschliessen".  Zwanzig  Jahre  später  hat 
er  als  Minister  die  königlichen  Verordnungen  Tom  11.  Mai  und  3.  Juni 
1867  wegen  Einführung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  Frankfurt  a.  M. 
gegengezeichnet,  nachdem  er  auch  das  Gesetz  yom  2.  April  1852,  wel- 
ches die  Einführung  einer  „Taschenyisitation"  nach  Brod  und  Fleisch  ge- 
stattet, gegengezeichnet  hatte. 

Eine  proyisorische  Verordnung  yom  4.  April  1848  hatte  bestimmt, 
dass  die  Mahlsteuer  in  den  Städten,  wo  darauf  angetragen  werden  würde, 
aufhören  sollte,  wenn  eine  direkte  Steuer  an  die  Stelle  träte,  welche 
für  eine  jede  Stadt  ein  festes  Kontingent  bilden  sollte,  dessen  Betrag 
zwei  Dritttheilen  des  im  Durchschnitt  der  drei  Jahre  1 8^  in  der  Stadt 
aufgekommenen  Eohertrages  der  Mahlsteuer  gleich  käme.  „Wenn  ein- 
zelne Städte  die  Fortdauer  der  Mahlsteuer  yorziehen ,  so  ist  der  Kom- 
munalbehörde einDiitttheil  des  Rohertrages  dieser  Steuer  behufs  Verbes- 
serung der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  durch  Ausführung  öffentlicher 
Arbeiten  oder  auf  andere  den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechende  Art 
zu  überweisen."  Den  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten  wurde 
nun  durch  das  Gesetz  yom  I.Mai  1851  ein  Diittheil  des  Rohertrages  der 
Mahlsteuer  „zur  Verwendung  für  Kommunalzwecke  überwiesen".  Als  das 
Zollgewicht  nach  dem  Gesetz  yom  17.  Mai  1852  an  die  Stelle  des  Preus- 
sischen  Gewichts  trat,  wurde  der  dadurch  aufkommende  Mehrbetrag  an 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  ebenMls  den  Pflichtigen  Städten  überlassen. 

Der  Gesetzentwurf,  den  die  Regierung  dem  Abgeordnetenhause 
yorlegte,  wonach  mit  dem  1.  April  1867  in  Wittstock  die  Klassensteuer 
an  Stelle  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  eingeführt  werden  sollte,  wurde 
am  9.  Januar  1867  einstimmig  angenommen,  und  es  traten  nur  Redner 
daßir  auf,  z.  B. 

G.  y.  Vincke.  Dass  ein  yermögender  Mann  das  Maass  der  Kon- 
sumtion yon  Fleisch  und  Brod  nicht  in  dem  Maasse  seines  Vermögens 
steigern  kann,  auch  wenn  er  sich  diesen  absonderlichen  Genuss  yerschaf- 
fen  wollte ,    das  liegt  auf  der  flachen  Hand.     Kann  er  das  nicht,   so  i&t 
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es  nicht  möglich,  dass  er  auf  dem  Wege  der  Besteuerung  durch  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  in  entsprechendem  Yerhältniss  zu  seinem  Einkommen 
herangezogen  wird.  Diejenigen,  die  allein  das  grosse  Wort  in  den  städti- 
schen Yertretungen  haben,  werden  im  Interesse  ihres  Geldbeutels  we< 
nigstens  immer  der  Yersuchung  unterliegen,  Gründe  aufzufinden  (die 
allerdings  gegen  die  gesunde  Yemunft  sind) ,  um  mit  Aufrechthaltung 
ihres  nobile  officium  der  Yertretung  der  Gemeinde  aus  irgend  solchen 
Scheingründen  gegen  die  Aufhebung  zu  stimmen,  wahrend  es  im  In- 
teresse der  grossen  Menge  der  Beyölkerung  liegt,  dass  eine  billige, 
den  YerhfiQtnissen  entsprechende  Besteuerung  an  die  Stelle  dieser  unge- 
rechten gesetzt  werde.  Ich  glaube  hier  um .  so  mehr  Recht  zu  haben, 
dafür  zu  sprechen,  als,  wie  mir  meine  früheren  Kollegen  bezeugen  wer- 
den, ich  auf  den  Proyinziallandtagen  Einiges  dazu  beigetragen  habe, 
dass  die  Provinz  Westphalen,  der  anzugehören  ich  die  Ehre  habe,  den 
Fluch  der  Mahl  -  und  Schlachtsteuer ,  Gott  sei  Dank ,  schon  seit  einer 
geraumen  Reihe  von  Jahren,  losgeworden  ist. 

Ghieist.  Die  Präge  über  die  zweckmässigste  Kommunalbesteuerung 
muss  die  Staatsregierung  mit  dem  Beirath  der  grösseren  vielseitigen  Yer- 
sammlungen,  die  durch  die  Landesverfassung  geboten  sind,  selbst  ent- 
scheiden, und  ich  glaube,  es  ist  die  Zeit  da,  wo  darüber  zu  entschei- 
den: ob  die  schweren  Nachtheile  für  die  Produktion,  für  die  Wohl- 
feilheit der  nächsten  Lebensbedürfuisse  durch  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer sich  wirklich  noch  länger  didden  lassen  —  überdies  als  eine  Ajio- 
malie  des  ganzen  Preussischen  Steuersystems.  Diese  Frage  muss  die 
Regierung  erst  auf  ihre  eigene  Yerantwortung  entscheiden  und  dann  an 
das  Haus  bringen.  Dies  Herumfragen  bei  den  einzelnen  Kommunen  ist 
nichts  als  ein  dilatorisches  Yerfahren,  um  die  Yerantwortüchkeit  von 
sich  abzuwälzen.  Die  Initiative  ist  in  diesen  Dingen  nicht  populär,  aber 
nach  zwei  bis  drei  Jahren  Gewöhnung  an  ein  rationelleres  Steuersystem 
wird  die  Regierung  Dank  dafür  einernten. 

Im  Jahre  1868  hat  das  Abgeordnetenhaus  auf  den  Antrag  G.  v. 
Yincke's  am  30.  Januar  mit  sehr  grosser  Majorität  beschlossen :  die  kö- 
nigliche Staatsregiemng  aufzufordern,  bei  Yorlegung  des  Etats  für  1869 
einen  Gesetzentwurf  wegen  Aufhebung  der  Mahl-  imd  Schlachtsteuer 
auch  Ersatz  derselben  durch  die  KLassensteuer  resp.  klassifizirte  Einkom- 
mensteuer vorzulegen  und  diesen  Beschhiss  am  13.  Februar  wiederholt. 
Efl  dürfte  sich  empfehlen,  aus  den  bei  dieser  Gelegenheit  gehaltenen  Re- 
den Einiges  mitzutheilen. 

V.  Hennig.  Die  Stadt  Berlin  ist  bekannterweise  der  grösste  Platz 
für  den  Getreidehandel  auf  dem  Kontinent  und  nichts  desto  weniger  fin- 
den Sie  den  ausserordentlichen  Umstand,  dass  dieser  grosse  Handels- 
platz ,    welcher  der  Centralpunkt  des  Getreidehandels  für  ganz  Deutsch- 
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land  gegenwärtig  ist,  gar  keinen  Mehlhandel  hat.  Ein  Mehlhandel 
würde  nothwendig  verbunden  sein  müssen  mit  dem  hier  bestehenden 
schwunghaften  Gctreidehandel,  wenn  nicht  eben  die  Mahl-  und  Schlacht- 
Steuer  eine  solche  Industrie  vollständig  unmöglich  machte.  Es  würde 
hier  in  Berlin  und  in  der  unmittelbaren  Umgegend  eine  Menge  von  Müh- 
lenetablissements errichtet  werden,  und  es  würde  dadurch  ein  InduBtrie- 
zweig  entstehen  för  die  Stadt,  von  dessen  Bedeutung  und  UmÜBUig  man 
sich  gegenwärtig  wohl  schwer  einen  Begriff  machen  kann.  Ich  will  fer- 
ner darauf  aufmerksam  machen,  wie  ausserordentlich  nachtheilig  die 
Wirkung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  für  den  übrigen  Handel  und  Ver- 
kehr ist.  Denken  Sie  an  den  kolossalen  Schifffohrtsverkehr,  der  theils 
durch  die  Stadt  selbst  geht,  um  die  Stadt  zu  versorgen»  theils  aber  auch 
im  Durchgangshandel  besteht  und  dann  nicht  durch  die  Stadt  selbst, 
sondern  durch  den  Schifffahrtskanal  geht.  Dieser  Handel  wird  ganz 
ausserordentlich  erschwert  durch  die  Eontrole,  die  in  Folge  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  nothwendig  eingeführt  werden  muss.  Jeder  Kahn, 
der  Berlin  passirt,  muss  in  der  Regel  8  Tage  warten,  ehe  die  Steuer- 
kontrole  ihn  abgefertigt  hat.  Ich  glaube,  es  ist  allerdings  auch  gar  nicht 
möglich,  dass  man  eine  schnellere  Abfertigung  zu  Stande  bringen  könnte, 
weil  bei  dem  ümfiBinge  des  Schiffsverkehrs  und  der  verhältniasmassig 
kleinen  Plätze,  wo  die  Steuerkontrole  angebracht  werden  kann,  eine 
grössere  Beschleunigung  gar  nicht  denkbar  ist.  Denken  Sie  nun  also, 
dass  alle  die  unzähligen  Kahne ,  die  das  Brennholz  für  die  Stadt  brin- 
gen, die  Kohlen,  die  Mauersteine,  kurz,  alle  Bedürfnisse,  die  das  ge- 
waltige Oemeinwesen,  wo  700,000  Menschen  beisammen  wohnen,  für 
sich  in  Anspruch  nimmt:  und  Sie  werden  sich  selbst  sagen  können, 
welche  ungeheure  Yertheuerung  nicht  nur  der  ersten  Lebensbedürfiiisse, 
sondern  auch  aller  übrigen  Bedürfnisse  dadurch  entstehen  müsse,  wenn 
diese  so  lange  durch  die  Steuerkontrole  aufgehalten  werden.  Ebenso 
steht  es  auch  mit  dem  unmittelbaren  Yerkehr,  der  vom  Lande  aas  nach 
der  Stadt  geführt  wird,  mit  den  Produkten,  die  hier  auf  dem  Landmarkt 
verkauft  werden.  Wenn  Sie  einmal  frühmorgens  aus  der  Stadt  fediren, 
so  werden  Sie  erstaunen  über  die  langen  Wagenreihen,  die  vor  den 
Zollämtern  stehen  und  auf  ihre  Abfertigung  warten.  Wenn  man  auch 
im  Allgemeinen  wenig  geneigt  ist,  den  Yerlust  an  Zeit  und  Geld  genü- 
gend zu  veranschlagen,  so  wird  Jeder,  der  sich  einmal  ein  anschauliches 
Bild  durch  den  Augenschein  gemacht  hat,  sich  überzeugen  können,  von 
welcher  ungemeinen  Theuerung  und  Kostspieligkeit  dies  einmal  für  die 
Stadt  selbst  sein  muss,  andrerseits  für  diejenigen,  welche  in  der  Stadt 
und  mit  der  Stadt  ihren  Handel  und  ihr  Gewerbe  betreiben.  Wenn  Sie 
nun  noch  weiter  sehen ,  so  werden  Sie  finden ,  dass  in  all  den  Städten, 
wo  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  besteht,  grade  die  Gewerbe,    die  sich 
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mehr  mit  der  Bereitimg  der  Lebensmittel  beschäftigen,  yiel  ungünstiger 
gestellt  sind,  als  in  denjenigen  Städten ,  wo  die  Steuer  nicht  existirt. 
Es  ist  ein  Er&hrungssatz ,  dass  in  allen  mahl  -  und  schlachtsteuerpflich- 
tigen  Städten  die  Bäcker  und  Fleischer  yerhaltnissmässig  viel  ungünsti- 
ger gestellt  sind,  als  in  den  Städten,  wo  keine  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
besteht.  Es  ist  ferner  eine  Thatsache,  dass  in  den  Ländern,  wo  man  die 
Mahl-  und  Sohlachtsteuer  nicht  kennt,  das  Bedüri&iiss  einen  ganz  ausser- 
ordentlich yeryollkommenteren  Betrieb  des  Gewerbes  hervorgebracht  hat. 
Ich  will  nur  darauf  aufinerksam  machen,  d^ss,  während  man  hier  z.  B.  in 
Berlin  nur  etwa  5  Fleischsorten  kennt,  die  zu  verschiedenen  Preisen 
verkauft  werden,  man  in  England  bereits  bei  25  verschiedenen  Eleisch- 
Borten  angekommen  ist,  die  je  nach  dem  Körpertheile,  von  dem  sie  ent- 
nommen sind,  und  der  davon  abhängigen  Güte  des  Stücks  ihre  verschie- 
denen Preise  haben.  Alles  das  kennt  man  hier  noch  nicht.  Ferner  will 
ich  Sie  darauf  aufinerksam  machen ,  dass  die  Mahl  -  und  Schlachtsteuer 
ganz  ausserordentlich  ungünstig  auf  die  Emahrungsverhältnisse  der  är- 
meren Bevölkerung  einwirken  muss.  Die  Konkurrenz  nach  den  besse- 
ren Stücken  Fleisch  ist  lange  nicht  eine  so  grosse,  als  die  nach  den 
schlechteren ,  etwas  billigeren.  Die  Folge  davon  ist,  dass  das  eigent- 
liche schlechtere  Fleisch,  welches  viel  weniger  Nahrungsstoff  enthält, 
im  Yerhältniss  einen  höhe^ren  Preis  hat,  als  die  besten  Stücken,  welche 
den  höchsten  Nahrungswerth  und  verhältnissmässig  am  wenigsten  Kno- 
chen haben;  und  femer  der  XJebelstand,  dass  die  Fleischtaze  ohne  Un- 
terschied vom  Stück  Yieh  erhoben  wird ,  der  führt  es  mit  sich,  dass  sie 
schwerer  lastet  auf  dem  schlechten  als  auf  dem  guten  Yieh. 

Löwe.  Diese  Steuer  ist  in  der  That  nicht  bloss  eine  ganz  unge- 
recht vertheilte,  sondern  auch  eine  sehr  kostspielige,  oder  geradezu 
die  kostspieligste  Steuer,  die  erhoben  wird.  Die  Erhebungskosten  sind 
über  noch  einmal  so  gross,  als  die  Erhebungskosten  jeder  direkten 
Steuer.  Was  sage  ich:  über  noch  einmal,  nein,  fast  dreimal  so  gross. 
Das  ist  aber  immer  noch  die  geringste  Erhöhung  der  Steuer,  die  in  der 
Erhebung  liegt.  Sie  wird  zweitens  dadurch  noch  höher,  dass  sie  von 
den  Gewerbtreibenden  vorgeschossen  wird,  und  dass  dieselben,  weil  sie 
das  Bisiko,  das  mit  jedem  Yorschuss  immer  verbunden  ist,  tragen  müs- 
sen, darum  mit  Nothwendigkeit  auch  den  Preis  ihrer  Waaren  noch 
weiter  erhöhen  müssen,  weil  sie  die  Zinsen  für  die  vorgeschossene 
Steuer,  die  sie  der  grösseren  Sicherheit  wegen  sich  sehr  gut  berechnen, 
auf  den  Preis  der  Waare  schlagen.  Drittens  wird  die  Steuer  noch  da- 
durch erhöht^  dass  eine  Menge  Gewerbebeschränkungen  damit  verbunden 
sind ,  Gewerbebeschränkungen ,  die  theils  die  Konkurrenz  und  dadurch 
höheren  Gewinn  des  Gewerbetreibenden  auf  Kosten  des  Konsumenten, 
und  in  diesem  Falle  des  Steuerzahlers  möglich  machen,    ausschliessen, 


556  DRITTES  KAPITEL.     STEUERN. 

theils  aber  aucli  nnr  in  immer  neuen  direkten  Belastungen  des  Gewerbes 
bestehen  und  eben  dadurch  wieder  einen  theureren  Gewerbebetrieb  her- 
beiführen. Also,  wenn  es  im  Interesse  des  Staates  liegt,  dasjenige, 
was  er  yon  seinen  Bürgern  verlangen  muss,  so  sehr  als  möglich  einzu- 
schränken, nicht  mehr  yon  ihnen  zu  yerlangen,  als  er  nothwendig  fiir 
die  Ausführung  seiner  Zwecke  bedarf,  so  hat  er  das  gebieterische  In- 
teresse, eine  Steuer  zu  beseitigen,  die  wenigstens  30^  mehr  aus  der 
Tasche  des  Volkes  nimmt,  als  in  die  Steuerkasse  zur  Yerwendung  für 
öffentliche  Zwecke  überhaupt  fliesst.  Damit  wird  die  Steuerkraft  des 
Yolkes  gebrochen,  wenn  sie  zu  brechen  ist.  Ausserdem  ist  dies  eine 
der  Steuern,  die  die  Ansammlung  des  kleinen  Kapitals,  also  den  Pro- 
zess,  durch  den  ja  allein  der  Nationalwohlstand  erhalten  wird  und 
wächst,  y erhindert,  die  somit  das  Hinaufsteigen  des  Proletariers  in  die 
Klasse  des  Kleinbesitzenden  erschwert,  die  also  alle  die  politischen  und 
ökonomischen  Entwickelungen  stört,  die  allein  eine  sichere  Fortent- 
wickelung, ein  gedeihliches  "Wachsen  in  Wohktand,  Bildung  und  Sitt- 
lichkeit herbeiführen.  Sittlichkeit !  Der  Herr  Abgeordnete  für  Minden 
hat  mit  yollem  Eecht  ein  grosses  Gewicht  darauf  gelegt ,  daj9S  wir  un- 
sere Gesetze  so  einrichten  müssen,  dass  wir  die  Bürger  nicht  in  Ver- 
suchung führen ,  durch  irgend  eine  leichte  Dialektik  in  Konflikt  mit  den 
Vertretern  des  Gesetzes  zu  kommen.  Welches  Gesetz  es  auch  sein  mag, 
ein  Naturgesetz,  oder  ein  Gesetz,  nur  yom  Staate  gegeben,  um  die 
Steuer  einzuziehen,  für  den  nicht  sehr  der  Dialektik  zugeneigten  Ver- 
stand der  unteren  Klassen  wird  es  eben  ein  Konflikt  mit  dem  Gesetze 
sein ,  und  der  eine  Konflikt  macht  sie  gleichgültig  gegen  einen  anderen 
auf  einem  anderen  Gebiete.  Heute  kommen  sie  mit  den  Vertretern  des 
Gesetzes  in  Konflikt,  weil  sie  eine  Steuer  do&audiren,  morgen  kommen 
sie  mit  den  Vertretern  des  Gesetzes  in  Konflikt,  weil  sie  das  Eigen- 
thum  eines  Einzelnen  yerletzen.  —  Dieser  Weg  leitet  auf  eine  sehr 
abschüssige  Bahn,  und  Jeder,  der  einmal  an  einer  Grenze  gelebt  hat, 
an  der  eine  hohe  Grenzsteuer  erhoben  wird,  weiss,  wie  der  Schmuggel 
der  Weg  ins  Zuchthaus  ist,  nicht  bloss  um  des  Schmuggels  willen,  son- 
dern wegen  gewaltsamen  Diebstahls,  Einbruchs,  Mordes  und  anderer 
Verbrechen.  Das  ist  das  Beispiel  im  Extrem.  Dieses  Extrem  zeigt 
sich  glücklicher  Weise  nicht  so  oft  beim  Defraudiren  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer;  aber  die  Masse  der  Defraudationsprozesse  zeigte  die 
entsittlichende  "Wirkung  derselben.  Dass  aber  die  yerderbüchen  "Wir- 
kungen der  grossen  Masse  der  Defraudationsprozesse  auf  die  Sittlichkeit 
der  Beyölkerung  eben  so  sehr  in  Anschlag  gebracht  werden  müssen,  wenn 
wir  uns  über  die  politische  Bedeutung  dieser  Steuer  klar  werden  wollen, 
das  ist  wohl  unzweifelhaft.  —  Aber  wenn  ich  sehe,  dass  die  Schwierig- 
keit bei  einem  Ersatz  für  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  darin  liegt^  weil 
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man  fürclitet,  eine  ganz  gerechte  Yertheilung  der  neuen  Steuer  nicht 
bewirken  zu  können^  dann  erinnere  ich  Sie  doch  daran,  dass  Alle  ein- 
yerstanden  sind,  dass  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  die  ungerechtest 
yertheilte  Ton  allen  ist.  Wie  schlecht  die  neue  Steuer  auch  veranlagt 
und  vertheilt  werden  mag,  gerechter  wird  ihre  Last  immer  vertheilt 
sein  als  die  der  Mahl  -  und  Schlachtsteuer.  Wenn  ich  yon  dem  Herrn 
Eegierungskommissar  die  Schwierigkeiten  hier  immer  darlegen  höre, 
welche  die  Veranlagung  machen  würde,  die  Ungerechtigkeiten  erwägen 
höre,  welche  dabei  eintreten  können,  dann  muss  ich  Sie  doch  an  das 
eyangelisohe  Qleichniss  erinnern,  nämlich  an  die  Mücken,  welche  er 
bei  der  Einkommen-  und  Elassensteuer  so  sorgfaltig  ausseihet,  und  an 
die  Kameele,  welche  er  mit  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ruhig  yer- 
schluckt 

Yirchow.  Es  wird  von  unsem  Bäckern  versichert,  dass  in  Ungarn 
es  eine  sehr  gewöhnliche  Art  der  Bodenkultur  sei ,  Weizen  und  Boggen 
gemischt  zu  ziehen;  dieses  Mischkom  werde  auch  in  den  Handel  ge- 
bracht. Dieser  Handel  ist  aber  für  Berlin  vollkommen  unmöglich,  weil 
solches  Mischkom  besteuert  werden  würde  nach  seinem  Weizengehalt 
als  reines  Weizenmehl;  es  ist  daher  auch  unmöglich,  aus  diesem  un- 
gleich besseren  Material  zugleich  in  der  billigeren  Eorm,  welche  der 
Preis  des  Objekts  mit  sich  bringt,  Brod  herzustellen.  Was  das  Schlacht- 
vieh betrifft,  so  befinden  wir  uns  in  derselben  Lage.  Es  ist  das  ja  auch 
schon  hervorgehoben  worden.  Die  Berliner  Schlächter  sind  allerdings 
darauf  angewiesen,  hauptsächlich  gutes  Yieh  einzuführen,  weil  sie  für 
gutes  Yieh  eben  so  viel  Steuer  bezahlen  müssen,  als  für  schlechtes. 
Daraus  argumentirt  man,  dass  in  Berlin  das  fleisch  ausserordentlich 
gut  sein  müsse.  Aber  es  kommt  von  der  ganzen  Umgebung  Berlins 
massenhaft  Fleisch  nach  Berlin,  nicht  in  Eorm  lebender  Thiere,  son- 
dern als  geschlachtetes  und  zum  Theil  zubereitetes  Fleisch ,  und  dieses 
ist  von  so  ausserordentlich  geringem  Werthe,  wie  es  nur  irgendwie  ge- 
funden werden  kann.  Ich  kann  mich  hier  auf  das  Zeugniss  eines  un- 
serer erfeihrensten  Thierärzte,  eines  Mitgliedes  unserer  Thierarznei- 
schule,  berufen,  der  es  öffentlich  ausgesprochen  hat,  dass  der  grösste 
Theil  desjenigen  Yiehes,  welches  an  Kränkelten  zu  Grunde  geht,  inner- 
halb von  zehn  Meilen  in  der  Runde  der  Stadt,  hier  importirt  und  für 
die  Ernährung  der  Bevölkerung  konsumirt  wird.  Dieses  Fleisch  wird 
eben  nicht  nach  der  Beschaffenheit  besteuert,  sondern  pfundweise.  Es 
muss  also  mit  in  Betracht  genommen  werden,  dass,  während  die  ein- 
heimische gute  Industrie  allerdings  mit  einer  gewissen  Konsequenz  ge- 
zwungen wird,  gutes  Yieh  zu  importiren  und  gutes  Fleisch  in  den  Han- 
del zu  bringen,  wir  auf  diesem  zweiten  Wege  das  allerschlechteste 
Fleisch  bekommen ,   das  vorhanden  ist.     Je  früher  man  die  Sohlacht- 
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Steuer  aufhebt,  um  so  yollkommener  wird  man  eine  so  grosse  Bevölke- 
rung in  die  Lage  versetzen ,  sich  einen  stets  vollen  Yiehmarkt  und  eine 
damit  in  Zusammenhang  stehende  Beihe  von  Einrichtungen  für  das 
Schlachten  zu  schaffen  und  dadurch  die  Gesundheit  der  Bevölkerung  in 
besserer  Weise  ztl  sichern ,  als  bisher  geschehen  ist.  Das  ist  ja  eben 
das  Betrübende,  dass  wir  bei  den  bestehenden  Yerhclltnissen  eine  Zu- 
nahme der  Mortalität  sehen.  Ich  habe  schon  an  einem  anderen  Orte 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  es  eine  sehr  charakteristische  Erschei- 
nung ist,  dass,  während  der  Ertrag  der  Konsumtionssteuem  bei  uns  in 
fortwährendem  Niedergänge  ist,  die  Mortalität  in  einer  permanenten  Zu- 
nahme sich  befindet.  Nach  den  amtlichen  ZusammensteUungen,  welche 
der  Magistrat  der  Stadt  in  dem  letzten  Yerwaltnngsbericht  geliefert 
hat,  stellen  sich  die  Verhältnisse  so,  dass,  wenn  man  annimmt,  die 
Bevölkerung  betrage  1000  Seelen,  alsdann  die  Zunahme  derselben  in 
den  Jahren  1858 — 1864  so  gewesen  ist,  dass  die  Bevölkerung  im  Jahre 
1858  =  1000,  im  Jahre  1861  =  1119,  im  Jahre  1864  =  1300  be- 
tragen hat.  Gleichzeitig  verhielten  sich  die  Todesfälle  in  denselben  Jah- 
ren wie  1000,  1196  und  1504,  während  die  Geburten  von  1000  auf 
1225  und  1474  stiegen.  Die  Königliche  Eegierung  hat  dieses  Sinken, 
das  Niedergehen  der  Konsumtionssteuem,  ebenJ&Jls  konstatirt  in  dem 
uns  vorliegenden  Etat.  Sie  sagt  aber  an  zwei  verschiedenen  Stellen 
darüber,  es  seien  diese  Verhältnisse  auch  heute  noch  zuzuschreiben  dem 
Umstände,  dass  wegen  der  grossen  Zahl  der  zu  dem  Kriegsdienste  ein- 
gezogenen Personen  eine  Verminderung  der  Konsumtion  eingetreten  sei. 
Diese  Argumentation  trifft  hier  doch  nicht  ganz  zu,  wenn  man  die  auf 
S.  20  befindlichen  Zahlen  vergleichet;  denn  da  ergiebt  sich  für  die  Pro- 
vinz Schlesien,  die  doch  ziemlich  hart  betroffen  worden  ist  durch  die 
Entziehung  von  Personen ,  dass  der  Ertrag  der  Steuer  in  einer  fortwäh- 
renden Zunahme  gewesen  ist,  indem  die  Steuer  von  279,444  Thlr.  für 
das  Jahr  1864,  im  Jahre  1865  auf  311,482  Thlr.  und  im  Jahre  1866 
auf  320,871  Thlr.  hinaufgegangen  ist.  Ich  kann  ausserdem  aus  den 
Erfahrungen  von  Berlin  konstatiren,  dass  allerdings  die  Abnahme  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  im  Jahre  1866  gegen  das  Vorjahr  über  5^ 
betragen  hat,  dass  aber  diese  Abnahme  auch  im  Jahre  1867  noch  in 
sehr  erheblichem  Maasse  fortdauert  und ,  soweit  ich  wenigstens  aus  den 
mir  aus  dieser  Kommunal  Verwaltung  zugänglich  gewesenen  Zahlen  weiss, 
auch  in  diesem  Augenblick  noch  nicht  ausgeglichen  ist  In  der  That 
würde  es  ja  auch  vollkommen  unverständlich  sein ,  wie  bei  einer  Steuer, 
welche  für  Berlin  nahezu  1  Million  beträgt,  ein  Ausfiall  von  5  ^  bloss 
durch  die  eingezogenen  Mannschaften,  welche  weniger  gegessen  haben 
sollen ,  erklärt  werden  könne.  Nein ,  hier  liegen  offenbar  tiefere  Mo- 
tive in  den  Gewerbs-,  Handels-  und  Verkehrsstörungen  vor,   welche 
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fortdauern y  und  da,  glaube  icliy  wird  der  Herr  Begierungskommissar 
zugestehen,  dass  wir  besonders  zutreffende  Zahlen  in  Beziehung  auf 
Ost-  und  Westpreussen,  wo  wir  noch  ungünstigere  Verhältnisse  finden, 
auf  S.  20  finden.  Nun  yerdient  auch  auf  Seiten  der  Staatsregierung  der 
Umstand  gewiss  die  äusserste  Aufinerksamkeit,  dass  neben  jeder  Störung 
des  Yerkehrs  und  des  Gewerbes,  welche  eine  gewisse  Intensität  erreicht, 
die  Städte,  welche  doch  Ton  den  YerkehrRstörungen  immer  zunächst  be- 
troffen werden ,  auch  noch  durch  die  Höhe  der  Yerzehrungssteuern ,  in 
einer  so  empfindlichen  Weise,  heimgesucht  werden,  welche  sich  un- 
mittelbar an  Leib  und  Seele  rächen  muss!  Denn  das  ist  ja  eben  das 
Charakteristische  gerade  dieser  Steuer,  dass  sie  unmittelbar  auf  die 
Existenz  des  Menschen  Einfluss  übt.  — 

In  der  Sitzung  yom  19.  Dezember  1868  hat  das  Abgeordnetenhaus 
mit  1 54  gegen  1 34  Stimmen  beschlossen ,  die  Begiemng  aufzufordern, 
bei  Vorlegung  des  Etats  für  1870  einen  Gesetzentwurf  wegen  Aufhebung 
der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und  Ersatz  derselben  durch  die  Klassen- 
steuer resp.  klassifizirte  Einkommensteuer  yorzulegen. 

Als  das  Abgeordnetenhaus  am  24.  Januar  1870  einen  Gesetzent- 
wurf, wonach  in  28  Städten  die  Klassensteuer  an  die  Stelle  der  Malil- 
und  Schlachtsteuer  treten  sollte ,  berieth,  wurde  angeführt,  einen  der 
Hauptgründe  gegen  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  die  Beschränkung 
des  Handels,  habe  die  Begierung  unbeachtet  gelassen.  Unter  allen  In- 
dustrien habe  die  Mehlfa^brikation  die  geringsten  Fortschritte  gemacht. 
In  Berlin  sei  seit  1856  keine  neue  MehKabrik  entstanden.  Das  Mehl 
würde  meistens  importirt.  Nach  unseren  eigenthümlichen  Müllereige- 
setzen sei  die  Sortirung  der  yerschiedenen  Produkte  nicht  möglich,  das 
geringere  Produkt  müsse  eben  so  hoch  wie  das  bessere  yersteuert  wer- 
den. Die  Landwirthschaft  würde  dadurch  benaehtheiligt,  als  unser  Ge- 
treideexport den  Mehlezport  weit  überschreitet.  Exportirten  wir  bloss 
Mehl,  so  würden  wir  z.  B.  die  Kleie  im  Lande  behalten,  die  als  Nah- 
rungs-  und  Düngungsmittel  von  Werth  ist.  Durch  diese  Beschränkung 
der  Fabrikation  komme  es,  dass  die  Mittelpunkte  des  Yolkslebens,  die 
grossen  Städte,  häufig  so  wenig  mit  Nahrungsmitteln  yersehen  seien, 
dass  sie  bei  den  geringsten  zufalligen  Störungen  im  Yerkehr  in  Noth 
gerathen.  Am  9.  Dezember  1869  wäre  Berlin  nur  mit  Lebensmitteln 
für  zwei  Tage  yersehen  gewesen.  Bei  der  Schlachtsteuer  gälte  ganz 
dasselbe.  Die  Thiere  müssten  oft,  ehe  sie  zur  Yersteuerung  kommen, 
lange  auf  dem  Transport  bleiben  und  würden  dadurch  theuer.  Bekannt 
sei  es,  dass  ein  Schaf,  im  Osten  geboren,  am  besten  in  Mitteldeutsch- 
land und  im  Westen  gedeihe.  So  kämen  jährlich  40  bis  50,000  Ham- 
mel durch  Berlin.  Die  schlechten  und  kranken  Thiere  würden  hier  yer- 
kauft,  die  krepirten  zu  Wurst  zerhackt,  die  dann  hier  gegessen  würde. 
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Femer  wurde  bemerkt,  dass  sieb  für  die  Städte  als  Ersatz  der  ilineiL 
aus  der  Mahl  -  und  Scblachtsteuer  fliessenden  Einnahmen  eine  besondere 
städtische  Einkommensteuer  empföhle.  In  Berlin  habe  man  den  ersten 
Schritt  damit  sehr  glücklich  überwunden,  in  Berlin  erscheine  damit  das 
Problem:  was  setzen  wir  an  die  Stelle  der  Mahl-  und  Schlachtstencr ? 
als  ein  gelöstes.  Nachdem  sich  noch  yerschiedene  Abgeordnete  für  Bei- 
behaltung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  einzelnen  Siädten  besonders, 
aber  yergeblich ,  bemühet  hatten ,  nahm  da«  Haus  den  Entwurf  mit  der 
Aenderung  an,  dass  an  Stelle  der  Mahl  -  und  Schlachtsteuer  die  Klaiwen- 
Steuer  mit  dem  1.  Juli  1870  nicht  bloss  in  28,  sondern  in  folgenden 
31  Städten:  Rathenow,  Schwedt,  Wriezen,  Cottbus,  Guben,  Eüstrin, 
Landsberg  a.  W.,  Anklam,  Köslin,  Stralsund,  Bromberg,  Oppeln, 
Neisse,  Neustadt  0.  S.,  Erankenstein ,  Glatz,  Oels,  Schweidnitz,  Sa- 
gan,  Jauer,  Liegnitz,  Glogau,  Merseburg,  "Weissenfelß ,  Wittenberg, 
Torgau,  Cleve,  Wesel,  Königsberg  i.  N. ,  Naumburg  a.  S.  und  Zeitz 
eingeführt  werden  soll;  forderte  auch  die  Staatsregierung  auf,  bei  Vor- 
legung des  Etats  pro  1871  einen  Gesetzentwurf  wegen  yollständiger  Auf- 
hebung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und  Ersatz  derselben  durch  die 
Elassensteuer  resp.  klassifizirte  Einkommensteuer  vorzulegen.  Herr 
Camphausen  empfahl  dem  Abgeordnetenhause  die  Annahme  des  Gesetzes 
und  dasselbe  nahm  es  an.  Vom  Herrenhause  wurde  es  aber  abgelehnt 
Wenn  es  sich  also  von  gesetzlicher  Aufhebung  einer  indirekten  Steuer 
handelt,  so  scheint  die  Regierung  einen  Einfluss  auf  das  Herrenhaus 
entweder  nicht  zu  haben,  oder  nicht  auszuüben. 

Die  Gegner  direkter  Steuern,  die  übrigens  unter  den  Mittel- 
klassen yerhältnissmässig  weniger  zahlreich  sind ,  als  unter  den  Wohl- 
habenderen und  Reichen,  könnten  etwa  in  der  Meinung,  Zeit  gewon- 
nen Alles  gewonnen ,  die  yerständigen  und  gemässigten  Personen  Ton 
Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  daran  mahnen,  dass  ja  das  Beste  der  Feind 
des  Guten  sei,  dass  es  also  immer  schon  sehr  nützlich  wäre,  wenn  einst- 
weilen auch  nur  in  einigen  kleineren  Städten  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer aufgehoben  würde,  dass  aber  in  den  einzelnen  grösseren  und 
grössten  Städten  eine  gleiche  Maassregel  doch  wohl  lieber  noch  naher 
und  gründlicher  zu  untersuchen  räthlich  sei,  dass  jedoch,  wenn  dem- 
nächst wirklich  eine  Aenderung  unyermeidlich  wäre,  zuyörderst  sich 
empföhle,  nur  eine  yon  beiden  Steuern  aufzuheben,  oder  beide  als 
Staatssteuem  aufzuheben,  als  Gemeindesteuern  einstweilen  aber  noch 
beizubehalten.  Alle  solche  Vorschläge  würde  ich  für  halbe  Maaasregeln 
halten.  Sollen  die  Feinde  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  noch  ein  wei- 
teres Vierteljahrhundert  dagegen  yergeblich  kämpfen  und  etwa  ihr  hun- 
dertjähriges Bestehen  abwarten!  Man  muss  beide  Steuern  mit  allen 
Zuschlägen  allenthalben  gleichzeitig  ganz  aufheben  oder  Alles  beim  AI- 
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ten  lassen,  was  för  die  Yerwaltung  freilicli  das  Bequemste  wäre.  Bei 
einer  theüweisen  Aufhebung  oder  blossen  Veränderung  würden  den  Ver- 
brauchern die  seitherigen  hohen  Erhebungskosten  in  kaum  verminder- 
ter Höhe  zur  Last  bleiben ,  während  bei  direkten  Steuern  die  Erhebung 
den  Steuerpflichtigen  yerhältnissmässig  sehr  yiel  weniger  kosten  kann. 
Darauf,  dass  nach  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  Brod  und 
Fleisch  allenthalben  sogleich  sehr  viel  wohlfeiler  werden  würden,  ist 
freiwillig  mit  y oller  Sicherheit  nicht  zu  rechnen ,  da  ausser  den  Steuern 
noch  viele  andere  Umstände  auf  das  Fallen  oder  Steigen  der  Preise  ein- 
wirken. Wahrscheinlich  werden  nach  Beseitigung  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  die  Preise  von  Brod  und  Fleisch  allmalig  niedriger  wer- 
den. Die  Preise  können  aber  vielleicht  auch  unverändert  bleiben  oder 
sogar  steigen.  Letzteres  könnte  eintreten,  wenn  z.  B.  in  grosser  Aus- 
dehnung Missemten,  Einderpest  oder  sonstige  Viehseuchen  vorkämen, 
auch  der  Verkehr  gehemmt  wäre ,  überhaupt  wenn  Produktion  und  Zu- 
fuhren nicht  wenigstens  in  demselben  Verhaltniss  steigen  wie  die  städti- 
schen Bevölkerungen.  In  allen  solchen  Fällen  würde  aber  doch  das 
Uebel  erhöht,  wenn  die  Mahl-  und  Sohlachtsteuer  fortbesteht,  und  ge- 
wiss gemindert,  wenn  sie  aufgehört  liätte. 

Wie  hoch  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  mit  den  Gemeindezuschlä- 
gen und  den  Erhebungskosten  den  Bewohnern  der  betreffenden  Städte 
im  Ganzen  zu  stehen  kommt,  vermag  ich  eben  so  wenig  anzugeben,  als 
was  dem  Staate  und  den  Städten  als  reine  Einnahme  davon  zur  Verwen- 
dung für  das  Gemeinwesen  übrig  bleibt.  Die  Bruttoeinnahme  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  für  den  Staat  ist  in  den  Etats  für  1847  auf  3,106,140 
Thlr.,  für  1860  auf  2,617,000  Thlr.,  für  1867  auf  3,516,000  Thlr.  und 
für  1871  auf  3,910,150  Thlr.  veranschlagt. 

Westphalen,  die  einzige  Provinz  des  alten  Staates,  in  welcher  keine 
Mahl-  und  Schlachtstouer  mehr  erhoben  wird,  bringt  durch  die  klassi- 
fizirte  Einkommensteuer  und  die  Klassensteuer  46,59  ^  der  sämmtlichen 
auf  die  Provinz  gelegten  Steuern  auf.  Dagegen  betragen  diese  beiden 
Steuern  und  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  zusammen:  inPreussen  52,31, 
in  Posen  50,29,  in  Brandenburg  49,71  ,  in  Pommern  49,33,  in  Schle- 
sien 50,15,  in  Sachsen  44,22,  in  der  Eheinprovinz  48,9  und  im  Staate 
50,36  {  aller  Eeal-  und  Personalsteuern.  Mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Provinz  Sachsen  ist  also  das  Steuereinkommen  der  genannten  drei  Steuern 
in  jeder •  anderen  Provinz  höher,  als  da,  wo  nur  die  klassifizirte  Ein- 
kommensteuer und  die  Elassensteuer  zur  Erhebung  kommen.  Diese 
Thatsache  weist  sehr  deutlich  auf  die  Autwort  hin,  welche  die  Städte,  in 
denen  Mahl-  und  Klassensteuer  besteht,  auf  die  Frage,  ob  letzterer  Steuer 
nicht  die  Klassensteuer  vorzuziehen  sei ,  geben  müssten.  Pro  Kopf  der 
Bevölkerung  in  Silbergroschen  ist  der  Gesammtbetrag  aller  Eeal-  und 

Bergius,  FiDanzwissousch.    2.  Aufl.  gg 
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Personalsteuera,  einschliesslich  der  Mahl- und  Schlachtsteuer:  in  Ber- 
lin 143,0,  in  den  Provinzen  Sachsen  66,4,  Rheinland  56,4,  Branden- 
burg (excl.  Berlin)  54,5,  Pommern  52,9,  Westphalen  51,3,  Sohlesien 
49,3,  Preussen  43,6,  Posen  43,2,  im  Staate  55,0;  der  Betrag  der  Ein- 
kommen-, Klassen-,  Mahl-,  Schlacht- und  Gewerbesteuer:  in  Berlin 
117,0,  Sachsen  36,5,  Rheinland  34,7,  Brandenburg  (excl.  Berlin)  32,8, 
Pommern  31,0,  Schlesien  30,1,  "Westphalen  29,1,  Preussen  26,6,  Po- 
sen 25,5,  im  Staate  33,7;  der  Betrag  der  Gewerbesteuer :  in  Berlin  23,4, 
Rheinland  7,1,  Sachsen  7,0,  Brandenburg  (exd.  Berlin)  5,7,  Schlesien 
5,4,  Westphalen  5,2,  Pommern  4,9,  Preussen  3,8,  Posen  3,8,  im 
Staate  6,0;  der  Betrag  der  Einkommen-,  Klassen-,  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer: in  Berlin  93,6,  Sachsen  29,5,  Rheinland  27,6,  Brandenburg 
(excl.  Berlin)  27,1,  Pommern  26,1,  Schlesien  24,7,  "Westphalen  23,9, 
Preussen  22,8,  Posen  21,7  ,  im  Staate  27,7.  Der  Betrag  der  Einkom- 
men-, Klassen-,  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ist  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung in  Silbergroschen  in  folgenden  grösseren  und  kreiseximirten  Städ- 
ten: Berlin  93,6,  Stettin  81,8,  Breslau  80,6,  Köbi  75,6,  Magdeburg 
(incl.  4  Yorstädte)  72,4,  Potsdam  70,9,  Danzig  66,1,  Frankfurt  62,0, 
Königsberg  61,5,  Münster  60,6,  Aachen  60,3,  Halle  56,0,  Trier  (d.  h. 
der  Stadtkreis  Trier,  umfassend  die  Stadt,  in  welcher  allein  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  erhoben  wird,  und  10,000  CiTÜbewohner  des  platten 
Landes)  54,1,  Posen  (Stadt-  und  Landkreis  zusammen)  43,8,  Elberfeld 
39,3 ,  Barmen  33,3.  Nur  in  Münster,  Elberfeld  und  Barmen  wird  statt 
der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  Klassensteuer  erhoben  ^).  Vorstehende 
Zahlen  zeigen,  welche  hervorragende  Rolle  die  grossen  Städte,  und  yor 
allen  Berlin,  bei  Zahlung  der  Grund-,  Gebäude-,  Einkommen-,  Klas- 
sen-, Mahl-,  Schlacht-  und  Gewerbesteuer  spielen. 


§.  49.     SPORTELN  UND  STEMPEL. 

Die  Sportein  und  Stempel  wurden  yon  HojQPmann  zu  den  indirekten 
Steuern  gerechnet.  Der  Sportein  und  Gebühren  bei  den  Gerichts-  und 
Auseinandersetzungsbehörden  ist  schon  (S.  197)  gedacht  worden ,  des- 
gleichen der  Gnadenstempel  und  Geheimen  Kanzleigebühren  (S.  462). 
Die  Ausfertigungs  -  und  Yerhandlungssporteln  der  Oberpräsidien,  Regie- 
rungen, Konsistorien,  Proyinzialschulkollegien  und  Medizinalkollegien 
hob  die  Verordnung  vom  22.  November  1842  auf.  Nach  Artikel  102 
der  Verfassung  können  Gebühren  von  Staats-  oder  Kommunalbeamten 


1)  Vergl.  Engel,  Ueberaicht  des  SoUaafkommens  an  direkten  Steuern  im  Preus- 
sischen  Staat  für  das  Jahr  1866  and  des  Istaufkommena  an  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer für  das  Jahr  1866 ,  in  der  Zeitschrift  des  K.  P.  statistischen  Bureaas.  1866. 
8.  298  sqq. 
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nur  auf  Grund  eines  Gesetzes  erhoben  werden.  Ein  allgemeines  Gesetz, 
welches  die  Gemeinde-,  oder  Polizei-,  oder  sonstige  Verwaltungsbe- 
hörden zur  Erhebung  yon  Sportein  oder  Gebühren  ermächtigt,  ist  später 
nicht  erlassen. 

Was  die  Stempel  betrüFt^  so  ist  das  Hauptgesetz  vom  7.  März  1822. 
Danach  müssen  stempelpflichtige  Yerhandlungen  in  der  Hegel  auf  das 
erforderliche,  yon  gewissen  Behörden  oder  den  Stempelvertheileru  an- 
zukaufende, Stempelpapier  selbst  geschrieben  werden.  Ist  das  tarif- 
mässige  Stempelpapier  nicht  vollständig  yerwendet,  so  ist  es  nachzu- 
bringen und  als  Strafe  in  der  Regel  das  Vierfache  zu  entrichten.  Die 
Verhandlungen,  welchen  der  tarifmässige  Stempel  fehlt,  werden  da- 
durch aber  nicht  ung^tig.  Von  Entrichtung  des  tarifmässigen  Stem- 
pels £nden  einige  Befreiungen  statt:  namentlich  sind  Verhandlungen 
und  Gesuche  über  Gegenstände,  deren  Werth  nach  Gelde  geschätzt 
werden  kann,  stempelfrei,  wenn  dieser  Werth  50  Thlr.  nicht  erreicht. 
Bereits  erwähnt  wurde  der  Stempel  yon  Spielkarten,  Kalendern  (S.  354, 
460),  Assekuranzpolicen  (S.  456),  Bestallungen  (S.  462) ,  Erbschaften 
(S.  420),  Zeitungen  (S.  462).  Von  Kaufverträgen  von  Immobilien  beträgt 
der  Stempel  1  ^  des  Werths,  yon  schriftlichen  Elauf vertragen  über  andere 
Gegenstände  -^^,  von 'Aktien,  Wechseln,  Schuldverschreibungen  und 
gewissen  Quittungen  -^  ^.  Perner  sind  amtliche  Atteste  und  Ausferti- 
gungen, Bittschriften,  Pässe,  Vollmachton  u.  s.  w.  stempelpflichtig. 
Der  jährliche  Durchschnittsertrag  der  Stempelsteuer  war  18-|^  3,445,087 
Thlr.;  davon  kam  26  ^  allein  an  Stempeln  von  Kaufverträgen  über  Im- 
mobilien ein,  und  den  Satz  von  1  -^  nannte  Hoffmann  eine  „immer  noch 
massige  Abgabe",  obgleich  er  doch  mitunter  ein  Viertel  des  Jahreser- 
tragüs  absorbiren  kann.  Mir  scheint  die  gänzliche  Aufhebung  dieses 
Stempels  aus  den  schon  oben  (S.  454)  angeführten  Gründen  höchst  wün- 
schenswerth.  Dagegen  liesse  sich  durch  eine  Abänderang  des  Stempel- 
tarifs von  Erbschaften,  Vermächtnissen  und  Schenkungen  eine  nicht  un- 
erhebliche Ertragsvermehrung  erzielen.  Hoffmann  fand  die  Präge  noch 
zweifelhaft,  ob  eine  Besteuerung  der  Erbschaften  und  Vermächtnisse 
überhaupt,  und  innerhalb  welcher  Grenzen  besonders  dieselbe  für  billig 
zu  erachten  sein  dürfte;  mit  „Milde  und  Schonung  angeordnet"  sei 
diese  Besteuerung  bei  uns.  Eine  einträgliche  Besteuerung  der  Erb- 
schaften, der  Schenkungen  und  der  todten  Hand  würde  die  Preussische 
Regierung  in  den  Stand  setzen,  schlechtere  Steuern  herunterzusetzen 
und  abzuschaffen.  Das  Gesetz  vom  2.  September  1 862  ermächtigte  den 
Pinanzminister  Stempelmarken  anfertigen  und  zum  Verkauf  stellen  zu 
lassen,  durch  deren  Befestigung  auf  stempelpflichtigen  Schriftstücken 
die  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Stempelung  oder  Verwendung  yon 
Stempelbogen  erfüllt  werden  kann.      Im  Norddeutschen  Bunde  beträgt 
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nach  dem  Gesetze  vom  10.  Juni  1869  (S.  501)  yon  "Wechseln  die  Stem- 
pelabgabe von  einer  Summe  von  50  Thlr.  oder  weniger  1  Sgr.,  von  über 
50  bis  100  Thlr.  l|Sgr.,  von  über  100  bis  200  Thlr.  3  Sgr.,  von  über 
200  bis  300  Thlr.  4|  Sgr.  und  so  fort  von  jedem  ferneren  100  Thlr. 
der  Summe  l-^  Sgr.  mehr^  dergestalt,  dass  jedes  angefangene  Hundert 
für  voll  gerechnet  wird.  Als  Betrag  der  Stempelsteuer  sind  in  den 
Preussischen  Etats  angegeben  für  1850  3,600,000  Thlr.,  fdr  1860 
4,160,000  Thlr.  und  für  1870  Wechselstempelsteuer  .  885,000  Thlr. 
davon  ab  als  üeberschuss  an  die  Kasse  des  Norddeut- 
schen Bundes 547,200     - 

bleiben 307,800     - 

ferner  Stempelsteuer  für  alleinige  Preussische  Bechnung  6,777,720     - 

zusammen ' 7,085,520  Thlr. 

In  England  sind  die  Gebühren  und  Sportein  immer  ein  Gegenstand 
von  Bedeutung  gewesen,  weniger  freilich  für  die  Staatskasse  als  für  das 
Yolk,  wie  Yocke  dargethan  hat.  In  der  magna  charta  verpflichtete  sich 
der  König  ausdrücklich,  Becht  und  Gericht  nicht  mehr  zu  verkaufen 
oder  zu  verweigern!  Nirgends  müssen  in  höherem  Maasse  Gebühren, 
namentlich  in  der  Bechtspflege  gezahlt  werden,  als  in  England,  und 
bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  war  das  ganze  Personale  vom  Lordkanzler 
und  von  den  Bischöfen  herab  bis  zu  den  Bütteln  auf  Sportein  angewie- 
sen. Dabei  hat  die  Gesetzgebung  in  dieses  Gebiet  noch  so  wenig  ein- 
gegriffen ,  obgleich  das  Parlament  seit  lange  sein  Augenmerk  darauf  ge- 
richtet hatte,  dass  bei  jedem  Gerichtshof  ein  anderer  Tarif  gilt,  und 
dass  es  erst  der  neuesten  Zeit  vorbehalten  war,  auch  nur  in  diese  ein- 
zelnen Tarife  eine  Stetigkeit  zu  bringen,  sie  zum  jus  scriptum  zu  ma- 
chen. Es  darf  wohl  mit  Bestimmtheit  angenommen  werden,  dass  die 
Englische  Justiz  trotz  aller  Zerstreutheit  der  Gesetze  kein  solches  La- 
byrinth für  den  Uneingeweihten  wäre ,  als  wofür  sie  in  der  ganzen  Welt 
bekannt  ist,  und  dass  die  Gerichtskosten  nicht  im  Allgemeinen  so  hoch 
und  bei  manchen  Gerichten  so  geradezu  unerschwinglich  wären ,  wenn 
sich  nicht  das  ganze  Verfahren  unter  dem  Einfluss  des  Sportelwesens 
gebildet  hätte.  Im  Jahre  1810  wurden  in  Schottland  dem  Gerichtsper- 
sonale Besoldungen  regulirt  und  die  Sportein  für  die  Staatskasse  einge- 
zogen, und  bald  darauf  legte  man  auch  in  England  und  Irland  die  Hand 
ans  Werk.  Ein  1815  zu  diesem  Zweck  gewählter  Parlamentsausschuss 
stellte  eingehende  Untersuchungen  an ;  andere  folgten  nach  und  in  Folge 
ihrer  Anträge  wurde  mit  den  Beformen  vorgegangen,  welche  sich  auf 
die  obersten  Gerichtshöfe ,  die  Polizeigerichte  (1 839)  und  endlich  auch 
(1845)  auf  die  Graf  Schaftsgerichte  und  (1849)  das  Parlament  selbst  er- 
streckten. Bei  der  Organisation  der  Grafsohaftsgeriohte  wurden  nur  für 
die  Schreiber  (clerks)  —  das  Bichteramt  selbst  ist  ein  Ehrenposten  — 
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Besoldungen  ausgeworfen.  Die  Gehalte  sind  nach  dem  zehnjährigen 
Durchschnitt  des  Gebührenertrages  berechnet  und  werden  aus  dem  Spor- 
telaufall  bestritten ,  dessen  TJeberschuss  (surplus  fees)  für  die  Staatskasse 
an  die  Bank  abgeliefert  wird.  Die  fixirten  Sportein  bei  den  Oberge- 
richten werden  in  der  Kegel  in  Stempelform  erhoben  (fee  stamps).  Im 
Gebiete  der  Yerwaltung  ist  es  yorzngsweise  das  Parlament  selbst,  für 
dessen  Yerhandlungen  in  Privatsachen  (privat  acts)  Sportein  erwachsen. 
Sie  betrugen  1866  beim  TJnterhause  allein  eine  Summe  von  85,796  £, 
•welcher  eine  Ausgabe  für  Besoldungen  von  65,264  £  fiir  beide  Häuser 
gegenübersteht;  beim  Oberhause  sind  keine  Gebühren  reguUrt.  Bei  der 
Justiz  steht  der  Einnahme  an  Stempeln  mit  192,544  £  (1866),  wozu 
noch  etwa  50,000  bis  60,000  £  Gebühren  (insbesondere  13,587  £  aus  der 
Strafpolizei)  kommen,  ein  Aufwand  von  durchschnittlich  3-J^  Millionen 
einschlüssig  der  Besoldungen  gegenüber,  während  von  den  Yerwaltungs- 
sportein  zu  beiläufig  1 50,000  £  jene  des  Parlaments  allein  schon  über 
die  Hälfte  betragen.  Auch  der  Verkehr  der  Einanzbehörden  mit  dem 
Publikum,  sofeme  es  sich  nicht  bloss  um  Steuerregulirung  und  Erhebung 
handelt,  ist  sportelpflichtig,  und  es  müssen  z.  B.  bei  Licenzertheilungen 
ausser  der  Steuer  noch  Gebühren  bezahlt  werden,  und  wer,  um  einer 
Steuerstrafe  vorzubeugen,  beim  Stempelamt  sich  erkundigt,  welchen 
Stempel  er  zu  einer  Urkunde  zu  verwenden  hat,  muss  nicht  weniger  als 
10  8.  für  diesen  Aufschluss  bezahlen.  —  Der  Stempel  ist  schon  (S.  490) 
gedacht  worden. 

In  Frankreich  treffen  die  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte  die  Eigen- 
thumsveränderungen  überhaupt.  Darlehne,  TJebertragung  von  Kapita- 
lien ,  Civil  -  und  Handelstransaktionen.  Sie  werden  erhoben  1)  in  der 
Form  des  Enregistr*ementSy  womit  sich  eine  Anstalt  befasst,  die  als  Ee- 
ceptur  und  als  ein  öffentlicher  Dienst  zur  Eonstatirung  für  das  Datum 
und  die  Authenticität  der  Verträge  wirkt,  und  2)  vermittekt  des  Stem- 
pelpapiers. In  diesen  Formen  werden  namentiich  Steuern  von  Erb- 
schaften, Schenkungen,  Verkäufen  u.  s.  w.  erhoben^). 
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Kicht  bloss  hinsichtlich  der  ZöUe  (§.  53),  sondern  auch  hinsicht- 
lich der  Accisen  und  inneren  Steuern  (S.  421)  ist  die  Preussische  Ge- 
setzgebung beschränkt.  Kach  dem  Vertrag  zwischen  dem  Norddeut- 
schen Bunde,  Baiem,  Würtemberg,  Baden  und  Hessen,  die  Fortdauer 
des  Zoll-  und  Handelsvereins  betreffend,  vom  8.  Juli  1867  Art.  3.  §.  3 
und  4 ,  Art.  5.  §.  2   sollen  nämlich  in  den  Gebieten  der  vertragenden 


i)  Garnier,  Trait^  de  Finances.     S.  139—143. 


566  DRITTES  KAPITEL.  STEUERN. 

Theile  übereinstimmende  Gesetze  über  die  Besteuerung  des  im  üm^emge 
des  Vereins  gewonnenen  Salzes  (S.  373),  des  aus  Rüben  und  aus  ande- 
ren inländischen  Erzeugnissen  bereiteten  Zuckers  oder  Syrups  (§.  51) 
bestehen ;  auch  soll  der  im  Umfange  des  Vereins  gewonnene  oder  zube- 
reitete Taback  (§.  52)  einer  übereinstimmenden  Besteuerung  unterwor- 
fen werden.  Jedem  der  yertragenden  Theile  bleibt  es  zwar  freigestellt^ 
die  auf  der  Hervorbringung ,  der  Zubereitung  oder  dem  Verbrauch  von 
Erzeugnissen  ruhenden  inneren  Steuern  beizubehalten,  zu  verändern 
oder  aufzuheben ,  so  wie  neue  Steuern  dieser  Art  einzuführen ,  jedoch 
BoUen  dergleichen  Abgaben  för  jetzt  nur  auf  folgende  inländische  und 
gleichnamige  vereinsländische  Erzeugnisse,  als:  Branntwein,  Bier,  Es- 
sig ,  Malz ,  Wein ,  Most ,  Cider  (Obstwein) ,  Mehl  und  andere  Mühlen- 
fabrikate,  desgleichen  Backwaren,  Fleisch,  Fleischwaaren  und  Eett 
gelegt  werden  dürfen.  Für  Branntwein,  Bier  und  "Wein  sind  bestimmte 
Maximalsätze  festgesetzt,  bis  zu  welchen  in  den  Vereinsstaaten  eine  Be- 
steuerung derselben  für  Kechnung  des  Staats  soll  stattfinden  können. 

Was  nun  zunächst  die  Abgaben  von  Wein  betrifft,  so  zahlten  nach 
dem  Gesetz  über  den  Zoll  und  die  Ferhrauchssteuern  von  ausländischen 
Waaren  vom  26.  Mai  1818  in  den  östlichen  Provinzen  Weine  und  hfnsi 
in  Fässern:  1)  fremde  aller  Art,  pro  Eimer  von  60  Quairt  1  Thlr.  Ein- 
gan gszoU  und  pro  Quart  3  Ggr.  3  Pf.  Verbrauchssteuer;  2)  aus  den  west^ 
liehen  Provinzen,  beim  TJebergang  in  die  östlichen  Provinzen  einen  Nach- 
schuBs  von  1  Ggr.  Verbrauchssteuer  pro  Quart;  feine  Weine  in  Flaschen 
zahlten  pro  Centner  1  Thlr.  Eingangszoll  und  nach  der  Wahl  des  Steuern- 
den entweder  pro  Pfiind  1  Ggr.  3  Pf.  oder  pro  Quart  4  Ggr.  Verbrauchs- 
steuer. In  den  westb'chen  Provinzen  zahlten  Weine  und  Most  in  Fassem : 
1 )  fremde  aller  Art  in  Fässern  pro  Eimer  \  Thlr.  Eingan^zoll  und  pro  Quart 
2  Ggr.  3  Pf.  Verbrauchssteuer,  doch  zahlten  Franken-,  Pfalzer-  und 
Bheinweine  und  Most,  welche  über  die  Grenze  mit  Baiem,  Darmstadt 
und  !N'assau  zu  Lande,  oder  auf  dem  Ehein  zwischen  Bingen  und  Ehren- 
breitstein  eingingen,  nur  1  Ggr.  3  Pf.  Verbrauchssteuer;  feine  Weine 
in  Flaschen  pro  Centner  \  Thlr.  Eingangszoll  und,  nach  der  Wahl  des 
Steuernden,  entweder  pro  Pftind  1  Ggr.  3  Pf.  oder  pro  Quart  4  Ggr. 
Verbrauchssteuer.  Die  besondere  Verbrauchssteuer  hörte  mit  dem  Jahre 
1822  auf  und  der  Eingangszoll  von  Wein  und  Most  betrug  pro  Centner: 
in  die  Östlichen  Provinzen  eingehend  8  Thlr. ;  in  die  westlichen  Provin- 
zen eingehend  6  Thlr.;  aus  den  westlichen  Provinzen  beim  XTebergang 
in  die  östlichen  Provinzen  \\  Thlr.  ^).  Mit  dem  Jahre  1831  wurde  der 
Eingangszoll  auf  Wein  und  Most  ohne  Unterscheidungen  auf  8  Thlr. 

1)  Am  23.  Mai  1824  schrieb  Vartihagen:  Unser  Kriegsminister  Herr  von  Hacke 
wird  als  der  grösste  Weinhändler  hier  gerühmt;  er  soll  das  Mittel  besitzen-,  den  Wein 
zollfrei  einzubringen ,    und  bezieht  daher  ungeheure  Quantitftten ,    die  er  mit  unge- 
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pro  Centner  festgesetzt;  und  von  1846  an  kam  Cider  auf  denselben 
Satz.  Wein  and  Most,  auch  Cider,  in  Passern  eingehend,  wurde  yom 
1.  Juli  1853  ab  auf  6Thlr. ,  ferner  Wein  und  Most,  auch  Cider,  in 
Fässern  und  Flaschen  vom  1.  Juli  1865  ab  auf  4  Thlr.  gesetzt,  und  seit 
dem  1.  Juni  1868  beträgt  der  Zoll  nur  noch  2-|  Thlr.  pro  Centner,  je- 
doch für  Wein  aus  Ländern,  welche  den  ZoUyerein  nicht  gleich  dem 
meistbegünstigten  Lande  behandeln,  4  Thlr.  Dieser  Satz  wurde  im 
August  1870  auch  wieder  auf  Französischen  Wein  gelegt,  jedoch  nach 
einer  Bekanntmachung  des  BeicK^kanzleramts  vom  7.  Juni  1871  auf 
2-|  Thlr.  gesetzt.  Die  zur  Besteuerung  des  inländischen  Weins  1819  einge- 
führte, 1820  und  1834  veränderte,  ff'einmoststeuer  machte  es  nöthig,  dass 
die  Weinlese  und  Kelterung,  so  wie  die  Weinbestände  in  den  Gemeinden, 
in  welchen  noch  unversteuerter  Wein  vorhanden  war,  unter  Kontrole 
der  Steuerbehörden  gehalten  wurden.  Die  Steuer  betrug,  nach  Yerschie- 
denheit  der  örtlichen  Beschaffenheit,  1^  bis  ^Thlr.  für  den  Eimer  von 
60  Quart.  Die  Berechnung  der  Steuer  erfolgte  nach  dem  Maasse  des 
gewonnenen  Mostes  nach  Abzug  von  15  ^.  Im  Zollvereinsvertrage  von 
1833  wurde,  da  in  den  südlichen  Zollvereinsstaaten  der  Wein  einer 
Produktionssteuer  nicht  unterliegt,  eine  Ausgleichungsabgabe  und  zwar 
von  20  Sgr.  für  den  Centner  Traubenmost  und  von  25  Sgr.  für  den  Cent- 
ner Wein  festgesetzt.  Da  der  ausländische  Wein  mit  Eingangszoll  be- 
legt war,  so  scheint  es  der  sechsten  Begel  für  die  indirekte  Besteuerung 
(S.  488)  zwar  zu  entsprechen,  dass  der  inländische  Wein  mit  der  Wein- 
moststeuer belegt  war.  Aber  diese  war  doch  oft  recht  hart  und  verur- 
sachte viele  Hemmungen  des  inländischen  Weinbaues.  XJeberdies  musste 
sie  öfters  theilweise  oder  auch  ganz  erlassen  werden  und  war  finanziell 
nic]^t  von  Bedeutung.  Nach  dem  Etat  für  1867  betrug  die  Steuer  vom 
inländischen  Weinbau  nur  142,000  Thlr.  und  die  üebergangsabgabe  von 
Wein,  Most  und  von  Taback  zusammen  232,000  Thlr.  Das  Gesetz  vom 
15.  April  1865  hob  endlich  die  Steuer  von  dem  im  Lande  erzeugten 
Wein  ganz  auf  und  der  Finanzminister  ordnete  am  8.  Mai  1865  an, 
dass  auch  von  dem  in  Baiem,  Würtemberg,  Baden,  dem  Grossherzog- 
thum  Hessen ,  Nassau  und  im  Gebiet  der  freien  Stadt  Frankfurt  erzeug- 
ten Traubenmost  und  Wein  eine  Üebergangsabgabe  nicht  femer  erhoben 
werden  sollte.  Dieser  Steuererlass  bringt  finanziell  keinen  Nacht^ieil, 
weil  auch  der  Zoll  vom  ausländischen  Wein  derart  heruntergesetzt  ist, 
dass  der  Verbrauch  bedeutend  zunehmen  und  der  Zollertrag  daher  all- 
mälig  und  dauernd  sich  steigern  muss  —  vorausgesetzt,  dass  bei  dem 
jetzt  massigen  ZoU  nicht  mehr  Weingrosshändlem  (ein  meines  Wissens 


meinem  Gewinn  absetzt.      Man  spricht  aber  von  dieser  and  ahnlichen  Sachen,    die 
man  ihm  vorwirft,  allgemein  mit  lauter  Missbilligung. 
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durch  kein  Gesetz  gerechtfertigter)  Zollrabat  von  20  §  bei  der  Einfuhr 
und  bei  der  Ausfuhr  überhaupt  irgend  eine  Zolkuriickzahlung  ge- 
währt wird. 

In  Frankreich,  dem  ersten  Weinlande  der  Welt,  wird  der  Wein 
durch  hohe  Staatssteuern  und  Octrois  (S.  467)  sehr  vertheuert.  Fran- 
zösische Weine  trank  man  1866  in  Algier,  wo  kein  Octroi  darauf  lastete, 
billiger  als  in  Frankreich.  Die  Weinzölle  in  England  sind  sehr  hoch, 
bringen  aber  auch  eine  bedeutende  Summe  ein.  Vielleicht  würde  eine 
erhebliche  Herabsetzung  des  Zolls  mit  der  Zeit  den  Verbrauch  so  stei- 
gern, dass  der  Ertrag  doch  nicht  geringer  würde.  Bekannt  ist  es,  dass 
in  England ,  so  wie  auch  in  Paris  mehr  Wein  getrunken  als  eingefdhit 
wird,  denn  —  es  wird  dort  viel  gemacht,  „sieht  aus  wie  Wein,  ist's 
aber  nicht." 

Eine  so  häufig  unbeachtete  oder  falsch  betrachtete  Folge  der  Eon- 
sumtionssteuem  ist  die ,  dass  sie  die  Konsumtion  selbst  und  den  Werth 
der  zu  konsumirenden  Produkte  yermindem.  Allgemein  bekannt  ist  es, 
dass  sonst  die  Konsumtion  des  Biers  weit  grösser  war  als  jetzt ,  aber 
kein  steuerbarer  Gegenstand  ist  von  Zeit  zu  Zeit  so  sehr  mit  Abgaben 
belegt  worden,  als  das  Bier,  und  die  Konsumtion  desselben  ist  dadurch 
unglaublich  vermindert  worden;  der  daraus  entstehende  Schade  trifft 
nun  nicht  bloss  den  Konsumenten,  der  bei  dem  jetzigen  Preise  dieses 
gesunden  Getränks  an  der  Quantität  und  an  der  Qualität  seine  Konsum- 
tion einschränken  muss,  sondern  er  trifft  alle  mit  diesem  sonst  wichti- 
gen Kahrungszweige  beschäftigte  Personen ;  diese  Abgabe  hat  das  Ge- 
werbe der  Brauer,  sonst  eines  der  wohlhabendsten  städtischen  Gewerbe, 
unbedeutend  gemacht,  sie  hat  dem  Boden,  der  das  rohe  Material  er- 
zeugte, einen  Ausweg  zum  Absätze  seiner  Produkte  entzogen,  und  da- 
durch der  Beproduktion  selbst  geschadet  und  sie  hat  uns  mit  Kaffee  und 
Thee,  mit  Wein  und  Branntwein  zu  unserm  Schaden  mehr  bekannt  ge- 
macht. Das  sagte  1805  Krug,  und  1846  berechnete  Dieterici  den 
durchschnittlichen  Bierrerbrauch  pro  Kopf  im  Preussischen  Staat  für 
1805  auf  15,  für  1831  auf  15,19  und  1842  auf  13,11  Quart.  Die  Be- 
steuerung des  Biers  erfolgt  nach  dem  Gesetze  vom  8.  Februar  1819  durch 
die  Brauwalzsteuer ,  indem  vom  Oentner  Malz  beim  Einmaisohen  des- 
selben -1  Thlr.  erhoben  werden.  Seit  dem  1.  Juli  1858  trat  insofern  eine 
Steuererhöhung  ein,  als  die  Steuer  nicht  mehr  vom  alten  Preussischen 
Centner,  sondern  yon  dem  neuen  etwas  kleineren  ZoUcentner  erhoben 
wird.  Die  Steuer  wird  yon  allem  eingemaischten  Malze  erhoben,  ohne 
Bücksicht,  ob  daraus  Bier  oder  Essig  erzeugt  wird.  Die  Versteuerung 
des  Braumalzes  muss  erfolgen,  beyor  die  Einmaischung  geschieht.  Wer 
in  Brauanlagen  lediglich  zum  Bedarf  seines  Hausstandes  zu  brauen  sich 
yerpfllchtet,  kann  die  Erlaubniss  dazu  gegen  Vorausbezahlung  einer  Ab- 
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findongssumme  auf  einen  beBtimmten  Zeitpunkt  erhalten.  Nach  den 
E.O.  Yom  2.  Juni  1827  und  17.  August  1831  sind  dergleichen  Abfin- 
dungen für  ländliche  Brauereien  auch  noch  in  etwas  weiterem  UmÜEinge 
gestattet.  Die  Yerfertigung  des  Haustrunkes  in  gewöhnlichen  Koch- 
kesseln ist  von  der  Steuerentrichtung  ganz  frei ,  wenn  die  Zubereitung 
allein  zum  eigenen  Bedarf  in  Familien  yon  nicht  mehr  als  10  übervier- 
zehnjahrigen  Personen  geschieht.  Nach  dem  Zolltarif  yon  1870  beträgt 
der  Einfuhrzoll  pro  Centner  von  Bier  aller  Art  und  Metk  \  Thlr. ,  von 
Eisig  aller  Art  in  Fässern  \\  Thlr.,  von  Essig  in  Haschen  oder  Kru- 
ken 4  Thlr.  y  von  Hopfen  ^\  Thlr.  Inländischer  Hopfen  unterliegt  kei- 
ner Abgabe.  In  Bezug  auf  die  Braumalzsteuer  stand  Preussen  in  einem 
Verbände  mit  einigen  ZoUvereinsstaaten,  und  von  dem  aus  dem  übrigen 
Zollverein  eingeführten  Bier  wurde  eine  Uehergangsabgabe  von  ^  Thlr. 
pro  Centner  erhoben.  Eine  Bekanntmachung  des  Finanzministers  vom 
1.  Mai  1867  bewilligte  —  abweichend  von  der  in  dem  Gesetz  von  1819 
aufgestellten  Kegel,  dass  bei  Versendungen  in  das  Ausland  Fergntungen 
der  Gefalle,  und  zwar  weder  der  Braumalzsteuer,  noch  auch  der  Brannt- 
weinsteuer oder  der  Tabacksblättersteuer  nicht  stattfinden  —  für  die 
Ausfuhr  von  Bier  eine  Steuervergütung  von  3  Sgr.  für  den  Centner 
Brutto,  aber  nur  inländischen  Brauern,  für  deren  Eechnung  die  Ausfiihr 
erfolgen  soll.  Dergleichen  Steuervergütungen  erschweren  und  verwickeln 
die  Steuerverwaltung,  machen  sie  also  theurer  und  führen  leicht  zu 
Ünterschleifen  und  Defraudationen ,  sind  wahrlich  bei  einer  so  massigen 
Steuer,  wie  die  Braumalzsteuer  doch  ist,  nicht  erforderlich  und  feuiden 
auch  früher  nicht  statt.  Die  Braumalzsteuer  wurde  1867  in  den  1866 
erworbenen  Landestheilen  und  im  Jadegebiet,  femer  1868  und  1869 
in  verschiedenen  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  und  Ge- 
bietstheilen  eingeführt. 

Das  Einkommen  aus  der  Braumalzsteuer,  welches  nach  Hoffmann 
18||  jährlich  im  Durchschnitt  1,288,926  Thlr.  betrug,  war  für  1860 
nur  zu  1,044,700  Thlr.  veranschlagt.  Die  Braumalzsteuer  und  lieber- 
gangsabgabe  von  Bier  standen  im  Etat  für  1860  mit  1,203,000  Thlr., 
für  1867  mit  1,830,000  Thlr,,  endlich  für  1870  mit  2,270,000  Thlr. 
Davon  gehen  ab 

a)  Bonificationen 10,000  Thlr. 

b)  Ablieferung  an  die  Bundeskasse    .  1,919,500     -       1,929,500     - 

bleiben "!     \     ',     \     \     .      340,500     - 

Der  Haushaltsetat  des  Norddeutschen  Bundes  für  1870  führt  in  seiner 
Einnahme  unter  den  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  aus  dem  Zollverein 
an  Braumalzsteuer  und  uehergangsabgabe  von  Bier  2,737,650  Thlr.  aufl 
Was  hiemach  die  Preussische  Eegierung  und  der  Norddeutsche  Bund 
von  der  Besteuerung  des  Bierverbrauchs  beziehen,  ist  verhältnissmässig 
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nur  gering  gegen  das ,  was  die  Eegiemng  des  Britischen  Reiches  durch 
die  MaLsaccise  (S.  489)  erlangt.  Eine  Erhöhung  unserer  Braumaksteaer 
dürfte  indessen  doch  nicht  zu  empfehlen  sein,  da  Alles  vermieden  wer- 
den musB,  was  den  Bierrerbrauch  beschränken  und  den  BranntweinTer- 
brauch  vermehren  könnte  ^). 

Yen  den  inneren  Steuern  sind  die  Branntweinsteuer  und  die  Zucker- 
steuer (§.  51)  als  die  wichtigsten  anzusehen.  An  sich  sind  Yerbraachs- 
steuern  von  Branntwein  und  in  geringer  Höhe  auch  von  Zucker  nicht  zu 
verwerfen,  wenn  die  Eegierung  nämlich  so  viel  Ausgaben  machen  zu 
müssen  glaubt,  dass  sie  durch  direkte  Steuern  allein  die  Mittel  dazu 
nicht  erlangen  kann.  Bei  uns  Verstössen  aber  diese  Steuern  dadurch  ge- 
gen die  zweite  Regel  für  indirekte  Besteuerung  (S.  487),  dass  sie  nicht 
von  devi^  zum  Y orbrauch  fertigen  Fabrikat ,  sondern  schon  bei  dem  An- 
fang der  Fabrikation  vom  Rohstoff  gezahlt  werden,  dadurch  also  den 
Preis  für  den  Yerbraucher ,  und  zwar  in  einem  der  Staatskasse  keines- 
weges  zu  Gute  kommenden  Maasse  erhöhen.  Es  hat  fast  den  Anschein, 
als  wenn  in  Preussen  die  Abgaben  von  den  Spirituosen  und  den  Süssig- 
keiten  nicht  so  sehr  zur  Füllung  der  Staatskassen,  als  vielmehr  im  In- 
teresse der  grossen  Spiritusfabrikanten  in  den  östlichen  Provinzen  und  der 
Runkelrübenzuckerproduzenten  normirt  wären.  In  der  Sitzung  des  Abge- 
ordnetenhauses vom  13.  Dezember  1866  hatte  Michaiis  gesagt:  „Ich 
wiU  mich  hier  für  heute  darauf  beschränken,  auf  zweierlei  indirekte  Ab- 
gaben aufmerksam  zu  machen,  weichet  einträglichen  Reformen  theils 
durch  Erleichterung,  theils  durch  zweckmässigere  Erhebung  unterwor- 
fen werden  können.  Ich  habe  schon  darauf  aufmerksam  gemacht,  daas 
es  an  der  Zeit  sei,  bei  der  Zuckerabgabe  eine  Ermässigung  vorzunehmen, 
denn  mit  einer  Konsumtion  von  10  Pfund  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
sind  wir  in  der  That  hinter  anderen  Kulturvölkern  zu  weit  zurückge- 
blieben, als  dass  wir  nicht  einsehen  sollten,  die  Steuer  ist  für  unsere 
Yerhältnise  zu  hoch.  Wir  müssen  dies  um  so  mehr  annehmen,  als  un- 
sere Rübenzuckerproduktion  eine  Expansivkraft  beweist,  die  wahrhaft 
wunderbar  ist,  dass  sie  bei  einer  Ausjßihrbonifikation ,  die  nach  ihren 
eigenen  Angaben  die  Steuer  nicht  decken  soll,  dennoch  bereits  ezpor- 
tirt.  Ich  meine  nun,  dass  die  Bewegung,  welche  bisher  in  der  Reform 
der  Zuckerproduktion  vor  sich  ging ,  dass  nämlich  zunächst  die  Rüben- 
steuer beträchtlich  erhöht  wurde,  damit  der  Staat  das  Einkommen  ge- 
nösse, welches  sonst  von  den  Konsumenten  an  die  Rübenzuckerprodu- 
zenten bezahlt  wurde,    dass  man  dann  den  ZoU  fax  den  fremden  Zucker 


1)  Vocke  a.  a.  O.  S.  390  meint,  es  sei  mit  aller  Bestimmtheit  anzunehmen, 
dass  die  Absicht ,  dem  Branntwein  durch  hohe  Steuern  entgegenzuwirken  —  wenn 
überhaupt  —  nur  bei  fceiUrer  Herabutzttng  der  Malsuteuer^  namentlieh  in  England, 
erreicht  werden  könne. 
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herabsetzte  —  dass  diese  Bewegung  dadurch  jetzt  fortzusetzen  sei ,  dass 
man  mit  beiden ,  mit  der  Steuer  von  der  inländischen  Zuckerproduktion 
und  dem  Zoll  für  den  ausländischen  Zucker  herabgehe.  Ich  meine,  dass 
diese  Reform  mit  einer  zweiten ,  wenn  es  irgend  möglich,  zu  yerbinden 
wäre,  welche  unsere  inländische  Zuckerproduktion  zu  einer  wesentlich 
ertragreicheren  und  wesentlich  wirthschaitUch  einträglicheren  machen 
würde.  Wir  besteuern  nämlich  bei  den  Hüben  das  Eohprodukt,  und 
die  Folge  dayon  ist,  dass  wir  einmal  die  Steuer,  welche  der  Zucker 
selbst  trägt,  nicht  genau  berechnen  können,  dass  femer  nur  die  zucker- 
reichsten Rüben  zur  Zuckerproduktion  benutzt  werden  können,  dass 
endlich  aus  den  Rüben  der  Zucker  in  einem  Grade  extrahirt  wird,  dass 
lediglich  in  Folge  dieser  Form  die  Steuer  der  Zuckerproduktion  selbst 
eine  verhältnissmässig  theurere  ist.  Würde  die  Zuckersteuer  statt  von 
dem  Rohmaterial  yon  dem  Fabrikat  erhoben ,  so  würden  auch  Rüben 
yon  minderem  Zuckergehalt  zur  Zuckerbereitung  gebraucht  werden ,  und 
es  würde  auf  der  andern  Seite  der  letzte  Rest  yon  Zuckergehalt,  der 
jetzt  mit  yieler  Mühe  extrahirt  wird,  weit  wirthschaftlioher  zum  Yieh- 
futter  gebraucht  werden  können.  Die  Reform  ist  allerdings  nicht  leicht, 
nicht  nur  in  Betreff  der  wirthschaftlichen  Ausnutzung  des  Bodens  und 
der  aus  dem  Boden  gewonnenen  Rüben ,  sie  ist  auch  wichtig  für  die 
Zuckerproduktion  selbst.  Nur,  wenn  das  Fabrikat  besteuert  wird,  kann 
eine  wirkliche  Yergütnng  der  gezahlten  Steuer  beim  Export  in  ihrem 
yollen  Betrage  eintreten,  weil,  wenn  die  Rüben  besteuert  werden,  im- 
mer die  Exportyerg^tigung  nur  nach  den  yorausgesetzten  günstigsten 
Bedingungen  der  Rübenzuckererzeugung  bemessen  werden  kann.  Dieselbe 
Reform  ist  auch  auf  einem  andern  Gebiete,  in  Bezug  auf  eine  andere 
Steuer  angeregt,  und  es  haben  darüber  bereits  im  Landesökonomiekol- 
legium  sehr  eingehende  Debatten  stattgefunden,  nämlich  bei  der  Spiri- 
tusbesteuerung. Bei  dieser  ist  die  Schwierigkeit ,  meiner  Ansicht  nach, 
ungleich  grösser  und  zwar  yorzugsweise  deshalb,  weil  bei  uns  der  Bren- 
nereibetrieb noch  ein  sehr  decentralisirter  ist ,  weil  wir  sehr  yiele  weit 
über  das  Land  yerbreitete  Brennereien  haben,  zum  Theil  noch  eine 
grosse  Anzahl  landwirthschafüicher  Brennereien ,  die  gewissermaassen 
einen  Bestandtheil  des  landwirthschafÜichen  Betriebes  bilden.  Indessen 
auch  bei  diesen  wird  man  die  gleiche  Reform  im  Auge  behalten  müssen 
und  zwar  hauptsächlich  aus  dem  Grunde ,  weil  auch  hier  die  Besteue- 
rung der  Maische  zur  Folge  hat,  dass  solche  Erzeugnisse,  welche  im 
Verhältnisse  zu  ihrem  Umfange  wenig  spiritushaltig  sind,  nicht  einge- 
maischt werden,  dass  also  Erzeugnisse,  welche  zur  menschlichen  Nah- 
rung geeigneter  sind ,  zur  Spiritusfabrikation  benutzt  werden ,  während 
solche  Erzeugnisse,  welche  zur  Ernährung  yon  Menschen  und  Yieh  min- 
der geeignet  sind  und  sonst  noch  zur  Spiritusfabrikation  benutzt  wer- 
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den  könnten ,  nicht  dazu  verwendet  werden.  Ich  glaube ,  auch  diese 
Reform  würde  schliesslich  der  betreffenden  Produktion  zu  Gute  kom- 
men." Als  1867  auf  dem  Hamburger  Kongress  Deutscher  Volkswirthe 
über  die  Vereinfachung  des  Zolltarifs  im  wirthschaftlichen  und  finanziel- 
len Interesse  berathen  wurde,  gab  ich  dem  Berichtserstatter  Michaelis 
anheim,  ob  er  nicht  in  der  von  ihm  beantragten  Besolution,  statt 
im  Allgemeinen  von  einer  „rationelleren  Anordnung"  der  Zoll*  und 
Steuersätze  von  Zucker  zu  reden,  hinzusetzen  wolle,  dass  die  Besteue- 
rung des  Spiritus  und  Zuckers  künftig  von  dem  Eabrikate  erfolgen  möge^ 
Er  ging  darauf  nicht  ein,  obgleich  er  zugestanden  hatte,  dass  sich 
eine  Eogulirung  der  Eübensteuer  empfehle,  welche  in  der  Einfuhrung 
der  Eabrikatsteuer  anstatt  der  Besteuerung  des  Rohstoffes  bestände ,  und 
dass  eine  solche  Reform,  wenn  gleichzeitig  die  Branntweinsteuer  in  eine 
Eabrikatsteuer  verwandelt  und  dadurch  dem  Produzenten  die  Möglichkeit 
gewährt  würde,  bei  schlechter  Konjunktur,  statt  Zucker  Spiritus  zu  be- 
reiten, eine  wahre  Goldgrube  ßir  die  Finanzen  sein  würde. 

In  Preussen  sollte  die  Steuer  von  Branntwein  ^)  nach  dem  Gesetz 
vom  8.  Eebruar  1819  durch  einen  Blasenzins  in  dem  Maasse  erhoben 
werden,  dass  von  jedem  Quart  Branntwein  zu  50^  Alkohol  nach  dem 
Alkoholometer  von  TraUes ,  welcher  bei  dem  als  Regel  angenommenen 
Betriebe  gewonnen  werden  kann,  1  Ggr.  3  Pf.  entrichtet  wird.  Als 
Regel  wurde  angenommen,  dass  der  in  24  Stunden  erzeugte  Branntwein 
von  50^  Alkohol  sich  zum  Blasenraum  wie  1  zu  4  verhält,  wonach  der 
Blasenzins  1  Ggr.  3  Pf.  auf  4  Quart  Blaseninhalt  für  jene  Zeit  beträgt. 
Bei  schnellerem  Betriebe  wurde  der  Blasenzins  verhältnissmassig  erhöht. 
Bei  kleineren  und  abgelegenen  Brennereien  war  eine  Eization  des  Bla- 
senzinses zulässig.  Genaue  Kontrolen  des  ganzen  Gewerbes  und  aller 
Gewerbslokalien  fanden  fortwährend  statt.  Bald  entstand  nun  ein  sol- 
cher Wetteifer  in  Verbesserung  der  Destillirapparate ,  dass  es  schwierig 
wurde,  demselben  durch  Schätzungen  zu  folgen;  auch  zeigte  sich  der 
Blasenzins  nicht  ganz  anwendbar  auf  den  Betrieb  der  sehr  unvollkom- 
menen kleinen  Brennereien ,  welche  den  als  Regel  angenommenen  Ea- 
brikationssatz  oft  nicht  einmal  erreichen  konnten. 

Daher  wurde  schon  durch  Regulativ  vom  1.  Dezember  1820  eine 
andere  Erhebungsart,  die  Maischsteuer  (Maischbottichsteuer) ,  angeord- 
net. Man  nahm  an,  dass  in  einem  Gefasse  von  25  Quart  Raum  aus 
mehligen  Substanzen  durch  Gahrung  so  viel  Weingeist  entwickelt  werde, 
als  zum  Gewinn   eines]  Quarts  Branntwein  von  50^  Alkohol  erfordert 


1)  Vergl.  J.  G.  Hoffmann ^  Lehre  von  den  Steuern.  8.  276  sqq.  Derselbe,  die 
Befugniss  zum  Gewerbebetrieb.  1841.  S.  426  sqq.  E.  Engel,  die  Branntweinbren- 
nerei in  ihren  Beziehungen  zur  Landwirthschaft ,  zur  Steuer  und  zum  djflTentlichen 
Wohl.  1853.     H.  Jarike,  die  direkte  Besteuerung  des  Spiritus.  1861. 
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wird.  Da  die  Steuer  yom  Quart  Branntwein  1  Ggr.  3  Pf.  betragen  sollte, 
80  war  von  20  Quart  Maischraum  an  Steuer  1  Ggr.  zu  entrichten.  Nach 
der  E.O.  yom  10.  Januar  1824  soUte  die  Steuer  von  der  Bereitung  des 
Branntweins  aus  Getreide  oder  mehligen  Substanzen,  ohne  Unterschied 
der  Stärke  oder  Bestimmung  desselben,  von  den  zur  £inmaischung  oder 
Grährung  der  Maische  benutzten  Gefassen  mit  1  Sgr.  6  Pf.  fiir  jede 
20  Quart  ihres  Eauminhalts  und  für  jede  Einmaischung  erhoben  wer- 
den. Landwirthschaftliche  Brennereien ,  die  nur  yom  1 .  Noyember  bis 
1.  Mai  im  Gange  sind,  nur  aus  selbstgewonnenen  Erzeugnissen  bren- 
nen und  an  Einem  Tage  nicht  über  200  Quart  Bottichraum  zum  Ein- 
maischen ansagen,  entrichten  yon  20  Quart  Maischraum  nur  1  Sgr.  4  Pf. 
Für  die  Branntweinbereitung  aus  anderen  als  mehligen  Substanzen  sollte 
statt  des  Blasenzinses  eine  gleiohmassige  Steuer  yon  der  zu  yerarbeiten- 
den  Substanz  nach  deren  Quantität  festgesetzt  und  erhoben  werden. 
Die  weiter  fortgeschrittene  Yeryollkommnung  des  Yerfkhrens  bei  der 
Gährung  und  überhaupt  die  Verbesserung  der  ganzen  Fabrikation,  wo- 
durch für  die  grössten  und  besten  Brennereien  die  Steuer  am  niedrigsten 
wurde,  gab  Anlass,  die  Steuer  mehrmals  zu  „berichtigen",  d.  h.  zu  er- 
höhen, und  so  ist  nach  dem  Gesetz  yom  19.  April  1854  seit  dem  1.  August 
1856  der  allgemeine  Satz  der  Maischsteuer  für  jede  20  Quart  der  zur 
Einmaischung  oder  Gährung  der  Maische  benutzten  Gefasse  und  für  jede 
Einmaischung  3  Sgr.,  und  der  Satz  für  landwirthschaftliche  Brennereien, 
welche  nur  yom  1.  November  bis  16.  Mai  einschliesslich  im  Betriebe  sind, 
nur  selbstgewonnene  Erzeugnisse  yerwenden  und  an  einem  Tage  nicht 
über  900  Quart  Bottiohraum  bemaischen,  für  20  Quart  Maischraum 
2  Sgr.  6  Pf. 

Nach  dem  Gesetz  yom  8.  Februar  1819  sollten,  wie  schon  (S.  569) 
erwähnt,  f^ergiUungen  der  Gefälle  bei  Yersendungen  in  das  Ausland  in 
der  Regel  nicht  stattfinden ,  doch  waren  Ausnahmen  yorbehalten ,  die 
auch  in  Bezug  auf  Branntwein  gemacht  worden ,  und  die  nach  dem  Ge- 
setze yom  19.  April  1854  fortbestehen  bleiben  konnten.  Die  Verord- 
nung yom  26.  Noyember  1855,  welche  die  Steueryergütung  bei  der  Aus- 
fuhr bis  auf  Weiteres  yerbot,  wurde  durch  die  Verordnung  yom  18.  August 
1856,  yom  1.  Noyember  ej.  ab  ausser  Kraft  gesetzt.  Der  Finanzmi- 
nister setzte  die  Steueryergütung  bei  der  Ausfuhr  inländischen  Brannt- 
weins für  das  Quart  zu  50-^  Alkohol  nach  Tralles  am  29.  August  ej.  auf 
10  Pfennige  fest,  erhöhte  den  Satz  aber  am  3.  Juli  1867  auf  1 1  Pfennige. 

Was  den  Einfuhrzoll  yon  ausländischem  Branntwein  betrifft,  so  be- 
trug er  per  Centner  yon  1822  an  für  Branntwein  aller  Art,  auch  Arak, 
Eum,  Franzbranntwein  und  yersetzte  Branntweine  8  Thlr.  Von  1843 
an  wurde  Presshefe  mit  demselben  ZoU  belegt;  yon  1846  an  auch  Hefe 
aller  Art  mit  Ausnahme  der  Bier-  und  Weinhefe.     Franzbranntwein 
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wurde  von  1846  an  auf  16  Thlr.  erhöht,  yom  1.  Juli  1853  ab  aber 
wieder  auf  8  Thlr.  heruntergesetzt.  Yom  1.  Angust  1854  an  wurde 
Hefe  aller  Art  mit  Ausnahme  der  Bier  -  und  Weinhefe  auf  1 1  Thlr.  er- 
höht. Endlich  wurde  vom  1.  Juli  1865  an  der  Zoll  für  Branntwein  aller 
Art,  auch  Arak ,  Bum ,  Franzbranntwein  und  versetzte  Branntweine  in 
Eässern  und  Flaschen  auf  6  Thlr.  heruntergesetzt.  Bei  der  Einfohr  zoll- 
yereinsländischen  Branntweins  wird  in  Preussen  eine  Vebergangsabgabe 
von  6  Thlr.  für  das  Ohm  (Preussisch)  bei  50  ^  Alkohol  nach  Trallea  ge- 
zahlt, d.  h.  18  Pfennige  pro  Quart 

Als  die  Branntweinbrennerei  in  den  Städten  steuerpflichtig,  auf 
dem  Lande  aber  noch  steuerfrei  war,  wurde  sie  als  ein  ländliches  Ne- 
bengewerbe lohnend.  Anfangs  verwendete  man  hauptsächlich  Getreide, 
besonders  Eoggen;  der  Verkauf  des  Branntweins  bezahlte  überreichlich 
den  Aufwand  an  Körnern  und  BrennmateriaL.  Der  grösste  TheiL  des 
nährenden  Stoffs  verblieb  in  dem  Eückstande  vom  Destilliren  und  gab 
ein  kräftiges  Futter  für  Mastochsen  und  Milchkühe ,  welches  man  durch 
dies  Verfahren  kostenfrei  gewann.  So  konnte  man  einen  beträchtlichen 
Viehstand  reichlich  ernähren,  ohne  dem  Getreidebau  Land  zum  Anbau 
von  Futtergewächsen  zu  entziehen.  Die  nächste  Folge  davon  war  eine 
stärkere  Düngung,  welche  nicht  nur  den  Boden  so  weit  verbesserte,  dass 
auch  lohnendere  Gewächse,  besonders  Oelfrüchte,  kräftig  darauf  ge- 
diehen. Güter,  die  ihr  Getreide  nur  auf  entfernten  Märkten  absetzen 
konnten,  gewannen  auch  dadurch,  dass  der  Branntwein  viel  leichter  zu 
verführen  ist  als  Getreide.  So  konnten  denn  grössere  Landwirthe  bei 
der  Brennerei  besonders  dann  Vortheil  haben,  wenn  ihnen  die  Berech- 
tigung dazu,  wie  Kegel  war,  ausschliesslich  zustand.  Dabei  verfiel  die 
städtische  Brennerei  beinahe.  Für  die  landliche  entstand  einige  Verle- 
genheit um  Absatz,  wenn  das  Branntweintrinken  nicht  zunahm.  Sobald 
auch  sie  besteuert  wurde  und  der  1819  eingeführte  Blasenzins  eine  Be- 
lohnung auf  den  möglichst  besten  Gebrauch  der  Zeit  setzte ,  überboten 
sich  die  grossen  Brennereien  in  Anwendung  zeitersparender  Einrichtun- 
gen derart,  dass  die  kleineren  nicht  folgen  konnten.  Als  durch  Einfuh- 
rung der  Maischsteuer  der  Baum  besteuert  wurde ,  konnten  die  kleine- 
ren Brennereien  zwar  etwas  besser  mit  den  grösseren  konkurriren,  aber 
doch  nicht  nachkommen ,  wenn  sie  nicht  in  der  Steuer  begünstigt  wur- 
den oder  sehr  bestrebt  waren ,  den  Absatz  ihres  Produkts  ganz  in  der 
Nähe  zu  erlangen  und  das  Branntweintrinken  zu  vermehren.  Die  grosse 
Vermehrung  der  ländlichen  Brennereien  vermehrte  das  Branntweintrin- 
ken; und  dadurch,  dass  die  kleineren  Brennereien  in  der  Steuer  begün- 
stigt sind,  wird  es  gehindert,  dass  die  Brennerei  sich  mehr  von  der 
Landwirthschaft  trennt  und  ein  selbstständiges,  nur  in  grossem  Um&nge 
lohnend  betriebenes  Gewerbe  wird,  dessen  Erzeugniss  in  der  Feme  und 
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auch  im  Aaslande  Absatz  findet.  Hoffmann  hatte  schon  1841  die  Mei- 
nung ausgesprochen,  dass  die  Steuerbegünstigung  der  kleinen  Brenne- 
reien aufhören  müsste. 

Auch  Engel  ist  gegen  die  Begünstigung  der  kleinen  Brennereien 
und  glaubt,  dass  sie  das  Branntwein  trinken  yermehren.  Kach  seiner 
Meinung  wirft  der  Brennereibetrieb  bei  normalen  Preisen  einen  mer- 
kantilen Gewinn  nicht  ab  und  der  Eeinertrag  des  Bodens  im  Dienste  der 
Brennerei  ist  nur  ein  massiger.  Kicht  des  Branntweins  wegen  treibt 
der  Deutsche  Landwirth  die  Brennerei  aus  Kartoffeln,  sondern  er  brennt 
Branntwein,  um  das  erforderliche  Mastfutter  zu  gewinnen,  um  mehr 
Bindvieh  halten  zu  können ,  dadurch  mehr  Milch,  Butter,  Ease,  Pleisch 
zu  erzielen ,  und  um  mehr  Dünger  zu  gewinnen  und  dadurch  das  Land 
besser  befruchten  zu  können.  Ein  Stück  Land  gewährt  übrigens  im 
Dienst  der  Kartoffelbrennerei  mehr  als  doppelt  so  hohen  Reinertrag,  wie 
im  Dienst  der  Getreidebrennerei.  Steuerliche  Begünstigungen  der  länd- 
lichen Getreidebrennereien  sind  hiemach  gar  nicht  gerechtfertigt,  weil 
bei  ihnen  von  einer  höheren  Bodennutzung  und  darum  von  rortheilhaf- 
ter  Rückwirkung  auf  die  Landwirthschaft  nicht  die  Bede  sein  kann.  Und 
wo  die  Kartoffel  als  menschliche  Nahrung  gut  zu  yerwerthen  ist,  ist  bei 
der  Kartoffelbrennerei  wahrscheinlich  kein  rechter  Yortheil,  also  auch 
kein  Grund  zur  Begünstigung  der  kleinen  Kartoffelbrennereien.  In 
dünnbevölkerten  Gegenden  bei  grossen  Güterkomplexen  mit  schlechtem 
Boden  sind  dagegen  Kartoffelbrennereien  am  rechten  Orte,  und  zwar 
solche  von  grossem  Umfange ,  da  diese  yerhältnissmässig  grössere  Yor- 
theile  bringen,  als  die  kleinen  Anstalten. 

Der  Betrieb  der  Brennereien  hat  sich  im  Lauf  der  Zeit  sehr  yer- 
Tollkommnet.  Der  jährliche  Gesammtinhalt  des  yersteuerten  Maischbot- 
tichraums hat  sich  erheblich  vermindert  und  dennoch  ergiebt  die  Brannt- 
weinproduktion über  das  Dreifache  von  dem  Erlöse  früherer  Jahre  aus 
dem  zur  Versteuerung  gebrachten  Baume.  Andererseits  dagegen  ver- 
steuert die  Branntweinproduktion  dem  Baume  nach,  den  sie  zur  Erzeu- 
gung des  Fabrikats  aufwendet,  nahezu  ein  Drittel  weniger,  als  dies  in 
den  20ger  und  30ger  Jahren  geschehen  ist.  Aus  möglichst  wenig  Maisch- 
raum wird  möglichst  viel  Spiritus  extrahirt.  Das  übermässig  dicke  Ein- 
maischen wurde  besonders  seit  den  Steuererhöhungen  von  1838  und  1854 
üblich.  Aber  die  Steuerverwaltung  kontrolirt  auf  das  Strengste  und  im 
grössten  Detail  die  Branntweinbereitung  dreifach ,  bei  der  Hefenberei- 
tung ,  dann  in  den  Bottichen  selbst  und  nachher  in  den  Destillirappara- 
ten,  und  jede  Yemachlässigung  einer  Formalität  ist  mit  hohen  Strafen 
bedroht.  Wie  1854  bekannt  wurde,  zahlte  18^^  durchschnittlich  1  Quart 
Spiritus  zu  50  ^  TraJles  in  den  östlichen  Provinzen  8 — 9  Pf. ,  in  der 
Bheinprovinz   10|  Pf.  und  in  "Westphalen  13^  Pf ,    und  es  wurde  be- 


576  DRITTES  KAPITEL.     STEÜEBN. 

rechnet,  dass  bei  deo  jetzigen  Steuersätzen  die  Steuer  pro  Quart  Spiii- 
tuß  von  50^  Tralles  bei  hohem  Spiritusgewinn  nur  10  P£,  bei  geringem 
Spiritusgewinn  dagegen,  also  in  den  nnyollkommneren  Brennereien, 
1 8  Ff.  beträgt.  Daher  kam  schon  Tor  einem  Jahrzehent  die  Abschaf- 
fung der  Maischbottichsteuer  und  die  Ersetzung  derselben  durch  eine 
Steuer  vom  Spiritus  in  Vorschlag.  Die  direkte  Besteuerung  des  Fabri- 
kats fand  Janke  in  vieler  Beziehung  empfehlenswerth ,  wenn  auch  die 
Ausfuhrung  praktische  Schwierigkeiten  darböte,  namentlich  in  Bezug 
auf  die  Spiritusmesser  und  auf  die  Kontrolvorschrifken.  Jedenfalls  würde 
die  Steuer  gleichmässiger  sein  als  jetzt.  Auch  die  Verwendung  von  man- 
cherlei Stoffen  zur  Spiritusfabrikation  würde  zulässig  sein,  die  bei  der 
Maischsteuer  mit  Vortheil  nicht  zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  wie 
kranke  Kartoffeln,  Runkelrüben,  Mohrrüben,  Mais,  Melasse.  Es  würde 
dann  die  Spiritusindustrie  nicht  so  viel  beaufsichtigt  zu  werden  brau- 
chen ;  die  Eontrole  würde  wahrscheinlich  auf  die  Destillirapparate  be- 
schränkt werden  können.  Nach  dem  Gesetz  von  1819  wollte  man  von 
1  Quart  Branntwein  zu  50  {  TraUes  1  Sgr.  6|^  Ff.  Steuer  erheben.  Janke 
schlug  nun  vor,  bei  der  Fabrikatsteuer  den  Satz  von  1  Sgr.  6|  Ffl  fest- 
zuhalten ,  dagegen  aber  statt  50  ^  jetzt  70  ^  Tralles  bei  12f  Grad  B^u- 
mur  als  Norm  aufzustellen.  Bei  einem  solchen  Satz  würden  nach  seiner 
Meinung  die  Besitzer  kleinerer  Brennereien  wahrscheinlich  weniger  Steuer 
zu  zalilen  haben ,  als  jetzt ;  und  auch  die  Besitzer  der  grössten  Anstal- 
ten, die  seither  verhältnissmässig  die  geringste  Steuer  zahlten,  dürften 
mit  der  vorgeschlagenen  Einrichtung  zufrieden  sein,  sofern  nur  die  jetzi- 
gen sehr  lästigen  Kontroivorschriften  gemildert  würden,  was  ausführ- 
bar sei;  endlich,  dass  der  Ertrag  der  Steuer  föx  die  Staatskasse  bei  der 
vorgeschlagenen  Einrichtung  geringer  werden  würde,  sei  nicht  wohl  an- 
zunehmen. 

In  den  Jahren  1867  und  1868  wurde  die  Freussische  Branntwein- 
steuer in  verschiedenen  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  und 
Gebietstheilen  eingeführt  und  ihr  Ertrag  fliesst  jetzt,  wie  schon  (S.  501) 
erwähnt,  zur  Bundeskasse.  In  den  Freussi  sehen  Etats  ist  die  Einnahme 
an  Branntweinsteuer  für  1860  zu  6,540,000  Thlr.  und  für  1867  zu 
7,480,000  Thlr.  verananschlagt ;  femer  für  1870  zu  1 1,922,400  Thlr. 
davon  gehen  ab 

Bonifikationen,  nicht  weniger  als      1,800,000  Thlr. 
Ablieferung  an  die  Bundeskasse  .     8,334,040     - 

10,134,040  Thlr. 

bleiben 1,788,360  Thlr. 

In  dem  Haushaltsetat  des  Norddeutschen  Bundes  für  1 870  steht  bei  den 
Einnahmen  unter  Zöllen  und  Verbrauchssteuern   von   dem  Zollverein 
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Branntweinsteuer  und  Uebergangsabgabe  von  Branntwein  mit  9,693,920 
Thlr.  aufgeführt. 

"Wenn  die  Eegierung  des  Vereinigten  Königreichs  im  Stande  ist,  von 
dem  Branntweinverbrauch  durch  die  Branntweinaccise  (S.  489)  67  Mill. 
Thaler  zu  erheben,  so  wird  man  schon  zugeben  müssen,  dass  die  Eng- 
lischen Finanzmänner  doch  viel  praktischer  sind,  als  die  unsrigen.  Be- 
sonders in  den  östlichen  Provinzen  des  Preussischen  Staates  (alten  Be- 
standes) sind  die  Spiritus  -  und  auch  die  Buben  Zuckerproduktion  eigent- 
lich aristokratische  Gewerbe.  Eine  für  den  Fiskus  einträgliche  Reform 
der  Branntwein-  und  Zuckersteuem  würde  ein  Preussischer  Finanzmi- 
nister, auch  wenn  er  zugleich  an  der  Spitze  der  RegieAmg  stände, 
schwerlich  durchsetzen  können,  wenn  er  nicht  die  Macht  hätte,  durch 
Berufung  neuer  Mitglieder  in  das  Herrenhaus  sich  in  diesem  eine  ihm 
sichere  Mehrheit  zu  schaffen.  Ein  Bundesfinanzminister  dagegen,  d.  h. 
ein  Bundeskanzler,  der  sich  nicht  fürchtete,  in  ein  Wespennest  zu  ste- 
chen und  den  Muth  fasste ,  von  dem  Beichstag  die  Genehmigung  zur 
Annahme  und  Einführung  des  Englischen  Systems  der  Branntwein  -  und 
Zuckerbesteuerung  zu  verlangen ,  auch  die  Energie  besässe ,  dies  Ver- 
langen durchzukämpfen,  würde  sich  um  die  Gerechtigkeit,  die  Sittlich- 
keit und  die  Finanzen  ein  Verdienst  erwerben.  Branntwein  und  Spiri- 
tus war  schon  lange  Zeit  in  grossem  Umfange  ausgeführt  worden ,  ohne 
dass  für  die  Ausfuhr  eine  Steuerbonifikation  erfolgte.  Dass  eine  solche 
nothwendig  ist,  lässt  sich  also  nicht  behaupten.  Nur  aus  Billigkeits- 
gründen würde  sich  eine  Bonifikation  rechtfertigen  lassen,  wenn  die  ge- 
zahlte Steuer  wirklich  eine  sehr  hohe  wäre.  Wenn  bei  der  Ausfuhr 
eines  Quarts  Branntwein  von  50  ^  Alkohol  1 1  Pf.  Steuerbonifikation  ge- 
währt wird  ]  so  setzt  dies  voraus ,  dass  die  Regierung  davon  wirklich 
1 1  Pfennige  und  natürlich  auch  die  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten, 
welche  zum  Vortheil  des  Fabrikanten  doch  nicht  der  Gesammtheit  der 
Steuerzahler  zur  Last  fallen  können  und  15  {  betragen  (S.  478),  also 
zusammen  12,65  Pfennig  Branntweinsteuer  erhalten  hatte.  Diese  Vor- 
aussetzung trifft  aber  nicht  zu.  Denn  die  Regierung  erhebt  ja  nicht 
eine  Steuer  vom  Branntwein ,  sondern  eine  Maischsteuer ;  und  was  von 
jedem  Quart  Branntwein  von  50  f  Alkohol  in  der  Gestalt  der  Maisch- 
steuer erhoben  ist,  lässt  sich  nicht  angeben.  Es  ist  sehr  verschieden, 
es  kann  mehr  als  12,65  Pfennige  sein,  oder  auch  weniger,  in  welchem 
Fall  in  der  Steuerbonifikation  noch  eine  Prämie  steckt,  welche  das  Volk 
als  ein  Geschenk  für  die  Spiritusj&ibrikanten  aufbringen  muss.  Eine 
Steuerbonifikation  für  die  Branntweinausfuhr  wäre  also  nur  zu  rechtfer- 
tigen, wenn  sie  sicher  nicht  höher,  sondern  niedriger  ist,  als  die  Steuer, 
welche  die  Regierung  wirklich  erhoben  hatte ,  wenn  also  mit  Abschaf- 
fung der  Maischsteuer  und  der  seitherigen  Begünstigung  der  kleinen 

B«r^a8 ,  Finaazwistensch.    2,  Aufl.  3  7 
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Brennereien  jedes  Quart  Branntwein  von  gleicher  Stärke  mit  einer  glei- 
chen und  sehr  hohen  Yerbrauchssteaer  belegt  wird. 


§.51.     ZUGKERSTEUERN. 

Zuckersiedereien  entstanden  in  Freossen  durch  das  wohlgemeinte 
Machtgebot  Friedrichs  11,  der  nach  den  damals  geltenden  wirthschafÜi- 
chen  Ansichten  seinem  Staate  das  viele  für  Zucker  aus  dem  Lande  ge- 
hende Geld  ersparen  wollte  und  dem  Handelsstande  dieser  Ansicht  ge- 
mäss, ohne  Rücksicht  darauf,  dass  oft  alles  auf  den  Ort  ankommt,  an 
welchem  eive  Fabrik  errichtet  wird,  frei  stellte,  entweder  unter  mächti- 
ger Begünstigung  des  Staats  Zuckersiedereien  im  Lande  anzulegen,  oder 
ihm  den  Zuckerhandel  ausschliesslich  zu  überlassen.  Dass  die  hierzu 
erforderlichen  grossen  Kapitalien  in  anderen  Geschäftszweigen  viel  nütz- 
licher angelegt  werden  könnten,  dass  nur  die  Hafenstädte,  wo  der  Bob- 
zucker am  häufigsten  und  wohlfeilsten  zugeführt  wird,  als  schickliche 
Orte  für  Zuckersiedereien  zu  betrachten  wären,  solche  und  andere  Er- 
wägungen kamen  nicht  in  Betracht.  Dem  Handelsstande  blieb  nichts 
übrig  als  die  Anlegung  von  Zuckersiedereien,  wenn  er  nicht  einem  sei- 
ner besten  Erwerbsgegenstände,  dem  Zuckerhandel,  entsagen  wollte. 
„Unterdessen  war  der  Schutz,  den  die  Freussischen  Zuckersiedereien  von 
der  damaligen  Steuerverfassung  möglicherweise  erhalten  konnten,  seiner 
Natur  nach  nicht  ausreichend,  den  fremden  rafünirten  Zucker  vom  pro- 
hibirten  Markt  abzuhalten  und  so  mochten  wohl  die  Freussischen  Zu- 
ckersiedereien selbst  zugleich  die  Hauptvertriebsorte  des  fremden  ra£ü- 
nirten  Zuckers  sein.''  Ein  Kapitalist  Splittgerber  in  Berlin  erbat  sich 
1749  ein  Frivilegium  zur  Anlegung  einer  Raffinerie,  damit  der  Arbeits- 
lohn nicht  nach  Hamburg  gehe.  Das  Frivilegium  wurde  ertheilt,  auch 
1751  die  Einfuhr  fremden  raMnirten  Zuckers  strenge  verboten.  Der 
Zucker  wurde  vertheuert,  um  den  Monopolisten  Splittgerber  zu  berei- 
chem; da  seine  Fabrik  aber  nicht  genug  Zucker  raffiniren  konnte,  so 
wurde  viel  eingeschwärzt.  Nachher  erhielten  er  und  noch  Andere  Kon- 
zessionen zur  Anlage  von  Zuckerraffinerien  auch  an  anderen  Orten.  Ihre 
Anzahl  betrug  Anfangs  dieses  Jahrhunderts  14  oder  15;  sie  beschäftig- 
ten weniger  als  500  Arbeiter  und  der  Werth  ihres  Fabrikats  betrug 
2|>  Mill.  Thaler,  woraus  ein  Zuckerverbrauch  pro  Kopf  von  jährlich  nor 
1  bis  1^  Ffimd  berechnet  worden  ist  ^).  Im  Laufe  der  Zeit  ist  der  Zu- 
ckerverbrauch allerdings  etwas  gestiegen,  doch  nur  sehr  langsam.  Die 
Denkschrift  betreffend  Reform  der  Zuckerbesteuerung,  vorgelegt  von  der 

1)  I'erber^  Beitr&ge  zur  Kenntniss  des  gewerblichen  und  commerciellen  Znstan- 
d«s  dar  PreoBsischen  Monarchie.  S.  167  sqq.  Dieteriei,  Der  VolkswohUtand  im 
Freussischen  Staate.    S.  17.  18. 
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HandelBkammer  in  Hamburg  im  März  1868,  berechnet  für  den  Zollver- 
ein den  Yerbranch  pro  Kopf  für  1836  auf  3,99,  für  1846  auf  5,13,  für 
1856  auf  7,02,  für  1866  auf  8,63  Pfund.  Allerdings  muss  der  Ver- 
brauch etwas  grösser  sein,  aber  um  wie  yiel  grösser,  ist  nicht  zu  er- 
mitteln. Denn  was  an  ausländischen  Süssigkeiten  eingeschmuggelt  wird, 
kennt  man  ebenso  wenig,  als  das  Quantum  des  inländischen  Fabrikats, 
da  dies  von  der  Steuerverwaltung  nicht  gewogen  zu  werden  braucht, 
weil  nach  dem  Gewicht  des  Rohmaterials  die  Steuer  gezahlt  wird.  Aus 
der  gezahlten  Eübensteuer  kann  auf  das  Quantum  des  Fabrikats  nur 
geschlossen  werden,  freilich  nicht  mit  grosser  Sicherheit;  welches  Quan- 
tum Fabrikat  soll  man  aber  auf  die  defraudirte  Bübensteuer  rechnen? 
und  welches  Quantum  auf  das  Fabrikat ,  welches  nicht  wirklich  ausge- 
führt ,  sondern  im  Lande  verbraucht  wird ,  obgleich  es  zur  Ausfuhr  an- 
gemeldet und  Steuerboni£kation  dafür  erhoben  ist?  Und  dass  allerlei 
Defraudationen  vorkommen  können  und  wirklich  vorkommen ,  wird  man 
doch  nicht  in  Abrede  stellen  wollen.  Bemerkenswerth  ist  übrigens,  dass 
der  Zuckerverbrauch  im  Zollverein  so  viel  geringer  ist,  als  in  anderen 
civilisirten  Ländern.  Der  Verbrauch  von  KafPee  und  von  Theo  bedingt 
den  Verbrauch  eines  gewissen  Quantums  Zucker.  Wenn  daher  die 
Steuerausweise  einen  im  Vergleich  zum  Kaffee-  und  Theeverbrauch  auf- 
fallend geringen  Zuckerverbrauch  darthun,  so  liegt  die  Vermuthung 
nahe,  dass  bei  der  Besteuerung  des  Zuckers  erhebüche  Defraudationen 
vorkommen.  Nach  den  in  Hamburg  im  August  1 867  gemachten  Ermit- 
telungen ist  der  jährliche  Verbrauch  per  Kopf 

in  England        in  Fruikreieh       im  ZolWerein 
von  Kaffee  in  Pfunden  .     .     .     1,05  2,02  3,90 

von  Theo      -  -  ...     2,53  0,02  0,03 

zusammen  per  Kopf  .     .     .     .     3,58  2,04  3,93 

von  Zucker  per  Kopf     .     .     .  W,7Ö  1 2,09  8,54 

Der  Verbrauch  von  Theo  ist  in  Frankreich  und  im  Zollverein  ungefähr 
gleich.  Der  Kaffeeverbrauch  ist  dagegen  in  England  sehr  gering  und 
sehr  bedeutend  im  Zollverein.  Der  Verbrauch  von  Kaffee  und  Thee  zu- 
sammen  ist  im  Zollverein  stärker  als  in  England.  Der  Verbrauch  von 
Kaffee  und  Thee  verhält  sich  aber  zum  Verbrauch  von  Zucker  in  Eng- 
land wie  100  :  942,  in  Frankreich  wie  100  :  592  und  im  Zollverein  wie 
100  :  218.  Es  ist  nicht  zu  glauben,  dass  die  Deutschen  in  dem  ICaasse, 
wie  diese  Zahlen  andeuten,  im  Vergleiche  gegen  die  Franzosen,  die 
Engländer,  die  Schotten  und  die  Lrländer  den  Zucker  verachten.  Auch 
nicht  aus  der  Armuth  der  Deutschen  lässt  sich  dieser  geringe  Zuck^r- 
verbrauch  erklären.  Ehe  aber  die  Begierung  ihre  seitherige  Vertheue- 
rungspolitik,  wodurch  die  Staatskasse  nicht  gewinnt,  wobei  aber  die 
Verbraucher  leiden,  nicht  aufgiebt^  kann  der  Verbrauch  nicht  erheblich 

37  * 
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zunehmen.  Denn  die  Abgaben  von  den  Sihsigkeiten  sind  doppelt  Diffe- 
renzialabgaben  (S.  446),  zur  Begünstigung  der  Zuckersieder  und  zu  noch 
grösserer  Begünstigung  der  Runkelrübenzuckerproduzenten. 

Nach  dem  Zoll-  und  Verbrauchssteuertarif  vom  26.  Mai  1818  zahlte 
Sirop  12  Ggr.  Zoll  und  1  Thlr.  12  Ggr.  Verbrauchssteuer  per  Centner. 
Ferner  zahlte  in  den  östlichen  Provinzen  Zucker  aller  Art ,  Zuckerwerk 
und  trockene  Konfitüren  per  Centner  1  Thlr.  8  Ggr.  Zoll  und  1  Ggr.  9  Pf. 
per  Pfund  Verbrauchssteuer;  für  die  inländischen  Haffinerien  ging  aller 
rohe  Zucker  ohne  Unterschied  für  1 6  Ggr.  per  Centner  ZoU  und  8  Pf. 
Verbrauchssteuer  per  Pfund  ein.  In  den  westlichen  ProTinzen  zahlte 
Zucker  aller  Art,  Zuckerwerk  und  trockene  Konfitüren  per  Centner 
1 2  Ggr.  Zoll  und  1  Ggr.  9  Pf.  Verbrauchssteuer  per  Pfund ;  für  die  in- 
ländischen Raffinerien  ging  aller  rohe  Zucker  ohne  Unterschied  für 
12  Ggr.  per  Centner  Zoll  und  8  Pf.  per  Pfund  Verbrauchssteuer  ein. 
Nach  der  Erhebungsrolle  für  1822  — 1824  war  der  Zoll  pro  Cent- 
ner für  Sirop  4  Thlr.,  für  raffinirten  Zucker  10  Thlr,,  für  Rohzucker 
8  Thlr.  und  för  Rohzucker  ßtr  Siedereien  4  Thlr.  Bei  den  Sätzen  sind 
im  Laufe  der  Zeit  ab  und  zu  zwar  Veränderungen  eingetreten,  dabei 
wurde  aber  immer  dafür  gesorgt,  dass  die  inländischen  Siedereien  für 
Rohzucker  zum  Raffiniren  einen  niedrigeren  Zoll  zu  zahlen  hatten  als 
andere  ehrliche  Leute,  welche  Rohzucker  einführten.  —  In  dem  „Ver- 
such über  die  Preussische  Zuckersteuer"  hatte  mein  Vater  (S.  46)  Vor- 
schläge gemacht,  wie  durch  Zollheruntersotzungen,  ohne  Verlust  für 
die  Staatskasse,  die  Begünstigung  der  Zuckersieder  beseitigt  und  sie  für 
das  Aufgeben  ihres  Geschäfts  noch  entschädigt,  auch  der  Zucker  den 
Verbrauchern  billiger  gemacht  werden  könnte.  Nachdem  diesen  Vor- 
schlägen einige  schwache  und  schutzzöllnerische  Einwendungen  entge- 
gengesetzt worden,  wurde  eine  weitere  Diskussion  nicht  zugelassen*). 

Die  Runkelrübenzuckerproduktton  war  fortwährend  ganz  abgabenfrei 
gewesen,  bis  endlich  die  Verordnung  vom  21.  März  1840  erschien:  „Um 
der,  in  Polge  des  zunehmenden  Umfangs  der  Zuckerbereitung  aus  Run- 
kelrüben, sowie  des  daraus  für  die  Staatskasse  mittelbar,  durch  den  ver- 
minderten Verbrauch  des  Kolonialzuckers,  zu  besorgenden  bedeutenden 
Ausfalls  an  der  Einnahme,  nothwendig  werdenden  Besteuerung  des  in- 
ländischen Runkelrübenzuckers  näher  zu  treten  und  die  Einführung  einer 
Pabrikationssteuer  vorzubereiten,  sollen  vom  1.  September  1840  ab,  bis 
auf  Weiteres,  die  folgenden  Bestimmungen  zur  Anwendung  gebracht 
werden.  §.  1 .  Der  aus  Runkelrüben  erzeugte  Rohzucker  wird  mit  einer 
Kontrole^  Abgabe  von  ^  Thlr.  fiir  den  Centner  belegt,  welche  von  den, 
zur  Zuckerbereitung  bestimmten  Rüben  erhoben  werden  soll  und  bis  auf 

1)  VerhandluDgen  des  Vereins  zur  Beförderung  des  Gewerbfieisses  in  Preussen. 
1826.   S.  165  —  162.  268.  271. 
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weitere  Anordnung  auf  ^  Sgr.  vom  Centner  roher  Hüben  festgesetzt 
wird"  u.  s.  w.  Diese  Verordnung  machte  es  nicht  wahrscheinlich,  dass 
mehr  als  dreissig  Jahre  lang  Rübenzucker  niedriger  besteuert  sein  würde, 
als  tropischer,  und  Diejenigen,  welche  Kapital  in  der  Bübenzucker&ib- 
rikation  anlegten  und  dies  einst  noch  bereuen  werden,  handelten  nicht 
ungewamt.  TJeberdies  machte  Hoffmann  ^),  der  schon  lange  in  den  wei- 
testen Kreisen  als  eine  Autorität  anerkannt  war,  im  Jahre  1841  darauf 
aufmerksam,  dass  die  Zuckerbereitung  aus  Eunkelrüben  nur  so  lange 
Yortheilhaft  bleiben  konnte,  als  der  Indische  Eohzucker  durch  ausser- 
ordentliche Zeitverhältnisse  ganz  unmässig  vertheuert  wurde.  Die  Fran- 
zösische Eegierung  „hat  die  Einfuhrabgaben  auf  Kolonialzucker  beträcht- 
lich herabgesetzt,  die  Zubereitung  des  Bunkelrübenzuckers  dagegen  sehr 
massig  besteuert,  und  hierdurch  mit  beträchtlicher  Aufopferung  von 
Eigenthum  ein  Gleichgewicht  zwischen  dem  Indischen  und  dem  Euro- 
päischen Zucker  hergestellt,  wol)ei  die  Kolonien  die  Yerminderung  ihres 
Absatzes,  die  Itunkelrübenfabriken  die  grosse  Beschränkung  der  frühe- 
ren Vortheile,  die  Seeplätze  endlich  die  Verringerung  des  Verkehrs  mit 
den  Kolonien  mit  gleichem  Bechte  beklagen.  Die  Begierung  der  ver- 
einigten Beiche  von  Grossbritannien  und  Irland  liess  dagegen  einen 
Wettstreit  zwischen  Indischem  und  Europäischem  Zucker  unter  ihrer 
Herrschaft  gar  nicht  aufkommen.  Bei  dem  regesten  Triebe  zu  grossen 
Unternehmungen  und  der  Pülle  von  Mitteln  dieselben  auszuführen,  hat 
doch  in  England  Kiemand  daran  gedacht,  Bunkelrübenzuckerfabriken 
anzulegen.  Jedermann  wusste  sehr  wohl,  dass  dieselben  im  Augenblick 
des  Entstehens  entweder  durch  ein  Verbot,  oder  durch  eine  gleiche  Be- 
steuerung mit  dem  Indischen  Zucker  (S.  489)  unterdrückt  werden  müss- 
ten,  weil  die  Begierung  eben  so  wenig  eine  Hemmung  des  Verkehrs  mit 
ihren  auswärtigen  Besitzungen,  als  eine  Verringerung  ihres  grossen  Ein- 
kommens vom  inländischen  Zuckerverbrauche  zulassen  konnte.  Ist  auch 
der  Anbau  der  Bube  wenigstens  in  Norddeutschland  schon  misslicher, 


1)  Die  Befugniss  zum  Gewerbebetriebe.  S.  431  —  437.  Am  22.  April  1841 
schrieb  Varnkagen:  ,,PreiiBsen  drang  seit  langer  Zeit  auf  Besteuerung  des  Bunkel- 
rübenznckers  im  Zollverein,  wollte  sogar  für  sich  allein  eine  Steuer  anordnen,  ge- 
wann mit  Mühe  und  Eifer  endlich  die  Zustimmung  der  anderen  Staaten  und  jetzt, 
da  deren  Abgeordnete  hier  sind,  um  das  Verabredete  in  Vollzug  zu  bringen,  setzt 
Preussen  plötzlich  seinen  Lauf  um,  und  verneint  nun  heftig  seine  von  ihm  ange- 
regte Besteuerung!  Die  Sache  macht  das  übelste  Aufsehen  und  schadet  ungemein 
der  Achtung,  die  uns  bisher  so  nützlich  war.  Man  sagt,  einige  der  adligen  Guts- 
besitzer, die  doch  immer  das  meiste  Gehör  und  die  sicherste  Gunst  beim  Könige 
haben ,  hätten  im  vorgestellt ,  die  Landwirthschaft  bedürfe  der  freien  Erzeugung  des 
Runkelrübenzuckers.  Der  König  hnt  von  den  betreffenden  Behörden  neue  Denk- 
schriften und  Gutachten  über  den  Gegenstand  begehrt  und  nicht  verhehlt,  in  wel- 
cher Richtung  er  sie  wünscht." 
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und  sind  auch  die  Ein^ihrabgaben  auf  Indischen  Zucker  nirgends  so 
hoch  als  sie  weiland  in  Frankreich  waren,  so  bleibt  doch  bei  dem  jetzt 
so   sehr   yerbesserten  Zustande   der  Zuckerbereitung  aus  Runkelrüben 
noch  Gewinn  genug  übrig,  um  zu  grossen  Fabrikanlagen  anzureizen,  so 
lange  nur  noch  die  Preise  des  Indischen  Zuckers  nicht  noch  erheblich 
herabsinken,   und  die  Deutsche  ZuckerfiEibrik  unbesteuert  ist.     Aber  die 
Fortdauer  dieser  beiden  Bedingungen  ist  mehr  als  bloss  ungewiss.    Aus- 
serdem aber  ist  es  ganz  unzweifelhaft,  dass  die  zum  Deutschen  Zollyer- 
ein  yerbündeten  Staaten  niemals  einen  beträchtlichen  Theil  ihres  gros- 
sen Einkommeus  vom  Verbrauche  des  Zuckers  werden  aufopfern  wol- 
len.    Unter  allen  yom  Auslande  eingehenden  Genussmitteln  ist  der  Zu- 
cker mit  Einschluss  des  Sirops  bei  weitem  das  einträglichste  für  die  Zoll- 
kassen.    Noch  immer  bedarf  das  nördliche  und  östliche  Deutschland  Zu- 
fahr von  Schlachtvieh,  und  die  gründlichste  Verbesserung  unserer  Land- 
wirthschafk  wird  noch  immer  mit  Becht  in  der  Vermehrung  und  Vered- 
lung unseres  Viehstamms   gesucht.     Die  Runkelrübe  giebt  allerdings 
auch  ein  gedeihliches  Viehfiitter,  und  wird  deshalb  im  Östlichen  Frank- 
reich und  auch  wohl  in  Süddeutschland  mit  Nutzen  gebaut;   aber  ihr 
Anbau  zur  Zuckerbereitung  wird  nur  lohnend  für  den  Landbau  auf  Ko- 
sten der  gesammten  Nation  y   welcher  sie  den  Genuss  des  Zuckers  rer- 
theuert,    ohne  dass  die  Mehrausgabe  dafür,  wie  bei  dem  Indischen  Zu- 
cker,  in  die  Staatskasse  fiiesst.     Es  gehört  zu  den  Verirrungen  der  Ge- 
werbsamkeit,    dass  auf  die  Zubereitung  von  Zucker  aus  Runkelrüben 
jetzt  von  Deutschen  Landwirthen  ein  hoher  Werth  gelegt,  und  die  Re- 
gierung zur  Begünstigung  desselben  angefordert  wird.    Allerdings  kann 
einige  Jahre  hindurch  Vortheil  für  Inhaber  solcher  Fabrikanlagen  da- 
raus hervorgehen,   aber  nur,   wie  bereis  erwähnt  worden,   auf  Kosten 
der  Völker  und  ihrer  Regierungen.     Da  jedoch  ein  solches  Verhältniss 
nur  so  lange  bestehen  kann,  als  seine  Verderblichkeit  unerkannt  bleibt, 
so  wird  es  wahrscheinlich  in  nicht  sehr  fernen  Zeiten  bereut  werden, 
dass  grosse  Kosten  auf  unhaltbare  Fabrikanlagen  verwandt  worden  sind." 
Die  näheten  Bestimmungen  über  die  Erhebung  der  Rübenzucker- 
steuer  finden  sich  in  der  Verordnting  vom  7.  August  1846   und  dem 
Gesetz  vom  12.  Februar  1855.     Nach  der  Üebereinkunft  vom  4.  April 
1853  wird  diese  Steuer  im  Zollverein  allenthalben  gleichmässig  erhoben 
und  ihr  Ertrag  unter  den  Zollvereinsstaaten  ebenso  vertheilt,   wie  der 
Ertrag   der  Eingangsabgaben.      Merkwürdig   ist  die  widerspruchsvolle 
Vertragsbestimmung,   dass  die  Steuer  vom  vereinsländischen  Rübenzu- 
cker gegen  den  Eingangszoll  vom  ausländischen  Zucker  stets  so  viel  nie- 
driger gestellt  werden  soll,  als  nöthig  ist,  um  der  inländischen  Fabrika- 
tion einen  angemessenen  Schutz  zu  gewähren,    ohne  zugleich  die  Kon- 
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kurrenz  des  ausländischen  Zuckers  auf  eine,  die  Einkünfte  des  Vereins 
oder  das  Interesse  der  Konsumenten  gefährdende  Weise  zu  beschränlLen. 
Die  Steuer  vom  Centner  der  zur  Zuckerberoitung  bestimmten  rohen  Rü- 
ben, welche  1841  auf  |,  1844  auf  1|,  1850  auf  3  und  1853  auf  6  Sil- 
bergroschen gesetzt  war,  betrug  seit  1.  September  1858  7-}  Sgr.  Für 
raffinirten  ausländischen  Zucker  wurde  (ich  weiss  nicht  auf  Grund  wel- 
ches Gesetzes)  schon  seit  langer  Zeit  eine  Steuervergütung  gewährt»  wenn 
er  ausgeführt  wird.  Nach  der  XJebereinkunft  vom  25.  April  1861  soll 
für  Rohzucker  und  Parin,  sowie  für  Brod-,  Hut-  und  Kandiszucker, 
nicht  minder  für  gestossenen  (gemahlenen)  Brod-  und  Hutzucker,  wenn 
deren  Ausfuhr  über  die  Zollvereinsgrenze  oder  deren  Kiederlegung  in 
eine  öffentliche  Niederlage  erfolgt,  vom  I.September  1861  ab  eine  der 
Rübenzuckersteuer  entsprechende  Vergütung  gewährt  werden,  insofern 
nicht  die  höhere  Zollvergütung  für  rafünirten  ausländischen  Zucker  ein- 
tritt. Diese  Vergütung  betrug  nach  Anordnung  des  Finanzministers 
vom  2.  Juli  1861  für  Brod-,  Hut-  und  Kandiszucker  3|Thlr.,  für  allen 
anderen  Zucker  2-2^  Thlr.  pro  Gentner.  Der  Eingangszoll  von  ausländi- 
schen Süssigkeiten  betrug  pro  Centner  seit  dem  I.September  1858  von 
Brod-  und  Hut-,  Kandis-,  Bruch-  oder  Lumpen-  und  weissem  gestos- 
senen Zucker,  so  wie  von  Auflösungen  von  Zucker,  welche  als  solche 
bei  der  Revision  bestimmt  erkannt  werden,  7|^Thlr.;  von  Rohzucker 
und  Farin  (Zuckermehl)  6  Thlr.;  von  Rohzucker  für  inländische  Siede- 
reien unter  den  besonders  vorzuschreibenden  Bedingungen  und  Kontro- 
len  ^  Thlr.  und  von  Sirop  2^  Thljr. 

Wie  hoch  die  Rübenzuckersteuer  ist,  hängt  nun  davon  ab,  ob  aus 
den  Rüben  10  oder  15  oder  20  f  Süssigkeiten  gezogen  werden.  Die 
grössten  und  besten  Fabriken  zahlen  die  niedrigste  Steuer.  In  der  Denk- 
schrift, wodurch  die  erwähnte  XJebereinkunft  vom  25.  April  1861  mo- 
tivirt  wurde,  heisst  es:  „XJm  zu  verhüten,  dass  mittelst  der  Vergü- 
tung (an  Steuer  für  ausgeführten  Rübenzucker)  eine  über  den  Betrag 
der  Rübensteuer  hinausgehende  Summe,  also  eine  Ausfuhrprämie  gewährt 
werde ,  hat  bei  der  Bemessung  des  Betrages  der  Vergütung  von  dem 
günstigsten  Betiiebsergebniss  ausgegangen  werden  müssen,  und  es  ist 
demgemäss  angenommen  worden,  dass  zur  Gewinnung  eines  Centners 
Rohzuckers  11  Centner  rohe  Rüben  erforderlich  sind  und  dass  aus  1  Cent- 
ner  Rohzucker  82,6  Pfd.  Raffinade  gewonnen  werde,  wenn  der  Gewinn 
an  Farin  in  der  Art  auf  Raffinade  zurüokgeföhrt  wird,  dass  1  Pfd.  Fa- 
rin ^  Pfd.  Raffinade  einander  gleichgestellt  werden."  Wenn  1 1  Cent- 
ner Rüben  1  Centner.  oder  9-jlj-f  Rohzucker  geben,  und  Rohzucker 
82,6  ^  Raffinade  giebt,  so  steuerten  (abgesehen  von  der  Besteuerung  des 
Sirops)  pro  Centner  Rohzucker: 
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VerfaSltiüft» 

Kübenzuckerfabrikanten  2  Thlr.  22  Sgr.     6  Pf.  100 

Rohrzuckersieder      ..4-  7-        6-  154 

Andere 6      -  —     -     —   -  219 

und  pro  Centner  Eafi&nade: 

Rübenznokerfabrikanten  3-  —     -10-  110 

Rohrzuckersieder      ..5-  4-        4-  187 

Andere 7      -  10     -      —   -  267 

Die  Sätze  von  7-^  Thlr.  und  6  Thlr.  waren  in  der  That  kaum  besser  als 
Verbote.  Der  Zoll  von  Rohzucker  für  Siedereien  brachte  1847  3,053,505 
Thlr.  und  1860  nur  noch  392,830  Thlr.,  die  Rübenzuckersteuer  dan- 
gen 1845  194,520  Thlr.  und  1860  9,476,590  Thlr.  Im  Zollverein  ge- 
langen jetzt  selten  noch  andere  als  aus  Rüben  angefertigte  Süssigkeiten 
zum  Verbrauch.  Derselbe  hat  in  den  19  Jahren  18^  an  EingangszoU 
für  Zucker 
eingenommen  überhaupt  ^*i3l2ttuS'*'' 

Thlr.  TUr. 

von  Brod-,  Hut-  und  Kandiszucker     .  302,774  15,935 

von  Farin  und  Rohzucker       ....  47,246  2,487 

von  Rohzucker  für  Siedereien     .     .     .  72,446,574  3,812,978 

von  Sirop 1,982,524  104,343 

zusammen  74,779,118  3,935,743 

ferner  an  Rübensteuer 78,860,807  4,150,568 

zusammen  153,639,925  8,086,311 

An  Vergütungen  für  ausgeführten  Zu- 
cker wurden  in  gedachtem  Zeitraum 
zurückgezahlt 11,787,894  620,415 

verblieb  also  an  gemeinschaftlicher  Ein- 
nahme     "141,852,031        7,465,896 

Die  Vergütungen  für  ausgeführten  Zucker  haben  in  den  Jahren  1 846  bis 
1856  stets  mehr,  sonst  weniger  und  zum  Theil  erheblich  weniger  ab 
620,41 5  Thlr.,  —  den  Durchschnitt  —  betragen.  Die  seit  1 86 1  eingeführte 
Exportbonifikation  für  Rübenzucker  veranlasste  zwar  zu  steigenden  aber 
immer  doch  nur  geringen  Ausgaben  (1861  8251  Thlr.,  1862  103,803  Thlr., 
1863  255,124  Thlr.);  die  Exportprämie  hat  jedoch  nur  in  beschränktem 
Maasse  gewirkt;  die  innere  Konkurrenz  war  nicht  stark  genug,  der 
Schutz  gegen  die  äussere  Konkurrenz  noch  viel  zu  stark,  als  dass  aus- 
wärtige Versendungen  des  vereinsländischen  Produkts  in  ausgedehntem 
Maasse  hätten  stattfinden  müssen.  In  dem  mit  jdem  März  1864  enden- 
den Jahre  wurden  im  ganzen  Zollverein  39,667,998  Centner  Rüben  ver- 
steuert und  zwar  in  Preussen  34,189,600,  Braunschweig  2,420,721, 
Würtemberg  1,184,795,    Baden  987,303,   Baiern  ,405,304,    Thüringen 
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243,960,    Hannover  142,455,    Sachsen  80,070   und  Karhessen  13,790. 

Dafür  wurde  eingenommen 9,916,999  Thlr. 

ab  Exportbonifikation 381,018      ■ 

bleiben  zur  gemeinschaftlichen  Yertheilung  .  .  .  9,535,981  Thlr. 
„Nimmt  man  den  Eübengewinn  zu  7  ^  an ,  so  wurden  in  den  Jahren 
18|^  28,744,430  Gentner  Bohzucker  erzeugt.  Hätte  man  diese  Masse 
gegen  5  Thlr.  yom  Auslande  bezogen,  so  hätte  man  an  Zoll  einge- 
nommen     143,722,150  Thlr. 

man  nahm  aber  an  Rübensteuer  ein  netto      .     .       88,029,611 

man  opferte  also 55,692,539  Thlr.~* 

So  reihnete  1864  das  Bremer  Handelsblatt,  und  die  Rechnung  ist  nicht 
etwa  übertrieben,  im  Gegentheil  das  Opfer  war  viel  grösser!  Denn  es 
werden  im  Durchschnitt  nicht  7^,  sondern  beinahe  doppelt  so  viel 
Zucker  aus  den  Buben  gezogen,  und  man  darf  nicht  bloss  die  Opfer 
zu  Gunsten  der  Bübenzuckerfabrikanten,  sondern  muss  auch  noch  die 
Opfer  zu  Gunsten  der  Bohrzuckersieder  in  Anschlag  bringen.  Die 
Begünstigungen  der  Bübenzuckerfabrikanten  und  der  Bohrzuckersieder 
und  der  in  diesen  Differentialabgaben  liegenden  Vergeudungen  müssen 
aufhören.  Wenn  an  dem  Satz  yon  1^  Thlr.  für  Baffinade  festgehalten 
wird,  so  müssten  künftig  die  Bübenzuckerfabrikanten  und  die  Bohr- 
zuckersieder yom  Centner  Bohzucker  wie  alle  anderen  ehrlichen  Leute 
6  Thlr.  zahlen.  Man  könnte  aber  auch  allen  Bohzucker  auf  den  Satz 
des  Bübenrohzuckers  setzen,  und  wenn  dieser  2  Thlr.  22  Sgr.  6  Pf  wäre, 
auf  aUen  fremden  rafdnirten  Zucker  (im  Yerhältniss  yon  6  zu  7-J)  einen 
Einfuhrzoll  yon  3  Thlr.  10  Sgr.  10  Pf  legen. 

Die  letztere  Methode  würde  den  Vorzug  yerdienen.  Bastiat  hat 
schon  1 847  darauf  hingewiesen,  dass,  wenn  zwei  gleichartige  Industrien 
ungleich  besteuert  sind,  es  nicht  einerlei  sei,  ob  man  die  Gleichheit 
dadurch  wiederherstellt,  dass  man  die  eine  höher  besteuert  oder  da- 
durch, dass  man  die  Steuer  der  andern  heruntersetzt,  da  man  im  ersten 
Fall  den  Absatz  yermindere ,  im  zweiten  aber  für  alle  beide  den  Absatz 
erhöhe.  „Es  ist  wohl  offenbar,  dass,  wenn  man  die  Bedingungen  für 
beide  Zuckerarten  dadurch  gleichgemacht  hätte,  dass  man  den  Kolonial- 
zucker hinsichtlich  der  Steuern  entiastet  hätte,  anstatt  den  inländischen 
damit  zu  belasten,  dieser  den  Kampf  noch  yortheilhafter  hätte  bestehen 
können,  als  er  ihn  bestanden  hat;  denn  der  Nachlass  der  Steuer  hätte 
den  Verkaufspreis  niedriger  gemacht,  den  Verbrauch  ausgedehnt,  die 
Kachfrage  angespornt  und  am  Ende  für  beide  Zuckerarten  den  lohnen- 
den Preis  erhöht.  Die  Freihändler,  welche  nach  dem,  was  dem  Büben- 
zucker  begegnet  ist,  argumentiren,  um  daraus  zu  deduciren,  was  mit 
den  andern  Industriezweigen  geschehen  würde ,  wenn  man  ihnen  den 
Schutz  entzöge ,   rauben  also  ihrem  Argument  das ,    worin  seine  Stärke 
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liegt;  denn  sie  stellen  zwei  Prozesse  der  Gleichmachung  auf  dieselbe 
Linie ,  von  welchen  der  eine  immer  yortheilhaft  ist  and  der  andere  tödt^ 
lieh  sein  kann.  Mit  dem  Freihandel  hat  die  inländische  Indostiie  drei 
Wege  offen,  um  sich  mit  der  ausländischen  auf  gleiche  Linie  zu  stellen: 
1)  das  Hinzutreten  eines  grösseren  Maasses  von  Geschicklichkeit^  die 
durch  die  Konkurrenz  angespornt  wird;  2)  das  Sinken  des  Freifles  der 
Rohstoffe,  der  bewegenden  Strafte,  der  Nahrung  u.  s.  w.;  3)  das  Steigal 
des  Yerbrauchs;  der  Nachfrage  ^  und  ihr  Einwirken  auf  den  lohnenden 
Preis.  Der  Eübenzucker  hat  nur  das  erste  dieser  Hülfsmittel  zu  errin- 
gen gehabt,  und  es  hat  ausgereicht  Die  Handelsfreiheit  stellt  sie  alle 
drei  zur  Verfügung  unserer  Lidustrien.  Ist  in  der  That  zn  besorgen, 
dass  sie  unterliegen  würden  ?  Das  BestriktiTsystem  maasst  sich  an,  zum 
Yortheil  des  Erzeugers  den  Preis  des  Erzeugnisses  zu  erhöhen,  aber 
es  kann  dies  nicht  thun,  ohne  dies  Erzeugniss  ausser  den  Bereich 
einer  gewissen  Zahl  Ton  Personen  zu  bringen,  ohne  die  YerbraochBfa- 
higkeiten  zu  lähmen,  ohne  die  Nachfrage  zu  vermindern,  und  endlich, 
ohne  auf  deii  Preis  selbst,  den  es  zu  erhöhen  strebt,  in  herabdrucken* 
der  Richtung  zu  wirken.  Seine  ersle  Tendenz  besteht,  wie  wir  zugeben, 
darin,  den  Preis  zu  erhöhen,  indem  es  den  Erzeuger  begünstigt;  seine 
zweite  Tendenz  besteht  darin,  den  Preis  zu  erniedrigen ,  indem  es  den 
Yerbraucher  entfernt;  und  diese  zweite  Tendenz  kann  so  weit  gehen, 
dass  sie  die  erste  überwältigt.  Und  wenn  dies  geschehen  ist,  so  yer- 
Hert  das  Publikum  den  ganzen  Yerbrauch,  der  durch  die  Maassregel 
verhindert  wird ,  ohne  dass  der  Erzeuger  etwas  auf  den  Preis  gewinnt 
Dieser  spielt  dann  die  lächerliche  Bolle ,  in  welcher  wir  den  Englischen 
Fiskus  haben  erscheinen  sehen.  Man  erinnert  sich,  dass,  als  die  Steuern 
unaufhörlich  erhöht  wurden  und  der  Yerbrauch  im  Yerhältniss  abnahm, 
ein  Moment  eintrat,  wo  man,  als  man  dem  Satze  der  Steuern  5  f  hinzu- 
fögte,  5^  weniger  Einnahme  hatte."     (Yergl.  S.  477). 

Die  Handelskammer  in  Köln  hatte  in  ihrem  Jahresbericht  für  1865 
verlangt,  dass  gleiche  Steuer  von  Bübenzucker  und  von  tropischem 
Zucker  gezahlt  werde.  In  einer  Petition  an  das  Abgeordnetenhaus  bean- 
tragten Bübenzuokerfobrikanten  aus  dem  Magdeburgischen,  dass  bei  Rü- 
benzuckerezporten  die  zurückzuvergütende  Steuer  auf  den  vollen  Betrag 
der  Produktionssteuer  festgestellt  würde,  abo  für  weisse  Farine,  gemahle- 
nen Melis,  Bruch-  und  Lumpenzucker,  wie  schon  jetzt  bei  der  Bafünade 
auf  3  Thlr.  15  Sgr  per  Centner,  für  Bohzucker  auf  3  Thlr.  3^^  Sgr.  per 
Gentner.  In  dem  darüber  erstatteten  Bericht  derKonunissionfürPinanzen 
und  Zölle  vom  23.  Januar  1867 ,  welche  auf  XJebergang  zur  Tagesord- 
nung antrug,  heisst  es :  „Die  Petenten  verlangen  nach  den  Motiven,  auf 
welche  sie  ihre  Petition  stützen,  eine  Berechnung  der  Exportbonifika- 
tion nicht  nach  dem  günstigsten ,    sondern  nach  dem  durchschnittlichen 
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FroduktioDSverhältnisse  and  geben  dieses  ohne  näheren  Nachweis,  auf 
12^  Centner  Buben  zu  einem  Centner  Eohzucker  an  ^).  Wollte  man 
auf  diese  Atnderung  des  GrundsatzeSy  auf  welchem  die  Verabredung  vom 
15.  April  1861  beruht,  eingehen,  so  würde  in  der  Steuervergütung  für 
alle  Fabrikanten,  welche  unter  günstigeren,  als  den  durchschnittlichen 
Yerhältnisseh  arbeiten ,  d.  h.  fut  die  Hälfte ,  in  der  Exportbonifikation 
zugleich  eine  Ausfuhrprämie  liegen,  es  würde  also  auf  Kosten  der  Steuer- 
zahler die  Ausfuhr  begünstigt,  der  Zucker  auf  dem  inländischen  Markt 
künstlich  yertheuert  werden.  Dies  würde  durchaus  ungerechtfertigt 
sein  und  gegen  die  seit  dem  Bestehen  des  Zollyereins  befolgten  Grund- 
sätze Verstössen.  Auch  scheint  die  rasche  Zunahme  der  Eübenfabriken 
zu  beweisen ,  dass  der  Absatz  schon  unter  den  jetzigen  Yerhältnissen 
lohnend  ist.  Allerdings  ist  eine  andere  Folge  jenes  Grundsatzes ,  dass 
die  unter  ungünstigen  Verhältnissen  arbeitenden  Froduzenten  die  gezahlte 
Steuer  beim  Export  nicht  zum  vollen  Betrage  vergütet  erhalten.  Allein 
diesem  TJebelstande  ist  so  lange  nicht  abzuhelfen,  als  nicht  statt  des 
Rohstoffes  das  fertige  Fabrikat  der  Besteuerung  zum  Grunde  gelegt  wird. 
Auf  die  Einßihrung  der  Fabrikatsteuer  (S.  570  sqq.)  würden  also  die 
Fetenten  ihre  Bestrebungen  richten  müssen,  wollten  sie  diesem  Um- 
stände abhelfen." 

Im  Zollverein  war  die        1886  1846  1856  1866 

BeT«Ikeraiig 85,402,000  29,113,000  32,993,000  36,300,000 

Einfiüiryersollimg :                                   Ctnr.  Ctnr.  Ctnr.  Ctnr. 

rafifinirter  Zucker 30,387  2,283  2,212  1,922 

Rohzucker  zum  Konsam  ...                 —  161  1,457  567 

Rohzucker  Ton  inl.  Siederden   .        983,928  1,368,648  697,636  92,989 

Sirop 23,007  904  31,575  89,989 

Thlr.  Thlr.  Thlr.  Thlr. 

Zolleinnahme    Ton   ausländischem 

Zucker 5,312,537       6,813,404       3,610,370  635,500 

Inl&ndische  Rdbenzuckersteuer  —  233,440      4,684,236     12,053,142 

Gesammteinnahme  von  Zucker  .  5,312,537  7,046,844  8,294,606  12,688,642 
RQckzahlung  f.  exportirten  Zucker        159,580  851,062  899,174       2,239,962 

Verbleiben  an  Einnahme  im  Ganzen  5,152,957  6,195,782  7,395,432  10,448,680 
Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Eingangszölle  von  raffinirtem  und  Boh- 
zucker  viel  zu  hoch  waren,  dass  daher  die  Einfuhr,  die  nicht  im  Wege 
des  Schmuggels  erfolgte,  eigentlich  gleich  Null  war,  dass  der  Handel 
mit  tropischem  Zucker  und  die  dadurch  bedingte  Schifffahrt  aufgehört 
hatte ,    dass  femer  die  Zollbegünstigung  für  die  inländischen  Siedereien 

1)  Am  7.  Januar  1867  machte  in  der  Breslauer  Zeitung  der  Baron  Ton  Koppy 
in  Krain  bei  Olbendorf  in  Pr.  Schlesien  bekannt,  dass  er  den  Rübenbau  sorgfältig 
betreibe  und  dass  der  Zuckerreichthum  seiner  Rfiben  Ton  berühmten  Chemikern  un- 
tersucht sei,  die  fibereinstimmend  einen  Zuckergehalt  bis  Über  16-g  reinen  polari- 
sirten  Zucker  nachwiesen,  weshalb  er  den  Zuckerfabrikanten  seinen  Zuckerrüben- 
samen  empfehle. 
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Yon  tropischem  Zucker  immer  unwirksamer  wurde ,  dass  auch  der  Zoll 
von  Sirop  nur  eine  sehr  massige  Einfuhr  gestattete  und  dass  demzufolge 
die  Bühenzuckerfabrikanten  beinahe  schon  ein  vollständiges  Zuckermo^ 
nopol  genossen ,  so  dass  die  Einwohner  des  ZoUyereins  kaum  noch  an- 
dere Siissigkeiten  erlangen  konnten  als  aus  Bunkelrüben  gefertigte,  und 
dass  die  Staatskasse  von  ihrer  gesammten  Einnahme  aus  Zuckerabgaben 
durch  die  Ausfuhrbonifikationen  mehr  als  17  ^  wieder  verlor.  Die  hohen 
Zuckerzölle  brachten  der  Staatskasse  beinahe  nichts  ein  —  aber  als  Schutz- 
Zölle  erreichten  sie  ihren  Zweck  vortrefflich,  indem  sie  den  Verbrau- 
chern den  Zucker  zum  Yortheil  der  Rübenzuckerfabrikanten  theuer  mach- 
ten ,  und  deshalb  wäre  es  auch  gar  nicht  zu  verwundem,  wenn  die  letz- 
ten, zumal  die  Besitzer  der  besten  Pabriken,  welche  verhältnissmässig 
den  höchsten  Gewinn  von  ihrem  Geschäft  haben,  gegen  eine  wirksame 
Heruntersetzung  der  ZuckerzöUe  und  gegen  jede  wirkliche  Beform  der 
Besteuerung  der  Siissigkeiten  mit  allen  Kräften  agitirten  und  mit  allen 
Mitteln  agitiren  Hessen,  so  dass  der  seitherige  Zustand  noch  möglichst 
lange  unverändert  bleibt.  Warum  soll  aber  dem  Deutschen  Volke  fort- 
während das  Leben  weniger  versüsst  werden,  als  anderen  Völkern  ^)  ? 
Zucker  in  der  Form  von  Bohzucker,  also  beträchtlich  wohlfeiler 
als  im  raffinirten  Zustande  konsumirt,  hört  auf  ein  Luxusartikel  zu  sein, 
und  darf  den  Nahrungsmitteln  beigezählt  werden.  Anders  lässt  es  sich 
kaum  erklären ,  wie  der  Zuckerverbrauch  in  Grossbritannien  den  Betrag 
von  circa  40  Pfund  per  Kopf  der  Bevölkerung  hat  erreichen  können. 
Man  wird  schwerlich  eine  rationellere  und  mehr  populäre  Finanzmaassre- 
gel ausdenken  können  als  die  Zulassung  des  Bohzuckers  für  jeden  beliebi- 
gen Verbrauch  zu  gleich  niedriger  Abgabe  wie  für  die  Zuckerraffinerien. 
Man  kann  auch  nicht  behaupten,    dass  ein  durch  solche  ZoUmaassregel 


1)  During  the  last  ten  years  the  consumption  of  sugar  has  increased  by  three 
millions  of  hnndredweights ,  or  sixty  nine  per  cent.  —  The  wealthy  man  consnmed 
in  1842,  as  now,  his  forty  pounds  of  sugar  per  annum;  the  additional  300,000,000 
of  pounds  imported  since  then  have  found  their  way  to  those  whose  consumption 
was  limited  before  to  nine  pounds  per  annum,  and  who  now,  thanks  to  Free  Trade ! 
can  purchase  twenty  three  pounds.  —  In  sugar,  a  great  rednction  has  taken  place. 
We  are  under  the  mark  in  stating  that  sugar  of  the  quality  for  which  seven  pence 
per  pound  was  paid  in  1845,  now  can  be  purchased  for  five  pence.  This  has  led 
to  a  greatly  increased  consumption,  amounting,  in  1851  to  6,884,189  cwt ,  and 
showing  a  still  greater  increase  for  1852.  The  difference  between  seven  pence  and 
five  pence  per  pound,  amounts  to  a  saying  of  more  than  six  millions  annually ;  and 
if  the  consumption  of  sugar  had  been  equally  large  during  the  whole  of  the  last  five 
years ,  the  aggregate  saving  would  have  been  more  than  82,000,000  £.  Vergl. 
Henry  DunckUy^  The  Charter  of  the  Nations;  or  Free  Trade  and  its  results:  an 
essay  on  the  recent  commercial  policy  of  the  united  kingdom,  to  which  the  Coun- 
cil of  the  national  anti-corn  law  league  awarded  their  first  prise.  London  1854. 
*  S.  303  sqq. 
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vermehrter  unmittelbarer  Konsum  von  Kolonialrohzucker  ein  direkter 
gleich  grosser  Abbruch  fiir  den  Absatz  von  raffinirtem  Zucker  sein  werde. 
Der  durch  die  in  Eede  stehende  Zollerleichterung  geschaffene  stärkere 
Zuckerkonsum  wird  sich  vornehmlich  auf  manche  Kreise  der  Bevölkerung 
erstrecken ,  die  jetzt  doch  keine  oder  doch  nur  sehr  wenig  Raffinade 
kaufen.  Indem  die  Bevölkerung  im  Ganzen  sich  allmälig  mehr  an  Zucker- 
genuss  gewöhnen  wird,  kommt  dies  indirekt  auch  den  Zuckerraffinerien 
wieder  zu  Gute,  denn  viele  früheren  Konsumenten  von  Kolonialrohzucker 
werden  später  unter  besseren  Yerhaltnissen  zum  reichlichen  Verbrauch 
von  Kaffinade  übergehen.  Das  statistische  Faktum,  dass  gegenwärtig 
im  Zollverein  bei  einer  Bevölkerung  von  über  36  Millionen  Bewohner 
nur  circa  500  Centner  Rohzucker  zum  unmittelbaren  Konsum  eingegan- 
gen sind ,  spricht  genügend  für  die  Verkehrtheit  der  jetzigen  Zuckerbe- 
Steuerung,  —  Diesen  Aeusseningen  der  schon  (S.  578)  gedachtem  Ham- 
burger Denkschrift  wird  man  wohl  nichts  entgegensetzen  können.  Was 
sie  dagegen  über  die  Ausfuhrvergütung  sagt,  ist  nicht  zutreffend.  Für 
eine  solche  Vergütung  können  doch  nur  Billigkeitsgründe  angeführt 
werden.  Zweckmässig  dürfte  es  sein,  sie  gar  nicht  zu  gewähren  und 
lieber  den  im  Zollverein  fabrizirten  Zucker,  welcher  im  Auslande  ver- 
braucht wird ,  unbesteuert  zu  lassen.  In  diesem  PaU  entsteht  nämlich 
nicht  der  Zweifel,  ob  die  Staatskasse  nicht  mehr  vergütet,  als  sie  erhal- 
ten hat.  XJebrigens  ist  die  Rübenzuckerindustrie  vorwärts  gekommen, 
ehe  eine  Exportbonifikation  für  Rübenzucker  stattfand  und  diese  trat 
erst  vom  1,  September  1861  ab  ein.  Die  Denkschrift  sagt  nun,  es  wäre 
im  Zollverein  beim  inländischen  Rübenzucker  eine  TJeberproduktion  ein- 
getreten und  damit  habe  sich  die  Koth wendigkeit  der  Bewilligung  einer 
Ausfuhrvergütung  zur  "Wiedererstattung  der  entarichteten  inländischen 
Zuckersteuer  herausgestellt.  Dieser  Schluss  ist  nicht  richtig.  Wenn 
die  Produzenten  ein  grösseres  Quantum  produzirt  haben,  als  wozu  nach 
dem  bisherigen  Preise  Nachfrage  ist,  so  folgt  daraus  nur,  dass  sie  den 
Preis  heruntersetzen  müssen ,  um  dadurch  die  Nachfrage  zu  erhöhen, 
keinesweges  aber,  dass,  weil  sie  die  Nachfrage  irrthümlich  überschätzt 
hatten,  die  Regierung  ihnen  etwas  zahlt,  damit  sie  ihr  Produkt ,  anstatt 
es  zum  heruntergesetzten  Preise  im  Inlande  abzusetzen ,  mit  mehr  Vor- 

theil  ausfuhren  können.  Die  Ausfuhr  von  Rübenzucker  betrug : 

Jahr  Rübenrohzacker  Raffinirter  Rübenzucker 

1864  148,266  Ctnr.  556  Ctnr. 

1865  124,287   -  1,661   - 

1866  821,360   -  15,569   - 

Diese  Zahlen  beweisen,  dass  die  Gewährung  von  Exportbonifikationen 
den  Export  sehr  forderte.  Die  „Rückzahlung  für  exportirten  Zucker" 
betrug  1865  394,514  Thlr.  und  1866  2,239,962  Thlr.     Nach  den  An- 
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gaben  der  Denkschrift  betrag  die  inländische  Biibensuckerproduktion 
1859  3,050,953,  1860  2,790,302,  1861  2,574,887  nnd  1862  2,553,826 
Centner.  Das  kann  doch  keine  XJeberproduktion  sein,  es  ist  yielmehr  ein 
Fallen  der  Produktion.  Yon  1862  an  stieg  die  Produktion  fortwährend 
bis  auf  3,864,000  Centner  im  Jahre  1866. 

Liegt  nun  in  der  Exportbonifikation  lediglich  die  Zurliokzahlung 
yon  Steuer,  welche  die  Staatskasse  wirklich  eingenommen  hatte,  oder 
liegt  darin  noch  eine  Prämie,  ein  Geschenk,  2u  welchem  natürlich  alle 
Steuerzahler  haben  beitragen  müssen?  Diese  Frage  kann  nicht  eher 
beantwortet  werden,  als  bis  die  Fragen  beantwortet  sind:  Wie  hoch 
ist  die  Steuer  för  jeden  Centner  Bübenrohzucker?  und  wie  hoch  ist  die 
Steuer  für  jeden  Centner  raffinirten  Eübenzucker?  Diese  Fragen  lassen 
sich  aber  nicht  beantworten ,  weil  alle^  Bübenzuckerfftbrikanten  nicht 
gleich  hoch  steuern  und  weil  derselbe  Bübenzucker&brikant  nicht  zu 
allen  Zeiten  gleich  hoch  steuert.  Schon  deshalb  ist  eine  Ausfohrbomfi- 
kation  Ton  Bübensteuer  überhaupt  nicht  zu  rechtfertigen,  wahrend  da- 
gegen, wenn  die  Steuer  vom  Fabrikat  erhoben  würde,  die  Büokgabe 
dieser  Steuer,  nach  Abzug  der  Erhebongs-  und  Yerwaltungskosten  der- 
selben, bei  der  Ausfohr  des  Fabrikats  weniger  Bedenkon  haben  würde. 
Die  Hamburger  Denkschrift  berichtet  yon  einer  Fabrik  in  der  Magde- 
burger Gegend,  die  nach  ihren  Büchern  in  sechs  Jahren  pro  Centner 
Bohzucker  in  einem  Jahre  2  Thlr.  27  Sgr.  8  Pf.,  in  einem  andern 
2  Thlr.  16  Sgr.  6  Pf.,  und  jährlich  im  Durchschnitt  2  Thlr.  23  Sgr.  6  P£, 
Steuer  gezahlt  haben  will.  Weshalb  die  Denkschrifb  auf  den  Durcksekmiii 
irgend  ein  Gewicht  legt,  ist  nicht  abzusehen  —  abgesehen  hier  dayon, 
dass  bei  einer  yollständigen  Erörterung  der  Frage  ausser  den  betheilig- 
ten Produzenten,  nicht  weniger  auch  die  Konsumenten  gehört  werden 
müssten.  Wenn  ein  Fabrikant  pro  Gentner  wirklich  2  Thlr.  27  Sgr.  8  Pf. 
Steuer  gezahlt  hat  und  bei  der  Ausfiihr  2  Thlr.  26  Sgr.  Ausfahrbonifi- 
kation erhalt,  so  scheint  er  allerdings  nichts  geschenkt  zu  bekommen. 
Wenn  er  aber  nach  seiner  eigenen  Bechnung  nur  2  Thlr.  16  Sgr.  6  Pf. 
Steuer  gezahlt  hat,  und  bei  der  Ausfuhr  eine  Bonifikation  yon  2  Thlr. 
26  Sgr.  annimmt,  so  ist  doch  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  er  sich 
yon  seinen  Mitbürgern  pr.  Centner  9|^  Sgr.  schenken  lässt  —  oder  auch 
noch  mehr,  da  er  wohl  Zucker  yon  yerschiedener  Qualität  produziren 
wird  und  nicht  darthun  kann,  dass  er  yon  seinem  schlechtesten  Fabri- 
kat gerade  ebenso  yiel  Steuer  gezahlt  habe,  als  yon  seinem  besten.  Die 
Denkschrift  bemerkt,  dass  auf  dem  Londoner  Markt  Bübenrohzucker 
einen  um  1  s.  6  d.  bis  2  s.  niedrigeren  Preis  bedinge  als  tropischer  Zu- 
cker, was  auch  nicht  auffallen  kann,  da  sowohl  aus  Frankreich  als 
auch  aus  dem  Zollyerein  die  geringeren,  yorzugsweise  braune  ordinäre 
Sorten  ausgeführt  werden.    Je  schlechterer  Bübenzueker  also  ausgeführt 
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wird,  eine  •desto  höhere  Prämie  ist  in  der  Ausfohrbonifikation  ent- 
halten. 

Wenn  die  Erage  der  Zuokersteuerreform  zu  einer  definitiven  Erle- 
dig^g  kommen  sollte,  so  würde  sie  doch  nur  dann  nach  den  Vorschla- 
gen der  Hamburger  Denkschrift  erledigt  werden,  wenn  die  Majorität 
im  Reichstage  schutzzöllnerisch  wäre.  Denn  die  Denkschrift  ist  es.  Sie 
will  zwar  die  Rübensteuer  in  eine  Zuckersteuer  umwandeln,  aber  den 
ausländischen  Zucker  femer  mit  höheren  Abgaben  belegen,  als  den  in- 
ländischen, was  nicht  freihändlerisch  ist.  Die  Freihändler,  welche 
Freihändler  bleiben  wollen,  können  der  Sohutzzöllnerei  keine  Konzes- 
sion machen.  Nach  den  Yorschlägen  der  Denkschrift  sollte  der  Ein- 
gangszoll betragen  per  Centner:  Brodzucker  4  Thlr.  5  Sgr.;  Kandis 
4  Thlr.  14  Sgr.;  Rohzucker  I.  Klasse  3  Thlr.  27|  Sgr. ;  H.  Klasse  3  Thlr. 

20  Sgr.;  m.  Klasse  3  Thlr.  10  Sgr.;  lY.  Klasse  2  Thlr.  24  Sgr.:  (Rohr- 
saft wie  Rohzucker  lY.  Klasse);  Sirop  1  Thlr.  6  Sgr.  Ein  Unterschied 
der  Verzollung  im  Allgemeinen  und  der  för  Siedereien  soll  nicht  statt- 
finden. Die  Steuer  yon  inländischem  Rübenzucker  und  Rübensirop  soll 
dagegen  um  6  Sgr.  per  Centner  niedriger  sein  als  die  Eingangsabgabe 
vom  Kolonialzucker  anscheinend  gleicher  Qualität.  Die  Exportbonifi- 
kation für  Zucker  soll  im  Verhältniss  zu  der  entrichteten  Eingangsab- 
gabe, resp.  Rübenzuckersteuer  festgesetzt  werden.  Zur  Ausfuhr  be- 
stimmter inländischer  Rübenrohzucker  soll,  soweit  thunlich,  von  einer 
Yorgängigen  Entrichtung  der  Steuer  frei  bleiben,  wodurch  in  solchem 
Falle  die  Exportbonifikation  in  Wegfall  kommt.  Wird  derselbe  aus  dem 
freien  Verkehr  genommen,  so  soll  die  Exportbonifikation  nach  der  Qua- 
lität I.  Klasse  3  Thlr.  21|  Sgr.;  11.  Klasse  3  Thlr.  14  Sgr.;  lU.  Klasse 
3  Thlr.  4  Sgr. ;  IV.  Klasse  2  Thlr.  1 8  Sgr.  betragen.  Die  Exportbonifi- 
kation für  rafifinirten  Zucker  soU  gleichmässig  4  Thlr.  5  Sgr.  per  Centner 
betragen,  gleichmässig  für  Kolonial-  wie  für  Rübenzucker.  Eine  Bo- 
nifikation für  die  Ausfahr  von  Sirop  soll  nicht  stattfinden.  Die  Zucker- 
abgaben in  Grossbritannien,  wie  sie  die  Hamburger  Denkschrift  selbst 
auf  Thaler  und  Groschen  per  ZoUcentner  reduzirt  hat,  sind  niedriger, 
als  die  in  gedachter  Denkschrift  vorgeschlagenen.  Es  betrug  nämlich 
der  Zoll:  Raffinirter  Zucker  3  Thlr.  28  Sgr. ;  Rohzucker  I.  Klasse  3  Thlr. 

2 1  Sgr. ;  II.  Klasse  3  Thlr.  1 3  Sgr. ;  III.  Klasse  3  Thlr.  4  Sgr. ;  IV.  Klasse 
2  Thlr.  19  Sgr.;  Rohrsaft  (wie  Rohzucker  IV.  Klasse)  2  Thlr.  19  Sgr.; 
Melanse  1  Thlr.  4  Sgr.  Die  Acciseabgaben  yon  den  im  Lande  prodozir- 
ten  Süssigkeiten  sind  so  hoch  wie  die  Zölle  yon  ausländischen  und  bei 
der  Ausfuhr  yon  Süssigkeiten  wird  so  yiel  Abgabe  zurückgezahlt  als  an 
Zoll  oder  Accise  gezahlt  worden  ist. 

Was  die  Kassen  des  Zollvereins  durch  Abgaben  yon  Zucker  gewin- 
nen —  in  dem  Hauflhaltsetat  des  Norddeutschen  Bundes  für  1871   ist 
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die  Einnahme  an  Eübenzuckersteuer  zu  8,626,350  Thlr.  veranBchlagt  — 
ist  nur  wenig  im  Vergleich  zu  dem  Betrage,  den  davon  das  Britisclie 
Reich  von  einer  geringeren  Seelenzahl  zu  ziehen  versieht  (S.  489 ,  491). 
Man  begreift  dort,  das^  man  inländischen  Zucker  nicht  niedriger  besteuern 
darf  als  ausländischen,  dass  man  dahin  nur  durch  eine  Fabrikatsteuer 
gelangen  kann,  dass  diese  aber  eine  wahre  Goldgrube  für  die  Finanzen 
schafft  (S.  572)  und  zu  einer  grossartigen  Heruntersetzung  der  ZcUsätKe 
(S.  172)  Muth  einflösst.  Im  Jahre  1870  worden  sie  pro  Centner,  wie 
folgt,  festgesetzt:  Sugar,  viz: —  Candy,  brown  or  white,  refined  su- 
gar,  or  sugar  rendered  by  any  process  equal  in  quality  thereto,  and 
manufactures  of  refined  sugar  6  s.  Od.;  Sugar  not  equal  to  refined : — 
First  class  5  s.  8  d. ;  Second  class  5  s.  3  d. ;  Third  class  4  s.  9  d. ;  Fourth 
class,  including  cane  juice  4  s.  Od.;  Molasses  1  s.  9  d.;  Almonds,  paste 
of  4  s.  8  d.;  Cherries,  dried  4  s.  8  d.;  ComEts,  dry  4  s.  8  d.;  Confeetio- 
nery,  not  othorwise  enumerated  4  s.  8  d.;  Ginger,  preserved  4  8.  Bd.; 
Marmalade  4  s.  8  d.;  Succades,  including  all  fruits  and  vegetables  pre- 
served in  sugar,  not  otherwise  enumerated  4  s.  8  d.  Wenn  bei  uns  die 
Siissigkeiten  ganz  in  derselben  Weise  wie  gegenwärtig  in  England  be- 
steuert würden,  was  doch  nicht  unmöglich  wäre,  so  würden  sie  ohne 
Zweifel  den  Staatskassen  sehr  viel  höhere  {annahmen  bringen,  als  seit- 
her.  Bei  uns  sind  die  Zuckerabgaben  im  Interesse  der  Bübenzucker- 
produzenten  normirt,  nicht  um  den  Staatskassen  bei  möglichst  geringer 
Belastung  der  Verbraucher  von  Süssigkeiten  die  möglichst  hohen  Ein- 
nahmen zu  bringen.  Dies  Ziel  wird  durch  nachstehendes  Gesetz,  die 
Besteuerung  des  Zuckers  betreffend ,  vom  26.  Juni  1 869  nicht  erreicht. 
§.1.  Vom  1.  September  d.  J.  ab  wird  die  Steuer  vom  inländischen 
Bübenzucker  mit  8  Sgr.  oder  28  Kreuzern  vom  ZoUcentner  der  zur  Zu- 
ckerbereitung bestimmten  rohen  Buben  erhoben.  §.  2.  Vom  1.  Sep- 
tember d.  J.  ist  an  Eingangszoll  vom  Centner  ausländischem  Zucker  und 
Sirop  zu  erheben,  und  zwar  von  1)  Zucker,  raffinirter  Zucker  aller 
Art,  so  wie  Bohzucker,  wenn  letzterer  den  auf  Anordnung  des  Bundes- 
rathes  bei  den  nach  Bedürfniss  öffentlich  zu  bezeichnenden  ZoUstellen 
niederzulegenden,  nach  Anleitung  des  Holländischen  Standard  Nr.  19 
und  darüber  zu  bestimmenden  Mustern  entspricht  5  Thlr. ;  2)  Bohzucker, 
soweit  solcher  nicht  zu  dem  unter  1.  gedachten  gehört,  4  Thlr.;  3)  Si- 
rop 2  Thlr.  15  Sgr.  Auflösungen  von  Zucker,  welche  als  solche  bei  der 
Bevision  bestimmt  erkannt  werden,  unterliegen  dem  vorstehend  unter 
2.  aufgeführten  Eingangszolle.  4)  Melasse  unter  Kontrole  der  Verwen- 
dung zur  Branntweinbereitung,  frei.  Für  Tara  werden  vom  Centner 
Bruttogewicht  vergütet:  beim  Eingang  von  Brod-  (Hut-)  Zucker-,  Ejin- 
dis-,  Bruch-  oder  Lumpenzucker:  14  PAind  in  Fässern  mit  Dauben 
von  Eichen-  und  anderem  harten  Holze,  10  in  anderen  Fässern,  13  in 
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Kisten,  7  in  Körben ;  beim  Eingange  von  Bohzucker  und  Parin  (Zucker- 
mehl),  so  wie  gestossenem  Zacker:  13  Pfiind  in  Fässern  mit  Bauben 
Ton  Eichen-  oder  anderem  harten  Holze ^  10  in  anderen  Fässern,  13 
in  Kisten,  8  in  aussereuropäi sehen  Rohrgeflechten  (Kanassers,  Kran- 
jans), 7  in  anderen  Körben,  4  in  Ballen;  beim  Eingänge  von  Sirop: 
11  Pftind  in  Fässern.  §.  3.  Bei  der  Ausfuhr  von  inländischem  wie  von 
ausländischem  Zucker  über  die  ZoUvereinsgrenze  oder  bei  dessen  Nie- 
derlegung in  öffentlichen  Niederlagen  wird,  wenn  die  auszuführende 
Menge  mindestens  10  Centner  beträgt,  eine  Vergütung  für  den  Centner 
gewährt:  a)  für  Bohzucker  von  mindestens  86  Prozent  Polarisation 
3  Thlr.  4  Sgr. ,  b)  für  Kandis  und  für  Zucker  in  weissen ,  vollen ,  harten 
Broden  bis  zu  25  Pfund  Nettogewicht  oder  in  Gegenwart  der  Steuerbe- 
hörde zerkleinert  3  Thlr.  25  Sgr. ,  c)  für  allen  übrigen  harten  Zucker, 
so  wie  für  alle  weisse  trockenen  (nicht  über  1  Prozent  Wasser  enthal- 
tende) Zucker,  in  Krystall-,  Krümel-  oder  Mehlform  von  mindestens 
98  Prozent  Polarisation  3  Thlr.  18  Sgr.  Der  Bundesrath  des  Zollver- 
eins hat  die  Zollämter  zu  bestimmen,  über  welche  die  Ausfuhr  bewirkt 
werden  kann.  Derselbe  ist  auch  beftigt,  zu  bestimmen,  dass  die  bei 
der  Ausfuhr  von  Zucker  gegen  Vergütung  abzugebende  Deklaration  auf 
den  Zuckergehalt  nach  dem  Grade  der  Polarisation  gerichtet  werde. 
§.  4.  "Wird  bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  durch  unrichtige  Angabe  des  Zu- 
ckergehalts oder  der  sonstigen  Beschaffenheit  (handelsüblichen  Bezeich- 
nung) des  Zuckers,  Steuer-  oder  Zollvergütung  für  Zucker,  bei  dessen 
Ausfuhr  eine  Vergütung  überhaupt  nicht  gewährt  wird,  in  Anspruch  ge- 
nommen, so  hat  der  Deklarant  den  Betrag  des  vierten  Theils  der  in 
Anspruch  genommenen  Vergütung  als  Strafe  verwirkt.  Wird  durch  die 
unrichtige  Angabe  des  Zuckergehalts  eine  höhere  Steuer-  oder  Zollver- 
gütung, als  die  für  die  Klasse,  zu  welcher  der  auszuführende  Zucker 
gehört,  festgesetzte  Vergütung  in  Anspruch  genommen,  so  hat  der  De- 
klarant das  Doppelte  der  Differenz  zwischen  der  zuständigen  und  der 
beanspruchten  Vergütung  als  Strafe  verwirkt.  Ausser  den  vorstehend 
gedachten  Strafen  tritt  die  Konflskation  des  unrichtig  deklarirten  Zu- 
ckers ein,  wenn  solcher  in  der  Absicht,  die  Staatskasse  zu  verkürzen, 
zwischen  Zucker  verpackt  worden  ist,  für  welchen  eine  Vergütung,  be- 
ziehungsweise eine  höhere  Vergütung  gewährt  wird.  TJebersteigt  die 
Angabe  des  Zuckergehalts  den  bei  der  Bevision  ermittelten  Zuckerge- 
halt um  nicht  mehr  als  ^  Prozent,  so  findet  eine  Bestrafung  nicht  statt. 
Ist  zwar  dieser  Prozentbetrag  überschritten,  aber  der  Beweis  geführt, 
dass  die  Absicht,  die  Staatskasse  zu  verkürzen,  nicht  vorgelegen  habe, 
so  ist  nur  eine  Ordnungsstrafe  von  5  bis  50  Thlr.  (5  bis  7  5  Gulden)  ver- 
wirkt. §.  5.  Die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  An- 
ordnungen werden  vom  Bundesrathe  des  Zollvereins  festgestellt.  — 

Bergiot,  Finanz wistcnsch.    8.  Aufl.  3  g 
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Wenn  allerdings  nach  diesem  Gesetz  die  firüliere  ZoIIbeganstigang 
inländischer  Siedereien  aufgehört  hat,  so  kann  dies  nur  den  Rübenzu- 
ckerprodnzenten  zum  Nutzen  gereichen.  Die  geringe  Herabsetzung  der 
Eingangszölle  auf  Baf&nade  von  7-J^  auf  5  Thlr.  und  auf  Eohzucker  von 
6  auf  4  Thlr.,  oder  von  100  auf  67  ungefähr,  kann  von  erheblicher 
Wirkung  nicht  sein  und  die  Einfuhr  tropischer  Süssigkeiten  gegen 
Zahlung  der  Eingangszölle  weder  sehr  yermehren,  noch  die  Einschwär- 
Zungen  sehr  yermindem,  zumal  der  Zoll  yon  Sirop  nicht  herunter- 
gesetzt ist,  die  Rübensteuer  yon  7^  nur  auf  8  Sgr.  oder  yon  100  aaf 
1 07  erhöht,  überdies  die  Ausfiihryergütung  auf  Rohzucker  yon  2  Thlr. 
22  Sgr.  6  Pf.  auf  3  Thlr.  4  Sgr.,  oder  yon  100  auf  113,  und  auf  Raf- 
finade yon  3  Thlr.  10  Sgr.  auf  3  Thlr.  25  Sgr.,  oder  yon  100  auf  115 
erhöht  ist.  Hiernach  scheint  es,  als  wenn  die  Rübenzuckerproduzen- 
ten wenigstens  wohl  nicht  ungünstiger  gestellt  sind,  als  sie  es  yor- 
her  waren;  dagegen  ist  es  zweifelhaft,  ob  dadurch  der  Preis  der  Süs- 
sigkeiten  überhaupt  niedriger  werden  und  ihr  Verbrauch  entsprechend 
zunehmen  wird,  und  demgemass  die  Zuckerabgaben  für  die  Staatskassen 
erheblich  einträglicher  werden  dürften. 
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Bei  tlns  hat  der,  welcher  Tabak  baut,  weniger  Abgaben  zu  zahlen, 
als  der,  welcher  Tabak  einfuhrt,  und  wer  Tabak  fieibrizirt,  hat  weniger 
Abgaben  zu  zahlen,  als  der,  welcher  fabrizirten  Tabak  einführt.  Ohne 
Yortheil  für  die  Staatskasse  zahlen  die  Tabaksraucher  und  Schnupfer 
mehr  an  Abgaben  als  nöthig  ist,  lediglich  zum  Yortheil  der  inländi- 
schen Tabaksbauer  und  Tabaksfabrikanten  —  jetzt,  nach  Verkündigong 
des  Gesetzes  yom  26.  Juni  1 869,  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend 
(S.  592) ,  nur  noch  das  einzige  Beispiel  yon  zweifachen  Differential- 
abgaben. Dass  die  Zucker-  und  Tabaksabgaben  weniger  im  Interesse 
der  Staatskassen ,  als  im  Interesse  der  Rübenzuckerproduzenten  und  der 
inländischen  Tabaksbauer  und  Fabrikanten  yon  Rauch  -  und  Schnupf- 
tabak und  Cigaxren ,  auch  ohne  jede  billige  Rücksicht  auf  die  Verbrau- 
cher (einschliesslich  unserer  tapferen  Soldaten ,  die  oft  schreckliche  Ci- 
garren  rauchen  mussten)  normirt  sind,  benaohtheiligt  überdies  Handel 
und  Schiffahrt.  Denn  je  weniger  es  uns  noch  möglich  bleibt,  mit  Yortheil 
Zucker  und  Tabak  aus  den  Ländern,  wo  sie  am  besten  gedeihen,  einza- 
führen ,  um  desto  geringer  müssen  nothwendig  auch  unsere  Ausfuhren 
überhaupt  sein. 

Nach  dem  Zoll-  und  Yerbrauchssteuertarif  yom  26.  Mai  1818  hatte 
ausländischer  Tabak  zu  zahlen :  A.  in  den  östlichen  Proyinzen :  1)  &- 
brizirter  und  unfabrizirter  aller  Art  pr.  Oentner  If  Thlr.  Eingangsioll 


§.  52.     TABAKSSTEUERN.  595 

und  2  Ggr.  6  Pf.  Yerbrauchssteuer  pr.  Pfand;  2)  für  Fabrikanten  zahlte 
ausländischer  Tabak  in  gedrehten  Blättern  und  Stengeln  pr.  Centner 
If  Thlr.  Eingangszoll  und  8  Pf.  Verbrauchssteuer  pr.  Pfund;  B.  in  den 
westlichen  Provinzen,  1)  fabrizirter  und  un&brizirter  aller  Art  pr.  Cent- 
ner ^  Thlr.  Eingangszoll  und  2  Ggr.  6  Pf.  Yerbrauchssteuer  pr.  Pfund; 
2)  für  Fabrikanten  zahlte  ausländischer  Tabak  in  ungedrehten  Blättern 
und  Stengeln  pr.  Centner  ^  Thlr.  Eingangszoll  und  8  Pf.  Verbrauchs- 
steuer pr.  Pfund.  Die  besondere  Verbrauchssteuer  horte  1 822  auf  und 
es  war  nur  Eingangszoll  zu  entrichten ,  der  allgemein  pr.  Centner  für 
fabrizirte  und  bearbeitete  Blätter  aller  Art  10  Thlr.  und  für  unbearbei- 
tete Blätter  und  Stengel  4  Thlr.  betrug.  Von  1825  an  zahlten  1)  Ta- 
baksblätter (unbearbeitete)  und  Stengel  a)  Amerikanische  und  Türkische 
oder  Leyantische  6  Thlr.,  b)  Deutsche  und  andere  4  Thlr.;  2)  Tabaks- 
fabrikate, als  Bauchtabak  in  Bollen  oder  geschnitten,  Schnupftabak  in 
Karotten  oder  Stangen  oder  gerieben,  auch  Tabaksmehl  12  Thlr.;  eine 
Ausnahme  machte  Portoriko  in  Bollen ,  woTon  entrichtet  wurde  9  Thlr. 
Von  1828  an  zahlten  unbearbeitete  Blätter  und  Stengel  4  Thlr.  und  Ta- 
baksfiabrikate  10  Thlr.;  von  1832  an  Blätter  5|  Thlr.  und  Fabrikate 
11  Thlr.  Von  1843  an  wurde  der  Zoll  von  Cigarren  und  Schnupftabak 
von  11  Thlr.  auf  15  Thlr.  und  vom  1.  Oktober  1851  an  auf  20  Thlr. 
oder  von  100  auf  133  und  182  erhöht.  Dagegen  wurde  der  Zoll  von 
unbearbeiteten  Blättern  und  Stengeln  1853  wieder  auf  4  Thlr.  herunter- 
gesetzt, nicht  aber  die  Zölle  von  Cigarren  —  im  Interesse  der  Fabri- 
kanten natürlich ,  aber  nicht  im  Interesse  der  Staatskasse  und  der  ar- 
men Verbraucher. 

Vor  dem  Gesetze  vom  8.  Februar  1819  wurde  von  dem  Tabak  ge- 
ringer Qualität  und  Quantität,  welcher  in  einigen  wenigen  Gegenden 
gebaut  wurde,  eine  Abgabe  nicht  gefordert.  Danach  sollte  der,  wel- 
cher eine  Fläche  von  mehr  als  5  Quadratruthen  mit  Tabak  bepflanzt 
hat,  vom  Centner  getrockneter  Tabaksblätter  1  Thlr.  Steuer  zahlen. 
Bei  der  Versendung  ins  Ausland  wurde  die  Steuer  weder  ganz  noch 
theilweise  zurückgezahlt.  Nach  der  K.O.  vom  29.  März  1828  wurde 
dieselbe  nicht  mehr  von  dem  Produkt,  sondern  von  der  mit  Tabak  be- 
pflanzten Fläche  und  zwar  von  je  6  Quadratruthen  mit  6,  5,  4  oder 
3  Silbergroschen  erhoben.  So  wurde  aus  einer  Verbrauchssteuer  eine 
Produktionssteuer,  und  es  ist  nicht  mehr  möglich,  zu  berechnen  und 
anzugeben,  wie  viel  Steuer  auf  einem  Centner  inländischen  Tabaks  in 
der  Gestalt  von  Blättern  oder  Bauchtabak  oder  Schnupftabak  oder  Ci- 
garren lastet.  Nach  dem  Gesetz,  die  Besteuerung  des  Tabaks  betref- 
fend, vom  26.  Mai  1868  unterliegt  der  im  Zollverein  erzeugte  Tabak 
einer  Steuer  nach  Maassgabe  der  Grösse  der  jährlich  mit  Tabak  bepflanz- 

38* 
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ten  Grandstücke  und  diese  betragt  Ton  je  6  Quadratruthen  mit  Tabak 
bepflanzten  Bodens  6  Sgr.  jährlich.  Dies  Gesetz  sagt  auch  ganz  bei- 
länfig  im  §.  8 :  Die  Steuer  für  den  in  das  Ausland  in  Mengen  von  min- 
destens 50  Pfand  versendeten  Tabak  wird  vergütet  werden,  wenn  die 
von  der  Zollbehörde  vorgeschriebenen  Kontrole  -  Bedingungen  erfüllt 
sind.  Der  geringste  Yergütungssatz  beträgt  für  den  Centner  Rohtabak 
und  Schnupftabak  1 5  Sgr. ,  für  den  Centner  entrippte  Blätter  und  Ta- 
baksfabrikate (mit  Ausnahme  des  Schnupftabaks)  20  Sgr.  Der  Bundes- 
rath  des  Zollvereins  ist  jedoch  ermächtigt,  die  Ausfuhrvergütung  zeit- 
weise oder  dauernd  bis  zum  Betrage  von  beziehungsweise  20  und  25  Sgr. 
für  den  Centner  zu  erhöhen.  Für  sogenannten  Geiz,  grüne  Tabaks- 
blätter,  Tabakstengel  und  Abfalle  wird  keine  Yergütang  gewährt.     Der 

hohe  Zoll  auf  ausländischen  Tabak  scheint  sich  nicht  einmal  als  ein 
wirksamer  Schutzzoll  für  den  inländischen  Tabaksbau  zu  bewähren. 
Wenigstens  ist  eine  AusdehnujQg  desselben  nicht  eben  wahrzunehmen. 
Derselbe  umfasste  in  Preussen 

.     j        T  i,  i™  steuerpflichtigen     im  nichtsteuerpflichtigen     «v    u«     * 

en        ren  Umfange  Umfange  ^      ^ 

1842  .  .  .  36,375  Morgen  1,788  Morgen  38,163  Morgen 

1843  .  .  .  40,037  -  1,831  -  41,868  - 
1851  .  .  .  33,156  -  1,668  -  34,824  - 
1864  .  .  .  26,609       -  1,545        -  28,154       - 

Im  Zollverein  überhaupt  waren  mit  Tabak  bebaut  18||  88,279,  1863 
84,317,  1864  92,914  und  1865  93,667  Morgen.  Es  ist  hiemach  wohl 
kaum  zu  erwarten,  dass  die  Zölle  von  ausländischem  Tabak  weniger  ein- 
bringen würden,  wenn  der  inländische  Tabak  wieder,  wie  bis  1819, 
steuerfrei  würde.  TJeberdies  würden  dieselben  Gründe,  welche  zur  Ab- 
schaffung der  Weinmoststeuer  in  Preussen  führten  (S.  567),  auch 
die  AbschaJBPang  der  Steuer  vom  inländischen  Tabaksbau  rechtfertigen, 
zumal  dieselbe  für  den  Norddeutschen  Bund  för  1871  nur  zu  244,400 
Thlr.  veranschlagt  ist.  Mit  der  Abschaffung  der  Steuer  würden  auch 
die  Erhebungskosten  derselben  wegfallen,  und  ausserdem  würden  erheb- 
liche Ausgaben  erspart  werden,  wenn  der  schon  gedachte  §.  8  des  Ge- 
setzes vom  26.  Mai  1868  aufgehoben  würde. 

Es  wurden  im  ZoUverein  1842  248,749  Centner  unbearbeitete  Ta- 
baksblätter und  35,271  Centner  Fabrikate  verzollt,  1866  dagegen  nicht 
weniger  als  628,791  Centner  unbearbeitete  Tabaksblätter  und  nur  20,257 
Centner  Fabrikate,  nämlich  9,051  Centner  Bauchtabak,  11,136  Centner 
Cigarren  und  70  Centner  Schnupftabak.  Ausgeföhrt  wurden  aus  dem 
Zollverein: 
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Rohe 
Tabaksbl&tter 

Fabrizirter 
Rauchtabak 

Cigarren 

Schnapftabak 

1842    . 

.     16,882  Ctr. 

47,567  Ctr. 

1843     . 

8,729     - 

40,517     - 

2,010  Ctr. 

2,994  Ctr. 

1851     . 

.     74,800     - 

15,138     - 

16,819      - 

10,189     - 

1864    . 

.   163,593     - 

14,670     - 

20,689     - 

8,127     . 

In  den  Jahren  1843  bis  1864  wurden  nach  den  Eingangslisten  des  Zoll- 
yereins  verzollt: 


1843 
1844 
1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 


Unbearbeitete 
Tabakf- 
bUtter. 

Ctr. 
.  278,411 

.  271,419 

.  823,039 

.  292,650 

.  319,757 

.  233,816 

.  296,018 

.  300,519 

.  291,882 

.  335,727 

.  331,348 

.  360,819 

.  412,505 

.  504,703 

.  426,599 

.  472,536 

.  529,290 

.  585,912 

.  595,917 

.  583,914 

.  572,518 

.  605,238 


Fabrizirter 
Rauchtabak. 

Ctr. 
14,813 

16,422 

15,890 

14,939 

13,127 

12,002 

11,451 

9,841 

11,474 

11,585 

11,010 

9,921 

9,442 

9,130 

6,418 

7,881 

7,779 

8,271 

7,507 

7,670 

7,591 

9,388 


Cigar- 
ren. 

Ctr. 
15,974 

21,123 

23,777 

24,426 

26,580 

22,710 

31,511 

31,258 

31,672 

17,964 

16,741 

11,841 

10,109 

10,656 

9,804 

9,102 

9,712 

11,262 

11,432 

11,594 

12,084 

11,888 


ZoUertrilse 

Schnnpf-  welche  der  aas-  Pro 

tabak.  llndlsche  Tabak  Kopf, 
auibrachte. 

Ctr.  Thlr.  Sgr. 

90  1,934,587  2,10 

142  1,991,809  2,09 

130  2,309,422  2,43 

103  2,133,008  2,24 

137  2,291,635  2,33 

107  1,754,441  1,79 

91  2,222,475  2,26 
102  2,224,528  2,24 
106  2,217,090  2,23 

84  2,332,802  2,34 

71  1,958,522  1,92 
86  1,788,866  1,64 
99  1,955,832  1,80 
95  2,332,132  2,14 

105  1,973,309  1,80 

115  2,159,631  1,93 

74  2,398,398  2,14 

121  2,662,229  2,38 

78  2,695,985  2,41 

72  2,653,306  2,29 
57  2,616,353  2,26 
60  2,763,180  2,39 


2,119,888  2,19 
2,173,524  2,01 
2,330,041   2,11 


durchschnittlich  18^  .  .  289,723   13,328   25,448  112 

im  .    ,   439,938    9,048   11,910   94 
18j^  .  .  485,925    8,738   11,861   86 

Diese  Zahlen  ergeben,  dass  das  System,  den  Zoll  von  rohem  Tabak 
massig  und  den  yon  fSabrizirtem  recht  hoch  zu  halten,  sich  bewährt 
hat  —  für  die  Fabrikanten,  indem  ihnen  ihr  Material  wohlfeil  und  ihr 
Fabrikat  theuer  gemacht  wird.  So  wie  die  Zollsätze  von  20  Thlr.  und 
11  Thlr.  immer  seltener  in  Anwendung  kamen,  ist  auch  die  ZoUein- 
nähme  von  diesen  Sätzen  heruntergegangen,  aber  der  Zollsatz  von 
4  Thlr.  kam  mehr  in  Anwendung  und  so  hat  die  Einnahme  des  Zollver- 
eins etwas  zugenommen.  Aber  was  der  Zollyerein  durch  die  Abgaben 
von  fremdem  Tabak  pr.  Kopf  im  Durchschnitt  bezieht,  ist  nicht  gestie- 
gen, sondern  von  2,19  auf  2,11  Sgr.  heruntergegangen.     Während  nun 
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im  Zollverein  der  Zollertrag  pr.  Kopf  sehr  gering  ist  und  war,  ver- 
steht man  es  im  Britischen  Eeiche  —  und  zwar  ohne  Monopol,  und 
auch  ohne  dass  dort  pro  fisco  auch  in  den  Eisenbahncoup^  geraucht  zu 
werden  braucht  —  Ton  dem  Tabaksrerbrauch  eine  ausserordenüioh  grosse 
Summe  (S.  491)  zu  erheben.  Dies  erklärt  sich  dadurch,  dass  sich 
pr.  Centner  der  Zoll  für  Kohtabak  auf  116  bis  129  Thlr.,  für  Ranch- 
tabak auf  147  Thlr.,  für  Schnupf-  und  Kautabak  auf  138  Thlr.  bis 
165|  Thlr.  und  für  Gigarren  auf  184  Thlr.  belauft;^  und  dass  der  Tabaks- 
bau in  England  seit  1652,  in  Schottland  seit  1782  und  in  Irland  seit 
1832  verboten  ist. 

Das  Englische  System  mit  erheblichem  finanziellen  Gewinn  auch  in 
Deutschland  einzuführen,  ist  gar  nicht  unmöglich.  Auch  würde  in 
einem  Verbot  des  Tabaksbaues  eine  besondere  Härte  nicht  liegen.  Denn, 
von  dem  Tabaksbau  könne  nicht,  meinte  Hoffmann,  wie  von  dem  Wein- 
bau, gerühmt  werden,  dass  er  allein  eine  hohe  Benutzung  von  Boden 
möglich  mache,  der  sonst  beinahe  nutzlos  sein  würde;  er  bedürfe  viel- 
mehr einen  vorzüglich  fruchtbaren,  stark  gedüngten  und  sorgfaltig  bear- 
beiteten  Acker,  der  auch  einen  reichlichen  Ertrag  durch  andere  wirth- 
schaftliche  Benutzung  bringen  würde.  Und  Deutschen  Tabak,  z.  B. 
TJkermärker,  Ohlauer  und  Wansener,  würden  auch  patriotische  Bau- 
cher, Kauer  und  Schnupfer  gern  durch  Aussereuropäischen  ersetzen. 
Was  gegen  das  Englische  System  spricht,  ist  lediglich  der  unvermeid- 
lich damit  verbundene  grosse  Schmuggel.  In  Preussen  das  Tabaksmo- 
nopol zum  dritten  Mal  (S.  353)  einzuführen,  könnte  nur  ein  schlechter 
Finanzmann  anrathen.  —  Könnte  man  annehmen,  dass  jetzt  auf  dem 
inländischen  Tabak  eine  Steuer  von  1  Thlr.  pr.  Centner  liegt,  so  genösse 
derselbe  bei  dem  Eingangszoll  von  4  Thlr.  von  Blattern  einen  Schutz 
von  3  Thlr.  Dieser  Schutz  wird  nicht  geringer,  wenn  der  Zoll  von 
4  Thlr.  auf  3  Thlr.  heruntergesetzt  wird  und  die  Besteuerung  des  inlän- 
dischen Tabaksbaues  aufhört.  In  den  3  Jahren  18||^,  sowie  auch  in 
den  15  Jahren  18|~|,  wo  in  Preussen  die  Schutzzöllner  noch  nicht  so 
viel  Einfluss  hatten,  als  späterhin,  gab  es  nur  zwei  Zollsätze  für  Tabak, 
worin  der  thatsächliche  Beweis  liegt,  dass  mit  zwei  Sätzen  auszukom- 
men ist.  Ist  nun  der  Satz  für  unbearbeitete  Blätter  und  Stengel  3  Thlr., 
so  kann  der  Satz  für  Tabaksfeibrikate  aller  Art  einschliesslich  Schnupf- 
tabak und  Gigarren  auf  5  Thlr.  gesetzt  werden.  Die  Englischen  Zoll- 
sätze von  116  Thlr.  für  den  geringsten  Eohtabak  und  184  Thlr.  für  Gi- 
garren verhalten  sich  wie  100  zu  159.  Da  nun  die  vorgeschlagenen 
Sätze  sich  wie  100  zu  166  verhalten,  so  würden  dabei  die  zollvereins- 
ländischeu  Fabrikanten  noch  einen  höheren  Schutz  haben,  wie  die  Eng- 
lischen. Wenn  der  Zoll  für  Bauchtabak  5  Thlr.  betrüge,  so  Hesse  sich 
allerdings,   wenn  man  bloss  auf  die  jetzigen  Preisverhältnisse  BUcksicht 
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nähme,  für  Oigarren  ein  Zollsatz  von  20  Thlr.  rechtfertigen.  Bei  den 
Sätzen  von  3  und  5  Thlr.  würden  Bohtabak  und  auch  Eauchtabak 
schwerlich  in  gefahrlichem  Maasse  eingeschmuggelt  werden.  Aber  der 
leichter  ausfuhrbare  Cigarrenschmuggel  würde  bei  Beibehaltung  des  Zoll- 
satzes von  20  Thlr.  nicht  aufhören,  wahrend  er  bei  einem  Satz  von 
5  Thlr.  offenbar  sehr  yiel  weniger  sein  würde.  Es  würde  also  gewiss 
ein  geringeres  Quantum  geschmuggelt  und  ein  grösseres  verzollt  wer- 
den, und  das  Schmuggeln  ist  ja  nicht  bloss  für  die  Staatskasse  schädlich. 
Eine  Vergütung  bei  der  Ausfuhr  wäre  bei  den  vorgeschlagenen  beiden 
massigen  Zollsätzen  von  3  und  5  Thlr.  offenbar  nicht  gerechtfertigt. 
Wenn  der  inländische  Tabaksbau  nicht  besteuert  ist,  so  spart  die  Steuer- 
verwaltung nicht  unbedeutend  an  Ausgaben,  denn  sie  braucht  keine 
Beamten  dafür  zu  halten ,  um  zu  kontroliren,  ob  und  wo  irgend  jemand 
einmal  an  einer  abgelegenen  Stelle  einige  Quadratruthen  mit  Tabak  be- 
pflanzt hat.  Die  Oertlichkeiten,  wo  Zucker,  Branntwein,  Salz  oder 
Bier  produzirt  wird,  sind  von  der  Steuerverwaltung  leichter  zu  ent- 
decken und  zu  überwachen.  Wenn  femer  eine  Vergütung  bei  der  Aus- 
fuhr nicht  mehr  stattfindet,  so  hat  die  Steuerverwaltung  auch  nicht 
mehr  zu  kontroliren,  ob  die  Tabaksfeibrikate ,  für  welche  eine  Vergü- 
tung beansprucht  wird,  auch  wirklich  ausgeführt  werden.  Die  Ver- 
waltung könnte  also  bei  der  vorgeschlagenen  Vereinfachung  wohlfeiler 
sein.  Die  Ausgaben  würden  folglich  geringer,  und  die  Einnahmen  grös- 
ser, wenn  der  Schmuggel  abnimmt  und  die  Vertheuerung  nachlässt, 
folglich  der  Verbrauch  steigt.  Man  wagt  durchaus  nichtß,  wenn  man 
für  den  Fall  der  Ausführung  der  vorgeschlagenen  Maassregeln  der 
Staatskasse  steigende  Einnahme  prophezeihet. 


§53.      ZOLL  E. 

Es  wurden  ehemals  im  Preussischen  Staate  nicht  an  allen  Landes- 
grenzen Zölle  erhoben.  Das  alte  Accisesystem  (S.  498),  wonach  beinahe 
alle  Gegenstände,  welche  in  die  Städte  eingebracht  wurden,  an  den 
Thoren  derselben  versteuert  werden  mussten,  bestand  noch  bis  zum 
Herbst  1806,  besonders  in  den  Landestheilen  rechts  der  Elbe,  liess  sich 
aber  nicht  mehr  aufrecht  halten.  Neues  musste  geschaffen  werden.  Zu 
den  1808  ausgesprochenen  Freihandelsgrundsätzen  (S.  445)  hatte  sich 
damals  noch  keine  andere  Begierung  offen  bekannt  und  danach  gehan- 
delt. Indessen  hat  Preussen  seither  keinesweges  streng  daran  festgehal- 
ten.     Nachdem  sich  in  England  ^)  viel  später  Ereihandelsgrundsätze 

1)  Es  wird  wahrscheinlich  viele  tmserer  Leser  Überraschen  ^  wenn  ihnen  gesagt 
wird,  das^  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  vor  dem  Erscheinen  des  „Reichthams 
der  Nationen**  and  sogar  einige  Jahre  früher  als  Qaesnay  geboren  war,  die  Vortheile 
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durcharbeiteten  und  danach  von  dem  Ministerium  Peel  Grosses  geleistet 
war,  folgte  1846  das  Ministerium  Bussell,  welches  in  demselben  Sinn 
weiter  ging.  Das  Ministerium  Berby-Disraeli,  welches  im  Februar  1 852 
zu  Stande  kam,  war  schutzzöllnerisch ,  musste  sich  aber,  um  sich  halten 
zu  können,  dem  Freihandel  zuwenden.  Im  November  ej.  ging  indessen  im 
TJnterhause  mit  415  gegen  80  Stimmen  folgende  Resolution  durch:  >»Bie- 
ses  Haus  ist  der  Ansicht,  dass  die  yerbesserte  Lage  des  Landes  und  be- 
sonders der  gewerbtreibenden  Klassen  grossentheils  eine  Folge  der  neue- 
ren Gesetzgebung  ist,  welche  das  Princip  der  ungehemmten  Konkurrenz 
festgesteUt,  die  zu  Schutzzweeken  auferlegten  Steuern  abgeschafiFty  and 
dadurch  die  Hauptnahrungsmittel  des  Volkes  weniger  kostspielig  gemacht 
und  die  Fülle  derselben  vermehrt  hat.  Es  ist  die  Ansicht  dieses  Hau- 
ses, dass  diese  Politik,  mit  Festigkeit  aufrecht  erhalten  und  mit 
Klugheit  weiter  ausgedehnt,  den  Landbau  am  besten  in  den  Stand 
setzen  wird,  seine  Bürde  zu  tragen  und  dadurch  die  Wohl&hrt  nnd 
Zufriedenheit  des  Volks  sicherlichist  fordern  wird.  Dieses  Haus  wird 
jegliche  mit  diesen  Principieu  übereinstimmende  Maassregel,  die  in 
Gemässheit  von  Ihrer  Majestät  gnädiger  Thronrede  und  Empfehlung 
ihm  vorgelegt  werden  mag,  bereitwilligst  in  Betracht  ziehen.''  Und  am 
6.  December  nahm  das  Oberhaus  einstimmig  die  Besolution  an:  „Dass 
dieses  Haus  an  dem  nun  eingeführten  Handelssystem  festhält  und  jeden 
neuen  Versuch,  dessen  Wirksamkeit  zu  hindern  oder  dessen  Fortgang 
zu  stören,  mit  Bedauern  sehen  würde.''  Bald  darauf  trat  das  Ministerium 
ab  und  seitdem  hat  Volk  und  Eegierung  am  Freihandel  festgehalten  und 
wird ,  da  der  Segen  desselben  immer  allgemeiner  erkannt  wird ,  auch 
femer  daran  festhalten." 

Nach  der  Besetzung  Berlins  durch  die  Franzosen  verlangten  die 
Französischen  Behörden  die  Aufstellung  eines  Tarifs,  der  für  jede  Waare, 

des  Freihandels  nicht  bloss  in  Schottland  offen  erörtert  wurden,  sondern  aach  dass 
Paterson  hauptsächlich  als  Freihändler  in  den  populären  Balladen  damaliger  Zeit 
gefeiert  wurde.  One  of  the  numerous  Darien  rhymesters,  in  1697  ^  speaking  of 
„Wise  Paterson**  and  his  friends  boasts,  that, 

,,They  made  it  evident  that  trade  by  sea 

Needs  little  more  support  than  being  free; 

Freedom's  the  polar  star  by  which  it  steers, 

Secure  it  freedonif  and  it  nothing  fears: 

No  mighty  power  it  needs,  no  fertile  lands, 

No  gold,  no  silver  mines,  it  all  commands. 

All  that  onr  nature  needs  or  can  desire, 

All  that  for  pride  or  pleasure  we  require, 

Free  trade  will  give  and  teach  us  how  to  nse, 

Instract  us  what  to  take  and  what  refuse. 
Life   and  Writings    of  William  Paterson,    im   Edinb.  Review.    1862  Januar.    8/35. 
Vergl.  auch  die  oben  S.  588  angeführte  Schrift  DunchUy't. 
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die  aus  Frankreich  komme ,  den  Satz  bestimme ,  für  welchen  sie  einzu- 
lassen sei.  Der  entworfene  Tarif  enthielt  30  Artikel ;  die  Sätze  waren 
bei  den  wichtigsten  Artikeln  20^  des  Werths,  namentlich  bei  Seide, 
halbseidenen  und  wollenen  Waaron.  Die  Franzosen  reducirten  diese 
Sätze  überall  auf  die  Hälfte ,  so  dass  namentlich  seidene ,  halbseidene 
und  baumwollene  Waaren  zu  10-^  eingelassen  werden  sollten,  viele  an- 
dere Waaren  gegen  4  bis  6  f.  So  wurde  1 807  das  Yerbotsystem  gegen 
Frankreich  aufgehoben.  Dadurch  wurden  besonders  die  Fabriken  in 
Seide  und  Halbseide  in  Berlin  berührt,  doch  auch  die  Baumwollenwe- 
berei, zumal  immer  Mittel  gefunden  wurden,  Englische  Waaren  als 
Französische  einzuföhren.  Demnächst  wurde  auch  allgemein  die  Ein- 
fuhr aller  bisher  verbotenen  oder  hoch  besteuerten  ausländischen  Manu- 
fakturwaaxen  gegen  8-}-  ^  gestattet.  Jede  Einschränkung ,  worunter  der 
Handel  in  Preussen  in  Folge  des  Eontinentalsystems  gelitten  hatte,  wurde 
durch  Edikt  vom  20.  März  1813  aufgehoben  und  den  Schiffen  und  Waa- 
ren  aller  befreundeten  und  neutralen  Nationen  der  Eintritt  in  Preussische 
Häfen  und  Länder  gestattet.  Alle  Französischen  Waaren  wurden  jedoch 
zum  Verbrauch  und  Durchgang  verboten.  Nach  wiederhergestelltem 
Frieden  1815  war  nun  der  Zustand  so,  dass  in  den  Provinzen  rechts 
der  Weichsel  und  in  den  wiedererworbenen  Polnischen  Provinzen 
alle  fremden  Waaren  zum  innem  Verbrauch  gegen  8^  ^  Steuer  eingin- 
gen ;  in  den  Provinzen,  welche  zum  Königreich  Westphalen  gehört  hat- 
ten ,  gegen  eine  Abgabe  von  6  ^ ;  in  den  westlichen  Provinzen ,  Bhein 
und  Westphalen ,  unterlagen  die  fremden  Waaren  beim  Eingange  keiner 
Abgabe,  mit  Ausschluss  eines  Theils  des  Begiemngsbezirks  Minden;  in 
Neuvorpommern,  im  Herzogthum  Sachsen  und  in  den  sonst  neu  erwor- 
benen Provinzen  waren  die  Abgaben  sehr  unbedeutend;  in  Schlesien, 
der  Mark  und  Pommern  war  der  Eingang  der  hauptsächlichsten  fremden 
ManufEÜdur-  und  Fabrikwaaren  zwar  verboten,  das  Verbot  war  aber 
wirkungslos,  da  mit  zeitweisem  Ausschluss  der  BaumwoUenwaaren  Pässe 
zum  Eingang  gegen  8^  ^  nie  verweigert  wurden.  In  den  neu  hinzuge- 
tretenen Provinzen  hatte  man  diese  Verhältnisse  der  Einfiihr  gelassen, 
wie  sie  theils  nach  der  VerflEtssung  (wie  in  Vorpommern  und  Sachsen) 
schon  länger  gesetzlich  bestanden,  oder  wie  sie  sich  im  Verlauf  der  letz- 
ten Jahre  während  der  Eriegszüge  von  selbst  gebildet  hatten.  — 

Der  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Bussland  in  Betreff  des  Her- 
zogthums  Warschau  vom  3.  Mai  1815  bestimmte:  Um  in  allen  Theilen 
Polens  der  Vorzeit  so  viel  als  möglich  den  Ackerbau  zu  beleben,  die 
Betriebsamkeit  der  Einwohner  zu  wecken  und  ihre  Wohlfahrt  zu  festi- 
gen, sind  die  beiden  hohen  kontrahirenden  Theile,  damit  über  Ihre 
wohlthätigen  und  väterlichen  Absichten  in  diesem  Betrachte  kein  Zwei- 
fel bleibe,    übereingekommen,   künftig  und  für  immer  in  allen  Ihren 
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Polnischen  Provinzen  (seit  1772)  alle  dem,  was  der  Boden  und  die  Be* 
triebsamkeit  dieser  Provinzen  erzeugen  und  hervorbringen,  den  unbe- 
schränkten Umlauf  zu  gestatten.  Kommissarien  sollen  beauftragt  wer- 
den ,  sich  in  sechs  Monaten  über  einen  Tarif  zu  einigen ,  nach  welchem 
der  EinganszoU  von  allen  natürlichen  Erzeugnissen  des  (Grundes  und  Bo- 
dens ,  und  von  den  Erzeugnissen  der  Manufakturen  und  Fabriken  in  sei- 
nen Provinzen,  entrichtet  werden  soll.  Dieser  Zoll  darf  10^  desWerihs 
der  Waare  am  Absendungsorte  nicht  übersteigen.  Eemer  durften  nach 
dem  Vertrage  zwischen  Preussen,  Oesterreich  und  EuBsland  in  Betreff 
der  freien  Stadt  Krakau  von  demselben  Tage  in  Krakau  und  seinem  Ge- 
biet durchaus  keine  Zölle ,  Brücken  -  und  Wegegelder  aber  nur  zur  Un- 
terhaltung der  Brücken  und  Öffentlichen  Strassen  erhoben  werden.  Es 
war  also  dort,  auch  für  die  Preussischen  Unterthanen,  Freihandel,  bis 
eine  Proklamation  des  Oesterreichischen  Generals  Castiglione,  d«  d.  Kra- 
kau den  16.  November  1846,  der  Welt  kund  that,  dass  mit  Preussens 
Zustimmung  die  Stadt  Krakau  der  Oesterreichischen  Monarchie  einverleibt 
sei.  Die  Preussische  Regierung  hatte  von  der  Bedeutung  des  Handels  ihrer 
Unterthanen  mit  Krakau  keine  Kenntniss !  -■ —  Bei  Beantwortung  einer 
Interpellation  des  Abgeordneten  von  Waligowski  in  Betreff  der  Erschwe- 
rungen des  Handels  Seitens  der  Bussischen  Regierung  am  25.  Januar  1 867 
sagte  Gr.  Bismark :  ,>Wir  haben  der  Russischen  Regierung  niemals  zu- 
gegeben, dass  dieser  Vertrag  (vom  3.  Mai  1815)  unausführbar  sei;  aber 
ich  will  lieber  es  offen  bekennen,  dass  er  es  ist,  als  dass  die  Regierung 
hier  beschuldigt  werde,  die  Interessen  der  königlichen  Unterthanen  muth- 
willig  oder  aus  Konnivenz  zu  vernachlässigen,  indem  sie  nicht  auf  Aus- 
führung der  Verträge  besteht.  —  Das  Einzige,  was  wir  geltend  ma- 
chen können  Russland  gegenüber,  ist  das  eigene  Russische  Interesse^ 
und  dessen  Pflege  allein  kann,  wo  Verträge  fehlen,  die  Au^be  der 
Russischen  Regierung  sein.  Dass  unserer  Meinung  nach  diese  Pflege 
nicht  in  der  richtigen  Richtung  und  in  dem  richtigen  Maasse  erfolgt» 
haben  wir  der  Kaiserlichen  Regierung  unzählige  Male  gesagt,  sie  ist 
aber  der  Meinung,  dass  sie  selbst  am  Besten  beurtheilen  könne,  was 
ihren  Interessen  entspreche  oder  nicht,  und  wir  können  dagegen  völ- 
kerrechtlich nichts  einwenden,  sondern  uns  nur  mit  dem  traurigen  Tröste 
begnügen ,  dass  Russlands  Interessen  unter  dieser  Grenzsperre  mehr  lei- 
den als  unsere.  —  Wir  können  in  diesem  Ukas  (von  1 845)  sehr  rasch 
eine  Aenderung  erzielen ,  wenn  wir  uns  dazu  verstehen  wollen ,  einen 
Kartelvertrag  gegen  den  Schmuggel  mit  Russland  zu  schliessen;  aber  ich 
glaube ,  wenn  die  Kaufmannschaften  für  Eines  der  PreussiBchen  Regie- 
rung dankbar  sind ,  neben  den  vielen  unfruchtbaren  Bemühungen ,  die 
seit  50  Jahren  stattgefunden  haben,  so  ist  dafür,  dass  sie  sich  gewei- 
gert hat,  diesen  Kartelvertrag  abzuschliessen,  den  man,  wie  ich  glaube, 
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ziemlich  hoch  anrechnen  würde,  und  wenn  die  Andeutungen  gegründet 
wären,  welche  der  Herr  Interpellant  über  die  Motiye  der  Regierung  an- 
gedeutet hat,  Bo  wäre  dies  ein  Preis,  für  den  wir  vielleicht  auf  politi- 
schem Gebiete  yiel  erreichen  könnten.  Das  wird  aus  einigen  Ziffern 
heryorgehen.  Die  Kaiserlich  Bussischen  Behörden  haben  in  ihren  yorjäh- 
rigen  Einnahmen  ihrer  Meinung  nach  in  Polge  der  neuen  Organisation  an 
Zöllen  einen  Mehrbetrag  yon  3^  Mill.  Bubel  an  der  westlichen  Grenze  er- 
zielt und  sind  deshalb  durch  einen  besonderen  Kaiserlichen  Erlass  wegen 
ihrer  Thätigkeit  belobt  worden.  Es  ist  erklärlich,  dass  dieses  Besultat 
auf  den  ersten  Anschein  in  Bussland  die  günstige  Meinung  erweckt  hat, 
die  neue  Einrichtung  sei ,  finanziell  wenigstens ,  eine  nützliche.  Ich 
glaube  umgekehrt,  dass  sie  nur  eine  neue  Prämie  auf  den  Schmuggel 
setzt.  Nach  unseren  oberflächlichen  Abschätzungen ,  die  ja  nicht  ganz 
genau  sein  können ,  würden  die  Bussischen  Zollreyenüen ,  wenn  kein 
Schmuggel  stattfinde ,  wie  er  durch  den  übermässig  hohen  Tarif  ermu- 
thigt  wird,  wenigstens  das  Zehnfache  des  Plus  yom  yorigen  Jahr  betra- 
gen, also  30  bis  40  Mill.  Bubel,  und  es  wäre  mir  lieb,  wenn  diese  Ziffern 
und  diese  Verhältnisse  auf  dem  Wege  der  Oeffentlichkeit  möglichst  zur 
Kenntniss  der  Bussischen  Behörde  kämen,  um  sie  zu  überzeugen,  dass  der 
Kampf,  wie  er  bisher  geführt,  ein  unfruchtbarer  und  hoffnungsloser  ist. 
Ich  erinnere  daran,  dass  im  Anfange  der  vierziger  Jahre  der  Plan  auf- 
tauchte und  die  Ausfuhrung  befohlen  war,  eine  halbe  Werst  lang  yon  der 
Grenze  frei  yon  Bäumen,  Gebüschen  und  Häusern  herzustellen,  um  den 
Schmuggel  besser  überwachen  zu  können.  Der  Plan  wurde  damals  aufge- 
geben wegen  der  übermässigen  Expropriationskosten,  die  man  hätte  Z6thlen 
müssen,  vielleicht  auch,  weil  dieses  Mittel  den  Hauptgrund  des  Schmuggels 
nicht  getroffen  hätte.  Es  hätte  nur  den  illegalen  Schmuggel  getroffen. 
Eingeweihten,  mit  den  dortigen  Verhältnissen  Bekannten  wird  der  Aus- 
druck verständlich  sein.  —  Sie  haben,  glaube  ich,  kein  Becht,  die 
königliche  Begiemng  anzuklagen ,  dass  sie  auf  ihre  Würde  und  auf  den 
Schutz  ihrer  TJnterthanen  nicht  eifersüchtig  sei,  bei  jeder  Gelegenheit 
aber  sich  auf  die  Macht  und  das  Ansehen  zu  berufen  und  mit  einer  sol- 
chen befreundeten  Begierung  eine  gereizte  Korrespondenz  hervorzurufen 
halte  ich  nicht  für  weise.  Wir  geben  die  Hoffnung  nicht  auf,  dass  die- 
selbe Begierung,  die  mit  so  grosser  Energie  die  Emancipation  der  Bauern 
yon  der  Leibeigenschaft  durchgeführt  hat,  die  bereit  ist,  in  ihrer  in- 
neren Verwaltung  dem  Geiste  der  Neuzeit  Bechnung  zu  tragen,  wie  der 
Herr  Interpellant  es  verlangt,  und  vielleicht  noch  darüber  hinaus  un- 
ter umständen ,  auch  den  Handel  von  den  Pesseln  emancipiren  werde, 
die  jetzt  auf  ihm  lasten,  und  welche  die  meisten  Staaten  des  westlichen 
Europa's  längst  abgeschüttelt  haben.     Aber,    wie  gesagt,  es  kann  dies 
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nur  aus  freier  Erkenntniss  der  Biohtigkeit  dieser  Politik,  aus  freiem 
Entschlüsse  der  Kaiserlichen  Eegierung  geschehen,  und  die  königliche 
Regierung  muss  sich  darauf  beschränken ,  das  Entgegenkommen  zu  for- 
dern." —  Es  war  nicht  etwa  in  Eolge  der  Verträge  Ton  1815,  dass 
Preussen  im  Laufe  der  Zeit  dahin  kam ,  in  Beziehung  auf  Zölle  einen 
Theil  seiner  Souyeränetät  aufzugeben.  Die  Eegierung  that  dies  später 
freiwillig  und  die  Yolksyertretung  hatte  fsüdisch  immer  nur  zu  bereits 
abgeschlossenen  Verträgen  nachträglich  ja  zu  sagen  gehabt.  Nicht  die 
geringste  Tarifreform  konnte  Preussen  durchsetzen,  wenn  nicht  eine 
Menge  kleinere  Staaten,  wo  viel  SchutzzöUnerei  steckt,  ihre  gnädige 
Zustimmung  gaben.  Und  wenn  die  Regierung  auch  mit  Beistim- 
mung der  VolksTertretung  Freihandel  hätte  fördern,  also  Zölle  her- 
untersetzen oder  abschaffen  wollen,  so  konnte  ein  kleiner  Potentat  in 
Nassau  oder  Hessen  dem  Könige  von  Preussen  Halt  zurufen.  Erst  nach 
den  Siegen  von  1866  erlangte  Preussen  die  Möglichkeit,  sich  yon  den 
Fesseln  der  ZoUyereinsverträge  freizumachen.  Aber  nach  den  Veifu- 
sungen,  sowohl  des  Norddeutschen  Bundes,  als  auch  des  Deutschen 
Reiches,  hat  das  am  6.  April  1848  (S.  20)  gewährte  Steuerbewüligungs- 
recht  —  also  auch  das  Steueryerweigerungsrecht  —  des  Preussischen  Ab- 
geordnetenhauses in  Bezug  auf  Zölle  aufgehört  und  es  besteht  in  Preussen 
keine  Aussicht  mehr  auf  wahren  Freihandel,  d.  h.  auf  Abschaffung  al- 
ler Zölle  (S.  475). 

Am  7.  Januar  1817  machte  der  Finanzminister  Graf  y.  Bülow  über 
eine  neue  Steuergesetzgebung  Vorschläge.  Alle  Zölle  im  Innern  des 
Landes  wollte  er  abschaffen  und  an  die  Grenzen  verlegen.  Es  sollte 
freier  Handelsyerkehr  mit  dem  Auslande  stattfinden,  also  auslandisohe 
Erzeugnisse  eingeführt  und  inländische  ausgeführt  werden  können.  Da- 
bei sollten  aber  Massregeln  genommen  werden,  „um  dem  inländischen 
Gewerbfleisse  Schutz  und  den  einheimischen  Fabrikaten  einen  hinrei- 
chenden Vorzug  zu  sichern."  Durchgehends  seien  die  yorgeschlagenen 
Tarifsätze  yon  solchem  Belange,  dass  die  Landesfäbriken  zum  Verkauf 
ihrer  Waaren  im  Inlande  dadurch  einen  yollkommen  genügenden  Vor* 
Sprung  hätten.  Indem  im  Gesetzentwurf  die  fremden  Fabrikate  nicht 
über  10  f  nach  Durchschnittssätzen  yom  Werthe  belegt  seien,  betrügen 
die  Auflagen,  auf  Arbeitslohn  und  Profit  bezogen,  15^25-^  und  dar- 
über, so  dass,  wenn  die  Fabrikanten  darin  nicht  hinreichenden  Schutz 
finden  sollten ,  alle  Anstrengungen  des  Staats  zu  ihren  Gunsten  yergeb- 
lieh  sein  müssten.  Fremde  Haupt-  und  Hülfsmatenalien  seien  theils 
mit  gar  keinen,  theils  mit  ganz  geringen  Eingangsabgaben  belegt.  Es 
würde  weiter  zu  keinem  guten  Ziele  fuhren,  wenn  man  die  Steuersätze 
noch  steigern  wollte.  Sie  würden  einem  yöUigen  Verbote  ähnlich  wir- 
ken,  den  Staatskassen  die  Beyenüen  entziehen  und  nur  Schleichhänd- 
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lern  ein  Mittel  in  die  Hände  geben ,  ihr  schändliches  Gewerbe  zu  trei- 
ben. Sind  die  Abgaben  zu  hoch,  oder  treten  Verbote  ein,  so  häufen 
sich  die  Defraudationen ;  diese  werden  dann  aus  dem  Gesichtspunkte  har- 
ter Geschäftsnothwendigkeit  angesehen  und  sogar  bessere  Menschen 
nehmen  an  Einschwärzungen  Theil.  Es  ist  nichts  weniger  als  gleich- 
gültig, ob  man  den  Geist  zum  Befraudiren  beim  Volke  und  der  damit 
verbundenen  Bestechlichkeit  der  Offizianten  nähre.  Es  darf  der  Beach- 
tung nicht  entgehen,  dass  die  Sitten  mächtiger  sind  als  die  Gesetze. 
Bas  woHerwogene  Interesse  der  Finanzverwaltung  erfordere,  die  Öffent- 
liche Meinung  zu  gewinnen,  und  dies  könne  nur  durch  Mässigung  und 
Billigkeit  erlangt  werden.  Die  fremden  geniessbaren  Waaren  (Kaffee, 
Zucker,  Gewürze)  seien  ziun  Theil  mit  zu  30^  und  darüber  belegt» 
welche  sie  tragen  können.  Als  Artikel  von  grösserem  Umfange  und 
Gewichte,  im  Verhältniss  zum  "Werthe,  können  sie  nicht  so  leicht  ein- 
geschwärzt  werden  wie  Fabrikate;  sie  eignen  sich  daher  zur  höheren 
Besteuerung,  ohne  Besorgniss  des  heimlichen  Einbringens.  Bei  ihrer 
Belegung  mit  Abgaben  zur  Konsumtion  ist  das  Einanzinteresse  vorwal- 
tend. Biese  Bülow'schen  Vorschläge  gelangten  zur  Prüfung  des  Staats- 
raths.  Hier  wurde  dafür  eine  besondere  Kommission  aus  24  Personen 
bestellt,  darunter  W.  v.  Humboldt,  der  den  Vorsitz  hatte,  Priese,  der 
Referent  war,  Bother,  Maassen,  Ladenberg,  Hoffmann,  Schamweber, 
V.  Beguelin,  Kunth,  Ferber,  so  wie  die  Oberpräsidenteu.  Bie  Kom- 
mission stimmte  den  Vorschlägen  im  Wesentlichen  bei.  Als  aber  im 
Publikum  bekannt  wurde,  dass  meist  gegen  10^  Abgabe  alle  fremden 
Manu^GiktuTwaaren  zugelassen  werden  sollten  —  ein  Satz,  der  noch  hö- 
her war,  als  in  Preussen  und  besonders  in  den  westlichen  Provinzen 
bisher  bei  der  Einfuhr  gegolten  hatte  —  machten  Berliner  und  Schle- 
sische  Fabrikanten  dringende  Vorstellungen  und  verlangten  Verbotszölle 
oder  gänzliche  Verbote.  Biese  Forderungen  wurden  schon  damals  durch 
alle  die  Gründe  motivirt,  welche  die  Schutzzöllner  auch  heut  zu  Tage 
noch  vorbringen ,  ohne  neue  und  bessere  Gründe  hinzufügen  zu  können. 
Zur  Prtifrmg  dieser  Forderungen  wurde  noch  eine  Spezialkommission 
unter  dem  Vorsitz  des  Oberpräsidenten  von  Brandenburg  v.  Heydebreck, 
bestellt,  die  Elaufleute,  andere  Sachverständige,  Fabrikenkommissarien 
u.  s.  w.  zuziehen  konnte.  Biese  Kommission  trug  darauf  an,  das  Ver- 
botssystem, wie  es  bis  1806  bestanden,  wieder  in  volle  Kraft  zu  setzen 
und  die  Anordnungen  von  1 807 ,  welche  solches  zum  Theil  suspendirt 
hätten,  wieder  aufzuheben.  Kunth  (f  1829)  und  Maassen,  welche 
gleichfalls  Mitglieder  dieser  Spezialkommission  gewesen  und  bei  der  Ab- 
stimmung in  der  Minorität  geblieben  waren,  übergaben  ein  Separatvo- 
tum vom  25.  März,  welches  Kunth  abgefasst  hatte.  Barin  heisst  es: 
„Ber  Antrag  der  Fabrikkommissarien  Weber,   Liebermann  und  Sohle- 
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singer:  das  Yerbotssystem  noch  fiiuf  Jahre  bestehen  za  lassen  und  nach 
deren  Verlauf  den  Eingang  aller  fremden  Fabrikate,  gegen  Abgabe,  statt- 
finden zu  lassen,  lässt  sich  in  der  gut  gemeinten  Absicht  entschuldigen ; 
würde  aber  die  Frist  nur  auf  zwei  oder  drei  Jahre  und  nur  auf  die 
Baumwollen waaren  beschränkt,  so  ist  naek  aller  bisherigen  Erfahrung 
zu  fürchten,  dass  das  üebel  alsdann  durch  weitere  Yermehrung  noch 
verschlimmert  und  dass  alsdann  ein  neuer  Grund  gefunden  werden 
möchte,  die  Frist  zu  verlängern.  Auch  bedarf  es  keiner  weitem  An- 
kündigung, nachdem  die  Grundsätze  bereits  seit  neun  bis  zehn  Jahren 
Öffentlich  ausgesprochen  und  selbst  in  den  mittleren  Provinzen  im  Gan- 
zen, mit  wenigen  periodisch  erklärten  Ausnahmen,  in  den  übrigen  zwei 
Drittheilen  des  Staats  aber  unbedingt  angewandt  oder  beibehalten  wor- 
den sind.  Auch  scheint  diese  halbe  Maassregel  unanwendbar,  wenn  die 
Absicht  ist,  den  Staat  auch  in  seinen  Handelsbeziehungen  so  bald  als 
möglich  zu  einem  Ganzen  zu  vereinigen.*'  Die  Eingaben  der  Fabrikan- 
ten und  das  Gutachten  der  Spezialkommission  mit  dem  Separatvotum  ge- 
langten nun  an  die  Staatsrathskommission,  wo  Kunth  und  Maassen  auch 
Widerspruch  fanden.  Hiergegen  gab  Hoffmann  ein  Yotum  ab.  Darin 
findet  sich  folgende  merkwürdige  Notiz:  „In  der  Mark  Brandenburg 
fand  unter  den  Askaniem  ein  völlig  freier  Verkehr  statt  Die  Kultur 
und  Bevölkerung  des  platten  Landes  und  die  Blüthe  der  Nationalgewerbe 
waren  Folgen  davon.  Sie  war  so  gross,  dass  die  Mark  Brandenburg 
—  das  platte  Land  —  1375,  nach  Ausweis  des  Landbuchs  Kaiser 
CarrsIV,  bevölkerter  und  bebauter  war  als  jetzt.  Die  Fertigung  wol- 
lener und  leinener  Zeuge  war  bedeutend;  die  gröberen  Gattungen  waren 
Nationalfabrikation  der  "Wenden,  die  feineren  wurden  von  einwandern- 
den Niederländern  gemacht,  von  denen  in  Helmond's  Chronik  der  Sla- 
ven  gesagt  ist:  et  increverunt  divitiis  super  omnem  aestimationem.  Die 
Zollrollen  und  Handelsverträge  aus  den  Jahren  1236  und  1282  bewei- 
sen den  lebhaften  Verkehr  der  Mark  in  damaliger  Zeit  mit  dem  Aus- 
lande; die  meisten  Städte  der  Altmark j  femer  Brandenburg,  Frankfurt 
u.  s.  w.  traten  der  Hansa  bei.  Einfuhr  und  Ausfuhr  war  damals  frei." 
Von  22  anwesenden  Mitgliedern  der  Kommission  waren  nur  2  für  Ver- 
bote und  20  für  das  Kunth-Maassen'sche  Votum.  Der  Staatsrath  end- 
lich stimmte  mit  53  gegen  3  für  die  Ansichten  der  Majorität  der  Staats- 
rathskommissionen,  und  demnächst  sprach  in  einer  an  den  Staatskanz- 
ler gerichteten  K.O.  vom  1.  August  1817  der  König  aus,  dass  das  Prin- 
cip  der  freien  Einfuhr  fremder  Fabrikate  gegen  Erlegung  einer  verhält- 
nissmässigen  Abgabe  als  Grundsatz  für  die  Gesetzgebung  des  Freussi- 
schen  Staats  für  alle  Zukunft  angenommen  werden  solle  ^). 


1)  Dieterieiy  der  Volkswohlstand  im  Preassisehen  Btaate.     S.  60  —  1S7. 
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Unterm  26.  Mai  1818  ergingen  das  Gesetz  über  den  Zoll  und  die 
Ferbrauchssteuer  von  ausländischen  fVaaren  und  über  den  Verkehr  zwi- 
schen den  Provinzen  des  Staats  und  die  Zoll-  und  Yerbrauchssteuer- 
Ordnung.  Danach  können  alle  fremde  Erzeugnisse  im  ganzen  Umfange 
des  Staats  eingeführt,  yerbraucht  und  durchgeführt  werden  und  allen 
inländischen  Erzeugnissen  ist  die  Ausfuhr  gestattet.  Yon  diesen  Grund- 
sätzen können  aber  Ausnahmen  gemacht  werden,  auch  beziehen  sie  sich 
nicht  auf  den  Verkehr  mit  Salz  und  Spielkarten.  ,,I)ie  vorstehend  aus- 
gesprochene Handelsfreiheit"  soll  den  Verhandlungen  mit  andern  Staa- 
ten in  der  Regel  zur  Grundlage  dienen.  Fremde  Waaren  sollten  in  der 
Regel  pro  Centner  \  Thlr.  Eingangszoll  zahlen,  der  Tarif  wies  die  Waa- 
ren  nach,  die  zollfrei  oder  mit  niedrigeren  oder  höheren  Zollsätzen  be- 
legt sind.  Bei  der  Ausfuhr  ist  Zollfreiheit  Regel,  doch  weist  der  Tarif 
die  Ausnahmen  nach.  Ausser  dem  Einfuhrzoll  hatten  mehrere  fremde 
"Waaren  beim  Verbleiben  im  Lande  eine  Verbrauchssteuer  zu  zahlen. 
Biese  Steuer  soll  bei  Fabrik-  und  Manufakturwaaren  10^  des  Werths 
in  der  Regel  nicht  übersteigen ;  „sie  soll  aber  geringer  sein ,  wo  es  un- 
beschadet der  inländischen  Gewerbsamkeit  geschehen  kann."  Der  Ver- 
kehr im  Innern  soll  frei  sein,  und  keine  Beschränkungen  desselben  zwi- 
schen den  verschiedenen  Provinzen  und  Landestheilen  des  Staats  künf- 
tig stattfinden.  Alle  Staats-,  Kommunal-  und  Privatbinnenzölle  sollten 
aufhören.  —  Dies  so  oft  gerühmte  Gesetz  stellte  treffliche  Grundsätze 
auf,  behielt  aber  Ausnahmen  vor.  Will  man  es  etwa  deshalb  preisen, 
dass  es  Handelsfreiheit  und  SchutzzöUnerthum  —  also  Entgegengesetz- 
tes —  vermitteln  will?  *)    In  Abrede  kann  man  doch  nicht  stellen,  dass 

1)  GervinuSj  Geschichte  des  neanzehnten  Jahrhunderts,  Bd.  7.  S.  337.  rühmt 
das  Gesetz  von  1818,  weil  es  „einfach,  in  einer  maassvollen  Mitte  zwischen  Frei- 
handel nnd  Prohibition'^  <)ie  Handelsfreiheit  im  Princip  anerkannt  habe.  —  BasHat 
setzte  am  20.  Februar  1848  Auszüge  auf  aus  der  geheimen  Instruktion,  welche  eine 
Anzahl  Catalonischer  schutzzöUnerischer  Wähler  ihrem  Abgeordneten  gegeben  hät- 
ten, und  darin  heisst  es  am  Bchluss:  „Zuweilen  wird  man  sich  auf  die  Frinc^nen 
berufen.  Machen  Sie  sich  über  die  Principien  lustig,  machen  Sie  die  Principien 
lächerlich,  verhöhnen  Sie  die  Principien.  Das  wirkt  sehr  bei  einer  akepHschen  Na- 
tion. Sie  werden  für  einen  prakiüchen  Menschen  gelten  und  grosses  Vertrauen  ein- 
flössen. Ueberdies  verleiten  Sie  auf  diese  Weise  die  Gesetzgebung,  bei  jedem  be- 
sonderen Falle  alle  Wahrheiten  in  Frage  zu  stellen  und  das  wird  uns  Zeit  gewin- 
nen lassen.  Bedenken  Sie  nur,  wie  wäre  es  mit  der  Astronomie,  wenn  der  Lehr- 
satz: Die  drei  Winkel  einet  Dreiecks  sind  zicei  rechten  Winkeln  gleich  ^  nach  der  Be- 
weisführung nicht  ein  für  allemal  anerkannt  wäre,  und  wenn  man  ihn  bei  jeder 
Gelegenheit  beweisen  müsste.  Man  würde  nicht  zu  Ende  kommen.  Ebenso  verlan- 
gen Sie,  wenn  ihre  Gegner  beweisen,  dass  jede  Beschränkung  zutei  Verhüte  gegen 
einen  Chwinn  herbeiführt,  dass  sie  den  Beweis  in  jedem  Fall  von  vorn  anfangen, 
und  sagen  Sie  dreist,  dass  es  in  der  politischen  Oekonomie  keine  ab»olute  Wahrheit 
giebt.  Machen  Sie  sich  den  ungeheuren  Vortheil  zu  Nutze,  mit  einer  Nation  zu 
thun  zu  haben,  die  glaubt,   dass  nichts  wahr  und  nichts  falsch  ist.     Bewahren  Sie 
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spätere  Zolltarife  schutzzöllnerisclier  und  höher  waren  als  der  erste ;  man 
braucht  nur  die  Zollsätze  —  die  nicht  nach  dem  Werthe,  sondern  meist 
nach  dem  Gewicht  normirt  sind  —  mit  dem  gleichzeitigen  Werth  der 
betreffenden  Waaren  ausserhalb  Preussens,  z.  B.  in  Hamburg,  zu  ver- 
gleichen.    Absolut  erhöht  waren  wenige  Zollsätze,   aber  sie  waren  tst- 


immer  Ihre  gegenwärtige  Stellang  in  Bezug  auf  unsere  Gegner.  Was  verlangen 
wir?  Privilegien.  Was  verlangen  sie?  die  Freiheit.  Sie  wollen  unsere  Rechte 
nicht  usurpiren ,  sie  hegnügen  sich  damit ,  die  ihrigen  zu  vertheidigen.  Glückli- 
cherweise sind  sie  in  ihrem  ungeduldigen  Eifer  so  schlechte  Taktiker,  dass  sie  nach 
Beweisen  suchen.  Lassen  Sie  sie  machen.  Sie  legen  sich  so  die  Rolle  auf,  die 
uns  gebührt.  Thun  Sie,  als  wenn  Sie  glaubten,  dass  sie  ein  neues,  fremdartiges, 
verwickeltes,  gewagtes  System  aufstellen,  und  dass  das  onus  probandi  ihnen  ob- 
liegt. Sagen  Sie,  dass  Sie  dagegen  weder  eine  Theorie^  noch  ein  System  aufstellen. 
Sie  werden  davon  befreit  sein,  etwas  zu  beweisen.  Alle  gemässigten  Männer  wer- 
den für  Sie  sein.'^  —  Am  1.  September  1866  sagte  der  Finanzminister  /VAr.  v.  d. 
Heydt  dem  Abgeordnetenhause  in  Bezug  auf  den  Gesetzentwurf  betreffend  die  Kr- 
theilung  der  Indemnität  in  Bezug  auf  die  Führung  des  Staatshaushaltsetats  vom 
Jahre  1862  ab:  ,, Angesichts  der  denkwürdigen  Ereignisse,  welche  nach  Gottes  gnä- 
diger Führung  unserm  Lande  eine  grosse  und  neue  Zukunft  bereitet,  hat  Ihre  Kom- 
mission, gleichwie  die  Regierung,  es  den  wohlerwogenen  Interessen,  ja  den  kund- 
gewordenen Wünschen  des  Landes  entsprechend  erachtet,  den  unerquicklichen  theo- 
retischen DebaUen  ein  Ende  zu  machen,  den  Standpunkt  der  allen  Fortschritt  hin- 
dernden Negation  zu  verlassen  und  fortan  im  Einvernehmen  mit  der  Regierung  auf 
dem  Boden  der  Thatsachen  und  der  Bahn  eines  wahrhaft  segen-  und  fruchtbringen- 
den Fortschritts  die  volle  Thätigkeit  den  grossen  Aufgaben  der  Gegenwart  zuzu- 
wenden.''  Auch  der  Handelsminister  Gr.  Itzenplitx  (S.  253)  fand  Theorien  unbe- 
quem, und  sagte  am  18.  ej.  bei  den  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  über 
die  Darlehnskasseuverordnung :  ,,Wenn  nun  hier  von  gewichtiger  Seite  gesagt  wor- 
den ist,  es  sei  damit  die  Verfassung  verletzt,  so  ist  das  eine  zweifelhafte  Frage, 
und  Ich  will  darüber  nicht  rechten ;  aber  ich  möchte  Sie  bei  dieser  Sache  doch  bit- 
ten, sich  nicht  an  die  Iheorie^  sondern  an  das  frische  Leben  zu  halten,  und  ich 
kann  Sie  versichern,  dass  bei  Erlass  dieser  Verordnung  kein  Mensch  daran  ge- 
dacht hat,  am  wenigsten  einer  der  Minister,  die  Rechte  des  Landtags  oder  der  Ver- 
fassung zu  schmälern  oder  zu  verletzen.  —  Ich  kann  Sie  also  nur  dringend  bitten, 
sehen  Sie  bei  dieser  Frage  nicht  die  Theorie  ^  sondern  sehen  Sie  das  Land  und  das 
Leben  an  und  ertheilen  Sie  Indemnität,  die  wir  erbeten  haben.  Vor  allen  Dingen 
bitte  ich  Sie  dringend,  und  ich  mochte  Ihnen  dies  ans  Gewissen  legen,  thun  Sie 
keinen  Schritt,  der  irgend  etwas  von  dem  ungültig  macht,  was  geschehen  ist,  das 
würde  das  Land  in  wahre  Noth  stürzen,  und  das  können  Sie  nicht  verantworten. 
—  Ich  kann  versichern,  nach  gehöriger  Preussischer  Gewissenhaftigkeit  waren  nicht 
nur  alle  früheren  Darlehnskassenscheine  verbrannt,  es  waren  auch  die  Formen  kas- 
sirt.  Beides  wie  es  sich  gehörte  und  sein  musste.  Als  also  diese  Verordnung  er- 
ging, so  mussten  erst  neue  Formen  gemacht  werden,  damit  die  neuen  Scheine  ge- 
druckt werden  konnten,  und  trotzdem,  dass  die  Staatsdruckerei  grosse  Fortschritte 
in  ihrer  Kunst  gemacht  hat,  ging  doch  eine  lange  Zeit  der  eigentlichen  Noth  da- 
hin, bevor  die  Scheine  nach  und  nach  fertig  waren  und  ausgegeben  werden  konn- 
ten. Hätten  wir  die  Scheine  vorräthig  gehabt  in  den  ersten  Tagen  nach  Erlass  der 
Verordnung,  so  würden  die  ganzen  25  Millionen  im  Augenblick  vergriffen  gewesen 


$.  53.    2Öll£:.  609 

haLtnissmäsBig  höher  geworden,   weil  die  Preise  vieler  Waaren  bedeu- 
tend gefallen  waren  ^). 

In  Folge  des  Gesetzes  von  1818  wurden  nun  alle  Grenzen  des  Preus- 
sischen  Staats  behufs  Erhebung  der  Zölle  bewacht,  was  natürlich  sehr 
lästig  und  für  den  Yerkehr  störend  war,  namentlich  für  die  von  Preus- 
sen  endayirten  Länder.  Schon  1819,  1822  und  1823  schlössen  daher 
die  Schwarzburgischen  und  Anhaltinischen  Staaten  Verträge  mit  Preus- 
sen  und  nahmen  in  Eolge  dessen  die  Preussisohen  Zollgesetze  an,  wofür 
sie  von  Preussen  einen  Antheil  an  der  Zolleinnahme  erhielten,  und  die 
gemeinschaMichen  Grenzen  brauchten  nicht  weiter  bewacht  zu  werden. 
Auch  wurde  1828  mit  dem  Grossherzogthum  Hessen  ein  Abkommen  ge- 
troffen. Kurhessen  schloss  sich  1831  an  Preussen  an.  Demnächst  tra- 
ten 1833  Baiern  und  Würtemberg  bei,  dann  auch  die  Sächsischen  Län- 
der als  Thüringischer  Zoll-  und  Handelsverein.  So  entstand  der  Zoll- 
verein. Ben  ZoUvereinsyerträgen  lagen  das  Zollgesetz  und  die  Zollord- 
nung yom  23.  Januar  1838  zum  Grunde,  welche  dem  Gesetz  vom 
26.  Mai  1818  nachgebildet  sind.  Sie  enthalten  jedoch  nicht  die  Bestim- 
mung, dass  der  Zoll  yon  Manufaktur-  und  Fabrikwaaren  in  der  Regel 
10^  des  Werths  nicht  übersteigen  soll.  Der  Zollverein  war  von  An- 
fang an  nichts  Anderes,  als  eine  Maschinerie  der  Kegierungen,  um 
ihren  Unterthanen  möglichst  viel  durch  Verbrauchssteuern  von  auslän- 
dischen Waaren  abzunehmen.  Förderung  des  Handels  war  und  konnte 
nicht  sein  Zweck  sein  —  denn  durch  Aufhebung,  nicht  durch  Auflegung 
von  Zöllen  fordert  man  den  Handel.  Sein  ausgesprochener  Zweck  war 
nicht,  einzelnen  Handels-  oder  Lidustriezweigen  Begünstigungen  durch 
Unterscheidungsabgaben  und  DifferenzialzöUe  (S.  446)  zuzuwenden.  In 
einer  in  den  ersten  vier  Monaten  des  Jahres  1846  geschriebenen  und 
vor  Eröffnung  des  Zollvereinskongresses  zu  Berlin  im  Juni  desselben 
Jahres  herausgegebenen  Schrift  „Betrachtungen  über  das  Andringen  auf 
erhöhten  Schutz  der  Gewerbsamkeit  im  Deutschen  Zollverein  gegen 
fremde  Mitbewerbung''  sagte  Hoffmann  ^):  „Sieben  und  zwanzig  volle 
Jahre  liegen  zwischen  dem  Tage,  an  dem  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818 
im  Preussischen  Staate  vollständig  zur  Ausführung  kam  und  dem  Anfang 
des  Jahres  1846,  welches  mit  einer  erneuten  Berathung  über  Anwen- 
dung von  Schutz-  und  DifferenzialzÖllen  im  Bereiche  des  grossen  Deut- 


sein,  and  die  Sache  würde  eise  solche  Wirkung  im  Lande  gehabt  haben,  dass  wir 
heute  über  die  Theorieti  nicht  mehr  streiten  könnten.*' 

1)  Yergi.  Entwarf  zu  einem  Zolltarif  für  das  vereinte  Deutschland.  Ausgear- 
beitet und  mit  Motiven  versehen  in  Gemässheit  der  Berathangen  der  in  Frank- 
furt a.  M.  versammelt  gewesenen  Abgeordneten  des  Handelsstandes.  November  1848. 
S.  2  sqq. 

2)  Kachlass  kleiner  Schriften  staatswirthschaftlichen  Inhalts  1847.    S.  1 .  9  sqq. 
Ufffias,  FliunzvriMientch.    8.  Aufl.  39 
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sehen  ZollyereinB  beginnen  sollte.     Der  bei  weitem  gprösste  Th^  deije- 
nigen,   welche  sich  jetzt  in  Zeitungen  und  Flugschriften  hierübar  aus- 
sprechen, war  noch  kaum  in  das  Jünglingsalter  eingetreten,  als  die  Preus- 
sische  Eegierung  ihr  Gebiet  mit  der  Zolllinie  umzog,   welche  seitdem 
auch  die  Nachbarstaaten  in  freier  TJebereinkunft  in  sich  aufnahm,  sowie 
der  Nutzen  einer  solchen  Verbindung  ihnen  einleuchtend  wurde.    Ist  auch 
noch  keinesweges  allgemein  anerkannt,  dass  es  in  eben  dem  Maasse  räth- 
Ucher  wird,   das  Einkommen,   dessen  Regierungen  und  Gemeinden  fnx 
den  öffentlichen  Aufwand  bedürfen,  durch  Abgaben  auf  den  Verbrauch 
einzuziehen,  worin  die  Bevölkerung  dichter,  auch  in  ihren  zahlreichsten 
Klassen  mannigfaltiger  Genüsse  gewohnter  und  mit  den  Fortschritten 
der  Bildung  sich  immer  mehr  neuer  und  gewählterer  Bedür&isse  be- 
wusst  wird:   so  spricht  das  Finanzwesen  der  reichsten  Staaten  doch  so 
ganz  entschieden  für  diese  Meinung,  dass  es  nur  für  ein  wohlbedachtes 
Erkennen  des  Bedürfaisses  der  Zeit  gelten  kann,   wenn  auch  die  Preus- 
sische  Eegierung,    nach  einem  die  Grundlagen  des  Staats  tief  erschüt- 
ternden Elriege,    das  zerrüttete  Gleichgewicht  zwischen  ihren  Einnah- 
men und  Ausgaben  zunächst   durch  vorsichtig   angelegte  Verbrauchs- 
steuern wiederherzustellen  versuchte.     Das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818 
genügte  zwar  diesem  Zwecke  bereits  hinreichend,  als  die  Regierung  ein- 
sam noch  mit  den  Schwierigkeiten  einer  durch  geographische,  politische 
und  gewerbliche  Verhältnisse  bedrohten  Grenzbewachung  zu  kämpfen 
hatte.     Indem  das  Zollgebiet  sich  erweiterte,  ward  die  Hebung  wohlfei- 
ler und  sicherer:   die  Grenzlinie,    welche  der  Verein  jetzt  auf  gemein- 
schaftliche Kosten  bewacht,  ist  kaum  ebenso  lang,  als  diejenige,  welche 
Preussen  in  seiner  Vereinzelung  weiland  allein  zu  besetzen  hatte,   ob- 
wohl der  Verbrauch  einer  seitdem  beinahe  verdoppelten  Volkszahl  da- 
durch nunmehr  besteuerbar  wird.     An  den  Vortheilen  der  hierdurch  so 
sehr  erleichterten  Erhebung   eines  beträchtlichen  Einkommens  nimmt 
die  Finanzverwaltung  aller  hier  vereinigten  Staaten  gleichmässig  An- 
theil:  die  minder  mächtigen  unter  ihnen,   welchen  der  ümfEuig  und  die 
Zerstückelung  ihres  Machtgebiets  jede  Steuererhebung,    die  die  Grenz- 
bewachung erfordert,    ganz  unmöglich  macht,    gewannen  eine  früher 
kaum  geahnte  Vermehrung  ihres  Einkommens:   aber  auch  den  ansehn- 
lichem und  selbst  den  grössten  unter  ihnen  wuchsen  seit  ihrem  Eintritte 
in  den  Zollverein  üeberschüsse  zu,  welche  für  ihren  Haushalt  bedeutend 
werden  ,  und  Nachrichten  über  Antrage  zu  deren  wohlthätiger  Verwen- 
dung erfreuen  uns  anhaltend  in  den  gelesensten  Zeitungen.   Dieser  ersten 
und  wichtigsten  Bestimmung  des  ursprünglich  Preussischen  Zollsystems 
gedenkt  die  Tagesliteratur  kaum  irgend  noch  vorübergehend"  u.  s.  w. 
Hiernach  kann  eine  Begeisterung  für  den  Zollverein  wohl  nur  etwa  poe- 
tische Gemüther  anwandeln,  wogegen  prosaischere  anerkennen»  dass  er 
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wohl  yerdient  gepriesen  zu  werden,  aber  nicht  von  der  Deutschen  Nation 
überhaupt,  d.  h.  der  gesammten  Masse  der  Steuerzahler,  sondern  nur  von 
SchutzzöUnem,  Begierungen  und  Finanzministern  (S.  475,  477),  so  wie 
Ton  vielen  reichen  und  einflussreichen  Personen,  welche  sich  berechnen, 
wie  yiel  mehr  sie  zu  zahlen  haben  würden,  wenn  keine  Zölle  den  Han- 
del unfrei  machten  und  wenn  ihnen  ihre  Beiträge  für  das  Gemeinwesen 
direkt  nach  ihrem  Vermögen  und  Einkommen  abgenommen  würden. 

UebrigeDS  darf  man  auch  keinesweges  glauben,  dass  der  Zollvereiu, 
so  wie  er  sich  entwickelt  hat,  im  Li-  und  Auslande  immer  gepriesen 
worden  wäre.  „Da  nun  aber  der  Zoll  Vereinstarif  —  schrieb  man  schon 
im  Jahre  1842  aus  Königsberg^)  —  leider  nicht  allein  die  Staatsein- 
nahmen im  Auge  hat,  sondern  ganz  besonders  auch  durch  seine  Schutz- 
zölle den  Fabrikanten  auf  Kosten  des  Konsumenten  begünstigt,  letzte- 
rem seinen  Verbrauch  vertheuert,  um  dem  crsteren  seine  Fabrikation 
gewinnreicher  zu  machen,  so  zahlen  wir  den  übrigen  Zollvereiusländern 
jetzt  offenbar  einen  jährlichen  an  unseren  Kräften  zehrenden  Tribut, 
ohne  von  ihnen  ein  Aequivalent  dafür  zu  erlangen.  Andererseits  ist 
nicht  zu  bezweifeln ,  dass  wir  bei  freier  Zulassung  unseres  Bedarfs  an 
Fabrikaten  aus  denjenigen  Ländern,  welche  uns  unsere  rohen  land- 
wirthschaftlichen  Produkte  abnehmen,  vertragsweise  noch  günstigere 
Bedingungen  für  den  Absatz  dieser  letzteren  erlangen ,  also  unsere  Aus- 
gaben mindern,  unsere  Einnahmen  mehren,  und  demnach  unsern  Wohl- 
stand steigern  würden.  Das  Gefühl  Deutscher  Nationalität  ist  indessen 
in  uns  Preussen  zu  rege,  als  dass  wir  nicht  willig  jenem  Haupthebel 
Deutscher  Einheit  die  schwersten  materiellen  Opfer  brächten;  aber  von 
der  hohen  Einsicht  unserer  Staatsbehörden  dürfen  wir  auch  hoffen, 
dass  Alles  geschehen  werde ,  was  zur  Abhülfe  dieses  nachtheiligen  Ver- 
hältnisses beitragen  kann;  denn  Abhülfe  thut  wahrlich  noth,  wenn 
nicht  die  kaum  verschmerzte  Periode  wiederkehren  soll,  in  welcher  bei- 
nahe die  ganze  Provinz  sub  hasta  stand.  —  Da  der  Zweck  dieser  Aus- 
einandersetzung lediglich  die  Hervorhebung  unserer  provinziellen  Zu-~ 
stände  ist,  so  scheint  es  hier  nicht  am  Orte  zu  sein,  das  Nachtheilige 
dieses  besonders  in  den  Süddeutschen  Staaten  immer  mehr  Anklang  fin- 
denden Systems  (der  Schutzzölle)  auch  für  das  Allgemeine  des  übrigen 
Vereins  auseinander  zu  setzen.  Das  Beispiel  Englands  sollte  uns  aber 
doch  noch  rechtzeitig  belehren ,  dass  das  künstliche  Steigern  des  Prei- 
ses einer  Produktion  gleiche  Ansprüche  für  alle  andern  hervorruft,  und 
dass  dies  System  dadurch  endlich  zu  solcher  Vertheuerung  aller  Lebens- 
verhältnisse führt,  dass  eine  Konkurrenz  mit  dem  Auslande  allmalig 
unmöglich  wird.     Ein  späteres  Umkehren  auf  dieser  Bahn  könnte  nur 


1)  Inlftodische  Zustände,  zweites  Heft,  S.  86—90. 
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unter  harter  Verletzung  aller  PriyatintereBsen  gesclieheu,  die  auf  dem 
yerbeissenen  Schutze  gegründet  sind.  Misstrauen ,  Neid  und  Beschwer- 
den jedes  einzelnen  sich  stets  zu  wenig  begünstigt  fühlenden  Gewerbes 
sind  die  Begleiter  des  gehässigen  Prinzips.  Nur  das  wirkliche  Bedürf- 
nisB  eines  sparsamen  Staatshaushalts  bleibt  der  richtige  Maassstab  aller 
Zölle,  bei  yerhaltnissmässig  gleicher  Belastung  alles  Fabrikats.  Dieser 
allein  kann  die  gleichmässige  Entwickelung  aller  Industriezweige  in  den 
für  sie  geeignetsten  Lokalitäten  fördern,  ohne  einen  zu  beeinträchti- 
gen." —  Die  Englische  Ligue  (gegen  die  Korngesetze)  vertritt  die  Frei- 
heit, die  Deutsche  Ligue  (der  Zollyerein)  die  Beschränkung.  So  begann 
Bastiat  im  Dezember  1845  eine  Erwiederung  an  eine  schutzzöUnerische 
Zeitung.  Es  wäre  unrecht,  sagte  ef ,  Ton  dem  Gedanken  des  ZoUyer- 
eins  zu  sprechen,  denn  der  ZoUyerein  beruht  nicht  bloss  auf  einem, 
sondern  auf  zwei  Qedanken,  und  was  mehr  ist,  auf  zwei  sich  wider- 
sprechenden Gedanken:  einem  Gedanken  der  Freiheit  und  einem  Ge« 
danken  der  Beschränkung,  Er  hat  die  Verbindungen  der  Deutschen 
mit  den  übrigen  Menschen  gefesseil ,  aber  die  Verbindungen  der  Deut- 
schen unter  sich  freigemacht.  Er  hat  den  grossen  Schlagbaum,  wel- 
cher den  Verein  einschliesst,  erhöht,  aber  er  hat  die  unzähligen  Schlag- 
bäume, welche  jeden  der  Vereinsglieder  umgrenzten,  umgestürzt.  Der 
eine  Staat  z.  B.  sah  die  Schwierigkeiten  seiner  Verbindungen  auf  der 
südlichen  Grenze  zunehmen,  aber  die  Hindernisse,  welche  dieselben 
auf  seinen  drei  anderen  Grenzen  trafen,  schwinden.  Für  die  enclayir- 
ten  Staaten  hat  sich  der  Kjreis ,  in  welchem  sie  sich  frei  bewegen  kön- 
nen, bedeutend  erweitert.  Der  Zollyerein  hat  also  zwei  diametral  ent- 
gegengesetzte Prinzipien  in  Anwendung  gebracht.  Nun  ist  es  klar,  dass 
Deutschland  den  Wohlstand,  der  daraus  heryorgegangen  ist,  nicht  den 
gleichzeitigen  Wirkungen  zweier  Prinzipien,  die  sich  widersprechen, 
zuschreiben  kann.  Ja,  es  ist  fortgeschritten;  aber  ist  dies  den  ver- 
stärkten Schlagbäumen,  oder  den  niedergerissenen  Schlagbäumen  zu  dan- 
ken? Denn,  wie  stark  auch  immer  die  Zeitungen  auf  die  Leichtgläu- 
bigkeit ihrer  Abonnenten  rechnen  mögen,  ich  denke  nicht,  dass  sie  sie 
wieder  für  dermaassen  dumm  geworden  ansehen ,  als  man  voraussetzen 
müsste ,  um  es  zu  wagen ,  ihnen  ins  Gesicht  zu  sagen :  dass  ja  und  nein 
ZVL  gleicher  Zeit  wahr  ist.  Da  Deutschland  zum  Guten  und  zum  Schlim- 
men gezogen  war,  so  fragt  es  sich  noch,  ob,  wenn  das  Gute  überwog, 
dies  der  Abschaffung  der  besonderen  Tarife  oder  der  Erhöhuilg  des  all- 
gemeinen Tarifs  zu  danken  ist.  Wir  glauben,  dass  Deutschland  seine 
Fortschritte  den  Fesseln ,  von  denen  es  befreit  wurde ,  zu  verdanken 
hat,  und  desshalb  schliessen  wir,  dass  dieselben  noch  schneller  gewesen 
sein  würden,  wenn  bei  dem  Gedanken  der  Befreiung  ein  restriktiver 
Gedanke  sich  nicht  eingemischt  hätte.     Deutschland  hatte  beide  Arme 
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geknebelt;  der  Zollverein  kam  zu  Stande  und  befreite  den  rechten  Arm 
(den  inneren  Handel),  und  machte  den  linken  Arm  (den  auswärtigen 
Handel)  etwas  fester;  in  dieser  neuen  Lage  machte  es  einige  Fortschritte. 
In  Bezug  auf  den  internationalen  Verkehr  liegt  die  Wahrheit  in  dem 
Satze:  Es  ist  besser ,  das  im  Auslande  zu  kaufen,  was  selbst  zu  machen 
theurer  zu  stehen  kommt ;  —  oder  in  dem :  Es  ist  besser ,  die  Sachen 
selbst  zu  machen,  wenn  dies  weniger  theuer  zu  stehen  kommt,  als  sie 
im  Auslande  zu  kaufen.     (Vergl.  S.  445). 

Die  Veränderungen,  welche  der  Zolltarif  während  des  Bestehens 
des  Zollyereins  erlitten  hat,  waren  nicht  sehr  zahlreich,  und  darunter 
waren  auch  neue  Zölle  und  Erhöhungen  von  Zollsätzen.  So  wurde  z.  B. 
1843  der  Zoll  auf  Gigarren  und  Schnupftabak  erhöht  (S.  595);  1844 
wurde  auf  Eoheisen  nicht  allein  ein  Eingangszoll  gelegt,  sondern  auch 
die  ZöUe  von  anderen  Eisensorten  erhöht  (S.  234),  was  natürlich  alles 
Eisen  für  alle  Verbraucher  rertheuerte.  Der  Zolltarif  vom  10.  Oktober 
1845,  welcher  für  die  drei  Jahre  18^|-  erlassen  war,  erhielt  einige  Ab- 
änderungen und  wurde  demnächst  prolongirt.  So  wurde  1846  der  Ein- 
gangszoU  von  rohem  Leinengarn,  Maschinengespinnst  —  zum  Vortheil 
der  Spinnereibesitzer  —  verzwölffacht  (S.  385),  wodurch  den  Webern 
ihr  Material  theurer  gemacht  wurde.  Pemer  wurde  1851  der  Cigarren- 
zoU  abermals  erhöht.  Dass  1851  der  Zoll  von  Reis,  und  1853  die  ZöUe 
von  Kaffee,  Wein,  Thee  und  1856  die  Zölle  von  Getreide  und  Mehl 
heruntergesetzt  wurden,  waren  Verbesserungen.  An  die  Stelle  des  Ta- 
rifs von  1845  und  seiner  Abänderungen  wurde  mittelst  Gesetzes  vom 
27.  Juni  1860  ein  vollständiger  Tarif  bekannt  gemacht.  Durch  das  Ge- 
setz vom  26.  Eebruar  1861  wurden  demnächst  die  Durehgangszölle 
(S.  158)  aufgehoben  und  alle  diejenigen  Bestimmungen  früherer  Gesetze 
und  Verordnungen,  welche  mit  der  Aufhebung  der  Durchgangszölle 
nicht  vereinbar  sind ,  ausser  Kraft  gesetzt.  An  die  Stelle  des  Zolltarifs 
vom  27.  Juni  1860  ist  mit  dem  1.  Juli  1865  nach  dem  Gesetz  vom  1.  Mai 
1865  ein  neuer  Zolltarif  getreten.  Derselbe  zerfällt  in  drei  Abtheilun- 
gen, welche  Bestimmungen  über  die  Einfuhr,  über  die  Ausfuhr  und  all- 
gemeine Bestimmungen  enthalten.  Efngangszölie  sind  jetzt  nur  noch 
von  den  Artikeln  zu  entrichten ,  welche  in  dem  Tarif  besonders  aufge- 
führt sind.  Die  Eingangszölle  von  einigen  Waaren  wurden  aufgehoben, 
jedoch  nicht  von  Roheisen.  Auch  wurden  die  ZöUe  von  Leinengarn, 
roher  Leinwand,  Tabakfabrikaten,  Zucker,  Sirop  nicht  ermässigt.  Da- 
gegen haben  Ermässigungen  erfahren  z.  B.  BaumwoUwatte ,  Garn  und 
Waaren  aus  Baumwolle;  Bleiwaaren,  Bürstenbinder-  und  Siebmacher- 
waaren ;  Eisen  und  Stahl,  Eisen  -  und  Stahlwaaren ;  Getreide ;  Glas  und 
Glaswaaren ;  fertige  Kleider  und  Leibwäsche,  auch  Putzwaaren ;  Kupfer 
und  andere  unedle  Metalle  und  Waaren  daraus ;    Leder  und  Lederwaa- 
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ren;  gebleichte  Leinwand,  Bänder  und  Zwirnspitzen;  Liebte;  Bier; 
Branntwein;  Wein  und  Most,  auch  Gider  in  Fässern  und  Flaschen ,  so 
wie  Essig  in  Flaschen  oder  Kraken;  Fleisch;  Cichorien;  Konfitüren; 
Austern;  Oel;  Papier  und  Pappwaaren;  Seide  und Seidenwaaren ;  Seife; 
Steine  und  Steiuwaaren;  Steinkohlen;  Porzellan  und  andere  Thonwaa- 
ren;  Bindvieh;  Wachstuch;  Wollenwaaren ;  Zink-  und  Zinnwaaren. 
Die  Ausfuhrzölle  hörten  auf,  jedoch  immer  noch  mit  Ausnahme  der  Aus- 
fuhrzölle von  Lumpen  und  anderen  Abfallen  zur  Papierfabrikation. 
Durch  die  Verordnung  wegen  Abänderung  des  Zolltarifs,  vom  17.  Juni 
1865  wurden  mehrere  Artikel  vom  Eingangszoll  befreit,  z.  B.  Getreide, 
auch  gemalzt,  und  Hülsenfrüchte;  rohes  Garn  von  Flachs  oder  Han^ 
Handgespinnst;  Obst,  Sämereien,  Gemüse;  Mühlenfabrikate  ans  Ge- 
treide und  Hülsenfrüchten;  Kälber;  Schafvieh  mit  Ausnahme  der  Ham- 
mel, Ziegen.  Einige  wurden  auch  ermässigt,  z.  B.  Butter,  Käse.  Das 
Gesetz  vom  2.  März  1867  hob  die  Gebühren,  welche  nach  dem  Zoll- 
gesetz und  der  Zollordnung  vom  23.  Januar  1838,  so  wie  dem  Zoll- 
tarif vom  1.  Mai  1865  zu  erheben  waren,  wenn  Waaren  unter  Begleit- 
scheinkontrole  versandt  werden,  oder  wenn  es  zu  dem  Waarenver- 
schlusse  der  Anleg^ung  von  Bleien  bedarf,  vom  1.  April  1867  ab  auf. 
Endlich  wurde  der  Zoll  von  Wein  1868  (S.  567)  ermässigt  und  yom 
Zucker  1869  (S.  592)  verändert. 

Nach  den  Zollvereinsverträgen  von  1833  sollten  in  den  Gebieten 
der  kontrahirenden  Staaten  möglichst  übereinstimmende  Gesetze  über 
die  Zölle  bestehen.  Die  Zollverwaltung  soll  auf  gleichem  Fuss  einge- 
richtet sein.  Ln  Innern  des  Vereins  herrscht  Yerkehrfreiheit;  doch 
sollen  Waaren,  welche  an  der  Aussengrenze  steuerpflichtig  sind,  auch 
im  Innern  nur  auf  gewissen  Zollstrassen  passiren  können  und  müssen 
an  dieserhalb  bestehenden  Anmeldestellen  angemeldet  werden.  Auf  den 
sogenannten  konventionellen  Strömen  soll  der  Verkehr  möglichst  £rei 
sein,  und  Befreiungen,  welche  in  dieser  Beziehung  der  eine  Staat  zu 
Gunsten  seiner  eigenen  Unterthanen  eintreten  lässt,  sollen  auch  den 
Angehörigen  der  anderen  Vereinsstaaten  zu  Gute  kommen.  Alle  Stapel- 
und  Umschlagsrechte  sollen  im  Vereinsgebiete  aufhören  und  Niemand 
soll  zur  Anhaltung,  Verladung  und  Lagerung  gezwungen  werden  kön- 
nen, ausser,  wo  die  gemeinschaftliche  Zollordnung,  oder  die  betreffen- 
den gemeinschaftlichen  Schiffahrtsreglements  es  zulassen  oder  vorschrei- 
ben. Es  soU  ein  gemeinschaftliches  Zollkartei  zum  Schutz  gegen 
Schmuggel  und  Defraudation  in  Kraft  treten.  Bestehende  Begünstigun- 
gen einzelner  Messplätze,  namentlich  Babattprivilegien ,  sollen  nicht 
erweitert,  vielmehr  ihrer  Aufhebung  entgegengeführt  werden.  Die  ZoU- 
erhebungs  -  und  Verwaltungskosten  trägt  jeder  Staat  für  sich ;  nur  für 
die  Bewachung  der  Aussengrenzen  und  für  die  Kosten  der  Zollerhebung 
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an  dieses  Grrenzen  werden  die  Staaten  durch  festgesetzte  Pauschquanta 
entschädigt.  Von  der  Bestimmung,  dass  Gegenstände,  welche  sich  im 
freien  Verkehre  des  einen  Staats  befinden,  ohne  weiteres  auch  in  das 
andere  Gebiet  eingeführt  werden  können,  sind  Ausnahmen  gestattet: 
1)  bei  den  zu  den  Staatsmonopolien  gehörigen  Gegenständen,  insbeson- 
dere Spielkarten  und  Salz.  Es  können  2)  solche  Gegenstände  nicht  be* 
üebig  frei  ein-  und  ausgehen,  welche  einer  Ausgleichungs-  oder  Ueber- 
gangsabgabe  unterworfen  sind.  Endlich  3)  ist  noch  der  Yerkehr  mit 
solchen  Gegenständen  nicht  nur  beschränkt,  sondern  geradezu  verbo- 
ten, welche  ohne  Eingriff  in  die  von  einem  Yereinsstaate  ertheilten  Er- 
findungspatente oder  Privilegien  nicht  nachgemacht  oder  eingeführt  wer- 
den können,  daher  für  die  Dauer  der  Patente  und  Privilegien  von  der 
Einftihr  in  den  Staat,  welcher  dieselben  ertheilt  hat,  noch  ausgeschlos- 
sen bleiben  müssen.  Perner  sind  noch  folgende  Bestimmtingen  anzu- 
führen: 1)  Chaussee-,  Pflaster-,  Brückengelder  u.  s.  w.  sollen  nur  in, 
den  gewöhnlichen  Herstellungs  -  und  Unterhaltungskosten  angemessenen, 
Beträgen  erhoben  werden.  2)  Kanal-,  Schleusen-,  Brücken-,  Pahr-, 
Hafen-,  Waage-,  Krahn-  und  Niederlagegebühren ,  so  wie  Leistungen 
für  Anstalten,  die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind,  sol- 
len nur  bei  Benutzung  wirklich  bestehender  solcher  Einrichtungen  von 
den  Benutzenden  gefordert  werden.  3)  Die  Vereinsstaat^n  woUen  da- 
hin wirken,  dass  durch  Annahme  gleichförmiger  Grundsätze  die  Gewerb- 
samkeit  gefordert,  und  der  Befugniss  der  ünterthanen  des  einen  Staats, 
in  dem  anderen  Arbeit  und  Erwerb  zu  suchen,  möglichst  freier  Spiel- 
raum gegeben  werde.  Daher  sollen  Arbeits-  und  Erwerbsuchende  des 
einen  Staats  in  dem  anderen  möglichst  auf  gleichem  Pusse  mit  den  eig- 
nen TJnterthanen  behandelt  werden.  4)  Handelskonsuln  des  einen  Staats 
sollen  sich  der  Interessen  der  anderen,  am  gleichen  Platze  nicht  ver- 
tretenen Staaten  möglichst  mit  annehmen.  5)  Hafenabgaben  in  Preussi- 
schen  Häfen  soUen  für  Angehörige  anderer  Vereinsstaaten  nicht  höher 
sein,  als  für  Preussische  TJnterthanen.  Die  Zollrevenüen  sollen  den 
Vereinsstaaten  gemeinschaftlich  zu  Gute  kommen ;  dem  privativen  Ge- 
nüsse der  Vereinsstaaten  sollen  jedoch  vorbehalten  bleiben:  1)  die 
Steuern,  welche  im  Innern  der  Staaten  von  inländischen  Erzeugnissen 
erhoben  werden,  einschliesslich  der  Ausgleichungsabgaben,*  2)  die  Was- 
serzölle auf  den  Binnenflüssen;  3)  die  Chausseeabgaben,  die  Pflaster-, 
Damm-,  Brücken-,  Pähr-,  Kanal.-,  Schleusen-  und  Hafengelder,  die 
Waage  -  und  Kiederlagegebühren  u.  s.  w. ;  4)  die  Zollstrafen  und  Kon- 
fiskate.  Der  Ertrag  der  in  die  Gemeinschaft  fallenden  Abgaben  wird 
nach  Abzug  1)  der  Erh^bungs-  und  Verwaltungskosten;  2)  der  Rück- 
erstattung für  etwanige  unrichtige  Erhebung;  3)  der  auf  dem  Ghrunde 
besonderer  gemeinschaftlicher  Verabredungen  erfolgten  Steuervergütun- 
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gen  imdEmiäsBigniigen,  unter  den  Yereinsstaaten  nach  dem  Yerbaltnisa 
der  Vereinsbevölkerung  vertheilt. 

Im  Jahre  1835  traten  Hessen -Homburg,  Baden  und  Nassau ,  1836 
Frankfurt  und  1842  Luxemburg  dem  Zollyereine  bei^  welcher  bis  Ende 
1853  verlängert  wurde.  Die  desfallsigen  Verträge  änderten  nur  in  un- 
wesentlichen Beziehungen  die  Grundlagen  des  ursprünglichen  Vertrages. 
Durch  einen  Vertrag  zwischen  Freussen  und  Hannover  vom  7.  Septem- 
ber 1851,  dem  sich  auch  Oldenburg  und  Braunschweig  anschlössen,  wo- 
nach dieselben  dem  Zollverein  beitraten,  hoffte  Freussen  anscheinend 
mit  Hannovers  Hülfe  Herabsetzung  von  Zöllen  durchsetzen  zu  können ; 
da  dies  bei  den  Süddeutschen  Staaten  nicht  gelang,  so  kündigte  Freus- 
sen den  Zollvereinsvertrag  zum  31.  Dezember  1853,  schloss  aber,  da 
die  in  Berlin  eröffneten  Konferenzen  zu  keinem  Ziele  führten,  mit  Braun- 
schweig und  den  Thüringer  Staaten  einen  Seperatvertrag  über  die  Zoll- 
vereinigung mit  Hannover.  Mit  Oesterreich  schloss  Freussen  am  19.  Fe- 
bruar 1853  einen  Handels-  und  Zollvertrag  nebst  ZoUkartel,  deren  In- 
halt hier  um  so  mehr  unerwähnt  bleiben  kann,  als  dadurch  m.  £.  für 
Freussen  kein  Vortheil,  vielmehr  nur  Fesseln  erwuchsen.  Diesem  Ver- 
trage traten  übrigens  in  dem  Zollvereinigungsvertrage  vom  4.  April  1853 
die  früheren  und  die  neuen  Zollvereinsglieder  bei.  Der  Erneuerungs- 
vertrag, abgeschlossen  bis  Ende  1865,  war  mit  den  früheren  Verträgen 
im  Wesentlichen  übereinstimmend.  Der  Steuerverein  (Hannover-Olden- 
burg) wurde  mit  dem  zwischen  den  übrigen  kontrahirenden  Staaten  er- 
neuerten Zoll-  und  Handelsverein  verbunden,  dergestalt,  dass  beide 
Vereine  einen  durch  ein  gemeinsames  Zoll  -  und  Handelssystem  verbun- 
denen und  alle  darin  begriffenen  Länder  umfassenden  Gesammtverein 
bilden.  Der  Grundsatz  der  Vertheilung  des  Nettoertrages  war  bisher 
mit  einer  einzigen  Ausnahme  (Frankfort  erhielt  ein  Aversum)  festgehal- 
ten worden.  Jetzt  trat  an  die  Stelle  allgemein  der  Grundsatz  der  Ver- 
theilung des  Bruttoertrages ,  und  zwar  sollte  der  von  dem  Bruttoertrage 
der  Zölle  und  der  Bübenzuckersteuer  nach  dem  Verhältniss  der  dem 
Verein  angehörenden  Bevölkerung  auf  Hannover  und  Oldenburg  fallen- 
den Antheil  um  drei  Viertheile  seines  Betrages  vermehrt  und  vorabge- 
nommen ,  die  gemeinschaftlichen  Verwaltungskosten  aber  nach  dem  ein- 
fachen arithmetischen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  von  Hannover  und 
Oldenburg  zur  Gesammtbevölkerung  des  Vereins  vertheilt  werden.  Das 
so  festgestellte  Fräcipuum  sollte  jedoch,  was  die  Eingangsabgaben  und 
die  Eübensteuer  betrifft,  den  Betrag  von  20  Sgr.  für  jeden  Einwohner 
der  begünstigten  beiden  Staaten  nicht  übersteigen. 

üeber  Erneuerung  des  unterm  19.  Febmaj;  1853  zwischen  Freussen 
und  Oesterreich  geschlossenen  Handels-  und  Zollvertrages  wurde  am 
11.  April  1865  ein  anderer  Vertrag  nebst  ZoUkartel  geschlossen,   und 
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demnächst  schlössen  Freussen,  Baiern,  Sachsen,  Hannover,  Wärtern- 
berg ,  Baden ,  Kurhessen ,  Grossherzogthmn  Hessen ,  die  zum  Thüringi- 
schen Zoll  -  und  Handelsyerein  gehörigen  Staaten,  Braunschweig,  Olden- 
burg, Nassau  und  die  freie  Stadt  Frankfurt  am  16.  Mai  1865  einen  Ver- 
trag, die  Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins  betreffend,  und  eine 
üebereinkunft  wegen  Besteuerung  des  Eübenzuckers.  Auf  Grund  des 
Gesetzes  über  die  Bestrafiing  der  Zollvergehen  gegen  fremde  Staaten, 
in  welchen  durch  Handelsverträge  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist,  vom 
22.  August  1853,  war  unter  demselben  Tage  eine  Verordnung  wegen 
Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  die  Vergehen  gegen  die  Kaiserlich  Oester- 
reichischen  Zollgesetze  erlassen  worden.  Mit  Rücksicht  auf  das  neue 
ZoUkartel  erging  am  6.  Januar  1866  eine  gleiche  Verordnung.  Hier- 
nach sollten  also  Freussische  ünterthanen  wegen  Uebertretungen  der 
Oesterreichi sehen  Ein-,  Aus-  und  Durchgangsabgaben  auch  künftig 
durch  Freussische  Gerichte  bestraft  werden  können.  Bass  überhaupt 
ein  Schmuggelhandel  nach  Oesterreich,  so  wie  auch  nach  Eussland  statt- 
findet, verschuldet  nicht  Freussen,  sondern  es  liegt  an  den  hohen  Oester- 
reichischen  und  Russischen  ZöUen.  Die  Oesterreichische  oder  Russische 
Regierung  werden  aber  ihre  Zölle  vielleicht  nicht  heruntersetzen,  wenn 
die  Freussische  Regierung  selbst  die  Erhebung  derselben  begünstigt  und 
unterstützt.  Wenn  die  Freussischen  Handelsleute,  besonders  in  den 
Frovinzen  Freussen,  Fosen  und  Schlesien,  mit  Vortheil  einen  ehrlichen 
Handel  nach  den  Nachbarländern  treiben  könnten,  so  würden  sie  sich 
mit  dem  gefahrlichen  Schmuggelhandel  weder  direkt  noch  indirekt  be- 
fassen. Da  aber  ein  Schmuggelhandel  vortheilhafter  ist,  als  gar  kein 
Handel,  so  sollte  die  Freussische  Regierung  im  Interesse  ihrer  eigenen 
ünterthanen  den  Schmuggel  nach  Russland  und  Oesterreich  in  keiner 
Weise  erschweren.  Es  lässt  sich  sehr  wohl  denken,  dass  man  die  Er- 
neuerung der  Zollvereinsverträge  für  nützlich  erachten,  aber  den  Oester- 
reichischen  Vertrag  vom  11.  April  1865  mit  dem  Zollkartel  verwerflich 
finden  konnte.  Denn  auch  ohne  ihn  konnte  der  ZoUverein  fortbestehen, 
wie  er  ja  schon  lange  vor  dem  1.  Januar  1854,  wo  das  erste  Zollkartel 
mit  Oesterreich  erst  anfing,  bestand.  Von  dem  Oesterreichischen  Ab- 
geordnetenhause wurde  der  Vertrag  am  20.  Mai  mit  einer  Stimmenmehr- 
heit von  zwei  Drittel,  und  von  dem  Freussischen  Abgeordnetenhause 
am  23.  Mai  mit  170  gegen  99  Stimmen  angenommen,  unter  den  Zu- 
stimmenden waren  auch  Männer,  die  seither  als  Freihändler  galten. 
Von  den  Ministem  sprach  nur  der  Handelsminister  über  den  Vertrag, 
nicht  vertheidigt  hat  ihn  der  Finanzminister,  und  der  Minister  des  Aeus- 
seren  zeigte  kein  Interesse  für  die  Genehmigung  des  Vertrages,  da  er 
der  Berathung  des  Abgeordnetenhauses  nicht  einmal  beiwohnte.  — 
Welchen  Nutzen  konnte  der  Vertrag  dem  Freussischen  Volke  bringen? 
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„Dank  yom  HauB  Oesterreicli !''  Friedricli  der  Grosse  sagte :  ,yLes  Aa- 
trichiens  sont  les  ennemis  natarels  et  irrdconciables  des  Prassiens  ^)/' 
Der  Oesterreichischen  Eegierang  lag  der  Vertrag  sehr  am  Herzen.  In 
dem  Oesterreichisclien  Abgeordnetenhause  begründete  Freih.  y.  Hock 
die  Regierungsvorlage  über  diesen  Vertrag,  den  er  selbst  als  Oesterrei- 
chi scher  Bevollmächtigter  abgeschlossen  hatte  und  sagte  dabei:  ,,Durch 
die  Aenderung  des  Zollsystems  unserer  Nachbarländer  ist  ein  grosser 
Theil  unserer  Grenzen  eine  sehr  ausgedehnte  Zollstrecke,  welche  an 
vielen  Punkten  eine  sehr  dichte  Bevölkerung  zählt,  welche  in  der  eng- 
sten Verbindung  mit  dem  Auslande  sich  befindet;  diese  ungeheure  Zoll- 
grenze ist  nun  den  Wirkungen  dieses  freien  Zollsystems  blossgestellt. 
Wenn  wir  unser  gegenwärtiges  Hochschutzzollsystem  festhalten,  ent- 
steht an  diesen  Grenzen  ein  Schmuggel ,  der  durch  alle  Anstrengungen 
nicht  mehr  abgewehrt  werden  kann.  An  den  Grenzen  unserer  Italieni- 
sehen  Provinzen  herrscht  schon  jetzt  der  Freihandel,  die  Folge  davon 
ist,  dass  wir  an  diesen  Grenzen  30  Mann  Finanzwache  auf  die  Meile 
haben,  und  dass  diese  ungeheure  Zahl  nicht  ausreicht,  den  Schmuggel 
von  der  Grenze  abzuhalten.  An  den  Grenzen  gegen  den  Zollverein,  an 
welchen  wir  bis  jetzt  bloss  8 — 9  Mann  der  Finanzwache  zum  Schutz 
derselben  benöthigen ,  nachdem  in  den  Nachbarländern  ein  uns  gleich- 
artiges Schutzzollsystem  herrscht,  und  uns  bis  jetzt  überdies  das  ZoU- 
kartel  den  Schutz  der  Nachbarstaaten  gegen  den  Schmuggel  gewährte, 
werden  wir,  wenn  längs  der  Grenze  das  Freihandelssystem  eingeführt 
ist  und  gleichzeitig  das  ZoUkartel  aufhört,  eine  gleiche  Anzahl  von  Fi- 
nanzwache benöthigen ,  wie  wir  sie  längs  der  Grenze  gegen  Italien  auf- 
stellen müssen,  unsere  Industrie,  unsere  Finanzen  werden  eben  so  we- 
nig wirksam  geschützt  sein ,  wie  das  gegenwärtig  an  der  Grenze  gegen 
Italien  der  FalL  ist.  Wir  bedurften  des  Vertrages  mit  dem  Zollverein, 
um  diejenigen  Verkehrserleichterungen  und  Begünstigungen  zu  erhalten, 
an  welche  die  Bevölkerung  durch  eine  Beihe  von  Jahren  schon  gewöhnt 
war.  Wir  bedurften  des  Vertrages,  um  nicht  gänzlich  handelspolitisch 
von  Deutschland  ausgeschlossen  zu  werden.  Wenn  wir  auch  nichts 
Grösseres  erreichen  konnten ,  so  war  das  Ziel  doch  gewiss  ein  grosses 
und  redliches,  wenn  wir  wenigstens  diejenige  bevorzugte  Stellung  in 
Deutschland  aufrecht  erhielten,  welche  wir  durch  den  Vertrag  vom 
19.  Februar  1853  schon  errangen  hatten.  Durch  den  Vertrag  haben 
wir  uns  femer  das  ZoUkartel  errungen.  Es  enthebt  uns  dieses  der 
Nothwendigkeit,  mit  unserer  Tarifreform  so  weit  zu  gehen,  dass  unsere 
Industrie  geschädigt  würde ;  ich  brauche  nicht  hervorzuheben,  von  wel- 
chem Vortheile  es  auch  für  die  Finanzen  eines  Staates  ist ,  der  bei  sich 


1)  OeuTres  de  Fr^d^ic  le  Grand.    Tome  V.  S.  112. 
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das  Tabaksmonopol  hat.  Sie  wollen  das  Gleichgewicht  zwischen  Ein- 
nahme und  Ausgabe.  Sie  können  also  nicht  zugeben,  dass  die  Ab- 
nahme des  ZoUerträguisses  noch  länger  fortdauere.  Sie  können  unmög- 
lich zugeben ,  dass  durch  die  Yerwerfung  des  Vertrages  die  Kosten  un- 
serer Grenzbewachung  ins  Ungeheure  steigen  und  dennoch  unsere  In- 
dustrie nicht  heilsam  geschützt  ist.  Ich  bitte  nur  noch  die  üeberzeu- 
gung  bei  sich  Wurzel  fassen  zu  lassen ,  dass  der  Zollverem  nicht  genö- 
thigt  isty  irgend  einen  Vertrag  mit  uns  abzuschliessen.  Unser  Vertrag 
mit  dem  Zollvereine  läuft  Ende  1 865  ab.  Wenn  der  neue  Vertrag  nicht 
schon  am  1.  Juli  1865  in  Wirksamkeit  träte,  so  würde  es  einen  Zwi- 
schenraum geben,  in  welchem  der  Vertrag  vom  19.  Februar  1853,  be- 
ziehungsweise unser  Zollvertrag  vom  6.  Dezember  1853  gleichzeitig  mit 
dem  Französisch  -  Vereinsländischen  Vertrage  vom  2.  August  1863  mit 
dem  Zollvertrage  vom  28.  Juni  1864  in  Wirksamkeit  wäre.  Daraus  wür- 
den manche  Unzukömmlichkeiten  fUr  den  Zollverein  entstehen,  aber 
noch  grössere  ßhr  uns.** 

Im  Preussischen  Abgeordnetenhause  äusserte  am  23.  Mai  der  Ab- 
geordnete Röpell  (Danzig) ,  der  Abschluss  des  Vertrages  mit  Oesterreich 
heisse  nichts  anderes ,  als  dass  wir  den  grössten  Theil  der  Oesterreichi- 
schen  Finanzwache  bezahlen  sollen,  damit  Oesterreich  seine  Grenzen 
und  sein  Tabacksmonopol  u.  s.  w.  schützen  kann.  y,Das  ist  die  Haupt- 
folge des  Eartels.  Wenn  Sie  den  Vertrag  annehmen,  so  zahlen  Sie  ge- 
wissermaassen  in  die  Tasche  von  Oesterreich  hinein.''  In  Bezug  auf 
den  Schmuggel  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Preussische 
Begierung  gegen  Oesterreich  anders  verführe  als  gegen  Eussland.  So 
sagte  der  Abgeordnete  v.  Kennig:  „Wie  ist  es  überhaupt  möglich,  dass 
zwischen  zwei  Kachbarstaaten  etwas  derartiges ,  wie  Schmuggel ,  gedul- 
det werden  kann?  Heiner  Ueberzeugung  nach  ist  die  einzige  Erklärung 
und,  wenn  Sie  so  woUen,  auch  die  Rechtfertigung  der  Freigebung  des 
Schmuggels  die,  dass  man  sich  sagt :  ich  befinde  mich  mit  meinem  Nach- 
bar zwar  nicht  im  Kriege,  aber  seine  Zollmaassregeln  sind  derartige, 
dass  er  mir  nicht  wie  ein  Nachbar,  sondern  wie  ein  Feind  gegenüber- 
steht. Ich  habe  keine  Veranlassung,  diesen  Feind  zu  schützen;  im 
Gegentheil,  wenn  er  fiir  seine  feindseligen  Haassregeln  geschädigt  wird, 
so  ist  das  nicht  mehr  als  recht  und  biUig.  Dieses  System  befolgt  un- 
sere Staatsregierung  gegenüber  Russland.  Russland  gegenüber  wird  der 
Schmuggel  von  uns  geduldet.  Es  wird  geduldet,  dass  die  Schmuggler 
von  den  unverzollten  Waarenlagem  aus,  unter  Begleitung  von  Grenz- 
beamten ,  sich  an  die  Grenze  begeben  und ,  wenn  dort  gefunden  wird, 
dass  die  Russischen  Zollbeamten  wach  sind  und  aufpassen,  so  werden 
sie  wieder  von  unseren  Zollbeamten  zurückgeleitet  und  sie  können  die 
Waaren  wieder   nach   den  unversteuerten  Lagern  zurückbringen.     So 
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weit  gehen  wir  gegenüber  Eussand.  Da  firage  ich  mich  denn,  womit 
hat  0 esterreich  es  verdient,  dass  wir  es  im  Yerhältniss  zu  Eossland  so 
begünstigen  wollen  ?  Hat  uns  0 esterreich  mit  seinem  Zollsystem  irgend 
begünstigt?  Ist  uns  Oesterreich  nicht  genau  so  wie  Bussland  in  Zoll- 
sachen gegenübergetreten?''  In  dem  Prager  Prieden  vom  23.  August 
1866  hatten  sich  Preusson  und  Oesterreich  vorbehalten,  über  eine  Re- 
vision des  Handels-  und  Zoll  Vertrages  vom  11.  April  1865  in  Verhand- 
lung zu  treten,  oder  ihn  nach  einer  Ankündigung  von  sechs  Monaten 
ausser  Wirksamkeit  treten  zu  lassen :  und  am  9.  März  1868  wurde  ein 
neuer  Handels-  und  Zollvertrag  abgeschlossen,  nebst  einem  Zollkartel, 
welches  mit  demjenigen  von  1865  ganz  gleichlautend  ist.  Wenn  ein 
Maroccanisches  Gesetz  die  Einfuhr  einer  Waare  nach  Marocco  verbietet 
oder,  was  praktisch  dasselbe  ist,  mit  einem  verbotgleichen  Zoll  belegt, 
so  handelt  ein  Maroccanischer  TJnterthan,  welcher  sie  einschmuggelt, 
offenbar  ungesetzlich,  und  daher  auch  unmoralisch.  Wenn  dagegen  ein 
Preussischer  TJnterthan  diese  Waare  in  Marocco  einschmuggelt,  so  kann 
dies  für  ihn ,  wenn  er  sich  von  der  Maroccanischen  Begierung  fassen 
lässt,  vielleicht  schlimme  Polgen  haben.  Aber  unmoralisch  handelt  er 
nicht.  Denn  die  Maroccanischen  Gesetze  verpflichten  zwar  die  Maroc- 
canischen. nicht  aber  die  Preussischen  ünterthanen,  und  nach  Marocco 
zu  handeln,  ist  an  sich  durchaus  nicht  unmoralisch.  Ist  nun  das 
Schmuggeln  nach  Marocco  für  Preussische  Ünterthanen  nicht  unmora- 
lisch, so  kann  für  sie  das  Schmuggeln  nach  Oesterreich  ebensowenig 
unmoralisch  sein.  Und  daher  möchte  ich  bei  der  Ansicht  stehen  blei- 
ben ,  dass  die  Preussische  Begierung  den  Schmuggelhandel  nach  Oester- 
reich ebensowenig  stören  oder  belästigen  sollte,  als  den  Schmuggel- 
handel nach  Bussland  oder  nach  Spanien  oder  nach  Marocco ,  wenn  ein 
anderer  Handelsverkehr  einen  angemessenen  Gewinn  nicht  bringt,  also 
unmöglich  ist.  — 

In  Bezug  auf  die  Verträge  über  den  Zollverein  sei  hier  nur  be- 
merkt, dass  am  8.  Juli  1867  ein  Vertrag  zwischen  dem  Norddeutschen 
Bunde,  Baiem,  Würtemberg,  Baden  und  Hessen,  die  Portdauer  des 
Zoll-  und  Handelsvereins  betreffend,  abgeschlossen,  an  die  Stelle  des 
Zollgesetzes  und  der  Zollordnung  vom  23.  Januar  1838  das  zeitgemässere 
YereinszoUgesetz  vom  1.  Juli  1869  getreten  ist  und  dass  der  Zolltarif 
von  1870,  welcher  eine  Erhöhung  des  Kaffeezolls  um  16|-  J^^),  wodurch 
freilich  der  Kaffeeverbrauch  der  vornehmen  und  reichen  Leute  noch 


1)  Diese  ZoUerhÖhang  hatte  das  Zollparlament  am  4.  Mai  1870  mit  einer  Stimmen» 
mehrheit  von  124  abgelehnt,  am  6.  cj.  aber  mit  186  gegen  84  Stimmen  angenom- 
men ;  in  der  Thronrede  vom  7.  ej.  wurde  sie  als  eine  „geringe  Mehrbelastung**  eines 
Verbrauchsgegenstandes ,  die  „die  finanziellen  Grundlagen  des  Tarifsystems  wahrt'*, 
bezeichnet. 
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nicht  beBchräukt  wird ,  nicht  aber  die  Wiederaufhebung  des  Boheisen- 
zoUs  brachte,  zwar  einige  Yerbessenmgen ,  doch  keine  Eadikalreform, 
wodorch  unter  Yerwohlf eilerang  ausLändischer  Erzeugnisse  die  Staats- 
kassen besser  wie  seither  gefuUt  werden  könnten ,  erfahren  hat.  Eine 
Torläü£ge  üebersicht  der  Zölle  und  Yerbrauchssteuern,  welche  die  dem 
ZollYerein  angehö^gen  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  für  das  Jahr 
1869  —  ein  Eriedensjahr  —  an  die  Bundeskasse  abzuföhren  haben,  wurde 
im  Erühjahr  1870  bekannt.  Kach  derselben  beläuft  sich  der  Gesammt- 
betrag  dieser  Abgaben ,  von  welchen  die  Herauszahlungen  an  die  süd- 
deutschen Staaten,  welche  die  Bundeskasse  geleistet  resp.  zu  leisten  hat, 
noch  nicht  in  Abzug  gekommen  sind,  auf  rund  51,402,597  Thlr.  gegen 
50,693,512  Thlr.  im  Jahre  1868,  zeigt  also  eine  Zunahme  von  709,085 
Thlr.  oder  1,4^,  für  welche  hauptsächlich  die  Mehrerträge  an  Eüben- 
zuckersteuer ,  Branntwein  - ,  Braumalz  -  und  Tabakssteuer  in  Betracht 
kommen,  wogegen  die  Einnahmen  aus  den  Zollen  und  der  Salzsteuer  /^e- 
ringer  als  in  1868  gewesen  sind.  Im  Einzelnen  sind  nämlich  an  die  Bun- 
deskasse für  1869  abzuführen:  Ein-  und  Ausgangsabgaben  20,137,048 
Thlr.  (gegen  1868  weniger  782,320  Thlr.  oder  3,9$),  Rübenzuckersteuer 
11,1 83,362  Thlr.  (gegen  1868  weniger  375,774  Thlr.  oder  5$),  Brannt- 
weinsteuer und  Uebergangsabgabe  von  Branntwein,  einschliesslich  des 
von  einzelnenBundesstaaten  zu  entrichtenden  Ayersums  9,832,241  Thlr. 
(gegen  1868  mehr  187,859  Thlr.  oder  1,9$).  Braumalzsteuer  und  Ueber- 
gangsabgabe von  Bier»  einschliesslich  des  Aversums  einzelner  Staaten 
3,005,162  Thlr.  (gegen  1868  mehr  259,256  Thlr.  oder  9,4$),  Tabaks- 
steuer und  Uebergangsabgabe  yon  Tabak  einschliesslich  des  Aversums 
einzelner  Staaten  164,149  (gegen  1868  mehr  28,916  Thlr.  oder  21,4$). 
Yon  dem  für  1 869  festgestellten  Gesammtbetrage  treffen  auf  Preussen 
für  seine  Hauptlande ,  einschliesslich  der  Länder  und  fremden  Gebiets- 
theile,  in  welchen  die  Bundessteuern  yon  Preussischen  Kassen  erhoben 
werden,  jedoch  ausschliesslich  des  Preussischen  Jadegebiets  und  der  nicht 
zum  Zollverein  gehörenden  Ortschaften,  40,950,246  Thlr.,  für  Hohen- 
zoUem  44,138  Thlr.,  Lauenburg,  einschliesslich  der  zum  Zollgebiete  der- 
selben gehörigen  Lübeckschen  und  Strelitzschen  Enklaven,  18,080  Thlr., 
die  vereinsländischen  Hauptzollämter  Lübeck  127,341  Thlr.,  Bremen 
233,660  Thlr. ,  Hamburg  310,217  Thlr.,  Königreich  Sachsen  4,075,625 
Thlr.,  Hessen  (für  die  Provinz  Oberhessen,  sowie  für  Kassel  und  Kost- 
heim) 308,928  Thlr.,  Mecklenburg -Schwerin  379,455  Thlr.,  Mecklen- 
burg -  Strelitz  48,279  Thlr.,  Sachsen -Weimar  222,779  Thlr.,  Oldenburg 
ausschliesslich  Brake  und  der  unter  Preussischer  Yerwaltung  stehenden 
Gebiete,  jedoch  einschliesslich  des  Preussischen  Jadegebietes  und  eines 
Theiles  des  Bremischen  Gebiets,  176,161  Thlr.,  Braunschweig  1,470,249 
Thlr.,  Sachsen -Meiningen  346,871  Thlr.,   Sachsen  -  AJtenbuxg  156,896 
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Sachsen-Coburg-Gotha  174,837  Thlr.,  Anhalt  2,072,914  Thlr.,  Schwarz- 
burg-Eudolstadt  76,756  Thlr.,  Schwarzborg-Sondershaasen  41,570  Thlr., 
KeusB  ä.  L.  1 6,809  Thlr.,  Eeuss  j.  L.  1 50,786  Thlr.  Die  Gesammi-Bratto- 
einnahme  des  Zollyereins  an  Eingangsabgaben  hat  im  Jahre  1869  —  ab- 
gesehen von  den  Defekten,  Eestitationen  und  sonstigen  Yergiitungen  — 
26,609,697  Thlr.  betragen,  was  bei  einer  anrechnnngsfa^gen  BeyölkeraDg 
von  38,302,103  Einwohnern  (nach  der  Zählung  yon  1867,  also  ohne  Zu- 
schlag eines  Aequlyalentes  für  die  BeTÖlkerungszunahme  in  1868)  20,84 
Sgr.  für  den  Kopf  ergiobt  Ueber  die  Hälfte  des  vorgedachten  Ertrages 
haben  die  fUnf  Artikel :  roher  Elaffee ,  unbearbeitete  Tabaksblätter,  Salz, 
Wein  und  getrocknete  Südfrüchte  mit  15, 100,7 79  Thlr.  oder  56,76^  der 
Gesammteinnahme  geliefert. 

Im  Britischen  Beich  (§.  42),  welches  nach  der  Zählung  yon  1871 
noch  nicht  31^  Millionen  Seelen  hatte,  sind  die  Zölle  und  Yerbrauchs- 
steuem  sehr  viel  einträglicher,  als  in  dem  seitherigen  ZoUveroin,  wel- 
cher jetzt  durch  das  Deutsche  Beich  ersetzt  ist.  Dasselbe  kann  aber  mit 
einer  friedlichen  und  sparsamen  Politik  allmälig  zu  yerhältnissmässig  eben 
so  grossen  Einnahmen  gelangen:  aber  freilich  nur  in  dem  Pall,  dass  die 
Yolksyertretung  eine  starke  Majorität  der  Leitung,  nicht  etwa  flauer  und 
yerschämter,  sondern  entschiedener  und  ehrlicher  Freihändler  enthält, 
auch  den  egoistischen  Umtrieben  und  langen  und  langweiligen  Deklama- 
tionen der  Schutzzöllner  aller  Art  und  aller  Stände  unzugänglich  bleibt  ^). 


1)  Die  Abschätzungen  zar  Einkommensteuer  entsprechen  ziemlich  getren  der 
wirklichen  Lage  der  Steuerpflichtigen  und  indirekt  derjenigen  des  ganzen  Landes, 
da  ein  Fortschritt  der  Gewerbthatigkeit  nicht  ausschliessliches  Eigenthum  einaelner 
Mitglieder  eines  Gemeinwesens  bleiben  kann.  Die  der  Einkommensteuer  nnterwor- 
fene  Anschlagssummc  des  Einkommens  für  Grossbritanuien  betrug  1843  251,  1868 
dagegen  404  Hill.  £,  die  Zunahme  binnen  25  Jahren  also  58  g;  und  wenn  man  in 
Betracht  zieht,  dass  die  Einkünfte  unter  150  £  erst  1853  besteuert  wurden,  so  bleibt 
eine  Bruttozunahme  von  50  J  in  einem  Vierteljahrhundert  zu  registriren,  und  wäh- 
rend dieser  Zeit  vermehrte  sieh  die  Bevölkerung  nur  um  20%.  Die  Abschätzung 
ergab  flir  1850  266,  fllr  1860  312  und  für  1868  404  HiU.  £.  Es  betrug  also  die 
Steigerung  von  1850  bis  1860  56  Mill.  £.  oder  21  (g  in  zehn  Jahren,'  von  1860  bis 
1868  dagegen  92  Mill.  £  oder  29 j  g  in  acht  Jahren;  letztere  erscheint  noch  viel  be- 
trächtlicher im  Verhältniss  zu  jener,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  zwischen  1850 
und  1860  auch  die  Einkünfte  von  weniger  als  150  £  zur  Abschätzung  hinzugezogen 
wurden.  Vergl.  Englands  wirthschaftliche  Fortschritte  unter  Herrschaft  des  Freihan- 
dels, in  der  Zeitschrift  des  E.  P.  stat.  Boreaus.  1870.  S.  77. 


VIEKTES  KAPITEL. 

STAATSSCHULDEN. 


§.  54.     MÜNZVEBSCHLECÖTERÜNG  UND  PAPIERGELD. 

Eine  jede  Regierung  kann  in  den  Fall  kommen,  dass  sie  sich  in 
Verlegenheit  befindet,  wie  sie  ausserordentliche  Ausgaben  bestreiten 
soU.  Schulden  in  grossem  XJm&ng  zu  diesem  Zweck  zu  machen  ist  nicht 
so  leicht.  Erst  in  neueren  Zeiten  ist  es  ausführbarer  geworden.  Ma- 
caulay  sagte,  seit  einer  Periode  yon  unvordenklichem  Alter  sei  es  Ge- 
brauch jeder  Englischen  Begiemng  gewesen,  Schulden  zu  machen;  was 
die  Revolution  einführte,  das  wäre  der  Gebrauch,  sie  ehrlich  zu  bezah- 
len. Die  Ehrlichkeit  im  Bezahlen  wurde  in  alter  Zeit  für  weniger  prak- 
tisch angesehen,  wie  heut  zu  Tage,  wo  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  dass 
eine  Regierung,  welche  sich  in  Geldsachen  als  ehrlich  erwiesen  hat, 
mächtigere  Hülfsquellen  besitzt,  als  eine  andere,  deren  Vergangenheit 
weniger  rein  ist.  Auf  pünktliche  Zinszahlung  wird  jetzt  zwar  in  der 
Regel  gehalten ,  doch  unterbleibt  gewöhnlich  die  Abzahlung  der  Staats- 
schuld, weil  man  sie  nicht  für  nöthig  halt  oder  als  eine  ganz  unausführ- 
bare, altmodische  Idee  ansieht.  Wer  seine  Schulden  abzahlt,  verbes- 
sert seine  Finanzen.  Dies  alte  Sprichwort  wird  von  Verschwendern 
und  vielen  Regierungen  und  Finanzministem  des  Europäischen  Konti- 
nents igno^rirt. 

In  alter  Zeit  begriff  man  auch  nicht  oder  wollte  es  nicht  anerken- 
nen, wie  nothwendig  es  zur  Vorbeugung  einer  verderblichen  Zerrüttung 
der  PrivatvermögensverhaltniBse  und  des  Bruchs  aller  früheren  Verträge 
ist,  den  einmal  festgestellten  Münzfiiss  unverletzt  zu  erhalten.  Wäh- 
rend hunderter  oder  tausender  von  Jahren  sind  die  Münzfüsse  aber  un- 
endlich oft  absichtlich  verändert  worden.  Beinahe  in  jedem  Lande  wur- 
den die  Schuldner  auf  Kosten  ihrer  Gläubiger  bereichert.  Die  Noth  und 
die  Verschwendung  der  Regierungen  hat  sie  genöthigt  zu  borgen.  Und 
um  ihre  Schulden  los  zu  werden,  haben  sie  beinahe  allgemein  zu  dem 
schmählichen  Auskimftsmittel  gegriffen,  die  Münzen  zu  verschlechttrn 
(§.  26)  oder  leichter  zu  machen,  d.  h.  diejenigen  zu  betrügen,  die  ihnen 
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Geld  geliehen  hatten,  und  jeden  PriTatschuldncr  in  ihrem  Lande  in  den 
Stand  zu  setzen,  es  mit  seinen  Gläubigem  ebenso  zu  machen.  Diese 
Art  von  Betrug  wurde  durch  die  Unwissenheit  des  Volks  in  fernen  Zeit- 
altem  erleichtert.  Wären  die  Namen  der  Mümsen  verändert  worden, 
wenn  das  Quantum  des  in  ihnen  enthaltenen  Edelmetalls  yerringert 
wurde,  so  wäre  kein  Anlass  zu  einer  Täuschung  gewesen.  Aber  obgleich 
das  Gewicht  der  Münzen  fortwährend  und  ihre  Beinheit  gelegentlich  Ter- 
mindert  wurden ,  so  wurden  doch  diese  Benennungen  fortwährend  bei- 
behalten. Und  diejenigen,  welche  sahen,  dass  Münzen  von  einem  be- 
stimmten Gewicht  und  einer  bestimmten  Feinheit  unter  dem  Namen  von 
Gulden  oder  Livres  im  Umlauf  waren  und  auch  im  Umlaufe  blieben, 
nachdem  sowohl  ihr  Gewicht,  als  auch  ihre  Feinheit  yeringert  wordea 
waren,  fingen  an  zu  glauben,  dass  sie  ihren  Werth  mehr  Ton  dem  ihnen 
unter  Gewähr  der  Kegierung  angedrückten  Stempel,  als  Ton  der  in 
ihnen  enthaltenen  Quantität  Edelmetalls  erlangten.  Das  war  lange  eine 
sehr  verbreitete  Meinung.  Aber  das  Steigen  der  Preise,  welches  be- 
ständig jeder  Erniedrigung  des  Münzfiisses  folgte,  und  die  Zerrüttung, 
welche  sie  in  allem  Geldverkehr  verursachte ,  enttäuschte  das  Publikum 
und  führte  es  immer  mehr  zu  der  Ueberzeugung,  dass  es  räthlioh  ist, 
den  Münzfuss  unverletzt  zu  erhalten.  Die  Yersohleohterung  der  Münz- 
fusse  ist  in  verschiedenartiger  Weise  ins  Werk  gesetzt  worden.  In  Eng- 
land jedoch  ist  der  Münz^ss  weniger  verschlechtert  worden,  als  in  ir- 
gend einem  andern  Lande.  Das  Odium  und  der  positive  Nachtheil, 
die  aus  der  Verschlechterung  des  Metallgeldes  folgen,  haben  zuletzt 
die  meisten  christlichen  Begierungen ,  mit  Ausnahme  deijenigen  des 
Kirchenstaats^),  dazu  gebracht,  davon  abzustehen.  Aber  sie  haben 
nur  der  einen  Weise,  mit  dem  Eigenthum  ihrer  Unterthanen  ein  unred- 
liches Spiel  zu  treiben,  entsagt,  um  ein  anderes  und  noch  viel  verderb- 
licheres vorzunehmen.  Die  Ungerechtigkeit»  die  früherhin  durch  Vermin- 
derung des  in  den  Münzen  enthaltenen  Edelmetalls  geschah,  wird  jetzt 
mit  grösserer  Leichtigkeit  und  in  viel  zerrüttenderem  Umfivige  durch 
die  Entwerthung  von  Papiergeld  verübt*).  Die  Münzverschlechterung 
hatte  dem  Preussischen  Volke  sehr  grosse  Opfer  gekostet,  die  Papier- 
geldausgabe dem  Französischen  aber  einst  verhältnissmässig  noch  viel 
grössere  —  natürlich,    da  Papier,  für  welches  man  Metall  nicht  erhal- 


1)  Im  gesetzgebenden  Körper  Frankreichs  erklärte  am  86.  Februar  1870  in 
Beantwortang  einer  Interpellation  der  damalige  Finanzminister  Buifet,  dass  die  Be- 
gierang  die  päpstlichen  MQnzen  bei  den  Staatskassen  nicht  in  Zahlang  nehmen 
könne.  Es  zirknlirten  in  Frankreich  ca.  20  Millionen  Francs  päpstlichen  Geldes. 
Durch  den  Mindergehalt  dieser  Münzen  würde  ein  Verlast  von  9  Centimes  per  Franc 
entstehen,  welche  der  Staatsschatz  nicht  ertragen  könne. 

2)  Mc.  OuOofA^  Geld  und  Banken,  S.  51  —  70. 
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ten  kann,  TÖllig  werthlos  ist,  das  Metall  der  sohlechtesten  Münzen  aher 
doch  immer  noch  einen  Werth  behält.  Dass  übrigens  die  Ausgabe  von 
Papiergeld  jemals  für  eine  Begierang  unvermeidlich  sein  könnte,  ver- 
mag ich  nicht  anzuerkennen,  wenn  auch  im  Jahre  1 866  ein  Preussischer 
Universitätslehrer  geäussert  hat,  dass  die  „Gefahr  der  Creirung  unein- 
löslichen  Papiergeldes"  im  Fall  der  äussersten  Noth  in  jedem  Staate  be- 
stände, und  dass,  wenn  einmal  „uueinlösliches  Papiergeld  unvermeid- 
lich" sei,  es  seine  grossen  Vorzüge  habe,  wenn  dasselbe  durch  Vermit- 
telung  einer  grossen  Bank  und  nicht  direkt  von  der  Staatsregierung  aus- 
gegeben würde  ^).  Wie  kann  man  die  TJnvermeidlichkeit  eines  unein- 
löslichen  Papiergeldes  annehmen,  welches  doch  eine  Anweisung  auf  Em- 
pfangnahme der  darauf  gedruckten  Geldsumme  in  vollhaltigen  Gold-  oder 
Silbermünzen  nicht  ist,  für  welches  edles  oder  unedles  Metall  oder  son- 
stige werthvoUe  Waare  nicht  umgetauscht  werden  kann ,  welches  mit- 
hin gar  keinen,  oder  wenigstens  keinen  höheren  Werth  als  bedrucktes 
Papier  hat  und  welches  freiwillig  Niemand  in  Zahlung  nehmen  wird  ? 
Wenn  unter  uneinlöslichem  Papiergelde  solches  Papiergeld  verstanden 
wird,  welches  als  Anweisung  auf  Edelmetall  ausgegeben,  für  welches 
aber  Edelmetall  nicht  zu  erlangen  ist,  so  wird  eine  Eegierung  vorausge- 
setzt, die  nicht  zahlen  will  oder  nicht  zahlen  kann,  d.h.  eine  solche, 
die  Treu  und  Glauben  täuscht,  oder  die  bankerott  ist. 

Als  in  Frankreich  immer  mehr  Papiergeld  ausgegeben  wurde  und, 
natürlich  noch  viel  mehr  wie  J)ei  der  allerunverantwortlichsten  Münz- 
verschlechterung, alle  Preise  stiegen,  veranlasste  dies  für  die  arbeiten- 
den Klassen  und  die  Armen  grosse  Noth ;  aber  für  diese  nicht  allein, 
auch  die  öffentlichen  Beamten  hatten  kaum  zu  leben,  die  Bentenirer 
verhungerten  beinahe,  und  nur  die  Armeen  auf  fremdem  Gebiet  waren 
etwas  besser  daran.  Damals  zahlten  Herren  für  ein  Paar  Stiefel  8  — 
10,000  Papierfrancs,  Köchinnen  6 — 700  für  ein  Pfund  Butter  und  Kin- 
dermädchen 20  —  30  und  mehr  für  ein  Stück  Gerstenzucker.  Im  Som- 
mer 1793  fand  sich  der  Convent  veranlasst,  das  Aeusserste  der  Preise 
der  Waaren  zu  dekretiren,  und  diesen  gesetzlich  vorgeschriebenen,  durch 
harte  Strafen  aufrecht  erhaltenen  Preis  nannte  man  das  Maximum.  Den- 
noch ging  der  Cours  der  Assignaten  weiter  herunter  und  ein  immer  wei- 
teres Sinken  drohte,  obgleich  jeder  Geldhandel  und  jede  Waaren ver- 
theuerung  von  mehr  als  500,000  Aufpassern  belauert  und  mit  Kerker 
und  Blutgerüst  bedroht  Wurden.  Gegen  die  Natur  der  Dinge  kämpfte 
dieser  Despotismus  wie  jeder  andere  vergeblich.  Am  23.  December  ej. 
erfolgte  die  Aufhebung  des  Maximums.  Die  Waarenpreise  erfuhren  da- 
durch nur  noch  eine  geringe  Steigerung,  die  vollkommen  mit  dem  Course 


1)  Nasse y  Die  Preossische  Bank,  S.  46.  48. 
Bergluf,  FinanxiriMensch.    2.  Aofl.  ^q 
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der  .Assignaten  Schritt  hielt;  und  diese  sanken  allerdings  mit  jeder 
Woche  im  Werthe,  aber  in  keinem  stärkeren  Verhältnisse,  als  es  unter 
allen  Umständen  mit  oder  ohne  Maximum  nach  der  Vermehrung  ihrer 
Masse  und  der  Unsicherheit  ihrer  Versilberung  der  Fall  gewesen  war. 
Schon  im  Herbst  1794  war  mit  dem  Aufhören  der  Schreckensregierang 
der  Werth  der  Assignaten  in  Frankreich  so  gesunken,  dass  100  Lirres 
Assignaten  nicht  ganz  7  Livres  Silber  galten.  Von  dem  Augenblick  der 
Besetzung  des  linken  Eheinufers  wurde  hier  aber  der  Zwangscours  ein- 
geführt. Die  Assignaten  sind,  erklärte  eine  Bekanntmachung  vom 
10.  December  1794,  die  Münze  der  Eepublik,  ihr  Unterpfand  ist  die 
Rechtlichkeit  des  Eranzosenvolks,  und  dieses  Unterpfand  giebt  ihnen 
einen  unendlichen  Vorzug  vor  den  verächtlichen  Metallen,  die  dem  sträf- 
lichen Wucher  der  Habsucht  unterliegen.  Jeder  musste  in  allen  2<ah- 
lungen  die  Assignaten  zu  deren  vollem  iN'onnwerth  nehmen,  und  ward, 
wenn  er  die  Annahme  verweigerte,  oder  für  Waaren  in  Assignaten  einen 
höheren  Preis,  als  in  klingender  Münze,  begehrte,  vor  ein  Militärge- 
richt gestellt  und  als  Feind  des  Französischen  Volkes  bestraft.  Da  in 
Folge  dieser  Bestimmung  die  Soldaten  möglichst  schnell  die  fast  werth- 
losen  Papierzettel,  in  denen  sie  ihren  Sold  erhielten,  gegen  Waaren  al- 
ler Art  umzusetzen  suchten,  so  wollte  Niemand  verkaufen.  Ein  Befehl 
aber  erschien,  nach  welchem  jede^  Kaufmann  als  EebeU  bestraft  wer- 
den sollte,  welcher  seinen  Laden  nicht  offen  hielt  oder  den  Verkauf 
einer  Waare  verweigerte.  Der  höchste  Preis,  der  gefordert  werden 
durfte,  sollte  das  in  LiUe  für  jede  einzelne  Waare  festgesetzte  Maxi- 
mum nicht  überschreiten.  Die  Französischen  Behörden  Hessen  sich  ge~ 
naue  Angaben  aller  Vorräthe  machen,  nahmen  davon,  was  ihnen  be- 
liebte, und  zahlten  dafür  das  Maximum  in  Assignaten.  Da  zugleich 
aUe  öffentlichen  Kassen  ihr  Gold  und  Silber  bei  den  Französischen 
Machthabern  gegen  Assignaten  umtauschen  mussten,  so  hatte  die  ein- 
heimische Bevölkerung  fast  nur  noch  Papiergeld  in  Händen ;  der  Werth 
desselben  sank  durch  die  am  25.  April  1795  verfugte  Aufhebung  des 
Zwangscourses  in  solchem  Grade,  dass  ein  Pfiind  Zucker  400  Livres,  ein 
Pfund  Seife  230  Livres  in  Assignaten  kostete;  wenige  Monate  später 
war  das  Papier  gänzlich  werthlos  und  das  linke  Rheinufer  hatte  einen 
Geldverlust,  dessen  Höhe  unberechenbar  ist.  —  Es  ist  kein  Zweifel, 
schrieb  im  Januar  1853  B.  Oobden,  dass  eine  Zeitlang  die  Ausgabe  von 
Papiergeld  der  Französischen  Begierung  alle  Macht  gab,  die  sie  von  aus- 
ländischen Anleihen  oder  den  einträglichsten  Steuern  hätte  ziehen  kön- 
nen. Es  schien  in  den  Augen  der  wilden  Theoretiker  von  Paris,  welche 
damals  in  schneller  Folge  in  dem  Todeskampf  um  Macht  einander  stürz- 
ten, dass  sie  eine  unerschöpfliche  Mine  von  Beichthum  besässen  und 
Jeder  griff  stärker  danach  als  sein  Vorgänger.     Für  jeden  Feldzug  wur- 
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den  frische  Assignatenemissionen  dekretirt.  Als  Krieg  gegen  England 
erklärt  war,  sollten  800  Mill.  Francs  ausgegeben  werden.  Je  mehr  As- 
signaten ,  desto  geringer  ihr  Werth ,  oder  mit  anderen  "Worten ,  desto 
theurer  wurden  oUe  Waaren;  blutige  Dekrete  folgten,  um  die  Preise 
niedrig  zu  halten;  aber  die  Preise  liesen  sich  selbst  durch  die  Schre- 
ckensherrschaft nicht  anhaltend  vorschreiben.  Zuletzt  als  für  700  Mill, 
Sterling  Assignaten  ausgegeben  waren ,  sanken  sie  auf  1 }  ^  ihres  Nomi- 
nal werths  und  ein  General  an  der  Spitze  einer  Armee  mit  einem  Mo- 
natsgehalte von  4000  Francs  hatte  1795  eine  wirkliche  Einnahme  Ton 
nur  8  £  in  Gold  oder  Silber.  Doch  das  Papiergeld  hatte  inzwischen  die 
Eegierung  in  Stand  gesetzt,  Pitt^s  erste  Coalition  zu  überwinden.  Aber 
bei  einem  Kriege  im  Jahre  1853  würde  die  Französische  Eegierung 
solche  zeitweilige  Hülfsmittel  nicht  haben.  Die  Güter  der  Kirche,  der 
Krone  und  des  Adels  sind,  getheilt  und  weiter  yertheilt,  in  die  Hände 
des  Volks  gekommen.  Es  giebt  keine  grossen  Massen  von  Ländereien 
mehr  zum  Vortheil  des  Staats  wegzunehmen.  Durch  das  blosse  Wort 
Assignaten  wird  der  Gedanke  an  Konfiskationen  heraufbeschworen.  In 
keinem  Lande  der  Welt  herrscht  ein  so  grosses  Misstrauen  gegen  Pa- 
piergold, als  in  Frankreich^).  —  Und  dennoch  fingen  die  dortigen 
Machthaber  1870  damit  wieder  an  (S.  302).  —  Nach  der  Februarrevo- 
lution autorisirte  die  Eegierung  die  Bank  yon  Frankreich,  ihre  Baarzah- 
lungen  zu  suspendiren ,  und  diese  Autorisation  blieb  zwei  Jahre  in  Gel- 
tung, 1848  — 1850.  Da  die  Emissionen  weislich  beschränkt  gehalten 
waren ,  so  verloren  die  Banknoten  nicht  mehr  als  2  bis  3  §  an  Werth 
und  zwar  in  den  ersten  Zeiten  des  Panics^).  Garnier  -  Pag^s  sagte 
1865  bei  einer  Enquete  über  die  Bankfrage:  „Das  Erste,  was  der  Han- 
delsstand nach  den  Erschütterungen  der  Februarrevolution  forderte,  war 
ein  allgemeines  Moratorium  von  drei,  von  zwei,  von  einem  Monate, 
von  14,  von  12  Tagen,  diese  Verlangen  wurden  von  der  Eegierung 
entschieden  zurückgewiesen.     Dann  drang  man  mit  noch  grösserem  Un- 


1)  1793  and  1853,  in  tbree  letters.  S.  104.  105.  —  Im  Jahre  1870  wurde 
nach  den  geheimen  Tuilericn  -  Papieren  von  der  Banknotenfälschung  berichtet,  die 
Kapoleon  I  in  seiner  Blüthezeit  verübt  und  die  Englands  und  Russlands  Finanzen 
Schaden  brachten.  Er  hatte  durch  seinen  vertrauten  Polizeiminister  Fouch^  einen 
der  besten  Kupferstecher  der  Kriegskarten-Bureaus,  Namens  Laie  mit  der  Fälschung 
und  dem  Nachdruck  der  Banknoten  von  England  und  Russlaud  betraut.  Dass  Glei- 
ches nicht  auch  mit  Preussischen  Bankscheinen  geschehen ,  war  dem  Umstände  zu 
verdanken,  dass  Laie  das  Bedenken  äusserte,  man  sei  mit  Preussen  im  Frieden 
(1810). 

2)  Garnier,  Traite  de  Finances,  S.  399  sqq.  £t.  v.  Sybel,  Geschichte  der  Re- 
volutionszeit von  1789  bis  1795,  Bd.  3.  S.  209.  576.  C.  T.  FMhe»,  Politische  Zu- 
stände und  Personen  in  Deutschland  zur  Zeit  der  Französischen  Herrschaft,  das 
südliche  und  westliche  Deutschland.    2.  Aufl.   1862  S.  124. 

40  * 
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gestüm  auf  Außgabe  von  Papiergeld  durch  den  Staat,  durch  die  beste- 
henden und  durch  neue  Banken,  durch  Jedermann,  welchem  der  Staat 
durch  Aufdrüokung  eines  Stempels  die  Erlaubniss  zur  Ausgabe  einer  be- 
stimmten Menge  solcher  Papiere  gebe;  auch  hier  leistete  die  Begierang 
Widerstand.  Endlich  kam  am  15.  März  1848  ganz  bestürzt  der  Bank- 
gouyerneur  Graf  Argout,  der  Baarschatz  sei  auf  70  Millionen  gesunken, 
am  genannten  Tage  habe  man  10  Millionen  auszahlen  müssen,  die  Ein- 
stellung der  Baarzahlung  sei  unTermeidlich;  da  wurde  nun  der  Zwangs- 
cours  verkündigt.  Die  Banknoten  verloren  för  den  Augenblick  3  ^,  nach 
einigen  Tagen  nur  1  -J^ ,  in  drei  "Wochen  war  der  Paricours  hergestellt. 
Die  Menge  der  Noten  sollte  350  Millionen  nicht  überschreiten;  als  Dank 
für  die  erhaltene  Begünstigung  lieh  die  Bank  der  Begierung  100  Mil- 
lionen und  so  —  schliesst  Garnier -Pagös  ganz  naiv  —  rettete  die  Re- 
gierung die  Bank  und  die  Bank  die  Regierung^).'' 

Abschreckend  ist  auch  die  Russische  Papiergeldgeschichte.  Die 
erste  Papiergeldemission  in  Eussland  war  eine  Folge  des  Krieges  mit  der 
Türkei.  Nachdem  über  diesen  am  18.  November  1768  ein  Manifest  er- 
lassen worden,  erging  am  29.  folgenden  Monats  ein  weiteres  Manifest, 
worin  Oatharinall  als  Grund  der  Ausgabe  von  Papiergeld  anführte,  dass 
das  Kupfergeld ,  damals  Hauptzahlungsmittel  in  Russland ,  sich  für  den 
Verkehr  und  namentlich  für  die  Versendung  von  Ort  zu  Ort  wenig  eigne. 
Diese  Assignationen  sollten  in  allen  Staatskassen  bei  Steuerzahlungen 
statt  haaren  Geldes  angenommen  werden,  von  je  500  Rubel  sollte  man 
sogar  25  Rubel  in  Assignationen  entrichten.  Bei  den  in  Petersburg  und 
Moskau  errichteten  Assignationsbanken  konnte  man  die  Assignationen 
in  klingende  Münze  umwechseln.  Auch  konnte  man  für  Metallgeld  hier 
Assignationen  erhalten.  Das  Publikum  zahlte  für  Papiergeld  sogar  \^ 
Agio.  Es  wurden  1772  an  verschiedenen  Orten  Comtoirs  errichtet, 
welche  Assignationen  gegen  Kupfergeld  einlösten.  Der  Cours  derselben 
hielt  sich  auf  98  —  99^.  Nach  einem  Ukas  vom  10.  Januar  1774  soll- 
ten mehr  als  20  Millionen  Papiergeld  keinesfalls  ausgegeben  werden. 
Doch  bestimmte  ein  Manifest  vom  28.  Juni  1786,  dass  die  Menge  der 
Bankassignationen  nie  und  in  keinem  Falle  die  Summe  von  1 00  Millio- 
nen überschreiten  würde. 


Assignatio 

»nen    Preis  des  Silberrabeis 

oder  Cours 

Weckselconrs       oder 

in  Papiergeld 

von 

auf  London      1  £  — 

1788     40MiU.Rub.         103  Kop. 

97* 

41    d.      5,85  Rub. 

1790  100     - 

115      - 

87- 

31|  -       7,68     - 

1792  117     - 

126     - 

79- 

23^  -     10,32     - 

1794   124     - 

141      - 

71  - 

27f  -       8,65     - 

1796   150     - 

147     - 

68- 

31|  -       7,68     -. 

1)  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft.    1866.    S.  318. 
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Die  Vermehrung  des  Papiergeldes  erhöhte  alle  Preise  und  in  Folge  da- 
von wurde  1794  die  Kopfsteuer  der  Bauern  erhöht;  ebenso  die  Steuern 
der  E!aufleute;  die  Steuern  auf  Gusseisen,  Kupfer,  Schmelzöfen;  die 
Preise  des  Stempelpapiers ,  die  Gebühren  für  Pässe  u.  s.  w.  Unbebaute 
Kronländereien  sollten  nicht  mehr  zu  den  früher  festgestellten  Preisen, 
sondern  in  öffentlicher  Auktion  verkauft  werden.  Auch  wurden  die 
Militärgehälter  erhöht  Bei  dem  Tode  der  Kaiserin  (9.  November  1796) 
waren  157,703,000  Rub.  Papiergeld  ausgegeben. 


Assignationen 

Cours 

Cours  aaf  London 

oder  1  £  » 

1797 

163Mill.  Ruh. 

7H* 

29|d. 

8,06  Ruh. 

1800 

212     - 

65i- 

28|  - 

8,42     - 

1804 

260     - 

79^. 

31f  - 

7,56     - 

1807 

382     - 

67|- 

25|  - 

9,45     - 

Bis  1810  war  der  Betrag  der  Assignationen  auf  577  Mill.  Rub.  ange- 
wachsen und  ihr  Cours  war  33-|  ^;  1814  war  ihr  Cours  25-J^^  und  der 
Cours  auf  London  12^  d.  oder  1  £  =  19,20  Rub.  Ein  Manifest  Alexan- 
der sl  vom  2.  Februar  1810  erklärte  die  Assignationen  für  eine  Staats- 
schuld und  versprach  durch  Einstellung  öffentlicher  Bauten  und  Arbei- 
ten eine  Ersparung  von  20  Millionen.  Die  Steuern  wurden  erhöht.  Ein 
Manifest  vom  27.  Mai  1810  verkündigte  eine  innere  Anleihe  und  den 
Verkauf  von  Reichsdomänen.  Durchgreifende  Reformen  begannen  aber 
erst  1817,  wo  der  Betrag  der  Assignationen  auf  836  Millionen  ange- 
wachsen war.  Es  wurde  eine  innere  Anleihe  zu  83-}^^  abgeschlossen 
mit  Obligationen  zu  6  ^.  Diese  Anleihe  wurde  in  Papiergeld  gemacht, 
und  so  wurde  die  unverzinsliche  Schuld  zum  Theil  in  eine  verzinsliche 
verwandelt.  1818  wurden  ähnlich  auf  je  85  eingezahlte  Papierrubel 
100  Rubel  in  6^  Obligationen  ausgegeben.  1820  wurde  eine  5^  An- 
leihe im  Auslande  zu  72^  in  Silber  abgeschlossen,  so  dass  die  Regie- 
rung statt  der  nominellen  40  Millionen  kaum  29  Millionen  erhielt,  also 
zu  etwa  7^  Zinsen  anlieh.  1820  wurden  noch  5procentige  Anleihen 
zu  77  und  77|^^  gemacht  und  ein  Theil  dieser  Summen  wurde  zur  Ein- 
lösung von  Papiergeld  verwendet.  So  war  1822  das  Papiergeld  auf 
595,776,000  Rub.  vermindert  worden,  und  dieser  Betrag  blieb  bis  1839. 
In  dieser  Zeit  wurde  bei  den  Staatskassen  der  Silberrubel  zu  3,60  Ru- 
bel und  der  halbe  Imperial  zu  18,25  Rubel  angenommen.  Im  Verkehr 
gab  man  für  den  Silberrubel  4  Rubel  30  —  40  Kopeken  Papier  und  für 
den  halben  Imperial  23  Rubel  Papier.  Nach  einem  Manifest  vom  1.  Juli 
1839  soll  im  ganzen  Reiche  die  Russische  Silbermünze  Hauptzahlungs- 
mittel und  der  Silberrubel  die  Münzeinheit  sein ;  die  Reichsassignationen 
(Bankrubel)  bleiben  blosses  Hülfszeichen  des  Werths,  im  festen  Cours 
von  1  Silberrubel  gleich  3,50  Rubel  Bankassignationen ;  alle  Berechnun- 
gen und  Geschäfte  sollen  auf  Silbermünze  abgemacht  werden ;   nur  der 
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festgesetzte  Cours  der  Assiguatiouen  soll  gelten,  eine  Anzeige  des  Conr- 
ses  der  Assignationen  soll  an  den  Börsen  nicht  notirt  werden ,  Wech- 
selcourse,  Preiscouraute  u.  s.  w.  sollen  in  Silber  angegeben  werden.  Die 
Eankassignationen  worden  nun  gegen  neue  Beicbskreditbillets  eingezo- 
gen. Diese  kursiren  noch.  An  die  Stelle  yon  595,776,000  Rnb.  Bank- 
assignationen  traten  1843,  zu  3,50  Bub.  =  1  Hub.,  170,22 1,7 14  Rubel 
lleichskreditbillets.  Dabei  kamen  12,287,000  Rub.  nioht  zum  Umwech- 
seln, waren  also  verlorengegangen.  Aber  es  kamen  6,857,000  Rubel 
nachgemachte  Assignationen  zum  Vorschein.  Im  December  1844  wur- 
den auf  Befehl  des  Kaisers  70,464,246  Rub.  Silber,  theils  in  Barren, 
theils  in  Gold-  und  Silbermünzen  bestehend,  zur  Sicherheit  der  Reichs- 
kreditbiUets  dienend,  in  der  Petersburger  Gitadelle  niedergelegt:  fer- 
ner wurden  am  12.  Juli  1845  12,180,000  Rub'.  baar  in  Gold  und  Silber, 
als  Fonds  der  Reichskreditbillets,  in  das  Yorrathsgewölbe  der  Peter- 
Pauls- Festung  gebracht.  —  Welcher  Vortheil  hierdurch  für  die  derzei- 
tigen Inhaber  Ton  Papiergeld  erwachsen  konnte,  ist  freilich  nicht  abzu- 
sehen. 

Das  Papiergeld  betrug  1849  300,317,000  Rub.  Silber.  Dann  kam 
der  Orientalische  Krieg,  und  das  Papiergeld  betrug  1854  356,  1855 
509,  1856  689  und  1857  735  Millionen.  Die  klingende  Münze  floss 
ins  Ausland;  Gold  und  Silber  erhielt  ein  Agio  von  10^  und  drüber;  der 
Wechselcours  auf  auswärtige  Plätze  fiel  und  die  Waaronpreise  stie- 
gen, besonders  in  Petersburg,  Moskau  und  andern  grossen  Handelsplät- 
zen. Die  höchsten  und  niedrigsten  Course  auf  London  waren  in  den 
Jahren 


£  =  6,20  Rub. 

-  =  7,06     - 

-  =  6,49     - 

-  =  7,68     - 

-  =  6,73     - 
.  =  7,30     - 


1857     2.  Januar  .  .  38H  d.  oder 
12.  November  34       -       - 

1859  16.  Januar  .  .  36||  - 

1.  Mai    ...  31:^     -       - 

1861  10.  Januar.  .  35|  - 
24.  November  32^  - 
Nach  einer  Bestimmung  vom  1.  Juli  1853  sollten  die  Staatskassen  in 
den  Gouvernements  jedem  auf  Verlangen  Reichskreditbillets  bis  100  Rub. 
in  klingender  Münze  einlösen.  Nur  in  Petersburg  zahlte  die  Expedi- 
tion des  Papiergeldes  unliminirte  Summen  aus,  und  in  Moskau  die  dort 
bestehende  Kasse  je  3000  Rub.  an  die  einzelnen  Präsentanten.  Trotz 
dieser  beschränkten  Einlösbarkeit  hatte  sich  das  Papiergeld  bis  zum 
Orientalischen  Kriege  gut  gehalten.  Ein  kaiserlicher  ErUss  vom 
H.April  1860  vorkündete  eine  abgeschlossene  Anleihe  von  15MilL£ 
a  5^.  Damit  sollte  auch  Papiergeld  eingelöst  werden  und  zwar  vom 
1.  Mai  1862  ab;  der  halbe  Imperial  sollte  zu  5,70  Rub.  und  der  Silber- 
rubel zu  110^  Kopeken  angenommen  werden,   vom  I.August  1862  ab 
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aber  der  halbe  Imperial  zu  5,60  Ruh.  und  der  Silberrubel  zu  108|^Kop. 

Um  100  Silberrubel  zu  erhalten ,   musste  man  also  erst  110^  und  dann 

108^  Eub.  Eeichflkreditbillets  geben,   und  das  Papier  wurde  nicht  zum 

Nominalwerth,    sondern   nur  mit  90,49^  und  92,17^  eingelöst.      Es 

war  am 

Papiergeld  im  Umlauf  Metallyorrath 

1  Mai    .  .  1862     707,063,666  Rub.       91,440,418  Rub. 

5.  August       -         704,151,944     -  95,974,998     - 

if  October      -         696,831,672     -  93,457,313     -. 

£s  hatte  sich  also  wirklich  das  Papiergeld  um  mehr  als  10  Millionen 
vermindert.  Ein  wie  grosser  Theil  der  Anleihe  zur  Einlösung  Ton  Pa- 
piergeld verwendet  wurde ,  ist  nicht  bekannt.  Der  Oours  auf  London 
war  1862  im  Mai  34^ — ^  d.  und  im  September  35 — 35^d.;  er  wurde 
also  besser,  sowie  das  Agio  für  Gold  und  Silber  eine  Ermässigung  er- 
fuhr O- 

Nach  anderweitigen  Nachrichten  ^)  war  der  Wechselcours  des  Ru- 
bels an  der  Petersburger  Börse  auf  London  in  Penoe 


höchster 

niedrigster 

am  Jahres 

1859      . 

,     .     37^ 

32 

35J 

1860      . 

,     .     36| 

34« 

35  (V 

1861 

•     .     35VV 

m 

83A 

1862      . 

,     .     35,!^ 

33 

35* 

1863 

,     .     3711 

33| 

34^ 

1864      . 

.     35 

29| 

31i 

1865      . 

.     .     32| 

31 

31i 

1866 

.  m 

25f 

32tV 

In  Berlin  waren  Mitte  Juni  1871  Wechsel  auf  Petersburg ,  1 00  S.  R. 
3  Wochen,  mit  89|^,  3  Monat  mit  88f  und  Russische  Banknoten  mit 
80|  Thlr.  notirt. 

Es  können  nicht  alle  Länder  hier  angeführt  werden ,  deren  Regie- 
rung durch  die  Ausgabe  von  Papiergeld  Verluste  und  Opfer  für  das  Volk 
verschuldet  hat.  Doch  mag  von  den  Staaten,  wo  jetzt  uneinlösliches 
Papiergeld  umläuft,  noch  Oesterreichs  und  Preussens  gedacht  werden. 
Von  dem  einen  ist  es  zweifelhaft,  ob  und  wie  es  sein  Papiergeld  ehr- 
lich und  vollständig  würde  einlösen  können.  In  Betreff  des  andern 
waltet  ein  solcher  Zweifel  noch  nicht  ob,  wenn  nur  der  WiUe  des  Ein- 
lesens wäre. 

Werfen  wir  vorher  noch  einen  Blick  auf  die  yereinigten  Staaten, 
Als  1789  Washington  zum  Präsidenten  ernannt  war,   berief  er  sowohl 

1)  ^.  Brückner  j  Die  Geschichte  des  Russischen  Papiergeldes  a.  s.  w.  in  Büde- 
brantfs  Jahrhüchern  für  Nationnlökonomie  and  Statistik.     186S.  S.  48—64. 

2)  Statistische  Mittheilangen  aus  Bassland.     1868..  Erstes  Heft.    S.  94—97. 
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Jeffersou,    den  Eührer  der  demokratischen  Partei,   welcher  £uid,    daäs 
man  für  die  Unabhängigkeit  der  Staaten  nicht  genug  gethan,   ab  auch 
Alexander  Hamilton,   welcher   fSsind,    dass   man  fiir  die  Oentralgewalt 
nicht  genug  gethan  hatte,  in  sein  Kabinet.    Die  Bundesregierung  konnte 
ihre  Gläubiger  nicht  bezahlen,   das  Papiergeld  verlor  80  ^,    aber  durch 
äusserste  Eechtschaffenheit  und  Sorgfalt  konnte  sie  ihren  Kredit  wieder 
heben.     Gleich  im  Anfang  schlug  Hamilton  vor,    keinen  Bankerott  zu 
machen.     Er  „erklärte,    es  müsse  Alles  gezahlt  werden,   und  nur  mit 
äusserster  Schwierigkeit  brachte  er  es  dahin,   dass  diese  so  gerechte 
Maassrege]  angenommen  wurde.    Jefferson  z.  B.  ward  nur  durch  Washing- 
tons Einfluss  dazu  vermocht ,    zuzugeben ,   dass  Amerika  seine  Schulden 
bezahlte.     Die   Gesammtschuld  Amerika's  wurde  also  anerkannt;   zur 
Eückzahlung  derselben  wurden  die  ZoUeinnahmen  bestimmt  und  man 
konnte  sicher  darauf  zählen,    dass  nach  einer  nicht  sehr  betrachtlichea 
Zahl  von  Jahren  Amerika  sich  völlig  schuldenfrei  gemacht  haben  würde. 
Weiter  wollte  Hamilton  nicht,    dass  ein  jeder  der  dreizehn  Staaten  be- 
sondere Schulden  habe,*  er  schlug  vor,  dieselben  zu  vereinigen  und  zur 
Bundesschuld  zu  machen.     Die  Demokraten  nannten  dies  eine  Beein- 
trächtigung der  Macht  der  einzelnen  Staaten,   und  es  gab  einen  neuen 
Zwist  mit  Jefferson,    der  naiv  gesteht,   dass  er  und  Hamilton  im  Kabi- 
nette Washingtons  wie  zwei  Hähne  einander  gegenüber  stünden.   Nach- 
dem dieser  Vorschlag  einmal  angenommen,  —  und  er  ward  nur  mit  sehr 
geringer  Majorität  angenommen,  —  wollte  Hamilton  die  Geldcirkula- 
tion  wieder  herstellen,   das  allerschwierigste  was  es  giebt.     Anfänglich 
sind  die  Assignaten  immer  ein  prächtiges  Ding;    da  die  Preise  allmälig 
steigen ,  scheint  es,  als  ob  jeder  reicher  werde,  mit  Ausnahme  der  Een- 
tiers,    um  die  sich  Niemand  kümmert,    so  lange  man  sie  nicht  braucht. 
In  diesem  Irrthum  ist  man  jetzt  in  den  Vereinigten  Staaten  wieder  be- 
fangen.    Aber  an  dem  Tage,    wo  der  Umsatz  der  Assignate  ungünstig 
wird,    wo  der  Handel  mit  dem  Ausland  aufhört,   dann  muss  ein  Jeder 
seine  Lage  liquidiren  und  den  vermeintlichen  Gewinn  einbüssen;   dies 
ruft  alsdann  eine   der  gefahrlichsten  Krisen  hervor,    die  einem  Volke 
auferlegt  werden  können;  —   sie   muss  indess  durchgemacht  werden, 
denn  nur  auf  dem  Eusse  der  Gleichheit  ist  der  Handel  mit  benachbarten 
Völkern  möglich,   und  dazu  bedarf  es  eines  gemeinschaftlichen  Werth- 
maasses  für  die  Waaren ,   d.  h.  geprägten  Geldes  oder  eines  gegen  ein 
solches  umsetzbaren  Papiers.     Hamilton  schlug  also  vor,  die  Metallcir- 
kulation  wieder  herzustellen  und  gründete  zu  diesem  Zwecke  die  Bank 
der  Vereinigten  Staaten.     Vierzig  Jahre  später  wurde  sie  in  Folge  pro- 
vinzialer  Eifersüchteleien  unter  dem  General  Jackson  wieder  aufgehoben. 
Hamilton  gelang  es.   Dank  seinen  Bemühungen,    den  Kredit  wieder  zu 
beleben.     Die  Aufschlüsse,    die  er  sich  verschaffte,    die  Comites,    mit 
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denen  er  sich  nmgab,  die  Berichte,  die  er  dem  Kongresse  abstattete, 
erwarben  ihm  bald  den  Ruf  des  geschicktesten  Pinanzmannes  des  Con- 
tinents.  Sein  grösstes  Verdienst  bestand  darin,  dass  er  der  Theoretiker 
und  zugleich  der  Praktiker  dieser  finanziellen  Wiederauferstehung  war. 
Von  ihm  datirt  das  Finanzsystem  der  Vereinigten  Staaten,  und  das 
würde  hinreichen ,  um  den  Euhm  eines  Bürgers  zu  begründen  ^). 

Wenn  .man  in  den  Vereinigten  Staaten  in  unserer  Zeit  abermals 
den  Eehler  begangen  hat,  Papiergeld  auszugeben,  so  scheint  doch  wenig- 
stens kein  Zweifel  darüber  zu  bestehen,  dass  man  baldigst  wieder  zur 
Baarzahlung  zurückzukehren  wünscht.  Die  Fähigkeit  des  Landes,  die 
Baarzahlung  wieder  aufEunehmen  —  hiess  es  in  dem  Jahresbericht 
Boutewells,  des  Pinanzministers  unter  dem  Präsidenten  Grant,  yom  De- 
zember 1869  —  wird  nicht  von  einer  bezüglichen  Gesetzgebung,  son- 
dern lediglich  Ton  dem  Stande  seiner  Industrie  und  seiner  finanziellen 
Beziehungen  zu  anderen  Ländern  abhängig  sein.  So  lange  es  nöthig  ist, 
für  die  hier  importirten  Waaren  durch  Aussendung  von  Bundes-  und 
anderen  Schnldobligationen  au  andere  Länder  Zalilung  zu  leisten,  wird 
eine.  Wiederaufnahme  und  Beibehaltung  der  Baarzahlung  unausführbar 
sein.  Wenn  die  von  hier  ezportirten  Industrieerzeugnisse  im  Wesent- 
lichen den  Werth  der  aus  anderen  Ländern  importirten  Produkte  er- 
reichen, wird  sich  kein  Bedarf  für  Gold  zu  Ausfuhrzwecken  zeigen, 
ausgenommen  etwa  aus  dem  Umstand,  dass  die  im  Auslande  gehalte- 
nen Obligationen  zurückgesandt  und  hier  verkauft  werden,  und  der 
Erlös  in  Gold  remittirt  wird.  Wenn  der  Kredit  unseres  Landes  in 
Europa  vollständig  hergestellt  sein  wird,-  dann  werden  Obligationen,  die 
sich  jetzt  in  grosser  Ausdehnung  in  Händen  von  Banquiers  befinden, 
von  Kapitalisten  zu  dauernder  Anlage  benutzt  werden.  Und  ist  diese 
Veränderung  erst  eingetreten,  dann  ist  die  Wahrscheinlichkeit  einer 
Zurücksendung  unserer  Obligationen  unter  dem  Einflüsse  politischer 
oder  finanzieller  Wirren  in  Europa  sehr  gering,  und  wenn  dann  unser 
Export  mit  Ausnahme  von  Bundesobligationen  dem  Import  gleichkommt, 
dann  kann  die  Baarzahlung  aufgenommen  werden,  ohne  auch  nur  vor- 
übergehende Störungen  im  Geschäfte  des  Landes  zu  verursachen. 
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In  Oesf erreich  sollte  die  im  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  ge- 
gründete Wiener  Bank  „den  Bedrängnissen  steuern ,  welche  durch  die 
Erhaltung  zweier  Armeen  im  Auslande,  durch  das  Herausziehen  des 
haaren  Geldes''  entstanden  waren,   und  bei  der  Abtragung  der  Staats- 

1)  E.  Laboulaye^    Geschichte    der  Vereinigten  Staaten   von   Amerika.      Dritter 
Band  ,  erste  Hälfte.    1870.    S.  225—228. 
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schuldeu  mitwirkeu.     Ihr  Baarfonds  gehörte  dem  Staate  und  seine  Ver- 
waltung fiel  ausschliesslich  der  Eegieruug  anheim.     Je  mehr  yon  ihren 
Fonds  für  Militäraufwand  genommen  wurde,  um  desto  mehr  Terringerte 
sich  das  Vertrauen  der  Privatleute  und  damit  ihre  gedeihliche  Wirksam- 
keit.    Durch  die  Uehertragung  ihrer  Verwaltung  an  die  Stadt  Wien  im 
Jahre  1706  wurden  die  Mängel  der  ursprünglichen  Einrichtung  zwar  ge- 
mildert und  hei  den  Glauhigem  eine  grössere  Zuversicht  auf  die  Sicher- 
heit der  Bank  geweckt.    Das  dauerte  aher  nicht  lange.     Es  wurde  nicht 
allein  1714  eine  ^^Universal-Bankalität''  gegründet,  welche  halh  Finanz- 
hehörde,  halb  Depositenbank,   das  System  der  indirekten  Abgaben  ord- 
nen und  der  Eegierung  in  allen  ausserordentlichen  Nothfallen  unter  die 
Arme  greifen  sollte,   aber  schon  1745  ihre  Amphibiennatur  verlor  und 
zu  einer  blossen  Gefälleverwaltung  herabsank :   auch  die  Wiener  Stadt- 
bank verlor  allmälig  ihre  Selbstständigkeit,    sah  sich  in  ihren  gesetz- 
lichen Forderungen  verkürzt,    in  demselben  Grade  die  von  ihr  verlang- 
ten Verpflichtungen  erhöht,  und  wurde,  jedes  freien  Einflusses  auf  ihre 
Fonds  haar,    zuletzt  das  willenlose  Organ  bei  Ausschreibung  von  An- 
leihen.    Um  auch  die  kleinen  Kapitalien  zur  Theilnahme  an  Staatsan- 
leihen heranzuziehen,   wurde  verzinsliches  Papiergeld  von  25  und  100 
Gulden  ausgegeben,    welches  überall  an  Zahlung  angenommen  werden 
sollte,  also  die  doppelte  Katur  von  Obligationen  und  Geld  hatte.     Dem- 
nächst kam  1762  unverzinsliches  Papiergeld,  Bankozettel ,  in  Beträgen 
Ton  5  bis  100  Gulden  in  Umlauf.     Eine  zweite  Emission  fand  1771  statt. 
Während  des  siebenjährigen  Krieges  war  die  Oesterreichische  Staatsschuld 
von  118  auf  271  Millionen  gestiegen,   aber  auch  die  Leistungsfähigkeit 
hatte  sich  erhöht.      „Keinem  Bundesgenossen  schuldet  Oesterreich  so 
grossen  Dank,    wie  dem  gefiirchteten  Gegner  im  siebenjährigen  Kriege. 
Friedrich  der  Grosse  zwang  Oesterreich  förmlich  Züge  seines  eigenen 
Geistes  auf,  weckte  den  schläfrigen  Sinn  der  Eegierung,  gab  ihr  Schärfe 
des  Verstandes  und  Willens ,  Hess  sie  energisch  alle  vorhandenen  Hülfs- 
mittel  benutzen,  neue  aufflnden,  und  belebte  den  ganzen  Staat."    Durch 
die  Anlegung  eines  Schuldbuchs  wurde  1765  in  das  bis  dahin  arg  ver- 
worrene Verhältniss  eine  klare  Ordnung  gebracht  und  im  folgenden  Jahre 
den  Staatsgläubigern  die  Hückzahlung  ihres  Kapitals  oder  Herabsetzung 
der  Zinsen  auf  4  %  angeboten.     Im  Jahre  1791  betrug  die  Staatsschuld 
399  und  1802  680  Millionen  und  bis  1810  süeg  die  verzinsliche  Staats- 
schuld um  47  Millionen.     Mit  einem  Verbote  der  Geldausfuhr  ging  die 
Ausprägung  von  geringhaltiger  Silberscheidemünze  Hand  in  Hand.    Be- 
sonders  1802  wurde  das  ganze  Land  mit  Millionen  schlechter  Sieben- 
kreuzerstücke überschwemmt.     Dennoch  blieben  sie  gesucht  und  wur- 
den mit  Eücksicht  auf  das  noch  werthlosere  Papier  sogar  mit  einem 
Aufgelde  bezahlt.     Auch  schlechte  Kupfermünze  wurde  dann  geprägt. 
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namentlich  1807  Dreissig-  und  Eän£sehnkreazerstucke  —  1600  Gulden 
vom  Centner.  So  wurde  das  Gleichgewicht  mit  den  Bankozetteln  wie- 
der hergestellt.  Die  Eegierung  machte  allmälig  die  Entdeckung,  dass 
das  ganze  Geschäft  der  Bankozettelausgahe  nur  Ton  der  Dienstwilligkeit 
des  Papiermüllers  und  Druckers  abhänge ,  und  so  lange  man  über  Pa- 
pier und  Druck  gebiete,  die  Emission  fortgesetzt  werden  könne.  Die 
Summe  der  umlaufenden  Bankozettel  war  im  Jahre  1796  46,800,000; 
1800  200,900,000  und  1806  449,700,000.  Natürlich  wurden  auch 
Bankozettel  nachgemacht.  Zahlreiche  Hinrichtungen  yon  Bankozettel- 
fdlschern  yerbreiteten  Schrecken  unter  der  Bevölkerung  und  hemmten 
den  Bankzettelumlauf. 

Nach  dem  Einanzpatente  vom  26.Eebruar  1810  sollten  Einlösungs- 
scheine y  welche  Eonventionsmünze  vorstellen,  angefertigt  und  im  Course 
von  100  zu  300  gegen  Bankozettel  eingewechselt  werden.  Da  das  all- 
gemeine Misstrauen  gegen  die  Hedlichkeit  der  Eegierung  nicht  wegge- 
leugnet werden  konnte  und  darin  eine  Hauptquelle  der  herrschenden 
Geldnoth  verborgen  lag,  so  begab  sie  sich  freiwillig  jedes  Antheils  an 
dem  Einlösungsgesohäft  und  an  der  Bankozettelüibrikatiou.  Die  Anfer- 
tigung des  neuen  Papiergeldes  wurde  einer  unabhängigen,  die  Bechte 
einer  Privatgesellschaft  geniessenden  Behörde  anvertraut,  über  deren 
Thätigkeit  öffentlich  Bericht  erstattet  werden  sollte.  Diese  Einlösungs- 
und Tilgungsdeputation,  aus  ständischen  Abgeordneten  und  Vertretern 
der  Handelsgremien  bestehend  und  durch  einen  Eid  an  die  pflichttreue 
Ausübung  ihres  Amtes  gebunden,  hatte  alle  zur  Bankozettelfabrikation 
nothwendigen  Werkzeuge,  Stempel  u.  s.  w.  feierlich  zu  übernehmen  und 
zu  vernichten.  In  Bezug  auf  die  Tilgung  wurde  auf  die  liegenden  Gründe 
des  Klerus  hingewiesen,  dessen  Beichthümer  „zum  Besten  des  Staats  zu 
verwenden,  die  von  den  Vorfahren  befolgten  Grundsätze  berechtigen/' 
Ausserdem  wurde  eine  besondere  Tilgungssteuer  aosgeschrieben.  Der 
Verkauf  der  geistlichen  Güter  war  indessen  nicht  ernst  gemeint  und  die 
versprochene  Mitwirkung  Ungarns  ein  frommer  Wunsch,  für  dessen  Er- 
füllung nicht  das  geringste  Zeichen  sprach.  Als  O'DonneU,  derPinanz- 
minister,  starb,  wurde  mit  ihm  eigentlich  das  Patent  begraben.  „Der 
niedrige  Werth  der  Bankozettel  brachte  Alle,  die  von  einer  festen  Beute 
lebten ,  dem  Bettelstäbe  nahe  und  liess  den  Hunger  in  Kreisen  bekannt 
werden,  die  sich  ehedem  eines  bequemen  Wohlstandes  erfreuten.  Der 
Beamte ,  auf  sein  Gehalt  angewiesen ,  sah  sich  auf  die  Stufe  des  Tage- 
löhners herabgedrückt  und  gewann  eben  nur  so  viel,  dass  er  nicht  ver- 
hungerte; er  beneidete  den  Girier,  der  wenigstens  an  dem  Kommiss- 
brot und  den  MehlklÖssen  der  gemeinen  Menage  einen  Bückhalt  besass, 
und  lernte ,  da  ihn  der  Staat  darben  liess ,  die  Mittel  zur  Befriedigung 
seiner  Bedürfiiisse  auf  Kosten  seiner  Ehre  gewinnen.     Die  Bestechlich- 
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keit  der  Oesterreichischen  Beamten  und  die,   yon  allen  KLasseu,    selbBt 
vom  Kaiser  I    getheilte  üeberzengung,    die  Staatsdiener  meinten  es  mit 
dem  Staat  nicht  ehrlich  und  würden  unbedingt  überall  dessen  Interessen 
verletzen,    wenn  es  der  persönliche  Vortheil  so  verlange,    stammt  vor- 
zugsweise aus  der  Bankozettelperiode.    Es  wurde  späterhin  gewohnbeits- 
massig  betrieben,    wozu  die  Noth  des  Augenblicks  verleitet  hatte  und 
was  nur  diese  entschuldigen  konnte/'     Nachdem  am  15.  Juli  1810  Graf 
WaUis,    der  bis  dahin  als  Oberstburggraf  von  Böhmen  dort  ein  wahres 
Pascharegiment  geführt  hatte,  zum  Hofkammerpräsidenten  ernannt  wor- 
den,   ging  der  Bankozettelcours  von  500  auf  800,    endlich  am  l.  De- 
zember 1810  auf  1095  und  darunter  zurück  und  die  Furcht  vor  nahen 
gewaltsamen  Eingriffen  in  die  Eigen thumsrechte  wurde  immer  grösser 
und  allgemeiner.     Ein  Moratorium  für  Schuldner,    die  Freisprechung 
derselben ,  eingegangene  Yerbindlichkeiten  in  Konventionsmünze  zu  be- 
zahlen ,  weil  angeblich  solche  Zahlungen  unmöglich  geworden  seien,  lei- 
teten  die  neue  Politik  ein.     Der  Hauptschlag  wurde  aber  durch  das 
Einanzpatent  vom  20.  Februar  1811  gefuhrt.     „Versiegelt  war  das  ge- 
heimnissvolle Aktenstück,  das  über  das  Wohl  und  Wehe  von  Millionen 
entschied ,  an  die  Provinzialbehörden  abgesendet  worden ,  diese  mussten 
am  15.  März  um  5  Uhr  Morgens  die  Siegel  erbrechen,  eine  Stunde  spä- 
ter den  öffentlichen  Anschlag  besorgen.     Lange  vor  Tagesanbruch  wa- 
ren auf  den  Strassen  aller  Städte  grosse  Menschenhaufen  versammelt, 
die  dem  verhängnissvollen  Augenblicke  entgegenharrten  und  eine  tiefere 
Aufregung  zeigten,    als  wenn  die  Kunde  einer  entscheidenden  Schlacht 
sie  treffen  sollte.     Mit  gieriger  Hast  griffen  sie  jedes  Wort  des  Patentes 
auf;    wer  nicht  nahe  genug  stand,    nicht  lesen  konnte,   liess  sich  den 
Inhalt  erklären,    auch  der  Gleichgültigste  hielt  schon  in  den  nächsten 
Stunden  das  berüchtigte  Papier,  das  Hass  säete  und  Misstrauen  gegen  den 
Monarchen  zum  Gemeingefuhle  machte,    eifrig  in  den  Händen.    Einige 
wenige   mochten    sich  freuen,    sie  waren   unverhofft  reich  geworden. 
Andere,  und  ihre  Zahl  war  die  grösste,  fluchten  und  klagten,  sie  hatte 
über  Nacht  das  Loos  des  Bettlers  getroffen.^'     Die  Bankozettel,   die  im 
Betrage  von  1,060,798,753  Gulden  umliefen,   wurden  auf  den  ßiHfien 
Theii  ihres  Nennwerthes  heruntergesetzt  und  gegen  Einlösungsscheine  um- 
getauscht,   die  als  einziges  Papiergeld  und  als  diejenige  (Wiener)  Wäh- 
rung anzusehen  waren ,  in  welcher  alle  Geschäfte  abgeschlossen  werden 
mussten.      Die  Begierung  gelobte,    nur  so  viel  neues  Papiergeld  auszu- 
geben, als  zur  Einlösung  der  Bankozettel  noth  wendig,   also  die  Summe 
von  212,159^750  Gulden  nicht  zu  überschreiten.     Da  alle  Steuern  und 
Gebühren  gleichfalls  in  der  neuen  Währung  bezahlt  werden  mussten,  so 
kam  dies  einer  fünffachen  Erhöhung  derselben   gleich;    die  Regierung 
verpflichtete  sich  dagegen ,    alle  Besoldungen  und  Pensionen  nach  dem 
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gleichen  Maassstabe  zu  behandeln.  Es  wurde  auch  eine  Beduktion  der 
Dreissig-  und  Eünfzehnkreuzerstücke  auf  sechs  und  drei  Kreu:;er  und 
die  Herabsetzung  der  Zinsen  der  Staatsschuld  auf  die  Hälfte  verfügt. 
Ferner  wurde  die  Eückzahlung  der  seit  dem  Jahre  1799  eingegangenen 
Friyatschulden  nach  einer  bestimmten  Skala ,  welche  den  Bankozettel- 
cours  für  die  einzelnen  Monate  in  dem  ganzen  Zeiträume  von  1799  bis 
1810  festsetzte,  geregelt.  Den  Aermeren  traf  die  Beduktion  derBanko- 
zettel  übrigens  härter  als  den  grossen  Kapitalisten,  da  jener  bei  dem 
Umstände,  dass  Einlösungsscheine  zum  geringsten  Betrage  von  25  Gul- 
den ausgegeben  wurden ,  keine  Gelegenheit  fand ,  die  Bankozettel  von 
1,  2  und  5  Gulden  einzuwechseln.  Die  Opfer,  welche  das  Finanzpa- 
tent verlangte  —  in  einzelnen  Fällen  war  seine  Wirkung  einer  SOpro- 
zentigen  Vermögenssteuer  gleich  —  hätte  man  williger  gebracht,  wenn 
eine  feste  und  unwandelbare  Währung  durch  dasselbe  gewonnen  wor- 
den wäre;  die  Einlösungsscheine  dagegen  eröffneten  nur  die  Aussicht 
auf  neue  Opfer  und  machten  die  gegenwärtig  auferlegten  unerträglich, 
um  so  mehr  als  sie  nicht  auf  allen  Klassen  der  Bevölkerung  gleichmässig 
lasteten.  Behauptete  man  doch,  einigen  wenigen  Auserkorenen  sei  der 
Inhalt  dos  Finanzpatentes  kein  Geheimniss  geblieben ,  und  erklärte  auf 
diese  Art  die  allerdings  auffällige  Hast  mehrerer  Geldmänner,  knapp 
vor  dem  1 5.  März  der  Zinsreduktion  nicht  unterworfene  Staatspapiere 
zu  kaufen  und  ältere  Schulden  abzutragen. 

Die  Ungarischen  Stände  hatten  in  Finanzsachen  bereits  im  Jahre 
1807  ihre  bestimmte,  und,  wie  die  Folge  zeigte,  unwandelbare  Mei- 
nung abgegeben.  Sie  hatten  die  Bechtsgültigkeit  einer  jeden  ohne  stän- 
dischen Beirath  vollzogenen  Finanzoperation  bestritten,  die  Einziehung 
der  schlechten  Kupfermünze  verlangt,  die  Beseitigung  aller  Hindernisse 
der  nationalen  Produktion  empfohlen.  Da  die  Begierung  auf  keinen 
Vorschlag  eingegangen  war,  so  musste  sie  auch  das  schlimme  Schicksal, 
welches  des  Finanzpatentes  harrte,  gewärtigen.  Die  schlechte  Auf- 
nahme desselben  ahnend,  suchte  sie  aus  seinen  Bestimmungen  Alles  aus- 
zuscheiden, was  an  die  Genehmigung  des  Beichstags  gebunden  war  und 
nur  nach  eingeholter  Genehmigung  der  Stände  wirksam  wurde.  Eben 
aus  Furcht  vor  Ungarn  ging  sie  von  dem  Finanzpatente  von  1810  ab, 
nach  welchem  zur  Dotirung  des  Tilgungsfonds  auch  Ungarn  mit  1 2  Mil- 
lionen herangezogen  werden  sollte.  Dass  der  Beichstag  dieselben  be- 
willigen werde,  erschien  nicht  glaubhaft,  und  daher  wurde  der  ganze 
Plan  von  der  Begierung  aufgegeben.  Die  Furcht  vor  Ungarn  war  es 
auch,  welche  in  dem  Patent  von  1811  den  Werth  der  Bankozettel  auf 
ein  Fünftheil  herabsetzen  liess.  War  nämlich  einmal  der  Werth  der- 
Bankozettel  in  den  übrigen  Erbländern  nach  dieser  Schätzung  angenom- 
men und  im  Verkehr  geläufig  geworden ,   so  konnte  alles  Widerstreben 
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der  ÜDgarn  diese  Thaisache  nicht  rückgängig  machen.  Am  liebsten 
hätte  die  Regierung  das  Finanzpatent  der  Einsicht  der  Stände  überhaupt 
entzogen  und  die  darin  Torgenommenen  Regelungen  des  Geldwesens  als 
Ausfli^ss  des  Landeshoheitsrechts  angesprochen.  So  weit  eignete  sie  sich 
diese  Behauptung  an,  dass  sie  das  Einanzpatent  in  Ungarn,  ebenso 
wie  in  den  übrigen  Provinzen,  am  15.  März  reröffentlichen  und  allen 
Jurisdictionen  als  Richtschnur  zukommen  liess,  bis  sie  sich  mit  den  Ständen 
über  die  Einzelnhoiten  der  Ausführung  geeinigt  hätte.  Zeigten  die  Co- 
mitate  Nachgiebigkeit,  beschwichtigte  sich  in  der  Zwischenzeit  die  öf- 
fentliche Meinung,  so  war  die  ständische  Opposition  nicht  sonderlich 
zu  fürchten.  Das  Pinanzpatent  stiess  aber  bereits  in  den  Gomitaten  auf 
heftigen  Widerspruch.  Beinahe  Alle  erklärten  sie  es  für  Ungarn  nicht 
bindend,  den  Schritt  der  Regierung  für  einen  förmlichen  Verfessungs- 
bruch,  nicht  die  Modalitäten  der  Ausfuhrung  allein,  sondern  den  gan- 
zen Finanzplan  für  eine  Angelegenheit,  über  welche  nur  der  Reichstag 
gesetzlich  entscheiden  dürfe.  In  dem  Einberufiingsschreiben  zum  Reichs- 
tag auf  den  25.  August  1811  nach  Fressburg  wurde  das  Finanzpatent 
als  Ausfluss  der  Landeshoheitsrechte  geschildert  und  die  Mitwirkung  der 
Stände  auf  die  Angabe  der  Mittel  und  Wege,  die  Finanzreform  zu  voll- 
enden ,  eingeschränkt.  In  der  Repräsentation ,  über  welche  sich  beide 
Tafeln  am  14.  September  einigten,  heisst  es:  „Die  Ungarn  hätten  es 
wohl  um  den  König  verdient,  dass  ihr  Rath  und  ihre  Hülfe  rechtzeitig 
erbeten  und  der  Reichstag  nicht  erst  nach  vollbrachten  Thatsachen  ein- 
berufen würde ;  als  einen  Ausfluss  des  Hoheitsrechtes  können  die  Stände 
das  Finanzpatent  keineswcges  anerkennen  und  wenn  sie  auch  die  Durch- 
führung des  letzteren  zu  verhindern  ausser  Stande  sind,  so  verwahren 
sie  sich  doch,  dass  den  Reichstagsbeschlüssen  dadurch  irgend  ein  Zwang 
auferlegt  werde.''  Der  Reichstag  führte  zu  keinem  Resultat.  Den 
Ständen  wurde  endlich  aufgegeben,  sich  in  bestimmter  Frist  über  die 
Annahme  der  Regierungsvorlage  zu  entscheiden.  Der  Reichstag  fügte 
sich  in  Nebenpunkten,  beharrte  aber  bei  der  Hauptsache  und  als  am 
19.  Mai  1812  die  Regierung  nochmals  den  Versuch  machte,  durch  £in- 
schübe  und  Zusätze  den  Reichstagsplan  ihren  Wünschen  entsprechend 
zu  gestalten ,  antworteten  die  Stände  zum  letzten  Male  mit  einem  ent* 
schiedenen  Nein.  Am  folgenden  Tage  wurde  der  Reichstag  aufgelöst, 
ohne  dass  die  Frage  einen  verfassungsmässigen  Abschluss  erlangt  hatte. 
In  einer  der  letzten  Sitzungen  erklärten  die  Stände :  „Wohl  wird  es  in 
ganz  Europa  grosses  Befremden  hervorrufen,  dass  neun  Monate  lang  be- 
rathen  wurde  und  doch  nichts  entschieden,  nichts  erreicht.  Wir  über- 
lassen aber  getrost  das  Urtheil,  wer  die  Schuld  daran  trägt,  der  öffent- 
lichen Meinung,  wir  überlassen  ihr  ruhig  die  Prüfung,  wer  den  Gang 
der  Verhandlungen  gehemmt,  aus  welchen  Gründen  wir  den  Rätheu  der 
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Kroue  widerstrebt.  Nie  haben  wir,  was  gesetzlich  war  und  der  König 
Yon  uns  forderte,  ihm  verweigert,  wie  oft  haben  wir  grosse  und  schwere 
Opfer  demselben  gebracht,  und  sind  in  den  Tagen  der  Gefahr  mit  un- 
seren Leibern  und  unserer  Habe  ein  schätzender  Schirm  gewesen.  Aber 
freüich  das  haben  wir  niemals  errungen,  dass  die  Gesetze  uns  Schutz 
gewähren  und  unserem  Lande  die  gebührende  Achtung  erwiesen  werde. 
Will  der  König  unbekümmert  um  die  Stimme  des  Landes,  den  verfas- 
sungsmässigen Weg  verschmähend,  seinen  Befehl  uns  aufdringen,  wohlan, 
er  hat  die  Macht  dazu  und  wir  nicht  die  Mittel,  ihn  daran  zu  hindern. 
Niemals  werden  wir  aber  eine  Gewaltthat  als  Gesetz  achten,  niemals 
Eichtersprücho ,  welche  sich  auf  das  Einanzpatent  stützen ,  als  bindend 
anerkennen.''  Die  Gewaltthat  wurde  vollzogen,  am  1.  September  das 
Einanzpatent  mit  allen  seinen  Bestimmungen  auch  in  Ungarn  als  Provi- 
sorium eingeführt  und  trotz  der  Einsprache  des  Pesther  Comitats,  trotz 
der  eifrigen  Beschickung  des  Hofes  durch  Deputationen  seine  Wirksam- 
keit auch  durchgesetzt.  Zwar  sollte  das  Provisorium  nur  bis  zum  näch- 
sten Eeichstag  gelten;  wie  konnte  man  aber  annehmen,  dass  die  Ee- 
gierung  dessen  Einberufting  eifrig  betreiben  werde,  da  sie  seines  Wider- 
standes gewiss  war,  nach  den  letzten  Vorgängen  einer  noch  feindliche- 
ren Stimmung  gewärtig  sein  musste. 

Gleich  nach  dem  Erscheinen  des  Einanzpatentes  vom  20.  Eebruar 
1811  waren  die  Course  gefallen.  Schon  im  Mai  wurden  die  Einlösungs- 
scheine mit  216,  im  Juni  gar  nur  mit  338  notirt,  1080,  beziehungs- 
weise 1690  Bankozettelgulden  1 00  Silbergulden  gleichgesetzt.  Alle  Mit- 
tel, die  man  anwandte,  um  die  Staatskassen  zu  füllen,  blieben  ohne 
Erfolg.  Dem  Vorhaben,  neues  Papiergeld  auszugeben,  stand  der  Wort- 
laut des  Finanzpatentes  entgegen,  und  nur  durch  einen  Wortbruch 
konnte  der  Plan  verwirklicht  werden.  Aber  Niemand  wusste  bessere 
Wege  und  ehrliche  Mittel  anzugeben ,  den  Forderungen  des  Öffentlichen 
Dienstes  gerecht  zu  werden.  Wallis ,  mit  dem  Fluche  des  Volkes  über 
seine  rohe  Gewaltsamkeit  ohnehin  beladen,  wollte  nicht  noch  den  Ma- 
kel ehrloser  Lüge  tragen.  An  dem  Tage,  wo  das  „unwiderruflich"  be- 
schlossene Finanzpatent  von  1811  in  seinen  wichtigsten  Bestimmungen 
aufgehoben  wurde,  legte  er  seip  Amt  nieder,  ohne  einen  Nachfolger  zu 
erhalten.  Der  Weg ,  den  man  wieder  betrat ,  machte  eine  Leitung  der 
Finanzverwaltung  überflüssig.  Die  Gewissensskrupel  des  Kaisers  wur- 
den dadurch  beseitigt,  dass  man  dem  neuen  Papiergeld  einen  neuen 
Namen  gab  und  es  nicht  Bankozettel  oder  Einlösungsscheine ,  sondern 
Aniicipationsscheine  betitelte.  Das  Patent  vom  16.  April  1813  sagte, 
dass  der  Kaiser  fest  beharre,  die  im  Patent  von  181 1  bestimmte  Summe 
von  Einlösungsscheinen  nicht  zu  vermehren,  und  daher  Anticipations- 
scheine,  welche  den  künftigen  Ertrag  der  Steuern  vorweg  nehmen,   im 
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Belauf  von  45  Millionen  ausgeben  lasse.     Der  Betrag  der  Anticipations- 
scheine   wurde  heimlich  bis   auf  426,556,175  Gulden  vermehrt.      Die 
Summe  des  umlaufenden  Papiergeldes  betrug  im  Jahre  1816  638,715,925 
Gulden.     Aehnlich  ist  die  neuere  Oesterreichische  Finanzgeschichte  mit 
jener  Frankreichs   während   der  Bevolutionszeit.      „Während  aber    in 
Frankreich  die  Nation  im  tiefsten  Grunde  sich  erschüttert  zeigte,    die 
Finanzwirren  im  Gefolge  der  allgemeinen  politischen  Anarchie  auftra- 
ten und  die  Hoffnung   blieb,    das  Volk  nach  wiedererrungener  Kraft, 
der  Staat  nach  wiedergewonnener  einheitlicher  Macht  würden  auch  über 
aUe  materiellen  Schwierigkeiten  siegen :  bot  Oesterreich  das  eigenthüm- 
liche  Schauspiel  eines  in  Todesruhe  begrabenen  Staates,    eines  bunten 
Gewimmels  grösserer  und  kleinerer  Stämme,    die  selbstständig  und  firei 
zu  athmen  theils  nicht  wagten,    theils  nicht  verstanden,    zeigte  nur  in 
einem  einzelnen-  Zweige    der  Verwaltung   eine  förmlich  revolutionäre 
Thätigkeit,    eine  hoch  gestiegene  Anarchie,   und  erweckte  so  den  Ein- 
druck, nicht  als  ob  sie  aus  diesem  chaotischen  Zustande  organisches  Lie- 
ben entwickeln  könnte,    sondern  als  ob  die  Vorzeichen  eines  zerfallen- 
den Organismus  sich   bereits  bemerkbar  machten.     Unleugbar  hat  die 
Bankozettelwirthschaft  den  schlimmsten  Einfluss  auf  die  Sittlichkeit  der 
Bevölkerung  geübt.     Sparsamkeit  und  Arbeitsliebe  wurden  unbekannte 
Tugenden,    grobe  Genusssucht,    tolle  Verschwendung  auch  in  den  mitt- 
leren und  unterern  Klassen  heimisch.     Wozu  für  den  nächsten  Tag  sor- 
gen und  an  die  Zukunft  denken ,   warum  nicht  heute  an  allen  Freuden, 
die  den  Sinnen  geboten  werden  können,    sich  sättigen?     Wie  konnte 
man  zögern,    als  Eintrittspreis  zu  einem  lustigen  Balle  200  Gulden  zu 
zahlen?     Eigentlich  hatte  ja  das  Geld  doch  keinen  Werth  und  wenn 
man  sich  lange  bedachte,    so  verlor  mau  das  Geld  und  die  BaUfreuden. 
Gerade  die  grossen  Summen,    die  mau  stündlich  im  Munde  führte,    die 
sich  doch  in  Wahrheit  auf  wenige  Gulden  beliefon,  zeitigten  den  Leicht- 
sinn und  reizten  zur  Liederlichkeit.     So  wurde  der  Boden  für  den  viel- 
gerühmten „Wiener"  Geist  wirksam  vorbereitet,    das  Schlaraffenleben, 
welchem  mit  Zoten  gewürzte  Gaumengenüsse  als  höchstes  Gut  galten, 
in  der  „einzigen"  Kaiserstadt  heimisch  gemacht." 

Das  Finanzpatent  vom  I.Juni  1816  sagte:  „Nie  mehr  soll  neues 
Papiergeld  mit  Zwangswerth  und  Zwangscours  ausgegeben,  ebenso 
wenig  das  im  Umlaufe  befindliche  vermehrt  werden."  Es  wurde  die 
Oesterreichische  Nationalhank ^  welche  als  Zettel-,  Escomte-  und  Hy- 
pothekenbank wirken  sollte,  ins  Leben  gerufen  und  ihr  gleichzei- 
tig  die  Verwaltung  des  Tilgungsfonds  übertragen.  Da  die  Aktien 
(50,000)  nur  zum  geringeren  Theile  in  baarem  Gelde  (2000  Gulden 
Papiergeld  und  200  Gulden  Konventionsmünze)  eingezahlt  wurden,  so 
hoffte  die  Begierung  1 00  Millionen  Papiergeld  aus  dem  Umlaufe  zu  zie- 
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hen.  Die  Einlagen  in  Papiergeld  wurden  gegen  Obligationen  yon  glei- 
chem Betrage,  welche  2^^  (in  Wirklichkeit  *H%)  trugen,  umgetauscht 
und  sollten  allmälig  zum  Course  yon  200  getügt  werden.  Dem  eigentli- 
chen Bankgeschäft  blieb  der  Baarfonds  yon  10  Millionen  überlassen. 
Auch  in  dem  Falle,  dass  alle  Aktien  abgenommen  würden,  blieben  noch 
538  Millionen  zur  Einlösung  übrig.  Dieselbe  sollte  yon  der  National- 
bank in  der  Art  bewerkstelligt  werden,  dass  für  140  Gulden  Papiergeld 
eine  Obligation  yon  100  Ghilden  zu  1  ^  in  Konyentionsgeld  yerzinslich, 
für  den  Best  40  Gulden  in  Banknoten  gezahlt  wurden ,  welche  letzteren 
in  jedem  Augenblick  gegen  Silber  eingelöst  werden  konnten.  Die  Ee- 
gierung  berechnete  die  zur  Einlösung  nothwendige  Banknotensumme  auf 
150  Millionen  und  yerpflichtete  sich,  der  Bank  das  Silber  yorzustrecken 
in  der  Hoffnung,  dass  ein  Fonds  yon  50  Millionen  Silber  dem  Bedürf- 
niss  yoUständig  genügen  würde.  Sie  erfuhr  gar  bald ,  wie  arg  sie  sich 
in  ihren  Hoffnungen  und  Berechnungen  getäuscht.  Da  das  Einlösungs- 
geschäft sogleich  begann,  während  die  Einzahlungen  der  Aktien  nur 
sehr  langsam  yor  sich  gingen,  so  wurde  es  bald  klar,  dass  man  nicht 
mit  einem  selbstständigen  Bankinstitute,  sondern  mit  der  Finanzyerwal- 
tung  selbst  zu  thun  habe ,  dass  die  Bank  nur  das  Kassengeschäft  für  die 
Eechnung  des  Staats  führe.  Es  erwachte  das  alte  Misstrauen,  und  weit 
entfernt,  dass  die  Banknoten  sich  im  Umlaufe  erhielten,  wurden  sie, 
kaum  an  der  Einlösungskasse  empfangen,  an  der  Escomtekasse  gleich 
wieder  zur  Einwechselung  gegen  Silber  yorgewiesen.  Yon  1 3  Millionen 
Banknoten,  welche  im  Laufe  yon  etwa  sechs  Wochen  ausgegeben  wur- 
den, blieben  am  Schlüsse  dieser  Zeit  nur  2  Millionen  im  Umlaufe, 
11  Millionen  waren  sofort  gegen  klingende  Münze  umgesetzt  worden. 
Nicht  bloss  das  Misstrauen ,  auch  der  materielle  Yortheil  der  Einzelnen 
machte  den  Finanzplan  zu  Schanden.  Die  Bank  hatte  bei  ihrem  Ein- 
lösungsgeschäfte  den  Cours  des  Papiergeldes  ungefähr  zu  258  angenom- 
men. Auf  der  Börse  wurde  er  aber  yiel  niedriger  notirt.  Der  Unter- 
schied kam  den  Agioteurs  zu  Nutzen,  welche  das  Papiergeld  bei  der 
Bank  zu  einem  höhereu  Course  einlösten ,  die  empfeingenen  Werthe  auf 
der  Börse  gleich  wieder  gegen  Papiergeld  (zum  Course  yon  270  bis  auf 
280)  umsetzten  und  dieses  dann  der  Bank  zur  neuen  Einlösung  yorzeig- 
ten.  Bei  diesem  überaus  raschen  Ereislaufe  konnte  die  Bank  schon 
nach  wenigen  Tagen  ihr  Versprechen,  auch  die  grössten  Summen  ein- 
zulösen, nicht  halten.  Sie  yerzögerte  durch  kleinliche  Kunstgriffe  die 
Auszahlung,  sie  gab  den  Parteien,  die  über  21000  Gulden  einlösen  woll- 
ten, sogenannte  Eekognitionsscheine  auf  spätere  Tage,  sie  yerlangte, 
um  das  Gedränge  der  Einlösungslustigen,  welche  ganze  Nächte  yor  dem 
Kassenlokale  yerbrachten,  zu  yermeiden,  schriftliche  Anmeldungen,  sie 
schränkte  die  einzelnen  Summen,    welche  zur  Einlösung  gebracht  wer- 
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den  durften;  auf  700  Gulden  ein.     Alle  Mittel  und  E^ffe  erwiesen  sicli 
erfolglog.      Die  Regierung  sah  ein,    dass  sie  in  kürzester  Frist  ihren 
Baarschatz  bis  zum  letzten  Pfennig  erschöpfen  würde,  ohne  die  Finanz- 
lage zu  verbessern.     Denn  der  Preis  des  Silbers  hob  sich,  der  Cours  dea 
Papiergeldes  scuik  in  dem  Maasse  als  die  Bank  das  Einlösungsgeschäft 
fortsetzte.     Am  1 8.  August  wurde  daher  die  Einlösung  eingestellt,   die 
Aktieneinlagen  (ungefähr  für  3500  Stück)  vorläufig  bei  Banquiers  nie* 
dergelegt  und  täglich  an  der  Börse  für  1 00,000  Silbergulden  Papiergeld 
gekauft.     Der  Finanzplan  vom  1.  Juni  wurde  beseitigt.     Drei  Monate 
brauchte  die  Regierung,  um  neue  Mittel  zur  Hebung  des  unerträglichen 
Zustandes  zu  ersinnen.     Am  29.  October  erschien  ein  neues  Finanzpa- 
tent, durch  welches  eine  freiwillige  Anleihe,  die  sogenannte  Arrosirungs- 
anleihe,    ausgeschrieben  wurde.     Gegen  eine  alte  Schuldverschreibung^ 
von  100  Gulden  erhielt  man,  wenn  man  100  Gulden  Papiergeld  zulegte, 
eine  neue  Obligation  von  100  Gulden,   welche  mit  5^  in  Konventions- 
münze verzinst  wurde.     Nur  langsam  wandte  sich  die  Gunst  des  Volks 
diesem  Plane  zu.     Die  Gourse  fielen  gegen  das  Ende  des  Jahres  bis  auf 
358.     Die  alten  unheimlichen  Gerüchte,  die  Hagierung  werde  abermals 
wie  in  den  Jahren  1806  und  1810  Alles  ungemünzte  Süber  einziehen, 
taucht«  wieder  auf.     Doch  gelang  es  der  Regierung  bis  zum  März  1818 
auf  diesem  Wege  129  Millionen  Papiergeld  einzuziehen,   freilich  aber 
schuf  sie  auch  eine  neue  Staatsschuld  von  120  Millionen  und  vermehrte 
die  jährliche  Zinsenlast  um  6  Millionen.     Sie  liess  es  auch  sonst  an  Be- 
mühungen,   das  Silber  wieder  in  Umlauf  zu  bringen,    nicht  mangeln. 
Die  Erwerbsteuer  musste  von  1817  an  in  klingender  Münze  bezahlt  wer- 
den, ebenso  von  1818  an  alle  Stempelgebühren.    Sie  bezahlte  die  Beam- 
tengehalte vom  Mai  1817  an  zur  Hälfte  und  vom  November  1818  an 
ganz  in  Silber,  zog  dagegen  alle  bisher  geleisteten  Zuschüsse  ein.    Durch 
eine  im  Mai  1818  abgeschlossene  Anleihe   von  50  Millionen,   welche 
35  Millionen  (also  70^)  dem  Staatsschatze  zuführte  und  mit  5^  Eon- 
ventionsmünze  (MetaUiques)  verzinst  wurde,    erwarb  sie  sich  weitere 
Mittel,  die  bereits  um  181  Millionen  verringerte  Summe  des  Papiergeldes 
noch  femer  herabzudrücken  und  dessen  Cours  zu  befestigen. 

Seit  Jahren  an  die  Herrschaft  von  Lug  und  Trug  in  der  Finanz- 
verwaltung gewöhnt,  konnte  sich  das  Oesterreichische  Volk  bei  keiner 
Maassregel  lautere  Motive  wirksam  denken  und  suchte  misstrauisch  über- 
all nach  geheimen  selbstsüchtigen  Nebenzwecken.  Von  solchen  Yor- 
urtheilen  befangen  verlor  die  Öffentliche  Meinung  die  Fähigkeit,  in  den 
Fällen,  wo  ihr  Misstrauen  die  rechte  Fährte  traf,  mit  entschiedenem 
Nachdrucke  aufzutreten.  So  bei  der  endlichen  Verwirklichung  des  Bank- 
projektes, welche,  nachdem  die  Anfangs  so  angeregte  Stimmung  der 
Börsenwelt  sich  beruhigt  hatte,  am  15.  Juli  1817  stattfand.  Die  Zahl 
der  Aktien  wurde   verdoppelt,    der   Betrag   für  jede   auf  die  Hälfte 
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(1000  Golden  Papier  und  100  Ghüden  baar)  herabgesetzt.  Diese  Er- 
leichterang;  der  Umtausch  gegen  2|^proceutige  Obligationen,  was  nach 
den  augenblicklichen  Goursen  einer  Yerzinsung  mit  7  ^  gleichkam,  und 
die  yerlockende  Aussicht  auf  eine  Dividende  yon  mindestens  30  Gulden 
bewirkte  ein  wahres  Zuströmen  von  Einlagen ,  so  dass  vom  1 .  Januar 
bis  Ende  December  1818  die  Zahl  derselben  sich  Ton  5781  auf  22,955 
Termehrte  und  Ende  1819  bereits  50,621  Aktien  eingezahlt  waren.  Die 
fernere  Ausgabe  von  Aktien  wurde  nun  eingestellt,  um  nicht  durch 
einen  iibergrossen  Eonds  zu  schwindelhaiten  Unternehmungen  zu  ver- 
leiten, oder  wie  Andere  meinten,  um  nicht  die  Aktienbesitzer  in  ihrer 
Dividende  zu  verkürzen.  Jedenfalls  hatte  diese  Einstellung  ein  bedeu- 
tendes Steigen  der  Aktiencourse  zur  Folge.  Sie  war  übrigens  nicht  der 
einzige  Yortheil,  welchen  die  Eegierung  den  Bankaktionären  zuwendete. 
Sie  Hess  es  gesohehen,  dass  das  Escomtegeschäft  der  Bank,  wozu  die 
Baareinlage  von  5  Millionen  als  Fonds  dienen  sollte,  zum  ausschliessli- 
chen Nutzen  einzelner  privilegirter  Bankhäuser  ausschlug,  und  der  wohl- 
thätige  Einfluss  der  Bank  auf  die  produktive  Industrie  und  den  Provin- 
zialhandel  sich  kaum  merkKch  äusserte ,  sie  sicherte  der  Bank  in  allen 
Fällen,  auch  wo  dieselbe  durch  eigene  Schuld  in  Verlegenheiten  ge- 
rieth,  ihre  wirksame  Hülfe,  wurde  gleichsam  zum  Mitschuldigen  bei 
ihrem  für  die  Aktionäre  gewinnreichen,  für  den  Nationalwohlstand  we- 
nigstens nicht  nutzbringenden  Gebahren,  versah  sich  aber  auch  von  ihr 
der  gleichen  Dienstwilligkeit.  Ganz  richtig  wurde  die  Nationalbauk  in 
späteren  Jahren  als  eine  Gesellschaft  von  Staatsgläubigern  dcfinirt,  welche 
nebenbei  Bankgeschälte  macht;  die  Yortheile,  welche  den  Besitzern  von 
Bankaktien  gewährt  wurden ,  erwiesen  sich  als  eben  so  viele  Nachtheile 
für  das  Institut,  der  heilsame  Einfluss,  welchen  die  Nationalbank  in 
der  ersten  Zeit  ihrer  Thätigkeit  auf  die  unmittelbare  Befestigung  des 
Staatskredits  übte,  wurde  durch  die  schädlichen  Einwirkungen  auf  die 
Entwickelung  des  Oesterreichischen  Geldwesens  vollständig  wieder  auf- 
gehoben. Es  offenbarte  sich  hier  abermals  die  verhängniss volle  Selbst- 
zufriedenheit mit  augenblicklichen  Erfolgen  auf  Kosten  der  Zukunft,  die 
auch  sonst  in  der  Politik  des  Wiener  Kabinets  wahrgenommen  wird. 
Nach  Vollendung  der  Arrosirung  und  durch  die  Einzahlungen  auf  Bank- 
aktien war  der  Betrag  der  Anticipationsscheine  auf  449  Millionen  her- 
abgesunken, von  welchen  aber  noch  ein  grosser  Theil  in  den  Staatskas- 
sen, in  Fideikommissen  erliegend  (etwa  200  Millionen)  abgezogen  wer- 
den musste.  Mit  ihrer  Verminderung  hielt  auch  die  Stetigkeit  ihres 
Courses  gleichen  Schritt.  "Während  in  firüheren  Jahren  der  Unterschied 
zwischen  den  höchsten  und  niedrigsten  Goursen  in  einem  einzelnen  Mo- 
nate 20  f  und  darüber  betrug,  gleitete  er  in  der  letzten  Zeit  zwischen 
4  und  5^.     Im  Jahre  1819  war  der  höchste  notirte  Cours  251  und  der 
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niedrigste  246.  In  drei  Jahren  1820  bis  1827  wurde  das  alte  Papier- 
.  geld  von  449  Millionen  auf  99  Millionen  herabgebracht ;  und  1841  war 
noch  10,859,328  Gtdden  Papiergeld  zur  Einlösung  übrig.  Aber  es  stei- 
gerte sich  auch  die  Staatsschuld  und  die  jährliche  Zinsenlast.  Die  er- 
stere  sprang  in  den  Jahren  1816 — 1 823  von  739,143,935  auf  904,727,377, 
die  letztere  yon  8,920,325  auf  23,553,200,  der  jährliche  Aufwand  für 
die  Staatsschuld  überhaupt  Ton  12  auf  50  Millionen  und  darüber.  Der 
Glaube  an  die  augenblickliche  EinlÖsbarkeit  der  neuen  Banknoten  gegen 
Silber  verlieh  den  ersteren  unwandelbaren  Werth;  die  Nationalbank,  mit 
den  reichsten  Mitteln  ausgestattet,  schien  die  Gewähr  gegen  jede  Wie- 
derholung der  überstandenen  Krisis  zu  geben,  und  versprach  dem  Un- 
ternehmungsgeist glänzende  Hülfe.  Der  Staatskredit  hatte  sich  geho- 
ben. Auch  unter  den  demüthigsten  Bedingungen  war  der  Begierung  in 
früheren  Jahren  keine  Anleihe  gelungen,  jetzt  wurden  den  Regierungen 
Anleihen  fortwährend  angeboten.  Das  war  aber  kein  Segen  für  Oester- 
reich.  Der  kurze  Schein  der  Blüthe  und  Kraft  wurde  mit  einem  schwer 
heilbaren  Siechthum  bezahlt,  und  durch  die  leichtsinnige  Weise,  wie 
man  die  Pinanznoth  mehr  verhüllte  als  tilgte,  der  Grund  zum  späteren 
Verfalle  des  Staatswesens  gelegt.  Was  als  ein  ausserordentliches  Bet- 
tungsmittel einmal  gelten  durfte,  wurde  als  gewöhnliches  Yerfahren  bei- 
behalten, durch  Anleihen  immer  und  immer  wieder  die  Abgänge  zu  de- 
cken versucht. 

Nach  den  Ereignissen  von  1 830  entschied  sich  das  Kabinet  für  die 
kostspieligste  und  unfruchAarste  Politik  ^  ßir  den  bewaffneten  Frieden. 
Die  plötzliche  Vermehrung  der  Ausgaben  erforderte  aber  ausserordent- 
liche Hülfisquellen,    da  die   gewöhnlichen  Einnahmen  zur  Deckung  bei 
Weitem  nicht  ausreichten  (die  Ausgaben  der  Militärverwaltung  betrugen, 
1830  45,    1831   aber  über  76  Millionen),    und  den  Ertrag  der  Steuern 
durch  eine  Reform  der  Erhebung  zu  steigern ,   die  Regierung  beharrlich 
zurückwies.     Es  blieb  nur  der  Ausweg  neuer  Anleihen  übrig.     Der  zur 
Leitung  der  Pinanzen  berufene  Graf  Elebelsberg  war  ein  staatsmänni- 
scher Dilettant,    so  recht  danach  angethan,  die  Pinanzen  auf  einen  ab- 
schüssigen Pfad  zu  lenken,   und  als  Ende  1834  alle  Hülfsquellen  ver- 
siegt erschienen,  wurde  er  entlassen.    Die  grosse  Masse  des  Volks  wurde 
nicht  durch  neue  Steuern  beschwert,    zur  Mitwirkung,    die  gesteigerten 
Staatsbedürfnisse  zu  decken  nicht  herangezogen.     Das  Zurückschieben 
aller  Sorgen  und  Bedenken  gab  der  Bevölkerung  den  Schein  zuMedenen 
Glücks.     Am  2.  März  1835  starb  Kaiser  Pranz.     Unter  seinem  Nach- 
folger wurde  wesentlich  nichts  gebessert.     Das  Deficit  nahm  zwar  aby 
wozu  wesentlich  die  Reduktion  der  Armee  1835  beitrug.     Aber  die  Bank 
streckte   dem  Staate  30  Millionen  vor.      Ende  1840   hatte    sie   einen 
Münzschatz  von  15,513,949  Ghilden  und  die  Banknotensumme  betrug 
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167,079,390  Gulden.    Dem  Geiste  Kübeoks,  der  1840  Hofkammerpräai- 
dent  wurde  und  dem  der  Charakter  eines  Eeformators  durch  die  öffent- 
liche Meinung,   welche  ihre  Wünsche  gern  yerkörpert  gesehen  hätte, 
förmlich   aufgedrungen   wurde,    blieb    eine    grundsätzliche  Eeform  im 
Steuer-  und  Zollwesen  fem.     Wenn  die  Eegierung  endlich  durch  die 
£r&hrung  über  die  Mängel  des  Prohibitiysystems  belehrt  wurde,    so 
machte  ihr  dieses  eine  Entschliessung  nicht  etwa  leichter,   es  stiegen 
yielmehr  alle  Hindemisse  und  Schwierigkeiten  erst  recht  gross  und  deut- 
lich auf  und  es  mehrte  sich  nur  die  Bathlosigkeit,    wie  die  Aenderung 
durchzuführen  sei,  ohne  dass  irgend  Jemand  sie  merke  und  —  es  blieb 
bei  den  alten  Zuständen.     „Das  alte  Oesterreich  wurde  nicht  gewaltsam 
gebrochen,    es  starb  nach  langem  Siechthum  eines  natürlichen  Todes." 
Völlig  unvorbereitet,  ohne  festen  Plan  und  klares  Ziel,  von  Furcht 
aUein  gepeinigt  und  durch  dieselbe  in  ihrer  Unschlüssigkeit  nur  gestärkt, 
war  die  Eegierung   bei   dem  Ausbruch  der  Februarrevolution.     Alles 
drängte  sich  an  die  Bankkassen  und  verlangte  die  Einlösung  der  Noten. 
Im  Privatverkehr  zögerte  man,   Papiergeld  anzunehmen,    und  die  Vor- 
sichtigen begannen  die  klingende  Münze  zu  sammeln  und  zu  verbergen. 
Man  wusöte,    dass  in  Italien  die  Oesterreichischen  Banknoten  keinen 
Gours  mehr  besassen.     In  Prag  und  in  Wien,   in  Pesth  und  in  Triest 
herrschte  das  gleiche  Misstrauen,    zeigte  sich  die  gleiche  Angst  vor  der 
bestehenden  Entwerthung  der  Banknoten.     Auch  in  Ungarn  hatten  sich 
unheimliche  Gerüchte  über  die  Verhältnisse  der  Nationalbank  verbrei- 
tet.    Das  Silbergeld  verschwand,   die  Banknoten  fanden  nur  mühsam 
Abnehmer.     Der  Baarschatz  der  Nationalbank  sank  plötzlich  von  85 
auf  35  Millionen.     Vergeblich  verbot  die  Eegierung  am  4.  April  1848 
die  Ausfuhr  der  Silbermünze  über  den  Betrag  von  100  Gulden.     Am 
2.  Juni  wurde  den  Banknoten  ein  Zwangscottrs  gegeben,   nachdem  das 
Silbergeld  sich  zu  einer  Handelswaare  umgestaltet,  die  Gewohnheit  zwi- 
schen Silber  und  Banknoten  einen  Werthunterschied  festzuhalten,    sich 
förmlich  eingebürgert  hatte.     Der  Gewinn  der  Bankaktionäre  hatte  in- 
dessen durch  die  revolutionären  Ereignisse  keine  Einbusse  erfahren;  die 
Dividende  für  das  erste  Halbjahr  1848  war  dieselbe  wie  im  ersten  Se- 
mester 1847  — vierzig  Gulden.       Auch   in  Ungarn  wurde  Papiergeld 
ausgegeben,   die  sogenannten  Kossutnoten.     Bis  zum  Schlüsse  des  Jah- 
res 1848  hatte  die  Ungarische  Eegierung  23  Millionen  Gulden  Papier- 
geldnoten ausgegeben.     Die  klingende  Münze  war  seit  den  Märztagen 
1848  aus  dem  Verkehr  verschwunden,    allmälig  der  Mangel  an  einem 
Circulationsmittel  überhaupt  fühlbar  geworden.     Die  Emission  von  Pa- 
piernoten und  zuletzt  sogar  von  papiernem  Eleingeld  bot  hier  wie  in 
den  andern  Oesterreichischen  Provinzen  die  einzig  mögliche  Aushülfe. 
Erst  als  die  sogenannte  Civilregierung  in  Ungarn  ihr  Amt  antrat,   als 
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man  die  langsame  Infiltration  fremder  Elemente  in  das  nationale  Wesen, 
den  gewaltsamen  Brach  mit  den  altgewohnten  Einrichtungen  beobach- 
tete, bildete  sich  die  tiefe  Kluft  zwischen  dem  Ungarischen  Yolkathum 
und  der  Wiener  Eegierung,  loderte  wilder,  oft  unverständiger  Hase  in 
der  Brust  eines  jeden  Magyaren  auf.  Und  wie  in  Ungarn,  so  erging 
es  dem  Ministerium  in  allen  anderen  Provinzen.  Es  bewährte  sich  wie- 
der der  Grundsatz,  dass  die  gewaltthätigste  Regierung  auch  die  theuerste 
ist.  Steuern  wurden  auf  Steuern  gehäuft,  die  direkten  im  Laufe  von 
zehn  Jahren  (1 847  — 1858)  geradezu  verdoppelt,  Anleihen  wurden  zu 
Anleihen  gefügt,  die  Staatsschuld  in  derselben  Zeit  um  eine  Milliarde 
vergrössert.  Man  nahm  seine  Zuflucht  zu  den  seltsamsten,  weitläuftig- 
sten  Spekulationen.  Aber  wie  die  Steuern  und  die  Anleihen  stieg  aach 
regelmässig  das  jährliche  Deficit,  es  sank  der  Wohlstand  des  Volkes,  es 
mehrten  sich  die  Verlegenheiten  der  Begierung^). 

In  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  30.  Aug^ust  1 858  hiess  es:  „Für 
die  Einberufung  und  für  das  Aufhören  des  Umlaufs  der  auf  Konven- 
tionsmünze lautenden  Noten  zu  1000  fl.  wird  der  30.  Juni,  au  100  und 
50  fi.  der  31.  August,  zu  10  fl.  der  31.  August  1859  festgesetzt.  Die 
auf  Konventionsmünze  lautenden  Noten  zu  5 ,  2  und  1  fl.  sind  von  nun 
ab  mit  thunlichster  Beschleunigung  auf  den  Betrag  von  höchstens 
1 00  Millionen  Gnlden  herabzumindern.  Der  Zeitpunkt,  in  welchem  sie 
einzuberufen  und  gänzlich  aus  dem  Umlauf  zu  ziehen  sind,  wird  nach- 
träglich festgestellt  werden.'^  Unterm  20.  September  1865  erliess  der 
Kaiser  ein  Manifest  und  ein  Patent,  wodurch  die  Wirksamkeit  des 
Grundgesetzes  über  die  Beichsvertretung  „sistirt"  wurde,  und  aus  Wien 
schrieb  man  am  11.  April  1866:  „Dass  die  Situation  in  der  That  sehr 
ernst  geworden  ist,  mögen  Sie  aus  dem  Umstand  entnehmen,  dass  die 
heutige  Oesterreichische  Zeitung  die  Emission  von  Staatsnoten  zur  De- 
ckung der  Kriegsbedürfhisse  als  möglichen  Fall  bespricht  und  dabei  an 
den  Patriotismus  des  Volkes  appellirt.  Das  ist  sehr  bedenklich.  So 
oft  man  unsem  Patriotismus  anruft,  müssen  wir  bluten."  Demnächst 
verordnete  ein  Gesetz  vom  5.  Mai  die  Ausgabe  von  Staatsnoten  zu  1  fl. 
und  zu  5  fl.  bis  zum  Betrage  von  150  Mill.  Gulden  und  ein  Gesetz  vom 
25.  ej.  gestattete  die  Ausgabe  von  Münzscheinen  zu  10  Kreuzer  —  d.  h. 
also  Papiergeld  zum  Nominalwerth  von  2  Silbergroschen!  In  der  Sit- 
zung des  Abgeordnetenhauses  vom  24.  März  1868  sagte  der  Finanzmi- 
nister BrestI,  dass  eine  Vermehrung  der  Staatsnoten  ohne  Ge£EÜir  für 
den  Geldverkehr  nicht  möglich  sei ,  setzte  aber  hinzu :  Die  Lage  von 
Europa  ist  keine  vollständig  beruhigende  und  wenn  man  auch  nicht  on- 

1)  J^nrmger,  Geschichte  Oesterreichs.  Bd.  I.  S.  139  —  197.  807  —  816.  438  — 
440.  451—464.  555.  596.  Bd.  IL  S.  165.  167.  249  —  251.  392.  708.  709. 
771.  772. 
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mittelbar  einen  Krieg  besorgen  kann,  so  dürfte  doch  die  Nothwendig- 
keit  einer  Hill täraofstellnng  eintreten  and  man  muss' daher  vorzugsweise 
darauf  Bedacht  nehmen,  dass,  falls  ein  derartiges  Ereigniss  und  Geld«- 
bedürfiUBs  eintreten  würde,  und  wie  wir  es  leider  im  Jahre  1866  gese- 
hen haben ,  kein  anderes  Mittel  übrig  bleiben  würde,  man  zur  Vermeh- 
rung der  Staatsnoten  greifen  müsste,  es  jetzt  nicht  klug  und  yorsichtig 
wäre,  diesen  letzten  Nothbehelf  zu  erschöpfen.  —  Also,  obgleich  der 
Krieg  Ton  1866  trotz  der  Yermehrung  der  Staatsnoten  für  Oesterreich 
unglücklich  war,  wollte  der  Pinanzminister  bei  einem  neuen  Kriege  das 
Papiergeld  noch  yennehren!  Mitte  Juni  1871  waren  in  Beriin  notirt 
Wechsel  auf  Wien,  Oesterreichische  Wahrung,  1 50  Qulden  8  Tage,  mit 
82,  2  Monat  mit  81-|,  und  Oesterreichische  Banknoten  mit  80|-  Thaler. 
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In  den  Jahren  1805  und  1806,  wo  die  Preussische  Begierung 
manche  ausserordentliche  Ausgabe  yoraussah,  bemühte  sie  sich,  durch 
einzelne  Anleihen  eine  bedeutende  Summe  zur  Bisposition  zu  erhalten, 
die  später  durch  Ersparungen  wieder  gedeckt  werden  sollte.  Man  brachte 
so  beinahe  2  Millionen  zusammen,  die  als  Bealisationsfonds  für  die  Tre- 
sorsckeine^)  dienen  sollten.  Durch  die  Verordnung  yom  4.  Februar 
1 806  wurde  nämlich  ein  Papiergeld  unter  dem  Namen  yon  Tresorschei- 
nen eingeführt.  Dieselben  sollten  ähnlich  wie  die  schon  yorhandenen 
Banknoten  (S,  394)  umlaufen  und  bei  den  Bankocomtoirs,  sowie  bei  dem 
Seehandlungscomtoir  in  Warschau  gegen  haar  umgesetzt  werden  kön- 
nen. Bei  allen  Zahlungen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Verbindlichkeit 
dazu  yor  oder  nach  dieser  Verordnung  entstanden  sei ,  ob  die  Zahlung 
aus  einer  oder  an  eine  Königiicke  Kasse  zu  leisten  sei,  oder  unter  Pri- 
yatpersonen  stattfinde ,  sollte  es  dem  Zahler  freistehen ,  das ,  was  er  in 
Silberconrant  abzutragen  hat,  in  Tresorscheinen  zu  berichtigen  —  je- 
doch mit  einigen  Ausnahmen.  Bei  den  Zahlungen  in  Silbergeld  an  Kö- 
nigliche Kassen  sollte,  soweit  die  Theilbarkeit  der  Summe  es  erlaubt, 
der  yierte  Theil  in  Tresorscheinen  gezahlt,  und  dieser  auch  nicht  an- 
ders yon  den  Kassen  angenommen  werden.  Es  wurden  Tresorscheine 
zu  5,  50,  100  und  250  Thlr.  ausgegeben,  und  4  Mill.  Thaler  waren  da- 
yon  in  Umlauf  gesetzt,  als  das  Eindringen  der  Französischen  Armeen 
im  Oktober  1 806  die  Aufhebung  der  Bealisationskassen  bewirkte.  Noch 
yor  Ablauf  des  Jahres  waren  sie  schon  etwas  unter  den  Nominalwerth 
gesunken,*  obgleich  die  Französischen  Behörden,  und  namentlich  die 
damalige  Kommunalyerwaltungsbehörde  in  Berlin ,   Gomit^  administraüf 
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genannt,  bekannt  machte,  dass  die  Tresorscheine,  wie  die  Banknoten, 
auch  in  öffentlichen  wie  in  Pnyatzahliingen  gleich  dem  Silbercoorant 
unweigerlich  angenommen  werden  sollten.  Uebrigens  kamen  damals 
auch  richterliche  Entscheidungen  yor,  worin  auagesprochen  wurde,  daas 
die  Tresorscheine  zwangsweise  in  Zahlung  genommen  werden  mÜBs- 
ten.  Nach  einer  Bekanntmachung  yom  29.  Oktober  1807  sollten  bei 
Zahlungen  aus  den  Staatskassen  die  Tresorscheine,  wo  die  Summe  5  Thlr. 
oder  mehr  beträgt,  nach  dem  Course  derselben  unweigerlich  angenom- 
men werden.  Demgemäss  wurde  der  Gours  durchschnittlich  ermittelt 
und  als  Normalcours  bekannt,  gemacht.  Dies  geschah  yom  1.  Dezember 
1807  bis  28.  Februar  1809.  Der  erste  und  der  letzte  Normalcours  in 
Königsberg  war  66,  der  höchste  war  71  am  14.  Dezember  1808,  und 
der  niedrigste  war  27  im  Juli  1808.  Am  18.  Noyember  ej.  wurden  die 
Königlichen  Kassen  in  Berlin  der  Freussischen  Verwaltung  zurückgege- 
ben. Bei  einer  Anleihe  .yon  200,000  Thlr.,  welche  die  Stadt  Berlin 
durch  das  Schicklersche  Handelshaus  am  21.  ej.  ankündigte,  wurde  yer- 
sprechen,  dass  die  Hälfte  der  gebrachten  Beiträge  in  Tresorscheinen, 
nach  dem  Nennwerthe  angenommen  und  nach  Verlauf  yon  1 2  Monaten 
ganz  in  baarem  Courant  mit  5  ^  Zinsen  zurückgezahlt  werden  sollte ; 
diese  Anleihe  war  schon  am  28.  Dezember  yollständig  und  es  wurde  eine 
neue  zu  derselben  Höhe  und  unter  denselben  Bedingungen  angekündigt^ 
deren  Bückzahlungstermin  aber  erst  nach  18  Monaten  bestimmt  war. 

Im  Jahre  1809  bestimmte  eine  Verordnung  yom  11.  Februar,  dass 
der,  welcher  20  Thlr.  an  Abgaben  zu  zahlen  hatte,  \  dayon  in  Tresor- 
scheinen  nach  dem  Nennwerth  zahlen  konnte  und  musste.  Femer 
wurde  durch  die  Verordnung  yom  4.  Dezember  die  Anwendbarkeit  der 
Tresorscheine  bedeutend  erweitert,  indem  für  etwas  über  2  MilL  Thaler 
kleinere  Scheine  der  Art  yon  1  Thlr.  geschaffen  und  dagegen  eben  so 
yiel  grössere  yernichtet  wurden.  Zu  fortdauernder  Eealisirung  und  Um- 
tauschung dieser  Thalerscheine  wurden  Einlösungskomtoire  in  Berlin, 
Königsberg  und  Breslau  errichtet,  welche  sie  schon  yom  15.  Februar 
1810  an  unweigerlich  annahmen  und  Silbercourant  dafür  gaben.  Es 
wurde  auch  die  Einwechslung  der  Scheine  über  50,  100  und  250  Thlr. 
gegen  FünfthaLerscheine  gestattet.  Im  Jahre  1810  wurden  für  2  Mil- 
lionen alte  Tresorscheine  yerbrannt  und  im  Jahre  1811  unterlag  ihr 
Cours  nur  geringen  Schwankungen.  Die  am  24.  Mai  1812  ausgeschrie- 
bene Vermögens-  und  Einkommensteuer  (S.  525)  führte  zu  einer  neuen 
Art  yon  Tresorscheinen,  den  gestempelten,  Wegen  der  Forderungen 
der  Französischen  Armeen  brauchte  man  schleunig  bedeutende  Zahlungs- 
mittel. Diese  schaffte  man  dadurch,  dass  man,  neben  der  Anfertigung 
yon  sogenannten  Fermögenssteueranweisungen  auf  die  Summen  yon  5000, 
4000,  3000,  2000,  1000  und  500  Thlr.,  Tresorscheine  yon  250,  100, 
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50  and  5  Thlr. ,  die  noch  in  den  Elassen  vorräthig  waren ,  als  Anwei- 
sungen auf  die  durch  die  neue  Steuer  zu  erwartende  Einnahmen  stem- 
pelte und  ihnen  dadurch  einen  Zwangscours  zu  verschaffen  suchte,  dass 
jeder  Inhaber  solchen  Papiers  berechtigt  wurde,  es  bei  der  Yermögens- 
und  Einkommensteuer  als  baares  Geld  anzugeben.  Sie  sollten  bei  Ent- 
richtung der  gewöhnlichen  QefaUe  nicht  in  Zahlung  angenommen ,  aber,, 
wenn  diese  Steuer  yollendet  sei,  und  sich  noch  dergleichen  gestempelte 
Tresorscheine  im  Umlauf  befänden ,  dem  haaren  Gelde  gleich  geachtet 
werden.  Es  wurden  im  Ganzen  für  944,685  Thlr.  auf  diese  Art  zu 
Steueranweisungen  gestempelt. 

Das  Edikt  yom  19.  Januar  1813  stellte  die  Verordnung  vom  4.  Fe- 
bruar 1806  in  dem  Maasse  her,  dass  die  Tresorscheine  im  inneren  Ver- 
kehr und  zu  jeder  in  Silbergeld  zu  leistenden  Zahlung  dem  haaren  Gelde 
gleich  geachtet  werden  sollten,  so  dass  alle  Zahlungen  in  Silbergeld,  so- 
wohl in  Öffentliche  Eiassen  als  aus  denselben  und  im  Priyatyerkehr  in 
Tresorscheinen  bestritten  werden  könnten ,  nur  mit  Ausnahme  der  Zins- 
zahlungen auf  die  auswärtigen  Staatsanleihen ,  der  Zahlungen  aus  Wech- 
seln und  kaufinännischen  Anweisungen  und  der  Zahlungen  an  die  Salz- 
kassen. Wer,  die  genannten  Eälle  und  solche  Schuldzahlungen  ausge- 
nommen ,  die  yertragsmässig  auf  baares  Silbergeld  lauten ,  sich  weigern 
würde,  Tresorscheine  statt  Silbergeld  anzunehmen,  war  mit  einer  Geld- 
busse Ton  500  bis  1000  Thlr.  oder  einem  6-  bis  12monatlichenGefang- 
niss  bedroht.  Die  Verpflichtung ,  ^  der  Abgaben  in  Tresorscheinen  zu 
zahlen,  hörte  auf,  und  es  sollte  dem  Zahlungspflichtigen  freistehen,  so 
yiel  Tresorscheine  zu  zahlen  als  er  wollte.  Die  Summe  der  zum  öffent- 
lichen Umlauf  bestimmten  Tresorscheine  wurde  auf  10  Millionen  be- 
schränkt „und  Wir  versprechen,  dass  über  diesen  Betrag  nicht  hinaus- 
gegangen werden  soll.*'  Die  Thalerscheine  sind  in  diesen  10  Millionen 
begriffen.  Sie  soUten  aber  nur  bis  zum  15.  Eebruar  gegen  baares  Geld 
ausgetauscht  und  dann  die  Realisationskomtöire  geschlossen  werden. 
Die  gestempelten  Tresorscheine  waren  unter  den  10  Millionen  nicht  be- 
griffen, indem  sie  Anweisungen  auf  die  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuer waren,  die  aus  dem  Ertrage  dieser  Steuer  besonders  eingelöst  und 
vernichtet  werden  sollten,  obgleich  sie  auch  in  allen  Kassen  als  baares 
Geld  angenommen  werden  mussten.  lieber  die  bisherige  Cirkulation 
der  Tresorscheine  gab  das  Edikt  folgende  Auskunft:  Auf  den  Grund 
der  Verordnung  vom  4.  Februar  1 806  waren  Tresor- 
scheine verfertigt Thlr.    9,093,210 

Nach  der  Verordnung  vom  4.  Dezember  1 809  an  Thaler- 

soheineu -       2,000,000 

zusammen  Thlr.  11,09  3,2~1Ö 
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TraoLsport  Thlr.  11,093,210 
Dayon  sind  gegen  Thalersoheine  ein- 
gezogen und  Ternichtet   ....  Thlr.  2,000,000 
umgestempelt  nach  der  Verordnung  vom 

24.  Mai  1812     .     .     .     .     .     .     .      -     1,000,000  Thlr.    3,000,000 

Es  befinden  sich  daher  noch     .     .     v Thlr.    8,093,210 

Tresor-  und  Thalerscheine  theils  in  den  Staatskassen,  theils  im  Öffent- 
lichen Umlauf,  und  zwar  betrug  der  Antheil,  der  im  Dezember  1812 
im  öffentlichen  Umlauf  war,  doch  nicht  mehr  als  731,625  Thlr.  Die 
Verordnung  vom  5.  März  1813  hob  den  Zwangscours  der  Tresorseheine 
auf  und  bestimmte,  dass  nicht  mehr  Tresor-  und  Thalerscheine  als  die 
jetzt  wirklich  yorhandenen  8,093,210  Thlr.  in  Umlauf  gebracht,  dass 
diese  nur  als  Steueranweisungen  betrachtet  und  durch  die  aufs  Neue 
ausgeschriebene  Vermögens-  und  Einkommensteuer  eingezogen  und  yer- 
nichtet ;  und  dass  sie  in  den  Staatskassen  nach  dem  Nennwerth  ange- 
nommen werden  sollten :  auf  die  Vermögens  -  und  Einkommenateuer ,  auf 
die  Grundsteuer,  die  Gewerbesteuer  und  die  Luxussteuer  zum  dritten 
Theile,  und  bei  dem  Verkauf  yon  Domänen,  insofern  diese  för  baares 
Geld  ausgeboten  werden.  Nach  dem  Nennwerth  sollten  sie  ausgegeben 
werden  auf  alle  Naturallieferungen ,  die  zur  Verpfl^^ng  der  yaterian- 
dischen  Truppen  dienen  und  wo  der  Preis  nach  bestimmten  Grundsätzen 
festgestellt  werden  sdlte ,  und  dann  auf  die  Gehalte  und  Pensionen,  die 
über  400  Thlr.  jährlich  betragen,  mit  einem  Viertel  des  Betrages. 

Im  Jahre  1814  wurde  durch  ein  Edikt  yom  7.  September  die  zur 
allmäligen  Vernunderung  der  Tresorscheine  früher  angekündigte,  aber 
noch  nicht  zur  Ausfuhrung  gekommene  zweite  Vermögens  -  und  Einkom- 
mensteuer ganz  erlassen  und  bestimmt,  dass  es  nur  in  Hinsicht  auf  die 
gestempelten  Tresorscheine  bei  den  yorher  angegebenen  Bestimmungen 
bleiben  sollte ,  die  übrigen  Tresorscheine  sollten  nach  ihrem  Nennwerth 
in  den  Staatskassen  angenommen  werden:  1)  Bei  dem  Verkauf  der. Do- 
mänen, nach  den  Bestimmungen  yom  5.  März  1813.  2}  Bei  den  Grund- 
steuern in  allen  Proyinzen  rechts  des  Rheins,  mit  einem  Drittel  des 
jährlichen  Betrages.  Dies  Drittel  muss  in  Tresoraeheinen  erlegt  wer- 
den, wenn  der  Jahresbetrag  wenigstens  24  Thlr.  beträgt.  3)  Bei  der 
Gewerbesteuer  ganz  nach  den  Bestimmungen  wie  bei  der  Grundsteuer, 
doch  war  hier  der  halbjährige  Steuerbetrag  yon  9  Thlr.  zum  Grunde  ge- 
legt. 4)  Ebenso  musste  ein  Drittel  der  Personensteuer  yon  jeder  ein- 
zelnen Kommune  in  den  Proyinzen  rechts  der  Elbe  für  jeden  Entrich- 
tungstermin  in  Tresorscheinen  gezahlt  werden.  5)  Alle  Bückstande  an 
Grund-  und  Gewerbesteuern  aus  der  Perlode  bis  Endje  Hai  1814,  aus 
alieii  Proyinzen  des  Staats  konnten  ganz  in  Tresorscheinen  gezahlt  wer- 
den.    6)  Dasselbe  gilt  yon  den  Bückständen  der  Personensteuer  yon 
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den  einzelnen  Kommunen  in  den  Provinzen  reohts  der  Elbe.  7)  Bei 
Abtragung  der  rückständigen  Erb-  und  Zeitpächte,  insofern  sie  nicht 
baare  Domäneugefalle  betreffen,  wurde  in  den  Fronnzen  rechts  der  Elbe 
nur  ein  Drittel  des  gesammten  Bückstandes  in  Tresorscheinen  angenom- 
men; in  den  übrigen  Froyinzen  rechts  des  Eheins  konnte  aber  der 
ganze  Betrag  solcher  Rückstände  in  Tresorscheinen  gezahlt  werden. 
Um  die  Tresor-  und  Thalerscheine  nach  und  nach  aus  dem  Umlauf  zu 
bringen,  sollten  nach  diesem  Edikt  noch  im  Lauf  des  Jahres  1814  da- 
von 1,500,000  Thlr.  und  vom  Jahre  1815  ind.  an  jährlich  wenigstens 
800,000  Thlr,  yemichtet  werden. 

Nach  der  Verordnung  vom  1.  März  1815  sollten  vom  1.  Mai  an 
die  Tresor-  und  Thalerscheine  bei  allen  Unsern  Kassen  in  TJnsem  ge- 
sammten Staaten  mit  Inbegriff  sämmÜicher  wieder  vereinigter  oder  er- 
worbener Provinzen,  gleich  dem  Silbercourant,  unweigerlich  in  Zah- 
lung angenommen  werden.  Die  in  dem  Edikt  vom  7.  September  1814 
ausgesprochene  Verpflichtung  der  Zahlenden,  bei  der  Grund-,  Perso- 
nen- und  Gewerbesteuer  ein  Drittel  in  diesen  Scheinen  zu  bezahlen, 
wurde  auf  die  Hälfte  festgesetzt  Vom  1.  Mai  1815  sollte  jede  Staats- 
kasse die  von  ihr  in  Silbergeld  zu  zahlenden  Summen  auch  ganz  oder 
theilweise  in  Tresorscheinen  zu  zahlen  berechtigt,  und  die  Empfanger 
sie  für  voll  anzunehmen  verpflichtet  sein ;  wo  indessen  auf  Grund  schrift- 
licher Verträge  eine  bestimmte  Species  des  Silbergeldes  angegeben  sei, 
solle  auch  keine  Staatskasse  in  Tresorscheinen  zahlen ;  namentlich  dür- 
fen alle  Staatsanleihen  im  In-  und  Auslande  nicht  mit  solchen  Papie- 
ren gezahlt  werden.  Auf  den  Privatverkehr  hatten  diese  Bestimmun- 
gen keinen  Bezug.  Durch  die  Verordnung  vom  7.  April  ej.  wurde  die 
Verpflichtung  der  Steuerzahler,  die  Hälfte  der  Grund-,  Personen-  und 
Gewerbesteuer  in  Tresorscheinen  zu  .zahlen,  auf  alle  knrrente  Steuern, 
die  in  Silbercourant  zu  zahlen,  ausgedehnt  und  ein  Strafagio  von  2  Ggr. 
von)  Thaler  festgesetzt,  wenn  diese  Papiere  nicht  in  der  bestimmten 
Quantität  gezahlt  werden  sollten. 

In  Polge  des  Edikts  vom  7.  September  1814  waren  pro  1814 
1,500,000  Thlr.  und  pro  1815  800,000  Thlr.  Tresorscheine  vernichtet 
worden.  Das  war  aber  die  letzte  Quantität,  welche  auf  diese  Art  aus 
dem  Umlaufe  gebracht  wurde.  Zwar  wurden  am  10.  Juli  1816  noch 
für  500,000  Thlr.  Tresorscheine  und  Sächsische  Eassenbillets  verbrannt, 
doch  scheint  dies  nicht  in  Bezug  auf  die  Bestimmungen  des  Edikts  vom 
7.  September  1814  geschehen  zu  sein.  Am  1 5.  Juni  1815  wurden  die  zur 
Fabrikation  der  Tresorscheine  gedienten  Platten  und  die  übrigen  Ge- 
räthschaften  auf  der  Münze  von  Berlin  eingeschmolzen  und  verbrannt. 
Der  Cours  der  Tresorscheine  war  notirt  im  Jahre 
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1807  26.  Juni      .     . 

82} 

8.  Juli       .     . 

93} 

5.  August 

83 

4.  December 

66 

1808  22.  Juni      .     . 

27 

2.  December 

74} 

1809  17.  Juli       .     . 

31} 

20.  December 

76 

1810  28.  M&rz     .     . 

^^ 

9.  Kovember 

91} 

1813 


91} 

1813  23.  August     . 

3«} 

80} 

1.  September 

46 

90 

27.  October    . 

50^ 

61 

1814  U.Januar      . 

4»} 

38} 

18.  November 

89 

60 

1815  17.  Mfirz   .     . 

91} 

58 

3.  April  .     . 

62 

47 

18.  October   . 

95^ 

41} 

20.  December 

99| 

38 

1816     2.  Januar 

99 

24 

13.       - 

100 

1806  Ende  December  94}       1811  29.  Mai    .     . 

25.  September  80} 
1812  25.  März 

29.  Mai    .     . 
20.  Juli    .     . 

8.  Januar    . 
22. 

12.  März 
14.  April 

3.  Mai 
18.  Juni  .     . 

Yom  16.  Januar  1816  bis  Ende  1818  war  der  Coors  fortwährend  zu 
99^  und  von  da  ab  100  notirt. 

Am  1.  August  1815  kündigte  sich  ein  Friyatrealisationskomptoir 
in  Berlin  an,  welches  sich  verpflichtete,  vom  8.  August  an  die  ihm  ab- 
zugebenden Tresor-  und  Thalerscheine  gegen  klingend  Gourant  zu  95  ^ 
in  vollen  Summen  und  die  einzelnen  Thalerscheine  in  Summen  unter 
5  Thlr.  zu  22  Ggr.  6  Pfennig  einzutauschen,  auch  Tresor-  und  Thaler- 
scheine gegen  klingend  Gourant  zum  iN'ennwerth  zu  verkaufen.  Der  Fi- 
nanzminister machte  darauf  am  2.  August  bekannt,  dass  mehrere  der 
Berliner  angesehensten  Handelshäuser  dies  Komtoir  errichtet  hätten  und 
dass  diese  Eintauschung  mit  5  ^  Yerlust  in  den  Bestimmungen  nichts 
ändern ,  dass  sie  in  den  Königlichen  Kassen  in  allen  Zahlungen  für  voll 
angenommen  werden,  und  dass  sie  zum  Theil  zwangsweise  gezahlt  wer- 
den müssten;  auch  solle,  sobald  die  Verminderung  der  Kriegsausgaben 
es  gestatte ,  diese  Kasse  die  Scheine  für  voU  annehmen  und  realisiren. 
Die  Regierung  hatte  mit  diesen  Handelshäusern  einen  Vertrag  abge- 
schlossen, der  die  Unternehmer  dieser  Anstalt  gegen  Verlust  sicherte, 
und  da  man  schon  Mitte  October  die  Tresorscheine  an  der  Börse  theu- 
rer  verkaufen  konnte,  als  dies  Komtoir  dafür  zu  zahlen  versprach,  so 
kam  dessen  Wirksamkeit  bald  zum  Stillstande,  bis  es  am  13.  Januar 
1816  bekannt  machte,  dass  nun  die  Tresor-  und  Thalerscheine -ge- 
gen klingend  Gourant  al  pari  eingetauscht  werden  sollten,  auch  dass 
man  dort  dergleichen  Scheine  gegen  Gourant  mit  1  %  Agio,  jedoch  nur 
in  Quantitäten  von  25  Thlr.  und  darüber  erhalten  könne.  Diese  Be- 
kanntmachung wurde  von  dem  Einanzminister  am  1  Eebruar  in  dersel- 
ben Eorm  wie  die  erste  bestätigt. 

Am  10.  Mai  1809  hatte  mein  Vater  (S.  580)  einen  Vorschlag  zu 
einem  Eealisations - Gomptoir  für  Tresorscheine,  bloss  für  Berlin,  ge- 
macht 1).  Hierauf  bezügliche  Schreiben  von  Altenstein,  Vincke,  L'Ab- 
baye,  Kunth,  W.  G.  Benecke,  J.  J.  Brüstlein  aus  dem  Jahre  1809  sind 


1)  Abgedruckt   im   zweiten  Heft  der  Annalen  der  Politik,    herausgegeben  von 
TK  Schmalz,  Bd.  I.    Berlin  1811.    S.  126  —  131. 
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noch  Yorhanden.  Aas  dem  Projekt  scheint  aber  damals  nichts  gewor- 
den zu.  sein.  Femer  überreichte  mein  Yater  am  25.  Juni  1815  dem  Fi- 
nanzminister von  Bülow  einen  auf  die  Tresorscheine  bezüglichen  Auf- 
satz, welchen  ich  nach  einem  noch  vorhandenen  Concept  so  gut  es  geht, 
um  so  mehr  hier  folgen  lasse,  als  auch  in  neuester  Zeit  ab  und  zu 
immer  noch  Vertheidig^r  und  Entschuldiger  von  Papiergeld  auftreten, 
überdies  wenigen  der  jetzt  Lebenden  durch  eigene  Erfahrung  eine  deut- 
liche Yorstellung  von  den  ganz  unberechenbar  grossen  Verlusten  bei- 
wohnt, welche  die  Tresorscheine  dem  Preussischen  Yolke  gebracht  ha- 
ben. Und  das  Papiergeld  des  Preussischen  Staats  ist  ja  auch  heute 
noch  nicht  eingelöst  —  es  giebt  jetzt  sogar  mehr  als  1815! 

„Die  neuesten  Verfügungen  dos  Staats  in  Betreff  der  Tresorscheine 
zeigen  offenbar  den  redlichsten  Willen,  nicht  nur  den  XJnterthanen  die 
im  Besitz  dieser  Papiere  sind ,  für  voll  gerechnet  zu  werden ,  sondern 
auch  für  die  Zukunft  jedem  unglücklichen  Ereigniss  entgegen  zu  arbei- 
ten, wodurch  aus  diesem  Staatspapier  —  denn  Papiergeld  ist  es  nicht 
und  kann  es  jetzt  wohl  nie  werden  —  Verlust  für  das  Publikum  ent- 
stehen könnte.  Der  König,  den  nicht  nur  jeder  XJnterthan,  sondern 
auch  ganz  Europa  für  den  redlichsten  Mann  anerkennt,  hat  feierlich 
sein  königliches  Wort  gegeben,  dass  er  weder  die  Summe  der  Tresor- 
scheine  vermehren,  noch  irgend  ein  neues  Papiergeld  kreiren  wolle. 
Eben  so  feierlich  hat  er  durch  sein  königliches  Wort  es  bestätigt,  dass 
nicht  mehr  als  die  bekanntgemachte  Summe  Tresorscheine  vorhanden 
sei.  Nach  diesen  unbezweifelten  Sätzen  und  den  öffentlichen  Tresor- 
Bcheinvemichtungen  geht  deutlich  hervor,  dass  jetzt  nicht  mehr  als 
höchstens  etwa  6,400,000  Thlr.  Tresorscheine  vorhanden  sein  können. 
Hierzu  kam  schon  im  Edikt  vom  7.  September  1814  die  Gewissheit,  dass 
jährlich  wenigstens  für  800,000  Thlr.  vernichtet  werden  müssen,  so 
dass  im  Jahre  1822  alle  Tresorscheine  weggeschafft  sein  müssten. 

Es  war  indess  doch  natürlich,  dass  diese  Verfügung  die  Tresor- 
scheine nicht  auf  pari  bringen  konnte.  Der  Inhaber  derselben  konnte, 
wenn  er  richtig  rechnete,  eine  unzinsbare  Staatsschuld,  die  nur  ziun 
achten  Theil  jährlich  getilgt  wurde,  unmöglich  al  pari  rechnen.  Der 
Zinsfuss  im  Verkehr  war  5  bis  6^,  bei  Staatspapieren  höher.  Eine 
Rechnung  ergab  also,  dass  sein  Kapital  in  Tresorscheinen  etwa  70^ 
werth  war.  Dann  durfte  er  nicht  einmal  eine  Assekuranz  dafür  abzie- 
hen, dass  TJnglücksfölle  des  Staats  die  alljährige  Vernichtung  von 
800,000  Thlr.  aufschieben  könnten.  Hiernach  hätte  sich  der  Tresor- 
schein cours  an  den  Börsen  für  den  Augenblick  nicht  höher  als  70  fest- 
stellen können.  —  Dem  ^Nachdenkenden  kann  es  nicht  entgehen,  dass 
alle  Fondscourse  nicht  aus  Willkühr  oder  gar  sogenanntem  Wucher  ent- 
stehen^   sondern  dass  sie  den  Regeln  des  veränderlichen  Zins&sses  und 


654  VIERTES  KAPITEL.     STAATSSCHÜT^DEN. 

der  Assekuranz-,  Hoffnung-  und  Furchtberechnung,  folgen.  Häufig  las- 
sen sich  die  Regeln  des  Steigens  und  Fallens  der  Course  in  Zahlen  be- 
rechnen ,  oft  sind  indess  mitwirkende  Ursachen  weniger  bekannt.  Vor 
einigen  Jahren  wurde  eine  solche  Berechnung  angelegt  und  dem  Mini- 
ster des  Innern,  Ghrafen  y.  Dohna,  übergeben,  welche  eine  völlige 
üebereinstimmung  fast  aller  rerschiedenen  Course  der  wichtigsten  Fonds 
mit  dem  dama]igen  Zinsfuss  bewies.  Die  erweiterte  Anwendbarkeit  die- 
ser Papiere  zu  Zahlungen  in  mehreren  und  hernach  in  fast  allen  Kassen 
änderte  aber  diesen  Cours  auf  eine  so  günstige  Weise,  dass  solche  eine 
Zeitlang  sich  auf  90  zu  halten  schienen.  Wahrscheinlich  hat  der  Staat 
sich  mit  grosser  Vorsicht  bei  Ausgabe  derselben  vor  Üebermaass  gehütet, 
wenn  überhaupt  einige  wieder  ausgegeben  sein  sollten.  Hieraus  folgt 
aber  nothwendig,  dass  die  Tresorscheine  sich  in  den  Kassen  anhäufea 
müssen,  ein  in  den  jetzigen  Zeiten  des  starken  Qeldbedür&isses  des 
Staats  bedenklicher  Umstand.  Will  der  Staat  wiederum  Tresorscheine 
ausgeben,  so  dürfte  der  Cours  leicht  wieder  fallen  und  sich  im  Verhält- 
niss  des  Bedarfs  und  der  ausgegebenen  Summe  dem  natürlichen  Course 
nähern.  Wenn  indess  auch  wirklich  der  Cours  von  90  fortdauert,  so 
wird  der  Staat,  da  er  Tresorscheine  al  pari  annimmt,  doch  immer  10  f 
auf  alle  Zahlungen,  die  er  leistet,  yerlieren;  dieser  Verlust  bleibt  der- 
selbe, wenn  auch  Gesetze  die  Annahme  al  pari  den  Lieferanten  Tor- 
schreiben  oder  Officianten  damit  al  pari  bezahlt  werden.  XJebor  90 
können  indess  die  Tresorscheine  nicht  wohl  steigen ,  so  lange  damit  ge* 
handelt  werden  muss,  da  sie  keine  Zinsen  tragen  und  keine  Münze  sind, 
die  im  Verkehr  gebraucht  wird,  also  nur  den  Gebrauch  zur  Kassenquote 
haben,  eine  im  Verhältniss  aller  übrigen  Zahlungen  im  Staate  höchst 
unbedeutende,  fut  in  nichts  verschwindende  Anwendung.  —  Mit  der 
Scheidemünze  vor  dem  Kriege  darf  man  sie  nicht  yergleichen,  diese 
hatte  doch  einigen  reellen  Werth  in  sich ;  auch  war  sie  allgemeines  Zahl- 
mitte], darum  bedurfte  sie  keiner  Differenz  yon  10^  gegen  den  offi- 
ciellen  Werth.  Unglückliche  Ereignisse  brachten  sie  auch  auf  den  wirk- 
lichen Metallwerth,  der  den  Inhaber  Tor  ferneren  Verlust  durch  den, 
bei  den  Tresorscheinen  nicht  anwendbaren,  Sohmelztigel  sicherte. 

Hätte  der  Staat  alle  Tresorscheine  al  pari  eingenommen  und  gäbe 
nun  eine  Summe  an  Lieferanten  oder  Ofücianten  wieder  aus,  die  doch 
auch  mehr  als  Steuern  zu  zahlen  haben,  so  müssen  diese  den  grossten 
Theil  dieser  Papiere  verkaufen;  glücklich  sind  sie,  wenn  sie  in  der 
Nähe  der  grossten  Börse  des  Staats  sind,  wo  alle  Aufträge  aus  der  gan- 
zen Monarchie  sich  hin  wenden.  Die  Käufer  dieser  Börse  können  in 
der  Regel  —  einzelne  ausserordentHohe  Fälle  wider  die  Eegel  beweisen 
nichts  —  nur  kaufen,  um  mit  einigem  Vortheil  wieder  zu  verkaufen. 
Ehe  sie  aber  Vortheil  haben,    müssen  sie  berechnen,    dass  es  1)  mög- 
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lieh  ist,  dass  ihre  Tresorscheine  eine  Zeitlang  auf  einen  Käufer,  der 
Steuern  zu  zahlen  hat,  warten  und  also  liegen  bleiben,  wobei  sie  Zin- 
sen verlieren;  2)  dass  der  hohe  Cours  von  90  fallen  kann,  sie  also  den 
möglichen  Schaden  durch  einen  möglichen  Gewinn  decken  müssen; 
3)  dass  ihr  Käufer  a^ick  noch  unter  pari  kaufen  will,  um  einen  Yortheil 
für  die  Beschwerde  des  Wechseins  2u  haben  —  besonders  bei  kleinen 
Steuerposten,  die  doch  die  meisten  sind;  4)  dass  sie  beim  Kauf  und  Ver- 
kauf Courtage,  vielleicht  auch  Provision  geben  müssen ;  5)  dass  bei  Ver- 
sendungen nach  entfernten  Orten  entweder  der  Verkäufer  aus  dem  Cours 
unter  pari  entschädigt  werden  muss  für  Porto,  Eisiko  und  Zinsverlust 
so  lange,  auf  der  fahrenden  Post,  diese  Papiere  unterweges  sind ;  6)  dass 
der  Absatz  der  verschiedenen  Tresorscheine  nicht  gleich  ist,  ihnen  also 
manche  Sorte,  besonders  die  grossen,  nach  welchen  der  Cours  notirt 
wird,  liegen  bleiben;  7)  dass  der  Verkäufer  an  der  Börse  nicht  immer 
den  Käufer  findet,  der  die  Tresorscheine  unmittelbar  braucht,  sondern 
dass  im  Wege  des  Verkehrs  diese  Papiere  oft  durch  viele  Hände  gehen, 
von  denen  jede  sich  ihre  Rechnung  dazwischen  machen  muss. 

Alle  diese  Umstände,  nach  den  verschiedenen  lokalen  und  indivi- 
duellen Verhältnissen  genau  berechnet^  erklären  deutlich  genug,  dass  der 
Verkehr  mit  Tresorscheinen,  wenn  diese  durch  irgend  ein  Ereigniss  hö- 
her als  90  gebracht  würden,  fast  ganz  aufhören  müsste,  und  das  Publi- 
kum würde  dann  die  Kassenquote  lieber  in  baarem  Gelde  mit  der  Strafe 
bezahlen:  welche  Strafe  indess  trotz  der  noch  so  strengen  Verfügungen 
des  Staats  gegen  die  Kassenofficianten  meistens  umgangen  werden  dtirfte. 
Der  Verkehr  mit  Tresorscheinen  wird  aber  nicht  aufhören,  denn  das 
nach  einer  solchen  Erscheinung  alsdann  unvermeidlich  entstehende  Fal- 
len des  CouTses  würde  ihn  wieder  hervorbringen.  Wenn  daher  an  der 
Berliner  Böirse  die  Tresorscheine  bis  90  gestiegen  sind,  so  ist  dies  eben 
so  wenig  Eolge  des  Patriotismus  der  Handelsleute  als  es  Mangel  desselben 
oder  Wucher  ist,  wenn  die  Tresorscheine  nicht  höher  als  90  steigen, 
auch  selbst  wenn  der  Staat  wo  möglich  eine  noch  grössere  Anwendbar- 
keit derselben  in  den  Kassen  dekretiren  wollte.  Wenn  aber  an  der 
Börse  zu  Berlin  der  Tresorscheincours  90  ist,  so  dürfte  dies  als  der 
Hauptcours  anzusehen  sein;  denn  wenn  auch  an  den  kleineren  Börsen 
der  Cours  differirt,  vielleicht  sogar  höher  steht  als  in  Berlin,  so  ist  dies 
lokal  und  temporär  und  daher  ohne  Gewicht.  Dem  Bankier  in  Berlin 
ist  es  gar  zu  wohl,  oft  aus  schmerzlioher  Erfahrung,  bekannt,  welche 
geringe  Summe  Tresorscheine  dazu  gehört,  in  Breslau  oder  Königsberg 
den  Cours  zu  heben  oder  zu  werfen,  wenn  er  damit  auf  diese  Plätze 
spekulirt  hat.  Ausser  den  Grenzen  dieser  Untersuchung  liegt  es,  ob 
der  Staat  gut  thut,  die  Strafe  von  8^  %  für  nicht  bezahlte  Tresorscheine 
festzusetzen ;  in  welche  Versuchung  zur  PfLichtwidrigkeit  hierdurch  die 


656  VIERTES  KAPITEL      STAATSSCHULDEN. 

Kassenofficianten  gesetzt  werden,  deren  ünbescholtcnheit  bo  sehr  za 
wünschen  wäre,  leuchtet  in  die  Augen.  Will  der  Staat  aber  die  Gefalle 
durch  die  Strafe  für  nicht  gezahlte  Tresorscheine  so  bedeutend  erhöhen, 
bloss  um  die  Tresorscheine  al  pari  zu  bringen ,  so  ist  offenbar  das  Mit- 
tel viel  zu  gross,  im  Yerhältniss  zu  dem  dadurch  beabsichtigten  Zweck. 
Noch  unyerhältnissmässiger  aber  wäre  es,  wenn  der  Staat  dazu  10  J 
von  allen  seinen  jährlichen  Einnahmen  aufopfern  wollte,  die  er  in  Tre- 
sorscheinen einnimmt,  da  er  sie  nicht  höher  als  zu  90  ^  ausgeben  kann. 
Es  wäre  in  Wahrheit  besser,  dass  der  Staat  alle  Tresorscheine  sogleich 
vernichtete,  so  wie  er  sie  eingenommen  hätte,  und  den  Verlust ,  den 
seine  Kassen  auf  einmal  erlitten,  durch  die  kostbarsten  Anleihen  oder 
Geldoperationen  deckte,  die  ihn  immer  weniger  kosten  würden.  Sollte 
es  denn  aber  kein  leichteres,  einfacheres  und  wohlfeileres  Mittel  geben, 
die  Tresorscheine  auf  pari  zu  bringen  ?  denn  nur  ein  pari  hebt  alle  diese 
Nachtheile  auf.  Eealisationskassen  in  allen  Hauptplätzen  der  Monar- 
chie, die  das  erste  Gesetz,  welches  1806  Tresorscheine  kreirte,  ein- 
richtete, mit  Freiheit  für  das  Publikum,  Tresorscheine  in  Zahlung  zu 
nehmen  oder  zu  yerweigem ,  jedoch  mit  unwandelbarer  Verpflichtung 
aller  Staatskassen  zu  unbedingtester  Annahme,  können  und  müssen  ein 
bleibendes  Pari  hervorbringen.  Die  Erfidirung  bis  zur  feindlichen  In- 
vasion hat  es  bewiesen. 

Dass  in  diesem  Augenblick  für  die  ganze  vorhandene  Masse  Tre- 
sorscheine nicht  Bealisationskassen  etablirt  werden  können,  ohne  Ver- 
legenheiten hervorzubringen,  leuchtet  wohl  eben  so  ein,  als  die  Un- 
möglichkeit auch  durch  Eealisationskassen  die  ganze  Masse  im  Publi- 
kum zu  erhalten.  Es  existirt  in  unserm  Staate  jetzt  wahrscheinlich 
eine  sehr  bedeutende  Masse  haaren  Geldes,  unstreitig  weit  mehr,  als 
bei  ruhigem,  sicherem,  friedlichem,  indultfreiem  Verhältniss  und  beim 
schnellen  Umlauf  desselben  nöthig  ist.  Jedes  Individuum  legte  sich 
einen  Nothpfennig  zurück  und  verbirgt  ihn.  Zum  Nothpfennig  nimmt 
indess  Niemand  Papiergeld,  wohl  wissend,  dass  gerade  in  der  Nothzeit 
Papiergeld  ihm  nicht  die  erwartete  Hülfe  leisten  kann.  Je  ruhiger  und 
sicherer  die  Verhältnisse  in  unserm  Staate  werden,  desto  mehr  wird  die 
vorhandene  Masse  haaren  Geldes  abnehmen.  Es  werden  Thalerstücke, 
die  Nothpfennige  waren,  eingeschmolzen  und  das  Silber  entweder  ver- 
kauft oder  bei  vermehrtem  Wohlstande  verarbeitet  werden.  Die  zum 
Verkehr  nothwendige  Masse  geprägten  Metalls  wird  indess  gewiss  vor- 
handen bleiben :  denn  wenn  die  augenblicklich  einmal  eintretenden  Cours- 
verhältnisse  auch  eine  kurze  Zeit  dem  Einzelnen  es  vortheilhalt  oder 
möglich  machen,  Geld  einzuschmelzen,  so  werden  die  bald  nachher  ein- 
tretenden Verhältnisse  auch  dem  Einzelnen  es  vorlheilhaft  machen, 
Geld  prägen  zu  lassen,    und  die  nöthige  Geldmasse  ist  wieder  da.     Es 
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versteht  sich  übrigens,    dass  alle  diese  Ereignisse  weit  schneller  eintre- 
ten und  sich  ins  richtige  Yerhältniss  setzen,    als  die  Staatsbehörden  da- 
von Notizen  bekommen.     Wenn  sich  also  die  jetzt  vorhandene  Geld- 
masse in  unserm  Staat  eintheilen  lässt  in  Nothpfennige  und  Zehrpfennige 
(zum  Verkehr  nothwendig),    so  ist  es  klar,    dass  Tresorscheine,   wenn 
sie  al  pari  stehen,  nur  zu  Zehrpfennigen  gebraucht  werden  können,  aber 
bei   der   grösseren  Bequemlichkeit  sehr  gern  dazu  gebraucht  werden. 
Die  Menge  der  nothwendigen  Zehrpfennige  hat  eher  eine  Grenze  als  die 
der  Nothpfennige ;   auch  selbst  bei  der  Circulation  der  Tresorscheine  als 
Zehrpfenige  bleibt,   besonders  im  Anfange,    eine  bedeutende  Masse  Me- 
tallgeld als  Zehrpfennig  nothwendig,    so  dass  die  Summe,    die  sich  in 
Tresorscheinen  im  Publike  al  pari  halten  kann,   beschränkt  sein  wird. 
In  Zahlen  dies  auszudrücken,  ist  unmöglich;  die  Erfahrung  würde  aber, 
wenn  Kealisationskassen  eingeführt  werden,  die  Summe  bald  lehren,  so 
wie  die  Erfahrung  es  in  etwas  gelehrt  haben  muss,  als  bis  zum  October 
1806  dergleichen  Kassen  bestanden,  obgleich  die  Zeit  fast  zu  kurz  war, 
um  Resultate  daraus  zu  ziehen ,   denn  auch  im  Verkehr  ändern  sich  die 
Verhältnisse  der  Menge  der  nothwendigen  Zehrpfennige  sehr  oft ;   bei 
dem  Bestehen  von  Bealisationskassen  zeigt  sich  dies  in  der  öfteren  Wie- 
derkehr der  Tresorscheine  zur  Eealisation.    Bei  dieser  üngewissheit  des 
Erfolges  und  der  grossen  Menge  der  auf  einmal  zur  Realisation  treten- 
den Tresorscheine  würde  es  nun  allerdings,  besonders  jetzt,  gewagt  sein, 
Realisationskassen  in  der  Ausdehnung  zu  etabliren,    wie  solche  1806 
vorhanden  waren;  und  leichtsinnig  solche  finanzielle  Maassregeln  ergrei- 
fen,  die  hernach  nicht  durchzuführen  sind,   ist  wohl  dem  Eredit  des 
Staats  weit  nachtheiliger,    als  gänzliche  XJnthätigkeit.     Der  Staat  ver- 
sprach jährlich  800,000  Thlr.  Tresorscheine  zu  vernichten,   setzte  da- 
her von  seinen  Einnahmen  auf  8  Jahre  jährlich  wenigstens  diese  Summe 
fest.     Das  ist  wohl  Alles,   was  man  in  den  jetzigen  Zeiten  nur  irgend 
verlangen  kann.     Er  zahlt  also  im 

1«^«  Termin     1815       800,000  Thh-. 
2^         -  1816       800,000     - 

3t«n         .  1817        800,000     - 

4*~         -  1818       800,000     - 

b^         -  1819       800,000     - 

6^*»         -  1820       800,000     - 

7ten         .  1821        800,000     - 

8ten         -  1822        800,000      - 

und  giebt  für  die  dadurch  eingezogene  Staatsschuld  keine  Zinsen.  Wenn 
aber  der  Staat  durch  Realisationskomtoire  dem  Inhaber  der  Tresorscheine 
das  Recht  giebt,  sein  Geld  gleich  zu  erhalten,  so  hat  er  auch  das  Recht, 
in  demselben  Verhältniss  die  Vernichtung  der  Tresorscheinc  länger  auf- 

Bergiu«,  FlnanzwlssenKh.    8.  Aufl.  42  * 


658  VIERTES  KAPITEL.     STAATSSCHULDEN. 

zuschieben.  Wenn  er  daher  den  letzten  Yemichtongstermin  1822  bis 
1823  aufschieben  kann,  so  gewinnt  er  die  Zinsen  von  1  Jahr  Ton 
800,000  Thlr.,  welche  er  den  ünterthanen  geben  kann. 

Hiernach  würde  ich  Folgendes  vorschlagen.  Der  Staat  eröffnet 
eine  Subscription,  nach  welcher  die  Interessenten  bis  zur  Gesammt- 
summe  von  1,600,000  Thlr.  Tresorscheine  einreichen  können.  Für  die 
eine  Hälfte  der  eingelieferten  Summe  erhalten  sie  eine  Obligation  oder 
Anweisung  (yielleicht  hat  der  Staat  nicht  nöthig,  eine  andere  Sicher- 
heit hinzüzuj^gen)  auf  einen  Eealisationstermin,  an  welchem  ihnen  ilir 
Kapital  mit  Zinsen  a  5  ^  baar  ausgezahlt  und  die  Obligation  yemich- 
tet  wird.  Die  fiir  diese  Obligation  eingelieferten  Tresorscheine  werden 
gleich  in  Gegenwart  des  Einlieferers  zerschnitten  und  hernach  Öffent- 
lich yerbrannt.  Die  andere  Hälfte  der  eingelieferten  Tresorscheine  wird 
mit  einem  unverfalschbar  deutlichen  Zeichen  yersehen,  wodurch  ihnen 
das  Hecht  ertheilt  wird,  in  den  yier  dazu  errichteten  Bealisationskassen 
in  Berlin,  Königsberg,  Breslau  und  Aachen  gegen  baar  Geld  realisirt 
in  allen  übrigen  Kassen  aber  für  baares  Geld  angenommen  zu  wer- 
den, wie  solches  das  Wort  des  Königs  im  ersten  Tresorscheinedikt 
versprach. 

Für  den  Verlust  der  Zinsen ,  die  der  Staat  a  5  ^  von  800,000  Thlr. 
auf  1  Jahr  im  Jahre  1816  meines  Beispiels  bezahlt,  wird  er  entschä- 
digt, wenn  er  diese  nun  circulironden  reaHsirbaren  800,000  Thlr.  Tre- 
sorscheine statt  1822  erst  1823  vernichtet.  Kealisationskassen ,  deren 
ganzer  möglicher  Umsatz  nur  800,000  Thlr.  ist,  können  dem  Staate 
aber  in  den  jetzigen  Verhältnissen  unmöglich'  lästig  werden.  Die  Summe 
ist  für  den  Zehrpfennig  in  unserm  Staate  unstreitig  so  höchst  unbedeu- 
tend, dass  man  wahrscheinlich  nur  für  die  ersten  zwei  Monate  in  den 
Geldoperationen  nöthig  haben  wird,  darauf  bedacht  zu  sein,  aus  ande- 
ren Kassen  den  Eealisationskassen  in  einzelnen  FäUen  eine  schnelle 
Hülfe  leisten  zu  müssen,  die  wiederum  anderen  Kassen  nichts  kostet, 
insofern  sie  die  reaHsirbaren  Tresorscheine  mit  Bewilligung  des  Empfön- 
gers  sogleich  wieder  auszahlen  können.  Interessenten  zu  dem  Geschäft 
dürften  sich  auch  selbst,  wenn  die  jetzigen  Tresorscheine  auf  90  -J^  blie- 
ben, leicht  finden, .  da  sie  nirgends  ihr  Geld  so  vortheilhafb  anlegen 
können.  Sie  bekommen  für  100  Thlr.  Tresorscheine  sogleich  50  Thlr. 
reaüsirbare  Tresorscheine  oder  50  Thlr.  baar  Geld  zurück,  für  die  an- 
deren 50  Thlr.  bekommen  sie  ein  5  ^  Zinsen  tragendes  Papier,  welches 
in  dieser  Hinsicht  mindestens  den  Domänenpfandbriefen  gleich  sein 
würde,  die  80^  stehen;  (es  kostet  ihnen  jetzt  40  Thlr.  oder  auch  80^). 
Sie  haben  dagegen  den  gewisseren  Vortheil,  dass  in  2  Jahren  ans  die- 
sen 80^-  100  werden  muss,  ein  Vortheil,  der  ihnen  bei  Domänenp£md- 
briefen  nirgend  versprochen  ist.      Ist  die  Subscription  vollständig  er- 
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schöpft  und  hat  man  sich  durch  Erfahrung  überzeugt,  dass  die  bestän- 
dige Eealisation  dieser  800,000  Thlr.  neugestempelten  Tresorscheine  keine 
Yerlegenheit  hervorbringt,  so  kann  man  nach  und  nach,  je  mehr  sich 
das  Publikum  an  die  neuen  Tresorscheine  gewöhnt  und  Zutrauen  dazu 
gewinnt,  zu  einer  zweiten  Subscription  unter  den  nämlichen  Bedingun- 
gen schreiten,  dann  zu  einer  dritten  und  vierten,  da  es  wohl  nicht  un- 
wahrscheinlich ist,  dass  so  vorbereitet  3,200,000  Thlr.  Tresorscheine 
sich  im  ganzen  Staat  halten  können,  ohne  die  Kealisationskasson  in  Ver- 
legenheit zu  .bringen.  Dann  existirt  kein  anderer  Tresorschein  mehr 
als  an  dem  das  königliche  Wort  vom  Jahre  1805  ganz  erfüllt  wird;  er 
leistet,  was  das  Motto,  womit  er  bezeichnet  ist,  verspricht:  geltend 
in  allen  Zahlungen  für  voll.  Wenn  nun  auch  zur  Deckung  der  auf  die 
Obligationen  zu  zalilenden  Zinsen  die  Amortisationstermine  der  nun  ge- 
stempelten viermal  800,000  Thlr.  Tresorscheinc  länger  hinausgeschoben 
werden  müssen  und  ohne  begründete  Klage  des  Publikums  herausgescho- 
ben werden  können ,  so  würde  es  doch  nothwendig  sein ,  die  Vernich- 
tung derselben  darum  nicht  ganz  aufzuheben,  sondern  es  so  einzuthei- 
len,  dass  doch  etwas  alljährlich  vernichtet  wird,  und  das  Publikum  von 
der  fortgehenden  Vernichtung  dieses  Papiergeldes  sich  durch  den  Augen- 
schein überzeugt. 

Es  ist  bei  diesem  ganzen  Vorschlag  nichts  gewagt,  da  er  so  klein 
angefangen  werden  kann,  dass  man  sich  von  der  Ausführbarkeit  dessel- 
ben erst  genau  überzeugen  kann;  indem  selbst  die  obengesetzte  Summe 
von  1,600,000  Thlr.  für  den  ersten  Termin  geringer  angenommen  wer- 
den kann.  Sollte  er  nicht  den  vermutheten  Erfolg  haben,  so  kann  man 
immer  sogleich  damit  innehalten,  und  braucht  nie  zurückzugehen. 
Müsste  es  wirklich  bei  der  ersten  Subscription  verbleiben,  so  wären  da- 
durch doch  schon  1,600,000  Thlr.  von  den  jetzt  den  Schwankungen  des 
Courses  ausgesetzten  Tresorscheinen  fortgeschafft.  Sollten  widrige  Er- 
eignisse die  Course  aller  Fonds  herunterwerfen,  so  dass  man  fürchten 
müsste,  Domänenpfandbriefe,  mit  denen  oben  die  5procentigen  Tresor- 
scheinobligationen verglichen  waren,  gingen  unter  80^,  so  dürften 
wahrscheinlich  die  jetzigen  Tresorscheine  auch  fallen,  jedes  Procent  in- 
dessen, um  welches  sie  fSedlen,  macht  die  Spekulation  zur  Subscription 
um  2^  vortheilhafter.  Man  werfe  ja  nicht  ein,  dass  dies  eine  für  das 
Publikum  zu  vortheilhafte  Proposition  sei  und  dass  der  Staat  die  Indivi- 
duen nicht  so  viel  verdienen  lassen  müsse.  Da  der  Staat  offenbar  bei 
diesem  Vorschlage  nichts  verliert,  so  möge  er  es  doch  gern  sehen,  wenn 
das  Publikum  gewinnt!  und  wenn  man  die  Summen  berechnen  könnte, 
welche  das  Publikum  durch  die  Tresorscheine  verloren  hat,  so  möchten 
sie  wohl  bedeutender  sein,  als  der  ihm  hier  wieder  zugewendete  Gewinn. 
Gewinnt  denn  aber  der  Staat  nicht  ganz  bedeutend,  wenn  er  der  Nach- 
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theile   und   beständigen   Yerlegenheiten   überhoben   wird,    in   die   ihn 
das  unglückliche  Yerhältniss  mit  den  Tresorscheinen  beständig  stürzen 
muss?   ist  es  ihm  kein  Yortheil,   wenn  eine  so  dringende  Schuld  yon 
6,400,000  Thlr.  ihm  auf  einem  so  leichten  Wege  abgenommen  wird? 
Da  übrigens  da^  ganze  Geschäft  als  ein  Versuch  gemacht  werden  kann, 
so  wäre  es  ja  möglich,    dass  bei  günstigem  Erfolg  die  Yerhältniase  noch 
Yortheilhafber  für  den  Staat  gelegt  werden  könnten.     Nur  würde  es  zu 
Anfang  wohl  rathsam  sein,   die  Bedingungen  lieber  noch  yortheilhaüer 
zu  machen,   um  das  Geschäft  erst  in  Gang  zu  bringen  und  würde  es 
vielleicht  eher  rathsam  sein,  bei  den  Tresorscheinobligationen  Domänen- 
pfandbriefe als  Sicherheit  zu  deponiren.     Hat  das  Geschäft  einen  gün- 
stigen Fortgang,    so  wird  man  auch  dadurch  dem  Einwände  begegnen 
können,  dass  der  St-aat  die  Zinsen  bei  diesem  Geschäft  yielleioht  in  drin- 
genderen frühem  Zeiten  yorschiessen  muss  und  solche  erst  später  durch 
Ersparung  erstattet  erhält:  indem  man  bei  einem  günstigen  Erfolge  auch 
einen  früheren  jetzt  feststehenden  Amortisationstermin,  wenn  auch  nicht 
den  ersten  yon  1815,   doch  yielleicht  schon  den  zweiten  yon  1816  oder 
den  dritten  yon  1817  ganz  aussetzen  kann,    wodurch  die  Staatskassen 
in  dringenderer  Zeit  wohl  gar  noch  Yortheil  hätten.     Der  Widerwille 
des  Publikums  gegen  ein  neues  Staatspapier,    welches  die  Tresorschein- 
obligationen sein  würden,    wird  durch  die  richtige  Darstellung  bald  zu 
widerlegen  sein,  dass  es  kein  neues  Papier,    sondern  nur  ein  yeränder- 
tes  sei,    und  dass  für  jede  100  Thlr.  des  neukreirten  Papiers  100  Thlr. 
Tresorscheine  yemichtet  sind.     Eine  ähnliche  Widerlegung  gilt  auch 
der  Besorgniss,    dass  die  Course  der  anderen  Fonds  durch  die  eröffnete 
yortheilhafte  Subscription  fallen  möchten;    denn  es  kann  in  ihnen  nur 
angelegt  werden,   was  schon  in  Fonds  angelegt  war.     Die  Erfieüirung 
lehrt  aber  an  unserer  Börse,  dass  wenn  ein  Fonds  ganz  besonders  stieg, 
die  übrigen  Fonds  dadurch  nicht  nur  nicht  fielen,    sondern  gewöhnlich 
auch  etwas  stiegen,   wenn  auch  der  Grund  des  Steigens  nur  bei  dem 
einen  yorhanden  war.     Es  ist  übrigens  bei  diesen  Yorschlägen  gar  nicht 
darauf  Rücksicht  genommen,    ob  yiel  oder  wenig  Tresorscheine  in  den 
Staatskassen  yorhanden  sind.     Dem  Publikum  und  dem  Staate  kann  dies 
gleichgültig  sein;    wird  ein  besserer  Cours  oder  ein  zu  hoffendes  Pari 
heryorgebracht,    so  gewinnen  beide  Theile;    daher  ist  immer  yon  der 
ganzen  yorhandenen  Masse  yon  Tresorscheinen  die  Rede.    Ob  die  jetzi- 
gen Yerordnungen  in  Rücksicht  der  Anwendung  der  Tresorscheine  in 
den  £asBen  fortdauern  können  oder  abgeändert  werden  müssten,  dürfte 
wohl  noch  nicht  bestimmt  werden  können.     Yor  der  Hand  würde  es 
wohl  am  besten  sein,    wenn  diese  Bestimmungen  beibehalten  würden. 
Wenn  späterhin  die  Subscription  zu  langsam  yon  Statten  gehen  sollte, 
so  könnte  eine  Beschränkung  der  Anwendbarkeit  der  ungestempelten 
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Tresorscheine  eine  Begünstigtmg  der  Subscriptioii  abgeben ;  zu  wünschen 
und  zu  hoffen  aber  wäre  es,  dass  dies  nicht  nöthig  sein  möchte.  Könnte 
die  Bestimmung  aufgehoben  werden,  dass  bei  Lieferungen  die  Tresor- 
scheine in  Zahlung  al  pari  angenommen  werden  müssen,  so  würde  es 
dem  Staate  gewiss  wenigstens  bei  allen  neuen  Kontrakten  sehr  vortheil- 
haft  sein.  Der  Zwang,  nach  welchem  jetzt  ein  Theil  der  Steuern  in 
Tresorscheinen  bei  Strafe  von  8-^  ^  bezahlt  werden  muss ,  dürfte  indess 
wohl  auf  jeden  Fall  sogleich  aufzuheben  sein,  da  er  ausser  anderen 
I^achtheilen  besonders  den  hat,  dass  er  die  Tresorscheine  dem  Publi- 
kum yerhasst  macht. 

Sollen  übrigens  diese  Operationen  gut  von  Statten  gehen,    so  muss 
dem  Publikum  von  allen  hierauf  Bezug  habenden  Verhältnissen  auf  das 
Genaueste  Eechnung  abgelegt,    besonders  genauer  mit  allen  Summen, 
als  es  bisher  geschehen.     Man  muss  nur  als  Privatmann  (ja  nicht  als 
Staatsdiener)  die  Urtheile  und  Yermuthungen  des  Publikums  oft  zu  hö- 
ren Gelegenheit  gehabt  haben,   um  auch  besonders  bei  dem  Verhältniss 
mit  den  Tresorscheinen  dies  so  höchst  nöthig  zu  finden.     Dem  Verfas- 
ser ist  es  nur  mit  vieler  Mühe  gelungen,  durch  Zusammenstellung  meh- 
rerer Gesetze  die  mögliche  Summe  der  vorhandenen  Tresorscheine  aus- 
zumitteln ;  offenbar  wäre  es  besser  gewesen,  bei  jeder  geschehenen  Ver- 
nichtung von  Tresorscheinen  dem  Publikum  zu  sagen:    so  und  so  viel 
Tresorscheine  sind  nun  noch  vorhanden.     Thöricht  war  die  Besorgniss 
einiger  Staatsdiener,   durch  die  dadurch  öfter  genannte  in  ihren  Augen 
grosse  Summe  von  Tresorscheinen  das  Publikum  zu  beunruhigen;    das 
verständigere  Publikum  (welches  allein  finanzielle  Gegenstände   bear- 
theilt  und  durch  sein  Verfahren  über  Course  entscheidet)  urtheilt  rich- 
tiger und   erschrickt  weniger  vor  grossen  Summen,    die  ihm  glaubhaft 
genannt  sind,  als  vor  solchen,    die  man  verschweigt.     Die  tägliche  Er- 
fahrung giebt  auch  den  ungebildeteren  Handelsleuten  ein  gewisses  wenn 
auch  nicht  darstellbares  Gefühl,    welches  den  Staatsdienem  es  stets  un- 
möglich macht,    durch  Verschweigung  oder  Verstellung  das  Publikum 
dauernd  zu  überlisten,  so  dass  es  fast  ein  Sprichwort  geworden  ist:  das 
Publikum  ist  klüger.      Von  solchen   intendirten  Ueberlistungen  haben 
wir  in  unserm  Staate  zwar  nichts  zu  furchten,   es  ist  aber  auch  der 
Schein  zu  vermeiden,    der  in  Verschweigung  von  Summen  liegt.     Hätte 
man  von  je  her  das  Publikum  an  richtige  Aufzählung  von  Schuldsum- 
men gewöhnt,    so  würde  die  gewiss  richtige  TJeberzeugung,    dass  die 
Schuldsummen  zum  ganzen  Nationaleinkommen  und  Nationalvermögen 
höchst  unbedeutend  sind,    eher  allgemeiner  geworden  sein.     Man  hätte 
die  Nachtheile  vermieden,    die  zuweilen  entstanden,    wenn  man  in  ein- 
zelnen Fällen  genöthigt  war,    mit  Summen  vor  die  Augen  eines  Publi- 
kums zu  treten,   welches  solche  Grössen  gar  nicht  zu  beurtheilen  ge- 
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lernt  hat.  Bern  Unterricht  dieser  Art  verdankt  die  Englische  Nation 
gewiss  ihren  grossen  Kredit;  nicht  Reichthum  allein,  sondern  noch  mehr, 
Einsicht  und  Eechtlichkeit,  verhunden  mit  Freiheit,  waren  die  Quellen 
desselhen.  Gern  möchten  hier  noch  Wünsche  allgemeiner  Art  Fiats 
nehmen ,  wenn  solche  nicht  dem  Zweck  dieser  Vorschläge  entfernt  la- 
gen und  anderen  Zeiten  und  Gelegenheiten  yorhehalten  bleiben  müssten. 

Ich  erlaube  mir  noch  die  Bemerkung,  die  ich  öfters  zu  machen  Ge- 
legenheit gehabt  habe,  nämlich  dass  Handelsleute,  die  von  Staatsdie- 
nern zu  Bathe  gezogen  werden ,  in  ihren  Autworten  auf  die  ihnen  yor^ 
gelegten  Fragen  in  der  Kegel  gerade  nur  die  Antwort  geben,  welche 
die  oft  ganz  irrige  Meinung  des  Staatsdieners,  besonders  wenn  er  in 
höherem  Range  steht,  bestätigt,  obgleich  das  Yerfiahren  derselben  Han- 
delsleute in  ihrem  Geschäft  es  beweist,  dass  sie  selbst  ganz  der  entge- 
gengesetzten Meinung  sind.  Den  Grund  hiervon  möchte  ich  nicht  in 
dem  dadurch  gesuchten  Privatvortheil  finden,  der  zum  I^achtheil  des 
Ganzen  aus  unrichtigem  Verfahren  der  Staatsdiener  oft  entsteht,  in- 
dem wohl  Fälle  eintreten,  wo  bleibende  unrichtige  Ansichten  der  Staats- 
behörden fortdauernd  wohlbezahlte  Dienste  einzelner  Handelsleute  zu 
erfordern  scheinen;  Tielmehr  ist  es  häufig  die  Scheu,  dass  jener  Staats- 
diener ihren  Widerspruch  übel  deuten  dürfte.  Oft  ist  es  auch  Furcht^ 
in  den  Ruf  des  mangelnden  Patriotismus  zu  gerathen ,  dem  Staatsdiener 
nur  gar  zu  gern  die  schlechten  Erfolge  ihrer  übel  berechneten  Spekula- 
tionen zuschreiben.  Oft  ist  es  selbst  Furcht,  Tor  andern  in  der  Konfe- 
renz mit  gegenwärtigen  Handelsleuten  Blossen  zu  geben,  die  von  ihnen 
bei  Gelegenheit  der  Konkurrenz  in  Geschäften  zu  ihrem  K^achtheil  be- 
nutzt werden  dürften;  am  häufigsten  aber  ist  es  die  Besorgniss  im  Augen- 
blick der  Konferenz  nicht  die  Gegenwart  des  Geistes  und  die  Kraft  der 
Rede  zu  haben,  seiner  Meinung,  wenn  solche  auch  die  richtigere  ist^  ohne 
persönlichen  !N'achtheil,  Gehör,  Eingang  und  Erfolg  verschaffen  zu  kön- 
nen. So  ist  es  denn  weit  bequemer,  seine  Erklärung  so  abzugeben,  wie 
sie  erwartet  wird  und  so  in  Ehren  und  Vortheil  zu  bleiben ,  in  seinem 
Verfahren  im  täglichen  Geschäft  aber  seiner  wirklichen  Meinung  zu  fol* 
gen,  sich  also  den  officiellen  Ruf  des  Patriotismus  zu  erhalten,  wäh- 
rend er  dem  wahren  Interesse  des  Vaterlandes  die  offenbarste  Gleich- 
gültigkeit beweist."  — 

Nach  einer  Notiz  von  der  Hand  meines  Vaters,  ohne  Datum,  ist 
auf  diese  Darstellung  „unser  Herr  Finanzminister  gar  nicht  eingegan- 
gen, hat  auch  dem  Verfasser  nicht  geantwortet,  statt  dessen  durch 
Heranziehung  von  13  Berliner  Bankiers  mit  Ausschluss  des  Verfitö- 
sers  eine  Tresorschein -Realisationskasse  etablirt,  deren  Modifikationen 
und  Bedingungen  dem  Verlauten  nach  darin  bestanden,  dass  der  Staat 
600,000  Thlr.  haar  Geld  eiuschoss,  die  la  Bankiers  aber  1,200,000  Thlr. 
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bereit  halten  sollten.  Mit  diesen  1,800,000  Thlr.  sollten  alle  präseu- 
tirten  Tresorscheine  zum  Course  von  95^  baar  realisirt  und  nicht  wie- 
der ausgegeben  werden,  es  sei  denn,  dass  Jemand  gegen  Erlegung  des 
vollen  Werths  sich  Tresorsoheine  dort  kaufen  wollte.  Die  Vortheile,  die 
den  13  Interessenten  bewilligt  wurden,  sollen  bestehen  in  6^  Zinsen 
und  5  ^  Froyision  der  realisirten  Summen  und  lauft  ihre  Verbindlichkeit 
in  1  Jahre  ab.  Dies  ist  nun  freilich  eine  für  den  Staat  kostbare  Ope- 
ration, denn  ausser  dem  Lokal  und  Personal  des  Instituts  kostet  es  in 
einem  Jahre  an  Provision  von   1,800,000  Thlr.  i  5^   .     90,000  Thlr. 

an  Zinsen  ä  6^  von   1,200,000  Thlr 72,000     - 

desgl.    von    dem    vom    Staate    gegebenen    Kapital    von 

600,000  Thlr.  a6^ 36,000     - 

zusammen 198,000  Thlr. 

Diese  Kosten  würden  aber  noch  zu  ertragen  sein,  wenn  dadurch  alle 
anderen  Nachtheüe  vermieden  wären,  die  durch  die  Tresorscheine  den 
Staatskassen  zuwüchsen.  Dies  ist  indess  leider  nicht  der  Pall.  Das 
Realisationskomptoir  besteht  erst  seit  vorigem  Monat  und  schon  ist  | 
des  Ponds  erschöpft.  Preilich  können  so  lange  die  Bealisationen  fortge- 
setzt werden,  die  Tresorscheine  in  Berlin  nicht  unter  95  ^  fehlen.  Wenn 
sie  aber  auch  nur  zu  95  ^  stehen  bleiben,  so  ist  der  Verlust  von  5  ^  für 
alle  Einnahmen  des  Staats  in  Tresorscheinen  beklagenswerth  genug. 
Bechnen  wir  alle  Staatseinnahmen  jährlich  zu  40,000,000  Thlr.,  gewiss 
jetzt  nicht  zu  viel.  Nehmen  wir  nun  an ,  dass  die  Hälfte  pflichtmässig 
in  Tresorscheinen  gezahlt  werden  muss,  so  verliert  die  Staatskasse,  wie 
eben  gezeigt,  jährlich  1,000,000  Thlr.  Wäre  es  auch  nur  500,000  Thhr., 
die  sie  verlöre,  so  müsste  man  zur  Zeit  so  mancher  Lasten  der  Unter- 
thanen,  zur  Zeit  so  mancher  noch  nicht  zu  lösender  heiligen  Verpflich- 
tungen unseres  Staats  diesen  jährlichen  Verlust  um  so  mehr  bedauern, 
als  er  dem  Staate  auf  keinem  anderen  Wege  wieder  zu  gut  kommt,  weil 
nach  Beendig^ung  des  Jahres  der  Verlust  an  Tresorscheinen  im  künfti- 
gen Jahre  dadurch  nicht  geringer  wird.*' 

Nach  der  Verordnung  vom  15.  Pebruar  1816,  betreffend  die  von 
Sachsen  übernommenen  KassenbHlets  im  Betrage  von  1,750,000  Thlr., 
wurden  alle  Sächsischen  an  Preussen  übergegangenen  KassenbiUets  zu 
einem  Thaler,  mit  dem  Buchstaben  A.  bezeichnet,  mit  dem  Preussischen 
Wechselstempel  noch  besonders  versehen  und  erhielten,  als  nunmehr 
Preussische  Staatspapiere  gleiche  Rechte  mit  den  Tresorscheinen.  Das 
Staatsschuldengesetz  vom  17.  Januar  1820  giebt  den  Betrag  der  „soge- 
nannten unverzinslichen  Schulden"  auf  11,242,347  Thlr.  an,  „welche 
aus  den  in  Zirkulation  befindlichen  Tresor-  und  Thalerscheinen,  den 
von  Uns  traktatenmässig  übernommenen  ehemaligen  Sächsischen  Kas- 
eenbillets  Litt.  A.   und   aus   einigen   anderen  Titeln  entstanden  sind." 
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Das  Papiergeld  des  Preussischen  Staats  betrag,  nach  Krag,  rltunaJ« 
7,225,547  Thlr.  Eingelöst  gegen  Metallgeld  warde  es  nicht,  sondern 
nur  gegen  ein  neaes  Papiergeld  umgetauscht.  Daron  wurden  1824 
11,242,347  Thlr.  ausgegeben  und  die  Masse  des  Papiergeldes  mm 
4,016,800  Thlr.  yermehrt,  abgesehen  davon,  dass  von  dem  älteren  Pa- 
piergelde vieles  verloren  gegangen  oder  durch  ZuMl  vernichtet  ^var. 
Hierdurch  gewann,  wie  Krug  angiebt,  die  Staatskasse  über  5  Millionen 
disponibles  Geld. 

Die  K.O.  vom  21.  December  1824,  wegen  Einflihrang  der  neuen  ^) 
Kassenanweisungen  an  die  Stelle  der  Tresor-  und  Thalerscheine  und  ehe- 
mals Sächsischen  Kassenbillets,  sagt:  L  Die  Yerbriefangen  der  unrer- 
zinsUchen  Staatsschuld  führen  den  Namen:  Königlich -Preussische  Kas- 
senanweisung. Sie  lauten  auf  Gourant.  nach  dem  Miinzfusse  von  1764 
und  sind  ein ,  zum  öffentlichen  Umlauf  für  den  UmfEUig  Meiner  ganzen 
Monarchie  bestimmtes,  gemünztes  (!)  dem  baaren  Metallcourantgelde 
gleich  zu  achtendes  Papier  ^).  Auf  welche  Summen  die  einzelnen  Ar- 
ten dieser  Kassenanweisungen  ausgefertigt  sind,  oder  ausgefertigt  wer- 
den, und  die  nähere  Beschreibung  derselben  wird  die  Hauptverwaltong 
der  Staatsschulden  bekannt  machen.  11.  Alle  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen, welche  in  Ansehung  der  Tresor-  und  Thalerscheine,  so  wie  der 
Kassenbillets  Litt.  A.  bestehen,  finden  auf  die  Kassenanweisungen  An- 
wendung, in  so  fern  sie  durch  gegenwärtige  Verordnung  nicht  aufgeho- 
ben oder  abgeändert  werden.  JH.  Mit  dem  3.  Januar  1825  werden  die 
Kassenanweisungen  ausgegeben,  bei  allen  Meinen  Kassen^  ohne  Unter- 
schied der  Provinzen,  als  baares  Geld  in  Zahlung  angenommen  und  ge- 
geben, bei  dem  Bealisationscomtoir  in  Berlin  aber  ganz  in  derselben  Art^ 
wie  bisher  die  Tresorscheine,  Thalerscheine  und  EAssenbillets  Litt.  A. 
gegen  baares  Geld  zum  vollen  Nominalwerth,  ohne  Aufgeld  umgesetzt 
(realisirt).  lY.  Die  CentralsteUe  für  den  Umtausch,  so  wie  für  die  Aus- 
reichung der  Kassenanweisungen  gegen  baares  Geld  ohne  Aufgeld,  ist 
die,  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  untergeordnete  Kontrole 
der  Staatspapiere.  Y.  Bis  dieser  Umtausch  beendigt  ist,  können  auch 
Tresor-  und  Thalerscheine,   imgleichen  Kassenbillets  litt  A.  in  Zah- 

1)  Am  4.  October  1823  schrieb  Vamhagen:  „Man  will  die  umlaufenden  Tresor- 
scheine vermehren;  die  in  der  Staatsschuldenliste  angeführte  Summe  existirt  nicht, 
man  will  also  einige  Millionen  zumachen,  bis  jene  Summe  erreicht  ist.  Da  die 
alten  Platten  serstört  sind,  und  die  neuen  Tresorscheine  durch  Unterscheidung  von 
den  alten  nicht  auffallen  sollen,  so  will  man  alle  neu  machen,  wo  dann  die  Ver- 
mehrung in  der  Stille  mit  geschehen  kann.'* 

2)  Das  StrAfgesetzbnch  von  1870  erwähnt  in  dem  von  der  Urkundenfälschung 
handelnden  Abschnitt  des  Nachahmens  von  ,, Papiergeld"  nicht  und  in  dem  Ab- 
schnitt von  MUnz  verbrechen  und  Münz  vergehen  kommen  die  Worte  ,,MÜnze^'  und 
„Münzen**  nicht  vor. 
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lung  angenommen  werden.  VI.  Alle  Zahlungen,  welche  in  Silbergeld 
an  Meine  sämmtlicken  Kassen  ohne  Unterschied  zu  leisten  sind,  sollen, 
in  sofern  durch  schriftliche  Verträge  ein  Anderes  nicht  bestimmt  ist,  bei 
jeder  Einzahlung,  wenn  dieselbe  die  Summe  von  2  Thlr.  Gourant  er- 
reicht, oder  übersteigt,  zur  Hälfte,  so  weit  die  Theilbarkeit  der  Summe 
es  erlaubt,  in  Kassenanweisungen  oder  Torläufig  noch  in  den  §.  Y  be- 
zeichneten Papieren  abgeführt  werden.  Diese  Bestimmung  tritt  für  die- 
jenigen Provinzen,  in  welchen  Meine  Yerordnungen  wegen  des  Zwangs- 
antheils  vom  7.  September  1814,  1.  März  und  7.  April  1815  und 
15.  Februar  1816  bisher  noch  nicht  in  Ausführung  gekommen  sind,  mit 
dem  1.  März  1825,  in  allen  übrigen  Provinzen  aber  schon  mit  dem 
3.  Januar  1825  in  Wirksamkeit.  YII.  Wer  dieser  Bestimmung  entge- 
gen, den  betreffenden  Theil  seiner  Zahlung  nicht  in  den  so  eben  be- 
zeichneten Papieren  abführt,  erlegt  für  jeden  daran  fehlenden  Thaler 
2  Silbergroschen  Strafagio  zur  Kasse  u.  s.  w.  —  Dies  Strafagio,  wel- 
ches am  14.  October  1827  auf  1  Sgr.  für  den  Thaler,  d.  h.  auf  S^%, 
herabgesetzt  wurde,  ist  gesetzlich  nicht  abgeschafft,  aber  längst  ausser 
XJebung  gekommen. 

Eine  K.O.  vom  22.  April  1827  verfügte,  da  nach  dem  Bericht  des 
Finanzministers  die  Summe  der  vorhandenen  Kassenanweisungen  „nicht 
mehr  ausreichend"  sei,  eine  f^ermekrung  derselben  um  6  Millionen  Tha- 
ler. Der  Finanzminister  wurde  angewiesen ,  einen  gleichen  Nominal- 
betrag in  Staatsschuldscheinen  oder  Domänenpfandbriefen  einzuziehen, 
welche  bei  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  niedergelegt  wer- 
den sollten,  wogegen  letztere  6  Millionen  Thaler  Kassenanweisungen 
ausfertigen  und  an  die  General  Staatskasse  abliefern  soUte.  —  Hier- 
durch, ersparte  oder  gewann  der  Staat  jährlich  an  Zinsen  davon 
240,000  Thlr.  Ausserdem  gewann  er  mehr  als  600,000  Thlr.,  da  er 
die  StaatsBchuldscheine  nach  dem  Tagescourse  von  87  bis  90  einkaufte, 
und  dafür  volle  100  in  Kassenanweisungen  gab.  —  Da  die  nach  den  K.O. 
vom  21.  Deoember.1824  und  vom  22.  April  1827  mit  17,242,347  Thlr. 
in  Umlauf  gesetzten  Kassenanweisungen  durch  den  Gebrauch  untauglich 
geworden  seien,  so  beauftragte  die  K.O.  vom  14.  November  1835  die 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden ,  in  gleichem  Betrage  neue  Kassen- 
anweisungen anzufertigen,  und  in  Umlauf  zu  setzen,  um  damit  die  al- 
ten einzulösen.  Femer  sollten  nach  der  K.O.  vom  5.  December  1836 
das  von  der  Seekandiung  und  der  Bank  unter  dem  Namen  von  Kassen- 
scheinen (S.  380,  395)  ausgegebene  Papiergeld,  so  wie  auch  die  von 
der  ritterschaftüchen  Privatbank  in  Stettin  ausgegebenen  Pommerschen 
Bankscheine  eingezogen,  5,500,000  Thlr.  neue  Kassenanweisungen  aus- 
gegeben und  ein  gleicher  Nominalbetrag  von  Staatsschuldscheinen  bei 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  niedergelegt  werden.     Endlich 
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verordnete  die  K.O.  vom  9.  Mai  1837,  um  dem  ,,BedürfiiiBse  einer  Ver- 
mehrung der  Kassenanweisungen  abzuhelfen/'  eine  weitere  Yermehnuig 
der  Kassenanweisungen  um  3  Millionen  Thaler,  und  dass  ein  gleicher 
^Nominalbetrag  von  Staatsschuldscheinen  oder  Obligationen  der  Anleilie 
von  1830  bei  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  niedergelejgt 
werden  sollte.  So  war  der  Betrag  der  Kassenanweisungen  bis  auf 
25,742,347  Thlr.  gestiegen.  Eingezogen  waren  4,900,000  Thlr.,  denn 
nach  dem  Gesetz  vom  7.  März  1850  war  die  unverzinsliche  Staatsschuld 
nur  20,842,347  Thlr. 

In  Folge  des  von  den  zum  Zweiten  Yereinigten  Landtage  versam- 
melt gewesenen  Ständen  wegen  ErmächtigUDg  der  Begierung  zur  Ge- 
währung von  Staatsgarantien  gefassten  Beschlusses,  erging  unterm 
15.  April  1848  ein  Gesetz  über  die  Gründung  öffentlicher  Darlehnskas- 
sen  und  Yerausgabung  von  Darlehnskassenscheinen.  In  Berlin  und  an- 
deren Orten  wurden  danach  unter  Gewährleistung  des  Staats  Darlehns- 
kassen  errichtet  „mit  der  Bestimmung,  zur  Beförderung  des  Handels- 
und Gewerbsbetriebs  gegen  Sicherheit  Darlehne  zu  geben."  Die  Da]> 
lehne  wurden  nicht  in  Gelde,  sondern  in  Papier  unter  dem  Namen  „Dar- 
lehnskassenscheine"  gegeben.  „Es  vertreten  diese  Scheine  die  Stelle 
des  haaren  Geldes ;  sie  werden  bei  allen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrena 
vollen  Nennwerthe  angenommen;  im  Frivatverkehr  tritt  ein  Zwang  zu 
deren  Annahme  nicht  ein."  Es  sollte  kein  Darlehnskassenschein  aus- 
gegeben werden,  für  welchen  nicht  genügende  Sicherheit  —  in  Waaren 
oder  Effekten  —  gegeben  worden,  und  der  Nominalbetrag  der  Dar- 
lehnskassenscheine  sollte  10  Millionen  Thaler  nicht  übersteigen.  Der 
Finanzminister  sollte  den  Betrag  der  „umlaufenden"  Darlehnskassen- 
scheine  monatlich  zur  allgemeinen  Kenntniss  bringen  und  dieselben  spä- 
testens in  drei  Jahren  wieder  einziehen.  Nach  einer  Bekanntmachung 
des  Einanzministeriums  waren  am  31.  December  1848  6,623,501  Thlr. 
in  Darlehnskassenscheinen  in  Umlauf  Diese  Darlehnskassenscheine 
waren  das  erste  Papiergeld,  welches  die  Preussisclve  Begierung  als  ein 
uneinlösliches  Papiergeld  ausgegeben  hat.  In  Bezug  auf  die  Tresorscheine 
hatte  die  Verordnung  vom  4.  Eebruar  1806  in  §.  3  bestimmt,  dass  sie 
„zu  jeder  Zeit  gegen  Silbercourant  ohne  Aufgeld  umgesetzt  (realisiit) 
werden  und  geben  Wir  hierüber  unser  königliches  Wort."  Beachtens- 
werth  sind  übrigens  die  Aeusserungen  des  Einanzministers  v.  Babe  in 
der  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  8.  April  1851,  es  habe  sich  im 
Laufe  der  Zeit  herausgestellt,  dass  das  dringende  Bedürfhiss,  welches 
im  Jahre  1848  als  vorliegend  angenommen  wurde,  damals  gar  nicht  in 
dem  TJmfBuige  vorhanden  war,  und  dass  auch  jetzt  keine  dringende  Ver- 
anlassung ist,  diese  Kassen  fortbestehen  zu  lassen.  Im  Jahre  1848 
war  kaum  möglich,   einige  Millionen  von  diesen  Darlehnsscheinen  un- 
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terzubringen.  Erst  im  Jahre  1849  zeigte  sich  ein  grösserer  fiegehr. 
Vorzugsweise  wurden  sie  aber  benutzt  zur  Gewährung  von  Barlehnen 
auf  Staatspapiere,  Eisenbahnaktien  und  Pfandbriefe,  die  auch  ebenso 
gut  durch  die  Bank  hätten  beliehen  werden  können,  wozu  es  also  be- 
sonderer Darlehnskassen  gar  nicht  bedurft  hätte."  Das  Gesetz  vom 
30.  April  1851  setzte  den  Termin  zur  Auflösung  der  Darlehnskassen  auf 
den  31.  December  1852  fest  und  bestimmte,  dass  sie  neue  Darlehne 
nicht  weiter  bewilligen  sollten.  Die  Einziehung  der  Darlehnskassen- 
scheine  sollte  aber  nicht  stattfinden,  vielmehr  der  Gesammtbetrag  der 
ausgefertigten  Darlehnskassensoheine  mit  10  Mill.  Thaler  einen  Tb  eil 
der  unverzinslichen  Staatsschuld  bilden.  „Alle  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen, welche  wegen  der  Kassenanweisungen,  insbesondere  wegen  der 
Annahme  in  öffentiichen  Kassen  und  wegen  der  Bealisation  derselben,  so 
wie  wegen  des  Umtausches  beschädigter  und  sonst  unbrauchbar  gewor- 
dener Kassenanweisungen  ergangen  sind,  finden  auch  auf  die  Darlehns- 
kassensoheine Anwendung."  So  war  der  Betrag  des  Preussischen  Staats- 
papiergeldes bis  auf  30,842,347  Thlr.  gewachaen.  Das  Gesetz  vom 
19.  Mai  1851  verordnete  die  Einziehung  dieses  Papiergeldes  und  die 
Ausgabe  neuer  Kassenanweisungen  zum  Belauf  von  30,842,347  Thlr. 
Nach  dem  Gesetz  vom  7.  Mai  1856  (S.  398)  sollten  abermals  alle  Kas- 
senanweisungen eingezogen  und  dagegen  16,598,000  Thlr.  Staatsschuld- 
verschreibungen zu  4}-^  verzinslich,  und  15,842,347  Thlr.  neue  Kas- 
senanweisungen, und  zwar  8,000,000  Thlr.  in  Apoints  zu  5  Thlr.  und 
7,842^347  Thlr.  in  Apoints  zu  1  Thlr.  ausgegeben  werden. 

In  Eolge  einer  octroyirten  Verordnung,  vom  18.  Mai  1866  (S.  26), 
wurden  wieder  Darlehnskassen  errichtet,  welche  Papiergeld,  Dariehns- 
kassenscheine  genannt,  über  1 ,  5  und  10  Thlr.  im  Gesammtbetrage  von 
25  Millionen  Thaler  sollten  außgeben  können.  Diese  Scheine  „werden 
bei  allen  öffentlichen  Kassen^)  nach  ihrem  vollen  Nennwerth  angenom- 

1)  Der  Berliner  Magistrat  schrieb  am  4.  Juni:  „Der  Stadtverordnetenversamm- 
lung erwiedern  wir  auf  dsL»  geflUIige  Schreiben  vom  2.  d.  H.,  dass  bereits  vor  Ein- 
gang desselben  die  darin  berfihrte  Frage  wegen  Annahme  der  Darlehnskassenscheine 
bei  den  stftdtischen  Kassen  in  unserm  GoUegium  zu  einer  eingehenden  Erörterung 
gelcommen  ist,  auf  Qmnd  deren  wir  in  Erwägung,  dass  Art  106  der  Verfassung 
lautet : 

,, Gesetze  und  Verordnungen  sind  verbindlich,  wenn  sie  in  der  vom  Gesetze  vor- 

geschriebenen  Form   bekannt   gemacht   worden   sind.     Die  Prüfung  der  Bechts- 

giltigkeit  gehörig  verkündigter  Königl.  Verordnungen  steht  nicht  den  Behörden, 

sondern  nur  den  Kammern  zu;'* 

in  Erwägung   femer,    dass    die   auf  Grund  Art.  63    der  Verfassungsurkunde  unterm 

18.  Mai  d.  J.  erlassene,  im  19.  Stück  der  diesjährigen  Gesetzsammlung  verkündigte 

Verordnung    „über  die  Gründung  öffentlicher  Darlehnskassen  und  die  Ausgabe  von 

Darlehnskassen**  im  §.  2  bestimmt  : 

Für    den   ganzen    Betrag    der   bewilligten   Darlehne    soll    unter   der   Benennung 
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men,  im  PriTatTerkehr  tritt  ein  Zwang  zu  deren  Annahme  nicht  ein.'' 
Die  DarlelinskassenBcIieine  sollten  yon  der  durch  die  K.O.  vom  16.  Jnli 
1846  ernannten  Immediatkommission  (S.  395)  —  von  deren  Fortbestehen 
man  zwanzig  Jahre  lang  nichts  yernommen  hatte  —  zum  Zeichen,  dass 
nicht  mehr  als  der  zulässige  Betrag  im  Umlaufe  ist,  mit  einem  Stempel 
versehen  werden.  Da  nicht  Vorsorge  getroffen  wurde,  dass  diese  Dar- 
lehnskassenscheine  jederzeit  gegen  vollhaltige  Sübermiinzen  auf  Verlan- 
gen der  Inhaber  umgewechselt  werden  können,  so  verstiess  die  Verord- 
nung auch  gegen  den  Art.  22  des  Münzvertrages  von  1857,  welcher 
damals  rechtlich  noch  nicht  aufgehoben  war  (S.  298).  Nachdem  das 
Abgeordnetenhaus  am  19.  September  der  auf  Grund  des  Art.  63  der  Ver- 
fassungsurkunde  erlassenen  königlichen  Verordnung  vom  18.  Mai  d.  J. 
über  die  Gründung  öffentlicher  Darlehnskassen  die  nachträgliche  Geneh- 
migung versagt  hatte,  wurden  unterm  27.  September  1866  eine  könig- 
liche Verordnung,  welche  die  gedachte  königliche  Verordnung  vom 
18.  Mai  wieder  aufhob,  und  ein  Gesetz,  „betreffend  die  Ertheüung  der 
Indemnität  in  Bezug  auf  den  Erlass  der  Verordnung  vom  1 8.  Mai  1 866 
über  die  Gründung  öffentlicher  Darlehnskassen,  die  Schliessung  der 
Darlehnskassen,  die  Liquidation  der  Geschäfte  derselben  und  die  Ein- 
ziehung der  Darlehnskassenscheine'*  erlassen.  Die  Verordnung  vom 
18.  Mai  war  von  dem  Finanzminister  v.  Bodelschwingh  gegengezeich- 
net. Im  Abgeordnetenhause  sagte  am  14.  August  der  Anfangs  Juni  zum 
Finanzminister  ernannte  Freih.  v.  d.  Heydt:  „Im  ersten  Monat  sind  an 
Darlehnskassenscheinen  etwa  6  Millionen^)  zur  Ausgabe  gekommen, 
im  zweiten  etwas  über  5,  zusammen  11,260,000  Thlr.  Davon  sind 
1,200,000  Thlr.  wieder  zurückgeflossen,  so  dass  jetzt  etwas  über  10  Mil- 
lionen im  umlaufe  sind.  Es  scheint,  als  ob  man  auf  dem  Höhepunkt 
angelangt  sei ,  als  ob  die  Zirkulation  sich  nicht  auf  eine  höhere  Summe 
erstrecken  wird,  und  wenn  in  der  Verordnung  vorbelialten  ist,  läng- 
stens innerhalb  dreier  Jahre  die  Auflösung  der  Darlehnskassen  zu  be- 

„Darlehnskassenschcine**    ein   besonderes   Geldzeichen   ausgegeben   werden.     Es 
▼ertreten   diese  Scheine  in  Zahlungen  die  Stelle  des  haaren  Geldes;   sie  werden 
bei   allen   öffentlichen  Kassen    nach   ihrem    vollen  Nennwerth  angenommen;    im 
Privatverkehr  tritt  ein  Zwang  zu  deren  Annahme  nicht  ein; 
in  Erwägung  endlich,    dass  die  unter  der  Verwaltung  des  Magistrats,   als  einer  ^- 
fenüichen  Behörde   stehenden  Kassen    unzweifelhaft    unter    den  Begriff  des   von  der 
Verordnung  gebrauchten  Wortes  „öffentliche  Kassen*'  fallen;   zu  dem  Resultate  ge- 
langt  sind ,    dass    wir   verpflichtet   sind ,    die  Darlehnskassenscheine  bei  den  städti- 
schen Kassen    nach   ihren  vollen  Nennwerth  anzunehmen.     Wir  haben  hiernach  die 
Kassen    mit  Anweisung   versehen   und   sind    der  Aufforderung:   bei   diesen  Kassen 
keine  Darlehnskassenscheine  anzunehmen  —  als  mit  unserer  gesetzlichen  Verpflich- 
tung in  Widerspruch  stehend  —  Folge  zu  geben  ausser  Stande.*' 

1)  Also   nicht  25  Miil.,    wie  der  llandelsminister  Qr.  Itzenplitz  geglaubt  hatte 
(8.  608). 
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wirken,  so  darf,  wenn  nicht  ausserordentliche  Ereignisse  eintreten,  an- 
genommen werden,  dass  innerhalb  Jahresfrist,  ja  yieUeicht  nach  Ab- 
lauf des  Kalenderjahres  schon  die  Auflösung  wird  erfolgen  können  ^)/' 
Nach  Bekanntmachungen   des  Finanzministers   waren  Darlehnskassen- 

1)  In  den  Berliner  Börsenberichten  hiess  es  1866,  am  10.  Juli:  Auf  dem  Geld- 
markte   ist   durch   das  steigende  Vertrauen  die  Entwickelung  gezeitigt  worden,    die 
wir   in  den  letzten  Wochen  vorausgesagt  haben.     Die  zurückgehaltenen  Kassenvor- 
räthe  kommen  auf  den  Harkt  und  drücken,  da  sie  nur  ein  schwaches  Angebot  von 
Disconten   finden,    den   marktgängigen  Discont  erheblich  unter  den  Satz  der  Bank. 
Man  discontirte  bis  zu  4  J  %  herab ,   einen  Satz ,   den  wir  nun  seit  Jahresfrist  schon 
nicht   mehr    kennen.     Auch  der  Bank  strömten  in  der  letzten  Woche  im  Wechsel- 
und  Lombardverkehr  4,667,000  Thlr.  Geld    zu,    wodurch   sie   in   den  Stand  gesetzt 
wurde,    ihren  Notenumlauf   um  2,303,000  Thlr.  zu  rednciren,    obgleich  ihm  im  Gi- 
roverkehr  fast  2  Mill.  Thlr.    entzogen   wurden.     Die  Bank  hat  sich  auch  veranlasst 
gesehen ,    den  Disconto    wieder   um  1  J ,    auf  7  ^  herabzusetzen.     Einen  üblen  Ein- 
druck   machte    es,    dass   der  Finanzminister   mit  einer  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
der  Darlehuskassen   auf  6^  herabging,    obgleich  §.  7  der  Verordnung  vom  18.  Mai 
bestimmt,  dass  der  Zinsfuss  der  Darlehnskassen  in  der  Regel  nicht  unter  den  Lom- 
bardzinsfuss  der  Bank  herabgehen  soll.     Es  konnte  gewiss  nicht  die  Absicht  dieser 
Nothstands Verordnung  sein ,  dass  mit  dem  un einlösbaren  Staatspapiergelde  auch  der 
Zinsfuss   gedrückt  werden  sollte.     Wenigstens  ist  das  die  gefährlichste  Politik,    die 
es    nur  giebt,    da  sie  das  Edelmetall  direkt  zum  Lande  hinaustreibt.     Freilich  war 
es    den  Darlehnskassen    nicht    gelungen,   viel  Papiergeld    in  Umlauf  zu  setzen;    es 
waren  am  30.  Juni  wenig  über  4  Mill.  Thlr.     Fast  sieht  es  aus,  wie  eine  Ironie  auf 
seinen  Vorgänger ,    wenn  Herr  v.  d.  Heydt  jetzt   das  Papiergeld ,    welches   zur  Ab- 
hilfe eines  Nothstandes  creirt  war,  wie  saures  Bier  unter  dem  Lombardzinsfusse  der 
Bank    ausbietet.     Da  jetzt   die   Privatkassenvorräthe    sich    auszuschütten    beginnen, 
thäten    die  Darlehnskassen    gut,    ihre  Geschäfte  ganz  einzustellen.     Denn  wenn  sie 
anfangen ,    den  Markt   mit  Kasse  zu  überfüllen ,   so  beginnt  unmittelbar  ein  Metall- 
abfluss  nach  dem  Auslande.     Ein  Mene  Tekel,  das  wohl  beachtet  werden  sollte,  ist 
die   seit  acht   Tagen   eingetretene  Steigerung   der   auswärtigen  Wechselcourse ,    auf 
London   um    ca.  2  Sgr. ,   auf  Amsterdam    um  ^ ,    auf  Paris    um   ^\  Thlr.  —     Am 
10.  August:  Der  neueste  Bankausweis,  verglichen  mit  dem  vom  31.  Mai,  zeigt  eine 
Zunahme  des  Metallvorraths  um  7,416,000  Thlr.,  eine  Abnahme  der  Wechselbestände 
um  20,163,000,  der  Lombardbestände  um  232,000,  des  Notenumlaufs  um  5,607,000 
Thlr.     Der   letztere   hat   gegen  den  höchsten  Stand  (30.  Juni)  um  10,200,000  Thlr. 
abgenommen.     Der   ungedeckte  Notenumlauf  betrug   am    31.  Mai  71,156,000  Thlr., 
am    30.  Juni   72,542,000  Thlr.    und   am    7.  August   56,133,000  Thlr.     Derselbe   hat 
also  sehr  beträchtlich  abgenommen  und  die  Position  der  Bank  ist  wieder  eine  ver- 
hältnissmässig   günstige   geworden.     Auffallend    ist    die   kolossale  Zunahme  der  Pa- 
piergeldbestände unserer  Bank,    die   seit  dem  31.  Mai  —  abo  seit  dem  Erscheinen 
der  Darlehns- Kassenscheine  — -  von  1,704,000  Thlr.    auf  6,399,000  Thlr. ,   also    um 
4,695,000  Thlr.  gestiegen  sind.    Für  9,939,000  Thlr.  in  den  Verkehr  getretene  Dar- 
lehns -  Kassenscheine   sind   also  4,695,000  Thlr.  Papiergeld  (wahrscheinlich  lediglich 
Darlehns  -  Kassenscheine)  ausser  Verkehr  getreten,   so  dass  der  Verkehr  —  abgese- 
hen  von    den  Beständen,    die   sich   in    der  Staatskasse    angesammelt  haben  —  nur 
circa  5 1  Mill.  Thlr.    aufgenommen    hat.     Das  Resultat  der  Maassregel  ist,    wie  man 
sieht,  ein  klägliches.     Man  vergleiche  auch,  was  Michaelis  am  18.  September  1866 
äusserte  (S.  399). 
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scheine   im   Umlauf  am    30.  September   9,157,000  Thir.,    Ende   1B66 
5,134,000  Thlr.,  Ende  1867  440,640  Thlr. 

Das  Gesetz  betreffend  die  Abhülfe  des  in  den  Eegierangsbeziiken 
Königsberg  und  Gambinnen  herrschenden  Kothstandes  Tom  23.  Decem- 
her  1867  ermächtigte  den- Finanzminister,  die  auf  Grand  der  Verord- 
nung vom  18.  Mai  1866  ausgegebenen  und  noch  nicht  yernichteten  Dar- 
lelmskassenscheine ,  welche  demselben  yon  der  Hauptyerwaltang  der 
Darlehnskassen  im  Betrage  yon  1,228,000  Thlr.  zu  überweisen  waren, 
wieder  auszugeben  und  neue  Darlehnskassenscheine  im  Betrage  von 
1,000,000  Thlr.  ausgeben  zu  lassen.  Letztere  waron  von  der  Haupt- 
yerwaltung  der  Staatsschulden  in  Abschnitten  zu  5  Thlr.  auszufertigen 
und  dem  Fiuanzmixiister  zu  überweisen.  Die  Darlehnskassenscheine 
werden  bei  aUen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrem  yoUen  Nennwerthe  an- 
genommen. Dieselben  vertreten  in  Zahlungen  die  Stelle  des  haaren  Qcil- 
des ;  im  Priyatyerkehr  tritt  jedoch  ein  Zwang  zu  deren  Annahme  nicht 
ein.  Am  31.  Mai  1871  waren  2,212,243  Thlr.  noch  nicht  zurückge- 
zahlt und  yernichtet. 

Nach  dem  Gesetze  vom  29.  Eebruar  1868  sollte  das  vormals  Kar- 
hessische und  Nassauische  Papiergeld  eingezogen  und  dagegen  sollten 
2,407,653  Thlr.  Kassenanweisungen  ausgegeben  werden.  Die  unver- 
zinsliche Staatsschuld  der  Monarchie  wird  „dansLch  10,400,000  Thlr.  in 
Apoints  zu  5  Thlr.  und  7,850,000  Thlr.  in  Apoints  za  1  Thlr.,  zusam- 
men 18,250,000  Thlr.  betragen." 

Auch  der  Norddeutsche  ßuiid  hat  Papiergeld  ausgegeben,  dessen 
jederzeitige  Einlösung  gegen  baares  Geld  von  den  Inhabern  nicht  ver- 
langt werden  kann.  Nach  dem  Bundesgesefö  vom  21.  Juli  1870  waren 
an  denjenigen  Orten  innerhalb  des  Bundesgebiets,  wo  der  Bundeskanz- 
ler ein  Bedürfniss  dazu  fand,  Darlehnskassen  zu  errichten,  die  Darlekns- 
kassenscheine  über  5,  10,  oder  25  Thlr.,  im  Gesammtbetrage  von  30  MiD. 
Thaler,  ausgeben  können.  Dieselben  soUen  in  Zalüungen  die  Stelle  des 
haaren  Geldes  vertreten  und  müssen  bei  allen  Bundeskassen,  sowie  bei 
allen  öffentlichen  Kassen  in  sämmüichen  zum  Norddeutschen  Bunde  ge- 
hörigen Staaten  nach  ihrem  vollen  Nennwerthe  angenommen  werden; 
im  Priyatyerkehr  soll  aber  ein  Zwang  zu  deren  Annahme  nicht  eintre- 
ten. Davon  waren  am  31.  Mai  1871  immer  noch  24,340,635  Thlr. 
nicht  vernichtet. 

Das  Bundesgesetz  vom  16.  Juni  1870,  welches  aber  erst  am  5.  August 
in  Berlin  ausgegeben  wurde,  schreibt  vor,  dass  von  den  Staaten  des 
Norddeutschen  Bundes  nur  auf  Grund  eines  auf  den  Antrag  der  bethei- 
ligten Landesregierung  erlassenen  Bundesgesetzes  Papiergeld  ausgegeben 
oder  dessen  Ausgabe  gestattet  werden  kann.  Zwar  kann  das  zur  Zeit 
umlaufende  Papiergeld  durch  neue  "Werthzeichen  ersetzt,   beziehungs- 
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weise  dagegen  umgetauscht  werden ,  doch  darf  dahei  Papiergeld  von  ge- 
ringerem Nennwerth  an  die  Stelle  yon  rapiergeld  höheren  Nennwerths 
nicht  gesetzt  werden.  — 

DasB  in  Preussen  im  Jahre  1806  Tresorscheine  ausgegeben  wurden, 
ist  zu  bedauern ;  noch  yiel  mehr  aber  ist  es  zu  bedauern ,  dass  sie  in 
der  langen  Priedenszeit  nicht  bezahlt  worden  sind,  dass  vielmehr  die 
Masse  des  Papiergeldes  bedeutend  vermehrt  worden  ist.  Im  Jahre  1856 
schien  jedoch  die  Begiemng  erkannt  zu  haben,  dass  dies  ein  XJebel  war 
und  hat  daher  den  Betrag  vermindert.  Bedenklich  ist  es  aber,  dass  die 
Kassenanweisungen  und  Darlehnskassenscheine  jetzt  über  5  Thlr.  und 
sogar  über  1  Thlr.  lauten.  Denn  nur  das  über  grössere  Summen  ausge- 
stellte Papiergeld,  sei  es  nun  von  Seiten  der  Regierung,  oder  sei  es  als 
Noten  von  Privatbanken  emittirt,  kann  ungefährlich  sein.  Wenn  näm- 
lich nur  solches  ausgegeben  ist,  so  muss  noch  so  viel  Metallgeld  im 
Umlauf  bleiben,  als  nöthig  ist,  um  die  Zahlungen,  welche  zu  klein 
sind ,  um  mit  Papiergeld  geleistet  werden  zu  können ,  mit  Metallgeld  zu 
leisten^).  Aber  mehr  Edelmetall,  als  in  der  Gestalt  von  Metallgeld 
nothwendig  ist,  bleibt  nicht  im  Umlaufe  und  im  Lande;  es  geht  fort, 
wenn  Papiergeld  seine  Stelle  vertreten  kann  und  es  also  zu  vorthcilhaf- 
terer  Verwendung  verfugbar  wird.  Wenn  z.  B.  in  Preussen  die  Regie- 
rung oder  Privatbanken  1000  Mill.  Thaler  in  Papiergeld  in  Apoints  von 
mehr  als  100  Thlr.  ohne  Zwang  in  Umlauf  bringen  und  im  Umlauf  er- 
halten könnten,  so  würde  daneben  doch  so  viel  Metallgeld  im  Umlauf 
bleiben  müssen,  um  alle  Zahlungen  von  weniger  als  100  Thlr.  leisten 
zu  können.  Wollte  man  aber  auch  nur  1 00  Mill.  Thaler  Papiergeld  in 
Apoints  von  1  Thlr.  ausgeben ,  so  würden  in  kurzer  Zeit  ausser  einigen 
wenigen  Sechstelthalerstücken ,  nur  noch  Scheidemünzen  in  Umlauf  sein 
und  zwar  nicht  bloss  ächte,  sondern  auch  nachgemachte.  Ausserdem 
würde  wahrscheinlich  auch  bald  nachgemachtes  Papiergeld  in  Massen 
mit  umlaufen,    da  ja  alles  Papiergeld,   welches   gemacht  wird,   auch 


1)  Man  meldete  im  Jahre  1866  aus  dem  Tost  -  Qleiwitzer  Kreise  vom  24.  Mai: 
Ueber  die  Stimmnng  ist  auch  von  hier  nichts  Erfreuliches  mitautheilen.  Klagen 
über  die  fast  unglaubliche  Stockung  im  Geschäft,  über  Nichtannahme  Prenssischer 
Kassenanweisungen  von  vielen  Handwerkern  und  selbst  Kaufleuten ,  über  die  Aus- 
sicht auf  Brodlosigkeit  vieler  Tausende  von  armen  Familien  und  über  die  Verlas- 
senheit der  lahlreichen  Familien ,  deren  Ernährer  eingezogen  sind ,  bildet  jetzt  das 
Tagesgespräch.  —  Femer  ans  Striegau  vom  12.  Juni:  Seit  14  Tagen  ist  hier  das 
Säbergdd  wie  verschwunden  und  an  dessen  Stelle  Papiergeld  getreten.  Namentlich 
des  Sonnabends,  wo  gewöhnlich  Lohnzahlungen  etc.  erfolgen,  ist  es  nun  eine  wahre 
Noth,  Papiergeld  gegen  Silber  umzuwechseln.  Es  kommt  auch  nicht  selten  vor, 
dass  als  Bezahlung  für  eine  Kufe  Bier  ein  25  -  oder  60  -  Thaierschein  gegeben 
wird  in  der  Hoflhung ,  auf  diese  Weise  Kleingeld  zu  erhalten ,  was  aber  nur  selten 
gelingt. 
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mehr  oder  weniger  gut  nachgemacht  werden  kann.  Nachgemachtes  Pa- 
piergeld üher  grössere  Summen  hleibt  selten  lange  unentdeckt.  Nachge- 
machtes Papiergeld  über  kleine  Summen  ist  aber,  wie  die  Erfahrung 
lehrt y  nicht  so  schwer  in  Umlauf  zu  bringen ,  weil  nicht  jeder  Empfan- 
ger jedes  einzelne  Stück  genau  betrachtet  und  betrachten  kann;  und 
bei  nachheriger  zufälliger  Entdeckung  eines  nachgemachten  Stücks,  wird 
es,  zur  Vermeidung  eigenen  Verlustes,  weiter  in  Zahlung  gegeben.  Ich 
halte  dafür,  dass  von  allen  Schulden  des  Preussischen  Staats  zuerst  das 
Papiergeld  über  1  Thlr. ,  5  Thlr.  und  10  Thlr.  abgezahlt  werden  sollte. 
Dass  die  Bank  von  England,  eine  von  der  Regierung  unabhängige  Pri- 
yatbank,  deren  Aktionäre  den  Gouverneur,  den  Vicegouvemeor  und 
die  Direktoren  aus  sich  wählen ,  Banknoten  über  weniger  als  5  £  jetzt 
nicht  ausgiebt,  veranlasst  gar  keine  Verlegenheiten  für  den  Vericehr, 
da  wenn  es  an  Münzen  fehlt,  man  Goldmünzen  sich  kostenfrei  prägen 
lassen  kann  ^).  Was  die  alte  Königliche  Bank  an  Papiergeld,  in  Noten, 
ausgegeben  hatte,  betrug  nicht  viele  Millionen.  Seitdem  die  an  ihre 
Stelle  getretene  Preussisohe  Bank  aber  Noten  ohne  Beschränkung  auf 
ein  Maximum  ausgeben  kann,  zirkulirt  so  viel  Papiergeld,  wie  niemals 
zuvor.  Gesetzlich  ist  zwar  keine  Privatperson  verpflichtet,  die  Noten 
der  Preussischen  Bank  in  Zahlung  zu  nehmen,  alle  öffentlichen  Kassen 
müssen  sie  aber  annehmen.  Die  alte,  von  Organen  der  B^gierung  ver- 
waltete. Königliche  Bank  wurde  insolvent  —  lässt  sich  etwa  die  Mög- 
lichkeit in  Abrede  stellen,  dass  die  Preussische  Bank,  welche  ebenfEills 
von  Organen  der  Regierung  verwaltet  wird,  ein  gleiches  Schicksal  ha- 
ben wird  ?  In  diesem  Pall  hätten  nicht  bloss  vertrauende  Privatleute, 
sondern  auch  die  öffentlichen  Kassen,  statt  werthvoUen  Edelmetalls, 
werthloses  Papier  —  und  der  Verlust  träfe  die  Steuerzahler,  welche 
davon ,  dass  die  Noten  der  Preussischen  Bank  in  allen  Staatskassen,  Ge- 
meindekassen,  Kreiskommunalkassen,  Elirchenkassen,  und  allen  übrigen 

1)  Als  viele  Banknoten  von  weniger  als  5  £  umliefen  and  die  Baarzalilungen 
der  Bank  von  England  sistirt  waren,  wnrden  die  Noten  vielfach  geflUscbt.  In 
Old  Bailej  wurden  154  Personen  wegen  NotenfUschnng  prosessirt  und  46  davon 
gehfingt.  Vockfy  Geschichte  der  Steuern  des  Britischen  Reichs,  S.  87.  Im  Januar 
1869  wurde  gemeldet,  dass  eine  Nachbildung  der  Preussischen  Banknoten  von 
10  Thlr.  neuester  Emission  vom  18.  Juni  1867  zum  Vorschein  gekommen,  und  dass 
auch  wiederholentlich  falsche  ZweieinhalbsilbergroschenstUcke  mit  der  Jahrsahi  1851 
vorgekommen  seien.  Dass  Jemand  jetat  Anlass  haben  könnte,  Conrantmfinzen  prä- 
gen zu  lassen ,  ist  nicht  anzunehmen.  Wenn  aber  Papiergeld  nur  Über  griUs^re 
Summen  als  25  Thlr.  Umlauf  hätte,  so  würde  die  PrSgung  von  Kronen  wohl  öfters 
verlangt  worden  sein.  Das  kleinere  Papiergeld  ist  vielleicht  der  Grund,  weshalb 
die  Kronen  nicht  in  Aufnahme  gekommen,  und  Goldmünzen  überhaupt  fast  gar 
nicht  in  Umlauf  sind ,  der  Uebergang  zur  Goldwährung  aber  erschwert  wird.  — 
Die  Schottischen  Banken  geben  auch  Einpfandnoten  aus,  und  die  Folge  davon  ist, 
dass  in  Schottland  verbal tnissmftsslg  mehr  Halfsovereigns  umlaufen,  als  in  England. 
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öffentüchen  Kassen  jederzeit  zum  Nominalbetrage  Annahme  finden,  offen- 
bar keinen  Yortheil  haben  können.  Sollten  in  Freossen  Begierang  und 
YolksTertretnng  ans  der  Geschichte  des  Papiergeldes  überhaupt,  und 
namentlich  aus  der  Geschichte  der  Oesterreichischen  Papiergeldwirth- 
schalt  nicht  sehr  gute  Lehren  entnehmen  können?  „Schwört  nicht  zu 
Oesterreich,  wenn  Ihr's  könnt  vermeiden.  —  Seid  Ihr  erst  Oesterreichs, 
seid  Ihr's  auf  immer.'' 


§.57.     ERZWUNGENE  STAATSSCHULDEN. 

Die  Staatsschulden  werden  in  erzwungene  und  yertragsmässige  ein- 
getheilt.  Zu  den  erzwungenen  Staatsschulden,  zu  welchen  man  sich 
Öfters  gewendet  habe ,  wenn  man  nicht  auf  einen  hinreichenden  Kredit 
zu  bauen  wagte,  welche  jedoch  grösstentheils  neben  dem  in  jeder  Staats- 
schuld liegenden  üebel  noch  andere  Nachtheile  mit  sich  föhrten,  rechnet 
Bau  :  Eüokstände  der  Ausgaben ;  geforderte  Steuervorschüsse ;  Zwangs- 
anleihen; Bürgschaftsgelder  oder  Eautionskapitale ;  und  endlich  auch 
„eine  gefahrliche  Art  von  Staatsschulden",  das  Ausgeben  yon  Staats- 
papiergeld, welches  für  ein  gesetzliches  Zahlungsmittel  erklärt  wird 
und  daher  einen  Zwangsumlauf  hat ,  so  dass  es  von  den  Staatskassen  zu 
Staatsausgaben  gebraucht  werden  kann. 

Was  zuTÖrderst  die  Ausgaberihkstände  betrifft,  so  wird  das  Ver- 
trauen zur  Begierung  untergraben,  wenn  sie  versprochene  oder  schul- 
dige Zahlungen  nicht  rechtzeitig  und  vollständig  leistet.  Hierdurch  ge- 
rathen  viele  Familien  in  Noth  und  Jeder  muss  bedenklich  werden,  sich 
mit  der  Begierung  in  Verträge  irgend  einer  Art  einzulassen.  Und  da- 
durch werden  dann  natürlich  auch  alle  Anschaffungen  für  die  Begierung 
vertheuert.  Ben  Gläubigem  etwa  verzinsliche  Schuldscheine  auszu- 
händigen, mildert  den  Uebelstand  nur  wenig,  weil  die  meisten  die  aus- 
stehenden Summen  nicht  entbehren  können  und  die  Schuldscheine  um 
jeden  Preis,  also  mit  grossem  Verlust  verkaufen  müssen. 

Durch  die  Ereignisse  von  1806  und  1807  kam  die  Preussische  Be- 
gierung in  grosse  Geldnoth.  Es  waren  für  den  Krieg  und  für  Preussi- 
sche und  fremde  Truppen  grosse  Lieferungen  ausgeschrieben  worden 
und  unbezahlt  geblieben.  Biese  Lieferungen  und  Kriegsschäden  und 
Lasten  wurden  auch  später  nicht  vollständig  vergütet.  Die  Forderun- 
gen bis  zum  1.  November  1808  sollten  liquidirt  werden.  Bie  Sache 
kam  aber  durch  den  1813  wieder  ausgebrochenen  Krieg  ins  Stocken; 
nach  dem  Edikt  vom  3.  Juli  1814  wurden  jedoch  Lieferungsscheine  aus- 
gefertigt, die  vom  Staate  allmälig  eingelöst  werden  sollten.  An  soge- 
nannten Kompensationsanerkenntnissen  waren  für  20  Mill.  Thlr.  ausge- 
stellt und  davon  wurden  12,900,000  Thlr.  in  Lieferungsscheine  umge- 

BerglQs,  Finanzwissonsch.    2.  Aufl.  4;3 
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schrieben,  üeberhaupt  sind  an  Lieferangsscheinen  34,600,000  Thlr. 
ausgestellt  worden.  Davon  waren  bis  1819  über  17-}^  Mill.  in  Staats- 
schuldscheine umgeschrieben.  Welche  Landestheile  Torzugsweise  hat- 
ten Kriegslieferungen  machen  müssen,  ergiebt  sich  ungefähr  ans  den 
Beträgen,  welche  sie  späterhin  an  Lieferungsscheinen  erhielten.  So 
gelangten  Lieferungsscheine  an  die  Eegierungsbezirke  Königsberg  4 — 5 
MilL,  Gumbinnen  über  5  Mill. ,  Breslau  einschliesslich  Oberschleaien 
über  7  Hill.,  Liegnitz  6^  Mill.,  die  Neumark  beinahe  1  Hill.,  die  Kur- 
mark beinahe  ^  Mill.  Thaler.  Natürlich  waren  diese  Papiere  nur  mit 
Verlust  verkäuflich.  Von  1816  ab  wurde  ihr  Cours  an  der  Berliner 
Börse  notirt.  Die  Anerkenntnisse  standen  Februar  1816  33,  Dezember 
1817  16^,  Dezember  1819  25,  und  die  Lieferungsscheine  Anfimgs  Ja- 
nuar 62^,  23.  Februar  1816  75,  24.  Februar  1818  53|,  29.  Oktober 
1821  83f  ^).  Von  den  Vergütungsanerkenntnissen  nach  dem  Gesetz 
vom  11.  Mai  1851  war  schon  (8.  146)  die  Bede. 

Es  ist  für  die  Steuerpflichtigen  höchst  drückend,  wenn  ihnen 
Sieuervorschihse  abgefordert  werden.  Das  Mittel  ist  nur  als  eine  augen- 
blickliche Nothhülfe  einer  bedrängten  Eogierung  anzusehen.  Die  Ge- 
stattung eines  die  Zinsen  vergütenden  Abzuges  oder  Diskontos  mildert 
die  Härte  auch  nur  wenig.  Wenn  die  Vorausbezahlung  nicht  zwangs- 
weise ,  sondern  gegen  Bewilligung  eines  Diskontos  freiwillig  geschieht 
(S.  405),  so  kann  die  Maassregel  zweckmässig  sein,  ist  aber  dann  wie 
eine  freiwillige  Anleihe. 

Ztvangsanieihen  können  einer  Begierung  bei  grosser  Geldnoth  zu- 
weilen zwar  eine  augenblickliche  Hülfe  gewähren,  aber  diese  ist  mit 
grossen  Nachtheilen  verbunden.  Die  Nöthigung  zu  einem  Vorschnss 
müsste,  um  gerecht  zu  sein,  nach  dem  Maasse  aller  Steuern,  die  Jeder 
zu  zahlen  hat,  stattfinden;  aber  sie  wird  um  so  härter,  je  weniger  ge- 
recht die  Steuern  haben  umgelegt  werden  können.  Ausserdem  ist  die 
Möglichkeit  der  Aufbringung  auch  sehr  verschieden ;  Grund  -  und  Haus- 
besitzer z.  B.  werden  eine  Zwangsanleihe  gewöhnlich  noch  schwerer  auf- 
bringen können,  als  Geschäfts-  und  Handelsleute.  Eine  Regierung, 
welche  eine  Zwangsanleihe  ausschreibt,  erkennt  dadurch  selbst  öffent- 
lich an,  dass  sie  kreditlos  ist,  und  erzeugt  dadurch  wirklich  IhreKredit- 
losigkeit.  Zwangsanleihen  geben  übrigens  auch  nur  eine  beschränkte 
Hülfe,  und  vermindern  die  Aussicht,  künftig  eine  freiwillige  Anleihe, 
auch  zu  harten  Bedingungen,  abzuschliessen. 

Dass  in  England  Zwangsanleihen  ausgeschrieben  worden,  ist  mir 
nicht  bekannt  In  Frankreich  wurde  1793  eine  Zwangsanleihe  von 
1000  Mill.  verordnet,    sie  ging  aber  sehr  langsam,    unter  dem  Wider- 


1)  Kmg,  Geschichte  der  Preusa.  Staatsschulden.    8.  168—184.  880.  317. 
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sprach  der  Beichen,  die  man  treffen  wollte,  ein  und  brachte  nur  400 
Hill.  Oesterreich  hat  mehrmals  Zwangsanleihen  versucht,  aber  meist 
nur  mit  geringem  Erfolge,  1705,  1760,  1794,  1806,  1850;  die 
Zwangsanleihe  von  75  Hill.  Gulden  in  Lombardei -Venedig  yon  1859 
konnte  in  der  Lombardei  wegen  der  ung&nstigen  Wendung  des  Krieges 
nicht  eingezogen  werden.  Ebenso  wird  es  mit  der  im  Mai  1866  in 
Yenetien  ausgeschriebenen  Zwangsanleihe  yon  1 2  Mill.  Gulden  in  baarer 
Silbermünze  oder  in  Goldmünzen  gegangen  sein. 

In  Freussen  sind  mehrmals  Zwangsanleihen  ausgeschrieben  worden. 
Die  sogenannte  Kriegsanleihe  von  1745  war  eine  Zwangsanleihe,  wel- 
che auf  die  Magistrate,  Stifter  und  grossen  Gutsbesitzer  vertheilt  wurde, 
aber  überhaupt  nur  299,740  Thlr.  betragen  hat.  Während  des  sieben- 
jahrigen  Krieges  scheinen  zwei  ähnliche  Anleihen  gemacht  zu  sein,  die 
auch  nicht  yon  grossem  Umfange  waren.  Die  Münzscheine  yon  1 809 
(S.  519)  werden  auch  wohl  als  eine  Zwangsanleihe  angesehen  werden 
können.  Ein  Edikt  yom  12.  Eebruar  1810  schrieb  eine  Anleihe  yon 
1^  MiU.  aus,  und  da  sie  als  eine  freiwillige  nicht  ganz  zu  Stande  kam, 
wurde  sie  als  Zwangsanleihe  auf  die  Kreise  und  Städte  yertheilt  Li 
den  Kriegsjahren  yon  1813 — 15  wurden  yerschiedene  Zwangsanleihen 
gemacht,  namentlich  yon  den  damaligen  Militärgouyernements.  In  den 
Rheinproyinzen  wurden  jedoch  die  ausserordentlichen  Kriegsbedürfnisse 
1813  und  1814  mehr  durch  ausserordentliche  Steuern  als  durch  Anlei- 
hen gedeckt.  Alle  damaligen  Zwangsanleihen  scheinen  zusammen  aber 
yiele  Millionen  nicht  betragen  zu  haben'). 

Beamte,  welche  öffentliche  Gelder  yerwalten  oder  Personen,  wel- 
che Domänen  pachten,,  haben  gewöhnlich  Kautionen  zu  stellen.  Wird 
die  Kaution  Eigenthum  des  Staats  und  yon  diesem  yerzinst,  so  wird  die 
betreffende  Person  gezwungen,  dem  Staat  eine  Anleihe  zu  machen,  und 
diese  Anleihe  ist  dann  eigentlich  nichts  anders  als  eine  Zwangsanleihe. 
Die  Kautionen  yergrössem  dann  die  Staatsschulden  und  bilden  eine  be- 
sondere Art  derselben.  Diese  Schuld  yerändert  sich  aber  in  ihrem  Ge- 
sammtbetrag  wenig,  da  fortwährend  neue  Anstellungen  stattfinden  und 
Stellen  durch  Tod  oder  Austritt  erledigt  werden,  und  so  etwa  ebenso 
yiel  Kautionen  neu  eingezahlt  als  zurückgezahlt  werden.  Die  Einrich- 
tung kann  zweckmässig  sein,  wenn  nicht  etwa  grössere  Kautionen  ge- 
fordert werden,  als  nöthig  ist,  um  den  Staat  einigermaassen  gegen  Ver- 
luste zu  sichern. 

In  Erankreich  werden  bedeutende  Kautionen  haar  bestellt.  So 
zahlt  der  Staatscentraloassirer  300,000 ,  manche  Generaleinnehmer  zah- 
len 100,000  Eranes  als  Kaution.      Eür  die  eingezahlte  Kaution  wird 


1)  Km^  a.  a.  O.  S.  S9.  80.  128.  129.  186  sqq. 
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eine  Sprozentige  Inscription  auf  das  grosse  Bach  der  Staatsschald  ge- 
währt, worüber  der  Beamte  nach  Beendigung  seines  Amts,  wenn  er 
nichts  mehr  zu  vertreten  hat,  yerfiigen  kann.  Eine  grosse  Zahl  von 
Beamten  hat  Kaution  zu  bestellen ,  auch  die  Herausgeber  von  Journa- 
len, so  dass  die  kautionspflichtigen  Personen  auf  57,000  geschätzt  wer- 
den. Wenn  man  nun  erwägt,  dass  yiel  Kautionen  lange  Zeit  nach  der 
beendigten  Amtswirksamkeit  der  betreffenden  Personen  bis  zur  vollstän- 
digen Bechnungsdecharge  oder  bis  zur  eingetretenen  Veijährung  etwa- 
niger  Bechnungsansprüche  liegen  bleiben  müssen ,  während  die  Kautio- 
nen ihrer  Amtsnachfolger  noch  vor  deren  Dienstantritt  zu  erlegen  sind, 
so  erklärt  es  sich,  dass  nach  Hock  die  Summe  der  Kautionen  Jahr  aus 
Jahr  ein  an  250  Millionen  beträgt. 

Auch  in  Preussen  sind  Anleihen  in  der  Form  von  Kautionen  ge- 
macht wprden.  Es  wurde  nämlich  durch  eine  an  den  Schatz-  und  an 
den  Finanzminister  gerichtete  K«0.  vom  11.  Februar  1832  bestimmt, 
dass  die  Kautionen  der  Beamten ,  welche  eine  Staatskasse  oder  ein  Ma- 
gazin verwalten,  oder  auch  bloss  Einnahmen  von  Geld,  oder  von  Mate- 
rialien dem  Staat  angehörig,  zu  besorgen  haben,  Kautionen  in  baarem 
Gelde  an  die  Generalstaatskasse  einzahlen  sollten.  Der  Betrag  der  Kau- 
tionskapitale sollte  bei  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  als  ein 
besonderes  Depositum  verwaltet  werden.  Aeltere  Kautionen,  die  nicht 
gegen  Einzahlung  baarer  Kautionen  zurückgenommen  wurden ,  mit  Aus- 
nahme der  Hypotheken -Kautionen,  gingen  in  dasEigenthum  des  Staat« 
über.  Alle  haaren  Kautionen  wurden  mit  4  ^  jährlich  verzinst.  Der 
Staatshaushaltsetat  für  1850  führte  in  der  Ausgabe  auf:  Zinsen  für  Amts- 
kautionen 227,000  Thlr.  Hieraus  muss  man  schliessen,  dass  die  Kau- 
tionsschuld sich  damals  auf  5,540,000  Thlr.  belief.  Später  wurde  die 
Schuld  grösser.  Wie  schon  (S.  459)  erwähnt,  wurden  auch  Zeitungs- 
kautionen eingeführt,  die  haar  bei  det  Generalstaatskasse  eingezahlt, 
gleich  den  Amtskautionen  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  über- 
wiesen und  mit  4^  verzinst  wurden.  Seit  dem  1.  Juli  1860  sind  Amts- 
und Zeitungskautionen  jedoch  nicht  mehr  in  baarem  Gelde,  sondern  nur 
in  inländischen  Staatspapieren  zu  stellen.  Sobald  die  früherhin  in  baa- 
rem Gelde  gestellten  Kautionen  zurückgezahlt  sein  werden,  hört  die 
E^autionsschuld  des  Staats  auf. 
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Den  erzwungenen  sind  die  vertragsmässigen  Staatsschulden  entge- 
gengesetzt, bei  welchen  von  dem  Staatskredit  Gebrauch  gemacht  wird. 
Die  freiwilligen  Anleihen,  welche  unter  allen  Umständen  weniger  schäd- 
lich sind,  als  die  erzwungenen  Schulden,    werden  entweder  zu  einer 
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bloss  yorübergehenden  Aushülfe  oder  auf  längere  Zeit  abgeschlossen. 
Man  onterscheidet  sonach  eine  schwebende  oder  unfundirle  und  eine 
fundirie  Schuld,  Eine  jede  Eegierung  kann  in  den  Fall  kommen,  dass 
ihre  Einnahmen  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  augenblicklich  oder  auf 
kurze  Zeit  unzulänglich  sind.  Die  Deckung  solcher  augenblicklichen 
Einanzyerlegenheiten  diurch  das  Aufnehmen  von  Geld,  wie  z.  B.  durch 
das  Ausgeben  von  Schatzkammersoheinen ,  rückzahlbar  in  höchstens 
einem  oder  zwei  Jahren  aus  den  Erträgen  der  bestehenden  Steuern,  hat 
nichts  Bedenkliches.  Dies  ist,  wie  Mill  meint,  eine  ganz  passende 
und  wo  die  Eegierung  keinen  Staatsschatz  hat,  ofbmaLs  nothwendige 
Aushülfe  für  den  FaU  ausserordentlicher  Ausgaben  oder  bloss  vorüber- 
gehenden Ausbleibens  der  gewöhnlichen  Staatseinkünfte.  Wenn  ein 
Herrscher  einen  Schatz  gesammelt  hat,  so  ist  dieser  von  ihm  gewöhn- 
lich wohl  nicht  als  ein  eigentlicher  Staatsschatz  angesehen  worden. 
Dies  gilt  sowohl  yon  den  Schätzen ,  welche  z.  B.  Englische  Heere  bei 
Indischen  Fürsten  fanden,  aLs  auch  yon  den  Eeichthümem  gewisser 
Deutscher  Fürsten  (S.  114).  Yon  dem  Landgrafen  Friedrich  11  yon 
Hessen-Kassel  —  welcher  wie  die  Landesyäter  yon  Würtemberg,  Braun- 
Bchweig,  Hessen  -  Hanau ,  Hannoyer,  Waldeck,  Anspach  und  Anhalt- 
Zerbst  durch  Yerkauf  der  Landeskinder  sich  zu  bereichern  bestrebt  war  — 
wird  berichtet,  dass  er  ein  Baaryermögen  yon  60  Mill.  Thaler  hinter- 
lassen habe^).  Li  Haiti  soll  der  1858  gestürzte  fi^aiser  Soulouque- 
Faustin  in  seinem  Palaste  bereits  einen  ansehnlichen  Schatz  aufgespei- 
chert und  yersteckt  gehabt  haben.  Er  theilte  diese  Vorliebe  mit  der 
früheren  Haitischen  Dynastie.  Auch  Kaiser  Dessalines  hatte  sie,  und 
der  schwarze  König  Christoph.  Als  das  Volk ,  durch  die  Erpressungen 
dieses  Wütherichs  aufs  Aeusserste  gebracht,  1820  seinen  Palast  auf 
Gap  Haiti  erstürmte,  fand  man  in  den  dortigen  Gewölben  eine  Baar- 
summe  yon  16  Mill.  Piastern^).  Der  Schatz  des  Dei's  yon  Algier,  wel- 
cher den  Franzosen  1830  in  die  Hände  fiel,  war  yielleicht  kaum  gerin- 
ger ^).  Li  Frankreich  hat  Heinrich  lY,  bei  einem  Einnahmebudget  yon 
35  Millionen,  einen  durch  die  Sorgfalt  Sully's  aufgesammelten  Schatz 
yon  30  Mill.  Liyres  hinterlassen.  Auch  Napoleon  I  hielt  sich  eine  Be- 
serye  in  den  Tuilerien  *).     Ad.  Smith  sagte ,   der  König  yon  Preussen 

1)  Scherr,  Blücher,  seine  Zeit  and  sein  Leben.    Bd.  I.  S.  84. 

2)  K.  V.  Scherzer  y  Ana  dem  Natnr-  und  Vdlkerleben  im  tropischen  Amerika. 
1864.  S.  323. 

3)  Als  die  Armee  am  5.  Juli  in  Algier  einzog,  fand  man  im  Schatz  der  Kas- 
bah  48  Millionen  an  baarem  Gelde,  die  ungefKhr  die  Kosten  der  Expedition  deck- 
ten ;  was  an  Waaren ,  Produkten  und  Kriegsvorrftthen  erbeutet  ward ,  war  lieber- 
schuss  und  Qewinn.  Der  Dei  schiffte  sich  mit  8 — 9  Hillionen  PriratschXtzen  nach 
Neapel  ein.     Cfervinut,  Geschichte  des  neunzehnten  Jahrhunderts.    Bd.  VIII.  S.  366. 

4)  Garnier  j  Trait^  de  Finances.    S.  18.  435. 
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und  sein  Vater  wären  die  einzigen  grossen  Fürsten  in  Europa,  die  seit 
Heinrichs  Tode  einen  beträchtliclien  Schatz  gesammelt  hätten  (S.  339). 
Der  Schatz  Friedrich  Wilhelm's  I  wird  auf  8,700,000  Thlr.  angegeben. 
XJeber  die  Grösse  des  Schatzes,  den  Friedrich  II  hinterliess,  jELnden  sich 
Angaben  von  40,  70,  103  und  110  Hill.  Thaler  ^).  die  mir  aber  sämmt- 
lich  Übertrieben  erscheinen.  Dass  der  Schatz  nur  in  guten  voUhaltigen 
Goldmünzen  oder  in  guten  Tollhaltigen  Silbercourantmünzen  oder  in  an- 
geprägtem  Edelmetall  bestanden  habe,  darf  man  nicht  glauben.  Schwer- 
lich wird  jemals  noch  genau  festgestellt  werden ,  welchen  Werth  der 
yon  Friedrich  hinterlassene  Schatz  in  der  Wirklichkeit  gehabt  hat  Der 
grössere  Theil  scheint  in  geringhaltigen  Silber-  oder  Goldmünzen  und  in 
schlechten  Scheidemünzen  bestanden  zu  haben.  Der  neuerlich  heraas- 
gerechnete  Betrag  yon  55,202,010  Thlr.  ist  nur  ein  Nominalbetrag. 
Darin  sind  „auch  die  in  erkauftem  Getreide  angelegten  Fouragegeider 
und  die  viele  Scheidemünze  des  Baarbestandes  für  yoll  berechnet  Der 
Staatsschatz  wurde  1794  erschöpft.  Nachher  wurde  wieder  ein  Staats- 
schatz angelegt,  der  schlechte  Scheidemünze  enthielt  and  wovon  im. 
Oktober  1806  nur  ein  geringer  Best  blieb  ^).  Dass  Friedrich  einen 
Schatz  hinterliess,  gereicht  ihm,  wie  mir  scheint,  weniger  zum  Buhme, 
als  dass  er  —  im  Gegensatz  der  jetzigen  Methode ,  nach  welcher  auch 
in  Friedenszeiten  zur  Bestreitung  yon  Ausgaben,  welche  die  eben  herr- 
schende Partei  für  nützlich  hält  (S.  20) ,  grosse  Schulden  gemacht  wer- 
den —  eine  so  geringe  Schuld  hinterliess ,  dass  selbst  die  Hauptverwal- 
tung der  Staatsschulden  in  ihrem  Immediatbericht  vom  1 .  Juni  1 833  die 
Höhe  derselben  anzugeben  ausser  Stande  war. 

Wenn  ein  Schatz  seinen  einzigen  denkbaren  Zweck  erfüllen,  also 
ein  Mittel  darbieten  soll ,  um  unerwartet  nöthig  werdende  Ausgaben  so- 
gleich bestreiten  zu  können,  so  darf  er  in  nichts  anderem  als  in  Edel- 
metallen bestehen.  Er  kann  folglich  keine  Einnahmen  bringen,  son- 
dern durch  seine  sichere  Aufbewahrung,  damit  er  nicht  gestohlen  wird, 
nur  Ausgaben  verursachen.  Dies  sind  aber  noch  die  geringsten  Opfer. 
ITothwendig  erhöht  ein  Staatsschatz  die  Steuern.     Wenn  zufällige  Ein- 


1)  IVeuis,  Friedrich  der  Grosse.    Bd.  I.  S.  132.    Bd.  IV.  S.  295—298. 

2)  Büdd,  der  Brandenburg  -  Preussische  Staatshaushalt,  S.  80—91.  94.  96.  109 
— 112.  120 — 122.  ,, Sicherlich  kamen  die  Verluste  und  sonstigen  NacbtheUe,  wel- 
che die  Müna Verschlechterung  Qber  den  Preussischen  Staat  brachte,  einer  sehr  be* 
deutenden  Kriegssteuer  gleich,  die  bei  planmSssiger  Vertheilung  weniger  drückend 
gewesen  wftre.  Schwerlich  waren  auch  wohl  die  Vortheile,  welche  der  Kdnig  aus 
dem  Mfinzwesen  bezog,  mögen  sie  einen  noch  so  bedeutenden  Beitrag  su  den 
Kriegskosten  geliefert  haben,  dem  Gewichte  dieser  Nachtheile  gewachsen.  Wie 
gross  die  Einnahmen  wirklich  gewesen  sind,  welche  der  König  der  MünzTerschleeh- 
terung  im  Ganzen  zu  verdanken  hatte,  wurde  damals  geheim  gehalten,  und  ist 
auch  ein  Gehcimniss  geblieben.** 
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nahmen  in  den  Schatz  gelegt  werden,  anstatt  um  so  weniger  Steuern  zu. 
erheben,  so  zahlen  die  ünterthanen  mehr  Steuern,  als  erforderlich  ist, 
um  die  derzeitig  nothwendigen  Staatsausgaben  zu  bestreiten.  Eben  so 
ist  es ,  wenn  Steuern  bloss  deshalb  erhoben  werden ,  um  einen  Schatz 
zu  sammeln.  Wird  eine  Anleihe  gemacht,  nicht  um  jetzt  eine,  sei  es 
nothwendige  oder  sei  es  nützliche,  Ausgabe  des  Staats  zu  bestreiten ,  so 
müssen  die  Steuern  erhöht  werden ,  um  die  Zinsen  von  dieser  Anleihe 
zahlen  zu  können.  Wenn  die  Begierung  zur  Deckung  einer  nothwen- 
digen Ausgabe  eine  Anleihe  macht,  so  scheint  dies  dem  Volke  weniger 
zu  kosten,  als  wenn  sie  einen  Schatz  hat.  Denn  dieser  kostet  fortwäh- 
rend Zinsen,  wahrend  eine  Anleihe  erst  von  da  ab  Zinsen  zu  kosten 
braucht,  wo  ihre  Eontrahirung  nöthig  wird.  Aber  nicht  bloss  Zinsyer- 
lust  kommt  in  Betracht,  sondern  auch  entgangener  Gewinn.  DasTodt- 
liegen  bedeutender  Geldsummen  führt  einen  Verlust  für  die  Gewerbthä- 
tigkeit  und  das  Einkommen  des  Volks  herbei.  Hiemach  möchten  sich 
wohl  kaum  Falle  denken  lassen,  wo  in  einem  Staate,  der  Kredit  ge- 
niesst,  ein  Staatsschatz  wirthschaftlich  sein  kann.  Und  in  einem  Staate, 
welcher  keinen  Kredit  geniesst,  weil  er  keinen  verdient^  wird  ein  Staats- 
schatz auch  schwerlich  gesammelt  werden.  Bau  yerwirft  mit  Becht 
auch  noch  deshalb  das  Sammeln  eines  Staatsschatzes,  weil  „das  Vor- 
handensein so  grosser  Summen  leicht  zu  überflüssigen  Ausgaben  verlei- 
tet, die  dann  die  angesammelten  Schätze  bald  erschöpfen."  Liegt  denn 
aber  überhaupt  darin  nicht  ein  grosser  Widerspruch,  dass  in  einem 
Staate,  in  welchem  zur  Bestreitung  der  Begierungsausgaben  fortwäh- 
rend Steuern  erhoben  werden  müssen  und  welcher  ausserdem  nicht  un- 
erhebliche Schulden  hat,  die  Begierung  einen  Schatz  bewahrt  oder 
sammelt  ? 

Die  yon  Hardenberg  kontrasignirte  Verordnung  des  Königs  wegen 
der  künftigen  Behandlung  des  gesammten  Staatsschuldenwesens  yom 
17.  Januar  1820  garantirt,  wie  schon  (S.  111)  erwähnt,  für  die  Staats- 
schulden und  deren  Sicherheit,  insoweit  letztere  nicht  schon  durch Spe- 
zialhypotheken  gewährt  ist,  mit  dem  gesammten  Fer mögen  und  Eigen- 
thume  des  Staats ,  insbesondere  mit  den  sämmtlichen  Domänen  u.  s.  w. 
Eine  K.O.  yon  demselben  Tage  bestimmte,  dass  Ersparnisse,  welche  im 
Laufe  der  Administration  ermittelt  werden,  sowie  auch  nach  yorheriger 
Deckung  der  Bestausgaben  die  Besteinnahmen  bis  Ende  1819  nebst  al- 
len etwanigen,  dem  Staate  zugehörenden  Beständen  der  Hauptkassen  in 
haaren  Geldern  oder  Effekten ,  femer  jede  Mehreinnahme  bei  der  lau- 
fenden Verwaltung  besonders  gesammelt,  und  yon  den  resp.  Ministe- 
rien mit  noch  anderen  yon  dem  Könige,  den  Umständen  nach,  dahin 
zu  yerweisenden  „zufälligen  Einnahmen'%  dem  Staatsminister  Grafen 
V.  Lottum,   dem  der  König  die  Bildung  eines  Staatsschatzes  in  seiner 
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Funktion  als  Chef  des  Schatzministerii  nnd  der  Generalkontrole  übertrug, 
zur  besonderen  Berechnung  überliefert  werden  sollten.  —  Die  Geschäfte 
des  Schatzministerii y   welches  1823  aufgelöst  wurde,    und  der  General- 
kontrole,   welche  1826  au%ehoben  wurde,    sind  an  das  Finanzministe- 
rium übergegangen.     Durch  einen  von  allen  Ministern  kontrasig^nirten 
Allerhöchsten  Erlass  an  das  Staatsministerium  Tom  3.  Januar  1859  wurde 
die  Münzyerwaltung ,    welche   bisher   mit  der  Verwaltung  des  Staats- 
schatzes vereinigt  gewesen,  dem  Finanzministerium  überwiesen  und  be- 
stimmt,   dass  die  Verwaltung  des  Staatsschatzes  „unter  der  Leitung  der 
beiden  mit  dieser  Verwaltung  beauftragten  Staatsminister  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Stellung   als    eine    selbstständige  Behörde   bestehen"  bleiben 
sollte.  —  Nach  derK.O.  yom  17.  Juni  1826  erstreckt  sich  die  denSiaats- 
gläubigern  in  der  Verordnung  yom  17.  Januar  1820,    ausser  der  allge- 
meinen Garantie  durch  das  gesammte  Staatsyermögen ,   zugesagte  Spe- 
.zialgarantie  auf  sänmitliches  Staatseigenthum ,    das,    unter  der  Benen- 
nung der  landesherrlichen  Domänen ,  durch  das  Finanzministerium  ver- 
waltet wird  und  diejenigen  etatsmässigen  Nutzungen  gewährt,    die  als 
Domänen  -  und  Forstreyenüen  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden, 
zur  regelmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  überwie- 
sen sind.     Auch  die  dem  Staatseigenthum  aU  Domänen  einverleibten 
Güter  der  aufgehobenen  Klöster  und  geistlichen  Stiftungen  gehören  zu 
dieser  Spezi algarantie ,   und  die  Finkünfte  derselben  sind  unter  den  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  bestimmten  Domänen-  und 
Forstreyenüen  begriffen.     Was  aus  dem  Verkaufe  oder  der  Erbverpach- 
tung  dieser  unter  der  vorstehenden  Bestimmung  begriffenen  Domänen 
an  Kauf-  oder  Erbstandsgeldem  oder  aus  Ablösungen  von  Kanon,  Zin- 
sen u.  s.  w.,  welche  zur  Domänenverwaltung  gehören,   zur  Staatskasse 
vereinnahmt  wird,    enthält  den  Erlös  aus  der  Veräusserung  von  Staats- 
gütern,  welcher  zur  regelmässigen  Tilgung  der  Staatsschulden  überwie- 
sen ist.     Dagegen  aber  sollen  zu  den  „zufälligen  Einnahmen" ,   welche 
die  K.0,  vom  17.  Januar  1820  dem  Staatsschatz  übereignet,   gehören: 
1)  Der  Erlös  aus  der  Veräusserung  oder  Erbverpachtung  solcher  Be- 
sitzungen und  Anlagen  des  Staats,  die  nicht  unter  den  Domänen  begrif- 
fen  worden,    der  Domänenverwaltung  nicht  beigelegt,   und  mit  ihren 
Nutzungen  dem  Tilgungs  -  und  Verzinsungsfonds  der  Staatsschulden  nicht 
überwiesen  sind,  z.  B.  die  Hütten-,  Hammer-,  Gruben-  und  Salzwerke, 
gewerbliche  Anlagen,  Gebäude  aller  Art,  die  nicht  zu  den  Wohn-  und 
Wirthschaitsgebäuden  auf  den  Domänen  zu  zählen   sind ,   als :   Militär- 
gebäude,  Gebäude  der  Steuerverwaltung,  Kollegienhäuser  u.  s.  w.,   in- 
sofern der  Erlös  aus  dem  Verkaufe  nicht  den  Verwaltungsbehörden ,  be- 
hufs anderer  an  die  Stelle  der  veräusserten  tretender  Einrichtungen,  ver- 
bleiben muss.      2)  Der  Entgelt  aus  Ablösungen  und  Prästationen,    die 
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ZU  den  eben  genannten ,  nicht  unter  den  Domänen  begriffenen  Staats- 
gütern, oder  aus  einem  andern,  als  dem  domanialgrundherrlichen  Becbts- 
titel  gegen  den  Staat  zu  leisten  sind ,  z.  B.  aus  der  Verbindlichkeit  eine 
Eabrikanstalt  fortdauernd  zu  erhalten.  3)  Zurückzuzahlende  Darlehne 
und  Yorschüsse ,  die  aus  dem  Extraordinario  der  Generalstaatskasse  an 
Provinzen,  Kommunen  oder  Priratpersonen  gegeben  sind. 

Die  beiden ,  an  das  Staatsministerium  gerichteten  —  nicht  kontra- 
signirten  —  K.O.  yom  17.  Januar  1820  und  vom  17.  Juni  1826  stehen 
mit  der  Staatsschuldenverordnung  vom  17.  Januar  1820  —  dessen  Pest- 
setzungen als  „unwiderruflich"  bezeichnet  waren  —  nicht  im  Einklang. 
Üeber  die  letzte  sagte  der  Abgeordnete  v.  Patow  am  26.  März  1857: 
„Es  ist  mir  sehr  zweifelhaft,  ob  die  Verordnung  von  1826  überhaupt 
als  ein  Gesetz  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes  oder  nicht  vielmehr  als 
eine  Allerhöchste  Verwaltungs-Instruktion  für  die  Königlichen  Ministerien 
anzusehen  ist.  Möchte  man  aber  im  zweifelhaften  Palle  die  Gesetzes- 
kraft der  Verordnung  behaupten ,  so  wird  man  doch  zugeben  müssen, 
dass  durch  TJebereinstimmung  der  Faktoren  der  Gesetzgebung  alles  das- 
jenige, was  in  den  Staatsschatz  fliesst,  auch  mit  grosser  Leichtigkeit 
aus  demselben  wieder  entnommen  werden  kann.  Wenn  man  also,  um 
der  Form  zu  genügen,  solche  Veräusserungsgelder  mit  der  einen  Hand 
in  den  Staatsschatz  legen  will,  so  kann  man  sie  mit  der  andern  Hand 
eben  so  leicht  wieder  herausnehmen  und  für  andere  Bedürfiaisse  verwen- 
den." Nach  dem  von  allen  Ministem  kontrasignirten ,  ebenfinlls  an  das 
Staatsministerium  gerichteten  Allerhöchsten  Erlass  vom  4.  März  1850 
sollen  auch  die  Üeberschüsse  von  dem  Königlichen  Kreditinstitute  für 
Schlesien  an  den  Staatsschatz  abgeführt  werden.  Dieser  Erlass,  wel- 
cher nicht  ein  Gesetz,  sondern  eine  Königliche  Verordnung  im  Sinne 
des  Art.  63  und  106  der  Verfassung  ist,  hat,  so  viel  mir  bekannt,  die 
erforderliche  Genehmigung  der  Volksvertretung  noch  nicht  erhalten. 

Durch  ein  Gesetz  vom  21.  Mai  1859  wurden  der  Kriegsminister 
und  der  Chef  der  Marineverwaltung  zu  den  ausserordentlichen  Ausgaben 
ermächtigt,  welche  durch  die  angeordnete  Kriegsbereitschaft  und  die 
etwa  erforderlichen  weiteren  militärischen  Maassregeln  veranlasst  wür- 
den ,  und  der  Pinanzminister  sollte  der  Militär  -  und  Marine  Verwaltung 
die  nöthigen  Geldmittel  zu  den  gedachten  Ausgaben  überweisen.  Die- 
selben sollten  aus  dem  Staatsschatze  und  aus  den  verfügbaren  Beständen 
der  Generalstaatskasse  entnommen,  beziehungsweise  durch  eine  verzins- 
liche Staatsanleihe,  die  40  Mill.  Thaler  nicht  übersteigen  sollte,  be- 
schafft werden.  Demnächst  wurde  eine  Anleihe  von  30  Mill.  Thalern 
aufgenommen.  Das  Gesetz  vom  27.  Juni  1860  ermächtigte  den  Pinanz- 
minister,   dem  Kriegsminister  die  zur  Deckung  der  ausserordentlichen 
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Bedürfnisse  der  Militärverwaltung  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  bis  zum 
l.  Mai  1860  erforderliche  Summe  bis  zum  Betrage  yon  1,500,000  Thlr. 
zu  überweisen.  Die  dem  Eriegsminister  zu  überweisende  Summe  sollte 
aus  demjenigen  Bestände  entnommen  werden,  welcher  von  den  dem 
Finanzminister  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1859  zur  Yeifüg:ang 
gestellten  Geldmitteln  nach  Bestreitung  der  durch  dasselbe  Gesetz  ge- 
nehmigten Ausgaben,  einschliesslich  der  Beiträge  zu  den  Kosten  der 
Ausrüstung  der  Bundesfestungen  verblieben  war ;  der  hiernach  nicht  zur 
Verwendung  gelangende  Betrag  des  gedachten  Bestandes  sollte  mit  Bin- 
schluss  der  noch  zu  erwartenden  Eückeinnahmen  auf  die  geleisteten 
ausserordentlichen  Ausgaben  an  den  Staatsschatz  abgeführt  werden. 
Ein  anderes  Gesetz',  welches  Yereinnahmungen  und  Verausgabungen  bei 
dem  Staatsschatz  angeordnet  hat,  erging  erst  am  28.  September  1866, 
betreifend  den  ausserordentlichen  Geldbedarf  der  Militär-  und  Marine- 
Verwaltung  und  die  Dotirung  des  Staatsschatzes. 

lieber  den  Vermögensstand  und  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staatsschatzes  wurde  finiher  das  strengste  Geheimniss  bewahrt  Ueber 
den  haaren  Bestand  des  Staatsschatzes  hatte  man  sich  einst  grosse  Illu- 
sionen gemacht.  Uebrigens  sind  die  Bestände  des  Staatsschatzes  seit- 
her nicht  etwa  bloss  zu  Ejicgsrüstungen  verwendet  worden.  Aach  ist 
daran,  dass  der  Staatsschatz  nur  gemünztes  oder  ungemünztes  Edel- 
metall enthält,  nicht  festgehalten  worden.  Die  Einnahmen  des  Staats- 
schatzes seit  seiner  Errichtung  im  Jahre  1820  bis  j^^  g^    pj 

Ende  1847  betrugen    .     , 34,246,827  22     5 

die  Ausgaben 14,812,860  14     9 

Bestand  ultimo  Dezember  1847 19,433,967     7     8 

und  zwar  nach  einer  Angabe  der  Eendantur  des  Staatsschatzes  vom 
18.  April  1848,  worin  es  heisst: 

„In  der  Schatzkammer  befanden  sich:          •  .^^  ^    p^ 

a)  in  Eriedrichsd'or  k  5  Thlr 8,112,807  15  — 

b)  in  Dukaten  k  2^  Thlr 903,996  15  — 

c)  in  Courant 5,266,000 

14,282,804 

wozu  noch  treten: 

d)  an  Agio: 

Thlr.  Sgr.     Pf.  Thlr.  Spr.    Pf. 

1)  auf  8,112,807    15    —  Erdr. 

a  13^^ 1,081,707   20  — 

2)  auf     903,966    15    —  Duk. 

ä  18^ 162,719     9  —     1,244,426  29  — 

Latus  15,527,230  29  — 


§.  Ö8.     STAATSSCHATZ  UND  ÜNFUNDIRTE  SCHULDEN.  683 

Thlr.  Sgr.    Pf. 

Transport  15,527,230  29  — 
Bei  der  Bendantur  des  Staatsschatzes  befanden  sicli: 

a)  in  Staatsschuldscheinen  (wobei  1,7  53,200  Thlr. 
bei  der  General  -  Staatskasse  als        ^^^         j.      p^ 
VorschusB  ausstanden)      .     .     .  3,642,325 

b)  in  Courant  (incl.  eines  Vor- 
schusses an  die  General -Staats- 
kasse von  200,000  Thlr.)      .     .      264,411      8  —     3,906,736     8     8 

Summa ".     T    ....  19,433,967     7     8 

Anmerkung.  Ausserdem  gehören  noch  zum 
Staatsschatz  ein  zur  BeaUsation  der  Kassenanwei- 
sungen angesammelter  Staatsfonds  von     ....     4,000,000 

welcher  aber  ult.  Dezember  1847  nicht  haar  vor- 
handen war,  da  dessen  Gesammtbestand  zu  einem 
Torschüsse  an  die  General-Staatskasse  von  4,000,000 
Thlr.  Behufs  des  Getreideankaufs  verwendet  wor- 
den ist. 

Summa   des  Yermögens   des  Staatsschatzes  ult. 


Dezember  1847 23,433,967     7     8" 

Was  hiemach  der  Staatsschatz  als  wirkliches  Yermögen  des  Fiskus 
hatte,  betrug  also  eigentlich  nicht  mehr  als  etwas  über  9  MiU.  Thaler 
Gold  und  5^  MilL  Thaler  Courant. 

In  dem  vom  Februar  1854  datirten  Vorberichte  zum  Staatshaus- 
haltsetat für  1854  sagte  der  Finanzminister  C.  v.  Bodelschwingh :  „Eine 
Naohweisung  des  Bestandes  des  Staatsschatzes  xmd  ein  Etat  fUr  den 
letzteren  ist  dem  Staatshaushaltsetat  nicht  beigefügt,  weil  es  aus  Grün- 
den der  Zweckmässigkeit  sich  nicht  empfiehlt  die  Besultate  dieser  Ver- 
waltung, wie  bisher,  durch  den  Druck  zu  veröffentlichen.  Es  wird 
dagegen  nicht  Anstand  genommen  werden,  den  Kammern  über  den  Zu- 
stand des  Staatsschatzes  jede  gewünschte  Mittheilung  zu  machen." 

Im  Jahre  1865  hat  die  Budgetkommission  des  Abgeordnetenhauses 
einen  Bericht  über  die  Kachweisung  des  Vermögens  des  Staatsschatzes 
in  den  Jahren  1863  und  1864  und  über  die  Bechnungen  der  Bendantur 
des  Staatsschatzes  pro  1860,  1861  und  1862  erstattet.  Aus  der  Nach- 
weisung über  das  Vermögen  des  Staatsschatzes  ergiebt  sich,  dass  mit 
dem  Schlüsse  des  Jahres  1 863,  nachdem  dem  Staatsschatz  abzüglich  der 
Bückzahlungen  ein  Betrag  von  144.362  Thlm.  20  Sgr.  5  Pf.  zugewach- 
sen war,  das  Vermögen  desselben  in  20,650,558  Thlrn.  7  Sgr.  10  Pf.  be- 
stand. Nachdem  im  Jahre  1864  anderweit  hinzugetreten  891,876  Thlr. 
23  Sgr.  9  Pf.  und  daraus  wieder  10,552,961  Thlr.  8  Sgr.  10  Pf.  ent- 
nommen waren,   verblieb  am  Schlüsse  des  Jahres  1864  das  Vermögen 
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des  Staatsschatzes  mit  10,989,474  Thlr.  22  Sgr.  9  Pf.  —  Die  Kommis- 
sion bestritt  der  Eegienmg  das  Eecht,  über  den  Staatsschatz  beliebig 
zu  verfügen,  und  widerlegte  die  entgegengesetzte  Ansicht  des  Begie- 
rungskommissars durch  Hinweis  auf  frühere  Erklärungen  des  Grrafen 
Arnim- Boitzenburg,  Stahles  und  des  Einanzministers  Patow,  sowie  auf 
frühere  Beschlüsse  beider  Häuser  des  Landtages.  Suche  nun  auch  die 
Staatsregierung  in  der  Denkschrift  vom  8.  d.  M.  die  Indemnität  hinsiclit- 
lieh  der  Summe  yon  1,304,089  Thirn.  12  Sgr.  8  Pf.  nach,  so  sei  damit 
weder  formell,  noch  materiell  dem  Buchte  der  Landesyertretung  ge- 
nügt; in  formeller  Beziehung  nicht,  weil  die  nachgesuchte  Indemnität 
nur  in  Eorm  eines  Antrages,  nicht  eines  Gesetzes,  vorliegt:  in  mate- 
rieller Beziehung  nicht,  weil  nicht  die  vorerwähnte  Summe,  sondern  in 
der  That  5,000,000  Thlr.  aus  dem  Staatsschatze  an  die  General -Staats- 
kasse abgeführt  sind ,  und  weil  der  Best  der  im  Jahre  1 864  entnonmie- 
nen  5,000,000  Thlr.  in  Höhe  von  3,695,910  Thlm.  17  Sgr.  4  Pf.  bei 
der  General-Staatskasse  zur  Berichtigung  der  Restausgaben  aus  der  Krieg- 
führung gegen  Dänemark  reservirt  ist.  —  Bezüglich  der  der  General- 
Staatskasse  ebenfalls  gegen  XJeberweisung  von  Quittungen  über  Ghnind- 
steuer  -  Eegulirungskosten-Yorschüsse  von  gleichem  Betrage  zugeföhrten 
5,546,973  Thlr.  12  Sgr.  11  Pf.  hält  es  die  Staatsregierung  für  unnöthig, 
die  Zustimmung  der  Landesvertretung  zu  verlangen,  glaubt  sich  viel- 
mehr berechtigt,  dieses  Yerfahren  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  der 
anderweitigen  Faktoren  der  Gesetzgebung  vornehmen  zu  können.  Wollte 
man  dieses  Verfahren,  Gelder  aus  durch  Gesetz  gesicherten  Fonds  ge- 
gen Kiederlegung  von  Quittungen  oder  Bons  zu  entnehmen  und  diese 
einseitig  zu  verwenden,  stillschweigend  gestatten  oder  sogar  gut  heissen, 
so  würde  damit  jede  Sicherheit  für  das  Staatsvermögen  schwinden.  Aus 
diesen  Gründen  wurde  der  Antrag  gestellt  und  angenommen :  „Das  Haas 
der  Abgeordneten  woUe  beschliessen,  zu  erklären:  Die  geschehene  Ent- 
nahme von  Geldmitteln  aus  dem  Staatsschatze  ohne  gesetzliche  Ermäch- 
tigung durch  die  Landesvertretung  ist  verfassungswidrig  und  das  Staats- 
ministerium bleibt  für  die  so  entnommenen  Beträge  verantworÜich."  In 
Betreff  der  Rendantur  des  Staatsschatzes  beantragt  die  Kommisaion: 
„Das  Haus  der  Abgeordneten  wolle  beschliessen :  1)  die  von  der  könig- 
lichen Staatsregierung  fortgesetzt  verweigerte  Yorlegung  der  speziellen 
Nachweisung  der  Aktivbestände  bei  der  Rendantur  des  Staatsschatzes  mit 
den  verfassungsmässigen  Rechten  der  Landesvertretung  als  unvereinbar 
zu  erklären ;  2)  bis  zur  Vorlegung  der  speziellen  Nachweisung  der  ul- 
timo 1 862  bei  dem  Staatsschatze  verbliebenen  Aktivforderungen  die  Er- 
theilung  der  Entlastung  rücksichtlich  der  Rechnung  der  Rendantur  des 
Staatsschatzes  für  die  Jahre  1860,  1861  und  1862  vorzuenthalten." 
Diese  Anträge  hat  das  Abgeordnetenhaus  am  13.  Juni  1865  angenom- 
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men.  Annahme  fand  in  derselben  Sitzung  auch  derKommissionsantxag: 
„den  Antrag  d.  k.  Staatsregierung,  welcher  dahin  geht:  der  Landtag 
wolle  der  stattgefundenen  Verwendung  der  Verwaltungsüberschüsae  der 
Jahre  1863  und  1864  im  Betrage  von  resp.  5,35 1,608  Thlr.  20  Sgr.  8  Pf. 
und  6,861,828  Thlr.  19  Sgr.  8  Pf.,  sowie  einer  Summe  von  1,304,089 
Thlr.  12  Sgr.  8  Pf.  aus  dem  Staatsschatze  zur  Bestreitung  der  Kosten 
des  Krieges  gegen  Dänemark  nachträglich  seine  Zustimmung  ertheilen 
und  zugleich  sich  damit  einverstanden  erklären ,  dass  die  aus  derselben 
Veranlassung  herrührenden  Ausgaben  zur  Verstärkung  der  artilleristi- 
schen und  fortifikatori sehen  Ausrüstung  mit  dem  Betrage  von  4,256,900 
Thlr.,  vorbehaltlich  des  rechnungsmässigen  Nachweises,  ebenfalls  aus 
dem  Staatsschatz  nach  Bedarf  entnommen  werden,  —  abzulehnen." 
Dass  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Staatsschatzes  für  die  Jahre  1 860 
bis  1864  einschliesslich  der  Eegierung  nachträglich  Decharge  ertheilt 
wurde,  ist  schon  oben  (S.  181)  erwähnt.  Am  31.  Dezember  1865  war 
der  Bestand  des  Staatsschatzes  17,113,648  Thlr.,  und  Anfangs  1868  be- 
trug der  Baarbestand  des  Staatsschatzes  in  runder  Summe  28^  MiU. 
Thaler.  Die  Aktivforderungen  des  Staatsschatzes  betrugen  am  Jahres- 
schluss:  1863:  3,542,219  Thlr.  und  vor  der  Linie  2,736,698  Thlr. 
1864:  8,999,562  Thlr.  und  vor  der  Linie  2,732,477  Thlr.  1865: 
9,228,757  Thlr.  und  vor  der  Linie  2,708,246  Thlr.  1866:  3,627,406 
Thlr.  und  vor  der  Linie  2,708,310  Thlr.  Die  Zunahme  der  Aktiven  die- 
ser Kategorie  in  den  Jahren  1864 — 65  entstand  durch  die  Zahlungen, 
welche  an  die  General  -  Staatskasse  während  des  Kriegs  mit  Dänemark 
gemacht  waren.  Die  Activa  vor  der  Linie  sind  Guthaben  aus  älteren 
Gnadenbewillig^ungen ,  deren  Eingang  sehr  zweifelhaft  ist. 

Am  14.  August  1866  brachte  der  Einanzmi nister  den  Entwurf  des 
schon  (S.  682)  erwähnten  Gesetzes  in  das  Abgeordnetenhaus,  wonach 
die  Begierung  die  Genehmigung  zur  Aufnahme  einer  verzinslichen  An- 
leihe von  60  Mill.  Thaler  nachsuchte.  Dieser  Gesetzentwurf  wurde  einer 
Kommission  zur  Berichtserstattung  überwiesen  und  in  dieser  Kommission 
äusserte  der  Einanzminister:  In  Betreff  des  Staatsschatzes  sei  er  prin- 
zipiell der  Ansicht  und  TJeberzeugung,  dass  Preussen  einen  Staatsschatz 
nicht  enbehren  könne ;  Preussen  sei  die  kleinste  Grossmacht  und  stehe 
finanziell  hinter  England  und  Frankreich  erheblich  zurück.  Zur  Zeit, 
wo  Preussen  rüsten  wolle,  könne  es  keine  Anleihe  machen.  Das  bestä- 
tige seine  eigene  Erfahrung  aus  diesem  Jahre,  wo  es  sich  für  ihn  wie 
seinen  Vorgänger,  der  Versuche  ungeachtet,  für  unmöglich  erwiesen 
habe ,  hier  oder  im  Auslande  durch  Anleihe  oder  durch  Depot  von  Effek- 
ten, Geld  zu  erhalten.  Glücklicher  Weise  hätten  sich  andere  Wege 
erfolgreicher  geboten.  —  Daraus,  dass  v.  Bodelschwingh  und  Erhr, 
V.  d.  Heydt  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1 866  keine  Darleiher  finden 
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konnten y  folgt  nicht,  dass  jede  andere  Person  an  der  Spitze  des  Prens- 
si sehen  Finanzwesens  ehen  so  unglücklich  gewesen  sein  würde,  wenn 
sie  nur  die  Ermächtigung  der  Yolksvertretung  zur  Ahschliessung  einer 
Anleihe  hatte  erlangen  können.  Eine  so  geringe  Meinung  Ton  den 
Preussischen  Finanzen,  als  im  Augost  und  September  ausgesprochen 
war,  hatte  die  Regierung  später,  nachdem  ihr  der  gewünschte  Kredit 
bewilligt  worden,  selbst  nicht.  In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses 
vom  12.  November  ej.  erklärte  der  Finanzminister,  dass  es  nicht  noth- 
wendig  gewesen  sei,  bis  jetzt  von  dem  Kredit  Qebrauch  zu  macben, 
der  durch  das  Gesetz  vom  28.  September  auf  Höhe  der  60  Mill.  yotirt 
worden.  Es  hätten  die  vorhandenen  Mittel  ausgereicht,  um  die  Kriegs- 
kosten ,  so  weit  sie  überhaupt  liquidirt  waren,  zu  zahlen.  In  dem  £tat 
von  1867  sei  ebenfalls  keine  Ausgabe  für  Anleihen  vorgesehen ,  es  seien 
keine  neuen,  keine  erhöhten  Steuern  vorgeschlagen.  Dann  sagte  das 
Breslauer  Amtsblatt  vom  23.  ej.:  „Der  erfreuliche  Inhalt  des  Staatshaas- 
halts hat  im  Hause  und  in  der  öffentlichen  Meinung  den  günstigsten 
Eindruck  gemacht.  Es  möchte  wohl  ohne  Beispiel  in  der  Geschichte 
sein,  dass  ein  Staat  beim  Ausgange  eines  gewaltigen  Krieges  eine  so 
fest  und  sicher  begründete  Ordnung  in  den  Finanzen  und  die  Möglich- 
keit besitzt,  so  erhebliche  Mittel  zur  Befriedigung  lang  gehegter  Wün- 
sche auf  allen  Gebieten  der  Verwaltung  aufzuwenden.^'  Dennoch  aber 
scheint  einige  Tage  nachher  das  Ministerium  selbst  den  Preussischen  Staat 
—  trotz  des  grossen  Kurfürsten,  trotz  Friedrichs  des  Grossen,  trotz  der 
Stein  -  Hardenbergischen  Gesetzgebung  vom  9.  Oktober  1807  bis  zum 
22.  Mai  1815  —  für  einen  fertigen  Staat  nicht  gehalten  za  haben.  Am 
4.  Dezember  sagte  nämlich  der  Minister  des  Innern  €rr.  Eulenborg: 
„Um  einen  Staat  liberal  zu  regieren,  muss  man  erst  einen  Staat  haben; 
und  dass  Gr.  Bismarck  das  Bilden  und  Schaffen  des  Staats  zunächst  ins 
Auge  fasst,  um  hinterher,  wenn  wir  erst  damit  fertig  sind,  auch  nach 
Innen  liberal  regieren  zu  können,  das  stellt  nicht  eine  acceptable  und 
eine  nichtacceptable  Seite  des  Mannes  dar,  sondern  das  sind  zwei  Sei- 
ten, die  zusammen  den  ganzen  Mann,  den  ganzen  Geist  und  das  ganze 
Yerständniss  bilden.  Und  in  diesem  Sinne ,  in  der  vollständigen  Ueber- 
Zeugung  von  der  Richtigkeit  dieser  Auffassung ,  haben  wir  mit  dem  Gr. 
Bismarck  denselben  Strang  gezogen,  sind  wir  mit  ihm  seit  vier  oder 
fünf  Jahren  Hand  in  Hand  gegangen." 

Das  Gesetz  vom  28.  September  1866  bestimmt:  §.  1.  Der  Kriegs- 
und Marineminister  wird  zu  den  durch  den  Krieg  gegen  Oestereich  und 
in  Deutschland  veranlassten  ausserordentlichen  Ausgaben  ermächtigt. 
§.  2.  Der  Finanzminister  hat  der  Militär-  und  der  Marine  Verwaltung  die 
nöthigen  Geldmittel  zu  diesen  Ausgaben  (§.  1)  zu  überweisen.  Diesel- 
ben sind,   so  weit  sie  nicht  aus  den  verwendbaren  Beständen  der  Gene- 
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ral  -  Staatskasse  und  aus  dem  Staatsschatze ,  femer  aus  den  Kriegskontii- 
butionen  und  Kriegsentschädigungsgeldern  entnommen,  oder  durch  Yer- 
werthung  verfügbarer  Effekten  der  Staatskasse  bereit  gestellt  werden 
können^  bis  zur  Höhe  yon  sechszig  Millionen  Thalem  im  Wege  des  Kre- 
dits zu  beschaffen.  Aus  den  Kriegsentschädigungsgeldern  ist  jedoch  zu- 
nächst der  Staatsschatz  mit  2 7 1^  Millionen  Thaler  wieder  zu  dotiren.  Die 
dem  Staatsschatz  durch  die  Kabinetsordres  vom  17.  Januar  1820  und 
17.  Juni  1826  übereigueten  Einnahmen  ffiessen,  sobald  die  haaren  Be- 
stände desselben  durch  fernere  Einziehungen  über  dreissig  Millionen 
Thaler  erhöht  werden  wiirden ,  den  allgemeinen  Staatsfonds  als  Ein- 
nahmen, welche  in  den  Staatshaushaltsetat  als  Deckungsmittel  anzu- 
nehmen sind,  zu.  Soweit  über  dieselben  nicht  als  Deckungsmittel  im 
Staatshaushaltsetat  des  betreffenden  Jahres  oder  anderweitig  unter  Zu- 
stimmung der  beiden  Häuser  des  Landtages  yerfügt  wird,  sind  sie  zur 
Tilgung  yon  Staatsschulden  zu  yerwenden  und  an  die  Staatsschulden- 
tilgungskasse abzuführen  ^).  §.  3.  Zur  Aufbringung  der  nach  §.  2  durch 
den  Kredit  zu  beschaffenden  Mittel  können:  1)  bis  zur  ganzen  Höhe  des 
Kredits  yerzinsliche  Schatzanweisungen ,  längstens  auf  Ein  Jahr  lau- 
tend, ausgegeben  werden;  jedoch  kann  die  Aufbringung  2)  auch,  nach 
Maassgabe  des  yom  Einanzminister  festzustellenden  Bedarfs,  bis  zum 
Betrage  yon  dreissig  Millionen  Thaler  durch  Begebung  einer  yerzina- 
lichen  Staatsanleihe,  deren  Betrag  yom  Jahre  1868  ab  jährlich  mit  min- 
destens Einem  Prozent  zu  tilgen  ist,  erfolgeu.  Um  den  Betrag  der  auf 
Grund  dieser  Ermächtigung  sub  2  ausgegebenen  yerzinslichen  Anleihe 
yermindert  sich  der  Betrag  der  auszugebenden  Schatzanweisungeu. 
§.  4.  Die  Ausgabe  yon  Schatzanweisungen  (§.  3.  Nr.  1)  ist  durch  die 
Hauptyerwaltung  der  Staatsschulden  zu  bewirken.  Ob  und  in  welchem 
Betrage  neue  Schatzanweisungen  an  Stelle  der  eingelösten  ausgegeben 
werden  dürfen,  bleibt  der  Bestimmung  durch  das  Staatshaushalts-Gesetz 
yorbehalten.  Die  Zinsen  auf  Schatzanweisungen  yeijähren  binnen  yier 
Jahren ,  die  yerschriebenen  Elapitalsbetrage  binnen  dreissig  Jahren  nach 
Eintritt  des  in  jeder  Schatzanweisung  auszudrückenden  Eälligkeitster- 
mins.  §.  5.  Die  Verwaltung  der  Anleihe  (§.  3.  Nr.  2)  wird  der  Haupte 
yerwaltong  der  Staatsschulden  übertragen.  Wegen  Verwendung  der 
durch  aUmälige  Abtragung  des  Schuldkapitals  ersparten  Zinsen,  wegen 
Verjährung  der  Zinsen  und  wegen  des  Verfcihrens  Behufs  der  Tilgung 
finden  die  Bestimmungen  der  §§.  3  und  5  des  Gesetzes  yom  23.  März 
1852  Anwendung.  Dem  Staate  bleibt  das  Becht  yorbehalten,  den  nach 
yorstehenden  Bestimmungen  zu  berechnenden  Tilgungsfonds,  welcher 
niemals  yerringert  werden  darf,   zu  yerstärken,    oder  auch  die  sämmt- 

1)  Die  bier  nicht  besonders   aufgeführte  Beute  (S.  153)   ist  zu  den  zufälligen 
Einnahmen  (S.  679)  zu  rechnen ,  welche  zum  Staatsschatz  fliessen  müssen. 
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liehen  Yerschreibungen  der  Anleihe  auf  eixunal  zu  kündigen.  §.  6.  Die 
zur  Yerzinsung  und  Tilgung  der  Anleihe,  sowie  zur  Einlösung  der 
Schatzanweisungen  erforderlichen  Beträge,  sind  aus  den  bereitesten 
Staatseinkünften  an  die  Staatsschuldentilgungskasse  abzuführen.  §.  7. 
Dem  Landtage  ist  bei  der  nächsten  Zusammenkunft  desselben  über  die 
Ausführung  dieses  Gesetzes  Rechenschaft  zu  geben.  Soweit  die  Aus- 
führung dann  noch  nicht  erfolgt  ist,  bleibt  hinsichtlich  der  Poitdauer 
der  im  Yorstehenden  der  Staatsregierung  ertheilten  Ermächtigung  (§§.  l 
bis  3)  gesetzliche  Anordnung  vorbehalten. 

Einen  so  grossen  Kredit  hatte  die  Yolksvertretung  der  Regierung 
vorher  noch  niemals  bewilligt.  Die  Frage,  ob  die  Bewilligung  damals, 
als  der  Krieg  siegreich  beendigt  und  der  Friedensvertrag  am  23.  August 
zu  Prag  unterzeichnet  worden,  nothwendig  war,  kann  hier  jetzt  uner- 
örtert  bleiben.  Der  Berichtserstatter  Abgeordneter  Hagen  sagte:  „Ich 
glaube,  wir  sind  bereits  bis  an  die  Grenze  des  Möglichen  mit  dem  Ver- 
trauensvotum gegangen  durch  die  Annahme  der  Indemnität  in  deijeni- 
gen  amondirten  Weise,  wie  sie  der  Yorlage  der  königlichen  Staatsre- 
gierung gegenüber  stattgefunden  hat.  Ich  glaube,  wir  sind  dadurch 
beinahe  an  die  Grenzen  gekommen,  wo  der  Finanz  Wissenschaft  und  Fi- 
nanzpraxis Gewalt  geschehen  musste.  Ich  glaube  daher  nicht,  dass 
heute  eine  Yeranlassung  dazu  vorhanden  ist,  von  neuem  dieses  Ver- 
trauen durch  das  Yotum  der  Bewilligung  einer  Anleihe  von  60  Millio- 
nen zu  verstärken.''  Er  sohloss  mit  den  Worten:  „Eine  kriegsbereite 
Armee,  das  Gesetz  über  die  Landiieferungen  vom  Jahre  1851  und  dazu 
ein  gefüllter  Staatsschatz  sind  drei  Attribute  der  absoluten  Gewalt,  deren 
Yerführung  sich  keine  Regierung  auf  die  Dauer  wird  entziehen  kön- 
nen, einmal  vielleicht  zum  Glücke  des  Landes,  ein  anderes  Mal  zum 
Verderben !" 

In  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  28.  September  1866  genehmigte 
die  K.O.  vom  31.  März  1867  die  Aufnahme  einer  mit  4^%  jährlich  ver- 
zinslichen Anleihe  von  30  Mill.  Thaler.  Das  Gesetz  vom  31.  Mai  1867 
erweiterte  die  Bestimmung  im  §.  7  des  Gesetzes  vom  28.  September 
1 866  dahin ,  dass  über  die  Ausführung  der  letzteren  dem  Landtage  erst 
bei  dessen  nächster  regelmässiger  Zusammenkunft  (Art.  76  der  Verüsis- 
sung)  Rechenschaft  zu  geben  sei,  erhielt  bis  dahin  auch  die  in  den 
§§.  1  bis  3  a.  a.  0.  der  Staatsregierung  ertheilte  Ermächtigung  in  Kraft 
Die  K.O.  vom  31.  Mai  und  5.  August  1867  genehmigten  die  Ausgabe 
von  5  Mill. ,  und  von  weiteren  1 5  Mill.  Thalem  verzinslicher  Schatz- 
anweisungen ^50,  100  und  500  Thlr.  mit  einer  Umlaufszeit,  welche 
den  Zeitraum  eines  Jahres  nicht  überschreiten  darf.  Das  Gesetz  vom 
24  Februar  1868,  betreffend  die  Feststellung  des  Staatshaushaltsetats 
für  1868,   gestattete,  dass  an  Stelle  der  im  Laufe  des  Jahres  1867  aus- 
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gegebenen  Sobatzan Weisungen  im  Betrage  yon  10  Mill.  Thaler  im  Jahre 
1868  neue  verzinsliche  Schatzanweisungen,  längstens  auf  Ein  Jahr  lau- 
tend, in  gleichem  Betrage  ausgegeben  werden  können,  und  yerordnete, 
dass  auf  die  neu  auszugebenden  Schatzanweisungen  die  Bestimmungen  in 
den  §§.  4  und  6  des  Gesetzes  yom  28.  September  1866  Anwendung  fin- 
den sollen.  Dass  nach  dem  Gesetz  vom  28.  Februar  1868  den  Exfür- 
sten  yon  Hannoyer  und  Nassau  24  Mill.  Thaler  aus  dem  durch  das  Ge- 
setz yom  28.  September  1866  eröffneten  loredit  gewiihrt  wurden,  ist 
schon  oben  (8.  118)  erwähnt  worden. 

Später  sind  mehrfach  Schatzanweisungen  in  Freussen,   femer  auch 
im  Norddeutschen  Bunde  und  im  Deutschen  Beiche  ausgegeben  worden. 

Der  Weg,  auf  welchem  die  grossen  Nationen  in  Europa  zu  ihren 
ungeheuren  Schulden  gekommen  sind,  „durch  die  sie  jetzt  schon  ge- 
drückt, und  yon  welchen  sie  in  der  Folge  werden  zu  Grunde  gerichtet 
werden'',  ist,  wie  Ad.  Smith  sagte,  bei  allen  ziemlich  einer  und  der- 
selbe gewesen.  Die  Völker  haben  eben  so,  wie  einzelne  Personen  da- 
mit angefangen,  auf  ihren  Priyatkredit  zu  borgen,  ohne  einen  Fonds 
zur  Bezahlung  der  Schulden  anzuweisen  oder  zu  yerpfönden;  und  erst 
nachdem  ihnen  diese  HülfsqueUe  yersagt  war,  bequemten  sie  sich,  Si- 
cherheit zu  bestellen.  Das  was  in  Grossbritannien  die  unfondirte  Staats- 
schuld genannt  wird,  ist  auf  jene  erste  Weise  aufgenommmen  worden. 
Sie  besteht  theils  aus  einer  Schuld,  die  keine  Zinsen  tragt,  oder  doch 
dafür  angesehen  wird,  als  trüge  sie  keine  und  die  also  den  Bachschul- 
den eines  Kaufmannes  ähnlich  ist;  theils  aus  einer  Schuld,  welche  Zin- 
sen trägt,  und  also  mit  den  Schulden,  die  ein  Priyatmann  durch  Wech- 
sel oder  blosse  Yerschreibungen  macht,  yerglichen  werden  kann.  Yon 
der  ersten  Art  sind  1)  die  Summen,  welche  der  Staat  für  ausserordent- 
liche Dienste,  zu  deren  Leistung  er  entweder  nicht  zum  Voraus  Anstal- 
ten gemacht  oder  die  er  doch  zur  Zeit,  da  sie  ihm  geleistet  wurden, 
wirklich  nicht  bezahlt  hat,  schuldig  ist;  2)  ein  Theil  der  ausserordent- 
lichen Ausgaben  für  die  Armee,  Flotte  und  ArtUlerie ;  3)  die  Bückstände 
yon  den  an  fremde  Mächte  zu  zahlenden  Subsidien,  yon  dem  Solde  der 
Truppen  u.  s.  w.  Zu  der  zweiten  gehören  die  Seeproyiantamts-  und 
Schatzkammerscheine  (Nayy-  and  Exchequer  Bills) ,  die  zuweilen  zu  Be- 
zahlung jener  ersten  Schulden,  zuweilen  zu  anderm  Behufe  ausgefertigt 
werden;  unter  welchen  die  Schatzkammerscheine  yon  dem  Tage  der 
Ausfertigung  an,  die  Scheine  des  Seeproyiantamts  ein  halbes  Jahr  spä- 
'  ter  Zinsen  tragen.  Die  Bank  yon  England  hält,  indem  sie  entweder 
diese  Scheine  diskontirt,  oder  nach  einem  Uebereinkommen  mit  der  Re- 
gierung, sie  in  Umlauf  bringt,  sie  al  pari  annimmt;  und  beim  Empfange 
zugleich  die  bis  zu  diesem  Dato  aufgelaufenen  Zinsen  bezahlt,  den 
Werth  dieser  Papiere  aufrecht;  und  setzt  dadurch  die  Regierung  in  den 
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Stand,   die  Schulden  dieser  Art  sehr  sa  vermehren.     Die  Nayy  Bills 
sind  jetzt  nicht  mehr  in  Anwendung.     Von  den  Exohequer  Bills  unter- 
scheiden sich  die  Excheqner  Bonds  dadaroh,   dass  sie  zor  Einlösmi^  in 
einer  späteren  Zukunft  bestimmt  sind.     Mit  der  Entstehung  der  Schatz- 
kammerscheine  hatte  es  folgende  Bewandtniss.     Als  das  Parlament  im 
November  1695  zusammenkam,   sprach  Wilhelm  IH  in  seiner  Thron- 
rede von  den  liebeln,  die  aus  dem  beklagenswerthen  Zustande  der  Mün- 
zen entsprungen  wären  und  von  der  Nothwendigkeit,   ein  schleuniges 
Gegenmittel  anzuwenden.     Demnächst  wurden  die  von  Montague   ein- 
gebrachten Resolutionen  angenommen  und  beschlossen,   dass  die  Mün- 
zen des  Königreichs  nach  dem  alten  Fuss  sowohl  des  Gewichts  als  aach 
der  Feinheit  umgeprägt  werden  sollten,  und  dass  der  Verlust  an  den  ab- 
genutzten und  beschnittenen  Stücken  nicht  von  den  Inhabern,   sondern 
von  dem  Gemeinwesen  getragen  werden  soUte.     Die  Kosten  der  Maasa- 
regel  schätzte  man  auf  wenigstens  1,200,000  £  und  zu  deren  Deckung 
wurde,,  trotz  des  Krieges  mit  Frankreich,   eine  Auflage  auf  Häuser  be- 
schlossen (S.  291).     Tom  4.  Mai  1696  ab  sollten  nur  noch  neugepräg:te 
vollhaltige  Münzen   Geltung  haben.     Die  Münzprägung  begann   und 
wurde  in  grossartiger  Weise  betrieben.     Anfangs  Mai  war  das  meiste 
des  alten  Silbergeldes  verschwunden.     Das  neugeprägte  Geld  kam  aber 
erst  sehr  langsam  aus  der  Münze  hervor.     Es  fehlte  sogar  sehr  an  Zah- 
lungsmitteln,  besonders  für  den  kleinen  Verkehr.     Mit  Hülfe  des  Gel- 
des,  mit  Banknoten  und  Kreditgeben  suchte  man  sich  zu  helfen.     Die 
Yerlegenheit  war  aber  gross.     Die  Bank  von  England  konnte  zur  Ein- 
lösung ihrer  Noten  nur  schwer  Geld  anschaffen.    Ihre  Noten  fielen  auch 
unter  den  Nominalwerth.     Zu  einer  Zeit  war  der  Diskonto  nur  6,    zu 
einer  andern  24  f.     Montague  setzte  es  nun  durch,   dass  die  Begierong 
ermächtigt  wurde,   ein  nach  dem  Satz  von  3  d.  täglich  —  oder  4^  % 
jährlich  —  zinstragendes  und  verkäufliches  Papier  auszugeben.     So  er- 
schienen dann  inmitten  der  allgemeinen  Noth  und  Yerwirrung  die  ersten 
Schatzkammerscheine,   in  verschiedenen  Beträgen,   von   100  £  bis  auf 
5  £  herab  ausgestellt.     Sie  verbreiteten  sich  rasch  über  das  ganze  Land 
und  waren  überall  willkommen.     Die  Summe  der  Schatzkammerscheine 
wird  jährlich  vom  Parlament  bewilligt.     Der  Zins  wird  nach  dem  herr- 
schenden Zinafuss  bestimmt,   aber  so,   dass  er  in  Pence  von  100  £  für 
den  Tag  ausgedrückt  werden  kann.     Er  betrug  im  Februar  1853  1^  d. 
täglich  oder  2  £  5  s.  7^  d.  jährlich,   und  wurde  damals,   wo  der  Bank- 
diskonto 3  %  war,  auf  1  d.  täglich  oder  1  £  10  s.  öd.  jährlich  festgesetzt 
Ton  Zeit  zu  2ieit  hat  man  einen  Theil  der  Schatzkammerscheine  in  eine 
Art  der  bleibenden  Schuld  umgewandelt,   fündirt     Nach  dem  Gesetz 
vom  18.  April  1862   sollen   die  Schatzkammerscheine  in  der  von  der 
Treasuiy  bestimmten  Form  ausgefertigt  werden.     Der  Zins  wird  durch 
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die  Komzoissare  der  Treasury,  nicht  über  5  £  10  s.  f  fürs  Jahr,  festge- 
setzt, zahlbar  halbjährlich  durch  die  Bank  von  England.  Jedesmal 
14  Tage  vor  Ablauf  des  12.  Monats  vom  Tage  der  Emission  ab  wird  be- 
kannt gemacht,  dass  die  Zahlung  geschehen  soll;  und  wenn  diese  nicht 
verlangt  wird,  sollen  die  Scheine  weitere  12  Monate  Umlauf  haben,  und 
80  fort  Ton  Jahr  zu  Jahr;  doch  kann  der  Inhaber  die  Zahlung  in  der 
Zeit  zwischen  den  jährlichen  Bekanntmachungen  nicht  yerlangen ,  aus- 
ser dass  solche  Scheine  während  eines  Theils  der  letzten  6  Monate  jedes 
Jahres  in  Zahlung  gegeben  werden  können  für  alle  der  Krone  schuldi- 
gen Steuern  und  Taxen,  wobei  die  Zinsen  davon  bis  zum  Tage  einer 
solchen  Zahlung  vergütet  werden.  Die  Treasury  ist  befdgt,  neue  Schatz- 
kammerscheine an  Stelle  der  getilgten  oder  für  Steuern  oder  Taxen  ein- 
gegangenen zu  emittiren:  auch  neue  Schatzkammerscheine  zu  emittiren 
zur  Ersetzung  früherer  Scheine  zu  einem  Betrage,  der  13,230,000  £ 
nicht  übersteigt,  und  bis  zu  diesem  Betrage  darf  die  Bank  Qeld  auf 
diese  Scheine  leihen.  Im  Jahre  1816  betrug  die  unfundirte  Schuld 
48,725,360  £,  im  Jahre  1866  aber  nur  8,187,700  £. 

"Was  Preussen  betrifft,  so  war  in  früherer  Zeit  ein  Unterschied  zwi- 
schen schwebenden  oder  unfundirten  und  ftindirten  Schulden  nicht  gemacht 
worden,  auch  nicht  in  der  Yerordnung  wegen  der  künftigen  Behand- 
lung des  gesammten  Staatsschuldenwesens  vom  17.  Januar  1820.  Die 
beschworue  Verfassung  bestimmt  im  Artikel  103,  dass  die  Aufnahme 
von  Anleihen  für  die  Staatskasse  nur  auf  Grund  eines  (Gesetzes  statt- 
finden kann.  Dass  die  Regierung  nun  rechtlich  befugt  wäre,  ohne  ein 
Gesetz  z.  B.  durch  die  Seehandlung,  schwebende  oder  andere  Staats- 
schulden zu  machen,  wenn  es  nur  nicht  durch  eine  Anleihe  geschieht, 
vermag  ich  nicht  anzuerkennen.  Die  Ausgabe  von  Schatzkammerschei- 
nen, hält,  wie  schon  (S.  677)  bemerkt,  Mill  für  empfehlenswerth. 
Schon  lange  bevor  im  Jahre  1820  in  Preussen  die  Bildung  eines  Staats- 
schatzes angeordnet  wurde,  hatte  die  Regierung  die  Bank  uiid  die  See- 
handlung, welche  in  einer  sehr  geldknappen  Zeit  am  16.  December  1808 
und  27.  October  1810  als  „Geldinstitute  des  Staats"  getauft  sind,  zur 
Geldbeschaffung  benutzt  Ohne  solche  Geldinstitute  und  ohne  Staats- 
schatz erfreut  sich  England  eines  sehr  guten  Kredits.  In  der  ersten 
Ausgabe  dieses  Werkes  S.  427  habe  ich  darauf  aufmerksam  gemacht, 
wie  kein  Hindemiss  obzuwalten  scheine,  dass  Preussen  sich  das  Eng- 
lische System  der  Schatzkammerscheine  aneigne,  wobei  ich  allerdings 
die  vorherige  Beseitigung  der  Seehandlung,  der  Preussischen  Bank 
und  des  Staatsschatzes  voraussetzte.  Als  am  H.August  1866  der  Ei- 
nanzminister  den  Entwurf  eines  Gesetzes  vorlegte,  wodurch  die  Re- 
gierung einen  Kredit  von  60  Millionen  Thaler  beantragte,  sagte  er: 
„Die  Erfahrung  lehrt,  dass  in  gewissen  Zeiten,  namentlich  dann,  wenn 
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Yon  Mobilmachung  der  Armee  die  Bede  ist,  die  sichersten  Effekten  we- 
der zu  verwerthen  noch  zu  beleihen  sind.  Hätte  die  Staatsregiening 
zu  jener  Zeit  eine  Anleihe  machen  müssen,  so  würde  das  nur  mit  den 
grössten  Opfern  ermöglicht  sein,  wenn  überhaupt  die  Gelder  sofort  zu 
beschaffen  gewesen  wären.  Die  Mittel  nun,  die  etwa  dann,  wenn  diese 
Fonds  nicht  rechtzeitig  beschafft  werden  könnten,  mittierweile  noth- 
wendig  sein  würden,  meint  die  Begierung  am  leichtesten  durch  die  Aus- 
gabe Yon  Schatzanweisungen  (nicht  etwa  mit  den  Tresorsoheinen  zu  ver- 
wechseln) ,  zu  finden ,  welche  auf  Grund  des  Xreditgesetzes  die  Staats- 
schuldenyerwaltung  auf  die  Staatsschulden  -  Tilgungskasse  ausstellen 
würde  —  verzinsliche  SchatzsCn Weisungen ,  die  in  Frankreich  und  Eng- 
land sehr  beliebt  sind,  und  die  auch  hier  ohne  Verlust  zu  begaben  sein 
würden.  Sie  würden  auf  3,  auf  6  oder  auf  1 2  Monate  auszustellen  sein, 
und  wenn  die  Effekten  nicht  zu  annehmbaren  Coursen  vorher  reaüsirt 
werden  könnten ,  würden  diese  nach  und  nach  verwerthet  und  ihr  Er- 
lös zur  Einlösung  der  Schatzanweisungen  benutzt  werden  können.  Nur 
in  dem  Falle,  wenn  es  hiemach  noch  nöthig  sein  sollte,  oder  wenn 
unvorhergesehene  Umstände  eintreten,  würde  überhaupt  noch  7on  einer 
wirklichen  Anleihe  die  Rede  sein  können  ^)." 

Dass  ein  Staatsschatz  dem  Freussischen  Volk  sehr  theuer  zu  ste- 
hen kommt,   habe  ich  schon  1842^)  nachzuweisen  und  vorzurechnen 


1)  Die  Schatzscheine  sind  —  sagte  ein  Berliner  Börsenbericht  vom  17.  ej.  — 
ein  für  uns  neaes  Papier.  Da  sie  stets  al  pari  oder  ziemlich  al  pari  realisirbar 
sind,  so  eignen  sie  sich  zur  Anlage  vorübergehend  disponibler  Betriebskapitalien, 
die  bisher  theils  in  feinen  Disconten,  theils  in  Reportirangen,  theils  bei  den  Ban- 
ken ein  Unterkommen  suchten.  Da  sie  Sicherheit  mit  dem  Mangel  jeder  Giro  Ver- 
pflichtung für  den  vorübergehenden  Inhaber  verbinden,  so  werden  sie  sich  vorans- 
sichtlich  bald  grosser  Beliebtheit  erfreuen,  und  wir  glauben  nicht  zu  irren,  wenn 
wir  voraussetzen,  dass  manches,  was  sonst  zinsloser  Kassenvorrath  blieb,  sich  in 
Schatzscheine  umsetzt.  Dies  würde  sogar  zur  Folge  haben,  dass  die  Schatzscheine 
einen  einschränkenden  Einfluss  auf  den  Notenumlauf  der  Bank  übten.  Dass  die 
Sparkassen  ihre  Fonds  lieber  in  Schatzscheinen,  als  in  Obligationen  mit  schwan- 
kenden Coursen  anlegen  werden ,  ist  nach  den  Erfahrungen ,  die  sie  in  der  letzten 
schweren  Zeit  gemacht  haben ,  mit  Sicherheit  vorauszusetzen.  Alles  In  Allem  ge- 
nommen, werden  die  Schatzscheine  die  Mittel,  welche  sonst  dem  Geldmarkt  su- 
fliessen  würden,  stark  in  Anspruch  nehmen.  Die  Börse  hat  sich  von  dem  ersten 
Eindrucke ,  den  die  Ankündigung  eines  Credits  von  60  Millionen  machte ,  wieder 
etwas  erholt. 

2)  Die  Freussischen  Staatsschulden  S.  25  —  38.  Diese  Schrift,  als  deren  Ver- 
fasser ich  mich  nicht  genannt  hatte,  ist  zwar  in  Breslau  gedruckt,  aber  in  Mün- 
ster censirt,  weil  der  Breslaner  Censor  Oberregierongsrath  Sohr  (f  1861),  Aende- 
rungen  verlangte,  die  ich  nicht  machen  wollte.  —  0.  Oüdemeitter,  Kriegsanleihen, 
in  den  Freussischen  Jahrbüchern,  Februar  1866.  S.  151  sagt:  ,,Die  Regierung, 
welche  für  künftigen  Bedarf  einen  Staatsschatz  ansammelt,  wendet  Mittel  an,  welche 
das   gerade  Gegentheil  des  Schuldenmachens ,   darum  aber  nicht  weniger  irrationell 
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gesuoht  und  kann  auch  einen,  jetzt  gesetzlich  begrenzten  Staatsschatz 
(oder  ReichsBchatz)  als  nützlich  nicht  anerkennen.  Ist  es  nicht  Abei> 
glauben,  noch  an  den  Nutzen  eines  Staatsschatzes  zu  glauben?  Ich  halte 
es  für  das  räthlichste,  was  von  dem  Staatsschatze  etwa  noch  yorhanden 
ist,  ohne  Verzug  zur  Abtragung  yon  Staatsschulden  zu  verwenden  und 
dadurch  die  Steuern,  um  so  yiel  als  es  möglich  wird,  dauernd  zu  ver- 
mindern. Damit  würde  auch  der  Staatskredit  erhöht  werden.  Denn  ein 
Land  mit  einem  Schatz,  vielen  Schulden  und  Gktrantien  und  schweren 
Steuern  verdient  und  geniesst  weniger  Kredit  als  ein  Land,  welches 
keinen  Schatz,  aber  wenig  Schulden  und  leichte  und  gerecht  vertheilte 
Steuern  hat. 
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Yerschieden  von  den  Anleihen  zur  Deckung  augenblicklicher  Ei- 
nanzverlegenheiten,  welche  in  ein  oder  zwei  Jahren  aus  den  Erträgen 
der  bestehenden  Steuern  vollständig  zurückgezahlt  werden,  sind  die  f an- 
dirten  Schulden  oder  Anleihen,  die  entweder  alLmälig  oder  nach  länge- 
rer Zeit  oder  auch  gar  nicht  zurückgezalüt  werden  soUen.  Man  kann 
unterscheiden,  ob  Anleihen  dieser  Art  zu  produktiven  oder  unproduk- 
tiven Verausgabungen  gemacht  werden.  Zu  den  unproduktiven  Ausga- 
gaben  gehören  namentlich  Ausgaben  für  Kriegszwecke.  Ob  eine  Aus- 
gabe eine  produktive  sein  wird,  lässt  sich  keinesweges  immer  sicher 
vorhersagen.  Es  sind  Ausgaben,  die  nicht  nothwendige  sind,  sondern 
zu  denen  gerechnet  werden  müssen,  die  dermalen  für  nützliche  gelten 
(S.  20).  Kalt  man  nun  an  dem  Princip  fest,  dass  die  Eegierung  Aus- 
gaben, die  nicht  nothwendig  sind,  vermeiden  soll,  so  wird  man  ihr  auch 
nicht  gestatten  dürfen,   dass  sie  zu  Ausgaben,    die  bloss  nützlich  sind 


als  dieses  sind.  Sie  entzieht  durch  anseitiges  Spuren  der  Nation  ein  Kapital,  wel- 
ches, dem  freien  Umlaufe  überlassen,  neue  Kapitalien  gebildet  haben  würde.  Die 
Anleihe  yernichtet  das  Kapital  ertt  im  Augenblicke  des  Bedarf»,  der  Staatsschatz  be- 
gräbt es,  ehe  die  Stunde  der  Vernichtung  geschlagen  hat.  Wie  die  Anleihe  durch  die 
Alimlligkeit  der  Tilgung,  so  yerhüllt  der  Staatsschatz  durch  die  AllmlUigkeit  der 
Ansammlung  die  Grösse  des  Opfers,  welches  die  Nation  zu  bringen  hat,  und  er, 
ebenso  wie  sie,  erleichtert  dadurch  unbesonnene  und  kostspielige  Unternehmungen. 
Die  beste  Bürgschaft  gegen  leichtsinnige  Kriege  hat  diejenige  Nation,  deren  Hini- 
ster gezwungen  sind,  vor  der  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  neue  Steuern  vom 
Volke  zu  begehren.  Und  nur  eine  solche  Nation  hat  eine  wirkliche  Kontrole  Über 
die  auswärtige  Politik  ihrer  Begierung.  Je  schwieriger  es  sein  mag,  den  grossen 
Haufen  der  Steuerzahler  von  der  Vorzüglichkeit  der  Besteuerung  zu  Überzeugen, 
desto  wichtiger  ist  es,  dass  die  Mandatare  der  Steuerzahler,  die  Mitglieder  der 
Parlamente  und  Landtage,  für  die  richtige  Finanzpolitik' eintreten  und  unerbittlich 
jedes  Ansinnen  zurückweisen,  welches  auf  eine  heimliche  Kapitalvemichtung  gerich- 
tet ist." 
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oder  yielmehr  von  der  Partei,  die  eben  am  Rader  ist,  daför  gehalt4«i 
werden,  Anleihen  macht.  Hieraus  folgt,  dasB  Anleihen  zu  prodakÜMfem 
ausgaben  im  Princip  zn  verwerfen  sind.  In  den  grösseren  civilisirteii 
Staaten  ist  es  nicht  Aufgabe  der  Regierung,  gewerbliche  üntemehman- 
gen  oder  Spekulationen  irgend  welcher  Art  zu  machen,  da  sie  dies  nur 
auf  Gefithr  und  Kosten  ihrer  steuerzahlenden  Unterthanen,  welche  in 
der  Regel  nicht  unter  Vormundschaft  stehen,  konnte,  diesen  aber  ledig- 
lich selbst  tiberlassen  bleiben  muss,  welche  Risikos  zu  übernehmen  sie 
geneigt  sind.  Unter  den  Staatsanleihen  behu&  produktiver  Yeranaga- 
bung  stehen  jetzt  auf  dem  Kontinent  in  erster  Linie  die  Staatseisen- 
bahnanleihen. Wer  staatliche  Spekulationen  missbilligt,  kann  aach 
derartige  Anleihen  nicht  gutheissen.  Die  Regierung  soll  alle  pro- 
duktiyen^)  Ausgaben  ihren  unternehmungslustigen  Unterthanen  über- 
lassen. 

Eine  andere  Erage  ist  es,  ob  Garantien  etwa  eher  zu  rechtfertigen 
sein  möchten,  als  Anleihen  zu  produktiven  oder  zu  unproduktiven  Ana- 
gaben.  In  Preussen  spielen  die  Staatsgarantien,  besonders  in  Bezug* 
auf  Eisenbahnen  (S.  249  sqq.)  eine  sehr  grosse  Rolle.  Die  Ge&hren 
derselben  sind  aber  nachher  doch  anerkannt  worden.     Denn  sowohl  in 


1)  Beachtenswerth  ist,  was  der  y,CoaiT.  da  Dim.**  im  Februar  1865  Über  diese 
Materie  sagte:  „Wir  sind  nun  einmal  den  ,,,,prodaktiyeo**"  Aasgaben  geweiht;  wir 
decken  die  Hftaser  ab,  reissen  Dach  und  Fach  nieder,  demoliren  die  Mauern  und 
werfen  alle  Steine  durcheinander.  Wir  bauen  Strassen,  PUtse  und  Boolevarda  bis 
in  alle  Ewigkeit,  und  um  zu  den  Arbeiten  des  Friedens  die  Lorbem  des  Krieges 
au  gesellen,  werden  wir  Maximilian  unterstfltien  und  ihn  in  Mexico  halten.  Dann, 
aber  erst  dann  nur,  wird  Frankreich,  mit  Ruhm  und  Schulden  bedeckt,  sich  wie- 
der um  seine  inneren  Angelegenheiten  au  kflmmem  anfangen  und  Geschmack  an 
der  Freiheit  gewinnen.  —  Qott  ist  gerecht!  Man  hat  so  lange  und  so  hitsig  ge- 
schrieen: itn^io  Freiheit  schadet  den  GeschSften  und  beunruhigt  die  Millionen/**^ 
dass  das  Dekret  vom  17.  Februar  1852  und  mehrere  andere  uns  vollständig  von 
der  Sucht  kurirt  haben,  unsere  Vorgesetaten  an  kritisiren.  Man  kann  also  nicht 
die  auswftrtigen  Kriege  und  die  ungeheure  Zunahme  der  öffentlichen  Schuld  der 
Freiheit  aufbürden.  Nichts  hat  unsere  Finanzmftnner  abgehalten,  WunderlMres  au 
Stande  au  bringen,  die  Steuern  zu  vermindern  und  Herrn  Gladstone  nachzuahmen. 
Wenn  sie  es  nicht  gethan  haben,  wenn  das  Budget  sich  heute  auf  2300  bis 
2400  Millionen  belauft,  wem  ist  dafür  die  Schuld  beizumessen?  Dies  zu  vntersn> 
chen  ist  Sache  des  gesetzgebenden  Körpers.  —  Untersuchen  wir  jedoch  lieber 
Nichts.  Tragen  wir,  da  es  nun  einmal  so  sein  soll,  alle  Lasten  der  Vergangen- 
beit,  aber,  bei  Gott!  schnüren  wir  für  die  Zukunft  den  Beutel  fest  zu,  oder,  wenn 
man  durchaus  darauf  besteht,  dass  wir  ihn  öffnen,  verlangen  wir  wenigstens  etwas 
dagegen ,  z.  B.  die  Abschaffung  der  Pressgesetzgebong  vom  1 7.  Februar.  Um  die- 
sen Preis  wäre  ich  der  Ansicht,  dass  man  Herrn  Hauasmann  Geld  genug  gebe, 
dass  or  die  Hälfte  von  Paris  niederreiasen  und  nach  dem  Plane  der  Architekten 
von  Babylon  und  Baalbeck  in  der  Ebene  von  St.  Denis  wieder  aufbauen  könnte. 
Auch  wenn  es  uns  6  Milliarden  kosten  sollte,  hätten  wir  noch  ein  vorthellhaftes 
Geschäft  gemacht.  —  Allein,  wird  die  Regierung  darauf  eingehen?** 
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der  octroyiiien  als  auch  in  der  beschwomen  Yerfassang  wurde  vorge- 
sohxieben,  dass  überhaupt  Garantien  zu  Lasten  des  Staats  nur  auf  Grund 
eines  Gesetzes  stattfinden.  Dass  die  Yolksyertretung  zu  Gesetzen  die« 
ser  Art  öfters  und  in  grossem  Umfange  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat^ 
wird  wahrscheinlich  künftig  noch  sehr  bedauert  werden.  Der  Kredit 
eines  Gemeinwesens,  welches  mit  yielen  und  grossen  Garantien  belastet 
ist,  wird  dadurch  nichts  weniger  als  gestärkt  Staatsschulden  und 
Staatsgarantien  sind  Üebel|  erstere  Uebel  Ton  bestimmter,  letztere  Uebel 
yon  unbestimmter  Grösse.  Für  gewöhnliche  friedliche  Zeiten  scheinen 
Staatsgarantien  zwar  weniger  Gefahr  zu  drohen.  Aber  in  Kothzeiten, 
wo  es  der  Begierung  an  Geld  fehlt,  da  ist  gerade  zu  erwarten,  dass 
der  Staat  auf  Grund  der  Garantien  wird  Zahlungen  leisten  müssen ,  für 
welche  im  Staatshaushaltsetat  keine  Yorsorge  getroffen  ist.  Künftige 
Nothzeiten,  die  nicht  ausbleiben  werden,  werden  durch  Staatsgarantien 
—  die  übrigens  schwerlich  viel  ungefährlicher  sind,  als  die  Garantien 
von  FroTinzen,  Kreisen,  Gemeinden  —  nur  erschwert  Am  15.  Ja- 
nuar  1867  wurde  dem  Abgeordnetenhause  berichtet,  dass  im  Jahre  1865 
die  Zuschüsse  des  Staats  auf  Grund  der  Ton  ihm  übernommenen  Zins- 
garantien für  Eisenbahnaktien  822,642  Thlr.  6  Sgr.  und  im  Jahre  1 864 
noch  214,857  Thlr.  24  Sgr.  mehr  betragen  hätten.  Wenn  solche  Zins- 
garantien bewilligt  werden,  so  erhalten  wohlhabende  und  reiche  Kapi- 
talisten des  Inlandes  und  des  Auslandes,  welche  freiwillig  Aktien  zeich- 
nen, für  den  FaU,  dass  sie  schlechte  Geschäfte  machen,  Geschenke  zu- 
gesichert, welche  von  den  Steuerzahlern  des  ganzen  Landes  aufgebracht 
werden  müssen.  Die  G(arantien  bewirken  nicht  bloss  für  die  Beichsten, 
sondern  auch  für  die  Aermsten,  Steuererhöhungen  —  oder  vielmehr  sie 
yerhindem  die  sonst  zulässigen  Steuerheruntersetzungen.  Den  Freussi- 
schen  Steuerzahlern  hätten  in  den  beiden  Jahren  1864  und  1865 
1,860,142  Thlr.  6  Sgr.  an  Steuern  weniger  abgenommen  werden  kön- 
nen, wenn  nicht  diese  Summe  inländischen  und  ausländischen  Eisen- 
bahnaktionären dafür,  weil  sie  es  nicht  yerstanden,  gute  Geschäfte  zu 
machen,  hätte  gezahlt  werden  müssen.  Hiemach  wäre,  wie  mir  scheint, 
sehr  zu  wünschen,  dass  die  Freussische  Yolksyertretung  den  leider  schon 
yiel  zu  grossen  Betrag  der  Staatsgarantien  aller  Art  wenigstens  nicht 
noch  grösser  werden  lässt,  da  es  doch  wohl  kaum  noch  in  ihrer  Macht 
steht,  ihn  zu  yermindem.  Zu  Lasten  des  erst  im  Sommer  1867  zu 
Stande  gekommenen  Norddeutschen  Bundes  wurde  schon,  nicht  allein 
durch  die  Bundesgesetze  yom  9.  Noyember  ej.  und  20.  Mai  1869,  be- 
treffend den  ausserordentlichen  Geldbedarf  des  Norddeutschen  Bundes 
zum  Zweck  der  Erweiterung  der  Bundeskriegsmarine  und  der  Herstel- 
lung der  Küstenyertheidigung  die  Aufiiahme  einer  yerzinslicheu  Anleihe 
yon  17  Mill.  Thaler,  sondern  auch  durch  das  Bundesgesetz  yom  11«  Juni 
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1868  die  Uebernakme  einer  Garantie  genehmigt.  —  Der  Deutsche  Bund 
hatte  während  eines  halben  Jahrhunderts  ohne  Schulden  und  Garantien 
bestanden. 

Yertragsmässige  Staatsschulden  kommen  durch  freiwillige  Anleiben 
zu  Stande.  Dieselben  werden,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  als  un- 
fundirte  ochulden  gelten  sollen,  in  yerschiedener  Weise  abgeschlossen, 
nämlich  als  ein&che  verzinsliche  Anleihen,  oder  in  Kentenform,  oder 
als  Lotterieanleihen. 

Die  einfachen  verzinslichen  Anleihen  mit  festgesetztem  ZinefoBs  kön- 
nen auf  eine  bestimmte  Zeit^  mit  oder  ohne  Sicherstellung  abgeschlossen 
werden.  Dass  dem  Gläubiger  durch  Eaustpfand  oder  Hypothek  auf  Do- 
mänen, oder  gewisse  Staatseinkünfte,  namentlich  Zolleinnahmen,  Si- 
cherheit gestellt  wird,  kommt  in  den  christlichen  Staaten  Europa's  ge- 
genwärtig selten  vor.  In  den  Vereinigten  Staaten  wurden  die  Anlei- 
hen seither  auf  eine  bestimmte  Zeit  koutrahirt.  Die  sogenannte  firei- 
wiUige  Anleihe,  welche  in  Freussen  am  25.  April  1848  (S.  159)  ausg^ 
schrieben  wurde,  verpflichtete  sich  die  Begierung  in  zehn  Jahren  zu- 
rückzuzahlen. Anleihen,  die  an  einem  bestimmten  Termin  oder  inner- 
halb einer  bestimmten  Prist  zurückgezahlt  werden  müssen,  sollten  je- 
doch möglichst  vermieden  werden,  da  sie  die  Regierung  sehr  in  Verle- 
genheit bringen  können.  Noch  mehr  kann  die  Begierung  in  Verlegen- 
heit kommen,  wenn  sie  bei  Abschliessung  der  Anleihe  dem  Gläubiger 
ein  Kündigungsrecht  eingeräumt  hat  Anleihen,  welche  auf  Seiten  des 
Gläubigers  unkündbar  sind,  erscheinen  vortheilhafter  für  die  Begie- 
rung. Heut  zu  Tage  hat  die  Abschliessung  solcher  Anleihen  in  der  Re- 
gel keine  Schwierigkeit,  da  es  selten  an  Kapitalisten  fehlt,  die  eine 
Porderung  kaufen  wollen,  welche  auf  die  Dauer  eine  bestimmte  Einnahme 
gewährt.  Es  wird  empfohlen ,  dass  sich  die  Begierung  das  Becht  vor- 
behält, nach  ihrerseits  geschehener  Kündigung  das  vereinbarte  Kapital 
zurückzuzahlen. 

Bei  der  letztgedachten  Art  von  Anleihen  geschieht  die  Abschlies- 
sung derselben  dadurch,  dass  der  Staat  eivige  Renten,  rentes  perp^tuel- 
les,  perpetual  annuities,  verkauft.  Der  Gläubiger  oder  Bentenkäufer 
kann  das  Kapital  vom  Staat  nicht  zurückfordern,  aber  er  kann  seine 
Beute  weiter  verkaufen,  da,  wenn  der  Staat  guten  Kredit  geniesst,  diese 
Beuten  als  Kapitalsanlagen  gesucht  werden. 

Die  Abschliessung  solcher  Anleihen  kann  in  zweifacher  Weise  ge- 
schehen. Nach  einer  Vereinbarung  über  den  Zinsftiss  stellt  die  Begie- 
rung dem  Darleiher  über  die  gezahlte  Summe  Schuldverschreibungen 
oder  Obligationen  aus.  Der  Preis  dieser  Obligationen  kann  natürlich 
nicht  unveränderlich  sein;  ihr  Cours  fallt  oder  steigt,  je  nachdem  der 
Zinsfuss  überhaupt  steigt  oder  fällt.     Steigt  der  Cours  über  Pari,  so  hat 
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der  Gläubiger,  wenn  eine  Eückzalilnng  erfolgt ,  doch  keine  grössere 
Summe  zu  fordern,  als  die  als  Darlehn  eingezahlte.  Eällt  dagegen  der 
Cours  unter  Pari,  so  ist  er  nicht  genöthigt,  sich  mit  einer  geringeren 
Summe  als  der  dargeliehenen  abfinden  zu  lassen.  Kann  die  Regierung 
aber  im  freien  Verkehr  die  Schuld  unter  Pari  zurückkaufen,  so  hat  sie 
Yortheil  und  dem  Gläubiger  geschieht  kein  Unrecht,  da  ihm  ein  Zwang 
nicht  angethan  wird.  Der  jetzt  gewöhnlichere  Fall  ist,  dass  die  Kegie- 
rung  zwar  einen  bestimmten  Zinsfuss  von  der  zu  Terschreibenden  Schuld 
verspricht,  dass  aber  eine  geringere  Summe  gezahlt  wird,  als  die  Obli- 
gation angiebt.  Die  Kegierung  stellt  z.  B.  eine  3  procentige  Schuldver- 
schreibung über  100  Thlr.  aus,  obgleich  si^^ur  75  Thlr.  erhalten  hat. 
Für  ein  Kapital  von  75  Thlr.  erhält  der  Darleiher  3  Thlr.  Zinsen  oder 
4^.  Um  100  Thlr.  geliehen  zu  erhalten,  erkennt  die  Regierung  an, 
133  Thlr.  schuldig  zu  sein.  Der  Zinsfoss  der  angeliehenen  Summe  ist 
daher  von  dem  der  verschriebenen  (Nominal-)  Summe  verschieden.  Das 
Geschäft  ist  als  ein  Rentenkauf  anzusehen  und  die  Tilgung  geschieht  in 
derselben  Weise  durch  den  Ankauf  der  Obligationen  nach  dem  Course. 
Angenommen  wird  jedoch,  dass  die  Regierung  durch  die  Zahlung  des 
Nennwerths  sich  von  der  Schuld  befreien  kann;  und  natürlich  muss  von 
der  Regierung  diese  Abtragungsweise  dann  gewählt  werden,  wenn  der 
Cours  sich  über  Pari  erhoben  hat. 

In  Frankreich  war  lange  Zeit  von  gar  keinem  Schuldkapital  die 
Bede,  man  verkaufte  vielmehr  bloss  Renten.  Das  grosse  Buch  der 
Staatsschuld  nach  dem  Gesetz  vom  24.  August  1793  erwähnt  keine  Ea- 
pitalsumme;  man  sieht  daher  auch  jetzt  noch  die  Schuld  weniger  wie 
ein  gewisses  angeliehenes  Kapital,  als  eine  Masse  schuldig  gewordener 
Renten  an,  deren  Preis  veränderlich  ist.  Das  Gesetz  vom  1.  Mai  1825 
sprach  jedoch  aus,  dass  die  Tilgung  durch  den  Ankauf  nach  dem  Course 
nicht  über  dem  Zwanzigfachen  der  Rente  geschehen  dürfe  und  stellte 
also  diese  ab  den  5procentigen  Zins  eines  Nominalbetrages  dar.  Das 
Staatsschuldenbnch  begann  mit  40,216,000  Fr.  Rente.  Das  Konsulat 
und  das  Kaiserreich  fügten  23,091,637  Fr.  hinzu.  Vom  1.  April  1814 
bis  1.  Januar  1852  £Etnd  eine  Steigerung  von  63,307,637  Fr.  auf 
242,774,478  Fr.  statt.  Yon  da  an  bis  1.  Januar  1867  hat  sich  die  Rente 
um  340  Millionen  oder  jährlich  um  6-}^  Millionen  vermehrt.  Die  Restau- 
ration hatte  1816  5  Fr.  Rente  mit  57,50  verkauft,  also  zu  8,7^  ange- 
liehen, im  Januar  1830  erhielt  sie  für  4  Fr.  Rente  102,  Heh  also  zu 
3,9^.     Das  zweite  Kaiserreich  lieh  1854  zu  4^^. 

Die  Frage,  ob  die  Regierung  gegen  niedrigen  Zins  anleihen,  aber 
eine  höhere  Schuld  übernehmen  soll,  als  die  Summe,  welche  sie  wirk- 
lich erhalten  hat,   beträgt,    oder  ob  sie  sich  zu  einem  hohen  Zins  vor- 
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stehen,   aber  keine  höhere  Schuld  als  die  Summe,   welche  sie  wirklich, 
erhalten  hat,   anerkennen  soll,   lässt  sich  wohl  im  Allgemeinen  nicht 
beantworten,  wird  yielmehr  in  jedem  vorkommenden  Pall  erwogen  wer- 
den müssen.     Ist  die  Begierung  überhaupt  genöthigt  anzuleihen  —  nnd 
nur  in  Nothzeiten  sollte  es  ihr  gestattet  werden  —  so  muss  sie  jedes- 
mal berechnen,   welche  yon  den  ihr  zur  Auswahl  stehenden  Bedingun- 
gen die  am  wenigsten  ungünstigen  sind.    XJebiigens  kann  sie  auch  selbst 
die  Bedingungen  festsetzen  und  dann  die  Einzahlung  von  den  Barleihem 
unmittelbar  in  Empfang  nehmen.     Pitt  föhrte  1793  die  Neuerang  ein, 
dass  er  sich  der  Bankiers  als  Mittelspersonen  bediente,   wobei  es  mög- 
lich ward,    eine  Konkxuqnpz  und   steigende  Angebote  hervorzurufen. 
Uan  hat  ihn  getadelt,   dass  er  so  die  Goursanleihen  eingeführt  habe, 
durch  welche  der  Nachkommenschaft  eine  so  schwere  Last  aufgebürdet 
worden  ist.     Anleihen  indessen,   bei  welchen  grössere  Summen  ver- 
schrieben als  wirklich  eingezahlt  wurden,  waren  auch  schon  früher  vor^ 
gekommen,  und  lästige  Bedingungen  sind  bei  grosser  Geldnoth  nicht  za 
vermeiden;   ebenso  ist  nicht  zu  bestreiten,   dass  es  für  den  Staat  Tor- 
theilhaft  ist,   die  Konkurrenz  der  Geldleute  zu  erwecken,   um  dadureh 
möglichst  billige  Bedingungen  zu  erlangen  —  wenn  einmal  der  ZinsfiDus 
festgehalten  werden   soU.     Nach  den  durchschnittlichen   Coursen  der 
Jahre  1793  bis  1802  ist  berechnet  worden,  dass  bei  Erhöhung  des  Zins- 
fusses  auf  5  ^  durchschnittlich  nur  12  s.  per  100  £  (oder  f  ^)  mehr  Zins 
für  das  wirklich  erhaltene  Geld  hätten  gezahlt  werden  müssen,  als  wirk- 
lich bezahlt  worden  sind,    so  dass  die  Reduktion  nach  Beendigung  des 
Krieges  offen  stand,   während  die  mehr  geschaffene  Schuld  nicht  zu  re- 
duciren  ist.     So  wäre  es  „besser  gewesen,  den  Einflüsterungen  der  Böz^ 
senkönige,   welche  den  Geschmack  des  Publikums  an  niedrigen  Coursen 
vorschützten,   den  eigenen  Gewinn  aber  im  Aug^  hatten,   kein  Gehör 
zu  geben  und  die  Anlehnen  zu  erhöhtem  Zinsfiiss  au&unehmen,    dessen 
Eeduktion  aber  unter  veränderten  Verhältnissen  vorzubehalten.^'    Die 
Konkurrenz  konnte  freilich  durch  Yerabredung  vereitelt  werden,   aber, 
wenn  sie  doch  wirksam  war,  so  hatte  die  Betheiligung  kleinerer  Unter- 
nehmer die  Folge,  dass  die  Papiere  nur  um  so  schneller  wieder  auf  den 
Markt  geworfen,  die  Gourse  um  so  mehr  gedrückt  und  die  Verhältnisse 
für  die  nächste  Anleihe  um  so  mehr  verschlechtert  wurden  ^).     Wenn 
nun  die  Volksvertretung  der  Begierung  die  Aufnahme  einer  Anleihe  ge- 
stattet,  so  sollte  sie  der  letzteren  lieber  die  Ermächtigung  zur  XJeber- 
nahme  höherer  Zinsen  geben,  als  erlauben,  dass  sie  eine  Summe  schul- 
dig zu  sein  anerkennt,  die  höher  ist,  als  diejenige,  welche  sie  wirklich 
-erhalten  hat.     Dabei  kommt  noch  in  Betracht,   dass  wenn  sie  gegen 
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niedrige  Zinsen  anleihen  kann  und  die  Schuld  abzuzahlen  nicht  ver- 
pflichtet wird,  mit  Sicherheit  wohl  nicht  daranf  zn  rechnen  ist,  dass 
sie  beim  Ausgeben  sich  der  grössten  Sparsamkeit  befleissigen  wird. 

Nicht  bloss  in  der  Form  von  ewigen  Renten ,  sondern  auch  in  der 
Form  von  Zeitrenten  können  Anleihen  abgeschlossen  werden ,  indem  die 
Kegienmg  solche  fär  einen  möglichst  hohen  Preis  Terkanft.  Es  sind 
dies  Anleihen  mit  einer  die  Yerzinsong  und  allmfilige  Tilgung  enthalten- 
den Rente.  Anstatt  dass  der  Staat  den  erhaltenen  Kaufpreis  verzinst 
und  zurückzahlt,  zahlt  er  eine  Zeitlang  bloss  eine  Rente,  die  jedoch 
höher  ist,  als  der  übliche  Zinsfiiss.  Anleihen  in  der  Form  von  Zeit- 
renten sind  jetzt  nicht  sehr  im  Oebrauch.  Sie  sind  entweder  für  eine 
bestimmte  Zeit,  oder  Leibrenten,  oder  Tontinen.  Eigen tiicAe  Zeitren- 
ien,  Annuitäten  für  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  hSlt  man  nicht 
gerade  für  sehr  wünsohenswerthe  Kapitalanlagen,  weil  sie  die  Aufzeh- 
rung des  Kapitals  befördern.  Dergleichen  Annuitäten  sind  in  England 
noch  am  meisten  in  Anwendung.  Wenn  dauernde  Renten,  wie  dort 
zuweilen  geschieht,  in  Zeitrenten  umgewandelt  werden,  so  werden  die 
Ausgaben  des  Staats  für  eine  Reihe  von  Jahren  zwar  erhöht,  nach  Ab- 
lauf derselben  aber  dauernd  verringert.  Bei  Leibrenten  bestimmt  sich 
der  Zinsfiiss  von  dem  eingezahlten  Kapital  mit  Rücksicht  auf  die  wahr- 
scheinliche Lebensdauer  des  Leibrentenkäufers.  Bei  Tontinen  treten 
mehrere  Kapitalisten  in  Gemeinschaft  derart,  dass  die  Leibrente  der 
verstorbenen  Mitglieder  den  Ueberlebenden  zuwächst,  bis  der  letzte  ge- 
storben ist.  Anleihen,  welche  in  iler  Form  von  eigentlichen  Zeitren- 
ten, von  Leibrenten  und  von  Tontinen  geschlossen  sind,  werden  zu- 
rückgezahlt, indem  mit  jeder  Zinszahlung  noch  eine  weitere  Zahlung 
geleistet  wird.  Die  Regierung  kann  die  Rückzahlung  nicht  nach  ihrer 
Konvenienz  aufschieben  oder  beschleunigen.  Anleihen,  die  auf  Seiten 
des  Gläubigers  unkündbar,  aber  nach  dem  Belieben  der  Regierung  rück- 
zahlbar sind,  scheinen  daher  Vorzüge  vor  allen  Anleihen  in  Form  von 
Zeitrenten  zu  haben. 

Derselbe  Mangel  klebt  auch  den  Lotterieanleihen  an ,  die  Regierung 
muss  ihre  Schuld  an  bestimmten,  lange  vorher  bestimmten  Terminen 
zurückzahlen ;  sie  kann  dieselbe  nach  ihrer  Konvenienz  weder  beschleu- 
nigen noch  verschieben.  Letzteres  würde  sie  thun,  wenn  sie  eben  in 
Geldnoth  ist.  So  können  dergleichen  Anleihen  bewirken,  dass  die  Re- 
gierung genöthigt  wird,  eine  alte  niedrig  verzinsliche  Schuld  abzuzah- 
len und  gleichzeitig  eine  neue,  höher  verzinsliche  Anleihe  zu  machen. 
Lotterieanleihen  können  in  mannigfaltiger  Form  abgeschlossen  werden. 
In  England  wurde  1694  durch  eine  Lotterieanleihe  1  Mülion  £  aufge- 
bracht. Jetzt  sind  in  England  und  Frankreich  solche  Anleihen  nicht 
üblich,  wohl  aber  noch  in  Deutschland,  wo  die  Regierungen,  wenn  sie 


700  VIERTES  KAPITEL.     STAATSSCHULDEN. 

auf  die  Spielsacht  ihrer  XJnterthanen  spekuliren ,  voriheilhafter  anleihen 
zu  können  glauben.  Auch  Freussen  hat  mehrmals  Lotterieanleihen  ge- 
macht, im  Jahre  1796,  1808  und  auch  1820,  wo  Staatsschuldscheine 
mit  Prämienscheinen  ausgegeben  wurden.  Erug  sagte,  dass  diese  Ope- 
ration, die  an&ngs  nicht  yortheilhaft  zu  gehen  schien;  nach  Yeilanf 
eines  Jahres  einen  so  guten  Fortgang  gewonnen  habe,  „dass  man  sie  ala 
einen  Beweis  der  Neigung  des  grossen.  Publikums  för  die  Lotterie  im 
Allgemeinen  ansehen  kann;  diese  Papiere  erhielten  nicht  bloss  auf  den 
auswärtigen,  mit  dem  Preussischen  Staate  in  Verbindung  stehenden 
Geldmärkten  bald  einen  guten  Gours,  sondern  es  Hess  sich  auch  leicht 
berechnen:  dass  die  Geldbesitzer,  welche  solche  Papiere  kauften,  nach 
der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  ihr  Qeld  voriheilhafter  angelegt  haben 
würden,  wenn  sie  auf  ganz  ein&che  Art  gewöhnliche  Staatsschuldscheine 
gekauft  hätten  ^).**  Zuletzt  machte  Preussen  im  Jahre  1854  eine  Lot- 
terieanleihe von  15  Mill.  Thalem.  £s  wurden  Schuldyerachreibungen 
über  lOOThlr.  ausgegeben,  welche  3^^  Zinsen  bringen.  Diese  150,000 
verzinslichen  Prämienscheine  mit  laufenden  dummem  in  1500  Serien, 
jede  zu  100  Nummern,  sollen  durch  40  Yerloosungen ,  die  letzte  im 
Jahre  1894,  getilgt  werden.  Die  niedrigsten  Prämien  betragen  104  Thlr. 
und  die  höchsten  100,000  Thlr.  üebrigens  wird  man,  wenn  man  Lot- 
terien überhaupt  verwirft  (§.  31),  die  Abschliessung  von  Lotterie-  oder 
sogenannten  Prämienanleihen  ebenHalls  verwerfen  müssen.  Begieron- 
gen,  welche  Kredit  verdienen,  werden  zur  Abschliessung  von  solchen 
Anleihen  wohl  niemals  gezwungen  sein. 

Die  Schul durkunden ,  welche  die  Regierung  aasstellt,  lauten  ent- 
weder auf  den  Namen  des  Gläubigers,  oder  auf  den  Lihaber.  Im  erste- 
ren  Eall  muss  bei  dem  Verkauf  einer  Obligation  dieselbe  auf  den  Käu- 
fer überschrieben  werden.  Ln  letzteren  Fall  pflegt  man  der  Schuldver- 
schreibung ebenMls  auf  den  Inhaber  lautende  Snskoupons  beizufügen. 
Durch  die  Ausstellung  von  Obligationen  au  porteur  wird  die  Uebertra- 
gung  der  Forderungen  von  einer  Person  auf  eine  andere  zwar  erleich- 
tert, dagegen  aber  hat  das  System  der  Einschreibungen  oder  Inscriptio- 
nen  den  grossen  Yortheil,  dass  Verlust,  Diebstahl  oder  Vernichtung 
der  Obligationen  wenig  Schaden  bringt.  Denn  bei  diesem  System  wer- 
den die  Gläubiger  in  das  grosse  Staatssohuldbuch  eingetragen  und  da- 
durch werden  ihre  Forderungen  bewiesen.  Hierdurch  wird  eine  viel 
grössere  Sicherheit  geschafft,  besonders  für  solche,  die  ihr  Vermögen 
nicht  selbst  verwalten,  wie  namentlich  alle  juristische  Personen  und 
Minderjährige.  Das  System  der  Inscriptionen  ist  in  Frankreich  und 
England  die  Regel,   während  in  Deutschland  und  auch  in  Preussen  die 


1)  Oeschichte  der  Preuss.  Staatsschulden.    8.  40.  125.  865  sqq. 


§.  60.     ANLEIHEN  ODER  STEUERN?  7()1 

StaatsscholdTersclireibangen  auf  den  Inhaber  ausgestellt  zu  werden  pfle- 
gen.  In  England  können  indessen  nach  den  Gesetzen  yom  8.  Juni  und 
28.  Juli  1863  die  Besitzer  yon  Regierungs-  und  auch  von  India  Stocks 
sich  dafür  auf  den  Inhaber  lautende  Certificate  ausstellen  lassen.  Die 
Begierung,  auch  in  Preussen,  sollte  den  Staatsgläubigem,  so  wie  sie 
es  wünschen,  Papiere  au  porteur  in  Inscriptionen  yerwandeln,  oder 
auch  umgekehrt.  Mancher  würde,  um  seine  Sicherheit  oder  Bequem- 
lichkeit zu  erhöhen,  für  die  Umwandlung  gewi^  gern  eine  kleine  Ge- 
bühr zahlen.  Nur  für  gewisse  Staatsschulden  wurde  dies  durch  die  Ge- 
setze vom  29.  Februar  1868  und  11.  Februar  1869  gestattet. 

Im  Noyember  1867  beschloss  das  Aeltesten- Kollegium  der  Berli- 
ner Kaufmannschaft  zu  beantragen,  die  sogenannte  Aussercourssetzung 
yon  Werthpapieren,  die  auf  jeden  Inhaber  lauten  * ),  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  aufzuheben,  da  das  Becht,  diese  Werthpapiere  dem  Um- 
laufe zu  entziehen,  ganz  der  Natur  eines  auf  den  Inhaber  lautenden 
Papiers  widerspreche  und  den  freien  Verkehr  mit  solchen  Papieren  be- 
schränke. Dieser  Antrag  scheint  mir  berücksichtigenswerth.  Preussi- 
sches  Papiergeld,  d.  h.  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Yerschreibungen 
über  Preussische  Staatsschulden,  die  nicht  yerzinst  werden,  können 
nicht  ausser  Cours  gesetzt,  und  Yerschreibungen  über  verzinsliche  Preus- 
sische  Staatsschulden  sind  im  Auslande  weniger  beliebt,  als  es  Ameri- 
kanische in  Preussen  geworden  sind,  obgleich  bei  letzteren  eine  Ausser- 
courssetzung eine  rechtliche  Wirkung  nicht  haben  dürfte.  Freilich  wer- 
den bei  ihnen  auch  geschehene  Amortisationen  nicht  gefürchtet,  wie  bei 
Freussischen  nach  der  Verordnung  yom  16.  Juni  1819  u.  s.  w.  zulässig 
sind.  Niemals  soUte  wohl  ein  Gemeinwesen  dadurch  Yortheil  haben 
können,  dass  eine  Schuldyerschreibung  durch  Zufall  vernichtet  wird, 
oder  verloren  geht.  Hiernach  dürfte  das  System  der  Inscriptionen  als 
das  sicherere  und  ehrlichere  dem  der  Inhaberpapiere  vorzuziehen  sein. 
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Soll  die  Regierung  zu  einer  Zeit,  wo  sie  zu  niedrigen  Zinsen  an- 
leihen  kann,  diese  Gelegenheit  benutzen?  Ich  glaube,  dass  sie  dies 
nur  in  dem  FaU  thun  sollte,  wo  sie  eine  neue  niedrig  verzinsliche  An- 
leihe abschliessen  kann,  um  eine  ältere  höher  verzinsliche  damit  abzu- 
zahlen. Denn  wenn  das  Princip ,  dass  die  Begierung  nur  noth wendige 
Ausgaben  machen  soll,  richtig  ist,  so  darf  sie  sich  auch  durch  den  Um- 
stand, dass  ihr  etwa  Anleihen  zu  niedrigen  Zinsen  angeboten  werden, 
nicht  verlocken  lassen ,   zu  bloss  nützlichen  und  vermeintlich  produkti- 


1)  A.  L.R.  I.  15.   §.  47  sqq.;  Gesetz  vom  16.  Jani  1835  and  4.  Mai  1848. 
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Yen  Aasgaben  anzuleihen.  Da  nun  zu  anproduktiTen,  aber  noihwen- 
digen  Aasgaben  in  fidedlichen  und  gedeihlichen  Zeiten  Anleihen,  wie 
mir  scheint,  nicht  gerechtfertigt  werden  können,  so  würde  die  B^e- 
rang  zu  niedrigen  Zinsen  wohl  nur  zu  dem  eben  erwähnten  Zweck  an* 
leihen.  Anleihen  zu  unproduktiTen  Ausgaben  werden  aber  doch  nicht 
unter  allen  Umständen  zu  verwerfen  sein.  Die  Frage  ist  nur,  ob  unpro- 
duktive ausserordentliche  Ausgaben  in  Kriegs-  oder  anderen  Nothzeiteii 
lediglich  durch  Steuern  oder  ganz  oder  zum  Theil  durch,  wenn  auch. 
hoch  verzinsliche,  Anleihen,  die  spät  oder  gar  nicht  zurückzuzahlen 
sind,  bestritten  werden  sollen.  Hierbei  handelt  es  sich  übrigens  nicht 
jedesmal  von  Auflegung  neuer  oder  Erhöhung  schon  bestehender  Steuern, 
sondern  die  Sache  kann  sich  auch  dahin  gestalten,  das«  eine  bestehende 
Steuer  vielleicht  bloss  deshalb  nicht  abgeschafft  oder  ermassigt  werden 
kann,  vielmehr  fortgezahlt  werden  muss,  weil  ihr  ganzer  Ertrag  zur 
Verzinsung  der  neuen  Schuld  verwendet  werden  muss. 

Steuern  werden  gemeiniglioh  aus  dem  Einkommen  entrichtet  and 
können  durch  vermehrte  Sparsamkeit  theilweise  oder  ganz  wieder  gut 
gemacht  werden.  Anleihen  dagegen  werden  vom  Kapital  genommen 
und  müssen  daher  zur  Yerarmung  des  Landes  wirken.  Hiemach  sollte 
man  meinen,  dass  es  besser  wäre,  die  ausserordentlichen  Staatsanzga- 
ben  durch  Steuern  als  durch  Anleihen  zu  bestreiten.  Nicht  ans  dem 
Theil  des  Landeskapitals,  welcher  in  Werkzeugen,  Maschinen,  Gebän- 
den  besteht,  kann  die  Anleihe  genommen  werden.  Sie  muss  also  voll- 
ständig aus  demjenigen  Theil  desselben  genommen  werden ,  welcher  zur 
Bezahlung  der  Arbeiter  angewendet  wird.  Mithin  müssen  diese  dem^e- 
mäss  leiden ,  indem  sie  weniger  Lohn  eriialten.  Wenn  nun  die  Arbei- 
ter so  viel  wie  sonst  gewöhnlich  hervorbringen,  dabei  aber  viele  Millio- 
nen Thaler  weniger  Bezahlung  erhalten,  so  werden  diese  Millionen  von 
ihren  Arbeitgebern  gewonnen.  Der  Ausfall  in  dem  Kapital  des  Landes 
wird  auf  solche  Weise  alsbald  wieder  gut  gemacht,  aber  es  geschieht 
durch  die  Entbehrungen  und  oft  durch  das  wirkliche  Elend  der  arbei- 
tenden Klassen.  So  können  solche  Perioden  Zeiten  grossen  (^ewinns 
für  diejenigen  sein,  deren  Gedeihen  in  der  Meinung  der  Gesellschaft 
gewöhnlich  für  das  Gedeihen  der  Nation  gilt.  Die  gewöhnliche  Mei- 
nung ist  nun,  dass,  wenn  man  den  ganzen  Bedarf  in  einem  Jahre  for- 
dere, man  etwas  Unmögliches  oder  doch  sehr  Lästiges  fordere;  dass 
das  Yolk  nicht  ohne  grosses  Ungemach  das  Ganze  auf  Kinmal  ans  sei- 
nem jährlichen  Einkommen  zahlen  könne  und  dass  es  daher  viel  besser 
sei,  von  ihm  jedes  Jahr  eine  kleine  Zahlung  in  der  Perm  von  Zinsen 
zu  fordern,  als  ein  so  grosses  Opfer  Ein  für  alle  MaL  Indessen,  was 
immer  ausgegeben  wird,  kann  nur  aus  dem  jährlichen  Einkommen  ge- 
nommen werden.     Das  Ganze  sowie  jeder  Theil  des  im  Lande  hervor- 
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gebrachten  Yermögeius  bildet  das  Einkommen  Ton  irgend  Jemand,  oder 
trägt  dazu  bei.  Die  Entbehrung,  welche,  wie  man  annimmt,  daraus 
hervorgeht,  dass  man  einen  Betrag  in  der  Form  Ton  Steuern  nimmt, 
wird  dadurch  nicht  Termieden,  dass  man  ihn  als  Anleihe  nimmt.  Das 
Drückende  wird  dadurch  nicht  abgewendet,  sondern  nur  auf  die  arbei- 
tenden Klassen  gewalzt,  die  am  wenigsten  fähig  und  berufen  sind,  es 
zu  tragen.  Alles  Kapital,  welches  der  Produktion  und  den  dazu  be- 
stimmten Eonds  entzogen  wird,  um  dem  Staat  geliehen  und  unproduk- 
tiy  ausgegeben  zu  werden,  entgeht  yoUständig  den  arbeitenden  Klassen. 
Die  Anleihe  wird  in  Wahrheit  aus  dem  Einkommen  des  nämlichen  Jah- 
res bezahlt;  das  ganze  zur  Auszahlung  erforderliche  Opfer  wird  schon 
wirklich  gebracht;  nur  wird  es  den  unrechten  Personen  ausgezahlt,  und 
tilgt  deshalb  die  Schuld  nicht.  Nachdem  auf  diesem  Wege  die  zur  Til- 
gung der  Schuld  nothwendige  Anstrengung  durchgemacht  ist,  bleibt 
doch  das  Land  mit  derselben,  und  der  Bezahlung  der  Zinsen  dafür 
dauernd  belastet.  Wenn  also  das  yon  der  Begierung  angeliehene  Ka- 
pital aus  den  in  der  Produktion  schon  angelegten  oder  doch  dazu  be- 
stimmten Eonds  entnommen  wird,  so  ist  dies  ebenso,  als  wenn  der 
ganze  Betrag  der  Anleihe  yon  dem  Lohne  der  arbeitenden  Klasse  ge- 
nommen würde  —  als  wenn  die  Begierung  den  ganzen  Betrag  inner- 
halb des  Jahres  durch  eine  ausschliesslich  die  arbeitende  Klasse  treffende 
Steuer  erhoben  hätte.  Schlimmer  wäre  es  nicht,  wenn  die  Begierung 
ihren  Bedarf  durch  offen  anerkannte  Besteuerung  genommen  hätte.  Denn 
in  diesem  Eall  wäre  die  Sache  mit  allen  liebeln  beendigt  worden,  wäh- 
rend bei  diesem  Umwege  der  den  Arbeitern  entzogene  Werth  nicht  dem 
Staate,  sondern  den  Arbeitgebern  zu  Gut  kommt,  und  der  Staat  init 
der  Schuld  und  der  dauernden  Verzinsung  belastet  bleibt. 

Es  giebt  indessen  Umstände,  unter  welchen  Staatsanleihen  solche 
yerderbliche  Folgen  nicht  zu  haben  scheinen,  nämlich:  1)  wenn  das 
angeliehene  Kapital  dem  Auslande  ^)  angehört  und  aus  dem  Ueberströ- 


1)  Bei  einer  Enqufifce  fiber  die  Bankfrage  sagte  Baron  James  v.  Rothschild, 
Haupt  des  Pariser  Hauses ,  am  31.  Oktober  1865 :  „Der  Verkehr  mit  fremden  Pa- 
pieren ,  wenn  sie  solid  sincf ,  ist  mit  Nachtheiien  nicht  verbunden.  Er  ist  das  Band 
zwischen  den  einzelnen  Nationen,  wird  grösstentheils  nicht  mit  Gold,  sondern  mit 
Waaren  aasgeglichen,  und  die  Erfahrung  zeigt,  dass  nach  kurzer  Zeit  alle  diese 
Papiere  wieder  in  ihre  Heimath  zurückkehren.  So  z.  B.  sind  die  Papiere  Spaniens 
und  der  früheren  Regierung  der  beiden  Sicilien  Iftngst  wieder  im  Besitze  ihres 
Volkes.  Eben  darum  werde  die  Notirung  dieser  Papiere  an  der  Pariser  Börse  un- 
bedingt  gestattet'*  Zeitschr.  für  Staatswissenschaft.  1866.  S.  310.  —  „Oesterreichs 
Staatsgliubiger  befinden  sich  gegenwitrtig  vorzugsweise  in  Oesterreich.  Es  war  ganz 
anders  vor  dem  Jahre  1859.  Damals  befand  sich  in  Deutschen  Hunden  ein  an- 
sehnlicher Theil  der  öffentlichen  Schuld  Oesterreichs.  Aber  die  Besorgnisse,  wel- 
che das  Jahr  1859  brachte,    haben  unendlich  viele  gewitzigt;   sie  haben  auf  hohe 
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men  der  allgemeiuen  Kapital -Ansammlimg  der  Welt  genommen  'wird; 
oder  2)  wenn  es  Kapital  ist,  das  entweder  gar  nicht  erspart  sein  irürde, 
wenn  ihm  nicht  diese  Gelegenheit  zur  Anlegung  geboten  worden  wäre, 
oder,  falls  erspart,  in  unproduktiTen  Unternehmungen  yergeudet  oder 
zur  Belegung  nach  dem  Auslande  verschickt  worden  wäre.  Wenn  ein- 
mal der  Fortgang  der  Ansammlung  den  Elapitalgewinn  auf  das  äusserste, 
oder  doch  das  praktisch  mögliche,  Minimum  hinabgedrlickt  hat,  d.  h. 
auf  das  Maass,  wo  ein  ferneres  Sinken  entweder  die  Yermehrnng  des 
Kapitals  verhindern,  oder  die  fernere  Ansammlung  ins  Ausland  drängen 
würde,  so  kann  die  Begierung,  ohne  die  Beschäftigung  und  den  Ijohn 
der  arbeitenden  Klassen  des  Landes  selbst  und  vielleicht  auch  anderer 
Länder  zu  beschränken,  jährlich  diese  neue  Ansammlung  abschneiden. 
Und  wie  Mill  (Buch  L  Kap.  5.  §.  7.  Buch  V.  Kap.  7,  §.  1)  meint,  kann 
also  das  Anleihesystem  bis  zu  diesem  Punkt  ausgedehnt  werden ,  ohne 
gänzlich  verurtheilt  zu  werden,  was  allerdings  geschehen  müsste,  so- 
bald es  diese  Ghrenzen  überschreitet.  Ein  Merkmal,  dass  diese  Grenze 
überschritten  ist,  zeigt  sich  deutlich,  wenn  die  Begierung  durch  ihre 
Anleihenegotiationen  den  Zinsfoss  steigert.  Wenn  die  Begierung  nur 
denjenigen  Kapitalien,  die  sonst  nicht  angesammelt  oder  doch  nicht  im 
Inlande  angelegt  worden  wären,  einen  Kanal  eröffnet  hat,  so  beweist 
dies ,  dass  das  von  der  Begierung  genommene  und  verausgabte  Kapital 
bei  dem  bestehenden  Zinsfuss  keine  Anwendung  gefunden  haben  würde. 
So  lange  die  Anleihen  nicht  mehr  absorbiren,  als  diesen  Ueberschuss, 
verhindern  sie  nur  eine  Neigung  zum  Sinken  des  Zinsfusses,  und  wer- 
den ihn  nicht  zum  Steigen  bringen.     Steigern  die  Anleihen  aber  den 

Zinsen  verzichtet  und  selbst  eine  Einbosse  beim  Verkauf  nicht  gescheut  um  den 
Rest  ihres  Vermdgens  in  Sicherheit  su  bringen.  Massenhaft  wurden  die  VerkSufe 
aber  erst  1868  und  1864,  als  bei  den  Deutschen  Besitiem  des  Nationalanlehens 
sich  ein  Bewerber  meldete,  der  noch  höhere  Zinsen  und  etwas  mehr  Sicherheit  als 
Oesterreich  bot.  Man  konnte  damals  ohne  Verlust,  ja  sogar  mitunter  mit  Gewinn 
an  Kapital  und  Zinsen,  Oesterreischische  in  Amerikanische  Papiere  umsetzen  und 
dieser  mögliche  Tausch  ist  von  unzähligen  vermögenden  Leuten  wirklich  vollzogen 

worden.'*      Das  Ausland,    vom  7.  August  1866.    S.  766.    Da    die   Obligationen 

über  ausländische  Anleihen  nicht  im  Auslande  bleiben ,  sondern  ins  Land  sonlck- 
strömen,  und  zwar  in  der  Regel  zur  allerungelegensten  Zeit,  so  ist  wirklich  der 
Unterschied  zwischen  ausländischen  und  inländischen  Anleihen  nicht  von  wesent- 
licher Bedeutung  und  erstere  verdienen  letzteren  durchaus  nicht  vorgezogen  zu 
werden.  Durch  eine  ausländische  Anleihe  ist  —  wie  Michaelis  (Vierte\|ahrschrin 
für  Volkswirthschaft ,  Jahrg.  1867.  Bd.  I.  S.  133)  sagte  —  an  die  Stelle  des  akuten 
Uebels  einer  inländischen  Anleihe  eine  chronische  Lethargie  getreten.  Indem  die 
Zerstörung  inländischen  Kapitals  dadurch ,  dass  von  auswärts  Vorschuss  genommen 
wurde,  in  die  Länge  gezogen  wird,  tritt  zugleich  eine  Verzögerang  des  Heilungs- 
prozesses ein ,  der  durch  rascheres  Kapitalisiren  die  Verlangsamung  des  Kultnrfort- 
schritts,  welche  durch  die  unproduktive  Verzehruug  bewirkt  wurde,  wieder  einzu- 
holen sucht,  so  weit  dies  überhaupt  möglich  ist. 
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ZinsfuBs,  80  liegt  darin  der  Beweis,  dass  die  Begierung  ein  Ko^nkorrent 
mit  den  gewöhnlichen  Kanälen  produktiver  Belegung  des  Kapitals  ist, 
und  nicht  bloss  die  Fonds  in  Anspruch  nimmt,  die  keine  produktive 
Verwendung  im  Lande  gelinden  hätten ,  sondern  auch  solche,  die  sich 
noch  hätten  produktiv  anwenden  lassen.  Nun  könnte  man  vielleicht 
meinen,  der  Zinsfuss  sei  nur  gestiegen,  weil  der  Kapitalgewinn  stieg. 
Wenn  aber  die  Staatsanleihen  das  Steigen  des  Kapitalgewinns  durch  die 
grosse  Kapitalienmenge,  die  sie  verschlangen,  veranlassten,  so  kann 
diese  Wirkung  nur  durch  eine  Herabdrückung  des  Arbeitslohns  herbei- 
geführt sein.  Indessen  könnte  man  auch  vielleicht  denken,  dass  bicht 
die  durch  die  Anleihen  vorgenommene  Ableitung  des  Nationalkapitals 
den  Kapitalgewinn  hochhielte,  sondern  der  rasche  Fortschritt  gewerb- 
licher Yerbesserungen.  Diese  Yerbesserungen  in  der  Erwerbthätigkeit 
müssten  jedoch  eben  Baum  für  einen  grösseren  Kapitalbestand  machen. 
Bemächtigte  sich  nun  die  Begierung  eines  grossen  Theils  der  jährlichen 
Ansammlung,  so  verhinderte  sie  zwar  schliesslich  nicht,  dass  das  Ka- 
pital sich  bildete,  aber  sie  verhinderte  doch,  dass  das  Kapital  früher 
entstand,  und  Hess  also  einen  Theil  davon  nicht  zur  Vertheilung  unter 
die  producirenden  Arbeiter  gelangen.  Hätte  die  Begierung  das  Kapital 
nicht  durch  Anleihen  aufgenommen,  und  es  den  Arbeitern  zu  Gute 
kommen  lassen,  dagegen  aber  ihren  Bedarf  durch  eine  direkte  Be- 
steuerung der  arbeitenden  Klassen  erhoben,  so  wären  die  volkswirth- 
schaftlichen  Wirkungen  dieselben  geblieben,  wie  die,  welche  die  An- 
leihen verursachten;  doch  hätte  das  Land  nicht  die  Schulden.  Bie 
Begierung  hätte  also  einen  Weg  eingeschlagen ,  der  um  den  ganzen  Be- 
trag der  Schulden  schlimmer  ist,  als  wenn  sie  den  Bedarf  innerhalb  eines 
Jahres  durch  die  schlechteste  aller  Steuern  erhoben  hätte,  nämlich  eine 
Steuer  vom  Arbeitslohn.  Einer  so  strengen  Yerurtheilung  unterliegen 
nun  die  Staatsanleihen  nicht ,  wenn  sie  sich  auf  das  überfliessende  Na- 
tionalkapital,  oder  auf  diejenige  Ansammlung,  die  sonst  gar  nicht  er- 
folgt wäre,  beschränken.  Sie  entziehen  nämlich  zur  Zeit  Niemandem 
etwas,  ausgenommen  durch  die  Zahlung  der  Zinsen ,  und  können  sogar 
den  arbeitenden  Klassen  während  der  Zeit  der  Verausgabung  nützen, 
durch  ihre  Anwendung  zu  direkter  Besoldung  von  Arbeit,  welche  Fonds 
sonst  vielleicht  das  Land  ganz  verlassen  haben  würden.  Li  diesem 
Fall  handelt  es  sich  wirklich  darum  —  was  man  gewöhnlich  für  alle 
Fälle  annimmt  —  zwischen  einem  einmaligen  grossen  Opfer  und  einer 
ins  Unbestimmte  ausgedehnten  Beihe  kleiner  Opfer  zu  wählen.  Es  ist 
hier  nun,  einerseits,  gewiss  ein  richtiger  Grundsatz,  dass  die  gegen- 
wärtige Generation  selbst  für  alle  ihre  Bedürfnisse  sorgen  muss.  Auf 
der  anderen  Seite  ist  aber  auch  zu  berücksichtigen ,  dass  in  einem  fort* 
schreitenden  Lande  die  nothwendigen  Ausgaben  des  Staats  nicht  in  dem- 

Beifiiu,  Fiuaiuwistcnsch.    2.  Aufl.  45 
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selben  Verhältnisse  steigen,  wie  das  Kapital  und  die  Bevölkerong.  Jede 
Last  wird  daher  dem  Volk  immer  weniger  schwer.  Da  nun  überdies 
solche  ausserordentliche  Staatsausgaben,  wie  sie  überhaupt  nothwendig 
sind,  meistens  auch  über  die  gegenwärtige  Generation  hinaus  Voitkeil 
bringen,  so  erscheint  es  vielleicht  nicht  ganz  unbillig,  die  Nachwelt 
einen  Theil  des  Preises  dafür  zahlen  zu  lassen,  sofern  in  der  That  die 
ganze  Bestreitung  aus  den  Anstrengungen  und  Opfern  der  Generation, 
die  sie  vornimmt,  zu  lästig  ist. 

VTeniger  als  MiU  sind  Andere  geneigt,   Anleihen  unter  gewissen 
Umständen  vor  Steuern  den  Vorzug  einzuräumen. 

Man  kann  die  Anleihe  gewissermaassen  als  eine  besondere  Varietät 
der  Steuer  ansehen ;    denn  durch  jährliche  Beiträge  erhalten  die  Begie- 
rungen  die  nöthigen  Fonds,   um  den  Darleihern  oder  Staatsgläubigem 
die  bedungenen  Zinsen  zu  zahlen.     Aber  diese  Art  von  Steuererhebung 
unterscheidet  sich  von   allen  anderen   durch  zwei  ihr  eigenthümliche 
Eigenschaften,    die  einen  grossen  Vortheil  und  ein  grosses  üebel  mit 
sich  führen.     Der  Vortheil  der  Anleihe  Hegt  darin ,  dass  die  Nation  sich 
ein  bedeutendes  Kapital  gewissermaassen  augenblicklich  verschaffen  kann, 
indem  sie  es,   wie  Jacques  Lafütte  sagte,    nimmt,   wo  es  ist,    d.  h.  in- 
dem sie  es  von  den  Reichen  fordert,    oder  eigentlich  von  den  Besitzern 
disponibler  Kapitalien ,  was  nicht  immer  möglich  sein  würde  vermittelst 
der  Steuer,  die  sich  an  Alle  wendet,  und  oft  verhältnissmäasig  mehr  an 
die  Armen  als  an  die  Eeichen.     Ein  Uebel,    und  ein  bedenkliches,   ist 
es,    dass  Begierungen  und  Völker  dazu  gebracht  werden,    die  Mittel, 
welche  ihnen  der  Kredit  verschaffen  kann,   zu  verschwenden,   sich  zu 
Kriegen ,    die  hätten  vermieden  werden  können ,    hinreissen  zu  lassen, 
oder  zu  unnöthigen  Ausgaben,  Verschwendungen  aller  Art.     Ausserdem 
ist  es  ein  Uebel,    dass,    wenn  das  Opfer  der  Steuerpflichtigen  nicht  ein 
augenblickliches  ist ,    es  unendlich  hinausgeschoben  wird  und  auf  Gene- 
rationen fällt,  deren  Zustimmung  für  die  Ausgabe,  welche  meistentheils 
für  sie  ohne  Nutzen  gemacht  ist,   nicht  eingeholt  worden  ist.     üebri- 
gens  ist  es  auch  nicht  ganz  richtig,  dass  man,  wenn  man  die  Anleihen 
den  Steuern  vorzieht,   die  Gegenwart  entlastet,    um  die  Zukunft  zu  be- 
lasten.    Was  richtig  ist,   das  ist,    dass  die  Gegenwart  und  die  Zukunft 
belastet  werden. 

Die  Begierungen  und  die  Volksvertreter,  auf  welche  die  Verant- 
wortlichkeit für  die  Wahl  zwischen  der  Steuer  und  der  Anleihe  fallt, 
dürfen  daher  niemals  ausser  Acht  lassen,  dass,  wenn  die  letztere  Weise, 
sich  Geldmittel  zu  verschaffen,  so  weit  öffentlicher  Kredit  besteht,  die 
leichteste  und  zuweilen  die  einzig  mögliche  ist,  sie  auch  die  gefahr- 
lichste und  diejenige  ist,  welche  die  Erfahrung  alfl  die  verderblichste 
erwiesen  hat     Hiernach  besteht  der  erste  Bath,   welcher  den  Finanz- 
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Politikern  zu  geben  ist,   dann,   dass  sie  nicht  zu  yiel  Znrückhaltang  in 
den  Aasgaben,  welche  Anleihen  nöthig  machen,  and  nicht  za  viel  Sorge 
wegen  der  Abzahlung  der  Schulden  haben  können.     Diese  Ansicht,  ab- 
gesehen davon,   dass  sie  sich  auf  bedeutende  Autoritäten,   wie  z.  B. 
Bicardo  und  J.  B.  Say  —  die  in  ihrer  früheren  kaufmännischen  Lauf- 
bahn ebenso  wie  Bastiat  und  auch  ich  (1822 — 1826)  etwas  gelernt  hat- 
ten —  stützt,  lässt  ilich  auch  durch  den  gesunden  Verstand  und  die  Er- 
fahrung Tertheidigen.     Nach  dem  gesunden  Verstände  verlangt  der  Nor- 
malzustand der  Finanzen  eines  Volks,    wie  der  Finanzen  einer  grossen 
Gesellschaft,  eines  Handlungsbauses  oder  einer  Familie,  dass  die  Schul- 
den nur  mit  der  grÖssten  Einschränkung  kontrahirt  werden;   und  dass, 
wenn  sie  einmal  kontrahirt  sind ,  sie  durch  unmittelbare  Opfer  und  Er- 
sparungen abgezahlt  werden.     Zu  denken,  dass  die  Nationen  finanzielle 
oder  andere  Mittel,  sich  freizumachen,  die  von  denen  einfacher  Privat- 
leute verschieden  sind ,   haben ,  das  heisst  an  etwas  wie  ein  perpetuum 
mobile  glauben,   heisst  sich  unter  dem  Einflüsse  einer  Verirrung  befin- 
den.    Nach  den  für  England  aufgestellten  Berechnungen  von  1793  bis 
1816  hat  man  gefdnden,  dass  in  25  Jahren  die  Ausgaben  die  Einnahmen 
um  114  Millionen,    d.  h.  um  4-^  Millionen  jährlich ,   überstiegen  haben. 
Anfangs  waren  die  Ausgaben  28  Millionen,  zuletzt  101  Millionen.     Spä- 
ter,   im  Jahre  1827,    elf  Jahre  nach  dem  Frieden,    betrugen  sie  noch 
54  Millionen.     Say  meinte  danach,   dass  die  Steuerpflichtigen,   welche 
Lasten  haben  tragen  können,   die  von  Jahr  zu  Jahr  stiegen,   bis  die 
jährliche  Ausgabe  101  Millionen  überschritt,    auch  von   1793  an  eine 
durchschnittliche  Ausgabe  von  28  Millionen   und  noch  4^  Millionen, 
d.  h.  33  Millionen  £  hätten  tragen  können.     So  ist  es  wohl  einleuchtend, 
dass  das  Englische  Volk  nach  dem  Frieden  viel  mehr,   als  während  des 
Krieges  gezahlt  hat,   ohne  zu  rechnen,  dass,    wenn  es  den  Krieg  nicht 
mit  Kreditbenutzung  geführt  hätte,  es  dabei  mehr  Sparsamkeit  und  Klug- 
heit  angewendet  hätte. 

Die  Frage,  ob  Steuern  oder  Anleihen  vorzuziehen  sind,  kam  auch 
bei  Gelegenheit  der  durch  den  Orientalischen  Krieg  (18f^)  nothwendig 
gewordenen  Ausgaben  im  Parlament  zur  Erörterung.  Qladstone,  der 
damals  Schatzkanzler  war,  vertheidigte  die  Ansichten  Ricardo's  und 
Say's.  Er  machte  geltend,  dass  der  Krieg  oft  vermieden  würde,  wenn 
dem  Volke  recht  positiv  zum  Bewusstsein  käme,  dass  es  unmittelbar  be- 
rufen sei,  die  Kosten  des  Kampfes  ganz  oder  theilweise  zu  bestreiten. 
Die  Erfahrung  beweise ,  dass ,  wenn  man  dagegen  die  Gegenwart  frei- 
lasse ,  um  die  künftigen  Generationen  zu  verpfänden ,  man  leicht  durch 
die  Leidenschaft  und  durch  die  politischen  und  nationalen  Vorurtheilo 
fortgerissen  würde,  um  so  mehr,  als  die  finanziellen  Bewegungen,  wozu 
die  Anleihe  Anlass  giebt,  und  die  Gewinne,  welche  sie  den  einflussrei- 
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chen  Klassen  schaffe ,  die  Gemüther  beonrahigen.  und  wie  eine  Ermathi- 
gnng  zum  Verschwenden  wirkten,  und  schliesslich  wie  eine  Prämie  für 
die  Vernichtung  von  Menschen.     Schon  im  Jahre  1851  hatte  Gladstone 
behauptet,  dass,  wenn  die  Einkommensteuer  einige  Jahre  vor  1798  ein- 
geführt worden  wäre,    der  grösste  Theil  der  Englischen  Schuld  nicht 
existiren  würde  —  sei   es ,    dass  sie  ganz  die  Stelle  von  Anleihen  ver- 
treten hätte,   sei  es,  dass  sie  zur  Verminderung  der  Ausgaben  geführt 
hätte.     In  der  That,  wenn  seine  Meinung  auch  nicht  yoUkommen  ange- 
nommen wurde,    so  muss  man  doch  anerkennen,    dass  England  nur  in 
einem  beschränkten  Maasse  den  öffentlichen  Kredit  benutzt  und  haupt- 
sächlich  mit  Erhöhung  der  Jahressteuem  die  Ausgaben  gedeckt  hat^ 
Und  was  noch  mehr  ist,    diese  wichtige  Diskussion  war  nicht  ohne  Ge- 
winn für  die  ökonomische  Bildung  Englands  und  anderer  Länder,   und 
um  in  der  öffentlichen  Meinung  die  Ansicht  zu  stärken,   dass  es  den 
Vorzug  yerdient,    sich  mit  den  Finanzökonomisten  tüx  das  ehrlichere 
und  mannhaftere  System  der  Steuern  zu  entscheiden.     Man  erhöhte  in 
England  die  Einkommensteuer  und  als  der  Krieg  länger  dauerte,   wurde 
dem  Nachfolger  Gladstone's  eine  Anleihe  von  16  Mill.  £  oder  400  Mill. 
Prancs  bewilligt.    In  Frankreich  dagegen  wurden  für  diesen  Krieg  nach- 
einander 250  Millionen,    500  und '750  Millionen  angeliehen,    ohne  die 
schwebende  Schuld  zu  rechnen  ^).     Als   sich  die  Eegierung  Englands 
späterhin  zu  einem  Kriegszuge  nach  Abyssinien  verleiten  liess ,    der  na- 
türlich mehr  kostete ,    als  sie  erwartet  hatte ,   nahm  sie  nicht  zu  einer 
Anleihe  ihre  Zuflucht,    sondern  verlangte,  unter  Billigung  Gladstone's, 
im  November  1867  eine  Erhöhung  der  Einkommensteuer  um  l  d.  und 
im  April  1868  eine  Erhöhung  auf  6  d.     DieBegieruug  des  zweiten  Fran- 
zösischen Kaiserreichs  hat  jährlich  im  Durchschnitt  ausgegeben  bis  Ende 
1856  1,928  Mill.,    I8ff  2,022  Mill.  und  18||  2,226  Mill.  Francs,  oder 
593  Mill.  Thaler.     ,iDeLS  Schlimmste  ist,  dass  das  Plus  gerade  von  jenen 
Klassen  der  Steuerpflichtigen  aufzubringen  ist,    die  am  wenigsten  eine 
Vermehrung  der  Abgaben  zu  tragen  vermögen.     Die  Luxussteuem  (auf 
Dienerschaft,  Pferde,  Fuhrwerk  u.  s.  w.)  sind  in  Frankreich  fast  gar 
nicht  vorhanden;    die  Progressivsteuer  findet  nur  in  seltenen  Fällen 
(wie  beim  Miethzinse  u.  dgl.)  eine  Anwendung;    von  der  Einkommen- 
oder Kapitalsteuer  will  man  durchaus  nichts  wissen«     Der  grösste  Theil 
unserer  Abgaben  lastet  auf  dem  Verbrauch  oder  wird  für  Dienste  ent- 
richtet,   die  uns  der  Staat  angeblich  leistet.     Die  Abgaben  dieser  Art 
treffen  in  Frankreich  und  anderswo  die  minder  bemittelten  Klassen  der 
Bevölkerung  am  härtesten.     In  den  ersten  1 5  Jahren  hat  das  Kaiser- 
reich 31  Milliarden  Francs  ausgegeben,  also  12  Milliarden  mehr  als  die 
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Joliregierang  in  einem  gleichen  Zeitraam  (1832 — 1846)  ausgegeben 
hatte.  Beinahe  f  (mehr  als  23  Milliarden)  dieser  31  Milliarden  sind 
durch  Ausgaben  absorbirt  worden ,  die  entweder  gänzlich  unproduktiv 
(Staatsschuld  u.  s.  w.) ,  oder  noch  schlimmer  ab  unproduktiv  (Armee, 
Marine  u.  s.  w.)>  oder  von  sehr  zweifelhaftem  Nutzen  waren  (Kultus 
u.  s.  w.)*  Gleichwohl  repräsentiren  diese  23  Milliarden  die  ganze  Summe, 
die  den  gewöhnlichen,  wirklichen,  sicheren  Einnahmen  entnommen  wer- 
den konnte.  Die  Besultate  dieses  Missverhaltnisses  zwischen  den  Mit- 
teln und  Erfordernissen  sind :  die  durch  XJeberbürdung  der  Steuerzahler 
gebrochene  Dehnbarkeit  der  Abgaben,  und  folglich  Yerminderung  der 
Einkünfte ;  die  dringendsten  Bedürfnisse  des  Landes  (Unterricht,  Lebens- 
mittel u.  s.  w.)  vernachlässigt;  Missbrauch  des  Kredits  und  das  Kapital 
der  Staatsschuld  in  15  Jahren  mehr  als  verdoppelt;  fortwährendes  An- 
schwellen der  schwebenden  Schuld,  die  man  nicht  unter  1  Milliarde  zu 
halten  vermag.  Dagegen  der  finanzielle  Kredit  und  das  politische  An- 
sehen Frankreichs  tiefer  gesunken,  als  vor  1852,  und  die  innere  Lage 
charakterisirt  durch  allgemeine  Bedrängniss,  die  zusehends  in  gänzliche 
Verarmung  übergeht.  Dies  zeigen  uns  die  glaubwürdigsten  Dokumente  als 
die  Frucht  einer  1 5jährigen  persönlichen  B«gierung.  Wir  haben  kaum 
nöthig,  einen  Schluss  daraus  zu  ziehen,  er  drängt  sich  jedem  klaren 
Yerstande  auf  und  lässt  sich  in  wenigen  Worten  zusammenfiBLSsen :  So 
fort  zu  fahren  ist  unmöglich ;  Frankreich  hat  nur  noch  die  Wahl  zwi- 
schen Beform  und  Bankerott  ^)".  —  In  Staaten,  wie  in  Gemeinden» 
scheinen  indirekte  Steuern,  Schulden  und  Verschwendung  unzertrenn- 
lich zu  sein  (S.  123). 

Li  einem  Aufsätze  über  das  Staatsschuldenwesen  hat  Soetbeer  dar- 
zuthun  gesucht,  dass  es  für  die  Gesammtheit  zu  demselben  Eesultate 
führe ,  ob  extraordinäre  unproduktive  Staatsausgaben  durch  Steuern  oder 
durch  Anleihen  bestritten  würden ,  dass  aber ,  wenn  der  Staat  mit  blei- 
benden Schulden  verschont  geblieben  sei ,  der  Klasse ,  welche  ihr  Ein- 
kommen vom  Arbeitslohn  erhält,  nur  eine  billige  Erhöhung  ihrer  Steuern 
zur  Last  fiele,  wogegen  in  dem  anderen  Falle  diese  Klasse  von  einer 
verhältnissmässig  sehr  viel  grösseren  Erhöhung  ihrer  Steuern  betroffen 
würde ,  als  die  Klasse  der  Keichen  und  der  Wohlhabenden.  „Jahrtau- 
sende hindurch,"  sagt  er,  „haben  auf  der  Höhe  der  damaligen  Oivüisa- 
tion  stehende  Staaten  Krieg  geführt  und  auch  sonst  unproduktive  Auf- 
wendungen gemacht,  ohne  ein  Staatsschuldenwesen  zu  kennen,  wie  die 
Neuzeit  es  ausgebildet  hat.  Wollte  man  einwenden,  dass  in  früherer 
Zeit  zu  militärischen  Zwecken  bei  weitem  nicht  so  viel  Kapital  erfor- 
derlich gewesen,   wie  jetzt,   sowohl  absolut  wie  relativ,    so  ist  zu  ent- 
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gegneo,  dass  hierduroli  prinzipiell  um  so  weniger  etwas  bewiesen  werde, 
als  bekanntLich  in  neuerer  Zeit  das  allgemeine  E^apitalTermögen  gss^z 
enorm  gestiegen  sei  und  es  z.  B.  in  dieser  Hinsiebt  vor  200  Jahren  ffir 
Prankreicb  gewiss  eine  schwerere  Aufgabe  gewesen  wäre,  500  Millionen 
Francs  aufzubringen  als  gegenwärtig  das  DreifaEtche  oder  Yierfiiche  die- 
ser Summe.     Und  was  femer  die  yermeintliche  praktische  Unmöglich- 
keit  betrifft,    ohne  Anleihe,    nur  im  Wege  ausserordentlicher  Besteae- 
rung  grosse  Eapitalbeträge  für  plötzliche  Staatsausgaben  anzuschaffen, 
so  braucht  nur  daran  erinnert  zu  werden,  zu  welchen  enormen  Leistun- 
gen einzelne  Plätze  und  Landstriche  oder  ganze  Länder,  in  Eriegszeiten 
unter  dem  Titel  von  Eriegskontributionen  yon  feindlicher  Gewalt  heran- 
gezogen  werden   können,   die  überdies  oft  direkt  in  natura  (Fleiscliy 
Brod,  Wein,   Hafer,    Heu,   Tuch,   Schuhe  etc.  etc.)  verlangt  werden. 
Welche  Requisitionen  haben  nicht  die  alten  Preussischen  Provinzen  in 
den  Jahren  1806  bis  1812  (S.  127)  befriedigen  müssen!     Es  werden  die 
Fälle  nicht  selten  sein,   wo   ein  Kreis  oder  eine  Stadt  zwangsweise  in 
kurzer  Zeit  der  feindlichen  Macht  das  Doppelte  und  mehr  von  dem  an 
Kapital  haben  auskehren  müssen,  was  sie  vielleicht  einen  Monat  vorher 
als  unerschwinglich  abgewiesen  hätten,   wenn  die  eigene  Regierung  es 
aufs  inständigste  verlangt  hätte.     „Es  ist  unglaublich,   was  ein  Land 
tragen  und  leisten  kann,''  ist  eine  Antwort,   mit  welcher  schon  öfter 
die  kläglichsten  Reklamationen  um  Erlass  eines  Theils  der  Eriegskontri- 
butionen abgewiesen  sind ,   und  die  wohl  auch  in  Zukunft  in  ähnlicher 
Weise  wiederkehren  wird.     Eine  thatsäehliche  Unmöglichkeit  vorkom- 
menden Falls  mittelst  einmaliger  ausserordentlicher  Besteuerung,   statt 
durch  eine  inländische  permanente  Anleihe,   einen  grossen  unprodukti- 
ven Staatsaufwand  zu  bestreiten ,   kann  nicht  eingeräumt  werden ,  denn 
in  dem  einen  wie  im  anderen  Falle  wird  das  erforderliche  Kapital  aus 
dem  vorhandenen  Nationalvermögen  oder  Einkommen  genommen  ^).*' 

Seitdem  es  in  Preussen  eine  Volksvertretung  giebt,  ist  es,  so  viel 
ich  mich  erinnere,  erst  Einmal  vorgekommen,  dass  die  Regierung,  als 
sie  die  Ermächtigung  zur  Au&ahme  einer  Anleihe  nachsuchte,  diese 
nicht  erhalten  hat.  Das  Gesetz  nämlich ,  welches  der  Finanzminister 
V.  Bodelschwingh  am  5.  April  1865  einbrachte,  und  dessen  §.  1  lautete: 
„Zur  Herstellung  und  Befestigung  eines  Marineetablissements  in  der 
Kieler  Bucht ,  zur  Fortführung  des  Hafenbaues  und  der  Befestigungen 
an  der  Jade ,  so  wie  zur  Anschaffung  von  Panzerfregatten  und  schwerer 
gezogener  Gussstahlgeschütze  sind  die  erforderlichen  Geldmittel  bis  auf 
Höhe  von  10  Mill.  Thaler  durch  eine  verzinsliche  Anleihe  zu  beschaffen, 
deren  Ertrag  nach  Massgabe  des  Bedarfs  im  Laufe  der  nächsten  sechs 
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Jahre  doroh  den  Pinanzminister  dem  Kriegs-  und  Marineminister  zu 
überweisen  ist/'  hat  das  Abgeordnetenhaus  am  2.  Juni  ej.  verworfen, 
und  dann  die  Eesolution  angenommen :  »iBas  Haus  der  Abgeordneten 
befindet  sich  nicht  in  der  Lage,  dem  gegenwärtigen  Staatsministerium, 
welches  das  verfassungsmässige  Budgetrecht  des  Abgeordnetenhauses 
missachtet,  Anleihen  zu  bewilligen/'  In  anderen  Fällen,  wo  die  Ee- 
gierung  die  Erlaubniss  zum  Anleihen  erhielt,  hat  das  Abgeordnetenhaus 
die  Vorficage,  ob,  nach  vorheriger  Verwendung  der  Bestände  aller  Art 
und  Yerwerthung  des  disponiblen  Staatsvermögens  einschliesslich  Elriegs- 
kontributionen  und  Beute  (S.  1 53.  1 54) ,  die  Bewilligung  einer  Steuer 
der  Bewilligung  einer  fundirten  Anleihe  vorzuziehen  sei,  so  viel  ich 
weiss,  nicht  einmal  berathen.  Stein  war  in  einer  schweren  Zeit  nicht 
für  Anleihen,  sondern  für  Steuern,  und  im  Jahre  1812  hatte  auch 
Hardenberg  den  Huth,  dem  Volke  eine  ausserordentliche  direkte  Steuer 
abzufordern.  Wenn  es  sich  damals  als  rathsam  und  ausführbar  erwie- 
sen hat,  lieber  eine  Steuer  aufzulegen,  als  eine  Anleihe  aufzunehmen,  Ao 
sollte  man  meinen ,  dass  es  auch  jetzt  für  eine  Begierung,  die  zum  Aus- 
geben Muth  genug  hat,  nicht  so  sehr  viel  mehr  Huth  erfordern  konnte, 
direkt  eine  Steuer  zu  verlangen,  und  doch  pflegen  die  Finanzminister 
auf  dem  Kontinent  zu  ausserordentlichen  Ausgaben  die  Volksvertretun- 
gen lieber  um  Bewilligung  von  Anleihen,  als  von  ausserordentlichen 
Steuern  zu  bitten.  Wenn  man  aber  die  Regierung  tadeln  muss,  dass 
sie  zu  diesem  sich  nicht  stark  genug  fühlt,  so  kann  man  auch  die  Volks- 
vertretung nicht  loben,  wenn  sie  jenem  zuzustimmen  schwach  genug 
ist.  Die  nach  dem  Wahlgesetze  vom  8.  April  1848  gewählte  National- 
versammlung und  die  nach  dem  Wahlgesetz  vom  6.  Dezember  1848  ge- 
wählte Zweite  Kammer  haben  Anleihen  nicht  bewilligt.  Die  Wahlen 
geschahen  durch  Stimmzettel  und  die  Abgeordneten  erhielten  Diäten  und 
Beisekosten.  Das  nach  der  octroyirtcD  Verordnung  vom  30.  Mai  1849 
nach  dem  Dreiklassenwahlsystem  mittelst  Abstimmung  zu  Protokoll  ge- 
wählte Abgeordnetenhaus,  dessen  Mitglieder  ebenfalls  Diäten  und  Beise- 
kosten erhalten,  hat  nicht  selten  Anleihen  bewilligt.  In  der  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  6.  Februar  1868  nannte  der  Ministerprä- 
sident das 'Dreiklassenwahlsystem  „dieses  theoretisch  und  praktisch  im 
Grunde  unhaltbare  System,  nach  welchem  wir  hier  gewählt  sind,  nach 
dem  wir  deshalb  gewählt  sind,  weil  es  verfassungsmässig  ist,  und  weil 
wir  kein  anderes  haben ,  welches  aber  theoretisch  in  seinen  Konsequen- 
zen noch  Niemand  zu  vertheidigen  gesucht  hat,  und  noch  Niemand  als 
ein  konservatives  Wahlsystem  hinzustellen  gesucht  hat.  Ich  will  von 
den  Besultaten  nicht  sprechen,  sie  sind  Zufallen  unterworfen;  aber  die 
Besultate  sind  die,  dass  die  konservative  Partei  diesem  wenigstens  theo- 
retisch komparativ  verständigeren  allgemeinen  Wahlrecht  etwas  zu  ver« 
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danken  and  nichts  dadurch  verloren  hat."  Der  Eeichstag  geht  zwbx 
aus  allgemeinen  und  direkten  Wahlen  mit  geheimer  Ahstimmang  her- 
vor, aber  da  seine  Mitglieder  keine  Diäten  und  Reisekosten,  nicht  ein- 
mal nach  den  höchsten  Sätzen,  welche  dermalen  Provinzial-Landtags- 
abgeordneten  gezahlt  werden,  erhalten,  so  ist  thatsachlich  doch  nur 
ein  kleiner  Theil  des  Volkes  wählbar,  nämlich  die  !Eteichen  und  Vor- 
nehmen, die  in  Preussen  indirekte  Steuern  immer  noch  erträglicher  zu 
finden  pflegen,  als  direkte  (vergl.  §.  47.  48).  Der  jetzige  Beiehskanz- 
1er,  dermalen  selbst,  wie  einst  Peel  (S.  428),  ein  sehr  reicher  und  auch 
vornehmer  Herr,  hat  für  grosse  und  unvermeidliche  Ausgaben  nicht  zu 
starken  direkten  mit  der  Ersten  Grundregel  der  Besteuerung  (§.  36)  im 
Einklang  stehenden  Steuern,  sondern  zu  Anleihen,  unfundirten  und  fim- 
dirten,  die  Zustimmung  des  Reichstages  erbeten  und  erhalten^). 


§.  61.     ABZAHLUNG  DER  STAATSSCHULDEN. 

Die  Frage,  ob  die  Abzahlung  der  Staatsschulden  erfolgen  soU,  lässt 
sich  nicht  verneinen.  Allerdings  ist,  wenn  die  Gläubiger  die  ünter- 
thanen  des  Staats  selbst  sind,  die  Zinsenzahlung  kein  Verlust  för  die 
Nation,  sondern  nur  eine  XJebertragung.  Da  aber  diese  IJebertragang 
zwangsweise  geschieht,  so  ist  sie  ein  ernstliches  TJebeL  Jede  Bele- 
bung einer  grossen  Extraeinnahme  durch  Steuern  verursacht  so  viele 
Kosten,  Boschwerden,  Störungen  der  Erwerbthätigkeit  und  andere  Nach- 
theile noch  neben  der  blossen  Entrichtung  des  Geldes,  welches  die  Re- 
gierung haben  muss,  dass  es  immer  schon  einer  grossen  Anstrengung 
werth  ist,    sich  von  der  Nothwendigkeit  einer  solchen  Besteuerung  zu 


1)  Auf  dem  Mainxer  Kongress  Deutscher  Volkswirthe  von  1869  schlug  Emmmg- 
hav»  folgeDde  Resolntion  vor :  Der  Kongress  erklärt ,  unter  aosdrfieklicher  Beschrin- 
kung  aaf  die  eigentlichen  Staatsaasgahen :  Die  Staatskreditwirthschaft  ist  eine  un- 
gerechtfertigte and  nnnöthige  Uehertragnng  einer  nnr  In  der  Privatwirthschaft  on- 
erlftsslichen  Wirthschaftsart ,  welche  sich  lediglich  als  eine  Konsequenz  des  Privat- 
eigenthums  darstellt.  Dem  Staat  steht  in  der  gesetzlich  geregelten  zwangsweisen 
Ahgabenerhehung  das  geeignete  Ersatzmittel  für  die  Kreditverwerthung  in  der  Pri- 
vatwirthschaft zur  Verfügung.  Dieses  Mittel  reicht,  wenn  rationell  geregelt,  Hlr 
alle  vom  politischen  und  wirthschaftlichen  Gesichtspunkte  zu  rechtfertigenden  eigent- 
lichen Staatsaufwendungen  vollkommen  aus.  Seine  ausschliessliche  Benutzung  be- 
lastet die  Bevölkerung  weniger ,  als  die  gemischte  Steuer  -  und  KreditwirthscbafL 
Weder  der  ordentliche,  noch  der  ausserordentliche  eigentliche  Staatsaufwand  darf 
mit  Hülfe  von  fundirten  Anlehen  bestritten  werden.  In  der  Form  der  schwebenden 
Schuld  der  Kreditverwerthung  sich  zu  bedienen,  ist  nur  insoweit  zuUssig,  als 
die  Technik  der  Staatsfinanz  - ,  insbesondere  Kassenverwaltung  dies  erfordert.  — 
Weder  diese ,  noch  eine  andere  Resolution  wurde  angenommen  ,  so  dass  ein  Be- 
schluss  des  Kongresses  aus  den  Verhandlungen  über  die  Prinzipien  für  Aufnahme 
von  Staatsanleihen  nicht  hervorging. 
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befreien.  Dasselbe  Opfer,  dessen  TJebernahme  sieb  gelobnt  babeu  würde, 
um  damals  die  Kontrahirong  der  Schuld  zu  yermeiden,  lohnt  sieh  noch 
zu  jeder  späteren  Zeit,  um  diese  Schuld  zu  bezahlen  oder  zu  tilgen. 
Man  hat  zwei  Mittel  yorgeschlagen,  um  die  Staatsschuld  zu  tilgen:  ent* 
weder  auf  Einmal,  durch  eine  allgemeine  Steuer,  oder  allmälig,  durch 
TJeberschüsse  der  Staatseinnahmen  über  die  Ausgaben.  Das  erste  Mit- 
tel würde  unstreitig  das  beste  sein,  wenn  es  ausführbar  wäre.  Und  es 
wäre  ausführbar,  wenn  es  sich  in  gerechter  Weise  durch  eine  aus- 
schliessliohe  Besteuerung  des  Eigenthums  bewerkstelligen  liesse.  Trüge 
das  Eigenthum  allein  die  ganze  Zinszahlung  der  Schuld ,  so  könnte  es, 
mit  grossem  Yortheil  für  sich,  dieselbe  abbezahlen.  Es  wäre  dies  eigeni- 
lich  nur  die  TIebergabe  des  Stammkapitals  an  den  Gläubiger,  dem  doch 
schon  gesetzlich  der  jährliche  Ertrag  desselben  gehört.  Es  wäre  ebenso, 
als  wenn  ein  Grundeigenthümer  einen  Theil  seines  Gutes  verkauft,  um 
den  Best  yon  einer  Hypothek  zu  befreien.  Indessen  zahlt  das  Eigen- 
thum nicht  die  ganze  Verzinsung  der  Staatsschuld,  und  könnte  auch 
mit  Hecht  nicht  angehalten  werden,  dieselbe  zu  zahlen.  Man  hat  die 
Meinung  aufgestellt,  die  gegenwärtige  Generation  habe  nur  so  weit  die 
Schulden  früherer  Generationen  zu  bezahlen,  als  die  yon  ihnen  über- 
kommene Habe  reiche,  und  nicht  aus  dem  Ertrage  ihrer  eigenen  Er- 
werbthätigkeit.  Aber  auch  Andere,  als  diejenigen,  welche  ihr  Eigen- 
thum yon  früheren  Generationen  ererbt  haben,  haben  yon  letzteren  et- 
was erhalten.  Die  Yortheile  aller  Yerbesserungen  des  Bodens,  Strassen, 
Kanäle,  Städte,  Pabriken  u.  s.  w.  bringen  nicht  bloss  den  Grundeigen- 
thümem  Yortheil.  Das  durch  die  Arbeit  und  die  Enthaltsamkeit  frühe- 
rer Generationen  gesammelte  Kapital  kommt  auch  Anderen  zu  Gute,  als 
solchen,  welche  in  einen  Theil  dayon  durch  gesetzliches  Erbrecht  suc- 
cedirt  sind.  Der  Plan,  die  Tilgung  einer  irgend  erheblichen  Staats- 
schuld durch  allgemeine  Besteuerung  des  Gemeinwesens  zu  bewerkstel- 
ligen, ist  schwer  ausführbar.  Begüterte  Leute  würden  ihren  Beitrag 
durch  Aufopferung  eines  Yermögenstheils  allenfalls  leisten  können,  und 
dadurch  in  ihrem  Einkommen  nicht  geschmälert  werden.  Aber  wenn 
diejenigen,  welche  kein  Yermögen,  sondern  nur  Einkommen  haben, 
durch  eine  einmalige  Zahlung  das  Aequiyalent  der  jährlichen  Beiträge, 
welche  durch  die  Steuern  für  die  Zinsenzahlung  yon  ihnen  erhoben  wer- 
den, entrichten  sollten,  so  würden  sie  geuöthigt  sein,  eine  Priyatschuld 
zum  Betrage  ihres  Antheils  an  der  Öffentlichen  Schuld  einzugehen.  Da- 
yon würden  sie  jedoch  bei  der  ungenügenden  Sicherheit,  die  sie  mei- 
stens nur  gewähren  können,  weit  höhere  Zinsen  zahlen  müssen,  als 
jetzt  für  ihren  Antheil  durch  den  Staat  gezahlt  werden,  üeberdics  hat 
eine  Gesammtschuld,  die  durch  Steuern  yerzinst  wird,  den  grossen  Yor- 
zug  yor  einer  eben  so  grossen,   auf  yiele  Indiyiduen  yertheilten  Schuld, 
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das8  sie  in  ihrer  Wirkung  einer  gegenseitigen  Yersicherang  der  Kontri- 
buenten gleichkommt.  Yermindert  sich  das  Vermögen  des  Einen,  so 
Termin  der  Q  sich  seine  Steuern;  verliert  er  Alles,  so  hören  sie  ganz  aa^ 
und  sein  Theil  der  Schuld  wird  auf  die  solyenten  Hitglieder  des  Qemem- 
Wesens  übertragen.  Wtirde  ihm  die  Schuld  als  eine  Privatverbindlich- 
keit  auferlegt,  so  würde  er  yerpflichtet  bleiben,  auch  wenn  er  keinen 
Pfennig  mehr  hat.  Wenn  der  Staat  Eigenthum,  Grundeigenthum  irgend 
einer  Art,  oder  sonstiges  Eigenthum,  besitzt,  und  keine  triftigen  Gründe 
des  öffentlichen  Wohls  obwalten,  dies  Eigenthum  disponibel  zu  halten, 
da  sollte  alles  dieses  Eigenthum,  so  weit  es  reicht,  zur  Abtragung  der 
Staatsschulden  verwendet  werden.  Jeder  zufällige  Gewinn  oder  uner- 
wartete Erwerb  müsste  natürlich  dieselbe  Bestimmung  erhalten.  Hier- 
über hinaus  liegt  das  einzige  rechtmässige  und  ausfuhrbare  Mittel  der 
Abtragung  oder  Yerringerung  einer  Staatssohuld  in  dem  XJebersohuss  der 
Einnahmen. 

Ad.  Smith  meinte,  dass,  wenn  Nationalschulden  einmal  bis  auf 
einen  gewissen  Grad  gehäuft  seien,  &8t  kein  Beispiel  vorhanden  wäre, 
dass  sie  völlig  und  ehrlich  bezahlt  worden  wären.  Seien  irgendwo  ver- 
pfändete öffentliche  Einkünfte  freigemacht  worden,  so  wäre  dies  immer 
durch  einen  Bankerott  geschehen,  es  möge  nun  ein  offenbarer  oder  ver- 
steckter gewesen  sein,  die  Bezahlung  der  Schulden  möge  geradezu  ver- 
weigert odor  nur  dem  Scheine  nach  geleistet  worden  sein.  „Wenn  es 
in  einem  Staate  unvermeidlich  ist,  sich  für  bankerott  zu  erklären,  so 
ist  für  ihn,  sowie  für  jeden  Privatmann,  ein  offener,  unverhohlener 
und  regelmässiger  Bankerott  der  ehrenvollste;  er  ist  zugleich  für  seine 
Gläubiger  der  unschädlichste.  Für  die  Ehre  eines  Staats  wird  gewiss 
dadurch  sehr  wenig  gesorgt,  wenn  er,  um  der  Schande  eines  wirklichen 
Bankerotts  zu  entgehen,  zu  solchen  Taschenspielerkünsten  seine  Zuflucht 
nimmt,  die  man  doch  so  leicht  durchschaut  und  die  zugleich  so  ver- 
derbliche Polgen  haben."  Willkührliche  Heruntersetzungen  der  Staats- 
schulden sind  auch  vorgekommen.  In  Prankreich  setzte  1797  das  Di- 
rektorium die  Staatsschuld  auf  ^  herab.  Dasselbe  geschah  auch  in  den 
später  an  Prankreich  gekommenen  Ländern,  namentlich  in  Holland  und 
dem  Königreich  Westphalen.  Im  Königreich  Westphalen  wurden  die 
darauf  haftenden  ursprünglich  Preussischen  Landesschuldverschreibun- 
gen ,  auf  ^  ihres  Nennwerths  herabgesetzt  und  darüber  zum  Theil  neue 
Schuldverschreibungen  ausgefertigt  Preussen  hat  sie  auf  ihren  alten 
Werth  erhoben.  Die  Summe  dieser  alten  Schidden ,  welche  der  Preos- 
sische  Staat  wieder  zu  ihrem  früheren  Werth  erhob,  war  mit  Einschlass 
der  zum  Kapitale  geschlagenen  Zinsreste  7,201,849  Thlr.  ^).     Einige 
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ältere  Staatsschulden  hat  Preussen  nicht  ganz ,  andere  gar  nicht  aner- 
kannt. Dies  gilt  Yon  der  auf  Sohlesien  haftenden  Schuld  * ).  Von  den 
alten  Schulden  der  Eepuhlik  und  Stadt  Danzig  waren  his  zum  Hai  1 806 
durch  die  Preussische  Begierung  1,231,646  Thlr.  bezahlt.  Im  Jahre 
1 824  wurde  die  ganze  Schuld  mit  Einschluss  aller  Zinsrückstände  und 
aller  zinslosen  Forderungen  auf  11,992,603  Thlr.  angeschlagen  und  auf 
^  des  Nennwerths  heruntergesetzt;  anstatt  die  Zinsen  zu  6-^,  wie  es 
die  Orig^nalyerschreibungen  versprachen,  zu  zahlen ,  wurde  bestimmt, 
dass  der  jetzt  fixirte  Cours  yon  33-} -^  yom  1.  Januar  1824  ab  bis  zur 
gänzlichen  Tilgung  mit  1^^  jährlich  erhöht  werden  solle,  so  dass  die 
Vergütung  der  Zinsen  seit  dem  1.  Januar  1824  in  diesem  Gourse  ent- 
halten sein  werde  ').  Der  Preussische  Antheil  an  der  Centralschuld  des 
Königreichs  Westphalen  wird  zu  7,208,382  Francs  angegeben').     Am 


1)  Krug,  a.  a.  O.  S.  28.  181.  138.  189  —  148. 

8)  Krugy  a.  a.  O.  S.  44.  318—327.  Im  Jahre  1857  sollte  nach  einer  Bekannt- 
machung der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  vom  11.  Juni  der  Eest  dieser 
Schuld  mit  77^g  getilgt  werden.  Im  Jahre  1824  schrieb  Vamhagen,  12.  Mai. 
Die  Königliche  Verordnung  wegen  der  Dansiger  Schuldenmasse,  die  auf  33^  des 
ursprünglichen  Kapitals  herabgesetzt  ist,  erweckt  allgemeines  Missfallen  und  lautes 
Oeschrei.  Auch  die  Abfassung  findet  man  überaus  schlecht,  widersprechend,  un- 
gehörig. Es  heisst  darin,  man  wolle  den  Cours,  wie  er  jetzt  stehe,  zu  33 1  sichern, 
und  gleich  darauf  wird  auf  einen  niedrigem  gerechnet.  Auch  sind,  sofort  auf  diese 
Maassregel,  die  Danziger  Papiere  unmittelbar  auf  einen  niedrigem  Cours  herabge- 
sunken! Im  Eingange  der  Verordnung  wird  über  die  Widersetzlichkeit  der  Stadt 
Danzig  geklagt,  die  Schulden  des  ehemaligen  Staats  Danzig  zu  übernehmen.  In 
einem  folgenden  Abschnitt  wird  erw&hnt,  dass  die  Gläubiger,  wenn  Danzig  allein 
die  Sache  hätte  berichtigen  sollen,  noch  übler  gefahren  wären.  Wie  gewöhnlich, 
will  jetzt  niemand  die  Verordnung  vorgeschlagen  noch  verfasst  haben.  Die  Beam- 
ten schimpfen  am  stärksten  darauf;  der  König  sei  Übel  berathen  und  getäuscht 
worden,  Eother  habe  die  Sache  allein  zu  verantworten  eto.  Man  führt  an,  wie 
man  die  Westphälisehen  Schuldscheine,  die  HleronTmus  auf  ein  Drittheil  herabge- 
setzt hatte,  ohne  dazu  verpflichtet  zu  sein  im  vollen  Werth  angenonunen,  diese 
Danziger  dagegen ,  trotz  der  Verpflichtung  herabsetze.  83.  Mai.  Die  Verordnung 
wegen  Herabsetzung  der  Danziger  Staatsschuld  macht  grossen  Lärm.  Die  Abfas- 
sung giebt  arge  Blossen.  Allein  auch  der  Inhalt  soll  unrichtig  sein.  Weit  entfernt, 
dass  den  Qläubigern  33^},  wie  der  Königliche  Kabinetsbefehl  sagt,  gesichert  sei, 
ist  ihnen,  hat  man  berechnet,  nur  22}  gesichert,  unter  Voraussetzung,  dass  fünf- 
zigjähriger Friede  bestehe !  Einige  Schneidermeister  sollen  auch  wirklich  beim  Kö- 
nige mit  der  Bitte  eingekommen  sein ,  ihnen  1 2  J  für  ihre  Schuldbriefe  zu  geben. 
Eine  Deputation  Betheiligter  war  bei  Herrn  von  Schuckmann,  um  zu  reklamiren; 
sie  wurden  aber  mit  äusserster  Grobheit  von  ihm  abgewiesen,  ihn  kümmere  die 
Sache  nichts.  Darauf  wandten  sie  sich  an  Gr.  Lottum,  der  sie  höflich  behandelte,  und 
ihnen  sagte,  er  habe  auch  einmal  Staatspapiere  gekauft,  um  daran  zu  gewinnen, 
sie  hätten  aber  verloren,  und  da  sei  ihm  nichts  übrig  geblieben,  als  zu  sich  selbst 
zu  sagen :  Ich  habe  einen  dummen  Streich  gemacht !  Die  Herren  würden  sich  wohl 
mit  demselben  Bekenntniss  beruhigen  müssen. 

3)  Krug,  a.  a.  O.  S.  298. 
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31.  Januar  1827  erging  eine  E.O.  wegen  Eegulirong  des  Pieossischen 
Antheils  an  der  Centralschuld  des  ehemaligen  Königreichs  Westphalen. 
Danach  blieben,   für  jetzt  und  yor  endlicher  Auseinandersetzimg  mit 
den  übrigen  hierbei  betheiligten  Eegierungen,  von  der  Liquidation  und 
Festsetzung  namentlich  auch  die  Forderungen  aus  den  drei  Westphali- 
sehen  Zwangsanleihen  yon  resp.  20,  1 0  und  5  Millionen  ausgeschlossen. 
In  Gemässheit  eines  Yertrages  zwischen  Preussen,  Hannover,   Kurhe»- 
sen   und  Braunschweig,    die   Begulirung  der  Gentralschuldyerhältnisse 
des  Königreichs  Westphalen  betreffend,   yom  29.  Juni  1842,   wurden 
durch  K.O.  yom  3.  Hai  1 843  die  zur  Abtragung  yon  Kriegskontribntio- 
neu  durch  die  Westphalischen  Dekrete  yom  19.  October  1808,    1.  De- 
cember  1810   und  12.  Juni  1812  ausgeschriebenen  Zwangsanleihen  mit 
den    dazu   gehörigen  Ziusansprüchen  yon  Preussen  weder  ganz  noch 
theilweise  anerkannt,    wie  auch  zur  Befriedigung  dieser  Forderungen 
die  Begierungen  yon  Hannoyer,  Kurhessen  und  Braunschweig  in  Bezug 
auf  die  yon  dem  ehemaligen  Königreich  Westphalen  auf  sie  unmittelbar 
übergegangenen  Landestheile  jede  Mitwirkung  yerweigert  haben.     Die 
Qläubiger  des  ehemaligen  Königreichs  Westphalen  haben  Grund,  wegen 
Justizyerweigerung  Beschwerde   zu   führen.     Die  Bundeayersammlung 
hatte  ihnen  keine  Hülfe  gewährt,    sich  yielmehr  für  inkompetent  er- 
klärt i). 

Das  letzte  rechtmässige  und  ausführbare  Mittel,  die  Staatsschuld 
abzutragen  oder  zu  yermindem,  ist,  wie  erwähnt,  nur  durch  einen 
üeberschuss  der  Kinnahme.  Ohne  Zweifel  ist  es  daher  wünschenswerth, 
einen  solchen  zu  haben.  Dennoch  aber  erscheint  es  nicht  rathsam,  un> 
ter  allen  Umständen  die  sich  ergebenden  Ueberschüsse  zur  Schuldentil- 
gung zu  yerwenden.  Wenn  die  Staatseinnahmen  dauernd  Ueberschüsse 
gewähren,  so  ist  es  nützlicher,  die  lästigsten  Steuern  abzuschaffen,  als 
Staatsschulden  abzuzahlen.  Erst  wenn  tadelnswerthe  Steuern  nicht 
mehr  bestehen,  wird  es  in  einem  Lande,  welches  an  Wohlstand  fort- 
schreitet und  wo  die  Staatseinnahmen  zunehmen,  sich  empfehlen,  die 
Ueberschüsse  zur  Schuldentilgung  zu  yerwenden.  Eyentuell  könnte  es 
rathsam  sein,  den  ganzen  £rtrag  bestimmter  Steuern  für  diesen  Zweck 
auszusetzen,  weil,  wenn  der  dazu  bestimmte  Fonds  abgesondert  gehal- 
ten und  nicht  mit  der  Gesammtcinnahme  des  Staats  yermischt  wird, 
eine  grössere  Sicherheit  yorhanden  ist,  dass  man  bei  der  Liquidation 
wirklich  beharren  wolle.  Wahrscheinlich  würden  sich  die  Erbschafts- 
und Yermächtnisssteuem  (S.  417  —  421)  zu  diesem  Zwecke  besonders 
eignen,  indem  Steuern,  die  wie  diese  yom  Kapital  entrichtet  werden, 
passender  zur  Zurückzahlung  yon  Kapital  als  zur  Bestreitung  laufender 


5)  Klüher,  Öffentliches  Recht  des  Tentschen  Bundes,  4te  Aufl.  §.  169.  e. 
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Ausgaben  verwendet  werden.  y,Wenn  ein  solcher  abgesonderter  Til- 
gungsfonds gebildet  ist  (if  this  separate  appropriation  were  made),  so 
könnte  ein  Ueberschuss,  der  sich  etwa  noch  durch  die  Vermehrung  des 
Ertrages  anderer  Steuern  und  durch  die  Ersparung  an  Zinsen  yon  dem 
abgetragenen  Theile  der  Schuld  ergeben  sollte,  zu  weiteren  Yerminde- 
rungen  in  der  Besteuerung  benutzt  werden."  Indem  ich  diese  Worte 
Mill's  anführe,  bemerke  ich,  dass  er  es  nicht  der  Mühe  werth  erachtet 
hat,  hier  einen  sonstigen  Tilgungsfonds  auch  nur  zu  erwähnen.  Pitt 
war  es ,  der  auf  Anrathen  Price's  die  Einrichtung  eines  Tilgungsfonds 
in  England  herbeiführte,  in  Folge  dessen  demnächst  auch  in  anderen 
Ländern  Einrichtungen  gemacht,  nachher  aber  mehr  oder  weniger  wie- 
der aufgegeben  wurden.  Bei  der  Besprechung  yon  Earl  Stanhope's  „Life 
of  Pitt"  hat  das  „Edinburgh  Beyiew"  vom  Juli  1862  sich  auch  über 
den  Sinking  Fund  ausgelassen,  und  daraus  entnehme  ich  Folgendes. 

Die  philosophischen  Schriftsteller  des  achtzehnten  Jahrhunderts, 
Hutchinson,  Hume,  Blackstone  und  selbst  Ad.  Smith,  haben  alle  mit 
einer  Art  yon  Schrecken  auf  den  Fortschritt  der  Nationalschuld  seit 
der  Revolution  von  1688  geblickt,  und  schon  1716  wurde  ein  Plan  für 
einen  Sinking  Fund  theilweise  adoptirt.  Im  Jahre  1726  stellte  Sir  Na- 
thanel  Gould  die  Lehre  auf,  dass  eine  Summe  Geldes ,  auf  Zinseszinsen 
angelegt,  sich  derart  vermehren  würde,  um  zuletzt  eine  Schuld  zu  til- 
gen; so  zeigte  er,  dass  eine  Million  £,  zu  4  ^  Zinsen  angelegt,  in  105 
Jahren  auf  1 57 5  Millionen  anwachsen  würde.  In  seiner  1771  veröffent- 
lichten Flugschrift  stellte  Dr.  Price  denselben  Trugschluss  in  sehr  plau- 
sibler Weise  auf;  und  bald,  nachdem  Pitt  in's  Ministerium  trat,  ver- 
anlasste er  Price,  Yorschläge  für  einen  Sinking  Fund  auszuarbeiten,  von 
denen  einer  demnächst  vom  Parlament  angenommen  wurde.  Der  Plan 
bestand  darin,  durch  Parlamentsakte  250,000  £  vierteljährlich  auszu- 
setzen ,  womit  Kommissare  Stocks  ankaufen  sollten ;  die  Dividenden  von 
den  angekauften  Stocks  sollten  dem  Fonds  zugeschlagen  werden,  bis  er 
sich  auf  4  Millionen  beliefe.  Pitt  scheint  nicht  beachtet  zu  haben,  dass 
das  völlig  Trügliche  dieses  Systems  und  des  Prinzips,  worauf  es  sich 
stützt,  gegen  Price  in  einem  von  "Wimpey  1772  veröffentlichten  Pam- 
phlet nachgewiesen  worden  war;  auch  entdeckte  er  selbst  nicht  die  Na- 
tur der  Täuschung,  die  jetzt  offenbar  geworden  ist.  Dennoch  hatte  sie 
Wimpey  in  wenigen  Sätzen  dargethan :  „So  lange  das  Yolk  das  Geld 
geben  kann ,  um  die  ganzen  laufenden  Ausgaben  des  Jahres  zu  bestrei- 
ten, und  noch  einen  XJeberschuss,  so  wird  dieser  XJebersohuss,  wenn  er 
so  verwendet  wird,  wie  er  verwendet  werden  sollte,  sicherlich  die 
Schuld  verringern.  Wenn  aber  diese  Ausgaben  sein  äusserstes  Yermö- 
gen  übersteigen ,  so  wird  die  Schuld ,  trotz  aller  Künste ,  steigen ;  und 
ich  meine,  es  kann  keinen  unterschied  machen,  wie  auch  immer  frühere 
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üebersohüsse  yerweudet  sein  mögen,   wenn  zur  Abzahlung  alter  Schul- 
den neue  gemaoht  werden  müssen  mit  einer  immer  wachseDden  Zinsen- 
last.    Der  Sinking  Fund  hat  nichts  von  der  Natur  eines  Springbrunnens 
in  sich :  er  muss  von  Zeit  zu  Zeit  Zuflüsse  erhalten ,  oder  er  wird  notli- 
wendig  aufhören  wirksam  zu  sein  und  bloss  dem  Namen  nach  bestehen. 
Die  einzige  Quelle  ist  der  Beutel  des  Volks;   und  wenn  dieser  leer  ist, 
dann  gute  Nacht  mit  allen  Fonds ,   Dir  mögt  sie  nennen ,  wie  Ihr  wollt. 
Die  unendlichen  Interessen  und  die  allmächtige  Macht  derselben  ver- 
schwinden sogleich.     Ein  Fonds  von  200,000  £  jährlich,  oder  von  einer 
Million  jährlich ,  500  Jabre  hintereinander,  würde  nichts  helfen,  wenn 
das  Volk  nicht  noch  ausser  diesen  Summen  die  Zinsen  der  gegenwärti- 
gen Schuld   und  seine  laufenden  Ausgaben  bestreiten  könnte.      Ohne 
solche  Fähigkeiten  ist  ein  Sinking  Fund  eine  blosse  Chimäre ,   und  eine 
neue  Schuld  möchte  mit  doppelt  so  grosser  Schnelligkeit  anwachsen, 
als  die  alte  getilgt  werden  könnte.     Es  wäre  ebenso,    als  wenn  man 
eine  doppelte  Kreide  in  der  einen  Hand  und  einen  Schwamm  in  der 
andern  hielte,  und  mit  der  rechten  zwei  Striche  machte,  während  man 
mit  der  linken  einen  wegwischte ;  und  je  länger  Ihr  anschreibt  und  weg- 
wischt,  desto  grösser  und  länger  würde  die  Rechnung  werden.     Dass 
Geld  zu  Zinseszinsen  in  der  überraschenden  Weise,   wie  Ihr  sagt,   an- 
wachsen würde,  ist  erweislich  sicher;   und  es  ist  gerade  eben  so  sicher, 
dass  die  Zinsen  von  geborgtem  Qelde ,  wenn  sie  nicht  pünktlich  gezahlt 
werden,   in  eben  derselben  Weise  und  mit  derselben  Schnelligkeit  an- 
wachsen würden."     Diese  Bemerkungen  mögen  Pitt  niemals  vor  Augen 
gekommen  sein ;   und  es  ist  unzweifelhaft  richtig ,  dass  Frice's  Träume- 
reien beinahe  allgemeine  Annahme  bei   den  Staatsmännern    und   dem 
Volke  fanden,   die  Zeitgenossen  Ad.  Smith's  waren.     Doch  die  ganze 
Täuschung  müsste  Pitt  entdeckt  haben,    wenn  er  sich  die  Frage  vorge- 
legt hätte :   woher  soll  das  Wachsen  kommen  ?     Geld  heckt  nicht  Geld, 
wenn  auch  die  Benutzung  von  Kapital  dies  thut:  aber  hier  war  die  ein- 
zige Quelle  des  Zuflusses  eine  hinzugefügte  Summe,   die  jährlich  aus 
den  Steuern  des  Yolks  bei  Seite  gelegt  ward.     Es  war  dem  Dr.  Hamil- 
ton zu  Aberdeen  yorbehalten,   bei  der  1813  stattgehabten  Wiederver- 
Öffentlichung  seiner  „Untersuchung  über  den  Ursprung  und  den  Fort- 
schritt der  Nationalschuld^'  das  System  darzustellen  und  zu  vernichten, 
und  der  Beweis   ist  durch  die  seitdem  durch  M'Culloch  gesammelten 
noch  weiteren  Nachrichten  vervollständigt  worden.     Wir  sind  durch 
diesen  Schriftsteller  in  den  Stand  gesetzt,    darzuthun,  was  eben   die 
Wirkung  von  Pitt's  Sinking  Fund  war:    „Aus  diesen  Thatsachen  kann 
man  leicht  sehen ,  dass  der  Sinking  Fund  nicht  allein  eine  plumpe,  son- 
dern auch  eine  kostspielige  Betrügerei  war.     Zum  Beweise  hiervon  bit- 
ten wir  zu  beachten,    dass  diä  Anleihen,  die  in  jedem  Jahre  von  1794 
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bis  emschliesslich  1816  abgeschloBsen  wurden ,  sich  zasammen  auf 
584,874,557  £  beliefen,  mit  einer  jährlichen  Last  für  das  Volk  von 
30,174,364  £.  Yen  diesen  Anleihen  empfingen  die  Kommissare  des  Sin- 
kung Eund  1 88,522,350 £,  und  hiervon  betrug  die  verhaltnissmässige 
jährliche  Last  9,726,090  £.  Aber  ferner  ergiebt  sich  aus  den  bezüglichen 
Bechnungen,  dass  der  Stock,  welchen  die  Kommissare  mit  dieser  Summe 
von  188,522,350  £,  die  ihnen  aus  den  Anleihen  überwiesen  wurde,  an- 
kauften, nur  eine  jährliche  Dividende  von  9,168,232  £  brachte,  so  dass 
im  Ganzen  die  Operationen  der  Kommissare  während  des  Krieges  für 
das  Land  einen  direkten  reinen  Verlust  von  jährlich  557,857  £  herbei- 
führten, welcher  zu  3  ^  einem  Kapital  von  18,595,233  £  gleichkommt, 
ausschliesslich  der  Verwaltungskosten,  die  etwa  60,000  £  betrugen.  Dies, 
war  das  praktische  Eesultat  von  Pitt's  famosem  Sinking  Fund ,  der  so 
lange  als  das  Palladium  des  öffentlichen  Kredits  und  als  der  Nothanker 
der  Nation  betrachtet  worden  ist/' 

Lange  vorher  hatte  Ad.  Smith  bemerkt,  dass  ein  Sinking  Fund, 
wenn  gleich  eingerichtet  zur  Zahlung  alter  Schulden,  doch  das  Ab- 
schliessen  neuer  sehr  erleichtere :  und  in  der  That ,  das  war  der  Zweck, 
zu  welchem  Pitt's  Sinking  Fund  bald  angewendet  wurde.  Vielleicht 
setzte  derselbe  den  Minister  in  den  Stand ,  Anleihen  unter  weniger  un- 
günstigen Bedingungen  aufzunehmen,  ab  worauf  er  sonst  hätte  ein- 
gehen müssen,  nach  dem,  wenn  gleich  trüglichen  Glauben,  dass  ge- 
wisse mysteriöse  Mittel  wirksam  wären,  um  einen  Theil  der  früheren 
Schuld  aufzuheben.  Wie  dies  auch  immer  sein  mag,  so  ist  es  doch 
sicher,  dass  der  Minister,  der  seinen  Amtsantritt  durch  einen  eifrigen 
und  lobenswerthen  Wunsch,  die  durch  den  Amerikanischen  Krieg  her- 
beigeführten Lasten  zu  vermindern,  bemerkenswerth  machte,  in  der 
That  diese  Lasten  ungeheuer  erhöhte.  Die  Totalsumme  von  Pitt's  Finanz- 
verwaltung kann  mit  drei  Ziffern  beschrieben  werden.  Die  National- 
schuld zur  Zeit  des  Friedens  von  Versailles  1783  war  249,851,628  £. 
Li  den  10  Friedensjahren  von  1783  bis  1793  betrug  die  abgezahlte 
Schuld  5,732,993  £.  In  neun  Kriegsjahren  von  1793  bis  1802  stieg 
die  Schuld  auf  520,207,101  £;  die  Zunahme  war  zum  Belauf  von  30 
Millionen  jährlich;  dennoch  kann  man  nicht  sagen,  dass  England  wah- 
rend dieser  ganzen  Zeit  eine  wirksame  Armee  im  Felde  gehabt  hätte, 
oder  einen  AUürten  auf  dem  Kontinent,  dem  es  hätte  trauen  können. 
In  vielen  Beziehungen  haben  wir  gesehen ,  dass  Pitt's  Meinungen  seiner 
Zeit  voraus  waren  und  er  sich  nicht  selten  genöthigt  sah,  diese  Mei- 
nungen den  Vorurtheilen  seiner  Zeitgenossen  zu  opfern.  Aber  bei  die- 
ser Frage  des  Sinking  Fund,  der  der  Schlussstein  seines  Finanzsystems 
war,  wissen  wir  jetzt,  dass  alle  leitenden  Männer  damaliger  Zeit  in 
gleicher  Weise  getäuscht  waren ;    und  unmöglich  kann  man  Männern, 
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die  sich  so  konnten  täuschen  lassen,   für  ihre  Kenntnisse  und  ihren 
Scharfsinn  in  Finanzsachen  die  höchsten  Ehren  zuerkennen.    Die  sieben 
Jahre  von  1785  bis  1792  waren  indessen  in  England  Jahre  der  Buhe 
und  des  Fortschritts,    und  die  Eesultate  von  Pitt's  Verwaltung,    unter- 
stützt durch  seinen  weisen  Handelsvertrag  mit  Frankreich,   rechtfertig- 
ten das  stolze  Wohlgefallen ,    womit  er  im  letzten  Jahre  sein  Budget  im 
Hause  der  Gemeinen  einbrachte.   Die  Einfahren  waren  von  1782  bis  1790 
von  9,714,000  £  auf  19,139,000  £  gestiegen.     Im  Jahre   1791   wurden 
die  Vierprozentigen  und  die  Fünfprozentigen  zu  1 07^  und  1 22|-  J  ver- 
kauft.    Die  Einnahmen  hatten  sich  auf  1 6|^  Millionen  erhöht,  was  einen 
TJeberschuss  von  400,000  £  zu  der  Hillion  des  Sinking  Fund  liess  und 
Pitt  setzte  unverständiger  W.eise  voraus,   dass  nach  weiteren  fünfzehn 
Jahren,  nämlich  1808,  der  Fonds  die  Summe  von  4  Millionen  jährlich 
erreichen  würde ,    die  dann  dem  Parlament  zur  YerfÜgung  stehen  wur- 
den.   Mit  mehr  Wahrheit  entwickelte  er  jene  zuversichtliche  und  trium- 
phirende  üeberschau  eines  glücklichen  Ministers  durch  einen  beredten 
Tribut  an  die  Industrie  und  die  Energie  des  Landes ,  die  Wirkungen  der 
Ansammlung  von  Kapital  und  der  Freiheit  des  Volkes  von  England. 
„Wir  können  in  der  That,"    sagte  er  zum  Schluss,   , jenen  Sohwankoa- 
gen  unterliegen,  die  häufig  in  den  Angelegenheiten  einer  grossen  Nation 
vorkommen,   und  die  man  unmöglich  berechnen  und  vorhersehen  kann, 
aber,    so  weit  auf  menschliches  Denken  irgend  Yerlass  ist,    haben  wir 
den  besten  Grund,    mit  Befriedigung  auf  die  Gegenwart  und  mit  Ver- 
trauen auf  die  Zukunft  zu  blicken.''     So  war  die  Sprache  des  Ministers 
am  Vorabend  jenes  furchtbaren  Kampfes ,  in  den  sich  zu  stürzen  er  be- 
stimmt war,  ehe  der  Monat  Februar  wiederkehrte ,  ein  Kampf,  der  ihn 
nöthigen  sollte,  ungeheure  Lasten  der  Besteuerung  des  Landes  hinzuzu- 
fügen,   die  Nationalschuld  mit  unbegreiflicher  Schnelligkeit  zu  vermeh- 
ren und  in  weniger  als  fünf  Jahren  zu  einer  Suspension  der  Baaizah- 
lungen  zu  gelangen.     Niemand,  welcher  Pitt's  Politik  studirt  hat,  kann 
ihm  irgend  eine  heftige  Begierde,  sich  in  Krieg  zu  verwickeln  oder  eine 
Neigung,   ihn  fortzusetzen,    zum  Vorwurf  machen ,   im  Gegentheil,    er 
war  einzig  blind  gegen  die  GefEÜiren  desselben,    selbst  als  sie  ihm  in's 
Gesicht  starrten,   und  einzig  in  Verlegenheit,    sowohl  ihn  zu  führen, 
als  auch  ihn  zu  beendigen.     In  diesem  Moment  indessen  betrachten  wir 
dessen  Wirkungen  auf  sein  Finanzsystem ,  und  es  ist  offenbar,  dass  das, 
was  daran  auch  immer  gut  war,  durch  die  Ereignisse  der  folgenden  we- 
nigen Jahre  zu  den  Winden  des  Himmels  verweht  wurde,   wahrend  die 
Lasten  der  Schuld  und  der  Steuern  stärker  als  jemals  auf  die  Nachkom- 
menschaft drückten. 

Die  Schuld  am  5.  Januar  1816  wird  auf  885,186,323  £  angegeben, 
mit  einer  Zinsenlast  von  32,457,141  £.     Die  zwischen  1793  und  1816 
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gemachten  Anleihen  beüefen  sich  auf  dem  Papier  zwar  auf  586,697,433  £, 
warfen  aber  in  der  That  nor  339,131,500  £,  oder  durchschnittlich  noch 
nicht  58  ^ ,  ab.  Und  wird  die  Hohe  dieser  Summe  gar  nach  einem 
festen  Maassstabe  abgeschätzt,  d.  h.  nach  dem  Durchschnitte  der  Wai- 
zenpreise,  vor  1793  zu  36  s.  und  nach  diesem  Jahre  zu  80  s.  der  Quar- 
ter berechnet,  so  schrumpfen  sie  noch  viel  gewaltiger  zusammen.  Das 
Geld,  welches  danach  die  Eegieruug  wirklich  empfemgen  hätte,  würde 
sich  nur  auf  196,168,867  £  belaufen,  und  weit  über  600  Millionen  mit 
ihren  ungeheuren  Interessen  stünden  daher  durch  fabelhaften  Leichtsinn 
als  vollständig  verschleudert  auf  dem  Schuldconto.  Und  allerdings  erst 
im  Jahre  1855  bei  der  Anleihe  für  den  letzten  Krieg  mit  Bussland  ist 
es  dahin  gebracht,  dass  jede  100  £  wirklich  zu  derselben  Einzahlungs- 
summe unterschrieben  sind  ^).  Gegenwärtig  erfolgt  auf  Grund  eines 
Gesetzes  von  1829  eine  Tilgung  der  Staatsschuld  nur  dann,  wenn  es 
nach  Bestreitung  des  Staatsaufwandes  aus  Einnahmeüberschüssen  ge- 
schehen kann ;  in  diesem  Fall  wird  in  der  Begel  ein  Viertel  des  üeber- 
schusses  dazu  verwendet.  Die  Britische  Gesammtschuld  einschliesslich 
des  Werths  der  Zeitrenten  und  der  schwebenden  Schuld  soll  1815 
902,264,000  £,  1830  842,405,000  £,  1840  837,848,000  £,  1854 
800,515,000  £,  1857  831,722,000  £,  1859  823,934,000  £,  1866 
798,909,000  £,  darunter  8,187,700  £  unfundirt,  betragen  haben«). 
Hieraus  erg^ebt  sich,  dass  auch  ohne  besondere  Tilgungsfonds  die  Schul- 
den vermindert  werden  können. 

In  Frankreich  wurde  die  Amortisation  1816  eingeführt  und  blieb 
in  nnunterbrochener  Thätigkeit  bis  1848,  wo  sie  bald  nach  dem  Aus- 
bruch der  Februarrevolution  suspendirt  wurde  und  es  bis  zum  Jahr  1858 
geblieben  ist,  wo  man  sie  reaktivirte ,  um  sie  im  folgenden  Jahre  sofort 
aufs  Neue  und  allem  Anschein  nach  auf  immer  zu  suspendiren.  Yon 
1816  bis  1854  hat  Frankreich  im  Ganzen  1633^Millionenfur  die  Amor- 
tisation von  Beuten  verwandt.  Es  hat  aber  zugleich  während  derselben 
Zeit  für  3429  Millionen  neue  Schulden  kontrahirt.  Um  eine  Beute  von 
5  Frcs.  zu  amortisiren ,  zahlte  die  Amortisationskasse  1 8^f  im  Durch- 
schnitt 93  Frcs.  77  Cent.,  während  der  Staat  bei  der  Emission  fünfpro- 
zentiger  Beuten  durchschnittlich  nur  75  Frcs.  15  Cent,  erhielt.  Von 
allen  Kosten  abgesehen,  ergiebt  sich  hieraus  ein  reiner  Verlust  von 
307  Millionen  an  Kapital.  Aber  die  Amortisation  hatte  noch  aus  ande- 
ren Gründen  Nachtheile  zur  Folge.  Denn  dadurch,  dass  der  Tügungs- 
kasse  die  Befugniss  zur  Einlösung  gesetzlich  nur  dann  zustand,  wenn 
der  Cours  der  Bente  unter  Pari  war,    dass  aber,    sobald  sich  die  eine 

1)  R,  Pauli,   Geschichte  £nglands   seit  den   FriedensschlÜ&sea   von   1814  und 
1815.    Bd.  I.  1864.  S.  229. 

2)  Voeke,  Oeschichte  der  Steuern  des  Britischen  Reichs.    S.  125. 
Bergia»,  Finxnzwiswnsch.    8.  Aofl.  4Q 
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oder  die  andere  Bente  über  Pari  erhob,  die  zu  deren  Eiickkanf  be- 
stimmte Summe  als  Keserve  zurückgelegt  werden  musste ,  war  eiue  wei- 
tere Quelle  empfindlicher  Verluste  eröffnet.  Während  der  Juliregierung 
war  nämlich  der  Cours  der  verschiedenen  Beuten  so ,  dass  sich  gerade 
das  Gegentheil  yortheilhaft  zeigte.  Die  Einlösung  der  öprozentigeu 
Bente  war  bei  weitem  vortheilhafter  als  die  der  Sprozcntigen,  obgleich 
jene  über  und  diese  unter  Pari  stand.  Denn  einem  Cours  der  3prozen- 
tigen  Bente  von  z.  B.  81  Pres,  entsprach  durchschnittlich  ein  Cours  der 
5prozentigen  von  112  Pres.  Es  konnten  folglich  1000  Pres.  Bente  in 
der  Sprozentigen  mit  einem  Kapital  von  27,000  Pres.,  in  der  5prozen- 
tigen  dagegen  schon  mit  einem  Kapital  von  22,400  Pres,  eingelöst  wer- 
den. Weil  aber  nur  die  unter  Pari  stehende  Bente,  d.  h.  nur  die  3pro- 
zentige  zurückgekauft  werden  durfte,  so  ergab  sich  dabei  auf  je  lOOO 
Pres,  eingelöster  Bente  eine  Verschwendung  von  4600  Pres.  Da  nun 
die  Julimonarchie  im  Ganzen  14^588,576  Pres.  Beute  zurückgekauft  hat, 
so  gingen  im  Ganzen  an  Kapital  ungefähr  14588  X  4600  oder  circa 
67  Mill.  Pres,  für  den  Staat  zwecklos  verloren.  Die  Beserven  der  Amor- 
tisationskasse wurden  zur  Deckung  des  Deficits  verwendet,  die  alljähr- 
lich im  ordentlichen  Budget  zu  Tage  traten,  so  dass  die  Ausgaben  des 
ausserordentlichen  Budgets  —  im  jährlichen  Betrage  von  130 — 170  Mil- 
lionen —  Behufs  definitiver  Deckung  auf  die  künftigen  Beserven  der 
Amortisationskasse  verwiesen  waren ,  vor  der  Hand  aber  vermittelst  der 
schwebenden  Schuld  bestritten  zu  werden  pflegten.  In  solcher  Weise 
war  denn  von  676  Millionen,  die  man  für  öffentliche  Arbeiten  bereits 
verausgabt  hatte,  am  1.  Januar  1848  auch  nicht  eine  einzige  acquittirt. 
Sie  standen  sämmtlich  auf  dem  Conto  der  schwebenden  Schuld  ^). 

Was  Italien  betrifft,  so  schlug  Cavour,  als  er  die  Errichtung  eines 
grossen  Buchs  für  die  Pusion  der  Schulden  der  verschiedenen  Italieni- 
schen Staaten  beantragte,  im  April  1861  zugleich  dem  Parlamente  vor, 
auf  „das  alte  und  trügerische  Amortisationssystem,  eine  nutzlose  Piction", 
zu  verzichten. 

Die  Vereinigten  Staaten,  welche  niemals  eiue  Amortisaidonskasse 
hatten,  haben  —  da  sie  allerdings  für  Armee  und  Plotte  im  Prieden 
wenig  verschwenden  —  durch  das  einfache  Mittel,  ihre  Ausgaben  zu 
vermindern  und  ihre  Einnahmen  zu  erhöhen,  mehrmals  ihre  Schuld  ge- 
tilgt*). In  Polge  des  im  Jahre  1865  beendeten  Bürgerkrieges  war  sie 
allerdings  zu  einer  höheren  Summe  angewachsen ,  als  sie  früher  jemals 
erreicht  hatte.  Dennoch  konnte  Johnson  in  seiner  Präsidentenbotschaft- 
vom  Dezember  1867  sagen:  Am  30.  Juni  1866  betrug  die  Staatsschuld 
2,783,425,879  Doli.,  am  30.  Juni  1867  2,692,199,215  Doli.  —  sie  zeigt 

1)  Geyer  y  Frankreich  unter  Napoleon  III.    S.  5 — 14. 

2)  Garnier  j  Traite  de  Finances.    S.  245.  252.  253. 
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mithin  eine  Eeduktion  von  91,226,664  Doli.  In  seiner  Antrittsrede 
vom  4.  März  1869  sagte  Präsident  Grant:  „Zur  Sicherung  der  Union 
hat  eine  grosse  Staatsschuld  aufgenommen  werden  müssen,  deren  Til- 
gung zugleich  mit  der  Rückkehr  zur  Metallwährung,  sohold  dieselbe 
ohne  Schädigung  des  Landes  erfolgen  kann,  in 's  Auge  gefasst  werden 
muss.  Um  der  Nationalehre  willen  soUte  jeder  DoUar  Regierungsschuld 
in  Gold  bezahlt  werden,  wenn  nicht  im  Eontrakte  andere  Bestimmungen 
festgesetzt  sind.  Möge  man  nur  wissen,  dass  auch  hinsichtlich  keines 
einzigen  Pfennigs  der  Staatsschuld  eine  Repudiation  stattfindet,  so  wird 
das  schon  viel  zur  Stärkung  des  Staatskredits  beitragen,  welcher  der 
beste  in  der  Welt  sein  müsste  und  es  wird  uns  schliesslich  in  den  Stand 
setzen ,  die  Schuld  durch  Bonds  zu  ersetzen ,  für  welche  wir  weniger 
Zinsen  zahlen ,  als  wir  jetzt  zu  zahlen  haben.  Dazu  soll  eine  ehrliche 
Erhebung  der  Steuern  und  strenge  Rechonschaftsablegung  an  das  Schatz- 
amt für  jeden  erhobenen  Dollar  und  die  grösstmöglichste  Einschränkung 
in  den  Ausgaben  kommen.  Wer  zweifelt  daran ,  dass  es  thunlich  sein 
wird,  jeden  Dollar  abzuzahlen  und  zwar  mit  grösserer  Bequemlichkeit 
als  jetzt,  wo  wir  für  unnützen  Luxus  zu  zahlen  haben!  Der  darnieder 
liegende  Verkehr  muss  wieder  gehoben  und  die  Industrie  ermuthigt  wer- 
den. Die  jungen  Männer  dieses  Landes  haben  ein  besonderes  Interesse 
daran,  die  Nationalehre  aufrecht  zu  erhalten.  Augenblicke  des  Nach- 
denkens über  unsern  künftigen  gebietenden  Einfluss  unter  den  Natio- 
nen sollten  sie  mit  Nationalstolz  begeistern.  In  welcher  Weise  die 
öffentliche  Schuld  getilgt,  die  Metallzahlung  wieder  aufgenommen  wer- 
den soll,  ist  nicht  so  wichtig,  als  dass  der  Plan  dazu  gefasst  wird. 
Geeinigte  Entschliessung  zum  Handeln  ist  mehr  werth,  als  getheilter 
Rath  über  die  Art  des  Handelns.  Eine  Gesetzgebung  über  diesen  Gegen- 
stand mag  jetzt  vielleicht  nicht  nothwendig,  noch  selbst  rathsam  sein, 
doch  sie  wird  es  werden.  Sobald  das  Gesetz  überall  im  Lande  in  voller 
Kraft  wiederhergestellt  ist  und  der  Handel  in  seine  gewohnten  Kanäle 
geleitet,  wird  es  mein  Bemühen  sein,  die  Gesetze  getreulich  auszufüh- 
ren und  für  die  regelmässige  Erhebung  aller  Staatseinnahmen  zu  sorgen. 
Ich  werde  nach  bestem  Ermessen  nur  solche  Beamte  ernennen,  welche 
zur  Ausführung  dieses  Planes  geeignet  sind."  Nach  einem  Ausweis  für 
das  am  30.  Juni  1871  endende  Eiskaijahr  haben  die  Einkünfte  die  Aus- 
gaben um  91  Millionen  Dollars  überstiegen,  und  die  öffentliche  Schuld 
der  Vereinigten  Staaten  belief  sich  abzüglich  des  Baarbestandes  auf 
2,292,030,834  Dollars;  der  Kassenbestand  umfasste  9,500,000  Dollars 
in  Papiergeld  und  96,500,000  Dollars  in  klingender  Münze. 

Ob  und  wann  die  Prenssischen  Staalsschulden  abgezahlt  sein  wer- 
den ,  darüber  gegenwärtig  Berechnungen  au£Eustellen ,  möchte  wohl  ein 
eitles  Bemühen  sein.     Wenn  ein  Geschäftsmann,  welcher  einen  bedeu- 
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tenden  Baarbostand  in  seiner  Kasse  hat,  den  nach  Belieben  zu  Ter- 
wenden  er  nicht  gehindert  ist,  auch  noch  eine  Masse  yerkäoflicher 
Werthgegenstände ,  die  einen  ungewöhnlich  hohen  Beinertrag  dauernd 
nicht  abwerfen,  besitzt,  zu  Ausgaben,  die  er  für  erforderlich  halt,  oder 
zu  Spekulationen,  die  er  yornehmen  will,  Schulden  macht,  so  könnte 
man  zweifelhaft  werden ,  ob  er  wohl  ein  guter  Rechner  und  guter  Wirth 
sein  möchte.  Aehnlich  wie  dieser  Geschäftsmann  haben  die  Preussi- 
sehen  Finanzmini^ter  gehandelt.  Wenn  femer  ein  Geschäftsmann,  um 
Ausgaben  machen  zu  können,  Schulden  kontrahirt,  gleichzeitig  aber 
ältere  Schulden  abzahlt,  so  wird  man  ihn  deshalb  nicht  loben  können, 
vielmehr  tadeln  müsseu,  wenn  er  für  die  neuen  Schulden  höhere  Zinsen 
zahlt,  als  er  für  die  alten  zu  zahlen  brauchte.  So  handelten  indessen 
sonst  die  Englischen  und  auch  die  Preussischen  Finanzminister,  und 
zwar  im  Einklang  mit  der  Yolksyertretung.  Wie  sich  aus  dem  Bericht 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  vom  10.  November  1863,  dem 
Bericht  der  Staatsschuldenkommission  vom  31.  Dezember  1864  über  die 
Verwaltung  des  Staatsschulden wesens  im  Jahre  1862  und  dem  schon 
(S.  516)  erwähnten  allgemeinen  Bericht  der  Kommission  des  Abgeord- 
netenhauses über  den  Entwurf  zum  Staatshaushaltsetat  pro  1865  ergiebt^ 
betrug  die  Gesammtschuld  Ende 

1820  217,975,518  Thlr.,  davon  unverzinslich  11,242,347  Thlr. 
1850   182,601,611       -  -  -  20,842,847       - 

1855  247,833,595      -  -  -  30,842,347      - 

1861  271,652,224      -  -  -  15,842,347      - 

1862  265,261,043      -  -  -  15,842,347      - 
1864  272,316,994      -            -                -  15,842,347       - 

Die  Summe  der  bewilligten  Anleihen  seit  1848  beträgt  196,27 8,000  Thlr. 
Die  Summe  der  Tilgung  der  verzinslichen  Staatsschuld  seit  1820  ist 
162,329,706  Thlr.  Die  öffentliche  Schuld  würde  ohne  diese  Tilgung 
pro  1864  betragen  haben: 

A.  Bestand  im  Jahre  1820 217,975,518  Thlr. 

B.  Tilgung  seit  1820 162,329,706     - 

C.  pro   1864  gegen  1820  mehr 54,341,476     - 

in  Summa 434,646,700  Thln 

—  und  zwar  verzinslich  41 8,804,353  Thlr.  und  unverzinslich  15,842,347 
Thlr.  —  und  sie  würde  sich  vom  Jahre  1820  bis  zu  dem  Jahre  1864 
erhöht  haben  um  die  unter  B  und  C  bezeichneten  Beträge  von  2 1 6,67 1 ,1 82 
Thlr.  Als  das  Abgeordnetenhaus  bei  Berathung  des  Etats  für  1867  auf 
das  Kapitel  der  öffentlichen  Schuld  kam,  liess  die  Begierung  am  21.  No- 
vember 1866  durch  einen  Kommissar  Folgendes  mittheilen: 

Unsere  gesammte  Staatsschuld  belauft  sich  auf  274,621,000  Thlr., 
nachdem  im  Laufe  dieses  Jahres  6,198,000  Thlr.  getilgt  worden  sind. 
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Von  diesen  Schiildensummen  bestehen  258,779,000  Thlr.  in  verzinslichen 
Schulden  und  15,842,000  Thlr.  in  unverzinslichen  Schulden,  den  be- 
kannten Kassenanweisungen.  Die  verzinslichen  Schulden  sind  im  Staats- 
haushaltsetat nachgewiesen :  als  allgemeine  Schulden ,  als  provinzielle 
Schulden  und  als  Eisenbahnschulden.  Was  zunächst  die  allgemeinen 
Schulden  betrifft,  die  sich  auf  237,011,600  Thlr.  belaufen,  so  ist  da- 
bei zu  erwähnen,  dass  nur  eine  Post  von  den  im  Etat  aufgeführten, 
nämlich  die  erste,  von  71,546,400  Thlr.  aus  der  Zeit  vor  dem  Jahre 
1848  herrührt.  Es  sind  dies  die  alten  3^prozentigen  Staatsschuld- 
scheine. Die  sämmtlichen  übrigen  Schulden  sind  in  14  verschiedenen 
Anleihen  nach  dem  Jahre  1848  aufgenommen;  sie  betragen  zusammen 
165,465,200  Thlr.  Nach  ihrer  Entstehung  und  Verwendung  lassen  sie 
sich  eintheilen  erstens  in  solche  Anleihen,  die  zu  produktiven  Zwecken 
aufgenommen  sind;  es  sind  dies  namentlich  diejenigen  A-i^^ihen,  die 
für  Eisenbahnzwecke  aufgenommen  sind,  und  die  zusammen  75,074,800 
Thlr.  noch  gegenwärtig  betragen.  Eine  weitere  Kategorie  von  Schidden 
besteht  in  solchen,  die  aus  Anlass  ausserordentlicher  Ereignisse  gemacht 
worden  sind;  diese  Schuldsumme  beträgt  gegenwärtig  noch  65,197,400 
Thlr.  Die  erste  derartige  Schuld  ist  die  freiwillige  Anleihe,  die  im 
Jahre  1848  aufgenommen  ist;  ausserdem  sind  drei  Mobilmachungen  ein- 
getreten im  Jahre  1850,  während  des  Erimkrieges  und  während  des 
ersten  Italienischen  Krieges.  Eine  dritte  Kategorie  von  Schulden  be- 
steht in  der  Anleihe  von  1 5,193,000  Thlr.  —  so  ist  ihr  Betrag  jetzt  noch 
—  die  zur  Tilgung  von  15,000,000  Thlr.  Kassenanweisungen  in  Eolge 
eines  Vertrages  mit  der  Preussischen  Bank  kontrahirt .  ist.  Die  letzte 
Schuldpost  -«—  es  sind  10,000,000  Thlr.  —  ist  dazu  bestimmt,  die  Ent- 
schädigungen zu  gewähren ,  welche  für  Grundsteuerbefreiungen  und  Be- 
vorzugungen zu  leisten  sind.  Die  Schuld  ist  bis  diesen  Augenblick 
nicht  verbrieft,  weil  es  bisher  nicht  möglich  gewesen  ist,  die  zu  ge- 
währenden Entschädigungen  festzustellen.  Die  allgemeinen  Schulden 
sind  im  Laufe  dieses  Jahres  um  5,793,900  Thlr.  vermindert,  und  zwar 
durch  die  regelmässige  Tilgung  um  4,903,500  Thlr.  und  aus  anderer 
Veranlassung  um  890,400  Thlr.  Mit  dieser  letzteren  Summe  hat  es  fol- 
gende Bewandniss :  Die  Militärwittwenkasse  hat  vor  vielen  Jahren  der 
Staatskasse  ein  Kapital  von  1,02 1,000  Thlr.  vorgeschossen  und  es  wurden 
von  der  letzteren  der  Militärwittwenkasse  davon  4  ^  Zinsen  entrichtet,  weil 
die  Militärwittwenkasse  ein  eigenes  selbstständiges  Institut  bildete  und 
aus  der  Staatskasse  nur  einen  Zuschuss  von  10,000  Thlr.  jährlich  zu 
empfangen  hatte.  Im  Jahre  1850  beantragte  die  damalige  zweite  Kam- 
mer, dass  diese  Schuld  auf  den  Staatsschuldcnetat  übernommen  werden 
solle;  es  wurde  aber  zugleich  bestimmt,  dass  diejenigen  Summen,  die 
über  den  Betrag  von  1 0,000  Thlr.  jährlich  hinaus  als  Zuschuss  an  die 
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Militärwittwenkosse  gezahlt  waren,   auf  die  Schuld  iu  Anrechnang  ge- 
bracht werden  sollten.     Diese  Summe  betrug  130,060  Thlr.  und  es  sind 
demgemäss  nur  890,400  Thlr.  auf  den  Etat  übernommen  worden.     Seit 
dieser  Zeit  ist  der  Zuschuss,    welchen  die  Militärwittwenkasse  empfan- 
gen hat,  von  Jahr  zu  Jahr  bedeutend  gestiegen  und  hat  im  letzten  Jahre 
über  150,000  Thlr.  betragen.     Wenn  man  dieselbe  Kechnung,   wie  sie 
im  Jahre  1850  aufgestellt  ist,  jetzt  zulegt,   so  ist  das  Kapital  durch  die 
erhöhten  Zuschüsse  seit  einigen  Jahren  vollständig  getilgt.     Man  hätte 
auch  die  Absetzung  dieser  Schuld  vom  Etat  früher  bewirkt,   wenn  es 
nicht  in  der  Absicht  gelegen  hatte ,  eine  Beform  der  Militärwittwenkasse 
vorzunehmen.     Diese  Beform  ist  durch  das  Gesetz  vom  17.  Juli  1865 
in  der  Weise  erfolgt,    dass  die  Militärwittwenkasse  ein  reines  Staats- 
institut  geworden  ist,    ebenso  wie  die  Civilwittwenkasse ,    so  dass  das, 
was  sie  aus  ijiren  Einnahmen  an  Beiträgen  nicht  decken  kann,   aas  der 
Staatskasse  zugeschossen  werden  muss.     Hiemach  ist  der  Gläubiger  und 
der  Schuldner  ein  uud  dieselbe  Person  geworden,  und  aus  diesem  Grunde 
sind  die  890,400  Thlr.  in  diesem  Etat  abgesetzt  worden.     Die  Ausgabe 
an  Zinsen  für  die  allgemeinen  Staatsschulden  beträgt  nach  dem  Etat  für 
1867  9,778,601  Thlr.;  davon  sind^aus  den  Eisenbahnerträgen 3,27 1,000 
Thlr.  und  von  der  Bank  etwa  458,000  Thlr.  zu  decken  und  es  bleiben 
aus  allgemeinen  Staatsfonds  nur  6,000,000  Thlr.  zuzuschiessen.     Bei  der 
Zinsenausgabe  ist  eine  Yerminderung  von  232,735  Thlr.  15  Sgr.  einge- 
treten, wovon  196,927  Thlr.  auf  den  Tilgungsfonds  übertragen  und  1192 
Thlr.  1 5  Sgr.  vom  Etat  abgesetzt  worden  sind.     Es  besteht  nämlich  bei 
der  freiwilligen. Anleihe  die  Einrichtung,    dass  die  Ablösungskapitalien 
für  Frivatrenten  an  die  Staatskasse  eingezahlt,    und  dass  diese  Kapita- 
lien zur  Abtragung  der  freiwilligen  Anleihe  verwendet  werden  müssen, 
wogegen  der  Staat  andererseits  die  Beute  zu  übernehmen  und  das  Kapi- 
tal zu  verzinsen  und  zu  amortisiren  hat.     Ausserdem  sind  abgesetzt  an 
Zinsen  der  Schuld  der  Militärwittwenkasse  35,616  Thlr.,    so  dass  der 
Betrag  von  232,735  Thlr.   15  Sgr.  vollständig  erläutert  ist.     Die  pro- 
vinziellen Staatsschulden  sind  solche',    die  von  und  mit  einzelnen  Pro- 
vinzen übernommen  sind.     Dahin  gehören  die  Kurmärkische  und  Neu- 
märkische Kriegsschuld,  welche  zusammen  gegenwärtig  noch  1,484,456 
Thlr.  beträgt,   femer  die  Schulden  des  Herzogthums  Sachsen  (der  ehe- 
mals zu  Sachsen  gehörigen  Landestheile)  in   1,317,532  Thlr.  Kreditkas- 
senscheinen bestehend,    sodann  am  Schlüsse  dieses  Abschnitts  ein  Be- 
servequantum  für  unbekannte  Ansprüche  im  Betrage  von  467,860  Thlr., 
wovon  Zinsen  nicht  zu  entrichten  sind.     Diese  Summe  bildet  den  XJeber- 
schuss  desjeuigou   Betrages,    der  im  Staatsschuldengesetze   vom  Jahre 
1 820  zur  Deckung  der  damals  noch  unbekannten  oder  noch  nicht  fest- 
gestellten Schulden  ausgesetzt  war  und  wovon  diese  Summe  noch  nicht 
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Terwendet  ist.  lusofeni  jetzt  noch  unbekannte  Schulden  anerkannt  wer- 
den ,  60  wird  der  Betrag  derselben  auf  diese  Summe  abgeschrieben.  Die 
Eisenbahn  schulden  y  welche  in  diesem  Abschnitt  aufgeführt  sind,  be- 
stehen lediglich  in  den  Beträgen ,  die  beim  Ankauf  der  Nioderschlesisch- 
Märkisohen  Bahn  und  der  Münster-Hammer  Bahn  in  Aktien  dieser  Bah- 
nen übernommen  sind.     Sie  betragen  zusammen  noch  18,498,037  Thlr. 

15  Sgr.  Indem  ich  nun  zu  dem  II.  Titel,  die  Tilgung  der  Staatsschul- 
den betreffend,  übergehe,  kann  ich  als  bekannt  voraussetzen,  dass  es 
die  Begel  bei  der  Schuldentilgung  ist,  dass  die  Tilgung  mit  1  ^  von  dem 
ursprünglichen  Kapitalbetrage  und  mit  den  Zinsen,  die  im  Laufe  der 
Tilgung  erspart  werden ,  erfolgt.  Einige  Schuldposten  machen  hiervon 
eine  Ausnahme:  es  sind  zunächst  die  Staatsschuldscheine,  bei  welchen 
der  angeführte  Grundsatz  nur  mit  der  Maassgabe  Anwendung  findet, 
dass  von  10  zu  10  Jahren  die  ersparten  Zinsen  abgesetzt  und  dem  all- 
gemeinen Staatsfonds  zugeführt  werden.  Bei  der  Bankschuld  besteht 
die  Modifikation,  dass  nicht  1  ^  zur  Tilgung  verwendet  wird,  sondern 
eine  runde  Summe  von  100,000  Thlrn.  jährlich.  Ebenso  hat  die  Prä- 
mienanleihe einen  besonderen  Tilgungsplan.  Endlich  ist  die  Schuld, 
welche  als  Entschädigung  für  Grundsteuerbefreiung  im  Etat  in  Ansatz 
gebracht  ist ,  nicht  nur  mit  \  ^  zu  tilgen.  Der  Tilgungsfonds  för  die 
allgemeinen  Schulden  beträgt  für  das  Jahr  1867  4,779,711  Thlr.  und 
hat  sich  um  220,077  Thlr.  gegen  das  laufende  Jahr  erhöht.  Diese  letz- 
tere Summe  bildet  sich  dadurch,  dass  an  Zinsen  196,927  Thlr.  erspart 
werden  und  hierher  als  Mehrausgabe  übertragen  worden  sind,  und  dass 
die  Prämienanleihe  von  1855  einen  Mehrbedarf  von  23,150  Thlr.  erfor- 
dert. Yon  den  provinziellen  Staatsschulden  werden  die  Kurmärkischen 
und  Keumärki sehen  Schuldverschreibungen  ebenso  wie  die  Staatsschuld- 
scheine getilgt,  während  für  die  Sächsischen  Schulden  ein  besonderer 
Tilgungsplan  besteht.  Im  Ganzen  sind  zur  Tilgung  dieser  Schulden  aujs- 
gesetzt  218,780  Thlr.,  d.  i.  6855  Thlr.  19  Sgr.  9  Pf.  mehr  als  bisher, 
in  den  ersparten  Zinsen  bestehend.  Für  die  Eisenbahnschulden  beste- 
hen besondere  Tilgungsfonds,  bestehend  in  ^  ^  des  ursprünglichen  Ka- 
pitals und  der  ersparten  Zinsen.  Es  sind  dazu  für  1867  190,594  Thlr. 
ausgesetzt,  das  sind  7422  Thlr.  mehr,  als  in  diesem  Jahre.  Der  ge- 
sammte  Tilgungsfonds  aller  Schulden  für  1867   ist  auf  5,188,897  Thlr. 

16  Sgr.  6  Pf.  bestimmt  worden.  Was  die  unverzinsliche  Staatsschuld 
betrifft,  so  besteht  sie  lediglich  in  den  Kassenanweisungen,  deren  Be- 
trag ich  schon  vorher  genannt  habe.  Die  fortlaufende  Ausgabe,  welche 
mit  dieser  Schuld  verbunden  ist,  beträgt  jährlich  6000  Thlr.  und  ist 
dazu  bestimmt,  die  verbrauchten  Kassenanweisungen,  die  eingelöst  wer- 
den müssen,  neu  herzustellen  und  überhaupt  zu  allen  Ausgaben,  wel- 
che mit  der  Kontrole   der  Schulden  verbunden  sind.     Die  Tit.  4  des 
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Staatsschuldenetat«  aTifgefährten  Benten  bestehen  in  einem  Beitrage  zar 
Tilgung  der  Kur-  und  Neumärkischen  Elriegsschulden ,  als  Ersatz  für 
geleistete  Vorschüsse  aus  dem  Kommunalaccisefonds  (S.  126),  im  Betrage 
von  11,710  Thlr.  18  Sgr.  Diese  Beute  vermindert  sich  von  10  zu  10 
Jahren  und  wird  gegen  Ablauf  dieses  Jahrhunderts  gänzlich  erlöschen. 
Die  zweite  Post  enthält  diejenigen  Eapitalbeträge,  welche  von  Privaten 
als  AblöstLngskapitalien  an  die  Staatskasse  auf  Grund  des  Bentenbank- 
gesetzes  bezahlt  worden  sind.  Die  Summe  dieser  Kapitalien  beträgt 
8,345,147  Thlr.  2  Sgr.  6  Pf.  und  ist  vom  Staate  mit  5  ^  alljährlich  zu 
verzinsen,  jedoch  ist  in  den  Zinsen  im  Betrage  von  417,257  Thlr.  10  Sgr. 
8  Pf.  zugleich  die  Amortisation  mit  enthalten,  so  dass  nach  einer  ge- 
wissen Beihe  von  Jahren  diese  Schuld  von  selbst  wegfallt.  Die  Kapita- 
lien selbst  sind,  wie  ich  schon  vorher  mitgetheilt  habe,  zur  Verstärkung 
des  Tilgungsfonds  der  freiwilligen  Anleihe  von  1848  verwendet.  Die 
Ausgaben  für  die  gesammte  Staatsschuld  belaufen  sich  auf  16,238,400 
Thlr.  und  betragen  12,800  Thlr.  weniger  als  für  das  Jahr  1866.  Davon 
sind  aus  dem  Ertrage  der  Eisenbahnen  zu  decken  5,213,627  Thlr.  22  Sgr. 
6  Pf.  E6  bleibt  schliesslich  noch  der  Verwaltungskostenetat  der  Staats- 
schulden Verwaltung  näher  zu  erläutern.  Die  Gesammtausgaben  an  Ver- 
waltungskosten betragen  82,700  Thlr.,  1200  Thlr.  mehr  als  für  das 
Jahr  1866. 

In  der  Sitzung  vom  10.  Februar  1868  sagte  der  Abgeordnete  Twes- 
ten :  „Am  Ende  des  Jahres  1 866  belief  sich  die  Staatsschuld  des  Preufiai- 
schen  Staats  auf  258,779,000  Thlr.  Seitdem  sind  bewilligt  worden:  im 
vorigen  Jahre  eine  Kriegsanleihe  von  60  Millionen,  von  der  40  Millionen 
realisirt  sind,  eine  Eisenbahnanleihe  von  24  Millionen  von  der  12  Millio- 
nen reaUsirt  sind,  und  ausserdem  eine  Anleihe  von  3  Millionen  für  den 
Fürsten  Thurn  und  Taxis,  welche  realisirt  ist  (S.  526);  im  Ganzen  sind 
also  55  Millionen  neuer  Schulden  realisirt  worden.  Ausstehend  von 
diesen  Anleihen  sind  noch  12  Millionen  der  Eisenbahnanleihe.  Dazu 
haben  wir  bis  jetzt  bewilligt:  eine  neue  Eisenbahnanleihe  von  40  Mil- 
lionen, und  die  königliche  Staatsregierung  verlangt  noch  in  der  Vor- 
lage über  die  Verwendung  der  Elriegsgelder  eine  weitere  Anleihe  von 
5  Millionen,  das  sind  noch  57  Millionen,  zusammen  also  112  Millio- 
nen, um  diese  Summe  ist  die  Staatsschuld,  abgesehen  von  der  üeber- 
nahme  der  Schulden  der  neuen  Landestheile,  gewachsen,  und  wenn  da- 
gegen etwa  ein  Nominalbetrag  von  6  Millionen  der  Staatsschuld  getilgt 
ist,  so  ergiebt  sich,  dass  die  verzinsliche  Staatsschuld  gegenwärtig 
365,143,000  Thlr.  beträgt;  dazu  gerechnet  die  Staatsschulden  der  neuen 
Landestheile  mit  100,505,000  Thlr.,  ergiebt  eine  Schuldenlast  von 
465,648,000  Thlr.  Dazu  treten,  um  das  Conto  vollständig  zu  ma- 
chen,   noch .  die   unverzinslichen    Staatsschulden.     Bisher   hatten    wir 
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15,842,000  Thir.  Kassenscheine,  dazu  sollen  jetzt  nach  dem  yon  uns 
bereits  angenommenen  Gesetz  2,407,000  Thlr.  neu  ausgegeben  werden; 
ausserdem  sollen  Darlehnskassenscheine  entweder  wieder  in  Umlauf  ge- 
setzt oder  neue  emittirt  werden  in  einem  Betrage  von  2,228,000  Thlr. 
Das  ergiebt  eine  unverzinsliche  Staatsschuld  yon  reichlich  20  Millionen, 
und  danach  beläuft  sich  die  ganze  Staatsschuld  auf  486,125,000  Thlr. 
Bei  diesen  gewaltigen  Summen,  welche  theils  für  neue  Eisenbahnanla- 
gen auf  Staatskosten  verlangt  sind,  und  theils  für  die  depossedirten 
Fürsten  und  für  die  üeberweisung  des  Provinzialfonds  an  die  Provinz 
Hannover  (8.  116  sqq.)  in  Anspruch  genommen  werden,  kann  man  wohl 
etwas  bedenklich  sein  bei  dem  Yergleich  unserer  Finanzverwaltung  mit 
den  früheren  Zeiten  des  Preussischen  Staates,  und  namentlich  bei  den 
letzten  Positiojien  könnte  wohl  die  Furcht  auftauchen ,  dass  es  auch  bei 
uns  heissen  möchte  wie  einst  in  Frankreich,  la  France  est  assez  riebe 
pour  payer  sa  gloire,  —  was  sich  nachher  als  eine  falsche  Vorausset- 
zung erwiesen  hat."  Wenn  nun  Twesten  das  nutzbare  Aktivvermögen 
aller  Landestheile  auf  706,300,000  Thlr.  anschlägt,  davon  die  Schulden 
mit  486,100,000  Thlr.  abzieht,  und  so  einen  üeberschuss  an  Aktiven 
von  220,200,000  Thlr.  herausrechnet  und  meint,  wir  könnten  „also 
wirklich,  wenn  es  darauf  ankommt,  sagen,  wir  sind  sehr  reich,"  so  ist 
—  ganz  abgesehen  von  den  Staatsgarantien  und  Leibrenten  —  der  be- 
rechnete Reichthum  nur  eine  Einbildung,  so  lange  die  Passiva  durch 
die  Aktiva  nicht  wirklich  beseitigt  sind  (vergl.  S.  189). 

Die  Ausgaben  für  die  Schulden  des  Preussischen  Staats,  alten  Be- 
standes, betrugen  nach  den  Etats  pro  1829  10,937,000  Thlr.,  1848 
6,832,900  Thlr.,  1861  15,547,700  Thlr.,  1867  16,321,100  Thlr.  Sie 
waren  also  1829  — 1848  von  100  auf  62  heruntergegangen  und  1848 
— 1867  von  100  auf  239  gestiegen.  Es  kamen  nach  den  Etats  von 
der  Gesammtausgabe  för  die  öffentliche  Schuld 

10,148,027  Thlr.  im  Jahre  1820  auf  die  Tilgung  2,505,850  Thlr. 

7,501,531      -        -        -       1850     -       -  -         2,533,017      - 

11,715,310      -        -        -       1855     -      -  -         3,735,324      - 

15,547,700      -        -        -       1861     -      -  -        4,267,445      - 

16,321,100      -        -        -       1867     -      -  -         5,188,898      - 

24,956,000      -        -        -       1868     -      -  -         7,966,766      - 

25,704,630      -        -        -       1869     -      -  -         8,178,433      - 

26,648,600      -        -        -       1870     -      -  -         8,666,141      - 

27,152,600      -        -        -       1871     -      -  -         9,038,322      - 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  wäre  zum  Theil  nicht  nöthig  gewesen, 
wenn  die  neuen  Ausgaben,  welche  für  erforderlich  erachtet  worden 
sind ,  durch  neue  oder  erhöhte  Steuern  (§.  60) ,  oder  auch  durch  Er- 
sparungen in  den  Ausgaben  gedeckt  worden  wären.     Geringer  hätte  die 
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Steigerung  aber  sein  können,  wenn  die  Regierang  nicht  alte  Schulden 
abgezahlt,  gleichzeitig  aber  neue,  und  zwar  höher  zu  verzinsende  kon* 
trahirt  hätte.  In  dem  StaatsschuldengeBetze  yom  17.  Januar  1820  heisst 
es,  dass  zur  allmäligen  Abtragung  aller  verzinslichen  Schulden  „für  im- 
mer £in  Procent  jährlich  von  der  gegenwärtigen  Höhe  des  Schuldkapi- 
tals  zu  einem  allgemeinen  Tilgungsfonds'^  bewilligt  würde.  „Diesem 
Fonds  treten  auch  die  aus  der  allmäligen  Abtragung  der  Schuld  ent- 
stehenden Ziuserspamisse  hinzu,  und  zwar:  a  — ".  „Dagegen  aber 
findet  c,  bei  den  übrigen  Schulden  (insbesondere  auch  den  Haupt- 
schulden, nämlich  den  Staatssohuldscheinen)  das  Hinzutreten  der  aus 
der  allmäligen  Kapitalstilgung  entstehenden  Zinserspamiss  zu  dem  all- 
gemeinen Tilgungsfonds  nur  in  bestimmten  Fristen  statt;  zunächst  in 
den  Jahren  1 820  bis  1 822 ,  jedoch  mit  Hinzurechnung  der  durch  die 
Schuldentilgung  in  den  Jahren  1818  und  1819  schon  erlangten  Zinser- 
sparnisse; vom  1.  Januar  1823  ab  aber  immer  in  Zeitabschnitten  von 
zehn  auf  einander  folgenden  Jahren ;  um  so  den  Bedarf  zur  Verzinsung 
von  Zeit  zu  Zeit  vermindern  und  dadurch  Unseren  ünterthanen  bei  Ent- 
richtung der  Abgaben  nach  und  nach  Erleichterung  gewahren  zu  kön- 
nen.'' Damals,  im  Jahre  1820  hielt  man  in  Freussen,  wie  auch  in 
England  den  Glauben,  durch  Tilgungsfonds  die  Staatsschulden  tilgen 
zu  können,  noch  nicht  allgemein  für  Aberglauben.  Eine  neue  Schuld 
au&sunehmen,  um  eine  alte  zu  tilgen,  kann  aber  nur  räthlich  sein, 
wenn  die  erste  weniger  Zinsen  kostet,  als  die  letzte. 

Der  Krimkrieg  und  der  Italienische  Krieg  haben  den  Preussischen 
Ünterthanen  zwar  Blut  nicht  gekostet,  sie  kosten  ihnen  aber  Zinsen. 
Durch  das  Gesetz  vom  20.  Mai  1854  wurde  dem  Kriegsminister  zu  den 
im  Jahre  1854  etwa  erforderlich  werdenden  ausserordentlichen  Bedürf- 
nissen der  Militärverwaltung  ein  Kredit  bis  zum  Betrage  von  30  Mill. 
Thlr.  eröffnet  und  der  Finanzminister  ermächtigt,  zu  diesem  Behufs 
nach  dem  eintretenden  Bedürfnisse  eine  Staatsanleihe  von  30  Millionen 
aufzunehmen.  Demnächst  wurden  im  Juni  15  Millionen  zu  4^^  und 
ferner  im  November  15  Millionen  in  Form  einer  Lotterieanleihe  aufge- 
nommen. Wie  viel  Frocent  Zinsen  die  letztere  Anleihe  dem  Staate  jähr- 
lich kostet,  kann  ich  nicht  angeben.  Die  erstere  kam  so  zu  Stande, 
dass  man  für  Einzahlung  einer  Summe  von  93  Thlrn.  eine  Schuldver- 
schreibung über  100  Thlr.  erhielt.  Hiemach  hat  der  Staat  jährlich  4^  ^ 
Zinsen  zu  zahlen.  Noch  theurer  kommt  ihm  die  schon  (S.  347)  er- 
wähnte Allleihe  von  1859  im  Betrage  von  30  Millionen  sni  stehen.  In 
der  Bekanntmachung  des  Finanzministers  v.  Fatow  vom  30.  Mai  1859 
waren  vom  1.  Juli  ab  5  ^  Zinsen  versprochen,  die  vordem  1.  Januar 
1870  nicht  heruntergesetzt  werden  sollen.  Um  eine  Schuldverschrei- 
bung über  100  Thlr.  zu  erlangen,    hatte  man  nicht  mehr  als  95  Thlr. 
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einzuzahlen  und  zwar  bis  zum  11.  Juni  10  Thlr.,  bis  8.  Juli  30  Thlr., 
bis  22.  August  25  Thlr.  und  bis  8.  Oktober  30  Thlr.  Bei  den  im  Juli 
und  August  stattfindenden  Einzahlungen  konnte  auch  die  ganze  gezeich- 
nete Summe  vorausbezahlt  werden ,  in  welchen  Fällen  weniger  zu  zah- 
len war.  Demnach  hat  der  Staat  etwa  5^  bis  5^ ^Zinsen  zuzahlen. 
Während  so  neue  Anleihen  gemacht  wurden  ^  wurde  gleichzeitig  mit 
Abzahlung  der  älteren,  niedriger  verzinslichen  Schulden  fortgefahren. 
Das  Resultat  eines  solchen  Systems  war,  dass  die  jährlichen  Gesammt- 
ausgaben  für  die  Staatsschulden  grösser  wurden.  Nach  den  oben  ange- 
gebenen Zahlen  kostete  die  Oesammtschuld  überhaupt  1820  4,65  ^,  1850 
4,11^,  1855  4,73^,  1861  5,72^.  Die  Gesammtschuld  kostete,  wenn 
man  die  Ausgaben  zur  Tilgung  ausser  Betracht  lässt,  1820  3,50  f,  1850 
2,72^,  1855  3,22^,  1861  4,15f  Die  Schuld,  ^lach  Abzug  der  un- 
verzinslichen, kostete  ohne  Berücksichtigung  der  Ausgaben  zur  Tilgung 
1820  3,69  j,  1850  3,07^,  1855  3,68^,  1861  4,41f  Dass  der  Pro- 
centsatz für  1850  geringer  ist,  als  für  1820,  liegt  wahrscheinlich  vor- 
zugsweise darin,  dass  in  der  Zwischenzeit  die  Zinsen  der  Staatsschuld- 
scheine von  4  ^  auf  3^  §  heruntergesetzt  wurden.  Wäre  die  Tilgung 
von  162  Mill.  Thaler  erspart,  so  betrüge  die  verzinsliche  Schuld  1864 
418,804,347  Thlr.  Wenn  auch  eine  Zinsheruntersetzung  nicht  stattge- 
funden hätte  und  wenn  die  Yerzinsung  noch,  wie  im  Jahre  1 820  3,69  ^ 
kostete,  so  hätte  die  Schuld  1864  nur  15,458,878  Thlr.  gekostet,  folg- 
lich weniger  als  in  den  Etats  für  1861  und  1867  angesetzt  war.  Die 
durch  das  Staatsschuldengesetz  von  1820  erweckte  Hoffnung,  dass  es 
durch  das  ff'irken  des  Tilgungsfonds  möglich  sein  würde,  „den  Bedarf 
zur  Verzinsung  von  Zeit  zu  Zeit  vermindern  und  dadurch  Unseren  Un- 
terthanen  bei  Entrichten  der  Abgaben  nach  und  nach  Erleichterungen 
gewähren  zu  können'',  ist  nicht  in  Erfüllung  gegangen^). 

Wenn  in  den  Jahren,,  wo  neue  Anleihen  nicht  aufgenommen  wer- 
den, IJeberschüsse  von  den  Staatseinnahmen  vorhanden  sind  und  diese 
zur  Abtragung  von  Schulden  verwendet  werden ,  so  sollte  man ,  wenn 
man  freie  Hand  hat,   nicht  alle  Arten  Ton  Schulden  gleichzeitig  tilgen. 


\)  E.  Richter,  Dm  Preussische  Staatsschuldenwesen  nnd  die  Preussischen  Staats- 
papiere. 1869.  S.  286.  237.  berichtet,  dass  1848  bis  1866  für  91,214,693  Thlr. 
getilgt  und  für  195,689,000  Thlr.  neue  Obligationen  ausgegeben  seien.  Dass  Fis- 
kus theurer  einkaufe  als  verkaufe,  wäre  ein  alter  Erfahrungssatz.  Schon  die  blos- 
sen Vermittelungskosten  einerseits  des  Kaufgeschäfts ,  •  andrerseits  des  Verkaufsge- 
schäfts mfissten  ja  einen  Unterschied  zwischen  den  Ankaufs-  nnd  den  Verkaufsprei- 
sen der  Obligationen  hervorbringen.  Nähme  man  an,  der  Unter.schied  zwischen 
dem  Verkaufspreise  der  neuen  und  dem  Einkaufspreise  der  alten  Obligntionen  hätte 
nur  1  ^  betragen ,  so  hätte  das  System ,  alte  Schulden  mit  neuen  Anleihen  zu  til- 
gen, auf  eine  Summe  von  91,214, G93  Thlr.  angewendet,  nahezu  eine  Million  geko- 
stet.    Der  Unterschied  wäre  aber  durchweg  viel  erheblicher  gewesen. 
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Alle  Forderungen  an,  den  Freussischen  Staat  werden  doch  als  gleich 
sicher  angesehen  werden  können ,  und  danach  sollte  man  denken ,  dass 
die  darin  angelegten  Kapitalien  denselhen  Zinsfuss  bringen  würden. 
Wäre  dieser  nun  4  ^,  so  müssten  die 

3|^procentigen  stehen  auf     S7^ 

4  -  -         -     100 
4^          -  -         -     112| 

5  -  -         -     125. 

So  können  diese  Fapiere  aber  niemals  stehen.  Wenn  alle  entweder 
durch  Ankauf  zum  Course  oder  durch  Verloosung  zum  Nennwerth  gleich- 
zeitig getilgt  werden,  so  wird  man  die  höher  verzinslichen  nicht  yiel 
über  den  Nennwerth  bezahlen,  um  nicht  etwa  das  Aufgeld  zu  verlieren, 
vielmehr  Heber  die  niedriger  verzinslichen  theuer  bezahlen,  wenn  mau 
auch  geringere  Zinsen  zieht.  Zu  Ende  des  Jahres  1864  z.  B.  stan- 
den die 

3-^procentigen  auf    91     und  brachten  danach  Zinsen  3,85^ 

4  -  -       97        -  -  -  -        4,12^ 
4|          -              .     102        ^           -               -  -        4,41^ 

5  -  .     105|     ....        4,74}^ 
Mit  1,000,000  Thlr.  könnte  man  also  zum  Course  oder  zum  Nennwerth 
tilgen 

Kapital,   und  jährlich   an  Zinsen  ersparen 
3|procentige     1,098,901  Thlr. 

4  -  1,030,928      - 
4^         -  1,000,000      - 

5  -  1,000,000  - 
Hiemach  würde  es  am  vortheilhafbesten  erscheinen,  immer  die  am 
höchsten  verzinslichen  Schulden  zu  tilgen,  weil  man  hierdurch  sogleich 
die  grössten  Zinsersparungen  erlangen  würde.  Dennoch  bin  ich  im  In- 
teresse der  Steuerzahler,  die  erleichtert  werden  müssen  und  können, 
der  Ansicht,  dass  die  Tilgung  immer  auf  die  am  niedrigst  verzinslichen 
Schulden  beschränkt  werden  müsste.  Es  würde  sich  eine  gesetzliche 
Vorschrift  empfehlen,  dass  die  Kirchen  und  kirchlichen  Anstalten,  so- 
wie die  Keligions-,  Kirchen-  und  geistlichen  Gesellschaften  aller  Art 
anderes  Eigenthum  als  Freussische  Staatsschuldscheine  künftig  nicht 
mehr  sollen  rechtlich  erwerben  können;  femer,  dass  für  alle  Gelder, 
welche  jetzt  bei  der  Freussischen  Bank  zu  2 ,  2^  und  3  ^  Zinsen  ange- 
legt werden  müssen,  künftig  Staatsschuldscheine  anzukaufen  wären. 
Demnächst  würde  ich  vorschlagen,  das  Gesetz  vom  24.  Juni  und  die 
Verordnung  vom  28.  Oktober  1861  dahin  abzuändern,  dass  die  bei  der 
Depositenkasse  für  den  Bezirk  des  Appellation sgerichtshof es  in  Cöln 
eingehenden  Gelder  nicht  mehr  bei  der  Freussischen  Bank  zu  2^  oder 


38,461  TWr. 
41,236      - 
45,000      - 
50,000      - 
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2  ^  angelegt  werden  dürfen,  sondern  sämmtlich  zum  Ankauf  von  Staats- 
Schuldscheinen  verwendet  werden  und  die  Hinterleger  die  Zinsen  davon 
unverkürzt,  und  nicht  bloss^  2^-  ^  erhalten  müssen.  Endlich  scheint  mir, 
und  nicht  bloss  für  den  Staatskredit,  sondern  auch  im  Interesse  aller 
sparsamen  Leute,  ein  Gesetz  wünschenswerth,  wonach  die  Bestände 
der  Sparkassen  künftig  immer  nur  entweder  in  Wechseln  mit  kurzer 
Yerfallzeit  oder  in  Staatsschuldscheinen  angelegt  werden  dürfen.  Wenn 
diese  von  mir  vorgeschlagenen  Gesetze  bald  erlassen  und  pünktlich  be- 
folgt würden,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der  Oours  der 
Staatsschuldscheine  bedeutend  steigen  muss;  ja  es  Wttre  nicht  unmög- 
lich, dass  die  verstärkte  Nachfrage  ihren  Cours  einst  bis  an  oder  über 
Pari  brächte.  Je  mehr  aber  der  Oours  der  Staatsschuldscheine  dem 
Pari  sich  nähert,  um  so  weiter  müssen  die  4,  4^  und  öprocentigen 
Staatsschulden  das  Pari  überschreiten,  wenn  ihre  Yerloosung  und  Rück- 
zahlung zum  Nennwerth  unterbleibt.  Wenn  die  Regierung  demnächst 
im  Stande  wäre,  zu  3^{  al  Pari  anzuleihen,  so  würde  es  ausführbar 
werden ,  den  Zinsfuss  der  gesammten  Staatsschuld  auf  3^  ^  herunterzu- 
setzen und  dadurch  den  Steuerzahlern  durch  Abschaffung  der  schlech- 
testen Steuern  bedeutende  Erleichterungen  zu  verschaffen. 

Bas  grossartigste  Beispiel  einer  solchen  Reduktion  oder  /Konversion 
bietet  Eng/and  unter  Peel's  Ministerium.  Da  der  Wohlstand  Fortschritte 
machte,  Kapitalien  im  üeberfluss  vorhanden  waren  und  der  Oours  der 
Fonds  stieg,  so  sahen  die  Inhaber  der  Breieinhalbprocents  voraus,  dass 
sie  bald  von  einem  Plane  der  Regierung,  den  Zins  dieser  Fonds  herab- 
zusetzen, vernehmen  würden.  Jedermann  sagte,  dass  eine  solche  Re- 
duktion ein  gutes  und  geeignetes  Mittel  zur  Yerminderung  der  Lasten 
wäre,  da  die  2«insen  der  Kapitalien  sehr  niedrig  standen  und  es  wahr- 
scheinlich war,  dass  sie  sich  so  halten  würden.  Am  8.  März  1844  trat 
der  Schatzkanzler  Goulbourn  mit  seinem  Plane,  der  äusserst  günstig 
aufgenommen  wurde,  hervor.  Es  sollten  Breieinhalbprocents  im  Be- 
trage von  250,000,000  £  auf  10  Jahre  in  Breieinviertelprocents  verwan- 
delt und  im  Jahre  1854  auf  3f  herabgesetzt  werden,  mit  einer  Ge- 
währleistung gegen  fernere  Herabsetzungen  für  einen  zwanzigjährigen 
Zeitraum'  von  jenem  Termin  an  gerechnet.  Burch  diesen  Plan  wurde 
für  zehn  Jahre  eine  sofortige  Ersparung  von  625,000  £  jährlich  erlangt, 
und  feachher  von  1,250,000  £  —  oder  8|  Mill.  Thaler  —  jährlich. 
Als  Frist  zum  Widerspruch  von  Seiten  der  Inhaber  wurden  vierzehn 
Tage  für  England ,  drei  Monate  für.  Personen  auf  dem  Kontinent  und 
elf  Monate  für  jeden  weiter  Entfernten  bewilligt.  Bie  vorgeschlagenen 
Resolutionen  gingen  einstimmig  durch,  und  die  darauf  begründete  Bill 
wurde  auch  im  Oberhause  am  19.  desselben  Monats  angenommen.     Wi- 
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'  derspruch  erhoben  äuBserst  Wenige,  und  das  Geschäft  wickelte  sich  bei- 
spiellos  glatt  ab^). 

In  Frankreich  fanden  EentenkonTersionen  1825  durch  Villele,   1852 
durch  Bineau  und  1862  durch  Fould  statt.     Yillele  wollte  Anfangs  die 
gesammtc  Staatsschuld,    die  damals  eine  5procentige  war  und  auf  106 
stand,   in  eine  3procentige  verwandeln.     Sein  Antrag  scheiterte   aber 
an  dem  Widerstand  der  Pairskammer  und  wurde  durch  eine  halbe  Maass- 
regel ersetzt,  durch  die  übrigens  der  Staat,    obgleich  yon  den  197  Mil- 
lionen  öprooentiger  Rente  nur  ungefähr  30^  Millionen  in  Sprocentige 
und  l  Million  in«4-}^procentige  umgewandelt  wurden,    dennoch  in  den 
Zinsen  der  konsolidirten  Schuld   um  jährliche  6  Millionen  erleichtert 
wurde.     Unter  der  Juliregierung  hat  keine  Bentenkonyersion  stattge- 
funden,   obgleich  die  Zeitverhaltnisse  daför  günstig  zu  sein  schienen 
und  obgleich  sie  zu  verschiedenen  Malen,  namentlich  1838,    1840  und 
1845  von  der  Deputirtenkammer  beantragt  und  vom  damaligen  Finanz- 
minister Humann  befürwort-et  wurde.    Louis  Philipp  war  aber  der  Kon- 
version persönlich  entgegen,  theils  weil  er  sich  selbst  im  Besitz  zahlrei- 
cher Kenten  befand,   noch  mehr  aber  aus  dem  Grunde,    weil  er  durch 
diese  Maassregel  die  Klasse  der  Renteninhaber  gegen  sich  aufzubringen 
fürchtete').     Nach  einem  Dekret  vom  14.  März  1852  hatte  jeder  Inha- 
ber einer  Rente  von  5  auf  100  zwischen  einer  Rückzahlung  al  Pari 
(100  Francs)  oder  einer  Reduktion  der  Zinsen  von  5  auf  4^  zu  wählen. 
Die  Fünfprocents  repräsentirten  im  Augenblick  der  Konversion  ein  Ka- 
pital von  3,587,000,000  Francs  und  eine  Rente  von  179,000,000.     Die 
Anträge  auf  Rückzahlung  beHefen  sich  nur  auf  73,700,000  und  in  Ren- 
ten auf  3,685,000.     Die  aus  der  Konversion  entstehenden  Yiereinhalb- 
procents  repräsentiren  ein  Kapital  von  3,513,000,000  und  eine  Rente 
von    158,000,000.      Die   jährliche    Ersparung '  beläuft    sich    also    auf 
17,500,000  Francs  —  oder  4f  Mill.  Thaler  —  welche  zum  Satz  von  A\ 
ein  Kapital  von  390,000,000  Francs  repräsentirt.     Den  Inhabern  der 
Yiereinhalbprocents   wurde   auf  zehn  Jahre  eine  Garantie  gegen  jede 
neue   Reduktion   gewährt^).      Am   12.  Februar  1862,    dem  Tage,   an 
welchem  die  Konversion  der  4-^  procentigen  in  3procentige  Rente  zum 
Beschluss  erhoben  wurde,    stand  die  4^procentige  Rente  auf  100  und 
die  3proccntige  auf  71.     Da  sich  nun  3  :  71  =  4j  :  106J  verhält,   so 
hätte  der  Besitzer  4^procentiger  Renten,   wenn  er  diese  verkaufen  und 
dafür  3procentige  Renten  ankaufen  wollen,    ohne  an  seinem  jährlichen 
Einkommen  zu  verlieren,    noch  ^\  Frcs.  aufisahlen  müssen.     Der  Staat 

1)  Martmeau,  Geschichte  Englands.    Bd.  4.    S.  223  sqq. 

2)  Geyer,  Frankreich.    S.  9.  10. 

3)  Chimier,  TraiU  de  Finances.    8.  256. 
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offerirte  ihm  nun  bessere  Bedingungen,  indem  er  nicht  eine  Aufzahlung 
(soulte)  von  6^,  sondern  von  nicht  ganz  b^  Eres,  auf  je  4}  Fros.  jährlicher 
Rente  verlangte  und  überdies  einige  andere  Vortheile  hinsichtlich  der 
Stempelgebühr,  der  EinZahlungsfristen  und  dergl.  eintreten  liess.  Von  den 
172  Millionen  umzuwandelnder  Rente  wurden  133^  Millionen  zur  Kon- 
version offerirt.  Der  Bruttoertrag  der  in  den  Staatsschatz  eingezahlten 
Soulte  belief  sich  auf  160^  und  der  Reingewinn  auf  1 57  Millionen^).  Diese 
Fouldsche  Operation  war  in  der  That  nichts  anderes,  als  eine  Anleihe 
durch  Erhöhung  des  Nominalkapitals  der  Staatsschuld.  Die  jährliche 
Zinsenausgabe  des  Staats  wurde  im  Ganzen  zwar  nicht  vermehrt,  aber 
auch  nicht  vermindert. 

Die  bedeutendste  Zinsherabsetzung  in  Preussen  wurde  mit  den  Staats- 
Bchuldscheinen  vorgenommen.  Eine  K.O.  vom  27.  März  1842,  die  als 
Gesetz  verkündigt  wurde,  ermächtigte  die  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden, die  Staatsschuldscheine  —  welche  über  Pari,  auf  104  stan- 
den  > —  behufs  Herabsetzung  der  Zinsen  von  4  auf  3^  ^  zur  haaren  Zu- 
rückzahlung nach  6  Monat,  vom  Erscheinen  der  sofort  zu  erlassenden 
Bekanntmachung  an  gerechnet,  oder  jedenfalls  am  2.  Januar  1843  zu 
kündigen;  und  bei  Bekanntmachung  der  Kündigung  sämmüiche  Inhaber 
von  Staatsschuldscheinen  aufzufordern,  diese  Papiere,  unter  Erklä- 
rung ihrer  Absicht,  die  Kündigung  anzunehmen,  spätestens  bis  zum 
1.  September  einzuliefern,  mit  der  Verwarnung,  dass  von  denjeni- 
gen Inhabern  von  Staatsschuldscheinen,  welche  dieser  Aufforderung 
nicht  nachkommen,  werde  angenommen  werden,  dass  sie  die  geschehene 
Kündigung  ihrer  Staatsschuldscheine  zur  haaren  Zurückzahlung  der  Va- 
luta ihrerseits  nicht  annehmen,  sondern  diese  Papiere  mittelst  still- 
schweigender Vereinigung  ohne  Weiteres  der  allgemeinen  Konvertirung 
unterwerfen  und  demgemäss  von  dem  bestimmt  gewesenen  Veiialltage, 
dem  2.  Januar  1843  ab,  nur  den  heruntergesetzten  Zinssatz  von  3-}^ 
fortbeziehen  wollen.  Wer  sich  bis  Ende  Juni,  Juli  oder  August  unter 
Einreichung  seiner  Staatsschuldscheine  zii  der  Konvertirung  freiwillig 
verstand,  erhielt  eine  Prämie  von  resp.  2,  1^  und  1^  und  die  Zusi- 
cherung, dass  eine  Verloosung  der  neuen  3 1  procentigen  Staatsschuld- 
scheine vor  1847  nicht  stattfinden,  vielmehr  der  Bedarf  für  den  Til- 
gungsfonds durch  Ankauf  beschafft  werden  solle.  —  Nach  dem  Imme- 
diatbericht  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  vom  9.  November 
1843  wurde  ein  Kapitalbetrag  von  98,973,350  Thlrn.  in  402,617  Staats- 
schuldscheinen zum  Zweck  der  Herabsetzung  des  Zinsfasses  von  4  auf 
3^^  am  10.  April  1842  gekündigt.     „Hiervon  sind 


1)  Geyer  ^  a.  a.  O.    S.  10.  11. 
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Thir. 

a)  zur    EoüTertirang    eingereicht     396,965  Stücke    über    98,383,175 

b)  zur  baaren  Rückzahlung  gelangt  60        -  -  69725 

c)  gar  nicht  vorgelegt,  also  still- 
schweigend   der   Konvertimng 

unterworfen 5,592        -  -  583,350 

Summa  wie  oben 402,617  Stücke    über    98,973,350 

Für  die  zur  Konyertirung  eingereichten  Staatsschuldscheine  wurden  an 
Prämien  gezahlt: 

a  2  ^  von  97,509,825  Thlr.   1,950,196  Thk.    15  Sgr. 
k  1|.      -  635,700      -  9,535      -      15     - 

a  1    -     -  237,650      -  2,376      -      15     - 

überhaupt  von  98,383,175  Thlr.   1,962,108  Thlr.  15  Sgr. 

Yon  diesen  Prämien  haben  jedoch  Staats-  und  andere  königliche  Fonds 
und  Kassen,  namentlich  der  Staatsschatz,  der  Erontresor,  der  Krön- 
und  der  königl.  Familien -Fideikommiss- Fonds,  die  Generalstaatskasse, 
die  General- Militärkasse,  die  Staatsschulden -Tilgungskasse,  die  Haupt- 
bauk,  die  Seehandlung,  die  Justizbeamten -Wittwenkasse,  die  Kasse 
des  Kadetten -Instituts  und  das  Militärwaisenhaus  auf  die  ihnen  gehöri- 
gen 27,484,850  Thlr.  Staatsschuldscheine  549,697  Thlr.  empfiingen  ^). 
Auch  sind  den  Gerichts-  und  vormundschaftlichen  Depositoiien ,  den 
Elämmereien,  Landgemeinden,  Kirchen,  frommen  und  milden  Stiftun- 
gen und  Korporationen  sehr  bedeutende  Prämien  zugeflossen.  Wir  er^ 
wähnen  nur  des  Kurmärkischen  Pupillendepositoriums,  des  hiesigen 
städtischen  Yormundschaftsdepositoriums ,  der  Bepositorien  des  Kam- 
mergerichts und  des  Stadtgerichts,  sowie  der  hiesigen  Kämmerei, 
welche  auf  die  ihnen  zugehörigen  konvertirten  Staatsschuldscheine  über 
2,610,050  Thlr.,  an  Prämien  52,201  Thlr.  empfouigen  haben.  Die  al- 
ten 4procentigen  Staatsschuldscheine  sind  eingezogen  und  den  Besitzern 
der  konvertirten  neue  3^procentige  Schulddokumente  nach  einem  von 
Ew.  Königl.  Majestät  bereits  unter  dem  40.  August  1841  Allerhöchst 


1)  In  der  damals  noch  absoluten  Preussischen  Monarcbie  war  es  also  mogUch, 
dass  sich  einzelne  fiskalische  Verwaltungen  auf  Kosten  einer  anderen  fiskalischen 
Verwaltung,  nämlich  der  Verwaltung  der  Staatsschulden,  bereicherten.  Eine  For- 
derung an  den  Fiskus,  die  eine  Behörde,  welche  den  Fiskus  vertritt,  für  densel- 
ben erworben  hat,  ist  durch  Conftision  aufgehoben;  und  da  es  nur  Einen  Fiskus 
giebt  und  Niemand  an  sich  selbst  etwas  zahlen  kann,  so  wird  Fiskus  dadurch, 
dass  unter  dem  Namen  einer  Konvertlrungsprämie  Gtold  aus  einer  fiskalbchen  Kasse 
herausgenommen  und  in  eine  andere  fiskalische  Kasse  hinein  gelegt  wird,  weder 
ärmer,  noch  reicher.  Vergl.  S.  106.  208.  Uebrigens  wäre  zur  Dnrchfiihrung  der 
Konvertirung  damals  vielleicht  die  Gewährung  einer  Prämie  nicht  einmal  nothwen- 
dig  gewesen. 
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genehmigten  Formulare  in  denselben  Apoints  ausgehändigt  worden.  — 
Die  Kosten,  welche  die  Konvertirung  der  Staatsschuldscheine  verur- 
sacht hat,  beliefen  sich  und  zwar: 

Thlr.    Sgr.    Pf. 

a)  die  Kosten  der  Konvertirung  auf       .     .     .     .  3,512   12     9 

b)  die  Kosten   der  Ausfertigung  und  Ausreichung 

der  neuen  Staatsschuldscheine  und  Zinscoupons  auf        66,286     8  1 1 
Dazu  sind  später  noch  gekommen:  die  den  Beam- 
ten   bei    den  Regierungshauptkassen   und   bei  der 
Kontrole  der  Staatspapiere  für  diese  ausserordent- 
lichen Geschäfte   bewilligten  Eemunerationen   mit  5,700  —  — 

c)  die  Konvertirungsprämie  auf 1,962,108   15  — 

Summa  aller  Koston 2,037,607     6     8 

welche  der  allgemeine  Betriebsfonds  getragen  hat.  Dagegen  beläuft 
sich  das  Ersparniss,  welches  durch  die  Herabsetzung  des  Zinsftisses  von 
4  auf  3|^  erwächst,  auf  jährlich  494,866  Thlr.  22  Sgr.  6  Pf." 

Ein  späterer  Versuch,  die  Zinsen  von  Staatsschulden  herunter  zu 
setzen,  wurde  nicht  auf  Grund  eines  Gesetzes  gemacht.  Die  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  machte  am  21.  März  1862  bekannt,  dass 
der  Zinsfuss  der  Staatsanleihen  von  1850  und  1852,  im  Betrage  von 
noch  etwa  29  Mill.  Thaler,  von  4|-  auf  4  ^  herabgesetzt  werden  sollte. 
Demgemäss  wurden  diese  sämmtlichen  Schuldverschreibungen  den  In- 
habern behufs  der  Rückzahlung  des  Kapitals  am  1.  Oktober  1862  ge- 
kündigt. Diejenigen,  welche  auf  die  Zinsherabsetzung  eingehen  und 
dies  bis  zum  30.  April  zu  erkennen  geben,  sollten  eine  Prämie  von  \^ 
des  Kapitals  erhalten.  Von  denjenigen,  welche  die  Schuldverschreibun- 
gen nicht  bis  zum  30.  April  eingereicht  und  in  die  Zinsherabsetzung  ge- 
willigt haben,  wurde  angenommen,  dass  sie  auf  die  Zinsherabsetzung 
nicht  eingehen  wollten  und  die  Rückzahlung  des  Kapitals  am  1 .  Oktober 
1862  vorziehen.  Die  Inhaber  von  13  Mül.  Thaler  von  diesen  Anleihen 
hatten  sich  nicht  erklärt,  dass  sie  in  die  Zinsherabsetzung  willigen. 
In  der  Sitzung  vom  10.  Juni  1865  erklärte  das  Abgeordnetenhaus :  Der 
Allerhöchste  Erlass  vom  21.  März  1862  —  wegen  Herabsetzung  des 
ZinsfiiBses  der  nach  dem  Erlass  vom  7.  Mai  1850  und  vom  28.  November 
1851  kreirten  Staatsanleihen  von  4^  auf  4  ^  —  war  mit  der  Verfassung 
nicht  im  Einklang ,  und  bedarf  zu  seiner  Rechtsgültigkeit  der  Genehmi- 
gung beider  Häuser  des  Landtags. 

Vor  der  Französischen  Revolution  stand  Preussen  in  dem  Ruf,  dass 
es  keine  oder  doch  nur  sehr  unbedeutende  Schulden  habe.  Dies  ist  aber 
nicht  ganz  richtig.  Die  früheren  Regenten  waren  oft  in  grosser  Geld- 
noth  und  mussten  dann  Hülfe  bei  den  Landständen  suchen,  um  ihre 
verpfändeten  Domänen  wieder  einlösen  zu  können.     Bei  dem  Tode  Fried- 

l)4^r^ius ,  Finanz wisscnsclu    2.  Aufl.  4  7 
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richs  des  Grossen  (S.  678)  können  die  Schulden  des  Staats  aber  nicht  er- 
heblich gewesen  sein.  Zu  Ende  des  Jahres  1 804  betrugen  sie  24,780,220 
Thlr.  und  1806  54,419,149  Thlr.  Alle  Staatsschulden,  mit  Ausnahme 
der  Forderungen,  die  nicht  als  Anleihen  zu  betrachten  sind,  und  der 
auswärtigen  Anleihe  —  hiess  es  in  dem  Finanzedikt  Tom  27.  Oktober 
1810  —  „sowohl  diejenigen,  welche  jetzt  als  solche  betrachtet  werden, 
mit  Einschluss  der  Schulden ,  Aktien  and  Papiere  der  Seehandlung  and 
der  Hauptbank,  auch  anderer  Institute  des  Staats,  als  solche,  die  Wir 
von  den  Provinzial-  und  Kommunalschulden  künftig  für  dergleichen  er- 
klären und  auf  die  Staatsschuldenfonds  übernehmen  worden ,  sind ,  um 
der  Agiotage  zu  steuern ,  zu  konsniidfreti ,  mit  Ausschluss  der  Baukobli- 
gationen ,  bei  denen  die  bisherige  Verzinsung  bleibt ,  auf  einerlei  Zins- 
fuss  von  Vier  Prozent  zu  setzen  und  die  bisherigen  Verschreibungen  ge- 
gen neue  einzuwechseln.  Abseiten  der  Gläubiger  darf  keine  Aufkündi- 
gung stattfinden ;  sie  müssen  die  Zahlung,  wenn  sie  derselben  bedürfen, 
auf  dem  Markt  durch  Verkauf  suchen,  aber  es  wird  eine  Summe  unver- 
änderlich bestimmt,  die  spätestens  gleich  nach  Abtragung  der  Kontri- 
bution an  Frankreich  und  der  rückständigen  Zinsen ,  jährlich  auf  die 
Weise  abbezahlt  wird ,  dass  von  den  numerirten  Obligationen  eine  den 
Abtragssummen  gleichkommende  Anzahl  durch  das  Loos  ausgewählt  und 
öffentlich  gezogen  werde.  Wir  behalten  Uns  dabei  vor,  auch  mehr  ab- 
zutragen, wenn  die  Umstände  es  gestatten.  In  wiefern  die  Provinzial- 
und  Kommunalkriegsschulden,  oder  ein  Theil  derselben,  för  Staats- 
schulden zu  erklären  sind,  muss  noch  von  vorhergehenden  Untersuchun- 
gen abhängig  gemacht  werden/'  Demnächst  machte  das  Finanzministe- 
rium bekannt,  dass  alle  im  Umlaufe  vorhandenen  Staatsschuldverschrei- 
bungen mit  dem  Anfange  des  Jahres  1811  in  neue  Schuldverschreibun- 
gen, Staatsschuldacheine  genannt,  umgeschrieben  werden  sollten;  die 
Bankobligationen  und  Banknoten,  die  Brennholz-  und  Nutzholzobliga- 
tionen (S.  354),  so  wie  die  Bergwerksobligationen,  oder  die  von  der 
Bergwerkspartie  aufgenommenen  Kapitalien  wurden  jedoch  nicht  in 
Staatsschuldscheine  verwandelt.  Die  Summe  der  ausgefertigten  und  im 
Umlaufe  befindlichen  Staatsschuldscheine,  von  welchen  die  Zinsen  vom 
1.  Juli  1814  ab  regelmässig  bezahlt  wurden,  betrug  Anfangs  1813  bei- 
nahe 20  Millionen  Thaler,  1816  30  Millionen,  1818  35  Millionen,  1819 
56  Millionen.  In  dem  mit  dem  Staatsschuldengesetz  vom  17.  Januar 
1820  veröffentlichten  Etat  waren  aufgeführt:  die  Staatsschuldscheiney 
oder:  die  konsolidirte  Staatsschuld,  mit  Einschluss  der  in  den  Jahren 
1 8^  noth wendig  gewesenen  Mehrausgaben,  und  der  annoch  unumgäng- 
lich erforderlichen  extraordinären  Bedürfnisse,  als  Zinsen  -  und  Kapital- 
rückstände, Zahlungen  an  auswärtige  Staaten,  Festungs-,  (^amisonein- 
riohtungs-,  Land-  und  Wasserstrassen -  und  andere  Bauten,  Retablisse- 


§61.     ABÄAHLUNÖ  DER  STAATSSCHULDEN.  739 

meuts  der  Festangsanwolmer  u.  s.  w.  mit  119,500,000  Thlr.  Zu  Ende 
1812  schloss  die  Summe  der  Schulden  mit  131,765,336  Thlr.  ab.  Die 
grossen  Anstrengungen,  welche  die  Jahre  1813  bis  1815  erforderten, 
um  eine  Armee  yon  mehr  als  250,000  Mann  zu  schaffen  und  mit  allen 
Bedürfnissen  zu  versehen ,  die  dem  Staate  gebliebenen ,  die  wieder  er* 
oberten  Festungen  in  Stand  zu  setzen  und  mit  dem  Nöthigen  zu  ver- 
sehen, so  wie  die  Einrichtung  der  neuen  Verwaltung  im  Innern  waren 
so  bedeutend,  dass  die  von  Frankreich  gezahlte  Kontribution  von  145 
Hill.  Frcs.  bei  Weitem  nicht  hinreichte,  um  die  ausserordentlichen  Be- 
dürfnisse zu  decken.  So  hatte  sich  bis  Ende  1819  die  Schuld  wieder 
um  85,483,426  Thlr.  vermehrt.    Unter  dieser  Summe  sind  aber  begriffen 

1)  die  mit  den  neu  erworbenen  Ländern  übernom- 
menen Schulden • 34,749,302  Thlr. 

2)  die  Geldabfindungen  wegen  erworbener  Territo- 
rialrechte und  nutzbarer  Gerechtsame       .     .     .     10,169,917     - 

zusammen  44,919,219  Thlr., 
welche  nicht  zu  den  durch  die  Kriegsrüstungen  und  die  Führung  des 
Kriegs  entstandeneu  Schulden  gehören.  Ausserdem  war  eine  bedeu- 
tende Summe  in  dem  Hauptetat  mit  enthalten,  die  für  die  ausserordent- 
lichen, noch  nicht  befriedigten  Bedürfnisse  vorbehalten  war,  welche 
nicht  durch  die  ordentlichen  Einnahmen  bestritten  werden  konnten. 
In  dem  Etat  von  1820  war  zwar  die  Summe  der  eigentlichen  Staats- 
schuldsoheine  zu  119,500,000  Thlr.  angegeben;  damals  war  aber  nur 
etwa  die  Hälfte  in  diesen  Staatsschuldscheinen  ausgefertigt.  Die  Regie- 
rung musste  nämlich  darauf  eingerichtet  sein ,  dass  bei  dem  noch  nicht 
vollendeten  Steuersystem  noch  manche  AusMle  bei  den  Staatskassen 
übernommen  und  dass  noch  manche  grosse  Bedürfnisse  befriedigt  und 
manche  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  noch  nicht  übersehbare  Schuld 
übernommen  werden  musste;  sie  behielt  sich  daher  noch  eine  bedeu- 
tende Summe  zur  Bisposition  vor,  die  erst  nach  und  nach  in  der  Form 
von  Staatsschuldscheinen  ausgegeben  oder  zur  Anschaffung  der  nöthigen 
Summen  bei  anderen  Operationen  gebraucht  wurde.  Was  femer  die  im 
Etat  vor  der  Linie  stehenden  provinziellen  Staatsschulden  betrifft,  so 
war  die  angegebene  Summe  von  25,914,694  Thlr.  nur  eine  vorläufige 
Annahme.  Auch  die  Schulden  dieser  Art  sollten  der  allgemeinen  Staats- 
schuldenverwaltung überwiesen  und  von  ihr  deren  Yerzinsung  und  all- 
mälige  Tilgung  besorgt  werden. 

Für  die  in  dem  Staatsschuldenetat  angegebenen  Staatsschulden 
wurde  durch  das  Staatsschuldengesetz,  wie  schon  (S.  111)  erwähnt,  mit 
dem  Vermögen  und  Eigenthum  des  Staats  Garantie  geleistet.  Die  in 
dem  Finanzedikt  vom  27.  Oktober  1810  versprochene  Tilgung  der  Schuld 
durch  allmälige  Yerloosung  und  Auszahlung  nach  dem  Nennwerth  sollte 

47* 
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aber  erst  dann  eingeleitet  werden ,  wenn  die  betreffenden  Schulddoku- 
mente nicht  mehr  unter  dem  Nennwerth  aufgekauft  werden  können. 
Zur  Ausführung  des  Staatsschuldengesetzes  wurde  eine  von  der  librigen 
Staats-  und  Finanzverwaltung  ganz  abgesonderte  Behörde,  „Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden",  aus  einem  Präsidenten  und  vier  Mitglie- 
dern bestehend,  eingesetzt,  und  dafiir  verantwortlich  gemacht,  dass 
weder  Ein  Staatsschuldschein  mehr,  noch  andere  Staatsschuldendoka- 
mente  irgend  einer  Art  ausgestellt  werden,  als  der  vom  Könige  vollzo- 
gene Etat  besagt,  Sie  war  verpflichtet,  der  künftigen  reichsständigen 
Versammlung,  und  bis  zur  Einführung  derselben,  dem  Staatsrath  jähr- 
lich Rechnung  zu  legen.  Der  Präsident  und  die  Mitglieder  wurden  we- 
gen der  zu  übernehmenden  Verpflichtungen  und  dass  sie  bei  ihrer  Ver- 
waltung nach  keinen  andern  als  den  hier  ausgesprochenen  Grundsätzen 
verfahren  wollen,  besonders  vereidet.  —  Dieser  Eid  hatte  im  Jahre  1 846 
(S.  395)  einen  geringen,  in  mehreren  finiheren  Fällen  (S.  664  sqq.)  aber 
gar  keinen  Erfolg.  —  Eine  K.O.  vom  13.  Mai  1824  bestimmte,  dass  der 
Ankauf  der  Staatsschuld  scheine  für  den  Tilgungsfonds  aufhören  und  da- 
gegen Verloosung  eintreten  sollte  ^).  Da  diese  Maassregel  aber  den  er- 
warteten günstigen  Erfolg  nicht  gehabt  hatte,  so  verordnete  die  K.O. 
vom  25.  Februar  1826,  dass  die  zur  jährlichen  Tilgung  der  Staats- 
schuldscheine gesetzlich  bestimmte  Summe  für  das  Jahr  1 826  und  ferner- 
hin wieder  zum  Ajikauf  verwendet  werden  sollte.  Für  die  Zeit  von  An- 
fangs 1811  an  bis  Ende  1825  hat  Krug  den  Cours  der  Staatsschuld- 
scheine mitgetheilt.  An  der  Berliner  Börse  galten  100  Thaler  Staats- 
schuldscheine am  2.  Januar  1811  52^,  6. — 10.  Januar  1812  45,  1.  Juli 
31,  25.  Januar  1813  37|,  5.  März  42^,  5.— 12.  Juli  26,  25.— 27. Ok- 
tober 50|,  21.  Februar  1814  75,  20.  Februar  1815  86,  21.  April  58^, 
31.  Juni  81|,  29.  Dezember  76|,  1.  März  1816  80|^,  1.- September 
1818  63J,    28.  — 31.  Dezember  1819  71f ,    30.  Dezember  1823  73y^j, 

1)  Vamhagefi  schrieb  den  28.  Mai  1824:  Eine  Königliche  Verordnung  bestimmt, 
dass  künftig  eine  halbjährige  Verloosung  der  Staatsschuldscheiue  stattfinden  und 
die  gezogenen  nach  dem  vollen  Nennwerth  ausbezahlt  werden  sollen.  Diese ,  statt 
der  bisherigen  AmorHsirung  eintretende  Haassregel  macht  grosses  Aufseben.  Die 
Staatsschuldscheiue  steigen  natiirlich ,  und  werden  bald  pari  stehen.  Allein  man 
fragt,  warum  verschenkt  der  Staat  so  ungeheure  Summen?  Denn  die  Differenz 
zwischen  dem  zeitigen  Course  und  dem  Nennwerthe  wird  entschieden  geopfert. 
Es  fehlt  nicht  an  vielen ,  zum  Theil  bitterbösen  Vermnthungen.  Man  glaubt ,  es 
sei  eine  neue  grosse  Emission  von  Staatsschuldscheinen  im  Werke,  und  diese  wolle 
man  zum  höchsten  Cours  ausbringen.  Andere  vermuthen  anderes.  Dass  die  Finanz- 
noth  noch  immer  wftchst,  darüber  ist  nur  Eine  Stimme.  Jene  verschenkende  Maass- 
regel  stellt  man  übrigens  noch  in  scharfen  Gegensatz  mit  der  beraubenden  in  Be- 
treff der  Dauziger  Schuld  (S.  715).  Herr  Präsident  Rother  ist  jetzt  nach  Schle- 
sien gereist,  wo  er  zuverlässig  eine  Zusammenkunft  mit  Herrn  v.  Rothschild  aus 
Wien  hat.  -- 
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1.  Juni  1824  ^^,  3.  Januar  1825  90|,  31.  Dezember  1825  87|.  An- 
fangs 1842  standen  sie  auf  104  und  ihre  Zinsen  wurden  von  4  auf  3^ 
heruntergesetzt  (S.  735).  Am  1.  Juli  1847  war  ihr  Cours  93,  und  im 
Jahre  1848  standen  sie  Mitte  Januar  92,  Anfangs  April  64  und  Ende 
Dezember  79-|.  Im  Jahre  1866  standen  sie  am  2.  Januar  89^,  12.  Mai 
65,  5.  Juli  84.  Anfangs  1870  war  ihr  Cours  78^  und  gegen  Endo 
August  1871   85. 

Durch  das  Gesetz  vom  24.  Februar  1850  wurde  die  Hauptverwal- 
tung der  Staatsschulden,  welche  aus  einem  Direktor,  der  nicht  zugleich 
Minister  sein  darf,  und  drei  Mitgliedern  bestehen  soll ,  unter  der  obe- 
ren Leitung  des  Finanzministers,  unter  die  fortlaufende  Aufsicht  einer 
besonderen  „Staatsschuldenkommission"  gestellt.  Der  Direktor  und  die 
Mitglieder  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  haben  vor  Antritt 
ihres  Amtes  in  öffentlicher  Sitzung  des  Obertribunals  einen  besonderen 
Eid  zu  leisten:  „dass  sie  weder  einen  Staatsschuldschein,  noch  irgend 
ein  anderes  Staatsschuldendokument  über  den  in  den  bestehenden  oder 
in  Zukunft  zu  erlassenden  Gesetzen  bestimmten  Betrag  hinaus  ausstellen, 
oder  durch  Andere  ausstellen  lassen,  auch  mit  allem  Fleiss  und  allem 
Nachdruck  darauf  halten  und  dafür  sorgen  wollen ,  dass  die  ihrer  Ver- 
waltung anvertraute  Staatsschuld  prompt  und  regelmässig  verzinset,  das 
Kapital  aber  in  der  durch  die  Gesetze  vorgeschriebenen  Art  getilgt 
werde  und  dass  sie  sich  von  Erfüllung  dieser  Pflichten  und  der  übrigen, 
ihnen  mit  eigener  Verantwortlichkeit  übertragenen  Obliegenheiten  durch 
keine  Anweisungen  oder  Verordnungen  irgend  einer  Art  abhalten  lassen 
wollen.*'  Die  Staatsschuldenkommission  übt  die  fortwährende  Eontrole 
über  alle,  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  unter  eigener  Ver- 
antwortlichkeit übertragenen  Geschäfte.  Sie  besteht  aus  drei  Abgeord- 
neten der  Ersten  und  drei  Abgeordneten  der  Zweiten  Kammer,  welche 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  drei  Jahre  gewählt  werden,  und  aus 
dem  Präsidenten  der  Oberrechnungskammer.  Die  Beschlüsse  der  Kom- 
mission werden  nach  Stimmenmehrheit  gefasst,  doch  ist  zu  einem  Be- 
schlüsse die  Anwesenheit  von  wenigstens  vier  Mitgliedern  erforderlich. 
Die  aus  den  Kammern  gewählten  Mitglieder  der  Staatsschuldenkommis- 
sion werden  vom  Präsidenten  in  öffentlicher  Sitzung  unter  Hinweis  auf 
ihren  als  Abgeordnete  geleisteten  Eid,  der  Präsident  der  Oberrechnungs- 
kammer aber  in  der  öffentlichen  Sitzung  des  Obertribunals,  unter  Hin- 
weisung auf  seinen  Amtseid ,  auf  die  Erfüllung  ihrer  besondem  Oblie- 
genheiten verpflichtet.  Bei  dem  jährlichen  regelmässigen  Zusammentritt 
der  Kammern  erstattet  die  Staatsschuldenkommission  den  beiden  Kam- 
mern Bericht  über  ihre  Thätigkeit,  so  wie  über  die  Ergebnisse  der  un- 
ter ihre  Aufsicht  gestellten  Verwaltung  dos  Staatsschuldenwesens  in  dem 
verflossenen  Jahre.   Die  Hechnungen  der  Staatschuldentilgungskasse  wer- 
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den,  nachdem  sie  von  der  Oberrechnungskammer  revidirt  und  festge- 
stellt worden  sind,  der  Staatsscholdenkommission  zugestellt,  welche  die- 
selben zu  prüfen  und  demnächst  mit  ihrem  Bericht  den  Kammern  zu 
überreichen  hat.  In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  Tom  6.  Mai 
1865  wurde  folgender  Antrag  angenommen:  Da  für  das  Jahr  1862  ein 
Etatsgesetz  nicht  zu  Stande  gekommen,  auch  für  in  diesem  Jahre  ge- 
leistete Ausgaben  eine  Indemnität  seitens  der  Königlichen  Staatsregie- 
rung nicht  nachgesucht  und  eine  solche  nicht  ertheilt  ist,  findet  sich 
das  Haus  der  Abgeordneten  zur  Zeit  nicht  in  der  Lage,  der  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden  über  darin  für  das  Jahr  1862  gelegte 
Kechnungen  die  Decharge  zu  ertheilen.  Am  17.  Juni  1865  erklärte  das 
Abgeordnetenhaus :  Da  für  das  Jahr  1 863  ein  Etatsgesetz  ebenfalls  nicht 
zu  Stande  gekommen ,  auch  für  die  in  diesem  Jahre  geleisteten  Ausga- 
ben weder  eine  Indemnität  seitens  der  Königlichen  Staatsregiemng  nach- 
gesucht, noch  eine  solche  ertheilt  ist,  findet  sich  das  Haus  der  Abgeord- 
neten  zur  Zeit  nicht  in  der  Lage,  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschul- 
den über  deren  für  das  Jahr  1 863  gelegte  Eechnung  die  Decharge  am 
ertheilen.  Endlich  am  27.  September  1866  hat  das  Abgeordnetenhaus 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschuldon  für  die  Bechnungen  pro  1862, 
1863  und  1864  die  Dechargen  ertheilt,  desgleichen  am  1.  Juni  1867 
für  die  Bechnungen  pro  1865  und  am  24.  Eebruar  1868  für  die  Bech- 
nungen pro  1866  u.  s.  w.  Am  10.  und  11.  Februar  1870  wurde  im 
Abgeordnetenhause  der  Bericht  der  Budgetkommission  über  die  XJeber- 
sicht  von  den  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  des  Jalires  1868  beratheu. 
Die  Kommission  beantragte:  I.  Zu  ]^apitel  35.  Tit.  1,  „Verzinsung  der 
Öffentlichen  Schuld  1)  die  Mehrausgabe  von  720,000  Thlrn.,  welche  im 
Jahre  1868  durch  die  über  die  Ermächtigung  des  Gesetzes  vom  9.  März 
1867  und  über  den  Etatsansatz  hinaus  verstärkte  Bealisation  der  in  Ge- 
mässheit  des  Gesetzes  vom  9.  März  1867  aufzunehmenden  Eisenbahn- 
anleihe  veranlasst  worden  ist,  für  nicht  gerechtfertigt  zu  erklären  und 
demgemäss  die  von  der  Staatsregierung  für  die  betreffende  Post  gefor- 
derte Genehmigung  zu  versagen;  2)  die  Staatsschuldenkommission  zu 
beauftragen,  aus  den  Akten  der  Staatsschuldenverwaltung  genau  festzu- 
stellen, welche  Stellung  die  letztere  gegenüber  dem  Gesetze  vom  9.  März 

1867  in  Betreff  der  sofortigen  Ausfertigung  der  ganzen  24  Millionen- 
Anleihe  eingenommen  und  wodurch  sich  dieselbe  für  befiigt  erachtöt 
hat,  diesen  ganzen  Betrag  dem  Finanzmiuistcr  zur  Bealisation  auszu- 
händigen, obwohl  der  §.  2  ausdrücklich  die  allmälige  Bealisation  der 
Anleihe  nach  Maassgabe  der  für  die  einzelnen  Baujahre  erforderlichen 
Geldmittel  anordnet  und  das  Staatshaushaltsgcsetz  für  das  Finanzjahr 

1868  diesen  Bedarf  im  Höchstbetrage  von  10  Mill.  Thlrn.  festgesetzt 
hat.     Den   ersten  Antrag   der  Budgetkommission  nalim   das  Abgeord- 
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neteuhaus   mit  überaus   starker  Majorität,    und   den  zweiten  mit  166 
gegen  151   Stimmen  an.     (Vergl.  S.  251.) 

Das  Gesetz,  betreffend  die  Konsolidation  Preussi scher  Staatsanleihen, 
vom  19.  December  1869  ^)  verfolgt  einen  doppelten  Zweck,  die  Her- 
stellung einer  einheitlichen  Porm  der  Verbriefung  und  die  Abstreifung 
der  Tilgungsfrist  für  einen  Theil  der  Staatsschuld.  Die  Mannigfaltigkeit 
zahlreicher  Sohuldtitel  —  allein  auf  dem  Titel  der  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden  stehen  115  Kategorien  von  Schulden  —  verursacht  nicht 
nur  der  Schuldenverwaltung  grosse  Mühe  und  Beschwerde,  sondern  be- 
nachtheiligt  auch  den  Staatskredit  im  Allgemeinen.  Die  verschiedenen 
Arten  der  Freussischen  Staatspapiere  erschweren  dem  Publikum  die 
Ueber&icht  über  die  Staatsschuld  im  Ganzen  und  das  Yerständniss  für 
die  einzelnen  Papiere.  Das  macht  die  Anlage  von  Geldern  in  Preussi- 
sehen  Staatspapieren  bei  den  Kapitalisten  weniger  beliebt,  verhindert 
namentlich  eine  grössere  Verbreitung  der  Papiere  im  Auslande.  Die 
Verschiedenheit  der  Anleihen  erschwert  aber  auch  den  Verkehr  in 
Preussischen  Staatspapieren.  Je  weniger  zahlreich  ein  Papier  an  der 
Börse  vertreten  ist,  um  so  stärkeren  Coursschwankungen  unterliegt  das- 
selbe. Diese  Erschwerung  des  Handels  einerseits  und  die  aus  der  Viel- 
heit der  Papiere  folgenden  Beschränkungen  des  Nehmerkreises  anderer- 
seits drücken  aber  auf  den  Cours  kleinerer  Anleihen.  Ein  ungünstiger 
Cours  der  Staatspapiere  ist  für  die  Staatsfinanzen  nachtheilig,  weil  er 
auch  für  neue  Anleihen  einen  niedrigen  Begebungscours  mit  sich  bringt 
und  für  die  bereits  ausgegebenen  Papiere  den  Zeitpunkt  entfernter  er- 
scheinen lässt,  zu  welchem  eine  Kündigung  der  höchstverzinslichen  Pa- 
piere behufs  Herabsetzung  des  Zinsfusses  erfolgen  kann.  Die  Tilgungs- 
pflicht führt  bei  Coursen  unter  pari  zu  einem  nutzlosen  Aufwände,  wenn 
der  Staat  neue  Anleihen  zu  machen  veranlasst  ist.  Die  Differenz  zwi- 
schen dem  Emissions course  solcher  Anleihen  und  dem  höheren  Ankaufs- 
preise für  die  gleichzeitig  zu  tilgenden  Schuldbeträge  ist  für  die  Staats- 
kassen ein  Opfer,  welchem  kein  wirthschaftlicher  Vorthei]  gegenüber- 
steht. Dieses  Opfer  würde  erspart  und  die  neuaufzunehmende  Anleihe 
niedriger  bemessen  werden  können,  wenn  für  die  Ausgaben,  zu  deren 
Deckung  sie  bestimmt  ist,  das  aufzuwendende  Tilgungsquantum  verfüg- 
bar wäre.  Dazu  kommt,  dass  nicht  jede  Form  der  planmassigen  Til- 
gung den  Gläubigern  die  Staatsanleihen  annehmlicher  zu  machen  geeig- 
net ist.  Für  die  grosse  Mehrzahl  der  Staatsgläubiger  ist  die  Aussicht, 
nach  Decennien  in  den  Vollbesitz  des  verschriebenen  Kapitals  zu  gelan- 
gen, von  verschwindender  Bedeutung.  Dagegen  ist  es  eine  empfindliche 
Belästigung,  welche  den  Verkehr  mit  Preussischen  Staatspapieren,  na- 

1)  E.  lUchter,  Das  neue  Gesetz  betreffeud  die  Konsolidation  Preassischer  Staats- 
anleihen mit  den  AusfQhrungsbestimmungen  erläutert.   1870. 
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mentüch  im  Auslande  Abbruch  thut,  dass  die  Staatsglanbiger,  sobald  die 
Anleihen  den  Paricours  erreichen ,  zu  genauer  Durchmusterung  der  pe- 
riodischen Ausloosangslisten  genöthigt  sind,  um  Zinsyerlusten  yorssubeu- 
gen,  gegen  welche  gleichwohl  wegen  mancherlei  Zu£iUigkeiten  keine 
absolute  Sicherung  zu  finden  ist.  Da  für  die  Erreichung  des  Zwecks 
des  Gesetzes  —  welches  am  14.  Dezember  im  Abgeordnetenhause  mit 
282  gegen  128  Stimmen  und  am  19  ej.  im  Cerrenhause  fast  einstimmig 
angenommen  wurde  —  die  Auflösung  des  Schuld  Verhältnisses  im  Wege 
der  Kündigung  sich  für  die  Eegierung  durch  den  Stand  der  Staatspapiere 
unter  dem  Paricours  verbot,  so  blieb  nur  der  eingeschlagene  Weg  übrig, 
die  Umwandlung  im  Wege  des  freiwilligen  üebereinkommens  zu  voll- 
ziehen unter  Anbietung  einer  Prämie,  welche  die  Gläubiger  geneigt 
macht,  auf  den  Umtausch  ihrer  Schnldtitel  gegen  neue  auszugebende 
Yerschreibuugen  einer  konsolidirten  Anleihe  einzugehen.  Denjenigen 
Gläubigern  gegenüber,  welche  zur  Umwandlung  nicht  die  Hand  bieten 
wollen,  bleibt  der  Staat  zur  unverminderten  Tilgung  verpflichtet.  Zu 
dieser  Tilgung  werden  aber  zunächst  die  gegen  die  Obligationen  der  kon- 
solidirten Anleihe  eingetauschten  Obligationen  verwandt.  Diese  Stücke 
werden  deshalb  in  ein  besonderes  Depositum  gebracht,  aus  welchem  der 
Tilgungsbedarf  för  jedes  Jahr  zu  entnehmen  ist.  Würden  statt  dessen 
die  gegen  konsolidirte  Obligationen  eingetauschten  Stücke  sofort  ver- 
nichtet, so  erbten  die  nicht  zur  Eintauschung  präsenürten  Stücke  deren 
Ansprüche  an  dem  jährlichen  Tilgungsfonds  und  wurden  im  Yerhältniss, 
wie  der  letztere  zu  den  übrig  gebliebenen  Obligationen  grösser  erscheint^ 
der  Tilgung  durch  Ausloosung  d.  h.«der  Einlösung  al  pari  näher  gefuhrt 
Der  daraus  bei  dem  gegenwärtigen  Course  unter  pari  erwachsende  Yor- 
theil  würde  die  Besitzer  reizen,  den  Eintausch  gegen  konsolidirte  Obli- 
gationen zu  unterlassen,  was  der  Staat  natürlich  nicht  wünschen  kann. 
In  so  weit  der  volle  Tilgungsbedarf  nicht  für  jede  der  älteren  Anleihen 
aus  dem  genannten  Depositum  der  eingetauschten  Stücke  zu  beschaffen 
ist,  soll  das  Fehlende  nach  wie  vor  den  bestehenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gemäss  durch  freihändigen  Ankauf  unter  dem  Nennwerth 
und  insoweit  der  Ankauf  nicht  imter  dem  Nennwerth  bewirkt  werden 
kann,  durch  Ausloosung  und  Kündigung  behufs  der  Einlösung  zum  Nenn- 
werth  beschafft  werden. 

Das  Konsolidationsgesetz  betraf  eine  Schuldsumme  von  223,436,175 
Thlr.,  nicht  ganz  die  Hälfte  der  Preussischen  Staatsschuld,  und  zwar 
12  4|  procentige  Anleihen  über  170,468,375  Thlr.  imd  5  4  procentige 
Anleihen  über  52,967,800  Thlr.,  dem  Etat  pro  1870  entsprechend.  Die 
zur  Amortisation  dieser  4-|  und  4  prooentigen  Anleihen  im  gedachten 
Etat  ausgeworfene  Summe  beträgt  im  Ganzen  3,422,856  Thlr.  Das  Ge- 
setz beabsichtigt  an  Stelle  der  alten  4  und  4-J  proceutigen  Obligationen 
nur  4}  procentige  konsolidirte  Obligationen  auszugeben,    will  also   die 
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4  procentige  Schuld  in  eine  4^  procentige  verwandeln.  Die  Umwand- 
lung der  4procentigen  in  4^  procentige  soll  in  der  "Weise  geschehen, 
dass  4  procentige  Obligationen  nach  dem  Yerhaltniss  von  900  zu  800 
Thlr.  in  4  procentige  Verschreibungen  der  konsolidirten  Anleihe  umge- 
wandelt werden  können.  Der  Zinsgenuss  wird  also  für  die  Gläubiger 
durch  den  Umtausch  der  4  procentigen  in  4-|  procentige  nicht  yerändert. 
Die  konsolidirten  Obligationen  sind  yon  Seiten  der  Inhaber  unkündbar. 
Der  Staat  hat  eine  Verpflichtung  zur  Tilgung  gegen  den  Inhaber  nicht 
Übernommen,  ist  auch  yor  dem  I.Januar  1885  nicht  berechtigt,  die 
Obligationen  zu  kündigen.  Will  er  also  früher  zur  Tilgung  schreiten, 
so  kann  dies  nicht  durch  Ausloosung ,  falls  die  Obligationen  etwa  über 
pari  gestiegen  wären ,  sondern  nur  in  der  Art  geschehen ,  dass  die  zur 
Tilgung  bestimmten  Mittel  zum  Ankauf  eines  entsprechenden  Betrages 
Ton  Schulddokumenten  verwendet  werden.  Zur  Ausfuhrung  des  Ge- 
setzes, welches  dem  Finanz  minister  übertragen  war,  erliess  dieser  end- 
lich am  3.  März  1870  eine  Bekanntmachung,  worin  er  sich  wegen  des 
Umtausches  der  Schuldverschreibungen  der  Anleihen  von  1856,  von 
1867  C  und  von  1868  A  im  Gesammtbetrage  von  45,097,275  Thlr.  noch 
eine  besondere  Bekanntmachung  vorbehielt. 

Für  den  Schluss   der  nebenstehenden  Jahre  hat  Bichter   die  Ge- 
sammtschuld  des  Preussischen  Staats  berechnet 

1822  Thlr.  232,000,000  Schuldkapital  und  Thlr.  9,700,000  Verzinsung 
1833      -      216,000,000  -  -         -       7,400,000 

1848      -      158,500,000  -  -         -       6,031,473 

1866      -      290,000,000  -  -         -     11,970,223 

1869       -      479,462,583  -  -         -      18,873,345 

und  zwar: 

Der  Etat  der  Staatsschulden-Verwaltung. 

allgemeine  Staatsschulden Thlr.  324,000,375 

provinzielle  Staatsschulden -  2,800,634 

Eisenbahnschulden -        18,056,412 

Schatzanweisungen -        13,000,000 

Alte  Landestheile Thlr.  357,857.421 

Hannoversche  Schulden -        22,146,050 

Zurhessische  -  -        15,406,500 

Nassauische  -  -        20,340,628 

Hessen-Homburgische  -  -  131,429 

Schleswig-Holsteinische         -  -  377,092 

Summe  der  verzinslichen  Schulden Thlr.  416,259,120 

Kassenanweisungen  .     .     .     .• -        18,259,000 

Summa  der  Staatsschuld  auf  dem  Etat  der  Staats- 
schuldenverwaltung     Tlilr.  434,518,120 

Kenten  jährlicher  Ausgaben -  429,753 
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Andere  Etats,  insbesondere  Etat  für  das  Pinanzministeriuni. 

A.  Passiva  der  Generalstaatskasse. 

I.  Eenten  und  Entschädigungen   für  aufgehobene  Hechte  und  Nutzun- 
gen und  zwar:  Ausgaben  1869. 

1.  Renten  an  Pursten  und  Standesherren    .     .     .     Thlr.  204,179 

2.  Entschädigung   für  Aufhebung  der  Sund-  und 

BeltzöUe -     243,462 

3.  Entschädigung  an  Dänemark   für  die  Mehrlast 

von  Pensionszahlungen -     419,311 

4.  An  das  Militärwaisenhaus  in  Potsdam     .     .     .         -     132,253 

5.  Sonstige  Eenten  und  Entschädigungen  für  auf- 
gehobene Zölle  u.  s.  w -     207,625 

II.  Zuschuss  zur  Verzinsung  und  Tilgung  verschiedener 
vom  Staate  nicht  übernommener  Provinzial-  und  Eom- 
munalschulden : 

1.  Zur  Tilgung  der  ständischen  Schulden  der  Nie- 
derlausitz           -         2,880 

2.  Zur  Verzinsung  und   Abtragung  der  Schulden 

der  Stifter  Merseburg  und  Naumburg      ...         -         6,700 

3.  Zur  Verzinsung  der  Schulden  der  vormals  freien 
Stadt  Frankfurt.  In  dem  besonderen  Special- 
etat zu  diesem  Titel  sind  vor  der  Linie  die 
Schuldkapitalien  wie  folgt  vermerkt:  KapitÄlbetnig 

A.  Allgemeine  Schulden Thlr.    4,311,771 

B.  Eisenbahnschulden -       3,660,114 

C.  Schwebende  Schuld 3,969,719 

Summa Thlr.  11,941,604 

Ausgaben  1869 

B.  Apanagen Thlr.  430,464 

C.  Pensionsaussterbefonds -     490,000 

Kapit&lbetrag 
Auf  den  besonderen.  Etat  für  die  HohenzoUemschen  Lande 

Schuldkapital  152,500  Gulden  = Thlr.    87,140 

Abgesehen  von  allen  Garantien  und  davon ,  dass  doch  auch  die 
Kapital-  und  Eentenschulden  des  Norddeutschen  Bundes  zu  ^  den  Preus- 
sischen  Steuerzahlern  zur  Last  fallen,  können  die  vorstehenden  Zusam- 
menstellungen ^)  der  Schuldon  des  Preussischen  Staats  als  vollständig 
durchaus  noch  nicht  angesehen  werden.  Denn  es  fehlen  darin  offenbar 
Zeit-  und  Lcibreut^nschulden ,  die  sich  im  Ganzen  auf  Millionen  per 
Jahr  belaufen,  namentlich  Pensionen  an  Oivilbeamte,  Militärs,  Wittwen. 

1)  Itichttrj  Das  Preussische  Staatsschuldenweseii.  S.  67.   85.  88.   lio — 154.  51. 
211.  367. 
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Wenn  aUo  dem  Staate  gehörigen  Bergwerke,  Hütten,  Salinen,  Eisen- 
bahnen, Domänen,  Forsten,  Gestüte,  der  Staatsschatz,  die  Porzellan- 
fabrik, die  Staatsdruckerei  und  olle  sonstigen  Fabrik-  und  Handels-' 
etablissements ,  unter  welchem  Namen  und  unter  welchem  Ministerium 
sie  auch  bestehen  mögen;  die  Aktiva  der  Seehandlung  und  der  Ge- 
neralstaatskassc ;  die  besonderen  Betriebsfonds  einzelner  Staatsanstalten 
und  Behörden  —  welche  gar  nicht  nothwendig  sind,  weil  ja  verfassungs- 
mässig alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats  für  jedes  Jahr  im  Vor- 
aus veranschlagt  und  auf  den  Staatshaushaltsetat  gebracht  werden  müs- 
sen ;  —  ferner  alles  übrige  disponible  und  disponibel  zu  machende  Vermö- 
gen und  Eigenthum  des  Preussischen  Staats ,  sowie  der  von  dem  Könige 
von  Preussen  1864  und  1866  erworbenen  Länder;  und  alles  Vermögen 
ihrer  ehemaligen  Fürsten  —  die  als  seine  Feinde  der  Eroberer  (8.  115) 
das  höchste  Interesse  hatte,  so  machtlos  und  arm  ^)  als  möglich  zu 
machen,  damit  sie  nicht  Anhänger  kaufen,  und  Rebellen,  Briganten  und 
Konspiranten  im  In  -  oder  Auslande  bezahlen ,  und  niemals  als  Präten- 
denten gefährlich  oder  nur  unbequem  werden  können;  —  endlich  auch 
alle  geistlichen  Güter  zur  Abzahlung  von  Staatsschulden  verwendet  wür- 
den, so  könnte  wohl  der  grössere  Theü  derselben  —  mit  Ausnahme 
freilich  der  Pensions-  oder  Leibrentenschulden,  die  mit  einer  vergrösser- 
ten  Armee  und  einem  vergrösserten  Beamtenheere  Preussens  und  des 
Deutschen  Eeiches  voraussichtlich  von  Jahr  zu  Jahr  grösser  werden 
dürften  —  beseitigt  werden.  Da  in  diesem  Fall  der  grössere  Theil  der 
Ausgaben  an  Zinsen  und  ein  ungeheurer  Verwaltungsaufwand,  nament- 
lich mit  dem  allmaligen  Absterben  der  entbehrlich  werdenden  und  daher 
gut  zu  pensionirenden  (§.  8)  Beamten,  wegfallen  müssten,  so  könnte 
dem  Volke  ein  Bedeutendes  jährlich  an  Steuern  fortwährend  erlassen 
werden.  Dadurch  würde  der  König  nicht  allein  Dank  von  seinen  frühe- 
ren TJnterthanen  ernten,  sondern  auch  das  Vertrauen  und  die  Anhäng- 
lichkeit der  grossen  Mehrheit  seiner  neuen  Unterthanen  schneller  und 
sicherer  gewinnen,  als  durch  Erhaltung  sogenannter  berechtigten  Eigen- 
thümlichkeiten  —  wozu  Spielbanken  und  Lotterien  aber  nicht  zu  rech- 


1)  Im  Tilsiter  Frieden  trat  der  König  von  Preussen  (Art.  7)  mit  völliger  Pro- 
prietät und  Souverainität  ab  alle  Herzogthiimer  u.  s.  w.,  ainsi  que  tous  les  domaines 
ou  biens  fonds  de  toute  nature  que  Sa  dite  Majest^  le  Roi  de  Prusse  poss<^dait  k 
quelque  titre  que  ce  fut ,  entre  le  Rhin  et  r£lbe ,  au  commencemcnt  de  la  guerre 
präsente.  Von  irgend  einem  Vorbehalte  zu  Gunsten  des  Privatvermögens  Friedrich 
Wilhelm's  III  war  nicht  die  Bede,  auch  nicht  im  Art.  25  (S.  392).  Weshalb  sollte 
König  Wilhelm  von  seinen  Ministern  den  Rath  erhalten,  die  reichen  Exregenten 
von  Hannover ,  Kurhessen  und  Nassau ,  mit  denen  Vertrüge  abzuschliessen  er  gar 
nicht  nöthig  hatte,  besser  zu  behandeln,  als  der  erste  Napoleon  nur  vertragsmässig 
seinen  Vater,  der  niemals  aufgehört  hatte ,  König  von  Preussen  zu  sein  ,  behandeln 
konnte  ? 
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neu  siud.  Bass  die  FreuBsische  Eegieruug  in  Hannover  pro  November 
1866  einen  ansserordenüichen  Steuerzusclüag  aasschrieb,  konnte  dort 
die  Sympathien  für  Freussen  nicht  stärken,  tun  so  weniger,  als  die  Er- 
hebung bald  darauf  suspendirt  wurde,  die  Ausschreibung  also  nicht  ein- 
mal nothwendig  war. 

Freussen  mit  vielen  Schulden  und  vielen  Soldaten  wäre  weniger 
mächtig,  als  wenn  es  schuldenfrei  wäre,  und  weniger  Soldaten  hielte. 
Denn  in  diesem  PaUe  wäre  es  durch  andere  Staaten,  die  finanziell  we- 
niger mächtig  sind,  viel  weniger  bedroht,  also  sicherer.  Dass  ein  Staat, 
welcher  viel  Soldaten,  Officiere  und  Generale  unterhält,  ohne  viel  Schul- 
den sein  könnte ,  lässt  sich  nach  den  seitherigen  Erfahrungen  nicht  an- 
nehmen. Zur  Erhöhung  des  Staatskredits  Freussens  würde  es  übrigens 
gereichen,  wenn  die  Verfassung  dahin  geändert  würde,  dass  die  Regie- 
rung, wie  in  England  (S.  28),  die  Zinsen  der  Staatsschulden,  einschliees- 
lich  der  dem  Staat  zur  Last  fallenden  Zeit-  und  Leibrenten,  also  aller 
Fensionen,  ohne  die  vorherige  jedesjährige  Bewilligung  der  Volksvertre- 
tung regelmässig  fortzuzahlen  hätte.  Dann  wäre  kein  Staatsgläubiger 
selbst  in  dem  Fall  mehr  gefährdet,  dass  das  Abgeordnetenhaus  oder  das 
Herrenhaus  den  Staatshaushaltsetat  nicht  rechtzeitig  genehmigen  oder 
verwerfen  sollte.  Würde  es  ferner  etwa  unausführbar  oder  besonders 
bedenklich  sein,  auch  in  Freussen  die  Zahlung  der  Givilliste  an  den 
König,  wenn  sie  für  seine  Lebenszeit  einmal  bewilligt  wäre,  von  der 
jcdesjährigen  vorherigen  Bewilligung  durch  die  Volksvertretung  unab- 
hängig zu  machen,  vorausgesetzt,  dass  sie  vorher  für  imcmer  ausser  alle 
Beziehung  zu  den  Domänen,  Forsten  und  säkularisirten  Gütern  (S.  347) 
gesetzt  worden  wäre?  Li  England  sind  übrigens  die  Staatsgläubiger 
und  die  Krone  nur  dadurch  sichergestellt,  dass  die  den  konsolidirten 
Fonds  bildenden  Einnahmen  aus  Steuern  nicht  von  der  jedesjährigen 
besondern  Bewilligung  des  Farlaments  abhängen.  In  Freussen  dürfte 
indessen  Aehnliches  jetzt  kaum  noch  leicht  einzurichten  sein,  da  Regie- 
rung und  Volksvertretung  auf  einen  Theil ,  und  vielleicht  auf  die  grös- 
sere Hälfte  der  Steuern  auf  immer  verzichtet  haben ,  indem  die  Ein- 
und  Ausgangsabgaben,  die  Rübenzucker-,  Salz-,  Tabak-,  Brantwoin-  und 
Biersteuem,  der  grössere  Theil  der  Wechselstempelsteuer,  auch  die 
etwanigen  TJeberschüsse  der  Fest-  und  Telegraphenverwaltung,  endlich 
bedeutende  Matrikularbeiträge,  die  doch  auch  durch  Steuern  aufgebracht 
werden,  dem  Deutschen  Reiche  zufiiessen. 

Wäre  jetzt  für  Deutschland  nicht  etwa  die  Möglichkeit  vorhanden, 
dem  einstigen  Beispiel  Amerikas  zu  folgen  (S.  632)  ?  0.  Hübner  giebt 
1871  in  der  zwanzigsten  Auflage  seiner  statistischen  Tabelle  aller  Län- 
der der  Erde  die  Schulden  der  Deutschen  Staaten  zu  1076,  das  Fapier- 
geld,   wohl  viel  zu  gering,   zu  49  und  die  Schulden  des  Norddeutschen 
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Bundes  zu  350  Millionen  Thaler  an.  Durch  die  Forderungen  an  Frank- 
reich im  Betrage  von  zusammen  5200  Milliarden  Francs,  durch  baldige 
Versteigerung  des  Materials  der  gewaltigen  Kriegsbeute  —  da  nur  eine 
Vernichtung  der  erbeuteten  "Waffen  ohne  Gefahr,  eine  Aufbewahrung 
und  Umarbeitung  derselben  dagegen  nicht  ohne  Zostenaufwand  und 
ohne  Zinsenverlust  geschehen  könnte  —  ferner  durch  Veräusserung  des 
Staatsei genthums ,  namentlich  der  Domänen,  einschliesslich  Forsten,  in 
den  einzelnen  Ländern ,  wie  namentlich  in  Preussen  und  Mecklenbui'g, 
so  wie  durch  Einziehung  der  geistlichen  Güter,  welche  schon  1803  den 
Eegierungen  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen  überlassen  waren  (S.  135), 
wäre  es  ausführbar ,  die  Schulden  des  Deutschen  Eeiches  und  der  ein- 
zelnen Deutschen  Staaten  vollständig  abzuzahlen,  und  auch  endlich  eine 
Münzreform  in  Deutschland  —  aber  m.  E.  nicht  ohne  vorherige  gänz- 
liche Aufhebung  der  Preussischen  Bank  und  Seehandlung  (vergl.  S.  301. 
383.  397 — 400.  665.  672.  691)  —  durchzuführen.  Und  ein  schulden- 
freies Deutschland  würde  dem  verschuldeten  Frankreich  gegenüber  ge- 
wiss sehr  mächtig  sein,  so  dass  der  Deutsche  Keichstag  für  manches 
Jahr  wahrlich  ohne  Furcht  die  Militär-  und  Marineausgaben  nur  in 
einem  Minimum  zu  bewilligen  brauchte.  Sollte  er  aber  so  schwach 
sein ,  sich  zu  grösseren  Bewilligungen  bestimmen  zu  lassen ,  so  würde 
er  nicht  im  Sinne  des  Deutschen  Volkes  handeln,  denn  dies  will  end- 
lich dauernden  Frieden  und  keine  Einmischung  in  die  Verhältnisse  an- 
derer Mächte,  diese  also  auch  nicht  angreifen  oder  bedrohen  (vergl. 
S.  189.  501). 


Druck    v^on  Fr.   F r o m m a n n   in  Jena. 
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